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Vorrede. 


Durch perſönlichen Verkehr und unmittelbare Wahrnehmung hatte 
ich vielfeitig Gelegenheit, das hier zu Sande in einem hohen Grade 
rege gewordene Bedürfniß nach einer Erläuterung des neuen Givil- 
Prozeß-Geſetzes kennen zu lernen. , 

Diefe Erfahrungen waren für mein gegenwärtige Werk, das 
gleich bei dem Erſcheinen des neuen Geſetzes in Angriff genommen 
wurde, maßgebend. 

Sch fand es für nothiwendig, in der Erläuterung der neuen 
Civilprozeß⸗Ordnung, welche von der vorangegangenen heimathlichen 
Legislation über dieſen Gegenftand ſich wejentlich unterfcheidet, fo 
wenig al3 möglich Vorausſetzungen zu machen und mich bejonders 
mit Rückſicht auf die Hinderniffe des Verſtändniſſes, welche hie und 
da durch die Sprachverjchiedenheit in den Weg gelegt werben, ber 
größtmöglichen Gemeinfaplichkeit zu befleigen. 

Durch “meine aufßerordentlihen Vorträge an der hierortigen 
Rechtsafademie über den vorliegenden Gegenftand für Beamte und 
Advokaten bin ich in eine ſehr vortheilhafte Beziehung zu mehreren 
im hohen Grade achtungswerthen und ausgezeichneten Gefeskundißen 
des ſächſiſchen und ungarischen Bartifularrechtes getreten, Deren 
freundlicher und zuvorkommender Vermittlung ich die meiften Auf» 
jhlüffe über heimathliche Nechtsinftitute, zu welchen ich bisweilen 
die Zuflucht nehme, zu danfen habe. 

Den größten Dank ſchulde ich jedoch der reichhaltigen altöfter- 
reichifchen Literatur über das Civilprozeßrecht und dieſelbe benügt 
zu Haben, wird mir gewiß nicht zum Vorwurf gereichen. 

Auch die Schriften von Mittermayer, Heffter, Weeber, Gönner, 
Linde, Bolley und die Erläuterungen der allgemeinen preußijchen 
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Gerichtsordnung durch Gefeßgebung und Wiſſenſchaft unter Be— 
nügung der Yuftizminifterialaften und Geſetzgebungs-Reviſionsarbei— 
ten von Gräff, von Rönne und Simon habe ich hie und da zu 
Rathe gezogen. 

Meinem Beruf und meinem gewiß berechtigten Streben, nach 
Kräften gemeinnüßig zu fein, bat die vorliegende Grläuterung ihr 
Dafein zu verdanfen. Indem ich dieſelbe der Deffentlichfeit über— 
gebe, empfehle ich fie zugleich einer wohlwollenden und nachfich- 
tigen Beurtheilung. 

Möge die Vorſehung mein Wirfen fegnen und ihm jenen Er— 
folg angedeihen laſſen, den ich dabei beabfichtigte! 


Hermannjtadt den 20. November 1852. 


Der Verfafer. 





Einleitung. 


Vorerinnerungen. 


B 


Die Civilprozeß-Ordnung beftimmt die Form der Geltendmachung ftrei- 
iger oder gefährdeter Privatrechte. Nicht alfo, was Nechtens ift, jondern 
vie ftreitige oder gefährdete Brivatrechte geltend zu machen find, ift Gegen- 
tand der Civilprozeßordnung. 


1. 


Unfere Civilprozeßordnung bat fich aus der früheren dfterreichiichen 
Sivil-PBrozeß-Gefeßgebung entwidelt und hat deshalb die Gejchichte Diejes 
Segenftandes zu ihrer Vorausſetzung. 


Im. 


Wie in den meiften Staaten Deutichlands einheimifche Rartifular- 
Beſetze dem römifchen, kanoniſchen und gemeinen deutichen Prozeßrechte Die 
Herrichaft ftreitig machten, jo war dieß auch in den zum deutjchen Bund 
ehörigen Kronländern Defterreichs der Fall. Die ältefte noch vorhandene 
fterreichifche Landesordnung (vom 12. oder 13. Jahrhundert) enthält 
yereitS einige allgemeine, auf das Nechtsverfahren ſich beziehende Vorſchrif— 
en, denen fich zwei Jahrhunderte jpäter mehrere Landesordnungen für ein- 
elne Kronländer anreihten. 

Das Mangelhafte und Unbeftimmte diefer Geſetzwerke mußte durch den 
Serichtögebrauch ergänzt werden und fo gejchah es denn, daß nad) und nad 
tiefelben ganz außer Gebrauch kamen und an deren Stelle ein Privatwerk: 
Suttingerd gefammelte Gerichtsgebräuche, trat, welches bis zur Erſcheinung 
der Sofephinifchen Gerichtsordnung als Handbuch des gerichtlichen Verfah- 
rens in Streitiachen benüst wurde. Die Quellen, worauf ſich dieſes Hand- 
buch vorzüglich beruft, find: 

a) Das römijche und kanoniſche Recht; 

b) die einheimiiche GerichtSordnung Ferdinand L; 
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c) die nachgetragenen Gbdifte, Reſkripte, Advofatenordnungen, Nevi- 
ſions- und Erefutionsordnungen ; 

d) die Deflaratorien der Gerichtshöfe ; - 

e) Enticheidungen einzehter Fälle; j 

f) die Anfichten mehrerer Ausleger des gemeinen Nechts und mehrer 
befannter Praftifer. 

Spaͤtere, das gerichtliche Verfahren in Streitfachen betreffende Anord- 

nungen erjcheinen in dem Codex Austriacus mit feinen Supplementbänden. 


IV. 

Die Uebelſtände diefer mangelhaften Geſetzgebung Fonnten dem hellen 
Blicke der erleuchteten Kaiferin Maria Thereſia nicht entgehen. Bereits im 
Sabre 1753 batte Diejelbe einen ausführlichen Plan zur Abfaffung eines 
vollitändigen oder angeordnet, wodurch allen Provinzen ein ſicheres, 
gleiches Recht und eine gleichförmig vehtlihe Verfahrungs— 
art beſtimmt werden ſollte. Es wurden zu dieſem Ende auch die nöthigen 
Norarbeiten unternommen, ohne daß es jedoch der großen Kaiferin gegönnt 
gewejen wäre, Ihren Plan zur That reifen zu fehen. Die Eopififation der 
Beftimmungen über das Prozeßrecht war erſt Sr. Majeftät Kaiſer Joſeph IL. 
vorbehalten. 

w 

Mit dem Patente Sr. Majeltät Sailer Joſeph I. vom 1. Mai 1781 
wurde die allgemeine oder Sofephinijche Gerichtsordnung für Böhmen, Mäh- 
ren, Schleſien, Defterreich unter und ob der Enns, Steiermarf, Kärnthen, 
Frain, Görz, Gradiska, Tirol und die Vorlande fund gemacht und der Tag 
der Wirkſamkeit dieſes Gejeges fpäter auf den 1. Mai 1782 feftgejest. Im 
dem Kundmachungspatente motivirt der Geſetzgeber die Erlafjung dieſes Ge— 
jeges, wie felgt: „In gnädigfter Erwägung, Daß die reine Juftizpflege nicht 
blos von der Güte der bürgerlichen Gejege, fondern auch von vorzüglicher 
Auswahl jenev Wege abhänge, in welchen dem Nichter, ohne daß er feine 
Beſtimmung verfehle, die Mittel zur Entdefung der Wahrheit vorzulegen 
find, haben Wir zur Erreichung dieſes Endzwedes und um in unferen ge 
fammten deutjchen Erblanden eine Einförmigfeit einzuführen, jene Bearbei- 
tung vollenden laſſen, welche unfere vielgeliebtefte Srau Mutter, weiland 
Kaiterin Königin Majeftät unvergeßlichen hc in den legten Jahren 
ihrer glorwürdigften Negierung einzuleiten gerubt haben: und da wir Die 
felbe Unjern Abjichten gemäß befunden, als machen wir Euch .... 
fund... .2c. Für die ebengenannten Provinzen wurde mit dem a. h. Pa— 
tente vom 1. Mai 1781 auch die allgemeine Konfursordnung Fundgemacht, 
welche ebenfalls am 1. Mai 1782 gefegliche Kraft erlangte. 


VI. 

Im Verlauf der Zeit entſtanden über den Sinn einzelner Vorſchriften 
dieſer Geſetze, hauptſächlich aber über mehrere Gegenſtände, welche die Ge— 
richtsordnung unberührt ließ, oder nicht vollſtändig beſtimmt zu haben ſchien, 
viele Zweifel und Anfragen, welche man durch allgemeine Vorſchriften beant— 
worten zu müſſen erachtete; und ſo überſtiegen die in Druck gelegten Erläu— 
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rungen, Ergänzungen und Veränderungen allmälig an Umfang den ur— 
rünglichen Text. Bon Xeopold II. ward daher eine Nevifton der Gerichts- 
dnung beichlofien, bei der man aber von dem Grundfage ausging, nur die 
beblichen nachgefommenen Berordnungen an den zufömmlichen Orten ber 
jerichtsordnung einzufchalten und nur die Dringend nothwendigen Abän— 
rungen in Vorfchlag zu bringen. Der hieraus entftandene Entwurf ift 
eils den inländifchen juridifchen Lehrförpern, theild den Gerichten um. ihre 
rinnerung mitgetheilt und dann einer neuen Berathung der Gejegfommif- 
on unterzogen worden. So entftand die allgemeine Gerichtsordnung für 
Seftgalizien, welche mit dem Patente Sr. Majeftät des Kaifers Franz I. 
m 49. Dezember 1796 Fundgemacht wurde und in der benannten Provinz 
it dem 1. Mai 1797 in gefegliche Kraft trat. 

Die weitgalizifche Gerichtsordnung unterfcheidet fich von der Joſephi— 
schen Gerichtsordnung dadurch, daß fte die wichtigften Deflaratorien und 
uen Beftimmungen, welche für die Sofephinifche Gerichtsordnung bis zum 
ahre 1796 erflofien find, in den Tert der 88. aufnahm, die ganze Kon— 
irsordnung im 9. Kapitel von dem Konfursprozefie behandelte und einige 
efentliche Verbeſſerungen enthält. 


Vi. 


Die weſtgaliziſche Gerichtsordnung gilt gegenwärtig nicht nur in Weit- 
ılizien, fondern auch in den nachfolgenden Gebiethstheilen der Monarchie, wo 
> nachträglich eingeführt wurde: In Oftgalizien und der Bufowina, in der 
tadt Krakau und deren Gebiethe, in Salzburg, Tirol und Vorarlberg, dem 
mte Wils, dem Ziller- und Brirnerthale, in Sftrien, in Trieft, in Dalma- 
en und den ſpäter Dazugewiejenen Inſeln, endlich im lombardifch-venetiani- 
yen Königreiche. In allen übrigen nicht ungarischen Gebiethstheilen der 
Br und bei den Militärgerichten gilt die Sofephinifche Oerichts- 
nung. 


VII. 


Während Defterreich auf dieſe Art feine Prozeßgeſetzgebung kodifizirte, 
urde jowohl in der Sojephinifchen als in der weftgalizifchen Gerichtsordnung 
er Grundſatz feftgehalten, daß der Nichter in der Negel niemals von Amts— 
yegen verfahren, und die Sache der Parteien nicht auf fih nehmen dürfe. 
Der Nichter durfte insbejondere nicht die Partheien zur Beibringung ihrer 
jeweismittel auffordern, und fo lang das Verfahren im Zuge war, in das 
nnerliche der Sabfchriften nicht eingehen. Das fchriftliche Verfahren, in 
elchem fich die Barteien eines Advofaten bedienen mußten, ‚galt al8 Negel 
a8 mündliche Verfahren fand nur ausnahmsweile ftatt. Im mündlichen 
erfahren wurde der Richter angewiefen, im Falle als eine oder die andere 
Sartei ohne Vertretung eines Nechtsfreundes erfcheint: alles, was zur ver- 
islihen Erörterung des Faftums und der beiden Theilen zu ftatten fommen- 
en Beweiſe gehört, in das Klare zu ſetzen und diefe Vorfchrift mit Nefolu- 
on vom 11. September 1784, 3. 336, dahin erläutert, daß dem Nichter 
amit nur angeordnet fei, Darob zu wachen, daß der Landmann in feinem 
techte wegen Abgang der Sörmlichkeiten nicht leide, ihm Die oft ermangelnde 
ähigfeit fich wohl auszudrüden, das Faktum und feine Behelfe deulich vor— 
legen, nicht im Wefentlichen zum Schaden gereiche, beinebens der Gerichts: 
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ftand, Dem er unterfteht, nicht umgangen werde, — — aber, als ob — 
Richter geſtattet fei, in das Innerliche des Geſchäftes ſelbſt einzugehen, einer 
Partei in dev Hauptfache Behelfe an Handen zu laſſen, was fie zu begehren 
babe, in den Mund zu legen, und aljo in Verfehlung feiner Beftimmung 
zugleich den Nichter, zugleich die Partei vorzuftellen. 


IX. 


Mit dem hohen Hoffanzleidefrete vom 2. Dezember 1845, 3. 40443, 
haben Se. Majeſtät Kaifer Ferdinand I für geringfügige Nechtsjachen bie 
Einführung eines fummarifchen Verfahrens bei allen Givilgerichten 
dev Provinzen, in welchen das allgemeine bürgerliche Gefeßbuch Wirffamfeit 
hat, mit Ausnahme des lombardifch-venetianischen Königreichs und Dalmaz 
tiens anzubefehlen geruht, welches mit allerhöchfter Entjchliegung vom 6. 
März 1848 auch in Dalmatien und mit Verordnung des Juftizminifteriums 
vom 31. März 1850, 3. 126, R. ©. u. NR. Bl. vom 1. Mai 1850 ange: 
fangen auch in dem lombardiich-venetianifchen Königreiche in gefegliche Kraft 
gefeßt wurde, Die Worfchriften über das fummarifche Verfahren find für 
unfere Givilprozeßordnung deßwegen von befonderer Wichtigfeit, weil Die Bes 
ftimmungen der legtern Über das mündliche Verfahren großentheils der Bor: 
jchrift Über das fummarifche Verfahren entlehnt find, und außerdem noch viele 
Vorschriften der Prozeßordnung mit jenen über das ſummariſche Verfahren 
bereinftimmen, 


X. 


Unfere Civilprozeßordnung ift die Frucht eines beinahe durch Hundert 
Jahre andauernden Wirfens der öfterreichifchen Gefeggebung tiber den Civil— 
prozeß. Wiſſenſchaft und eine reichhaltige Fülle in ber braris gemachter 
Erfahrungen ftanden der Gefeggebung hilfreich zur Seite und Haben auf Diefe 
Art ein Werk zu Tage gefördert, welches den Grundfägen der Gerechtigkeit 
eben jo, wie den Anforderungen dev Prozeßpolitik entipricht. Die Gleichheit 
aller vor dem Gefege und die Gleichheit der ftreitenden Theile vor Gericht 
iſt mit unabänderlicher Gonfequenz durchgeführt worden. So fehr der Partei 
die Möglichkeit geboten ift, Alles was zur Rechtsverfolgung und Nechtöver- 
theidigung gehört, geltend zu machen, eben fo fehr wurde auch der Beichleu- 
nigung des Prozeßganges Rechnung getragen, und insbefondere dem Unfuge 
des Ariftenwerbens und der Erftredung der Tagfagungen engere und ſchär— 
fere Grenzlinien gezogen, als dieß in der früheren öfterreichiichen Geſetzge— 
bung über den Civilprozeß der Sal war. 

Der Einfluß der Advofaten wurde eingefchränft, und die fontrollivende 
Macht des Nichterd ausgedehnt. Die Formen der Prozepführung wurden 
wegentlich vereinfacht, und nur in fo weit aufrecht erhalten, als es nothwen— 
Dig iſt, um die ftreitenden Theile vor Willkür und Chifane, und den Prozeß 
gegen Verwirrung und Verzögerung zu fichern. Zweifel, zu denen die Joſe— 
phiniſche und weitgaliziiche Gerichtsordnung Raum gab, erjcheinen gelöft und 
einzelne Parthien, die eine vollitändigere und umfaſſendere Regelung erheifch- 
ten, als ihnen in der Jofefinifchen und Weſtgaliziſchen Gerichtsordnung zu 
Theil wurde, erjcheinen gründlicher und vollftändiger ausgeführt. Die ein- 
zelnen Bejtimmungen veihen fich in einer fuftematifchen Folge an einan- 
der umd zeichnen fich durch Klarheit und Bündigfeit aus, 


Wenn wir nun von der Gejchichte der öfterreichiichen Civilprozeßord⸗ 
nung unſern Blick auf die heimathliche Gejeßgebung Siebenbürgens wen— 
den, fo begegnen wir feinem jolchen erfreulichen Fortichritt, wie ihn die öfter 
reichiche Legislation aufzumeiien hat. Weder Die ungariiche noch die jüch- 
fiiche Prozeßgeſetzgebung erfreut fich einer abgejonderten Godififation. Die 
Beſtimmungen über den Civilprozes find vermengt mit andern Zweigen der 
Gejesgebung, entitammen großen Theils entfernten Jahrhunderten und genü— 
gen den gegenwärtigen Bedürfnifien Feineswegs. 


XI. 


Mas das jächitihe Necht überhaupt und das Prozegrecht der Sachien 
in Siebenbürgen insbejondere betrifft, jo ſcheinen Diejelben allerdings ſchon, 
vom Jahre 1143 an, als dem Jahre ihres Eintrittes in Siebenbürgen ihr 
eigenes, von den Übrigen Bewohnern gejondertes Necht gehabt zu haben und 
nicht unbegründet ift die Annahme, dag ſich dasſelbe auf das Nürnberger 
Stadireht‘ und auf heimiſche Gewohnheiten gründete. Auch das römiſche 
Recht fand in das Municipalrecht der Sachen Eingang und als gewichtigen 
Beleg biefür muß auf das Compendium juris civilis in usum ceivitatum ac 
Sedium Saxonicarum in Transylvania collectum, son dem in der literari- 
ichen Welt rühmlichit befannten Honterus vom Jahre 1544 hingewiejen wer- 
welches ſomit 39 Fahre vor der Beitätigung der Statuten erjchien. Am 
18. Februar 1583 erhielten: die Statuta Jurium Municipalium Saxonum in 
Transylvania, welche den Kronftädter Senator Mathias Aronius zum Ber: 
fafiev hatten, son dem Bolenfönig Stephan Bathori, der fich auch Fürft von 
Siebenbürgen nannte, die Föniglihe Betätigung. Diejes Municivalftatut ift 
jowohl in Fragen des Privat und Criminalrechtes, als auch des Civilpro— 
zeſſes bis in Die neuefte Zeit eine der wichtigften Gejegesquellen geblieben. 
Neben dem Statutarrechte galten ald Quellen des Civilprozeßrechtes auch ferner 
Die von der fächitichen Nations-Univerjität entworfenen und von dem Fürften 
beitätigten Statuten und Nations-Univerfitäts-Beichlüfie, ferner das Gewohn- 
hing und die Analogie und endlich in Subjtdium der einheimifchen Quel- 
en das römijche Recht enthalten im Corpus juris civilis Romanum. (St. L 
1. 7.) Quidquid autem his legibus specialiter non est expressum, id ve- 
terum legum consuetudinumque regulis, imperatorio jure comprehensis, 
omnes relictum intelligant. Dem jächitihen Statutarrechte lag vorwiegend 
das inquifttoriiche Prinzip zum Grunde: Judices oportet, heißt es in St. I. 
1. 8. imprimis rei qualitatem plena inquisitione discutere, et tum utram- 
que partem interrogare, num quid amplius addere dessiderent, quod al- 
terutri parlium deserviat. Der Richter wurde angewiejen, mehr. auf Ge— 
rechtigfeit und Billigfeit, al8 auf ftrenges Recht zu ſehen. Gt. I. 10. 1.) 


XI. 


Der Adel Ungarns und Eiebenbürgens fcheint fich in den älteſten Zei- 
ten des gewohnheitsrechtlichen Feudalrechtes der Hunen bedient zu haben. 
Nah Beſiegung des Herzogs Gyula und der Eroberung yon Siebenbürgen 
begannen allmälig die Defrete und Konftitutionen der ungarifchen Könige 
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gejegliche Kraft zu erlangen. Auf Befehl des Königs Wladislav des Letz— 
ten mußte Verboͤczi die alten Gewohnheiten ber Sun und bie nachfol- 
genden Konjtitutionen der Könige fammeln und fo entftand im Jahre 1514 
deſſen berühmt gewordenes opus triparlitum, fo genannt nach der Eintheilung 
quo ad personas, res, et actiones seu judicia, welches bis auf den heutigen 
Tag eine der vorgüglichiten Quellen des ungarifchen Nechtes —— ift. 
Das Tripartitum fand auch in Siebenbürgen Eingang und behauptete ſich 
jelbjt zu der Zeit, ald Siebenbürgen von der Krone Ungarns getrennt wurde. 
Die in dem Tripartitum enthaltenen Gejege werden auch Statuta princi- 
pis, municipales consuetudines, auch jus munieipale genannt. Andreas 
Hußti, Profeſſor am reformirten Kollegium zu Klaufenburg macht in feiner 
Abhandlung de juris prudentiaHungarico Transylvanica (Clausenburg 1742. 
Seite 50) über die in Verböczi enthaltenen Geſetze folgende beachtungswerthe 
Aeußerung: Maneat ergo sua laus et honos Verböcio, viro in gente no- 
stra clarissimo . « .. Quas (leges) Status Hungariae et Transylvaniae 
tamquam consuetudines suas legitimas, anliquissimas, rectae rationi 
convenientissimas, indoli et genio populi nostri accomodatissimas, pro 
legibus suis recepit et observaturus est, donec Nobilitas Hungarica Dei 
eratia florebit. 

Eine weitere Duelle des ungarischen Nechtes überhaupt und des Pro- 
zeßrechtes in Siebenbürgen insbejondere find: die approbatae et compitatae 
Constitutiones, das Diploma Leopoldinum und die nachfolgenden Refolutio- 
nen, jo wie die novellares artieuli. Mit dem Patente vom 6, Auguft 1777 
hat die Kaiferin Maria Thereſia eine Inftruftion für die Fönigliche Tafel in 
Siebenbürgen vorgeichrieben, welche auch bei den andern Gerichten Sieben- 
bürgens in Aufnahme fam und bis zum 1. November 1852 zur Grundlage 
des ungarifchen Prozeßrechtes geworden ift. ine weitere Duelle des ungas 
rischen Prozeßrechtes in Siebenbürgen find die articuli provisionales befon- 
ders wichtig, bezüglich des debitum liquidum, die artienli diaetales non 
cofirmati ex praxi vom Jahre 1811, und schlüßlich Die Entfcheidungen der fönigli- 
chen Tafel, des Füniglichen Guberniums, der Hoffanzlei und die PBraris. Im 
dem fogenannten Stylionarius wurden die Formularien für Die verfchiedenen 
Prozegvorgänge gefammelt. Der ungarifche Prozeßgang war äußerſt kom— 
plicirt, der Grundiag: Gleiches Necht für alle blieb ihm fremd, eine große 
Anzahl von Nechtsmitteln erfchiwerte die Nechtsdurchfesnng außerordentlich, 
und lieg dev Chifane des Gegners einen weiten Spielraum. Das Verhand- 
lungsprinzip wurde mit der ftarrften Strenge aufrecht erhalten. 

XIV. 

Nach diefen rechtsgefchichtlichen Neminiscenzen wenden wir uns zu den 
gegenwärtig beitehenden Vorfchriften über die Kundmachung der Geſetze, de- 
ven Kenntniß für den Richter von befonderer Wichtigkeit ift. 

_ Mit dem allerhöchiten Patente vom 4. März 1849 haben Se. F. f. 
apoftoliihe Majeftät die Einführung eines allgemeinen Neichsgefe- und 
Regierungsblattes anzuordnen geruht. In BVollziehung diefes allerhöchften 
Derehles ift die Einrichtung getroffen worden, daß diefes allgemeine Reichs— 
gejeg- und Negierungsblatt für das Kaiſerthum Defterreih vom 1. Dftober 
1849 angefangen ununterbrochen ericheint. Die Gefege und Verordnungen 
vom 2. Dezember 1848 (ald dem Tage des Regierungsantrittes Sr. FE. f. 
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apoftolifchen Majeftät bis zum 1. Oftober 1849) jind in einem bejondern 
Ergänzungsbande gejammelt worden. 

Das Reichsgefegblatt hat zu enthalten: 

a) alle Reichs- und Landesgeſetze; 

b) alle für das ganze Reich erlaffenen Faiferlichen Patente und DVer- 
ordnungen; 

c) die von den Miniſterien nach ihrem Wirkungskreiſe zum Vollzuge 
der Gejege erlaſſenen Verordnungen, e8 mögen dieje legteren in dem ganzen 
Reiche oder in einzelnen Theilen deſſelben allgemein verbindende Kraft haben. 

Die verbindende Kraft der im Reichsgeſetz- und Negierungsblatte aufs 
genommenen Gefege und Verordnungen beginnt, wenn diesfalls nicht in ein- 
zelnen Fällen eine befondere Verfügung getroffen wird, in allen Theilen des 
Reichs, für welche das Gefeg oder die Verordnung zu gelten Hat, mit Dem 
fünf und vierzigften Tage nach Ablauf desjenigen Tages, an welchem das 
bezügliche Neichsgefeg- und Negierungsblatt ausgegeben und rückſichtlich ver- 
fendet worden ift ($ 4 des Faiferlichen Batentes vom 4. März 1849 und 
$ 4 der Faiferlichen Verordnung vom 20. Dezember 1850, 3. 473 des R. 
G. und R. BL). Der Tag der Ausgabe, welcher mit jenem der Verſen— 
dung zufammen treffen muß, ift auf jedem Blatte zu bemerfen. 

In jedem Kronlande ericheint ein Landesgeſetz- und Negierungsblatt in 
den Landesſprächen mit beigefügter deuticher Ueberſetzung. 

Die Landesgefeg- und Negierungsblätter haben zu enthalten: 


a) Alle von den Landesbehörden erlafenen Verordnungen, Verfügun- 
gen und Belehrungen über öffentliche Angelegenheiten, und 

b) aus dem allgemeinen Reichsgeſetz- und Regierungsblatte mit Be— 
siehung auf die Zahlen des Stüdes und der einzelnen Nummer, fo wie mit 
Bezeichnung der Tage, an welchen das betreffende Stück des Neichsgejeh- 
blattes erichienen ift, alle diejenigen Gefege und Verordnungen dem vollen 
Terte nach, welche in jenem Kronlande Wirffamfeit haben, in welchen dieſes 
Landesgefegblatt ausgegeben wird. ($. 5 des Patente vom 4. März 1849 
und Faijerliche Verordnung vom 20. Dezember 1850, 3. 473 RGB.) 

Das Landesgefegblatt für Siebenbürgen erfcheint dreifpaltig, in der 
deutichen, magyariichen und romanijchen Sprache vom 1. April 1850, und 
es find Die in demjelben enthaltenen, von den Landesbehörden erlaffenen 
Derordnungen, Verfügungen und Belehrungen über öffentliche Angelegenhei- 
ten mit dem Anfange des 15. Tages nah dem Datum des Landesgejeh- 
und Negierungsblattes als in ganz Siebenbürgen gehörig, Fundgemacht und 
verbindlich anzufehen, wenn nicht in diefen Erläſſen der Landesbehörden felbit 
ein anderer Zeitpunkt ihrer verbindlichen Kraft ausprüdlich feitgejegt worden ift. 

Für die Zeit vom 11. Auguft 1849 als dem Tage des Eintrittes der 
Landesautoritäten nach Siebenbürgen bis Ende Februar 1850 find die er- 
lafienen Fundmahungen und Berordnungen in Form einer Sammlung 
erichienen. 

Die fo eben angegebene Art der Beröffentlichung der Gefege und Ver— 
ordnungen ift in der Negel als die einzige gejeglich vorgezeichnete Kundma— 
chungsart zu betrachten. Jedoch bleibt e8 den Behörden vorbehalten, in allen 
Fällen, in welchen die höhere Wichtigkeit oder Dringlichkeit eines Geſetzes 
oder einer Verordnung nebft der Kundmachung durch die Geſetz- und Negie- 
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rungsblätter noch eine andere Art dev Veröffentlichung erheiſcht, Durch beſon— 
dere Abdrücke für die möglichite Veröffentlichung Sorge zu tragen. 


AV, 


Für alle Diejenigen, welche mit den öfterreichifchen Juſtizgeſetzen ver- 
traut zu werden beftrebt find, befteht eine Amtliche Sammlung der Juftiz- 
gelege von der belangreichiten Wichtigkeit. Dieſe Juſtizgeſetzſammlung ent- 
hält in 9 Bänden die öfterreichiichen Geſetze und Berfaflungen im Juftisfache 
vom Dezember 1780 bis Ende Februar 1835. | 

Grit in neuefter Zeit wurde bie Fortfegung der Juftisgefeßfammlung an- 
geordnet und es find im derfelben die Juftizgefeße bis zum Jahre 1840 er: 
\cbienen. Ueber die Anwendbarfeit dev in Diefer amtlichen Gefegfammlung 
enthaltenen, obwohl nur an einzelnen Stellen ergangenen Geſetze erfloß das 
Hofdefret vom 29. Dezember 1785, 3. 509, welches verfügt, daß folche An- 
ordnungen und Weifungen von den Gerichtsitellen überhaupt, wenn ihnen 
in Zufunft ähnliche Zweifel auffallen follten, zur Aufklärung und Behebung 
derſelben anzumenden feien. 

Die in der Juſtizgeſetzſaumlung vorfommenden Geſetze und Berordnun- 
gen werden mit fortlaufenden Nummern bezeichnet und werden mit dem Da- 
tum und der Nummer diefer Verordnung und den Buchitaben 3. ©. ©. 
Juſtizgeſetzſammlung) anbezogen. . 
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 Einfühbrungs-Perordmung. 
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Suftizminifterial-Berprdnung 
vom 3. Mai 1852, 
die Ginführung einer proviſoriſchen Civilprozeß-Ordnung in Sieben- 
bürgen betreffend. 


Zu Folge der mit Allerhöchiter Entjchliegung vom 24. April 
1852 dem Zuftigminifterium ertheilten Ermächtigung, die zur Wieder- 
aufnahme der bürgerlichen Rechtspflege in Siebenbürgen erforder- 
lichen prosiforiichen Verfügungen zu treffen, und insbejondere dem 
allerumtertbänigit geftellten Antrage gemäß fogleich ein beſtimmtes 
und geregeltes Berfahren in Civil-Rechtsſachen daſelbſt vorzuſchrei— 
ben, wird Folgendes verordnet: 

I. 

Mit dem Tage der bejonders fund zu machenden Wirkfamfeit 
ber proviſoriſchen Gerichtsbehörden in dem Großfürftenthume Sieben- 
bürgen und den damit vereinigten Iheilen hat daſelbſt die beiliegende 
Civilprozeß⸗Ordnung unter den nachitehenden Beftimmungen provi- 
ſoriſch in Kraft zu treten. — 

Hiedurch ſind zugleich alle früher beſtandenen auf die Gegen— 
fände dieſer Prozeß-Ordnung ſich beziehenden Vorſchriften über das 
Verfahren in Civil-Rechtsſachen als aufgehoben anzuſehen. 

Die Wirkſamkeit der proviſoriſchen Gerichtsbehörden in dem Großfür— 


ſtenthum Siebenbürgen und ſomit auch die Wirkſamkeit der Civilprozeg-Ord- 
nung bat am 1. November 1852 begonnen. 
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Die dieffällige Kundmachung des F. k. Militärs und Civilgouvernementd 
vom 8. Dftober 1852, 3. 194, ©t. XIX. L. G. u. R B. lautet wie folgt: 

Nachdem mittelft Erlaſſes des k. k. Juftizminifteriums vom 29. Septem: 
ber IL, 3. Zahl 13635 die Ernennung dev proviforifchen Landesgerichtsräthe 
und Berirfsrichter erfolgt ift, die Beſetzung der übrigen Gerichtsftellen aber 
demnächft vor fich gehen wird, und auch jonft alle nöthigen Vorkehrungen 
getroffen find, jo unterliegt ed feinem Anſtande mehr, Die Wirkjamfeit Der 
neuen proviforiichen Gerichte in dieſem Kronlande unaufgehalten beginnen 
zu laffen, und das Präfidium ber hierländigen F. f. Gerichts-Einführungs- 
Kommiflion hat fih demnach laut Zufchrift vom 7. d. M., 3. 32%Ypr. auf 
Grund der Grmächtigung des hohen k. k. JuftizMinifteriums vom 27. April 
1. 3, 3. 5993 veranlaßt gefunden, ben Zeitpunft hiezu auf den 1. Novem- 
ber 1852 feſtzuſetzen. i 

In Ungarn, Kroatien, Slavonien, ber ferbifchen Woiwodſchaft und dem 
Temefer Banat hat, laut Suftizminifterial-VBerordnung vom 16. September 
1852, 3. 190 St. LIX. R. ©. u. R. B. Die daſelbſt auf Örundlage der al- 
ferhöchften Entichliegung vom 12. September 1852 zur beffern Regelung bes 
Givilrechtsverfahrens eingeführte proviforiiche Civilprozeßordnung vom 1. 
Jänner 1853 an proviforiih in Kraft zu treten. — | 

Durch den Schlußſatz des Artifel J. find nicht bloß Die gefchriebenen 
Vorfchriften (das jus scriptum) fondern auch das jus non scriplum, die Ge— 
wohnheiten (consuetudines), welche ſich auf das Verfahren in Givilrechts- 
ſachen beziehen, als aufgehoben anzufehen. 

Bekanntlih wurde mit der Verordnung des Militär und Civilgouver- 
nements vom 7. Mai 1850, 3. 5718, den politischen Behörden des Klaufen- 
burger, Karlsburger, Udvarhelyer, Netteger und Fogaraſcher Diſtriktes bis 
zur Organifation der fompetenten Givilgerichte für bürgerliche Nechtsitveite 
eine tranfitorifche richterliche Amtswirkfamfeit eingeräumt. Laut Erlaſſes des 
hehen Juſtizminiſteriunms vom 1. März 1852, 3. 95, XI. St, & ©. 2. 
Sr. 56. XV. St. NR. G. u R. DB. haben Se. FE. f. apoſtoliſche Majeftät mit 
allerhöchfter Entjchliegung vom 25. Februar 1852 Diefer Verfügung, jo wie 
den tiber folche Falle von dem ftebenbürgifchen Civil- und Militärgouverne: 
ment im Berufungswege erfloſſenen Entfcheidungen nachträglich die Faiferliche 
Genehmigung zu ertheilen, und anzuordnen geruht, daß alle von dieſen Be— 
hörden erflofienen Entjcheidungen jo betrachtet werden follen, als wenn die— 
jelben von den zuftändigen Gerichtsbehörden erlaffen worden wären, und daß 
ber oberfte Gerichtshof über folche Entfcheidungen im dritter Inftanz zu ev 
fennen babe, in jo ferne nach den Öejegen eine Berufung an die dritte In— 
ftanz zuläßig ift. 

. Da die ebenerwähnte Verordnung nur tranfitorifcher Natur war, und 
nur bis zur Organifation der fompetenten Civilgerichte Wirkfamfeit Hatte, 
jo erfcheint jte duch den Artifel L der Einführungsverordnung, vom 1. No- 
vember 1852 an, als aufgehoben. 


ul. 


Daher it das rechtliche Verfahren über alle Klagen, - welche 
von dem gedachten Zeitpunfte an neu anhängig gemacht werben, oder 


, 
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über welche doch das Verfahren erſt eingeleitet werden ſoll, nach 


den Vorſchriften dieſer Prozeß-Ordnung zu pflegen. 

Bei dieſem und den nächſtfolgenden Paragraphen hat man fich den 
Grundſatz vor Augen zu halten: Gelege wirken nicht zurück, fie haben daher 
auf vorhergegangene Handlungen und vorher erworbene Rechte feinen Einfluß. 


IM. 

Ebenſo haben die Gerichtsbehörden erfter Inſtanz alle Ein- 
ſchreitungen anderer Gattung, welche nicht bloße Zwiſchenhandlun— 
gen in Vrozeſſen betreffen, worüber die Verhandlung bereit3 im 
Zuge ſich befindet, insbejondere alle Gejuhe um Zulafjung einer 
Beweisführung zum ewigen Gedächtnifje durch Zeugen oder Sach— 
verftändige, um die Bewilligung eines Verbotes, Arreftes, einer Se— 
queftration oder anderer provijoriicher Sicherftellungsmittel, um die 
MWieder-Einjegung in den vorigen Stand, um Grtheilung oder Fort— 
jegung der Erefution nah den Vorſchriften diejer Prozeß-Ordnung 
zu behandeln, wenn gleich dieſe Geſuche ſchon früher angebracht 
worden wären, ohne daß jedoch zur Zeit der eingetretenen Wirkſam— 
feit der Prozeg-Drdnung noch eine Verfügung darüber getroffen 
worden ift. 


Aus dieſem Artifel ergibt fi, duch einen Schluß a contrario, daß die 
neue Prozeßordnung auf am 1. November 1852 bereitS im Zuge befindliche 
Vrozeſſe, d. h. jolche Prozeſſe, in welchen nicht erit über die bereit einge- 
brachten Klagen oder Gejuche die Verhandlung einzuleiten ift, fondern welche 
in ein weiteres Stadium getreten find, in jenen Theilen Siebenbürgens, in 
welchen ein Stillitand der bürgerlichen Rechtspflege nicht ftatt hatte (itehe 
Artikel V.), bezüglich der Einjchreitungen der Barteien, welche bloß Zwijchen- 
handlungen in Prozeſſen, 3. B. Einreden, Repliken, Duplifen betreffen, nicht 
zurückwirkt, obwohl diefe Einfchreitungen erft unter der Wirffamfeit der neuen 
Eivilprozegordnung erfolgen. Dieje Beſtimmung ftellt fih nach der Natur 
der Sache als nothwendig dar, weil unfehlbar Verwirrung entitehen müßte, . 
wenn mitten in der Streitverhandlung die Barteien mit Einem Male neue 
Regeln, nach welchen jte ich befämpfen, ihrem Kampfe zu Grunde legen müßten. 

Es bleiben alfo für den im Zuge befindlichen Streit in feinen gewöhn— 
lichen Zwiſchenhandlungen die bei Beginn deſſelben geltend gewejenen Be— 
flimmungen des (itebenbürgiich-jächiifchen) Prozeßrechtes aufrecht. Ein be- 
jonderes Gefuh um Fortfegung des Verfahrens ift nicht erforderlich, da der 
Artikel V nur für jene Landestheile gilt, in welchen ein Stillitand der bürs 
gerlihen Rechtspflege jtatt hatte, und in den im Zuge befindlichen Streitver- 
bandlungen, jo weit das Gefeg Feine andern Beitimmungen erhält, Feine 
andere Aenderung geichieht, als das an die Stelle des beftandenen ſächſiſchen 
Gerichted das neue E. k. Gericht tritt. E 
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Abweichend von diefer —— ſchreibt der Artikel V. der Einführungs— 
verordnung für Ungarn ꝛc. vor: „In denjenigen Rechtsſtreitigkeiten, wör— 
über die Verhandlung bei Beginn der Wirffamfeit der neuen Prozeßordnung 
bereits eingeleitet ift, welche aber noch nicht zur Urtheilichöpfung eingereicht 
find, hat das Gericht, im Falle von dem einen oder dem andern 
Theile um die Fortfegung des Verfahrens angefucht wird, 
fogleih eine Tagſatzung anzuordnen, um bei derjelben ins Klare zu fegen, 
was zur Verbeſſerung des bisherigen Verfahrens vorzufehren fei, damit das— 
jelbe nach den Borjchriften der neuen Prozeßordnung fortgefegt werden fönne. 
Hiernach ift Die erforderliche Ergänzung des Verfahrens einzuleiten.” Diefe 
Ergänzung ift im obigen Artifel III. nicht vorgefchrieben. Die im Art. III. be— 
ſonders angeführten Gefuche tragen eine gewiſſe Selbftitändigfeit an fich, und 
find deshalb, weil ſie unter Die Wirffamfeit des neuen Gejeges fallen, auch 
nach dieſem zu beurtheilen. 


IV. — 
In ſoferne bereits eingebrachte Klagen oder Geſuche, worüber 
die Verhandlung nach den Art. I und II erft einzuleiten iſt, ven 
Vorjchriften der neuen Prozeß-Ordnung nicht entiprechen, hat das 
Gericht vor der inleitung der Verhandlung den Parteien Darüber 
allenfall3 unter Vorladung derſelben die erforderliche Belehrung nnd 
nöthigenfalls zur verbeſſerten Leberreichung eine angemejjene Frift 
zu ertheilen. 


V. 

In Beziehung auf diejenigen Rechtsſtreitigkeiten, worüber die 
Verhandlung bei Beginn der Wirkſamkeit der neuen Prozeßordnung 
bereits eingeleitet iſt, welche aber noch nicht zur Urtheilsſchöpfung 
eingereicht ſind, findet in denjenigen Theilen des Landes, in welchen 
der Stillſtand der bürgerlichen Rechtspflege Statt hatte, nämlich in 
den ehemals ungariſchen Comitaten, Diſtrikten, Szekler-Stühlen und 
Militär-Gränze, eine Fortſetzung des begonnenen Verfahrens nur dann 
Statt, wenn von Seite der einen oder anderen Partei im Laufe 
eined Jahres von dem Zeitpunfte des Beginnes der Wirfjamfeit des 
betreffenden Gerichtes darum angefucht wird. Schreitet zu dieſem 
Ende der eine oder der andere Theil ein, fo hat das Gericht eine 
Tagſatzung anzuordnen und bei verfelben ind Klare zu ſetzen, mas 
zur Verbeſſerung de3 bisherigen Verfahrens vorzufehren fer, um das— 
jelbe nach den Borfchriften der neuen Prozeßordnung fortfegen zu Fünnen. 
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Wird jedoch Dinnen dieſer Srift von Feinem Theile um die Fort— 
ſetzung des bisherigen Verfahrens angefucht, fo iſt dasſelbe ala auf- 
gehoben anzufehen und der Kläger kann feinen Anſpruch nur mit- 
telft einer neuen Klage nah den Vorſchriften diefer Prozeß-Ordnung 
geltend machen, in jo lange dieſer Anfpruch nah den allgemeinen 
Geſetzen nicht erlofchen ift. 
| Falls weder der eine, noch der andere Theil im Falle diefed Artikels 
um die Sortjegung des Verfahrens bis zum 1. November 1853 anfucht, fo 
wird er dadurch feiner Rechte, e8 wäre denn, daß fie nach den allgemeinen 
Gefegen (Privatrecht) erloſchen find, nicht verluftig, fondern die in dem wäh- 
vend des langen Gerichtsftillftandes ruhend gebliebenen Prozeffe unternommenen 
Handlungen werden wirfungslos. 

vi. 

Die zum Erkenntniſſe in erjter Inſtanz bereits überreichten 
Nechtsftreitigkeiten find zwar nach ven bisher beftandenen Geſetzen 
zu beurtheilen und zu entjcheiden. Alle Erkenntniſſe find jedoch in 
der durch die Prozeß-Ordnung vorgefchriebenen Form auszufertigen. 
Auch ift, in jo ferne e3 bei der Entſcheidung auf die Ausführung 
eines Beweiſes durch Zeugen oder durch Sachverftändige, oder auf 
die Ablegung eines Eides ankommt, diefelbe nach den Bertimmungen 
diefer Prozeß-Ordnung anzuoronen und zu bewerfitelligen. 


VII. 

Auf gleiche Weiſe iſt ſich auch in Rückſicht der Entſcheidungen 
höherer Inſtanz zu benehmen, welche erſt nach eingetretener Wirk— 
ſamkeit der gegenwärtigen Prozeß-Ordnung über früher in unterer 
Inſtanz bereits entſchiedene Rechtsſtreitigkeiten zu fällen find. Zu— 
gleich iſt aber hiebei auch die Beſtimmung des $. 31 der kaiſerlichen 
Verordnung vom 4. Juli 1850, Nr. 271 des Reichsgeſetzblattes, 
zu beobachten, nach welcher außer der Berufung (Appellation) und 
der Erneuerung des Rechtsſtreites (novum simplex) alle übrigen im 
Sinne der früheren Geſetze beſtandenen Rechtsmittel für unftatthaft 
erflärt worden find. | 


Das Rechtsmittel des novum simplex gilt nur bezüglich folcher Nechts- 
ftreitigfeiten, welche bei Beginn der Wirkfamfeit der neuen Preßprozeßord— 
nung bereit8 abgeichloffen waren, zum Exfenntniß in erfter oder höherer In— 
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„ Stanz Aberreiht worden und ſomit nach den bisher beftandenen Geſehen zu 
beurtheilen und zu entjcheiden find. Bel Prozeffen, welche nach der neuen 
Prozeßordnung zu beurtheilen find, gilt da8 Novum simplex nicht. 

Der $. 31 ber faiferlichen Verordnung vom 4. Juli 1850, 3. 271 des 
Reichsgefegblattes, mit welcher die Grundzüge für die Neform der Juſtizor— 

anifation und der Nechtspflege in Siebenbürgen mit Inbegriff des Sachfen- 

Landes feftgejegt worden find, lautet: „Außer der Berufung (Alppellation) und 
Erneuerung des Nechtöftreited (novum simplex) da, wo fie im Sinne ber 
bisherigen Geſetze beitanden hat, findet Fein anderes wie immer Namen ha— 
bendes Nechtömittel ftatt.“ 

Alle anderweitigen Rechtsmittel, 3. B. die prohibita, Die inhibitio sim- 
plex, das Novum inhibitionale, insbejondere das violentum juris remedium, 
die repulsio, die heut zu Tage in ein Verbrechen ausarten kann, die super- 
venientia, Die procuratoris revocalio, Da8 Novum cedendo Appellationi, 
das Novum gratiosum u. f. w. find auch bei Prozeffen, welche nach ber 
früher beftandenen Prozeßgeſetzgebung zu beurtheilen find, als aufgehoben 
zu betrachten. 

VIH. 

Urtheile und andere Entjcheidungen, welche von den früher be- 
jtandenen Dominal= oder Stuhlgerichten, von Stadt-, Stuhld- und 
Dijtrift3-Magiftraten, von den Filial-, PBartial- und General-Se- 
drien, den Comitats- und Szefler-Stühlen oder anderen Behörden 
diefer Art gefällt wurden, find, auch wenn fie in höherer Inſtanz 
ergangen find, nur als Entſcheidungen erfter Inſtanz anzufehen. 
Die Berufungen gegen ſolche Entjcheidungen find daher, in fo ferne 
jie nach den früheren Landesgefegen zuläßig waren, zur Entjcheidung 
in zweiter Inſtanz ohne Ausnahme an das proviforifche Oberlandes- 
gericht zu leiten. Nur die Entjeheidungen über Berufungen gegen 
Erfenntnifje, welche im zweiter oder noch höherer Inſtanz von dem 
jtebenbürgifchen Gubernium, der Gerichtstafel oder der fächlifchen Na— 
tiong-Univerfität gefällt wurden, fommt in leßter Inſtanz dem ober- 


ſten Gerichtähofe zu. 
IX. 

Berufungen und Rekurſe find, von der Wirffamfeit der neuen 
Prozeß-Ordnung angefangen, gegen die früher ergangenen, aber noch 
nicht zur Rechtskraft gediehenen Urtheile und Befcheide in den, Durch 
die Prozeß-Dronung vorgefehriebenen Formen und Friften anzubrin- 
gen und im der Darin feftgefegten Form zu entjcheiden. 


* * 
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X. 

Die Zuftellung der gerichtlichen Verordnungen Hat, von dem 
Zeitpunfte der Wirffamfeit der gegenwärtigen Prozeg-Drdnung an— 
gefangen, auch in allen noch Hangenden Nechtsftreitigkeiten nach den 
Vorſchriften derſelben zu gejchehen. 


XI. 

An den, in dem Großfürſtenthume und den damit vereinigten 
Theilen bisher beſtandenen Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes wird 
durch Die gegenwärtige, bloß das gerichtliche Verfahren betreffende 
Prozeg-Drdnung nichts geändert. Die bisher in Uebung ſtehenden 
Geſetze des materiellen Rechtes bleiben demnach, in fo weit fie nicht 
duch die mit dem Allerhöchiten Patente vom 31. Dezember 1851 
feitgeftellten Grundjäge, oder andere inzwiſchen erlaſſene DVerfügun- 
gen Abänderungen erlitten haben, einftweilen in Kraft; daher auch 
unter dem, an mehreren Stellen der Prozeß-Ordnung erwähnten 
bürgerlichen Rechte bis auf weitere Anordnung nur die jeden Ortes 
geltenden Landesgeſetze zu verftehen find. 


Mit dem Ausprude bürgerliches Recht iſt gleichbedeutend der Ausdrud: 
nah den allgemeinen Geſetzen in den Schlußworten des Artifel V. der 
Einführungsverordnung oder der Ausdruck allgemeines bürgerliches 
Recht im $. 273 der E&. BP. ©. 

Aus dem allerhöchiten Patente vom 31. Dez. 1851 muß hier der be- 
fonderd wichtige Grundſatz hervorgehoben werden: Die Gleichheit aller Staats- 
angehörigen vor dem Gejete, jo wie die Unzuläßigfeit und die durch befon- 
dere Gejege gegen billige Entſchädigung der früher berechtigten erfolgte Ab— 
ftellung jedes bäuerlichen Unterthäniafeits- oder Hörigfeitsverbandes und der 
damit verbundenen Leiftungen werden ausdrüdlich beitätiget. 


XII. 

Eben ſo haben die Concurs-Ordnung vom 4. Juli 1772 und 
die Falliten-Ordnung vom 7. Oktober 1772 nebſt den übrigen auf 
die Gegenſtände derſelben ſich beziehenden beſonderen Vorſchriften 
einſtweilen in Kraft zu bleiben. Doch ſind auch die in Concurſen 
vorkommenden Streitverhandlungen nach den Beſtimmungen dieſer 
Prozeß⸗Ordnung zu pflegen. 


Nah der Juftizminifterialverordnung vom 16. September 1852, Artifel 
XV., gilt in Ungarn, Kroatien, Slavonien, der MWoimodfchaft Serbien und 
2* 
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dem Temefer Banat in Eoncurfen das durch den Artikel XXI. des Reichs— 
tages vom Jahre 1840 vorgefchriebene Concursverfahren, infoferne basfelbe 
nicht durch andere inzwifchen erlaffene Verfügungen bereitd Abänderungen 
erlitten hat. Doch find auch im he die Vorfchriften der neuen 
Prozeßordnung über die Beichaffenheit der Beweismittel und bie a is 
lung der rechtlihen Kraft derfelben in Anwendung zu bringen. Die Ber: 
aͤußerung des Goncursvermögens ift nach den über Die Schägung und Feil- 
bietung in Erefution gezogener beweglicher und unbeweglicher Güter in ber 
Prozepordnung enthaltenen Beftimmungen vorzunehmen. Zugleich wurde 
angeorbnet, daß der in Beziehung auf die Veräußerung des Goncursvermö- 
eng bisher beftandene Unterjchied zwifchen unadelichen und adelichen Gütern 
Künft aufzuhören habe und auch die Güter der legtern Art unter den im 
Artikel XII der obenanbezogenen Einführungs-Berordnung erwähnten Be- 
fhränfungen gleich allen übrigen Konfursvermögen der Veräußerung unter: 
zogen werden Finnen. 


XIII. 

Die Beſtimmung des $. 34 der kaiſerlichen Verordnung vom 
4. Suli 1850, Nr. 271 des Reichsgeſetzblattes, wonach alle jene 
Nechtöftreitigfeiten, welche fih auf Aviticitätsverhältniffe beziehen und 
alle die Verpfändung adeliger Güter betreffenden Prozeſſe, in joferne 
diefelben jchon im Gange find, bis auf weitere Verfügung einem 
Gerichtsftillftande unterzogen wurden, und auf Grundlage der eben 
aufgezäblten Rechts-Anſprüche während der Dauer diejes Nechtstill- 
ftandes Feine neuen Prozeſſe anhängig gemacht werden dürfen, bleibt 
unverändert. 


Die Beitimmung des $. 34 der allerhöchften Faiferlichen Verordnung 
vom 4. Juli 1850, 3. 271 des R. G. u. R. 2. lautet: Alle bisher üblich 
eig periodischen Gerichtsftillftände find hiemit aufgehoben und foll die 

echtspflege, die Eonn- und Feiertage ausgenommen, ununterbrochen aus- 
geübt werden, dagegen werden alle jene NRechtshändel, welche fich auf Apiti— 
citätsverhältniſſe beziehen und alle die Verpfändung adeliger Güter betreffen- 
den Prozeſſe, in joferne diefelben jchon im Gange find, bis auf weitere Ver: 
fügung einem Gerichtsftillftande unterzogen, auch können auf Grundlage der 
eben aufgezählten Rechtsanfprüche, während der Dauer dieſes NRechtöftillitan- 
bes, feine neuen Prozefje anhängig gemacht werden. 


XIV. 

Denjenigen Grundbefigern, mit deren Grundbefige eine nun— 
mehr aufgehobene Urbarialitäit verbunden war, dürfen Gapitalien, 
welche ihnen vor dem 18. Juni 1848 dargelichen worden find, mit 
Ausnahme der aus Handelöverbindungen herrührenden Wechſel nicht 
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aufgekündiget, und nur die unbezahlten geſetzlichen Zinſen dürfen im 
Wege des gerichtlichen Verfahrens eingetrieben werben. Auf dieſes 
Berhältnig Hat daher die Anordnung des $. 446 der Prozeß-Ord— 
nung über die Unzuläßigfeit jedes Moratoriums feinen Bezug, und 
der angeführten Beitimmung zumider laufenden Klagen oder Exe— 
futionsführungen darf von den Gerichten Feine Folge gegeben werden. 


XV. 

Da die Negelung der Verhältniſſe und gegenfeitigen Anſprüche 
der Grundherrſchaften und ihrer früheren Unterthanen aus dem 
nunmehr aufgehobenen Unterthansbande einer befonderen Allerhöch- 
ften Verfügung vorbehalten ift, fo find alle Anfprüche, welche fich 
auf das beftandene Unterthansverhältnig und auf Urbarial-Occupa— 
tionen beziehen, welche vor dem 18. Juni 1848 ftattgefunden ha— 
ben jollen, bis auf weitere Verfügung von dem Wirfungsfreife der 
proviforifchen Gerichtäbehörden ausgefchlofien. In wieferne ſolche An— 
jprüche bei ven beftehenden politifchen Behörden geltend gemacht werden 
fönnen, beftimmen die hierauf Bezug nehmenden politiichen Behörden. 


Die wichtigften diefer Verordnungen find: 

. Rundmahung des Ef Livil undMilitär-Öovuverneursd 
vom 10. Jänner 1850, 3. 52 des L. © u R. B. über die bei Ent 
fheidbung von Urbarial-Streitigfeiten maßgebenden Örunb- 
ſätze, welche lautet: 

Die traurigen Greigniffe der verfloffenen letzten zwei Jahre Haben 
allerdings Eingriffe der Gemeinden in fremdes Cigenthum hervorgerufen, 
e8 bemühen fich aber auch manche ehemalige Grundherren, obwohl das Un- 
terthansverhältniß aufgehoben und den ehemaligen Untertanen das Eigen- 
thum der in ihrem Beftge und Genuffe befindlichen Gründe zuerkannt wurde, 
die gegenwärtige Mebergangsperiode dazu zu benügen, um ihre grundherr- 
lichen Rechte noch weiter fort auszuüben, die ehemaligen Unterthanen unter 
mancherlei Vorwaͤnden zu Urbarialleiftungen zu verhalten, Die unterthänigen 
Gründe einzuziehen, und die Unterthanen außer Befts ihrer dotationsmäßigen 
— und Weiderechte zu ſetzen, wodurch der allgemeine Rechts- und 

icherheitszuſtand gefährdet wird. 

Die Landesbehoͤrden können geſetzwidrige Handlungen und Uebergriffe 
einzelner Unterthanen und Gemeinden nicht dulden, und müſſen bei jeder 
Ausihweifung mit aller gefeglichen Strenge gegen die Schuldigen einfchrei- 
ten; die Gerechtigkeit fordert e8 aber auch, daß die ehemaligen Grundherren 
bei ihrem Ausfchreiten über die Schranken des Gefeges gleichmäßig behan- 
delt, bezüglich der ehemaligen Rufticalgründe und unterthänigen Servituts- 
rechte der status quo bis auf weitere diesfällige gefegliche Beftimmungen 


22 


aufrecht erhalten und den Untertdanen gegen allenfällige ingriffe in ihr 
Beſitzthum und Verweigerung der ihnen zuftehenden Servitutsrechte ebenfalls 
augenblidih Schup und Hilfe mare werde, 

Bis über die Anwendung der gejeglichen Vorfchriften wegen des auf 
gehobenen Unterthansverbandes und Durchführung der Grundentlaftung bes 
fondere Beſtimmungen erfolgen und dieſer wichtige Gegenftand gehörig nor: 
mirt fein wird, find bei den aus dieſen Berhältniffen jegt entfpringenden Streis 
tigfeiten folgende Grundſätze als maßgebend genau zu beobachten. 

Durch die ausgefprochene Auflöfung des Unterthbansverbandes und da— 
durch gewährte Gleichjtellung und Entlaftung alles Grundes und Bodens find 
theild ohne Entgeld, theild gegen feiner Zeit auszumittelnde Entjchädigung 
aufgehoben, und fünnen nicht gefordert werden. 

a) Die Robot und Robotgelder der Innleute (Subinquilini) und ber 
auf unterthänigen Gründen geftifteten Häusler, fo wie alle Bezüge und Lei— 
ftungen, die aus dem perfünlichen Untertbansverbande, aus dem Schubver; 
hältniffe und aus der Grund» uud Dorfherrlichfeit entfpringen, wie 3. 8, 
Spinnjchuldigfeiten, unentgeldlihe Einfammlung und Abfuhr wildwachfender 
Naturprodukte, Hofdienfte, Jagdfrohnen, unentgeldliche Arbeiten zur Herftel- 
lung berrichaftlicher Dämme und Mühlen u. d. g. 

b) Alle aus dem Unterthänigfeitöverhäftnift und grundherrlichen Rech: 
ten herrührenden, dem unterthänigen Grunde anflebenden Robotleiftungen 
und Giebigfeiten jeder Art, mögen diefe Gründe fchon urfprünglich zur Ru— 
jtifaldotation gehört haben (Colonialgründe) oder in der Folge an Untertha- 
nen zu ihrer Beftiftung vergeben worden fein, (Inquilinalgründe) 

c) die aus emphiteutifchen und fonftigen, über die Theilung des Eigen- 
thums abgefchlofienen Verträgen entfpringenden wechfelfeitigen Bezlige und 
Leiftungen, welche fein Unterthansverhältniß begründen, (Census in recox- 
nitionem dominii directi) find zwar ebenfall8 entgeldlich aufgehoben, müſſen 
jedoch bis die Ablöfung erfolgt, mit ber alleininigen Ausnahme erfüllt wer 
den, daß die Naturalarbeitsleiftungen fchon dermal im Gelde reluirt werden 
fönnen, was dem beiderfeitigen freiwilligen Mebereinfommen überlaffen bleibt. 

d) Naturalleiftungen, welche nicht in Folge des grundherrlichen Zehent» 
rechtes als ein aliquoter Theil von den Grunderträgniffen an Früchten, fon- 
dern als unveränderliche Giebigfeit an Kirchen, Schulen und Pfarrer oder 
zu andern Gemeindezweden entrichtet werden, find nicht aufgehoben, müffen 
demnach erfüllt werden, jollen jedoch feiner Zeit gleichfalls abgelöft werden. 

e) Die Holzungs- und Weiderechte, dann die Servitutsrechte zwifchen 
den ehemaligen Grundherren und ihren bisherigen Unterthanen werden eben- 
falls entgeldlich aufgehoben werden, bleiben jedoch bis zur Durchführung der 
entgeldlichen Aufhebung und Regelung in Wirkfamfeit, die bisherige Ausübung 
dieſer Nechte kann daher den Unterthanen nicht entzogen werden, wobei e8 
fich jedoch von felbft verfteht, daß bei Ausübung diefer Rechte jene Vorfichts- 
maßregeln genau beobachtet werden müffen, welche die Waldeultur und bie 
vorgeichriebene Waldordnung erheifcht. 

f, Auf zeitliche Grundpacht und Grundbeftandsverträge finden dieſe Be— 
ftimmungen feine Anwendung, und ſolche find den eingegangenen Berbind- 
lichkeiten gemäß genau zu erfüllen. 

g. Bei den fogenannten Curialiften fommt e8 auf die Löfung der Frage 
an, ob die, wenn auch im Grunde eingegangener Verträge bemüsten Grund— 
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ftüde in die Eigenſchaft unterthäniger Gründe übergegangen, und ald Be— 
ftiftungen ber Unterthanen, als Anfteblungen auf Allodialgründen anzufehen 
find, und demnach ihre Leiftungen aus dem eingegangenen nunmehr aufge: 
obenen Unterthansverbande fliegen, oder ob fich diefelben im Grunde per: 
—F auf eine beſtimmte Zeit und unter angenommenen Bedingungen auf— 
kündbarer Verträge in der Benützung befinden, ſomit ob die Nutznießer die— 
ſer Gründe als ehemalige Unterthanen (Colonen oder Inquilinen) oder blos 
als zeitweilige Pächter zu betrachten ſind, da ſie im erſten Falle von den 
Urbarialleiſtungen enthoben, im Letzteren hingegen im Grunde der Verträge 
zur Erfüllung der eingegangenen Verbindlichkeiten gehalten find. 

In legterer Beziehung, befonders bei drüdenden Vertragsftipulationen 
wird e8 Aufgabe der Behörden fein, zwifchen den Berechtigten und VBerpflich- 
teten einen gütlichen billigen Vergleich zu erzielen. 

h) Niemand ohne Unterfchied darf fich felbit Recht fchaffen, fondern 
muß feine vermeintlichen Anfprüche bei der competenten Negierungsbehörde 
anbringen und dafelbft gefeglichen Schuß und Abhilfe fuchen. 

ie dawider Handelnden werden zur ftrengen Berantwortung und ge- 
jeglichen Strafe gezogen werden. 

i) Zur Durchführung der Orundentlaftung wird eine eigene Landes- 
Kommiſſion aufgejtelt werden. 

Diefer Landeskommiſſion bleibt e8 vorbehalten, mit Beachtung der ei- 
genthümlichen Berhältniffe des Landes und der mannigfaltigen Rechtstitel, 
der bisherigen grundherrlichen Bezüge, der unterthänigen Berpflichtungen, 
bes Grundbefiges und der darauf haftenden Laften, Die ohne oder gegen Ent- 

eld aufgehobenen Leiftungen, die mit der Aufhebung der gegenüberjtehenden 
rechte entfallenden Laften zu beftimmen, und Die gegenfeitig gebührenden 
Entſchädigungen auszumitteln. 

Bis zur Einführung der Grundentlaftungs-Commiffion haben über vor- 
kommende DBejchwerden Die Berwaltungsbehörden gütliche Beilegung des 
Streite8 zu verfuchen, und im Falle des Mißlingens nach vorläufiger Erör- 
terung der thatlächlihen und Nechtsverhältniffe nah den obigen Grund— 
fägen Amt zu handeln. 


1. Berordnung des f£. f. Militär und Civil-Gouvernements 
vom 19. Juli 1851, an das k. Diftrit8-Obercommiffariat in 
Hermannftadt und an alle Ef. DiftriftsS-Aemter, betreffend 
das Berfahren in Befigftreitigfeiten zwifchen den Euriali- 
ften und den ehemaligen Grundherrſchaften, 3.178, L. G. u. RB. 
Ueber die von Seite der k. k. Diftriftsämter gemachten Anfragen, wel- 
ches Verfahren bei Streitigkeiten zwiſchen den eigentlichen @urialiften, Die 
fih im Grunde perjönlicher, und unter angenommenen Bedingungen auffünd- 
barer Verträge, in der Benügung von Alodial-Gründen befinden, und blos 
als zeitliche Nächten angejehen werden müſſen, zu beobachten jei, in Fällen: 
4) wo die Eurialiften die Leiftung der auf Grumbd fchriftlicher oder muͤnd— 

licher zeitlicher Verträge eingegangenen Verbindlichkeiten geradezu verweigern ; 
2) wo zwar die Curialiſten die eingegangenen Berbindlichfeiten pünft- 

lich erfüllen, oder felbit die mittelft neuen Uebereinkommens zu beftimmenden 
Präftationen zu erfüllen bereit find, die Eigenthümer diefer Gründe aber Die 
Räumung des alloden Beftges geradezu verlangen — wird den f. F. Diftrifts- 
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ämtern im Nachdange zu der bievortigen Kundmachung vom 10. Januar v. 
3. Zahl 3737, und der Verordnung vom 24. Mär v. 3. (Zahl 139 Nr. 
21 Land. Gef. BL.) verordnet: 

ad 1) Ueber jede derartige Klage hat das Unterbezirks- oder Bezirks 
amt zwifchen den Berechtigten und Berpflichteten einen gütlichen, billigen 
Vergleich zu verfuchen, und fall8 ein Uebereinfommen auf diefe Art nicht 
erzielt werden follte, und über die Natur des Grundes (Allodial) die Eigen: 
[haft des Nutznießers (Hächters) die Nechtögiltigfeit des Vertrages Fein 
Zweifel obwaltet, und Die Vertragsftipulationen billig und nicht drückend find, 
von dem betreffenden Bezirfsumte das Erfenntniß auf Räumung des Beftges 
oder aber Leitung der eingegangenen Berbindlichfeit (Taren, Zinfen, Tag: 
werfe) bei Folge der Erefution im politifhen Wege unter Freilaffung bes 
binnen 14 Tagen zu überreichenden Necurfes an das f. f. Diftrifts-Amt zu 
füllen, im entgegengefegten Falle aber den Gurialiften im Beſitze bes ftritti- 
gen Grundes politifcher Seits zu fehügen und den Gegner mit feinen An— 
jprüchen an bie Fünftigen Gerichte, welchen Die definitive Regelung der Ur— 
barialverhältnifie zugewiefen werden wird, zu weifen. 

»d 2) Wenn der gemwejene Grundherr den Gurialiften auf Räumung 
und Uebergabe des von ihm befeffenen Eurial-Grundes klagt, fo ift gleichfalls 
ein gütliher Vergleich zu verfuchen, und falls derfelbe nicht erzielt wer— 
den jollte, der Curialiſt im Befise des Curial-Grundes, nur bis zur Einfüh- 
rung Der neuen Gerichte und definitiven Negelung der Urbarialverhältniffe 
politischer Seit8 gegen dem zu fchügen, daß er die früheren billigen Präſta— 
tionen an den Eigenthümer dieſes Grundes leifte, Hingegen der Eigenthümer 
des Curial-Grundes mit feiner Klage auf Räumung und Uebergabe des 
Grundes an die künftigen hiezu competenten Gerichte zu weifen. Ganz im 
Sinne dieſer Vorfchrift find auch jene Streitigkeiten zu enticheiden, welche 
zwilchen den gewejenen Grundherren und den ehemaligen, auf Golonial- 
Gründen wohnenden, und Colonial-Seffionen befisenden Untertbanen (Co— 
Ionen im Gegenfas von Eurialiften im eigentlichen Sinne des Wortes, der 
gar Fein unterthäniges, jondern nur allodes Befisthum hat), bezüglich jener 
Grundſtücke (leder, Wiefen, u. dgl) die nicht zur Colonial-Seflion gehören 
jondern allod find, und auf Grund zeitlicher Verträge in die Nutznießung 
des Colonen gefommen find, entitehen. 

Der Zwed dieſer proviforischen Maßregel, fo wie die Kundmachung 
vom 10. Jänner v. J. 3. 3787 ift, den Status quo nur bis zur Einfüh- 
rung Dev neuen Gerichte und definitiven Negelung der Urbarial-Verhältniſſe 
aufrecht zu erhalten, feineswegs aber neue Zitel für die Erwerbung des Ei— 
genthums zu fchaffen, eigenmächtige Decupationen zu fanctioniven, oder Der 
Löſung Der Ürbarialfrage vorzugreifen. Es verfteht fich ſonach von felbft, 
daß die Aufrechthaltung des Status quo in Fällen eigenmächtiger Occupa— 
tionen, d. 1. bei folchen Befigergreifungen, welche feit dem Ausbruche Der 
Revolution 1848 ohne Dazwiſchenkunft der competenten Behörde erfolgt find, 
in Feiner Art Platz greifen könne, e8 ift vielmehr Pflicht der politiichen Be— 
hörden im ſolchen Fällen den früheren gefeglichen Zuftand vor 1848 wieder 
herbeizuführen, und zwar ohne alle Rüdficht auf die Eigenfchaft des Grundes. 

Die 8. k. Diſtrikts-Aemter haben auf die genauefte Befolgung Diefer 
Verordnung allen Ernftes zusehen, und die unterftehenden Berwaltungs-Organe 
anzumeifen, in ſolchen Fällen das YAınt mit aller Befchleunigung zu handeln. 
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III. Mit dev Verordnung des k. k. ſtebenbürgiſchen Militär und Eivil- 
Gouvernements vom 17. Mai 1852, 3. 8454, wurde über die gejtellte An— 
frage: ob Uxbarialftreitigfeiten wie bisher auch im politifchen Wege unter: 
jucht und entfchieden oder aber im Sinne der Gouvernements-Erläfje vom 
7. Mai 1850, 3. 5716, vom 19. März 1852, 3. 4814, vom 31. März 
1852, 3. 6469 und 19. April 1852, 3. 7746, ald ein in den tranfitoriichen 
gerichtlichen Wirfungsfreis der politischen Behörden gehöriger Gegenftand 
anzufehen und in Gemäßheit diefer Erläſſe behandelt werden müſſen, die Be— 
lehrung ertheilt, daß dieſe Exläffe auf die Behandlung der Urbarialſtreitig— 
feiten feine Anwendung finden und Daß derlei Streitigfeiten lediglich nach 
den Beftimmungen der Normal-Berordnungen vom 24. März 1850, 3. 21, 
2. ©. B. vom 19. Juli 1851, 3.175, & ©. B. vom 27. September 1851, 
3. 22496, vom 5. Dezember 1851, 3. 19814, vom 10. Dezember 1851, 3. 
27516 und 29. Februar 1852, 3. 27380 und der Verordnung vom 22. 
Oftober 1851, 3. 2585, & ©. B., von den zuftändigen politifchen Behörden 
im eigenen Wirfungsfreife unterfucht und entjchieden werden müflen. 

: XVI. 

Rechts-Anſprüche dagegen, welche die Grundherrſchaften gegen 
ihre ehemaligen Unterthanen, oder dieſe gegen jene aus Privatver— 
trägen, oder aus anderen privatrechtlichen Titeln ftellen zu fönnen 
glauben, find, in foferne die Beitimmungen der Urt. XIII. und 
XIV, dieſer Verordnung nicht entgegen jtehen, von den Gerichts— 
behörden nach den Vorfehriften der Prozeß-Ordnung zu verhandeln 
und zu enticheiden. 

XV, 

Da Grund- oder Jntabulationsbücher oder denfelben ähnliche 
öffentliche Bücher nicht in allen Gegenden von Siebenbürgen be- 
ftehen, jo find auch die, an mehreren Stellen der Prozeß-Ordnung 
insbejondere in Dem zwei und zwanzigfien Hauptftüf von der Exe— 
fution enthaltenen Beftimmungen, welche fih auf Vorkehrungen in 
den Öffentlichen Büchern beziehen, nur dort, wo dergleichen Bücher 
beitehen, und in foweit in Anwendung zu bringen, als es die Be- 
Ihaffenheit der Bücher geftattet. Daher haben die Gerichtsbehörden 
auch Diejenigen Vorſchriften des drei und zwanzigſten Hauptſtückes 
über die DVertheilung de3 Kaufjchillings im Erefutionswege verfauf- 
ter Güter, welche den Beſtand der öffentlichen Bücher vorausfegen, 
nur dort zu beobachten, wo diefelben vorhanden find, und ſich ing- 


befondere die zum Zwede der Kauffchillingsvertheilung erforderliche 
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Kenntniß der Prandgläubiger, im Falle öffentliche Bücher gar nicht 
oder nicht in gehöriger Beſchaffenheit vorhanden find, durch die im 
$. 509 vorgejehene Edietalvorladung zu verschaffen. 

XV. 

Da ferner in einigen Theilen des Großfürſtenthumes die rück— 
fichtlich mehrerer unbeweglicher Güter obwaltenden, aus der beftan- 
denen Avitieität und den jogenannten Pfandverträgen (contractibus 
pignoratitiis, emtionibus et venditionibus temporaneis) herrüh— 
renden Berhältniffe exit durch ein bejonderes Allerhöchites Geſetz 
geregelt werden müffen, jo wird in Anfehung der Erecutionsführung 
auf folche Güter beitimmt, daß dieſelben zwar fo wie andere Güter 
nach den DVorjchriften der neuen Prozeß-Ordnung nicht nur der Se— 
queftration oder Verpachtung, ſondern auch der ereceutiven Schäbung 
und Feilbietung (F9. 480—525) unterzogen werden fünnen. Doch 
joll in jo lange, bi3 die Regelung der oben erwähnten Verhältniſſe 
durch ein Allerhöchites Gejet erfolgt fein wird, dem Schuldner dag, 
nah den bisherigen Landesgefegen zuftehende Wieder-Einlöſungs— 
recht, und denjenigen, welchen aus der beftandenen Avitieität oder 
aus Pfandverträgen etwa Nechte auf das Gut zufommen, die hieraus 
entipringenden Anfprüche gegen den Käufer in joweit vorbehalten 
bleiben, al3 fie durch die erfließende Allerhöchite Bejtimmung werden 
aufrecht erhalten werden. 

XIX. 

Hinjichtlich des, in dem acht und zwanzigiten Hauptitüde der 
Prozeß-Ordnung enthaltenen Verfahrens in Befisftörungsfällen wird 
verordnet, daß die im $. 618 auf dreißig Tage beichränfte Frift 
zur Anbringung der ſummariſchen Befisftörungsflagen auf diejenigen 
Belisitörungsfälle Feine Anwendung finde, welche fi in den Ge— 
bietstheilen der ehemaligen ungarifchen Gomitate, Diftrifte, Szefler- 
Stühle und der vormaligen Militär-Grenze daſelbſt feit dem Beginne 
des Jahres 1848 und während der Dauer des Gtillftandes der 
Givil-Nechtspflege bis zum Beginne der Wirffamfeit des, zur Unter- 
juchung und Entſcheidung derſelben berufenen Bezirfsgerichtes ſich 
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ereignet haben. Solche ältere Belisitdrungsfälle können noch bin- 
nen jech Monaten, von dem Zeitpunfte de3 Beginnes der Wirk⸗ 
ſamkeit des Bezirksgerichtes angefangen, im Wege der ſummariſchen 
Beſitzſtörungsklage geltend gemacht werden. 

XX. 

Die Anwendung des neun und zwanzigſten Hauptſtückes über 
das Verfahren in Bergbau-Streitigkeiten bleibt einſtweilen aufgeſcho— 
ben. Der Zeitpunkt, von welchem angefangen dieſes Hauptſtück 
in Wirkſamkeit zu treten hat, wird insbeſondere bekannt gemacht 
werden. 

XXI. 

In Wechſelſtreitigkeiten iſt in Siebenbürgen das, mit Juſtiz— 
miniſterial-Verordnung vom 25. Jänner 1850, Nr. 52 des Reichs— 
geſetzblattes, für mehrere andere Kronländer kundgemachte Wechſel— 
verfahren zu beobachten. In ſofern jedoch das Wechſelverfahren 
keine beſonderen Vorſchriften enthält, iſt ſich in Siebenbürgen auch 
in Wechſelſtreitigkeiten nach der gegenwärtigen Prozeß-Ordnung zu 
benehmen. Daher wird insbeſondere erklärt, daß die, in dem $.12 
des Wechjelverfahrens vorfommende Beziehung auf einige Beſtim— 
mungen der Allerhöchiten Entichliegung vom 18. Oftober 1845 über 
den jummarijchen Prozeß in Siebenbürgen Feine Anwendung finde, 
jondern anjtatt der lestern die Borfchriften der neuen Civilprozeß— 
Ordnung mit den, in dem Wechfelverfahren und insbejondere in dem 
$. 12 desjelben jelbjt enthaltenen Abweichungen zu gelten haben. 

sm Wechfelverfahren gilt jomit auch in Siebenbürgen jenes Verfah— 
ven, welches für jene Kronländer in welchen das allgemeine bürgerliche Ge— 
ſetzbuch in Wirkfamfeit ift, mit der Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
25. Jänner 1850, 3. 32, R. G. u. R. Bl. vorgefchrieben worden ift. Weil 
in Siebenbürgen die Vorſchriften über das mit allerhöchiter Entſchließung 
vom 18. Dftober 1845 vorgefchriebene Verfahren nicht beftehen, jo kann 
natürlich der erſte Theil des $. 12 der oben anbezogenen Juſtizminiſterial— 
Verordnung, über das Verfahren in Wechſelſachen, welcher ſich auf einige 
VParagraphe des ſummariſchen Verfahrens bezieht, für Siebenbürgen feine 
Anwendung finden. Es tritt daher der erſte Abſatz des g. 12 der Juſtizmi— 
nifterial-Berordnung vom 25. Jänner 1850, 3. 52, welcher mit den Worten: 
„sn Wechfelverfahren find die in den 88. 18” anfängt, und mit den Morten : 
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„Jedoch mit folgender Abänderung zu beobachten,” jich endigt, außer Wirkſam— 
feit. Dagegen bleiben die in dieſem $. sub a, b, c und d angeführten 
Beftimmungen noch immer in gefeglicher Kraft. Im Ungarn, Kroatien, 
Slavonien, dev ferbifhen Woiwodſchaft und dem Temeſer Banat ift in 
Gemäßheit des Art. XIV. der Juftizminifterial-Berordnung vom 16. Septem- 
ber 1852, 3. 190, R. ©. u. R. Bl. in Wechfelftreitigfeiten vom 1. Januar 
1853 angefangen, das mit bev Juftizminifterial-Berordnung vom 25. Januar 
1850, 3. 52, fundgemachte Verfahren Ciomit dasſelbe wie in Siebenbürgen) 
zu beobachten und es wurde die Juftigminifterial-VBerordnung vom 25. Januar 
1850, Zahl 53 des Neichsgefegblattes und der zweite Theil des XV. ungas 
rischen Gefegartifeld vom Jahre 1840, fo wie die auf denfelben Bezug ha— 
benden Beftimmungen des VI. Artifels vom Jahre 1844 außer Kraft gefebt. 


XXL. 

Auf das Verfahren vor den Militärgerichten findet die gegen— 

wärtige Prozeß-Ordnung feine Anwendung. 
XXIII. 

Da übrigens die gegenwärtige Verordnung ſowohl, als die 
Prozeß-Ordnung ſelbſt urſprünglich in der deutſchen Sprache verfaßt 
ſind, ſo ſind die, unverzüglich davon zu veranſtaltenden Ueberſetzun— 
gen in die übrigen Landesſprachen nach dieſem Texte zu beurtheilen. 


Krauß m. p. 


Erftes Hauptftüd. 
Allgemeine Borfchriften. 


$s. 1. 


Bedingung des rihterlihen Ginfhreitens in Streitfaden. 


Die Einleitung des gerichtlichen Verfahrens in Streitjachen 
hat nie von Amtswegen, fondern nur auf Begehren der Partei 
Platz zu greifen. 


Das MWefen des gerichtlichen Verfahrens in Streitfachen befteht darin, 
daß eine privatrechtliche Streitfahe vor dem Richter verhandelt, von 
demfelben entjchieden, und deſſen Enticheidung zwangsweiſe durchge— 
jegt werde. — Gtreitverhandlung, Entjcheidung und Erecution find dem- 
nach die natürlichen Beftandtheile diejes gerichtlichen Verfahrens. — 

Mit dem im $.1 aufgeftellten Grundfage ift der weſentliche Unterfchied 
zwiſchen dem civilrechtlichen Streitwerfahren und dem Strafverfahren gegeben. 

Weil es fih im gerihtlihen Verfahren in Streitſachen nur 
um Brivatrechte handelt, auf welche der Berechtigte verzichten kann, und 
welche von Amtswegen geltend zu machen die Staatsgewalt Feinen Grund 
hat, fo findet die Einleitung des gerichtlichen Verfahrens nie von Amtswe— 
gen, fondern nur auf Begehren der Bartei, mag dies nun in der Form einer 
Klage oder eines Gefuches angebracht werden, ftatt. Das Strafverfahren 
dagegen hat die Geltendmachung eines öffentlichen Nechtes zum Gegenftand 
und es wird deshalb in der Regel von Amtswegen eingeleitet. — Der $. 1 
regelt den Umfang und die Grenzen der richterlichen Thätigkeit nur bezüg- 
lich der Einleitung des gerichtlichen Verfahrens, keineswegs aber in Bezug 
auf die bereit eingeleitete Streitverhandlung, auf das Urtheil und die Erefu- 
tion. Er unterfcheidet fich hiedurch wefentlich von dem $. 1 der Jofefiniichen 
und weftgaliziichen Gerichtsordnung, welcher den Grundfag enthielt, der Rich— 
ter hat niemald von Amtswegen zu verfahren, ausgenomen wenn er durch 
die Geſetze hiezu angewiefen wird. Diejer Grundſatz war Durch Das ganze 
eivilgerichtliche Verfahren in Streitfachen hindurch maßgebend. — 

Sp lange der Prozeß in feiner urfprünglichen Form, der mündlichen 
Verhandlung der Parteien vor dem Richter, ftattfand, hatte der Legtere ohne 
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Zweifel einen gewiſſen Einfluß auf die Streitverhandlungen der Parteien 
und auf die Erforſchung des Sachverhältniſſes. Er konnte von denen, mit 
welchen er unmittelbar in perfönlichen Verkehr trat, Aufklärungen verlangen, 
die er für nötbig hielt, um über die ftreitigen Anfprüche enticheiden zu kön— 
nen. Als aber nach und nach die fchriftliche Verhandlung Play griff, die Par— 
teien nicht mehr vor Gericht erichienen, wurde der Richter immer mehr und mehr 
diejes Einfluffes beraubt, und ed wurde der Prozeß von den Parteien durch ihre 
Advofaten allein in der Negel ohne Einflußnahme des Richters, der in das 
Innerliche der Schriften nicht einging, verhandelt. Diefer Anlage des Streit- 
verfahrend trat Friedrich der Große, König von Preußen, welchem die ein- 
eichlichenen Umtriebe des Advokatenunweſens befonders verhaßt waren, im 
She 1750 mit der Cabinets-Ordre vom 14. April entgegen. Er bezeich- 
nete darin, es fei wider die Natur der Sache, daß bie arteien mit ihren 
Klagen und Beſchwerden vor dem Richter nicht jelbft gehört werden, fondern 
fich gedungener Advokaten bedienen follten, denen wegen ihres eigenen In— 
terefjes an der Vervielfältigung und Verzögerung der Prozeſſe gelegen fei. 
Die Advofaten wurden daher abgeichafft, der Richter follte die Sarteien 
mit ihrer Klage und Beantwortung felbit hören, ihre Erzählungen und 
mitzubringenden Beweismittel gegen einander halten, und fo den wahren 
Zufammenhang der Sache, welcher zu dem Nechtsftreite Anlaß gegeben Hat, 
eruiren, hiernach aber denjelben den Rechten und der Billigfeit gemäß, Ver: 
gleichs⸗Vorſchläge machen. 

Diejer Grundcharafter des preußifchen Eivilprozeffes wurde die Une 
terfuchungs- (Inquifitiond-) Marime genannt. Man hat indem ge- 
meinen Deutichen Prozeßrecht eine entgegengejegte Marime finden zu müfen 
geglaubt, welche Gönner die Berhbandlungs-Marime nannte. 

Der Inquifitionsmarime liegt das DBeftreben der Gejeggebung zu 
Grunde, zu bewirken, daß materielles Unrecht wo möglich nie in formelles 
Recht übergehe. Daher begnügt fich der Geſetzgeber nicht, mit einer bloß von 
den Parteien gelieferten Wahrheit. Das preußijche Gejeg wollte die ‘Partei 
in ein näheres Verhältnig zu dem Richter bringen, den Advokatenzwang be- 
feitigen und durch die Bemühung des Nichters eine vollitändige Erforfchung 
des Sachverhalts herbeigeführt willen. 

So anerfennend- und lobenswerth diefed Beftreben auch war, fo Hat 
fich dasjelbe jedoch in feiner allzugrogen Generaliftrung jelbit in Preußen 
nicht bewährt. Man hatte die Kraft der Gerichte, die eine Amwendung Des 
Inquifttionsprinzipes erfordert, nicht berechnet, die Richter erlagen bejonders 
bei fteigender Bevölferung und vermehrten Verkehr der Laft der Arbeit. Die 
Formlofigkeit des Verfahrens führte bald Langfamfeit defielben herbei. Es 
erfaltete daher allmälig auch in Preußen die Begeifterung für den Gedanfen 
des großen Königs. Die nüchterne Erfahrung zwang die Geſetzgebung felbft, 
das Inquifttionsprinzip der allgemeinen Gerichtsordnung zu verlaffen, Durch 
Einführung beftimmter Formen das KRichteramt zu binden und für einen 
großen Theil von Rechtsitreitigfeiten ein fchleuniges Verfahren einzuführen, 
in welchem eine Rückkehr zu der reinen Verhandlungsmethode erblidt wer- 
den fann. 

Dr. Heffter bemerkt in feinem Syſtem des römiſchen und deutichen 
Eivilprozeßrechtes Über die preußifchen Inquifitionsmarime treffend und rich- 
tig: Diefer Gedanfe übt überall eine natürliche Herrichaft aus, wo die Par— 
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teien jelbft mit geringeren Capacitaͤten vor dem Richter erfcheinen und mit 
Vertrauen ihre Angelegenheiten in feine Hand zu legen gewohnt find. Gr 
ift der eigentliche Typus des Verfahrens bei den Untergerichten, wo ein ein- 
zelner Beamte die nächite Auftorität in einem Fleinen Kreije bildet, und fin- 
det fich hier in der Praxis überall, felbft wo das Gefeg ihn nicht ausfpricht. 
Die preußifche Gefesgebung hat ihm nur zuerjt zum vollen Bewußtfein ge- 
bracht; ein Irrthum lag vielleicht nur in einer zu generellen Ausdehnung. 
Jetzt benust ihn die neuefte Geſetzgebung jelbit in andern Staaten für den 
untergerichtlichen Prozeß. 

Auch unfere Eivilprozeß-Ordnung hat befonders im mündlichen Ver— 
fahren in den 88. 34, 35, 36, 37, 42, 45, 46 im DBergleich mit der Jofefi- 
niihen und wejtgaliziichen GerichtSordnung dem Richter einen größeren Einfluß 
eingeräumt und eine gewilje Sürjorge zur Pflicht gemacht. 


SE 
Bei Gericht angebrachte Gejuche find nur dam jogleih von 
Amtswegen zurück zu weiſen: 
a) wenn der Gegenftand dem eivilgerichtlichen Verfahren gar nicht 
unterliegt, oder doch der Richter feine Gerichtsbarkeit nach den 
Jurisdictions-Vorſchriften offenbar unzuftändig findet. 


Es gibt gewiffe Fälle, in welche bei Gericht angebrachte Geſuche dem 
Begehren des Impetranten entgegen zurüdgewiefen werden müflen. Die 
Zurüdweifung fann erfolgen a) von Amtswegen, ohne daß der Richter 
hiezu durch einen Antrag der Gegenpartei aufgefordert wird, b) über Be- 
3 des Gegners des Impetranten ($. 14, 15, 47, 54 ber 

. P. O.) — Der $. 2 beftimmt die Fälle, in welchen bei Gericht ange- 
brachte Gejuche jogleich von Amtswegen zurüdzumeiien find. — 

ad a) Der Grund, warum ein Gegenftand dem civilgerichtlichen Ber- 
fahren nicht unterliegt, Fann 1.) fein, weildiefer Gegenftand durch ein befonderes 
Geſetz von dem Wirfungsfreife der Civilgerichtsbehörden ausdrüdlih aus— 
gejhloffen oder andern Behörden, 3. B. den politifchen oder Finanz-Admini— 
ftrationg-Behörden insbefondere zugewiefen ift. So gehören 3. B. Beſchwer— 
ben über Verfügungen der politiichen oder Finanzbehoͤrden jeder Art, fie mö— 
gen die Geſetzmäßigkeit, Nothwendigfeit oder Zweckmäßigkeit derfelben betreffen, 
nicht vor den Civilrichter, ſondern vor die vorgefeste Dienftbehörde, indem 
dem Richter durchaus feine Kontrolle über die Verfügungen der Adminiftra- 
tiobehörden zufteht. So find im Art. XV. der Einführungsverordnung alle 
Anfprüche, welche fich auf das beftandene Unterthansverhältnig und auf Ur- 
barial-Dffupationen beziehen, welche vor dem 18. Juni 1848 ftattgefunden 
haben follen, bis auf weitere Verfügung von dem Wirfungsfreife der prov. 
Gerichtsbehörden ausgejchloffen. 

Wenn zwifchen Gerichts: und Verwaltungsbehörden über die Zuftän- 
digfeit ein Streit entjteht, jo hat hierüber der oberfte Gerichtshof in gemifch- 
ter Sigung zu enticheiden. $. 5 Jurisd. Norm. Als Folge der Nichtbeobach- 
tung der im $. 2 lit. a enthaltenen Vorfchrift muß hervorgehoben werden 
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daß ein Urtheil ald nichtig —D werden kann, wenn dem Richter in 
der anhängigen Rechtſache Feine Gerichtsbarkeit zuſtand. ($. 339 C. P. DO.) 

II. Ueber Berufungen und Beſchwerden gegen die Entſcheidungen aller 
Gerichtsbehörden erfter Inftanz jowohl in als außer Streitfachen ift in zwei— 
ter Inſtanz von dem Oberlandesgerichte, und in britter Inſtanz fofern noch 
ein weiterer Nechtszug gefeglich zuläßig ift, von dem oberften Gerichtähof zu 
entfcheiben. $. 83 Jur. Nm, Beneficium primae instantiae, nad) ungar. 
Prozeßrecht: Si quis provocet ad principem, vel judicium supremum, 
quum tamen prius coram inleriore judice causa non sit »gitala, 

IT. Gegenftände, welche unmöglich oder nach dem Geſetze verboten 
find, unterliegen ebenfalls nicht dem civilgerichtlichen Verfahren. — 

Jedes Gericht Hat demnach fogleich bei dem Beginn bes gerichtlichen 
Verfahrens in Streitfacen feine Zuftändigfeit fowohl hinfichtlich Der Perſo— 
nen als des Gegenftandes forgfältig zu prüfen und he in Sällen, wo es 
diefelbe in Gemäßheit der Jurisdiftiondg-Norm vom 10. Mai 1552 offenbar 
nicht gegründet findet, oder wo zu Folge befonderer Vorfchriften ein gericht: 
liches Verfahren überhaupt nicht ftattfindet, die PBarteien von Amtswegen 
zurückzuweiſen. ($. 1% NR) In foferne in Streitfachen die Gerichtsbarkeit 
nach den Angaben des Klägers begründet erſcheint, und dieſe nicht 
fhon als unrichtig befannt find, ift das Gefuh anzunehmen, und 
dem Beklagten zu überlafien, die Einwendung des nicht gehörigen Gerichtg- 
ftandes anzubringen. (8. 2 der J. N.) In Otreitfachen hat zwar der Nichter, 
wie aus dem $. 294 der EBD. hervorgeht, in der Negel nur nach den in 
den Akten angeführten TIhatfachen und den darüber beigebrachten Beweifen 
zu erkennen, ohne auf Umftände, welche ihm auf andere Art befannt gewor- 
den find, NRüdjicht zu nehmen. Bon diefer Regel macht der ebenangeführte 
8.2 der J. N. in Fragen der Kompetenz in Streitfachen ausprüdlich eine 
Ausnahme und der Richter hat, wenn er auch nur aus PBrivatwiffenfchaft 
weiß, daß 3. B. der Beklagte der Militärgerichtöbarkeit unterfteht, die Klage 
von Amtswegen zuriczumweifen. Nach ungarifchem Prozeßrechte, welches 
ftreng an den Grundſatz des Berhaudlungsprinziped: Actor et judex in 
una eademque causa nemo esse potest Fefibielt, fonnte der Richter ſich nie 
von Amtswegen, fondern nur in Folge einer Einwendung für infompetent 

alten. 

? Diefe Beftimmung des ungarifchen Prozeßrechtes gilt in Gemäßheit 
des Artifels I. der Einführungsverordnung nicht mehr, fondern e8 treten die 
aufgeführten Beftimmungen der Prozeß-Ordnung ein. 


b) Wenn Verhandlungen bei andern Behörden, welche der Klage 
in beftimmten Rechtsſachen nach bejondern Vorſchriften vorher- 
gehen müſſen, noch nicht beendigt jind. 

Insbeſondere dürfen Nechtsangelegenheiten, deren Entſchei— 
dung von dem Beweife und der Zurechnung einer durch Die 
Strafgefege verbotenen Handlung abhängt, bei dem Givilrichter 
nicht anhängig gemacht werden, jo lange das Strafverfahren 
noch nicht beendiget ift, oder die Beſtätigung des Otrafgerichtes 
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vorliegt, daß die Einleitung desſelben nicht Statt finde, oder 
das eingeleitete wegen Flucht oder Abweſenheit des Bejchuldig- 
ten nicht fortzujegen je. Kommen erjt im Laufe eines Givil- 
prozeſſes gegen eine beſtimmte Perſon Verdachtsgründe einer 
ſtrafbaren Handlung vor, welche auf die Streitſache weſentli— 
chen Einfluß haben könnte, ſo iſt das Verfahren vor dem Ci— 
vilgerichte ſogleich einzuſtellen und der Erfolg des Strafver- 
fahrens abzuwarten. 


ad b) Zu den Rechtsangelegenheiten, deren Entſcheidung von dem Be— 
weife und der Zurechnung einer durch Die Strafgejege verbotenen Handlung 
abhängt, gehören insbejondere auch die Förperlichen Verlegungen, die wider- 
rechtlihen Kränfungen der Freiheit und die Ehrenbeleidigungen, welche nach 
Beichaffenheit der Umftände entweder als Berbrechen und Bergehen von den 
Landesgerichten, oder als Webertretungen von den Bezivfsgerichten unterfucht 
und bejtraft werden. Es muß Dies bejonders mit Rückſicht auf das Dec. 
tripart. Il. tit. 72 de Emenda linquae hervorgehoben werden. 

Die Strafbehörden haben in dem Falle, daß fich die Entichädigung 
aus der Strafverhandlung deutlih und zuverläßig beftimmen läßt, nach den 
über den Schadenerſatz ertheilten VBorichriften zu erfennen. Wenn aber der 
Erſatz des Schadens nicht unmittelbar bejtimmt werden kann, ift in dem 
Erfenntnifje der Strafbehörde auszudrüden, daB dem Bejchädigten die Ent- 
Schädigung im Wege Nechtens zu juchen vorbehalten bleibe. 

Kann der Bejchädigte im Falle des 8. 2 lit. b darthun, daß das Straf- 
verfahren ichon beendigt ift, oder die Beſtätigung des Strafgerichtes beibrin- 
gen, daß die Einleitung desjelben nicht jtattfinde, oder Daß Das eingeleitete, 
wegen Flucht oder Abwejenheit des Bejchuldigten nicht fortzufegen ift, jo hat 
er die Bedingung der Einleitung des civilgerichtlichen Berfahrend nachgewie- 
jen und dieſe darf ihm nicht verfagt werden, wenn gleich der Strafrichter 
über die Entſchädigungsanſprüche im Strafurtheile ſchon erfannt hätte. 

Es ift nicht vorgejchrieben, daß der Beichädigte fich mit dieſem Er- 
fenntniffe begnügen muß. Glaubt er mehr fordern zu können, als ihm der 
Strafrichter zuerkannt hat, jo bleibt es ihm unbenommen, feine Anjprüche 
im Civilrechtswege auszutragen. Das Civilgericht ift an den Ausfpruch des 
Strafgerichtes über die Entſchädigung nicht gebunden. 

‚ Unter VBerdachtsgründen einer jtrafbaren Handlung verfteht das Geſetz 
bloß jolche Umstände, welche zwilchen einer ftrafbaren Handlung und einer 
Perſon einen ſolchen Zufammenhang wahrnehmen laſſen, daß nach unpar- 
telifcher Weberlegung daraus wahricheinlich wird, dieſe Perſon habe die 
frafbare Handlung begangen. 


ce) Wenn der rechtmäßige Vertreter einer Perſon, welche nad den 
Gejegen des bürgerlichen Rechtes für fich vor Gericht zu han— 
Selm unfähig it, übergangen wird. 


34 


ad ce) Im Allgemeinen Fann als Regel aufgeftellt werden, daß jeder 
zur jelbititändigen gundse Rechtsverfolgung durch Klage oder zur Rechts— 
vertheidigung als Beflagter berechtigt ift, welchem nach dem Geſetze die freie 
Vermögensverwaltung zufteht. 

Perſonen, welche in dieſer Beziehung durch das Geſetz bejchränft find, 
fünnen, in jo weit Diefes der Fall ift, auch nur unter gewiſſen Beſchränkun— 
gen Hagen und belangt werben. 

Hieher gehören nach dem ungarischen bürgerlichen Nechte die Unmün— 
digen (impuberes), welche das zwölfte, die Minderjährigen (aetatis imper- 
fectae), welche das vier und zwanzigfte Lebensjahre noch nicht zurüdgelegt 
haben. (Dec. I 111. 3) und die Verſchwender. 

Unmündige ‘Berfonen (impuberes, illegitimae aetatis) fünnen rechts» 
giltig Uber ihr Vermögen ohne Zuftimmung des Wormundes nicht verfügen, 
feine Vollmachten beftellen, feine Nechtsftreite beginnen, noch auch belangt 
werden, und eben fo feine Eide ablegen. (Dec. I. 119. 124. 126. 129. 132) 
Münpdige (puberes, perfectae aetatis) vor Zurüdlegung des 24. Jahres 
fünnen VBollmachten bejtellen, Eide ablegen, über das bewegliche Vermögen 
verfügen, vom 16. Jahre Schuld» und Pfandverträge eingehen, vom 18. 
Jahre mit Gold und Geldern verfügen, alle anderweitigen Verbindlichkeiten, 
benöthigen jedoch die genehmigende Zuftimmung ihres Kuratord Dec. I. 126. 
128. Den Unmündigen (impuberibus) räumt das Gefeß eine bejondere Be- 
günftigungz; Das Necht des Widerrufes (jus retractandi), jolcher Veräuße— 
rungen ein, welche fte ohne gemügende Erwägung, während der Minderjähr 
vigfeit, auf bleibende Dauer gemacht hatten; es ift innerhalb einer Zeitdauer 
von 32 Jahren auszuüben. Dec I. 128. Dasfelbe gilt auch von den 
Frauensperſonen, in jolange ſie nicht verehlicht find. Dec. I. 128. 

Frauensperfonen, jo lange fte nicht verehlicht find, werden auch nach 
zurücdgelegtem 24. Jahre rechtlich für minderjährig betrachtet. Dec. I. 112, 1. 
In Prozeſſen hat der Vormund die Mündel vor und außer dem Gerichte 
zu vertreten, als Kläger, Geflagter und als Ingerent, und zwar in den vom 
Vater bereits begonnenen Nechtsjachen oder in neuen Streiten und hierüber 
Vergleiche zu fchliegen, wenn der Erfolg des Nechtsftreites für den Mündel 
ungünftig zu fein fcheint. 

Wegen Irrſinns oder Verichwendung können auch Bolljährige unter 
Curatel gejest werden. Zu diefem Ende mußten alle Interejienten, d. 5. 
entweder die Verwandten oder die einfchreitenden Waifenrichter den der 
Verichwendung verdächtigen auf 8 Tage zur Marfalfongregation vorladen, 
allda im Wege des ſummariſchen Prozeſſes die Richtigkeit des Klagegrundes 
erheben lafien, worauf Die Verfchwenders-Erflärung beichloffen wurde, welche 
jedoch vorläufig der Genehmhaltung des königl. Guberniums zu unter- 
ziehen war. — 

Nah dem ſächſiſchen bürgerlihen Nechte werden Perfonen 
beiderlei Gefchlechtes bis zum 14. Jahre als unmündige betrachtet. — Mit 
zurücgelegten 20. Jahre wird der Mann volljährig, eine Frauensperfon mit 
dem Zeitpnnkt ihrer Verehlichung. 

Minderjährige ftehen unter der Obforge ihrer Vormünder, dürfen fich 
daher nicht jelbitjtändig verpflichten. Si. 1. 3. 13. — 

Nach dem 8. 21 des allgemeinen bürgerlichen Gejegbuches ftehen die— 
jenigen, welche wegen Mangeld an Jahren, Gebrechen des Geiftes oder an- 
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derer Verhältniffe wegen, idre Angelegenheit ſelbſt gehörig zu bejorgen un- 
fähig find, unter dem befondern Schuß der Geſetze. Dahin gehören: Kin 
der, die das ftebente; Unmündige, die das 14, Minderjährige, die das 24. 
Jahr ihres Lebens noch nicht zurücgelegt haben; dann Nafende, Wahnfin- 
nige, Blödfinnige, welche des Gebraudies ihrer Vernunft entweder gänzlich 
beraubt oder wenigftens unvermögend find, die Folgen ihrer Handlung ein- 
zufehen; ferner: Diejenigen, welchen der Nichter als erklärten Berjchwendern 
die fernere Verwaltung ihres Vermögens unterfagt hat, endlich Abwejende, 
und Gemeinden. 

Nach 8. 13 der Juftigminifterial-VBerordnung vom 14. Juli 1851, 3. 
- 9418 (ſehe 2. ©. B. Kundmachung vom 3. November 1851, 3. 275) ge 
währen die Geſetze Perſonen, denen die Sorge eines natürlich geſetzlichen 


Vormundes, d. h. eines folchen, welcher nicht von Gericht felbftitändig ger . 


wählt und beftellt wird (tutela dativa) ($. 244 Inſtr. vom 30. Dez. 1851) 
nicht zu ftatten fommt, und die noch minderjährig, oder aus einem andern 
Grunde ihre Angelegenheiten felbit zu bejorgen unfähig find, durch die Auf 
ftellung eines Vormundes oder Curators einen befondeın Schub. 

Ein Vormund hat nach $. 14 dieſer Verordnung vorzüglich für bie 
Perſon des Minderjährigen zu jorgen, zugleich aber deſſen Vermögen zu 
verwalten, Ein Curator wird zur Bejorgung der Angelegenheiten derjenigen 
gebraucht, welche diefelben aus einem andern Grunde als jenem der Minz- 
derjährigfeit jelbft zu beforgen unfähig find. Nach $. 21 und 70 Diejer 
Verordnung ift es Pflicht des Wormundes und Curators den Pupilfen und 
Guranden vor Gericht und außer Gericht zu vertreten, 

Jedem Vormund und Gurator ift nach den 88. 22 und 73 ein Vor— 
mundfchafts- und Guratelsdefret auszufertigen, damit er in Anfehung feines 
Amtes beglaubigt fei und fich in vorfommenden Fällen rechtfertigen könne. 

Nah 8. 37 und 70 Fann überhaupt ein Vormund in allen Gejchäf- 
ten, welche nicht zum ordentlichen Wirthichaftsbetriebe gehören und welche 
von größerer Michtigfeit find, nichts ohne gerichtliche Einwilligung vorneh— 
men, Insbeſondere kann ohne gerichtliche Genehmigung der Vormund oder 
Curator feinen Rechtsftreit vergleichen. 

Curatoren können, wie aus dem 8. 85 der EBD. hervorgeht, auch für 
ſolche Perſonen aufgeftellt werden, welche unbekannten Aufenthaltes find, und 
nach $. 193 für folche, deven Tod durch Zeugen bewiefen werden fol. Auch 
den zum fchweren Kerfer verurtheilten Sträflingen gewähren die Gejege den 
Schuß eines Curators. 

Aber nicht bloß für Perſonen, fondern auch für gewiffe Vermögens— 
maſſen, 3. B. Concursmaſſa, Berlaffenfchaftsmaffa können Curatoren aufges 
ftellt werden. 

Unter einem befondern Schuß der Gefeße und einer Fürſorge Der po— 
litiichen Behörden ftehen auch die Gemeinden, welche durch ihre verfaffungss 
mäßigen Organe vertreten werden, die Stiftungen und gewiffe Eorporationen. 

Das Aerar wird durch die Sinanzprofuraturen vertreten, welche ebens 
Falls nur dann als Kläger auftreten und als Beklagte belangt werden dür— 
fen, wenn ſie die hiezu befonders vorgefchriebenen Bedingungen erfüllt haben. 


d) Wenn es dem Gefuche an einer der im $. 4 vorgefchriebenen 


Förmlichkeiten mangelt. 
3% 
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In den drei legten Fällen hat das Gericht zugleich Der 
Partei die nöthige Belehrung zu ertheilen, und bei Zurückweiſung 
wegen Förmlichfeitsgebrechen (lit. d), wenn es ſich um eine Fall 
frift handelt, einen angemefjenen Termin zur DBerbefferung zu bes 
jtimmen. 


ad d) Die im $. 4 angeführten Förmlichfeiten fcheinen nicht ausſchließ— 
lich angeführt zu fein und es dürfte dem Richter geftattet fein, auch bei Ab- 
gang anderer im 8. 4 nicht angeführten jedoch zum Verfahren weſentlich 
nothwendiger Förmlichkeiten Gefuche zurüczumeifen, 3. B. wenn eine Saß- 
Schrift ftatt in duplo bloß in simplo überreicht wird, oder wenn die Vor— 
Schrift des $. 68 der CPO. nicht beobachtet wird. Eben jo in dem Falle 
des $. 71 der CPO., wenn der Kläger, der außer dem Gebiethe des öſter— 
reichifchen Kaiſerthums wohnt, oder deſſen Wohnort unbekannt ift, ein Geſuch 
überreicht, welches nicht von einem am Orte des Gerichtes wohnenden Be— 
vollmächtigten unterjchrieben: ift. 

In jedem abweislichen Befcheide müffen in Gemäßheit des $. 307 der 
CPO. die Gründe angegeben werden, aus welchen das Gefuch überhaupt, 
oder wenigftens fo, wie es angebracht ift, nicht bewilligt wird. In den sub 
db c und d des $. 2 angeführten Fällen muß jedoch der Nichter noch über: 
dies der Partei die nöthige Belehrung geben, und außerdem bei Zurückwei— 
fung wegen Förmlichfeitsgebrechen, wenn es fih um eine Sallfrift Handelt, 
2. 3 es hat eine Partei, welche eine Einrede binnen 30 Tagen zu erftatten 


hat, diefe ohne Fertigung eines Advofaten eingebracht, einen angemefjenen 
Termin zur Verbeſſerung zu beftimmen. 


Anmerfung. Formularien für abweislihe Befcheide zum $. 2. 
Zahl 10128. 
Mit Rüdficht auf den Art. XV der ZuftizminifterialsBerord- 
nung vom 3. Mai 1852 und in Folge des $. 2 lit. a der prov. 
Civilprozeß-Ordnung wird dieſe Klage, welche fi auf das beitans 
dene Unterthansverhältniß bezieht, zurückgewieſen. 
Hermannftadt den 30. November 1852. 
Dom F. k. Landesgericht. 
N. N. Sefretär. 
An Herrn Anton Eolen von Sachſenburg, Gutsbefiger in Lefhfirh Nr. 128. 


Zahl 1734. 

Da der Herr Kläger die von ihm angefprochene Forderung 
auf ein MWechfelgefchäft gründet, fo findet gegenwärtige Klage nad 
$. 53. 1. d. der Surispiftiong- Norm vor diefem k. k. Gerichte 
nicht ftatt. 


Lejchfirh den 11. Dezember 1852. 
Der k. k. Bezirksrichter. 
N. N. 


Heren Panteliu Paleymon, bürg. Rauchfangkehrer in Leſchkirch Nr. 111. 


Zahl 1028. 
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Da der Herr Kläger feinen Schadenerfaganfprud auf eine 
Handlung des Beklagten gründet, welche fih nach $. 152. St. ©. 
DB. als das Verbrechen der ſchweren Förperlichen Beſchädigung dar: 
ftellt, fo wird dieſe hiergerichts verfrüht angebrachte Klage nad 
dem $.2 1it.bE.P.D. mit dem Beifügen abtweislich verbefchieden, 
daß im Falle eines freiftehenden wiederholten Anftrengens derfelben 
der Abſchluß des ftrafgerichtlichen Verfahrens vor dem Landesge— 
richte in KHermannftadt, dem unter Einem das zur biergerichtlichen 
Kenntniß gelangte Verbrechen angezeigt wird, nachzuweifen ift. 





Diefe Klage findet in der angebrachten Art nicht flatt. Da 
uämlich der Geklagte N. N. nach der eigenen Angabe des Klägers 
mit dem Urtheile des k. k. Landesgerichtes Hermanuftadt vom 7. 
November 1852 wegen des Verbrechens des Todtſchlages zu fünf 
Jahren fhweren Kerfers verurtheilt worden ift, und fih gegenwär— 
tig in der Strafe befindet, fomit als eine Perſon erfcheint, welche 
ud $.7 St. ©. B. vor Gericht zu handeln unfähig ift, Die 
Gattin des genannten Sträflings, gegen welche die Klage gerichtet 
wurde, nach dem Geſetze zu defien Vertretung nicht berechtigt ift, 
fo kann die Klage nur dann flattfinden, wenn fie gegen den nach— 
gewiefenen Curator des Beklagten gerichtet ift. 


Diefe von einem Advofaten nicht unterzeichnete Einrede 
wird zurüdgewiefen, und dem Herrn Geflagten zur verbeflerten 
Ueberreihung die Frift Bis inclusive den 1. Dezember 1852 bes 
ftimmt. 


Hievon werden beide Theile verftändigt. 


$. 3. 


Berbefjerung der im Laufe des Prozeffes entdeckten Mängel. 

Sollte erft im Laufe des Prozeſſes entdeckt werden, daß ein 
Gericht unzuftändiger Weiſe eine Verhandlung eingeleitet habe, und 
diejelbe nicht Durch eine rechtsgiltige Unterwerfung ber Streittheile 
zur Rechtskraft gelangt fein, oder jollte fich zeigen, daß eine Partei 
fich jelbit zu vertreten unfähig fei, jo ift das Verfahren fogleich ab- 
zubrechen, und hievon den Parteien ſowohl, als in dem Ietten Kalle 
dem gejegmäßigen Bertreter Nachricht zu geben, welchem jedoch bie 
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die frühere Berhandlung zu genehmigen, und um deren Sortjegung 
zu bitten vorbehalten ift. 


Diefer Paragraph enthält folgende Grundfäge: 

1) Sollte fich erſt im Laufe des Prozeſſes zeigen, daß eine Partel fich 
jelbft zu vertreten unfähig it, fo ift das Verfahren abzubrechen. 

Diefes ift auch auf den Fall anzumenden, wenn die Partei zwar bei 
Beginn des Prozeſſes die Fähigkeit hatte, ſich vor Gericht zu vertreten, dieſe 
aber im Laufe des Mrozefies verliert. 

2) Hievon ift fowohl den Parteien als auch dem gefegmäßigen bereits 
aufgeftellten oder aufzuftellenden Vertreter Nachricht zu geben. 

3) Dem gejegmäßigen Vertreter ift vorbehalten, die frühere von einer 
unfähigen Partei vorgenommene Verhandlung zu genehmigen und um deren 
Fortfegung zu bitten. — Dem Richter ift e8 nicht verwehrt, den gefeglichen 
Vertreter in dem an ihn ergebenden Beſcheide auf dieſes Necht aufmerkſam 
zu machen. 

4) Hat dev Richter unzuſtändiger Weife eine Berhandlung eingeleitet, 
und er entdeckt diefen Mangel erſt nachträglich, fo hat er denfelben Dadurch 
zu verbefjern, Daß er die begonnene Verhandlung abbricht. 

Der legte Grundſatz erleidet jedoch folgende Beichränfungen: 

a) Jedes Gericht bleibt in Nechtsangelegenheiten, welche vechtmäßiger 
Weife bei demjelden anhängig gemacht worden find, bis zu deren Beendi— 
gung zuftändig, wenn auch die Betheiligten unter eine andere Gerichtsbars 
feit gefommen wären. ($. 6 Jur. N.) Auch über eine Streitfache, welche 
bei dem zuftändigen Militärgerichte anhängig gemacht worden ift, bleibt dass 
jelbe bi8 an das Ende zuftändig, wenn gleich dev Geflagte in der Zwifchen- 
zeit unter die Gerichtsbarkeit dev Eivilgerichtsbehörde gefommen wäre. ($. 12 
der Mil. Jurisd. Norm vom 22, Dezember 1851, 3. 35 R. ©. B.) 

h) Es jteht den Parteien frei, fich einem andern als dem zuftändigen 
Gerichte Durch ausdrüdliches Uebereinfommen zu unterwerfen. 
Es hängt in diefem Falle nicht von dem Richter ab, die Sache anzunehmen, 
denn Durch Die freiwillige Unterwerfung wird die Kompetenz des Richters, 
und hiemit mit dem Rechte zugleich die Pflicht zur Ausuͤbung der Gerichts— 
barkeit begründet. 

Die durch die freiwillige Unterwerfung (Prorogation) begründete Zus 
ftändigfeit fan dem Richter im Laufe des Prozeffes nur mit Zuftimmung 
beider Parteien entzogen werden. Die freiwillige Unterwerfung unter einen 
nach dem Gefege nicht zuftändigen Richter kann auch ftillfhweigend da— 
durch erfolgen, daß von dem unzuftändigen Nichter eine Klage angenommen 
und von dem Beklagten die Eimvendung des ungehörigen Gerichtsftandes 
nicht in der durch Die Prozeßordnung beftimmten Frift angebracht wird. 
($. 46 J. N) 

c) Die Unterwerfung der Streittheile unter einen nach den Gefegen 
unzuftändigen Richter muß um die Nechtsfraft der unzuftändig eingeleiteten 
Berhandlung zu bewirken, eine vechtsgiltige fein. Nicht vechtsgiltig ift 
fie zu Folge des $. 45 der J. N. dann, wenn durch Diefelbe 

1) ingelegenheiten, die einem befondern Caufalgerichtstande aus» 
ichließend zugewiefen find, vor ein Gericht anderer Art gezogen, oder 
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2) für eine gemeine Nechtsiache ein bejonderer Cauſalgerichtsſtand ge- 
wählt, endlich 

3) wenn für Nechtsjachen, welche vor ein Einzelngericht gehören, Die 
Verhandlung vor einem Landesgerichte bedungen wird. 

Nach dem $. 6 des allerhöchiten EFaiferlichen Patentes vom 22. De: 
zember 1851, 3. 255 R. ©. B. kann Niemand auf den ihm zuftehenden 
Militärgerichtsitand giltig verzichten. 


$. 4. 


Förmlidfeiten und allgemeine Erforderniffe gerihtliher Geſſuche 
oder Eingaben. 


Die bei jeder gerichtlichen Eingabe zu beobachtenden Förmlich- 
feiten find folgende: 

41) Die Gejuche jollen rein, Iejerlih und in der von dem Militär- 
und Eivil-Gouvernement vorgejchriebenen Sprache gejchrieben 
überreicht werden. Bon den, nicht in diefer Sprache abgefap- 
ten Beilagen find Ueberjegungen beizufügen. 

2) Auf der Außenfeite der jchriftlichen Gingabe ift das Gericht, 
der Geſchlechts- und Vorname, der Stand und die Wohnung 
beider Theile, und der Gegenftand des Streites anzudeuten, 
und jede Schrift mit ihrer gejeglichen Benennung zu be— 
zeichnen. 

3) Im schriftlichen Verfahren müſſen fich die Parteien eines Nechts- 
freundes bedienen. Der letztere hat die Schrift eigenhändig 
zu unterzeichnen, und die vorjchriftsmäßige Vollmacht beizule- 
gen. Wäre die Vorſchrift mangelhaft, oder nicht beigebrachs, 
jo Fann der Richter wegen Nachtragung oder Berichtigung der— 
jelben das Nöthige verfügen, und zugleich die Eingabe der Ord— 
nung nach erledigen. Das Begehren muß 

4) in Anjehung der Hauptjache und der Nebenverbindlichkeiten 
verftändlich und bejtimmt fein. 

Endlich dürfen 

5) nicht verjchiedenartige Gegenftände mit einander verbunden wer- 

den. ($. 11.) 
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ad a) I. Verordnung des kak. Militär- und Eivil-Gouverne 

ments vom 28. Februar 1850, 3.38%. G. B. an ſämmtliche Di. 

trifts-Kommandanten, über den Gebrauch der deutfchen 
Sprache im Verfehre der Negierungsbehörden. 

Der $. 17 der hinausgegebenen Dienftes-Inftruftion enthält die Bes 
ftimmung, daß die Korreſpondenz der leitenden Diftriftsäimter mit den Ber 
zirks-Kommiſſären und der Bezirks-Kommiſſäre mit den Unterbezirks-Kommiſ— 
ſären nach Thunlichfeit in der deutfchen Sprache zu geichehen habe. Der 
Zweck dieſer Verfügung leuchtet von jelbft ein, da e8 für den innern Orga— 
nismus dev Behörden und zur Vermittlung der dienftlichen Berührungen 
untereinander nur Eine Amtsiprache geben kann, und diefe fann nur die am 
meijten verbreitete deutſche Sprache fein, welche die Sprache der Gentral-Re- 
gierung ift, und deren Kenntniß feinem öfterreichifchen Beamten fehlen darf. 

Man ift hie und da bei der Beitellung der politischen Verwaltungs: 
Organe namentlich bei den Unterbezivfs-Kommiffären und Adjunften für den 
Augenbli über den Mangel der deutfchen Sprachfenntnig hinausgegangen 
weil man wegen Diefes Mangels, fonft fühige Beamte nicht hintanfegen 
wollte, man muß aber darauf dringen, daß Diefe Beamten fich in Fürzefter 
Zeit die deutiche Sprache eigen machen, und daß für die Hinfunft die Kennt— 
niß dev deutſchen Sprache als eine unerläßliche Bedingung dev Anftellung 
von Beamten gefordert werde, 

Der durch die Neichsverfafiung gemwährleifteten Gfleichberechtigung 
aller Nationalitäten wird durch Die gleihmäßige Pflege der Sprache und 
Nationalität in Kirche, Schule und in den Komunalämtern Geltung 
verschafft. Die Negierungsbehörden find nach demfelben Grundjage verpflich- 
tet, Bitten und Beichwerden in den üblichen Landesfprachen anzunehmen, 
auch bei Unterfuchungen mit den Parteien in deren Sprache zu verkehren, 
fo wie die für die Parteien beftimmten Befcheide in der bezüglichen Landes- 
iprache binauszugeben. 

Im innern Berfehre der Negierungsbehörden unter einander fann man 
nur Eine Sprache, die deutiche, als Amtssprache gelten laſſen, joll durch Die 
Zulaffung mehrerer Sprachen der Dienft nicht unnöthig erihwert, und um 
die nöthige Einheit gebracht werden. 

Sowie übrigens von den einheimischen Beamten die Kenntniß ber 
beutichen Sprache verlangt werden muß, jo ergibt fich für die aus andern 
Kronländern berufenen Beamten die Pflicht, daß fte fich fchleunigft die in 
Siebenbürgen üblichen Landesiprachen, in jo weit fie deren nicht ſchon mäch— 
tig find, gründlich eigen machen, damit fie in der Lage find, den durch ihr 
Amt innen auferlegten Verpflichtungen zum allfeitigen Verftändnifie zu genügen. 

Dieſe Grundſätze find feitzuhalten und ſämmtlichen unterftehenden Vers 
waltungsorganen zur Nichtichnur befannt zu geben, und der Herr Militär: 
Diſtrikts-Commandant haben darauf zu fehen, daß fich hiernach ftrenge be- 
nommen werde. 

I. Sundmahung des Ef E Militär und Eivil-Övuverne 
ments vom 1. Juli 1852, 3. 113, & ©. 8., hinfihtli Der zu 
gebrauhenden Sprache bei dein gerichtlichen Eingaben. 

Das Präſidium der FE. E. ftebenbürgifchen Gerichts-Einführungs-Kom- 
miſſion bat zur Verftändigung der untergeordneten Gerichte unterm 11. Juni 


41 


d. J. Zahl 156, Die Weiſung erlafien: Es jei den Barteien frei zu ftellen, 
welcher von den drei Landesſprachen ſie jtch in ihren Gefuchen oder Einga- 
ben, die fie nach der neuen Civil-Prozeßordnung ohne einen Rechtsfreund 
Advofaten) anbringen und verfolgen können, bedienen wollen, und daß die 
Parteien nur von jenen Beilagen, welche nicht in einer landesüblichen 
Sprache abgefaßt find, Ueberfegungen beizulegen gehalten fein follenz es ſei 
ferner beim mündlichen Verfahren, wo ſich die Bartei eines Advefaten be> 
dient, gleich wie im schriftlichen Berfahren überhaupt nur die deutiche Sprache 
zu gebrauchen, endlich jeien Die Gerichte eriter Inſtanz verpflichtet im mind» 
lichen Verfahren, wo ſich die Parteien felbft vertreten, den im deutſcher 
Sprache auszufertigenden Bejcheiden oder Urtheilen ftetS auch eine Weber: 
jegung in der Sprache der Bartei, und beziehunasweife in jener ihrer exften 
Eingabe beizulegen, nur jei dann Die deutſche Ausfertigung als der Urtext 
anzuſehen. 

Dieſe Beſtimmungen ſollen nach Thunlichkeit auch in Gegenſtänden 
des Strafverfahrens ſchon jetzt beobachtet werden. 

Mas über Anfinnen des Präftdiums der E. f. fiebenbürgifchen Gerichts- 
Einführungs-Kommiſſion hiemit zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird. 


ad 3) Ein wejentliches Erfordernig einer gerechten Prozeßgeſetzgebung 
ift die Bewirkung der möglichiten Gleichheit der Kräfte der ftreitenden Theile 
vor Gericht. 

Im mündlichen Verfahren jucht das Geſetz dieſes Erfordernig dadurch 
zu verwirklichen, daß es dem Nichter eine gewiffe Ergänzung der Unvoll- 
fommenheit der ftreitenden Theil, mit gleicher Unparteilichfeit für beide Theile 
zur Pflicht gemacht hat. Im fchriftlichen Verfahren wird aus diefem Grunde 
den PBarteien zur Pflicht gemacht, fich eines Advofaten zu bedienen, welcher 
jede Schrift eigenhändig zu unterzeichnen und die vorichriftsmäßige Vollmacht 
beizulegen hat. 

Im schriftlichen Berfahren iſt jede Schrift, welche mit der Unterfchrift 
eines befugten Nechtsfreundes nicht verſehen ift, von Amtswegen zurüdzus 
weiſen. Wann die Schriften in Fällen des mündlichen Verfahrens mit der 
Unterjchrift des Advofaten verjehen fein müſſen, beftimmt der $. 32 der CPO. 

Der Advofat jteht im DVerhältnifie eines Bevollmächtigten zu feiner 
Partei und muß nach $.4 mit der vorfchriftsmäßigen Vollmacht verfehen fein. 

Man untericheidet verichiedene Arten von Vollmachten: 

a) Allgemeine Vollmachten, wodurch jemand zur Beforgung einer be- 
jondern Klafie von Gejchäften, 3. B. von gerichtlichen oder außergericht- 
lichen und 

b) Einze- oder Spezial-Vollmahten wodurch jemand zur Beforgung 
eines bejtimmten, einzelnen Gefchäftes ermächtiget wird. 

Die Advofatenvollmacht muß, um vorſchriftsmäßig zu fein, folgende 
Eigenfhaften an fich haben: 

a) Der Ausfteller muß die perfünliche Fähigfeit haben, ſich durch 
diefen Vollmachtsvertrag rechtlich zu verpflichten. 

b) Die Vollmacht, welche entweder eine allgemeine oder eine Spezial- 
vollmacht ſein kann, muß nach $ 16 der Advofatenordnung ſchriftlich aus— 
geſtellt und von dev Partei eigenhändig unterfertigt werden. Iſt die Partei 
des Schreibens unfundig oder wegen Förperlichen Gebrechen zu fchreiben un- 
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fähig, fo iR die Vorjchrift des F. 118 der CPO. zu beobachten. Es wird 
nicht erfordert, daß dieſe jchriftliche Vollmacht gerichtlich ausgeitellt werde. 
Die Constitutio verbalis der Profuratoren mit den Worten: Ego constituo 
procuratorem und die literalis im Dec Trip. I. 79 nad ungarischem Rechte 
ift ſomit abfällig geworden, 

c) Die Vollmacht muß zugleich auch auf die Erben des Machtgebers 
auten, 

d) In der Vollmacht muß für den Fall der Verhinderung des Advo- 
faten ein Subftitut ernannt, oder dem erfteren das Befugniß eingeräumt 
werden, jelbit einen Subftituten zu wählen. ($. 16 der Adv. Ordnung.) 

e) Soll der Advofat in feiner Vertretung berechtigt fein, Eide aufzu- 
tragen, anzunehmen oder zurüdzufchieben, Vergleiche zu ſchließen, Geld oder 
Geldeswerth zu erheben, jo muß die Vollmacht insbejondere auf diefe Gat- 
tung der Geſchäfte lauten. ($. 17 Adv. Ordn.) 

f) Die Vollmacht muß in UÜrfchrift oder in beglaubigter Abfchrift 
beigebracht werden. ($. 18 Adv. Orb.) 

Geſuche um Vidimirung von Abfchriften können nach $. 82 der Ju— 
risdiktions-Norm bei was immer für einem inzelngerichte ohne Befchrän- 
fung der Zuftändigfeit augebracht werden. Beglaubigungen von Abfchriften 
fönnen von dem Vorſteher des Expedites oder der Negiftratur ausgefertigt 
werden. ($. 223 Initruftion für die Gerichtsftellen.) (Siehe Anmerf. 1.) 

Wäre die Vollmacht mangelhaft oder nicht beigebracht, jo zieht dieſes 
nicht nothwendig Die Zurückweiſung der Eingabe nach fich, fondern der Rich— 
ter kann dieſe der Ordnung nach erledigen, zugleich aber wegen Nachtragung 
oder Berichtigung derfelben im Bejcheide das Nöthige verfügen. 


ad 4) Berftändlich ift dad Begehren, wenn über den Sinn befjelben 
fein gegründeter Zweifel entjteht. Beftimmt ift e8 dann, wenn der Umfang des— 
felben jo begränzt wird, daß darüber Feine Ungewißheit herrfcht. Unverftänd- 
lich und unbeftimmt wäre 3. B. folgendes Begehren: Nachdem alfo ber Ge— 
klagte feiner vertragsmäßigen Verpflichtung nicht nachgefommen ift, jo bitte 
ich dem Gefege gemäß, was Nechtens ift, zu erkennen; oder ich bitte den 
Geflagten nach der Gubernial-Verordnung vom 7. Dftober 1791 zu bes 
handeln. 


ad 5) Was verichiedenartige Gegenftände find, wird bei Erläuterung 
des $. 11 erklärt werden. (Siehe Anmerkung 2.) 


Anmerfung 1. Ein Erforderniß der Vollmacht, welches an diefelbe von Seite 
ber Finanzgefege geftellt und im Falle des Abganges von den Finanzbehörden geahndet 
wird, ift auch der Stämpel. 

Nah Tarifpoft 111 erfordern Vollmachten, wenn fie feine Lohnzufiherung enthal- 
ten, son jedem Bogen einen Stämpel von 15 Fr., enthalten fie Lohnzuficherungen, fo 
fallen fie unter die Stämpelgebühr der Verträge über Dienftleiftungen. 

Nach dem Erlaß des hohen Finanzminifteriums vom 7. Dftober 1851, 3. 253 
2. ©. B., Zahl 229 R. B., wurde mit Beziehung auf die Poften 40 und 111 des Ta— 
rifes über die Gebühren von Nechtsgefchäften, Urkunden, Schriften und Amtshandlungen 
erklärt, daß der Stämpel von entgelvlichen Verträgen über Dienftleiftungen, wenn biefe 
Verträge eine Vollmacht enthalten, nicht unter 15 Fr. von jedem Bogen bemefjen wer— 
den darf. 

Bon den Parteien verfaßte, jedoch amtlich vidimirte Abfchriften, erfordern einen 
Stämpel von 15 fr. per Bogen. 
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Formular einer Advofatenvcllmadt. 
(15 fr. Stämpel.) } 


Vollmacht. 


Mittelſt welcher ich hiemit, auch meine Erben rechtsförmlich 
verpflichtend, den Herrn Landesadvokaten Ludwig Palos in Klau— 
ſenburg ermächtige, mich in allen meinen Rechtsangelegenheiten 
überhaupt und insbeſondere in meinem Rechtsſtreite wider den Groß— 
ſchenker Handelsmann Herrn N. N. wegen Bahlung eines Dar: 
leihensbetrages von 1000 fl. C. M. gerichtlich und außergerichtlich 
zu vertreten, gerichtliche Zuftellungen an meiner Statt zu eigenen 
Handen zu übernehmen, Eide aufzutragen, anzunehmen oder zurück— 
zufchieben, Vergleiche zu fchliegen, Geld und Gelveswerth zu erhes 
ben und fich im Berhinderungsfalle einen Subftituten zu ernennen. 

Sch befräftige dieß mit meiner Unterfchrift. 


Klaufenburg den 7. Dezember 1852. 


N. N. 
bürgerl. Kürſchnermeiſter als 
Vollmachtgeber. 


Ich nehme dieſe Vollmacht an 


Ludwig Palos. 
Advokat. 


Vorſtehende Abſchrift wurde von mir mit der als Driginal 
produzirten, auf einen 15 fr. Stämpelbogen ausgeftellten Vollmacht 
verglichen und von Wort zu Wort gleichlautend befunden. 


Klaufenburg den 10. Dezember 1852. 


x MN. 
(U 8 ) Kanzleivireftor des f. k. Landesgerichtes. 


Anmerkung 2. Bei Gelegenheit des 8. 4 ericheint e8 noch nothwendig, bezüg- 
lich des Stämpels der gerichtlichen Eingaben und des Armenrechtes der Parteien nad) 
öfterreichifchem Givilprozegrecht zu erwähnen. Alle Eingaben, die von Privatperjonen bei 
öffentlichen Behörden oder Aemtern oder den ihre Stelle vertretenden Amtsperſonen übers 
reiht werden; ferner Duplifate und Beilagen viefer Eingaben und die Abfchriften ber 
Rubrik der Eingabe unterliegen nah $. 1 Hit. D. I. des allerhöchften Patentes vom 2. 
Auguft 1850, 3. 329 R. ©. B. der angeordneten Gebühr. Nach $. 2 dieſes Patentes 
beftimmt der demfelben angefehloffene Tarif, welcher fammt den Vorerinnerungen und deu 
Anmerkungen zu den einzelnen Tarifpoften als ein Beftandtheil des allerhöchiten Patentes 
zu betrachten ift, die Gegenftände nnd das Ausmaß der Gebühr. Wegen Mangels des 
vorichriftsmäßigen Stämpels dürfen die Gerichtsperjonen diefe nicht von Amtswegen zurüdz 
weifen, fondern fie haben ihre Wahrnehmungen ohue Verzug der Finanzbezirfsdireftion 
befannt zu machen, und die angemeffene, zur Sicherftellung des Thatbeftandes erforderliche 
Borfehrung zu treffen. ($. 92 des Patentes.) Alle Eingaben au öffentlihe Behörden uns 
terliegen in der Regel einem Stämpel von 15 Fr. EM. per Bogen. (T. P. 43.) Beir 
lagen, welche von den Parteien den ftämpelpflichtiaen Eingaben und Protofollen beigelegt 
werden, von jedem Bogen 6 fr. (T. P. 20.) 

Das Geſetz hat jedoch ſowohl bei der auferlegten Stämpelpfliht als auch bezüg- 
lich der Pflicht, fich im fchriftlichen Verfahren eines Advokaten zu bedienen, was jedenfalls 
mit Koften verbunden ift, des Armen nicht vergeffen, und folche Vorfehrungen getroffen, 
damit der Ießtere wegen Mangels an den nöthinen Gelomitteln nicht in vie traurige Lage 
fomme, den Schuß des Gerichtes nicht in Aufpruch nehmen zu Fönnen, und fein Recht 
oder feine Vertheidigung hülflos preis geben zu müſſen. 
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Im $. 28 der Advofatenorbnung vom 14. Mei 1852 wird jeder Advofat verpflich⸗ 
tet, die ihm übertragenen Armenvertretungen unentgeldlich zu beſorgen, und er iſt nach 
8. 29 der A. O. nur dann berechtigt, die Bezahlung feiner Mühewaltung anzufprechen, 
wenn der Glient zu Vermögen fommt, oder der Gegner zur Grftattung der Koften verur: 
theilt wird, und dieſe von demfelben auch eingebracht werden fönnen. Der $. 581 der 
CPO. jchreibt ausdrüdlih vor, daß im einem foldhen Falle dem einer Partei Armuths⸗ 
halber beigegebenen Vertreter auch die Advokatengebühren zu bezahlen ſind. 

Bezüglich der Stämpel-VBormerfung befteht die Verordnung des hohen F. k. Finanz⸗ 
minifteriums vom 5. September 1850, 3 76, &. ©. 3., welche wörtlich lautet: 


Berordnung vom 5. September 1850, gültig für jene From 
länder, in welchen das proviforifche Geſetz vom 2. Auguft 
1850 über die Gebühren von Rechtsgeſchäften, Urfunden, 
Schriften und Amtshandlungen wirffam ift, über die Stäm 
pelvormerfung für Arme und Abweſende. 


Mit Bezug auf die 88. 29 und 70 des prov. Gefeges vom 2. Auguft 
1850 über die Gebühren von Nechtsgefchäften, Urfunden, Schriften und 
Amtshandlungen werden in Betreff der Stämpel-Vormerfung für Arme und 
Abweſende nachftehende Beitimmungen zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 

$. 1. Als arm in Abficht auf die Entrichtung der Stämpelgebühren 
wird Derjenige betrachtet, welcher von feiner Realität, feinem Kapitale, fei- 
ner Nente oder durch Arbeit oder Dienite Fein größeres Einfommen bezieht, 
ald der im Wohnorte des Armen übliche gemeine Taglohn beträgt. 

$. 2. Das Zeugniß, welches zum Beweife der Armuth dienen foll, 
muß nebjt der Angabe des Zwedes, zu welchem es ausgeftellt wird, die in 
dem $. 1 angedeuteten Gründe der Armuth Har, beftimmt und umſtändlich 
ausdrüden. 

Das Zeugnig muß vom Gemeindevorftande des Ortes, wo die arme 
Partei wohnt, ausgeftellt und von dem Unterbezirks-Kommiſſär beftätigt fein. 

$. 3. Diejenigen, welche das Armuthszeugnig auszufertigen oder zu 
beftätigen haben, find bei Vermeidung der gefeglichen Strafen verpflichtet, 
über Die Vermögens- und Erwerbsverhältnifie des Zeugnißwerbers genaue 
und verläßliche — einzuziehen, und im Falle eines gegründeten 
Zweifels über die Richtigkeit der von dem Zeugnißwerber angegebenen Um— 
ſtände die Ausſtellung oder Beſtätigung des Zeugniſſes zu verfagen. 

S. 4 Die ſtreitende Partei, welche das Armenrecht anſpricht, hat das 
vorſchriftsmäßig ausgeſtellte Zeugniß dem Richter erſter Inſtanz, vor welchem 
der Streit anhängig iſt, vorzulegen, und jede Satzſchrift oder ſonſtige auf 
den Rechtsſtreit ſich beziehende Eingabe oder Schrift auf dem erſten Bogen 
an der Stelle, wo ſonſt der Stämpel ausgedrückt wird, mit dem Worte „Ar⸗ 
menrecht“ zu bezeichnen und den Tag der Uebergabe des Armuthszeugniſſes 
an das Gericht beizufügen. Dieſe Armuthszeugniſſe haben in derſelben An- 
gelegenheit auch in 2. und 3. Inſtanz zu gelten. I: 

$. 9 Das Gericht in erfter Inftanz hat das Armuthszeugniß in den 
Akten aufzubewahren. Ueberhaupt haben derlei, die Stämpelfreiheit begrün- 
dende Armuthszeugnifie nur für den befondern Fall, für den fte ausgejtellt 
wurden, zu gelten und find den Parteien nicht wieder zurüdzuftellen. 

$. 6. In dem Falle, daß unter mehreren SEIN nur einige 
arm find, Haben die wohlhabenderen Streitgenofien den Stämpel im vollen 
Detrage allein zu entrichten und es tritt die Befreiung vom Gebrauche des 
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Stämpeld nut dann ein, wenn alle Streitgenoffen mit vorfchriftsmäßigen 
Armuthszeugnifien verjehen find. Auch fteht den als Geflionäre auftretenden 
Klägern die Befreiung vom Gebrauche des Stämpels nicht zu, wenn fie nicht 
perjönlich auf das Armenrecht nach dem Gejege Anfprüche haben. 

$. 7. In dem Falle, in welchem nah $ 29 des prosiforifchen Ge— 
fees, die in dem Rechtsftreite eines Armen oder Abwejenden auflaufenden 
Stämpelgebühren vorzumerfen find, ift der Vertreter des Armen oder Ab- 
wejenden verpflichtet, mit Berufung auf den oben angedeuteten die Stämpel- 
vormerfung begründenden $. des Gejeges, jeder Sasichrift oder fonftigen 
auf den Rechtsſtreit ich beziehenden Eingabe oder Schrift ein von ihm un- 
terfertigtes Verzeichniß der Stämpel anzufchliegen, womit die Schrift oder 
ihre Beilagen nach dem Gejege hätten verjehen fein müfien. 

Diefe Stämpelverzeichnifie, in welche auch die Stämpel, die zu Pro- 
tofollen, gerichtlichen Abjchriften, Urtheilen, in jo weit fie dem Stämpel unter- 
liegen, zu verwenden gewejen wären, von dem Vertreter der Partei einzu- 
tragen find, hat das Expedit des Gerichtes erfter Inſtanz bei der Ausfer- 
tigung der Erledigung jener Schrift, zu der das DVerzeichni gehört, an das 
zur Gebührenbemejjung bejtimmte Amt zu leiten, welches hinfichtlich der Ge- 
bühreneinhebung nach der Beſtimmung dev T. P. 75. vorzugehen hat. 

$. 8. Wird die Ausftellung eines Armuthszeugnifjes verweigert, jo 
findet der Rekurs an die höhere politiiche Behörde ftatt; wird die Anerfen- 
nung eines Armuthszeugnifies von dem Gerichte erfter Inftanz wegen Ab— 
gang der vorgejchriebenen Erforderniffe verweigert, jo hat im Rekurswege 
dev Richter der höhern Inſtanz Darüber zu entſcheiden, ob das beanftändete 
Armuthszeugniß Die gejeslichen Erfordernifie habe. 

Nah $. 29 des Faijerlichen Patentes vom 2. Auguft 1850, 3. 329 R. ©. 2. 
findet die Bormerfung von Stämpelgebühren flatt, wenn im gerichtlichen Streitverfahren 
Jemanden aus dem Grunde, weil deſſen Aufenthalt unbefannt iſt, oder er feine Armuth 
duch ein vorſchriftsmäßig ausgefertigtes Zeugniß dargethan hat, von Amtswegen ein Ver— 
treter beitellt wird. 

Nah 8. 39 der Advofatenordnung bleibt die Entſcheidung, ob einer Bartei das 
Armenrecht zuitehe, ftets dem Gerichte vorbehalten. 

Nah unjerem Gejege wird alſo einer als arm anerfannten Partei die Zuftiz Fei- 
neswegs unentgeldlich verwaltet und ihr die vollftändige Befreiung von allen Koften er- 
tHeilt, wie dieſes nach römifchen und dem ihm nachgebildeten Fanonifhen Recht der Fall 
war, fondern es werden dem Armen die Advofatengebühren nur einftweilen Freditirt Bis 
zu dem Zeitpunkt, wo er zu Vermögen fümmt oder die Koften von dem zur Erftattung 
derjelben verurtheilten Gegner auch eingebracht werden. 

Nah Tarif Pot 85 werden die für das Nerar vorgemerften Gebühren nicht oder 
nur theilweife eingehoben, wenn der Arme als Kläger fachfällig wurde, oder wenn er Ge— 


Hagter war, dem Gegentheil der Erſatz der Prozeßfoften des Armen nicht ganz oder zum 
Theil auferlegt wurde. 


RN 
Gattungen des Verfahrens in Streitfaden. 


Das Verfahren in Streitfachen theilt jih in das mündliche 
und jchriftliche. 


Das Weſen des mündlichen Verfahrens befteht nach unferem Gefeße 
darin, daß die Parteien oder deren Bevollmächtigte und Vertreter per ſön— 
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lich vor dem Richter evicheinen, vor demſelben und unter deſſen — 
der Schranken des Geſetzes gehaltenen Leitung und Fürſorge, was zur Ver— 
folgung ihres Rechtes oder zu ihrer Vertheidigung gehört, vorbringen, und 
daß der Gegenſtand der Verhandlung von dem iche zu Protokoll diktirt 
wird. Das mündliche Berfahren zeichnet ſich Durch feine Einfachheit 
Schnelligkeit und Wohlfeilheit aus. Dasſelbe eignet fich vorzüglich für Ge- 
genftände einfacherer Natur, mindern Belanges, und für ſolche Verhandlun— 
gen, bei welchen Gefahr am Verzug. ift. 

Im jchriftlichen Berfahren wird ohne die Nothwendigfeit des per— 
jönlichen Erſcheinens der Partei vor Gericht der Prozeß mit befchränfterer 
Einflußnahme des Nichters auf die Streitverhandlung in Sabichriften ver- 
handelt, welche von Advofaten gefertigt werden müfjen. 

Das jchriftlihe Verfahren ift an ftrengere Formen gebunden, gibt zu 
einer gründlicheren und vollftändigeren Berhandlung mehr Gelegenheit als das 
mündliche und eignet fich vorzüglich für Gegenftände wichtigeren Belanges 
und verividelterer Natur, 


$. 6. 
Allgemeine Beſtimmung über das mündliche und [hriftlihe Verfahren. 


Der Regel nach ſoll bei den Ginzelngerichten, dann bei den 
Handelögerichten mündlich, bei den übrigen Gollegialgerichten aber 
jchriftlich verfahren werden. 


Bastıfie 
Fälle des mündlihen Verfahrens insbefondere. 
Do bleiben bei allen Gollegialgerihten dem mündlichen Ver— 
fahren zugewiejen: 

a) Schuldflagen, die jich auf vollen Glauben verdienende Urkun— 
den gründen; 

b) Klagen über die Zahlung freitiger Bachtzinfe. 

ce) Streitigkeiten über alle Incident- oder MNebenpunfte, die im 
Laufe des Prozeſſes oder der Grefution vorkommen. 

d) alle Fälle, in denen die Prozeß-Ordnung noch insbejondere 
eine jchleunige oder mündliche Verhandlung ausdrücklich an— 
ordnet. 
ad a) Was unter Schuldflagen hier zu verftehen ift und welche Schuld» 

urfunden vollen Glauben verdienen, geht aus dem 139 €. P. O. hervor. 


ad d) Fälle, in denen die Civilprozeß-Ordnnng eine jchleunige oder 
mündliche Verhandlung ausdrüdlichb anordnet, find in den 88. 14. 15. 59. 
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62. 63. 137. 189,.197. 207. 210.. 283. 357. 372. 389, 402. 541. 555 
und 619 enthalten. 4 ER AAN 

Nah $. 10 der Verordnung des hohen Juſtizminiſteriums vom 25. 
Jänner 1850, 3. 52 des R. G. DB. find in Wechfelfachen alle Klagen und 
Gejuche unverzüglich zu erledigen. Im $. 11 der eben anbezogener Verord⸗ 
nung heißt es: Im Wechſelprozeſſe iſt mündlich zu verfahren. Ein ſchrift⸗ 
liches Verfahren darf nur dann ſtattfinden, wenn beide Theile duch eigen: 
Händig unterzeichnete oder in Perſon vor Gericht abgegebene Erklärungen 
darum anfuchen, und die Friften zur Ueberreichung der Prozeßſchriften durch 
gemeinfchaftliches Einverftändniß bejtimmen. 

Bon der in dem $. 6 aufgeftellten Negel find nicht nur im $. 7 fon- 
dern auch an andern Orten der Givilprozeg-Ordnung Ausnahmen enthalten: 


1) Diejenigen Klagen, welche die Bemänglung einer Rechnung zum 
Gegenftande haben, müſſen jchriftlich angebracht werden und es ift beijedem 
Gerichte gegen den Rechnungsleger ſchriftlich zu verfahren. ($. 614 und 
615 der END) 


2) Eben jo muß bei Collegialgerichten die Erecution ſchriftlich ange— 
ſucht werden. Dei andern Gerichten haben Die Parteien die Wahl, die Exe— 
kutionsgeſuche jchriftlich anzubringen oder mündlich zu Protokoll zu geben. 
($. 0 C. P. 9) 


3) In den Fällen des mündlichen Verfahrens kann die Klage münd- 
lich oder jchriftlich angebracht werden. (8. 32 CPO.) 


4) Das Gejuh um Erftredung einer Tagſatzung kann im mündlichen 
Verfahren jchriftlich angebracht werden. (8. 42 CPO.) 


9) Im mündlichen Verfahren fönnen, wie aus dem $. 309 der ERO. 
hervorgeht, die Rekurſe jchriftlih angebracht werden. 


6) Die Streitverfündigung Clitis denuntialis) kann fchriftlich gefchehen 
oder mündlich zu Protokoll gegeben werden. ($. 25 ERO.) 


$. 8. 
Befugniß, von dieſen Vorſchriften abzugehen. 

Den Parteien ſteht frei, ſchon im Vorhinein durch Vertrag, 
oder durch gemeinſchaftliches Einverſtändniß bei Beginn des Prozef- 
ſes in der Wahl des jchriftlichen oder mündlichen Verfahrens von 
der obigen Borjehrift Des Geſetzes abzugeben ($$. 6, 7). 

Doch muß, im Falle fie bei Einleitung des Verfahrens anftatt 
des mündlichen Verfahrens das ſchriftliche wählen wollen, die Erklä— 
rung hierüber von denfelben vor Gericht perfönfich, oder, wenn jie 
perjönlich zu erjcheinen verhindert wären, in einem von denſelben 
eigenhändig gefertigten, ſchriftlichen Geſuche abgegeben werden. 

Einem einſeitigen Antrage zur Wahl eines andern Verfahrens 
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fann von dem Nichter, des Widerfpruches der Gegenpartei ungeach— 
tet, durch Bejcheid, jedoch nur dann Statt gegeben werde, wenn 
nach der Bejchaffenheit der Streitfache oder der Lofalverhältniffe 
überwiegende Gründe vorhanden find, bejonder8 wenn durch dieſe 
Abweichung vom Geſetze eine bedeutende Verminderung der Koften 
oder Bejchleunigung der Sache erreicht wird (88. 50, 62). 


In dem vorigen Paragraphe find die Fälle beftimmt, in welchen nad) 
dem Gejege das jchriftliche, und in welchen das mündliche Verfahren Platz 
zu greifen hat. 

Die gejeglihen Beſtimmungen gelten jedoch nur jubfidiariich für den 
Fall, wenn die Parteien, nicht jchon im VBorhinein duch Vertrag und 
war entweder durch bejondern Vertrag oder in jenem DBertrage, welcher 
über das Gejchäft, welches der Klage zu Grunde liegt, geichlofien wurde — 
oder durch gemeinjchaftliches Einverftändnig bei Beginn des Prozeſſes fich 
auf die Wahl des jchriftlichen Verfahrens ftatt des im Geſetze vorgefchrie- 
benen mündlichen oder umgefehrt einverftehen. 

Im Falle die Parteien erſt bei Einleitung des Verfahrens 
das mündliche Verfahren ftatt des im Gefege vorgefchriebenen friftlichen 
wählen wollen, jind vom Gejege bezüglich der Form, in welcher dies Ein- 
verjtändnig geltend gemacht werden muß, feine Einfchränfungen feitgefegt. 

Haben jedoh die Parteien im Vorhinein ber die fchriftliche oder 
mündliche Art des Verfahreng nichts paktirt und wollen fie erit bei Ein- 
leitung des Verfahrens das schriftliche ftatt des im Geſetze vorge: 
jchriebenen mündlichen wählen, jo hat der Gejeßgeber eine beftimmte Form 
vorgejchrieben, in welcher die einverjtändliche Erflärung der Parteien geltend 
gemacht werden muß. Die Parteien müfjen nämlich in der Negel die Er- 
flärung hierüber perjönlich vor Gericht abgeben und nur dann, wenn fie 
perjönlich zu ericheinen verhindert waren, was wenigitens glaubwürdig ge- 
macht werden muß, in einen von denjelben eigenhändig gefertigten Gejuche 
darum anjuchen. Im Wechjelverfahren müſſen, nach $. 10 der Juftigmini- 
fterial- Verordnung vom 25. Jänner 1850. 3. 52 RGB., noch die Friſten 
zur Meberreihung der Prozeßſchriften durch gemeinfchaftliches Einverftändnig 
beftimmt werden. 

Aus diefen geieglichen Vorſchriften leuchtet nicht undeutlich eine gewiſſe 
Fürforge des Geſetzes für die Parteien ‚und ein in vielen Fällen gewiß 
nicht ungerechtfertigtes Miptrauent gegen die Advofaten hervor, welche leg- 
tere häufig geneigt jein dürften, das ihnen mehr zufagende jchrifliche Ver— 
fahren ftatt des im Geſetze vorgejchriebenen mündlichen durch gemeinichaft- 
tiches Einveritändnig zu wählen. Die Advofaten für ſich find nach den im 
2. Abjage des 8. 8 enthaltenen Beftimmungen nicht in der Lage, fich auf 
das schriftliche Verfahren ftatt des im Gejege vorgefchriebenen mündlichen 
zu vereinigen. — 

Gejege find Verfügungen in abstracto, fie haben immer nur das Ge— 
wöhnliche vor Augen. Nie wird e8 dem Geſetzgeber gelingen, auf alle Mo- 
balitäten dev Wirklichkeit Rückficht nehmen zu können, welche oft für einzelne 
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Fälle die Anwendung eines Gejeges, bei dem es fich nicht ſowohl um Ge— 
vechtigfeit als vielmehr um Zwechmäßigfeit handelt, unzweckmäßig erſcheinen 
laſſen. Das Geſetz hat in gerechter Würdigung deſſen bei dev Beſtimmung 
dev Zuläßigfeit des fchriftlichen oder mündlichen Verfahrens nicht allein das 
Uebereinfommen der Barteien fir maßgebend erflärt, jondern auch dem Er: 
mefien des Nichter8 einen gewillen Spielraum bezüglich der Zuläßigfeit Des 
fehriftlichen oder mündlichen Verfahrens gewährt, und dem Richter gejtattet, 
“auch über einfeitigen Antrag einer Partei eim anderes DBerfahren ftatt des 
im Geſetze vorgejchriebenen feitzufegen, wenn überwiegende Zweckmäßigkeits— 
gründe hiefür vorhanden find. Im welcher Art die bezüglichen Anträge von 
Seite der Parteien zu ftellen find, beftimmen die 88. 49. 50. 62 und 63 
CPO. Ueber diefe Anträge wird durch Beſcheid entichieden. 


Sk 
Beſchränkungen der Prozegverhandlungen. 


Jedem ftreitenden Theile werden im der Regel ($. 20) nur 
zwei Reden oder Schriften geftattet; nämlich dem Kläger die Klage 
und Replik; dem Beklagten die Einrede und Duplif. 


$. 10. 
Einrihtung der Klage. 

Sn der Klage ſoll ver Kläger die Thatſachen, woraus er fein 
Recht herleitet, nach der Zeitordnung vollftändig, deutlich und kurz 
erzählen, zugleich alle erforderlichen Beweismittel beibringen ($. 23) 
bei allfälliger Berufung auf Gefege und Nechtsgründe ſich jeder 
Weitläufigfeit enthalten und am Schlufje fein Begehren genau aus— 
prüden. Eine Verbejferung der eingebrachten Klage ift nur fo lange 
zuläßig, al3 die Einrede nicht wirklich erftattet worden ift ($. 18). 


{ Die Klage bildet die Bafis des ganzen Nechtsftreites und die in die— 
ſem $ enthaltenen gefeglichen Erforderniffe über den Inhalt derjelben find 
von beſonderer Wichtigkeit. 

Jede Klage hat die Geltendmachung eines auf was immer für eine 
Art, wirklich oder vermeintlich verlegten oder gefährdeten Privatrechtes zum 
Gegenftande. 

Die Brivatrechte entfpringen aus Thatfachen und aus dem Geſetze, 
nach welchem dieſe Thatfachen gewiffe vechtliche Wirkungen hervorbringen 
und jedes Privatrecht erfcheint gewiffermaflen als der Schlußſatz eines 
Syllogismus, defien Oberfas das Geſetz und deffen Unterfas eine fons 
frete phyſiſche Thatfache bildet. Wer eine unverbrauchbare Sache, fagt, 3.8. 
das Geſetz zum unentgeltlichen Gebrauch auf eine beftimmte Zeit übergeben 
erhält, ift aus dem dem Grunde des Leihvertrages verpflichtet, eben Diefelbe 
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Sache nad) Berlauf der Zeit zurldzuftellen. Dem A wurde die Uhr bes B 
auf 8 Tage zum unentgeldlichen Gebrauche übergeben, A ift demnach ver- 
pflichtet, die Uhr des B nach Ablauf dieſer 8 Tage zurüdzuftellen. 

1. Der Kläger hat in der Klage die Thatfachen, woraus ex fein Recht 
herleitet, zu erzählen. Dieſe geichichtliche Darftellung des Klägers muß fol- 
gende Eigenfchaften haben: 


a) Hat der Kläger für die Neihenfolge, in welcher er die Begebenheit 
erzählt, die Zeit ald maßgebend zu betrachten; 

b) find diefe Thatfachen vollftändig, 

c) deutlich und 

d) furz zu erzählen. 


Die Thatfachen, auf welche der Kläger fein Necht gründet und welche 
durch ein bejtimmtes Geſetz juridifch qualifizivt werden, bilden den Rechts— 
grund der Klage (auch Klagegrund fundamentum agendi genannt). In 
diefer thatfächlichen Begründung der lage möge jeder Anwalt feine vorzüg— 
lichſte Stüge fuchen. Cine geſetzmäßige thatfächliche Begründung wird jeden- 
falls für die Zwede dev Klage empfehlender fein, als fpisfindige Argumen- 
tationen und ſophiſtiſche Deduftionen, die nur zu leicht der Vermuthung 
Raum geben: es müfle an Thatfachen zur Begründung des Nechtes fehlen, 
weil man es für nöthig Hält, zu folchen verwerflichen Mitteln die Zuflucht 
zu nehmen, Die zu nichts andern geeignet ericheinen, als die Geduld des 
Richters auf die Probe zu ftellen. 

II. Zugleich fchreibt das Geſetz vor, müffen in der Klage alle erforder: 
lihen Beweismittel beigebracht werden. Es kann jedoch wie aus den $$. 
205, 271 und 276 der EBD. hervorgeht, der Nichter einen Augenfchein 
anordnen, und auf den Erfüllungs- und Schägungseid erfennen, ohne Daß 
dDiefe Beweismittel von den Barteien angeboten worden wären und es fann 
der Haupteid auch erft in der Neplif von dem Kläger, und in der Duplif 
von dem Geflagten aufgetragen werden ($. 259 der EBD.). 

Wer zu beweifen habe und wie zu beweilen ijt, wird in der Lehre vom 
Beweiſe näher erörtert werden. 

Nach der Prozeßordnung wird fomit der Beweis mit der Streitver- 
handlung felbft verbunden. Der gemeine deutfche Prozeß macht in der Pro— 
zepführung zwei wichtige Abſchnitte. Der erjte Abjchnitt von der Klage 
bis zur Duplif war beftimmt zur Ausmittlung der jogenannten Streitpunfte. 
DasBemweisurtheil (Interlofut) legte den Grund zum weitern Verfahren. 

Der zweite Abfchnitt war beftimmt zur Erhebung der Beweife. Das 
Endurtheil entichied nicht bloß, ob bewiefen fei, fondern den ganzen Streit. 

Diefe Anlage des gerichtlichen Verfahrens hat fich keineswegs als 
zwedmäßig erwiefen. Sie hat die Dauer der Prozeſſe verlängert, den Pro— 
zegapparat vervielfältigt und die Barteien im erften Abſchnitt zu einer Reihe 
aus der Luft gegriffener Behauptungen und Widerfprüche verleitet. 

Unfer Gejeg geht von folgendem Standpunkte aus: Wer in einem 
Steite ald Kläger auftritt, der muß fih im Voraus auf die Mittel gefaßt 
machen, womit er feine faktiſchen Behauptungen nöthigenfalls beweiſen Fann. 
In einem Streite erwartet der Kluge nicht von dem guten Willen jeines 
Gegners, was er von feinen Beweilen nicht hoffen fann. Das Geſetz macht 
Daher die Verbindung des Beweiſes mit den hiſtoriſch angeführten Thatla- 
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chen zur Pflicht, und beſeitigt hiedurch die Uebelſtände drr Trennung des 
Beweisverfahrens von der Streitverhandlung. 

Allerdings muß zwar die Bartei einen Beweis anbieten, bevor eine 
Thatſache von dem Gegentheil abgeleugnet und hieduch die Nothwendigkeit 
eines Beweiſes entitanden ift. 

Allein diefe Anbietung verurfacht eine jo geringe Mühe und Schwie- 
rigfeit, und iſt mit jo vielen Bortheilen verfnüpft, Daß durch eine jo geringe 
Belaftung der Barteien die Zwedmäßigfeit der Verbindung des Beweiſes mit 
den Ihatjachen nicht im Entfernteiten in Zweifel gezogen werden fann. 


II. Die Berufung auf Gejege und Rechtsgründe, unter welche Die 
Thatfachen zu jubjummiren find, und wodurch die Begründung der Klage 
vollendet werden foll, ift zwar nicht wejentlich, e8 wäre denn, daß die Klage 
auf fremdes Geſetz und Gewohnheiten gegründet ift, doch ift eine gründliche 
und bündige Rechtsausführung ftets erlaubt, in vielen Fällen jogar den 
Barteien zu empfehlen. 


IV. Eine genaue und bejtimmte Anzeige dejien, was der Kläger in der 
Haupt- und Nebenjache fordert, ift nothwendig, theil3 weil der Kläger den 
gerichtlichen Schuß verlangt, folglih auch deren Gegenſtand beftimmt an 
zeigen muß, theils damit der Beklagte den ganzen Umfang des Anipruchs 
fennt, gegen welchen er fich zu vertheidigen hat. 

Sp lange die Einrede nicht erftattet ift, it dem Kläger eine Verbeſſe— 
rung jeiner Klage erlaubt. Er fann Mängel der gejesliden Ordnung im 
Vortrag verbeilern, undeutlib und unvollftändig erzählte Thatjachen durch 
Nachträge erläutern, oder ergänzen und in der Klage übergangene Beweis- 
mittel nachtragen, er darf jedoch, wenn einmal die Klage angebracht ift, auch 
wenn die Einrede noch nicht erjtattet ift, das in der Klage geftellte Begehren 
in Aniehung des Gegenitandes der Klage oder des Nechtsgrundes derjelben 
nicht ändern. 

Ein folder Vorgang kann nicht als Verbeſſerung der Klage jondern 
muß als eine Aenderung derielben angejehen werden. Wäre dem Kläger, 
bevor die Einrede erftattet ift, eine Aenderung des Weſens der Klage ers 
laubt, jo würde 

1) dadurh dem Kläger zum Nachtheile des Geflagten, welcer jeine 
erjtattete Cinrede uicht ändern darf, ein drüdendes Vorrecht eingeräumt, für 
welches fein Grund vorhanden iſt. 

2) Könnte der Kläger vor Einbringung der Einrede jeine Klage in 
den im $. 18 der CPO. angeführten wejentliben Beitandtheilen ändern, jo 
würde der Beklagte jo lang die Einrede nicht erftattet ift, nie eine gewiſſe 
Grundlage feiner Vertheidigung haben. 

3) Erlaubt das Gefeg dem Kläger im g. 10 nur ausnahmsweiſe eine 
Verbeſſerung feiner bereits eingebrachten Klage, und eben weil der Schluß— 
faß des $. 10 nur eine Ausnahme enthält, muß diejelbe ftreng interpretirt 
und das Wort Verbefferung nur in dem Sinne einer bloßen Vervollkomm— 
nung, die an dem Werten der Klage nichts Ändert, genommen werben. 

4) Wie der Sprachgebraucd, fo unterfcheidet auch der Gejesgeber in 
den 88. 11 und 18 ERO. wilden einer Verbeiierung und Aende— 
rung der Klage und der Ausdrud überhaupt im $. 18 deutet darauf 
bin, daß fich das dafelbit ausgeiprochene Verbot der Nenderung der Klage 
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m ihren wejentlichen Beftandtdeilen nicht bloß auf Aenderungen in der Mes 
plif bezieht. (Siehe Anmerkung 1.) 

In der Negel darf der Beklagte nicht verurtheilt werden, ohne daß 
ihm vorher in der Einrede vollftändig Gelegenheit zn feiner Vertheidigung 
geboten worden iſt. Ausnahmsweiſe fann jedoch dem belangten Schuldner 
ohne deſſen vorläufiges Einvernehmen die Erfüllung einer gewifien Verpflich- 
tung Durch richterlichen Befehl aufgetragen werden. Befehle diefer Art heis 
pen nach Dem prozeßualiſchen Sprachgebrauche Mandate, und der Prozeß, 
dem solche Mandate zu Grunde liegen, wird der Mandatsprozeß genannt. 
Das Eigenthümliche des Mandatsprozefies befteht darin, daß der Geflagte 
gewiſſermaßen verurtheilt wird, ohne vorher zur WVertheidigung aufgefordert 
worden zu fein. 

Ein ſolcher Mandatsprozeß findet nach dev Verordnung des h. Juftizs 
minifteriums vom 25. Jänner 1850, 3. 52 RGB., im Verfahren über 
Wechjelftreitigfeiten durch die fogenannte Zahlungsauflage ftatt. 

Die Bedingungen der Zuläßigfeit dev Zahlungsauflage im Wech— 
jelprozeffe find nach $. 5 Dev ebenanbezogenen JuftizminifterialeVerordnung 
folgende: 

1) Muß fih die Klage auf einen mit allen zur Gültigkeit vorgefchrie- 
benen Eigenfchaften verjehenen eigenen oder fremden Wechfel gründen. Wel- 
ches dieſe Eigenfchaften find, beftimmen für gezogene Wechjel der Art. 4 
und für eigene (trockene) Wechjel der Art. 96 der allgemeinen W. DO. von 
25. Jänner 1850, 3. 51, XXI. St. R. ©. 2. 

2) Muß der Klage der Driginalwechfel, der Originalproteft und die 
Driginal-Retourrechnung ſammt ourszettel Cinfofern dieſe Behelfe zur Be: 
gründung des Klagerechtes erforderlich find), beiliegen. 

3) Dürfen fich gegen den Wechjel Feine Bedenfen ergeben, d. h. der 
MWechjel darf Feine jolchen Außen Mängel, 3. B. Najuren, Correcturen, 
Riße, unleferliche Stellen an fich tragen, welche die Beweisfraft desjelben 
vermindern, oder ganz aufheben. 

4) Muß der Kläger in dieſer Klage das Begehren ftellen, daß dem 
belangten Wechjelichuldner ohne deſſen vorläufige Einvernehmung die Zah: 
lung des WVechfelbetrages ſammt den ausgewielenen Nebengebühren binnen 
3 Tagen unter Androhung wechjelvechtlicher Execution aufgetragen werde. 
(Siehe Anmerkung 2.) 

Der $. 7 der JuftizminifterialVerordnnug vom 25. Jänner 1850, 3. 
52 jchreibt vor: Jene MWechjelichuldner, welchem die Zahlung des Wechjel- 
betrages binnen 3 Tagen auferlegt wurde, haben binnen derjelben Friſt alle 
ihre Eimvendungen bei Gericht anzubringen und Ddarzuthun. Dieje Frift 
läuft vom Tage der Zuftellung des gerichtlichen Auftrages; in dieſelbe find 
aber die Tage, während welcher die angebrachten Einwendungen auf der 
"oft gelaufen find, nicht einzurechnen. Hierüber ift eine Tagſatzung auf 
möglichit kurze Zeit zur mündlichen Verhandlung nach Wechjelrecht anzuord- 
nen. Gegen den bewilligten Zahlungsauftrag findet fein Nefurs ftatt. Nach 
$. 8 ift dem Kläger, ungeachtet dieſer anhängigen Verhandlung, auf fein 
Anfuchen Die Erecution zur Sicherftellung zu ertheilen. Der $. 9 der an- 
bezogenen Verordnung verfügt: Verlangt der Kläger nur die Einleitung des 
wechjelvechtlihen Berfahrens, oder kann dem Begehren um Grlaffung des 
Zahlungsauftrages wegen eines Mangeld an den beigebrachten Behelfen 
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nicht ftatt gegeben werden, jo ift über die Klage eine Tagfasgung auf mög- 
lichft Furze Zeit zur mündlichen Verhandlung nach Wechſelrecht anzuordnen, 
und wenn Die Klage gegen mehrere zum Theil in andern Landesbezirken 
in andern Kronländern, oder im Auslande wohnende Beklagte gerichtet ift; 
jo ift der Tag der Verhandlung in der Art zu beftimmen, daß es jedem 
Beklagten möglich ift, bei derjelben entweder perjönlich oder durch einen Bes 
vollmächtigten zu erjcheinen. (Siehe Anmerfung 3.) 


Anmerfung 1. 
Bon Außen. 


Mit 2 
Bon Sunen: 


A.f 
B / 


K. E. Landesgericht Hermannftadt. 


Klage. 


Johaun Traugott, bürg. Tijchlermeifter und deffen Gattin Katharina 
Traugott, wohnhaft Reifpergaffe Nr. 320, vertreten durch Franz 
Nagy, Advofaten, 

gegen 

Franz Sengerberg, bürgerl, Schneidermeifter, wohnhaft SHeltauer- 
gafle Nr. 432. 

peto. Zahlung eines Rauffchillingsreftes per 5000 fl. EM. c.s. c. 


Stück Beilagen. In zweifacher Ausfertigung. 


(15 fr. Stämpel.) 
Hochlöbliches k. k. Landesgericht! 


Wie es durch den Kaufkontrakt.“ A nachgewieſen wird, haben 
die Eheleute Herr Johann und Frau Katharina Traugott, als deren 
Bevollmächtigten mich die Vollmacht in . BB ausweifet, ihr in Her: 
mannftadt sub Nr. 432 gelegenes einftödiges Haus dem Herrn 
Geflagten Franz Sengerberg, bürg. Schneivermeifter um den Preis 
von 10,000 fl. EM. am 1. Sänner 1852 verfauft. 

Der Beitimmung des Punktes c des Kaufvertrages gemäß 
wurde diefes Haus am 1. September 1852 dem Herrn Geflagten, 
übergeben und es hat der legtere an diefem Tage die Hälfte des 
Kaufihillings per 5000 fl. EM. baar zu Händen der Berfäufer 
erlegt, worüber ihm die vorjchriftsmäßige Quittung ausgefertigt 
worden ift. 

Der Beſtimmung des Vertragspunftes f) zu Folge, hat der 
Herr Geflagte die Verpflichtung, den Kaufichillingsreft per 5000 fl. 
vom 1. September 1852 an mit fünf von 100 zu verzinfen und 
am 1. November 1852 baar zu Händen der Derfäufer zu erlegen. 

Da der Herr Geflagte ungeachtet wiederholter gütlicher Er— 
mahnungen diefen Verpflichtungen nicht nachgefommen ift, fo bitte ich 
das hochlöbliche Landesgericht geruhe durch Urtheil zu erfennen: 
Herr Franz Sengerberg ſei jchuldig, den Eheleuten Sohann und 
Katharina Traugott den angefprochenen Kaufichillingsreft per 5000 
fl. EM. ſammt fünfperzentigen Intereſſen vom 1. September 1852 
an binnen 14 Tagen zu bezahlen und die Gerichtsfoften zu er: 
fegen. 

Hermannftadt den 30. November 1852. 


Franz Nagy m. p. 
Advokat. 
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Anmerkung 2. 


Bormular für ein Gefuh um Grlaffung einer Sahlungs-Auflage und 
Defheide hierüber. 


Don Außen: 
K. F. Landesgericht Hermannftadt. 


Wilhelm Knöpfler, Schnitiwaarenhändler, wohnhaft Nr. 45 in Her: 
mannftabt durch den Advokaten Fronius 
wider 


Herrn Wenzel Staudacher, Schneidermeifter, wohnhaft Ar. 540 
in Hermannftadt 


bittet um Erlaſſung der Zahlungsauflage für 
eine Wechfelforderung von 175 fl. EM. c.s.c. 


doppelt. 3 St. Bei. 2 Stämpel & 1 fl. liegen bei. 
Don Innen: 


(15 fr. Stämpel.) 
Hochlöbliches F. F. Landesgericht! 


A./ Durd) die Annahme des hier sub . A in Driginali und 
B./ sub ." 8 in Abfchrift erliegenden Wechfels ddto. Hermannftadt den 
1. September 1852 erfcheint der Bezogene Herr Wenzel Stauda— 
cher wechfelmäßig verpflichtet, die von ihm acceptirte Wechfeljumme 
’ per 175 fl. EM. am 1. November 1852 an Herrn Wilhelm Knöpf- 
C./ ler zu bezahlen. Als in .; © ausgewiefener Bevollmächtigter des 
Herrn Wilhelm Knöpfler bitte ich auf Grundlage dieſes mit allen 
zur ©ültigfeit vorgefchriebenen Gigenfchaften verfehenen Wechſels 
dem Herin Wenzel Staudacher ohne deffen vorläufige Einverneh- 
mung die Zahlung des MWechfelbetrages per 175 fl. EM. fammt 
6 %% Binfen vom 1. November 1852 binnen drei Tagen bei fon- 
ſtiger wechfelrechtlicher Erekution aufzutragen. 
An Gerichtsfoften werden liquidirt 
1) Für die Verfaſſung des gegenwärtigen Ge: 
PER, 3 u alas Her ra NS Mi Fr 
2) Stämpel zu dem Gefuche und den Beilagen 36 Fr. y 
3) Reinfchrift des Gefuches reed ee 
47 Bang zum Geriht 2.40: Sauer IE Tarz 
5) Stämpel für die Zahlungsauflage . . . 2. Fr „ 


Hermannftadt den 3. November 1852. 
Tronius, Advofat. 


Beſcheid: 


Auf Grundlage des mit allen geſetzlichen Erforderniſ— 
ſen verſehenen Wechſels ddto. Hermannſtadt den 1. September 
1852 wird dem Geklagten Herrn Wenzel Staudacher aufgetragen, 
die von ihm acceptirte MWechfelfumme per 175 fl. EM. fanımt 6% 
Binfen vom 1. November 1852 und die auf 6 fl. 30 Fr. EM. zu: 
erfannten Gerichtsfoften dem Herrn Wilhelm Knöpfler binnen drei 

Tagen bei Vermeidung mwechfelrechtlicher Execution zu bezahlen. 


Hermannftadt den 4. November 1852. 
Bon dem k. k. Landesgericht. 


Anmerfung 3. 


Formular eines Befcheides, für einen Fall, in welchem der Zahlungsauftrag nicht ftatt hat: 


Dem Anſuchen um Erlaß des Zahlungsauftrages wird nicht 
ftatt gegeben, weil der Mechfel ddt. Hermannftadt den 1. Septems 
ber 1852 durchriffen ift, jich fomit gegen denſelben Bedenken erge: 
ben. Doch Haben zur mündlihen Verhandlung nah Wechſelrecht 
beide Theile hiergerihts am 20. November 1852 um 10 Uhr Vor— 
mittags zu erfcheinen, widrigenfalls im Falle des Ausbleibens bes 
einen oder des andern Theild dem $. 40 der Civilprozeßorbnung 
gemäß was Nechtens ift, erfannt werben wird. 


— 
Zuſammenfaſſung mehrerer Forderungen in eine Klage. 


Mehrere Anſprüche dürfen nur dann in eine Klage zuſammen— 
gefaßt werden, wenn ſie aus einem und demſelben Rechtsgrunde, 
oder doch aus mehreren gleichartigen Geſchäften herrühren (8. 4). 
Auch können mehrere Perſonen nur dann mittelſt der nämlichen 
Klage belangt werden, wenn die letztere gegen alle auf dem nämli— 
chen Rechtsgrunde, oder auf gleichartigen, mit allen Belangten ge— 
ſchloſſenen Geſchäften beruht. 


Die Theorie unterſcheidet eine objective und ſubjective Klagehäufung. 

Die Klagehäufung iſt dann eine objective, wenn mehrere Anſprüche 
deſſelben Klägers gegen den nämlichen Beklagten in eine Klage zuſammen— 
gefaßt werden. 

Subjective Klagehäufung, auch Streitgenoſſenſchaft Citis consortium) 
genannt, iſt dann vorhanden, wenn mehrere Perſonen als Kläger gegen einen 
Beklagten, oder ein Kläger gegen mehrere Perſonen als Beklagte, oder end— 
lich mehrere Kläger gegen mehrere Beklagte ſelbſtſtändig und unmittelbar 
mit einer und derſelben Klage klagbar auftreten. 

Nach römiſchem Rechte und nach dem gemeinen deutſchen Civilprozeſſe 
iſt die Frage über die Zuläßigkeit der objectiven und beſonders der ſubjecti— 
ven Klagehäufung Gegenſtand eines verwickelten Streites. 

Die joſephiniſche Gerichtsordnung hat im Zuſammenhange der 88. 4 
und 40 und die weſtgaliziſche Gerichtsordnung im $. 4 feſtgeſetzt, daß meh— 
tere Gegenftände einer Rechtsführung in der nämlichen Klage nur Damals 
angebracht werden dürfen, wenn fte unter fich einen Zuſammenhang haben, 
d. 1. aus dem nämlichen Faftum entfprungen find. 

Die jofephinifche und weftgaliziihe Gerlchtsorduung Haben hiemit Der 
Klagehäufung eine enge Grenze gezogen. 

Aus mehreren neuern Gefesgebungen über das Civilprozeßrecht leuchtet 
unverfennbar das Beitreben hervor, die Zuläßigfeit der Klagehäufung aus- 
zudehnen, um hiedurch die Vervielfältigung der Prozeſſe zu verhindern, Die 
Prozepführung zu beichleunigen und eine Eriparung der Koften zu erzielen. 
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— Diefem Beftveben der neueren Geſetzgebungen bat ſich auch Die öfterreis 
chiſche Geſetzgebung angefchloffen, wie der $. 11 der Eivil-Progeßordnung 
im Vergleich mit den Beſtimmungen der jofephinifchen und weftgalizifchen 
Gerichtsordnung beweifet. 

Obſchon der erſte Satz des $. 11 nur von der objectiven Klagenhäus 
fung zu ſprechen jcheint, und der zweite Satz dieſes Paragraphs offenbar 
nur den bejondern Fall der jubjectiven Klagenhäufung, wenn mehrere Per— 
jonen mittelft dev nämlichen lage belangt werden, vor Augen hat (litis 
consortium passivum), jo unterliegt e8 dennoch feinem Zweifel, daß auch 
eine active Streitgenofienfchaft Citis consortium activum) nach der Givil- 
Prozeßordnung für Siebenbürgen vechtlich zuläßig ift, indem der $. 67 diefer 
Prozeßordnung ausdrüdlich in dem Hauptſtücke von der Zuftellung der ge: 
richtlichen Verordnungen den Kall normirt: wenn eine Klage von mehreren 
Klägern gemeinjchaftlich angebracht wird, und Die 88. 41 und 302 fomwohl 
auf active als paſſive Streitgenofien Anwendung finden. 

Die Bedingungen der Zuläßigfeit der objectiven Klagehäufung nach 
der C. P. O. find: daß die mehreren Anfprüche, welche in eine Klage zus 
jammengefaßt werden, aus einem und demfelben Nechtsgrunde, d. bh. aus 
derjelben nach dem Gejege gewiſſe vechtlide Wirkungen hervorbringenden 
Thatjache, oder wenn auch nicht aus demſelben Nechtsgrunde, fo doch aus 
mehreren gleichartigen Geichäften herrühren. 

Es entiteht hier zunächit die Frage, was hat man unter gleihar 
tigen Geſchäften zu verſtehen? Der Ausdruck: „gleichartig“ ift ein rela- 
tiver Begriff. Mit Rückſicht auf einen Oattungsbegriff von größerem Um: 
fange kann Manches gleichartig erfcheinen, was mit Nücficht auf einen Gat— 
tungsbegriff von geringerem Umfange verfchiedenartig if. So fünnten 3.8. 
als entgeltliche Berträge Darleihens- und Kaufverträge als gleichartige Ge- 
jchäfte betrachtet werden, während fie vom Standpunkte der bejonderen gefeß- 
lichen Beftimmungen tiber den Kauf und Darleihensvertrag fich als ungleich» 
artig herausitellen. 

Da es ald Regel gilt, daß mehrere abgejonderte Anſprüche in eine 
Klage nicht zulammengefaßt werden dürfen, fo ftelft ſich der $. 11 mit Bes 
zug auf Diefe Negel als eine Ausnahme dar und muß deßhalb ftrenge interz 
pretirt werden. Als gleichartig Fünnen demnach nach meiner Anftcht mur 
jolche Geſchäfte betrachtet werden, welche in allen wefentlichen Merkmalen 
mit einander übereinſtimmen, folglich die gleiche faktiſche und Diefelbe gefeß- 
liche Grundlage haben, und daher auch eine Üebereinftimmung in der Nechts- 
verfolgung und Nechtövertheidigung mit Grund erwarten laſſeu. Es Dürfen 
Daher mehrere Darleiheng-Forderungen derjelben Art gegen pdenfelben Ge— 
Hagten in eine Klage zufammengefaßt werden, keineswegs aber eine For— 
derung aus einem Kauf und Leihvertrage. 

Der erite Sat des $. 11 fpricht von mehreren Alnfprüchen, "welche in 
eine Klage zufammengefaßt werden Dürfen. Er unterfcheidet nicht, ob Diefe 
Aniprüche von einer oder mehreren Berfonen gegen denſelben Beflagten er: 
hoben werden und findet deßhalb nach meiner Anficht auch in jenen Fällen 
Anwendung, wo mehrere Kläger Anfprüche gegen denfelben Beklagten er- 
heben. 

Es ift alfo nach der Eivilprogeßordnung mehreren Gläubigern deſſelben 
Schuldners geftattet, ihre abgejonderten Darleihens-Forderungen gegen Den 
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gemeinſchaftlichen Schuldner mit Einer Klage geltend zu machen. Eben ſo 
können mehrere bei einer Aſſekuranz-Anſtalt versicherte, auf Grundlage ihrer 
gleichartigen Berficherungsverträge, mit einer gemeinjchaftlichen Klage gegen 
die Aſſekuranzgeſellſchaft auftreten. 

Der Schlußiag des $. 11 behandelt die Bedingungen der Zulägigfeit 
des bejonderen Falles der Streitgenofienichaft, dag mehrere Perſonen mit 
derfelben Klage belangt werden, Die jogenannte paſſive Streitgenofienichaft. 

Diefe Bedingungen find: 1) dag entweder die Klage gegen alle auf 
demjelben Klagerundamente beruht, oder 2) das, wenn der Klage gegen alle 
zwar nicht derjelbe, jondern verjchiedene Nechtsgründe zur Grundlage dienen, 
dieſe legteren von einer folchen Beichaffenheit ſein müſſen, daß jte auf gleich- 
artigen, mit allen Belangten gejchlofienen Geichäften beruhen. 

Ob jedes der gleichartigen Geichäfte mit allen Belangten insgefammt 
geichlofien werden muß, jcheint zweifelhaft, und zwar um jo mehr, weil aus 
dem $. 69 der CPO. deutlich hervorgeht, daß die eingeflagte Verbindlichkeit 
von den Belangten zu verichiedenen Zeiten übernommen worden jein fann. 

Mit diefem $. jtehen im Zuſammenhange die 88. 16, 41, 61, 67, 68, 
69, 241, 297, 324 der C. P. O. 

Im Wechjelverfahren gelten nach der Verordnung des hohen Juftizmis 
nifteriums vom 26. Jänner 1850, 3. 52 R. ©. B. folgende Vorſchriften: 

1) Wechjelfagen dürfen nur bei dem Landesgerichte, und wenn an dem 
Sige deſſelben ſich ein Handelsgericht befindet, nur bei Diefem angebracht 
werden, und zwar bei folgenden Landes- (Handelögerichten) : 

a) des Zahlungsortes. — Der bei dem Namen oder der Firma Des 
Bezogenen angegebene Ort gilt bei gezogenen Wechleln und der Ort der 
Ausitellung für eigene Wechiel, in jo ferne nicht ein eigener Zahlungsort 
angegeben ift, als Zahlungsort, und zugleich ald Wohnort des Bezogenen 
bei fremden, und des Ausſtellers bei eigenen Wechjeln. Art. 4. Abjab 8 
und Art. 97 der allgemeinen MWechfelordnung vom 25. Jänner 1850. Oder 

b) des Wohnſitzes, oder 

c) des zeitlichen Aufenthaltsortes des Beklagten. ($. 1.) 

2) Bei dem fompetenten Gerichte des Zahblungsortes kann ber 
Inhaber des Wechiels alle Wechjelichuldner mit derielben Klage belangen, 
bei andern Gerichten außerhalb des Zahlungsortes fünnen mehrere Wechſel— 
ſchuldner nur dann mit einer Klage belangt werden, wenn fie in dem Be: 
zirfe dejielden ihren Wohniig Haben. Wechjelbürgen folgen überhaupt dem 
Gerichtsitande des Hauptihuldners und fünnen mit ihm zugleich mittelit der» 
jelben Klage belangt werden. ($. 4.) 

Zu den Wechſelſchuldnern gehören: 

1) Die Ausiteller des Wechjels. 

2) Die Acceptanten. 

3) Die Indoffanten. 

4) Ein jeder, welcher den Wechjel, die Wechielfopie, das Accept oder 
das Indoſſament mitunterzeichnet hat, felbft dann, wenn er fich dabei nur 
als Bürge (per aval) benannt hat. Der Wechjelinhaber kann fich wegen 
feiner ganzen Korderung an den Einzelnen halten, und es fteht in feiner 
Wahl, welchen Wechielverpflichteten er zuerjt in Anfpruch nehmen will. 
Art. 81 W. O9) 
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8. rt? 
Vorfhriften Aber den Inhalt der Einrede. 


Der Beflagte fol in der Einrede über die Umftände und Be— 
weismittel dev Klage fich beitimmt und ohne Zweideutigfeit Außern 
und die von dem Kläger vielleicht mangelhaft angeführten Thatfachen 
ergänzen und berichtigen. Auch muß der Beklagte die in dem Ge— 
jee bezeichneten Fälle (SS. 14, 15) ausgenommen, alle Ginwens 
dungen, wodurch er die Anſprüche des Klägerd auf einige Zeit (Di- 
latorijch) ablehnen oder für immer und gänzlich (peremtorifch) ent— 
fräften zu fönnen glaubt, zugleich in der Einrede anführen und alle, 
zur Herftellung de Gegenbeweifes oder zur Begründung der Ein- 
wendungen gehörigen Beweismittel vorlegen. Am Schluffe hat der— 
jelbe fein Begehren mit Beftimmtheit und Deutlichfeit zu ftellen. 


A Diefer Boragraph enthält folgende Grundfäge über den Inhalt der 
Sinrede: 

I. Der Beklagte fol in der Einrede fich über die Umftände, d. h. über 
die Thatfachen der Klagen beitimmt und ohne Zweideutigfeit äußern. Die— 
fes ift dann der Fall, wenn die Antwort, die der Geflagte über die von Dem 
Kläger vorgebrachten IThatfachen abgibt, jo befchaffen ift, Daß man Daraus 
deutlich und genügend erkennt, welche Thatfachen der Geflagte dem Kläger 
zugefteht oder widerfpricht. Die alten Nechtslehrer haben dieſe Beantwor— 
tung der Thatfachen der Klage die Sriegsbefeftigung, (litis contestatio) ges 
nannt und jchon in dem alten baier. Nechtsbuche heißt es bezüglich Diefer im 
$. 18: der foll um diefelbe Anfprach läugnen oder jehen (d. i. verneinen 
oder bejahen). Auf Grund des geforderten Bejahens oder Verneinens theilte 
man bie litis contestatio in eine affırmativa und negativa. Der $. 5 der 
jofephinifchen Gerichtsordnung hat vorgefchrieben, daß der Geflagte alle von 
dem Kläger vorgebrachten Umftände und zwar jeden insbefondere zu 
beantworten habe. Der $. 5 der weftgalifchen Gerichtsordnung ertheilt Die 
Vorſchrift: der Beklagte hat in der Einrede alle von dem Kläger vorgebracdh- 
ten Umftände ausdrücklich und ohne Zweideutigfeit zu beantworten. Die 
Givilprozeßordnung begnügt fich, wie aus dem $. 22 hervorgeht, auch mit 
einer in den vorgebrachten Beweismitteln enthaltenen Beantwortung. 

Die Beifügung einer allgemeinen Verneinungsklaufel wird im $. 22 
ber CPO. für wirfungslos erklärt. 

Wenn der Geflagte behauptet, er wiffe nicht, oder er erinnere fich nicht 
daran, daß eine von dem Kläger behauptete Ihatfache ftattgefunden habe, 
fo kann dies nicht für ein Ableugnen der gegnerifcher Seits behaupteten 
Thatfachen gehalten werden, weil das Nichtwiffen und Nichterinnern des Be- 
Elagten in der Regel nur eine bloße Möglichkeit, Feineswegs aber eine Wahr- 
fcheinlichkeit und am allerwenigften eine Gewißheit in fich fchließt, daß Die 
vom Kläger behauptete Thatfache nicht ftattgefunden hat. 
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Unbeftimmt und zweideutig wären beilpielsweite folgende Beantwor— 
tungsformen: Es bleibt dahin geftellt; e3 ift Die Frage, ob Diefe und Dieje 
Thatfache ftattgefunden habe. — Die Contumacialfolgen, welche Dann einzu- 
treten haben, wenn die Verflichtung zu einer beftimmten und unzmeideutigen 
Beantwortung der Umftände der Klage in der Einrede nicht befolgt wird, 
beitimmt der $. 22 der CPO. — Der Geflagte hat nur die Pflicht, Die 
Thatſachen des Klägers mit Beitimmtheit und ohne Zweideutigfeit zu beant- 
worten, eine Bekämpfung der Nechtsanftchten ift ihm zwar geftattet, allein 
nicht zur Pflicht gemacht, denn auf die richtige Anwendung des Gejeges hat 
der Richter von Amtswegen zu jeben. ($. 294 der CPO.) 

II. Hat fich der Geflagte in der Einrede auch über die Beweismittel 
der Klage beitimmt und ohne Zweideutigfeit zu äußern, alio 3. B. anzufüh- 
ren, ob die von dem Kläger angeführten Urkunden echt oder unecht find, 
ob fie bedenklich ericheinen (fiehe ss. 135 —141 der CPO) und welde Be: 
denfen fie an ftch haben; Zeugen, die er für verwerflich hält, Hat er den 
thatlächlichen Grund ihrer Werwerflichfeit entgegenzufegen u. |. w. 

II. Weil es fich jeher häufig ereignen kann, daß der Kläger in ber 
Darftellung der feiner Klage zu Grunde liegenden thatjächlichen Verhältniſſe 
nicht auf eine lautere Art zu Werfe gegangen ift, IThatjachen entitellt oder 
verjehwiegen habe, jo weilet Das Geiles den Beklagten an, in der Einrede 
die von dem Kläger mangelhaft angeführten Thatfachen zu ergänzen, und zu 
berichtigen (litis contestatio qualificaliva). 

IV. Muß der Beklagte mit der Beantwortung der Klage und deren Bes 
richtigung alle Einwendungen, welche er gegen die Klage hat 
zugleich in der Einrede geltend machen. Ausnahmen von dieſer Regel 
find bloß in den 88. 14 und 15 enthalten. — Unter einer Einwendung 
(exceptio) werden joldhe von dem Beklagten angeführte Thatfachen oder ge- 
jegliche Gründe verftanden, welche bewirken, daß die von dem Kläger ange: 
iprochene Forderung, jelbit wenn das Klagefaftum als richtig zugeftanden, 
oder durch die allegirten Beweismittel als beweisbar angenommen, oder Doch 
als wahr in die Hypotheſe gejest wird, aus dem Grunde entweder über: 
haupt oder Doch wenigitens vorläufig nicht jtatt hat, weil die der Einwen- 
dung zu Grunde liegenden Ihatlachen die Entitehung des von dem Kläger 
angeiprochenen Rechtes hinderten, oder das entitandene modifizixten, oder 
doch der Geltendmachung defielben in der Art und Weite der Klage entgegen- 
ftehen. — Mit Rüdfiht auf ihren Entjtehungsgrund werden die Einwen— 
dungen eingetheilt in Rechtseinwendungen, die zunächit aus dem Ge— 
jege entipringen, und in Thateinwendungen, die zunächft aus einer 
Thatſache hervorgehen. 

Die Einwendungen zerfallen ferner in dilatorifche, durch welche 
der Geflagte die Anjprüche des Klägers nicht für immer ſondern nur auf 
einige Zeit, und in peremtorijche, durch welche der ©eflagte die An- 
jprüche des Klägers für immer und gänzlich entfräften zu können glaubt. 

Solche dilatorifhe Einwendungen find: 

a) die Einwendung des nicht gehörigen Gerichtsitandes (exceptio in- 
compelenliae); 

b) der fehlenden Befugniß zu flagen (exceptio inhabilitatis); 

ce) im Falle der Kläger Namens eines Dritten auftritt, die Einwendung 
der fehlenden Legitimation (Except. deficıentis legitimationis); 
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d) der Mängel des Klagelibelles Cinepti aut informis libelli); 

e) dev erfolgten Menderung des Nechtsgrund es der Kluge oder bed 
Klagebegehreng ; 

f) der Unterlaflung gewifier Verhandlungen, welche der Klage in bes 
ftimmten Nechtsfachen nach befondern VBorfchriften vorangehen müſſen. 

g) Die Einwendung des noch nicht erfüllten Vertrages; die Einwendung 
ber Ordnung u. |. w. 

Als peremtoriiche Einwendungen werden beifpielsweile angeführt: 

a) Die Einwendung des Bergleichs ; 

b) des Werzichtes ; 

c) des durch vechtsfräftiges Erfenntniß beendigten Nechtsftreites ; 

d) die Einwendung des Zwanges, des Betruges oder des Irrthums; 

e) die Einwendung der Zahlung ; 

f) der Gompenfation ; 

g) der Verjährung ; 

h) der Minderjährigfeit; 

1) dev nicht geichehenen Zuzahlung eines Darleihensbetrages gegen einen 
beweisfräftigen Schuldichein. 

Die Exceptio contra seriem, welche nach $. 65 der T. 9. nad) unga- 
rischen Prozeßrechte ftatt hat, greift nach der neuen Givilprozeßordnung nicht 
mehr Platz. 

Bezüglich der Excep!io contra judieatum $. 66 I. T. gelten gegenz 
wärtig folgende Beftimmungen: Der $. 7 der Jurisdiftions-Norm beftimmt: 
In welchen Fällen ein fonft zuftändiges Gericht abgelehnt werden fünne, 
wird durch Die organifche Vorfchrift für die Gerichtsftellen beftimmt werden. 
In diefen Fällen hat das DObergericht über Anfuchen der einen oder der ans 
den Bartei, oder auf Anzeige des Gerichtes, welches feine Gerichtsbarfeit 
auszuüben gehindert ift, ein anderes Gericht zu delegiren. 

Die Ablehnungsgründe find in den gg. 54— 58 der Inftruftion über 
die innere Einrichtung der Gerichte enthalten. 

Ei Exceptio contra forum wird in den 88. 14, 47 und 54 der EBD. 

eregelt. 

- Die Erceptionen contra actoratum et processum, von denen in den 
ss. 70, 71 und 72 der Tab. Inft. die Rede ift, können nicht mehr abge 
jondert geltend gemacht werden, jondern müffen mit dev Hauptfache verhan- 
belt werden, was auch ‚bezüglich aller Erceptionen gilt, die nicht im 8. 14 
und 15 der CPO. ausgenommen find. Und felbft diefe Ausnahmen beziehen 
fih nur auf das fchriftliche WVerfahren, während im mündlichen Verfahren, 
wie aus dem $. 47 der EVD. hervorgeht, der $. 12 der CPO. ohne alle 
Ausnahme zu gelten hat. 

V. Der Geflagte kann fich gegen den Kläger nicht bloß durch Wider: 
jprüche, Berichtigungen der von dem Kläger für fich vorgebrachten Thatfa- 
hen und durch Einwendungen, fondern auch durch den Gegenbeweis d. i. 
den Beweis des geraden Widerſpieles des klägeriſchen Beweisfages ſchützen. 
Von dem Gegenbeweis f. die näheren Erläuterungen bei dem 8.104 der CPO. 
Sp wie der Kläger in der Klage alle Beweismittel vorzubringen hat, welche 
zum Deweife des Klagefaktums (Nechtsgrundes) der Klage nothwendig find, 
eben jo hat der Geflagte alle Beweismittel für jene Thatlachen, auf welchen 
jeine Einwendungen oder fein Gegenbeweis beruhen, in der Einrede vorzulegen. 
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VI. Am Schluffe der Einrede hat dev Beflagte jein Begehren mit Be— 
ftimmtheit und Deutlichkeit zu ftellen, daher insbejondere anzugeben, ob der 
Kläger mit feinem Anfpruch ganz oder zum Theile abzuweifen fei. — Die 
Theorie nennt den Grundſatz im Civilprozeſſe, wornach die Parteien alle 
ihre Vertheidigungs-, Nechtsverfolgungs- und Beweismittel, deren fie fich in 
dem Prozeſſe bedienen wollen, auf einmal, und wenn fie auch nicht alle 
nothwendig jein follten, wenigftens eventuell vorzubringen jchuldig find, 
die Eventualmarıme. 


So 


Einwendung der Compenfation. 


Auch von der Einwendung, daß die Forderung des Klägers 
durch Compenfation getifgt jei, kann der Beklagte in der Einrede 
Gebrauch machen. 


Der $. 1433 des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches beftimmt: Wenn 
Forderungen gegenfeitig zufammentreffen, Die richtig, gleichartig und jo bes 
Schaffen jind, daß eine Sache, die dem Einem als Gläubiger gebührt von 
dDiefem auch als Schuldner dem andern entrichtet werden kann; fo entiteht, 
infoweit die Forderungen ſich gegen einander ausgleichen, eine gegenfeitige 
Aufhebung der Verbindlichkeiten (Compenfation) welche fchon für fich Die ges 
genfeitige Zahlung bewirkt. Die römifchen Juriften haben als Grund der 
Compenjation angeführt: Melius est non solvere, quam solutum repelere. 
Placuit inter omnes, jagt Pau’us L. 21 de compensatione, id quod invi- 
cem debetur, ipso jure compensari. 

Zwifchen einer richtigen (liquiden) und nicht richtigen Cilliquiden), zwi— 
chen einer fälligen und nicht fälligen Forderung, eben jo zwifchen Forderun— 
gen, welche bejtimmte und unbeftimmte Sachen zum Gegenftande haben, fin— 
det die Compenfation nicht ftatt. $. 1439 und 1440 allg. bürg. Geſetzbuch. 

Eigenmächtig entzogene, entlehnte und in Verwahrung gegebene Sachen 
find fein Gegenftand der Compenfation. $. 1440 allgem. bürgerl. Geſetzb. 

Schon in den Gapitularen Carls des Großen lib. 8. cap. 224 heißt 
e8: Si quis debeat alicui so!idos decem, et illi, qui debet, de quacumque 
ratione debeantur a creditore suo solidi quinque, et veniens creditor t0- 
tos decem solidos a debitore petat, si probaverit ille debitor, sibi ab eo 
quinque solidos deberi; qui illum in solidum pro totis decem solidis con- 
venit, causam perdat, quia noluit debitum compensare 

Nach dem fächfifchen Statutarrechte (St.1. 4. 8) fonnte die Compenfa- 
tion als Einwendung geltend gemacht werden. 

Dem ungarifchen Nechte war die Einwendung der Compenfation fremd. 
Aus dem $. 27 der EBD. geht die Regel hervor, daß wenn der Geflagte 
gegen den Kläger eine Sorderung hat, er diefe in Gejtalt einer abgejonder- 
ten Widerklage geltend machen müſſe. 

Bon diefer Negel bildet der $. 13 eine Ausnahme und geftattet dem 
Geflagten jeine compenfationsfähige Gegenforderung gegen den Kläger als 
Einwendung geltend zu machen. 
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Um compenjationsfähig zu fein, muß Die Forderung 1) wechjelfeitig, 2) 
gleichartig fein. Dieſes legtere ift dann dev Fall, wenn Forderung und Ge- 
enforderung a) aus gleichen IThatfachen, b) nach einem und demjelben Ge— 
* entſtanden ſind und e) auf gleiche Gegenſtände gerichtet find. Endlich 
3) müſſen Forderungen, die compenſationsfaͤhig ſein —— richtig Ciquid) 
und 4) beide fällig ſein. Der Geklagte welcher von der Einwendung der 
Compenſation Gebrauch machen will, hat eine mit dieſen Eigenſchaften ver— 
ſehene Gegenforderung gegen den Kläger zu erweiſen. Wenn der Beklagte 
die Einwendung dev Compenſation macht, jo hat deſſen Begehren mit Ruͤck— 
jicht auf den $. 299 der EBD. dahin zu lauten: das Gericht möge erfen- 
nen: es jei Die Forderung des Klägers in ihrem ganzen Betrage oder in 
dem und dem TIheilbetrage durch Compenfation getilgt, und der Bellagte 
jei daher nicht jchuldig, den getilgten Betrag zu zahlen. - 


$. 14. 
des nicht gehörigen Gerichtsſtandes; 


Im jehriftlichen Verfahren muß die Ginwendung, daß dem Rich- 
in der angebrachten Rechtsſache die Gerichtsbarfeit nicht zuftehe, 
vorläufig und abgejfondert von der Hauptjache angebracht und dar— 
über von dem Nichter fogleich oder, in ſoweit eine nähere Grörte- 
rung nothwendig tft, nad Vernehmung de3 Gegners durch Befcheid 
entjchieden werden (88. 47, 54). 


Bon der im 8. 12 aufgeftellten Negel, daß der Beklagte alle Einwen- 
dungen zugleich in der Einrede anzuführen hat, wird jedoch mur für das 
ſchriftliche Verfahren (im mündlichen Verfahren gilt der $. 47 ber 
EBD.) zu Gunften folgender 4 Einwendungen eine Ausnahme gemacht. 


Diefe vier Einwendungen find: 

1) Die Einwendung des nicht gehörigen Gerichtsitandes. 

2) Die Einwendung der durch vechtsfräftiges Urtheil entjchiedenen, 

3) durch gerichtlichen Vergleich beigelegten Streitfache. Endlih _ 

4) die Einwendung, daß Ddiefelbe Klage von dem Kläger unbedingt auf- 

gegeben worden jei. 

Die erjte Diefer Einwendungen muß, die andern drei können im 
Ihriftlihen Berfahren unter gewilfen Bedingungen, ohne daß fich der Be- 
EHagte, weiters auf die Klage einzulaffen braucht, vorläufig und abgefondert 
von der Hauptjache angebracht werden. But 

Der Grund diefer Ausnahme dürfte darin zu fuchen fein, weil Die Ent- 
jcheidung Diefer Einwendungen, welche mit der Streitfache jelbjt in feinem 
innern Zuſammenhange jtehen, ein Präjudiz für den ganzen weiteren Pro— 
zeß bildet, x 

. Bezüglich der Einwendung des nicht gehörigen Gerichtsftandes jind 
folgende Grundſätze zu beachten: | 
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1) Sie muß nah $. 14 der CPO. im jchriftlihen Verfahren, vorläu- 
fig und abgejondert angebracht werden und wenn ed auch im $. 54 der 
CPO. heißt fie Darf abgejondert angebracht werden, jo folgt doch aus dem 
$. 54 jelbit, daß diejes Darf den Sinn von muß hat. Im Schlußſatz des 
$. 54 der CPO. heißt es nämlich: widrigenfall® — wenn nämlich die Ein- 
wendung des nicht gehörigen Gerichtsitandes abgefondert binnen einer ges 
wiſſen Jeit nicht angebracht wird — ift der Kläger (jcbeint offenbar ein 
Drudfehler zu fein und dürfte heißen der Geflagte, es wäre denn, daß der 
Gejeggeber angenommen hätte, daß der Geflagte nach dem befannten Grund- 
ſatze: reus excipiendo fit actor, der auch hierlands gait, durch Diefe 
Einwendung zum Kläger wird) mit Derjelben nicht mehr zu hören. Da 
übrigens man dasjenige, was man muß auch darf, jo iſt zwilchen dem $. 
14 und 54 der EBD. fein Gegenfas, der einen Derogirenden Einfluß aus— 
zuüben im Stande wäre. 


2) Die Einwendung des nicht gehörigen Gerichtsitandes muß im jchrift- 
lihen Verfahren nah $. 54 der EBD. in der erſten Hälfte der von dem 
Richter beitimmten erjten Srift zur Einrede angebracht werden. Die Friſt 
zur Anbringung diejer Einwendung fann nah $. 91 und 93 der 
EBD. nicht verlängert werden; die Frift zucr Ausführung der bereits 
angebradten Einwendung des nicht gehörigen Gerichtsſtandes Fann 
jedoch aus wichtigen Gründen verlängert werden. Hätte der Kläger in Der 
Klage in einer durch das Geſetz dem jchriftlichen Verfahren zugewieſenen 
Rechtsſache um Einleitung des mündlichen Verfahrens gebeten und der Nich- 
ter hierüber auf furze Zeit eine Tagfasung angeordnet, jo muß der Geflagte 
bei Diejer erjten über die Klage angeordneten Tagſatzung dieſe Einwendung 
anbringen. 


3) Macht der Geflagte diefe Einwendung binnen der sub 2 angegebe- 
nen Friſt oder bei der daſelbſt angedeuteten Tagſatzung nicht, jo ijt er mit 
derjelben jpäter nicht mehr zu hören, d. h. feine Einwendung ift von Amts— 
wegen zu verwerfen. Das Geſetz fingirt in einem folchen Sal, der Ge 
Elagte habe fich dem unzuftändigen Richter unterworfen. Sit jedoch dieſe 
Unterwerfung nach dem Geſetz verboten, wie 3. B. die eines der Militärge- 
richtöbarfeit unterftehenden unter ein Civilgericht, jo kann fie nie Rechtskraft 
erlangen, dev Richter hat vielmehr in einem ſolchen Fall fogleich, wenn er 
zur Kenntniß jeiner Unzuftändigfeit gelangt, die WVorfchrift des g. 3 der 
CPO. anzumenden, und das Verfahren abzubrechen. 


A Der Richter kann über die Einwendung des nicht gehörigen Ge- 
richtsſtandes fogleih entjcheiden, ohne den Gegner zu vernehmen. Diefes 
legtere hat nur dann zu erfolgen, wenn eine nähere Grörterung nothwen- 
dig iſt. 

5) Die Entſcheidung erfolgt durch Beicheid, gegen welchen der Rekurs 
zuläſſig ift. 


„OD So lange aber die Einwendung des nicht gehörigen Gerichtsftandes 
nicht vechtöfräftig entſchieden ift, findet, wie aus dem $. 55 der CPO. her- 
vorgeht, Die Verhandlung in der Hauptfache nicht ftatt. (S. Anmerk. 1.) 


Anmerkung 1. 


64 


Bormular einer Ginwendung des nicht gehörigen Serihtsftandes und 


Don Außen. 


Mon Innen. 


— 


des darüber erfloſſenen Beſcheides. 


K. k. Landesgericht Hermannftadt. 


Samuel Roſenfeld, Handelsmann zu Udvarhely, sub Nr. 320 
durh den Advokaten Friedrich Conradt, in der Nechtsfuche mit 
Johann Melcher, Kürfchnermeifter, wohnhaft Nr. 231 in Hermann: 
ftabt, wegen Uebergabe von 600 Stüd Lamm fellen 

bringt die Ginwendung des nicht gehörigen Gerichtsftans 
des ein. 


(15 fr. Stämpel.) 
Hochlöbliches F. k. Landesgericht. 


Mit der Klage vom 15. November 1852 hat der hiefige 
Kürfchnermeifter Herr Johann Melcher, den Herrn Samuel Rofens 
feld, Handelsmann zu Udvarhely, wegen Mebergabe von 600 Stüd 
Lammfellen belangt. In diefer Klage hat der Herr Kläger ben 
Ort Pefchkich als Wohnort des Geflagten angegeben und in der 
Vorausſetzung der Nichtigkeit dieſer Angabe wurde die erwähnte 
Klage dem Herrn Beklagten mit dem Bejcheide vom 16. November 
d. J. 3. 144, zur Erftattung der Einrede, am 17. November 1852 
zugeftellt. Der Here Geflagte hat ſich wohl während des heuris 
gen Sommers Gefchäfte halber im Lefchficch zwei Tage und im 
Monate November 14 Tage aufgehalten und während der letzter— 
wähnten Zeit wurde ihm auch obiger Klagbefcheid in Lefchfirch zu= 
geftellt. Allein dieſer bloß zeitweilige Aufenthalt des Herrn ‚Se: 
klagten in Leſchkirch kann nicht den Gerichtsftand des ordentlichen 
Wohnſitzes begründen. 

Der Herr Geklagte ift in Udvarhely bleibend wohnhaft; er 
hat dafelbft Haus und Gründe und treibt dort fein ausgebreitetes 
Geſchäft mit Pelzwaaren. 

Das sub ./ in Urfchrift beigefchloffene Zeugniß des löblichen 
Stabtmagiftrates in Udvarhely, welches überdieß vom dortigen Herrn 
Bezirfsfonmiffär beftätigt wurde, weiſet die Angabe des Herrn Ger 
Hagten glaubwürdig nad, fo wie durch das sub ./ anruhende Zeug: 
niß des löblichen Stuhlsamtes zu Leſchkirch dargethan wird, daß 
Herr Samuel Nofenfeld in Leſchkirch weder begütert ift, noch da— 
jelbjt ein Gejchäft treibe, fondern lediglich zwei big dreimal bes 
Jahres, und jedesmal nur einige Tage in Geſchäften dort zubringe. 

Geruhe das hochlöbliche k. k. Landesgericht hieraus zu er— 
jehen, daß Lefchfirch nicht der orventliche Wohnſitz des Herrn Su: 
muel Rofenfeld ift, derfelbe daher in vorliegender Rechtsſache nicht 
bei dem Hermannftädter, fondern nur bei dem Maros:Bafarhelyer 
k. k. Landesgerichte belangt werden Fönne. 

Als in ./ ausgewiefener Bevollmächtigter des Herrn Sa— 
muel Rofenfeld bringe ich daher in der gefeßlichen Friſt die Ein- 
wendung des nicht gehörigen Gerichtsftandes wider die von Herrn 
J. Melcher am 15. November eingebrachte Klage vor, welche ich 
in ./ mit der Bitte zurücklege, das hochlöbliche F. k. Landesgericht 
wolle den Herrn Kläger mit diefer Klage an das in diefer Streit: 
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fache zuitändige k. £ Landesgericht zu Maros Bafarhely verweiſen 
und ihm die Zahlung der Koften diejer Verhandlung, nämlich: 
a) für die Verfaſſung diefer Eingabe ae ee u 6 Wa 
b) für die Abjchrift nam 1 1. EM. 
a en 2 1. EM. 
zufammen 8 fl. EM. auferlegen 
Hermannftadt den 27. November 1852. 


Friedrih Conradt, 
Advokat. 


Beſcheid: 


Nachdem der Herr Geklagte Samuel Roſenfeld durch voll 
kommen glaubwürdige Zeugniſſe des Udvarhelyer Stadtmagiſtrates 
und des Leſchkircher Stuhlsamtes dargethan hat, daß er nicht in 
Leſchkirch, ſondern in Udvarhely ſeinen bleibenden Wohnort Habe, 
dieſer letztere Ort aber im Sprengel des k. k. Landesgerichtes zu 
Maros-Vaſarhely gelegen iſt, jo erſcheint indem vorliegenden Rechts⸗ 
ſtreite der Gerichtsſtand dieſes k. k. Landesgerichtes nach F. 12 und 
17 der Jurisdiktions-KRorm vom 10. Mai 1852 nicht begründet. 
Der Herr Kläger wird deshalb mit jeiner Klage de praes. 16. 

- November 1852, 3. 144 an das zuftändige k. k. Landesgericht in 
Maros Vaſarhely gemwiejen und ihm die Zahlung der Koften in 
dem gerichtlih beſtimmten Betrage von — fl. — Fr. binnen 14 
Tagen an den Herrn Geflagten auferlegt. 

Beide Streittheile werden von diefem Erfenntniffe verftändigt. 


Hermannjtadt den 1. Dezember 1852. 


N. N. 
Seftetär. 
$. 15. 
des rehtsfräftigen Urtbeils, des Vergleihes oder der Verzichtleiftung 
auf die Klage (Rüderlag der Klage.) 

Die Einwendung, daß der Gegenftand der Klage durch rechts— 
fräftiges Urtheil bereit3 entichieden, oder gerichtlich verglichen, oder 
diejelbe Klage von dem Kläger unbedingt aufgegeben worden fei 
($. 18), kann im jehriftlichen Verfahren allein oder mit anderen 
Einwendungen angebracht werden. Im erften Kalle ift über das 
Gejuh des Beklagten wie über eine Klage mündlich zu verfahren, 
und von dem Richter durch Urtheil zu erfennen, 

Das Recht, dieſe Einwendungen allein mit Vorbehalt der übri- 
gen in ein bejonderes Verfahren einzuleiten, erlifcht, wenn fie der 
Beflagte nicht vor Ablauf der für die Einwendung des nicht gehö- 
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rigen Gerichtsſtandes ($. 54) beſtimmten Friſt anbringt. In dem 
Falle, daß der Gerichtsſtand ſelbſt ſtreitig geworden iſt, kann der 
Beklagte jene Einwendungen abgeſondert noch nach der zum Vor— 
theil des Klägers erfolgten Entſcheidung über den Gerichtsſtand, je— 
doch nur in eben der angezeigten Frift geltend machen. 


Es gilt als Grundfas, daß die Erneuerung eines Nechtsftreites, welcher 
durch rechtskräftiges Urtheil entjchieden, oder Durch gerichtlichen Wergleich 
abgethan, oder durch unbedingtes Aufgeben der Klage von Seite des Klä- 
gers beendigt worden iſt, nicht ftattfinden könne. Gegen die Erneuerung 
eines jolchen Nechtsftreites, fann der Geflagte fich durch die im $. 15 der 
CPO. aufgeführten 3 Einwendungen fehüsen, welche jedoch nur dann grund- 
hältig find, wenn die eingebrachte Klage, gegen welche diefe Einwendungen 
vorgebracht werden und das von dem Geflagten vorgebrachte Urtheil, oder 
der gerichtliche Vergleich, oder endlich die unbedingt aufgegebene Klage: 

a) denjelben Gegenftand (idem corpus, qyuantilas eadem, idem jus) 

b) denfelben Nechtsgrund (eadem causa petendı) und 

c) diefelben Parteien (eadem conditio personarum) gemeinfchaftlich 
haben. Res inter alios judicatae nullum aliis praejudieium faciunt. 

Bon der legten Bedingung gelten bisweilen Ausnahmen, welche fich 
entweder in gewillen Nepräjentationsverbältnifien 3. B. bei den Erben bes 
züglich des Erblaffers, bei dem Ceſſionar bezüglich des Cedenten, oder in ber 
eigenthümlichen Natur gewiſſer bereits feftgeftellter Verhältniſſe gründen, Die 
auch gegen dritte gelten müſſen 3. B. bei Ungiltigerfläruug eines Teſtamen— 
tes, welches, wenn es einmal für ungiltig erklärt worden ift, gegen jeden 
als ſolches gelten muß. 

Bezüglich dev Einwendungen des $. 15 gelten folgende Grundſätze: 

1) Ueber diefe Einwendungen kann im jchriftlichen Verfahren abgejon- 
dert mit Vorbehalt der Übrigen verfahren werden. Der Partei jteht es je- 
doch eben jo auch frei, dieſe Einwendungen jo wie alle ihre fonftigen Ein- 
wendungen zugleich mit dev Einlaſſung auf die Klage in der Einrede geltend 
zu macheit. 

2) Das Net, die Einwendungen des $. 15 der CPO. allein mit 
Vorbehalt der übrigen in ein bejonderes Verfahren zu leiten, ift an eine be— 
ſtimmte Bedingung gefnüpft, und dieſe bejteht darin, daß der Beklagte Dieje 
Ginwendungen binnen der erjten Hälfte der ihm zur Einrede bejtimmten 
eriten Srift, oder bei der eriten über die Klage angeordneten Tagſatzung gel- 
tend macht. Wird dieſe Friſt verſäumt, jo erliicht Das Necht, Diefe Einwen— 
dungen zu machen, nicht, diefelben dürfen dann nur nicht abgefondert, ſon— 
dern müflen in der Einrede geltend gemacht werden. 

3) Die Einwendungen des $. 15 find als eine Klage zu betrachten, 
über welche mündlich zu verhandeln if. — 

Ueber dieje Einwendungen wird nicht wie über die Einwendung Des 
nicht gehörigen Gerichtsitandes durch Beſcheid, fondern durch Urtheil ent- 
ſchieden. 

Die Einwendungen des $. 14 und 15 der CPO. haben das Eigen— 
thümliche, Daß dev Geflagte, der fie geltend macht, auf die Klage felbit nicht 
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Rede und Antwort zu geben braucht. Der Geflagte hält fich bei der Ex- 
ceptio fori declinatoria nicht für verpflichtet, auf die Klage vor diefem Ge— 
vichte, bei der Exceptio rei judicatae, bei der Einwendung des durch Wer- 
gleich oder durch Fallenlaſſen der Klage beendigten Nechtsftreites auf die 
Klage überhaupt Antwort zu geben und legt deshalb mit feiner Einwendung 
die Klage zurück. Darum werden die Fälle des $. 14 und 15 mit dem all: 
gemeinen Ausdruck des Nüderlages der Klage bezeichnet. (S. Anmerf.) 


Anmerkung. Formular zum $. 15. 


Don Außen. 


8. FE. Landesgericht Hermannftadt. 
Ernft Eichinger, Architekt, wohnhaft Heltauergaffe Nr. 78 
vertreten durch den Ndvofaten Nagy 


gegen 


Herru Thomas Schneider, bürgerl. Silberarbeiter, wohnhaft 
am großen Plage Nr. 15, vertreten durch den Advokaten Schobes- 


berger 
legt die von dem leßteren mit praes. 2. November 
1852, 3. 178, angebradite Klage wegen bereits ge— 
rihtlich verglichener Streitfache zurüd. 
Bon Innen. (15 fr. Stämpel.) 


Hochlöbliches k. k. Landesgericht! 


Bereits im Jahre 1849 hat der Herr Kläger Thomas 

Schneider, bürgerl. Silberarbeiter den Herrn Geklagten, Ernſt Ei— 

chiuger, Architekten, wegen Nichtzuhaltung eines Bauvertrages auf 
Schadloshaltung bei dem Stadt- und Stuhlsgerichte in Hermann— 

ſtadt geklagt. Vor dieſem Gerichte kam am 16. September 1849 

*— ein Vergleich zwiſchen den Parteien zu Stande und hierüber wurde die 
ana): sub /. Abeigeichlofjene Vergleichsurfunde errichtet, in welcher Herr 
Thomas Schneider erflärt, gegen den von den Geflagten gleich bei 
Abſchluß des Vergleichs erlegten und in der Vergleichsurfunde quit- 

tirten Betrag per 1000 fl. ſich aller feiner Schaploshaltungsan- 

iprüche wegen Vertragsbruches zu begeben. Demungeachtet Hat der 

Herr Kläger auf Grundlage dejfelben Nechtsgrundes, bei dem hoch: 
löblichen E. f. Landesgericht neuerdings die Klage auf Schadlcshal- 

tung de praes. 2. November 1852, 3. 178, welche den Herrn 
Geflagten mit hohem Beſcheid vom 6. November I. 3. zur Ein: 

rede binnen 30 Tagen am 8. November 1852 zugeftellt wurde, ein- 


fi gebracht. 

B . Als in /.B ausgewiefener Bevollmächtigter des Herrn Ge: 
‚fe Flagten lege ich, die obenbezeichnete Klage in /.C zurüd, mache ge 
€ / gen Diefelbe die Cinwendung des durch gerichtlichen Vergleich ab- 
gethanen Nechtsitreites und Bitte nach gepflogener Verhandlung 

über dieſen Klagerüderlag zu erfennen: 
Der Rüderlag der Klage de praes. 2. November 1852, 
3. 178 habe wegen bereits durch gerichtlichen Vergleich abgethanen 
Rechtsſtreites Statt und es habe der Herr Kläger Thomas Schnei- 
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der dem Herrn Geklagten Ernſt Eichinger die Gerichtsfoften, deren 


Liquibirung vorbehalten wird, binnen 14 Tagen zu erfegen. 


Hermannitadt den 11. November 1852. 
Nagy, 
Advokat. 
$. 16. 


Ginrede mehrerer Streitgenoffen. 


Mehrere mittelft derjelben Klage belangte Streitgenoffen dür— 
fen, wenn fie auch feinen gemeinfchaftlichen Nechtöfreund beftellt 
hätten, oder fich verfchiedener Ginwendungen und Beweismitel be— 
dienen wollten, nur eine Ginrede erftatten. Jeder Streitgenoffe fann 
darin, was ihm zu feiner Vertheidigung dienlich jcheint, beſonders 
anführen. 

Mehrere mit derfelben Klage belangte Streitgenofien ftehen keineswegs 
in einer innern Gemeinfchaft Sie dürfen fich jeder eines bejondern Rechts— 
freundes bedienen, jeder Streitgenofje kann fich bejonderer Einwendungen 
und Beweismittel bedienen, er fann das, was ihm zu feiner Vertheidigung 
dienlich fcheint, befonders anführen. Die Verbindung der Streitgenoſſen ift 


nur Außerlich durch die Verpflichtung hergeftellt, daß alle Streitgenofjen nur 
Eine Einrede eritatten Dürfen. 


8.147; 
Snhalt der Replif. 
Sn der Neplif Hat der Kläger die Umstände und Beweismittel 
der Ginrede ganz nach der Anordnung des $. 12 zu beantworten, 
und diejenigen neuen Umftände, Beweiſe und Gegenbeweiſe anzu= 


bringen, welche zur Widerlegung der von dem Beklagten in der Ein- 
vede angeführten Thatſachen und Ginwendungen dienen. 


$. 18. 


Beihränfung der Aenderung des Klagebegehrens. 


Der Kläger darf in der Neplif feine Forderung herabjegen, 
aber nicht erhöhen, und überhaupt das in ver Klage geftellte Be— 
gehren in Anjehung des Gegenftandes der Klage oder des Rechts— 
grundes derfelben nicht ändern. Er fann aber von der angebradh- 
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ten Klage abftehen, und mit einer neuen Klage einen andern Ge- 
genftand, oder aus einem andern Rechtsgrunde denjelben Gegenſtand 
in Anfpruch nehmen. 

Sn beiden Fällen hat er die Gerichtäfoften zu erjegen ($. 574). 


Der Kläger, der in der Replik feine Forderung herabjest, leiftet frei- 
willig auf einen Theil der in der Klage beanfpruchten Forderung Verzicht, 
was ihm mit Rüdjicht auf fein Dispofitionsrecht nicht unterfagt werden 
kann. — Diefe einzige Aenderung des Gegenftandes der Klage, die dem Ge— 
klagten zum Vortheile gereicht, ift dem Kläger geftattet. — Ausnahmlos find 
aber dem Kläger Aenderungen der bereits eingebrachten Klage in ihren 
wefentlihen Beftandtheilen unterfagt. Diefe wejentlichen Beftandtheile der 
Klage find 1) der Rechtsgrund der Klage d. 5. diejenige Thatjache, welche 
einem beftimmten Geſetze gemäß gewifle rechtliche Wirfungen hervorbringt 
und auf welche Thatfachen das angeiprochene Recht des Klägers gegründet 
wird. 2) Verfchieden von dem Nechtsgrunde der Klage ift das aus dem— 
felben geftellte Begehren welches eben den Gegenftand der Klage bildet. 
Habe ih 3. B. auf Erfüllung eines Vertrages geflagt, fo bildet die Erfül- 
fung dieſes Vertrages den Gegenftand meiner Klage. Ich darf nachträglich 
nicht meine Klage dahin abändern, daß ich nicht auf Erfüllung, jondern 
lediglich auf Schadloshaltung wegen Vertragsbruches age. Habe ich Je— 
manden aus dem Rechtsgrund des Darleihensvertrages auf Zahlung einer 
Schuld von 1000 fl. EM. geklagt, fo darf ich durch Nachträge zu derſelben 
Klage diefen Rechtsgrund nicht dahin abändern, daß ich dieſe 1000 fl. EM. 
nicht aus dem Rechtsgruude des Darleibensvertrages jondern aus dem 
Rechtsgrunde der Zahlung einer Nichtihuld in Anjpruch nehme. — Wenn 
der Kläger alfo nach überreichter Klage die Ueberzeugung erhält, daß mit 
feiner Klage überhaupt nicht aufzufommen ift, oder daß er feine Klage in 
Anfehung des Nechtsgrundes oder des Gegenftandes derjelben nicht gehörig 
inftruirt hat, jo bleibt es ihm frei, von der angebrachten Klage abzuftehen. 
Steht er von einer beftimmten Klage ab, fo ift der Rechtsftreit, deſſen Grund» 
lage die fallen gelafiene Klage zu bilden beftimmt war, als beendet anzu— 
fehen, und der Erneuerung des Rechtsitreites mit derjelben Klage kann durch 
die Einwendung der fallen gelafienen Klage ($. 15 der EBD.) begegnet werden. 

Wenn aber der Kläger mit einer neuen Klage einen andern Gegen- 
ftand, oder mit einem andern Rechtsgrunde denjelben Gegenjtand in Ans 
ſpruch nimmt, jo Fann einer ſolchen Klage, die fih von der aufgegebenen 
wejentlich unterjcheidet, die eben berührte Einwendung des $. 15 der CPO. 
nicht entgegen gelegt werden. 

Nach $. 574 der CPO. Kat derjenige, der vor dem Erfenninifje von 
dem Prozeſſe abjteht, feinem Gegner die Gerichtsfoften zu erjegen. Eine 
Folge dieſes Grundjages ift die Schlußbeftimmung des $. 18 der CPO. 


& 19, 
Duplif; Neuerungen in derjelben. 
Sn der Duplif hat der Geflagte die Neplif nah den in dem 
$. 12 für die Einrede ertheilten Vorschriften zu beantworten, und 
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die zu diefem Ende erforderlichen neuen Umftände und Beweismittel 
anzuführen. ! 


$. 20. 


Zuläffigfeit einer weiteren Verhandlung. 

Sind in der Duplif neue Umftände oder Beweismittel ange- 
führt worden, fo muß dem Kläger auf Verlangen eine Schlußrede 
oder Schlußſchrift geftattet werden, welche der Beklagte in einer 
Segenjchlußrede oder Gegenſchlußſchrift zu beantworten berechtigt it. 

Der $. 20 Spricht von einer Geftattung zur Grftattung einer Schluß- 
rede oder Schlußichrift, welche falls die Bedingung biefür, daß nämlich in 
der Replif neue Umſtände oder Beweismittel angeführt worden find, nicht 
vorhanden find, auch verweigert werden darf. Hieraus, ſowie auch aus dem 
$. 320 Art. 2 der CPO. folgt, daß die im $. 60 der CPO. erwähnte 
Anzeige des Klägers, eine Schlußichrift überreichen zu wollen, ihrem We- 
fen nach ein Geſuch um Geftattung einer Schlugjchrift fein muß, mit wel- 
chem der Impetrant auch auf die bereits zur Inrotulirung der Akten ergan— 
gene Verordnung verwiejen werden Fanı. 


$. 21. 
Befhränfung derfelben. 
Sn den Schlußfchriften oder Reden foll blog über die in der 
Duplif angebrachten Neuerungen ohne Weitläufigfeit oder Wieder- 
holung verhandelt werden. 


5.22, 


Folge der unterlafjenen oder undeutlihen Aeußerungen über Angaben 
Des Gegners. 


Ein Thatumſtand, den ein Theil für fich angeführt, und wor— 
über der Gegner in der nächitfolgenden Rede oder Schrift jich ent- 
weder gar nicht oder nur unbejtimmt oder zweideutig geäußert hat, 
ift bei Entfcheidung des Streites jo weit für wahr und zugeftanden 
anzunehmen, ala die Beantwortung bdejjelben nicht ſchon in den 
vorgelegten Beweismitteln flar und deutlich enthalten it. ine all- 
gemeine Derneinungs=Glaujel ift ohne Wirkung. 


Bei Diefem $. treten uns zum erften Male Gontumacialfolgen entgegen, 


— 


von denen auch noch ſpäter z. B. bei den 88. 40, 41, 47, 54, 61 u. ſ. w. 
die Nede fein wird. 

Bon den Coutumazialfolgen müflen zupörderft die Prozeßſtra— 
fen im eigentlichen Sinn, unterjchieden werden. 

Bon folchen eigentlichen Prozepftrafen, ift 3. B. im $. 44 und 291 und 
mehreren andern 88. der CPO. die Nede. Die Prozeßftrafen find Uebel, 
welche gegen die Nichtbeobachtung obligatorifcher Geſetze oder Befehle des 
Nichters angedroht werden. 

Contumacia im prozeßualiihen Sprachgebrauch, bedeutet Ungehorſam 
gegen Permiffiv-Gejege oder vichterliche Anforderungen, denen nachzufommen 
im Intereſſe der Partei felbft Tiegte. Wird der Zweck der Prozepführung 
nicht durch ein bloßes Unterlafien jondern durch Lügen, VBerdrehungen, durch 
Anwendung von Mitteln zur geflifientlichen Werzögerung oder durch Be— 
ftechung gefährdet, jo bilden Diefe Handlungen nicht eine Contumacia, fon: 
dern eine fogenannte Gefährde (Calumnia), gegen welche man fich nad 
mehreren ältern Prozeßgeſetzgebungen durch den jogenannten Eid vor Ge— 
fährde (juramentum calumniae) zu fichern juchte. 

Nach römischen Necht lag der Contumacia die Anfchauungsweife zu 
Grunde, daß dieſelbe als Verachtung der richterlichen Befehle und fomit 
öffentliches Delict, mit Strafen hintangehalten werden müſſe. Der Stand- 
punft der römischen Betrachtungsweife war fomit ein ftaatsrechtlicher, wobei 
es jedoch jcheint, Daß auch Die Römer Prozeghandlungen Fannten, die den 
Parteien nicht unweigerlich anbefohlen, jondern bloß geftattet wurden und 
daß bei Diefen die Contumacia im vömiichen Sinne nicht ftatt hatte. 

Nach den deutichen Neichögefeßen wurde die Contumacia mit der Ober: 
acht, durch welche der contumacirte völlig friedlos wurde, beftraft, und er 
verfiel noch überdieß in den Kirchenbann. Nach und nach ging man von 
diefer Härte ab. In der Kammergerichtsordnung vom Jahre 1555 fehen 
wir den Grundſatz vorwalten, daß es im fehriftlichen Werfahren vorzüglich 
Darauf anfomme, die Form der Schriften zu beftimmen, welche die Grund— 
lage des Streites bilden follten. Insbeſondere wurde für die Einrede Die 
Borfchrift gegeben, dag darin a) eine punftweife Erflärung auf die Klage 
Litisconteftation, enthalten jein fol. b) Diefe Erklärung jollte wenigftens 
eventuell vorhanden jein, wenn auch der Beklagte dilatoriiche Einwendungen 
vorbrachte. ©) Zugleich muß der Beklagte alle peremtoriſchen Einwendungen 
vorbringen. 

Unterließ dev Beklagte Die Beobachtung dieſer Vorfchrift, fo wurde der 
Streit in Folge des Ungehorfams für befeftigt, die Klage für abgeleugnet 
angejehen und als einzige Kontumazialfolge trat der Verluft der dilatorifchen 
und peremtorifchen Einwendungen eiit. 

Dei dieſen Beitimmungen hat der fontumazirte, dem Feine Einwendun— 
gen zu Gebote ftanden, gar nichts verloren, und dem Kläger wurde der Ber 
weis einer Klage aufgebürdet, die dev Gellagte, falls er exfchienen wäre, 
abzuleugnen fich vielleicht nicht unterftanden hätte. 

Das Verböcziſche Tripartitum und das ſächſiſche Statutarrecht haben 
ohne, Daß Dem Richter eine weitere Prüfung der vielleicht ungereimteften 
Klage zur Pflicht gemacht worden wäre, die fofortige Werurtheilung des Un- 
gehorjamen als Kontumacialfolgen bejtimmt: Reus ad actionem nil respon- 
dens, nec quidqum objieiens condemnatu" Qui enim tacet, consentire 
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videtur, Dec, Trip. Part. 1. til. 83. Das ſächſiſche Statutarrecht enthielt 
dariiber im St. 1. 3. $. 1 folgenden Grundſatz: Si quis in jus vocalus non 
iverit ex causa, a compelente judice, mulcta pro jurisdietione judieis 
damnatur. Qui ilaque citalus ad terminum praefixum, per se, vel per 
procuratorem suum non comparuerit ; in prima instantia florenum unum 
judici dependet. Qui vero post secundam eitationem absens fuerit, duos 
llorenos dependet. Si vero ad tertiam cilalionem, vel ad unicam pe- 
remptoriam (quae regulariter facta, pro tribus sufficit) contumax fuerit, 
nec ad terminum praecriptum per se, vel per procuratorem suum com- 
paruerit: causa actori, propter non comparilionem adversarii adjudice- 
tur et ei secundum juris ordinem satisfactio impendatur, nisi Reus ab- 
sentiae suae justum et legitimum impedimentum obstitisse allegaverit et 
comprobaverit: tunc enim exceptione juvalur. 

Quodsi e contra actor, causae suae difisus non compareat, citra di- 
lationem, parli comparenli in expensarum refusionem condemnatur, Pro 
contumace autem et ille habetur, quı se dolo occultat ut conveniri per- 
sonaliter non possit. 

Nach der jofephinifchen Gerichtsordnung wurde als Gontumacialfolge 
angeordnet, Daß der Nichter dem Gegner des Contumax in Betreff des Fak— 
tums vollen Glauben beimefien, und auf diefer Grundlage, was Nechtens ift, 
zu erfennen habe. Die Contumacia hatte jomit nur Solgen für Die that: 
ſächlichen Verhältniffe des Streites, Feineswegs aber hatte fie eine fofortige 
Berurtheilung des Contumar im Gefolge, wie nach fächliichen und ungari- 
ſchen Nechte, nach welchen der Kontumazirte jo angejehen wurde, als hätte 
er das Mecht feines Gegners anerkannt. 

Wir übergehen nun zu den im $. 22 der CPO. angedrohten Contu— 
macialfolgen. 

Seder ftreitende Theil hat die Pflicht, über die Thatumftände, Die 
fein Gegner für fich anführt, fich in der nächitfolgenden Nede oder Schrift 
beftimmt und ohne Zweideutigfeit zu Außern. — 8 verfteht fich, 
daß hier nur von folchen TIhatumftänden Die Nede fein kann, welche aus 
dem Grunde entjcheidend find, weil darauf ein angefprochenes echt oder 
eine erhobene Einwendung gegründet, wird. Es würde fich nicht dev Mühe 
Iohnen, gleichgültige, zur Sache nicht gehörige Nebenumftände zu beantwor— 
ten. — Obichon nicht die Vorfchrift beiteht, daß man fich ber jeden Um— 
ftand einzeln und abgefondert zu Außern Hat, fo ift doch anderer Seits auch 
nicht zu überfehen, daß eine allgemeine DVerneinungsklaufel, 3. B. in ber 
Art: Alles, was der Kläger in der Klage fagt, ift eine pure Züge, ohne 
Wirkung ift. Solche allgemeine Verneinungsklaufen und Widerfprüche in 
Baufh und Bogen enthalten eine Lockung in fih, das Wahre mit dem Fal— 
fchen zu widerfprechen, und fcheinen darum aus gutem Grunde von der Ge— 
jeßgebung für wirfungslos erklärt worden zu jein. — 

Die Pflicht, fich über die von dem Gegner für fich vorgebrachten That- 
umftände zu äußern, ift feine unbedingte, fondern fie ift Dadurch bedingt, 
daß die vorgefchriebene Beantwortung dieſer Umftände nicht jchon in den 
vorgelegten Beweismitteln klar und deutlich vorhanden ift. Wenn mich 3. B. 
Semand aus einem Schuldicheine, der nur auf 300 fl. lautet, auf Bezah- 
lung von 3000 fl. Flagt, fo liefert dieſer Schuldichein, der mit dem von mei- 
nem Gegner behaupteten Thatumftande in einem Widerjpruche fteht, den 
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Beweis der Unrichtigfeit dev aufgeftellten Behauptung und macht eine wei— 
tere Beantwortung von meiner Seite entbehrlich. 

Die Contumacialfolge beiteht darin, daß die weder von dem Beant- 
wortungspflichtigen, noch durch die vorgelegten Beweismittel klar und deut— 
lich beantworteten Ihatumftände als gerichtlih eingeitanden angenommen, 
und fomit in eben dem Prozeſſe für wahr zu halten find, wenn gleich der 
Kichter feiner innern Meberzeugung nach etwas anderes für wahr halten 
follte. (Vergl. $. 108 und 294 der CPO) 

Bemerft muß noch werden, dag nur Thatumſtände und nicht Rechts— 
füge oder Rechtsverhältniſſe Gegenitand dieſes fingixten gerichtlichen Geitänd- 
niffes find und daß ferner ſich der $. 22 der Givilprozgegordnung nur auf 
die Aeußerung über Ihatumftände, nicht aber auf die Anfechtung von Ber 
weismitteln bezieht. Wie weit der Richter von Amtswegen verpflichtet ift, 
die Beweisfraft der Beweismittel gelten zu lafjen, wird in der Lehre vom 
Beweie vorfommen. 


$. 23. 


Beibringung der Beweismittel und insbefondere der Urfunden. 


Die Beweismittel müjjen, wenn fie auch in anderen Rechts— 
angelegenheiten bereit3 vorgefommen wären, in jedem Prozefje, wo 
davon Gebrauch gemacht werden joll, beigebracht werden. Diefes 
gilt jelbit von den bei Gericht, oder in der Hand des Gegners be- 
findlihen Urfunden. Es hängt jedoch von der Willfür der Partei 
ab, die Urkunden in Urfehrift, in beglaubter oder einfacher Abichrift 
beizubringen. 


$. 24. 
Gerichtliche Anzeige des Prozeſſes zum Behufe der Vertretung. 
Wer einen Dritten um die Vertretung angehen will, muß es 
ihm gerichtlich anzeigen. Die Folgen der DVernachlägigung dieſer 
Vorſchrift beſtimmt das bürgerliche Recht. 


Streitverfündigung (litis denuntiatio) ift eine im Wege des Gerichtes 
ergehende Anzeige eines Streittheiles an einen Dritten, durch welche der 
Legtere von einem anhängig zu machenden, oder anhängigen Rechtsftreite 
zu dem Ende in Kenntniß gejegt wird, um dem Anzeiger wider deſſen Geg- 
ner in ber Rechtsverfolgung oder Nechtsvertheidigung beizuftehen. Der 
Nacrichtgeber Heißt litis denuntiant, der Benachrichtigte litis dennnciat. 
‚Die Streitverfündigung muß jehr wohl von einer Klage auf Leiftung 
—* Vertretung, welche den Vertretungsprozeß zur Folge hat, unterſchieden 
werden. 
Der $. 24 handelt bloß von der Streitverkündigung, und beſtimmt, 
wie Dieje zu geichehen habe. Die Frage, mit welchen Folgen die Unterlai- 
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{ung devjelben verbunden iſt, erhält ihre Beantwortung in dem materiellen 
Rechte. Der 8. 931 des allgem, bürgerl. Gefegbuches beftimmt in dieſer 
Beziehung: Wenn der Befiger wegen eines von einem Dritten auf die Sache 
gemachten Anfpruches von der Gewährleiftung Gebrauch machen will, fo 
muß er feinen Bormann davon benachrichtigen und nach Vorſchrift der Ge— 
vichtsordnung die Vertretung begehren. Durch die Unterlaffung dieſes An- 
juchens verliert ev zwar noch nicht das Necht der Schadloshaltung; aber 
jein Vormann kann ihm alle wider den Dritten unausgeführt gebliebenen 
Einwendungen entgegenfegen, und fich dadurch von der Entfchädigung in dem 
Mape befreien, als erfannt wird, daß diefe Einwendungen, wenn von ihnen 
der gehörige Gebrauch gemacht worden wäre, eine andere Entfcheidung gegen den 
Dritten veranlaßt haben wirden. Im Berbögi Dee. trip. I 75. $. 2 wird 
als Folge dev unterlaffenen litis denuntiatio folgendes feftgefeßt: Nam si evo- 
care neglexerit, et si jura ejusmodi possessionaria seu bona juridice amiserit, 
venditor ipse ab onere expeditoriae cautionis absolvilur liberabiturque et 
deinceps emptorem in dominio eorundem conservare non tenebilur, 

Das ſächſiſche Statutarrecht hat zwar im St. II. 6. $. 12 die Ver: 
pflichtung aufgeftellt: Emptor venditori secundum juris ordinem id denun- 
thare et venditor emptorem evinvere tenebitur, enthält jedoch Uber Die 
Folgen dev Vernachläßigung der litis denuntiatio feine WVorfchrift. Durch 
die Obſervanz fcheint jedoch zum Gewohnheitsrechte geworden zu fein: daß 
durch die Bernachläßigung der Litis denunciatio der Gewährsmann feiner 
GewährleiftungssBerbindlichkeit enthoben wird. Neißner von Neißenfels be- 
merkt in feiner Erläuterung zum ſächſ. Statutarrechte (Leipzig 1744 ©. 476) 
ilfectus litis denuntiatae legitime factae est, ut venditor aut veniat el 
emtori litiganti in judieio assistat, eundemque adversus evincentem 
tuealur, aut, si hoc facere negligat, deinde re evicta simpliciter 
emplori ad omne interesse obligetur. Er jchließt daraus, daß der Denun— 
ciant zur Bertretungsleiftung nicht gezwungen werden fann. 

Wie aus dem Borangegangenen erhellt, find die Folgen der unterlaf- 
jenen Streitverfündigung nach dem allgemeinen bürgerlichen Gefeßbuch we— 
jentlich verjchieden, von jenen nach dem hier zu Lande geltenden bürgerl. 
Rechte. — Der Zweck der Streitverfündigung ift, demjenigen, gegen welchen 
dev Denunciant im Falle des Unterliegens im Nehtsitreite Negreßanfprüche 
hat, Gelegenheit zu verichaffen, duch Vertretungsleiftung im Hauptprozeſſe 
dem Berlufte deſſelben und dadurch einer beworftehenden Pflicht zur Gewähr: 
leiftung oder Schadloshaltung vorzubeugen. Durch die Streitverfündigung 
ſichert ſich der Denunciant im Fall des Unterliegens im Prozeß fein Regreß— 
recht vor Gefährde und es bedarf zu diefem Zwecke einer bloßen Anzeige an 
den Denunciaten und feineswegs einer Klage auf Vertretungsleiftung. Dar 
für fpricht deutlich dev $. 24, dev nur von einer Anzeige fpricht, wobei noch 
bejonders hervorgehoben werden muß, daß der Gefeßgeber eine gericht 
liche Anzeige erfordert. In Folge diefer Anzeige leitet nun der Denunciat 
entweder dev Aufforderung zur Vertretung Folge oder nicht. Im erſten 
Fall treten die Beftimmungen des $. 26 ein. Im zweiten Falle führt Der 
Denunciant den Prozeß allein und hat im Falle feines Unterliegend und 
jofortigen Negreßnehmend gegen den Denunciaten Feine Einwendungen zu 
beforgen, die ihn vielleicht dann getroffen hätten, wenn er von dem Streite 
feine Anzeige gemacht haben wiirde. 
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Die Streitverfündigung it von dem Richter dem Denunciaten mitzu— 
theilen. Es ift dem Richter nicht vorgeichrieben, fich in eine Prüfung ein- 
zulafien, ob dad Sachverhältn$ von der Art jei, das dem Denuncianten 
jeiner Zeit ein Neareßanfpruch gegen den Denunciaten zuſtehe. ine folche 
Prüfung gehört erft zu dem feinerzeitigen Negreßanfpruche. Durch die Wer: 
weigerung der Mittheilung der Streitverfündigung fünnte dem Anzeiger leicht 
ein Nachtheil zugefügt werden, wozu um jo weniger ein Grund vorhanden 
ist, als jeldit offenbar unnöthige Streitverfündigungen Niemanden fchaden: dem 
Gegner im Hauptprozefie nicht, weil dieſer Durch die Mittheilung der lettern 
nicht aufgehalten werden darf und dem Denunciaten ebenfalls nicht, weil 
es dieſem frei jteht, Die Streitverfündigung unbeachtet zu laſſen. 

Die Bertretung eines vegrespflichtigen VBormannes im Sinne des $.24 
der EBD. ift wohl von verwandten Prozeßinſtituten zu unterfcheiden: 

1) Von der Intervention (Ingessio nach Dee, tripartitum IL tit. 84 
$. 1) vermöge welcher ein Dritter ſich ohne Aufforderung in einen zwifchen 
andern Parteien anhängigen Nechtsitreit einzumijchen berechtigt ift, jobald 
er ein eigenes rechtliches, jei es auch dermalen nur mittelbares Intereſſe 
diefer Einmiſchung nachweiſet. Das Brozeginftitut der Intervention ift in 
unjere Givilprozegordnung nicht aufgenommen worden. 

2) Die Adeitationz die Durch den Nichter verfügte Beiladung eines 
Dritten zur Theilnahme an einem zwifchen andern Warteien anbängigen 
Rechtsitreit. Auch dieſes Brozesinftitut ift unferer Prozeßordnung fremd. 

3) Die Benennung des Auftors, bezüglid; welter der $. 375 des 
allgemeinen bürgerlichen Gejegbuches verfügt: Wer eine Sache in fremden 
Namen beftst, kann fich gegen die Eigenthumsflage dadurch jchügen, daß er 
jeinen Vormann namhaft macht und fich Darüber ausweifet. 


$. 20. 
Sriften hiezu. 


Die erwähnte Anzeige joll, in fofern ſich nicht erit aus der 
Verhandlung der Hauptjache die Veranlaſſung ergibt, der Kläger 
vor angebrachter Klage, der Beklagte im Tehriftlichen Werfahren Din- 
nen der Hälfte der erjten Seit zur Einrede, in dem mündlichen 
Verfahren aber, ehe er fich in die Verhandlung der Streitſache ein- 
läßt, bei Gericht überreichen oder zu Protokoll geben. 


7 
Ders. 25 handelt von den Friſten zur litis denunliatio. 

Iſt der Kläger in dem Falle, einem Dritten zum Behufe der Vertre— 
tung den Prozeß gerichtlich anzuzeigen, jo hat er es noh vor Anbringung 
der Klage zu thun. 

Eine Ausnahme von dieſer Regel tritt nur dann ein, wenn fich exit 
aus der Verhandlung dev Hauptjache, 3. B. aus den Einwendungen des 
Beklagten der Anlaß ergibt. 

In dieſem Falle hat das römifche Recht, das gemeine deutſche Necht 
und auch unſere Gerichtsordnung die litis denuntiatio an feine Arift gebun— 
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den. Sie fann von dem Kläger und Beklagten auch vor der legten Rede 
noch angebracht werden. 

Das preußiiche Geſetz geftattet die litis denuntiatio auch bei Anmel— 
dung der Appellation. 

Bei uns ift in dieſem Stadium des Prozeſſes die Zuläßigfeit der litis 
denuntiatio Durch den $. 326 der EBD. jowohl bezüglich des Klägers als 
auch des Geflagten ausgejchlofien. 

Bezüglih des Geklagten ift vorgefchrieben, daß derjelbe die gerichtliche 
Anzeige zum Behufe der Vertretung vor Grftattung der Einrede, und zwar 
im jchriftlihen Werfahren binnen der Hälfte der erſten Frift zur Einrede, 
im mündlichen Verfahren aber, ehe er ſich in die Verhandlung der Streit: 
jache einläßt, anbringe. 

Doch gilt auch bezüglich des Beklagten, die oben rüdiichtlich des Klä- 
gers angeführte Ausnahme. 

Der Grund diejer Friften ift der, zu bewirfen, daß der Denunciat in 
Die Lage gejeßt werde, re integra an dem Verfahren theilnehmen und von 
allen ihm zuftehenden Nechtsverfolgungs- und Bertheidigungsmitteln Ge— 
brauch machen zu fünnen. 


$. 26. 
Wirfung der angefuhten Vertretung in Rüdfiht des Berfahrens in 
der Hauptjade. 

63 hängt von der Uebereinfunft des DVertretungswerberd mit 
dem Vertreter ab, ob der Prozeß von einem oder dem andern, oder 
von beiden gemeinfchaftlih geführt werden wolle. Sp lange fie 
fich darüber nicht vereinigen, hat ihn der Vertretungswerber allein 
zu führen, und es darf die Verhandlung der Hauptjache Durch den 
Vertretungsprozeß nicht aufgehalten werden. 

Die übernommene Vertretung kann an dem Rechtsverhältniſſe 
zwilchen dem Kläger und dem Geflagten nicht3 Ändern, und ber 
Vertretungsleifter muß den bereitS eingeleiteten Prozeß nach der 
Lage übernehmen, in der er ihn antrifft. 

Das Recht, Vertretung zu fordern, kann entftehen 1) aus dem Geſetze, 
als Folge des Nechtes auf Gemwährleiftung, 2) aus einem Vertrage, 3) aus 
einer legten Willenserklärung. Diejes Recht kann wie jedes andere mit 
einer Klage geltend gemacht werden und der auf Grundlage Diefer lage 
abgeführte Prozeß ift der Vertretungsprozeß von dem im $. 26 der EBD. 
die Nede ift. Die Klage auf Bertretungsleiftung muß wohl von der gericht: 
lichen Anzeige des Prozeſſes zum Behufe der Vertretung unterjchieden wer: 
den. Mit der leßteren will der Anzeiger bloß feine Regreßanſprüche fichern 


mit der Klage will er ein ihm wirklich oder vermeintlich zuftehendes Recht 
auf Vertretung zwangsweiſe zur Geltung bringen. 
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Als beſonders weſentliche Beſtimmungen müſſen aus dem $. 25 der 
CPO. hervorgehoben werden: 

1) Daß die Verhandlung der Hauptfache durch den Vertretungsprozeß 
nicht aufgehalten werden darf. 

2) Daß der Denunziat die Sache in der Lage aufnehmen und fort- 
jegen muß, in welcher er fte findet. 

Alle in diefer Lage zuläßigen Nechtsverfolgungs- und Vertheidigungs— 
mittel kann er aber noch benüßen. 


SA 
Recht zur Widerklage. 


Wenn der Beklagte berechtigt zu fein glaubt, wider den Klä— 
ger zu klagen, ſo darf er dieſe Widerklage nicht mit der Einrede 
vermengen; doch muß er alle dazu gehörigen Beweismittel, wenn 
fie auch ſchon in dem über die Klage anhängigen Prozefje beige— 
bracht worden find, neuerdings vorlegen. Hätte jedoch der Kläger 
auf eine mit der Einrede vermengte Wiverflage freiwillig Rede und 
Antwort gegeben, jo hat der Nichter, in fofern es mit Gründlich- 
feit gejchehen Fann, über beide Gegenftände zugleich zu erfennen. 


Ni Le} 


Die angebrachte Widerflage hemmt weder dad Berfahren und 
die Schöpfung des Urtheild über vie Klage, noch die Erecution 
defjelben. 


Der Beklagte verliert durch die Klage nichts von feinen rechtlichen 
Anfprüchen gegen den Kläger. Es fteht dem Geflagten frei, ohne Rückſicht 
auf den gegen ihn anangis gemachten Prozeß ſeine rechtlichen Anſprüche 
gegen den Kläger im Wege eines abgeſonderten Prozeſſes mit der ſogenann— 
ten Widerklage (auch Rekonvention genannt) geltend zu machen. 

Nur dann, wenn die Gegenforderungen des Geklagten compenfations- 
fähig find, fönnen fie durch die Einwendung der Compenfation in der Ein- 
rede geltend gemacht werden. ($. 13 der CPO.) 

Außerdem müffen fie in einer abgefonderten Klage und zwar felbft 
dann angebracht werden, wenn die Gegenforderung des Geflagten aus dem— 
felben Gejchäfte entfprungen ift, worauf ſich Die Klage gründet. | 

Die Widerflagen haben nach $. 34 der 3. N. ein befonderes Forum 
(Forum reconventionis). Widerklagen fönnen auch wenn fte mit dem Ge— 
genftand der Klage feinen Zufammenhang haben, fo lange diefe nicht rechts— 
fräftig entfchieden ift, bei dem nämlichen Gerichte angebracht werden, bei 
welchem die Klage überreicht worden ift. Gehört jedo® die Klage oder Wi- 
derflage ihrem Gegenftande nach vor den Real- oder einen befondern Cau— 
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ſal-Gerichtsſtand, jo darf die Widerklage bei dem nämlichen Richter nicht 
angenommen werden. uch Fönnen Klagen, welche ihrer Beichaffenheit nach 
vor das Landesgericht gehören, als Widerflagen bei einem Ginzelgericht nur 
dann angebracht werden, wenn fte aus dem nämlichen Rechtsverhältniſſe 
entipringen, auf welches fich die bereits anhängige lage bezieht. 

Nach dem gemeinen Nechte ift die eigentliche Widerflage diejenige, 
welche mit der eigentlichen Klage in einem Prozeſſe erörtert, und durch ein 
Erkenntniß entjcbieden wird. 

Die preußische allgemeine Gerichtsordnung hat abweichend von unferer 
den Grundſatz aufgeitellt, daß Widerflagen mit der Hauptflage in einem 
Prozeſſe zu behandeln find, wenn fte auf einerlei Fundament beruhen. Be: 
züglich dev MWiderflage gelten folgende Grundfäge: 

1) Die Widerflage Darf nicht mit der Einrede vermengt werden. Hätte 
jedoch der Kläger auf eine mit der Einvede vermengte Widerfläge freiwillig 
Rede und Antwort gegeben, und findet der Nichter, daß ungeachtet dieſer 
Kumuulivung mit Gründlichkeit über beide Gegenftände erfannt werden kann, 
jo hat er über beide Klagen zugleich zu entjcheiden. 

2) Die angebrachte Widerflage hemmt weder das DVerfahren und Die 
Schöpfung des Urtheils über die Klage, noch die Erecution deſſelben. 


$. 29. 
PVerbindlichfeit der Prozeß-Ordnung für den Fiscus. 
Die Vorſchriften der Prozeß-Ordnung haben auch in Rechts— 
ſachen, welche den Fiskus betreffen, ihre volle Anwendung, in ſofern 
nicht zu Folge beſonderer Anordnungen eine Ausnahme ſtattfindet. 


Zweites Hauptſtück. 


Von dem mändlichen Verfahren. 


$. 30. 


Vertretung im mündlichen Verfahren. 

Im mimdlichen Verfahren fteht in der Negel den ftreitenden 
Theilen frei, fich eines Advofaten zu bedienen oder nicht. Jeder 
Theil ift jedoch, wenn es das Gericht ausdrücklich anordnet, in Per— 
fon vor demfelben zu ericheinen jchuldig. Auch wird dem Ermefjen 
des Gerichtes überlaſſen, nach Erforderniß der Umftände die ftreiten- 
den Theile über Thatſachen in Abweſenheit ihres Advokaten zu ver- 
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nehmen, oder Perſonen, welche mit muthwilliger Erneuerung bereits 
verworfener Klagen und Gefuche behelfigen, oder ſich unanftändig 
betragen, oder einer verftändlichen Aeußerung über ihre Rechtsange— 
legenheiten nicht fähig find, zu entfernen und zur Verhandlung durch 
einen Aovofaten anzumeifen. Sollen ftreitende Iheile, die nicht im 
Orte de3 Gerichte oder in der Nähe deſſelben wohnen, in Perfon 
eine Aeußerung abgeben, jo ift ihre Vernehmung dur Erſuchſchrei— 
ben an ein ihrem Mohnorte näheres Gericht zu bewirken. 


8. 31. 


Perionen, die durch wichtige Gründe wor Gericht zu erjcheinen 
gehindert find, können auch durch Bevollmächtigte, die nicht Advo— 
katen find, verhandeln. Dieje müjjen jedoch 24 Jahre alt, männ— 
lichen Gejchlechtes, son dem Gegenjtande des Streites volljtändig 
unterrichtet und mit jehriftlicher Vollmacht verjeben jein. Als Win 
feliehreiber befannte Perſonen find nie als Bevollmächtigte zuzulafien. 


In den Vorichriften über das mündliche Verfahren handelt es ftch vor 
Allen um ein genaues Verſtändniß des Umfanges der richterlichen Thätig— 
feit und der den Parteien eingeräumten Rechte. 

Den Barteien ift 1) das Recht eingeräumt, fich eines Advokaten zu 
bedienen. Die Ausübung dieſes Rechtes iſt an feine Bedingung gefmüpft. 

2) Die Parteien haben ferner das Necht, Durch Bevollmächtigte, Die 
nicht Advofaten find, zu verhandeln. Dieſes lestere Recht iſt jedoch an die 
Bedingung gefnüpft, daß wichtige Gründe vorhanden find, welche die Par— 
teien an dem perjönlichen Erſcheinen vor Gericht hindern. Das Vorhanden- 
fein diefer Bedingung ift von der Partei, welche durch einen Bevollmächtig- 
ten verhandeln will, den Richter glaubwürdig zu machen. 

3) Können endlich die Barteien periönlich vor Gericht ericheinen, und 
awar entiveder allein oder auch mit einem Advokaten, mit dem fte ſich auch 
im Laufe der Verhandlung berathen können. 

Die angeführten Rechte der Parteien erleiden im Interefie einer zweck— 
mäßigen Prozepführung gewiſſe Beichränfungen und zwar folgende: 

1) Wenn fih die Barteien eines Bevollmächtigten bedienen wollen, 
dürfen fie nur eine ſolche Perſon wählen, welcher die im $. 31 der CPO. 
vorgejchriebenen Eigenfchaften an fich hat. Als Minfeljichreiber befannte Per— 
fonen find niemals als Bevollmächtigte zuzulafien. 

Ein Winfelfchreiber ift derjenige, welcher aus der Verfaſſung von 
Schriften für die Barteien, ohne hiezu befugt zu fein, ein Gewerbe macht. 
Die Minfelfchreiberei begründet nach $. 300 und 301, St. ©. B. 11. Thls. 
ein Vergehen oder eine Uebertretung. Der Grund der Strafbarfeit der Win- 
felfchreiberei berubt weientlich auf der Gefahr, welche dadurch für den Rechts— 
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zuftand, für das Nechtsgefühl der Parteien, für das Vertrauen derfelben in 
die Staatsbehörden und ſogar für den öffentlichen Ruheſtand entftehen fann. 
Der oberfte f. f. Gerichts und Gafjationshof hat in einem einzelnen Falle 
(fiehe allg. öfterr. Gerichtögeitung III. Jahrg. Nr. 146) fih dahin ausge 
iprochen, daß Jemand, der aus der Winfelfchreiberei ein Gewerbe macht, 
dem Strafgeſetze anheimgefallen ift, und daß die Strafbarfeit eines Minfel- 
jchreibers im Allgemeinen nicht nach der Verfaſſung einer einzelnen Schrift, 
jondern nach der Totalität feiner Wirkſamkeit beurtheilt werden muß. 

2) Iſt jeder Theil auf ausdrüdliche Anordnung des Gerichtes perfön- 
lich vor demſelben zu ericheinen jchuldig, widrigenfall® er nach $. 199 der 
Gerichtsinftruftion vom 28. Juli 1852 neuerlich unter Androhung von Geld 
und Arreſtſtrafen vorgefordert, nöthigenfall8 durch den Vollzug dieſer Stra- 
fen zum Grjcheinen gezwungen und jelbft durch den Gerichtsdiener oder bie 
Wache vor Gericht geftellt werden kann. 

3) Der Nichter kann nach Erfordernig der Umftände die ftreitenden 
Theile über Thatjachen in Abwejenheit des Advofaten vernehmen. 

Sehr würde jedoch der Nichter den Geift und Zwed des Gefeßes, wel: 
ches ihm die hier sub 2 und 3 angeführten Nechte eingeräumt hat, verfen- 
nen, wenn er von ihnen aus feinem andern Grunde Gebrauch machen 
würde, als um feine Macht zu zeigen oder eine gehäßige Abficht gegen einen 
oder den andern Advofaten, deſſen Kontrolle ihm vielleicht bisweilen läftig 
geworden ift, zu befriedigen. Diejes wäre dem Gejege und dem Berufe des 
Stichters entgegen. 

Der Richter möge, bevor er von dieſen gejeßlichen Befugniſſen Ge— 
brauch macht, bedenken, daß er das Necht der Barteien durch feine Verfü— 
gungen befchränft und daß dieg nur dann der Fall fein darf, wenn objective 
Gründe hiefür vorhanden find. Solche Gründe wären 3. B. wenn mit 
MWahrfcheinlichfeit nur von dev Partei ſelbſt die gehörigen Aufflärungen über 
das Dunfel thatfächlicher Verhältniffe erhalten werden Fan, oder wenn es 
fich zeigt, daß die Aufftellung von Bevollmächtigeen nur zur Chifane und 
um die Sache in die Länge zu ziehen, gefchieht, oder wenn es fih um Erör- 
terungen handelt, bei denen e8 vorzüglich auf die Gewifienhaftigfeit der Par— 
tei anfommt oder wenn mit Grund erwartet werden fann, daß ein Vergleich 
geichlofien werden kann u. ſ. w. 

4) Berfonen, welche mit muthwilliger Erneuerung bereit verworfener 
Klagen oder Gefuche beläftigen, oder fih unanftändig betragen, oder einer 
verftändlichen Aeußerung über ihre Nechtsangelegenheit nicht fähig find, find 
zu entfernen und zur Verhandlung durch einen Advofaten anzumeifen. Dies 
jer vichterliche Auftrag muß wie aus dem $. 307 der CPO. hervorgeht in 
der Form eines Beicheides gefchehen, in welchem die Gründe der richterlichen 
Verfügung angegeben fein müfjen. Der Partei fteht dagegen der Rekurs 
an das Obergericht offen. 


$. 32. 
Wahl einer mündlidhen oder jhriftliden Klage. 
In den Fällen des mündlichen DVerfahrens ($$. 6, 7) Fann 
die Klage mündlich oder jchriftlich angebracht werden. Schriftliche 
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Klagen fowohl als alle übrigen im Laufe des Prozeſſes, oder ber 
Execution vorfommenden fehriftlichen Cingaben müfjen, wenn im 
Gerichtsbezivfe Advokaten beftehen, mit der Unterjchrift eined Advo— 
faten verjehen fein. 


$. 33. 


| Dill der Kläger die Klage mündlich anbringen, fo hat das 
Gericht vor Allen in Ueberlegung zu ziehen, ob der Gerichtsftand 
gegründet, der Kläger fich ſelbſt zu vertreten fähig, und wenn er 
im Namen eine8 Dritten auftritt, zur Klage berechtigt ſei. Iſt in 
diefen Rückſichten die Klage unzuläßig, jo muß hierüber dem Kläger 
mündlich, oder auf fein Verlangen durch Defret Belehrung ertheilt 
und der Beichluß des Gerichte im Amts-Protokolle angemerkt 
werden. 
Diefer $ enthält eine Ausnahme von der im $. 307 der EBD. als 


Regel ertheilten Borfchrift, indem im Falle des $. 33 nur über Verlangen 
der Partei derfelben eine fchriftliche Belehrung ertheilt wird. 


$. 34. 

Steht der Einleitung des Prozeſſes Fein Hinderniß entgegen, fo 
hat das Gericht wie Klage zu Protokoll zu bringen, dabei dem Kläger 
zu einer zufammenhängenden und Flaren Darftellung der Thatjachen 
worauf fich fein Anspruch gründet, zur Unterſtützung deſſelben mit 
den nöthigen Beweismitteln und zu einem, der Sache angemefjenen, 
genau beftimmten Begehren die erforderliche Anleitung zu geben. 


Das Gericht hat alfo dem Kläger eine Anleitung zu geben, damit er 
feine Klage nach Vorfchrift des 8. 10 der CPO. anbringe. Der Nichter 
hat dabei vor allen den Kläger nach Analogie des 8. 46 zu ‚genauen, der 
Wahrheit getreuen Angaben über die entfcheidenden Thatumftände und zur 
Benüsung der erforderlichen Beweismittel aufzufordern. 

Bei den Fragen, die er an den Kläger ftellt, hat er wohl im Auge zu 
halten, daß er nicht einen Zeugen in Griminalfällen, jondern einen bedenk—⸗ 
lichen Zeugen in eigener Sache vor ſich hat und daß es ſich bei der Klage 
vorzüglich nur darum handelt, zu erfahren, was der Kläger wolle und auf 
welche Thatſachen er ſein Begehren gründet. Der Richter muß alſo nach⸗ 
forſchen, worin denn das Faktum beſteht, worauf der Kläger ſein Recht 
gründet, ob eine Urkunde darüber errichtet worden ſei, ob jemand und wer 
dabei zugegen war, und darüber Zeugniß geben könne, ob der Kläger dar— 
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über dem Geflagten einen Eid auftragen könne und wolle, und fich exbiete, 
im Zurücdjchiebungsfalle diefen Eid felbjt abzulegen. 

Sind ihm von der Partei die Thatfachen, auf welche fie ihr Necht 
rlindet, befannt gegeben worden, fo hat der Nichter ſodann berfelben bie 
nleitung zu einem dieſen Thatſachen angemefjenen, genau beftimmten Be— 

gehren zu geben. 

Diefe letere Beftimmung geht weiter als die Beftimmung des 8. 21 
der weitgalizifchen Gerichtsordnung, in welcher e8 im Abſatze 6 hieß: Das 
Begehren zu ftellen, ift den Barteien lediglich überlaſſen; nur bat der Rich— 
ter das etwa undeutlich ausgedrücdte Begehren nach dem Sinne der Bartei 
aufflären zu laffen, und wohl verjtändlich in das Protokoll aufzunehmen. 

Nach unferer CPO. hat der Richter mehr für die Partei fürzuforgen, 
indem er dem Kläger nicht bloß zu einem genau beftimmten, jondern auch 
dev Sache angemejjenen Begehren Anleitung zu geben berechtigt und ver- 
pflichtet ift. 


$. 35. 

Findet das Gericht die Klage auffallend ungegründet, jo ift 
darüber dem Kläger angemejjene Belehrung zu ertheilen; in joferne 
er ſich aber zu freiwilliger Ablafjung vom Prozeſſe nicht bewegen 
läßt, die Einleitung des Prozeſſes nie zu verweigern. 

Aus diefem $. geht hervor, daß es im mündlichen Verfahren Pflicht 
des Richters ift, bei auffallend ungegründeten Klagen zwecwidrigen Prozeſ— 
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ſen durch angemeſſene Belehrung der Partei vorzubeugen. Auffallend un— 
gegründet iſt die Klage nur dann, wenn ſie jedes Rechtsgrundes entbehrt, 
jo zwar, daß, ſelbſt wenn der Geklagte kontumazirt würde, dem Kläger das 
angefprochene Recht nicht zugefprochen werden könnte. 


$. 36. 


Borladung zur Tagſatzung; 


Ueber die Klage iſt den Parteien zur Verhandlung der Sache, 
Tag, Stunde und Drt zu beftimmen, d. i. eine Tagſatzung anzuord- 
nen, und dem Beſcheide ausprüdlich die Warnung beizufügen, daß 
im Falle des Ausbleibens des einen oder des andern Theile dem 
$: 40 gemäß, was Nechtens ift, erfannt werden würde. Der Klä- 
ger ift dazu durch Einhändigung eines Vorladungszettels, der Ge- 
flagte durch Zuftellung einer Abſchrift des Protokolls über die Klage 
vorzuladen. Wenn e8 die Befchaffenheit der Klage fordert, ift der 
Kläger anzumeifen, Abjchriften der darin angeführten Urkunden zur 
Zuftellung an den Geflagten zu überreichen. 
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Der Richter Hat im mündlichen Verfahren auch die Parteien vor ven 
Kontumazialfolgen zu warnen, was in dem Falle des $. 36 dadurch gez 
fchieht, daß er denfelben die Kontumazialfolgen von Amtswegen anzudrohen hat. 


$. 37. 


Iſt die Klage ſchriftlich überreicht worden, fo hat das Gericht 
entweder fogleich eine Tagſatzung zur Verhandlung der Hauptfache 
anzuordnen, oder wenn dagegen nach den $$. 33, 34 und 35 Be— 


denken eintreten jollten, vorher noch den Kläger allein zu Protokoll 
vernehmen. 


$. 38. 


in angemeffener Zeit. 


Die Zeit der Tagſatzung Hat der Richter jo zu beftimmen, daß 
die Parteien weder in ihrer DVertheidigung oder in Sammlung der 
Bemeiömittel übereilt, noch in DBerfolgung ihrer Nechte aufgehalten 
werden. In beſonders dringenden Fällen kann die Tagfasung felbft 
auf den folgenden Tag angeordnet werden. 


8. 39. 

Fälle der Terminsverlängerung (Erftredung). | 

Die Beweismittel, deren fich der Geflagte in der Einrede, oder 

der Kläger in der weitern DBerhandlung bedienen will, find dem 
Gegentheile wenigſtens drei Tage vor der Tagſatzung, oder, wenn 
biefelbe wegen Gefahr am Verzuge auf Fürzere Zeit angeordnet wor— 
den wäre, am Tage vor der Tagfatung gerichtlich oder außergericht- 
lich mitzutheilen. Wenn einer Partei Beweismittel nach Verlauf 
diefer Friſt, oder erſt bei der Tagſatzung felbft mitgetheilt werden, 
jo ift fie darauf fogleich Nede und Antwort zu geben nicht jchuldig, 
jondern die Erftrefung der Tagſatzung auf Koften ihres Gegners 


zu verlangen berechtiget. 
$. 40. 


Erſcheint bei der Tagſatzung der Geflagte nicht, jo hat das 
Gericht die, in der Klage angeführten Thatfachen, ſoweit diejelben 
6* 
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durch die von dem Kläger vorgelegten Bemeismittel nicht widerlegt 
werden, für wahr zu halten, und über die, unter dieſer Voraus— 
jegung dem Kläger nah den Gefegen zuftehende Forderung durch 
Urtheil zu entjcheiden. Erſcheint der Kläger nicht, fo wird ber Ge— 
Flagte über den Gegenftand der Klage vernommen, feinen Angaben 
über Ihatfachen, jofern die vorliegenden Beweismittel diefelben nicht 
widerlegen, Glauben beigemejfen, und nach biefer Grundlage über 
das Recht des Klägers erkannt. 


Ueber das Weſen der Kontumazialfolgen wurde bereits anläßlich des 
$. 22 der EBD. gehandelt. Die Kontumazialfolgen, die den Kläger oder 
den Beklagten im Falle des Ausbleibens von der Tagſatzung treffen, find 
im $. 40 der EBD. beftimmt. Wie aus diefen Beitimmungen hervorgeht, 
ift nach unferer CPO. die Kontumazirung nicht immer nothwendiger Weife 
mit nachtheiligen Folgen für die Kontumazirten verbunden. Der legtere kann 
es jogar in feinem Vortheile finden, fich Fontumaziven zu laffen, 3. B. wenn 
er einjteht, Daß die Klage jo auffallend ungegründet ift, daß berfelben an 
und für fih, ohne Daß es erft einer Beantwortung derfelben bedarf, ohne: 
hin nicht ftatt gegeben werden Darf. 

Der Ausdruck: ericheint bei der Tagſatzung der Kläger oder der Be- 
klagte nicht, bedarf jedenfalls einer Erläuterung bezüglich des Zeitpunftes, 
wann nämlich dev ausgebliebene als nichterfchienen zu betrachten ift. 

Die weftgaliziiche Gerichtsordnung war bier beftimmter als unfere 
CPO. Der $. 25 diefer GerichtSordnung verfügte nämlich bezüglich der 
Zeitbeftimmung als Bedingung der Kontumazivung, daß ein Theil durch Die 
zur Erſcheinung beftimmte Stunde ausbleiben müfle Diefe Beitimmung 
liegt jedoch auch in unferer CPO., wenn gleich dieß nicht jo ausdrüdlich 
wie in der weitgalisiichen Gerichtsordnung der Fall if. Aus dem $. 36 
der END. geht nämlich hervor, daß der Nichter die Stunde zum Erfcheinen 
zu bejtimmen hat, es kann fomit vor Ablauf dieſer Stunde von einer Kon- 
tumazivung Des Ausgebliebenen Feine Nede fein. — Wichtig erfcheint e8 fer- 
ner, daß Der Richter, bevor er jemanden Fontumazirt, fich durch Einficht des 
Zuftellungsbogens die Ueberzeugung verjchaffe, ob dem zu Kontumazirenden 
auch der Bejcheid, Durch welchen er zur Tagſatzung vorgeladen wird, gehörig 
zugeftellt worden ift. — Hervorgehoben muß ferner werden, daß im münd- 
lichen Verfahren nicht jo wie im jchriftlichen erft ein Einfchreiten der Gegen- 
partei zum Eintritt der Kontumazialfolgen nothwendig fei, fondern daß Diefe 
nach dem Geſetze eintreten. 

Indolente Barteien oder ihre indolenten Advofaten fünnen fich aljo im 
mündlichen Verfahren nicht damit tröften, daß mit dem Verſäumen einer 
Tagſatzung noch nichts verloren fei. 

Allerdings fteht es jedoch dem Erfchienenen frei, dem Gegner das 
Ausbleiben nachzujehen und auf die Erftrefung anzutragen. — Gegen das 
in Kontumaziam gefällte Urtheil ftehen der Partei die gewöhnlichen Rechts— 
mittel zu Gebote, und wenn fte die Tagſatzung durch Zufall oder Verſehen 
eines Dritten ohne eigenes Verſchulden verfäumt hat, jo kann fie zu ber 
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Einfegung in den vorigen Stand die Zuflucht nehmen, worüber bei Erläu— 
terung des XV. Hauptitüdes das Nähere geſagt werden wird. — Im Falle 
bei der Tagfagung beide Theile ausbleiben, ift der Richter nicht angewiefen, 
etwas weiteres in der Sache vorzufehren. Es wird alio diefelbe ad acıa 
gelegt und es fteht jedem Theile frei, um die Fortfegung des Verfahrens 
u bitten. 
; Der Richter darf ſodann die Fortiegung des Verfahrens nicht verwei— 
gern, weil er jeinen diesfälligen abjehlägigen Beicheid mit feinem Geſetze zu 
begründen vermöcte. Der $. 26 der weftgalizifchen Gerichtsordnung ent— 
hielt für dieſen Fall folgende Beſtimmung: Im Falle bei der Tagjagung 
beide Theile ausblieben, joll fein Erkenntniß geichöpfet, noch die Klage hin— 
terlegt, jondern den Parteien der Bejcheid gegeben werden, daß auf eines 
oder des andern Theiles Anlangen eine neue Tagſatzung werde angeordnet 
werden. — Zu einem folchen Bejcheide, wie ihn die weitgalisiiche Gerichts: 
ordnung vorjchreibt, it nach der neuen Civilprozegordnung fein Grund vor: 
anden. — 
: Bei diefem $. entiteht die Frage, ob fich der Beklagte durch Ueberrei- 
chung einer jchriftlihen Einrede vor den Kontumaziaifolgen ichügen fünne? 
Aus dem $. 57 der CPO. geht hervor, dag diefes im mündlichen Verfahren 
nicht der Fall ift. — Aus dem 8. 40 geht ferner hervor, daß der ausgeblie- 
bene ©eflagte in den von dem Kläger behaupteten Beweismitteln, fo weit 
diefe Die von dem Kläger behaupteten Thatſachen widerlegen, einen Vertheidiger 
findet und Daß eben jo im Falle des Ausbleibens des Klägers und des Er: 
fcheinens des Beklagten den Angaben des Legteren nur in fofern Glauben 
beigemefien wird, als Die vorliegenden Beweismittel des Klägers oder des 
Beklagten fie nicht widerlegen. Diejes fest voraus, das die Partei folche 
Beweismittel beibringt, welche wie 3. B. die Urfunden mit dem Anbote, zus 
gleich die Ausführung des Beweiſes in fich enthalten. Hat aber die Partei 
jolhe Beweismittel angeboten, welche erſt einer gerichtlichen Ausführung 
bedürfen, wie 3. B. bei dem ordentlichen Beweife durch Zeugen, bei dem 
Beweiſe durch den Eid, jo find offenbar bloß Beweismittel angeboten, jedoch 
noch nicht vorgelegt, und ſolche Beweismittel haben auf das Kontumazial- 
erfenntniß feinen Einfluß. — 
Der Richter hat die Ausführung der angebotenen Beweismittel nicht 
zu veranlafien und es fcheint von Diefer Regel nur bezüglich des in den 88. 
273 bis 278 der END. normirten Schägungseides eine Ausnahme obzu— 
walten, weil in Diefem Sal das Quantum des Schadensbetrages oder einer 
Forderung mit Intervention des Richters erſt beitimmt werden muß und jo- 
mit der Richter ohne den Schäßgungseid feine genügende Grundlage für feine 
Enticheidung hat. 


$. 41. 

Sind von mehreren Streitgenofjen einige bei der Tagſatzung 
erjchienen, andere ausgeblieben, jo wird von den letzteren angenom- 
men, daß fie derjenigen Verhandlung der erichienenen Streitgenoffen 
beitreten, welche für fie die günftigite ift. 
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Dieſer Paragraph ſetzt offenbar voraus, daß die Verhandlung bes er— 
ſchienenen Streitgenoſſen von einer ſolchen Beſchaffenheit ift, daß ſie ihrer 
innern Natur nach auch den nicht erſchienenen Streitgenofien zu Statten 
fommen kann. Iſt diefe Verhandlung nicht von einer folchen Beichaffenheit 
und kann fie ihrer Natur nach nur auf den erfchienenen Streitgenoffen bes 
zogen werden, jo ließe es fich nicht begreifen, wie biefelbe den andern zu 
Statten fommen Fönnte, 


$. 42. 


Erſcheint als Beklagter eine Perfon, die fich felbft zu vertreten 
unfähig, oder über den Gegenftand der Klage zu verhandeln nicht 
berechtiget ift, jo ift die Tagſatzung zu erftrecfen, und bie Vorladung 
des Beklagten mit ben, zur Einleitung eines gefegmäßigen Verfah— 
rens gehörigen Aufträgen zu erneuern. 


$. 43. 

Außer diefem Falle darf eine Erftrefung der Tagfakung nur 
dann bewilliget werden, wenn der unverzüglichen zweckmäßigen Ver— 
handlung ein unüberwindliches Hinderniß entgegenfteht, oder beide 
Theile durch eigenhändig unterzeichnete, jehriftliche, oder in Perſon 
vor Gericht abgegebene Erklärung darum anjuchen, oder auf gleiche 
Art, im Falle des Ausbleibens des einen Theile, deſſen Gegner 
auf die Erſtreckung jelbft anträgt. 

Findet das Gericht eine mündlich oder fehriftlich angefuchte 
Erſtreckung unzuläßig, fo hat dafjelbe jogleich die Verhandlung der 
Hauptjache vorzunehmen, oder wenn der, um die Eritrefung anſu— 
chende Theil nicht erjchienen ift, nach Vorſchrift des $. 40 über Die 
Klage durch Urtheil zu entjcheiden. 


$. 44. 


Hat eine Partei oder ihr Sachwalter vorjäglich oder auch nur 
durch Nachläßigfeit oder Verfehen eine Erſtreckung veranlagt, jo joll 
ihr oder ihrem Advokaten in dem Befcheide ſogleich auferlegt wer— 
den, dem Gegner die dadurch verurfachten Koften binnen einer an— 
gemefjenen Friſt zu erfegen. Diefe Vorſchrift gilt ſelbſt bei einem 
bloß zufälligen Hinderniffe, wenn der Partei oder ihrem Sachwal— 
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ter wenigſtens in fofern ein Verſchulden zur Laft fällt, daß fie daſ— 
felbe nicht früh genug vor der Tagſatzung angezeigt, und Dadurch 
den andern Theil genöthiget haben, vergeblich bei Gericht zu er» 
ſcheinen. 

Muthwillige Vervielfältigung der Tagſatzungen ſoll überdies 
gegen die Schuldtragenden nachdrücklich geahndet werden. 


Die Erſtreckung einer angeordneten Tagſatzung kann erfolgen: 

J. Von Amtswegen. 

II. Ueber Einverſtändniß beider Parteien und 

III. Auf einſeitiges Anſuchen einer Partei. 

ad I. Der Richter iſt berechtigt und verpflichtet, eine Tagſatzung von 
Amtswegen zu erftreden, wenn der unverzüglichen zwedmäßigen Verhandlung 
wie 3. B. im Falle des $. 42 der CPO. ein umüberwindliches Hindernig 
entgegenfteht. So jehr auch dem Gejeggeber an einer Beichleunigung des 
Prozeßganges gelegen ift, jo darf doch nie Diefe zu einer ungerechten Be— 
nachtheiligung der Partei ausarten, 

ad II. Das Einverftändnis beider Parteien kann von dem Gerichte 
nur dann berüdjichtigt werden, wenn es ſich in der gejegmäßigen Form 
darſtellt. Diejes ift dann der Fall 

a) wenn beide Theile durch eigenhändig unterzeichnete, 
Ihriftlihe, oder in Perſon vor Gericht abgegebene Erflä- 
rungen Darum anjuchen, oder 5 

b) wenn auf gleiche Art, d. 5. durch eigenhändig unterzeichnete, fehrift- 
liche oder in Berfon vor Gericht abgegebene Erklärung im Falle des Aus- 
bleibens des einen Theiles defien Gegner auf die Erſtreckung ſelbſt anträgt. 
Nach diefen gejeglichen Beftimmungen können alfo die Advofaten nicht Dem 
Grundfage huldigend: Hanc veniam damus, petimusque vieissim zum Schas 
den ihrer Hintergangenen Barteien fich gegenfeitig Nachftchten der Folgen des 
Ausbleibens bewilligen, fondern dieſes zu thun, ift nur ein Recht der Partei 
und der Richter kann ungeachtet der Nachſicht eines Advofaten Diefen ans 
weijen, den Stämpel zum Kontumazurtheil beizufchaffen und den Ausgeblie- 
benen fontumasiren. 

ad III. Hierüber gelten folgende Grundſätze: 

a) Dem einfeitigen Anjuchen einer Partei oder ihres Advofaten darf 
nur dann ftattgegeben werden, wenn der unverzüglichen zwedmäßigen Ver: 
handlung ein unüberwindliches Hinderniß entgegeniteht, 3. B. Krankheit, 
eine nothwendige längere Abwejenheit, Unmöglichkeit ſich ein gewiſſes Bes 
weismittel bis zu der angeordneten Tagſatzung zu verichaffen. Die um Er— 
ftrefung anfuchende Partei hat die Wahrheit des angeführten gültigen Hin- 
derungsgrundes und zugleich die Unmöglichkeit, ſolchen zu bejeitigen, ord— 
nungsmäßig darzuthun. 

b) Das Eritrefungsgeluch muß vor oder bei der Tagſatzung, und zwar 
jedenfalls jobald als möglich eingebracht werden, damit die Gegenvartei noch 
bei Zeiten von der allenfalls bewilligten Erſtreckung in Kenntniß gejegt und 
dadurch in die Lage geſetzt werde, nicht unnöthig bei der Tagiagung zu er- 
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fheinen. Ein Verſäumniß in der Ueberreihung des Erftrefungsgefuches 
zieht den im $. 44 der CPO. angedrohten Nechtsnachtheil nach fich. 

c) Der Richter hat nach Analogie des $. 95 der CPO. das mündlich 
oder ſchriftlich angebrachte Erftrefungsgefuch fogleich ftrenge zu prüfen, und 
wenn er das Anſuchen unzuläßig findet, den Impetranten in Gemäßheit bes 
$. 307 der CPO. mit schriftlichen Befcheid abweislich zu verbeicheiden. 
Gegen dieſen Befcheid findet in Gemäßheit des $. 319 der CPO. Fein ab- 
gejonderter Rekurs ftatt. 

Der Erftredungswerber kann ungeachtet feines Gefuches wenn bie 
Erftredung unzuläßig ift, im Falle des Nichterfcheinens eben fo Fontumazirt 
werden, als wenn er um eine Erſtreckung nicht eingefchritten wäre, 

d) Wenn ein unüberwindliches Hinderniß der unverzüglichen zweck— 
mäßigen Verhandlung durch Verfchulden, d. i. vorfäglich oder durch Nach: 
läßigfeit oder Verſehen der Partei oder ihres Eachwalters veranlaßt worden 
ift, jo foll dem im Verſchulden befindlichen auferlegt werden, die dem Geg- 
ner Dadurch verurjachten Koften binnen einer angemefjenen Frift zu erfegen. 

Iſt endlih Muthwillen der Grund der Vervielfältigung der Tag- 
fasung, jo foll diefer Muthwille gegen den Schuldtragenden nebft dem Er: 
fag der Koften noch überdies befonders geahndet werden. 


$. 45. 
Gang der Verhandlung. 


Bei der Verhandlung der Hauptſache felbft ſoll das Gericht 
vor allem über den Gegenftand und die Veranlafiung des Streites 
durch Bernehmung des Beklagten nähere Aufklärung zu erhalten 
juchen; jodann, wenn die Forderung des Klägers in ihrem vollen 
Detrage von dem Beklagten für richtig anerkannt wird, durch Urs 
theil auf Bezahlung erfennen; im entgegengejegten Falle aber einen 
Vergleich verjuchen. 

Sollte nur der Streit über eine einzelne Thatſache die Aus— 
gleihung Hindern, jo Fann von dem Gerichte ein bedingter Vergleich 
vorgefchlagen werden, wodurch der Ausgang der Sache von dem 
Erfolge einer durch beivderfeitiges Einverſtändniß feitgefegten Beweis— 
führung abhängig wird, 


$. 46. 


Kommt Fein Vergleich zu Stande, fo hat das Gericht, Die ftrei- 
tenden Theile mögen jich eines Advokaten bedienen, oder nicht, von 
Amtswegen für ein regelmäßiges Verfahren zu forgen, und beide 
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Theile zu genauen, ber Wahrheit getreuen Angaben über bie ent— 
icheidenden Ihatumftände, und zu Benüsung der erforderlichen Be— 
weismittel aufzufordern. Jeder Theil ift zu einer beftimmten und 
Haren Heußerung über die einzelmen von feinem Gegner angeführ- 
ten Thatſachen und über die Echtheit der zum Beweiſe berjelben 
beigebrachten Urkunden anzumeifen, und mit den Folgen der Ver— 
weigerung einer deutlichen Erklärung befannt zu machen. 

Der Nechte unfundige Perſonen find nöthigenfall3 über Die 
Grundſätze des gerichtlichen Verfahrens, über die Beweislaft und Die 
Art der Beweisführung zu belehren, die Verhandlung ift fo zu lei— 
ten, daß der Gegenftand des Streites von beiden Seiten vollftändig 
erörtert, aller Zeitverluft mit offenbar nicht zur Sache bDienlichen 
oder bereit3 vorgefommenen Bemerfungen und Angaben vermieden, 
Einrede, Replik und Duplif nach den, in dem erften Hauptſtücke 
angegebenen allgemeinen Regeln zu Protokoll gebracht, und damit 
wo möglich der Prozeß gejchloffen werde. Weitere Neuerungen 
und Gegenäußerungen dürfen nur, fo weit e8 zur Aufflärung über 
ftreitige Thatfachen nöthig ift, zugelaffen werden. Der Beklagte Hat 
alle Einwendungen und Beweismittel in der Einrede, der Kläger 
alles zur Wiverlegung der Einrede dienliche in der Neplif anzu— 
bringen. Jedem Theile muß jedoch bis zum Schluffe der Verhand- 
lung geftattet werden, früher aus Verſehen übergangene Beweismit— 
tel nachzuholen. Auch Hat das Gericht, jelbft wenn es erſt nad 
geiehlofjener Verhandlung wahrnimmt, daß Diefelbe in was immer 
für einer Beziehung unvollftändig geblieben fei, die wahrgenomme= 
nen Mängel vor der Entfcheidung durch wiederholte Vorladung und 
Vernehmung der Parteien zu verbeflern. 


‚Ueber die gefeglichen Beftimmungen, betreffend den Gang der Verhand- 
lung im mündlichen Verfahren wird folgendes bemerft : 


1) Die dem Nichter zuvörderſt vorgezeichnete Vernehmung des ©eflag” 
ten hat den Zweck, dem Richter die nähere Kenntniß über den Gegenftand 
und die Veranlaſſung des Etreites und weiters über den Umftand zu ver 
ſchaffen, ob der Beklagte die Forderung des Klägers in ihrem vollen Bes 
trage für richtig anerfennt. Hiedurch wird der Nichter in die Lage geſetzt, 
ih über den Stand und mahrfcheinlichen Ausgang der Sache wenigftens 
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in foweit eine Anficht zu bilden, ald es nothwendig ift, um zwifchen ben 
Parteien einen Vergleich verfuchen zu können, 

2) Wird die Forderung des Klägers von dem Geflagten in ihrem vol- 
len Betrage für richtig anerkannt, fo hat der Nichter Durch Urtheil auf Be: 
zahlung zu erkennen. 

3) Im Kalle, als die Forderung des Klägers gänzlich oder theilweife 
beftritten wird, joll dev Nichter einen Vergleich verfuchen. Das Geſetz hat 
dem Nichter in dev Wahl dev Mittel zum Zwede des Vergleichsverjuches 
in dem $. 45 der EBD. nicht beichränft. 

Der Richter hat jedoch bei Vornahme des VBergleichsverfuches fich aller 
Zudringlichfeit und Beſtürmung dev Barteien zu enthalten und wie e8 der 
$. 198 der Infteuftion für die Gerichtsftellen im Allgemeinen vorfchreibt, 
auch bei Bornahme des DVergleichsverfuches mit Nuhe, Mäßigung und An— 
ftand vorzugehen und insbejondere jede voreilige Aeußerung über den Aus— 
gang der Sache zu vermeiden. 

Am zwecdmäßigiten dürfte es fein, wenn der Nichter die Parteien im 
Allgemeinen auf die Vortheile des Bergleiches aufmerkſam macht und ihnen 
fodann einen den Umſtänden angemefjenen Bergleichsvorfchlag macht. 

Daß der Nichter auch einen bedingten Bergleichsvorfchlag machen 
fönne, bejtimmt der Schlußjfat des $. 45 der EBD. 

In welcher Form ein folcher gerichtlicher Vergleich aufzunehmen fei, 
beftimmen die 88. 234 und 375 der EBD. und der $. 218 der Inftruftion 
für die Gerichtsitellen. Daß auf einen folchen gerichtlichen Vergleich Die 
Erefution ertheilt werden fann, verfügt der $. 438 der EBD. 

4) Wenn der Vergleichsverfuch von feinem Erfolge begleitet ift, fo 
hat das Gericht die Streitverhandlung nach den im $. 46 der CPO. er— 
theilten Vorfchriften vorzunehmen und fih im ganzen Verlauf derfelben vor 
Augen zu halten, daß auch in der Streitverhandlung mit gleicher Unpartei- 
lichkeit gegen beide Streittheile zu Werfe gegangen und Alles auf das Sorg- 
fältigfte vermieden werden muß, was auch nur den Schein einer Barteilich- 
feit erwecken fünnte. So wie der Nichter im $. 34 der EBD. angewiefen 
ift, dem Kläger zum Behufe der Klage die erforderliche Anleitung zu geben, 
fo muß er auch den Geklagten anleiten fich a) beftimmt und klar über 
die einzeln von dem Kläger angeführten Thatſachen und über die Echtheit 
der zum Beweife derjelben beigebrashten Urkunden und fonftigen Beweis— 
mittel zu äußern; b) der Richter hat den Geklagten mit den Kontumazial- 
folgen der Verweigerung einer deutlichen Erklärung befannt zu machen; c) 
ihn zu einer zufammenhängenden und klaren Darftellung der Thatjachen, 
worauf er feine etwaigen Einwendungen gründet, anzuweiſen und endlich d) 
hat der Richter dem Beklagten zu einem der Sache angemefjenen, genau 
beftimmten Begehren die erforderliche Anleitung zu geben. Der Richter ift 
bei Leitung der Streitverhandlung zwar an die im IT Hauptftüde der EBD. 
gegebenen allgemeinen VBorfchriften jedoch nur infoweit gebunden, als zur 
volftändigen und gründlichen Inftruftion des Prozeſſes nicht eine Abwei— 
hung davon nothiwendig wird. 

Aus diefem Grunde wird im mündlichen Verfahren jedem Theil, ohne 
daß ein befonderes Neuerungsgefuch erforderlich wäre, (ſtehe $. 53 und 59 
der EBD.) geftattet, früher aus Verſehen übergangene Beweismittel nach— 
zuholen. Auch kann das Gericht, wenn daſſelbe erſt aus Anlaß des Defini- 
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- tiven Abipruches über die Sache wahrnimmt, daß die Verhandlung in was 
immer für einer Beziehung unvollitändig geblieben ift, Die wahrgenommenen 
Mängel vor der Enticheidung durch wiederholte Borladung und Bernehmung 
der Sarteien zu verbefiern. 


$. 47. 
Sinwendung des nicht gehörigen Gerichtsftandes. 

Befondere Verhandlungen über Die, in den $$. 14 und 15 
bezeichneten Einwendungen des nicht gehörigen Gerichtäftandes, des 
vechtäfräftigen Urtheils, des Vergleiches, oder der Verzichtleiftung auf 
die Klage, finden im mündlichen Verfahren nicht ftatt. Zeigt Tich 
im Laufe des Prozeſſes die Incompetenz des Gerichtes, jo ift das 
Derfahren jogleich durch Bejcheid mit Anführung des Grundes ein- 
zuftellen. 

Außer diefem Falle werden Streitigfeiten über den Gerichts— 
ftand oder den Rückerlag mit der Hauptjache zugleich verhandelt 
und entjchieden. 


Im mündlichen Verfahren findet in Gemäßheit diefes Paragraph ein 
abgefondertes Berfahren Uber die im $. 14 und 15 angeführten Einwen- 
dungen nicht ftatt. 


$. 48. 
Führung des Brotofolls. 


Das Protofoll über jede mündliche Verhandlung it von dem 
Richter zu Dietiren, und fomohl von ihm als von dem Schriftfüh- 
rer und von den Parteien zu unterfertigen. 

Können oder wollen die Parteien nicht unterfertigen, jo ift die— 
je8 mit Angabe der Urfache anzumerken. Bon den ftreitenden Thei— 
len oder ihren Sachwaltern abgefagte Entwürfe zu Vrotofollen über 
Prozepserhandlungen dürfen von dem Gerichte nie angenommen oder 
benüßt werden. 

‚sn dem $. 200 der Inftruftion für die Gerichtsftellen find die Beftim- 
mungen Über die Form der Tagfasungsprotofolle enthalten. Aus diefen er— 
heilt folgendes: In dem Eingange des Tagjasungsprotofolles ift das Ge— 
richt, dev Tag der Verhandlung, die Rechtsiache, auf welche fie fich bezieht, 


mit Bezeichnung der Geichäftszahl und des Gegenftandes die anweſenden 
Gerichtsperſonen und die erſchienenen Parteien aufzuführen. Die Verhand— 


92 


lungen oder Aeußerungen der Parteien felbft find mit Genauigfeit, jedoch 
ohne Widerholung oder Weitläufigfeit in das Protofoll einzutragen. 

Nach geſchloſſener Verhandlung ift das Protofoll von den Parteien 
und den anweſenden Gerichtöperfonen zu unterfertigen. Enthält e8 wichtige 
verbindliche Erklärungen, Zeugenausfagen oder Eidesleiftungen oder verlangt 
ed eine Partei, fo ift das Protofoll vorläufig den Parteien vorzulefen. 


Protofolle über fortgefegte Verhandlungen find ber Zeitordnung nad 
aufammenzubeften. 


$. 49. 
Anträge auf Ginleitung des fhriftlihen Verfahrens. 

Aber eine durch das Geſetz dem mündlichen Verfahren zuge- 
wieſene Rechtsſache fchriftlich verhandeln will ($. 8), muf bei ber 
erjten in der Hauptjache angeordneten Tagfagung hierauf antragen. 
Verweigert der andere Theil feine Beiftimmung, und findet der Rich— 
ter Feine zureichenden Gründe, von Amtswegen dem fhriftlichen Ver— 
fahren Statt zu geben, und die Klage nach Anleitung des $. 51 
zu erledigen; jo ſoll er wo möglich, fogleich die Hauptfache münd- 
lich verhandeln laſſen, oder nöthigenfalls zu folchem Ende eine neue 
Tagjagung anordnen. Die Parteien haben feiner Anoronung bei 


Vermeidung des im $. 40 feftgefetten Nechts-Nachtheils Folge zu 
leiſten. 


$. 50. 


Hätte der Beflagte vor der Tagſatzung eine fehriftliche Einrede 
überreicht, jo wird er damit auf die angeordnete mündliche Verhand— 
lung verwiefen; würde fie zur Tagſatzung mitgebracht, fo ift fie im 
Talle der Einleitung des fchriftlichen Verfahrens jogleich der Vor— 
Ichrift des $. 56 gemäß zu erledigen, außerdem aber ohne weiteren 
Gebrauch dem Beklagten zurüczuftellen. Wird nicht bei der erften 
in der SHauptfache angeordneten Tagſatzung auf inleitung des 
schriftlichen Verfahrens angetragen, fo Fann dafjelbe ohne Zuſtim— 
mung des Gegners nicht mehr ftattfinden. | 

ieſ arc die wichtige F ervor, daß der 
Beklagte ab ch a er ——— — 


Einrede, falls über dieſelbe das ſchriftliche Verfahren nicht eingeleitet wird, 
vor den Kontumazialfolgen des $. 40 der CPO. nicht zu ſchuͤtzen vermag. 


93 


Der Schlußſatz des $. 50 enthält eine Befchränfung des im $. 8 ber 
CPO. dem Richter eingeräumten Rechtes auch über einfeitigen Antrag einer 
Partei aus überwiegenden Zwedmäßigfeitsgründen das fchriftliche Verfahren 
ftatt des im Gelege vorgefchriebenen mündlichen anzuordnen. Das Weſen 
diefer Bejchränfung befteht darin, daß bei der erften in der Hauptfache an- 
geordneten Tagjasung auf Einleitung des fchriftlichen Verfahrens angetra- 
gen werben muß, wofern e8 dem Nichter möglich fein foll, Diefem einfeitigen 
Antrage ftatt zu geben. Wird nicht bei der erften in der Hauptfache an- 
geordneten Tagſatzung auf die Einleitung des fchriftlichen Verfahrens ange- 
tragen, jo kann Dasjelbe nur in Solge gemeinjchaftlichen Einverftändnifies 
der Barteien ftattfinden. 


Unbang. 
Formularien über das mündliche Berfabren. 


Schriftliche Klage. 
Bon Außen: 


K. k. Bezirksgericht Hermannftadt. 
8lage 


des Anton Weller, bürg. Riemermeifters, wohnhaft am großen Pla 
Nr. 80 und der 

Anna Günther, gebornen Weller, Kaufmannsgattin, wohnhaft in 
der Reiſpergaſſe Nr. 41 als Erben des verftorbenen Riemer: 
meiiters Gottfried Mefler, beide vertreten durh den Advokaten 
Herbert, wohnhaft Nr. 570 in Hermannftadt 


wider 


Aaron Münzthal, ifrael. Handelsmann, wohnhaft am Heinen Plag 
Ar. 200 


wegen Zahlung eines Darleihensbetrages von 400 fl. 
EM. mit 6 9% Intereſſen. 


In zweifacher Ausfertigung mit Beilagen A, B, O. D. 
Don Innen: 
(15 fr. Stämpel.) 
Löbliches F. k. Bezirfsgericht! 


A.f Laut des in . A in Abichrift und in." WB in Driginali 
B./ beiliegenden Schuldfcheines ddto. Hermannftadt den 1. Sinner 1852 
hat der hiefige ifraelifhe Handelsmann Naron Münzthal von dem 
bürg. Riemermeifter Gottfried Weller die Summe von vierhundert 
Gulden Conventions-Münze als Darleihen Baar zugezählt erhalten, 
fich verpflichtet, diefes Darleihen binnen acht Monaten, d. i. am 
erften September 1852 dem benannten Gläubiger zurüdzubezahlen 
und nıittlerweile mit 6 9%, zu verzinfen. 
Aaron Münzthal weigert fih bis nun Hartnädig, diefer 
Verpflichtung nachzufommen. 
Da mittlerweile der urfprüngliche Gläubiger Gottfried Wel— 
€ ./ ler geftorben ift, fo bitten deflen in .+ © ausgewiefenen Kinder 
und Grben Anton Weller und Anna Günther, geborne Weller, das 


Bon Außen. 


Don Innen. 
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töbliche F. k. Bezirfsgericht möge nad gepflogenen, mündlichen Vers 
fahren durch Urtheil erkennen: 
der Geflagte Naron Münzthal fei fchuldig, das dargeliehene Kapi- 
tal von 400 fl. EM. ſammt 6 %% Binfen vom 1. Jänner 1852 
bis zum Zahlungstage an die Kläger Anton Weller und Anna 
Günther, als Erben nad Gottfried Weller, binnen 14 Tagen 
zu bezahlen und die Gerichtsfoften zu erfegen. 

Die vorfchriftsmäßige Vollmacht liegt in ./ WM bei. 

Die Kläger ftellen die Bitte, daß alle gerichtlichen Verord— 
nungen an den Gefertigten, als deren ausgewiejenen gemeinſchaft— 
lihen Bevollmächtigten zugeftellt werben. 


Hermannftabt den 10. Dezember 1852. 


Herbert m, p. 
Advofat. 


Bejheid über diefe Klage. 


3. 4201. 


Zur Verhandlung über diefe Klage wird auf den 20. De: 
zember 1852 um 11 Uhr Vormittags bei diefem k. k. Bezirföge- 
richte die Tagfagung angeordnet, bei welcher beide Streittheile fo 
gewiß zu erjcheinen haben, als im Falle des Ausbleibens des einen 
oder des andern Theils dem $. 40 der CPO. gemäß, was Rech— 
tens ift, erfannt werden würde. 


Hermannftadt den 12. Dezember 1852. 
Der k. k. Bezirfsrichter 
MN. 


An H. Naron Münzthal, zu eigenen Händen, 
An den Herrn Advofaten Herbert. 


—. 





Erftirefungsgefud. 


Aaron Münzthal, bürg. Handelsmann, wohnhaft Nr. 200 in Ser: 
mannftabt, bittet 
3. 3. 4201 
in der Rechtsfahe wider Anton Weller und Anna 
Günther, durch den Advokaten Herbert pto. Dar: 
leihensforderung per 400 fl. EM. um eine Tag» 
ſatzungserſtreckung. 


(15 kr. Stämpel.) 
Löbliches k. k. Bezirksgericht. 


Mit dem Veſcheide vom 12. Dezember 1852, 3. 4201 
wurde über die gegen mich pet. Zahlung einer Darleihens forderung 
per 400 fl. EM. angebrachte Klage des Herrn Anton Weller und 
der Frau Anna Günther die Tagfagung auf den 20. Dezember 
1852 angeordnet... Um dieſe Zeit fällt gerade der Befter Markt, 
den ih ohne einen Schaden von einigen Taufend Gulden für mein 
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auggedehntes Handelsgefchäft nicht verfaumen fann. Bon dem Pe: 
fer Markt begebe ich mich auf den Wiener und von da auf den 
Brünner Markt und fehre erft im Laufe des Monates Suli 1853 
nah Hermannftadt zurüd. Ich Bitte Daher aus Anlaß diefer mei- 
ner nothwendigen Abmwefenheit, welche ein der unverzüglichen zweck— 
mäßigen Verhandlung der Streitfache entaegenftehendes unüberwind— 
liches Hinderniß bildet, die auf den 20. Dezember 1852 angeords 
nete Tagſatzung auf den 1. September 1853 zu erftreden. 


Hermannftadt den 16. Dezember 1852. 
Aaron Münzthal. 


Befheid hierüber. 
8. 4270. 
Da ein unüberwindliches Hinderniß bei der Hiergerichts auf 
den 20. d. M. um 11 Uhr Vormittags angeordneten Tagfasung 
zu erfcheinen, nicht dargethan worden ift, fo wird der angefuchten 


Erſtreckung nicht ftatt gegeben und Bittfteller auf den Hierämtlichen 
Beſcheid vom 12. laufenden Monats, 3. 4201 verwiefen. 


Hermannftadt den 18. Dezember 1852. 
Der k. k. Bezirksrichter. 
MN. 


(15 fr. Stämpel.) 
Tagfakungs=-Protofoll 


vom 20. Dezember 1852 


aufgenommen bei dem k. k. Bezirfsgerichte Hermannftadt in Folge 
Beicheides vom 12. Dezember 1852, 3. 4201 zur mündlichen Ver: 
handlung über die Streitfahe des Anton Weller und der Anna 
Günther als Klägern wider Aaron Münzthal als Geflagten pcto. 
Zahlung einer Darleihens-Forderung per 400 fl. EM. ſammt 60% 


Intereſſen. 
Gegenwärtige. 
ee a ir 
MN k. k. Bezirksrichter, ? 
N. N. beeideter Protofollsführer. | Aaron Münzthal, als Geflagter. 


Der Geflagte wurde zuvörderft über den Gegenftand und 
die Veranlafjung des Streites vernommen und fodann von Seite 
des Gerichts ein Vergleich zwifchen den Streittheilen verfucht. Nach— 
dem diefer nicht zu erzielen war, erftattet Aaron Münzthal folgende 


Einrede. 


Sch ftelle zuwörderft den Umftand in Abrede, daß mir Herr 
Gottfried Weller ein Kapital von 400 fl. EM. dargeliehen habe. 
Eben fo nicht wahr ift der Umftand, daß ich mich verpflichtet Habe, 
diefes Darleihen am 1. September 1852 zurüdzuzahlen und vom 
1. Januar 1852 an mit fechs von hundert zu verzinfen. Ich wüßte 
auch nicht, wie ich, ohne ein Darleihen erhalten zu haben, zu einer 
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— 
ſolchen Verpflichtung käme. Was den Schuldſchein A der Klage 
betrifft, welcher mir in Originali vorgewieſen wird, fo Habe ich dens 
jelben nicht ausgeftellt, und weder gefchrieben noch unterfchrieben. 
Hätte ich dieſes auch thun wollen, fo wäre ich es nicht im Stande 
gewefen, weil ich nicht lefen uad noch viel weniger fchreiben fann. 
Diefes müſſen mir meine Gefchäftsfreunde Joel Stern, Handelsmann 
und Marfus Grauaug, Haufirer, beide in Hermannftadt in der Ju— 
denherberge beftätigen. Ich bit‘e die genannten Zeugen über dieſen 
Umftand zu vernehmen. Die gegen mich gerichtete Klage erfcheint 
demnach völlig unbegründet und ich bitte Durch Urtheil zu erfennen ; 
das in der Klage geftellte Begehren habe nicht ftatt umd ich fei 
nicht fchuldig, den angefprochenen Darleiheusbetrag fammt 6 % 
Snterefien vom 1. Januar 1852 bis zum Zahlungstage zu zahlen, 
wohl aber feien die Kläger fchuldig, mir die Gerichtsfoften zu erz 
ſetzen. 


Ueber dieſe Einrede erſtattet Advokat Herbert Namens der 
Klager folgende 


Replik. 


Der Geklagte ſtellt in Abrede, den Schuldſchein A der Klage 
geihrieben und unterfchrieben zu haben, und geht fogar fo weit zu 
behaupten, er koͤnne weder lefen noch fihreiben. Diefe letztere Bes 
hauptung wird widersprochen, und ich verweife auf das vor dem 
f. k. Landesgericht in Hermannſtadt in der Straffahe des Franz 
Talmatjch wegen Verbrechens des Todfchlages aufgenommene Pros 
tofoll vom 25. Dftober 1852, welches Aaron Münzthal, der als 
Zeuge vernommen wurde, vor der ftrafgerichtlichen Kommiffion eigen- 
händig unterfertigt hat. Hiedurch ftellt fich des Beklagten Behaup— 
tung, er fönne nicht lefen und nicht fchreiben, als eine offenbare 
Ervihtung dar. Eine Bergleihung der in dem angegebenen Pro— 
tofolle unzweifelhaft von ihm herrührenden HSandfchrift mit jener 
auf dem Schuldfchein vorfommenden wird den untrüglichen Beweis 
liefern, daß die auf dem Schuldſcheine A vorfommende Unterfchrift 
ächt ift. Der Beweis durch Die Zeugen Soel Stern und Marfus 
Grauaug über den Unftand der Einrede: als könne der Geklagte 
nit leſen und nicht fchreiben, erfcheint fomit als überflüflig. 
Uebrigens fteht der Geflagte mit beiden diefen Gefchäfts: und Ges 
finnungsgenoffen in Handelsverbindungen. Sie haben demzufolge 
mittelbar von dem Ausgang des Prozeffes Schaden zu fürchten oder 
Bortheil zu erwarten, weshalb ich gegen fie als verwerflihe Zeu— 
gen proteftire. Auch Fönnten diefe Zeugen über den Umijtand, daß 
Aaron Münzthal nicht Tefen und fchreiben Fann, nur aus bloßer 
Vermuthung und nicht mit Gewißheit ausfagen und verdienen des: 
halb feinen Glauben. 

Falls wider mein Erwarten die DVergleihung der Hand: 
jhriften einen vollitändigen Beweis für die Aechtheit des Schuld— 
ſcheines A nicht liefern follte, trage ich dem Geflagten den unzurüds 
fchiebbaren Haupteid auf: er fehwöre, daß der Schuldſchein A der 
Klage vom 1. Januar 1852, in welchem er den richtigen Erhalt 
eines Darleihens von 400 fl. CM. von Herrn Gottfried Weller 
betätigt, weder von ihm felbft noch mit feiner Beiſtimmung von 
einem Dritten gefchrieben und unterfchrieben worden fei. 

Bevor auf diefen für meine Klienten offenbar höchft gefähr— 
lichen Eid erfannt wird, bitte ich jedoch no auf folgendes Beweis: 
mittel Rückſicht zu nehmen, von dem in der Klage nur einzig und 
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allein aus dem Grunde Feine Erwähnung gemacht wurde, weil nicht 
vorausgejehen werden Fonnte, der Geflagte werde fo weit gehen, 
und die Echtheit feiner Unterfchrift auf dem Schuldſcheine A wi- 
derjprechen. Als nämlich Gottfried Weller bereits auf dem Todten— 
bette lag, hat die Klägerin Frau Anna Günther an einem Tage 
im Monate Dftober Vormittags, um fich über den Vermögensitsud 
des Berftorbenen zu vergewißer, mit deſſen Schulonern Rückſprache 
gepflogen und zu diefem Zwecke auch den Geklagten in ihre Woh— 
nung verbefchieden. Aaron Münzthal Hat aus viefem Anlaß das 
felbft in Gegenwart des Zeugen Herru Ignaz Klein, bürgerlichen 
Schneidermeijters, wohnhaft Nr. 48 in Hermannfiadt, über die Mah— 
nung der Frau Anna Günther, die fchuldigen vierhundert Gulden 
ſammt rüdjtändigen Intereffen zu zahlen, ausvrüdlich eingeftanden, 
dem Herrn Gottfried Weller das Kapital von 400 fl. EM. fammt 
6% Intereſſen aufrecht fehuldig zu fein, und um Zuwartung der 
Zahlung mit der Zuficherung gebeten, daß er Kapital und Zinfen 
endlich demnächſt zahlen werde. Ich bitte demmach, diefen Zeugen 
Herren Ignaz Klein über das angedeutete außergerichtliche Geftänds 
niß der Schuld zu vernehmen und. Frau Anna Günther erbietet 
fih, die Ausfage diefes Zeugen durch ihren Erfüllungseid zu bes 
Fräftigen. Hiedurch wird der Rechtsgrund der Klage beweiskräftig 
dargethan erjcheinen, weshalb ich bei meinem in der Klage geftells 
ten Begehren verharre und zugleich nachfolgende Gerichtsfoften 
liquidire. 

(Berzeichniß der Gerichtsfoften.) 

Der Geflagte erklärt hierauf, daß er fich behufs der Erftat- 
tung der Duplif um einen Advokaten umfehen müffe, und bittet 
jowohl deswegen als auch aus dem Grunde, weil er auf den von 
dem Kläger erſt in der Replik vorgebrachten Zeugenbeweis und Er— 
füllungseid nicht vorbereitet fei, um Erftrefung der Tagfagung. 
Advofat Herbert wendet dagegen nichts ein. 

Hiemit wurde das Protofoll gefchloffen und gefertigt 

MN. k. k. Bezirfsrichter. Herbert, Advofat. 
N. N. beeideter Protofollsführer. Aaron Münzthal. 


Diefes Tagfagungsprotofoll wird durch folgenden Beſcheid, welcher beiden Theilen 
auf Hubriquen zugeftellt wird, erledigt: 


Meber das bei der heutigen Tagſatzung geftellte Begehren 
des Geklagten wird zur Erftattung der Duplif die Tagfakung auf 
den 28. Dezember 1852 um 9 Uhr Vormittags erſtreckt, wovon 
beide Theile im Nachhange des hierämtlichen Befcheides vom 12. 
Dezember 1852, 3. 4201 verftändigt werden. 


Hermannftadt den 20. Dezember 1852 
MN, k. k. Bezirksrichter. 


— 


Brotofofl 

vom 28. Dezember 1852, 
fortgefegt bei dem k. k. Bezirfsgerichte Hermannftadt zu Folge Bes 
Iheides vom 20. Dezember 1852, 3. 5001 zur Erftattung der Dus 
plif in der Streitfache des Anton Weller und der Anna Günther, 


als Kläger, gegen Aaron Münzthal, als Geflagten, pcto. Sahlung 
einer Darleihensforderung per 400 fl. EM. fammt 6 %% Iutereffen. 
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Gegenwäͤrtige 
Von Seite des Gerichtes Von Seite der Parteien 
MN, t. f. Bezirksrichter. \ Herbert, Advokat, für die Kläger. 
M. N., beeideter Protofollsführer. Honrichs, Advofat für den Geflagten. 


R 


‚ Nachdem ſich Here Advokat Honrichs zuvörderft mit der vor: 
Ihriftsmäßigen Vollmacht, welche in A beigefchloffen wird, als Vers 
treten des Beklagten Aaron Münzthal gehörig legitimirt hat, erſtat— 
tet derſelbe folgende 


Duplifk. 


Ich geftehe allerdings an Stelle meines Klienten ausdrück— 
lich die Thatjache ein, daß derfelbe das in der Replik näher bezeich— 
nete Tagſatzungsprotokoll als Zeuge eigenhändig unterfchrieben habe. 
Daraus kaun jedoch nichts weiter gefolgert werden, als daß mein 
Klient es nothdürftig dahin gebracht hat, feinen Namen unterfchreis 
ben zu fönnen. Schon die Schriftzüge auf diefem Protofolle, aus 
welchen unverkennbar der gänzlihe Mangel jeder Schreibfertigfeit 
hervorleuchtet, beftätigen vollkommen die Wahrheit der Behauptung 
meines Klienten. 

Durchaus unrichtig ift der Schluß, den die Gegner ziehen: 
daß Naron Münzthal, weil er feinen Namen unterfchreiben Fann, 
deswegen auch des Lefens und Schreibens mächtig fein müffe Ich 
weife demnach die Befchuldigung, als fei gegen meinen Klienten 
eine offenbare Unwahrheit erwiefen, gebührend zurück und beharre 
auf den durch meinen Klienten in der Einrede durch die Zeugen 
Soel Stern und Marfus Grauaug über den Umftand: daß mein 
Klient nicht lefen und nicht fchreiben Fünne, angebotenen Gegenbe- 
weis, der von einer befondern Erheblichfeit ift, weil er indirekt das 
gerade Gegentheil deſſen darthut, was die Kläger, wiewohl vergeb- 
lich, zu beweifen fich bemühen. Ich widerfpreche: daß die Zeugen 
Soel Stern und Markus Grauaug mit dem Geflagten in einer 
Handelsverbindung ſtehen und daß fie deshalb von dem Ausgange 
des Prozeffes Schaden zu fürchten oder Bortheil zu erwarten haben. 

Durch Dielen Widerſpruch werden die entgegengefesten, mit 
nichts bewiefenen Behauptungen der Gegner vollftändig zu Nichte 
gemacht und hiemit entfällt der leifefte Schein einer Verwerflichkeit 
der von dem Geklagten namhaft gemachten Zeugen, Joel Stern 
und Marfus Grauaug, welche fih als durchaus unbedenklich dar— 
ftellen, den Geflagten von Jugend auf fennen, und Daher die be— 
hauptete Unfenutniß des Lefens und Schreibens aus eigener finn- 
licher Wahrnehmung zu bejtätigen vollftändig in der Xage find. 
Mit Beruhigung Faun ich mich ferner auch der Meberzeugung hin— 
geben, daß das löbliche F. F. Bezirfsgericht einer Vergleichung mit 
einer einzigen unzweifelhaft ächten Unterfchrift eine Beweisfraft zum 
Nachtheil meines Klienten nicht zuerfennen wird und zwar um fo 
weniger, als die wefentliche WBerfchiedenheit der Schriftzüge auf dem 
Protokolle und dem Schuldfiheine nur zum Vortheile meines Klien- 
ten Spricht. 

Zudem wird durch die Zeugen Soel Stern und Marfus 
Grauaug dargethan werden, daß Aaron Münzthal den Schuld— 
fchein A der Klage unmöglich gefchrieben haben kann. Mit Rück— 
ficht auf diefen von dem Geflagten angebotenen Gegenbeweis wird 
der Beweis durch den meinem Klienten aufgetragenen Haupteid: 
er ſchwöre, daß der Schuldichein A der Klage weder von ihm felbit 
noch mit feiner Beiftimmung von einem Dritten gefchrieben und 


N. N., 
=, 
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unterfchrieben worden ijt, überflüflig. Sollte es jedoh auf dieſen 
Haupteid anfommen, jo wird mein Klient denfelben, jo wie er auf: 
getragen worden ift, auch abſchwören. - 

k Es ſteht den Gegnern frei, diefen Eid für gefährlich zu er— 
flären, wenn fie jedoch mit diefer Grflärung einen indireften Angriff 
auf das Necht der Unbejcholtenheit meines Klienten ausführen woll- 
ten, jo muß gegen diefelbe nachdrücklichſt Verwahruug eingelegt 
werden. 

Die Kläger haben endlih in der Replik ohne im entfernte: 
ften zu dieſer Neuerung berechtigt zu fein, den neuen Umſtand anz 
geführt; daß Aaron Münzthal im Monat Dftober der Frau Anna 
Günther in Gegenwart des Zeugen Ignaz Klein ausdrücklich ein— 
geftanden habe, das angefprochene Darleihensfapital per 400 fl. 
EM. fammt 6% Intereſſen aufrecht ſchuldig zu fein. Gegen dieje 
Neuerung lege ich feierlichft Verwahrung ein, widerfpreche, daß da— 
von in der Klage bloß deswegen fein Gebrauch gemadt wurde, 
weil nicht vorausgefehen werden konnte, daß Aaron Münzthal vie 
Echtheit feiner Unterfchrift ableugnen werde, und Bitte, daß auf diefe 
Neuerung nicht der geringfie Bedacht genommen werde, weil Fein 
Grund vorhanden ift, anzunehmen, daß dieſes Beweismittel aus 
Verſehen in der Klage übergangen wurde, und daher in ver Re— 
plif nachgetragen werden könne. 

Sollte ſich jedoch das löbliche F. F. Gericht dennoch beftimmt 
finden, auf diefe Neuerung wider alles Berhoffen Rückſicht zu neh— 
men, fo wird widerſprochen: daß Anna Günther, um fih über ven 
Bermögensftand des Gottfried Meller zu vergewifjen, mit deſſen 
Schuldnern Rückſprache gepflogen, daß ver Geflagte von dieſem 
Borhaben der Frau Anna Günther etwas gewußt habe, daß fie zu 
diefem Ende auch den Geflagten Aaron Münzthal in ihre Moh- 
nung verbefchieden und daß diefer daſelbſt in Gegenwart des Zeus 
gen Ignaz Klein, bürg. Schneivermeifters, über die Mahnung der 
Frau Anna Günther ausdrüdli einbefannt habe, dem Herrn Gott— 
fried Weller das angeſprochene Kapital per 400 fl. EM. ſammt 
6%, Zinfen aufrecht ſchuldig zu fein und um Zuwartung der Zah— 
lung mit der Zuftcherung gebeten habe, daß er Kapital und Zinfen 
demnächit zahlen werde. 

Gegen den Zeugen Ignaz Klein, welcher ein intimer Haus: 
freund der Anna Günther ift, diefelbe beinahe tagtäglich befucht 
und für ihr Haus die Schneiverarbeit liefert, wende ich die Vers 
werflichfeit ein, weil er durch feine intimen Beziehungen zu der 
Frau Klägerin Anna Günther uud durch die Hoffnung vermehrten 
Erwerbes mittelbar von dem Ausgange des Prozeſſes Vortheil zu 
erwarten hat. Derfelbe kann alfo zum Zeugniß wider ten Geklag—⸗ 
ten nicht zugelaſſen werden. Aus dieſem Grunde wird auch der 
von meiner Klägerin angebotene Erfüllungseid abfällig. 

Nachdem aljo die Kläger ihre Forderung nicht erwiefen has 
ben, fo verharre ich auf meinem in der Einrede geftellten Begeh— 
ven, und liquidire folgende Gerichtsfoften. 


(Berzeihnig der Gerichtsfoften.) 
Hiemit wurde das Protofoll gefchloffen und gefertigt. 


k. k. Bezirfsrichter. Herbert, Advokat. 
beeideter Protokollsführer. Honrichs, Advokat. 


— — ———— 
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(15 fr. Stänpel.) 
Brotofoll 


aufgenommen am 15. Jänner 1853 bei dem f. f. VBezirfsgerichte 
zu Zalathna in der Streitfache des Anton Brenner gegen Jakob 
Förfter wegen Schabloshaltung per 175 fl. EM. in Folge hier: 
ämtlihen Befcheides vom 2. Jänner 1853, 8. 12, mit welchem 
zur Verhandlung über die Klage des Anton Brenner die Tagfagung 
auf den heutigen Tag angeorbnet wurde. 


Gegenwärtige. 


Bon Seite des Gerichtes Don Seite der Partei 
MN, k. k. Bezirksrichter. Anton Brenner. 
M. N., beeideter Protokollsführer. Jakob Förſter. 


Nachdem zuvörderſt der Geklagte Jakob Förſter über den 
Gegenſtand und die Veranlaſſung des Streites vernommen worden 


war, kam über vorangegangenen Vergleichsverſuch zwiſchen den 
Parteien folgender 


zu Stande. 

1) Verpflichtet ſich der Geklagte Jakob Förſter anftatt bes 
in der Klage de praes. 1. Januar 1853, 3. 12 angeſprochenen 
Schadenerfagbetrages per 175 fl. EM., dem Kläger Anton Brenner 
100 fl. CM. binnen 14 Tagen bei Bermeidung der Erecution zu bezahlen. 

2) Der Kläger Anton Brenner entfagt in Folge der von 
dem Oeflagten übernommenen Berpflichtung jedem weiteren Erſatz— 
anfprud und erklärt fi) mit der angebotenen Entſchädigung von 
100 fl. EM. vollftändig zufriedengeftellt. 

3) Die aufgelaufenen Gerichtsfoften foll Fein Theil dem ans 
dern zu erfegen, den Stämpel zum Vergleichsprotofolle, welcher dem— 
felben angeheftet werden wird, jeder Theil zur Hälfte zu tragen, 
verpflichtet fein. 

Das Protofoll wurde den Parteien vorgelefen, von ihnen 
als richtig aufgenommen, beftätigt, fodann gejchloffen- und von Anz 
ton Brenner gefertigt, wobei bemerft wird, daß die Unterfchrift des 
Safob Förfter aus dem Grunde unterblieb, weil er des Schreibens 
nicht mächtig iſt. 

MN, k. Bezirksrichter. Anton Brenner m. p. 
N. N., Protokollsführer. 


Dieſer abgeſchloſſene gerichtliche Vergleich iſt nach dem F. 375 der CPO. in Ge— 
ſtalt eines Beſcheides oder auf Verlangen der Parteien mittelſt einer beſondern Amtsur⸗ 
kunde auszufertigen. — Vergleichsprotokolle unterliegen nach Tar. Poſt 105 der Gebühr 
für die darin enthaltenen Vergleiche. Die Tarif-Poſt 105 beſtimmt bezüglich der Ver— 
gleiche folgendes: a) Wenn der Gegenſtand des Vergleichs nicht ſchätzbar iſt, von jedem 
Bogen 15 fr.; b) wenn dadurch die Mebertragung des Eigenthums oder Beſitzes einer 
unbeweglichen Sache von einem Theile auf den andern erfolgt, die Urfunde von jedem 
Bogen 15 fr, der Vergleich felbft von dem Werthe verfelben 3% % in allen andern 
Fällen nah dem Werihe, worauf fich verglichen wird. (Wandelbare Scala IL.) — Nah 
$. 26 des proviforifhen Gefeges über die Gebühren von Rechtsgeſchäften, Urkunden, 
Schriften und Amtshandlungen ift bei Protofollen, welche von einem Gerichte in Partei— 
ſachen aufgenonmen werden, wenn fie ein Nechtsgefchäft enthalten, welches der fealamäßi- 
gen Stämvelgebühr unterliegt, die Stämpelanheftung (Indoffirung) geflattet. Im biefen 
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Fällen muß jedoch bie Indoſſirung innerhalb act Tagen nah Abſchluß des Protokolls 
von derjenigen Behörde vollzogen werden, bei welcher das Protokoll verbleibt. Nach $. 
27 des Gebührengefeßes geichieht die Stämpelanheftung dadurd, daß dem ftämpelpflidh- 
tigen Bergleihsprotofolle ein unbejchriebener, mit dem gefeglichen Stämpel verjehener Bo— 
gen, mittelft eines Fadens, deſſen beide Enden auf eine gegen Mißbrauch fehügende Weiſe 
mit dem Amtsfiegel befeitigt find, beigeheftet, auf dem beigehefteten Stämpelbogen jelbit 
aber unmittelbar unter dem Stämpelzeichen angegeben wird: 1) die Schrift oder Urkunde, 
welcher ver Stämpelbogen beigeheftet wird, 2) ihr Gegenftand, 3) der Tag ihrer Auss 
fertigung, 4) die Unterfchrift des Beamten, welcher die Indoſſirung vornimmt, nebft feiner 
ämtlihen Eigenſchaft. 


-— — — — 


Entwurf der Erledigung des eben angeführten Tagſatzungsprotokolles. 


Bor dem F. k. Bezirksgerichte zu Zalathna wurde über die 
Klage des Jakob Förfter wider Anton Brenner wegen Schadloshal- 
tung ber 175 fl. EM. de praes. 1. Jänner 1853, 3. 12, bei ver 
am 15. Sänner 1853 abgehaltenen Tagjagung zwiſchen dem Klä— 
ger und dem Beklagten folgender Bergleih abgejchloffen: 
(Folgt der Inhalt des Vergleichs.) 


Bergleihs-Intimationen, in foferne fie den Inhalt des gerichtlichen Vergleichs ent: 
halten, unterliegen nad Tarif-Boft 2 lit. b, Anmerfung 2, dem Stämpel son 30 fr. und 
find na $. 219 der Inſtruktion mit dem Gerichtäfiegel zu verjehen. 


— — 





Formular einer Rubrique ſammt Beſcheid. 


Nr. 142 praes. 12. Dezember 1852. | Zur Verhandlung über diefe Streitfache 
| wird die Tagjasung in der Amtsfanz!ei des 

Mündlide Klage k. £ Bezirksgerichtes Mediafh auf den 15. 

des Georg Schwarz, Hausbefigers in Dezember 1852 um 11 Uhr DBormittags ans 
Mediaſch geordnet und es werden beide Theile hiezu 
gegen mit der Warnung vorgeladen, daß im Falle 


& a in des Ausbleibens des einen oder des andern 
ee per Theiles tem $. 40 der EPD. gemäß, was 
Rechtens if, erfannt werden würde. 
wegen Bezahlung einer Darleihens- 
forderung per 100 fl. EM. jammt' 
Suterefien und Gerichtsfoiten. 


Bormular einer Einwendnng gegen eine Zahlungsauflage im 
Mechfjelverfahren. 
Bon Augen. 
An das k. k. Landesgericht Hermannftadt. 


Einwendungen 

des Ignaz Mandel, bürg. Handelsmannes, wohnhaft Nr. 320, in 
Hermannftadt durch den Advofaten Carpcovius 
egen 
Safob Burger, Schnittwaarenhändler in Hermannftadt 

3. 3. 10108 C. 

wider die Auflage wegen Zahlung eines Mechiels 
son 300 fl. EM. ce. s. c. 


In zweifacher Ausfertigung mit 2 Beilagen. 
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Don Innen;: ME 


(15 fr. Stämpel.) 


Hochlöbliches F. F. Landesgericht! 


Wider die von meinem Gegner Jakob Purfer gegen mid 
als angeblichen Aeceptanten des gezogenen Wechfels doto. Hermann: 
ftadt den 1. Dftober 1852 per 300 fl. EM. am 9 Dezember 

% 1852, 3. 10108 erwirfte, mir geftern zugeftellte Zahlungsauflage 
s erjtatte ich als in '/ ausgewiefener Bevollmächtigter des Ignaz 
Mandel binnen der im $. 7 der h. Juſtizminiſterial-Berordnung 

vom 25. Januar 1850, 3.52 RGB. vorgezeichneten Friſt, folgende 


Ginwendungen. 


1) Sind die auf dem bezeichneten Wechſel vorfommenden 
Worte „Angenommen Ignaz Mandel” weder von Ignaz Mandel 
ſelbſt noch mit feiner Beiftimmung von einem Dritten gefchrieben 
worden, das Accept jomit falſch. 
. 2) War Ignaz Mandel zur Zeit der Ausftellung des Wech— 
4 feld, wie aus dem in in Abſchrift beiliegenden Geburtsſcheine 
hervorgeht, erft 19 Jahre 2 Monate und 10 Tage alt, fomit nicht 
wechjelfähig ; deſſen Accept Fönnte daher, auch wenn es wirklich er: 
folgt wäre, Feine rechtliche Wirkung hervorbringen. 
Ich bitte demnach nach gepflogener Verhandlung durch Ur- 
theil zu erfennen: Ignaz Mandel fei nicht fehuldig, die eingeflagte 
MWechjelfumme per 300 fl. EM. fammt Nebengebühren zu zahlen, 


Hermannjtadt den 14. Dezember 1852. 


Garpcovius m. p. 
Advofat. 


Befheid Hierüber: 
3. 10111. 


Zur Verhandlung nach Mechfelrecht über diefe Eintwendun- 
gen wird die Tagfakung hiergerihts auf den 17. Dezember 
1852 DBormittags um 9 Uhr beftimmt. Bei diefer Tagfakung ha— 
ben beide Theile fo gewiß zu ericheinen, als fonft im Falle des 
Ausbleibens des einen oder des andern Theils dem$. 40 der CPO. 
gemäß, was Nechtens ift, erfannt werden würde. 


Hermannftadt den 15. Dezember 1852. 


Dom F. k. Landesgericht. 


MN. 
Sefretär. 


Ueber diefe Einwendungen wird nun bei der Tagfakung mündlih nad den Vor— 
fohriften der CPO. verhandelt. Nach $. 8 der Inftizminifterial-Verordnung vom 25. Ja— 
nuar 1850, 3. 52 ift dem Kläger ungeachtet vdiefer anhängigen Berhandlung auf fein 
Anfuchen die Erefution zur Sicherſtellung zu ertheilen. 


Sin derlei Anfuchen Hätte zu lauten: 
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Bon Außen. 
K. F. Landesgericht Hermannitadt. 


Safob Burfer, Schnittwaarenhändler in Hermannftadt, ver: 
treten durch den Advofaten Frank 


gegen 


Ignaz Mandel, bürgerl. Handelsmann in Hermannftadt, 
vertreten durch den Advokaten Garpzovius 


3. 3. 10111 


bittet um Ertheilung der Erefution durch Perfonalarreit 


zur Sicherſtellung der eingeflagten Wechjelforderung 
per 300 fl. EM. 


' Bon Innen. 
(15 fr. Stämpel.) 
Hochlöbliches k. k. Landesgericht! 


Nachdem der Wechſelſchuldner Herr Ignaz Mandel der Zah: 
Iungsauflage vom 9. Dezember 1852, 3. 10108 feine Folge ges 
leiftet, und den eingeflagten Mechjelbetrag ver 300 fl. EM. fammt 
Nebengebühren weder gezahlt, noch fichergeftellt hat, jo bitte ich ge— 
gen denjelben die Erefution zur Sicherftellung und zwar dur Per— 
fonalarreft zu ertheilen, und zu diefem Ende zur Inhaftirung des 
Ignaz Mandel den erforderlichen Auftrag an den Gerichtsdiener zu 
erlafien. An Exekutionskoſten geruhe das hochlöbliche F. f. Landes: 
gericht dem Herrn Jakob Purker zuzuerfennen: 

a) für die Berfaffung der gegenwärtigen Eingabe — fl. EM. 
b) für die Stämpel SIUEIPIEERBUNGE Hi ER 


Hermannftadt den 17. Dezember 1852. 


Frank m. p., Advofat. 


Beſcheid hierüber: 


Diefem Gefuhe wird willfahrt und dem Bittfteller im Nach— 
hange der hierämtlichen Zahlungsauflage vom 9. Dezember 1852, 
3. 10108, die Erefution zur Sicherftellung der eingeflagten Wed 
felfjumme per 300 fl. EM. fammt bereits zuerfannten Intereſſen 
und Gerichtsfoften und den auf — fl. — Fr. beftimmten Ereku— 
tionsfoften durch Perfonalarreft gegen den Wechſelſchuldner Ignaz 
e Mandel verwilligt. Dem Gerichtsviener Garaus wird verordnet, 
fih der Perfon des Wechſelſchuldners Ignaz Mandel unverzüglich 
n bemächtigen und denſelben in den Schulvenarreft zur Haft zu 

ringen. . 


Hermannjtadt den 18. Dezember 1852. 


i Dom F. f. Landesgericht. 
(2.8,) N. N., Seftetär. 


Nah Tarifpoit 79 lit. b unterliegen die Protofolle die von einem Gerichte im 
Streitverfahren aufgenommen werden, von jedem Bogen dem Stämpel von 15 fr. und 
überfteigt der Werth des Streitgegenftandes nicht 50 fl., von jedem Bogen 6 Fr. 
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| “Drittes Hauptftich. 


Bor dem fchriftlichen Berfabren. 
— 





$. 51. 

& 1 Befcheid über die Klage. 

yiötfichen Verfahren joll der Richter die Klage dem Bes 
Flagten zur Gritattung der Ginrede zuftellen, und ihm die Frift bes 
jtimmen, binnen welcher er fie zu überreichen hat. 


$..52, 
Geſetzliche Frift zur Einrede. 

Dieje Friſt iſt auf dreißig Tage feftzufegen, wenn ber Beklagte 
zur Zeit der Ueberreichung ver Klage ſich im Orte des Gerichte; 
auf fünf und vierzig Tage, wenn er fich außer dem Gerichtsorte, 
jedoch in dem Großfürſtenthume; auf jechzig Tage, wenn er außer 
bemjelben, jedoch in dem Gebiete des öfterreichiichen Kaiferftaates, 
und auf neunzig Tage, wenn er fich im Auslande befindet. 

Bon welchem Tage diefe Frift zu laufen beginnt, beftimmt der $. 97° 
der EBD. Wenn die Klage wider mehrere Streitgenoffen gerichtet wird, 
die fich in verjchiedenen Orten aufhalten, jo ift, um feinen der Streitgenofien 


zu präjudieiren, zur Einrede für alle Streitgenoffen jene Frift zu bejtimmen, 
welche dem am entfernteft wohnenden Streitgenofjen zu Gute fommt. 


Anmerkung. Der Beicheid über eine Klage im fchriftlichen Verfahren wird alfo 
auten: 


3. 1418. 


Diefe Klage wird dem Bellagten zur Grftattung der Ein: 
rede, welche binnen 30 Tagen hiergerichts zu überreihen iſt, zu— 
geftellt. 


Hermannftadt den 15. Dezember 1852. 


Bon dem F. k. Landesgerichte. 
N. N. Sefretair. 
An Herrn N. N. in N. (zu eigenen Händen). 


Sind mehrere Bellagte, jo muß der Befcheid nad Vorfchrift des F. 68 der CPO. 
abgefaßt werden. 
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8. 53. 
Befugniß des Richters, Fürzere Frift anzufegen. 

Der reifen Beurtheilung des Nichter8 wird überlaffen, diefe 
gefeglichen Friften abzufürzen, wenn der Inhalt und Gegenftand 
der Klage, die geringe Entfernung des MWohnortes des Beflagten 
vom Gerichte, oder eine Gefahr am Verzuge die größere Bejchleuni- 
gung des Prozeſſes fordern oder geftatten. 

Dem Richter ift geftattet, die im $. 52 angeführten Friſten abzufürzen, 
wenn gewiſſe Umftände eine größere Befchleunigung des Prozeſſes fordern 
oder auch nur geftatten. Der Nichter wird fich bei der ihm geftatteten Ab— 
fürzung der gejeglichen Friften ftetS den im $. 38 der CPO. aufgeitellten 
Grundſatz vor Auge halten, und nie den Zweck der Sicherheit der Rechts— 
verfolgung und Nechtsvertheidigung dem der Befchleunigung des Prozeßganges 


opfern. Gegen die von dem Nichter feftgefegte erſte Friſt zur Ueberreihung 
einer Sasjchrift findet nach $. 320 Neo. 3 der CPO. fein Necurs ftatt. 


$. 54. 


Einwendung des niht gehörigen Gerihtsftandes im fhriftlidhen 
Verfahren. 


Die Einwendung des nicht gehörigen Gerichtsitandes Darf im 
ſchriftlichen Verfahren zwar abgejondert ($. 14), jedoch nur in der 
erften Hälfte der von dem Richter beitimmten erjten Frift zur Ein— 
rede angebracht werden. Hätte aber der Nichter über vie Klage 
eine Tagjakung angeordnet ($. 62); jo muß die Ginwendung des 
nicht gehörigen Gerichtsftandes, obgleich die Hauptjache nach ber 
allgemeinen Regel fehriftlih zu verhandeln wäre, bei dieſer erſten 
über die Klage angeoroneten Tagſatzung angebracht werden, widri— 
genfalls der Kläger mit derjelben nicht mehr zu hören wäre. 

Bezüglich diefes Paragraphs wird auf die bei dem g. 14 der CPO. 
vorkommenden Erläuterungen verwiefen. 

8. 535. 
Wird die Einwendung des nicht gehörigen Gerichtsſtandes von 
dem Richter verworfen, ſo läuft dem Beklagten die Friſt zur Ein— 
rede in der Hauptſache von dem Tage an, mit welchem dieſe Ver— 
ordnung rechtskräftig geworden iſt. 
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In der Negel beginnt die Srift zur Ginrede nach dem $. 97 dr ERO, 
mit dem nächftfolgenden Tage nach demjenigen, an dem der Partei oder 
ihrem Bevollmächtigten die gerichtliche VBerordnung (dev Beſcheid) zugeftellt 
worden iſt. Don Diefer Negel tritt jedoch eine MNusnahme ein, wenn von 
dem Geflagten die Einwendung des nicht zuftäindigen Gerichtöftandes erhoben 
wird. Wird Ddiefer Eimwendung von dem Nichter ftatt gegeben, fo erhält es 
von ber für die Einrede bejtimmten erſten Friſt ohnehin fein Abkommen. 
Wird Dagegen diefe Einwendung verworfen, fo darf nach $. 313 der CPO. 
vor Erledigung des Nefurjes wegen verworfener Einwendung des nicht ge 
hörigen Gerichtöftandes ber Die Klage nicht verhandelt werden, und es 
läuft dem Beklagten die Friſt zur Einrede in der Hauptfache erſt von dem 
Tage an, an welchem der die Einwendung des nicht gehörigen Gerichtsitanz 
Des verwerfende Bejcheid zur Nechtöfraft gelangt ift. Wird gegen dieſen 
Beicheid fein Nefurs ergriffen, jo ift er mit Ablauf des vierzehnten Tages, 
von dem nächtfolgenden Lage nach demjenigen gerechnet, an dem der Par— 
tei oder ihrem Bevollmächtigten der Befcheid zugeftellt worden it, rechtskräf— 
tig ($. 97 und 309 der EBD.) Wurde z.B. der fragliche Beicheid, gegen 
welchen fein Nefurs ergriffen worden ift, am 1. Dezember zugeftellt, fo ift 
er mit Ablauf des 15. Dezember rechtskräftig. Bon dem 15. Dezember läuft 
auch die Frift zur Einrede. Ein Gleiches gilt auch bezüglich der Nechts- 
fraft der Verordnung der IT. Inftanz, falls dagegen ein Nefurs zuläßig ift 
($s. 317 und 318) der ERDO,). Iſt fein Nefurs dagegen zuläßig, der Be: 
jcheid jomit vechtsfräftig, jo beginnt die Friſt zur Erftattung der Einrede mit 
dem auf den Tag der Zuftellung nächitfolgenden Tag. 


$. 56. 
Befheid über die Einrede und Replik. 


Die Einrede Hat der Nichter dem Kläger zu Erftattung der 
Neplif, und die Neplif dem Beklagten zur Grftattung der Duplif 
mitzutheilen, und zu Ueberreichung diefer Satzſchriften vierzehntägige 
oder nach Befchaffenheit der Umſtände ($. 53) au Fürzere Friften 
anzujegen. 


8. 57. 
Befheid über die Duplif. 
Die Duplif ift dem Kläger zur Einficht zuzuftellen, und zu— 
gleich eine Tagfagung zur Inrotulirung der Akten anzuordnen. 


$. 58. 
Neuerungen in der Replif und Duplif. 


Umftände und Beweismittel, die nicht zu Widerlegung der, von 
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den Beflagten in der Einrede lanzeführten Thatſachen und Beweife 
dienen ($. 17) dürfen von dem Kläger in der Replik; und eben fo 
Behelfe, die nicht zur Widerlegung der, in der Neplif angeführten 
Umftände und Beweismittel dienen, von dem Beklagten in der Du— 
plif nur dann angebracht werden, wenn die Partei, die davon Ge— 
brauch machen will, glaubwürdig zeigt, daß fie diefelben nicht zurück— 
gehalten habe, um die Sache zu verzögern oder zu verdunfeln. 


8. 22. 


Wenn der Kläger in der Replik oder der Beklagte in der Du— 
plik ſolche Neuerungen beibringen will, ſo muß er vor oder bei 
Ueberreichung der Satzſchrift um die Bewilligung dazu beſonders 
anfuchen. Ueber diejes Gejuch hat der Richter ven Gegner bei einer 
Tagfagung unverzüglich zu vernehmen, und durch Beſcheid darüber 
zu entjcheiden. Die allenfalls zugleich überreichte Satzſchrift ift 
hienach zu erledigen. Auf gejegwidrige Neuerungen der Replik ift 
von dem Nichter nur in fofern Bedacht zu nehmen, al3 der Be- 
Fagte jich hierauf in der Duplif ohne Vorbehalt einläßt. 

Der Kläger hat nach dem in dem $.10 der CPO. aufgeftellten Grund- 
fage alle Thatjachen und Beweismittel, von denen er zum DBehufe feiner 
Rechtsverfolgung Gebrauch machen will, in der Klage anzubringen. 

Der Geflagte hat nach F. 12 der EVD. feine Aeußerungen über Die 
Umftände der Klage und Über die Beweismittel derfelben, jeine Ergänzungen 
und Berichtigungen, feine Einwendungen und feine Beweismittel in der Ein- 
rede vorzubringen. 

Dieje Vorfchriften erhalten ihre Sanction durch folgende, in den 88. 
58 und 59 der CPO. enthaltene Grundfäge: | 

1) Wenn der Kläger in der Replif oder der Geflagte in der Duplif 
neue Ihatjachen oder Beweismittel vorbringt, welche in der Klage oder Ein- 
rede nicht vorgefommen find, jo werden dieſe neuen Thatfachen und Beweis- 
mittel von dem Gefege Neuerungen genannt. | 

2) Es gilt als Regel, daß Neuerungen in der Replif und Duplif un- 
zuläßig find. | 

3) Ausnahmsweife fonnen jedoh a) nach dem Gefege, b) infolge 
beionderer Bewilligung des Richters und c) mitzZuftimmung 
des Gegners in der Neplif und Duplif Neuerungen vorfommen. 

4) Nach dem Gejege find folgende Neuerungen zuläßig: 

a) Darf der Kläger ohne weiters in der Replik und der Geflagte eben 
jo in der Duplif neue Umftände und Beweismittel in fofern vorbringen, 
als diefe neuen Umftände und Beweismittel feinen andern unmittelbaren 
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Iweck haben, als die von Dem Beklagten in der Einrede oder von dem Plä- 
ger in dev Neplif angeführten Thatſachen und Beweismittel zu widerlegen. 
So kann 3. B. der Kläger ohne weiteres zur Entkräftung der von dem Ge— 
klagten in dev Einvede gemachten Einwendung der gefchehenen Zahlung neue 
Thatſachen und Beweismittel in der Neplif anführen, welche zur Entkräf— 
tung und Widerlegung diefer Einwendung dienen. Wenn dagegen in der 
Neplif Neuerungen angeführt werden, die zunächft und unmittelbar dieſen 
Zwed nicht haben, fondern wodurch die Erzählung des Faftums in der Klage 
vervolljtändigt, oder bereits in der Klage vorgebrachte Fakta mit Beweis- 
miteln unterjtüßt werden follen oder umgefehrt, wenn der Geflagte erſt in 
der Duplik Widerfprüche, Cinwendungen und Beweismittel vorbringt, die 
ſchon in der Einrede hätten vorfommen fönnen und vorkommen follen, fo 
fönnen dieſe Neuerungen ohne befondere Bewilligung des Nichters oder des 
Gegners nicht zugelaflen werden. 

b) &8 fann nach $. 259 der CPO. der Haupteid auch noch in der 
Neplif oder Duplif aufgetragen. — 

c) Kann der Nichter nach dem $. 205 der CPO. auf den Augen- 
Ihein, nach dem $. 271 der EBD. auf den Erfüllungseid und nach dem $. 
276 der EBD. auch auf den Schägungseid, ſelbſt wenn die Parteien diefe 
Beweismittel nicht angeboten hätten, erfennen. Daraus geht hervor, daß 
der Augenſchein-, Erfüllungs- und Schäßungseid auch in der Neplif und 
Duplif erſt angeboten werden kann, ohne daß die Rechtsfolgen gefeßwidriger 
Neuerungen eintreten. 

5) Will der Kläger in der Replik oder der Beklagte in der Duplik 
neue Umftände oder Beweismittel beibringen, deren Beibringung ihm ohne 
weiters nach dem Geſetze nicht geftattet ift, jo muß er vor oder bei Weber: 
reihung dev Satzſchrift um die Bewilligung dazu befonders anfuchen. 

Dieſes Gefuch muß folgende Eigenfchaften haben: 

a) Muß die Partei, welche von neuen Thatfachen oder Beweismitteln 
in dev Neplif oder Duplif Gebrauch machen will, wenn auch nicht ftreng 

erichtsordnungsmäßig erweifen, fo Doch werigitens glaubwürdig machen, daß 

fe Diefe Neuerungen nicht zurlcgehalten habe, um die Sache zu verzögern, 
oder zu verbunfeln. Diejes Glaubwürdigmacen kann gejchehen, 3. B. durch 
Briefe, aus welchen hervorgeht, daß dem Kläger erft nach Ueberreichung der 
Klage die Urfunde in DOriginali eingefendet wurde, oder durch Umftände, 
welche es glaubwürdig machen, daß der Kläger den Aufenthalt eines Zeu- 
gen, auf welchen er fich in der Replik beruft, erft nachträglich in Erfahrung 
gebracht Habe u. dal. 

Ein Eid, daß die Neuerungen nicht zurüdgehalten wurden, um Die 
Sache zu verzögern oder zu verdunfeln, kann dem Neuerungsmwerber nicht 
auferlegt werden, denn ein jolcher Eid wäre ein Geführdeeid (juramentum 
calumniae) und einen folchen fennt unſere EVD. wie aus dem $. 258 her- 
vorgeht, nicht. w 

b) Muß dieſes Geſuch das Begehren um Bewilligung der Beibrin— 
gung dieſer neuen Thatſachen oder Beweismittel in der Replik oder Duplik 
enthalten. 

Ueber ein ſolches Geſuch hat der Richter zur Vernehmung des Geg— 
ners eine Tagſatzung anzuordnen. —— nun der Gegner ohne weiters die 
Legung der Neuerung, ſo wird das Geſuch mit dieſer Einwilligung erledigt. 
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Widerſetzt fih Der Gegner der Beibringung dieſer Neuerung, fo wird 
der Richter, ungeachtet Diefer Einiprache, wenn glaubwürdig dargethan wird, 
daß die Neuerungen nicht zurüdgehalten wurden, um die Sache zu verzögern. 
oder zu verdunfeln, Durch Beſcheid die Beibringung der Neuerung bewils 
ligen, im entgegengejegten Falle den Bittfteller mit feinem Gefuche zurückwei— 
jen. In beiden Fällen fteht dev Partei, die fich dadurch gefränft erachtet, 
der Refurs gegen dieſen Beicheid offen. 

Zugleich mit Diefem Neuerungsgefuche kann auch die Replif oder Du— 
plif überreicht werden. Iſt Diefes der Fall, jo wird die Sasichrift erft dann 
wenn Über das Neuerungsgefuch entjchieden worden ift, und zwar mit Be: 
zugnahme auf den Ddiesfälligen Beſcheid erledigt. 

6) Neuerungen, welche nicht nach dem Gejege ohne weiters angebracht 
werden Dürfen, und für deren Beibringung eine bejondere Bewilligung des 
Richters nicht erwirkt wurde, find gejegwidrige Neuerungen. 

Bezüglich diefer gilt folgendes: 

a) Auf gejegwidrige Neuerungen hat der Richter in der Regel feinen 
Bedacht zu nehmen. 

b) Wenn jedoch der Gegner des Neuerungen NVorbringenden diefe aus— 
drüdlich oder ftillichweigend dadurch geitattet, daß er ohne die Einwen- 
dung der Gejesiwidrigfeit Dagegen vorzubringen fich darauf jo einläßt, als ob 
fie ganz in der Ordnung angebracht worden wären, jo verlieren dieſe Neue- 
sungen den Charakter der Gejegwidrigfeit und find von dem Richter aller- 
dings zu beachten. Wenn jedoch der Gegner gegen dieje Neuerungen Die 
Einwendung der Gejegwidrigfeit erhebt, ohne ſich darauf einzulafien, oder 
fich nur mit dem Vorbehalt darauf einläßt, daB auf feine Einwendung der 
Gejegwidrigfeit Fein Bedacht genommen werden follte, oder wenn der Geg- 
ner Die gejegiwidrigen Neuerungen ganz mit Stillfchweigen übergeht, fo darf 
von dem Richter Darauf fein Bedacht genommen werden. (Siehe Anmerf.) 


Anmerfung. Ein Gefuh um Bewilligung zur Beibringung von Neuerungen im 
der Replik hätte zu lauten: 


Bon Außen: 
K. F. Landesgericht Hermannftadt. 


Gejud. 


Peter Schwig, bürg. Drechslermeifter, wohnhaft Nr. 12 durch 
den Novofaten N. N. 
wider 
Frauz Ziegler, Schankwirth, wohnhaft Nr. 26 durch den Ad— 
vofaten N. N. 
bittet in der Streitfadhe peto. Zahlung einer Darleihens- 
ferderung von 1000 fl. EM. um Bewilligung in der 
Neplif eine Neuerung vorbringen zu dürfen. 
Bon Innen: 
(15 fr. Etämpel.) 


Löbliches k. k. Bezirfsgericht! 


In der Klage de praes. 20. Dezember 1852, 3. 5201, hat 
der Kläger Herr Peter Schwitz dem Geklagten Herrn Franz Zieg— 
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ler über die Umftände, daß eriterer dem legteren am 1. März 1852 
ein Darleihen von 1000 fl. CM. baar zugezählt habe, daß ſich Herr 
Franz Ziegler verpflichtet habe, dieſes Darleihen am 1. Dezember 
1852 zurüczuzahlen, und vom 1. März bis 1. Dezember 1852 das 
dargeliehene Kapital mit 6 vom Hundert zu verzinfen, den Haupt— 
eid aufgetragen, weil der über diefes Darleihensgefchäft errichtete 
Schulvjchein vom 1. März 1852 zur Zeit der Klage, wie meine 
in /, in Abfchrift beiliegende Species factt erweift, nicht aufgefunden 
werden fonnte. Laut des in ‘% im Abfchrift beiliegenden, an mid) 
gerichteten Briefes des Herrn Peter Schwiß wurde jedoch dieſer 
Schuldfehein, nachdem bereits die Klage eritattet war, unter meh 
reren Papieren in eimer Truhe vorgefunden. Da dieſes Beweis— 
mittel, wie aus den Umftänden glaubwürdig erhellt, durchaus nicht 
in der Abficht zurückgehalten wurde, um die Sache zu verzögern 
oder zu verdunfeln, jo ftelle ich die Bitte, das hochlöbliche k. k. 
Landesgericht geruhe nach vorausgegangener Berwehmung des Ge: 
flagten durch Befcheid zu entfcheiden: Die angefuhte Neuerung 
werde bewilligt und dem Kläger Herrn Peter Schwiß geftattet, den 
Schuldfchein vom 1. März 1852 in der Neplif beizubringen. 


Hermannftadt den 1. Januar 1853. 


fı 


* 


N. N., Advokat. 
Beſcheid über dieſes Geſuch. 
Zur Vernehmung des Geklagten, wird die Tagſatzung auf 
den 10. Januar 1853 um 9 Uhr Vormittags hiergerichts angeord— 
net. Beide Theile werden aufgefordert, zu dieſer Tagfakung zu er— 


fcheinen, widrigenfalls diefelben die gejeglichen Gontumazialfolgen 
zu gewärtigen haben. 


Erledigung des Tagjakungsprotofofolles. 
3. 5371. 


Dem von dem Kläger mit dem Gefuche de praes. — 2. 
— geftellten Anfuhen, den Schuldfhein vom 1. März 1852 als 
Neuerung in der Replik beibringen zu dürfen, wird nach gepfloges 
ner Ginvernehmung des Gegners ftattgegeben und jeder Streitiheil 
hievon in Kenntniß geſetzt. 


Hermannftadt den 14. Januar 1853. 


Befheid auf die Neplik. 


Diefe Replif wird dem Geklagten mit Bezugnahme auf den 
hierämtlichen Befcherd vom heutigen Tage, 3.5371, zur Erftattung 
der Duplif, welche binnen 14 Tagen hiergerichts zu überreichen ift, 


zugefertigt. 
$. 60. 
Schlußfhrift und Gegenſchlußſchrift. 
Pill der Kläger in dem Falle des $. 20 eine Schlußjehrift 
überreichen, jo muß er es vor der Inrotulirungs-Tagſatzung dem 


111 


Gerichte anzeigen Zu Ueberreichung der Schlußichrift und Gegen- 
ſchlußſchrift find vierzehntägige, oder nach Umständen ($. 53) au 
fürzere Friſten anzujegen. 


$. 31. 


Folge der Nichterſtattung einer Satzſchrift oder Berzichtleiftung 
auf diefelbe. 


Wenn eine Sasjehrift binnen der feſtgeſetzten Friſt von ber 
Partei nicht überreicht wird, jo foll auf Anfuchen ihres Gegners die 
Inrotulirung der Akten bewilliget, und nach den Beſtimmungen des 
$. 40, was Rechtens iſt, erfannt werden. 

Wird eine, mehreren Streitgenofien abgeforderte Satzſchrift 
nur im Namen einiger derjelben eritattet, jo ift anzunehmen, daß 
die übrigen derjenigen Verhandlung beitreten, welche für fie Die 
günftigite ift. 


Mährend im mündlichen Verfahren in Gemäßheit des 8. 40 die Con— 
tumacirung des von der Tagſatzung ausgebliebenen Streittheiles von Amts— 
wegen, ohne daß ein darauf gerichteres Begehren der Partei erforderlich 
wäre, erfolgt, kann im fchriftlichen Verfahren nach fruchtlofer Verftreihung 
der zur Ueberreichung einer Sasichrift feitgefegten Srijt eine Contumazirung 
des Säumigen erit dann erfolgen, wenn defjen Gegner um die Inrotulirung 
der Aften anfucht. Die Sasichriften fünnen nah $. 100 der EBD. aud, 
nachdem die Frift zu ihrer Ueberreichung verftrichen ift, noch immer ange- 
bracht werden, wenn nur der Gegner nicht das Gejuh um Inrotulivung 
der Aften ſpäteſtens Tags zuvor eingebracht hat. 

Wenn das Imvotulivungsgefuh und die nicht in gehöriger Friſt einge- 
brachte Sagichrift an demfelben Tage bei Gericht überreicht worden find, jo 
wird das Inrotulivungsgefuch zurüdgewiefen und die Sagichrift jo erledigt, 
als ob ſie in der gehörigen Friſt eingebracht worden wäre. 

Hier hätten alfo die Advofaten allerdings ein Mittel in der Hand, in 
der Eritattung der Sasichriften gegenfeitig gegen einander Nachfichten wegen 
Perfäumnifien in der Einbringung der Sasichriften fich zu gewähren und 
in Anfpruch zu nehmen und fo den Prozeß trog der ftrengen Beſtimmungen 
gegen den Unfug der Frifterftrefungen in die Länge zu ziehen. Allein das 
Gejeg hat auch hier vorgeforgt, und im $. 291 der CPO. den Richter an- 
gewiefen, Darüber zu wachen, daß die Advofaten ihre Pflicht geaen die Par— 
teien befolgen und bei Zeiten im Falle des Verſäumniſſes der Frift zur Er- 
ftattung einer Sasjchrift um Inrotulirung der Akten anfuchen. Nechtsfreunde, 
heißt es im 8. 291 der CPO,, welche ohne Nachweiſung triftiger Gründe 
die Inrotulivung der Akten binnen 8 Tagen, nachdem die Friſt zur Erſtat— 
tung einer Sasichrift von Seite des Gegners verftrichen it, anzufuchen un— 
terlafien, find ohne Nachficht zu angemefienen Geldftrafen zu verurtheilen. 


112 


$. 62. 

Abänderung des fhriftlihen Verfahrens in das mündlide. 

Verlangt der Kläger in einer durch das Geſetz dem fehriftlichen 
Verfahren zugewielenen Rechtsſache Die Einleitung des mündlichen 
Verfahrens ($. 8), jo bat der Nichter über die Klage auf Furze 
Zeit eine Tagſatzung anzuordnen. Sollte dabei der Beklagte nicht 
erfcheinen, oder jich mit dem Kläger über die Wahl des Verfahrens 
nicht vereinigen, jo bat der Nichter entweder die Klage nach Anord- 
nung des $. 51 zu erledigen, oder nach Beichaffenheit der Umftände 
das mündliche Verfahren dem Begehren des Klägerd gemäß ein- 
zuleiten. 


$. 63. 


Würde von Seite des Beklagten eine mündliche Verhandlung 
über die nach Anordnung des $. 51 erledigte Klage angetragen, jo 
hat der Richter darüber eine Tagfakung anzuordnen, und in Er— 
manglung eines inverftändniffes entweder nach obiger Vorfchrift 
das mündliche Verfahren einzuleiten, oder den DBeflagten auf ben, 
wegen Ueberreichung einer fchriftlichen Cinrede bereit ergangenen 
Beicheid zu verweilen. 


Viertes Hauptftücd. 


Bon der Zuftellung der gerichtlichen Verordnungen. 


$. 64. 
Ausfertigung und Zuftellung (Infinuation) der Beſcheide: 
a) über ſchriftliche Geſuche. 

Jede Schrift ift im Laufe des Prozeſſes jomohl als der Exe— 
fution doppelt zu überreichen; der Befcheid des Richters, wenn nicht 
dad Gejuch jogleich von Amtswegen verworfen, oder zur Verbeſſe— 
rung zurücfgeitellt wird, auf beide Exemplare zu jegen, ſodann Das 
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eine davon dem Bittiteller, das andere feinem Gegner zuzuſtellen, 
Dem Lebteren find zugleih die für ihn beftimmten Beilagen zu 
übergeben. 


$..65. 
b) über mündlide. 


Hat die Partei ein Gefuch mündlich angebracht, jo wird ber 
Beſcheid auf eine Rubrif und auf eine Abjchrift des Protofolls aus» 
gefertigt, und die erſtere dem Bittfteller, die letztere ſammt den Bei- 
lagen jeinem Gegner zugeftellt. 


Die von Seite des Gerichtes an die Parteien ergebenden Verordnun- 
gen und Erläffe find ihrer Form nach 

1) Beſcheide, 

2) Defrete; 

3) Edikte, 

4) Urtheile. 

Die Beſcheide enthalten theils die prozeßleitenden Verfügungen des 
Richters, theils Enticheidungen über ftreitige Verhältniffe in gewiſſen durch 
das Geſetz vorgefchriebenen Angelegenheiten. Sie werden auf den Rüden 
des Erhibitums oder auf Rubriquen der Eingabe gefchrieben und bei Lanz 
desgerichten nach dem $. 218 der Initruftion für die Gerichtsitellen von 
einem Rathsjefretär, bei den Bezirfögerichten von dem Bezirfsrichter unters 
fchrieben. Die Berfügungen der Behörden zweiter Inftanz und auch anders 
weitige felbititändige Verfügungen der Gerichte erfter Inftanz, 3. B. Beleh— 
rungen der Parteien, Ernennungen von Curatoren erfolgen in der feierli- 
chern Form der Defrete, welche nach $. 218 der Inftruftion von dem Bor: 
fteher des Gerichtes und einem Nathsfefretäre oder dem Vorſteher des 
Erpedits, bei den Bezirfsgerichten yon dem Bezivfsrichter, zu unterzeichnen find. 

Edifte jind folche Verfügungen der Gerichte, welche zur öffentlichen 
Berlautbarung durch die Zeitungsblätter bejtimmt find. Sie werden wie 
die Defrete unterfertigt. 


Bei En der Form der Urtheile wird im XIII. Hauptftüf der CPO. die 
Rede fein. 

Werden die Parteien vor Gericht geladen, um dortfelbft eine gewifle 
Handlung bei Vermeidung der Contumacialfolgen vorzunehmen, fo ift Die 
Borladung der Parteien nach dem prozeßualiſchen Sprachgebrauch eine 
arftatoriihe. Z. B. die Vorladung des Klägers und des Beklagten 
zur Verhandlung im mündlichen Verfahren. Werden dagegen die Parteien 
von einer Tagſatzung bloß in Kenntniß gejegt, um dafelbit einer von andern 
Berfonen vorzunehmenden Handlungen beizumohnen und ihre Rechte hiedurch 
wahren zu können, jo ift Die Vorladung eine bloß monitorifche. 

Fälle einer bloß monitorifchen Ladung find z. B. enthalten in den 88. 
162, 207, 244 der EBD. | 

Aus dem $. 64 und 65 der CPO. geht hervor, daß Feine gerichtliche 
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Verordnung den Parteien bloß mündlich eröffnet werden kann, fondern jede 
jolche Verordnung ift den Parteien jchriftlich zuzufertigen. 

Bezüglich der Beſchaffenheit der gerichtlichen Verordnungen find hier 
die Beitimmungen von $. 204 bis 206 und 212 bis 219 der proviforifchen 
Inftruftion über die innere Einrichtung und die Gefchäftsordnung der Ge: 
richtsbehörden zu bemerfen. 


$. 66. 
Zuftellung zu eigenen Händen oder durch Hausgenoffen. 


Der erite auf die Klage ergangene Beſcheid it dem Beflagten 
oder demjenigen, welcher dergleichen Befcheide fir ihn anzunehmen 
befondere Vollmacht erhalten Hat, zu eigenen Händen zuzuftellen. 
Alle übrigen DBerordnungen, die eriten in der Berhandlungen über 
einen Nebenpunkt ergangenen Befcheide nicht ausgenommen, Fönnen 
auch den Hausgenoſſen zugeftellt werden. 


Zuftellung an eine Gemeinde oder Gefellfchaft. 
Die, an eine Gemeinde oder Gejellichaft erlaffenen Verordnun— 
gen find dem Vorſteher derjelben zuzuftellen. 


Der Ort, wo dem Beklagten der erſte auf die Klage ergangene Be- 
jcheid zu eigenen Händen zugejtellt wird, ift gleichgültig. Derſelbe braucht 
nicht in deſſen Wohnhaufe behändigt zu werden. — Soll die Zuftellung an 
einen Bevollmächtigten zu eigenen Händen diefelbe Wirfung haben, wie an 
den Vollmachtgeber, jo muß der Bevollmächtigte hiezu eine befondere, d. h. 
eine jolche Vollmacht erhalten haben, welche den VBollmachtinehmer ermäch- 
tigt, Statt des Vollmachtgebers Zuftellungen zu eigenen Händen zu überneh— 
men. — Nach dem Geifte des Geſetzes fcheinen im $. 66 der EBD. unter 
Hausgenoſſen ſolche erwachlene Perſonen verftanden werden zu müſſen, 
Die zur Samilie, zur Dienerfchaft desjenigen gehören, an den die Zuftellung 
zu gejchehen hat oder deſſen Wohnungsgenofien find. Diefe Art der Zuftel- 
lung an die Hausgenofien ift auch dann rvechtsgültig, wenn derjenige, an 
den die Zuftellung gejchieht, temporär abweſend jein jollte Daraus folgt 
daß jeder gute Hausvater und ordentliche Geichäftsmann, wenn er fich auf 
längere Zeit vom Haufe entfernt, folche Vorkehrungen treffen joll, Damit eine 
an die Hausgenofien bewirkte Zuftellung noch zeitlich genug in feine oder 
jeines Bevollmächtigten Hände gelange. — 

Wenn derjenige, an welchen eine Zuftellung zu gejchehen hat, vor be— 
wirkter Zuftellung mit Tode abgeht, und feinen Bevollmächtigten aufgeitellt 
hat, den auch die Erben des Verſtorbenen anzuerfennen verpflichtet find, fo 
fann die Zuftellung offenbar nicht vorgenommen werden. Unfere Prozeß— 
Ordnung enthält für diefen Fall feine Beftimmungen. Diejelben ergeben fich 
jedoch aus den Beftimmungen des allgemeinen bürgerlichen Gejegbuches. 
Aus dem im $. 531 und 532 dieſes Gejegbuches aufgeftellten Begriffe des 
Erben folgt der Grundſatz: daß der Erbe das Recht und die Verbindlichkeit 
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hat, den Nechtöftreit in derſelben Lage aufzunehmen, in welcher er fich in 
jenem Zeitpunfte befindet, in welchem der Erblafjer mit Tode abgegangen ift. 

Hat der Erblaffer einen Bevollmächtigten hinterlaſſen, deſſen Vollmacht 
auch auf die Erben des Machtgebers lautet, jo unterliegt die Sache feinem 
Anftand und es kann mit dieſem Bevollmächtigten die Verhandlung ohne 
weiteres fortgejegt werden. 

Hat jedoch der Erblaffer feinen jolchen Bevollmächtigten ernannt, fo 
fünnen wie aus dem $. 547 des allgemeinen bürgerlichen Gefeßbuches her: 
vorgeht, die Eingaben der Parteien und die Verordnungen des Gerichtes 
nur an den Erben gerichtet werden, welcher ſich erbserflärt, d. h. eine Er— 
klärung bei Gericht überreicht hat, in welcher er den Nechtstitel jeiner Erb— 
fchaft ausweifet, und fich ausdrüdlich darüber erklärt, daß er die Erbichaft 
und zwar entweder unbedingt oder mit Vorbehalt der Nechtswohlthat des 
Inventars annehme (88. 799. 800 a. b. ©. B.). 

Damit jedoch die Gläubiger in Verfolgung ihrer Anfprüche, welche fie 
an die Berlafienichaft zu ftellen haben, nicht aufgehalten werden, beftimmt 
der $. 811 des allgemeinen bürgerlichen Gejegbuches: Die Gläubiger find 
aber nicht jchuldig, eine Erbserflärung abzuwarten. Sie können ihre An— 
fprüche wider die Mafle anbringen, und begehren: daß zur Vertretung Ders 
jelben ein Curator bejtellt werde, gegen welchen fie ihre Sorderungen aus— 
führen fönnen. — 

Nach $. 223 der Inftruftion für Die Gerichtsitellen liegt die Prüfung 
der gefchehenen Zuſtellungen Hinfichtlih ihrer vorjchriftsmäßigen Beichaffen- 
heit zunächft dem Expeditor des Gerichtes ob. — 

Die Wirkungen der vorfchriftsmäßig bemwirften ZJuftellung dev Klage 
jind folgende: 

1) Wird dadınch die Streitanhängigfeit (Likspendenz) bewirkt 
was in den Fällen zufammenhängender Streitfachen ($. 39 Jur. Norm) und 
bezüglich der Dauer der Gerichtszuftändigfeit ($. 6 Sur. Norm) von befons 
derer Wichtigkeit ift. 

Sp lange dem Beklagten die erite Verordnung über Klage nicht zuge- 
jtellt worden ift, kann bezüglich dejlelben nicht angenommen werden, daß er 
von der Klage Kenntnig babe und bezüglich des Beklagten kann alfo die 
Etreitfache nicht als anhängig betrachtet werden. 

2) Wird dadurch die in Anfpruch genommene Sache ftreitig (res liti- 
giosa) und es wird nach $. 338 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
auch der redliche Beſitzer, wenn er durch richterlichen Ausipruch zur Zurüd- 
jtellung der Sache verurtheilt wird, in Rückſicht des Erſatzes der Nusungen 
und des Schadens, wie auch in Rückſicht des Aufwandes, von dem Zeit 
punfte der ihm zugeftellten Klage, gleich einem unredlichen Beftter behandelt. 

3) Wird der Beklagte dadurch in Verzug gefest. ($. 1334 a. b. GB.) 

4) Luft im fchriftlichen Verfahren von dem auf den Tag der Zuftel- 
fung der Klage folgenden Tag dem Beklagten die Frift zur Einrede und 
zur Einwendung des nicht gehörigen Öerichtsftandes. (F. 52, 54, 97 CPO.) 


S 84. 


An mehrere Streitgenoffen. 
Wird eine Klage von mehreren Klägern gemeinfchaftlih ange- 
g* 
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bracht, jo haben diejelben in der Klage denjenigen zu benennen, dem 
die Verordnungen zugeftellt werden follen, widrigenfalls gefchieht bie 
Zuftellung bloß an die, in der erften Schrift zuerft genannte Partei 
oder an ihren Bevollmächtigten. 

$. 68. 

Soll aber die erfte Verordnung in einer Streitfache mehreren 
Beklagten zugeftellt werden, jo hat der Bittfteller nicht nur fein 
Geſuch im drei Gremplaren, von welchen zwei mit den Abfchriften 
der Beilagen genau zu verfehen find, zu liberreichen, fondern auch 
jo viele Rubriken der Schrift, als außer dem zuerft genannten Geg- 
ner Streitgenofjen vorhanden find, beizulegen, und auf jeder ben 
Wohnort der Partei, für welche fie beſtimmt ift, anzumerfen. Ein 
Sremplar der Klage ſammt den Beilagen iſt bei Gerichte aufzube- 
wahren, das zweite mit Beilagen verjehene Gremplar ift dem in ber 
Klage zuerft genannten Gegner, die mit Befcheid verjehenen Rubri— 
fen jind den übrigen Streitgenofjen mit der Gröffnung zuzuftellen, 
daß jedem der letteren frei jtehe, die Schrift und ihre Beilagen bei 
dem Gerichte einzufehen. Das dritte Gremplar ver Klage, ohne 
Beilagen, wird dem Kläger zugejtellt. 

Zugleich ift ven Beklagten in der Erledigung aufzutragen, in 
der eriten Schrift, oder Nede fo gewiß einen gemeinfchaftlichen Be- 
vollmächtigten zu benennen, welchem die weiteren gerichtlichen Ver— 
ordnungen zugeftellt werden follen, widrigenfalls die Zuftellung an 
den in der Klage zuerft genannten Beklagten, oder, wenn nicht Die- 
jer, wohl aber Einer oder Mehrere der fpäter Genannten Rede und 
Antwort gegeben haben follten, an denjenigen, welcher Rede und 
Antwort gegeben Hat, oder unter mehreren son dieſen, an denjeni— 
gen, der unter denfelben in der Klage zuerft genannt tft, erfolgen 
würde. 

Bezüglich eines Beicheides über eine Klage gegen mehrere Geflagte 
S. Anmerfung 1. 


Wird eine Wechielflage gegen mehrere Perſonen gerichtet, jo muß jedem 
Beklagten nach $. 8 der Juftizminifterial-Verordnung vom 25. Januar 1850, 


117 


3. 52 RGB. ein vollftändiges Eremplar der Klagen fammt Beilagen zuge- 
ftellt werden. Sind die erforderlichen Exemplare ſammt Beilagen, nicht über— 
reicht worden, jo ift die Zuſtellung an die Beklagten in der Weihe, wie fie 
in der Klage oder dem Gefuche genannt find, jo weit die Zahl der belegten 
Gremplare reicht, zu bewerfitelligen und in dem Beicheide auszudrüden, an 
welche der Mitgeklagten die Zuftellung nicht erfolgt. Gegen dieſe ift Die 
Klage ohne Wirfung. (Siehe Anmerkung 2.) 


Anmerkung 1. 
Beſcheid über eine Klage gegen mehrere Beklagte: 
A. Im fchriftlihen Verfahren: 


Ueber dieſe Klage haben die Geflagten die Einrede zu er: 
fatten und binnen 45 Tagen hiergerichts zu überreichen. Zu die— 
jem Ende wird dem in der Klage zuerft Genannten Geflagten ein 
Eremplar der Klage ſammt Beilagen zugeftellt und den übrigen 
Geklagten freigeftellt, die Klage und ihre Beilagen bei Gericht ein- 
zufehen. Zugleich wird den fümmtlichen Beflagten aufgetragen, in 
ihrer Einrede jo gewiß einen gemeinfchaftlichen Bevollmächtiaten zu 
benennen, welchem die weitern gerichtlichen Verordnungen zugeftellt 
werden follen, widrigenfalls die Zuftellung an den in der Klage 
zuerft genannten Öeflagten, oder, wenn nicht diefer, wohl aber einer 
oder mehrere der jpäter Genannten Rede und Antwort gegeben ha— 
ben ſollten, an denjenigen, welcher Rede und Antwort gegeben hat, 
oder unter mehreren von biefen, an denjenigen, der unter denjelben 
in der Klinge zuerjt genannt ift, erfolgen würde. 


BB. Im mündlichen DBerfahren : 


Zur Verhandlung über diefe Klage wird die Tagfakung auf 
den 8. Jänner 1853 Vormittags um 9 Uhr bei diefem k. E. Be: 
zirksgerichte angeordnet. Hiezu werden fowohl der Kläger als vie 
Geklagten mit der Warnung vorgeladen, daß im Falle des Aus— 
bleibens des einen oder des andern Theiles dem $. 40 der CPO. 
gemäß, was Rechtens iſt, erkannt werden wird. Dem in der Klage 
zuerſt genannten Geklagten wird eine Abſchrift des über die Klage 
aufgenommenen Protokolles ſammt Beilagen zugeſtellt und jedem 
der übrigen Geklagten freigeſtellt, die Klage ſammt Beilagen bei 
Gericht einzuſehen. Zugleich wird ſämmtlichen Geklagten aufgetra— 
gen, in ihrer erſten Rede ſo gewiß einen gemeinſchaftlichen Be— 
vollmächtigten ꝛc. wie bei dem Beſcheide im ſchriftlichen Verfahren. 


Anmerfung 2. 


Bormular eines Beſcheides über eine Klage gegen mehrere Geklagte 
im Wechſelverfahren. 


Zur mündlichen Verhandlung nach Wechſelrecht wird über 
dieſe Klage die Tagſatzung hiergerichts auf den 10. Februar 1853 
Bormittags um 9 Uhr angeoronet. Bei diefer Tagſatzung haben 
jowohl der Kläger als auch die in der Klage der Reihe nach zuerit 
genannten drei Beklagten Franz N., Joſef N. und Sohaun N., an 
welche die Zuftellung der Klage erfolgt, fo gewiß entweder perfün- 
lich oder durch einen Bevollmächtigten zu erfcheinen, als fonft im 
Falle des Ausbleibens des einen oder des andern Theiles dem $. 
40 der CPO. gemäß, was Nechtens ift, erfannt werden wird. An 


118 


den in der Klage weiters der Reihe nach genannten Beklagten Ste: 
fan N, für welchen ein vollftändiges Gremplar der Klage ſammt 
Beilagen nicht überreicht wurde, erfolgt bie Zuftellung der Klage 
nicht. Den übrigen Beklagten wird aufgetragen, in ihrer erften 
Mede fo gewiß einen gemeinfchaftlichen Bevollmächtigten zu benen- 
nen ac. wie es der Schlußſatz des $. 68 der CPO. vorſchreibt. 


$. 69. 


Unter mehreren Streitgenoffen ift in der Klage ber Hauptver- 
pflichtete, oder derjenige, welcher die eingeflagte Verbindlichfeit zuerft 
übernommen bat, zuerft zu benennen. Iſt unter den Belangten fein 
Hauptverpflichteter, oder ift aus dem, der Klage zum Grunde lie= 
genden Rechtsgeſchäfte nicht erfichtlich, welcher der Belangten früher 
als die andern die ftreitige Verpflichtung übernommen hat, jo fteht 
dent Kläger die Wahl des, am erften Mate zu benennenden Be- 
langten frei. Wurde die Klage mündlich angebracht, fo ift eine Ab- 
Ihrift des darüber aufgenommenen Protokolls und der Beilagen dem 
Gritbelangten, und ein Auszug desfelben den Streitgenoffen mit dem 
Bedeuten: daß fie die Klage bei Gerichte einzufehen befugt find, und 
mit dem, bei der fehriftlich überreichten Klage vorgeichriebenen Auf- 
trage zuzuftellen. 


Der Hauptverpflichtete unter mehreren Geflagten ift derjenige, gegen 
welchen der im Verhältniß zu den Übrigen größte Anfpruch erhoben wird 
oder der im DVerhältniffe zu dem andern, der nur eine Nebenzaccefforifche- 
Verbindlichkeit auf fich hat, die Hauptverpflichtung Über fich genommen hat. 
3. B. der Bürge gegenüber dem Hauptfchuldner. “Der Hauptverpflichtete ift 
in der Klage zuerſt zu benennen. Gibt es feinen jolchen, entweder weil die 
Belangten alle in solidum oder gleichmäßig verpflichtet find, jo ift für Die 
Reihenfolge, in welcher die Beklagten in der Klage anzuführen find, Die Zeit 
derart maßgebend, daß derjenige, welcher die eingeflagte Verbindlichkeit zuerſt 
übernommen hat, auch zuerſt zu benennen iſt. Iſt weder das eine noch das 
andere Moment als maßgebend vorhanden, fo hat der Kläger die Wahl, 
welchen Delangten er in feiner Klage zuerft benennen will. Hiemit wird 
dem Kläger ein fehr folgenreiches Recht eingeräumt, wie aus Folgendem 
hervorgeht: R | 3 

1) Die Gerichtsbarkeit gegen alle andern Streitgenofjen richtet ſich 
nach dem zuſtändigen Gerichtsſtande des in der Klage zuerſt benannten, ſo 
zwar, Daß, wie aus dem $. 40 der Jur. Norm hervorgeht, alle übrigen 
Streitgenofjen bei demjenigen Gerichte belangt werden müfien, welchem der 
in dev Klage zuerft Benannte unterfteht, wenn fie auch aleich für ihre Per⸗ 
ſon einem andern Richter unterworfen ſein würden. Mit dem ‚dem Kläger 
eingeräumten Necht die Reihenfolge zn beftimmen, in welcher die Geflagten 
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belangt werden fünnen, ift demjelben jomit auch eim ſehr wefentlicher Ein- 
fluß auf die Beftimmung des Gerichtsitandes eingeräumt. 

2) Der in der Klage zuerft genannte genießt ferner, wie aus dem $. 
63 der CPO. hervorgeht, bezüglich der Zuftellung der gerichtlichen Verord— 
nungen gewiſſe Begünftigungen. — 

Aus den SS. 65 und 69 im Zufammenhange mit dem $. 297 der 
CPO. geht hervor, dag Miterben, Gejellichafter oder andere Streitgenoffen, 
infoferne fie feine Gemeinde bilden, einzeln namentlich in der Klage aufge 
führt werden müſſen. Nur protofollirte Handlungs-, Fabriks- unb Gewerbs— 
- Gefellfchaften können unter ihrer Sirma erfcheinen. 


$. 70. 
An Abwefende, oder ihre Bevollmädtigten. 


Wenn der eine, oder der andere Theil feinen Wohnfis nicht 
am Drte des Gerichtes Hat, jo hat er, und zwar der Kläger in ber 
eriten Schrift, der Beklagte aber binnen der, zur Einrede feitgeftell- 
ten Friſt, oder im mundlichen Verfahren bis zur eriten Tagſatzung 
einen am Orte des Gerichtes wohnenden Bevollmächtigten, welchem 
die gerichtlichen Verordnungen zuzuftellen find, zu benennen. Im 
Falle der Unterlaffung hat er die Koften der Zuftellung ohne allen 
Anſpruch auf Erſatz jeldft zu tragen; doch find dieſe Koften von 
demjenigen vorzuſchießen, auf deſſen Gejuch die Zuftellung erfolgt. 


Seat, 


Sm Falle aber der Kläger außer dem Gebiete des öſterreichi— 
ichen Kaiſerthums wohnt, oder fein Wohnort unbekannt it, ſoll ein 
Geſuch, welches nicht von einem am Orte des Gerichtes wohnenden 
Bevollmächtigten unterfchrieben ift, von ihm nicht angenommen, ſon— 
dern derjelbe bloß angewiefen werden, das Gejuch mit dieſer Unter- 
jehrift neuerlich zu überreichen. 


S.,02. 


Ehen jo hat der auper dem dfterr. Kaijeritaate wohnende Be— 
Flagte binnen der ihm zur Einrede angejesten Frift, oder im münd— 
lichen Berfahren bis zur erften Tagſatzung, einen am Orte des Ge- 
richtes wohnenden Bevollmächtigten, welchem die gerichtlichen Ver— 
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ordnungen zugeftellt werden fünnen, zu benennen, widrigenfalls die- 

jelben nah Vorſchrift des $. 74 bei Gericht anzufchlagen find. 
Diefe Paragraphe haben den Zweck, die Schwierigkeiten der Zuſtel— 

lung der gerichtlichen Verordnungen an Parteien, die nicht am Orte des 


Gerichtes oder die im Auslande wohnen, möglichft zu befeitigen und Dadurch 
den Prozepgang zu befchleunigen. 


$. 73. 
Art der Zuftellung im Gerichtsorte. 

Am Gerichtsorte gejchieht die Zuftellung durch einen Gerich t3- 
biener, welcher jolche auf dem Geſuche jelbit durch feine Unterfchrift 
zu beftätigen, und dabei anzumerfen hat, ob die Schrift beiden 
Theilen, und welchen Theilmehmenden, dann, an welchem Tage fie 
jedem derjelben, endlich, ob fie mit, oder ohne Beilagen zugeftellt 
worden jei. 

Aus dem $. 220 der Inftruftion für die Gerichtsbehörden geht hervor, 
daß die Zuftellung am Gerichtsorte durch die beeidigten Gerichtspiener 
zu geichehen habe. Der Gerichtsdiener erhält von dem Worfteher des Erpe- 
dits einen fogenannten Zuftellungsbogen, d. h. ein WVerzeichniß der zuzuftel- 
lenden Stüde, in welchem die Protofollszahl, die Gattung des Stüdes und die 
Zahl der Beilagen, der Name der Partei oder der Behörde, an welche bie 
Zuftellung erfolgen foll, enthalten ift In der legten Rubrique des Zuftel- 
lungsbogens beftätigt dev Empfänger durch feine Unterfchrift den richtigen 
Erhalt des Stüdes und es wird in dieſer Rubrique zugleich der Tag der 
Zuftellung oder die Urſache erfichtlich gemacht, aus welcher Die Zuftellung 
unterblieben ift. Die nähern Beitimmungen hierüber find in den $$. 220 
bis 225 der Inftruftion für die Gerichtsitellen enthalten. 


$. 74. 
Bei Aenderung des Wohnortes. 

Hat eine Partei während des Prozefjes ihre Wohnung verän- 
dert, oder fich entfernt, ohne dem Gegner gerichtlich anzuzeigen, wo 
fie anzutreffen fei, fo foll der Gerichtspiener die ihm zur Zuftellung 
zugefommene Verordnung bei Gericht anfchlagen und darüber Bericht 
erftatten. Dies hat die Wirfung einer gerichtlichen Zuftellung. Die 
Beilagen der Schrift find dem Berichte des Gerichtädienerd anzu— 
ſchließen, einftweilen bei Gericht zurüdzubehalten und der Partei, 
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welcher jie hätten zugeftellt werden jollen, nebjt der Schrift auf 
Verlangen zu verabfolgen. 

Aus diefem Paragraph geht zwar allerdings mit Gewißheit hervor, 
daß bei dem dafelbit von dem Gejesgeber vorgejehenen Fall das Anichlagen 
der Verordnung bei Gericht und der Darüber erftattete Bericht des Gerichts- 
dDieners die Wirfung einer gerichtlichen Zuftellung habe, allein es ift nicht 
zu überjehen, daß der Gejeggeber einen bereits anhängigen Prozeß bei den 
Beftimmungen des $. 74 wie die Worte: während des Prozeſſes, Deutlich 
zeigen, vorausjegt und daß fich jomit dieſer Paragraph auf den erften über 
die Klage ergangenen Beicheid nicht beziehen fann, oder mit andern Worten: 
dag durch den Vorgang nah $. 74 der CPO. nie die Wirkung einer ge— 
richtliben Zuftellung zu eigenen Händen, wo dieſe von dem Geſetze vorge: 
jchrieben ift, hervorgebracht werden Fann. 


S:. 6 
Wenn die Partei fih verborgen Hält; 


Bemerft der Gerichtsdiener, daß die Partei, weicher eine Ver— 
ordnung zugejtellt werden joll, ſich verborgen hält, jo hat er an 
ihre Wohnung eine jchriftlihe Anzeige anzufchlagen, zu welcher 
Stunde er fich des folgenden Tages der Zuftellung wegen wieder 
einfinden werde. Wenn fich jodann die Partei zur beftimmten Zeit 
nicht antreffen läßt, jo ift die Verordnung, jo wie in dem alle 
des vorhergehenden Paragraphes, bei Gericht anzuichlagen. 


$. 16. 
oder die Annahme verweigert; 


Weigert fich eine Partei, die Verordnung anzunehmen, jo hat 
e8 der Gerichtsdiener auf dem für ihren Gegner beftimmten Dupli= 
fate anzumerfen, den Tag der verfuchten Zuſtellung beizufegen, und 
Die nicht angenommene Verordnung dem Nichter durch Bericht zu 
überreichen. Der Verfuch der Zuftellung hat in dieſem Falle gleiche 
Wirkung mit einer zur Zeit der verweigerten Annahme mwirflich ge— 
jchehenen Zuftellung. Das dem Gerichte zurückgeſtellte Gejuch jammt 
feinen Beilagen ift der Partei, für die e8 beſtimmt war, auf Ders 
langen auszuhändigen, 
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$. 77. 


Zuftellung an Parteien aufer dem Gerichtsorte: 
a) im Sulande: 


Die Zuftellung kann auch an Parteien, Die außer dem Ge— 
richtsorte, jedoch im Gerichtsbezirfe wohnen, durch einen Gerichts- 
diener gejchehen, wenn von demjenigen, der die Verordnung eriwirft 
bat, ausdrüdlich darauf angetragen wird, oder der Nichter diefe Art 
der Zuftellung zur Sicherheit der Theilnehmenden nothwendig oder 
den Umjtänden angemefjen findet. 


$. 78. 


Sonft gefchieht die Zuftellung an alle außer dem Gerichtsorte 
jedoch im Inlande wohnenden Parteien durch die Gemeindevorſteher 
oder durch Erſuchſchreiben an das zuſtändige Bezirksgericht, oder auch 
wenn es in dem Geſuche verlangt wird, unmittelbar durch die Poſt. 


Zu dieſem Paragraph iſt erfloſſen: Die Verordnung des Mi— 
litär- und Civil-Gouvernements von Siebenbürgen vom 17. 
Dezember 1852, Nr. 27947/,,.. an ſämmtliche Militär und Die 
ftrifts-Commanden, Bezirfs- und Unterbezirfs-Aemter: 

Durch die Vorfchriften des $. 78 der proviforiichen Civilprozeßordnung 
und des $. 220 der proviforiichen Inſtruktion über die innere Einrichtung 
und Gejhäftsordnung der Gerichtsbehörden in Siebenbürgen find die hier- 
ländigen Gerichte angewiefen, die Zuftellungen an Parteien, die außer dem 
Gerichtsorte, jedoch im Gerichtsbezirke wohnen, in der Regel durch Die be- 
treffenden Gemeindevorfteher bewirfen zu laffen. 

Nachdem jedoch zwifchen den Standorten der Gerichte und den ein- 
zelnen Ortichaften ihrer Bezirke nicht allenthalben Boftverbindungen beftehen, 
und Die Gerichtsbehörden mit feinem berittenen Amtsboten verjehen find, fo 
tritt Die Notwendigkeit ein, in Beziehung auf die Verbindungsart der ger 
richtlichen Zuftellungen und fonftigen Correſpondenzſtücke an die Gemeinde: 
vorſtände eine Maßregel zu ergreifen, durch die dem vorfchwebenden Zwecke 
entiprochen werden kann. 

In dieſer Abficht wird über Anfuchen des k. f. Oberlandesgerichts 
Nachftehendes angeordnet: 

1) Wenn die Gerichte ihre zur Zuftellung an Parteien beitimmten Be- 
ſcheide ſammt dem vorfchriftsmäßigen Entwurf des Empfangsicheines und 
andere an Gemeindevorftände gerichtete Correfpondenzftüde den betreffenden 
k. k. Unterbezirks-Aemtern unter einer befondern Adrefie überſenden — jind 
diefe gehalten, die an Gemeindevorftände gerichteten gerichtlichen Correſpon— 
denzitüde, den betreffenden Gemeindevorftänden bei ihrem Erjcheinen an dem 
nächften wöchentlichen Amtstage, gegen eigenhändige, wenn fte fchriftsfundig 
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find, wenn nicht, gegen Fertigung eines erbetenen Namensfertigers und Bei— 
druck ihres Handzeichens einzuhändigen. 

2) Bei diefer Gelegenheit ift der Gemeindevorfteher mit Rüdficht auf 
die Beitimmungen der 88. 73—756 der neuen Givilprozeg-Ordnung faßlich 
zu belehren, an welche Partei und in welcher Art derfelbe die weitere Zu— 
ftelung der gerichtlichen Verordnung gegen Empfangsſchein zu beforgen, und 
wie er fich darüber, wenn nicht früher, jo längitens bis zum nächiten Amts— 
tage bei dem Unterbezirks-Amte auszuweifen haben wird. 

3) Der in der Ordnung befundene Empfangsichein der Partei ift dem 
betreffenden Gerichte durch Das Unterbezirks-Amt gleich unmittelbar zu über: 
jenden; find aber bei der Zuftellung Hinderniffe oder Anſtände eingetreten, 
jo iſt über Die Diesfällige Anmeldung des Gemeindevorftandes ein kurzes 
Protofoll aufzunehmen, und auch dieſes dem Gerichte zur weiteren Verfü— 
gung mitzutheilen, wenn nicht Diefe Anftände durch das Unterbezivfs-Amt 
jelbit behoben, und die Zuftellung in gejeglicher Art durch dasjelbe bewirkt 
werden fönnte. 

4) Ueber alfe dieſe Zuftellungen haben die f. E. Unterbezirfs-Ilemter 
eine bejondere Vormerkung, unter Beziehung der jedem Geichäftsitüde zufom- 
menden Zahl des Gerichtes und des Datums, unter welchem die Üebergabe 
an den Ortsvorſtand und an die Partei geſchah, genau zu führen. 

Dieje Verfügung Hat das k. k. Militäv-Diftrifts-Commando den ihm 
unterftehenden Aemtern zur genauen Darnachachtung binauszugeben und 
deren Vollzug ftrengitens zu überwachen. 


7 

Sollen Zuftellungen durch die Poſt gefchehen, jo find die Pa— 
efete von außen mit der Aufſchrift des Gerichtes, mit der Einrei— 
hungszahl, dann, wo e3 nothwendig iſt ($. 66), mit der geſetzmä— 
Bigen Bemerfung zu eigener Hand und mit dem LUmtsfiegel zu 
verjehen, allenfall3 auch zur Grinnerung für den Poſtbeamten ſo— 
wohl als für die Adreifaten die Worte beizujegen, daß die Annahme 
nicht verweigert werden dürfe. 

Die Poſtämter haben feine Werweigerung der Annahme zu 
dulden, jondern den Adreſſaten, welcher die Annahme von Brief- 
haften, die ſich ſchon durch äußere Kennzeichen al3 gerichtliche Zu— 
ftellungen anfündigen, oder die Ausitellung des Empfangsſcheines 
über dieſelben verweigert, ungefäumt dem Bezirfägerichte anzuzeigen, 
Damit derjelbe dazu verhalten werde. Die Bezivfsgerichte haben da— 
her den Roftämtern auf Anrufen unverzüglich die nöthige Aſſiſtenz zu 
leiften. Der von der Partei ausgeftellte Empfangſchein über die erfolgte 
Zuftellung ift von dem Poftamte ſtets an das Gericht zurückzuſenden. 
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$. 80. 


Soll die Zuftellung durch ein anderes Gericht bewirft werden, 
fo hat der Nichter die Schrift mit den Beilagen und ber darüber 
ergangenen Verordnung an dad Bezirfsgericht, in deſſen Bezirfe die 
Partei ſich befindet, zu übermachen. Das Leßtere hat die Zuftel- 
lung, oder allenfalls die Affigirung nach den Vorſchriften der 88. 
73—76 jobald möglich zu veranftalten, und das Gefchehene unver- 
züglich zu eröffnen. 


$. Si. 
b) im Auslande. 


Befindet fich der Beklagte im Auslande, jo foll der Nichter 
die Zuftellung nach Umftänden entweder durch ein, an das Gericht 
des Wohnortes des Beklagten unmittelbar erlaffenes Erjuchichreiben 
oder durch Vermittlung höherer Behörde ($. 82) zu bewirfen fuchen, 
zugleich aber einen Gurator für den Geflagten beftellen, welcher ihn 
jo lange zu vertreten hat, als er nicht ſelbſt einen Sachwalter 
wählt und dem Gerichte namhaft macht. Erhält der Richter auf 
einem, oder dem andern Wege in einer angemefjenen Zeit die Be— 
ftätigung über die gefchehene Zuftellung nicht, jo hat er auf wei- 
tere Begehren des Klägers nach Vorſchrift des $. 85 zu verfahren 
Hierüber iſt jedoch, falls ſich die erſte Inſtanz der Zuftellung wegen 
an die höhere Behörde verwendet hätte, bei dieſer letzteren vorläufig 
anzufragen. Fremden Gerichten, welche um die Zuſtellung ange— 
gangen werden, iſt zugleich zu eröffnen, daß die Gerichtsordnung dem 
Kläger, falls binnen einer angemeſſenen Zeit die Beſtätigung der 
Zuſtellung nicht einlangt, auf die Edictal-Vorladung anzutragen 
geſtatte. 


$. 82. 
Zuftellung an Gefandtfchaftsperfonen bei einem fremden Hofe. 


Wegen Zuftellung der Klagen gegen die an einem fremden 
Hofe befindlichen k. k. Öfterreichifchen Gefandten und die zur öſter— 
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reichiſchen Gefandtichaft gehörigen Perfonen, haben ſich die eriten 
Inſtanzen jederzeit durch das Oberlandesgeriht an das Juſtizmini— 
fterium zu verwenden. 


$. 83. 
Buftellungen an die Diener fremder Gefandten am öſterreichiſchen 
Hofe. 

Zuftellungen an die in Dienften eines fremden Gefandten ftehen- 
den dfterreichifehen Untertanen welche im Haufe des Gejandten 
wohnen, oder fich dajelbit aufhalten, Fünnen von den ordentlichen 
Gerichtöbehörden nicht jelbjt vorgenommen werden. Diejelben Haben 
den Bollzug von Gerichtshandlungen, welche fih auf vergleichen 
Dienftleute und Hausgenofjen eines fremden Gefandten beziehen, im— 
mer durch das Oberithofmarjchallamt zu bewirfen. Das Oberit- 
hofmarſchallamt Hat folche Gerichtshandlungen nach vorläufig einge- 
holter Zuftimmung des Gejandten vorzunehmen, oder wenn Diefe 
verweigert würde, das Miniftertum des Aeußern um jeine DVermitt- 
lung anzugehen. Sollte bei Zuftellung einer Klage oder eines Ur— 
theil3 die Zuſtimmung der Gefandtichaft auch auf dieſem Wege nicht 
zu erhalten jein, jo iſt der Kläger berechtiget, darauf anzutragen, 
daß von dem Gerichte, bei welchem der Prozeß anhängig ift, zur 
Vertretung des Beflagten ein Gurator ernannt, und die Klage oder 
das Urtheil demſelben zugeftellt, und zugleich bei Gericht angeſchla— 
gen werden, 

Auf gleiche Weiſe ift ſich auch rückfichtlich derjenigen, bei frem= 
den Gejandtichaften dienenden Perſonen zu benehmen, welche nicht 
öfterreichiiche Unterthanen find, wenn diefe in Fällen hierlands be- 
langt werden, in welchen auch abwejende Ausländer vor den üfter- 
reichiſchen Gerichten belangt werden können. 


$. 84. 
Die Beitimmungen des vorhergehenden Varagraphes gelten für 
die darin bezeichnete Dienerſchaft aller in was immer für einem Range 
bei dem öfterreichiichen Hofe acereditirten. fremden Gefandten und 
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ihrer Gejandtjchaftsbeamten mit Ausnahme der Dienftleute derjeni- 
gen diplomatiſchen Perſonen, welche ſelbſt Bfterreichifche Untertha- 
nen ſind. 


8 835. 
e) an Perfonen unbefannten Aufenthaltes; 

Wenn der Kläger angibt, daß der Aufenthaltsort des Beflag- 
ten nicht ausfindig zu machen fei, foll, in fofern nicht das Gegen- 
theil bei Gericht befannt ift, zur Vertretung des Beklagten auf feine 
Gefahr und Koften ein Eurator aufgeftelit, und ihm dies durch ein 
Edikt, aus welchem der Gegenftand der Klage und der Inhalt der 
Verordnung zu erjehen fein muß, mit der Warnung befannt gemacht 
werden, Daß er entweder den aufgeftellten Vertreter über Die zweck— 
mäßige Verhandlung feiner Nechtsfache gehörig anzumeifen, oder dem 
Gerichte einen andern Sachwalter namhaft zu machen habe; wibri- 
genfall3 er die Folgen der Verabſäumung alles deſſen fich ſelbſt bei- 
zumefjen haben würde. Diefes Edikt foll am Gerichtsorte öffentlich 
angejchlagen, und in das, zu ämtlichen Kundmachungen in dem Kron- 
lande bejtimmte Zeitungsblatt dreimal eingerückt werden. 

Die Ediktalcitation findet nach unferem Gefege dann ftatt, wenn ber 
Kläger angibt, daß der Aufenthaltsort des Beklagten nicht ausfindig zu mas 
chen jei und das Gegentheil davon nicht ſchon bei Gericht befannt ift. Hier 
begegnen wir abermals einer Ausnahme von der in dem $. 294 der END. 
aufgeftellten Regel, daß der Richter nur nach den in den Aften angeführten 
Thatſachen und den darüber beigebrachten Beweismitteln zu erkennen habe. 
Bezüglich der Bekanntmachung von Edikten ift auf den $. 226 der Inftruf- 


tion Uber die innere Einrichtung der Gerichtsbehörden Nüdficht zu nehmen. 
(Siehe Anmerkung.) 


Anmerfung. Formular einer Ediftalcitation. 


Edift. 


Bor dem k k. Bezirfsgerichte zu Broos ift mit praes. 15. 
Sanner 1853, 3. 196 wider Jakob Hartmann, gemwefenen Weinichänfer 
aus Brocs von dem Hermannftätter Handelsmann Lorerz Freudenreih 
eine Klage auf Zahlung einer Kaufjhillingsforderung per 128 fl. 
EM. jammt vierpercentigen Intereffen vom Tage der eingebrachten 
Klage angeftrengt und von dem Kläger aus dem Grunde, weil der 
Aufenthaltsort des Beflagten nit ausfindig zu machen if, um 
Aufitellung eines Curators für den Geflagten gebeten worden. 

Zur Berhandlung über diefe Klage iſt hiergerichts die Tag— 
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fagung auf den 10. Februar 1853 um 9 Uhr Bormirtags angeord- 
net und zur Vertretung des Beklagten auf deften Gefahr und Ko: 
ſten Herr N, und für den Fall der Berhinderung vdefjelben Herr 
N. N. ale Eurator beftellt worden. 

Diefes wird dem Beklagten Jakob Hartmanı mit der War: 
nung öffentlich befannt gemacht, daß er entweder den aufgeitellten 
Gurator über die zweckmäßige Verhandlung feiner Rechtsfache gehö- 
tig anzuweifen oder dem Gerichte einen andern Sachwalter name 
haft zu machen habe, widrigenfalls er die Folgen der VBerabfäumung 
alles deſſen fich felbft beizumefien haben würde. 


Broos den 18. Jänner 1853. 


(E.S) — — 


Formular eines Gurateledefrets. 


Von dem F. FF. Bezirfsgerichte zu Broos werden Sie als 
Gurator des abwefenden Jafob Hartmann, gewefenen Meinfchänfers 
aus Broos, deffen Aufenthaltsort unbekannt ift, aus Anlaß der wi— 
der denfelben von den Hermannjtädter Handelsmann Safob Freus 
denreih wegen Zahlung einer Kauffchillingsforderung von 128 fl. 
EM. fanımt vierprozentigen Intereffen mit praes. 15. Jänner 1853 
3. 196 biergerichts eingebrachten Klage und für den Fall der Ber: 
Hinderung zu Ihrem Stellvertreter Herr N. N. mit dem Auftrage 
bejtellt, den Abwefenden dem Geſetze gemäß zu vertreten. 


Broos den 18. Sinner 1853. 


(1. S.) Der k. f. Bezirksrichter. 
MN. 


$. 86. 


Die Klage ſammt Beilagen wird in diefem alle dem Gurator 
zugeftellt, dejjen Pflicht e8 tft, dem Aufenthaltsorte des Beklagten 
nachzuforfchen, ſich wo möglich durch ihn oder auf andern Wegen 
nähere Aufklärung über den Gegenftand des Prozeſſes und die nö— 
thigen Beweismittel zu verfchaffen, und hiernach den Nechtsftreit zu 


NR er} 


Wird der Kläger überwiefen, daß er den ihm befannten Wohn- 
ort des Beklagten verjchwiegen habe, jo ift das ganze Verfahren 
nichtig, der Kläger ift zum Erfage der Gerichtsfoften zu verurtheilen, 
und überdieß nachdrüclich zu betrafen. 
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$. 58. 
d) auf Erfuhen auswärtiger Gerihtsbehörden. 


Sind auf Erfuchen auswärtiger Gerichtsbehörden Zuftellungen 
gerichtlicber Vorladungen in den öfterreichiichen Kronländern zu bes 
wirfen, fo find die Vorladungen, fie mögen durch Die auswärtigen 
Gerichte oder Durch die öſterreichiſchen Gonfulate eingelangt fein, uns 
verzüglih an das zuftändige Bezirfsgericht zu leiten. 

Das Bezivfägericht hat vor Allem darauf zu jehen, ob ber 
Vorgeladene ein öfterreichifcher Unterthan fei, oder nicht. Im letz— 
teren Falle it die Vorladung jammt den für Die auswärtige Unter- 
thanfchaft des DVorgeladenen ftreitenden Gründen durch das Ober- 
Landesgericht dem Juſtizminiſterium vorzulegen, welches das Geeig- 
nete vorzufehren Haben wird. 

Sft aber der Vorgeladene ein öfterreichiicher Unterthan, jo hat 
das Gericht, in fofern nicht die Beobachtung der Reeiprocität eine 
andere Verfiigung erheifcht, die AZuftellung der Vorladung zu befor- 
gen; wenn fich aber der Vorgeladene außer dem dfterreichiichen 
Kaiferftaate aufhält, oder deſſen Aufenthaltsort unbefannt ift, und 
er feinen zur Annahme erfter Klagen befugten Bevollmächtigten 
namhaft gemacht bat, jo tjt ihm zu dieſem Ende ein Gurator zu 
beitellen, und viefem die Vorladung zu behändigen. Zugleich iſt Die 
erfolgte Beitellung des Curators duch ein im die zu amtlichen Kund- 
machungen beftimmten Zeitungsblätter einzurückendes Edikt befannt 
zu machen. 

Im Falle der Aufenthaltsort des DBorgeladenen im Auslande 
befannt wäre, hat dad Gericht, dem die Vorladung zugefommen: ift, 
noch überdieß die auswärtige Gerichtsbehörde, in deren Bezirk der 
Vorgeladene fich aufhält, um defien Verftändigung zu erjuchen. 


$. 89. 
Nach den Beftimmungen des vorhergehenden Paragraphes it 
auch Hinfichtlich der Zuftellung anderer gerichtlicher Verordnungen 
auf Erſuchen auswärtiger Gerichtsbehörden zu verfahren. Hinſicht— 
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lich des Vollzuges der Erfenntniffe auswärtiger Gerichtsbehörden 
haben die in dem Hauptſtücke von der Execution enthaltenen Vor— 
ſchriften zu gelten. 


$. 90. 


In ſofern hinſichtlich des Schriftenwechſels mit einzelnen aus— 
wärtigen Staaten zu gegenſeitiger Bewirkung von Zuſtellungen eigene 
Vorſchriften beſtehen, iſt ſich nach den beſonderen darüber erlaſſenen 
Anordnungen zu benehmen. 


Bei dieſem Paragraph werden folgende beſondere Anordnungen ange⸗ 
ührt: 
J. Der Erlaß des h. E £ Juſtizminiſteriums im Einver— 
ftändnig mit dem Minifterium des Aeußern vom 14. Oktober 
1850, 3. 393, St. CXLI. RGEB., wirfjam für alle Sronländer 
vom Tage der Kundmahung, wodurch einige Erleichterungen in Be: 
ziehung auf die Zuftellungen und andere Amtshandlungen, welche auf Er- 
juchen öfterreichifcher Juftizbehörden im Auslande vorzunehmen find, angeord- 
net werden. 

Im Intereſſe einer vereinfachten und bejchleunigten Rechtspflege bei 
Zuftellungen und anderen Amtshandlungen, welche auf Erſuchen öfterreicht- 
ſcher Juftizbehörden im Auslande vorzunehmen find, wird den fämmtlichen 
Gerichten eriter Initanz geftattet, in allen jenen Fällen, wo es ſich nur um 
einfache Zuftellungen an öfterreichiiche oder fremde Staatsangehörige im Aug: 
lande oder bloß um Ertheilung von Ausfünften, dann um jolche Verfügun- 
gen handelt, welche lediglich :Barteifachen betreffen, oder fonft nicht von höhe: 
vem Belange find, unmittelbar am die daſelbſt befindlichen k. k. Gefandtichafs 
ten oder Gonfulate fich zu wenden. 

Bezüglich der Requifttionsangelegenheiten in der Türkei haben fich die 
Gerichte insbefondere in allen in dem vorftehenden Abjage aufgeführten Fäl- 
len unmittelbar an das öfterreichiiche Conſularamt oder die k. £ Agentie des 
betreffenden Bezirkes, oder in Ermanglung eines eigenen folchen £. f. Mif- 
fionspoftens an jenen des nächitgelegenen Bezirkes zu wenden, auch wenn 
die gedachte Vermittlung nicht zureichend ericheint, die Dazwiichenfunft der 
k. k. Internuntiatur zu Sonftantinopel gleichfalls direkte in Anfpruch zu neh: 
men; endlich bei Gegenftänden von allgemeinem Intereſſe oder von höherem 
Belange ftetS nur durch die höheren Gerichte durch das Miniiterium der 
Juſtiz einzufchreiten, welches fich fodann an das Minifterium des Aeußern 
wenden wird. 

Dies wird den Juftizbehörden zur angemeffenen Darnachachtung be- 
fannt gegeben. 

II. Laut Erlaſſes des 5. k. k. Juftigminifteriums vom 9. Auguſt 1851 
3. 10250 und 13334 ift die direkte Correſpondenz der k. k. öfterreichiichen 
Gerichte und Conſulate mit ſard niſchen Iuitizdehörden im Königreihe Sur: 
dinien micht geftattet, ſondern derlei gerichtliche Akte find in der Regel bloß 
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duch Vermittlung dev betreffenden Gejandtichaften und Minifterien an ihre 
Beftimmung zu befördern. 

II. Nach der Verordnung des-b. f. F. AYuftisminifteriums vom 19. 
Auguft 1851, 3. 10978 follen Erfuchichreiben an die Behörden eines an— 
dern Kronlandes und um fo mehr an auswärtige Behörden in beutfcher 
Sprache abgefaßt und von den nicht deutjchen Beilagen derfelben wenigftens 
jene in deutſcher Sprache angejchloffen werden, deren Inhalt die erjuchte 
Behörde nothiwendig willen muß, um die angefuchte Amtshandluug ausfüh- 
ven zu fünnen. 

IV. Berordnung des h. k. k. Juftigminifteriums vom 20. März 1852, 
3. 74, XXI. St. RGEB. (3. 100 XI. St. LOB.) wirkſam für alle Kron— 
länder, womit nach dem Wunfche der franzöfiichen Regierung feftgejegt wird, 
in welchen Fällen über Afte dev Rechtspflege Requifitionsichreiben an Die 
franzöftichen Gerichte zu erlaffen und wann fich diesfalls nur im diplomatis 
jhen Wege zu verivenden fei, und womit zugleich Die Form folcher Re— 
quifttionsichreiben, jo wie die Legalifirung derjelben näher beftimmt wird. 

Die franzöftiche Regierung hat den Wunfch ausgefprochen, daß die an 
die franzöftichen Gerichte ergebenden Nequifitionsfchreiben nur auf wichtigere 
Afte der Rechtspflege, namentlich) auf die Einleitung von Unterfuchungen, 
Aufnahme von rechtsverbindlichen Erflärungen, Verhören, Eiden und Ver— 
handlungen über die Anerfennung einer Urfunde beichränft, einfache Zuftel- 
lungen gerichtlicher Erläffe aber, oder bloße Einholungen von Ausfünften 
mit Befeitigung der Dazwifchenfunft der Gerichte lediglich im diplomatischen 
Wege veranlagt werden mögen. Zugleich hat fie auf die Nothwendigfeit 
aufmerkſam gemacht, daß die Nequifitionsfchreiben in einem der gewöhnlichen 
Courtoiſie entiprechenden Style abgefaßt feien, die Angabe des ämtlichen 
Charakters des Beamten, von dem fie ausgefertigt find, der Behörde, von 
welcher, oder in deren Namen fte ausgehen, der Thatjache, welche fie ver- 
anlaßt, und des Zwedes, defien Erreichung fte beabfichtigen, enthalten; end- 
lich daß fie in den Fällen, wo es ſich um die Vornahme wirflicher gericht- 
licher Afte handelt, zur Befeitigung des Zweifels über die Kompetenz Der 
vequirivenden Behörde mit den erforderlichen Legalifirungen verſehen fein 
ſollen. 

Hievon werden die Juſtizbehörden mit Beziehung auf den Erlaß des 
Juſtizminiſteriums vom 14. Oktober 1850, 3. 393 RGB., zur entiprechen- 
den Darnachachtung mit dem Beilage in Kenntniß gefegt, Daß Die, nach dem 
oben erwähnten Wunfche der franzöfijchen Regierung abzufafienden Requi— 
jttiongjchreiben der eriten Inftanzen, wenn ſie der Legalifirung bedürfen, durch 
das zuftändige Oberlandesgericht (Alppellationsgericht, Diftriftual-Obergericht, 
Banaltafel) mit der ordnungsmäßigen Legalifirung dem Juftigminifterium 
vorzulegen find, damit fich diefes, unter Beifügung der weiteren Legalifirung 
an das Minifterium des Aeußern zur Beförderung der Requiſitionsſchreiben 
an die öfterreichifche Gefandtichaft in Paris wenden fünne. 

V. Mit der Minifterial-Verordnung des h. Minifteriums des Aeußern 
vom 4. Jänner 1852, 3. 37, St. X RGB. welche gegen eine gleichlautende 
Erflärung der k. bayerifchen Regierung ddto. München den 17. Jänner 1852 
ausgewechfelt wurde, iſt zwifchen beiden Regierungen die gegenfeitige Auf— 
hebung des Rüderjages der Koften für Requifitionen feftgejegt worden, welche 
ein Staat an den andern in civilgerichtlichen Angelegenheiten in Beziehung 
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auf unvermögliche Parteien, fo wie bei ftrafrechtlichen oder politiihen Unter 
juchungen richtet. 

VI. Bezüglich der Eorrefpondenz mit auswärtigen Juftizbehörden find 
zu der jofephinifchen und weftgalizifchen Gerichtsordnung befondere Verord— 
nungen erfloſſen, welche hier anbezogen werden, und zwar: 

a) Bezüglih de8 Großherzogthums Heſſen das Hofdelret vom 

* A 1819, 3. 1571 und das SJuftizhofdefret vom 18. Juli 1837 

3. 418335 

db) bezüglich des Kirchenſtaates das Juftizhofdefret vom 13. Septem- 
ber 1822 an alle Appellationsgerichte; 
c) Bezüglich der Municipalität in London das Hoffanzleidefret vom 

3. Februar 1837, 3. 2434 


d) be hglich Preußens das Juſtizhofdekret vom 11. April 1837, 3. 
2090 ; 


) 

e) bezüglih Sach ſens das Hofdefret vom 9. Dezember 1822, 3. 1912; 

D dbezüglih Siziliens die Juftizhofdefrete vom 25. Mai 1832, 3.3129 
an das Dalmatiner Appellationsgericht und das Juftizhofdefret vom 
25. Mai 1835 3. 3337 an alle Appellationsgerichte; 

g) bezüglich des Stadtgerichtes zu Frankfurt das Hofdefret vom 
9, November 1822, 2 1909 an alle Appellationsgerichte: 

h) bezüglich Toskanas das Juſtizhofdkt. vom 27. März 1839, 3.1758. 

Dieje befondern Verordnungen find im Handbuche des gerichtlichen Vers 
fahrens in und außer Streitfachen des Herrn Dr. und Profefior Weſſely, 
dritte vermehrte und verbefierte Auflage zu finden. 

VII. Laut Erlaffes des f. f. Militär und Eivil-Gouvernementd vom 
23. Suli 1851, 3. 17465 hat das f. k. Minifterium des Innern mit Res 
feript vom 16. Juli 1851, 3. 13747/7302 folgende Vorfchrift in Betreff des 
Schriftenwechfeld mit dem Auslande erlaffen: 

Betreffend die Correfpondenz der Inländifchen Behörden mit dem Aug» 
Iande, befteht für die deutfchen und flavifchen FE. k. Provinzen die auf eine 
allerhöchfte Entfchließung fich gründende Vorfchrift vom 11. Juni 1807 daß 
den politifchen und Gerichts-Oberbehörden eines jeden Landes, dann ben 
fämmtlichen Kriminalgerichten die Amtliche Korrefpondenz mit den Behörden 
der benachbarten Mächte, denen die Schlichtung ähnlicher Gefchäfte zugewie— 
fen ift, in allen jenen Fällen geftattet ift, in denen es fih um einen, in 
die unmittelbare Amtshandlung der Behörde einfchlagenden Gegenftand han— 
delt, oder wo Gefahr oder Nachtheil auf dem Berzuge haftet. 

Nach derfelden allerhöchften Entſchließung ſoll jedoch diefer Schriften- 
wechfel mit dem Auslande: 

a) mit den in der Reſidenz der benachbarten Macht aufgeftellten Behörden ; 

b) mit Behörden von ungleihem Range, oder einer heterogenen Ge— 
jchäftsverhandlung, und 

c) zwifchen den ihnen untergeordneten Aemtern und Behörden benachbar- 
ter Mächte (den einzigen Fall der am Verzuge haftenden Gefahr aus- 
genommen) nicht Platz greifen, fondern es find alle diesfälligen Ver: 
handlungen mit den Behörden bes Auslandes durch Die vorgefegte 

— (das vorgeſetzte Miniſterium) im diplomatiſchem Wege 

zu pflegen. 

Auch iſt ſtets Sorge zu tragen, daß die Korreſpondenz mit auswär— 
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tigen Behörden nur in der Art ftattfinde, durch welche der Einihwärzung 
von Paqueten und fremden Briefen vorgebeugt würde. 

Von dieſer Verfügung wurde die f. Ef. Obirgerihts-Gommiffion zur 
Wiſſenſchaft und Beritändigung der unterftehenden Gerichtsbehörden in 
Kenntnig gelegt. 


— — 2- _ — 


Fünftes Hauptſtück. 
Bon den Fritlen. 


$. 91. 


Berlängerung der Friften. 


Die Friften zur Leberreichung der Einrede, Replik, Duplif, 
Schluß- und Gegenſchlußſchrift; zur Beantwortung einer Aufforde- 
rung, oder Ueberreihung der Klage des Aufgeforderten; zu den Ein- 
wendungen gegen eine gelegte Rechnung; zur MNechtfertigung eines 
Berbotes oder einer Sequeftration; zur Ausführung der bereit3 an— 
gebrachten Einwendungen des nicht gehörigen Gerichtäftandes, des 
rechtöfräftigen Urtheild oder des Vergleichs (FßF. 14, 15 und 54), 
fünnen aus wichtigen Gründen auf Anjuchen der Partei verlän- 
gert werden, 


$. 92. 
In wiefern bei Anpellations-, Revifiond- und Nullität3-Be- 
jhwerden gegen Urtheile eine Verlängerung der Friſt flattfinde, 
wird in dem 14. Haupfſtücke feſtgeſetzt. 


$. 98. 


Die übrigen durch dieſe Gerichtsordnung beftimmten Friften 
bürfen nicht verlängert werden. 

Zur Ueberreigung von Schriften und zur Vornahme gewiſſer Hand- 
lungen werden entweder durch das Gefeg, oder durch den Richter oder end- 


lich durch Hebereinfommen der Barteien gewiffe Friften beftimmt. Der Zweck 
der Friſten ift: Die größtmögliche Beichleunigung des Prozeßganges, welche 
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jedoch, wie fich von felbft verfteht, nie in Uebereilung und ungerechte Bes 
nachtheiligung der Parteien ausarten darf. ($. 38 der CPO.) 


Alle Friften find der Negel nach peremtorifch, d. h. Feiner Verlänge— 
rung fähig. Nur die in den 88. 91 und 92 angeführten Friſten find dila— 
torifch, d. 5. fie Fönnen, jedoch nur aus wichtigen Gründen, und 
unter gewiſſen Bejchränfungen verlängert werden. 

Dieſe dilatorifchen Friſten find: 

1) Die Friften zur Einrede, Replik, Duplit, Schluß und Gegenſchluß— 
ſchrift. Diefe Friften find in den ss. 52, 53, 56 und 60 der CPO. beftimmt. 

2) Die in den ss. 598, 600, 601 und 611 der EBD. geielich bes 
ftimmten Friften zur Beantwortung einer Aufforderung oder Meberreihung 
der Klage des Aufgeforderten: 

3) zu den Einwendungen gegen eine gelegte Rechnung ($. 612 EBD). 

4) zur Nechtfertigung eines Verbotes oder einer Sequeftration ($. 421, 
434, CPO.) 

5) zur Ausführung der bereits angebradten Einwendun— 
gen des nicht gehörigen Gerichtsftandes, des rechtskräftigen Urtheild oder 
des Vergleichs (8. 54 der EVD.) 

6) Die Friften zur Ausführung der Appellations-, Reviſions- und 
Nulitätsbefchwerden (F. 325, 333, 340 der EBD.) 


Ale andern Friſten in der Civilprozeß-Ordnung find peremtorifche und 
fönnen nicht verlängert werden. Hieher gehören: 

1) Die Frift zum Anbringen der im $. 14 und 15 der EBD. ange: 
führten Einwendungen. ($ 54 der EVD.) 

2) Die Rekursfriſt (8. 309 der EVD). 

3) Die Friſten zur Appellations-, Reviſtons- und Nullitätsanmeldung 
($. 321, 333, 340 der EBD.) 

4) Die Frift zur Ueberreichung eines Wiedereinfegungsgefuches in den 
vorigen Stand gegen eine verfäumte Frift oder Tagſatzung ($. 356 der 
CPO.) oder wegen des Verſchuldens des Nechtsfreundes (8. 361 EVD.) 

5) Die einer Partei zur Wahl eines Schiedsrichters (8. 377 EBD.) 
und die dem Schiedsrichter zur Entjcheidung der Sache im $. 379 der CPO. 
feſtgeſetzte Friſt. 

6) Die Friſt zur Rechtfertigung eines erwirkten proviſoriſchen Perſonal— 
arreftes ($. 402 der CPO.) 

Die in einem Urtheile feſtgeſetzte Frift, binnen welcher eine Ver— 
bindlichfeit erfüllt werden fol. (F. 300 der EBD.) 

8) Die in dem $. 618 der CPO. und dem Art. XIX. der Einfüh: 
rungsveroronung zur Civilprozeg- Ordnung zur Einbringung der Beſitzſtörungs— 
klage feſtgeſetzte Friſt. Endlich | 

9) Die im Wechfelverfahren in der Verordnung des f. Ef Juſtizmini— 
fteriums vom 25. Jänner 1850, 3. 52 RGB. feſtgeſetzten Friften. 


‚Nicht überflüffig wird es fein, hier den $. 2 der CPO. in Erinnerung 
zu bringen, welcher vorichreibt, daB dev Nichter im Falle der Zurückweiſung 
einer Eingabe wegen Förmfichfeitsgebrechen, wenn es fich um eine Fallfeiit 
In der Partei zur Verbeſſerung einen angemejienen Termin zu beftim- 
men hat. 
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$. 94. 
®rledigung der Friftgefude. 

In jedem Friftgefuche muß nicht nur der Grund beffelben an— 
gerührt, und nach Möglichkeit Befcheinigung darüber beigebracht, ſon— 
dern insbefondere auch nachgewiefen werden, welche Friften dem 
Bittiteller früher bereit3 zu gut gefommen ift. 


Die wefentlichen Grfordernifie eines Friftgefuches find: 

1) Die Anführung eines wichtigen Grundes, aus welchen von Seite 
ber Partei um Verlängerung angefucht wird. Solche Gründe find 3. B. 
die Unmöglichkeit, fich binnen ber feftgefegten Frift die Urkunden, von denen 
bei Erſtattung der Satzſchrift Gebrauch gemacht werden muß, zu verfchaffen, 
oder den Aufenthalt gewiſſer Zeugen auszuforfchen, der Umfang und bie 
Derwidlung der Streitfache, welche eine fchwierige, längere Zeit erfordernde 
Snformation in Anfpruch nimmt u. f. w. Die Verhinderung des Advofaten 
wegen anderer Gejchäfte, oder wegen deſſen Abwefenheit ift Fein berückſichti— 
genswerther Erftredungsgrund, weil für den Fall der Verhinderung des Ads 
vofaten, defien Subftitut einzufchreiten hat. 

2) Die bloße Anführung des Erftrefungsgrundes genügt in ber Regel 
nicht, jondern Diefer Grund muß nach Möglichkeit befcheinigt, d. h. wenn 
auch nicht fireng gerichtsorbnungsmäßig erwiefen, fo doch wenigftens 3. B. 
durch Zeugniſſe, Briefe u. d. g. glaubwürdig dargethan werden. 

3) Muß in jedem Friftgefuche nachgewiefen werden, welche Friften 
dem Bittfteller bereits früher zu gut gefommen find. Diefer Nachweis wird 
dadurch geliefert, Daß jedem Friftgefuche Die vorangegangenen Friftbemwilligun- 
gen beigelegt werden (Hofdekret vom 20. Oftober 1789, 3. 1059 Juftiz- 
Gejeg- Sammlung). 


$. 95. 

Es bleibt dem Ermeſſen des Nichter8 überlaffen, ob er über 
die Friftgefuche den Gegner vor der Enticheidung einvernehmen, oder 
mit der letztern jogleich von Amtswegen vorgehen wolle. Die Ber- 
nehmung fann dur Anordnung einer Tagſatzung Über das Friſt— 
gefuch, oder durch Abforderung einer fehriftlichen Aeußerung über 
dafjelbe mit der Warnung gefehehen, daß die Frift, im Falle die 
- Yeußerung binnen der beftimmten Zeit nicht erftattet werben follte, 
al3 zugeftanden angejehen werden würde. 

Sn jedem Falle hat der Nichter die angebrachten Friſtgeſuche 
fogleich ftrenge zu prüfen, und nach den angeführten Gründen und 
ter Beichaffenheit der Streitfache die Frifterweiterung, ohne an bie 
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Einwilligung der Rechtsfreunde gebunden zu fein, zu bewilligen, 
oder abzufchlagen. Die jedesmalige Frifterweiterung darf nie ben 
Zeitraum der erften gejetlichen Frift überjchreiten. In dem Be- 
fcheive, wodurch eine Frifterweiterung bewilligt wird, ift ſtets ber 
Tag, mit welchem diejelbe zu Ende gebt, mit Beftimmtheit nad 
dem Kalender zu bezeichnen. 


Zur Vernehmung des Gegners bezüglich eines Friftgefuches dürfte nur 
dann ein Grund vorhanden fein, wenn dadurch eine Aufklärung zweifelhafter 
Umftände, auf welche es bei der Enticheidung des Friftgefuches ankommt, 
erwartet werden fann. — In welcher Art die Einvernehmung des Gegners 
des Friſtenwerbers zu gefchehen habe: ob nämlich durch Anordnung einer 
Tagfasung oder durch Abforderung einer jchriftlichen Aeußerung, hängt von 
dem Ermeſſen des Richters ab. — Der Richter ift angewieſen, bei ber 
Entſcheidung eines Friftgefuches ftrenge zu Werfe zu gehen, die Einwilligung 
der Advofaten ift hiebei für den Richter nicht bindend, jondern die für. bie 
Srifterweiterung angeführten Gründe und die Beichaffenheit der Streitiache 
einzig und allein maßgebend. 


Dem Unfuge des Friftenwerbens find dadurch fehr enge Grenzen ger 
zogen, daß die jedesmalige Frifterweiterung den Zeitraum der erften gefeglichen 
Frift nicht überfchreiten darf. Wenn alſo 3. B. die Frift zur Einrede auf 
30 Tage beftimmt wurde, fo fann die jedesmalige Frifterweiterung nur wie— 
der höchitens 30 Tage betragen. — Gegen Beichlüffe des untern oder hö— 
hern Richters, wodurch die Bewilligung eines Friftgefuches abgejchlagen 
wird, findet nah dem $. 319 der EBD. fein abgefonderter Rekurs ftatt. — 
(Siehe Anmerkung.) 


Anmerfung. 


Beſcheid über Friſtgeſuche. 


Die angeſuchte Friſterweiterung zur Erſtattung der Eintede 
wird bewilligt, und es werden hievon beide Theile mit dem Beifü— 
gen verftändigt, daß die erweiterte Friſt am 3. Februar 1853 ihr 
Ende erreicht. 


Hermannftadt den 3. Januar 1853. 


Bom F. k. Landesgericht. 
N. N. Sefretair. 


Ueber dieſes Friftgefuh Hat fih der Gegner binnen 3 Tagen 
ſchriftlich zu äußern, widrigenfalls die angefuchte weitere Friſt, melde 
mit dem 25. Januar 1853 zu Ende geht, als zugeftanden und von 
dem Gerichte bewilligt angefeben werden foll. 
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Mit Nüdfiht auf diefe negative Neuferung des Gegners wird 
dem Bittfteller nur eine weitere Friſt von 10 Tagen, weldhe am 
10 Januar 1853 zu Ende geht, bewilligt. 





Da dieſes Friſtgeſuch ſich mit Rückſicht auf die FF. 91 und 
94 der EPO. als ungegründet darſtellt, fo wird demfelben feine 
Folge gegeben und der Herr Bittſteller auf den wegen Erſtattung 
der Replik erfloſſenen hierämtlichen Beſcheid vom 15. März 1853 
3. 1897 verwiefen. 
$. 96. 

Haben die Parteien ſelbſt durch gemeinfchaftliches Ginverftänd- 
niß die Friſten feftgefegt, oder auf Verlängerung derſelben Verzicht 
geleiftet, jo iſt es dem Richter nicht gejtattet, von diefer Ueberein— 
funft abzugeben. 

Diefer $. gewährt nur den Parteien jelbft, und nicht alfo den Advo— 
faten derſelben das Recht, ftch längere oder fürzere Friften, als die im Ge- 


jege bejtimmten, durch gemeinfchaftliches Einverſtändniß feftzufegen, oder auf 
die Verlängerung derjelben Verzicht zu leiften. 


§. 97. 
Berechnung der Friften. 


Jede Frift beginnt mit dem nächitfolgenden Tage nach demje- 
nigen, an dem der Partei, oder ihrem Bevollmächtigten die gericht- 
liche Verordnung zugejtellt worden ift. Ber Zuftellungen durch die 
Bolt lauft die Friſt nicht vom Tage der Aufgabe, fondern vom 
Tage des Empfanges. Durch ein Ediet anberaumte Friften werden 
von dem Tage an gerechnet, an welchem daſſelbe ausgefertigt wor— 
den ift. Erweiterte Sriften nehmen ihren Anfang nach dem Testen 
Tage der vorhergehenden Friſt, deren DBerlängerung die Partei er— 
wirft Hat. 

Diefer Paragraph enthält die nothwendige Beftimmung des Zeitpunftes, 
von welchem an eine Frift, mag fie nun eine gefegliche, von dem Nichter 
beftimmte, oder durch Uebereinfommen ber Partei fejtgefeste fein, zu laufen 
— Geſetz unterſcheidet in dieſer Beziehung dreierlei Friſten: 

1) Die urſprüngliche erſte Friſt beginnt mit dem nächſtfolgenden 


Tage nach demjenigen, an dem der Partei, oder ihrem Bevollmächtigten, 
die gerichtliche Verordnung durch das Gericht, den Gemeindevorſtand, oder 
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unmittelbar duch die Poſt zugeftellt worden if. Der Tag der gejchehenen 
Zuftellung wird ſomit in Die Friſt nicht eingerechnet. 

2) Erweiterte Friften nehmen ihren Anfang nach dem Teßten 
Tage der vorhergehenden Friſt, deren Verlängerung die Wartei erwirkt hat. 
Da in Öemäßheit des 8.95 der CPO. der Richter in dem Beſcheide, wodurch 
die Frifterweiterung bewilligt wird, ftet8 den Tag, mit welchem Diefelbe zu 
Ende geht, mit Beftimmtheit nach dem Kalender zu bezeichnen hat, fo ift die 
Schlußbeftimmung des $. 97, vorzüglich für den Richter maßgebend. 

3) Durch ein Edift feftgefeßte Friften werden von dem Tage 
an gerechnet, an welchem daſſelbe ausgefertigt worden ift. Der Ausferti- 
gungstag ift fomit der erfte Tag der feitgejegten Frift. 

Nach diefem hier sub 1 aufgeftellten allgemeinen Grundſatze müſſen 
mehrere fowohl in der CPO., ald auch im Wechjelverfahren ertheilte befon- 
dere Beftimmungen beurtheilt werden. Hieher gehören: 

1) Die Beftimmung des $. 300 und 301 der EPD., bezüglich der im 
Urtheile ausgedrüdten Friſt, binnen welcher eine Verbindlichkeit zu erfüllen 
ift. Diefe FSrift beginnt mit dem auf den Tag der Zuftellung des erft- 
richterlichen Urtheils, oder des daſſelbe beftätigenden Erkenntniſſes der II. In— 
ftanz nächitfolgenden erften Tag. 

2) NRefurfe müffen binnen 14 Tagen, von ZJuftellung des Be— 
fcheides, gegen welche fte gerichtet jind, bei dem Richter erſter Inftanz 
angebracht werden. ($. 309 der EBD.) 

3) Der Beginn der in den 88. 321, 333 und 340 der CPO. feftge- 
festen Sriften zur Appellations-, Neviltons- und Nullititsanmeldung. 

4) Die im $. 7 der Juftiz - Minifterial> Verordnung vom 25. Januar 
1850 3. 52 RÖB zur Erfüllung einer Zahlungsauflage feftgefegte Frift. 

Die Ausdrüde: „von Zuftellung an gerechnet,“ oder „diefe 
Friſt läuft vom Tage der Zuftellung,“ die der Gefeßgeber hie und 
da in dieſen bejonderen Beftimmungen, bezüglich des Anfangs einer gewiſſen 
Friſt gebraucht, laſſen es noch immer zweifelhaft, ob der Tag der Zuftellung 
einzurechnen ift oder nicht, und Diefer Zweifel erfcheint in dem $. 97 der 
END. gelöfet, nach welchem bei feiner Friſt der Tag der Zuftellung einge: 
rechnet werden darf. 

Neben den allgemeinen Beitimmungen des $. 97 der EBD. hat der 
Gejeßgeber noch einige bejondere Verfügungen bezüglich des Beginns des 
Laufes gewiffer Friſten getroffen, 3. B. im $. 356 der CPO. bezüglich der 
Friſt zur Üeberreihung eines Gefuches um MWiedereinfegung in den vorigen 
Stand gegen eine vergäumte Falifeift oder eine verfäumte Tagfagung; im 
$. 361 Der CPO. für ein Gefuh um Wiedereinfegung in den vorigen Stand, 
wegen des Berfchuldens des Nechtsfreundes; im $. 618 der END. und im 
Artif. XIX. dev Einführungsverordnung zur EBD. für die Frift zur Anbrin- 
gung von ſummariſchen Beſitzſtörungsklagen. 


$. 98. 


In dem Falle einer angefuchten, aber abgefchlagenen Friftver- 
längerung bleiben der Partei zur Vollziehung defien, was ihr ob— 
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liegt, nach Zuftellung des Beſcheides noch fo viele Tage übrig, als 
an ber legten abgelaufenen Frift am Tage der angefuchten Erwei- 
terung nicht verfloffen waren. 


Zur bejjern Verdeutlichung diefes Paragraph wird folgendes Beifpiel 
angeführt. A hätte eine Einrede zu erftatten und der 30. Jänner wäre der 
legte Tag der ihm hiezu beftimmten Frift. Am 20. Jänner hat nun A bei 
Gericht ein Friftgefuch überreicht, welches er am 3. Februar abweislich ver- 
bejchieden zugeftellt erhält. In diefem Falle hat A zur Gritattung feiner 
Einrede noch eine Krift von 10 Tagen, welde am 4. Februar in Gemäß: 
heit des $. 97 der CPO. zu laufen beginnt und am 14. Februar mit der 
legten Stunde, in welcher Schriften bei dem Einreichungsprotofolle des Ge: 
richtes angenommen werden, endet. | 

Aus der Beſtimmung des $. 98 der CPO. geht hervor, daß der Lauf 
einen Friſt durch ein vor Ablauf der Frift eingebradhtes Friftgefuch, welches 
in der Folge _abweislich verbejchieden wird, gehemmt wird, und daß biefe 
Friſt erft wieder mit dem auf den Tag der Zuftellung des abweislichen Be: 
jcheides nächitfolgenden Tag zu laufen beginnt. 


$. 99. 


Sonn und Feiertage werden bei allen Friften, wie die Werf- 
tage mitgezählt. Fällt aber ver letzte Tag der Frift auf einen 
Sonn- oder gejeglich anerfannten allgemeinen Feiertag, jo endigt 
jie fih mit dem nächitfolgenden Werftage. 

Uebereinftimmend mit diefem und den damit im Zufammenhang ftehen- 
ben $$. 589, 590 der EBD. lautet der $. 25 der Juſtiz-Miniſterial-Ver— 
ordnung vom 25. Januar 1850, 3. 52 RGB.: Im Wechfelprozeffe find 
nur die Sonntage und die gefeglich anerkannten allgemeinen Feiertage, als 
Verialtage anzufehen. Alle Friſten laufen ohne Rückſicht auf Ferialtage un- 
unterbrochen fort. Nur wenn der legte Tage einer Frift auf einen Sonntag 
oder allgemeinen Feiertag fällt, verlängert fich die Frift bis auf den nächſt— 
folgenden Werktag. Keine Partei ift ſchuldig, an den Feiertagen ihrer Re- 
ligton vor Gericht zu erfcheinen. 


$. 100. 
Bolgen der verfäumten Frif. 

Die Friften zur Meberreihung jchriftlicher Eingaben erlöfchen 
am legten Tage mit der Stunde, in welcher Schriften bei Gericht 
angenommen werden. Jedoch kann eine Einrede, Replik, Duplif, 
Schluß- oder Gegenfhlußichrift, die Beantwortung einer Aufforde- 
rung, die Klage eines Aufgeforverten, die Schrift, welche die Ein- 
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wendimgen gegen eine Rechnung enthält, und bie Mechtfertigung 
eines Verbots, oder einer Sequeftration auch nach verftrichener Frift 
noch überreicht werden, jo lange der Gegner nicht um Jnrotulirung 
der Acten, Entſcheidung des Aufforderungs - Prozejjed, oder Aufhe- 
bung des Verbotes, oder der Sequeftration angefucht hat. Selbſt 
wenn dieſes Geſuch und die Prozepfchrift an demjelben Tage über- 
reicht werden, iſt das erftere abzufchlagen, und bie letztere ohne 
Rückſicht auf die bereit3 verfäumte Frift zu erledigen. In Anfehung 
der Meberreichung der Fragftüce ift die Vorfchrift der 99. 163 und 
177 zu beobachten. 


Bei diefem Paragraph muß zuvörderſt die Beſtimmung des $. 114 
der Inftruction vom 28. Suli 1852 über die innere Einrichtung und Die 
Gefchäftsordnung der Gerichtsbehörden in Siebenbürgen hervorgehoben wer- 
den, welcher lautet: Das Cinveihungsprotofoll muß täglich und zwar an 
Werktagen genau durch fünf, an Sonn- und Feiertagen durch drei Stunden 
offengehalten werden, welche das Obergericht mit Nücficht auf die Ortsver— 
hältnifje zu beftimmen hat. Außer diefen Stunden darf feine Schrift anges 
nommen werden. Die mittelft der Poſt anfommenden Stüde find ohne Zeit 
verluft durch einen Gerichtsdiener abzuholen und dem inreichungsproto- 
folliften zu übergeben. Die für das Ginreichungsprotofoll feftgefegten Amts: 
ftunden find mittelft Anfchlages in dem Gerichtshaufe fund zu machen. Mit 
der Verordnung des prov. ff. Oberlandes-Öerihtes von 
Siebenbürgen vom 23. Oftober 1852 3. 6151/99 ift bezüglich der 
Amtsftunden für das Einrechnungsprotofoll folgendes feitgefegt worden: 


In Folge des $. 114 der mit hoher Juftigminifterial-Verordnung vom 
28. Juli 1852 erlaſſenen Inftruetion über die innere Einrichtung und Die 
Geſchäfts-Ordnung der Gerichtsbehörden in Siebenbürgen, hat fih das k.k. 
prov. Oberlandesgericht zu der Beftimmung veranlaßt gefunden, daß die Ein— 
veihungsprotofolle der mit dem 1. November dieſes Jahres hierlands in 
Wirkſamkeit tretenden Faiferl. prov. Landesgerichte und Bezirfseinzelgerichte 
über Straffachen, civilgerichtlihe Eingaben, und Handelsangelegenheiten, an 
Werktagen Vormittags von 8 bis 11 Uhr, Nachmittags von 3 bis 5 Uhr, 
an Sonn- und Feiertagen aber blos Vormittags von 8 bis 11 Uhr zur 
Annahme und Eintragung der einlangenden Eingaben offen zu halten find. 
Die hiemit getroffene Feitfegung der Amtsftunden für die Cinreichungspro- 
tofolle der erwähnten Gerichte ift bei jedem dieſer Gerichte, mittelft Anſchla— 
ges in dem Gerichtshaufe Fundzumachen. Sollten indefien bie Ortsverhält- 
nifje bei dem einen oder anderen Gerichte dießfalls eine anderweitige Ver: 
fügung erheifchen, fo find die betreffenden Landes = Gerichtsvorftände und 
Amtsleiter der Bezivfseinzelgerichte gehalten, in diefer Richtung dem Ef. 
prov. Oberlandesgerichte ihre gutächtlichden Anträge zu erftatten. 
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Wie aus dem $. 101 der CPO. hervorgeht, gilt als Regel, daß 
Schriften, die nach Verlauf der Frift überreicht werden, von Amtswegen zu 
verwerfen find. Von Diefer Regel hat jedoch der $. 100 der EPODO. bezüglich 
folgender Schriften: 

1) Der Sapfchriften, d. i der Einrede, Neplif, Duplif, Schlußſchrift 
und Gegenfchlußichrift. 

2) Der Beantwortung einer Aufforderung oder der Klage des Aufge- 
forderten (1. 26. Hauptſtück der CPO.) 

3) Der Schrift, welche Eimvendungen gegen eine Rechnung enthält 
($. 612 der EVD.) 

4) Der Nechtfertigung eines Verbotes ($. 421 der CPO.) 

5) Und der Nechtfertigung einer Sequeftration ($. 434 der CPO.), 
eine Ausnahme gemacht. Diefe jo eben bezeichneten Schriften haben fol- 
gende Worzlige vor andern: 

1) Sie fünnen auch nah Ablauf der zu ihrer Ueberreichung feſtge— 
fegten Frift bei Gericht überreicht werden, ohne daß dieſe Verſpätung Die 
Folge nach fich zieht, daß diefelben von Amtswegen zurüdgewiefen werben 
müfjen, was im $. 101 der CPO. ald Regel vorgefchrieben ift. 

2) Wenn der Gegner des in der Prozeg-Mora befindlichen, nicht den 
Eintritt dev ContumacialsFolgen durch die im $. 100 der CPO. angeführten 
Gefuche, welche weniaftens einen Tag zuvor vor der Ueberreichung der ver- 
fpätet eingebrachten Schrift überreicht worden fein müſſen, zu bewerfitelligen 
gefucht hat, jo werden die verjpätet eingebrachten Schriften fo erledigt, als 
ob fie in der gehörigen Frift eingebracht worden wären. 

3) Wird eine folche begünftigte Schrift und das Gontumacialgefuh an 
demfelben Tage bei Gericht angebracht, jo wird das Contumacialgeſuch ab— 
gefchlagen und die, obgleich verfpätet eingebrachte Prozeßſchrift, fo erledigt, 
als ob fie ganz in der gehörigen Frift angebracht worden wäre. (Siehe 
Anmerkung.) 


Anmerkung. Formularien von Befcheiden zu diefem Paragraph. 


Da die Einrede des geflagten N. N. mit Präfent. vom 15. Fe— 
bruar 1852, 3. 908, diefes Inrotulirungsgefuh mir Präfent. vom 
16. Februar 1852, 3. 978 hiergerichts überreiht worden ift, fo 
wird Birtiteller mit demfelben anf den am heutigen Tage unter 
ter Zahl 908 .erfloffenen Beſcheid verwieſen. 


Mit Rückſicht auf den $. 100 der EBD. und mit Bezugnahme 
auf den bereits am 15. Februar 1853 3. 278 wegen ber Inrotu⸗ 
lirung der Akten erfloſſenen Beſcheid, wird dieſe verſpätet eingereichte 
Einrede zurückgewieſen. 


$. 101. 


In allen andern Fällen Hat der Richter die nach Verlauf der 
Friſt überreichten Schritten von Amtswegen zu vermerfen, Friſt⸗ 
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gefuche find nach Verlauf der Friſt, um deren Verlängerung gebeten 
wird, in feinem Falle anzınehmen. 


S. 02. 


Abweſende Parteien haben dafür zu ſorgen, daß ihre Schriften 
vor verftrichener Friſt bei Gericht einlangen. Auf die Zeit, wo 
eine Schrift an dad Poſtamt befördert worden ift, wird Feine Rück— 
ficht genommen. 

Die gejchehene Aufgabe auf die Poſt kann die wirkliche Einreichung 
einer Schrift bei Gericht nicht vertreten und es Finnen daher die Tage des 
Poitenlaufes von den Friften nicht abgerechnet werden. Diefe Vorſchrift 
des $. 102 gilt bezügliih aller gerichtlichen Eingaben, ohne Unterfchied. Nach 
den zur Jofephinifchen und galiziichen Gerichtsordnung erfloffenen Hofedfreten 
vom 6. Dezember 1786 3. 600 IGS. und 9. Dftober 1813 3. 1071 IGS. 
war zu Gunften dev Bejchwerdeichriften, welche an die Appellationsgerichte 
durch Die Poſt verfendet worden find, eine Ausnahme gemacht, indem in die 
für diefe Schriften beftimmten Friſten von 14 Tagen, Diejenigen Tage nicht 
eingerechnet werden durften, im welchen die Bejchwerfchrift auf der Boft 
gelaufen oder aufgehalten worden ift 


$. 103. 


In Rückſicht der Erftrefungen der Tagjakungen find die Vor— 
Ichriften des zweiten Hauptſtückes zu beobachten. 


Sechstes Hauptftüd. 
Bon dem Beweiſe überhaupt. 


$. 104. 
Laft des Beweifes. 

Jeder ftreitende Theil hat die Thatſachen, worauf er ein an— 
geiprochenes Recht, oder eine erhobene Einwendung gründet, zu be— 
weiſen, widrigenfall3 find diefelben bei Entſcheidung des Prozeſſes, 
in ſoweit fie von dem Gegner widerjprochen werden ($. 22), nicht 
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für wahr zu halten. Ob eine thatfächlihe Behauptung durch einen 
bejahenden, oder verneinenden Sat ausgedrückt fein möge, iſt in 
Beziehung auf die Laft der Beweisführung gleichgiltig. 


Die Privat-Nechte, um deren Geltendmachung es fich im Givilprozeffe 
handelt, entipringen aus gewiſſen thatfächlichen WVerhältniffen und aus dem 
Geſetze. Das Geſetz ift der Nichter in der Negel von Amtswegen auf die 
vorhandenen thatjächlichen Verhältniffe anzumenden verbunden ($. 294 CPO.), 
e8 wäre denn, Daß Diefes ihm wie 3. B. bei der Verjährung ausdrüdlich 
unterjagt ift, bezüglich welcher e8 im $. 1501 des a. b. ©. B. heißt: Auf 
die Verjährung ift, ohne Ginwendung der Parteien, von Amtswegen fein 
Bedacht zu nehmen. 

Ganz anders iſt es jedoch bezüglich der thatfächlichen Verhältniſſe, auf 
welche jich die ‘Barteien im Givilprozefie zur Begründung einer Klage oder 
einer erhobenen Einwendung berufen. Solche Thatfachen find, wenn fie 
weiters nichts für fich haben, als die Behauptung einer ftreitenden Partei, 
von dem Nichter nicht für wahr zu halten. — Das Gefeg fordert, daß 
Ihatfachen, worauf ein angefprochenes Necht oder eine erhobene Einwen— 
dung gegründet wird, bewiefen, und zwar nach den von dem Geſetze auf- 
geftellten Beweisregeln erwielen werde. Was aber nach dem Gefege erwie— 
jen und für wahr zu halten ift, das muß der Richter für wahr halten, und 
wenn er gleich auch in feinem Innern von dem Gegentheil überzeugt wäre. 
(ss. 104 und 294 EBD.) — Der Beweis wird nach unferer CPO. nicht 
gerührt, um den Nichter, als Menschen, in feinem Innern zu überzeugen, 
jondern um eine objektive gejegliche Gewißheit hervorzubringen und nur aus- 
nahmsweiſe ift bei problematifcheu Beweismitteln der innern Meberzeugung, 
oder wie fich das Geſetz ausdrückt, dem Ermeſſen des Richters in einigen 
Baragraphen der Civilprozegordnung ein gewiſſer Spielraum eingeräumt, 
z. B. im $. 109 bezüglich des außergerichtlichen Geftändniffes, im $. 124, 
bezüglich der Bergleichung der Handichriften, im $. 126 bezüglich der Be— 
weisfraft der nicht mit allen gejeglichen Erfordernifien verfehenen Handels- 
bücher, im $. 129 bezüglich der Beweiskraft mangelhafter Urkunden, im 
$. 159 bezüglih der Beweisfraft folcher Zeugenausfagen, die eine volle 
Beweisfraft nicht im fich tragen u. |. w. Während das fubjective Ermeſſen 
des Richters, die fogenannte conviction intime, das Princip des franzöftichen 
Deweisrechtes bildet, jo zwar, daß durch den Beweis im franzöftichen Pro— 
zeßrecht Die innere Ueberzeugung des Richters bewirkt werden muß, beruht 
die Beweistheorie unferer Prozeßordnung auf einer objectiven Grundlage, 
welche erhaben ber jubjectives Belieben, und willführliches Ermefien des 
Richters die juridiiche Gewißheit auf Gründe baut, welche nicht den Richter 
nach feiner bloß individuellen Meinung, fondern in feiner objectiven Eigen- 
ſchaft als vichterlichen Beamten derart beftimmen, daß dasjenige, was nad) 
dem Gejege erwieſen ift, immer, überall und bei allen, welche nach dieſer 
Prozegordnung das NRichteramt handhaben, für erwiefen zu halten ift. — 

Bevor in die verjchiedenen intheilungen, in welche der Beweis zer- 
fällt, eingegangen wird, muß zuvörderft auf den Unterfchied zwiichen Be— 
weis und Bejiheinigung aufmerffam gemacht werden, welcher durch 
die Beftimmungen unferer CO. begründet ift. 
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Es giebt gewiſſe Thatfachen, für welche das Gejeg nicht einen ftrengen 
gerichtsordnungsmäßigen Beweis, jondern eine bloße Beſcheinigung er- 
fordert. Solche Fälle find enthalten 3 B. im $. 58 bezüglich der Beibrin- 
gung von Neuerungen in der Neplif und Duplif; im $. 397 bezüglich der 
Erwirfung eines prov. Perſonalarreſtes; im $. 407 bezüglich der Erwirfung 
eines Verbotes; im $. 447, bezüglich der Siftirung der Execution im Falle 
des MWiderfpruches eines Dritten u. f. w. 

Wo im Gefege eine bloße Beicheinigung gefordert wird, da genügen 
auch folche Beweismittel und Beweisgründe, welche über die in Frage fte- 
henden Thatumftände zwar feine vollftändige rechtliche Gewißheit hervorbrin- 
gen, wodurch aber die Wahricheinlichfeit derſelben jofort dargethan wird. 


Die CPO unterfcheidet 1) einen vollftändigen und unvollftän= 
Digen Beweis. WVollftändig ift jener Beweis, durch welchen die Wir: 
fung hervorgebracht wird, daß der Ddargethane Umftand ohne weiters für 
wahr zu halten if. Unvollftändig ift jener Beweis, der für fich allein 
dieſe Wirkung nicht hervorbringt, fondern zu feiner Vollftändigfeit erjt einer 
Ergänzung durch andere Beweismittel bedarf. 


Ich führe beifpielsweife die ss. 108, 113, 116, 117, 119, 158 und 
216 der CPO. an, welche einen vollftändigen Beweis zum Gegenftande 
haben, und weiters die 88 109, 126, 129 und 159 der CPO.., welche auf 
einen unvollitändigen Beweis hindeuten. 


2) Einen ordentlihen, und außerordentlichen (ſummari— 
hen) Beweis. Ordentlich ijt der Beweis, der mit allen vom Gefeße 
als Regel vorgefchriebenen FSörmlichfeiten geführt wird. Der außeror- 
dDentlihe (fummarifche) Beweis ift jener, bei welchem ausnahmsweife 
von Diefen Körmlichfeiten Umgang genommen wird. In dem $ 183—187 
der CPO. wird von dem jummariichen Zeugenbeweis im Gegenſatz des or: 
dentlichen Beweijes duch Zeugen gehandelt. 


3) Einen Direften und einen indireften Beweis. Direft ift jener 
Beweis, aus welchem unmittelbar die Wahrheit des behaupteten Faftums 
folgt. 3. B. ich beweife durch einen Schuldfchein, daß ich dem A 1000 fi. 
Dargeliehen habe. Durch den indirekten Beweis wird zwar zunächit und 
unmittelbar nicht die Wahrheit des behaupteten Saftums, fondern eine andere 
Thatſache erwiefen, welche jedoch von einer folchen Befchaffenheit ift, daß 
daraus mittelbar durch eine richtige Schlußfolgerung, welche die Möglichkeit 
des Gegentheild nach unumftöglichen Erfahrungsgefegen ausschließt, die 
Wahrheit des behaupteten Faktums fließt. Wenn ich 3. B. beweife, daß 
N am 1. Januar 1853 geftorben ift, jo habe ich auch den Beweis geliefert, 
daß ihm X am 1. März 1853 ein Darleihen nicht zugezählt hat; wenn ich 
den Beweis herftelle, daß ich durch drei Jahre ununterbrochen in Amerifa 
war, jo habe ich auch den Beweis hergeftellt, daß das Kind, welches meine 
ununterbrochen während Diefer Zeit in Siebenbürgen befindliche Gattin im 
3. Jahre meiner Abweienheit geboren hat, nicht von mir erzeugt worden 
jein fonnte; wenn ich beweife, der Kläger hat mir die hundert Gulden, um 
die es fich Handelt, gefchenft, fo habe ich dargethan, daß er mir damals die 
100 fl. nicht dargeliehen Hat. Die CPO. hat den indiveften Beweis im 
$. 105 ausdrüdlich für zuläßig erklärt. Schlüßlich unterfcheidet die CPO. 
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5) einen Beweis und Gegenbeweis. Derjenige Sag, welcher 
die zu beweiende Thatfache ausdrüdt, heißt der Beweisfas, Der Beweis 
des Fontradiftorischen Gegenjages, oder mit andern Worten des geraden Wis 
derſpieles des Beweisjages heißt Gegenbeweis. Der Kläger führt z.B. 
den Beweis, er habe dem Oeflagten am 1. Mär; 1853 in dem Orte N. 
100 fl. als Darleihen zugezählt. Der Geflagte dagegen führt den Gegen: 
beweis, der Kläger habe ibm am 1. März 1852 in dem Orte N. 100 fl. 
als Darleihen nicht zugezählt. Der Gegenbeweis kann ſowohl direkt, als 
indireft geführt werden. 

Ein nicht juridiiches Bewußtſein dürfte es freilich fonderbar finden, 
wie es möglich ift, Daß in einem Prozeſſe bewiefen werde, eine gewiſſe Thatfache 
habe ftattgefunden, und wieder bewiejen werde, fie habe nicht ftattgefunden. 

Was jedoch beim erften Anblide eine Abfurdität feheint, ftellt fich bei 
näherer Betrachtung als tief im Wefen der Sache begründet bar. 

Der juridifche Beweis gewährt nämlich nie eine mathematifche Ges 
wißheit, fondern nur den höchiten Grad von MWahrfcheinlichfeit für das Sein 
oder Nichtfein einer gewilfen Thatſache. Bei dem am zuverläßigft fcheinen- 
den juridifchen Beweis bleibt noch immer die Möglichkeit vorhanden, daß 
daß bewiejene nicht wahr it. Die als echt erwieſenen Urkunden fönnen 
falſch, die als Flafitjch geltenden Zeugen in einem Irrthum oder Betruge be- 
fangen fein. Iſt aber die Möglichkeit des Gegentheild des Beweisſatzes 
vorhanden, jo wäre e8 gewiß Die größte Ungerechtigkeit, jemanden der Die 
MWirflichfeit des geraden Gegentheild des Beweisſatzes zu erweiſen fich er— 
bietet, zu Ddiefem Beweiſe nicht zuzulaften, ohne einen andern Grund für 
dieſe Ausichliegung zu haben, als eine fulfche Vorftellung von der Natur 
des juridiichen Beweifes. 

Gewiß dürfte es Niemand auffallend finden, daß eine von dem Kläger 
einfach behauptete nicht bewiejene Thatſache, durch einen einfachen Wider— 
fpruch des Geflagten entfräftet wird. Man fönnte auch hier argumentiren: 
der Kläger hat Das Mecht der Unbeicholtenheit für fich und er darf nicht 
in Folge eines einfachen Widerfpruches des Geklagten für einen Lügner ges 
halten werden. Man wendet diefe Argumentation nicht an, man nimmt im 
Gegentheil Das Necht der Unbejcholtenheit auch für den Geflagten in Ans 
fpruch, und ift einverftanden damit, daß auch der Widerfpruch des Geflagten 
wegen einer vorausgegangenen entgegengejegten unbeiwiefenen Behauptung 
des Klägers nicht für eine Lüge gehalten werden darf. Eben jo, wie eine 
einfache Behauptung des Klägers durch einen einfachen Widerfpruch Des 
Geflagten, fo wird und muß auch eine bewiejene Behauptung des Klägers, 
durch einen eriwiejenen Widerfpruch des Beklagten entfräftet werden, e8 wäre 
denn, daß man gegen den unumftößlichen mathematijchen Grundfag verftoßen 
wollte, daß eine Größe, durch eine andere gleiche und Diametral entgegen- 
gefegte, aufgehoben werde. 

Gegenftand des Beweifes find nur Thatfahen Das Necht oder 
die Pflicht, welches nach dem Gefege aus diefen Thatfachen fließt, ift ein 
Gegenftand einer logiſchen Funftion, Feineswegs aber eines Beweiſes, wie 
dieſes ſchon in dem alten juriftiichen Epruche: facta probantur, jura de- 
ducuntur anerfannt wird. Cine Folge dieſes Grundfages ift der $. 127 
der EBD., nach welchem eine Berbindlichfeit aus einer Urfunde, worin der 
rechtliche Grund derjelben nicht beftimmt angegeben ift, nicht erwiefen werden 
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kann; der $. 214 der CPO. Abſatz 5, nach welchem den Sacverftändigen 
eine Beurtheilung des Nechtes der Parteien nicht zu geftatten ift. Der 
Richter würde demnach fehr fehlen, wenn er auf einen Haupteid erfennen 
würde, welcher lautet: N. N. fchwöre, daß er zu zahlen nicht fehuldig. ift, 
anftatt den Haupteid über die Thatumftände, aus denen dieſe Verpflichtung 
folgt, 3 B. N. N. ſchwöre, daß er ein Darleihen von 100 fl. nicht erhalten 
habe, daß er diefe und diefe Sache, um den Preis von 100 fl. nicht gefauft, 
und fich zur Zahlung des Kaufihillings binnen 14 Tagen nicht verpflichtet 
habe, zuzulafjen. 

Nicht bloß der Eintritt eines Creigniffes, ſondern auch der Nichtein- 
tritt eines Ereigniffes, ein jogenanntes negatives Faktum kann, wenn dar— 
auf ein angefprochenes Recht oder eine erhobene Einwendung gegründet 
wird, Gegenftand eines Beweiſes fein. Denn auch der Nichteintritt eines 
Greigniffes ift eine thatlächlihe Behauptung. Dieſer Sa war bis auf die 
neuefte Zeit in der Theorie fehr ftreitig. 

Man hat dagegen behauptet: Das Nichts fei nicht geeignet Rechte 
zu begründen; es fei ein alter Grundſatz, daß Feine menfchlihe Kraft, folg- 
lich auch nicht der Richter, aus Nichts Etwas Hervorbringen kann. — Das 
Nichts ſei fein Gegenftand der Wahrnehmung und könne auch fchon deß— 
wegen nicht bewiejen werden. — Das Gefeg fpreche nur von Thatfachen 
(facta), darunter können Nichtthatfachen (non facta) nicht jubjummirt wer- 
den. — Man hat fih auf die alte Nechtsregel: Adfirmanti non neganti 
incumbit probatio berufen, und Diefe damit zu begründen gejucht, daß real- 
verneinende Sätze, vor realbejahenden eine höhere Wahrfcheinlichfeit voraus- 
haben, 3. B. wenn Jemand behauptet, daß unter den 90 Nummern der Lot- 
terie eine beftimmte Nummer nicht gezogen wird, jo Hat er doch offenbar 
eine höhere Wahrjcheinlichfeit für fich, als derjenige, welcher behauptet, daß 
eine bejtimmte Nummer gezogen wird. Man Hat daraus gefolgert, daß dem— 
jenigen, welcher die geringere MWahrfcheinlichkeit für fich hat, der Beweis 
aufgebürdet werden müſſe. 

Alle dieſe Einwendungen, erweiſen fich jedoch, bei genauerer Wuͤrdi— 
gung keineswegs als ftichhältig. Bei dem Beweiſe realverneinender Säge 
handelt es fich nicht um ein abftractes Nichts, fondern darum, ob eine be- 
ftimmte konkrete Thatfache nicht eingetreten ſei. Diefer Nichteintritt kann 
allerdings gewiſſe Rechte im Gefolge haben und Gegenftand der finnlichen 
Wahrnehmung fein. Kein Menjch wird daran zweifeln: daß der realvernei- 
nende Satz: daß mich mein Schuldner nicht zahlt, Gegenftand der Erfahrung 
it und gewiſſe Pflichten nach fich zieht. Der Sprachgebrauch begreift auch 
Nichtfafta unter dem Begriff von Thatfachen. Man kann 3. B. jagen, e8 
ift Ihatfache, daß Landesgerichtsrath N. heute nicht der Sisung beigewohnt 
hat. Auch ift, wenn es ſich um ein beftimmtes Nichtfaftum Handelt, weder 
für das Sein noch für das Nichtfein eine größere Wahrfcheinlichfeit vor— 
handen. Die CPO. hat ausdrüdlich entfchieden: 

Ob eine thatfächliche Behauptung durch einen bejahenden oder vernei- 
ee ausgedrücdt wird, ift in Bezug auf die Laft der Beweisführung 
gleichgultig. 

Gegenftand des Beweiſes find nur ftreitige und erhebliche That- 
jachen. Erhebliche TIhatfachen find diejenigen, worauf ein Recht oder eine 
10 
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Einwendung gegründet wird. Hat jemand die Thatfachen erwieſen, welche 
zur Begründung feines Nechtes oder der Einwendung erforderlich ift, fo kann 
ein weiterer Beweis von ihm nicht gefordert werden. Wer alfo nachgewiefen 
Da, daß er feinem Gegner 1000 fl. dargelichen hat, der hat dadurch dag 
Necht auf Zurüczahlung diefes Kapitals dargethan, und kann nicht verhalten 
werden, zu beweilen, daß dieſes Necht in der Folge uicht erlofchen ift. Der 
Gegner, welcher eine Thatſache behauptet, welche die Erlöfhung dieſes Rech— 
tes zur Folge hat, muß diefe Ihatiache beweifen. So ift e8 auch bezüglich 
der thatjächlichen Berhältnifie, welche die Verjährung begründen. Derjenige, 
welcher die Verjährung einwendet und behauptet, ein Necht fei durch die von 
dem Geſetze bejtimmte Zeit nicht ausgeübt worden, hat dieſe Thatfache zu 
erweifen und nach meiner Anficht ift es nicht im Gefege begründet, von dem— 
jenigen, dev beveitS die zur Begründung feines Rechtes erforderlichen That— 
jachen erwiefen hat, noch den weitern Beweis zu fordern, daß er dieſes Necht 
auch während der VBerjährungszeit wirklich ausgeübt habe. 


Zu den Thatjachen, welche von demjenigen, dev ſich darauf beruft, 
bewiejen werden müſſen, gehören insbeiondere: 


1) Die Gefege fremder Staaten, injoferne ſie von der einheimifchen 
Geſetzgebung felbit im Inlande nicht fundgemacht worden find, da fonft deren 
Kenntniß dem Richter nicht zur Pflicht gemacht ift. Das Beweismittel, durch 
welches Diefer Beweis geführt wird, dürften Urkunden fein, die von der kom— 
petenten auländiichen Auktorität ausgeftellt werden. Auch dürfte e8 ben 
Beweispflichtigen unbenommen jein, Durch Sacverftändige dieſen Beweis 
herzujtellen. 

2) Gewohnheiten und bejondere Statuten, ſofern diefe die Kraft eines 
Geſetzes haben ſollen, müfjen in allen ihren thatjächlichen Bedingungen 
erwieſen fein. Da fich auch nach Einführung des allgemeinen bürgerlichen 
Gejegbuches die Fälle häufig ereignen dürften, im welchen fich auf ewohn- 
heiten, die früher gleich dem Gefege gelegliche Kraft hatten, berufen wird, 
10 folgen bier nach ungarifchem Rechte (Dec. Trip. Prolegomena von 
den Ungarn auch Prologales genannt, tit 11) die Bedingungen, welche von 
demjenigen, der fich auf eine Gewohnheit beruft, bewiejen werden müflen. 
Ich führe in dieſer Beziehung als Gewährsmann die Abhandlung des 
Profeſſors Hußti (Hermannitadt 1752 ©. 60) an, welcher bießfalls fol- 
gende Grundfäge aufitellt: Conswuetudo erit probanda, annempe revera in- 
oleverit. Est enim haec quaestio facti non juris. Lex non est probanda 
ea enim jam per promulgationem omnibus innotuit. Consueludo tacite 
inolevit, quod quum sit facti, probandum omnino est. Szegedi bemerkt in 
jeinem Tripartitum juris Hungarici Tyrocinium (Tyrnau 1767 ©. 52). 
Ut autem consueludo valeat, Iria requiruntur 

I) ut sit rationabilis, 

2) ut sit praescripta, 

3) frequentia actuum. Primo itarationabilis erit, si sit de re ho- 
neslta et utilis reipublicae, Secundo Ad hoc ut consuetudo civilis cen- 
seatur praescripta, sive via praescriptionis (ignorante scilicet principe) 
introducta, requiritur et sufficit decennium. Tempus autem decennü in- 
eipit currere a tempore primi aclus celebrati a populo. 
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Tertiv. Frequentia actuum. Cum nullo jure stalulum est, quod 
requirantur actus ad consueludinem introducendam et hac in re varient 
auctores, hinc rectissime dicelur, relinquendum id esse prudentum arbilrio, 
qui considerata qualitate actuum el personarum etc. decidant ad eum 
numerum acluum. 


Nach dem $. 10 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches kann auf 
Gewohnheiten nur in den Fällen, in welchen fih ein Geſetz darauf beruft, 
NRüdficht genommen werden. 

Dagegen brauchen nicht erwieſen zu werden: 

1) Notoriſche Thatfachen, d. h. folche Ihatfachen, die Niemand, ber 
bei gefunder Vernunft ift, läugnen fann, wenn fie, was jedoch nur als 
Wahnwig gelten kann, geläugnet werden follten, 3. B. der Öeflagte würde 
widerfprechen, daß in Siebenbürgen eine Stadt Klaufenburg, Hermannſtadt 
oder Kronftadt eriftirt. Won dem Notorifchen muß fehr wohl das Gerichts— 
fundige unterfchieden werden, d. h. dasjenige, was dem Gerichte auf eine 
andere Art als aus den Aften eines beftimmten Prozeſſes befannt geworden 
iſt. Wie aus dem $. 299 der EBD. hervorgeht, hat der Richter nur nach 
den in den Aften eines beftimmten Prozeſſes und den dariiber beigebrachten 
Beweifen zu erfennen, ohne auf Umftände, welche ihm auf andere Art bes 
fannt geworden find, Nüdjicht zu nehmen. Nach $. 23 der CPO. müſſen 
Beweismittel, wenn fte auch bereits in andern Nechtsangelegenheiten bereits 
vorgefommen wären, in jedem Prozeſſe, wo Davon Gebrauch gemacht werden 
fol, beigebracht werden. Dieſes gilt jelbft von den bei Gericht befindlichen 
Urfunden. Aus diefen Beftimmungen geht deutlich hervor, Daß auch eine 
gerichtsfundige Thatſache fo erwiefen werden muß, als ob jte nicht gerichte» 
fundig wäre. Es iſt dieß eine Folge des oben angegebenen Princips der 
Beweistheorie nach unferer Civilprozeßordnung. 

2) Unerhebliche Thatſachen, d. h. folhe Thatjachen, welche auf die 
Entjcheidung der vorliegenden Nechtsfuche Feinen Einfluß haben. Der $. 107 
der EBD. Schreibt ausprüdlich vor, daß der Richter einen obgleich angebo» 
tenen überflüffigen Beweis niemals zuzulafien habe. 

3) Solche erhebliche TIhatfachen, die nach der Vorfchrift des Geſetzes 
für wahr zu halten find. Hieher gehören 

a) Thatfachen, welche ein Theil in einem bei dem gehörigen Nichter 
anhängigen Prozeſſe für fich anführt, und worüber die Gegenpartei, Deren 
Nechtsfreund, Bevollmächtigter oder vechtmäßiger Vertreter in der nachfols 
genden Nede oder Schrift fich entweder gar nicht, oder nur unbeftimmt 
oder ziweideutig, oder mit einer allgemeinen VBerneinungsflaus 
jel geäußert hat. Derlei nicht gehörig widerfprochene Thatfachen find in- 
ſoweit al8 wahr anzunehmen, als die Beantwortung derfelben nicht ſchon in 
den vorgelegten Beweismitteln Far und deutlich enthalten ift. ($. 22, S. 
104 und $. 108 der CPO.) 

b) Iene Thatfachen, welche zu Folge des $. 40 und $. 61 der CPO. 
in Solge des Ungehorfams (Contumacia) des Klägers oder des Beklagten 
für wahr zu halten find. 

4) Jene Thatfachen, welche in Folge einer gefeglihen Bermu- 
thung (8.105 der EBD.) für wahr zu halten find. — Bis num haben wir 
uns mit der Frage bejchäftigt, was zu beweifen ift, mit Dem Objecte der 
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Beweisführung; es Liegt und nun Die weitere Erörterung Über Die Brage, 
wer zu beweifen habe, über das Subject dev Beweisführung, ob. | 
Sowohl der Kläger als der Geflagte kann beweispflichtig fein, 

Der Kläger hat jene Shatjachen zu erweilen, worauf er das von ihm 
angefprochene Recht; der Geflagte dagegen jene Thatſachen zu erweifen, 
worauf er die von ihm erhobene Einwendung gründet. Daraus folgt, daß 
der Geflagte feine Widerfprüche und feine Berichtigungen und Ergänzungen 
der von dem Kläger vorgebrachten Thatfachen nicht zu erweifen braucht. 

In Mebereinftimmung mit diefen allgemeinen Grundfägen hat das all 
gemeine bürgerliche Gejegbuch an mehreren Stellen befondere Beftimmungen 
gegeben, wer zu beweifen habe oder was zu beweilen fei, und ergänzt auf 
dDiefe Art die CPO., oder feßt die Beftimmungen derſelben voraus, Mir 
heben aus dem allgemeinen bürgerl. Gejegbuch Folgendes hervor: 

a) Nach $. 36 wird, wenn ein Ausländer mit einem Ausländer hiers 
landes ein wechjelfeitig verbindliches Gefchäft fchließt, Diefes Gefchäft nur 
dann nach dem bürgerl. Gefeßbuche beurtheilt, wenn nicht bewiejen wird, 
daß bei der Abjchliegung auf ein anderes Necht Bedacht genommen worden 
ift. — Daraus folgt, daß derjenige, welcher behauptet, das Gefchäft fei 
nach dem bürgerl. Geſetzbuch geichloffen worden, nichts zu beweifen brauche, 
und daß demjenigen der Beweis obliegt, welcher behauptet, es fei auf ein 
anderes Necht Bedacht genommen worden. 


b) Nach $. 155 muß der Mann, der behauptet, daß ein von feiner 
Gattin innerhalb des gefeglichen Zeitraums gebornes Kind nicht das Sei: 
nige fei, die eheliche Geburt des Kindes längftens binnen drei Monaten 
nach erhaltener Nachricht beftreiten und gegen den zur Vertheidigung der 
ehelichen Geburt aufzuftellenden Curator die Unmöglichkeit der von ihm er— 
folgten Zeugung beweifen. Weder ein von dev Mutter begangener Ehebruch, 
noch ihre Behauptung, daß das Kind unehelich ſei, können für fich allein 
demfelben die Rechte der ehelichen Geburt entziehen. 

c) Der $. 367 verfügt: die Eigenthumsflage findet gegen den veblichen 
Beſitzer einer beweglichen Sache nicht ftatt, wenn er beweilet, Daß er Dieje 
Sache entweder in einer öffentlichen Verfteigerung, oder von einem zu Die 
fem Verkehr befugten Gewerbsmann, oder gegen Entgeld von jemanden an 
fich gebracht hat, dem fte der Kläger felbft zum Gebrauche, zur Verwahrung 
oder in was immer für einer andern Abficht anvertraut habe. — Der Ger 
flagte macht in einem folchen Falle Einwendungen und muß natürlich Die 
Thatfachen, worauf ſich Diefe Einwendungen gründen, beweifen. Führt da— 
gegen der Kläger an, daß der Geflagte unvedlicher Beſitzer war, indem bei 
demjelben Thatfachen ftattfanden, wie fie dev $. 368 des bGB. anführt, 
fo hat er den Beweis zu führen. 

d) Was bei der Eigenthumsflage und bei der actio publiciana zu 
ne und wer zu beweifen habe, bejtimmen die 88. 369 und 372 
des bGB. 

e) Der $. 375 des bGB. beftimmt: Wer eine Sache in fremdem 
Namen befist, kann fich gegen die Eigenthumsflage dadurch jchügen, daß er 
feinen Vormann namhaft macht und fich darüber ausweiſet. 

D Im $. 523 des bGB. heißt es: In Anfehung der Servituten fins 
det ein doppeltes Klagerecht ftatt. Man kann gegen den Eigenthümer das 
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Recht der Servitut behaupten, oder der Eigenthümer kann fich über bie 
Anmaßung einer Servitut befchweren. Im erften Falle muß der Kläger 
die Erwerbung der Servitut oder wenigftens den Beſitz derſelben ald eines 
dinglichen Rechtes; im zweiten Fall muß er die Anmaßung der Servitut in 
feiner Sache beweifen. Aus diefer Beftimmung folgt: daß, wenn der wirk— 
lich oder vermeintlich Servituts=- Berechtigte gegen den Eigenthümer als 
Kläger auftritt, um fein Servitutsrecht geltend zu machen, er wenigftens den 
Befig der Servitut zu ermweifen hat, indem nach dem Geſetze von Diejer 
Thatjache, bis der Gegner das Gegentheil erwieſen hat, jein Recht abhängt. 
Tritt dagegen der Eigenthlimer gegen den Servituts-Berechtigten als Kläger 
auf, und ift der Beflagte im Beſitze der Serpitut, jo muß der Eigenthümer 
die Anmaßung der Servitut beweifen. 


9) Die Enterbungsurfache, heißt es im $. 771 des bGB. muß im» 
mer, fie mag von dem Erblaffer ausgedrüdt fein oder nicht, von dem Ers 
ben eriwiefen werden, und in den Worten und dem Sinne des Gejetes ges 
gründet jein. 

Diefe Beftimmungen mögen ald Beweis dienen, daß das allgemeine 
bürgerliche Geſetzbuch einen höchit wichtigen ergänzenden Einfluß auf Die 
Beftimmungen der Prozegordnung bezüglich Der Beweislaft ausübt. 


Mit Rüdjicht auf das Vorausgeſchickte kann bezüglich der Beweislaft 
nach unferen Gejegen folgendes Princip aufgeftellt werden: Daß derjenige 
den Beweis führen müfle, der irgend ein Necht, welches von noch beftrit- 
tenen Thatſachen abhängt, oder irgend eine Befreiung von bereit begrüns 
beten Rechten Anderer in Anjpruch nimmt. 


Wenn diejes Prinzip richtig verftanden und auf die vorliegenden Fälle 

gehörig angewendet wird, jo wird es gewiß in allen Fällen, bezüglich der 
age, wer zu beweifen habe und was zu beweifen jei, ein ficherer Führer 

fein. Sowohl nach dem ftebenbürgifch-fächitichen, ald nach dem ungarifchen 
Prozeßrechte galten bezüglich der Beweislaft folgende drei Grundjäge: 

a) Actori incumbit probatio. 

b) Reus excipiendo fit actor. 

c) Adfirmanti non neganti incumbit probatio. 


Diefe Grundjäge entitammen dem römischen Nechte. ine Fare und 
deutlihe Beftimmung bezüglich der Beweislaft, ift in ihnen nicht enthalten. 
Was insbefondere den Sat: Adfirmanti non neganti incumbit probatio 
anbelangt, welcher bejonders unter den Richtern und Advofaten fo viele 
Anhänger gefunden Hat, muß bemerkt werden, daß derſelbe fich als unbe- 
en Darftellt. Derjelbe wurde jehr häufig mißbraucht, um fich von der 

eweislaft eines bejahenden Sates, welchem man bloß die Form eines ver: 
neinenden gab, zu befreien, und hat viele unrichtige Folgen in der Theorie 
und Praxis veranlaßt. 3. B. anftatt zu behaupten, der Erblafler war zur 
Zeit der Errichtung feines legten Willens wahnfinnig, widerfprach der Klä- 
ger: daß der Exrblaffer in Diefem Zeitpunkt bei gefunder Vernunft gemwefen 
jei, und juchte auf diefe Art dem Geflagten den Beweis des von dieſem 
behaupteten Sabes, daß der Erblaffer bei gefunder Vernunft geweſen fei, 
aufzulaften. Unjere Civilprozegordnung hat im Schlußiage des $. 104 die— 
jem Sage ausdrüdlich jede Geltung abgeſprochen. 
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Die Säge: Actori incumbit probatio und Reus ewcipiendo fü actor 
find injofern richtig, als man darunter verfteht, was unfere Prozeßordnung 
im erften Sage des 8. 104 als Grundſatz, bezüglich der Beweislaft, aufges 
ftellt hat. Jedenfalls find jedoch dieſe Sätze unbeftimmt, weil fie nur Die 
Perſonen andeuten, die zu beweiſen haben und bezüglich defien, was zu bes 
weijen it, Feine Klarheit zu gewähren vermögen. 

Bezüglich des Beweiſes gelten noch folgende allgemeine Grundfäge: 

1) Der Geklagte ift zwar nicht genöthigt, feinen bloßen Widerſpruch 
egen den Beweisjag feines Gegners zu erweiſen, es ift ihm jedoch jeder 
ER geitattet, Die Wahrheit feines Widerfpruches, zu beweifen und fo durch 
den Beweis des Widerjpruches, den Beweis des Beweisfages zu entfräften, 
wie dieſes bereits oben dargethan worden ift. Bei dem Gegenbeweife ift 
wie bei dem Beweiſe zu verfahren ($. 182 EPO,) 

2) Der Beweis der Einwendungen fann als ein Gegenbeweis 
nicht angefehen werden. Ein Gegenbeweis gegen den Beweis der Einwens 
dungen ift allerdings geftattet, Feinesfalld aber gegen einen Gegenbeweis 
ein weiterer Gegenbeweis erlaubt (Teprobatio reprobationis non datur). 


$. 105. 


Vermuthungen, die nicht in dem Geſetze gegründet find, be— 
freien nicht von der Laſt des Beweiſes. Doch Fann die Wahrheit 
einer Behauptung oder eines verneinenden Satzes auch mittelbar 
durch eine richtige Schlußfolgerung aus vollftändig erwiefenen That— 
ſachen dargethan werden. 


Unter Vermuthung verfteht man eine nur Wahrfcheinlichkeit gewährende 
Schluffolgerung aus einem gewiſſen thatfächlichen WVerhältniffe auf eine ans 
bere Thatſache. Man unterjcheidet zweierlei Wermuthungen: 

1) Gefeglihe Vermuthungen (praesumtiones juris). 

2) Einfahe Vermuthungen (praesumtiones facti seu hominis). 

Die eriteren befreien von der Laft des Beweiſes, die leßteren nicht. 

Das Weſen und die Wirkung der gejeglihen Bermuthung 
beiteht im folgenden: 

1) Sie muß durch ein pofitives Gefeß derart fanftionirt fein, daß nach 
dieſem Geſetze in Folge eines gewiſſen thatjächlichen Grundes eine andere 
Thatſache, bis das Gegentheil erwiejen ift, interimiftifch für wahr angenoms 
men wird. 

2) Die Nechtsvermuthung fordert zu ihrem Dafein nichts weiter, als 
daß die einfache Ihatjache, welche das Gejeß_vorausjest (Der Vermu— 
thungsgrund) erwiejen fei. Iſt dieß der Fall, jo muß in Gemäßheit 
des Gejeßes das daraus vermuthete Faktum ohne weitern Beweis, und ohne 
daß dem Nichter ein wirkſames Urteil über die Zuläßigfeit der Vermuthung 
zufäme, für wahr gehalten werden. Das allgemeine bürgerliche Gejegbuch 
liefert ung eine Menge von Beifpielen für gefegliche Vermuthungen: Im 
8. 23 heißt es: Im zweifelhaften alle, ob ein Kind lebendig oder todt- 
geboren worden fei, wird das Erftere vermuthet. Wer das Gegentheil be- 
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bauptet, muß es beweifen. Wer alfo einmal die Thatfache erwieſen hat, 
daß ein Kind geboren wurde, der braucht nicht weiter zu beweifen, Daß das— 
jelbe lebend geboren worden iſt; denn er hat eine gejegliche Bermuthung für 
fih. Das ſächſiſche Statutarrecht Hat im St. II. 2, 3 bezüglich diefer Ber: 
muthung folgende Beltimmung enthalten: Quodsi mulier legitima foetum 
enixa fuerit, qui in partu moritur, si foelus ediderit, dum ex alvo malris 
egreditur, vagitum, qui inlra qualuor Domus angulos exaudiri potest, 
pro enixo vivo homine et haereditatis capace reputatur. Das fächitiche 
Statutarreht hat fomit nicht bloß Feine gejegliche Wermuthung, bezüglich 
Des Lebens eines Kindes, welches bei der Geburt ftirbt, aufgeftellt, fondern 
auch einem erwiejener Maßen lebend gebornen Kinde die Erbfähigfeit ab- 
gejprochen, wenn nicht die Bedingung nachgewiefen werden Fonnte, daß das 
Kind bei der Geburt fo ein Geſchrei erhob, daß man es zwifchen den vier 
Wänden hören fonnte. Und jo findet man weitere gefegliche Bermuthungen 
auch noch in folgenden Paragraphen des allgemeinen bürgerlichen Geſetz— 
buches: im $. 99 bezüglich der Gültigkeit dev Ehe, in den 88. 138, 155 
und 156 bezüglich der ehelichen oder unehelichen Geburt eines Kindes; im 
$. 163 bezüglich der Waterjchaft eines umehelichen Kindes, im $. 323 und 
328 bezüglich des gültigen Beftstiteld und der Redlichkeit des Beſitzers, im 
$. 356 bezüglich dev Erwerbungsfähigfeit, im $. 360 und 372 bezüglich 
des vollftändigen Eigenthums im $. 924— 927, bezüglich der Erfranfung 
gewilfer Thiere vor der Uebergabe u. |. w. 

Eine gejeglihe Vermuthung kann nur dadurch befämpft werden, daß 
entweder das Nichtvorhandenfein des Vermuthungsgrundes dargethan oder 
das Gegentheil des vermutheten Faktums erwieſen wird, nie kann aber Die 
Schlußfolgerung felbft als unzuläßig befimpft werden, denn das hieße gegen 
das Gejeg ankämpfen. — Die Theorie hat fich viel mit der Löfung der Frage 
beihäftigt, wie ein allfälliger Widerſpruch gefeglicher Vermuthungen zu löfen 
jei und hat viele folcher angeblicher Widerfprüche zufammengeftellt. 
3. B. Die Vermuthung ftreitet für das unbefchränfte Eigenthum, die Ver— 
muthung ftreitet aber auch für die Redlichkeit und Rechtmäßigkeit des Be— 
ſitzes. Der Eigenthümer eines Grundftüdes als Kläger kann ſich auf Die 
Vermuthung des unbefchränften Eigenthumes, der Beftter einer Prädial- 
fervitut auf diefem Grundſtücke als Geflagter auf die Nedlichkeit und Necht: 
mäßigfeit feines Beftges berufen und hierin hat man einen Widerfpruch 
—— In der That iſt jedoch kein Widerſpruch vorhanden; denn dieſe 

ermuthungen können neben einander ſehr gut beſtehen, und es wird die 
Vermuthung für die Freiheit des Eigenthums, durch die Vermuthung für 
die Rechtmäßigkeit und Redlichkeit des Beſitzes der Servitut der Art be— 
ſchränkt, daß der Eigenthümer, wofern er die Befreiung von der Servitut 
erwirfen will, die Anmaßung derjelben beweifen muß. — Auch muß das 
noch beachtet werden, daß eine Vermuthung, die einmal bezüglich der Stan: 
bedeigenjchaft eines Menſchen befteht, jede andere Vermuthung ausſchließt. 
Hat einmal ein Kind die Vermuthung für fich, daß es ein eheliches Kind ift, 
jo Fann, jo lange dev Beweis nicht hergeftellt ift, daß das Kind ein unehe- 
liches ift, nicht gegen einen Dritten in Gemäßheit des $. 163 des allgemei- 
nen bürgerlichen Gefetbuches die VBermuthung begründet werden, daß er das 
Kind erzeugt habe. Eben fo ng geht e8 an, wenn einmal Die gejeliche 
Vermuthung einer außerehelihen Waterfchaft gegen eine beftimmte Manns- 
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perfon in Gemäßheit des $. 163 des allgemeinen bürgerl. Geſetzbuches ber 
gründet ift, noch einen zweiten, dritten u. |. w. auf Erfüllung dev Pflichten 
des außerehelichen Erzeugers zu belangen, fo lange die erfte Wermuthung 
nicht entfräftet ift. Wäre dieß nicht, ho müßte man dem Geſetzgeber zumus 
then, ev habe für etwas, was geradezu unmöglich ift, eine gefegliche Vermu— 
thung aufgejtellt, wie z. B. daß ein und daſſelbe Kind zugleich ehelich und 
zugleich unehelich jei, was bei unbefangener Beurtheilung jich als eine Ab- 
ſurdität darſtellt. 

Von der geſetzlichen Vermuthung muß die Fiktion unterſchieden wer— 
den. Unter Fiktion verſteht man die von dem Geſetzgeber ertheilte Vorſchrift, 
daß eine gewiſſe Thatſache als wahr zu gelten habe, obſchon das Gegentheil 
berjelben höchſt wahrjcheinlich, in manchen Fällen fogar gewiß ift. So Ai 
irt 3 B. im Ss. 25 das allgem. bürgerl. Geſetzbuch, im Falle eines 
Zweifeld, wer von zweien oder mehreren Perſonen zuerft mit Tode abge- 
gangen jei, dag Alle zu gleicher Zeit geftorben find. — Bor der Annahme 
des Erben, fingirt der Öefehgeber im $. 547 des allgem. bürgerl. Geſetz— 
buches, wird Die Derlaffenichaft jo betrachtet, al8 wenn fie noch von Dem 
Verftorbenen bejefien würde. Der Grund und Zwed der Fiftionen ift, Die 
Entiheidung oder Sicherung gewiffer Brivatrechte, welcher Zweck fich oft 
nur dadurch erreichen läßt, daß der Gefeggeber eine Peremtion eines gewiſſen 
Verhältnifjes vornimmt, das nur eben dadurch gelöfet werden fann. 

Einfache Vermuthbungen (praesumtiiones hominis seu facli) 
find Diejenigen, welche in feinem efege, fondern in dem Vermuthungsver- 
mögen des Einzelnen fih gründen. 3. B. der Nichter kann aus der ihm 
befannten Sclechtigfeit des Charakters des Klägers, aus der befangenen 
Art und Weiſe des Vorbringens der Klage, aus Widerfprüchen in die ber 
Kläger mit fich jelbit geräth, fich eine Vermuthung bilden, daß die von dem 
Kläger vorgebrachten Thatjachen nicht wahr find. Diefe einfache Vermu— 
thung kann jedoch dem Geklagten feinen Wortheil bringen. 

Der Schlußſatz des $. 105 handelt von dem indireeten Beweis, über 
welchen das Nähere bereits bei dem $. 104 erläutert wurde, wozu jedoch 
bier noch insbejondere hervorgehoben werden muß, Daß zu einer richtigen 
Schlußfolgerung im Sinne des $. 105 Folgendes erfordert wird. 

4) Muß die Thatjache, aus welcher die Schlußfolgerung gezogen wer: 
den joll, vollftändig erwieſen fein. 

2) Muß die Schlußfolgerung eine richtige, d. 5. eine folche fein, welche 
nach unbebeftreitbaren Gejegen des Denfens und der Erfahrung das Gegentheil 
defien, was aus der erwiejenen Thatjache gefolgert wird, als geradezu uns 
möglich darſtellt. R 


$. 106. 
Nehtlihe Beweismittel im Eivil-DBerfahren. 
Die gejegmäßigen Beweismittel im Civil-Proceſſe find: Ge— 
ſtändniß, Urfunden, Zeugen-Ausfagen, Augenjchein und der Eid. 


Der Beweis wird durch die in dieſem Paragraph angeführten gejeb- 
mäßigen Beweismittel geführt, beziiglich welcher folgendes zu bemerfen ift: 
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1) Die gejegmäßigen Beweismittel haben es entiweder mit einer gegens 
wärtigen Sache und den Wahrnehmungen an derjelben zu thun, oder fie 
haben vergangene Thatſachen zum Gegenftand. Zu den Beweismitteln der 
eriten Art gehört der Augenichein, welcher den fogenannten Befundweis 
liefert, alle andern Beweismittel liefern den hiftoriichen Beweis. 

2) Es fteht jeder Bartei frei, welcher Beweismittel ſie fich bedienen 
will. Sie kann zum Gebrauche eines beftimmten Beweismitteld weder von 
dem Richter, noch von der Gegenpartei genöthigt werden. Die Partei Fann 
aljo, wenn fte es will, eine Ihatjache durch den Haupteid erweifen, und 
kann nicht genöthigt werden, einen Zeugenbeweis ber dieſe Thatfache, der 
ihr allenfalls zu Gebote jteht, anzubieten. 

3) Die Beweismittel fchliegen fich im Allgemeinen nicht aus, und es 
fönnen für eine und diefelbe Thatjache mehrere Beweismittel, 3. B. Urkun— 
den, Zeugen und jubjtdiariich, falls nämlich durch diefe Beweismittel ein 
vollftändiger Beweis nicht hergeftellt würde, auch der Eid in Antrag ge 
bracht werden ($. 159 und 263 der ERO.) 

4) Die Beweismittel müffen, wenn fte auch in andern NRechtsangele- 
genheiten bereits vorgefommen wären, in jedem Prozeſſe, wo davon Gebrauch 
gemacht werden joll, beigebracht werden ($. 23 der CPO.) Welche Wir- 
fungen Beweismittel aus andern Prozeſſen in dem Brozeffe, wo davon neuer— 
dings Gebrauch gemacht werden joll, hervorbringen, beſtimmen bejonders die 
ss. 110 und 202 der EBD. 


$. 107. 
Richterliche Zulafjung, oder VBerwerfung der Beweismittel. 


Der Richter darf, in ſofern er nicht durch befondere Vorjchriften 
Dazu angewiejen ift (SS. 205, 271 und 276), auf feinen von den Par— 
teien nicht in gejegmäßiger Zeit und Ordnung angebotenen Beweis 
oder Gegenbeweis erfennen; einen obgleich angebotenen überflüffigen 
Beweis aber nie zulajien, und wenn bereit3 auf Beweis erfannt 
worden ift, eine in dem Urtheile nicht vorbehaltene weitere Beweis 
führung nur in den gejeglich ausgenommenen Fällen geftatten 
($, 255). 


Aus diefem Paragraph ergeben fich folgende Grundfäge: 

1) In der Regel muß jedes Beweismittel, falls davon im Civilprozeß 
Gebrauch gemacht werden joll, von der beweispflichtigen Partei in gefeß- 
mäßiger Zeit und Ordnung angeboten werden. Dieje Anbietung geichieht 
dadurch, Daß dev Kläger nach Vorjchrift des $. 10 der CPO. in der Klage, 
der Beklagte nach Vorfchrift des $. 12 in der Einrede, und in den fpätern 
Reden beide Partheien nach Worfchrift der SS. 46, 58 und 59 der CPO. 
die Beweismittel in jener Form beibringen, wie fie in den nachfolgenden 
Kapiteln der Prozegordnung, 3. B. bezüglich der Zeugen im 8. 161 der 
CPO. näher beftimmt werden wird. 


154 


Bon diefev Negel beftehen folgende Ausnahmen: 

A. Nach der Natur des DBeweismitteld, bezüglich des gerichtlichen 
Sejtändniffes nach $. 108 der CPO., weil diefes von der beweispflichtigen 
Partei aus dem Grunde nicht angeboten werden fann, indem das gerichtliche 
Gejtändnig eine Willenshandlung des Gegners der beweispflichtigen Partei 
ift, über welchen der legteren feine Dispofttion zufteht. 

B. Nach dem Gefege bezüglich folgender Beweismittel, von welchen 
in dem Prozeſſe von dem Nichter von Amtswegen auch dann Gebrauch ge: 
macht werden kann, wenn fie gleich von ber Parthei nicht angeboten wor- 
Den wären: 

a) Augenſchein ($. 205). 

b) Grfüllungseid ($. 271). 

c) Schätungseid ($. 276). 

2) Dur die Anbietung des Beweiſes wird dem Richter bloß bie 
Möglichfeit gegeben, von einem Beweismittel Gebrauch zu machen. Soll 
ein Beweis oder Gegenbeweis wirklich zugelafien werden, fo ift Die weis 
tere Bedingung erforderlih, Daß derſelbe von dem Nichter als nothwendig 
erfannt wird. Dieſes lestere fann nur dann der Fall fein, wenn ber Be— 
weis oder Gegenbeweis Uber enticheidende IThatumftinde, angeboten wird. 
Jeder andere Beweis ift überflüfftg und nach dem Geſetze nicht zuläßig, 
wenn er auch von der Partei angeboten worden wäre. 

3) Der Richter erfennt über die Zuläßigfeit des Beweiſes: 

a) Bei dem Eide dur das EndUrtheil, $. 233 der CPO. 

b) Bei dem Beweiſe durch Zeugen und Sachverftändige ($. 162 und 
207 der ERO.) durch Befcheid. 

c) Bei den übrigen Beweismitteln ohne bejonderes Erfenntniß. 

4) Dem Richter fommt insbefondere bei einem angebotenen Beweiſe 
oder Gegenbeweife nach dieſem $. nur darüber ein wirfjames Urtheil zu, 
ob diefer Beweis oder Gegenbeweis zur gründlichen Entfcheidung der Sache 
nothwendig ift oder nicht, feineswegs wird aber dem Nichter in diefem Pa— 
vagraph das Necht eingeräumt, Die von den Parteien zur Ausführung diefes 
Beweifes oder Gegenbeweifes in Antrag gebrachten Beweismittel, 3. B. Die 
Zahl der Zeugen zu befchränfen. 

5) Wenn einmal durch Urtheil auf Beweis durch den Eid erfannt 
worden ift, jo darf eine weitere Beweisführung in der Kegel nicht mehr 
geitattet werden. 

Don diefer Negel treten jedoch Ausnahmen ein: 

a) Wenn dem Beweisführer in diefem Urtheile ausdrüdlich eine weis 
tere Beweisführung vorbehalten worden ift 

b) In den Fällen des S. 255 der ERO. über die Thatumftände, 
welche erforderlich find, damit ein Eid, deſſen Ablegung Durch den erfolgten 
Tod der Partei, welche ihn ablegen follte, unmöglich gemacht wurde, für 
abgeihworen zu halten ift. 

c) In dem Falle der Wiedereinfegung in den vorigen Stand wegen 
gefundener neuer Beweismittel ($. 366—370 der EBD.) 


Siebentes Hauptſtuͤck. 
Von dem Beweife durch Geſtändniß. 


$. 108. 
Gerihtlihes Geftändniß. 

Eine Thatſache, welche die Partei, ihr Rechtsfreund, Bevoll- 
mächtigter oder vechtmäßiger Vertreter in einer bei dem gehörigen 
Richter anhängigen Rechtsſache ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
($. 22) gerichtlich eingeftcht, ift in eben dem Prozeſſe für wahr zu 
halten. 


Unter Geftändniß verfteht man das ausdrüdliche oder ſtillſchweigende 
Anerfennen einer Thatfache, welche nachtheilige Folgen für den Anerfennen- 
den erwarten läßt, al8 wahr. 

Das Geftändnig ift unftreitig eines dev ficherften und zuverläßigiten 
Beweismittel im Eivilprozeffe, indem es ein Zeugniß ift, das der Geftehende 
mit Selbftverläugnung gegen ſich ablegt. — 

Soll das Geftändnig Beweisfraft haben, fo muß es feiner Natur nach 
als ein Aft der freien Willensbeftimmung des Geftehenden ericheinen, und 
ein duch phyſiſchen oder pſychologiſchen Zwang erpreßtes Geſtändniß oder 
ein Geftändniß, welches von einer der Selbftbeftimmung nicht fähigen Perſon 
abgelegt worden ift, verdient feinen Ölauben. Der $. 153 der CPO. dürfte 
nicht bloß bezüglich der Zeugen, fondern auch bezüglich des Geftändnifies 
maßgebend fein. 

Das Geſtändniß ift ein bloßes Anerfennen einer gewiffen vergangenen 
Thatjache. Daraus folgt, daß das Geftändnig für den Geftändigen nicht 
erit eine Verpflichtung fchafft und daher auch von folchen Perſonen abgelegt 
werden kann, welche fich ohne weiters durch Vertrag zu verpflichten nicht im 
Stande wären. 


Durch das Geftändniß als Beweismittel fönnen in der Negel alle 
Thatjachen, wozu auch Thatfachen des Bewußtſeins, 3. B. das Wiſſen, 
Dafürhalten gehören, erwiefen werden. Ausgenommen find nur jolche Um— 
ftände, bezüglich derer die Beweisfraft des Geftändniffes durch ein bejonderes 
Geſetz ausdrüdlich ausgefchlofien worden ift. So verfügt 3. B. der $. 99 
des allgem. bürgerl. Gejeßbuches, daß bezüglich eines angeführten Chehins 
dernifjes weder das übereinſtimmende Geftändniß beider Chegatten Die 
Kraft eines Beweiſes habe, noch kann darüber einem Eide der Ehegatten 
ftattgegeben werde. Der $. 158 des bürg. Geſetzbuches beftimmt: Weder 
ein von der Mutter begangener Ehebruch, noch ihre Behauptung, daß ihr 
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Kind unehelich ſei, können für fich allein demfelben die Rechte der ehelichen 
Geburt entziehen. 

Nach unferer Prozeßordnung find folgende Arten des Geftändnifies 
zu untericheiden: 

1) Ein ausdrüdllihes und ftillfchweigendesg; 

2) Ein gerichtlihes und außergerichtliches; 

3) Ein unbefhränftes (einfaches) und ein befhränftes 
(qualifizirtes) Geftändniß. 

Ausdrücklich ift jenes Geftändniß, welches durch Worte oder uns 
zweifelhafte Zeichen eine von dem ©egentheil vorgebrachte Thatfache als 
wahr anerkennt. 

Stillfhbweigend gefteht derjenige, welcher die von dem Gegner 
vorgebrachten Thatumftände in der nachfolgenden Nede oder Schrift entweder 
gar nicht, oder nur unbeftimmt oder zweideutig, oder mit einer allgemeinen 
Verneinungsklauſel beantwortet, oder fich einen Ungehorfam nach $. 40 oder 
61 der Prozeßordnung zu Schulden fommen läßt. in folcher Vorgang hat 
zur Folge, daß die von dem Gegner vorgebrachten Thatfachen fo weit für 
ſtillſchweigend eingeftanden angejehen werben, als fie durch Die vorgelegten 
Beweismittel nicht widerlegt werden. 

Damit ein Geftändniß für ein gerichtliches angefehen werde, muß 
ed mit folgenden Erforderniffen verſehen fein: 

1) Muß daffelbe vor Gericht, und zwar 

2) Bor dem in einer anhängigen Nechtsfache Fompetenten Gerichte 
ftattfinden. 

Daraus geht hervor, daß ein Geftändnig, welches zwar vor Gericht, 
aber nicht vor dem Fompetenten Gericht, oder zwar vor dem Fompetenten 
Gericht, jedoch nicht in einem bereits anhängigen Prozeß abgelegt worden 
ift, nicht die Wirfungen eines gerichtlichen Geftändniffes hervorbringen Fann. 

Gleichgültig jedoch ift e8, ob Daß gerichtliche Geftändniß jchriftlich oder 
mündlich, ausdrüdlich oder ftillichweigend ftattfindet, und ob es von ber 
Bartei felbft ihrem Rechtsfreund, Bevollmächtigten oder rechtmäßigen Ver— 
treter abgelegt wird. 

Die Wirfung des gerichtlichen Geftändnifjes befteht darin, daß Die ein- 
geftandene Thatfache in eben dem Prozeſſe für wahr zu halten if. Welche 
Wirkung ein gerichtliches Geftändnig einer Parthei in einem beftimmten 
Prozeſſe auf einen andern Prozeß derſelben Parthei mit demfelben Gegner 
auszuüben vermag, beftimmt der $. 110 der Prozeßordnung. Ein Widerruf 
eines gerichtlichen Geftändniffes muß nach den für die Neuerungen im $. 46 
und 53 und 59 der CPO. enthaltenen Grundfäsen und nach den über Die 
Einfegung in den vorigen Stand ertheilten Beftimmungen beurtheilt werden. 


$. 109. 
Außergerichtliches. 
Ein außergerichtliches Geſtändniß kann nur dann zum Beweiſe 


dienen, wenn es von der Partei ſelbſt klar und ernſtlich gegen Je— 
mand abgelegt worden iſt, deſſen Verhältniſſe vermuthen ließen, daß 
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ihm daran gelegen fei, die Wahrheit zu erfahren. Db ein foldes 
Geſtändniß in Verbindung mit anderen Beweismitteln oder auch für 
fih allein einen vollftändigen Beweis ausmache, hat der Richter: 
nach Erwägung aller Umftände zu beurtheilen. 


Das außergerihtliche Geſtändniß Hat nicht dieſelbe Wirkung, wie 
das gerichtliche, welches einen vollitändigen Beweis gewährt. Bezüglich 
des außergerichtlichen Geftändniffes find folgende Grundſätze als maßgebend 
zu betrachten: 

1) Das außergerichtliche Geftändnig kann in der Negel nicht zum 
Beweife dienen. Der Grund hievon ift einleuchtend. Außergerichtliche Ge— 
ftändniffe werden fehr oft aus Scherz, Verftellung, Prahlerei u. f. m. gemacht, 
ohne daß ihnen Wahrheit zu runde liegt. Der Eonfidentielle Verfehr würde 
fehr beengt und beläftigt werden, wenn man bei der fcheinbar gleichgültigiten 
Aeußeruug gegen einen andern befürchten müßte, ein außergerichtliches Ges 
ſtändniß abzulegen, welches die ernfthafteften Folgen Hervorbringen fann. 

2) Nur unter gewiffen Bedingungen kann aud ein außergerichtliches 
Geſtändniß zum Beweife dienen. Dieſe Bedingungen find folgende: 

a) Daß diefes Geftändnig von der Partei ſelbſt — nicht alfo von 
ihrem Rechtsfreund, Bevollmächtigten oder rechtmäßigen Vertreter, 

b) klar und ernitlich, und 

ce) gegen Jemanden abgelegt worden ift, deſſen Berhältniffe vermuthen 
ließen, daß ihm daran gelegen jet, die Wahrheit zu erfahren. 
| Derjenige, der fich auf ein außergerichtliches Geftändnig beruft, muß 
das außergerichtliche Geſtändniß felbit und das Borhandenfein aller Erjor- 
dernilje Der Beweisfraft dejielben, und Daher insbejondere erweilen, daß dem 
Geſtehenden die Verhältnifie befannt waren, welche vermuthen ließen, Daß 
demjenigen, gegen welchen das Geftändniß abgelegt wurde, darum zu thun 
war, die Wahrheit zu erfahren. Das außergerichtliche Geſtändniß iſt ſomit 
ein Beweismittel, deſſen Dafein erft durch andere Beweismittel bewirkt wer- 
den kann. Ob das beweisfräftige außergerichtliche Geftändnig fchriftlich oder 
mündlich abgelegt wird, ift in Bezug auf die Beweisfraft deſſelben gleich- 
gültig. Das jchriftliche außergerichtliche Geſtändniß unterjcheidet fich weſent— 
lich von einer PBrivaturfunde durch folgende Momente: 
| 1) Durch die Intention des Ausftellers. Diefe ift bei Urkunden dar— 
auf gerichtet, eine bejtimmte Willenserflävung auf eine bleibende und 
bemweisfräftige Art erfichtlich zu machen. Bei dem außergerichtlichen Geftänd- 
niß fommt diefer Zwed gar nicht in Betracht. 

2) Das außergerichtliche Geftändnig muß gegen eine Berfon gerichtet 
jein, deren Verhältniffe vermuthen liegen, daß ihr darum zu thun ſei, Die 
Wahrheit zu erfahren; bei den Urkunden dagegen fommt diefes Erforderniß 
nicht in Betracht. 

3) Bei dem jchriftlichen außergerichtlichen Oeftändniffe wird Durch Die 
Urfunde, in welcher das Geftändnig enthalten ift, zunächft nur das Geſtänd— 
niß, aljo nicht die in dem Geftändnig enthaltene Thatfache bewiefen. Welche 
Deweisfraft diefes Geftändniß hat, hängt von dem Ermeſſen des Richters 
ab. Bei dem Urfundenbeweife im eigentlichen Sinne wird nicht ein Beweig- 
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mittel, fondern eine Thatfache erwiefen. Die außergerichtlichtlichen fchriftlichen 
Gejtändniffe dürften am häufigften in der Form von Briefen vorfommen, 
wenn diefe an Jemanden gerichtet werden, deſſen Verhältniſſe vermuthen 
liegen, daß ihm davum zu thun fei, die Wahrheit zu erfahren. 3. B. ber 
Schuldner fchreibt an feinen Gläubiger, und bittet den legtern um Zus 
wartung mit dev Zurüczahlung bezüglich des dargelichenen Kapitald, per 
100 fl. EM., oder der Abnehmer von Möbeln wird von ben Erben bes 
Tiſchlers, welcher dieſe Gegenftände geliefert hat, um Bezahlung berfelben 
gemahnt, und antwortet, daß er feinen Anftand nehme, den Kaufpreis für 
die auf Borg gegebenen Möbel binnen Kurzem zu bezahlen. 


Das außergerichtlihe Geftändnig kann einen vollen Beweis bilden, 
wenn der Nichter nach den Berhältniffen des Falls und nach Erwägung 
aller Umftände feinen Grund findet, Die Wahrheit des durch das außerge— 
richtliche Geftändniß dargethanen Umftandes in Zweifel zu ziehen. Grgeben 
fich jedoch nach Erwägung aller Umftände gegen das außergerichtliche Ge— 
ftändnig Bedenken, jo bat dajjelbe Feine vollitändige Beweisfraft, und es 
muß dafielbe durch andere Beweismittel, die für fich allein einen vollen Bes 
weis zu gewähren nicht im Stande find, 3.3. durch Urkunden, Zeugen oder 
den Erfüllungseid ergänzt werden. 

Bei dieſem Paragraph muß der $. 163 des allgemeinen bürgerl. Ges 
jeßbuches angeführt werden. Diefer lautet: 


Wer auf eine in der Gerichtsordnung vorgefchriebene Art überwiejen 
wird, daß er dev Mutter eines Kindes innerhalb des Zeitraumes beigewohnt 
habe, von welchem bis zu ihrer Entbindung nicht weniger als ſechs, nicht 
mehr als zehn Monate verftrichen find, oder, wer Diefes auch nur außer 
Gericht gefteht, von dem wird vermuthet, daß er das Kind erzeugt habe. 


Der Schlußfag dieſes Paragraphs, „oder wer diefes auch nur außer 
Gericht gefteht, von dem wird vermuthet, daß er das Kind erzeugt habe,“ 
hat zu der Streitfvage Veranlaffung gegeben, ob das in diefem Paragrapfı 
erwähnte außergerichtliche Geſtändniß mit den Erfordernifien der Prozeß— 
ordnung verjehen fein müfje, oder ob jedes außergerichtliche Geftändnig, wenn 
es auch mit den Erforderniffen dev Prozeßordnung nicht verſehen ift, die im 
$. 163 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches aufgeftellte Vermuthung 
begründet. Nach der Anficht Derjenigen, welche die legtere Alternative als 
richtig annehmen, würde 3. B. auf die Ausfage eines jungen Mannes, welche 
er in der Gefellichaft lebensluftiger Gefährten ablegt: es ſei ihm gelungen, 
in der und der Nacht diefes oder jenes Mädchen zu bewegen, ihm zu Willen 
zu fein und derfelben beizumwohnen, obfchon fie nicht gegen Jemanden gerich- 
tet ift, deffen Verhältniffe vermuthen liegen, daß ihm darum zu thun fei, Die 
Wahrheit zu erfahren, die Vermuthung begründen, daß er das von dem ans 
gedeuteten Mädchen geborne Kind erzeugt habe. ES jcheint jedoch die Ans 
ficht richtiger zu fein, daß auch das im $. 163 des allgemeinen bürgerlichen 
Gefegbuches erwähnte Geftändniß, um beweisfräftig zu fein, mit den Erfor— 
derniffen der Eivilprozeßordnung verfehen fein muß, und zwar aus folgenden 
Gründen. 

a) Unterjcheidet der $. 163 des bGB. die Ueberweiſung von dem Ge- 
ftändniffe, und hat das Geftändnig nur deßwegen bejonderd erwähnt, um 
daffelbe der Meberweifung entgegenzufegen. 
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b) Kann nicht vermuthet werden, Daß Das allgemeine bürgerliche Ges 
jegbuch Beſtimmungen über die Beweismittel und Form dev Beweisführung 
enthält. So lange deghalb nicht ftrenge erwieſen ift, Daß das bürgerliche 
Gejegbuch in diefer Beziehung eine bejondere der Prozeßordnung derogivende 
Beitimmung enthält, muß auch bezüglich des im $. 163 erwähnten außers 
gerichtlichen Geftändniffes die Prozeßordnung als maßgebend betrachtet 
werden. — 


$. 110. 


Sleihe Wirfung mit dem außergerichtlichen Geftändniffe hat 
auch dasjenige, welches von einer Partei in einem andern Prozefje 
mit demjelben Gegner: oder vor einem unzuftändigen Gerichte, oder 
überhaupt vor einer öffentlichen Behörde ausdrücklich abgelegt wor» 
den: ift. 


Gewiſſe Geftändniffe bringen gleiche Wirfungen wie das außergericht 
liche Geftändniß hervor: d. 5. es wird bei dem Vorhandenjein eines jolchen 
Geftändniffes dem Ermeſſen des Richters überlafien, ob dieſe Geſtändniſſe 
in Verbindung mit andern Beweismitteln oder auch für fich einen vollitäns 
digen Beweis ausmachen. 

Dieſe Geftändniffe müſſen ausdrüdlich von der Partei abgelegt 
worden fein, und zwar entweder 

a) vor einer öffentlichen Behörde, 3. B. vor dem Criminalgericht, vor 
der Bolizeidirection, einem Bezirksamte, einem Gemeindevorftande, oder 

b) vor einem unzuftändigen Gerichte, oder endlich 

c) in einem andern Prozeſſe mit demfelben Gegner. Die Unis 
verfal= oder Singular» Nechtsnachfolger des Gegners, 3. B. die Erben oder 
Ceſſionairs bezüglich des Erblaffers oder Gedenten, jcheinen allerdings ein 
zu Gunften ihrer Nechtsvorfahrer abgelegtes Geſtändniß wirkſam für ſich in 
Anfpruch nehmen zu Fünnen. Z. B. A hat den B auf Jahlung der rüd- 
ftändigen Interefien eines Darlehnsfapitals per 1000 fl. EM. geklagt. In 
dieſem Prozeſſe hat B ausdrüdlich eingeftanden, Kapital und Interefien auf 
vecht jchuldig zu fein. Später hat mir A diefes Kapital per 1000 fl. abges 
treten und ich bin genöthigt, dieſes Kapital gegen B einzuflagen. Als Sin- 
gular-Rechtsnachfolger des A erfcheine ich in Bezug auf den B allerdings 
als derſelbe Gegner und kann das in dem andern Prozeſſe abgelegte Ge: 
ftändnig allerdings für mich geltend machen. 


Sur 
Geſtändniſſe der Streitgenoffeu. 
Das Geftändnig eines aus mehreren Streitgenoſſen beweiſet 
nur gegen ihn, nicht gegen die übrigen. 
Aus diefem Paragraph geht hervor, daß bezüglich des Geftändnifies 
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die Streitgenofien, als eben jo viele Bartheien betrachtet werden, und daß 
das Geftändniß eines Streitgenoffen nur gegen den Geftehenden, nicht aber 
gegen die übrigen beweilet. 

Jeder nicht geftändige Streitgenoffe muß alfo, um fachfällig zu werden, 
durch andere Beweismittel überwiefen werden. 3. B. A und B haben mir 
ihr Haus um 5000 fl. EM. verfauft. Gefteht nun A diefe Thatfache ein, 
während B diefe Thatjache widerfpricht, jo hat Diefes Geftändniß nur gegen 
A, nicht gegen den B Beweiskraft. In diefem Falle dürfte es mir jedoch 
allerdings gejtattet fein, allenfalls mit Zuhilfnahme eines Neuerungsgefuches 
durch den geftändigen Streitgenoffen einen Zeugenbeweis gegen den nicht 
—55— zu führen. Andere Geſetzgebungen haben dem Geſtändniſſe eines 

treitgenoſſen bezüglich der andern eine halbe Beweiskraft eingeräumt. 


S. 17: 
Annahme eines befhränften Geftändniffes. 


Wer eine Ihatfache nur Durch das Geftändniß feines Gegners 
allein erweifen will, muß daſſelbe feinem vollen Inhalte nach an— 
nehmen. Er kann von dem zugleich zur näheren Beftimmung eben 
diefer Thatſache angegebenen Umftänden nicht folche die ihm günftig 
find, zu feinem Vortheile geltend machen, und andere widerfprechen. 

Wäre aber dem Gejtändniffe eine neue Thatfache zur Begrün- 
dung einer Einwendung beigefügt worden, jo ift er dieſelbe ohne 
Beweis für wahr anzunehmen nicht fchuldig. 


Im Griminalvechte verfteht man unter einem qualificirten Geftänd-> 
niſſe ein folches, das durch andere Gründe für die Wahrheit feines In— 
haltes unterftügt wird. 

Nach dem Eivilprozegrecht ift ein qualifizirtes (beſchränktes) 
Geſtändniß dann vorhanden, wenn die von der gegneriichen Seite vor— 
gebrachten Ihatjachen, nicht jo, wie ſie vorgebracht worden find, fondern mit 

ewiſſen, den Anfpruch des Gegners bejchränfenden oder aufhebenden Um— 
Händen, zugeitanden werden. 


| 3. B. A behauptet: es habe fih B verpflichtet, ihm am 1. Januar 
laufenden Jahres 1000 fl. aus einem Darlehnsvertrage zu zahlen. B gefteht 
diefe 1000 fl. aus dem Darleihensvertrage jedoch erit am 1. März I. 3. zu 
zahlen fich verpflichtet zu haben. Der Kläger bringt vor: er habe dem Ger 
flagten einen goldenen Ring um 100 fl. auf Borg verfauft; den Ning dem— 
felben auch beveit8 übergeben, und er fordert nun die Zahlung des Kauf: 
Ihillings. Der Geklagte gefteht die Uebergabe des Ringes zu, fügt jedoch 
bei, e8 ſei ihm dieſer Sting nicht auf Borg verkauft, ſondern geſchenkt worden. 

Der Kläger bringt vor, er habe dem Geflagten eine goldene Tabakdoſe 
verfauft und übergeben. Der Geflagte gefteht den Kauffontraft zu, behauptet 
jedoch, daß deſſen Gegenftand nicht eine goldene Dofe im Werthe von 100 fl., 
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fondern eine filberne im Preiſe von 20 fl. geweſen fei, und erklärt fich deß— 
halb nur bereit, 20 fl. EM. zu zahlen. 

Es entfteht nun die Frage, wer bei Geftändniffen diefer Art den Bes 
weis deffen, was ungeachtet des vorliegenden Geſtändniſſes zwijchen beiden 
Theilen noch ftreitig ift, zu Übernehmen habe. 

Hierüber ift nach folgenden Grundjägen zu enticheiden: 

Jeder ftreitende Theil muß die Thatfachen, worauf er ein erhobenes 
Recht oder eine erhobene Einwendung gründet, infoweit fie von dem Gegner 
widerfprechen werden, beweifen. 

Hat der geftändige Theil die von feinem Gegner vorgebrachten That— 
fachen nicht fo, wie fie dem gegenfeitigen WVortrage zum runde liegen, ſon— 
dern mit andern Beitimmungen oder Einfchränfungen zugeftanden, jo ift ein 
Theil der von dem Gegner des Geftändigen vorgebrachten Thatfachen nicht 
zugeftanden, fondern in Abrede geftellt. In diefem Sale muß das nicht 
Zugeftandene und durch Vorbringung anderer Umftäinde, als die von Dem 
Gegner des Geftändigen Vorgebrachten es find, Widerfprochene, ohne Rück— 
fiht auf das Geftändniß durch antere Beweismittel dargethan werden. Es 
gilt hier der Grundjak, daß das Geftändnig untheilbar it, d. h. das 
Geftändniß kann nicht in der Art getheilt werden, daß der Gegner des Ges 
ftändigen das Zugeftandene für fih in Anfpruch nimmt, und die dem Ger 
ftändniß beigefügten Einfchränfungen widerfpricht, um dem Geftändigen den 
Beweis der Beſchränkungen aufzubürden, vielmehr muß der Gegner des Ger 
ftändigen die durch die beigefügten Befchränfungen ftillichweigend widerfpro- 
chenen Umſtände beweifen. 

In dem Aften oben gegebenen Falle wird alfo der Kläger zu bemeijen 
haben, daß der Geflagte am 1. Januar l. 3. zu zahlen verpflichtet fe. 

Im 2ten Falle wird der Kläger den zwiſchen ihm und dem Beklagten ab- 
geichloffenen Kauf zu beweiſen haben. 

Im Z3ten Falle hat der Kläger zu beweifen, Daß eine goldene Dofe 
Gegenftand des Kaufvertrages gewefen ift. Ganz anders verhält fich jedoch 
die Sache dann, wenn die von dem Gegner vorgebrachten Ihatfachen, jo 
weit fie zur Begründung des Rechtes oder der Einwendung erforderlich find, 
von der anderen Partei ganz eingeftanden, jedoch neue Thatſachen zur Be— 
gründung einer Ginwendung vorgebracht werden. In dieſem Falle ift das— 
jenige, was zur Begründung des Rechtes oder der Einwendung des Gegners 
des Geftändigen gehört, erwiefen und die zur Begründung der Einwendung 
vorgebrachte Thatjache ift von demjenigen zu beweiſen, der fte vorgebracht hat. 
3. B. Der Geflagte gefteht den Darleihensvertrag, macht jedoch die Ein- 
an der Zahlung. Die gefchehene Zahlung muß dev Geklagte er- 
weiſen. — 
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Achtes Hauptftüd. 


Bon dem Beweife durch Urkunden. 


$. 113. 
Bon dem Beweife: I durch öffentlide Urfunden. 


Deffentliche Urkunden haben Hinfichtlih der Thatſachen, wor— 
über fie gefegmäßig ausgefertiget worden find, volle Beweisfraft. Wer 


fie ald unecht oder gefegwidrig beftreiten will, muß darüber den 
Beweis führen. 


Unter Urfunden verfteht das Geſetz fchriftliche und gedrudte Auffäte, 
welche zur Beweisführung geeignet find. Der Beweis durch Denfmale, 
Grenzzeichen, Markiteine u. | w. gehört zum Beweife durch den Augenfchein. 
Das Gefeg unterfcheidet öffentliche und Brivaturfunden. Der $. 
113 handelt von der Beweisfraft der öffentlichen Urkunden. 

Die öffentlichen Urkunden haben hinfichtlich der Thatfachen, worüber 
fie gejegmäßig ausgefertigt werden, volle Beweisfraft, d. h. Die in öffentlichen 
Urkunden gejegmäßig beglaubigte Ihatfache ift von dem Nichter ohne Rück— 
ficht auf den Wideripruch der Barteien für wahr zu halten. 

Alfe öffentlichen Urkunden haben die Vermuthung der ANechtheit und 
Geſetzmäßigkeit fo jehr für fich, daß fte nur durch den meiftens dem Crimi— 
nalverfahren anheimfallenden Beweis der Verfälihung und den Beweis der 
Gefegwidrigfeit angefochten werden können. Derjenige, welcher die Unecht- 
heit ii Gefeswidrigfeit einer öffentlichen Urkunde behauptet, muß diejelbe 
beweifen. 

Unecht ift eine öffentliche Urkunde dann, wenn fie ganz oder theil- 
weife nicht von der in der Urkunde fich als Ausſteller derſelben darftellen- 
den Perſon herrühtt. 

Gefegwidrig ift eine öffentliche Urkunde dann, wenn 

a) der Aussteller zur Ausstellung derfelben nicht berechtigt war, 3. B. 
wenn ein Bezirksrichter einen Pag ausitellen würde, oder 

b) wenn der Inhalt derfelben, oder 

c) ihre Außere Form dem Gefege zumider ift Bezüg.ich der Form 
der öffentlichen Urkunden wurde insbefondere durch das Hofdefret vom 19. 
April 1799 3. 466 der J. ©. ©. beftimmt: 

Zur Bewährung obrigfeitlicher Urkunden ift es Fünftig nicht genug, 
den Urkunden das Amtsfigill beisudrüden; fondern fie follen nach dem Ins 
halte des $. 112 der a. ©. DO. auch nebftbei von der Obrigkeit, von dem 
Vorfteher des Gerichtes, oder von dem zur Ausftellung folcher Urkunden 
berechtigten Beamten unterfchrieben fein. 
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$. 114. 
Gatinngen und Form der öffentlihen Urkunden. 


Deffentliche Urkunden find: 

a) folhe, welche von öffentlichen Behörden und Aemtern oder von 
einzelnen zur Ausstellung öffentlicher Urfunden berechtigten, eid= 
lich verflichteten Staatd-, Landes- und Gemeinde Beamten und 
Dienern innerhalb ihrer Amtswirfjamfeit vorjchriftgmäßig aus— 
gejtellt werden. 

Hierher find auch die von beeideten öffentlichen Beamten 
über Urfunden, welche fih in Regijtraturen, Archiven oder an— 
dern öffentlihen Aemtern befinden, ertheilten Beurfundungen 
zu rechnen. 

b) Die Notariat3acte der öffentlichen Notare und die von denſelben 
ertheilten authentifchen Ausfertigungen und Beurfundungen; 

ec) die Bücher der beeidigten Mäfler (Senjale) und die von den— 
jelben ertheilten Auszüge und Schlußzettel; 

d) die Geburt3-, Trauungs- und Sterberegifter, und Die daraus 
ertheilten Zeugniffe. 

Die hier unter b) c) d) genannten Urkunden und Bücher 
müſſen von den dazu Öffentlich beftellten Perſonen nach den eigenen 
darüber beftehenden Vorfchriften und über die dahin gehörigen Ge— 
genftände geführt werden, um vor Gericht vollen Glauben zu ver- 
dienen. 


Der gegenwärtige Paragraph beftimmt nun jene Urkunden, welche ale 
öffentliche Urkunden anzufehen find. 

ad a) Deffentliche Urkunden find zuvörderſt alle jene, welche von 
öffentlichen Behörden und Aemtern, innerhalb ihrer Amtswirkfamfeit vors 
fchriftsmäßig ausgeftellt werden. Den von öffentlichen Behörden und Aem— 
tern ausgejtellten Urkunden werden auch jene gleich gehalten, welche von 
einzelnen Staats, Landes, Gemeindebeamten und Dienern ausgeftellt wer: 
den, jedoch unter folgenden Befchränfungen: 

1) Diefe Beamten und Diener müffen eidlich verpflichtet fein. 

2) Muß die Ausftelung diefer Urfunden innerhalb ihrer Amtswirf- 
famfeit erfolgen. 

3) Muß die ausgeftellte Urkunde vorfchriftsmäßig ausgeftellt fein. Von 
den öffentlichen Urkunden unterfcheidet das Gefeg die Beurfundungen, 
d. h. Zeugniffe und Abfchriften, welche von beeideten öffentlihen Beamten 
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über oder von Urkunden, welche fich in Negiftraturen, Archiven oder andern 
öffentlichen Aemtern befinden, ausgeftellt werden. Durch befondere Verord— 
nungen werden insbefondere für öffentliche Urkunden erklärt: 


I. Sanitätd-UÜrfunden. 
a) Oeneralfanitätsnormativ vom 2. Januar 1770. 


$. 15. Die in die Kontumaz fommenden Waaren, ihr Marf und 
Zeichen und der Name des ———— ſind von dem Director genau zu 
beſchreiben, und in ein beſonderes Protokoll einzutragen, welches demſelben 
doppelten Vortheil bringt. 


2. Daß dieſes Buch als ein rechtsbeſtändiges öffentliches Inſtrument 
anzuſehen iſt, um ſich gegen die aus der Kontumaz tretenden Parteien ſicher 
zu ſtellen, daß ſie nicht mehr oder weniger Waaren in die Reinigung ge— 
bracht haben, zu welchem Ende für jede Partei ein aus dieſem Protokolle 
genommener Auszug zu verfaſſen iſt, der einem ihr beigehenden Reinigungs— 
knechte gleich anfangs behändiget, und der Partei zur Unterſchrift vorgelegt 
werden wird, wornach ihr der verſtandene Reinigungsknecht nach vorläufiger 
bei Briefſchaften vorgeſchriebener Reinigung dem Director zurückgeſtellt, der 
ihn wohl bewahrt und nach vollendeter Kontumaz bei der Uebergabe ſich 
dejjelben bedient. 


b) Hofdefret v. 26. Juli 1831 Nr. 2522, an alle A. ©. 


Se. Majeftät haben zu verordnen befunden, daß Die aus Anlaß der 
Cholerakrankheit ausgeftellten Sanitäts> und Kontumazpäffe für öffentliche 
Urkunden anzufehen ſeien, und jede Verfälſchung Derjelben im Sinne des 
s. 178, d) des 1. Th. des St. ©. B. als Berbrechen des Betruges beftraft 
werden foll. 


1. Driginalliften und Einlagfcheine der f. fE Zahlen- 
Lotterie. 


Lottopatent vom 13. März 1813. 


F. 17. Die Gewinnfte werden einzig nur nach dem Inhalte der in 
den Lottoarchiven aufbewahrten Driginalliften der Kolleftanten, welche zufolge 
$. 4 allein die von den Parteien angegebenen und von dem Amte ange: 
nommenen Spiele enthalten, feineswegs aber nach den etwa von den Kol- 
leftanten bloß zur Notiz der Exfteren, auf die Einlagsjcheine, oder jonftige 
Zettel kopirten Spieleinfäsen berichtigt. 


$. 36. In Fällen endlich, wo durch Verfälfchung, Unterfehiebung oder 
Nachahmung der neuen Lottofcheine die Erreichung eines unvechtmäßigen 
Gewinnes verfucht oder erzielt wird, ift wider den Thäter nach dem 24. 
Hptit. des Geſetzes über Verbrechen $. 178, d) oder nad Beſchaffenheit 
der That $. 180, e) und 88. 181 und 182 von dem betreffenden Kriminal- 
gerichte zu verfahren. 
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11. Die Urkunden der priv. öfterr. Nativonalbanf. 
Patent vom 1. Juli 1841. 


$. 49. Die Verfälfbung und Nachahmung der Aktien oder Schuld“ 
verjchreibungen, dev Depofitenfcheine und anderer Urkunden der Bank, iſt 
mit den gegen die Verfälfchung öffentlicher Urkunden, in unſerem Geſetze 
über Verbrechen ausgeſprochenen Strafen zu ahnden. 


IV. Die Urkunden öſterr. Konſulate. 
Hofdekret vom 27. September 1834 Nr. 2671. 


In Betreff der Rechtskräftigkeit der von den k. k. ö. Konſularämtern 
im Ponente in Schiffbruchsfällen aufgenommenen Akte, und die Art und 
den Umfang ihres dießfälligen ämtlichen Einſchreitens, hat die Hofkammer 
im Einvernehmen mit der ka k geheimen Haus-, Hof- und Staatskanzlei 
und der k. f. oberften Juſtizſtelle, die bereits beftehenden gefeglichen Beſtim— 
mungen in nachitehende Zufammenjtellung vereinigt. 

Bon den ö. Gerichtsbehörden find alle Dokumente, welche von öſterr. 
Konfuln in ihrer Eigenfchaft als folhe und innerhalb ihres Wirkungskreiſes 
ausgeftellt find, als öffentliche vollen Glauben verdienende Urkunden anzu- 
erfennen. Nah dem politifhen Marineedifte fteht den ö. Konfulaten in 
Schiffbruchsfällen 5. Handelsfahrzeuge die Aufnahme der fogenannten prora 
di fortuna. und nach der Analogie dieſer Vorſchrift überhaupt die Erhebung 
und Beitätigung der einſchlägigen Thatſachen zu. 

Alle jene Amtshandlungen hingegen, welche darüber hinausgehen, irgend 
eine Entfheidung über Rechtsverhältniffe enthalten, haben die ö. Konſuln 
fowohl nach dem Marineedifte, als nach der befonderen ihnen ertheilten In— 
ftruetion nur auf Verlangen der Parteien als Schiedsrichter vorzunehmen, 
infofern die Gefeße des Landes, wo ſie fich befinden, dieß geftatten. Sowohl 
den über die erwähnten Thatfachen, als den Über Rechtsverhältniffe in Folge 
eines Komzromiffes ausgeftellten Dokumenten der Konfuln gebührt demnach 
vor den ö. Gerichten der volle Glaube von öffentlichen Urkunden. In Be 
ziehung auf die den d. Konfulaten directe zugewieſenen Amtshandlungen bei 
Schiffbruchsfällen ö. Fahrzeuge, find die d. Unterthanen im Auslande ver 
pflichtet, fich an felbe zu wenden, und es ift ihnen nicht freigeitellt, dießfalls 
mit Umgebung der Konfulate bei den auswärtigen Behörden einzufchreiten. 
In der Regel wird fodann das ö. Konfulat felbft die zur Erhebung und 
offieiellen Beftätigung des Sachverhaltes nothwendigen Amtshandlungen vor 
zunehmen haben. Wo jedoch die Landesgejege die Vornahme derſelben von 
Seite der Lofalbehörden, und ſonach ein dießfälliges Einſchreiten bei den 
legteren bedingen, oder wo dieß von den Parteien zur Sicherung ihrer Pri— 
vatrechte für nothwendig erachtet wird, haben zwar die Barteien immer die 
Pflicht, die d. Konjulate von dem Faktum des Schiffbruches und deſſen Um— 
jtänden genau zu benachrichtigen, Die legteren haben ſich aber dann lediglich 
auf die Intervenirung bei den Amtshandlungen der Lofalautoritäten zur Er: 
hebung der Sachverhältnifie zu beichränfen. 

Uebrigens wird bemerft, daß, infofern ö. Unterthanen im Auslande 
fich in anderen dem ö. Konfularamte nicht directe zugewiejenen Perſonal— 
oder Handelsangelegenheiten an die Lofalbehörden wenden wollen, oder nach 
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den Landesgeſetzen wenden müflen, die ö. Konfulate ihnen lediglich auf ihr 
Anjuchen dabei mit Nat und That, jo weit fie dieß auf ihrem Standpunfte 
vermögen, an die Hand zu gehen haben, 

Die obigen Beftimmungen beziehen fich jedoch, da ben Konfulaten in 
der Levante bezüglich auf die dort fich aufhaltenden d. Unterthanen eine rich⸗ 
terliche Gewalt zuſteht, nur auf die Konſulate des Auslandes. 


V. Kreditanſtalt. 
Statuten der gal. ſtänd. Kreditanftalt v. 3. November 1841. 


$. 7. Die Pfandbriefe find öffentliche Urkunden, durch welche 
der Kreditverein dem Befiger derfelben die regelmäßige Entrichtung der Zins 
jen und die Nüdzahlung des Kapitales unter den in den Grundfägen bes 
Inftitutes enthaltenen Beftimmungen zufichert, deren halbjährige Auffündigung 
der Kreditanftalt vorbehalten, den Pfandbrief- Inhabern jedoch nicht einge- 
räumt wird. 


VI. Staatsjchuldentilgungsfonds- Hauptfaffe. 
Hkz. 16. DOftober 1841 3. 40818. 


In der Abficht dem Interefie des a h. Aerars die erforderliche Sicher: 
heit zu bewahren, dabei aber zugleich die betheiligten Parteien durch Abfor- 
derung unnöthiger Behelfe nicht zu befchweren, wird aus Anlaß einer fpeziellen 
Anfrage beftimmt, daß es in jenen Fällen, wo die baar erlegten Kautionen 
oder Vadien bei dem Staatsfchuldentilgungsfonde fruchtbringend angelegt 
werden, von der theilweife beobachteten Uebung von den Exlegern der Kaution 
oder des Vadiums gehörig ausgefertigte Widmungsurfunden zu fordern, aus 
dem Grunde fein Abfommen zu erhalten habe, weil die über den Kautions— 
oder Vadiums-Erlag von der Staatsfchuldentilgungsfonds-Hauptfaffe ausge: 
fertigte Original-Empfangsbeftätigung, wovon dem Grleger der Kaution oder 
des Vadiums ohnehin eine Amtliche Abjchrift auszuhändigen ift, die Kautions— 
oder Badiumswidmung fchon ausprüdlich enthält, fomit dieſe Urkunde, gleich- 
wie ſie einerjeit gegen das Aerar die gefchehene Anlegung des Kapitals be- 
weifet, jo auch andererfeits flv das Aerar den Umftand beweifen muß, Daß 
das angelegte Kapital als Kaution oder Vadium und zwar für den in der 
Empfangsbeftätigung der St. Sch. T. F. Hauptfaffe näher bezeichneten Zweck 
zu dienen habe, indem die Beweisfräftigfeit jeder Urfunde fich immer auf den 
ganzen Inhalt derielben bezieht Nur in jenem Falle, wo es fich darum 
handelt, fich der Beſtimmung einer gewifien baar erlegten unverwendet zu 
verbleibenden, aljo bei den St. Sch. T. Sonde nicht anzulegenden Geldfumme 
als Kaution vder Pfand zu verfichern, ift es nothwendig, von dem Erleger 
diefev Geldfumme auch in Zufunft eine in gehöriger Form ausgeftellte (von 
zwei Zeugen mitgefertigte und legalifirte) Widmungsurfunde zu verlangen. 


ad b) Die Notariatsafte der öffentlichen Notäre und die von Denjelben 
ertheilten authentifchen Ausfertigungen und Beurfundungen. Was eine 
authentifche Ausfertigung und Beurkundung ift, ift aus der mit a. h. Pas 
tente vom 29. September 1850, 3. 366 R G. B. für Defterreich unter 
und ob der Enns, Steiermark, Kärnthen, Krain, Görz, Gradisfa und Iftrien, 
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die Stadt Trieft mit ihrem Gebiete, Tyrol und Vorarlberg, Böhmen, Mäh- 
ren, Ober- und Niederjchleftien fundgemachten Notariatsordnung zu entneh- 
men. Des Verftändnifies wegen werden aus Diefem Geſetze, welches unfere 
Gerichtsordnung offenbar im Auge Hat, folgende Beltimmungen hervor: 
ehoben: 

i Die Notare werden beftellt und öffentlich beglaubigt, damit fie auf 
Verlangen der Parteien Acte aufnehmen, welchen das Geſetz befondere Wir- 
fung beilegt. — 

Die nach Vorſchrift des Gefeges aufgenommenenen Notariatsacte 
haben die Kraft öffentliher Urfunden, und machen über dasjenige, 
worüber fte errichtet find, vollen Beweis. 

Diefelbe Beweisfraft fommt auch den authentifhen Ausferti- 
gungen der Notare zu. 

Es ift jedoch der Beweis zuläßig, daß der Notariatsact abfichtlich un— 
richtig aufgenommen oder gefälfcht worden, fo wie auch, daß die Ausfertigung 
unecht oder mit der Urſchrift nicht übereinftimmend fei. 

Zwijchen den vertragenden Theilen ift die Einwendung des Schein: 
gejchäftes ausgeichlofien. — 

Ob eine Notariatsurfunde, wenn fie als ſolche nach den Beftimmungen 
der Notariatsordnung ungiltig ift, oder ob die vor dem Notare gejchehene 
Handlung eine rechtlihe Wirkung habe, beurtheilt der Nichter nach den ge- 
jeglichen Vorſchriften Uber die Beweisfraft der Brivaturfunden und über Die 
Wirkffamfeit außergerichtlicher Verträge und Erklärungen. — 

Außerdem find die Notare berufen, die Echtheit von Unterfchriften, das 
Datum von Urfunden, die Richtigkeit von Abfchriften oder Heberjegungen, 
fowie das Leben von Berfonen mit voller Beweisfraft zu beurfunden. — 

Der Notar ertheilt authentifche Ausfertigungen aus den Notariatsakten 
denjenigen Perſonen, für welche eine folche in der Urkunde felbft ausdrüdlich 
beſtimmt ift. 

Authentiiche Ausfertigungen an Perſonen, für welche die Ausfolgung 
nicht in der Urkunde jelbit beftimmt wurde, oder an Interefienten, welche 
bereit3 eine authentijche Ausfertigung erhalten haben, können nur über Zus 
ftimmung aller Interefienten, worüber der Notar einen eigenen Act aufneh- 
men muß, oder über gerichtlichen Auftrag ertheilt werden, bei Strafe der 
Suspenfton; die Zuftimmung der Intereffenten oder der gerichtliche Auftrag 
muß in der Ausfolgungsflaufel einer folchen authentiichen Ausfertigung an- 
geführt werden. — 

Die authentifchen Ausfertigungen müſſen bei fonftiger Ungiltigfeit ge- 
nau mit der Urſchrift übereinftimmen, klar leferlih, ohne Zwifchenräume in 
den wejentlichen Theilen, ohne Abkürzung, Radirung, Correetur oder Ein- 
jhiebung geichrieben fein; doch dürfen darin die in dev Ürfchrift mit den 
—— Förmlichkeiten vorkommenden Abänderungen, Berichtigungen oder 

uſätze, ohne ſie als ſolche anzuführen, unmittelbar an der Stelle geſchrieben 
werden, wohin fie nach dem Sinne d:8 Contextes gehören. 

Mit der authentifchen Ausfertigung find jedesmal die Abfchriften der 
etwwa beigelegten Vollmachten und wenn die Partei nicht darauf verzichtet, 
auch die Abjchriften der übrigen Beilagen zu ertheilen. — 

Jede authentifche Ausfertigung muß von dem Notar beglaubigt fein, 
indem er zu Ende derjelben beftätigt, daß er fie Der in feinen Aeten befind- 
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lichen Urjchrift vollfommen gleichlautend befunden habe; auch bemerft der 
Notar, ob die Ausfertigung von feiner oder der Hand einer dritten zu be: 
nennenden Perſon gefchrieben ſei, fügt bei, daß fie eine authenthiſche fei, 
führt die Perſon an, an welche er fie ausfolgt, fest am Ende diefer Beftä- 
tigungs= und YAusfolgungsclaufel das Datum und unterfertiget fie. Alles 
bei jonitiger Ungiltigfeit. — 

Der Notar hat auf der in feinen Acten befindlichen Urfchrift und bei 
Grmangelung des Raumes auf einem ihr anzubeftenden Bogen die Griheilung 
jeder Ausfertigung mit Bezeichnung dev Perſon, an welche er fie ertheilt 
hat, und des Tages, an welchem dieß gefchehen ift, anzumerfen. — 

Wenn es fih nicht um Aufnahme einer Urkunde, fondern nur um 
eine Beurkundung handelt, wodurch die Echtheit einer Unterichrift, das Da- 
tum einer Urkunde, die Nichtigkeit einer Abjchrift oder Ueberſetzung, oder das 
Leben einer Perſon beftätigt wird, find folgende Vorſchriften bei fonftiger 
Ungiltigfeit der Beurfundung zu beobachten. — 


a) Legalifirung. 


Durch die Legalifirung bezeugt der Notar die Echtheit der Unterfchrift 
auf einer nicht vor ihm errichteten Urkunde, indem er beftätigt, daß die Par- 
tei in feiner und zweier genannten Zeugen Gegenwart entweder die Urkunde 
eigenhändig unterfertigt, oder Die bereits darauf befindliche Unterfchrift als 
die ihrige anerfannt habe. Die Partei muß dem Notar und einem Zeugen, 
und wenn fie dev Notar nicht fennt, beiden Zeugen perſönlich befannt fein, 
und Diefes ift in der Legaliftrungsflaufel zu bemerfen. Die Legalifirung wird 
auf die Urkunde ſelbſt gefchrieben, Datirt, vom Notare unterfertigt und mit 
jeinem Siegel verjehen. in Legalifirungsprotofoll ift nicht aufzunehmen, 
wohl aber müfjen die Legalifirungen in das Nepertorium eingetragen werden, 
und dieſe Eintragung ik jowohl von der Partei als auch von den Zeugen 
zu unterfertigen. Wenn einer der beiden Zeugen des Schreibens unfundig 
it, Fann der Notar defien Namen unter Angabe des Mohnortes unter- 
zeichnen. — 

Die Unterfchrift des Notars wird, wo es erforderlich ift, vom Vorftande 
dev Notariatsfammer und die des Lesteren von dem Präſidenten des Ober: 
landesgerichtes beftätiget. 


b) VBidimirung. 


Der Notar beftätigt auf Verlangen der Parteien unter Beifügung 
jeiner Unterjchrift und feines Siegels, daß eine Abjchrift der ihm vorgewie- 
jenen Urkunde richtig, d. h. mit Diefer wörtlich gleichlautend fei. In der 
Vidimirungselaufel ift anzugeben, ob die Urkunde ein Original oder eine 
Abjchrift jei. — 


ce) Beftätigung des Datums. 


Wird einem Notar eine bereits ohne feine Mitwirkung errichtete Pris 
vaturfunde zur Betätigung des Datums vorgewiejen, jo beftätigt er auf 
derfelben Jahr, Monat, Tag und Stunde der Vorweiſung, mit Benennung 
dev Perſon des Vorweiſers und der beiden beizuziehenden Zeugen, verfieht 
diefe Deftätigung mit der laufenden Zahl feines Regiſters, in welches er 
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fie ſogleich einträgt, und fügt ihr feine Unterfchrift nebſt Siegelab- 
druc bei. — 


d) Beftätigung von Ueberfeßungen. 


Der für Acte in einer fremden Sprache fähig erflärte Notar ift auch 
berufen, die Nichtigfeit von Ueberfegungen in diefe Sprache oder aus der— 
jelben zu beftätigen. 

Er unterfertigt die Beftätigung unter Beidrüdfung feines Siegeld. — 


e) Lebenszeugniffe. 


Der Notar ift berufen, Lebenszeugniffe auszuftellen, jedoch muß ihm 
und einem Zeugen die Partei befannt fein oder ihre Jdentität von zwei ihm 
befannten Zeugen betätigt werden. Zu dieſem Zwede muß die Perſon in 
Gegenwart von zwei Zeugen vor ihm erfcheinen. Das Lebenszeugnig wird 
von dem Notar unterzeichnet, und mit dem Siegel verfehen. In dem Zeug- 
niffe muß ausdrüdlich bemerft fein, daß die PBartei perfönlich erfchienen: ift. 
Diefe Zeugniffe find in das Nepertorium auf diefelbe Art, wie die Legalift- 
rungen einzutragen. — 

ad c) Mäfler (Senfale) heißt ein Dermittler von Handelsgejchäften, 
mögen diefe nım Geld, Wechfel oder Waaren zum Gegenftande haben. In 
der faufmännifchen Welt untericheidet man nach der DBerfchiedenheit der Ge- 
ihäfte: Waarenmäfler, Wechjelmäfler, Staatspapier- und Fondsmäkler, 
Frachtmäkler und Güterbeftätter, Schiffsmäfler, Aſſekuranzmäkler. Welche 
Gattungen von Mäflern im $. 114 gemeint find, wird aus dem Handels- 
rechte zu beurtheilen fein. Ueber die vom Mäkler abgejchloffenen Gefchäfte 
macht derſelbe den Eintrag der wichtigften Punkte in ein Tagebuch, das 
fogenannte Mäflerjournal, weiches mit beftimmten gefeglichen Erforder- 
nifjen verfehen fein muß. in im Wefentlichen dem Inhalte des betreffenden 
Sournalpoftens gleiche Urfunde der fogenannte Schlußzettel (Schlußſchein, 
Schlußnote) mit der Namensunterfchrift des Mäklers wird vom Mäfler als- 
bald nach erfolgter Einigung beiden Parteien übergeben, durch deſſen An— 
nahme die beiderfeitige Einwilligung in das Gefchäft an den Tag gelegt 
wird. Nur die Bücher der beeideten Mäfler und die von demfelben er 
theilten Auszüge und Schlußzettel find öffentliche Urkunden. 


ad d) Nicht nur die Geburts-, Trauungs- und Sterberegifter, jondern 
auch Die Daraus ertheilten Zeugniſſe find öffentliche Urkunden. 


Damit jedoch die Notariatsafte, die Bücher der beeideten Senſalen 
und die Geburts-, Trauungs- und Sterberegifter öffentlichen Glauben ver: 
dienen, wird erfordert 


a) daß Diefe Dofumente von den dazu öffentlich beftellten Perſonen 
b) nach den eigens darüber beftehenden Worfchriften und 
ce) Uber die dahin gehörigen Gegenftände, geführt werden. 


8 151. 
Die Glaubwürdigfeit der vor der Wirffamfeit der gegenwär- 
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tigen Prozeß-Ordnung errichteten öffentlichen Urfunden, ift nach den, 
zur Zeit ihrer Errichtung beftandenen Gefeßen zu beurtheilen. 


Ueber den Urfundenbeweis enthält das ſächſiſche Statutarrecht Sc. 1. 
7 folgende Beftimmungen: 

1. Si debitor cereditori chirographum, aut literas obligalorias dederit, 
quibus debitum fatelur, et debitor accusalus, sine justa causa folvere 
recuset, neque tamen literas a se dalas ac scriplas neget; lamen insiru- 
menla plenam habent contra eundem probationem. Sımilem quoque vim 
habent literae missivae, si in his expresse conlinetur obligatio debiti ejus, 
qui literas seripsit, aut misit, sique hae usilato suo sigillo obsignatae 
sunt. Sigillum enim literas confirmat, et corroborat, Nisi in calculo 
error sit commissus, lunc enim exceplione juvalur. 


2. Instrumentorum amissio creditoribus non oberit, si modo mani- 
festis probationibus debilores crediti convicerint Sicut autem iniquum 
est, instrumentis vi ignis absumptis, debitorum solutionem abnuere; da 
non facile casum conquerentibus, credendum esi, nisi alüs argumentis 
dietis fidem faciant Qui crediti causa congenilur ; auihentico, non ali- 
cujus scriplurae exemplo, conveniendus est. 

3. Rationes defuncti, quae in bonis ejus inveniuntur, regestum item 
negotiatorum, et opificum,, ad probandum sibi debitae quantitatis, solae 
non sufficiunt. Ejusdem juris est, si in ultima volunlate, defunc.us cer- 
tam pecuniae quantitatem, aut etiam res cerlas, sibi deberi significarit. 

Aus diefen gefeglihen Beftimmungen geht hevvor, daß dem Statutar— 
rechte felbft der Unterfchied zwifchen öffentlichen und Privaturfunden fremd 
war. Es iſt jedoch nicht zu bezweifeln, daß die Praxis denfelben allerdings 
gelten ließ und daß auch durch die Praris und Objervanz feitgeleßt worden 
ift, welche Urkunden für öffentliche zu halten find. — Nach ungariſchem Pro— 
zeßrecht hat man die Urkunden mit Rückſicht auf ihre Beweisfraft in öffent 
liche (literae fidei publicae) und in private (literae fidei privatae) ein: 

etheilt. 

u Diefer Unterfchied gründet fich auf folgende Beftimmungen: Dec. Trip. 
I. 13 $. 2: Et duplex est sigillum, scilicei auihenticum el non authen- 
ticum. Authenticum dicitur, quasi auctorilatem lenens; cui cred: debeat: 
et est proprie principum ac Ordinariorum judicum regni, rec non Capi- 
tulorum et Conventuum. Et hujusmodi sigillum authenticum, literis appo- 
situm , confirmat omne factum, in ipsis literis expressum alque de- 
claralum. 


$. 3. Habent praeterea etiam civitates et oppida Sigilla authentica 
per reges et principes ipsis concessa: quae in factis et rebus coram eis 
ei in medio eorum vertentibus, ac emergendis, robur soriiuntur firmilatis. 


$. 4. Non authentica vero sunt, privalarum personarum sigilla: 
Et talia nihit perpetuitatis sub se conlinere possunt. 

Deffentliche Urkunden konnten ausgeftellt werden: 

1) Von und vor der fiebenbürgifchen Hoffanzlei. 

2) Bon und vor den Föniglichen Siegelbewahrern. 

3) Von und vor den locis credibilibus. 

4) Von den Comitaten, Szeflerftühlen und ungariſchen Diftricten. 
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5) Im Namen der Taralorte und unter ihrem ihrem öffentlichen 
Siegel. 

. 6) Wurden nach der Praris auch die Auszüge aus den Tauf-, Traus 
ungs- und Sterberegiftern, welche der betreffende Geiftliche unterjchreibt und 
fie durch Beidrückung des Kirchenſiegels beglaubigt, für öffentliche Urkunden 

ehalten. 

a ad 1. Die Urkunden der ftebenbürgifchen Hoffanzlei wurden im Namen 
des Fürften und nach Apr. Const IV 13. 1 in dem alten herkömmlichen 
Style abgefaßt. Sie wurden nach der Praris durch das Siegel, welches 
Se. £ k. apoftoliihe Majeftät in ſiebenbürgiſchen Angelegenheiten gebrauchte 
mit der Unterfchrift des Fürften, des Kanzlers und eines Hofrathes beftätigt. 
Die Schenfungsurfunden und Collationalien wurden nad der Praris auch) 
in den liber regius eingetragen. 

ad 2 Zu den föniglihen Siegelbewahrern wurden gezählt: 

a) Der Präſes der Föniglihen Tafel, welcher nach dem Neffripte vom 
20. Juli 1742 ein bejonderes Fönigliches Siegel hatte. 

b) Die Protonataere (Magistri protonotarü, $ 211 Tab. Inst. Sigillo 
regio apud se habio non abutentur). 

c) Die Gubernialſekretaire. 

Die Urkunden, welche von diefen Berfonen ausgeftellt wurden, mußten 
nach $. 178 der Tab. Inst, welcher die Taren für die Expeditionen beftimmt, 
nomine et sub sigillo regio und nach der Braris jo ausgeftellt werden, als 
ob der in denjelben enthaltene Akt von Sr. Majeftät perjönlih vollzogen 
worden wäre. Sie wurden mit dem Eöniglichen Siegel und nach der Praxis 
mit der Unterfchrift verfehben: Lecia et extradata (correcta) per N. N. 
tabulae regiae praesidem (magisirum prolonalarium, secrelarium guber- 
nialem). Diefe Siegelbewahrer hatten eine den Notaren in den Ländern 
jenfeitS der Leitha ähnlichen Wirfungsfreis, Die Bollmachtsverträge (procu- 
raloria et plenipotentiaria Constitutio), die Gontradiftionen und Proteſte, 
Die Verträge und Willenserflärungen der Barteien (Faſſionen) wurden in 
ein eigenes Protokoll (fassionum liber), welches mit dem Notariaftsafte 
Achnlichkeit hat, aufgenommen, währen? die Ausfertigungen in den authen- 
tifchen Ausfertigungen dev Notäre ein Analogon haben. 

ed 3. Loca credibilia hat e8 in Siebenbürgen nur zwei gegeben. 
Diefe waren das Kapitel in Karlsburg und der Konvent in Koloſch-Mono— 
ftor. Das Recht, öffentliche Urkunden auszuftellen, wurde diefen Kapiteln 
mit dem für die Nechte der Fatholifchen Glaubensgenofien in Siebenbürgen 
befonder8 wichtigen Art. Nov. 7 anni 1744 extheilt. In den Approb. IV. 
18. 1 wurde jedoch dießfalls Folgendes vorgefchrieben: daß es ein Kapitular 
nie unternehmen fol, ohne Wiſſen und Gegenwart feines (weltlichen) Kollegen 
zu ſiegeln, auch foll das Siegel nicht bei einem allein, fondern an einem 
befondern Ort aufbewahrt werden, und Diefes mußte in der Eidesformel der 
Siegelbewahrer bejchworen werden, und außer einer Constitutio procuratoria 
durfte Fein andere Willenserklärung einer Partei von einem allein aufge- 
nommen werden. Derjenige, welcher eine Willenserklärung vor dem Kapitel 
abgab, mußte perjönlich oder durch glaubwürdige Bevollmächtigte vor dem 
Kapitel oder Convente erfcheinen und die Urkunden mußten außer der Bei- 
drückung des Kapitelftegeld noch die Unterfchrift: Lecta et extradata per 
eosdem Capilulares et Conventuales enthalten. 
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Die Urfunden: Abfchriften (iranssumpta) waren ebenfalld von zwei— 
facher Ilrt: 

a) transsumpta legalia oder authentica und 

b) transsumpta simplieia. Die erjteren hatten nach Dee I. 15 3 
und nach Art. Nov III 1755 diefelbe Beweisfraft wie das Original. In 
dem legtern Art. heißt e8 wörtlich: Umanimi voto conclusimus, ul universa 
ejusmodi literaria Instrumenta, lam in Archivis, quam vero apud manus 
Communitatum vel privatorum habita, toties, quoties conservatio eorundem 
erposiularet, Iranssumi possunt, scmper «llam vim et robur habitura, 
quam Originalia eorundem habere dignoscuntur sensu Dec Trip. Part. 
2. Tüt. 15 Die transsumpta simplieia zogen nicht diefelbe Wirfung nach 
fich, im Gegentheil brauchte der Product mit der Production des Zranssump- 
tum simplex ſich nicht zu begnügen, fondern fonnte auf Beibringung des 
Originals dringen. Tabula regia, heißt e8 im $. 81 Inst. tab praecitatae 
degi (Dec. Trip. Part. II. tit 15) strietissime inhaerebit et si quando 
simplieia transsumpta praeserlim in petitorio, producerentur, producentem 
ad originalium produetionem adstringrt. 

Transsumpta legalia oder authentica konnten einzig und allein nur 
ertheilt werden: 


1) Von der föniglichen Tafel (transsumpta tabularia) Kin jolches 
Transfumpt muß im feinem Eingange nah Art. Nov. 1755 3. immer Die 
Klaufel haben: praemissa legitima proclamatione, den Proflamanten na- 
mentlich bezeichnen, wurde im Namen Sr. Majeftät ausgeftellt, mit dem 
föniglichen Siegel befräftigt und von dem Protonotär unterjchrieben $. 63 
Tab, Inst, 


2) Die vom Kapitel oder Konvente ausgeftellten Transsumpta, bezüg- 
lich welcher die Beftimmung des Dec. II 15 und des $. 82 der Tabul. 
Inst maßgebend ift. Solche Transjumpte ftellte das Kapitel nur gegen ein 
mandatum requisitorium aus, welches dem Transjumpte feinem vollen In— 
halte nach eingefchaltet werden mußte, Alle übrigen Transjumpte find ein— 
fache (simplicia). 


$. 116. 


Dolle Beweisfraft haben auch die Urfunden des Auslandes, 
welche daſelbſt für öffentlich anerfannt, und mit der nad öſterrei— 
chiſchen und fremden Gejegen erforderlichen Beglaubigung (Legali— 
firung) verjehen find. 


Volle Beweisfraft haben auch die Urkunden des Auslandes, welche 
daſelbſt für öffentlich anerfannt werden. Da der Richter die ausländifchen 
Gejege zu wiſſen nicht verpflichtet ift, fo müßte derjenige, welcher behauptet, 
daß eine Urfunde im Auslande als öffentliche anerfannt wird, wenn Dieje 
Behauptung widerfprochen wird, hierüber, dag die Urfunde im Auslande als 
öffentliche anerfannt werde, den gehörigen Beweis liefern. Diefer Paragraph 
fchreibt weiters vor, daß zur Beweisfraft der öffentlichen Urkunden des Aus- 
landes weiter erforderlich ift, daß Diefelben mit der nach öfterr. und fremden 
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Gejegen erforderlihen Beglaubigung (Legaliftrung) verfehen find. Die dieß— 
fälligen gefeglichen Beitimmungen ſind in folgenden, zur Joſephiniſchen und 
MWeftgaliziihen Gerichtsordnung erflofienen, bejondern Verordnungen ent— 
halten: 


1. Hfd. 13. Jän. 1809 N. 880 3. ©. ©. an alle Aypellationsgerichte. 


Es tritt öfter der Fall ein, dag Vollmachten, Wechjelprotefte, und ans 
dere Notariatsichriften, welche aus fremden Ortichaften, in denen ein E. £. 
Konſul beiteht, nach den Erbitaaten gejendet, von Seite der Behörden als 
giltig anerkannt und angenommen werden, obgleich ihnen die Legaliftrung 
des Konjulates mangelt. Unabgejehen anderer hierbei eintretender Ruͤckſich— 
ten wird auch den Urkunden durch die Unterlaffung der Legaliſirung die er- 
forderliche Nechtsfräftigfeit entzogen. Das A. G. wird daher zur Richtichnur 
für fich und ihre untergeordneten Behörden angewiefen, in Hinfunft derlei 
Urkunden, wenn fie aus Dertern eingefendet werden, in denen fich ein k.k. 
Konſul befindet, nur dann als giltig zu erfennen und anzunehmen, wenn 
denjelben die Legalifirung des Konjulates beigerüdt ift. 


N. Hfd. 8. Febr. 1812 N. 971 an alle Appellationsgerichte. 


Bei dem öfter eintretenden Kalle, dag Vollmachten, Wechielproteite und 
andere Kotariatsjchriften, welche aus fremden Ortjchaften, in denen ein Ef. 
Konful bejteht, nach den Erbitaaten gejendet, von Seiten der Behörden als 
giltig anerfannt und angenommen werden, obgleich ihnen die Legaliftvung 
des Konfulates mangelt; durch die Unterlafiung der Legalifirung aber den 
Urkunden die erforderliche Nechtsfraft entzogen wird, wurde am 13 Januar 
1809 N. 880 die Weifung ertheilt, Fünftig derlei Urfunden, wenn ſie aus Der- 
tern eingefendet werden, in welchen fich ein ka k. Konſul befindet, nur dann 
als gültig anzuerkennen und anzunehmen, wenn denjelben die Legaliftrung 
des Konjulats beigerüdt ift. Dieſe Vog. wird nun neuerdings beftätigt, und 
mit dem Beilage wiederholt, daß durchaus Feine Nollmachten, noch Wechiel- 
protefte, Urtheilsiprüche, oder Notariatsurfunden aus Ländern und Gegenden, 
wo fich eine k. k. Gejandtichaft oder ein öfterr. Konſulat befindet, von den 
Behörden angenommen, und für rechtsgiltig anerfannt werden follen, fie 
feien denn, jo oft es fih um das Necht F. k. Untertanen handelt, von ge- 
dachten Gefandtichaften oder Konfulaten jelbit ausgejtellt, oder wenn fie in 
den Erbſtaaten anfäßige Fremde betreffen, doch wenigitens vom Eriteren 
ordentlich legaliftrt. 


II. Hfd. 2 Zuli 1813 N. 1058 an alle Apellations-Gerichte. 


In Gemäßheit der mit der F. baier. Regierung getroffenen Ueberein- 
kunft ift eine Legalifirung der baier. ämtlihen und gerichtlichen Urkunden 
durch die FE. k. Gejandtichaft nicht mehr zu fordern. 


IV. Hkzd. 16. April 1818 N. 1436 an alle Lſt. 


Die Borjehrift der Hfd. vom 13. Januar 1809 N. 880 und 8. Fe— 
bruar 1812 N. 971, wird hiermit für alle jene Länder, welche der Botmä- 
Bigfeit der kaiſerl ottom. Pforte nicht unterworfen find, dahin beichränft, 
Daß die im Auslande an einem Orte, wo fich ein sit. Gelandter oder Konful 
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befindet, ausgeftellten Notariatsurfunden nur, wenn fie von dem Sefandten 
oder Konſul legalifivt find, als giltig anerfannt werden follen. 


V. Hf. 21. Sept. 1827 N. 2307 an alle A. ©. 


Da bei dem herz. moden. Hofe der in Florenz reſidirende öft. Gefandte 
afreditirt, und Fein anderer öſt. Nepräfentant oder Konful dort befindlich ift, 
daher alle in den Staaten von Modena errichteten, der Legalifivung durch 
den Nepräfentanten der öſt. Negierung bedürfende Urkunden nach Florenz 
geſchickt werden müſſen, welches für die Parteien manchmal beſchwerlich er: 
ſcheint: jo ift die Verfügung getroffen worden, daß Die von dem bejagten 
Minifterium ausgeftellten Urkunden in Zufunft auch von den Präfidien der 
Gubernien von Mailand und Venedig zu legalifiren fein werden, welche Le- 
galifivung von allen Behörden der öft. Monarchie als giltig anzuerfennen ift. 


VI. Hkzd. 20. Oftober 1837 3. 25857. 


Es wird allgemein fundgemacht, daß in Nückficht der in Franfreich 
errichteten Notariats- und andern öffentlichen Urkunden, der Legalifirung der 
k. franzöſ. Botjchaft in Wien, oder eines von der öfterr. Regierung anerkann- 
ten Konſuls, volle Beweisfraft beizulegen fei. 


VII. Hkzd. 3. Februar 1838 3. 2406 an alle it. 


Se. Majeftät haben mit a. h. Entfchliegung v. 9. Januar 1838 all 
gemein anzuordnen geruht: daß in Nüdficht der im Auslande errichteten No’ 
tariats- und anderer öffentlicher Urkunden der Legalifirung der Gefandichaft, 
oder eines von der öft. Negierung anerfannten Konſuls der fremden Macht, 
in deren Gebiet die Urfunde ausgefertigt worden ift, volle. Beweiskraft bei- 
gelegt werden foll. 


N 'IT7. 
1. Durch Privaturkunden gegen den Ausfteller; Form derfelben: 


a) im Allgemeinen. 

Privat=Urfunden haben, in fjofern fie nach den Geſetzen für 
anerfannt zu Halten find, oder die Echtheit derfelben dargethan wird, 
gegen den Ausiteller volle Beweisfraft. Diefe ift ihnen, wo nicht 
vermöge bejonderer gejeglicher DBorjchriften eine Ausnahme Statt 
findet, auch dann beizulegen, wenn fie von dem Ausſteller bloß ei— 
genhändig unterfchrieben find. Eine Urfunde, die in der Abficht 
ausgeftellt wurde, daß fie dem Producenten auch gegen einen Drit- 
ten als Beweismittel diene (G. B. eine Vollmacht, Ceſſion, Quit— 
tung 20.) ift gegen den Lebteren bemeisfräftig, und dem Ausfteller 
fteht gegen dieſen Dritten in Betreff einer jolchen Urfunde feine 
andere Einwendung, als gegen die Echtheit derfelben zu Gebote. 
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Alle Urkunden, welche das Gefeß in den vorangegangenen Paragraphen 
nicht für öffentliche Urkunden erklärt hat, find Privaturfunden. Cine folche 
Privaturfunde kann enthalten: 

a) Das Geftändniß irgend einer Thatfache, abgelegt zu dem Zwecke, 
damit daffelbe erweisbar fei. Zu diefer Art Urkunden gehören: Schuldicheine, 
Contracte, Reverſe, VBerzichtsurfunden, Quittungen u. d. g. 

b) Eine einſeitig verbindliche Verfügung. Hieher gehören Teſtamente— 
odicille. 

c) Ein Zeugniß. Hieher gehören z. B. Dienſtzeugniſſe von Privat— 
perſonen oder die ſchriftlichen Zeugniſſe in ſummariſchen Zeugenbeweis. 
| Es ift einleuchtend, daß eine Urkunde, insbefondere eine Brivaturfunde 
unbedingt und abfolut nicht beweisfräftig fein fann. Wenn ich 4. DB. einen 
Schuldfhein für mich anführe, fo kann es fein, daß dieſer Schuldfchein von 
demjenigen, der als Ausſteller defjelben erjcheint, nicht ausgeftellt wurde, 
fomit ein Falſum ift, welches offenbar nichts beweilen Fanın. 

Daraus geht hervor, Daß eine Brivaturfunde nur unter gewilfen 
thatfächlichen Bedingungen für beweisfräftig gehalten werden kann. 

Die allgemeinen Bedingungen der Beweisfraft einer Privat: Urkunde 
find folgende: 

1) Die Echtheit (Authenticität, sinceritas document) Echt ift 
eine Urkunde dann, wenn fie von demjenigen, welcher als Ausſteller derſelben 
ericheint, wirklich herrührt. 

2) Die Gültigfeit. Zur Gültigfeit einer Urkunde wird erfordert: 

a) Daß der Aussteller zu diefer Ausftellung berechtigt war, nament— 
lich daß er, wenn eine VBerbindlichfeit von ihm begründet werden follte, Die 
Fähigkeit hatte, ftch verbindlich zu machen, und 

b) daß die Formen beobachtet wurden, welche das Gefeß bei ſon— 
ftiger Ungültigfeit vorfchreibt. 

Eine Urkunde, 3. DB. ein Teftament fann echt, und Defienungeachtet, 
weil es ihm am einer zur Gültigfeit vorgefchriebenen Eigenjchaft mangelt, un— 
gültig fein. Eben fo kann ein von einer Militärperfon ausgeftellten Wechfel 
zwar echt fein, bleibt aber defienungeachtet ungültig, weil der Militärift 
‚nicht die perfönliche Fähigkeit Hat, ftch nach Wechſelrecht zu verpflichten. 

3) Muß in jeder Urkunde die Thatfache, auf welche eine rechtliche 
Verbindlichkeit gegründet wird, beftimmt angegeben werden, widrigenfalls Die 
Verbindlichkeit durch dieſe Urkunde nicht erwiefen werden kann. ($. 127 
der CPO.) 


4) Müffen die Urkunden dasjenige, was fie beweifen follen, vollſtän— 
Dig ($. 128, 134 der CPO.) und auf eine klare und deutliche Weife ent- 
halten. Iſt der Inhalt der Urkunden unverftändlich oder zweifelhaft, jo Fann 
Dadurch eine verftändliche oder unzweifelhafte Behauptung nicht erwieſen 
werben. Unverftändlich und zweifelhaft kann eine Urfunde insbefondere Durch 
Widerfprüche werden, welche entweder in einer und derſelben Urkunde, oder 
in andern mit diefer in Zufammenhang ftehenden Urkunde vorfommen. So 
weit jolhe Widerfprüche vorhanden find, heben fich die widerjprechenden 
Stellen gegenfeitig auf Wieweit aber dadurch die Beweisfraft der ganzen 
Urkunde geſchwächt oder aufgehoben wird, bleibt dem Ermefjen des Nichters 
überlafien. Die WBorfchrift des $. 160 der EBD. bezüglich des Widerſpru— 
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ches in Zeugenausfagen wird analog auch auf Miderfprüche in Urkunden 

anzuwenden jein. 

5) Muß Die Urkunde, um einen vollftändigen Beweis zu begründen, 
mit jenen Förmlichkeiten verfehen fein, welde das Geſetz zur Beweis— 
fraft derjelben vorſchreibt. 

6) Dürfen jich bei einer Urkunde, welche weder für unbedenklich ans 
erkannt, noch nach den Geſetzen dafür zu halten ift, nicht, folde Mängel, 
z. B. Nafuren, Gorreeturen, Ginfchaltungen u. |. w. zeigen, die den Ver— 
Dacht einer nachträglichen Sälfchung begründen. Die nähern Beftimmungen 
über dieſe allgemeinen Grundſätze werden in den folgenden Baragraphen 
ausgeführt. — 

Der $. 117 enthält folgende Beftimmungen: 

I Die Brivaturfunden beweifen in der Regel nur gegen den Aus— 
fteller. 

As Ausfteller wird, wie aus dem $. 267 der Prozeßordnung her: 
vorgeht, nicht nur derjenige betrachtet, welcher die Urkunde ſelbſt gefchrieben 
oder unterichrieben bat, jondern auch derjenige, mit deſſen Beiftimmung Die 
Urfunde von einem dritten geichrieben oder unterfchrieben worden ift. 

II Damit jedoch die PBrivaturfunden diefe ihnen eingeräumte Beweis- 
fraft haben, find folgende Bedingungen erforderlich: 

1) Die Privaturkunden müſſen nach dem Gejege für anerfannt zu Hals 
ten fein oder, wenn dieſes nicht der Fall ift, muß der Beweis der Echtheit 
derjelben von demjenigen geführt werden, welcher fich auf die Urfunde be- 
ruft ($. 123 der EBD.) 

Für anerfannt ift eine Urkunde dann zu halten: 

a) Wenn derjenige, gegen welchen die Urfunde angeführt wird, der Pro» 
duft oder defien Nechtsfreund, Bevollmächtigter oder rechtmäßiger Ver— 
treter die Echtheit aus drücklich oder ftilffchweigend ($. 22), in dem 
vor dem gehörigen Nichter anhängigen Prozeß gerichtlich eingefteht und 
jomit anerfennt, oder 

b) wenn der Produkt die Thatfache der Echtheit außergerichtlich anerkennt 
und diefes Anerfenntnig mit den Erforderniffen zur Beweisfraft eines 
außergerichtlichen Geftändniffes verſehen ift. 

2) Zur vollen Beweisfraft einer Urkunde ift ferner in der Negel nur 
erforderlich, daß fie von dem Aussteller eigenhändig oder mit defjen Beiſtim— 
mung von einem Dritten unterfchrieben werde. Es iſt aljo in der Regel 
die Beobachtung weiterer Förmlichfeiten, 3. B. die Beiziehung von Zeugen, 
die Beidrückung eines Siegels u. f. w. nicht erforderlich. Das Gefeg deutet 
jedoch darauf hin, daß e8 von dieſer Negel Ausnahmen gebe und e8 werben 
in der Prozeßordnung felbit in den 88. 119 und 120 zwei ſolcher Ausnah- 
men angeführt. 

Unter diefen Bedingungen räumt das Gefeg den Urfunden gegen den 
Ausfteller volle Beweisfraft ein, d. h. der Inhalt der Urkunde ift gegen 
den Aussteller für wahr zu halten. Durch die eingeftandene oder eriwiejene 
Echtheit der Unterfchrift einer Urkunde hat der Producent auch die Vermu— 
thung für die Echtheit des Inhaltes begründet und kann zu einem weitern 
Beweis dariiber nicht verhalten werden, e8 wäre denn, daß ftch Die Urfunde 
ihrer Außern Befchaffenheit nach als bedenklich darftellen würde. 
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Eine Kolgerung aus diefem Grundſatze iſt der Schlußſatz des $. 119 
nach welchem die nicht gejchehene Zuzählung eines Darleihens gegen einen 
vorjchriftsmäßig eingerichteten Schuldjchein von demjenigen bewiefen werden 
muß, dev fie behauptet. Eben jo müßte dev Schuldner, der behauptet, er 
habe dem Produzenten eine Charta bianca mit der Unterfchrift gegeben und 
der Produzent habe diefe mißbraucht oder er ſei mit Betrug oder Irrthum 
vorgegangen, den Beweis führen. 

- IH. Eine Urkunde kann in der Negel nur gegen den Ausiteller be- 
weifen. Gegen einen Dritten, welcher die Urkunde nicht ausgejtellt hat, 
fann Diefelbe in der Negel feine Beweisfraft Haben, nach dem befannten 
Grundfage: actus inter alıos gestus nullum alüs praejudieium facit. Derz 
lei Brivaturfunden dritter Berfonen ftellen ftch nur als Zeugniffe dar. Das 
Geſetz hat jedoch bezüglich gewiſſer Urkunden eine Ausnahme gemacht und 
ihnen eine beweifende Kraft gegen Dritte eingeräumt. Diefe Ausnahme gilt 
bezüglich folcher Urkunden, welche in der Abficht ausgeftellt wurden, daß jte 
dem Produzenten auch gegen einen Dritten zum Beweife dienen, 3. DB. Die 
Vollmacht wird ausgeftellt, damit ſich der Bevollmächtigte gegen einen Drit- 
ten legitimive, und fo ift e8 auch mit der Ceſſion-Quittung u. |. w. Diefe 
Urkunden beweifen auch gegen den Dritten und dem Ausiteller fteht gegen 
diefen Dritten in Betreff einer folchen Urkunde feine andere Einwendung, 
als gegen die Echtheit derjelben zu Gebote. 


$. 118. 


Wer des Schreibens unfundig, oder wegen Förperlicher Ge— 
brechen zu ſchreiben unfähig ift, muß zwei Zeugen, deren einer deſ— 
jen Namen unterjchreibt, beiziehen, und jein gemöhnliches Handzei— 
cheu beirücken | 
Die Unterfchrift Hätte demnach im Falle diefes Paragraphs zu 
auten: 


* « * di. Jakob Hammer. 
Franz Klaus, als Namensfertiger und Zeuge. 
Ignaz Klein, als Zeuge. 


Der Art. 94 der allgemeinen Wechſelordnung verfügt: Wechjelerklä- 
rungen, welche ftatt des Namens mit Kreuzen oder andern Zeichen verjehen 
find, haben nur dann, wenn diefe Zeichen gerichtlich oder notariell beglau- 
bigt werden, Wechjelfraft. 


$. 119. 
b) bei Schuldverfhreibungen über Darlehen; 


Schuldverfchreibungen über Darlehen aber, haben nur dann 
volle Beweisraft, wenn fie entweder von dem Ausjteller eigenhäns 
12 
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dig geſchrieben und unterjchrieben, oder von dem Ausſteller und 
zwei Zeugen eigenhändig nnterfchrieben find. 

Gegen einen vorſchriftmäßig eingerichteten Schuldfchein findet 
die Einwendung der nicht geſchehenen Zuzählung ded Darlehens nur 
in jofern Statt, als fie von dem Ausfteller erwiefen wird. 


Der $. 983 des bürgerlichen Gefegbuches beftimmt den Begriff bes 
Darleipensvertrages dahin: Wenn jemanden verbrauchbare Sachen unter der 
Bedingung übergeben werden, Daß er zwar willfürlich darüber verfügen 
könne, aber nach einer gewifien Zeit eben fo viel von derfelben Gattung und 
Güte zurücgeben fol, fo entfteht ein Darleihensvertrag, 

Der $. 1001 des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches  beftimmt be: 
züglich der innern Form des Schuldicheines:; 

Damit ein Schuldfchein über einen Darleihensvertrag einen vollftän- 
digen Beweis mache, müfjen darin dev eigentliche Darleiher oder Gläubiger 
jowohl, al8 der eigentliche Anleiher oder Schuldner; der Gegenftand und 
Betrag des Darleihens; und, wenn es in Geld gegeben wird, die Gattung 
dejjelben, wie auch alle auf die Zahlung der Hauptfchuld fowohl, als auf 
die etwa zu entrichtenden Zinfen fich beziehende Bedingungen redlich und 
deutlich bejtimmt werden. Die äußere, zur Beweisfraft nöthige Form einer 
Schuldurfunde fegt die Gerichtsordnung feft. 

sm $. 119 der EBD. find die Außern Förmlichfeiten enthaltend, mit 
welchen der Schuldjchein, um volle Beweiskraft zu haben, verfehen fein muß. 
Ein mit dieſen innern und Außern Förmlichfeiten verfehener Schuldfchein ift 
eine vollen Glauben verdienende Urkunde, von welcher im $. 7 Zt. a und 
im $. 390 der EBD. die Rede ift. 

Ein Schuldichein, der mit dieſen Erforderniffen nicht verfehen ift, wird 
deßwegen nicht ungültig, allein ev bejigt, wie aus dem $. 119 hervorgeht, 
nicht volle Beweiskraft, und kann dann nur in Verbindung mit andern Be: 
weismitteln, z. B. mit Zeugen, außergerichtlichem Geftändnig, dem Erfüllungs- 
Eide, einen vollftändigen Beweis bilden, nach Anal. des $. 110. 

Das römische Necht hat die exceptio non numeratae pecuniae privi- 
legiata eingeführt, kraft welcher binnen eines zweijährigen Zeitraumes der 
Inhaber eines Schuldicheines ber Darleihensverträge die wirkliche Zuzäh- 
lung des Geldes, ungeachtet ſie in dem Schuldſcheine bereits beftätigt war, 
auf den bloßen Widerfpruch des Ausftellevs desjelben zu erweifen verpflich- 
tet war. 

Diefe Erceptio galt auch nach öſterreichiſchem Nechte, bis endlich mit 
Patent vom 1. März 1787 3. 636, für alle Brovinzen Folgendes verord- 
net wurde: Um den zwifchen Schuldnern und Gläubigern durch Die foges 
nannte ewceplionem non numeratae pecuniae privilegialam vielfältig ent— 
fprungenen Irrungen von Nechtsftreitigfeiten für die Zufunft vorzubauen, 
wird erklärt, Daß dieſe Nechtseinwendung Fünftig nicht mehr ftatt habe, jon- 
dern Daß ein mit den in der GerichtSordnung vorgejchriebenen Erfordernifien 
verjehener Schuldichein ftetS wider den Ausfteller beweile, folglich dem Gläu- 
biger als Inhaber des Schuldbriefes über deſſen Inhalt mehrerer Beweis 
zu führen nicht obliege, wohl aber der Ausfteller des Schuldicheines, wenn 
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er ben Inhalt des Schuldbriefes zu widerjprechen vermeint, ben Beweis 
führen müſſe, daß die Zuzahlung des Geldes nicht erfolgt ift. 

Auch nach 8. 119 hat der Ausjteller Die nicht gejchehene Zuzählung 
des Darleihens, wenn er dieſelbe gegen einen vorichriftsmäßig eingerichteten 
Schuldfhein geltend machen will, zu erweifen. 


$. 120. 
c()Ibei Wechſeln. 
Die Giltigkeit und Beweiskraft der Wechſelbriefe iſt nach den 
MWechjelgejegen zu beurtheilen. 


At. 4 W. OD. 
Die weſentlichen Erforderniffe eines gerogenen Wechjels find: 

1) die in den MWechfel ſelbſt aufzunehmende Bezeichnung als Wechjel, ober, 
wenn dev Wechjel in einer fremden Sprache ausgejtellt ift, ein jener 
Bezeichnung entiprechender Ausdrud in der fremden Sprade; 

2) die Angabe der zu zahlenden Geldjumme; 

3) der Name der Berfon oder die Firma, an welche oder an Deren Ordre 
gezahlt werden joll (des Nemittenten) ; 

4) die Angabe der Zeit, zu welcher gezahlt werden foll: die Zahlungszeit 
fann nur fejtgejegt werden: 
auf einen beitimmten Tag, 
auf Sicht Vorzeigung, a vista, a piacere ıc.) oder auf eine bes 
ftimmte Zeit nach Sicht; 
auf eine beitimmte Zeit nach dem Tage der Ausitellung (nad) dato), 
auf eine Meſſe oder einen Markt (Meß- oder Markt-Wechſel), 

5) die Unterjchrift des Ausftellers (Traffanten) mit feinem Namen oder 
jeiner Firma; 

6) die Angabe des Ortes, Monatstages und Jahres der Ausftellung ; 

7 der Name der Perſon oder die Firma, welche die Zahlung leiften ſoll 
(des Bezogenen oder Trafiaten); 

8) die Angabe des Ortes, wo die Zahlung gejchehen joll; Der bei dem 
Namen oder der Firma des Bozogenen angegebene Ort gilt für den 
Wechſel, in fofern nicht ein eigener Zahlungsort angegeben tft, als 
Zahlungsort und zugleich als Wohnort des Bezogenen. 

ce u 96. Die weientlichen Erforderniſſe eines eigenen (trodnen) Wech— 
els ind: 

1) Die in den Wechſel felbft aufzunehmende Bezeichnung als Wechiel, 
oder, wenn dev Wechfel in einer fremden Sprache ausgeftellt ift, ein 
jener Bezeichnung entiprechender Ausdruck in der fremden Sprade; 

2) die Angabe der zu zahlenden Geldjumme; 

3) der Name der Berfon oder die Firma, an welche oder an deren Ordre 
der Ausſteller Zahlung leiften will; 

4) 5 ee dev Zeit, zu welcher gezahlt werden joll Art. 4 

Ar. 4)5 
5) die Unterfchrift des Ausftellers mit feinem Namen und feiner Firma 
6) die Angabe des Ortes, Monatstages und Jahres der Ausitellung. 
12# 
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Aus den Art. 7 und 98 Abi. 1 der allgemeinen Wechjelordnung geht 
hervor, ?daß aus einer Schrift, welcher eines der wejentlichen Erforderniſſe 
eines Wechſels fehlt, feine wechjelmäßige Verbindlichkeit entfteht, und daß bie 
auf eine ſolche Schrift gejegten Erklärungen (Indofjament, Accept, Aval) 
feine Mechjelfraft haben. 

Es kann Fälle geben, wo der Gläubiaer auf das Wechjelverfahren 
verzichten muß, weil es der Schrift an einem wejentlichen zur Gültigkeit 
eines Wechſels notbiwendigen Erfordernifie fehlt, Diefelbe jomit wechjelrecht- 
liche Folgen nicht hervorbringen fann. Diefem nach fann fich fomit ereig- 
nen, daß der Gläubiger mit einer Schrift in Wechjelform feine Nechte nicht 
im Wege des außerordentlichen Wechjelverfahrens jondern Des ordentlichen 
Berfahrens geltend machen muß, und es fragt jich, welche Beweisfraft hat 
in einem folchen Falle jenes Dokument, welches feine Wechfelfraft hat. Dass 
jelbe exjcheint als eine Privaturfunde, welche nach den Beſtimmungen ber 
Givilprozeß-Ordnung über die DBeweisfraft der Privaturfunden beurteilt 
werden muß. 

Bon diefem Standpunkte aus hat ein ungültiger Wechfel in feiner 
gewöhnlichen Form aus dem Grunde feine Beweisfraft, weil er fich als eine 
Urkunde darftellt, in welcher der rechtliche Grund der Verbindlichkeit nicht 
beftimmt angegeben ift, indem der Auftrag zu zahlen und Die Annahme die- 
jes Auftrages bei gezogenen Wechjeln, und Das Verſprechen zu zahlen bei 
eigenen Wechfeln rein wechjelvechtliche Erklärungen find, welche, wenn das 
Mechjelvecht Feine Anwendung findet, nach dem allgemeinen bürgerlichen 
Nechte, welches dafür Feine Beitimmungen enthält, den Rechtsgrund einer 
privatvechtlihen Verbindlichkeit zu begründen nicht vermögen. 


5 ach 
Vorschriften über die Zuziehuug der Zeugen. 


Die zur Beweisfraft einer Urfunde erforderlichen Zeugen müf- 
fen entweder bei Unterzeichnung der Urfumde dur den Aussteller 
gegenwärtig fein, oder von ihm unmittelbar die Verſicherung erhal- 
ten, daß er die Urkunde eigenhändig unterzeichnet habe; widrigen- 
fall3 dient ihre Unterfchrift zu feinem Beweiſe. Sie find vielmehr 
nebft demjenigen, der fie zur Unterzeichnung verleitet hat, mit einer 
angemejjenen Strafe zu belegen. Daß den Zeugen der Inhalt der 
Inhalt der Urkunde befannt gemacht werde, ift nur Dann erforder- 
lich, wenn der Aussteller dieſelbe nicht leſen kann. 

‚Während der $. 117 der Iof. Gerichtsordnung dahin lautet: Niemand 
foll eine Urkunde als Zeuge unterfchreiben, dem nicht durch Den Ausiteller 
befannt geworden ift, daß die Urkunde feinem Willen gemäß ift, hat ber $. 


121 bezüglich der Zeugen bei Privaturfunden genauere Beftimmungen ge- 
geben. Diefelben veduciren fih auf folgende Grundſätze: 


ni 
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1) Den Inhalt der Urkunde braucht dev Zeuge in der Regel nicht 
zu kennen. Hievon tritt eine Ausnahme dann ein, wenn der Ausfteller die 
Urkunde nicht lefen Fan. Dann muß den Zeugen der Inhalt der Urkunde 
befannt gemacht werden. 


2) Die zur Beweiskraft einer Urkunde erforderlichen Zeugen müffen 
entweder bei der Unterzeichnung dev Urkunde durch den Ausiteller gegenwär- 
tig fein oder von ihm unmittelbar die Verficherung erhalten, daß er die 
Urkunde eigenhändig unterzeichnet hat, widrigenfalls dient ihre Unterfchrift 
‚zu feinem Beweife. 


- Zeugen, die eine Urkunde unterfertigen, ohne der gefeglichen Vorfchrift 
Genüge geleiftet zu haben, find, ſo wie derjenige, der fie dazu verleitet hat, 
mit einer angemefjenen, dem gerichtlichen Ermeſſen überlaffenen Strafe zu 
belegen. 


Derjenige, welcher eine Urkunde für ſich produzirt, welche zu ihrer 
Giltigfeit und Beweisfraft von Zeugen gefertigt fein muß, behauptet ftill- 
jchweigend die Thatjache, daß die im $. 121 beftimmten Erfordernifje erfüllt 
worden; find. 


Diefe TIhatfache muß der Producent, falls fie widerfprochen wird, 
beweifen. 


Die Anficht: es dürfte nicht zweifelhaft fein, daß in dem Falle, als 
eine Urkunde von Zeugen gefertigt wird, auch angenommen werden muß, daß 
die als Zeugen unterfertigten Perſonen die geleglichen Vorſchriften beobach- 
tet haben, und daß derjenige, der das Gegentheil behauptet, diefe feine Bes 
hauptung erweifen müſſe, jcheint nicht begründet zu fein. ine gejeßliche 
Vermuthung ift weder für die Beobachtung noch für die Nichtbeobachtung 
der gejeglichen VBorfchriften vorhanden. Auch ftreitet für die Beobachtung 
der gejeßlichen Vorfchriften nicht einmal eine gemeine Vermuthung, denn die 
Unterfertigung der Zeugen an und für ftch ift ein Saftum, die Beobachtung 
der gejeßlichen Vorjchriften bei der Unterfertigung ein zweites Faktum. Zwi— 
jchen beiden befteht weder ein nothiwendiger, noch wahrfcheinlicher, jonderr 
bloß ein möglicher JZujammenhang. Es kann deßhalb von dem erften nicht 
auf das zweite eine Folgerung ftattfinden. 


$. 122. 


Die Giltigfeit der, vor der Wirffamfeit diefer Prozeß-Ordnung 
errichteten Privat-Urkunden und deren Beweiskraft gegen den Aus— 
fteller, ift nach den, zur Zeit ihrer Grrichtung geltenden Geſetzen 
zu beurtheilen. 


Ueber die Beweisfraft dev Urkunden nach ſächſiſchem und ungariſchem 
Prozeßrechte wurde bereits bei dem $. 115 das Nähere angeführt. 


182 


6. 123. 


VBerbindlichleit zum Beweiſe der Gchtheit einer Urkunde und Atten 
biefer Deweisführung. 


Wenn die Schrift oder Unterfchrift des angeblichen Ausſtellers 
einer Privat-Urkunde widerjprochen wird, fo liegt der Beweis ihrer 
Echtheit demjenigen ob, welcher ſich auf die Urkunde beruft. Diefer 
Beweis kann durch Vergleichung mit andern unbezweifelt eigenhän- 
digen Schriftzüigen deſſelben Ausftellerd, oder auf andere Art, allen- 
falls durch Auftragung des Eides ($. 267), geführt werden. 


Aus diefem Paragraph ergeben fich folgende Grundſätze: 

1) Die Echtheit der Schrift oder Unterfchrift des angeblichen Ausftel- 
lers einer Privaturfunde muß von dem Producenten in dem Falle bewiefen 
werden, wenn der Produkt die Echtheit der Schrift oder Unterfchrift widerfpricht. 

2) Der Widerfpruch des ‘Produkten muß, um rechtswirkſam zu fein, 
folgende Eigenfchaften haben: Derfelbe muß 

a) ausdrüdlich, 

b) im Streitverfahren am gehörigen Ort erfolgen ($. 139 der EPO.) 
alfo in der Regel in der Nede oder Schrift, welche auf diejenige folgt, in 
welcher diefe Urfunde oder Schrift produeirt wurde. 

c) Sind Privaturfunden vorgelegt worden, die von dem Produften 
jelbft ausgeftellt worden fein ſollen, jo muß der Widerspruch des Produkten 
dahin gehen, daß die Urkunde weder von ihm felbft, noch mit feiner Bei- 
ftimmung von einem Dritten gefchrieben, oder unterfchrieben worden ſei. 
Sit jedoch der ftreitende Theil, welcher eine gegen ihn angeführte Urkunde 
für unecht erklärt, nicht der angebliche Ausfteller derfelben, fo genügt eg, 
wenn der MWiderfprechende fich auf die Erklärung befchränft, daß er Die 
Schrift oder Unterfchrift für unecht halte. Diefe Erklärung gilt als Wider- 
ſpruch, (F. 267 der CPO.) 

3) Der in der gehörigen Form und am gehörigen Ort ange— 
brachte Widerſpruch macht die producirte Urkunde fo lange gänzlich beweis— 
los, bis nicht die Echtheit der Schrift oder Unterfchrift bewiefen ift. 

4) Bei Urfunden, zu deren Beweisfraft erfordert wird, daß fie von 
dem Ausftelfer eigenhändig gefchrieben und unterfchrieben find, muß die Echt- 
heit der Schrift und Unterjchrift, bei Urkunden, zu deren Beweisfraft die 
bloße Unterfchrift genügt, die Echtheit der Unterjchrift im Falle des Wider 
ſpruches dargethan werden. 

9) Der Beweis der Echtheit der Unterfchrift kann geführt werden: 

a) durch Zeugen, 

b) durch ein außergerichtliches Geftändniß des Produkten, im Falle 
Hal: nach dem Ermefjen des Nichters volle Beweisfraft zu gewähren im 
Stande it. 

c) durch andere Urkunden, welche direft für die Echtheit der als unecht 
widerfprochenen Urfunde fprechen, 


133 


d) durch WVergleihung der Handichriften, und 

e) in Ermanglung anderer vollftändiger Beweismittel ($. 233 EBD.) 
durch den Eid (Diffeflionseid S. 267 CPO.) Kran 3 
6) Soll der Beweis duch BVergleihung ber Handichriften geführt 
werden, jo muß der Beweisführer jolche Urkunden herbeiichaffen, welche mit 
unbezweifelt eigenhändigen Schriftzügen deſſelben Ausitellers verjehen jind. 
Wenn fich jedoch zur Vergleihung der Handſchriften nöthige Aktenſtücke in 
Verwahrung des Gerichtes oder einer andern öffentlichen Behörde befinden, 
fo hat das Gericht, nach $. 144 der CPO. von Amtswegen für die Herbei> 
ichaffung derjelben Sorge zu tragen. — era J— 

Der Produkt kann, weil keine geſetzliche Vorſchrift hiefür beſteht, falls 
es an zur Vergleichung der Handſchriften nöthigen Aktenſtücken fehlt, nicht 
verhalten werden, vor Gericht einen ihm zu diktirenden Aufſatz zu ſchreiben. 

Es iſt übrigens einleuchtend, daß der Beweis durch, Vergleichung Der 
Handichrift bei einer bloß mit einem Handzeichen unterfertigten Schrift nicht 
ftattfinden kann pr I 

7) Ueber den Beweis der Echtheit durch den Difeſſionseid wird bei 
Erläuterung des $. 267 der CPO. das Nähere gejagt. 


$. 124. 


Wie viel Glauben die Vergleihung der Handichriften verdiene, 
hat der Richter nach den Umständen zu beurtheilen. Es jteht ihm 
frei, darüber, wenn er e8 für nötbig findet, von Amtswegen vor— 
läufig Sachverftändige zu vernehmen. Der Richter it in Diejem 
Salle bei der Entjcheidung an die Meinung der Sachverftändigen 
nicht gebunden. 


Der Beweis der Echtheit der Unterjchrift durch Vergleihung der Hand- 
Ichriften bleibt ein jehr unzuverläßiges Beweismittel, weil die größte Aehn— 
lichfeit der Schriftzüge nicht immer durch eine und dieſelbe Hand, jondern 
auch durch Die gewandte Hand eines Dritten hervorgebracht werden kann, 
und weil die Berjchiedenheit zweier Schriftzüge nicht mit DBeftimmtheit auf 
die Verfchiedenheit der jchreibenden Perſonen jchliegen läßt, indem oft eine 
und diefelbe Perſon nach Berfchiedenheit der Situation, in welcher fie jich 
befindet, auch merklich verichieden zu fertigen pflegt. 

Mit Rüdficht auf diefe Unzuverläßigfeit hat das Gefeß ſich jeder all- 
gemeinen Beſtimmung über die Beweisfraft dev Vergleihung der Hand— 
Ichriften enthalten, und es dem Richter anheimgeftellt, von Fall zu Fall, nad 
Erwägung alle Umftände zu beurtheilen, wie viel Glauben die Vergleichung 
der Handichriften verdient. Der Richter kann auch, jedoch bloß zu feiner Informa— 
tion, wenn er es für nöthig findet, Sachverftändige vernehmen, und er wird im die— 
jem Fall die Vorfchriften des 10. Hauptſtückes nicht zubeobachten haben. Der 
Richter ift auch in einem folchen Fall an das Urtheil der Schreibverftän- 
digen nicht gebunden. Sol die Vergleihung der Handfchriften ihrem Zwecke 
entiprechen, jo Darf fie nicht bloß rückſichtlich der einzelnen Züge, fondern. 


Dan 39 
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fie muß auch vüdjichtlich des Gindrudes, welchen Die ganze Schrift hervor⸗ 


bringt, vorgenommen werden. Es iſt dabei, ſo weit es geſchehen kann, auch 
auf die Interpunktionen, auf die Rechtſchreibung, auf den Gebrauch großer 
und Feiner Buchitaben u. ſ. w. Nücdjicht zu nehmen, befonders aber ift zu 
berücjichtigen, ob fich in der Schrift nicht eine gewiſſe Steife und Gezwun— 
genheit bemerkbar macht, welche auf eine Nachahmung fchließen läßt. 


8. 125. 
II. Beweislofigfeit der PrivatsUrfunden für den Ausfteller 


Für den Ausfteller hat eine eimfeitig errichtete Privat-Urfunde 
in der Regel ($. 126) Feine Beweisfraft. 


Der $. 117 der EBD. hat die Negel aufgeitellt, daß die Privaturfun- 
den unter gewiffen Bedingungen gegen dem Ausſteller volle Beweisfraft 
haben. Für den Ausfteller hat eine einfeitig errichtete Privaturkunde in 
dev Negel feine Beweisfraft. In leg, 7 Cod. de probationibus beißt es: 
Exemplo perniciosum est, ul ei scriplurae credalur, qua unusquisque sibi 
adnotatione propria debitorem constiluit, unde neque fiscum, neque alium 
quemlibet ex suis subnolalationibus debiti probationem praebere posse 
oporlel. — 

Es dringt fich hier die Frage auf, ob Privaturfunden auch gegen den 
Produzenten, der fie für ſich anführt, beweilen fönnen. Der Fall fann fich 
ſehr leicht ereignen, wenn die Urkunde ein qualificirtes Geftändnig des Geg— 
ners enthält, 3. B. der Schuldfchein, auf welchen der Kläger den Beweis 
des Nechtsgrundes der Klage gründet, lautet auf 100 fl. W. MW. und der 
Kläger nimmt 100 fl. EM. in Anſpruch. In Diefem Fall werden die Be— 
hauptungen des Klägers durch das von ihm vorgebrachte Beweismittel wi- 
derlegt und fo weit dieſe Widerlegung ftattfindet, ift den Angaben des Klä- 
gers, jelbjt wenn der Geflagte kontumazirt würde, fein Glauben beizumefien, 
wie es die 88. 22 und AO der CPO. deutlich erweifen. Durch Diele Ba- 
vagraphe ift dargethan, daß Urkunden auch gegen den Produzenten beweiien 
fönnen. In dieſem Falle jcheint es, ald ob von der im $. 125 aufgeftellten 
Kegel eine Ausnahme eintrete, und eine einfeitig errichtete Privaturkunde 
für den Ausjteller und gegen den Produzenten beweift. 

Genau betrachtet, verhält fich jedoch die Sache nicht jo. Die ange: 
führte Urfunde beweifet nicht gegen den Ausiteller und fie ftellt nur für jene 
Behauptungen, welche der Produzent für fih anführt und welde in ber 
Urkunde gar nicht, oder nicht jo wie fie der ‘Produzent anführt, feinen Des 
weis her. Die Wirkung der Urkunde ift aljo negativ, Feineswegs aber ein 
pojitiver Beweis für den Ausiteller. — Hat einmal der Producent eine Ur— 
funde für fich angeführt, fo darf er diefes Beweismittel einfeitig nicht fallen 
laſſen, weil vielleicht die Urfunde feinen Zweden entgegen ift, denn Durch 
die Produktion ift die Urkunde ein integrivender Beftandtheil des Prozeſſes 
geworden, dem dieſe Eigenfchaft duch eine einfeitige Verfügung der Partei 
nicht mehr genommen werden darf. Ein nachträgliches einfeitiges Fallen— 
lafien einer Urkunde müßte nach den für die Neuerungen ertheilten Vor— 
jchriften behandelt werden. 
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Ausnahme bei Handels und Gewerbsbücdern. 


Den nah den Beitimmungen der Balliten-Drdnung vom 7. 
Oktober 1772 und den jpätern hierauf Bezug nehmenden Verord— 
nungen geführten Büchern der Handelsleute, Babrifanten, Apotheker 
und Handwerfer kommt über Handeld-, Fabriks- und Gemerbäge- 
fchäfte die, ihnen im diefen Geſetzen eingeräumte halbe Beweisfraft 
zu. In wiefern jedoch den Büchern der nicht protofollivten Sans 
delsleute, Babrifanten und Gewerbsleute auch bei dem Abgange mins 
der weſentlicher Förmlichfeiten hinreichende Beweiskraft einzuräumen 
fei, um die Ergänzung derfelben durch den Erfüllungseid zu. geitat- 
ten, bleibt bis zu Grlaffung eines allgemeinen Handelsrechtes der 
Beurtheilung des Gerichtes mit Nücjicht auf die Belchaffenheit der 
Umftände und aller übrigen Beweismittel vorbehalten. 


Diefer Paragraph enthält eine Ausnahme von dem im $. 125 ber 
CPO. aufgeftellten Grundfage: daß einfeitig errichtete Privaturkunden für 
den Ausfteller in der Negel feine Beweiskraft haben, bezüglich dev Bücher 
der Handelsleute, Fabrifanten, Apothefer und Handwerker: Der Grund 
diefer Ausnahme dürfte in dem Beftreben der Gefeggebung, das natio— 
nal-öfonomifche Intereffe des Handels, der Fabrifen und Gewerbe, zu be 
fördern, und in der Natur der Gefchäfte diefer Klafien von Produzenten zu 
finden fein, welche auf ihre Bücher als einziges Beweismittel ihrer Forde— 
rungen hingewiefen find. 

Die Bücher dev Handelsleute; Fabrifanten, Apothefer und Handwer: 
fer müfjen jedoch nach den Beftimmungen der Falliten-Ordnung vom 7. Ob 
tober 1772 in den fpätern hierauf Bezug nehmenden Verordnungen geführt 
werden. Die diesfälligen Beftimmungen der Hallitenordnung lauten: 

Libri mercantiles, apochae, et ausszugales, quae a negoliatoribus 
rem cambialem traciantibus, vel üs eliam, qui privilegialis societatibus, 
ei compagnüs mercantilibus ingremiati sunt, nec non ab opificibus sie 
dielis commercialibus, qui cum fabricalis suis quaestus speciem exercent, 
suosque desuper libros ducere consueverunt, coram judicio produeunlur, 
semiplenam constituant probam, ita ut producens, ülliusque haeredes ad 
Juramenitum suppletorium admitti possint, dummodo quaestionati libri sub- 
sequentibus requisitis instructi fuerint : 

Requisita vero librorum mercantilium sequentlia sunt: 

1) Negotiator livros ducens, bonae famae, et probatae vilae sit. 

2) Occurrentes positiones e libro strazza dicto, ei diario (Journal) 
vel propria sua manu, vel per sodalem mercantilem methodi ducendorum 
kibrorum gnarum, cuique hoc negotium specialiter concreditum habetur, 
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en librum mercantilem illatae habeantur, neque varüs manibus, uno eodem- 
que tempore scripta in illo reperiantur. 

3) In ejusmodi libro mercantili data, el accepla, nec non, 

4) Dies et annus, personae item, quibus, el per quos creditum est, 
specificatae sint 

5) Positiones inserlae rem ad quaeslum, librumque talem mercan- 
tilem pertinenlem voncernant, neque in illo quidquam insceriptum sit, quod 
negotium hocce non tangit, 


Mit dem a. h. Patente vom 3. Februar 1786 (ſ. Sammlung der Bor: 
Schriften für die Gerichte der fächitichen Nation im Auftrag und zum Ge— 
brauche der ſächſiſchen Nationsuniverfttät zujammengeftellt durch Joſeph 
Franz Traufh) wurden bezüglich der Handels- und Gewerbsbücher ſämmt— 
lichen Handelsleuten und Handwerkern folgende Vorſchriften zur Wiſſenſchaft 
und Nachverhaltung Fundgemacht : 

1) Sollen die Bücher der berechtigten Handelsleute, worunter auch 
die Fabrifanten verstanden werden, einen halben Beweis ausmachen, wenn 
fie mit folgenden Erforderniffen verfehen find: a) Sollen die einfommenden 
often aus dem Strazzenbuch und Journal in das Handlungsbuch entweder 
von dem Kaufmann mit eigener Hand, oder durch einen abjonderlih hiezu 
gehaltenen, vertrauten, der Handlungsbücher verftändigen Bebienten ohne 
einige Abänderung oder Gorrectur eingetragen und ſolches Handlungsbuch 
nicht von unterfchiedlichen Händen zu einer Zeit gefchrieben fein. 5b) Soll 
das Handlungsbuch ordentlich alles enthalten, was dem Kaufmann zur Laft 
und was ihm zu Guten fommt. c) Es foll das Jahr und den Tag, wie 
auch die Perſonen, denen und durch welche geborgt worden ift, Far aus— 
drüden. d) Es foll die in ſolches Buch eingetragene Poſt eine zur Hand— 
lung und in ein dergleichen Buch gehörige Sache und nichts, was nicht zur 
Handlung gehörig ift, darin gefchrieben fein. e) Es foll das Buch in 
deutſcher, wälfcher, franzöfifcher oder in der üblichen Landesiprache geführt 
worden fein. f) Nebft dem foll der Kaufmann von gutem Rufe fein, folg- 
lich, wenn er fallirt hätte, müßte feine Unfchuld vollftändig erwiejen wor— 
den fein. 

2) Diefer den gefegmäßig geführten Handlungsbüchern beigelegte halbe 
Beweis ift nur auf 1 Jahr und 6 Wochen giltig, daher fol nach Berlauf 
eines Jahres der Kaufmann einen Auszug feiner ausjtändigen Forderungen 
verfaffen, und den Schuldner zur Unterfchreibung defjelben angehen, im Weis 
gerungsfall ihn längftens binnen 6 Wochen gerichtlich belangen, widrigen- 
falls joll das Handlungsbuch zu feinem Beweife dienen. 

3) Die Wirkung eines halben Beweifes haben auch die Bücher Der 
Handwerker, wenn fe mit folgenden Erfordernifien verfehen find: a) Es 
muß der Handwerker von gutem Rufe fein, folglich, wenn er fallirt hätte, 
müßte deſſen Unfchuld vollftändig erwiefen worden fein, nebjtdem foll er 5) 
ein ordentliches Tagebuch halten, c) in daffelbe alles, was ihm zur Laſt 
fällt, und was ihm zu Gute fommt, eintragen, d) das Jahr und den Tag, 
wie auch die Verfonen, welche die Artikel beftellet, dann denen durch welche 
fie geliefert worden find, klar ausgedrüdt haben, e) endlich foll Die in das 
Tagebuch eingetragene Poft dahin gehörig fein, folglich von einer gelieferten 
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Arbeit herruͤhren. Mebrigens iſt in Anjehung der Zeit, binnen welcher Die 
Bücher der Handwerker die Wirkung eines halben Beweijes haben, eben 
jenes zu beobachten, was in dem zweiten Punkt wegen der Bücher Der 
Kaufleute vorgeföhrieben worden ift. 


Ueber den Zweck diefer Bücher Außert fih die Gubernial-Berordnung 
vom 18. November 1800, Gub.-Zahl 3479: 

Regularium librorum mercantilium duetio non lantum negotialoribus 
. ad tractandum cum emolumento ac debito ordine quaestum, legitiman- 
dasque suas praelensiones aciivas, verum etiam pro securilale creditorum 
et manulenendo credito eoque fine summopere necessaria est, ul compe- 
iens judex occasione exortarum cridarum vel qualitercunque sese exe- 
renlis necessitatis siatum activum et passivum genuine eruere et de secu- 
rilale creditorum congruas dispositiones iam provisionales, quam finales 
sufficienli cum fundamento adornare possit, unde norma etiam fallimen- 
taria sechione 4-a diserte praescribit: quod falsos, vel etiam nullos pror- 
sus libros mercanliles ducentes negotiatores tanquam dolosi debitores et 
fraudulenti fullimentariüi considerandi et criminaliter prosequendi sint. 


Bis zur Erlaſſung eines allgemeinen Handelörechtes Hat jedoch Das 
Geſetz eine Nachiicht gelibt, welche darin befteht, daß auch den Büchern ber 
nicht protofollirten Handelsleute, Fabrifanten und Gewerbsleute und auch 
ſolchen Büchern, welchen minder wefentliche Förmlichkeiten fehlen, eine halbe 
Beweiskraft eingeräumt werden könne, vorausgefest, daß der Nichter mit 
Rückſicht auf die Befchaffenheit der Umftände und aller übrigen Beweismit- 
tel diejes zuläßig findet. — 

Nach der proviforifchen Inftruftion über die Regelung der Gewerbs- 
und Hundelsverhältniffe im Kronlande Siebenbürgen vom 25. November 
1851, welche mit 1. Jänner 1852 in Wirffamfeit getreten ift, zerfallen die 
Handelsbeichäftigungen 

4) in den freigegebenen Handel, 

B) den faufmännifchen Handel, 

C) die Krämerei und 

D) in den Haufichandel. 

Im $. 4 der anbezogenen Gewerbsinftruftion find die Artifel angeges 
ben, bezüglich welcher der Handel frei gegeben worden: ift. 

5 Sy faufmännifche Handel zerfällt in den Groß- und Detail 
andel. 

Jeder Handelsmann diefer Klaſſe ift gehalten, feine Firma protofolliven 
zu laſſen, und vorſchriftsmäßige Handlungsbücher zu führen. Die Proto— 
kollirung erfolgt nach den in den nichtungarifchen Gebietstheilen der Monar— 
hie beftehenden gefeglichen Beftimmungen bei den Handelsgerichten, d. i. den 
zur Ausübung dev Handelsgerichtsbarfeit beftimmten Landesgerichten und zu 
dieſem Zwede muß der Handelsmann diefer Behörde nicht nur anzeigen, wie 
feine Firma laute, und welche Perſonen das Recht haben, im Namen der 
Handlung zu unterzeichnen, fondern er muß ihr auch die Schriftzlge vor: 
legen, mit welchen jeder einzelne Firmaführer im Namen der Handlung un- 
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tergeichnen wird. Dafjelbe hat der Handelsmann zu beobachten, wenn er 
jeine bei dem Merkantil- und Wechfelgericht fchon eingelegte Firma in ber 
Folge abändern will. Derlei Anzeigen werden bei dem Merfantils und Wech- 
jelgerichte aufbewahrt und hierüber eine eigene Vormerfung in einem bez 
jondern Protokoll vorgenommen. 

Die Detail» oder Kleinhandlungen zerfallen wieder in 2 Klaſſen: a) 
in Klaſſenhandlungen, welche fich nur mit dem Handel in gewiſſen Waa— 
ven befafien, z. B. Materials, Farb- und Spezereiwaarenhandlungen; Schnitt 
Tuch- und Modewaarenhandlungen, und b) in vermifchte Waarenhandlungen 
welche Waaren von verfchiedenen Klaſſen enthalten. 

Die Krämer find berechtigt, in einem Verſchleißlokale jene geringern, 
Waaren, welche theils durch ausdrüdliche Verordnungen, theils Durch Die 
Objervanz den Srämereien zugewiefen find, oder wenn ihre Berechtigung 
auf einzelne Waarenartifel lautet, diefe legtern zu verfchleißen. Der Handel 
im Großen fteht ihnen nicht zu. Hinfichtlich der Bücher gilt daffelbe, wie 
hinfichtlich dev Bücher der Fongefftonirten Gewerbsleute. ($ 54 Infte.) 

Eine PBrotofollivung der Firmen findet bei Krämern nicht ftatt. ($. 
55 Inftruftion.) 

Die Greisler, Trödler und Hauſirer pflegen feine öffentlichen Bücher 
zu führen und find deshalb für unfern Gegenftand von feinem Belange. 

Den Begriff eines Fabrifsgefchäftes hat die obenanbezogene Gewerbe: 
Inftruftion im 8. 61 dahin feitgeftellt, daß darunter jene induftriellen Un— 
ternehmungen zu verjtehen find, welche, weil fie ihre Gefchäfte in einem gro— 
pen Maßſtabe betreiben, viele Menfchen beichäftigen, ein bedeutendes Anlage: 
fapital erfordern, und mit ihren Erzeugniffen einen ausgedehnten Verkehr 
unterhalten, dann auf Grund der eigenen Conceſſion ausgedehntere Betriebs— 
rechte (das Landesbefugniß) erhalten haben. 

Die Gewerbe theilen ſich in conceffionirte und freie Gewerbe, 
in vadicirte, verfäufliche und in perſönliche Gemwerböbefugnifie. 

Im 8 103 Zt. e der obenanbezogenen Inftruftion wird verfügt: Die 
Bücher der Gewerbsleute haben, wenn fie den bejtehenden Vorſchriften ‚ger 
mäß bei den betreffenden Behörden gerichtlich beglaubigt und ordnungsmäßig 
geführt werden, vor dem Gerichte halbe Beweisfraft. 

Bezüglich der hier erwähnten Beglaubigung ift der 8. 81 der Juris: 
dietionsnorm maßgebend, in welchem e8 heißt: Die gerichtliche Beftätigung 
über die gejegmäßige Beichaffenheit der Bücher der Handelsleute, Sabrifanten 
und Gewerbsleute, welche beweisfräftige Bücher zu führen berechtigt find, 
ift, wenn die Bücher an dem Orte geführt werden, wo fich das Handelsge— 
richt befindet von diefem, außer diefem Falle aber von den Einzelngerichten 
auszufertigen. Die Wein, Bier» und Branntweinichenfer gehören nicht zu 
den Gewerbsleuten, deren Bücher einen halben Beweis liefern. (Hkzdkt. 
vom 17. Auguft 1830, 3. 19285 und Hfd. vom 18. Juni 1830.) 

Die Beweisfraft ausländifcher Handelsbücher muß in fofern fte von 
der Form abhängt, in Gemäßheit des 8. 132 dev CPO. nach den Gejegen 
des Orts beurtheilt werden, wo die Urfunde errichtet worden if. 

Berjchieden von diefem Paragraph ift der $. 126 der CPO. für Un- 
garn 2c. tertivt. Derſelbe lautet: Den nach den Beftimmungen des XV. und 
XVI. Gejegartifeld des Neichstages vom Jahre 1840 und des VI. Geſetzar— 
tifel8 vom Jahre 1843— 1844 geführten Büchern der Handelsleute, Kabri- 
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kanten, Apotheker, Vrofefiioniften und Erwerbögejellichaften fommt über Hans 
bels-, Fabrifs- und Gewerbsgeichäfte die, ihnen in dieſen Gejegen eingeräumte 
halbe Beweisfraft zu.- In wiefern jedoch den Büchern der nicht bei Dem 
Handelsgerichte protofollicten Handelsleute, Fabrikanten und Gewerbsleute 
auch bei dem Abgange minder wejentlicher Sörmlichfeiten hinreichende Be— 
weisfraft einzuräumen fei, um Die Ergänzung derſelben durch den Erfüllungs- 
eid zu geftatten, bleibt bis zur Erlaſſung eines allgemeinen Handelsrechtes 
der Beurtheilung des Gerichtes mit Rüdjicht auf die Beichaffenheit der Um— 
ftände und aller übrigen Beweismittel vorbehalten. 


S T2T. 
Anführung des Rechtsgrundes in Urfunden. 


Eine Berbindlichfeit Fan aus einer Urfunde, worin der recht» 
liche Grund verjelben nicht bejtimmt angegeben tft, nicht erwieſen 
werden. 


Der Gegenftand eines Beweijes find, wie bei dem $. 104 der CPO. 
dargetban worden ift, nur Thatſachen und nicht Nechte und Verbindlichkei— 
ten. Eine Urkunde, in welcher die TIhatfachen, auf welche fich eine Ver— 
bindlichfeit gründet, nicht enthalten find, fondern im welcher fich jemand ohne 
Anführung einer beftimmten Thatſache für verpflichtet erklärt, kann demnach 
eben weil ſie nicht Thatfachen, ſondern ein Urtheil des Ausjtellers enthält, 
aus dieſem Grunde nicht zum Beweife dienen, indem es jehr leicht gefchehen 
kann, Daß das Urtheil des fich verpflichtenden ein durchaus irriges oder ge— 
ſetzwidriges ift. 

Wenn ich 3. B. in einer Urkunde nichts anders erfläre, als, ich beftä- 
ftätige, daß ich dem N. N. 100 fl. fchuldig bin, fo kann es gejchehen, daß 
ich dieſe Verpflichtung auf ein Spiel oder eine Wette gründe, welche nad 
dem Gejege fein Klagerecht für den Gewinnenden hevvorbringt. 


$. 128. 


Beziehung auf andere Urfunden. 


Eine Urkunde, welche fich auf andere Urfunden bezieht, hat, 
in jofern fie nicht über die wefentlichen Umftände ſelbſt vollſtändig 
Aufklärung gibt, für fich allein Feine Bemeisfraft. 


Die Beftimmung diefes Paragraph gründet fich auf die befannte Re— 
gel: Referens sine relato nil probat. 3. B. Cine Nachtragserflärung zu 
einem Schuldjcheine würde lauten: Im Nachhange meines Schuldfcheines 
vom 1. März 1853 erfläre ich, daß ich mein für das Kapital von 1000 fl. 
verpfändetes Haus Nr. 72 nicht nur zu Gunften des Kapitals fondern auch 
zu Gunften der allenfälligen Eintreibungskoften verpfände. Durch Diefe 
Nachtragserklärung, welche fih auf einen vorangegangenen Schuldfchein be- 
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sieht, Fönnten offenbar die Umftände, daß ein Darleihen gegeben wurde, und 
die Verpflichtungen, die dev Schuldner auf fich genommen hat, nicht erwie- 
fen werden. Anders würde fich jedoch die Sache verhalten, wenn die Ur— 
kunde, welche fich auf eine andere Urkunde beruft, vollftändig alle jene That: 
ſachen enthielte, um deren Beweis es fich handelt. In dieſem Falle wäre 
jedoch Die Urfunde dev Form nach ein instrumentum referens. dem Wefen 
nach aber eine jelbititändige Urkunde, die der Beziehung auf eine andere 
Urkunde nicht bedarf. 


$. 129, 


Deweisfraft mangelhafter Urfunden. 


Wenn fich bei einer Urkunde, welche weder für unbedenklich 
anerfannt, noch nach den Gefegen dafür zu achten ift, dußere Män- 
gel zeigen, al8 z. B. wenn die Gigille abgeriffen oder bejchädigt 
find; wenn etwas von einer andern Hand oder mit anderer Tinte 
oder zwijchen den geilen eingerüdt, am Rande Hinzugefebt, durch— 
ftrichen, ausgelöfcht, abgeändert, unleferlich gemacht worden, wenn 
die Zeilen auffallend auseinandergezogen oder zufammengedrängt, bie 
Unterfehriften des Ausfteller8 und der Zeugen von dem Terte un— 
gewöhnlich weit entfernt find, jo foll der Richter mit Erwägung 
aller Umftände und der übrigen Beweismittel beurtheilen, ob und 
in Wiefern dadurch die Beweiskraft der Urkunde geſchwächt oder 
ganz aufgehoben werde. 


Aus diefem VBaragraph ergibt fich folgendes: 

1) Aeußere Mängel, welche fich an einer Urfunde zeigen, und wovon 
in dem $. 129, 130 und 131 der EBD. Beiſpiele angeführt werden, fünnen 
die beweifende Kraft einer Urkunde Schwächen oder ganz aufheben. Zu Die 
fen außern Mängeln ift auch in&befondere zu rechnen, wenn eine Urkunde 
nicht mit den zur Beweisfraft erforderlichen Förmlichkeiten verjehen ift, oder 
wenn die Urfunde nicht im Originali, fondern lediglih in Abjchrift beige: 
bracht wird. 

2) Diefe Wirkung wird durch die fichtbaren Mängel der Urfunde al 
lein nicht hervorgebracht, weil fie an und für fich feinen genügenden Grund 
gewähren, eine Verfälfchung der Urkunde zu vermuthen, indem dieſe Mängel 
auch von dem Ausfteller felbft, oder mit feiner Beiftimmung von einem Drit- 
ten oder auch durch Zufall hervorgebracht worden fein fünnen. 

3) Sollen an der Urkunde fichtbare Mängel die Beweisfraft der Ur— 
funde zu fehwächen oder aufzuheben vermögend fein, fo muß derjenige, gegen 
welchen eine Urkunde angeführt wird, diefelbe im fchriftlichen Verfahren nad 
Vorfchrift der 88. 136, 137 und 138 und im mündlichen Verfahren nad 
Vorſchrift des $. 140 für bedenklich erflären und auch im Laufe des Pro- 
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zeffes wirkliche Bedenken gegen diefelbe vorbringen, d. h. die Mängel beftimmt 
und ohne Iweideutigfeit hervorheben, welche an der Urfunde vorhanden find. 
($. 143 der EVD.) 


4) Sichtbare Mängel an einer Urkunde, welche der Produkt ausdrüds 
lich für unbedenklich anerfannt hat, find nicht geeignet, die Beweiskraft die 
jer Urkunde zu jchwächen oder aufzuheben. 


9) Ein Gleiches gilt bezüglich jener mit ftchtbaren Mängeln behafteten 
Urkunden, welche zwar der Produft nicht für unbedenflih ausdrüdlich aner— 
fannt hat, welche jedoch nach dem Geſetze für unbedenklich zu achten find. 
Hieher gehören: Alle jene Urkunden, welche der Produkt im fchriftlichen Ver— 
fahren nicht mit Beobachtung der in den 88. 136, 137 und 138 der CPO. 
vorgejchriebenen Sörmlichkeiten und im mündlichen Berfahren nicht nach 
Vorſchrift des 8. 140 für bedenklich erklärt und gegen welche er im Laufe 
des Prozeſſes nicht wirflihe Bedenfen vorgebracht hat. 

Die allgemeine Erklärung einer Urkunde für bedenklich, ohne daß in 
der Folge die Mängel, welche die Bedenklichfeit begründen follen, beftimmt 
und ohne Zweideutigfeit hervorgehoben werden, hat feine Wirkung. 


6) Hat der Produkt eine Urkunde auf eine rechtswirkſame Art für bes 
denflich erklärt, und gehörigen Orts die an der Urfunde vorhandenen Män- 
gel bejtimmt und deutlich ausgeführt und zeigen fich in der That fichtbare 
Mängel an diefer Urkunde, jo zieht Dies die Wirkung nach fich, dag dadurch. 
die Beweisfraft diefer Urkunde geſchwächt oder aufgehoben werden kann. 
Ob und inwieweit Dies der Fall ift, bleibt dem Ermeſſen des Nichters, wels 
her alle Umjtände und die übrigen Beweismittel bei der Beurtheilung in 
Erwägung zu ziehen Hat, überlafien. Von dem Erforderniffe, daß an einer 
Urkunde, welche vechtsförmlich für bedenklich erklärt wurde, und gegen welche 
in der Folge wirflih Bedenken vorgebracht worden find, die in Anregung 
gebrachten jichtbaren Bedenken wirflich vorhanden fein müffen, wird dann 
Umgang genommen, wenn das Original der für bedenklich erflärten Urkunde 
° von dem Producenten bei Inrotulivung der Akten diefen nicht beigelegt wor— 
den it. Im dieſem Falle werden die von dem Produften angeführten Män— 
gel für gegründet, d. h. als wirklich vorhanden angenommen. ($. 143 und 
284 der CPO.) 


$. 130. 


Eben dies gilt bei einer aus mehreren Bogen beftehenden Ur- 
funde von jedem Bogen, welcher unterjchoben werden fonnte. Um 
einer jolchen Urkunde ihrem ganzen Inhalte nach volle Beweisfraft 
zu verſchaffen, jollen alle Bogen entweder mit den nöthigen eigen- 
händigen Unterjehriften verjehen, oder mit einem Faden zufammen- 
geheftet, und dejien beide Ende mit dem Siegel des Ausfteller3 be= 
feftiget werden. 
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$. 131. 


Zerriffene oder zerjchnittene Urfunden verdienen feinen Slau- 
ben, jofern nicht der Augenfchein zeigt, oder auf andere Art eriwie- 
jen wird, daß fie bloß zufällig Schaden gelitten haben. 


Auf die in den beiden vorangehenden Paragraphen angeführten ficht- 
baren Mängel einer Urkunde kann nach den bei dem 8. 129 dargeftellten 
Grundfägen von Amtswegen Feine Nüdjicht genommen werden. — Der Aus 
enjchein, von welchem im $. 131 die Rede ift, fcheint nicht einen mit allen 
&demlichfeiten des zehnten Hauptitüces vorgenommenen Augenfchein zu bes 
deuten, jondern vielmehr die Bedeutung zu haben, wie Befichtigung, welche 
auch durch den Richter allein, ohne Beiziehung von Sachverftändigen ger 
ſchehen kann. 


$. 132. 
Beurtheilung der Form nah den Gefeben des Ortes der Ausftellung. 
Die Giltigfeit und Beweisfraft einer Urkunde muß, in fofern 


jie von der Norm derjelben abhängt, nach den Geſetzen des Ortes 
beurtheilt werden, wo die Urfunde errichtet worden: ift. 


Der Artikel 85 der allgemeinen Wechfelordnung vom 25. Jänner 1850 
3. 51 RGB. bejtimmt bezüglich der im Auslande ausgeftellten Wechſel fol: 
gendes: Die weientlichen Erfordernifie eines im Auslande ausgeftellten Wech- 
jels, jo wie jeder andern im Auslande ausgeftellten Wechfelerflärung, werden 
nach den Gejegen des Ortes beurtheilt, an welchem die Erflärung erfolgt ift. 
Entjprechen jedoch die im Auslande gefchehenen Wechfelerflärungen den An— 
forderungen des inländifchen Gefeges, jo kann daraus, daß fie nach auslän- 
diichen Geſetzen mangelhaft find, fein Einwand gegen die Nechtsverbindlich- 
feit dev fpäter im Inlande auf den Wechfel gejegten Erflärungen entnommen 
werden. Eben jo haben Wechjelerflärungen, wodurch ſich ein Snländer einem 
andern Inländer im Auslande verpflichtet, Wechfelfraft, wenn fie auch nur 
den Anforderungen der inländifchen Gefesgebung entiprechen. 


$. 133. 
Sprache der Urfunden. 
In welcher Sprache die Parteien die Urfunden ausfertigen 
wollen, bleibt ihrer Willfür in ſoweit überlaffen, als nicht beſon— 
dere Vorſchriften etwas anderes feitjegen. 
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Durch das Hofkanzleidekret vom 22. Oktober 1814, 3. 1106 wurde 
angrordnet, daß der Gebrauch der hebräiſchen und ſogenannten jüdiſchen 
Sprache und Schrift in allen öffentlichen in- und außergerichtlichen Hand» 
lungen aufgehoben und ftatt derſelben fich Fünftig der landesüblichen Sprache 
zu bedienen fei, und daß jedes nach gefchehener Kundmachung diefes höchiten 
Befehls in der hebräiſchen Sprache oder auch nur mit hebräifchen und jüdi— 
ihen Buchſtaben gejchriebene Inftrument für ungültig und nichtig anges 
jehen werden foll. 

Nach dem Hofdefrete vom 19. Juli 1816, 3. 1266 fann eine von 
einem Ausländer in der jüdiichen Sprache ausgefertigte einfeitig verbindende 
Schrift, wenn dieſe von einem öfterreichifchen Unterthane zu feinem Behufe 
angeführt wird, von dem Nichter nicht verworfen werden. 

Nah dem Hofdefret vom 20. Dezember 1842, 3. 5211, find Namens— 
fertigungen mit jüdifcher oder hebräifcher Schrift nur als Handzeichen am 
zuſehen. 


$. 134. 
Mittheilung der Urkunden durh den Beweisführer (Producenten). 


Jede Urkunde foll der Negel nach am gehörigen Orte vollitän- 
dig in Abſchrift mitgetheilt werden. nthält fie verfchiedene nicht 
zufammenhängende Gegenftände, jo muß wenigftend eine genaue Ab- 
Schrift aller Stellen, die fich auf den Streitgegenftand beziehen, vor— 
gelegt werden, 


Der Urfundenbeweis wird dadurch angetreten, daß jene Partei, welche 
fich auf Urkunden beruft, zugleich dieſe Urfunden in Abjchrift zur Mittheis 
lung an den Gegner beibringt. Wie aus dem $. 23 der CPO. hervorgeht, 
hängt es jedoch von dev Wilffür der Parteien ab, diefe Urfunden in Ori— 
ginali, in beglaubigter oder einfacher Abſchrift beizubringen. Ausnahmen 
von dieſer Regel find enthalten: 

a) Sm $. 5 der h. Juftigminifterialverordnung vom 25. Jänner 1850 
3.52 RGB. im Wechielverfahren, in jofern es ſich um Erlaſſung einer 
Zahlungsauflage handelt. 

b) Im 8. 18 Zit. d der Advofatenordnung bezüglich der Advofatens 
vollmacht, welche in Urfchrift oder in beglaubigter Abjchrift beigebracht wer— 
den muß. 

* Wenn die Partei ihr Geſuch auf einen vollen Glauben verdienende 
Schuldurkunde gründet und auf Grundlage derſelben irgend eine Verfügung 
des Richters zu erwirken ſucht, welche eine vollen Glauben verdienende Ur— 
kunde vorausſetzt. 

Fälle dieſer Art find enthalten in den 88. 390, 397, 408 und 445 
der END. 

* In dieſen Fällen muß dem Richter die Möglichkeit verſchafft werden, 
zu beurtheilen, ob ſich das Geſuch auf eine vollen Glauben verdienende 
Schuldurkunde gründet, und dieſes kann nur dadurch geſchehen, wenn das 
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Original dev Urkunde dem Nichte vorgelegt wird. Wird eine Urs 
kunde von einer Partei in Originali und in Abjchrift beigebracht, fo ift das 
Original für den Nichter bejtimmt, bei Gericht zurückzubehalten und nur die 
Abjchrift ift dem Gegner zuzuſtellen. 

‚Jede Urkunde, auf welche fich eine Bartei beruft, darf nicht auszugs— 
weije jondern fie muß vollftändig mitgetheilt werden. Wäre fte jedoch aus 
einer Urkunde, welche verichiedene, nicht zufammenhängende Gegenftände ent: 
hält, genommen werden, 3. B. aus einem Handelsbuche, fo muß wenigftens 
eine genaue Abjchrift aller Stellen, die fi) auf den Streitgegenftand be— 
ziehen, vorgelegt werden. 

Der Grund, warum eine Urkunde vollftändig vorgelegt werden muß, 
und nicht bloß auszugsweiſe beigebracht werden darf, dürfte darin zu fuchen 
jein, weil es ſonſt dem Producenten möglich wäre, bloß Die für ihn günftigen 
Stellen (passus utiles) hervorzuheben und Die ihm ungünftigen Stellen bei 
Seite zu fehieben, was Feineswegs angeht, indem auch bei Urkunden bie 
Borjchrift des $. 112 der CPO. dahin in Anwendung gebracht werden muß, 
daß derjenige, welcher eine Thatſache nur durch eine Urkunde feines Geg- 
ners allein erweiſen will, Diejelbe ihrem vollen Inhalte nach annehmen muß 
und von den zur nähern Bejtimmung Diefer Thatjache angegebenen Umftän- 
den nicht folche, die ihm günftig find, zu feinem Wortheile geltend machen, 
und andere widerfprechen kann. 


8. 135. 
Einſicht Recognoscirung) der Urfunden durh den Gegner des Produ 
centen: a) außergerihtlide; 


Die Originalien der in Abjchrift Deigebrachten Urfunden können 
mit beiderfeitigem Einverſtändniſſe aupergerichtlich befichtiget werden. 
In diefem Falle find die Urfunden, welche die Partei gerichtlich für 
bevenflich zu erflären Willens tft, won beiden Theilen zu verfiegeln, 
und bis zur gerichtlichen Vorlegung unentfiegelt bei dem Beweis— 
führer aufzubewahren. 


Derjenige, dem Urkunden in Abjchrift mitgetheilt werben, ift nicht ver- 
pflichtet, ftch mit der bloßen Abſchrift zu begnügen, fondern er ift berechtigt, 
zu verlangen, daß ihm das Original der Urkunde zur Einſicht vor Gericht 
vorgelegt werde. 

Die Einficht, welche der Broduft in die Originalien des Produzenten 
nimmt, wird Nefognoscirung genannt, 

Um gerichtliche Einfchreitungen nicht ohne Noth zu vervielfältigen, ge- 
ftattet das Geſetz mit beiderfeitigem inverftändniß die außergerichtliche Re— 
fognoscirung. 

Bei dieſer außergerichtlihen Nefognoscirung kann fih der Produkt 
am beiten überzeugen, ob er &rund habe, die gegen ihn vorgebrachte Urkunde 
für bedenklich zu erflären, oder nicht. Im eriteren Kalle müflen die Drigi- 
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nalien, welche der Produft für bedenklich zu erflären Willens ift, von beiden 
Theilen verftegelt und bis zur gerichtlichen Worlegung unentftegelt bei dem 
Beweisführer aufbewahrt werden. 


$. 136. 
b) gerichtliche, und zwar im ſchriftlichen Verfahren; 

Um eine Urkunde im fehriftlihen Verfahren mit rechtlicher 
MWirfung für bedenklich erflären zu können, muß derjenige, gegen 
den fie angeführt wird, er mag fie außergerichtlich eingejehen haben 
oder nicht, um die gerichtliche Worlegung derſelben anlangen, und 
dieſes Gefuch binnen der erften Hälfte der ihm zur Ueberreihung 
feiner Satzſchrift feftgefesten erjten Frift jo gewiß anbringen, als 
die Urkunde außerdem in Anfehung der fichtbaren Gebrechen für 
unbedenflih zu halten ift. 


Die Vornahme der außergerichtlihen Rekognoscirung genügt für fich 
noch feineswegs um eine Urkunde im fohriftlihen Verfahren mit 
rechtlicher Wirkung für bedenklich erklären zu fünnen. Zu dieſem Bes 
hufe hat das Gefeg gewiſſe Förmlichkeiten vorgefchrieben. Der Produkt muß 
binnen der erften Hälfte der ihm zur Ueberreichung feiner Sasichrift bes 
ftimmten I. Frift. welche feiner Verlängerung fähig ift, um gerichtliche Vor— 
lage der wider ihm vorgebrachten Originalien anlangen. 

Ein nach Verlauf diefer Frift angebrachtes Anjuchen ift in Gemäßheit 
des g. 101 der CPO. von Amtswegen zu verwerfen und es ward in 
diefem Fall, jo wie überhaupt, wenn gar fein Anbringen um Vorlegung er» 
folgt ift, die worgebrachte Urkunde in Anfehung der fichtbaren Gebrechen 
für unbedenklich gehalten. (S. Anmerkung.) 


Anmerfung. Formular eines Gefuches um Anordnung einer Refognoscirungss 
Tagjagung. 


Bon Außen: 
K. k. Landesgericht Broos. 
Geſuch. 
des Georg Heintz, bürg. Schuhmachermeiſters in Broos, vertreten 
durch den Advokaten N. in Broos 
wider 
ZJakob Kranz, bürgerl. Tiſchlermeiſter, vertreten durch den Advo— 
katen N. N. 
3. 5. 2798 


um Anordnung einer Tagfasung zur Refognoseirung 
der Klage-Beilagen in der Streitfahe wegen Zahlung 
eines Kauffchillings per 5000 fl. EM. c. s. c. 


In zweifacher Ausfertigung. 
13* 
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ton Innen: 
(15 fr. Stämpel.) 


Hochlöbliches F. f. Landesgericht! 


Die mit den Beilagen A B C und D inftruirte Klage bes 
Herrn Gegners de praes. 1. März 1853, 3. 2798 wurde mir zur 
Grftattung der Ginrede binnen zwanzig Tagen, am 3. März 1853 
wie der Zuftellungsbogen ausweifet, zu eigenen Händen zugeftellet. 
Sch mache binnen der gefeßlichen Frift von dem mir im $. 136 der 
CPO. eingeräumten Rechte Gebrauch und bitte das Hochlöbliche 
f. F. Landesgericht geruhe zur gerichtlichen Ginficht der Driginalien 
und zwar: 


A des Kaufvertrages vom 5. September 1852. 
B der Nachtragserflärung zu diefem Kaufvertrag vom 1. Of 
tober 1852 und 
C des Schuldfcheines vom 1. Jänner 1853, 
auf melde fich in der Klage berufen wird, eine Tagſatzung ans 
zuorbnen. 


Broos den 6. März 1853. 
Georg Heink m/p. N. m/p., Advofat. 


Befdheid. 


Zur gerichtlichen Einficht der Driginalien der abfchriftlichen 
Klagebeilagen A B und C wird die Tagfakung vor dieſem k. f. 
Landesgerichte auf den 9. März 1853 um 10 Uhr Vormittags in 
der Kanzlei des Herrn Landesgerichtsruthes N, angeorpnet. Hievon 
werden beide Theile mit Bezuguahme auf die im $. 137 der CPO. 
feftgefegten Sontumacialfolgen in Kenntniß gefest. 


Broos den 7. März 1853. 
N. N., Sefretär. 


$. 137. 


Zur gerichtlichen Einficht ift eine Tagſatzung auf Furze Zeit 
anzuordnen. Wenn dev Beweisführer bei diefer Tagſatzung nicht 
ericheint, oder die Urkunde nicht vorlegt, fo ift fie weder bei ber 
Inrotulirung der Aften beizulegen, noch bei der Entjcheidung des 
Prozefjes zu berüclichtigen. In dem Bejcheide über die Tagſatzung 
ift bloß auszudrücken, daß der Beweisführer nicht erſchienen jei, oder 
die Urfunde nicht vorgewiefen habe. Wenn Hingegen die Partei 
welche die gerichtliche Einficht verlangt Hat, nicht erjcheint, jo ift die 
Urkunde in dem Beſcheide in Anfehung der fichtbaren Gebrechen für 
unbedenklich zu erklären, 
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Das Geſetz enthält feine Verfügung Darüber, was dann zu gejchehen 
habe, wenn beide Theile von der angeordneten Rekognoscirungs-Tagſatzung 
ausbleiben. In diefem Falle hat derjenige, welcher die Urkunde im jchrift> 
lihen Berfahren für bedenklich erklären will, die Bedingungen nicht erfüllt, 
welche das Gejeg zu dem Ende erfordert, Damit die Bedenklicherflärung auf 
eine rechtswirkſame Art erfolgen fönne und die Urfunde muß deßwegen im 
Falle des Ausbleibens beider Theile in Anfehung der fichtbaren Gebrechen 
für unbedenflih gehalten werden. 

Der Beweisführer befindet jtch zwar auch im Kalle des Ungehorfams 
allein jein Ungehorfam kann offenbar nur dann Bedeutung haben, wenn der 
Produkt ſich nicht im Falle des Ungehorfams befindet, denn erfcheint der 
Produft bei der Tagſatzung nicht, jo kann demfelben durch das Nichterfchei- 
nen des Produzenten fein Nachtheil zugefügt werden, das Erfcheinen des 
Produzenten ericheint vielmehr in einem ſolchen Falle als überflüßig und 
unnöthig und es ließe ftch in der That nicht begreifen, wie in einem folchen 
alle der Produzent von Contumazialfolgen getroffen werden fönnte. 


Formulare. Brotofoll über eine Refognoscirungs-Tagfasung. 
(15 fr. Stämpel.) 


Tagſatzungs-Protokoll 
vom 9. März 1853, 


aufgenommen bei dem k. f. Landesgerichte Broos in Folge Befcheis 
des vom 7. März1853, 3. 2818 zur Refognoscirung der Beilagen 
der Klage A B und C in der Rechtsjache des Jakob Kranz gegen 
Georg Heins wegen Zahlung eines Kaufſchillings per 5000 fl. 


EM. c. s. c. 
Gegenwärtige. \ 
Bon Seite des Gerichtes Don Seite der Partei 
N. N., k. k. Landesgerichtsrath Herr N, Advokat, in Vertretung 
N. N., beeiveter Protofollsführer. des Klügers Jakob Kranz. 


Herr N. N, Advofat in Vertretung 
des Geflagten Georg Hein$. 


Der Dertreter des Klägers Herr Advokat N. als Beweiss 
führer hat folgende Urfunden in Driginali vorgewiefen: 


a) Den Kaufvertrag vom 5. September 1852, Beilage A. 


b) die Nadhtragserflärung zu diefem Kaufvertrage vom 1. Of 
tober 1852, Beilage B. 
c) Schuldſchein vom 21. März 1852, Beilage C. 

Herr Advokat N. N. als DVertreter des Beflagten erflärte die 
Urkunden A B und C für bevenflih und bat, daß die Urfunde A 
bis zur Entſcheidung des Prozeffes bei Gericht aufbewahrt werde, 
Herr Advofat N. N. als Bertreter des Beklagten fügte fich diefem 
Begehren und übergab die Urfunde A der gerichtlichen Kommiſſion. 
7 Hiemit wurde das Protokoll geſchloſſen und allſeitig ge— 
ertigt. 
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Beſcheid. 

Dei der am heutigen Tage abgehaltenen Rekognoseitungs— 
Tagfaßung wurden die in der Klage de praes. 1. März 1853, 3. 
2798 beigebrachten Beilagen und zwar A der Kaufvertrag vom 5. 
September 1852; B die Nachtragserflärung zu diefem Kaufver: 
trage vom 1. Dftober 1852 und C der Schuldfchein vom 21. 
März 1852 für bedenklich erklärt, und zugleich über das Begehren 
des Seflagten der Kaufvertrag A im gerichtliche Berwahrung ger 
nommen. 

Hievon werden beide Theile in Kenntniß gefeßt. 


Broos den 15. März 1853. 


Bon dem F. k. Landesgerichte. 
N. N. Sefretair. 


Bei ber am heutigen Tage abgehaltenen Refognoscirungs 
Tagſatzung wurde die in der Einrede de praes. 15. Dezember 1852 
3. 1080 angeführte Quittung von dem Beweisführer nicht vors 
gewiefen. 

Hievon werben beide Theile in Kenntniß gefebt. 


— — 700... 


Herr N. N. iſt bei der über ſein Anſuchen zur Rekognos— 
cirung des Schuldſcheins vom 3. März 1853 angeordneten Tags 
faßung nicht erfchienen, weßhalb dieſer Schuldfhein in Anfehung 
der fichtbaren Gebrechen unbedenklich erflärt wird. 


$. 138. 


Bei der zur Ginfiht der Urfunden angeordneten Tagſatzung 
hat die Partei nur beftimmt zu erflären, welche Urfunden fie für 
bedenflih Halte, und dieſe Erklärung ift in dem Befcheide genau 
aufzunehmen; die Bedenfen gegen die Urfunden find in den Satz— 
Schriften felbft anzugeben. 

Bei der zur Einficht der Urkunden angeordneten Tagſatzung handelt 
es ſich um nichts weiter als um die Erflärung darüber, welche Urkunden 
der Produkt für bedenklich Halte. Weitere Verhandlungen über die der Ur- 
funde allenfalls entgegenftehenden Bedenken find den Sasichriften vorbehal- 
ten, Die Erklärungen des Broduften werden in dem über die Tagfasung 
aufgenommenen Brotofolle Fonftatirt, und dieſes Protokoll durch Beſcheid er- 


ledigt, in welchem der wefentliche Inhalt des Protokolls genau aufgenom- 
men werden muß. 


$. 139. 


Die Echtheit einer Urkunde kann beftritten werden, wenn auch 
die gerichtliche Mecognition vderfelben nicht begehrt worden ift. Die 
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Erflärung eines ftreitenden Theiles über die Echtheit der, von ſei— 
nem Gegner angeführten Urkunden it mit der Verhandlung der 
Hauptfache zu verbinden. Hat derjenige, gegen welchen eine Ur— 
funde angeführt worden ift, nicht im rechtlichen Verfahren am ges 
hörigen Orte ausdrücklich erklärt, dag das Original unecht oder Die 
beigebrachte Abjchrift unrichtig jei, To ift das Driginal für echt und 
die Abjchrift für richtig zu halten. 

Die Unechtheit einer Urkunde ift ein inneres Gebrechen derjelben, deſſen 
Weſen darin befteht, daB die Urkunde nicht von demjenigen herrührt, welcher 
als Ausfteller derjelben ericheint. Zur Beitreitung der Echtheit einer Ur» 
funde bedarf es einer gerichtlichen Nefognoscirung nicht, Die im fchriftlichen 
Verfahren erforderlich tft, um eine Urfunde rechtswirfiam für bedenflih zu 
erflären, jondern die Echtheit einer Urkunde kann beftritten werden, wenn 
auch Die gerichtlihe Refognition Dderjelben nicht angejucht worden wäre. 
Auch erfolgt die Erklärung eines ftreitenden Theils über die Echtheit einer 
Urfunde nicht wie bei der Bedenflicherflärung derſelben bei einer bejondern 
Tagſatzung, jondern wird mit der Verhandlung der Hauptjache verbunden. 
Wer die Echtheit einer Urkunde bejtreiten will, Hat Demnach folgendes zu 
beobachten: er muß im Laufe des Verfahrens 

a) ausdrüflich und 

b) am gehörigen Orte erklären, daß die Urfunde unecht ift. Ein Olei- 
ches gilt auch bezüglich der Richtigkeit einer Abjchrift. 

Wird die geſetzmäßige Beitreitung der Echtheit einer Urkunde oder der 
Richtigkeit einer Abjchrift unterlafien, jo ift die Urfunde für echt, die Ab- 
fchrift für richtig zu halten. 


$. 140. 
e) im mündliden Verfahren. 

Im mündlichen Verfahren haben beide Theile die Driginalien 
der Urfunden zu der in der Hauptſache angeordneten Tagſatzung 
mitzubringen, und auf Verlangen bei WVermeidung des im $. 137 
feſtgeſetzten Nechtsnachtheiles zur gerichtlichen Einficht vorzulegen. 
Erklärungen über die den Urfunden allenfalls entgegenftehenden Be- 
denken ($. 138), jo wie über die Echtheit verjelben ($. 139) find 
mit der Verhandlung der Hauptjache zugleich anzugeben. 


$. 148; 
Gerihtlihe Aufbewahrung der für bevenflih erflärten Urkunden. 
Das bei der gerichtlichen Einficht vorgewieſene Original einer 
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Urfunde muß auf Verlangen deſſen, gegen den fie zum Beweiſe die— 


nen ſoll, bis zur Entſcheidung des Prozeſſes bei Gericht aufbewahrt 
werden. Der Beweisführer kann ſich dieſem Begehren nur aus be— 
ſonders wichtigen Gründen widerſetzen. Nöthigenfalls iſt darüber 
ſogleich bei der Tagſatzung zu verhandeln, und durch Beſcheid des 
Richters zu entſcheiden, einſtweilen aber die Urkunde bei Gericht 
zurückzubehalten. 

fahr —5*8 Paragraph gilt ſowohl im mündlichen als im ſchriftlichen Ver— 
ahren. 


Verlangt dev Produkt den gerichtlichen Erlag einer Urkunde, jo wird 
die Urkunde fogleich bei Gericht in einen Umfchlag gebracht, von beiden 
heilen vor Gericht verftegelt, das Gerichtsfiegel mit darauf gebrudt, Die 
Ueberichrift von Außen darauf gefeßt und johin ad depositum genommen. 

, Dev Beweisführer kann fich dieſem Begehren aus befonders wichtigen 
Gründen wiederfegen, 3. B. wenn er darthut, daß er der Urfunden zur Ib: 
wendung eines fonjt unvermeidlichen Nachtheiles notwendig bedarf. 

Hierüber wird nöthigenfalls fogleich bei der Tagfasung verhandelt, 
und durch Befcheid entichieden, die Urkunden werden einitweilen bei Ge— 
richt zurücdbehalten. Nach der Jofephinifchen Gerichtsordnung mußten die 
Parteien Über die Frage, ob dem Begehren wegen der gerichtlichen Aufbe- 
wahrung einer Urkunde Statt zu geben fei, förmlich in Sasfchriften verhan- 
deln und der Richter hatte ſodann durch Urtheil zu entfcheiden. 


$. 142. 


Refognoscirung der Handels und Gewerbsbüder. 


Hinfichtlich der Recognition der Handels- und Gewerbsbücher 
find die im $. 125 erwähnten Gefege zu beobachten. 


$. 148. 


Inrotulirung der für bedenklich erflärten Urfunden. 


Wenn im Laufe des Prozeſſes die Echtheit einer Urfunde be- 
firitten wird, oder gegen eine bei der gerichtlichen Einſicht bereits 
für bedenklich erflärte Urfunde wirflih Bevenfen angegeben werden 
($. 138), fo hat der Beweisführer bei Inrotulirung der Aften das 
Driginal beizubringen. Wird diejes unterlaffen, jo darf im erften 
Falle die Urfunde der Gnticheidung nicht zum Grunde gelegt wer- 


201 


den, im zweiten Balle find die angebrachten Bedenken für gegründet 
zu halten ($. 284). 


Diefer Baragraph gilt fowohl im mündlichen als im fchriftlichen Ver— 
fahren und enthält 2 Fälle, bei deren Eintritt der Beweisführer das Drigi- 
nal bei Inrotulirung der Akten beizubringen hat. 


Dieſe Fälle find: 

1) Wenn die Echtheit einer Urkunde beftritten wird. 

2) Wenn gegen eine bei der gerichtlichen Einficht für bedenklich er- 
Härte Urkunde wirkliche Bedenfen vorgebracht werden. 


Aus diefem $. geht ferner die wichtige Folgerung hervor, daß die bei 
der Refognoscirungtagiagung abgegebene Erklärung einer Urfunde für be- 
denflich noch nicht genügend ift, zu bewirken, daß der Richter auf die an der 
Urkunde fichtbaren Bedenfen Nüdjtcht nehmen muß. Denn auf diefe Erflä- 
rung hin, ohne dag in der Folge wirflich Bedenken gegen die Urfunde vor- 
gebracht worden find, braucht die Urkunde bei Inrotulirung der Aften nicht 
gelegt zu werden, woraus weiter folgt, daß die Erklärung einer Urkunde für 
bedenklich, ohne daß in der Folge beitimmte fichtbare Mängel diefer Urkunde 
hervorgehoben werden, von feiner Wirfung begleitet ift. 


$. 144. 

Herbeifhaffung Amtlih aufbewahrter Urkunden zur Refognoscirung. 

Befinden fich Originale der angeführten Urfunden, oder zur 
Bergleihung der Handſchriften nöthige Aktenſtücke in Verwahrung 
bes Gerichtes oder einer andern öffentlichen Behörde, fo Hat fich das 
Gericht von Amtswegen für die Herbeiihaffung derfelben zur Re— 
eognition oder zum Gebrauche bei Entſcheidung des Prozeffes zu 
verwenden, 


| $. 145. 
Berbindlihfeit, Urfunden herauszugeben oder mitzutheilen. 
Kein Theil ift Urkunden, die er nicht felbft gebrauchen mill, 
($. 134) mitzutheilen ſchuldig. Nur verjenige ift die Vorlegung 
oder abjchriftliche Mittheilung einer Urkunde von feinem Gegner oder 
einem Dritten zu verlangen berechtiget, welcher beweifet: 
a) dag die verlangte Urfunde in der Abficht, ihm zum Beweiſe 
zu dienen, ausgefertigt wurde, oder daß fie ihm und dem Be— 
flagten gemeinfchaftlich fei, und 
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b) daß ver Beklagte die Urfunde beſttze, oder fich zur Verwah— 
rung derſelben verbindlich gemacht habe. 

Läugnet der Beklagte den Beſitz der Urkunde, ſo kann er an— 
gehalten werden, einen Eid dahin abzulegen, daß er die Urkunde 
weder befige, noch abjichtlich vernichtet, oder aus dem Beſitz gegeben 
habe, auch nicht wiſſe, wo fie fich befinde. 


Wer den Beweis durch Urkunden führen will, und nicht fchon im Bes 
fige derſelben ift, muß Die Vorlegung oder Aushändigung derjelben, falls fte 
nicht freiwillig geleiftet wird, vor dem Fompetenten Nichter mittelft Klage zu 
erwirfen juchen. | 

Dieje Klage kann entweder gegen einen Dritten gerichtet fein, welcher 
im Hauptſtreite nicht Partei ift, oder es kann mit Diefer Klage von dem 
Gegner im Hauptprozeffe Die Herausgabe einer Urfunde verlangt werden. 

Im erſten Fall wird über die Klage auf Herausgabe ein abgefonderter 
Prozeß geführt, der zweite Fall ftellt jich als Sneident-Bunft im Laufe des 
Hauptprozefies dar. 

Die Klage auf Vorweifung oder Aushändigung einer Urkunde, mag 
fie nun gegen den Gegner im Hauptprozeffe oder gegen einen Dritten ge: 
richtet jein, joll enthalten: 

1) Eine Beſchreibung dieſer Urkunde mit möglichft beftimmter Angabe 
ihres Inhaltes (F. 147 ERO.) 

2) Den Beweis über die Thatfachen, daß der Beklagte die Urfunden 
befige, oder fich zur Verwahrung derjelben verbindlich gemacht habe. 

3) Den Beweis jener Ihatfachen, aus welchen die rechtliche Verpflich- 
tung des Geflagten zur Herausgabe oder Vorlegung abgeleitet wird. Diefe 
Thatjachen find: 

a) daß die verlangte Urkunde in der Abficht ausgefertigt wurde, um 
denjenigen, welcher auf Herausgabe der Urfunde Hagt, zum Beweiſe zu Die 
nen, 3. B. eine Quittung Ceſſion, oder 

b) daß fie dem auf Herausgabe Klagenden und dem Geklagten gemein- 
ſchaftlich ſei. Hieher gehört 3. B. ein Teftament, in welchem mehrere Er— 
ben eingejegt wurden, die Handelsbücher einer Geſellſchaft, ein Geſellſchafts— 
vertrag. £ R 

MWiderfpricht der Beklagte den Beſitz der Urkunde (Erforderniß 2), ‚jo 
hat er, injoferne der Kläger den Befis durch andere entfcheidende Beweis⸗ 
mittel zu erweiſen ſich nicht erboten hat, (F. 233 der EVD.) auf deſſen Ders 
langen einen Haupteid dahin abzulegen: daß er die Urkunde weder befige, 
noch abfichtlich vernichtet oder aus dem Beſitz gegeben habe, auch nicht wilfe, 
wo ſie fich befinde. Bezüglich dieſes Eides find die Vorfchriften des 11. 
Hauptitüdes und der $. 298 der CPO. zu beobachten. 


$. 146. 


Urkunden, die Jemand ausfchliegend gehören, kann er mit der 
Gigenthumsflage, oder der Klage aus dem Gejchäfte, woraus jein 
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Recht auf diefelbe erwachfen ift, begehren. Wer barzuthun vermag, 
daß eine in dritten Händen befindliche Urkunde ungiltig jei, kann 
die Zurückftellung oder Vertilgung derfelben, oder ein Erfenntnig, 
wodurch fie für nichtig erflärt wird, verlangen. 


Das Recht, die Herausgabe einer Urkunde zu fordern, kann auch be 
gründet werden: 


| 1) Durch das Jemanden zuftehende Recht über eine Urkunde mit Aus» 
ſchließung aller andern zu verfügen — durch das Eigenthum — 3. DB. bei 
einem Adels- oder Doftorsdiplom, oder bei den Büchern eines Kaufmanns. 


2) Haben fich die Parteien zu einem fchriftlichen Vertrage verabredet 
und ift in Folge deſſen eine Urkunde ausgefertigt worden, fo kann auf Grund— 
lage diefes Uebereinfommens die Herausgabe der ausgefertigten Urkunde ge— 
fordert werden. 


3) Wer zu beweifen vermag, daß die in den Händen eines Dritten 
befindliche Urfunde ungiltig fei, entweder weil e8 dem Ausfteller an ber 
rechtlichen Fähigfeit fehlte, dDiefe Urkunde auszuftellen, oder weil ſolche Förm— 
lichfeiten nicht beobachtet wurden, die zur Giltigfeit der Urfunde vorgeſchrie— 
ben find, oder weil das in der Urfunde eingeräumte Necht bereits erlojchen 
ift, der kann entweder die Zurückſtelluug diefer Urkunden, oder die Vertil— 
gung derfelben oder ein Erfenntniß verlangen, wodurch diefe Urkunde für 
nichtig erklärt wird. 


$. 109. 


Wird dem gerichtlichen Grfenntniffe wegen Vorweiſung oder 
Aushändigung einer Urfunde, oder Ablegung des, im $. 145 cr» 
wähnten Eides nicht Folge geleiftet, fo kann gegen ven Beflagten 
der, von dem Kläger angegebene Inhalt der Urfunde für eriniejen 
angenommen, oder nach Umſtänden eine Entſchädigungsklage einge- 
bracht werden. 


Wird der im $. 145 erwähnte Eid von demjenigen, dem er aufgetra- 
getragen wurde, nicht geleiftet, jo fann gegen den Beklagten — aljo 
nicht gegen einen Dritten — der Inhalt der Urkunde, jo wie Die Hagende 
Partei folchen angegeben hat, für erwiefen angenommen werden oder e8 fann 
gegen den Geflagten mit einer Entfchädigungsflage der Erſatz des Schadens 
welcher aus dem Mangel der Urkunde zugeht, eingeflagt werden. 

Die gleichen Rechtsnachtheile, wie im Falle der: Eidesverweigerung tres 
ten dann ein, wenn dem gerichtlichen Exrkenntnifje wegen Vorweiſung oder 
Aushändigung einer Urkunde nicht Folge gegeben worden ift. 8 bleibt je- 
ae obftegenden Theil unbenommen, zuvor die Execution des Urtheils 
zu führen. 
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$. 148. 
Berbindlichkeit zur Nusftellung einer Urfunde, 

Mer über ein ihm zuftehendes, wenn auch nur bedingtes Mecht 
oder über eine von ihm erfüllte Berbindlichfeit Feinen ſchriftlichen 
Beweis bejist, ift berechtigt, zu verlangen, daß ihm eine Urfunde 
darüber ausgeſtellt werde. 


Das Verlangen auf Ausftellung der Urkunde im Sinne diefes $. muß 


im Falle dev Gegner die Ausjtellung verweigert, mit einer Klage gefchehen. 
In dieſer Klage muß dev Beweis über das dem Kläger zuftehende Necht 


oder die Erfüllung der Berbindlichfeit geliefert werden. Am Schluffe diefer 


Klage muß das Begehren genau ausgedrückt und deshalb der Inhalt der 
Urkunde, deren Ausitellung verlangt wird, angegeben werden. 


$. 149. 


Erneuerung der Urfunden. 


Wird eine Urkunde unlejerlich oder jchadhaft, jo kann der Be— 
figer oder jeder andere TIheilmehmende auf feine Koften Die Erneue- 
rung derſelben nöthigenfall3 mit gerichtlicher Klage verlangen. 


$. 150. 


Beweis des Inhalts einer verlorenen Urkunde. 


Derjenige, dem eine Urfunde durch Verfchulden der Partei, wi- 
ber die jie zum Beweiſe hätte dienen jollen, entzogen worden ift, 
hat das Recht, ven Inhalt derſelben, injofern ihn Fein Theil auf 
andere Art erweifen kann, zu beſchwören. Außer dieſem Falle muß 
der Inhalt einer verlornen Urfunde vollſtändig erwieſen werden. 


Diefer $. hat den Fall vor Augen, daß eine Urkunde in Verluft ge 
rathen ift und unterfcheidet dießfalls: a) ob die Urkunde durch Verſchulden 
desjenigen, wider welchen fte zum Beweife dienen jollte, in Verluſt gerathen 
ift, 3. B. der Schuldner hätte fich des von ihm ausgeftellten Schuldſcheins 
zu bemächtigen gewußt und denfelben zerriffen, und 6) ob der DVerluft der 
Urfunde auf andere Art, 3. B. durch Zufall, eigenes DVerfchulden, oder Vers 
ſchulden eines Dritten erfolgt it. 

Derjenige, welcher zu beweifen vermag, daß ihm eine Urkunde in Ver— 
[uft gerathen ift und daß diefer Verluſt durch Verfchulden desjenigen, wiber 
welchen fie zum Beweife dienen follte, herbeigeführt wurde, ift berechtigt, den 
Inhalt diefer Urkunde zu beſchwören. 

Es fteht ihm und feinem Gegner auch frei, den Inhalt der Urkunde 


205 


auf eine andere Art zu erweiten, Werden über den Inhalt der Urkunde an- 
dere enticheidende Beweismittel ald der Eid von dem einen oder Dem aus 
dern Theile angeboten, jo hat der Richter zuvörderſt Diefe Beweismittel zus 
zulafien, und erſt dann, wenn Die durch Die andern Beweismittel verjuchte 
Beweisführung den angegebenen Inhalt der Urkunde nicht vollitändig er» 
weifen oder widerlegen würde, auf den im $. 150 der EBD. vorgedachten 
Eid zu erfennen. 


$. 151. 
Ausftellung neuer Urfunden fiatt der verlorenen. 


Mer eine noch giltige Urfunde verloren hat, kann die Aus— 
ftellung einer neuen von demjenigen, wider den ſie gebraucht wer— 
den joll, dann verlangen, wenn er zugleich die gejchehene Vernich— 
tung der Urfunde beweijet. Außer diefem alle muß eine vorläu— 
fige gerichtliche Nichtig-Erklärung der verlorenen Urkunde (Amorti— 
firung) bewirft werden ($$. 603— 609). 


Durch den Verluft einer Urkunde als eines bloßen Beweismitteld geht 
das auf jene Ihatjachen, zu deren Beweis die Urkunde ausgefertigt wor— 
den ift, gegründete Necht des berechtigten Befigers dieſer Urkunde nicht 
verloren. 

Sn Uebereinftimmung mit dem in dem $. 148 der EBD. aufgeftellten 
Grundſatze, wird deshalb denjenigen, der eine noch giltige Urkunde verloren 
hat, das Necht eingeräumt, von dem in Gemäßheit diefer Urkunde Werpflich- 
teten die Ausftellung einer neuen Urkunde zu verlangen. 

Wenn diefem Begehren freiwilig nicht Folge geleiftet wird, jo muß 
dafielbe mitteljt einer Klage geltend gemacht werden. Im Ddiefer muß der 
Kläger nicht bloß erweifen, daß die Urfunde verloren gegangen ift, fondern 
er muß Die geichehene Vernichtung diefer Urkunde erweiten. 

3. B. daß die Urfunde verbrannt ift, oder daß fie durch Zerreißen 
vernichtet worden fit. 

Das Geſetz jagt: wer eine Urkunde verloren hat. Diejer Ausdrud 
verloren hat, läßt feinen Zweifel, daß Die geichehene Vernichtung, von wel 
her weiters in dem $. 15f der EBD. die Rede ift, nicht durch eine abjicht- 
fihe Handlung des Bejigers einer Urfunde herbeigeführt werden darf, jon- 
dern daß dieſe Bernichtung durch Zufall oder das Verfchulden eines Dritten 
bewirkt worden jein muß, denn wer eine Urfunde felbit vernichtet, von dem 
fann nicht behauptet werden, er babe diefe Urfunde verloren, es wäre denn 
dag man dem Wort: verlieren, eine durchaus nicht prachgebräuchliche Bes 
deutung beilegen wollte. 

Man dürfte es in der Vorausfegung, daß der Fall, daß der Beſitzer 
einer Urkunde jein Beweismittel abftchılich vernichtet, nie vorfommen wird, 
für überflüfig halten, daß ich auf dieſe Beichränfung insbefondere aufmerk 
fam made. Indeflen kann e8 doch Fälle geben, wo es dem Befiger einer 
Urkunde darum zu thun ift, die Vernichtung derfelben deßwegen zu bewirfen, 
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um die Austellung einer neuen Urkunde zu veranlaffen, weil 3. B. das zu 
vernichtende Dofument mit wejentlichen, die Beweisfraft deſſelben ſchwächen— 
den Gebrechen behaftet ift, und der Beſitzer mit Zubilfnahme des $. 151 der 
CPO. die Ausftellung eines neuen fehlerfreien Dofuments bewerfftelligen zu 
fünnen hofft. 

Kann die Vernichtung einer Urkunde nicht erwiefen werden, fo muß 
bevor auf die Ausftellung einer neuen Urkunde gedrungen werden fann, zus 
vor die gerichtliche Amortifirung der in Verluſt gerathenen Urfunde bewerf- 
ftelligt werden, von welcher bei Erläuterung der $$. 603 und 609 der CPO. 
das Nähere gefagt werden wird. 


Neuntes Hauptſtuͤck. 


Von dem Beweiſe durch Zeugen. 


$. 152. 


Eintheilung der Zeugen nah ihrer Glaubmwürdigfeit. 

Die Zeugen find, wenn perfönliche Eigenschaften oder Verhält- 
nijfe die Glaubwürdigkeit ihrer Ausfagen aufheben, oder vermindern, 
im erjten alle verwerflich, im zweiten bedenflih. Außerdem find 
fie unbedenklich. 


Der $. 152 unterfcheidet nach der Glaubwürdigfeit drei Kategorien 
von Zeugen: 

1) Berwerfliche Zeugen, bei denen folche perfönliche Eigenfchaften 
oder Berhältniffe eintreten, welche die Glaubwürdigkeit ihrer Ausſagen auf: 
heben. 


2) Bedenflihe Zeugen, deren perfönliche Eigenfchaften oder Ber: 
hältniffe die Glaubwürdigkeit ihrer Ausſage vermindern. 


3) Unbedenfliche Zeugen find Diejenigen, welche weber in bie 
Klaffe der verwerflichen, noch der bevenflichen Zeugen gehören. 


$. 153. 
Berwerflide Zeugen. 
Berwerfliche und zugleich durchaus unzuläffige Zeugen find 
diejenigen, welche nach ihrer Körpers- oder Gemüths - Beichaffenheit 
die Wahrheit nicht zuverläffig erfahren Fonnten, oder fie auf un» 
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zweifelhafte Art anzugeben nicht im Stande find, insbejondere auch) 
Perfonen, die das vierzehnte Jahr ihres Alters noch nicht zurück— 
gelegt haben. 


Die verwerfliden Zeugen find entweder abjolut verwerflich, Das 
heißt, durchaus auch jelbft dann, wenn der Gegner nichts gegen ſie einzus 
wenden hätte, unzuläßig, oder fie find erft auf Einwendung bei 
Gegners verwerfliche Zeugen. 

Bon den abſolut verwerflihen Zeugen jpricht der $. 153 und 154, 
von den bedingt verwerflichen Zeugen der $. 155 der CPO 

Abſolut verwerfliche Zeugen find alle diejenigen, welchen das zur 
Wahrnehmung des Beweisgegenftandes erforderliche Geiftes- oder Sinnes— 
vermögen fehlt. 

Zu den abfolut verwerflichen Zeugen gehören insbejondere Blöde und 
Wahnfinnige, Blinde bezüglich der Wahrnehmungen des Gefichtsfinnes, 
Taube bezüglich der Wahrnehmungen des Gehörs u. f. w. 

Ebenſo gehören zu den abjolut verwerflichen Zeugen diejenigen, welchen 
die Fähigkeit gänzlich mangelt, früher gemachte Wahrnehmungen auf eine 
unzweifelhafte Art mitzutheilen, 3. B. Stumme, Bolltrunfene, endlich auch 
Perſonen, die das 14. Jahr ihres Alters zur Zeit der Thatfache, über welche 
fie abgehört werden, (wie aus $. 156 Zit. b hervorgeht) noch nicht zurück— 
gelegt haben und daher noch nicht eidesmündig, oder wie es in ben alten 
Rechtbüchern heißt, unvogtbar find. 

Perſonen, welche noch nicht einmal das vierzehnte Jahr ihres Alters 
zurüdgelegt haben, traut das Geſetz weder das zur Eigenfchaft eines Zeugen 
erforderlihe Wahrnehmungsvermögen, noch die nothiwendige Ueberlegung zu, 
und benimmt ihnen deghalb die Fähigkeit, ein Zeugniß vor Gericht abzulegen. 

Sollte Grund vorhanden fein zu zweifeln, ob eine Perſon zur Seit 
der Thatjache, Uber welche fie ausjagen foll, bereitS das vierzehnte Jahr 
zurüdgelegt habe, jo müßte fich der Richter von Amtswegen über dieſen 
Umftand, allenfalls durch Einholung eines Taufs oder Geburtsicheines, ver- 
gewiflern. 


$. 154. 


Beeidete öffentliche Beamte dürfen über Umstände, welche ihnen 
nur durch ihre Amtshandlungen befannt fein fönnen und ein Dienft- 
geheimnig ausmachen, oder über welche durch die beftehenden Gefege 
ohnehin die Ausfertigung von Amtsurkunden vorgejchrieben ift, im 
Givilvechtswege nicht als Zeugen abgehört werden. 

Chen jo wenig können Prieſter über die ihnen bei ihren geift- 
lichen Amtsverrichtungen unter dem Siegel der Berjchwiegenheit 
anvertrauten Gewijjend = Angelegenheiten als Zeugen zugelaſſen 
werben. 
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8. 155. 

Auf Einwendung des Gegners verwerfliche Zeugen find: 

a) die eined im betrügerifcher oder gewinnfüchtiger Abficht be— 
gangenen Verbrechens ſchuldig erfannt worden find, auch) 
nach überſtandener Strafe; 

b) der Nechtsfreund, der dem Zeugenführer in eben dem Pro— 
zejle, worin er ald Zeuge aufgeführt wird, dient, oder ge— 
dient hat; 

e) die von ihrer Ausfage, oder von dem Ausgange des Pro- 
zejfes mittelbar oder unmittelbar Schaden oder Vortheil zu 
erwarten haben; 

d) des Beweisführers Ehegatte, dann feine Verwandten in auf- 
oder abiteigender Linie, wenn fie nicht auf gleiche Art auch 
mit dem Gegner verwandt find. 


Die Gründe, welche einen Zeugen auf Einwendung des Gegentheils 
verwerflich oder bedenklich machen, ergeben fich aus einem dreifachen Ge— 
fichtspunft. 

1) Aus dem Berhältnifie des Zeugen zu dem Zeugenführer oder zu 
dem Gegner defielben. 

2) Aus dem Verhältniffe des Zeugen zu der Streitfache, von deren 
Ausgang der Zeuge Schaden oder Vortheil zu erwarten hat. Endlich 

3) Aus dem Leumundsverhältnifie, in welchem der Zeuge fteht. 

ad a) Wer durch vehtsfräftiges Urtheil eines Strafgerichteg, 
eines in betrügerifcher oder gewinnfüchtiger Abſicht begangenen Verbrechens 3. 2. 
des Diebftahls, der WVeruntreuung, Betrugs, Mißbrauchs der Amtsgewalt 
ſchuldig erfannt worden ift, hat eine ſolche Schlechtigfeit feiner Gefinnung und 
feines Willens an den Tag gelegt, daß man feinem Zeugniffe nicht mehr 
trauen darf. Er erjcheint dadurch wit einem unauslöfchlihem Madel 
behaftet, welches jeine Redlichkeit und Mechtlichfeit und folglich auch 
feine Bereitwilligfeit die Wahrheit zu jagen, im hohen Grade zweifelhaft 
macht. — 

ad b) Der Rechtsfreund einer Bartei in einem Prozeſſe ericheint in 
demfelben Brozefje gewiſſermaßen als alter ego der Partei, und ſomit 
in dem Prozeſſe, in welchem er dem Zeugenführer dient, als Zeuge in eige— 
ner Sache. 

ad c) Allerdings kann es jo grundehrliche Menichen geben, die zwar 
auch zu ihrem Nachtheile ausfagen werden. Allein in der Regel kann an- 
free werten, daß ein mittelbare oder ummittelbares Interefje Die 

auterfeit des Zeugnifies gefährdet. 

Die alten Rechtölehrer ſchon machen darauf aufmerffam, daß das In- 
terefie nicht alle Zeit in Geld und Gut beftehen müfle, jondern auch in ans 
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dern Vortheilen, 3. B. in honore, existimatione, gratia, laude, et libera- 
tione a poena beftehen könne. Das Interefje braucht nicht ein unmittelbares, 
e8 kann auch ein mittelbares fein. Diefer lestere Fall tritt 3. B. ein bei 
Gemeindegliedern, fofern es ſich nämlich um das Interefie der ganzen Ges 
meinde als mor. Perſon handelt, bei Bepfründeten in Nechtsangelegenheiten 
ihrer Pfründe, bei Erben in Nechtsangelegenheiten der Berlaffenichaft, bei 
dem Verkäufer einer ewinzirten Sache, bei Mitgenofjen eines Verbrechens, 
wenn aus Anlaß deſſelben Entihädigungsanfprüche geltend gemacht wer: 
den u. |. w. 

ad d) Die Verwandten in auf- und abfteigender Linie, ohne Unter» 
jchied, ob ihre Verwandtichaft von ehelicher oder unehelicher Geburt herrührt, 
und der Ehegatte des Beweisführers ericheinen deßwegen veriverflich, weil 
fie in einem jo innigen perjönlichen Berhältniffe zu dem Zeugenführer jtehen, 
daß daraus eine Gemeinfchaftlichfeit des Intereſſes hervorgeht und demnach 
gewilfermaßen das Zeugniß zum Zeugniß in eigener Sache wird. 

Iſt der Zeuge in gleicher Art mit dem Zeugenführer und feinem Geg— 
ner verwandt, jo heben die entgegenftehenden Bedenken einander auf. (Par 
affectionis causa suspicionem amovet). 

Eine Ausnahme von der Negel diefes Paragraphs bezüglich der sub 
b, e d angeführten Zeugen enthält der Schlußſatz des $. 159. Dagegen 
erfcheinen nicht verwerflich: die Stiefältern, die Concubine, Bagabunden 
und Leute von jchlechtem Rufe, fogenannte personae viles, arme unvermögs 
liche Leute, Juden für einen Juden wider Chriften, Gevatter, Schwäger, 
Hausgenofien des ZJeugenführers. 

Der Gegner des Zeugenführers, welcher gegen die in dem $. 155 
angeführten Zeugen die Einwendung der Verwerflichkeit erhebt, hat die Thats 
fachen, auf welche dieſe Einwendung gegründet wird, falls dieſelben wider— 
fprochen werden, gehörig darzuthun, alſo 3. B. zu erweifen, daß der Zeuge 
bereit3 wegen Verbrechens des Betrugs abgeurtheilt worden ift, oder zu zei— 
gen, dag er von feiner Ausjage Schaden zu erwarten Habe. 


$. 156. 
Bedenkliche Zeugen. 
Bedenkliche Zeugen find diejenigen: 

a) welche zwar das vierzehnte aber noch nicht das achtzehnte 

Jahr ihres Alters zurückgelegt haben; 
b) Berfonen, die noch nicht volle achtzehn Jahre alt waren, 
als jtch der Umftand, worüber fie ausfagen jollen, ereignete; 
c) welche eines nicht im betrügerifcher oder gemwinnfüchtiger Ab- 
fiht begangenen ($. 155 lit a) Verbrechens ſchuldig er— 


fannt worden find, auch nach ausgeftandener Strafe; 
| 14 
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d) diejenigen, welche eines Vergehens oder einer Mebertretung 
aus betrügerifcher oder gewinnfüchtiger Abficht fehuldig er- 
fannt worden find, fie mögen die Strafe bereit3 überftan- 
den haben oder nicht; 

e) diejenigen, die mit dem Zeugenführer in der Seitenlinie als 
Gejchwifterfinder, oder in einem noch nähern Grade ver- 
wandt, oder 

f) in eben dem Grade verjchwägert find, wenn fie nicht in 
gleichem Berhältniffe zu dem Gegner ftehen; 

$) Dienftverfonen für den Dienftheren oder die Dienftfrau, jo 
lange fie wirflich in ihren Dienften ftehen; 

h) Perſonen, die mit dem Gegner des Zeugenführers in großer 
Feindſchaft leben. 


Von Amtswegen kann der Richter keinen Zeugen für bedenklich halten. 
Dieſes ergiebt ſich durch einen Schluß a majori ad minus. Wenn der 
Richter die im $. 155 der EBD. angeführten Zeugen nur auf Einwendung 
des Gegners für verwerflich halten Fann, fo kann er um fo weniger die im 
$. 156 der EBD. angeführten Zeugen ohne Einwendung des Gegentheils 
für bedenklich erachten. 


$. 157. 


In fofern einer ftrafbaren Handlung ſchuldige Perfonen nad 
den beiden vorhergehenden Paragraphen als Zeugen zuzulaflen 
find, können fie auch während der Strafzeit beeidiget und abgehört 
werden. 


$. 158. 
Beweisfraft der Zeugen-Ausfagen. 


Die übereinftimmende Ausfage zweier unbedenflicher Zeugen 
über eine Thatſache, wobei fie zugleich gegenwärtig waren, hat für 
ſich allein volle Beweisfraft. 

Bolle Beweisfraft Hat nur die Ausfage zweier unbedenklicher 
Zeugen, wenn fte mit folgenden Eigenfchaften verfehen if. Sie muß: 


a) Meber eine Thatfache abgelegt werden, welche von beiden Zeugen, 
und zwar unmittelbar wahrgenommen worden ift. 
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Ein Zeuge, der fich auf bloßes Hörenfagen beruft, oder der anftatt 
mit feinen Sinneswerkeugen wahrgenommener Ihatfachen bloß feine jub- 
jeetive Vermuthungen angibt, oder aus deſſen Ausfagen nicht erfichtlich ift, 
auf welche Art er zur Kenntniß deſſen gelangt ift, was er ausfagt, verdient 
feinen Glauben ($. 160 und 167 der EVD.) 


b) Die Ausfagen dev Zeugen müfjen übereinftimmend fein. 

In der Uebereinftimmung der Jeugenausfagen liegt das wichtigfte Kris 
terium der Glaubwürdigfeit der Zeugenausfagen. Durch Wideriprüche in 
benjelben über enticheidende Ihatumftände wird Die Beweisfraft derjelben 
geſchwächt. ($. 160 der CPO.)) 

c) Müſſen die Ausfagen der Zeugen in gefegliher Form vor 
Gericht abgelegt und beichiworen werden ($. 165 und 174 der ERO.) 

Was durch Zeugen auf diefe Art erwieſen ift, das muß der Richter 
für wahr halten. Nach franzöftihem Prozeßrecht braucht der Richter feine 
Ueberzeugung den Ausſagen der Zeugen nicht zu unterordnen, die unmwider- 
leglichften Zeugenbeweife binden den Nichter nur vor feinem Gewiffen, fo 
zwar, daß er bDiejelben feinem Urtheile nicht zu Grunde zu legen braucht. 
Das Urtheil des Nichters kann auf dieſe Art ein Unrecht zum Recht erheben, 
ohne dieſerwegen nichtig zu jein. (Sa sentence peut Eire un mal juge, 
mais non point un jugement nul). 


$. 159. 


Es bleibt aber dem Ermeſſen des Richters überlaffen, nad 
Erwägung aller Umſtände, 

1. aud der Ausjage zweier oder mehrerer bebenflicher Zeugen, 
welche die nämliche Ihat beftätigen: oder 

2. jelbit zweier oder mehrerer umbedenflicher, oder bedenflicher 
Zeugen, deren jeder zu anderer Zeit bei wiederholten Hand— 
lungen verjelben Art zugegen war, entweder die Kraft eines 
vollftändigen oder auch nur unvollitändigen Beweiſes beizu- 
legen. Eben jo fann 

3. die Ausfage eines einzigen unbedenflichen, oder auch eines 
einzigen bevenflichen Zeugen in Verbindung mit dem Er— 
füllungseide oder mit anderen Beweismitteln, insbeſondere 
mit Urkunden oder Geftändniffen, die für fich allein zum 
vollen Beweife nicht hinreichen, einen vollftändigen Beweis 
heritellen. 

Die im $. 155 lit. b, e, d bezeichneten, auf Einwendung des 


Gegners vermwerflihen Zeugen, find zur Ergänzung des Beweiſes 
14* 
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doch im jenen Fällen zugelafjen, in welchen der Beweisführer ſelbſt 
zum Grfüllungseide zugelaffen werden würde. 


Nach diefem Paragraph kann auch 

a) die Ausſage zweier oder mehrerer bedenfliher Zeugen, 

b) die Ausſagen zweier oder mehrerer unbedenflicher Zeugen oder be— 
denflicher Zeugen, deren jeder zu anderer Zeit bei wiederholten Handlungen 
derfelben Art zugegen war, einen vollftändigen Beweis bilden, wenn ber 
Richter nach Erwägung aller Umftände feinen Grund hat, an der Glaub— 
wirdigfeit dev Zeugenausfagen zu zweifeln. 

Sollte fih jedoch dem Nichter nach Erwägung aller Umftände ein 
Bedenfen gegen bie ne des angegebenen Beweifes ergeben, fo 
wird dadurch Fein vollftändiger Beweis hergeftellt. | 

Die Ausfage eines einzigen unbedenflihen und um fo weniger eines 
bedenflichen Zeugen kann nie für fich einen vollftändigen Beweis herftellen. 

Wohl aber kann diefer unvollftändige Beweis durch den Erfüllungseid, 
oder durch andere nicht vollftändige Beweiſe, 3. B. Geſtändniß, Urkunden 
ergänzt werben. 

Nechtsfreunde, die dem Zeugenführer in eben dem Prozeſſe, worin er 
als Zeuge aufgeführt wird, dienen oder gedient haben, Perſonen, die von 
ihrer Ausfage oder von dem Ausgange des Prozeſſes mittelbar oder unmits 
telbar Schaden oder Vortheil zu erwarten haben, des Beweisführers Ehe— 
atte, dann feine Verwandten in aufs oder abfteigender Linie, Dürfen zur 
nein des Beweiſes doch in jenen Fällen zugelaffen werden, in welchem 
dev Beweisführer über entjcheidende Thatumftände bereits jehr erhebliche, 
jedoch für fich allein zum vollen rechtlichen Beweis nicht Hinreichende Be— 
weismittel beigebracht hat und aus Diefem Grunde zum Erfüllungseide zu— 
gelaffen werden würde. 


$. 160. 


Die Ausfagen der Zeugen müffen, um Beweiäfraft zu haben, 
auf eigene finnlihe Wahrnehmung gegründet, deutlich und bejtimmt 
fein. Ein Zeuge, der fih nur auf dunkles Erinnern, auf Hören- 
fagen oder bloße Vermuthungen beruft, der fich widerſpricht, feine 
Ausfage widerruft oder abändert, ohne einen unverfänglichen Irr— 
thum darzuthun, verdient feinen Glauben. Widerfprechende Aus— 
jagen verfchiedener Zeugen über die nämlichen entjcheidenden Ihat- 
umftände heben fich, in fofern Zahl und Glaubwürdigkeit ber Zeu⸗ 
gen gleich ſind, dergeſtalt gegen einander auf, daß die Vollſtändig— 
keit des Beweiſes nur nach den noch übrigen Zeugen-Ausſagen, 
und andern etwa vorhandenen Beweismitteln zu beurtheilen iſt. 
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Die Ausfagen der Zeugen müffen, um Beweisfraft zu haben, 


1) auf eigene finnliche Wahrnehmung (proprium sensum corporalem) 
und zwar auf Die Wahrnehmung desjenigen Sinnes, duch welchen die Ihat- 
ſache dem PVorftellungsvermögen zugeführt wird, 3. DB. das Sichtbare auf 
die Wahrnehmung des Gefichtsjinnes, das Hörbare auf die Wahrnehmung 
des Gehörs gegründet fein. Sogenannte Zeugen von Hörenfagen fünnen 
nach unferen Gejegen nichts beweifen. 


2) Die Ausfage muß deutlih und beftimmt fein. ine dunfle, 
zweifelhafte, zweideutige, zu allgemeine, eine nur Halb und unvollftändig, mit 
Zurüdhaltung der zum Wiſſen nöthigen Umftände, oder unter allerhand bes 
denklichen, die Sache felbft ungewiß machenden Umftände abgegebene Aus- 
fage ift nicht beweisfräftig. Beifäge, welche der Zeugenausfage die Beweis— 
fraft nehmen, wären 3. B., es Fünnte fein, wenn ich mich nicht irre; jo viel 
mir jcheint, e8 fommt mir jo vor, ald ob u. ſ. w. 

Das Geſetz führt im $. 160 verfchiedene Umftände beiſpielsweiſe an, 
welche die Glaubwürdigfeit eines Zeugniffes aufheben. Unter dieſe Umftände 
gehört insbefondere dev Widerfpruch in den Ausſagen mehrerer Zeugen über 
einen und denjelben Gegenftand. 

In der Uebereinftimmung der Zeugenausfagen beiteht eben dev Haupts 
grund ihrer Glaubwürdigkeit. Schon ein alter Nechtslehrer bemerft: Ein 
einziger faljcher Zeuge wird feine Umwahrheit leicht dergeftalt an den Mann 
bringen Fönnen, daß alles wohl auf einander geht, und folglich den Schein 
der Wahrheit annimmt, aber zwei, Drei oder mehr falihe Zeugen können 
fich fchwerlich fo untereinander unterreden, daß man ihnen nicht auf ihre 
Sprünge fommen follte. 

Kommen widerjprechende Zeugenausfagen vor, fo hat der Nichter vor. 
Allem darauf zu ſehen, ob der Widerfpruch einen entjcheidenden Thatum— 
ftand, oder bloß Nebenumftände und Kleinigkeiten betrifft, welche man leicht 
vergefien und überfehen kann, 3. B. die Kleidung, die beftimmte Form des 
Ausdruds u. ſ. w. Hier gilt der Grundſatz: In levioribus circumstantüs 
error facile commitlitur , difficilius in his, quae ad finem vel essentiam 
negotii pertinent. 

Im Fall fich der Widerfpruch in dev Hauptfache, und nicht in neuen 
unbedeutenden Nebenjachen zeigt, muß auf die Qualität diefes MWiderfpruches 
gejehen werden. Ein MWiderjpruch eines verwerflichen Zeugen wird der Aus- 
jage eines unbedenflichen Zeugen feinen Eintrag thun. 

Sind die Zeugen der Qualität nach einander gleich, fo gibt die Zahl 
den Ausfchlag, dergeftalt, daß fich je zwei widerfprechende Ausſagen einan- 
der aufheben. 

Der Widerfpruch fann ein Directer fein: wenn ein Zeuge das gerade 
Gegentheil von dem behauptet, was der andere bezeugt; 3. B. A behauptet, 
er habe gefehen, wie B dem C am 1. Juni 1.3. in feiner Wohnung 100 fl. 
in Zwanzigern gezahlt habe. D behauptet dagegen, diefe 100 fl. Teien da— 
mals nicht zugezählt, jondern die Zuzählung auf den 20. Juni hinausge— 
fhoben worden. 

Der Widerfpruch ift indiveet, wenn A 3. B. die Zuzählung in Zwan— 
* a Hermannftadt, B dagegen die Zuzählung in Thalern in Wien 
ehauptet. 
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Die Wirfungen des directen und indiveeten Widerfpruches find einan- 
ber gleich. 

Dagegen ift fein Widerfpruch vorhanden, wenn ein Zeuge einen bes 
ftimmten Umftand behauptet, dev andere dagegen nur eine Unwiſſenheit rück— 
jichtlich diefes Thatumſtandes verfichert. 

Im legteren Falle kommt e8 darauf an, imwiefern es erflärbar ift, 
daß von mehreren bei einem Vorfall zugegengewefenen Zeugen einzelne einen 
Umftand wahrgenommen haben, andere nicht. 

In Folge wirklicher Widerfprüche erftvedt fich die Minderung ber 
Glaubwürdigkeit auch auf den übrigen Theil der Ausfagen, worin ſich bie 
Zeugen nicht wideriprechen, wenn die Widerfprüche von der Art find, daß 
Unvedlichkeit oder Mangel an richtiger Beobachtung oder treuer Erinnerung 
bei einem der Zeugen oder bei allen angenommenen werden muß, 


$. 161. 


Anerbietungen zu dem Zeugenbeweife. 


Der ordentliche Beweis durch Zeugen wird dadurch angeboten, 
daß der Zeugenführer ſchon in der Verhandlung des Prozeſſes am 
gehörigen Orte die Zeugen vorſchlägt ($. 23) Vor- und Zunamen, 
Stand oder Gewerbe und Wohnung bderfelben genau angibt, und 
zugleich Beweisartifel auf ſie ftellt. 

Dieſe müſſen in Gejtalt einzelner, nach der Zahlenreihe fort- 
laufender Sätze nur auf entjcheidende Thatumftände, nicht auf Mei- 
nungen und DVermuthungen der Zeugen, oder Rechte und Verbind— 
lichfeiten der flreitenden Theile gerichtet, deutlich, bejtimmt und kurz 
jein. Jeder Artikel joll nur einen Umftand enthalten. Im münd— 
lichen Verfahren genügt e8, wenn die Thatſachen, über welche die 
Zeugen vernommen werben follen, in dem Berhandlungsprotofolle 
beftimmt bezeichnet werben. 


Diefer Paragraph) handelt von der Form, in welcher der Zeugenbeweis 
angeboten werden muß. 


Beweisartifel find einzelne durch Zahlen unterfchiedene Sätze und ei- 
gentlich Suggeftiv-Fragen an den Zeugen über Thatumftände, welche zufam- 
mengenommen die enticheidende Thatſache (den Beweisſatz) daritellen. 

Die Eigenfchaften diefer Beweisartifel Carticuli probatoriales) find; 

1) fie müſſen nur auf enticheidende Thatumftände, ; 

2) nicht auf Meinungen und PVermuthungen oder Rechte und Berbind- 
lichfeiten der ftreitenden Theile gerichtet fein, 

3) ſie müflen deutlich, beftimmt und kurz fein. 

4) Jeder Artifel darf nur einen Umftand enthalten. 
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Im mündlichen Verfahren find Feine Beweisartifel erforderlich, fondern 
es genügt, wenn jene Thatiachen, über welche die Zeugen vernommen wer- 
den follen, in dem Verhandlungsprotofolle beftimmt bezeichnet werden. (©. 
Anmerkung.) 


Anmerfung. Es würde z. B. der Kläger in der Klage den Beweis Durch die 
Zeugen Franz Konradt, Schneidermeifter, wohnhaft Nr. 26 in Hermannftadt und Friedrich 
Gräfer, bürgerl. Tifchlermeifter, wohnhaft Nr. 378 in Hermannjtadt, anbieten, jo Fonnte 
er auf diefelben, die der Klagen in '). beizulegenden Beweis-Artifel, tellen. 


(6 fr. Stämpel.) 


Beweisartifel 


des Johann Schufter, Klägers, auf die Zeugen Franz Konrabt und Friedrich Gräfer, in 
der Streitfadhe wider Seremias Gottlieb, wegen Zahlung eines Darleihensfapitald von 
5000 fl. EM. c. s. c. 


1. 


Wahr, Zeuge Fenne ven Zeugenführer Johann Schufter, Schanfwirth in Hermann— 
ftadt, perfönlich. 


11. 


Wahr, Zeuge Fenne den Geflagten Seremias Gottlieb, ifraelitifchen Getreivehändler 
aus Abrudbanya perfönlich. 


III. 


Wahr, Zeuge habe geſehen, daß Johann Schuſter dem Jeremias Gottlieb 5000 fl 
CMze. als Darleihen baar zugezählt habe. 


IV. 


Wahr, Zeuge habe gehört, daß Seremias Gottlieb erklärt Habe, er werde das ihm 
dargeliehene Kapital von 5000 fl. CMz. am 1. Januar 1853 pünktlich zurüczaflen. 


V. 


Wahr, Zeuge habe gehört, daß Jeremias Gottlieb erklärt habe, er werde auch die 
Intereſſen von dieſem Kapital pünktlich zahlen. 
Die Zeugen Franz Konradt nnd Friedrich Gräfer über alle Weisartifel. 


Hermannftadt den 15. Januar 1853. 
Sohann Schuſter. 
Zeugenführer. 
$. 162. 
Borladung der Zeugen. 


Findet das Gericht einen Zeugenbeiweis nöthig, jo hat bafjelbe 
nah gejehloffenem Verfahren und erfolgter Snrotulirung der Aeten 
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(6. 281) die Zeugen durch Befcheid zur Abhörung ſogleich vor— 
zuladen. 


Den ſtreitenden Theilen muß die Vorladung der Zeugen be— 
kannt gemacht, und geſtattet werden, dem Zeugenverhöre beizu— 
wohnen. 


Bei dieſem Paragraph muß eines Hofdekretes vom 1. Juli 1782 3. 61 
lit. b. erwähnt werden, welches zur Erläuterung dieſes Paragraphs weſent— 
lich dienlich erachtet werden mag. Dieſes Hofdefret jagt, daß, wenn eine 
Partei über ein entfcheidendes Faktum noch jo viele unbedenfliche, oder bes 
denfliche, jedoch zuläßige Zeugen anführt, der Nichter fie alle vernehmen und 
feinen derſelben willführlich auslafien darf, indem gerade die Ausjage des 
weggelafienen Zeugen vielleicht die entjcheidendfte fein könnte. 


Der ordentliche Zeugenbeweis mußte früher durch Urtheil zugelaffen 
werden. Diejes Urtheil war nach $. 139 der jofeph. Gerichts-Ordnung ein 
bedingtes Haupturtheil, weil in demfelben das zu beweifende Faftum und bie 
Rechtsfolge, welche für den Fall der Herftellung des Beweifes oder des 
Mißlingens oder der Verabfäumung defielben, eintreten follte, ausgedrüdt 
werden mußte. 


Nach dem Hofdefrete vom 7. Juli 1835 3. 17280 wurde der 8. 139 
abgeändert und der Zeugenbeweis durch ein Beiurtheil zugelaffen, welches 
feine bedingte Entjcheidung der Hauptfache enthalten durfte. 


Gegenwärtig ift die Sache noch mehr vereinfacht. Wenn der Zeugen» 
beweis nicht überflüfftg ift, und für fich allein oder in Verbindung mit an- 
dern Beweismitteln für vollftändig zu halten ift, und die dadurch zu erwei— 
weifenden Umftände von der Art und fo erheblich find, daß fie zur Entfchei- 
dung dev Hauptfache zu führen als geeignet erfcheinen, fo ift ein Zeugen- 
beweis nöthig. Der Richter hat ſonach, und zwar nach gefchlofienem Ver— 
fahren und nach erfolgter Inrotulivrung der Aften die Zeugen zur Abhörung 
fogleich vorzuladen. Gegen den Bejchluß des untern oder höhern Richters, 
wodurch eine Vernehmung von Zeugen angeordnet wird, findet nach $. 319 
der CPO. fein abgefonderter Rekurs ftatt. 


Die Ladung an die ftreitenden Theile ift eine bloß monitorifche. (©- 
Anmerkung.) 


Anmerfung. 
3. 978. 


Das k. k. Landesgericht Hermannftadt Hat befchloffen, den von dem Kläger Johann 
Schuſter, in defien Rechtsftreit wider Seremias Gottlieb, wegen Zahlung einer Darleihenss 
forderung von 5000 fl. CMz. c. s. c. in der Klage de praes. 1. November 1852 3. 12 
dur die Zeugen Franz Konradt und Friedrih Gräfer angebotenen Zeugenbeweis über 
die Beweisartikel I. IL. IH. und IV. zuzulaffen. 

Diefem gemäß werden die beiden Zeugen unter Einem zur Abhörung vor diefem 
k. k. Landesgericht auf den 1. Februar 1853 Vormittags um 9 Uhr vorgeladen, und beide 
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Theile von der Anordnung dieſer Tagfasung mit dem Beifügen verftändigt, baf es dene 
felben geftattet ift, vem Zeugenverhöre beizumohnen. 


Hermannftadt den 18. Januar 1853. 
Bon dem F. k. Landesgerichte. 
N. 


2. m 
Seftetair. 


$. 163. 
Befondere Fragftüde. 


Dem Gegner des Zeugenführers fteht frei, dem Gerichte vor, 
oder bei der zur Abhörung angeoroneten Tagſatzung bejondere 
Vrageftüfe zu überreichen, um die Grläuterung oder beftimmtere 
Beantwortung der Beweisartifel zu veranlafien, oder nähere Um— 
ftände der darin enthaltenen Ihatfachen in Grfahrung zu bringen. 


Der Gegner des Zeugenführers heißt der Artifulat. Der Artifulat 
hat das Recht, dem Gerichte vor oder bei der zur Abhörung angeordneten 
Zagfasung bejondere Fragſtücke (interragatoria specialia) zu überreichen. 
Durch dieſe bejonderen Sragftüde follen die Weisartifel erläutert, oder eine 
beftimmtere Beantwortung der Weisartifel dam quoad locum, quam tempus, 
visum, audilum, scienliam, credulitatem et alias circumstantias eliam mi- 
nimas veranlaßt und endlich nähere Umftände der darin enthaltenen That 
fahen in Erfahrung gebracht werden. 

Die bejondern Fragſtücke müſſen im fchriftlichen Verfahren mittelft 
eines bejondern Geſuches bei Gericht und zwar vor der zur Abhörung an- 
geordneten Tagſatzung Überreicht werden. Werden fie fpäter eingebracht, fo 
können fie zwar von dem Nichter nicht berüdichtigt werden, doch hat diefer 
wie aus dem $. 167 der CPO. hervorgeht, von Amtswegen die Pflicht, 
unvollftändige Beweisartifel, welche Die Sache nicht erfchöpfen, zu ergänzen. 
— Wenn im mündlichen Verfahren von der Partei feine Beweisartifel über: 
reicht worden find, Hat der Richter diefelben zu entwerfen ($. 167 der CPO.) 
und in einem ſolchen Fall dürfte es zweckmäßig fein, diefe Beweisartifel in 
ben nach $. 162 der EBD. zu erlafienden Bejcheid aufzunehmen, damit der 
Artifulat feine Frageftüde ftellen könne. 

Uebrigens haben die bejondern Frageftüde viel von ihrer Bedeutung 
und Wichtigkeit dadurch verloren, daß es den Parteien frei fteht, dem Zeu- 
genverhöre beizuwohnen und nach vollendeter Vernehmung eines jeden Zeu— 
gen zur Erläuterung oder Ergänzung feiner Ausfagen auf weitere Fragen 
anzutragen. ($. 162 und 169 der CPO.) (S. Anmerkung.) 


Anmerfung. 
Formular für befondere Fragftücke. 
Beſondere Fragitücke 


des Jeremias Gottlieb, als Geflagten zu den Beweisartifeln des Klägers Johann Schufter, 
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auf die Zeugen Franz Konrad und Wriedrih Oräfer in der Streitfache wegen Zahlung 
einer Darleihensforderung von 5000 fl. CMz. c. 8. c. 


ana win 


en 


— 


Zum I Beweisartifel. 


Ob Zeuge die Perfon des Johann Schufter zu befchreiben im Stande fei. 
Woher Zeuge den Schanfwirth Johann Schufter fenne. 


Zum III Beweisartifel. 


A welchem Orte Zeuge e8 gefehen habe, daß Johann Scufter dem Jeremias 
Gottlieb 5000 fl. EM; zugezählt hat. 
Zu welcher Zeit des Tages oder der Nacht diefe Suzählung erfolgt fei. 


Ob Zeuge gejehen habe, daß diefe 5000 fl. CMz. in die Hand des Seremias 
Gottlieb zugezählt worden find. 

Mie Johann Schufter damals gefleidet gewefen fei. 

Wie Jeremias Gottlieb gefleidvet gewefen fei. 

Mer außer dem Zeugen noch bei der Zuzählung zugegen gewefen fei. 

In welcher Geldforte die Zuzählung erfolgt fei. 

Ob Zeuge die zugezählte Summe felbft nachgezählt Habe. 


Zum IV. Beweisartifel. 


Sn welder Sprache Seremias Gottlieb fich erflärt Habe. 
Mit welchen Worten er dieſe Erflärung abgegeben habe. 
Mer außer dem Zeugen bei diefer (Erklärung zugegen gewefen fei. 


Die Zeugen Franz Konrad und Friedrich Gräfer über alle befonderen Frageſtücke. 
Hermannftadt den 28. Sanuar 1853. 


Seremias Gottlieb. 


$. 164. 


LT CH ei U" 


Der Richter hat aber auch jedem Zeugen von Amtöwegen 


folgende allgemeine Frageſtücke vorzuhalten: 
m 


> 


En 


+ 


+ 


welchen Vor- und Zunamen Zeuge führe; 


wie alt; 


. von welcher Religion ; 


[2 


ob er mit dem Zeugenführer verwandt oder verſchwägert jei, 
und in welchem Grade; 
ob er mit dem Gegner des Zeugenführers in großer Feind» 


ichaft lebe, und aus welchem Grumde; 


ob und in wiefern ihm etwa Nuten oder Schaden aus dem 


Prozeſſe bevorftehe ; 
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8. ob dem Zeugen wegen jeiner Ausfage etwas und von wen 
verfprochen oder gegeben morden; 

9. ob Zeuge über die abzulegende Ausjage belehrt, unterrichtet 
oder dazu beredet worden jei, und von men. 


Die allgemeinen Frageftüde haben den Zwed die perjönliche Glaubwür— 
Digfeit des Zeugen zu erforjchen und find von Amtswegen zu ftellen. 


$. 165. 
Art der Zeugenabhörung. 


Das Zeugenverhör ift amı Gerichtsorte vorzunehmen. 3 bleibt 
aber dem Ermeſſen des Richters überlajien, einen Zeugen wegen 
bejcheinigter Kranfheit, oder aus andern wichtigen Gründen in jeiner 
Mohnung, oder zu genauer Grörterung des Gegenftandes des Strei— 
te3, an Ort und Stelle abzuhören. 


$. 166. 


Der Richter joll, wenn auch der Zeugen mehrere find, das 
Berhör, wo möglih, in einer einzigen Gerichtäfigung zu beendigen 
ſich bemühen. 


Soll dem Richter es möglich fein, in Erfahrung zu bringen, ob Die 
Zeugen in ihren Ausfagen übereinftimmen, fo muß die Abhörung eines jeden 
Zeugen einzeln und in Abwefenheit der übrigen Zeugen erfolgen. 


$. 167. 


Jeder Zeuge ift vor feiner Vernehmung an feine Pflicht zur 
Angabe der Wahrheit mit der Eröffnung zu ermahnen, daß er feine 
Ausjage auch bejchwören müſſe. Hierauf ift jeder Zeuge zuerft 
über die allgemeinen Frageſtücke, ſodann über die Beweisartifel, und 
bei jedem Artifel über die dazu gehörigen befondern Frageſtücke zu 
vernehmen. Der Richter hat hiebei überflüſſige, beleidigende, dunfle 
und unvollftändige Artifel und Fragen wegzulaſſen, zu erläutern, 
zu ergänzen oder durch andere zu erjeßen. 


Wenn im mündlichen Verfahren Feine Beweisartifel ($. 161), 
oder wenn Feine Srageftücke überreicht worden find, Hat der Nichter 
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die Fragen an die Zeugen ſelbſt zu entwerfen und überhaupt das 

Verhör jo zu leiten, daß von dem Zeugen die ihm mögliche be— 

ftimmte und klare Auskunft über die ftreitigen Thatſachen gegeben, 

der Grumd jeined Wiſſens und nöthigenfall® die Glaubwürdigkeit 

feiner Ausſagen gehörig ind Licht gefeßt werde. Iſt der Grund 

des Wiſſens nicht erfichtlich, fo verdient die Ausſage feinen Glauben. 
Die Förmlichkeiten des Zeugenverhörs find folgende: 


1) Der Zeuge ift an feine Pflicht zur Angabe der Wahrheit mit ber 
Grinnerung zu ermahnen, daß er feine Ausfage — 52— müſſe. 

2) Sodann wird der Zeuge über die allgemeinen Fragſtücke, Beweis— 
artikel und bei jedem Weisartikel über die beſondern dazu gehörigen Frage— 
ſtücke vernommen. 

3) Der Richter hat bezüglich der Vernehmung des Zeugen den freieſten 
Spielraum. Der Nichter kann überflüffige, beleidigende, dunfle und unvoll 
ftändige Artifel und Fragen weglaffen, ergänzen, erläutern und durch andere 
erſetzen. 

Der Richter wird unter gewiſſenhafter Benützung der Anträge der 
Parteien dahin ſtreben, jede Thatſache, welche durch Zeugenausſagen ausge: 
mittelt werden ſoll, zmöglichſt klar, umſtändlich und zuverläßig zu erheben, er 
wird fich bemühen, unbeftimmte, unzufammenhängende, unwahrfcheinlich oder 
widerjprechende Angaben in der Erzählung des Zeugen, durch angemeffene 
Fragen und Erinnerungen in das gehörige Licht zu jtellen, den Grund der 
Wiſſenſchaft des Zeugen erforfchen, und jeder Verwechslung defien, was ber 
Zeuge unmittelbar wahr genommen hat, mit Schlüffen und Folgerungen aus 
dDiefen Wahrnehmungen vorbeugen. 


$. 168 


Jede Antwort ift, ſoviel möglich, mit den eigenen Worten des 
Zeugen niederzufchreiben, und ihm, fobald fie aufgezeichnet ift, vor— 
zuhalten. 


$. 169. 


Parteien, welche bei der Zeugenabhörung erfchienen find, fteht 
frei, nach vollendeter Vernehmung eined Zeugen zur Grläuterung 
oder Ergänzung feiner Ausfage auf weitere ragen anzutragen, 
welche der Nichter, der das Verhör vornimmt, dem Zeugen zu ftellen 
hat, im Falle fein Bedenken dagegen obwaltet. 


Die Befugniffe der Parteien in Abficht auf das Zeugenverhör beftehen 
in Kolgendem: 
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1) Daß fte mit ihren NRechtsbeiftänden nicht num der Beeidigung der 
Zeugen, jondern 

2) auch der Vernehmung derjelben anmwohnen dürfen; 

3) haben die Parteien, welche bei der Zeugenabhörung erichienen find, 
das Necht nach vollendeter Vernehmung eines Zeugen zur Erläuterung oder 
Ergänzung feiner Ausjagen auf weitere Fragen anzuiragen. Der Gegner 
kann dagegen Erinnerungen machen, dem Richter fteht die Würdigung der— 
jelben zu, und er wird, fall feine Bedenfen gegen die angetragenen Fragen 
obwalten, dem Antrage der Parthei ftatt geben. 


4) Sind den PBartheien auf ihr Verlangen von den Protokollen über 
Zeugenausjagen Abichriften zu ertheilen. 
5) Iſt den Partheien die Einficht der Driginalprotofolle geftattet. 


$. 170. 

Parteien jedoch, welche fich Unterbrechungen eine3 Zeugen oder 
ein ungeziemendes Benehmen gegen denfelben erlauben, find, unter 
Androhung ihrer Entfernung von dem Verhöre, zurecht zu weiſen, 
oder nöthigenfall® auch jogleich zu entfernen. - 

Diefen Rechten der Parteien fteht die Pflicht gegenüber, ſich ruhig 
und bejcheiden zu verhalten, die Zeugen in ihren Ausſagen nicht zu unter— 


brechen und noch weniger denſelben irgend eine Ehrenfränfung zuzufügen. 
Die Verlegung dieſer Pflichten zieht Die Folge diefes Paragraphs nach fich. 


$. 171. 


Nach vollendetem Verhöre muß dem Zeugen das ganze Pro- 
tofoll sorgelejen, oder von ihm jelbit durchgejehen werden. Gr hat 
es jodann eigenhändig zu unterzeichnen ($. 48). Sit er des Schrei- 
bens unfundig, fo wird fein Name von einem Dritten unterjchrieben 
und jein Handzeichen beigejegt. 

Das Protokoll ift von dem Richter zu diktiren nnd ſowohl von ihm, 
ald dem Schriftführer und dem Zeugen zu unterfertigen. Iſt ein Zeuge des 


Schreibens nicht fundig, jo wird fein Name von einem Dritten unterjchrie= 
ben und jein Handzeichen beigefebt. 


S- 102 
Wenn ein Zeuge bei der Vorleſung etwas an feiner Ausſage 
ändert, oder derjelben etwas hinzufeßt, jo ift dieß in dem Protokolle 
mit jeinen eigenen Worten anzumerfen. An ver bereits niederge- 
jchriebenen Ausjage darf nichts geändert werden. 
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$. 173. 


Jeder Zeuge iſt nach beendigtem Verhöre dahin zu beeidigen, 
daß er über alle Umftände unzweideutig und ohne geheimen Vor— 
behalt nach jeinem beiten Wilfen und Gewifjen bie reine und volle 
Wahrheit audgefagt habe ($. 247). 


Der Eid der Zeugen nach der Givilprozeßordnung für Siebenbürgen 
ift nicht, wie ev e8 nach der jofeph. Gerichtsordnung war, ein promifforifcher, 
fondern ein afjertorischer. 

Es fcheint viel zweckmäßiger, wenn der Zeuge erft nach der Abhörung 
vereidet wird, als wenn dieß vorher gefchieht. Der einzige etwa erhebliche 
Einwurf, der dagegen gemacht werben fünnte, dürfte fein, Daß der Eid, wenn 
er in einer afjertorifchen Form abgelegt wird, bei jeder abermaligen Verneh— 
mung in derjelben Nechtsfache wiederholt werden muß. Diefem Bedenken 
ift aber jehr leicht zu begegnen, wenn man mit der affertorischen Form, rüd- 
fichtlich defien, was bereits bezeugt ift, Die promifforifche für den Fall, wenn 
die Zeugen noch weiter vernommen werden follten, verbindet. In .welcher 
Form der Eid abgelegt ift, bejtimmt dev $. 247. (S. Anmerf. Formular.) 


Anmerfung. 
(15 fr. Stempel.) 


: A AR u aa Dr ee Me Se 
vom 1. Februar 1853, 


aufgenommen bei dem F. k. Landes-Geriht Hermannftadt, zu Folge 
Befcheides vom 18. Januar 1853 3.978, zur Abhörung der Zeugen 
Franz Konrad und Friedrih Gräfer, in der Streitfadhe des Johann 
Schufter wider Seremias Gottlieb, wegen Zahlung einer Darleihens- 
forderung pr. 5000 fl. CMz. c. s. c. 


Gegenwärtige 
Don Seite des Gerichts. Bon Seite der Partei. 
MN. k. k. Landesgerichtsrath. Seremias Gottlieb. 
MN. k. k. Auskultant. 
* Jeremias Gottlieb hat die in beigeſchloſſenen beſonderen 


Frageſtücke überreicht. Da weder der Kläger Johann Schuſter noch 
deſſen Vertreter in der zum Erſcheinen beſtimmten Stunde erſchienen, 
ſo wurde zur Abhörung der Zeugen geſchritten und zuerſt der Zeuge 
Friedrich Gräſer vorgerufen, in Gemäßheit des $. 167 der CPO. 
an feine Pflichten als Zeuge erinnert und Hierauf in Abwefenheit 
des andern Zeugen vernommen, wie folgt: 


Allgemeine Fragitücke. 


1) Sch heiße Friedrih Gräfer. 

2) Bin 45 Jahr alt. 

3) Evangelifch-Augsburger Confeffton. 

4) Bürgerlicher Tifchlermeifter in Hermannftadt. 

5) Ih bin mit Johann Schufter weder verwandt noch verfchmwägert. 
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6) Ich ſtehe mit Jeremias Gottlieb in durchaus keinem feindſchaftlichen Vers 

7) en von dem Ausgange des Prozeffes weder Nugen noch Schaden zu ers 

8) Belt beste! Mir Hat Niemand etwas wegen meiner Ausfage verfprochen oder 

9) — fat Niemand über meine vor Gericht abzulegende Ausfage belehrt, unters 
richtet oder mic) Dazu beredet. 


Beweisartifel I. 


Ja, dem Johann Schufter, Schanfwirth in 
Hermannftadt kenne ich perfönlich fehr gut. 


Beſondere Frageftücke. 


L 


Nichts Leichter als diefes: Johann Schu: 
fter ift groß, wohlbeleibt und Hinft ein Elein 
wenig am linfen Fuße. 


2. 


‚ ‚Wir fennen uns von Jugend auf, find 
miteinander in die Schule gegangen und kom— 
men fehr oft mit einander zufammen. 


Beweisartifel II. 


Den Jeremias Gottlieb, ifraelitifchen Ge— 
treidehändler aus Abrudbanya, kenne ich fehr 
wohl. 


Beweisartikel ILL. 


Sa, das Habe ich gefehen. Seremias 
©ottlieb fagte: daß er das Geld zu dem Anz 
faufe des Haufes Nr. 90, welches executiv 
verfteigert wurde, benöthige, bat den Sohann 
Schuſter, ihm diefe 5000 fl. CMz. zu leihen. 
Johann Schufter erklärte fich hiezu bereit, wenn 
Jeremias Gottlieb das anzufaufende Haus für 
das Rapital von 5000 fl. EM. als Hypothek 
gebe und hat dem Jeremias Gottlieb, als die— 
fer ſich hiezu bereit erflärte, die 5000 fl. EM. 
baar zugezählt. Alles viefes Habe ich mit 
meinen Augen gefehen und mit meinen Ohren 
gehört. 


Befondere Frageftiücke. 
1. 


. Die Zuzählung gefhah in Hermannftadt, im 
Gaſthof zum römifchen Kaifer, im erften Stock 
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in einem Paſſagierzimmer, welches Jeremias 
Gottlieb damals inne hatte. Wenn ich nicht 
irre, war es das Zimmer Nro. 4. 


2: 


Auf die Minute Fann ich die Zeit freilich 
nicht angeben, indeffen fo viel weiß ich mit 
Bellimmtheit, daß es an einem Vormittag und 
zwar ungefähr um 412 Uhr gewefen fein 
mochte. Wie wir damals aus einander gingen, 
wurde gerade auf der Hauptwache zum Gebete 
getrommelt und es mag daher 12 Uhr gewes 
fen fein, als wir auseinander aingen. 


3 


Sohann Schufter hat diefe 5000 fl. EM. 
auf einen Tisch aufgezählt. Jeremias Gottlieb 
hat danı die Summe noch einmal fehr genau 
überzählt und fie fodann in feine rothlederne 
DBrieftafche geftecft und zu fich genommen. 


6. 


Bei der Zuzählung des Geldes war Nies 
mand anderer zugegen als Johann Schufter, 
Seremias Gottlieb, Franz Konrad und id. 


J 


Die Zuzählung erfolgte in Banknoten zu 
100 und zu 10 Gulden. Möglich, daß auch 
einige NReichsfchagfcheine darunter waren. 


8. 


Nein, felbit nachgezählt Habe ih die 
Summe nicht, bin jedoch dabei geftanden, wie 
Jeremias Gottlieb diefelbe nachgezählt hat und 
als er mit dem Zählen fertig war, bemerfte, 
daß es richtig 5000 fl. EM. find. 


Non Seite der Kommiffton wird bemerkt, daß der Zeuge über die befondern 
Frageſtücke 4 und 5 aus dem Grunde nicht vernommen wurde, weil fi dieſe als 
offenbar überflüffig daritellen. 


Peweisartifel IV. 


Sa, das habe ich gehört: Jeremias Gott- 
lieb betheuerte hoch und theuer, er werde das 
dargelichene Kapital am Neujahrstage 1853 
pünftlich zurüczahlen. 
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Befondere Frageſtücke 


1. 


Jeremias Gottlieb und wir alle Haben 
damals nur deutfch gefprochen. 


2. 


Jedes einzelne Wort Habe ich mir freilich 
nicht gemerft. Allein fo viel kann ich mit 
Gewißheit fagen, daß Jeremias Gottlieb zu 
wiederholten Malen verfprach, am Neujahrstage 
1853 das Geld zurüd zu zahlen. 


Beweisartifel V. 


Das Kann ih nicht mit Beftimmtbeit an« 
geben, ob damals von einer DVerintereflirung 
des Kapitals mit fünf Percenten die Rede 
war. SH will jedoch nicht behaupten, daß 
ſich Jeremias Gottlieb nicht erklärt habe, er 
werde das Kapital mit fünf Percenten verin« 
tereffiren. Er fann diefe Erklärung allerdings 
abgegeben haben und es fann fein, daß ich fie 
unter dem vielen Hinz und Herreden überhört 
habe. Möglih auch, daß ich fie gehört Habe, 
und daß fie meinem Gedächtniſſe entfallen ift. 


Dem Zeugen wurde jede von demfelben gegebene Antwort, 
unmittelbar nachdem fie zu Protokoll gebracht worden ift, vorges 
halten und er befragt, ob fie richtig aufgenommen, und er nod 
etwas hinzuzufügen oder daran etwas abzuändern habe. Der Zeuge 
erflärte jedes Mal nach gefchehener Vorhaltung, feine Antwort fei 
tihtig aufgenommen, und er habe berfelben nichts hinzuzufügen und 
daran nichts zu ändern. 

Nach vollendetem Berhöre wurde dem Zeugen das aufzenoms 
mene Protofoll feinem ganzen Inhalte nach vorgelefen und von dems 
felben als richtig aufgenommen beftätigt. 

Seremias Gottlieb, der fih während des Zeugenverhörs eine 
Unterbrehung des Zengen erlaubte, und dem bewegen die Entfer= 
nung von den Verhöre angedroht worden war, ließ fih am Schluſſe 
des DVerhöres ein ungeziemendes Benehmen zu Schulden kommen, 
indem er den Zeugen einen verrücten Menfchen nannte, der nicht 
wiffe, was er ſpreche. Seremias Gottlieb wurde wegen biefes wies 
derholten ungeziemenden Benehmens aus dem Gerichtszimmer ents 
fernt. — 

Hierauf wurde dem Zeugen die Heiligfeit des Eides von Seite 
der Seligion, und die fehwere Verantwortung und Strafe, welcher 
er ſich durch einen falſchen Eid nah den Strafgefegen ausjegen 
würde, zu Gemüthe geführt und von demfelben dann folgender Eid 
abgenommen: 


„Ss Friedrich Gräſer, ſchwöre zu Gott dem Allmächtigen 
„und Allwiſſenden, daß ich über alle Umſtände unzweideutig 
„und ohne geheimen Vorbehalt nach meinem beſten Wiſſen 
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„und Gewiſſen die reine und volle Wahrheit ausgefagt habe. 
„So wahr mir Gott helfe!“ 


Hiemit wurde das Protokoll gefchloffen und gefertigt. 


MM. ER Pandesgerichtsrath. Friedrich Gräfer m. p. 
M. MN. k. k. Auskultant. 


Auf gleiche Art wird mit der Vernehmung des zweiten Zeugen zu Werke gegangen. 


$. 174. 


Den Zeugen, welche fich nicht zur chriftlichen Religion befen- 
nen, ift der Eid nach den darüber bejtehenden bejonderen Vorſchrif— 
ten abzunehmen. | 

Wenn der Zeuge einer Neligionsgefellfchaft angehört, welcher 
die Ablehnung eines förmlichen Eides geſetzlich geftattet ift, jo Hat 
er eine feierliche Verſicherung an Eidesſtatt abzulegen. 

Bei diefem Paragraph find folgende Verordnungen zu bemerfen: 


1. Sundmabung des. £ Militär- und Eivilgouvernements 

vom 12. März 1852, 3. 102 2. und RB., womit die Borfchrift 

über das Verfahren bei der Eidesablegung der Jfraeliten, 

jowohl in Civil- als Griminal-Verhandlungen verlaut- 
baret wird. 


Behufs der Einführung eines gleichförmigen Verfahrens bei der Eides— 
ablegung der Siraeliten, jowohl in Civil- ald Criminal-Berhandlungen hat 
fih das hohe k. k. Juftigminifterium laut Erlafies dato 1. März 1852 Nr. 
15854 veranlaßt gefunden, die mit a. h. Entichliegung vom 18. Auguft 
1846 genehmigte, und either in allen £. k. Kronländern des öfterreichifchen 
Kaiferitaates, in welchen das a. b. Geſetzbuch vom 1. Juni 1811 dermalen 
Geſetzes-Kraft hat, in Wirkſamkeit ftehende Borfchrift über das Verfahren 
bei der Eidesablegung der Iſraeliten proviforiih auch auf das Königreich 
Ungarn und jene anderen Kronländer, in welchen das ungarifche Recht Gel- 
tung hat, wie auch auf das Großfürſtenthum Siebenbürgen auszudehnen. — 

Indem hievon die betreffenden Gerichtd- und politifchen Behörden im 
geeigneten Wege zur eigenen Wifjenichaft und Darnachachtung in vorfom- 
menden Fällen in Kenntniß gejegt werden, hat man zugleich die übliche 
Perlautbarung diefer Vorſchrift für nöthig befunden. 


Vorſchrift über das Verfahren bei der Eidesablegung 
der Siraeliten. 


MWenn vom Gerichte ein Ifraelit zur Ablegung eines Eided aufgefor— 
dert wird, ift da, wo es nach den Verhältuiffen thunlich iſt, zur Meineids- 
erinnerung ein Rabbiner zuzuziehen. Vor allem andern hat der Borfigende 
des Gerichtes dem zum Eide zugelafienen Iſraeliten dasjenige, was er zu 
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beſchwoͤren hat, beftimmt und Deutlich vorzuhalten, und erforderlichen Falls 
zu erklären. Nachdem er fich überzeugt hat, daß der Iſraelit den Gegenftand 
des Eides wohl verftanden habe, fchreitet er zur Meineidserinnerung, welche 
mit Vermeidung des Ablejens einer beftimmten Formel, der Geiftesbildung 
und Fafjungskraft des Schwörenden gemäß, mit angemefjener Berückſichti— 
gung folgender, auf den ifraelitiichen Neligionsbegriffen und Büchern berus 
hender Bemerkungen, einzurichten ift. 

Es ift die Amtspflicht des Gerichtes, ehe der Jiraelit den Eid ablegt, 
ihm die Heiligkeit des Eides, das Sündhafte und Sträfliche eines Meineides 
vor Gott und dem weltlichen Richter nachdrüdlich zu Gemüthe zu führen. 

Durch den Eid ruft der Schwörende Gott den Allwiffenden und All 
mächtigen zum Zeugen feiner Ausſage an, ihn den allgerechten Weltenvichter, 
der in die Herzen fteht, dev alles Geheime und Verborgene erforfcht, und 
daher auch weiß, ob der zum Schwure aufgeforderte Jiraelit einen reinen 
unverfälfchten Eid oder einen Meineid ſchwöre. 

Wenn die Ausfage des Schwörenden mit der Wahrheit vollfommen 
übereinftimmt, wenn er ohne geheimen Vorbehalt, ohne Zurückhaltung oder 
Zweideutigfeit fo vedet, wie er denft, und wie er es vor dem Allgegenwärti- 
gen umd Altwitenden Gotte zu verantworten fich getrauet, fo heiliget er durch 
den Eid den Namen Gottes, und wirfet mit zur Handhabung des Rechtes, 
welches eine von den Grundſäulen dev Welt ift; denn auf Wahrheit, Necht 
und Frieden fteht und ruht die Welt, und nach dem Ausipruche zweier Zeus 
gen ſoll das Recht geiprochen werden und Beftand haben. 

Wenn aber der Schwörende nicht die volle reine und unverfälichte 
Wahrheit jagt, wenn er fich irgend eine Täufchung, geheimen Vorbehalt, 
Zurüfhaltung oder Zweideutigfeit zu Schulden fommen läßt, wenn er in 
den Worten und dem Sinne ſeiner Nede, oder in Gedanken die Wahrheit 
verläugnet, umgeht und verdrehet, fo legt er einen Meineid ab, er ruft Gott 
zum Zeugen einer Xüge an, er mißbraucht, fchändet und entweiht den heiligen, 
unausſprechlichen Namen Gottes, er verfündigt fih auf das Schwerfte gegen 
den Allmächtigen Gott, welcher die Schändung feines heiligen Namens nie 
unbejtraft läßt, wie es in den zehn Geboten Gottes gefchrieben fteht, auf 
welche der Schwörende zur größeren Befräftigung feines Schwures die Hand 
zu legen hat. | 

Nicht nach der Meinung und dem Sinne des Schwörenden, fondern 
nach der Meinung und dem Sinne des Gerichtes, nach der Meinung und 
dem Sinne des Allwifjenden und Allgerechten Gottes wird der Schwörende 
in Eid genommen. 

Nicht darauf, wo und vor welchen Perſonen der Eid abgelegt wird, 
beruht die Heiligkeit defielben; denn der zum Eide aufgeforderte Sfraelit 
ſchwört vor Gott, welcher Allgegenwärtig, alfo auch bei diefer Eidesablegung 
anweſend iftz ihm ift der Schwörende für jede Entftellung oder Umgehung 
der ne für jede Krümmung oder Verdrehung der Nechtes verants 
wortlich. 

Der Schwörende ſchändet den Glauben feiner Väter, den er felbft 
befennt, wenn er denjelben durch einen Meineid verdächtig macht, daß ders 
jelbe falfche Eide geftatte oder lehre. 

Er vergeht fih durch einen Meineid auf das Schwerfte gegen den 
Staat, feine Mitbürger und Alles, was dem Menfchen heilig ifl. Er er 
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ſchüttert die Gruudfefte des Vertrauens, er ift die Urfache ungerechter Ent- 
Icheidungen und eines (beſonders bei Zeugniffen in Griminal-Fällen) oft nicht 
mehr zu erjegenden Schadens, er zerftort das Necht und Die bürgerliche 
Ordnung, jo weit es in feinen Kräften liegt. Nach den allgemeinen Landes» 
gelegen iſt ev nicht mur verpflichtet für allen durch feinen Meineid verurfachten 
Schaden und entzogenen Gewinn volle Öenugthuung zu leiiten, fondern auch 
des Verbrechens des Betruges jchuldig, welches mit Ausftellung auf ber 
Schandbühne und ſchweren Kerker nach Beichaffenheit der Umftände felbft 
lebenslang bejtraft wird. 

Die Meineidserinnerung wird mit der Frage geichlofien, ob der Iſraelit 
bereit jei, den Eid abzulegen. Wenn er diefe Frage bejaht, legt er die rechte 
Pens bis an den Ballen auf die Thora, zweites Buch Moſis, zwanzigſtes 

apitel, fiebenten Vers, bededt das Haupt, und fpricht dem VBorfigenden 
folgenden Eid nach: 


Allgemeiner Eingang. 


Ih N N. ſchwöre bei Gott dem Alleinigen, Allmächtigen, Allgegen- 
wärtigen und Allwiſſenden, dem heiligen Gotte Iſraels, dev Himmel und 
Erde geichaffen hat, mit reifer Ueberlegung einen reinen unverfälfchten Eid 
nach der Meinung und dem Einne des Gerichtes ohne geheimen Vorbehalt, 
Zurüdhaltung oder Zweiteutigfeit, ohne Arglift, Betrug oder Verftellung, 
ohne Nüdjicht auf Geſchenk oder Verfprehen, Nusen oder Schaden, Zu: 
neigung oder Abneigung, Freundfchaft oder Feindichaft, ohne was immer für 
eine zur Unterdrüdung dev Wahrheit oder des Nechtes gereichende Abficht. 


Sortjegung für eine Partei im Eivilredtsverfahren, daß 
(bier folgt der Durch die richterliche Entfcheidung feftgefepte 
Inhalt des Eides). 


35 ſchwöre bei Gott dem Alhwiffenden und Allgegenwärtigen, daß 
diefe meine Ausjage in allen ihren Theilen die volle reine und unverfälfchte 
Wahrheit jei, wie ich es vor Gott zu verantworten mir getraue. 


Fortfegung für einen Zeugen im Eivilrehtsverfahren. 


Daß ich in Betreff defien, worüber ich in der Nechtsfache des . i 
gegen den . . . wegen. . . vom Gerichte werde befragt werden, Nichts 
verfchweigen, Niemanden zu Lieb oder zu Leid Die volle reine und unver: 
fälichte Wahrheit, wie ich es vor dem Allwiffenden und Allgegenwärtigen 
Gotte zu verantworten mir getraue, ausjfagen und Diefe meine Ausfagen 
Niemanden entderfen wolle, bevor fie nicht vor Gericht ſelbſt werden kund— 
gemacht worden jein.*) 


*) Diefe Eivesformel ift für den Fall berechnet, wenn der Zeuge vor feiner Verneh— 
mung beeidet wird. Da aber der Zeuge nach der CPO. erft nad feiner Bernehs 
mung zu beeidigen ift, jo muß die promiſſoriſche Form der Gidesformel in eine 
affertorifche verwandelt werden. 
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Fortfegung für einen Sadverftändigen. 


Daß ich die Gegenftände, welche mir vom Gerichte zur Beurtheilung 
werden zugewiefen werden (wenn der Sadhverftändige für einen 
befonderen Fall beeidet wird, fann der Gegenftand des Bes 
fundes hier beftimmter angegeben werden) genau in Augenjchein 
nehmen, die Bejchaffenheit derfelben, über welche ich vom Gerichte werde 
befragt werden, nach forgfältiger Ueberlegung aller Umſtände deutlich angeben, 
und hierüber die volle reine und unverfälichte Wahrheit, wie ich e8 vor dem 
Allwiſſenden und Allgegenwärtigen Gotte zu verantworten mir getraue, aus— 
jagen wolle. 


Allgemeiner Schluß. 


Sp wahr mir Gott der Almächtige, Herr der Heerichaaren, Adonaj 
Elohe, Zebaoth, deſſen unausjprechlicher Namen geheiliget werde, in allen 
meinen Gefchäften beiftehen, in allen meinen Nöthen helfen möge. Amen! 
Amen! 

Während der Eidesablegung haben fich alle anweſenden Perſonen ſte— 
hend mit der, der feierlihen Handlung angemefjenen Ehrerbietung zu vers 
halten. 


I. Hfd. v. 10. Jän. 1816 Nr. 1201, an das gal. A. ©. 


Se. Majeftät Haben über die Anfrage: wie fich in den Fällen, wenn 
Jemand von der Secte der Mennoniften nach dem Gejeße einen Eid abzu— 
legen hätte, zu benehmen jei? zu verordnen geruht: daß folchen Religions— 
parteien, welche vermöge ihrer Neligionslehren die Eidesablegung für uners 
laubt, hingegen ihre feierliche Verficherung jo heilig als andere Religions: 
genofjien den Eid erkennen, die mit ihren Neligionsgrundfägen nicht verein- 
barliche Eidesablegung nicht aufzudringen, ſondern ftatt derjelben fich mit 
ihrer vor Gerichte, nach vorläufiger Ermahnung, die Wahrheit zu jagen, zu 
eritattenden, und mit einem Handſchlage zu beftätigenden Verficherung zu 
begnügen fei. 


$. 175. 


Wenn der Zeuge fih nur im einer Sprache auszudrücken ver- 
fteht, deren die bei dem Verhöre gegenwärtigen Gerichtäperjonen 
nicht mächtig find, jo haben fie fich eines Dollmetſch zu bedienen, 
der, in jofern er nicht ſchon überhaupt zu dergleichen Amtsverrich— 
tungen verpflichtet ift, auf Die genaue und richtige Ueberſetzung der 
Tragen und Antworten beeidiget werden muß. Diejer Dollmetjch 
hat die Meineidg - Erinnerung und die Eidesformel dem Zeugen in 
bie ihm verftänoliche Sprache zu überſetzen. Jeder Beweisartifel 
und jedes Fragſtück ift in der Sprache des Zeigen von dem Dolf- 
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metſch in dad Protofoll zu fehreiben, und ſogleich der Reihe nach 
dem Zeugen borzulefen. 

Die darauf ertheilten Antworten find in der eigenen Sprache 
ded Zeugen ebenfall8 von dem Dollmetfch, und in ver von dem 
letzteren angegebenen Ueberſetzung von dem Schriftführer in das 
Vrotofoll eingutragen. Nach beendigtem Verhöre hat der Dollmetich 
die von ihm niedergefehriebenen Ausfagen dem Zeugen vorzulefen, 
jie von ihm, wenn er des Schreibens kundig ift, unterzeichnen zu 


lafjen, und das aufgenommene Protofoll eigenhändig zu unter- 
Schreiben. | 


$. 176. 
Abhörung der unter anderer Gerichtsbarfeit ſtehenden Zeugen. 


Sind die Zeugen, deren Vernehmung nothwendig gefunden 
wird, dem Nichter, bei dem der Prozeß anhängig ift, nicht unter- 
worfen, jo hat derjelbe wegen deren Abhörung jogleich die Ausfer- 
tigung eines Erſuchſchreibens an die Gerichtäbehörde, unter welcher 
jie jehen, anzuordnen. Diefem Schreiben it ftet3 eine Abjchrift 
der DBeweisartifel nebit den Urkunden, von welchen etwa bei dem 
Verhöre Gebrauch zu machen ift, beizufchliegen, und darin zugleich 
über den Gegenftand der Abhörung die etwa nöthige Aufklärung 
zu geben. 


Dem Gerichte, bei welchem der Prozeß geführt wird, find jene Zeugen 
nicht unterworfen, Die zur Zeit, in welcher fe abgehört werden follen, in 
dem Sprengel des Gerichtes nicht ihren ordentlichen Wohnſitz haben, d. 5. 
fich nicht in einem innerhalb der Grenzen diefes Gerichtsiprengeld gelegenen 
Ort in der erweislichen oder aus den Umftänden zu vermuthenden Abficht 
niedergelaffen haben, um dafelbft ihren bleibenden Aufenthalt zu nehmen 
(ss. 12 und 17 der Jur. Norm.) 

Diefe Zeugen müffen, wofern fte fich nicht freiwillig dazu verftehen, 
vor dem Gerichte, bei welchem der Prozeß anhängig ift, vernommen zu wer: 
den, ($. 186 der EBD.) von ihrem ordentlichen Berfonalichter vernommen 
werden. 

In dem Falle diefes Paragraphs wird der Nichter nach gefchlofienem 
Verfahren und erfolgter Inrotulivung den Akten durch Beſcheid auf Zulafjung 
des Zeugenbeweiſes erkennen, anftatt jedoch die Zeugen jelbit vorzuladen, ein 
GSriuchichreiben an die Gerichtsbehörde, unter welcher dieſe Zeugen ftehen, 
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erlaffen, damit von bemfelben die Abhörung biefer Zeugen vorgenommen 
werde. Wie dieſes Erfuchichreiben zu inftruiren ift, beftimmt ber $. 176 
der CPO. 


177, 


Bon der angeoroneten Erlaſſung des Erſuchſchreibens find je 
doch vor deſſen wirklicher Ausfertigung die Parteien ſtets mit ber 
Erinnerung in Kenntniß zu feßen, daß der Gegner längſtens binnen 
acht Tagen feine Fragſtücke offen oder verfiegelt bei Gericht zu 
überreichen habe, damit fie dem Erfuchichreiben angefchloffen wer— 
den können, widrigenfall3 mit deſſen Abjendung nicht weiter zuge— 
wartet werden würde. 


Der Befcheid, den der Nichter im Falle diefes Paragraphs zu erlaflen 
hätte, würde demnach lauten. (S. Anmerf.) 


Anmerfung. 


8. 2897. 

Das k. k. Landesgericht in Hermannftadt Hat in der Streitfache 
des Franz Neumann gegen Johann Marfravsfy wegen Zahlung 
eines Kauffhillings von 600 fl. CMze. ſammt Nebengebübren, den 
von dem Kläger angebotenen Beweis durch die Zeugen Franz Lang 
und Wenzel Kurz in Kronftadt, über die Beweis-Artifel I. IL. II. 
und IV. mit Ausschluß der Beweisartifel V. und VI. für nothwens 
dig befunden. Hievon werden beide Theile mit dem Beifügen ver: 
ftändigt, daß die Abhörung der genannten Zeugen duch das k. k. 
Bezirfsgericht in Kronftadt veranlagt werden wird, und daß es dem 
Geklagten frei ftehe, längftens binnen acht Tagen feine befondern 
Tragftüde offen oder verfiegelt bei dieſem k. k. Landesgerichte zu 
überreichen, damit fie dem Erfuchfchreiben an das k. k. Bezirksgericht 
in Kronftadt angefchloffen werden können, widrigenfalls mit deſſen 
Abſendung nicht weiter zugewartet werden würde. 


Hermannftadt den 19. Sanuar 1853. 
Dom F. k. Landesgericht. 
N. N. 
Sekretär. 
Formular eines Erſuchſchreibens. 


Das k. k. Landes-Gericht in Hermannſtadt 


an 


das Löbliche k. k. Bezirksgericht in Kronſtadt. 


Mit dem Beſcheide dieſes k. k. Landes-Gerichtes vom 19. Ja— 
nuar 1853 8. 2897 wurde in der Streitſache des Franz Neumann 
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gegen Johann Marfravsfy, wegen Zahlung eines Kaufihillings von 
600 fl. EMze. fanımt Nebengebühren, auf den Beweis durch bie 
Zeugen Franz Lang, (Schornfteinfeger, wohnhaft Nro. 78 in Kron: 
ſtadt) und Wenzel Kurz, (Buchhandlungsfommis in der Buchhand— 
/. lung des N. N. in Kronftadt), über die in */ beigefchloffenen Weis: 
artifel I. IL. II. und IV., mit Ausihluß der Weisartifel V. und 
VI. erfannt. 
Das löbliche F. k. Bezirksgericht wird dienfthöflichft erfucht, die 
Abhörung der genannten Zeugen über die zugelaffenen Beweisartifel 
/. und die in »/ angefchloffenen befondern Frageftüce mit thunlichfler 
Deichleunigung veranlaffen und das aufgenommene Protokoll an 
biefes k. k. Landesgericht einfenden zu wollen. 


Hermannftabt den 29. Sanuar 1853. 
Der Präftvent des k. k. Landesgerichtes. 
MN. 


Bei diefer Gelegenheit kann ich nicht umhin, bei Noten und Schreiben, welche an andere 
Behörden gerichtet werden, dievon mir bei dem ebenangeführten Schreiben in Anwendung gebrachte 
Form zur deutlichen Erfihtlihmahung der Behörden, welche mit einander forrejpondiren, 
als zwecfentfvrehend zu empfehlen. Diefe Form gründet fih auf die von dem k. k. Jus 
ftigminifterium zur Strafprozeßordnung vom Jahre 1850 vorgefchriebenen Kormularien und 
bejeitigt jo manchen Uebelftand, der oft dadurch entiteht, daß man nur aus dem Um— 
ſchlagsbogen deutlich die Behörden erfieht, welche mit einander Forrefpondiren, während in 
den Zufchriften felbit nichts davon vorfommt. — 

Zeugenverhörg-Protofolle im civilrehtlihen Verfahren unterliegen nah Tarif: Poft 
415 und 79 lit. b von jedem Bogen den Stempel von 15 fr. CMze., überfteigt jedoch 
der Merth des Streitgegenjtandes nicht 50 fl. EMze., von jedem Bogen 6 fr. CMze. 
Mird das Zeugenverhör bei einem andern Gerichte als dem Erfenntnißrichter veranlagt, 
fo müßten dem Erſuchſchreiben tie erforderlichen Stempelbögen angeichloffen werden. 


$. 178. 


Der Richter, dem das Erfuchichreiben zufommt, hat eine Tag» 
fagung zum Zeugenverhöre anzuordnen, und dabei nach den Vor— 
Schriften der 99. 165 — 175 zu verfahren. Die Parteien find zu 
diefer Tagfagung nur dann vorzuladen, wenn fie im Gerichtorte 
anmefend find, oder die Vorladung in der oben angegebenen Frift 
($. 177) ausdrüdlich verlangt Haben. Auch ohne bejondere Vor— 
ladung fteht aber abweſenden Parteien frei, ſich Dei dem Richter, 
welcher die Abhörung vornehmen foll, um den Zeitpunft derſelben 
zu erkundigen, um felbjt oder durch ihre Bevollmächtigten dabei er- 
fcheinen zu können. Auch find Frageftüde, über welde Die Zeugen 
vernommen werden follen, noch bei der Tagjagung ſelbſt anzu- 
nehmen, 
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$. 179. 


Andringen auf Beendigung bes Beweisverfahrens. 


Würde die Vernehmung eined Zeugen durch unrichtige oder 
uubeftimmte Angabe feines Aufenthaltsortes, oder durch andere Hin— 
berniffe längere Zeit verzögert, fo ijt dem Beweisführer auf Be— 
gehren des Gegners durch Befcheid eine, den Umftänden angemefjene 
Friſt feftzufeßen, binnen welcher die Abhörung eined jolchen Zeugen 
fo gewiß zu bewirfen ift, als fonft ohne Nücjicht auf denjelben 
das Beweisverfahren als gejchloffen angejehen und in der Haupt— 
fache erfannt werden würde. 


$. 180. 


Sulaffung neuer, anftatt der bereits verflorbenen Zeugen. 


Sit von den in einer Verhandlung angebotenen Zeugen Einer 
vor der Vernehmung geftorben, oder dem Zeugenführer auf andere 
Art entgangen, fo fteht dem Lebteren, fo lange das Urtheil noch 
nicht gejchöpft ift, frei, den Vorfali dem Gerichte anzuzeigen und an 
die Stelle des weggefallenen, Einen oder nöthigenfalls mehrere an— 
bere Zeugen vorzufchlagen, ohne daß hiezu die Erwirkung einer 
MWiedereinfegung in den vorigen Stand erforderlih wäre. . Nach 
erfloffenem Urtheil aber kann die Zulaffung anderer Zeugen anitatt 
der bereits verftorbenen nur in ſoweit bewilliget werden, als fie 
nach den Vorfchriften über die Wiedereinfegung in den vorigen Stand 


zuläffig erjcheint. 


Diefer Paragraph fest voraus, daß dem Zeugenführer ohne deſſen 
Verſchulden einer oder mehrere von den in der Verhandlung, angebotenen 
Zeugen auf was immer für eine Art entgangen find; z. B. der angebotene 
Zeuge, wäre geftorben, oder er wäre vor feiner Vernehmung wahnftnnig 
geworden, oder er wäre nach einem fremden Welttheil ausgewandert, oder 
er hätte jich entfernt, ohne daß man weiß, wohin u.f.w. In einem folchen 
Fall fteht e8 dem Zeugenführer, jo lange das Urtheil nicht gefchöpft if, frei 
den Vorfall dem Gerichte anzuzeigen, wobei es fich von ſelbſt verfteht, daß 
dieſer Borfall wenigitens befcheinigt werden muß, und ftatt des entgangenen 
Zeugen einen oder mehrere andere Zeugen, Die dem Zeugenführer noch zu 
Gebote ftehen, vorzufchlagen. | 
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Das Geſetz ſchreibt nicht vor, was der Nichter über eine ſolche Ans 
zeige vorqufehren habe. Indeſſen ergibt fich dieſes aus mehreren befondern 
Beltimmungen und aus dem Geifte und den allgemeinen Grundfägen des 
Geſetzes ($. 48 Inftruetion für die Gerichtsitellen). 

1) Diefe Anzeige begründet einen Incident- oder Nebenpunft im Pro— 
zefie, über welchen nach $. 7 Zit. ce der CPO. mündlich zu verhandeln: ift. 

2) Der Nichter wird demnach über das Gefuch des Zeugenführers eine 
Tagſatzung anordnen, damit der Gegner Gelegenheit habe, ſich über das 
Geruch und über die Perfon des in demfelben angeführten neuen Zeugen 
zu Außern und nach gepflogener Verhandlung durch Befcheid entjcheiden, ob 
die vorgefchlagenen Zeugen an Stelle des dem Zeugenführer entgangenen 
zugelafien werden oder nicht. 

3) Wird dem Gefuche des Zeugenführerd nicht Statt gegeben, fo ift 
gegen diefen Befcheid der Nefurs zuläßig. | 

4) Wird dem Gefuche ftatt gegeben, fo wird der Richter nach $. 162 
der CPO. in dem Beicheide die Zeugen zur Abhörung vorladen und fich 
ganz jo benehmen, als ob der Zeugenbeweis in der Ordnung angeboten 
worden wäre — 

Nah der Analogie des $. 358 der CPO. kann das Urtheil bezüglich 
des Zeugenführers nur dann als verfloffen betrachtet werden, wenn ed dem— 
felben wirklich zugeftellt worden ift. 


$. 181. 
Eröffnung der Zeugenausjfagen nnd Schöpfung des Urtheile. 


Sobald alle Zeugen abgehört und die von andern Behörden 
aufgenommenen Zeugenausjagen eingelangt find, ſoll jogleih das 
Urtheil gefchöpft werden. Von den Protofollen über die Zeugen» 
ausſagen find den Parteien auf ihr Verlangen Abſchriften zu er— 
theilen. Auch ift ihnen die Einfiht der Driginal= Protofolle ges 
ftattet. 

Nach beendigtem Zeugenverhör ift das UÜrtheil fogleich, d. h. ohne 
unnöthigen Aufichub zu fchöpfen und den Partheien ift es nicht geftattet, 
zur Ausführung ihrer Behelfe, welche fie aus dem Zeugenverhöre entnehmen 


zu können glauben, Beweisichriften zu wechſeln, wie dieß ihnen nach ber 
joſephiniſchen und weftgalizifchen Gerichtsordnung geftattet war. 


$. 182. 
®egenbemweis. 
Hat der Gegner desjenigen, deſſen angebotener Zeugenbemeis 


zugelaffen wird, fich zu einem entſcheidenden Gegenbeweiſe durch 
Zeugen erboten, jo ift bei Zulafjung de3 Beweiſes auch zugleich die 
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Abhörung der für ben Gegenbeweiß angeführten Zeugen anzu— 
ordnen. 

Der Gegenbeweis kann auf Thatfachen, wodurch der Beweis 
mittelbar entfräftet werden foll, oder auf unmittelbare Widerlegung 
eben der Angaben, worüber der andere Theil den Beweis angebo- 
ten hat, gerichtet fein. In dem eriten alle fünnen auch die, von 
dem Beweisführer nahmhaft gemachten Zeugen über die Gegenbe- 
weis-Artifel aufgeführt werden. Uebrigens ift bei dem Gegenbeweife, 
iwie bei dem Beweiſe zu verfahren. 


Die in diefem Baragraph enthaltenen Beftimmungen find nichts anders 
al8 Folgerungen aus den Über den Gegenbeweis in dem $. 104 der CPO. 
aufgejtellten Grundſätzen. Sie beitehen im Folgenden: 

1) Der Gegenbeweis duch Zeugen muß während der Streitverhand» 
lung am gehörigen Orte, alfo von dem Beklagten in der Negel in der Ein- 
rede eben jo, wie der Beweis durch Zeugen angeboten werden. Die Frage— 
fäße, welche der Gegenbeweisführer auf die von ihm geführten Zeugen ftellt, 
werden von dem Geſetze Gegenbeweisartifel genannt. Dieje müflen 
mit den Erfordernifien des $. 161 der EPD. verfehen fein. 
| 2) Bei dem Gegenbeweife durch Zeugen ift wie bei dem Beweife zu 
verfahren. 

3) Der Gegenbeweis Fann: 

a) auf eine unmittelbare Widerlegung Des Beweisfages gerichtet fein, 
(direetev Gegenbeweis), 3. B. A will durch die Zeugen B und C beweifen, 
eine beftimmte Thatſache habe in einem beftimmten Orte und zu einer ge- 
wiſſen Zeit ftattgefunden. D beweifet dagegen durch die Zeugen E und F, 
welche zu derjelben Zeit an dem angegebenen Orte auch zugegen gewefen 
find, diefe Thatfache habe nicht ftattgefunden, fondern die Handlung, die A 
—— ſollte, ſei von dieſem aufgegeben worden. Der Gegenbeweis 
ann 

b) auch indirect geführt werden, wenn der Gegenbeweisführer eine 
jolhe Ihatfache erweift, aus welcher die Wahrheit des Gegentheild des 
Deweisfages durch eine richtige Schlußfolgerung, welche die Möglichkeit des 
Gegentheils ausschließt, fich ergibt 3. B. A beweifet durch Zeugen, er habe 
dem B eine goldene Ankeruhr um 100 fl. CMze. verfauft. B dagegen be- 
weijet durch Zeugen, diefe Uhr fei ihm bloß zur Aufbewahrung lbergeben 
und daher nicht verfauft worden. 

‚4) Wenn der Gegenbeweis indireet geführt wird, fo kann der Gegen» 
beweisführer auch auf die von dem Beweisführer nahınhaft gemachten en 
gen Gegenbeweisartifel ftellen, nnd fomit mit den Beweismitteln feines 
Gegners gegen denfelben den Gegenbeweis hertellen. Wird der Gegenbe- 
weis Durch Zeugen Direct geführt, jo kann der Gegenbeweisführer auf die 
Zeugen des Beweisführers Feine Gegenbeweisartifel ftellen, aus dem Grunde, 
weil die Gegenbeweisartifel in einem folchen Fall nichts anders fein fönnten, 
als Wiederholungen dev Beweisartifel in einer überflüfftgen Eontradictorifchen 
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Form. Wenn der Beweisführer 3 B. feinen Beweisartifel fo ftellt: Wahr, 
Zeuge habe gefehen, daß der Deweisführer dem N. N. in dem Orte x und 
zur Zeit y 100 fl. CMze. ald Darleihen zugezählt Habe, jo hat der Gegen» 
Bemweisartifel: Wahr, Zeuge habe nicht gelehen, daß der Beweisführer dem 
N. N. in dem Orte z und zur Zeit y 100 fl. CMze., als Darleihen zuges 
zählt habe, wenn er an denſelben Zeugen gerichtet wird, offenbar gar feinen 
Zweck, jondern derjelbe erjcheint vielmehr als eine Wiederholung einer und 
berjelben Frage in einer verneinenden Form. 

5) Es unterliegt feinem Zweifel, daß nicht bloß der indirecte Gegen- 
beweis, jondern auch der Beweis der Einwendungen durch die Zeugen Des 
Beweisführers hergeftellt werden kann. 3. B. A beweijet durch Die Zeugen 
B und C, ich habe ihm mein Haus um 10000 fl. EM verfauft. Durch 
diefelben Zeugen fann ich beweilen, daß ich zur Zeit des Abjchluffes dieſes 
Vertrages volltrunfen gewejen bin, oder daß ich durch unmwiderftehlichen piy- 
chologiſchen Zwang zu diefem Vertrage genöthigt worden bin; oder daß ich 
den geforderten Kaufichilling per 10000 fl. EMtze. bereits gezahlt Habe. 


$. 183. 


Summarifher Zeugenbeweis,. 


Der fummarifche Beweis, bei welchem die Zeugen ohne ordent— 
liches Verhör über Beweisartifel und Fragftüde bloß ein von ihnen 
ſelbſt fchriftlich ausgeftelltes oder mündlich zu Protofoll gegebenes 
Zeugniß beſchwören, findet nur dann Statt, wenn beide Theile 
ausdrücklich dazu eingewilliget haben. 


$. 184. 


In diefem Falle hat der Richter, in fofern er den Beweis er— 
heblich findet, die Zeugen nach Vorſchrift des $. 162 jedoh nur 
zur Beſchwörung ihrer Zeugnifje, oder Abgabe der Erflärung, daß 
fie den Eid zu leiften nicht vermögen, vorzuladen. Nach erfolgter 
Leiftung oder Ablehnung des Eides ift dad Urtheil nach den allge- 
meinen Beftimmungen zu fchöpfen. Haben jedoch die Parteien ſich 
nicht nur auf einen jummarifchen Beweis einverftanden, jondern 
auch die rechtlichen Folgen, welche für ven Fall des abgelegten, oder 
nicht abgelegten Zeugeneides eintreten jollen, bdeutlih und genau 
beftimmt, jo ift fein Urtheil zu fällen, ſondern die Streitjache dem 
Uebereinfommen gemäß durch Bejcheid zu erledigen. 
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$. 185. 


Bei der Ausfertigung einer folchen Erledigung hat der Richter 
zugleich die Parteien und die Zeugen vorzuladen, und, wenn auch 
nur die letzteren erjcheinen, den Eid von ihnen aufzunehmen. 


$. 186. 


Sind die Zeugen einer andern Gerichtäbarfeit unterworfen, 
und verftehen fie ſich nicht freiwillig dazu, den Eid bei dem Ge— 
richte, bei dem der Prozeß anhängig it, abzulegen, jo ift die Be— 
ſchwörung des Zeugniffes durch ein Erfuchfchreiben an das Gericht 
zu bewirfen, unter dejjen Gerichtsbarfeit je jich befinden. 


Die eben angeführten vier Paragraphe handeln vor dem ſummariſchen 
Zeugenbeweife, defien &igenthümlichfeit im Folgenden beftehen: 

4) Werden die Zeugen ohne Beweisartifel und Frageitüde, und ohne 
ordentliches Zeugenverhör zur Beſchwörung eines von ihnen fchriftlich aus- 
geftellten oder mündlich zu Protokoll gegebenen Zeugniſſes zugelafien. 

2) Findet der fummarifche Zeugenbeweis nur dann ftatt, wenn nebit 
den allgemeinen Eıfordernifien der Zuläßigfeit eines Zeugenbeweiles, noch 
das bejondere Erforderniß eintritt, daß beide Parteien ausdrüdlich dazu 
eingewilligt haben, daß die Zeugen ein von ihnen jelbit jchriftlich ausges 
jtelltes, oder mündlich ohne ordentliches Verhör über Beweisartifel und be— 
ſondere Frageftüde zu Protololl gegebenes Zeugniß befchwören. 

Auf den ſummariſchen Zeugenbeweis erfennt der Richter, vorausgeſetzt, 
daß er denfelben erheblich findet, Durch Beicheid und es gelten bezüglich des— 
felben die Beftimmungen des ordentlichen Beweifes durch Zeugen, jedoch mit 
der Ausnahme, daß die legteren nicht zum Verhör, fondern nur zur Beichwö- 
rung ihrer Zeugniffe oder zur Abgabe der Erklärung, daß fie den Eid zu 
leiften nicht vermögen, vorgeladen werden. 

Haben die Parteien nicht bloß auf den fummarifchen Beweis durch 
Zeugen ausdrüdlich eingewilligt, fondern einen bedingten Vergleich vor Ge— 
richt dadurch abgeſchloſſen, daß fie durch gemeinfchaftliches Einverftändnig 
die rechtlichen Folgen, welche für den Fall des abgelegten oder nicht abge: 
legten Zeugeneides einzutreten haben, beftimmten, fo iſt diefer abgejchlofjene 
zu Vergleich den Parteien in Gemäßheit des $. 375 der CPO. in 

ejtalt eines Befcheides oder auf Verlangen mittelft einer befondern Amts— 
urfunde auszufertigen. 


$, 185. 
Zeugenbeweisd zum ewigen Gedädtniffe. 
Wer in Gefahr fteht, einen Zeugen, deſſen er fich zu Fünftiger 
Verfolgung oder Verteidigung feiner Rechte bedienen will, zu ver- 
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lieren, Fann ihn während ber Verhandlung oder auch vor Einleitung 
des Nechtöftreites, und jelbft, wenn er feinen Fünftigen Gegner noch 
nicht anzugeben weiß, zum ewigen Gedächtnijfe abhören laſſen. 


Eine befondere Art des Zeugenbeweifes ift der Zeugenbeweis zum 
ewigen Gedächtniß (ad perpetuam rei memoriam), welcher dreh richterli- 
chen Beicheid noch vor abgeichlofjener, ja felbft vor eingeleiteter Streitver— 
handlung und zwar jelbjt dann, wenn ber Fünftige Gegner nod gar nicht 
befannt ift, über Anfuchen desjenigen, der eine Gefahr wahrfcheinlich nach» 
zuweifen vermag, einen Zeugen, deſſen er fich zur fünftigen Vertheidigung oder 
Verfolgung feiner Nechte bedienen will, zu verlieren, zugelaffen werden fann. 

Die Gefahr des Verluſtes eines Zeugen fann herbeigeführt werden: 
durch höheres Alter, Krankheit, Schwangerjchaft bei Frauensperfonen, oder 
dadurch, daß der Zeuge im Begriffe ift, eine weite Reife zu unternehmen, 
oder durch Krien, Peſt und andere gefährliche Zeitverhältnifie u. f. w. 


$. 188. 


Ein folches vorläufiges Zeugenverhör iſt mit Beilegung der 
Beweisartifel und genauer Angabe des Namens, Standes und der 
Wohnung des Zeugen bei dem Richter, welchem die Gerichtsbarkeit 
in der Hauptjache zufteht, anzujuchen, und insbeſondere die Gefahr 
des DVerluftes des Zeugen als wahrfcheinlih nachzumeiien. Nur in 
äußert dringenden Fällen kann die Abhörung eines weit entfernten 
Zeugen auch bei dem Gerichte des Ortes, an dem er fih aufhält, 
begehrt werben. 


Diejer Paragraph beantwortet folgende zwei Fragen: 

1) Bei welchem Gerichte ift ein Geſuch um Abhörung von Zeugen 
zum ewigen Gedächtniffe anzubringen. 

2) Wie ift diefes Gejuch zu inftruiren. 

Die Beftimmungen dieſes Paragraphs bezüglich der erften Frage wer: 
ben durch den $. 36 der Jur. Norm dabin feftgeftellt: daß Geſuche um Zu- 
lafjung des Beweiſes zum ewigen Gedächtniffe bei dem Gerichte, welchem die 
Gerichtsbarkeit in der Hauptfache zufteht, im Falle aber dieſes Gericht nicht 
befannt, oder dringende Gefahr am Verzuge ift, bei demjenigen Einzelnge- 
richte anzubringen und zu enticheiden find, in deſſen Sprengel ſich ber zu 
vernehmende Zeuge befindet. 

. Aus den Beftimmungen diefes Paragraphs geht hervor, daß ein Zeu— 
genbeweis zum ewigen Gedächtnig nur bei Gericht geführt werden kann, 
und eine Abhörung von Zeugen zum ewigen. Gedächtnig, ſelbſt in Fällen 
der dringendften Gefahr nicht von einem Gemeindevorftande oder einer öffent: 
lichen nicht richterlichen Behörde vorgenommen werden kann. 
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$. 189. 


Der Richter hat dieſes Geſuch nach vorläufiger fchleuniger Ver— 
nehmung des Gegners Durch Beicheid zu erledigen, und im Falle 
der Bewilligung zugleich zu beftimmen, über welche Beweisartifel 
ber Zeuge abzuhören ift. Bei ausgewieſener beſonders dringender 
Gefahr kann dem Zeugenverhör auch ohne Vernehmung des Gegners 
ſtatt gegeben werben. 


Die Vernehmung des Gegners erfolgt in Gemäßheit des $. 7 lit. d 
bei einer von dem Nichter zu diefem Zwecke angeordneten Tagſatzung. 


$. 190. 


Dieſes Zeugenverhör ift in der Regel nah den Borjchriften 
über den ordentlichen Zeugenbeweis vorzunehmen. 

In jehr dringenden Fällen Fann die Abforderung der Frag— 
ſtücke und felbft die Vorladung des Gegners zu dem Zeugenverhöre 
unterbleiben. Sn folchen Fällen darf jedoch auch der Beweisführer 
nicht bei dem Verhöre gegenwärtig fein, und dem Gegner bleibt 
unbenommen, auch noch in der Folge bis zur Eröffnung der Zeu— 
genausſagen Frageſtücke nachzutragen, und den Zeugen unter dem 
bereit3 abgelegten Eide in Gegenwart beider Theile darüber abhören 
zu lajfen. 


$. 191. 


Eröffnung der zum ewigen Gedächtniſſe aufgenommenen 
Beugenausfagen. 


Mar der Gegner zur Abhörung der Zeugen zum ewigen Ge— 
bächtniffe vorgeladen, jo können die Ausfagen auf Begehren des 
einen Theils auch gegen ven Willen des andern fogleich, nach been= 
digtem Verhöre, in Abfchrift erfolgt werden. Außerdem find bie 
Ausſagen verfiegelt bei Gericht aufzubewahren, bis das Recht des 
Gegners, Fragſtücke zu ftellen, und bei der Abhörung gegenwärtig 
zu fein, erlofchen ift. 


Das Recht des Gegners des Zeugenführers Sragftüde zu ftellen und 
bei der Abhörung des Zeugen zugegen zu fein, erlifcht: 
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a) Durch den wirflich eingetretenen Verluft bes Zeugen, ber wegen 
Gefahr des Verluftes zum ewigen Gebächtniß abgehört wurde, und nun, 
weil er 3. DB. wirklich geftorben ift, nicht mehr abgehört und über befondere 
Frageftüde nicht mehr vernommen werden kann. 

e b) Durch eine rechtswirffame ausdrüdliche BVerzichtleiftung des Be— 
rechtigten. 

c) Durch eine ftillichweigende VBerzichtleiftung, wenn nämlich von dem 
Artifulaten bis zu der in Gemäßheit des folgenden Paragraphs von dem 
Nichter angeordneten Tagſatzung feine befondern Frageftüde überreicht wer: 
den, und berjelbe bei dieſer Tagſatzung, zu welcher er vorgeladen wurde, 


nicht evfcheint. 
In dem sub a angeführten Falle fommt den bloß über die Beweis: 


artifel vernommenen Zeugen, wie aus dem $. 192 hervorgeht, infofern Be— 
weisfraft zu, als dagegen nach dem Ermeſſen bes Gerichtes Fein gegründetes 
Bedenfen obwaltet. 


$. 192. 


In dem zulegt gedachten Salle hat der Bemweisführer bei Ver— 
handlung des NRechtsftreites die eingelegten Beweisartikel nochmals 
beizubringen. Sind fie enticheidend, jo foll der Richter die Wollen» 
dung des Zeugenverhöred unter Gröffnung und Benügung der fchon 
abgelegten Ausfagen anoronen. Können die Zeugen über die Frag— 
ftücfe nicht mehr vernommen werden, jo fommt doch ihren Ausfagen 
über die Beweisartifel in jofern Beweisfraft zu, als dagegen nad 
dem Ermeſſen des Gerichtes Fein gegründetes Bedenken obwaltet. 


$. 193. 


Seugenbeweis über den wirklich erfolgten Tod eines DBermißten. 


Mer den wirflich erfolgten Tod eines Vermißten nicht durch 
Beibringung des Todtenfcheines, oder einer andern öffentlichen Ur- 
funde beweifen fann, aber den vollitändigen Beweis hierüber durch 
Zeugenausfagen heritellen zu fünnen hofft, Hat fein Geſuch um Ab— 
hörung der namhaft zu machenden Zeugen mit @inlegung der Be— 
weisartifel bei der competenten Gerichtöbehörde einzureichen. 


Der Tod eines DVermißten ift eine Thatfache, welche nur auf folgende 
3 Arten erwiefen werden fann: 

1) Durch Beibringung eines Todtenfcheines, oder einer andern öffent» 
lichen Urkunde, z. B. duch das Zeugniß eines Strafgerichtes über die voll- 
zogene Todesitrafe. 
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2) Durch eine im Gelege gegründete Vermuthung. 

3) Durch Zeugen. 

Der ordentliche Beweis des Todes eines Vermißten kann in der Re- 
gel nur durch den Todtenichein oder eine andere öffentliche Urfunde ge— 
führt werden. Kann derjenige, welcher den Tod eines Vermißten für fich 
geltend machen will, einen Todtenjchein nicht beibringen, fo wird der Tod 
des Abwefenden oder Vermißten nach dem $. 24 des allgemeinen bürgerlichen 
Gejegbuches nur unter folgenden Umftänden, welde von demjenigen, der 
fih darauf beruft, erwiejen werden müflen, angenommen: 

1) Wenn feit feiner Geburt ein Zeitraum von achtzig Jahren verftrichen, 
und der Ort feines Aufenthaltes feit zehn Jahren unbefannt geblieben ift. 

2) Ohne Rüdficht auf den Zeitraum von feiner Geburt, wenn er durch 
volle dreißig Jahre unbekannt geblieben; 

3) Wenn er im Friege jchwer verwundet worden; oder, wenn er auf 
einem Schiffe, da es jcheiterte, oder in einer andern nahen Todesgefahr ge: 
weſen ift, und feit dev Zeit Durch drei Jahre vermißt wird. In allen dieſen 
Fällen kann die Todeserflärung angefucht und unter den im $. 277 des all- 
gemeinen bürgerlichen Gejegbuches beftimmten Borfichten vorgenommen 
werden. 
Das Gefuh um Todeserflärung ift nah $. 79 der Jurisdictionsnorm 
bei demjenigen Gerichte anzubringen, welches zur Verlaſſenſchaftsabhandlung 
des DVerftorbenen nach erfolgter Todeserflärung berufen erfcheint. 

Nach der Verordnung des h. k. k. Juftizminifteriums vom 8. Mai 
1852 3. 105 St. XXXI. NGB., wirkſam für den ganzen Umfang des 
Reihs mit Ausnahme der Militärgrenze, Abf. 6 fteht die Todes-Erklärung 
von Militärperfonen, fie möge wegen der Abhandlung des Nachlaffes oder 
zum Behufe der Wiederverehelichung angefucht werden, den Militärgerich 
ten zu. — 

Nach Abſatz 7 ift die bis zur Entlaffung oder auf unbeftimmte Zeit 
beurlaubte Militärmannfchaft gleich der bis zur Einberufung beurlaubten 
Mannihaft in Straffachen der Militär, Dagegen in bürgerlichen Nechtsiachen 
der Civilgerichtsbarfeit unterworfen. Die Berlaffenfchaftsabhandlung nad 
derfelben, und fomit auch die Todeserflärung fteht daher nach $. 79 der 
Surisdictionsnorm in einem folchen Falle den Civilgerichten zu. 

Der $. 277 des allgem. bürgerl. Gefegbuches beftimmt bezüglich des 
Verfahrens im Falle eines Gejuches um Todeserflärung folgendes: Sucht 
jemand bei Eintretung der durch das Gefe in dem $. 24 beftimmten Erz 
forderungen die gerichtliche Todeserflärung eines Abwefenden an, fo hat das 
Gericht für diefen Abweſenden vor Allen einen Curator zu ernennen; dann 
wird er durch ein auf ein ganzes Jahr geftelltes Edikt mit dem Beijate 
vorgeladen, Daß das Gericht, wenn er während der Zeit nicht erfcheint, oder 
das Gericht auf eine andere Art in die Kenntniß feines Lebens fest, zur 
Zodeserflärung fchreiten werde. 

Die ss. 193 bis 199 der CPO Handeln von ber dritten Art des 
wirklich erfolgten Todes eines DVermißten, nämlich von dem Beweiſe diefer 
Thatſache durch Zeugen. 

Derjenige, welcher dieſen Bewris führen will, hat bei der nach $. 79 
der Jurisdictionsnorm fompetenten Gerichtsbehörde ein Gefuch zu überrei- 
hen, welches folgendermaßen eingerichtet fein muß: 

16 
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a) Müffen in dieſem Gefuche die Thatfachen, aus denen fich der wirk— 
lich erfolgte Tod des Vermißten ergiebt nad) der Zeitordnung, vollftändig, 
deutlich und kurz erzählt werden und zugleich, falls dieſes nicht fchon aus 
diefer Erzählung erhellt, der Grund angegeben und dargethan werden, warum 
dev wirklich erfolgte Tod des Vermißten nicht durch Beibringung des Todten- 
jcheines oder einer andern öffentlichen Urkunde bewiefen werden. kann. 

b) Hat dev Bittftellev die Zeugen, durch deren Ausfagen der voll- 
ftändige Beweis des wirklich erfolgten Todes hergeftellt werden foll, vorzu— 
ſchlagen, Vor- und Zunamen, Stand oder Gewerbe und Wohnung derfelben 
genau anzugeben und zugleich Beweisartifel auf fie zu ftellen. 

c) Am Schluffe des Gefuches hat der Bittfteller fein Begehren dahin 
zu ftellen: daß durch Urtheil erkannt werde: der Beweis des erfolgten Todes 
jei hergeftellt worden und dev und der beftimmte Tag fei für den Sterbetag 
bes DVermißten zu halten. 

Aus dem Vorangegangenen erhellt, daß es fich im Falle des 8. 193 
nicht um Oeltendmachung eines PBrivatrechtes, fondern nur um die richter- 
liche Entſcheidung handelt, ob der Beweis Des Todes eines Vermißten herz 
geftellt ſei oder nicht. 

Das richterliche Urtheil enticheidet feineswegs ftreitige Privatrechte und 
eben deßwegen ift die Verhandlung nach den 88. 193 bis 199 der CPO. 
nicht eine Streitverhandlung, fondern gehört vielmehr in das Gebiet des 
richterlichen Verfahrens außer Streitfachen; Diefelbe wird jedoch weaen des 
Zufammenhanges, in welchem fie mit den DVorfchriften über den Zeugenbe- 
weis und den Übrigen Beftimmungen der Civil: Prozeßordnungäfteht, zweck— 
mäßig in dieſer behandelt. 


$. 194. 


Diefe Hat nach reifer Meberlegung ver abgegebenen Umftände 
durch Bejcheid zu erfennen, ob das Gefuch zu bemwilligen, oder bie 
Partei anzumeifen ſei, die Todeserflärung auf die, in dem bürger- 
lichen Rechte vorgefchriebene Art zu erwirfen Gegen einen Befcheid 
legterer Art jteht der Partei der Recurs an den höhern Richter 
offen. 


Wegen der befonders wichtigen Folgen, die mit dem Erfenntnifje Über 
den Tod eines Vermißten verbunden find, hat der Gefeßgeber jelbit die Ein- 
leitung des Verfahrens an eine vorläufige Bewilligung des Gerichtes gebun- 
den. Das Gericht hat die von dem Zeugenführer angegebenen Umftände in 
reife Ueberlegung zu ziehen, und fomit genau zu erwägen, ob Dieje Umftände 
von einer folchen Bejchaffenheit find, daß darauf das Erfenntniß, der Tod 
eines Menjchen fei erfolgt, mit Zuverläßigfeit gegründet werden fann. Würde 
der Zeugenführer nicht entfcheidende Tihatumftände geltend machen, 3. B. er 
würde die Zeugen nur Über folgende Umftände führen: daß der Zeuge für 
den Vermißten das Sterbeglödlein geläutet habe, daß er hinter dem Sarge 
einhergegangen und geſehen habe, wie der Sarg in die Erde} eingejcharrt 
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worden iſt, jo könnte auf dieſe Umftände hin die Beweisführung durch Zeus 
gen nicht bewilligt werden, weil diefe Umftände bezüglich der Frage, ob der 
Tod des Vermißten wirklich erfolgt ift, ganz unentjcheidend find, indem es 
nichtS leichteres gibt, als für jemanden das Läuten des Sterbeglödleins zu 
veranlafien, ohne daß derjelbe wirklich geftorben ift, und das Einhergehen 
hinter einem Sarge noch feine Gewißheit darüber verfchafft, daß ein Leich- 
nam und der Leichnam einer beitimmten Perſon in diefem Sarge enthalten 
ſei. In einem folchen Falle wird der Zeugenführer zur Beweisführung durch 
die Zeugen nicht zugelafien, jondern angewiejen, die Todeserflärung auf Die 
in dem bürgerliben Rechte vorgefchriebene Art zu erwirfen. Gin abichläs 
giger Beſcheid dieſer Art hätte zu lauten: 


Da die von dem Zeugenführer Herrn N. N. für den Tod 
des N. N. angeführten Umſtände nicht entjcheidend befunden worden 
find, jo wird der Zeugenbeweis über den wirflich erfolgten Tod des 
Vermißten nicht zugelaffen und der Herr Bittiteller angewiefen, die 
Zodeserflärung auf die in dem bürgerlichen Rechte vorgejchriebene 
Art zu erwirfen. 


$. 195. 


Zugleih mit der Bewilligung des Gefuches hat die erwähnte 
Behörde dem Vermißten einen Gurator zu bejtellen, demſelben Ab— 
ſchriften des eingereichten Gejuches und der Beweisartifel zur Ver— 
faſſung der, längitens binnen 30 Tagen einzulegenden bejondern 
Fragſtücke zuzufertigen, und eine öffentliche, zu drei verfchiedenen Ma— 
len den Zeitungsblättern einzurücdende DVerlautbarung ergehen zu 
laſſen, worin die, aus dem Geſuche und den Beweisartifeln zu ent- 
nehmenden Umftände der Art, des Ortes und der Zeit des angeb— 
lichen Todes angeführt, und Alle, die von dem Leben, oder den 
Umftänden des Todes einige Wiſſenſchaft Haben, aufgefordert werden, 
davon entweder dem Gerichte oder dem beftellten Gurator, binnen 
einer nach Beichaffenheit des Falles zu beitimmenden Friſt, die je= 
Doch nie Ffürzer als drei Monate, und in der Regel nie länger ala 
ein Jahr fein joll, die gehörige Anzeige zu machen. Sollten jedoch 
beiondere Verhältniffe obwalten, welche zur Erfüllung des Zmedes 
einen längeren Zeitraum erfordern, jo hat auch einen ſolchen das 
Gericht in der Verlautbarung zu bejtimmen. 


Wenn die Beweisführung durch Zeugen über den wirklich erfolgten 
Zod eines Vermißten bewilliget wird, fo find folgende Erledigungen zu vers 


fafien: 
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4) Ein @uratelsdefret für den Curator des Vermißten. 

2) Der Beicheid auf das Original des Gefuches fammt Beilagen, wel 
ches den Gurator, und auf das Duplifat, welches der Bittfteller erhält. Im 
diefem Beſcheide muß dev Curator insbefondere angewiefen werden, zu ben 
— eo laͤngſtens binnen 30 Tagen feine bejondern Frageftüde eins 
zulegen. 

3) Ein Edift, welches zu drei verfchiedenen Malen in die Zeitungs 
blätter einzurüden ift und ungefähr jo zu lauten hätte: 


Edikt. 


Don dem k. k Bezirfsberichte zu Mediaſch wird hiemit bes 
fannt gemacht, daß über das Gefuch des Franz Braun, bürgerlichen 
Seifenfieders in Mediafch der Zeugenbeweis über den wirfli ers 
folgten Tod des vermißten Ignaz Braun, Lederhändlers aus Mes 
diaſch, welcher angeblih am 1. Oktober 1852 Vormittags zwifchen 
6 und 10 Uhr bei Alvins aus einem Kahne in die Maros gefallen 
und in Folge deſſen ertrunfen ift, zugelaffen und zur Vertretung des 
Vermißten Herr Traugott Glanz, Schneidermeifter in Mediaſch, als 
Gurator aufgeftellt worden ift. Es werden demnach alle diejenigen, 
welche von dem Leben oder den Umftänden des Todes des Ignaz 
Braun einige Wiſſenſchaft haben, aufgefordery, hievon binnen ſechs 
Monaten vom NAusfertigungstage dieſes Ediktes an gerechnet ents 
weder diefem F. f. Bezirfsgerichte oder dem aufgeftellten Curator 
die gehörige Anzeige zu machen. 


Mediafih den 25. Jänner 1853. 
Dom F. k. Bezirfsgerichte, 


NN. 
(di. 8 ) Bezirksrichter. 


4) Eine Zufchrift an die Nedaftion des Zeitungsblattes, des Inhaltes, 
dat das Edift zu drei verfchiedenen Malen in die Zeitung eingerüdt werbe. 


$. 196. 


Sobald der Nichter die Fragſtücke erhalten hat, foll er, ohne 
den Ablauf der in der DVerlautbarung feitgefegten Friſt abzuwarten, 
unter Vorladung des Beweisführers und des Curators, zur Verneh— 
mung der Zeugen fchreiten, und dabei nach den allgemeinen Vor— 


jhriften vorgehen. 


$. 197. 


Die aufgenommenen Ausfagen der Zeugen find ſowohl dem 
Zeugenführer als dem Gurator des Vermißten mitzutheilen. 

Hiernächft Hat der Nichter eine Taofakung, jedoch fo, daß bie 
in der Berlautbarung anberaumte Friſt vor derjelben ſchon abgelau— 
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fen ift, anzuordnen, und bei biefer den Beweisführer und ben Gu- 
rator mit ihren Einwendungen und Erinnerungen zum Protofolle 
zu vernehmen. Sollte ſich aus denjelben die Nothwendigfeit neuer 
Erhebungen oder Zeugenverhöre ergeben, fo find diefe ohne Verzug 
zu veranftalten und vorzunehmen. 


$. 198. 


Nach dem Schluffe der Verhandlungen ift Durch Urtheil zu er- 
fennen, ob der Beweis des erfolgten Todes hergeftellt worden jet 
oder nicht, Im eriten Falle muß in dem Urtheil auch immer ber 
aus den Zeugenausjagen hervorgehende Zeitpunft des Toded aus— 
gedrüdt jein. Gegen das Urtheil finden bie gewöhnlichen Rechts— 
mittel Statt. Fallen dem oberen Richter in dem Berfahren we— 
jentlihe Gebrechen auf, jo joll er vor Schöpfung des Urtheil® Die 
Verbeſſerung derjelben von Amtswegen veranlajfen. 


4.4499, 
Berbindlichfeit zur Zeugenausfage. 

Seder Zeuge, welcher fich weigert, feine Ausfage in ber gejeb- 
lihen Form (88. 173, 174) abzulegen, kann durch Geld- oder 
Arreititrafe dazu gezwungen werden. In iwiefern ein Zeuge durch 
Weigerung oder DBerzögerung jeiner Ausfage dem Zeugenführer ver» 
antwortlich werde, it nach den allgemeinen Grundfägen über ben 
Schadenerfa zu beurtheilen. 


Aus diefem $. geht hervor, daß jeder, welcher als Zeuge vorgeladen 
wird, verpflichtet ift, ver Vorladung Folge zu leiften und über dasjenige, 
worüber er gefragt wird, vor Gericht in der gefegmäßigen Form, wozu ind» 
bejondere die Ablegung des Eides gehört, Zeugniß abzulegen. 

In der Regel it, wie aus dem $. 165 der EVD. hervorgeht, jeder 
Zeuge an dem Gerichtsort vor dem Nichter zu erfcheinen, verbunden. Wer 
auf eine erhaltene Vorladung nicht ericheint, kann nach $. 199 der Inftruf- 
tion für die Gerichtsitellen neuerlich unter Androhung von Geld- oder Ar- 
reſtſtrafen vorgefordert, nöthigenfall® durch den Vollzug diefer Strafen zum 
Ericheinen gezwungen, und ſelbſt durch den Gerichtsdiener oder die Wache 
vor Gericht gejtellt werden. 
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Bormularien für Beugenvorladungen. 


Don dem F. k. Landesgericht zu Hermannftabt werben Gie 
hiemit vorgeladen, am 10. Februar 1853 Vormittags 9 Uhr in dem 
Amtszimmer Nr. IV (im I. Stod Thür 8) fo gewiß zu erfcheinen, 
um als Zeuge vernommen zu werben, widrigenfalls fie im Ausblei— 
bensfalle die gefeglichen Folgen in Gemäßheit des $. 199 der EBD. zu 
gewärtigen hätten. 


Hermannftadt den 18. Sinner 1853. 


N. N, 
Sefretär. 
Un den Bäckermeiſter Herrn Johann Lempert. 


An den Bäcermeifter Herrn Johann Lempert hier 


Da Sie der Vorladung vom 28. Jänner [. 3. auf den heu— 
tigen Tag nicht Folge geleitet haben, fo werden Sie hiemit wieders 
holt vorgeladen, am 12. Februar 1853 Vormittags um 9 Uhr in 
dem Amtszimmer Nr. IV, (im I. Stof Thür Nr. 8) zum Behufe 
Ihrer Bernehmung als Zeuge zu erfcheinen, widrigens im Falle 
Shres Ausbleibens in Gemäßheit des F. 199 der CPO. und des 
$. 199 der Inftruftion für die Gerichtsitellen eine Geldſtrafe von 
20 fl. EM. von Ihnen eingehoben und Ihre zwangsweije Stellung 
vor Gericht durch den Gerichtsdiener veranlaßt werden würde. 


Hermannftadt den 10. Februar 1853. 





An den Bäckermeiſter Herrn Sohann Lempert hier. 


Da Sie der wiederholten VBorladung vom 10. Februar 1853 
und der darin angebrohten gefeglichen Folgen ungeachtet am 12. 
Februar I. 3. ohne giltige Entfchuldigungsurfache ausgeblieben find, 
fo werten Sie zu der angedrohten Gelvftrafe von 20 fl. EM., wel- 
hen Betrag der Gerichtsdiener N. N. fogleich einzuheben angewiefen 
wird, verurtheilt. 

Zugleich erhält der Gerichtsdiener N. N. den Auftrag, Sie 
unverweilt zur Zeugenvernehmung zwangsweife vor dieſes k. k. Lans 
desgericht zu ftellen. 


Hermannftadt den 12. Februar 1853. 
N. N., Seftetär. 


$. 200. 


Ueber Bemweisartifel und Frageftüce, deren Beantwortung dem 
Zeugen an feiner Ehre, over an feinem Vermögen offenbaren Nach- 
theil bringen würde, ift er jedoch feine Ausfage zu verweigern be- 
rechtigt. 
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Diefer $ handelt von dem Rechte der Zeugen, das von ihnen gefors 
berte Zeugniß abzulehnen. 

Nach diefem $. kann fein Zeuge genöthigt werden, ein Zeugniß abzu— 
legen, welches ihm an feiner Ehre oder an feinem Vermögen offenbaren 
Nachtheil bringen würde, 

Ein folhes Zeugnig wäre ein Geftändniß einer die Ehre des geftehen- 
den verlegenden Handlung oder das Geſtändniß einer Thatjache, welche eine 
rechtliche Verpflichtung nach ſich zieht, und zu einem folchen Geftändnifie 
fann Niemand gezwungen werden. 


$. 201. 
Entfhädigung der Beugen. 

Den Zeugen, welche fich an dem Orte der Abhörung aufhalten, 
ift man feine Vergütung ſchuldig; Perſonen, welche von ihrer” Hände 
Arbeit leben, hat jedoch der Nichter für ihren Zeitverluft eine an- 
gemefjene Entihädigung auf ihr Begehren anzumeifen. Wenn? die 
Zeugen nicht an dieſem Orte wohnen, jo müſſen ihnen von dem 
Zeugenführer mäßige Taggelder, welche der verhörende Nichter zu 
beftimmen hat, gereicht, und in fo fern es ihr Stand oder ihre Eür- 
perlihe Bejchaffenheit fordert, auch die Fuhrfoften erjegt werden. 


$. 202. 
Gebraud der Zeugenausfagen in anderen Rechtsſachen. 


Bon dem Givilrichter aufgenommene Zeugenausfagen Fünnen 
auch in andern zwiſchen venjelben Parteien anhängigen Nechtsfachen 
zum Beweiſe dienen. 


$. 203. 


Rechtsmittel der durch falfche Zeugenausfagen fahfällig gewordenen 
Partei. 

Wenn ein Zeuge durch ein Griminalurtheil des Meineides 
ſchuldig erkannt wird, fo ift die, durch feine falſche Ausſage fach- 
fällig gewordene Partei die Einfegung in den vorigen Stand und 
die Aufhebung des, wenn gleich ſchon zur Nechtsfraft erwachfenen 
und vollzogenen Givilurtheil3 zu begehren berechtiget ($. 366). 

Auch kann der falfche Zeuge felbft, und jeder Urheber, Theil- 
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nehmer oder Mitfchuldige des Verbrechens nach den Vorfchriften des 
Strafgefegbuched zur Entſchädigung angehalten werben. 


Schntes Hauptftüc. 
Bon dem Beweife durch gerichtlichen Angenfchein, 


$. 204. 
Allgemeine Vorſchrift über ven Augenfdein. 


Der Augenfchein muß unter Leitung des Gerichts und mit 
Zuziehung von Sachverſtändigen vorgenommen werden. 


Der Augenſchein iſt ein Beweismittel, welches auf unmitelbarer ſinn— 
licher Wahrnehmung beruht und ſomit eine körperliche, bewegliche oder un— 
bewegliche Sache vorausſetzt. 

Soll der Augenſchein im Civilprozeß beweiskräftig ſein, ſo muß er 
unter der Leitung des Gerichtes und mit Zuziehung von Sachverſtändigen 
vorgenommen werden. 

Daraus geht hervor, daß ein Augenſchein, welcher von dem Richter 
allein ohne Zuziehung von Sachverſtändigen vorgenommen wird, nicht zu— 
läßig iſt. Der Grund dieſer geſetzlichen Verfügung dürfte darin zu finden 
fein, Daß es fich bei dem Beweiſe durch den Augenschein meiftentheils nicht 
bloß allein um die Befichtigung eines gewiffen Gegenftandes fondern au) 
zugleih um eine Befichtigung und Beurtheilung gewiffer Eigenfchaften oder 
Berhältniffe defielben handelt, zu welcher bloß gewöhnliche Kenntniffe und 
Erfahrungen, welche man bei jedem Menfchen vorausfegen kann, nicht ge 
nügen, jondern befondere Kunftkenntniffe und Erfahrungen erforderlich wer 
den, Die nur dem Fachmanne eigen find. Es kann fich zwar hie und ba 
der Fall ereignen, daß auch ein Richter befondere Fachkenntnig und Erfah— 
rungen bejist, welche ihm zur Beurheilung der in Augenfchein genommenen 
Sache vollfommen befähigen. Allein folhe Fälle fönnen von der Geſetzge— 
bung nicht vorausgeſetzt werden. Auch würde, wenn der Richter ein Urtheil 
über die ſtreitige Beſchaffenheit einer Sache fällen dürfte, feine Stellung als 
Richter mit dem eined Sachverftändigen vermengt und er würde Sachver— 
ftändiger und Nichter in einer Perſon zugleich fein, was dem Begriffe des 
Richters widerftrebt. 
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$. 205. 


Anordnung eines Angenfheines entweder 
a) nah gejhlofjener Verhandlung; 


In der Negel ift die Vornahme eines Augenjcheines erſt nad 
geichloffener Verhandlung der Hauptjache anzuordnen, wenn ihn ber 
Nichter entweder auf Antrag einer Partei oder von Amtswegen zur 
gründlichen Entjcheidung der Sache nothwendig findet. 


In welcher Form, d. 5. ob durch Urtheil oder Beicheid die Vornahme 
des Augenfcheines anzuordnen ift, ift aus dem $. 207 der EBD. zu ents 
nehmen. 

y Zu bemerfen fommt ‘hier noch insbefondere, daß der Augenfchein ein 
Beweismittel ift, deffen Vornahme der Richter nach gejchloffener Verhandlung 
anordnen kann, auch wenn daſſelbe von der beweispflichtigen Partei nicht 
angeboten worden wäre, vorausgefeßt, daß der Augenjchein zur gründlichen 
Enticheidung der Sache fih als nothiwendig darftellt. 


$. 206. 


oder b) im vorhimein. 


Der Augenfchein kann aber auch vor Einleitung des Rechts— 
ftreites, oder mährend der Berhandlung durch Beſcheid bewilliget 
werden, wenn beide Theile darüber einverftanden find, oder, wenn 
im Falle eines angebrachten einfeitigen Gejuches zu beforgen ift, daß 
bie Beichaffenheit der Sache fich verändern, oder auf andere Art 
der Beweis vereitelt werden könnte. Unter dieſer Bedingung ift 
dem Augenſchein Statt zu geben, obgleich der Fünftige Gegner des 
Bittjtellers noch nicht befannt wäre. 


Dieſer Paragraph Handelt von dem Augenfchein zum ewigen Gebächt- 
niß der von dem Geſetze nach denfelben Grundfägen behandelt wird, wie der 
Zeugenbeweis zum ewigen Gedächtnig. Diejer Augenfchein muß, wenn beide 
Zheile Darüber einverftanden find, von dem Nichter ohne weiters durch Be— 
jcheid bewilligt werden. 

i Falls jedoch ein beiderfeitiges Einverftändnig nicht vorhanden ift, kann 
über ein einjeitiges Geſuch der Augenfhein nur unter gewiſſen in dem $. 
206 der EBD. vorgefchriebenen Bedingungen bewilligt werden. 
Bon Amtswegen kann der Augenfhein zum ewigen Gedächtniffe nicht 
angeordnet werden. 
‚ Bejondere Wichtigkeit haben bezüglich diefes Paragraphs nachfolgende 
Beftimmungen des allgemeinen bürgerliden Gefegbuches: 


250 


$. 922. Wenn jemand eine Sache auf eine entgeldliche Art einem 


Andern überläßt, jo leiftet ev Gewähr, daß fie die ausdrüdlich bedungenen, 


oder gewöhnlich Dabei vorausgefegten Eigenschaften habe, und daß fie ber 
Natur des Gejchäftes, oder der getroffenen Verabredung gemäß benügt, und 
verwendet werden fünne, 

$. 923. Wer alfo der Sache Eigenſchaften beilegt, die fie nicht hat, 
und die ausdrüdlich oder vermöge der Natur des Gejchäftes ftillfehweigend 
bedungen worden find; wer ungewöhnliche Mängel, oder Laften derfelben 
verjchweigt; wer eine nicht mehr vorhandene, oder eine fremde Sache als 
die jeinige veräußert; wer fülfchlich vorgibt, daß die Sache zu einem be- 
ftimmten Gebrauche tauglich; oder daß fie auch von den gewöhnlichen Mäns 
np PB Laften frei jeiz der hat, wenn das Widerfpiel hervorfommt, dafür 
zu haften. 

$. 924. Wenn ein Stück Vieh binnen 24 Stunden nach der Ueber: 
nahme erkrankt oder umfällt; jo wird vermuthet, daß es fchon vor der Ueber: 
nahme krank geweſen fei. 

$. 925. Die nämliche Vermuthung gilt: 

1) Wenn binnen acht Tagen bei den Schweinen die Finne, und bei 
den Schafen die Boden oder die Näude (Schäbe); oder wenn bei den le» 
tern binnen zwei Monaten die Lungen- und Ggelwürmer entdeckt werben ; 

2) wenn bei dem Nindviehe binnen dreißig Tagen nach der Meber- 
nahme die Drüfenfranfheit, fogenannte Stierfucht, gefunden wird; 

3) wenn bei Pferden und Laftthieren binnen fünfzehn Tagen nach ber 
Uebergabe die verdächtige Drüſe oder der Noß, wie auch der Dampf; oder 
wenn binnen dreißig Tagen der Dummfoller, der Wurm, die Stätigfeit, der 
ſchwarze Staar, oder die Mondblindheit entdeckt wird. 

$. 926. Bon diefer rechtlichen Vermuthung ($. 924—925) kann aber 
der Uebernehmer eines folchen Stüdes Vieh nur dann Gebrauch machen, 
wenn er dem Uebergeber oder Gewährsmanne fogleih von dem bemerften 
Fehler Nachricht gibt; oder im deſſen Abwejenheit dem Ortsgerichte, oder 
Sahverjtindigen Die Anzeige macht, und den Augenfchein vornehmen läßt. 

$. 927. Bernachläßiget der Uebernehmer dieſe Vorficht, jo liegt ihm 
der Beweis ob, daß das Vieh ſchon vor Schließung des Vertrages mangels 
haft war. Immer fteht aber auch dem Webergeber der Beweis offen, daß 
der gerügte Mangel erſt nach der Uebergabe eingetreten fe. 

$. 928. Fallen die Mängel einer Sache in die Augen; oder find Die 
auf der Sache haftenden Laften aus den öffentlichen Büchern zu erfehen; jo 
findet, außer dem Falle einer ausdrüdlichen Zufage, daß die Sache von allen 
Sehlern und Laften frei jei, Feine Gewährleiftung ftatt. ($ 443.) Scul- 
den und Nüdjtände, welche auf der Sache haften, müſſen ftetS vertreten 
werden. 

$. 445. Mit dem Eigenthume unbeweglicher Sachen werden aud) Die 
Darauf haftenden, in den öffentlichen Büchern angemerften Laften übernom- 
men. Wer diefe Bücher nicht einjteht, leidet in allen Fällen für feine Nach- 
läßigfeit. Andere Forderungen und Anfprüche, die jemand an den vorigen 
Eigenthümer hat, gehen nicht auf den neuen Erwerber über. 

Der Wortlaut des $. 926 des allgemeinen bürgerlichen Gejegbuches 
und die Erwägung, daß es die Beichaffenheit dev in Augenſchein zu nebs 
menden Sache in ſehr vielen Källen unmöglich macht, das oft viele Meilen ent- 
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fernte Bezivfsgericht in Anfpruch zu nehmen, erhebt e8 beinahe zur Gewiß- 
heit, daß dem $. 926 des allgemeinen bürgerlichen Gejegbuches auch dann 
Genüge geleiftet wird, wenn der Uebernehmer der Sache den Sachverftän- 
digen die Anzeige macht, und den Augenfchein ohne Intervention des Ge- 
richtes vornehmen läßt. Durch das von den Sachverftändigen dem Ueber— 
nehmer des Thieres ertheilte Zeugniß, kann fich Diefer Die für ihm fprechende 
gejegliche Vermuthung, daß das von ihm übernommene Thier fchon vor der 
Uebernahme krank gewefen ift, fichern. 

Der 8. 926 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches enthält ſomit 
eine Ausnahme von den 88. 204 und 206 der CPO., da in dem daſelbſt 
bezeichneten Falle ein Augenſchein auch ohne Intervention des Gerichtes 
durch Das Ortsgericht, d. h. Die politiiche Behörde oder den Gemeindevor— 
ftand oder auch ohne diefe Intervention durch Sachverftändige allein vorge: 
nommen werden Fann. 

In einem befondern Falle hat der k. k. oberfte Gerichts: und Caſſa— 
tionshof mit Erfenntnig vom 25. Juni 1852, 3. 6196 «f. allgemeine öfterr. 
Gerichtszeitung Nr. 8 vom 18. Jänner 1853) die Nechtsanficht beftätigt, daß, 
wenn ein erfauftes Thier binnen der im $. 925 des allgemeinen bürgerl. 
Geſetzbuches feftgefegten Friften an einer Der dafelbft angeführten Krankheiten 
erkrankt, e8 zur Begründung der rechtlichen Vermuthung, daß das Thier 
fchon vor der Hebernahme Frank gewefen fei, nicht nothiwendig ift, Daß der 
hierüber von den Sachverftändigen aufzunehmende Augenschein unter Beobach— 
tung der von der Gerichtsordnung für Den gerichtlichen Augenſchein vorge: 
jehriebenen Sormen aufgenommen werde, fondern Daß e8 genügt, daß Sach— 
verftändigen von jenem Vorfall die Anzeige erftattet und von denjelben eine 
Beicheinigung ihres Befundes ausgeftellt werde. 

Für den Triefter Plab wurde durch das Hofdefret vom 6. Juni 1791 
3. 161 vorgefchrieben, daß in Fällen, wo Gefahr auf dem DVerzuge haftet, 
der nöthige Befund der Kunftverftändigen und der Augenfchein auch ohne 
vorhergehenden richterlichen Spruch nicht nur bei Gericht, ſondern auch bei 
der Börſe angefucht werden kann und in Gegenwart der Barteien und Zeu— 
gen vorgenommen werden joll, doch find in dem Falle, wo das Anfuchen bei der 
Börſe gejchieht, die Kunftverftändigen nicht von der Bartei, fondern von der 
Dörfedireftion zu wählen, hiezu bekannte vechtfchaffene Männer zu beftellen, 
und der Befund muß von den Kunftverftändigen vor Gericht eidlich beftä- 
tigt werden. 

Ein Gefuch um Vornahme des Augenfcheins zum ewigen Gedächtniffe 
fann, wie aus dem $. 209 der CPO. hervorgeht, bei dem Nichter, welcher 
in der Hauptfache zu erfennen hat, oder, wenn diefer zu weit entfernt, und 
Gefahr am Verzuge wäre, bei dem Nichter des Ortes, wo der Augenfchein 
vorgenommen werden fol, angefucht werden. Ein Gleiches hat nach $. 36 
der Jurisdiftionsnorm dann zu gelten, wenn das Gericht, dem die Gerichts- 
barfeit in der Hauptfache zufteht, nicht befannt ift. 

In diefem Gefuche muß die Gefahr glaubwürdig dargethan fein, daß 
ber Beweisführer durch längeres Zuwarten dieſes Beweismittel verluftig 
werden würde. Diefes kann gefchehen, wenn die Umftände von einer folchen 
Deichaffenheit find, daß die Vertilgung der Spuren irgend einer Handlung 
oder eines Creignifjes, welche eben den Gegenftand des Augenfcheines aus— 
machen, bei längerer Zumwartung zu befürchten ift. 
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Bälle diefer Art ereignen fich fehr häufig bei Bauten, bei Wornahme 
von Veränderungen an Baferwerken, bei Örenzverrüdungen und Felbbefchäbi- 
gungen, überhaupt bei dem Landbau. Ueber ein ſolches Gefuch hat der Richter 
in der Regel den Gegner zu vernehmen, wenn biefer mit der Vornahme des 
Augenfcheines einverftanden ift, Das Gefuch ohne weiteres zu bewilligen. 

Wenn der Gegner Einfprache gegen den Augenfchein erhebt, A wird 
ber Richter die Gründe des Gegners prüfen, und falls diefe nicht berüd: 
fihtigenswerth find, und zu bejorgen ift, daß die Beichaffenheit der Sache 
fi) Ändern oder auf andere Art der Beweis vereitelt werden Fönnte, bem 
Augenjcheine ftatt geben. 


§. 207. 
Benennung und Borlabung ber Sahverftändigen. 


Findet das Gericht nach gejchloffener Verhandlung in ber 
Hauptſache die Vornahme eines gerichtlichen Augenfcheines anzuord- 
nen ($. 205), jo hat es feinen Beichluß beiden Tbeilen durch Be- 
ſcheid mit Bezeichnung des Gegenftandes der Beweisführung zu eröff- 
nen und zugleich joll der Nichter, wenn der Augenfchein in feinem 
Gerichtöbezirfe vorzunehmen ift, eine Tagſatzung auf kurze Zeit mit 
dem Bedeuten anoronen, daß bei berjelben die Sachverftändigen von 
beiden Theilen vorzufchlagen feien. 


Wenn die Parteien bei diefer Tagſatzung fich über die Wahl 
ber Sachverjtändigen einverjtehen, jo hat es dabei fein Bemenden. 
Vereinigen fie fich nicht, over ift eine derſelben von der Tagjagung 
ausgeblieben, jo joll der Richter vom Amtöwegen zwei Sachver- 
ftändige, und für den Fall, daß dieſe verfchiedener Meinung wären, 
noch einen Dritten benennen. Zur Vornahme des Augenfcheines 
ift zugleih Ort, Tag und Stunde mit Vorladung beider Theile zu 
bejtimmen. 


Nah abgefchlofienem Verfahren ift der Richter vollftändig in der Lage 
zu erforichen, welche Thatfachen es find, Die auf die Entjcheidung der Streits 
fache weientlichen Einfluß nehmen und welche eben deßhalb mit Zuverläßig- 
feit fonftatirt werden müffen. Unter diefen Thatfachen können fi nun ſolche 
befinden, welche nur durch die Befichtigung derfelben mit Zuhilfenahme von 
Sachverftändigen vollftändig außer Zweifel geftellt und in den Aften an- 
ſchaulich gemacht werden koͤnnen. Fälle diefer Art find, wenn 3. B. dad 
Grundſtück, um das es fich Handelt, felbft nicht vollftändig außer Zweifel ift 
oder wenn es fih um Verfügungen handelt, welche an einem gewifien Ob— 
jefte vorzunehmen jind, und welche zweckmäßig und gründlid nur nad 
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vorausgegangener Vornahme des Augenfcheind getroffen werben fünnen, oder 
wenn es fich umgeometrifche Berechnungen, um Abſchätzungen eines gewiſſen 
Objektes, oder um Konftatirung gewiſſer Verhältniffe nach land» und forfts 
wirthichaftlichen, architeftonifchen, medizinifchen Grundſätzen, oder nach Grund— 
fägen einer fonftigen Kunft oder Wiſſenſchaft handelt. In berlei Fällen 
muß durch den Richter nach gefchlofjener Verhandlung der Augenfchein ans 
geordnet werden. 

Diefe Anordnung erfolgt durch Befcheid, gegen welchen nach $. 319 
der EBD. fein abgefonderter Nefurs zulägig ift. 


Diefer Beicheid hat zu enthalten: 
1) Die Verfügung des Gerichts, daß ein Augenſchein vorzunehmen ift. 
2) Die Bezeichnung des Gegenftandes der Beweisführung, d. h. bie 


Beftimmung derjenigen Momente, auf welche die Vornahme des Augenjcheis 
ned gerichtet ift. 


3) Muß der Nichter, wenn der Augenfchein in feinem Gerichtsbezirke 
vorzunehmen ift, eine Tagſatzung auf furze Zeit mit dem Bedeuten anord- 
nen, daß bei derfelben die Sachverftändigen von beiden Theilen vorzufchlas 
gen find. 

Bezüglich der Wahl der Sachverftändigen gilt folgendes: 

Bor Allem ift für den Nichter das bei der angeordneten Tagjagung 
an ben Tag gelegte ausdrüdliche Einverftändnig der Parteien maßgebend. 
Haben beide Theile ausprüdlich und einverftändlich Sacverftändige 
gewählt, jo ift dev Richter an diejelben gebunden. 

Sind auf einer Seite mehrere Streitgenofjen vorhanden, fo müffen alle 
Streitgenofjien mit der Wahl der Sachverftändigen einverftanden fein, denn 
nur in diefem Falle ift eine Vereinigung der Parteien vorhanden. — Das 
Ausbleiben eines Theiles von der Tagfagung zieht nicht die Contumacials 
folge nach fich, daß der Ausbleibende dem Erichienenen als beiftimmend ans 
gejehen wird, jondern in einem folhen Falle, wie auch in jenem wenn fich 
die Parteien auf die Wahl der Sachverftändigen nicht vereinigen, hat der 
Richter zwei Sachverftändige und für den Fall, daß diefe verjchiedener Mei- 
nung waren, noch einen Dritten zu benennen. Der Richter wird jedoch bei 
der Wahl der Sachverftändigen durch das Geſetz bejchränft, indem er nur 
ſolche Sachverftändige wählen darf, welche die im $. 211 der CPO. feitger 
jegten Eigenfchaften an fich haben. 

Die Parteien haben das Recht, gegen die von dem Richter — 
Sachverſtändigen, wie aus dem $. 212 der CPO. hervorgeht, Einſprache 
zu erheben. Daraus geht hervor, daß der Richter die von ıhm getroffene 
Mahl der Sachverftändigen den Barteien unverzüglich befannt zu geben hat. 
Diefes gefchieht in dem Befcheide, durch welchen die zur Wahl der Sad 
verftändigen angeordnete Tagjagung erledigt und die Parteien zur Augen- 
ſcheinstagſatzung vorgeladen werden. (S. Anmerfung.) 


Anmerfung. Formular eines Befcheidves, durch welden eine Tagfagung zur 
Mahl der Sahverftändigen angeordnet wird. 
3. 287. 
Das k.k. Bezirksgericht in Hermannftadt hat in der Streit 
fache des Jakob Hannenheim, Klägers, gegen Ignaz Mayer, Ber 
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Hagten, wegen PBachtichillingsnachlaß zur Erhebung des Umftandes 
ob das von dem Beklagten in Beitand genommene, nächſt des Zibin- 
fluffes bei Hammersdorf gelegene Feld des Klägers von 16 Qua— 
dratflaftern in Folge der im Monat Februar 1853 eingetretenen 
Ueberfhwenmung zum Anbaue gänzlich oder zum Theil unbraud: 
bar geworben tft, umd in welchem Betrage ſich im letzteren Balle 
der Ertrag des Pachtgutes vermindert hat, die Vornahme des ger 
richtlihen Nugenfcheines anzuordnen befunden. Von diefem Ber 
fchluffe werden beide Theile verftändigt und es wird zugleich eine 
Tagfabung auf den 13. März 1853 Vormittagg um 11 Uhr in 
der Amtsfanzlei dieſes E. E. Bezirfsgerichtes mit dem Beifügen an— 
geordnet, daß bei derfelben die Sachverftändigen von beiden Theilen 
vorzufchlagen find. 


Hermannftadt den 11. März 1853. 


Der k. k. Bezirfsrichter 
N. N. m/p. 


3 300. 


Su Erledigung des Protokolls der heute zur Wahl der Sad: 
verftändigen abgehaltenen Tagſatzung und im Nachhange des hier- 
ämtlichen Befcheides vom 11. März 1853, 3. 287, wird von dem 
f. E. Dezivfsgerichte in Hermannftadt zur Bornahme des Augen» 
fcheing auf dem bei Hammersdorf nächſt des Zibinfluffes gelegenen 
Felde des Jakob Hannenheim mit Zuziehung der von den Parteien 
einverftändlich gewählten (vom Gerichte ernannten) Sachverftändigen: 
N. N. Wirthichaftsbefiger in Hammersdorf und N. N., Grundwirth 
ebendafelbft, ala deren Obmann Joſef N., Meierhofsbefißer in Herz 
mannftadt beſtimmt wurde, die Tagfagung auf den 1. April 1853 
Vormittags um 10 Uhr angeordnet. 

Zu diefer Augenjcheinstagfagung auf dem Bezeichneten Felde 
werden beide Theile vorgeladen. 


Hermannftadt ven 13. März 1853. 


Der Ef. Bezirksrichter 
NN. m. p. 


$. 208. 


Iſt der Augenfchein in dem Bezirke eines andern Gericht vor— 
zunehmen, fo muß dieſes mit Anfehliegung der erforderlichen Akten— 
ftücfe um die Vornahme nach den Bejtimmungen des vorhergehen⸗ 
den Paragraphes erſucht werden. 


Mit dieſem Paragraph der CPO. ſtehen folgende Beſtimmungen der 
Jurisdiktionsnorm im Zufammenbang: * 

a) Die Beſtimmung des 8. 10 der Jurisdiftionsnorm, welcher ver: 
fügt: Außer feinem Gerichtsbezirfe kann der Richter feine Handlung der 
Gerichtsbarkeit felbit vornehmen. Doc find die Gerichte anderer Jurisdik— 
tionsbezivfe auf Erfuchen des Richters, bei welchem Die Sache anhängig ift, 
die Verfügung desfelben zu vollziehen jhuldig. 








255 


b) Die Beitimmung des $. 48 derſelben Yurisdictions-Norm, nach 
welchem die Vornahme aller Nealafte, als: der Inventur, Schäsung, Eins 
führung des Sequefters und dev Feilbietung in Anfehung derjenigen unbes 
weglichen Güter, über welche Grund und Intabulationshücher beftehen, dem 
Einzelngerichte, in deſſen Gerichtsbezirf Diefe Bücher geführt werden, in An— 
jehung devjenigen Güter aber, rüdjichtlich welcher Feine öffentlichen Bücher 
bejtehen, dem Einzelngerichte zufommt, in defien Bezirke fie gelegen find. 

Im Falle des 8. 208 der CPO. hat das erfennende Gericht nach ges 
fchlofjener Verhandlung die Vornahme des gerichtlichen Augenfcheines durch 
Beſcheid mit Bezeichnung des Gegenftandes der Beweisführung anzuordnen, 
und beide Theile hievon mit dem Beifügen in Kenninig zu fegen, daß um 
Vornahme des Augenfcheines dasjenige Gericht, in deſſen Bezirke derfelbe 
vorzunehmen tft, angegangen werde. 

Zugleich mit diefem Beſcheide ift auch ein Erfuchichreiben an das res 
quirirte Gericht auszufertigen, in Diefem dem Gericht die zur Vornahme Bes 
Augenſcheins nöthige Aufklärung zu geben und zugleich find die zu dieſem 
Zwede erforderlichen Aftenftüde anzufchliegen. Der um die Bornahme des 
Augenfcheines angegangene Nichter hat zuvörderft eine Tagfagung mit dem 
Bedeuten anzuordnen, daß bei derfelben die Sachverftändigen von beiden 
Theilen vorzufchlagen find. Sodann hat derfelbe die Augenicheinstagfasung 
anzuordnen und den Augenfchein nach Vorſchrift der CPO. vorzunehmen. 


8. 20%. 
Geſuch um vorläufige Bewilligung des Augenfcheines durch Beſcheid. 
Um vorläufige Bewilligung des Augenfcheines durch Beſcheid 
($- 206) ijt bei dem Nichter, welcher in der Hauptfache zu erfen- 
nen hat, oder, wenn dieſer zu weit entfernt und Gefahr am Ver— 
zuge wäre, bei dem Richter des Ortes, wo der Augenfchein vorge— 
nommen werden foll, anzufuchen. 


$. 210. 


Der Richter Hat über dieſes Gefuh nach Vernehmuug des 
Gegners dem $. 206 gemäß zu entjcheiden, und, wenn er e8 be- 
williget, die Vorfchriften der 99. 207 und 208 zu befolgen. In 
beſonders dringenden Fällen aber kann er den Augenfchein auch 
ohne Vernehmung des Gegners anordnen, die Vorladung deffelben 
zur Augenjcheinstagjagung unterlaffen, und die Sachverftändigen von 
Amtswegen benennen. Sollten jedoch in einem ſolchen Falle in 
der Folge gegründete Cinwendungen gegen die Perfon der Sachver- 
fändigen, oder gegen ihr Gutachten angebracht werden, fo ift darauf 
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bei Entſcheidung der Hauptſache die gehörige Rückſicht zu nehmen, 
auh wohl nah Umſtänden eine Wiederholung des Augenfcheines, 
in jofern fie noch möglich ift, zu bewilligen. 


5 
Eigenſchaften der Sachverſtändigen. 

Wer als Sachverſtändiger bei dem Augenſchein gebraucht wer- 
den ſoll, muß nicht nur die erforderlichen wiſſenſchaftlichen, Kunſt— 
oder Sachkenntniſſe beſitzen, ſondern auch nach den Vorſchriften der 
88. 152—156 zu den unbedenklichen Zeugen gehören. Sind bei 
Gericht eigene Sachverftändige für bejtändig angenommen und 
beeidigt, jo hat der Nichter, wenn fie nicht verwerflich oder bevenf- 
lich find, oder durch eine von den Parteien felbft einverftändlich ge— 
troffene Wahl ausgejchlofien werden, feine andern zu ernennen. 


Diefer $. beftimmt die Eigenfchaften der Sachverftändigen. 

Das erſte Erforderniß, welches an jeden Sachverftändigen geftellt 
wird, ift Sachkenntniß, das zweite Unparteilichfeit. 

In erjterer Beziehung fchreibt das Gefeg vor, daß derjenige, welcher 
bei einem Augenfchein als Sachverftändiger gebraucht werden foll, die erfor- 
lichen wiflenfchaftlichen Kunſt- oder Sachkenntniffe befigen muß. Diefe Sach» 
fenntniß kann der Richter nur bei demjenigen als vorhanden annehmen, der 
öffentlich durch fein Amt, feine Befchäftigung oder fein Gewerbe dazu bes 
fähigt erfcheint, oder mit andern Worten die Sachfenntniß des als Sad 
verftändigen zu verwendenden muß öffentlich legitimirt fein. 

Wenn es fih um Vornahme eines Augenfcheines an einer Gefammt: 
jache handelt, die verfchiedenartige Gegenftände in fich begreift, deren jeber 
befondere Sachfenntniffe vorausjegt, jo müſſen für jeden diefer Gegenftände 
auch befondere Sachverftändige, bei denen die Sachfenntniß für das betref- 
fende Objekt vorausgefest werden Fann, gewählt werden. Diefer Fall kann 
fih befonders bei der Abfchägung von Verlafjenfchafts- oder fonftigen größe: 
ven Bermögensmaffen ereignen, wo für Ebdeljteine und Prätiofen, für Bücher 
und Kunftgegenftände, für Waarenvorräthe, für Feldgründe, für Häufer u. f. 
w. bejondere Sachverftändige zugezogen werden müffen. 

Was die Eigenfchaft der Unparteilichfeit anbelangt, fo Hat ſich das 
Geſetz auf eine mehrfache Art derfelben zu verfichern gefucht. 

Es wurden zuwörderft bezüglich der Wahl der Sachverftändigen, wie 
wir in den vorangegangenen Paragraphen gefehen haben, ſolche Borjchriften 
ertheilt, welche die Gefahr einer Varteilichfeit aus diefem Anlaß zu befeitigen 
im Stande find. Die Wahl der Sachverftändigen erfolgt entweder durch ge; 
meinjchaftliches Einverftändnig den Barteien, oder im Falle ded Mangels 
eines folchen Einverftändnifies durch das Gericht. 
| Das Gefeg hat ferner vorgefchrieben, daß derjenige, welcher ald Sach— 
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verftändiger verwendet werden [0% fh nach Vorſchrift der 88. 152—156 
als unbedenflicher Zeuge darſtellen muß. 

Mährend das Geſetz auf Antrag des Gegners verwerfliche Zeugen in 
gewiſſen Fällen zur Ergänzung des Beweiſes zuläßt, und es geftattet, Daß durch 
bedenkliche Zeugen unter gewiſſen Umjtänden ein vollitändiger Beweis hers 
geftellt werden fann, ift Die Wahl eines verwerflichen oder bedenklichen Sach— 
verjtändigen nicht zuläßig. 

Ueber den Grund diefer Verſchiedenheit Außert fich der geiftreiche 
Herausgeber der Materialien (VII. Band ©. 231) wie folgt: An die Zus 
laffung der obgleich mangelhaften Zeugen ift Das Necht des Beweisführers 
felbft gefnüpft, dejien er ohne wichtige Gründe nicht verluftig werden fol, 
er fann nicht neue Zeugen ftatt der beftrittenen auffinden und vorichlagen, 
da die vorübergegangene Begebenheit nur von dieſem und feinem andern 
Zeugen wahrgenommen worden ift. Allein ein Sachverſtändiger läßt ſich 
ohne Nachtheil vertauichen. 

Den Barteien ift weiters das Necht eingeräumt, gegen die Unbedenk— 
lichkeit der Sachverftändigen Einwendungen zu erheben. 

Das Geſetz hat, wie aus dem $. 214 der EBD. hervorgeht, bezüglich 
der den Sachverftändigen zu vergütenden Gebühren ſolche Vorfehrungen ges 
troffen, welche auch von Diefer Seite her die Gefahr einer “Barteilichkeit 
hintanhalten. 

Endlich fucht fih das Gele durch die Beeidigung und auch dadurch 
der Unparteilichfeit der Eachverftändigen zu verfichern, daß es benfelben im 
$. 212 der EBD. zur Pflicht macht, bei Vermeitung des Koftenerfages ein 
ihnen entgegenitehendes gefegliches Bedenken, defjen ſie fich bewußt find, zur 
Kenntnig des Richters zu bringen. 

Wenn bei Gericht eigene Sachverftändige für beftändig angenommen 
und beeidigt find, jo ift ſchon bei Beftellung derfelben mit der erforderlichen 
Porficht zu Werke gegangen worden, weßhalb der Richter vorzugsweiſe auf 
diefelben gewiejen wird. 

Auch bezüglich der Sachverftändigen fcheint die Vorfchrift des 8. 199 
der EVD. analog in Anwendung gebracht werden zu müffen, wornach jeder 
Sachverftändige, welcher fich weigert, feine Ausjage in der gefeglichen Form 
abzulegen, durch Geld» oder Arreftftrafen dazu gezwungen werben Fönnte, 
und noch überdieß derjenigen Partei, welche durch die Weigerung der Sad» 
verftändigen zu Schaden fommt, nach den allgemeinen Grundſätzen über den 
Schadenerfag verantwortlich bliebe. Die Nichtigkeit diefer Anficht dürfte 
durch den $. 199 der Inftruftion für die Gerichtsitellen, ferner durch den 
$. 261 der galiz. Gerichtsordnung, aus welchem hervorgeht, daß diejenigen, 
welche die Kunft oder die Wiffenichaft, wohin die Streitfache einfchlägt, öf— 
fentlich vermöge ihres Standes, Amtes, oder Gewerbes ausüben, auch wider 
* Willen als Sachverſtändige ernannt werden können, begründet ers 

einen. 


g-2r2 
Anzeige der Bemerkungen gegen die Sachverſtändigen. 


MWird von einer Partei auf glaubwürdige Art angezeigt, daß 
17 
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ein von dem Gerichte ernannter Sacveritändiger bedenfltch oder ver— 
werplich jei, jo hat der Nichter an deſſen Stelle einen andern zu 
wählen, und ihn beiden Theilen fogleich nambaft zu machen. Wenn 
aber dieſe Anzeige nicht binnen der Hälfte der nach Zuftellung des 
Beſcheides bis zur angeordneten Augenfcheinstagfasung noch Übrigen 
Zeit überreicht wird, fo ift der Augenſchein ohne Zögerung vorzus 
nehmen. Ein Sachverftändiger, der fich eines ihm entgegenftehenden 
geſetzlichen Bedenkens bewußt ift, Toll dasſelbe dem Nichter fogfeich 
und vor der Augenſcheins-Tagſatzung anzeigen, widrigenfalls hat er 
die Koften derfelben aus Gigenem zu erfegen. | 


Diefer $. räumt den Parteien das Necht ein, gegen den von dem 
Richter ernannten Sachverftändigen Einwendungen zu erheben. 

Diefe Einwendungen können ſowohl gegen die Sachfenntniß, als auch 
gegen die Unparteilichfeit des Sachverftändigen gerichtet werden, indem durch 
Mängel in der einen oder der andern Beziehung dev Sachverftändige ber 
denklich oder verwerflich werden kann. 

Der Geſetzgeber fordert von der Partei, welche diefe Einwendungen 
erhebt, nicht einen ftrengen Beweis, fondern, wie e8 die Worte: auf glaub- 
würdige Art angezeigt, erhärten, das Darthun einer bloßen Wahrfcheinlich- 
feit dev Verwerflichkeit oder Bedenklichkeit des Eachverftändigen und weifet 
hiemit den Nichter an, nicht allguftrenge bei der Prüfung des Beweiſes Die 
jer Einwendungen zu Werke zu gehen, befonders wenn andere Sachverftän- 
Dige zur genügenden Auswahl vorhanden find. 

Die Prlicht des Nichters ift es, im Falle, als gegen einen von ihm 
gewählten Sachverftändigen gegründete Bedenken vorgebracht werden an deſ— 
jen Stelle einen andern zu wählen und denfelben beiden Theilen jogleich 
nambaft zu machen. Das Necht der Parteien, Einwendungen gegen die 
von dem Richter gewählten Sachverftändigen vorzubringen ift nach dem Ges 
jege an eine gewiſſe Friſt gefnüpft. Iſt dieſe Friſt verfäumt, fo ift auf vers 
jpätete gegen die Sachfenntniß und Unparteilichfeit der Sachverftändigen vor— 
ar rachte Einwendungen in der Regel Fein Bedacht zu nehmen und ſolcher 
Sinwendungen wegen mit dev Mugenfbeinstagfagung nicht zu zögern. Der 
Gefeßgeber jeßt voraus, daß folche verſpätete Einwendungen feiner lautern 
Duelle entjpringen und um jo weniger berüdfichtigt werden können, als 
nicht fo leicht zu befürchten fteht, daß durch die Nichtbeachtung derfelben 
dev Bartei ein Nachtheil zugeht, indem in demfelben $. 212 auch den Sach— 
verftändigen die Pflicht auferlegt wird, fich zu perhorresziven, wenn fie fich 
eines ihnen entgegenftehenden gefeglichen Bedenfens bewußt find, und den 
Sachverftändigen Diefe Pflicht mit Androhung eines materiellen Nachtheiles 
eingejchärft wird. 

Wenn jedoch die Worausfegung, welche dem Gefege zu Grunde liegt, 
nicht. eintritt, und von einer Partei nach verftrichener Friſt bejonders erheb— 
liche Bedenken gegen einen Sachverftändigen vorgebracht werden, welche Die 
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Bartei möglicher Welfe nur erft ſpäter einzubringen und darzuthun in ber 
Lage war, jo wird der Richter gewiß dem Geifte des Geſetzes gemäß han- 
deln, wenn er diefe Einwendungen berücdjichtiget, und ftatt des bedenklichen 
oder jogar verwerflihen Sacverftändigen einen andern wählt. Für Die 
Richtigkeit Diefer Anficht dürfte eine Vergleichung der Stylifirung des $. 
191 der jofephiniichen Gerichtsordnung mit dem $. 212 unferer EBD. pres 
chen. Der $. 191 lautet: Doc foll er (der Streittheil) es binnen der 
Hälfte der anberaumten Augenjcheinstagfasung thun; widrigens ift er 
Damit nicht mehr zu hören. Die END. hat die Stylifivung in Be 
treff der Gontumacialfolgen dahin gemildert: jo ift der Augenfchein ohne 30» 
gerung vorzunehmen und Dadurch nicht undeutlih an den Tag gelegt, daß 
das Hauptaugenmerk des Richters auf die Hintanhaltung von Verzögeruns 
gen gerichtet jein muß, ohne daß es jedoch demfelben ausdrüdlich verboten 
ift, auch verfpätet eingebrachte Einwendungen gegen die Unbedenflichfeit der 
Sachverftändigen zu berüdfichtigen. 


$. 151. 
Benehmen der Parteien bei dem Augenſcheine. 

Die zur Augenfcheins-Taglakung vorgeladenen Parteien find 
dem ganzen Augenjcheine beizumohnen, die zur Aufflärung der Sache 
dienlichen Urfunden und Aktenſtücke vorzulegen und den Sachverftän- 
digen die nöthigen Erinnerungen zu machen berechtigt. Sie haben 
jich aber alles unanftändigen Betragens und aller Judringlichfeit zu 
enthalten, widrigenfall3 jind jie zur Ruhe zu ermahnen, und, wenn 
dieſes fruchtlos bieibt, zu entfernen. Wären Die Parteien der ihnen 
zugefommenen Vorladung ungeachtet nicht erichtenen, oder eigenmächtig 
abgetreten, jo joll diejes die Bornahme des Augenfcheines nicht hindern. 


Diefer $. behandelt ein den Barteien bezüglich des Augenfcheins zus 
ftehendes Recht. Die Parteien find berechtigt, zu fordern, daß fte zur Aus 
genſcheinstagſatzung vorgeladen werden, find dem ganzen Augenſcheine beis 
zuwohnen, die zur Aufklärung der Sache dienlichen Urkunden und Aftenftüde 
vorzulegen und wie aus dem Abſatz 3 des $. 214 hervorgeht, dem Richter 
die nothwendigen Erinnerungen zu machen berechtigt, welcher ſie den Sach— 
verftändigen vorzuhalten hat. Unmittelbar mit den Sachverftändigen zu ver- 
fehren, itt den Parteien nicht geftattet. 

Machen die Barteien von dem ihnen eingeräumten Nechte feinen Ge— 
brauh und ericheinen fie bei der Augenfcheinstagfasung nicht, fo wird 
ungeachtet ihres Ausbleibens die Augenfcheinstaglagung vorgenommen, vors 
ausgejegt, Daß der Gegenitand des Augenicheind vorhanden und außer Zwei— 
fel ift. Sollte diefes nicht der Fall fein, fo kann der Augenfchein nicht vor— 
genommen werden und der Nichter, der den Augenfchein von Amtswegen 
anzuordnen berechtigt ift, müßte fich in einem jolchen Falle ua der analo- 
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gen Vorſchrift des $. 179 der CPO. benehmen, etne neuerliche Tagfahrt zur 
ornahme des Augenfcheines anordnen, und zu bderfelben die Parteien mit 
dem Bedrohen vorladen, daß im Falle des Ausbleibens der Parteien das 
Beweisverfahren ohne Nüdficht auf den Augenfchein als gefchloffen anges 
fehen und in der Hauptjache erkannt werden würde. Cine ähnliche Beftims 
mung für einen folchen Kal enthalten auch die $$. 560 und 561 der Pros 
zegordnung für das Großherzogthum Baden. 

In jedem Falle ift es von Amtswegen die Pflicht, darüber zu wachen, 
daß nur derjenige Gegenftand in Augenfchein gezogen werde, um den es fich 
handelt, Damit in der Folge die Jdentität des Gegenftandes nicht in Zweifel 
gezogen werden kann. 

Beſonders wichtig ift diefes dann, wenn der Augenfchein nicht an dem 
ganzen Gegenjtande, jondern bloß an Muftern oder Proben vorgenommen 
wird, z. B. bei Weinproben, bei Getreideproben u. |. w. Hier muß Ges 
wißheit vorhanden fein, daß die Probe wirklich einen Theil des in Augen» 
fchein zu nehmenden Ganzen bildet, und mit diefem von gleicher Beichaffen- 
heit ift. 


$. 214. 
Benehmen des Richters und der Sahverftändigen bei bemfelben. 


Bei Vornahme des Augenjcheined hat der Richter oder Ab» 
geordnete des Gerichtes: 

1) den Sachverſtändigen ihre Pflichten ernitlich vorzuhalten, und 
fie entweder ihres, für dergleichen Fälle überhaupt bereit3 ab» 
gelegten Eides zu erinnern, oder in Gegenwart der Parteien 
von ihnen den Eid abzunehmen, daß fie bei dem Augenjcheine 
den Gegenjtand des Prozeſſes genau unterfuchen und darüber 
fo weit man ihr Gutachten fordern wird, ohne mindefte Par- 
teilichfeit oder Nebenabjicht nach ihrem beiten Willen und 
Gewiſſen die reine Wahrheit getreulich angeben wollen, daß 
fie ferner außer dem von dem Gerichte feſtgeſetzten Betrage 
ihrer Gebühren ($. 217) von feiner Partei irgend etwas 
erhalten oder angenommen Haben, noch annehmen werben. 
Die den Augenfchein leitende Gerichtäperfon hat 
die zur deutlichen Darftellung des Gegenftandes, der Lage und 
Beichaffenheit defjelben etwa nöthigen Mappen, Riſſe oder 
Zeichnungen ſogleich verfertigen, von ben Sachverftändigen 
unterfchreiben und die erforderliche Erläuterung beifügen zu 
laſſen; 


2 


— 
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3) die Erinnerungen ber erfchienenen Parteien anzuhören, und 
den Sachverſtändigen vorzuhalten ; 

4) die Aufmerkfamfeit der letzteren nöthigenfalls auf alle zur 
gründlichen Beurtheilung der Cache bienlichen Umftände zu 
lenken; 

5) denſelben eine Beurtheilung der Rechte der Parteien nicht zu 
geſtatten, dagegen über die Beſchaffenheit der Sache ſelbſt ein 
beſtimmtes, deutliches und mit Gründen ihrer Wiſſenſchaft, 
Kunſt oder ihres Berufes unterſtütztes Gutachten von ihnen 
abzufordern. Bedürfen ſie hiezu einer längern Ueberlegung, 
ſo iſt ihnen eine angemeſſene Friſt dazu einzuräumen, oder 
wenn fie es verlangen, die ſchriftliche Abfaſſung ihres Gut» 
achtens zu geftatten. Immer iſt aber: 

6) das Gutachten der Sachverftändigen noch vor dem Ende bed 
Augenfcheines den anweſenden Parteien vorzulefen, was barin 
etwa dunkel, zmweideutig, oder mangelhaft it, fogleich zu ver» 
beifern, und dieß am Ende des Gutachtens anzumerken, endlich 

7) über die ganze Verhandlung ein Protofoll aufzunehmen, in 
dafielbe die mündlich abgegebene Aeußerung der Sachverſtän— 
digen einzurücken, oder ihr fchriftlicheg von ihnen unterzeich» 
nete8 Gutachten beizulegen. Dieſes Protokoll ift nach ge» 
jchehener Vorleſung von den Parteien, und, wenn die Sad» 
verftändigen ſich nur mündlich geäußert haben, auch von ihnen 
fodann von der anmefenden Gerichtsperjon felbit zu unter» 
Schreiben, wornach dasjelbe ungefäumt dem Gerichte überreicht 
wird. Am Ende eines fihriftlihen Gutachten! haben bie 
Sachverftändigen immer den Betrag der, von dem Nichter 
feftgefegten und ihnen bezahlten Gebühren anzugeben, und 
dabei mit ausdrüdlicher Beziehung auf den abgelegten Eid die 
Verſicherung zu wiederholen, daß fie außer derjelben von Feiner 
Partei etwas erhalten oder angenommen haben. 

Diefer $. enthält die befondern Beftimmungen über die Vornahme des 


Augenfcheined und regelt die dem. Richter, den Sachverftändigen und ben 
Barteien bei dem Augenjcheine obliegenden Funktionen. 
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Die zur Vornahme bed Augenfcheins beftimmte gevichtliche Kommiſſion 
hat wie aus dem 8. 195 der Inſtruktion für die Gerichtsſtellen hervorgeht, 
aus einem Referenten (bei Einzelngerichten dem Berirfsrichter oder deſſen 
Stellvertreter) und einem beeideten Schriftführer zu beſtehen. Der zu beſich⸗ 
tigende Gegenſtand kann, wenn es geſchehen kann, vor Gericht gebracht, 
außerdem muß er an Ort und Stelle beſichtigt werden. 

ad 1) Der Vorname des Augenſcheins geht die Erinnerung der Sach— 
verftändigen an ihren für dergleichen Bälle Überhaupt bereits abgelegten Eid 
voran, und im Falle die Sachverftändigen nicht fchon beeidet wären, muß 
von ihnen dev Eid nach WVorfchrift des $. 214 Abſatz 1 vorgenommen wers 
den. Der Eid, welchen die Sachverftändigen fehwören, beiteht aus zwei 
mit einander in feinem innen Zufammenhang ftehenden Beitandtheilen; ber 
erjte Theil der im Gefege vorgezeichneten Eidesformel enthält einen promifs 
ſoriſchen Eid und untericheidet fich wefentlich von dem affertorifchen Eide, 
welchen der Zeuge abzulegen bat. Der zweite Beftandiheil der Eidesformel, 
nach weldyer dev Eachverftändige zu befehwören hat, daß er außerdem von 
dem Gerichte feſtgeſetzten Betrage feiner Gebühren von feiner Partei irgend 
etwas erhalten oder angenommen babe, noch annehmen werden, ift nicht 
bloß promifjorischer fondern auch affertorifcher Natur. 

Bei Sachverftändigen, welche fich nicht zur chriftlichen Neligion befen- 
nen, oder, welche einer Neligionsgefellfchaft angehören, welcher die Ableh- 
nung eines fürmlichen Eides gefeglich geftattet ift, ift fich nach den bei dem 
$. 174 der EBD. angeführten befondern Verordnungen zu benehmen. 

ad 2) Der Augenfchein wird nicht bloß für die bei denfelben interve- 
nivenden Gerichtsperfonen, fondern in den meiften Fällen auch für an- 
beve, 3. B. die Nichter dev zweiten und höhern Inftanz, die in berfelben 
Sache urtheilen follen, ohne mit eigenen Augen gefehen zu haben, vorge: 
nommen. Es müfjen deshalb die bei dem Augenfchein obwaltenden Sach— 
verhältnifie, auf welche e8 bei der Entjcheidung des Streites anfommt, fo 
deutlich zu den Akten gebracht werden, Daß jeder, der diefe Aften einfieht, 
die erforderliche vollftändige, deutliche und getreue Einficht erhält, als ob er 
die Sache jelbft gejehen hätte. Zu dieſem Zwecke führt eine genaue Be: 
jhreibung des in Augenfchein zu nehmenden Gegenftandes, welche jedoch oft 
bei weitem nicht jene Deutlichfeit und Meberficht zu gewähren vermag, wie 
eine bildliche Darftellung der in Augenfchein genommenen Sache durch Map> 
pen, Niffe, Zeichnungen, Modelle u. dagl., welche leßtere in Verbindung mit 
der Bejchreibung im hohen Grade geeignet find, den Gegenftand anfchaulich 
zu machen. Wo deghalb zur deutlichen Darftellung des Gegenftandes derlei 
Abbildungen erforderlich find, hat der Nichter für deren Anfertigung Sorge 
zu tragen. Wären diefe Abbildungen allenfalls fchon vorher, wie es zweck⸗ 
mäßig iſt, von der Partei vorbereitet worden, ſo müßten dieſe Abzeichnun— 
gen in Gegenwart des Richters von den Sachverſtändigen mit dem Ge— 
genſtande des Augenſcheines verglichen werden. In jedem Falle hat der 

ichter dafür zu ſorgen, daß die Sachverſtändigen die Zeichnungen unter— 
ſchreiben und die denſelben erforderlichen Erläuterungen über Größe, Ortsver— 
hältniſſe, Maße und Gewichte nach bekannten unzweifelhaften Beſtimmun— 
gen beifügen. Beſtimmungen, welche zu Zweifeln Anlaß geben, B. die 
Berechnung einer Entfernung nach Schritten, oder nach der Schußweite, die 
Bezeichnung eines kubiſchen Inhaltes durch Vergleiche, wie baumſtark, 


263 


fauſtdick, mannshoch u. ſ. w., find ſowohl in der Befchreibung als Zeichnung 
möglichit zu vermeiden. 

od 3) Bei der Befichtigung des Gegenftandes find die Parteien be- 
rechtigt, dem Richter die ihnen nöthig jcheinenden Erinnerungen zu machen, 
damit Fein enticheidendes Merfmal an dem Gegenftand des Augenſcheins 
übergangen werde und der Richter hat diefe Erinnerungen den Sachverſtän— 
digen vorzubalten. 

ad 4) Der Richter ift, wenn auch feine Bartei bei dev Augenſcheins— 
Tagſatzung erichienen ift, von Amtswegen verpflichtet, Darüber zu wacen, 
dag fein Merkmal der Sache, welches zur gründlichen Beurtheilung des Ge- 
genftandes erforderlich ift, der Aufmerkſamkeit der Sachverſtändigen entgebe. 

Die genaue Befichtigung des Gegenftandes und Die getreue und an: 
ichauliche Darftellung der Reſultate der vorgenommenen Beltchtigung in den 
Akten bildet den eriten Beitandtheil des Augenicheinsprotofolls und gewiſſer— 
maßen die Vorbereitung und das Materiale für den zweiten Beſtandtheil, 
nämlich das Gutachten (Barere) der Sachverftändigen, über deſſen Erfor- 
derniſſe der Abſatz 5 handelt. 

ad 5) Es fann Fälle geben, wo der in Augenſchein zu nehmende Ge- 

enftand von einer folchen Bejchaffenheit ift, daß die Beurtheilung der Eigen: 

Ichaften deffelben nicht vielen Schwierigkeiten unterliegt, 3. B. ob ein Ge- 
tränf oder ein Nahrungsmittel ungenießbar, ein Kleidungsftüd, für denjenigen, 
für welchen es verfertigt wurde, gänzlich unbrauchbar ift, fann in vielen 
Fällen, ohne daß befondere Wifjenichaft, Kunft und Erfahrung erforderlich 
wäre, mit gewöhnlichen gefunden Sinnen beurtheilt werden. Aber aub in 
ſolchen Fällen müflen nach der ausnahmslofen Beftimmung des $. 204 Der 
CPO. Sachverftändige beigezogen werden. 

Wenn man bedenkt, daß der Richter vor der Vornahme des Augen: 
jcheines, bevor er noch den in Augenjchein zu nehmenden Gegenftand ge: 
jehen bat, nicht wiflen fann, ob zur Beurtheilung deſſelben, bejondere wiſ— 
jenfchaftlihe Kunft- und Sachfenntnifie oder nur gewöhnliche Kenntniſſe ers 
forderlich fein werden, wie. ſchwer im einzelnen Fällen oft Die Grenze zwilchen 
gemeinen und Fachkenntniſſen zu ziehen ift, und wie es fich faft bei jedem 
auch dem einfachiten Augenichein nicht jowohl um ein bloßes Anfchauen 
und Wahrnehmen mit gewöhnlihen Sinneswerkzeugen jondern um Ans 
fhauung mit dafür geübten Sinneswerkfeugen und um eine Beurtheilung 
nach gewifien Grundfägen handelt, zu denen ebenfalls beiondere Erfahrun— 
gen vorausgejegt werden, und wie ſehr der Augenichein durch Beiziehung 
von Sachverftändigen an Vollftändigfeit und Gründlichfeit gewinnt, jo wird 
man die ausnahmsloje Beitimmung des $. 204 der CPO. wohl gerechtfer— 
tigt finden. In den meiften Fällen ift jedoch der zu beurtheilende Gegen- 
ſtand von einer ſolchen Beichaffenbeit, daß das Gutachten über denjelben 
nur durch einen logischen Schluß gewonnen werden kann, deſſen Oberjag 
die Erfahrungsgrundfäse und Regeln einer gewiljen Kunſt und Wifjenichaft 
und dejien Unterfag die an dem Gegenitande wahrgenommenen finnlichen 
Merkmale find, deren Wahrnehmung felbit bisweilen eine bejondere Vorbils 
dung vorausfegt. Der Sachverftändige urtheilt in einem ſolchen Kalle, er 
jubfummirt ein thatlächliches Verhältnis unter die Regeln feiner Kunſt und 
Wiſſenſchaft. Man nennt ihn deshalb einen Richter über dieſes thatſächliche 
Moment (juder fach). 
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Man betrachtet in dieſer Beziehung die Sachverftändigen als die Ge— 
hilfen des Nichters, indem fie nämlich die unzureichende Wahrnehmungsgabe 
und Beurtheilungsfraft des Richters unterftügen und ergänzen. 

Snnerhalb dieſes Wirfnngsfreifes können fich die Sachverftändigen frei 
bewegen, nie dürfen fie jedoch ihre begriffsgemäße Stellung überfchreiten und 
fi) in eine Beurtheilung des Nechtes der Parteien, fomit in eine Subjums 
tion der thatfächlichen Werhältniffe unter die Grundfäge der pofitiven Nechtes 
einlafien. Letzteres fteht allein dem Nichter zu. Die EPO. fehreibt aus 
diefem Grunde vor, daß der Nichter den Sachverftändigen eine Beurtheilung 
des Nechtes der Parteien nicht zu geftatten hat. 

Das Gutachten der Sachverftändigen darf nach der Vorfchrift des Ges 
feges nur thatfächliche Berhältniffe zum Gegenftande haben und muß beftimmt 
und deutlich abgefaßt fein. So wie der Nichter fein Urtheil begründen muß, 
jo müffen auch die Sachverftändigen ihrem Gutachten eine Begründung bei— 
fügen, und dasjelbe mit den auf die vorhandenen thatfädhlichen Werhältniffe 
angewandten Negeln ihrer Wiflenfchaft, Kunft oder ihres Berufes unterftügen. 
Das Erfenntniß des Sachverftändigen und die Begründung bdefjelben find 
jomit die wejentlichen Beftandtheile des Gutachtens. Die Sachverftändigen 
bürfen in ihrem Gutachten nicht übereilt werden. Sie fünnen daſſelbe auch 
fchriftlich erftatten. 

ad 6) Der Nichter Hat die Sachverftändigen bei Bornahme ber Bes 
fichtigung zu lenfen und zu überwachen. Den SBarteien fteht e8 frei, hiebei 
Erinnerungen zu machen, und fo zur erfchöpfenden Erforfchung des Gegens 
ftandes beizutragen. Bei der Abfaffung ihres Gutachtens und der Begrüns 
dung defielben muß jedoch den Sachverftändigen freie Hand gelafien und es 
darf weder von dem Nichter noch von den Parteien ein Einfluß auf Das 
Zuftandefommen eines beftimmten Gutachtens ausgeübt werden. Sit jedoch 
einmal das Gutachten und defien Begründung zu Stande gefommen, fo fteht 
fowohl dem Nichter ald auch den Parteien eine Kritif diefes Gutachtens ins 
foferne zu, daß dasjenige, was in diefem Gutachten dunfel, zweideutig oder 
mangelhaft ift, gerügt und die Verbeſſerung diefer Gebrechen veranlaßt wer: 
den kann. Zu diefem Ende muß das Gutachten der Sachverftändigen noch 
vor dem Ende des Augenfcheines den anmwefenden Parteien vorgelefen werben. 

ad 7) Diefer Abſatz enthält die Vorfchrift über die Führung des “Bros 
tofoll8 bei der Augenicheinstagjasung. | 

In dem Schluffe defielben fpricht fich ein durch die Erfahrung begrüns 
detes Mißtrauen der Gefeßgebung gegen die Winfelbelohnungen der Sach— 
verftändigen durch die Barteien, welche fo leicht die Unparteilichfeit der Sachs 
verftändigen auf das Spiel jet, aus. (S. Anmerkung.) 


Anmerfung. 
(15 fr. Stänpel.) 
a ESG do m: LT 
vom 1. April 1853, 


aufgenommen von dem F. k. Bezirfsgerichte in Hermannftabt in der 
Wohnung des Hammersdorfer Gemeindevorftandes in Folge der 
Beicheide des k. k. Bezirfsgerichtes vom 11. März 1853, 3. 287 
und 13. März 1853, 3. 300, mit welchen in der Streitfache des 
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Zakob Hannenheim wider Ignaz Mayer, wegen Pachtſchillingsnach⸗ 
laß zur Erhebung des Umftandes: ob das von dem Geklagten ges 
vachtete Feld in Folge der eingetretenen Ueberſchwemmung gänzlich 
oder zum Theil unbrauchbar geworden ift, und in welchem Betrage 
fih im legteren Falle der Ertrag des Pachtgutes vermindert hat, 
die Vornahme des gerichtlichen Augenſcheins angeordnet und die 
Augenjcheinstagfagung auf den heutigen Tag anberaumt worden if. 


Gegenwärtige 


Von Seite des Gerichtes Bon Seite der Partei 
N. N, k. k. Bezirfsrichter Safob Hannenheim, als Kläger 
N. N., beeiveter Brotofollsführer. Ignaz Mayer, als Beklagter. 


Als Sachverſtändige: 


N. N., Wirthichaftsbefiger in Hammersdorf. 
N. N., Grundwirth in Hammersvorf, 


Die Sahverftändigen wurden zuvörderft ernftlih an die ihnen obliegenden Pflichten 
erinnert, ihnen hierauf die Heiligfeit des von ihmen abzulegenden Eides von Seite der 
Religion und die Strafbarfeit des Meineives von Seite des Strafgejeges vorgehalten, 
und fie hierauf nad Vorjchrift des $. 214 der CPO. beeidet. Den Sachverftändigen 
wurde hierauf der Beicheid des FE. f. Bezirfägerichtes vom 11. März 1853, 3. 287 
vorgelejen, und ihnen verdeutlicht. Hierauf begab fih die Commiſſion auf das von 
den Streitiheilen bezeichnete in Augenfchein zu nehmende Feld, woſelbſt der Augenfchein 
wie folgt vorgenommen wurde. Das von dem Geklagten N. N. gepachtete Feld des 
Klägers N. N. liegt unterhalb Hanımersdorf hart am Zibinfluffe zwifchen den Feldern 
des Franz N. und Ignaz N, Bauern aus Hammersdorf und wird auf der Geite ges 
gen diefes Dorf zu durch einen 3 Klafter hohen Damm begränzt. Das Feld, welches 
einen Flächenraum von 16 QDuadratflaftern umfaßt, ift auf der ganzen Oberfläche mit 
Flußſand und Steingerölle, welche Beitandtheile durch das ausgetretene Waſſer auf 
dafjelbe geführt wurden, bededt. Die Steine find durchgehende von der Größe der ge: 
wöhnlichen Flußiteine, der Sand von der Beichaffenheit des Flußjandes. 

Die Kommiſſion fand fih veranlaßt, an der dem Waſſer zumnächftliegenden Stelle 
des Feldes, in der Witte defjelben und an dem dem Damme zunächſt liegenden ents 
gegengefeßten Nande des Feldes eine Nachgrabung anzuftellen, um die Tiefe des Sans 
des zu erforjchen, und es ftellte fih Heraus, daß tie Eandfchichte überall eine Tiefe 
von mehr als drei Schuhen hatte, und daß ſich unter demfelben fein Humus, jondern 
durchgängig eine Lehmſchichte befindet. 

Nachdem auf diefe Art die Befichtigung des Feldes vorgenommen worden war, 
wurden die beiden Sachverſtändigen aufgefordert, über die Frage: ob das von ihnen 
befichtigte Feld zum Aubau gänzlih oder zum Theil unbrauchbar geworden ift, und in 
welchem Betrage fih im legten Fall der Ertrag des Pachtgutes vermindert hat, ein 
beftimmtes, deutliches und mit Gründen ihres Berufes unterjtüstes Gutachten abzugeben, 


Die Sachverſtändigen ertheilten hierauf mündlich folgendes 
Öutadten: 


Nach unjerem beiten Miffen und Gewiffen müffen wir uns 
dafür ausſprechen, daß biefes Feld zum Anbau gänzlih unbraud- 
bar geworden if. 


Begründung diejes Gutachtens. 


Durd die flattgefundene Ueberſchwemmung ift die probuftive 
Dberfläche dee Feldes gänzlich vernichtet worden. Die Oberfläche 
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befjelben befteht, wie es der Augenfchein dargethan hat, aus Sand, 
Steinen und Lehm, und ein folder Boden Fann nad) öfonomifchen 
Orundjügen zum Anbau nicht verivendet werben. 

Den Parteien wurde das mündlich abgegebene Gutachten 
ber Sadywverftindigen vorgehalten, worauf fie erflärten, dafi fie 
hiezu nichts zu bemerken haben. 

Hierauf wurde das Protokoll vorgelefen, und alljeitig als 
richtig aufgenommen beftätigt und gefertigt. 


(Folgen die Unterfchriften.) 


8.248. 
Weiteres Verfahren nah aufgenommenem Augenſchein. 
Nach beendigtem Augenfchein ift fogleich das Urtheil zu fehöpfen. 
Don dem, über denfelben aufgenommenen Protokolle und dem Gut— 
achten der Sacverftändigen find den Parteien auf Verlangen Ab— 


ſchriften auszufertigen. Auch ift ihnen die Einficht der Original» 
Acten gejtattet. 


Die Vorſchrift diefes Paragraphs: daß nach beendetem Augenfchein 
jogleich das Urtheil zu schöpfen ift, feßt voraus, daß der Augenichein nach 
gejchlofjener Verhandlung angeordnet worden if. Das Wort jogleich deutet 
Darauf hin, daß e8 den Barteien nicht gejtattet ift, Uber den vorgenommenen 
Augenjchein noch Beweisfchriften zur Ausführung jener Behelfe, welche fte 
aus dem Augenjcheine ziehen zu können glauben, zu wechleln. Wohl aber 
fteht den Parteien das Recht zu, von dem aufgenommenen Protokolle Ab- 
Ihriften zu verlangen. Auch fteht ihnen die Einſicht dev Originalakten zu. 


$°. #16. 
Beweisfraft des Gutachtens der Sahverftändigen. 


Der einhellige Ausfpruch zweier Sachverftändigen hat über bie 
Beichaffenheit des Gegenftandes, worüber der Augenfchein angeordnet 
war, volle Beweisfraft. Sind fie verfchiedener Meinung, fo ents 
jcheidet, in fofern nicht etwa bei angegebenen verſchiedenen Geldſum— 
men nach Ermeſſen des Nichters eine Mittelgahl angenommen werben 
kann, das Gutachten des, zu Folge des $. 207 benannten, dritten 
Sachverſtändigen, mit deffen Zuziehung in diefem alle der Augen» 
bein fortzujegen, oder nochmald vorzunehmen ift. 

Hätte jeder der Sachverftändigen eine eigene Meinung, jo joll 
der Nichter den Augenfchein mit Zuziehung anderer, von den Par— 
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teien gewählter, oder, wenn jich dieſe ſich darüber nicht vereinigen, 
von ihm ſelbſt benannter Sachverſtändigen nochmals vornehmen und 
das Gutachten der mehreren Stimmen der Entſcheidung zum Grunde 
legen. 

Außer diefen Fällen findet eine Wiederholung eines geſetzmäßig 
vorgenommenen Augenſcheines nicht Statt. 


Diefer Paragraph handelt von der Beweisfraft des Gutachtens ber 
Sachyerftändigen, ertheilt befondere Vorfchriften für den Fall einer Meinungs» 
verichiedenheit zwijchen den Sachverftändigen und über die Zuläfligfeit einer 
Wiederholung des Augenſcheins. 

Nach der Civilprozeßordnung hat der einhellige Ausſpruch zweier 
Sachverſtändiger über die Beſchaffenheit des Gegenſtandes, worüber der Aus 
genjchein angeordnet war, volle Beweiskraft, d. h. dev Nichter iſt genöthigt, 
die durch das einhellige Gutachten zweier Sachverftändigen fonjtatirte That— 
fache ohne Nüdficht auf feine innere Ueberzeugung für wahr zu halten. 

Nach franzöftiihem Prozeßrechte (Art. 323 Code de procedure eivile) 
ift die innere Ueberzeugung des Richters auch an ein jolches Gutachten nicht 
gebunden. — 

Zur Löſung der Schwierigkeit, welche im Falle der Meinungsverſchie— 
denheit der Sachverftändigen entfteht, Haben die verichiedenen Gejeggebungen 
auch verichiedene Wege eingeichlagen. 

Das franzöſiſche Geſetz enthält hierüber im Art. 318 des Code 
de proced, civ. folgendes: Les experis dresseront un seul rapport; ils 
ne formeront quun seul aris a la pluralite des voix. Ils indiqueront 
neanmoins, en cas des difjerens, les molifs des divers avis, sans faire 
cornaäre quel a eie l’aris personel de chacun d’ eux. (Die Sabyerftän- 
digen werden nur Einen Bericht erfiatten; fie werden nach der Mehrheit 
der Stimmen nur Ein Gutachten abgeben. Sie werden nicht$ deſtoweniger 
im Falle eines: Zwiefpaltes die Gründe der verfcbiedenen Meinungen ange— 
ben, ohne jedoch bemerflich zu machen, welches die perjönliche Meinung eines 
jeden von ihnen gewejen jel.) 

Das franzöfiiche Gefeg, welches die innere Ueberzeugung des Richters 
als oberſtes Princip angenommen, und fich bloß damit begnügt hat, Die 
Wege vorzuzeichnen, auf welchen der Richter zur Ueberzeugung gelangt, hat 
für den Fall der Meinungsverihiedenheit feine den Richter bindenden Bor 
jchriften ertheilt. Der Beurtheilung des Richters ift es überlaſſen, die An- 
fichten der Sachyerftändigen nach ihren Gründen zu prüfen und darnach jeine 
Ueberzeugung feitzuftellen. Es ſteht in der Macht des Richters alle Gut- 
achten der Sachverftändigen unbeachter zu laſſen und feine Heberzeugung auf 
andere Momente zu gründen. 

Der $. 549 der badnifchen Prozegordnung fchreibt vor: Wenn die 
Sachverſtändigen unter fich uneinig find, jo hat der Richter nicht unbedingt 
der Meinung der Mehrheit beizutreten, jondern nach den beim Widerſpruch 
der Zeugen geltenden Regeln, mit Erwägung der Gründe der Meinungen 
und des Grades der Nollfommenbeit der Kunftfenntnifie dev Sachverftändi- 
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en das Gutachten zu prüfen und darnach ben Vorzug zu beftimmen. Im 
Kalte der Dunfelheit, oder des Widerfpruches, oder wo ber Nichter der Ans 
ficht ift, daß dad ausgefprochene Gutachten aus ben angegebenen Vorder» 
fügen nicht folge, kann er die Sacverftändigen noch einmal vernehmen, um 
geeignete Aufklärung zu erhalten, und wenn dieſe durch ihre Vernehmung 
nicht zu erhalten ift, neue Sacverftändige beiziehen. — Wie aus diefen Bes 
ftimmungen hervorgeht, geftattet das badnifche Geſetz dem Nichter im Falle 
einer Meinungsverjchiedenheit der Sacjverftändigen eine ziemlich ausgedehnte 
Beurteilung des Gutachtens berfelben, ohne jedoch fo weit zu gehen, wie 
das franzöfiiche Necht. 

v. Gönner hat in feinem Entwurfe einer Prozeßordnung für das 
Königreich Baiern die Schwierigkeit dadurch Löfen zu fönnen geglaubt, daß 
er die Beiziehung einer größern Anzahl von Sachverftändigen in Antrag 
brachte und im Falle einer Meinungsverichiedenheit die Mehrheit der Stim— 
men, im alle fih aber die Stimmen gleich theilen würden, das Gutachten 
anderer Sachverftändigen entjcheiden ließ. 

Unfere Givilprozeßordnung hat für den Fall der Meinungsverfchiebens 
heit der Sachverftändigen folgende Grundſätze aufgeftellt: 

1) In dem Falle der Meinungsverfchiedenheit der Sachverftändigen 
ibt die Meinung des Obmannes, mit deſſen Zuziehung der Augenfchein 
* oder nochmals vorzunehmen iſt, den Ausſchlag. 

2) Ereignet es ſich jedoch, daß der Obmann der Sachverſtändigen 
keiner der früher aufgeſtellten Meinungen ſeiner Kollegen beipflichtet, ſondern 
eine dritte beſondere Meinung aufſtellt, ſo iſt der Augenſchein mit Zuziehung 
anderer, von den Parteien gewählter, oder, wenn ſich dieſe Darüber nicht 
vereinigen, von dem Nichter ernannter Sacverftändiger nochmals vorzuneh— 
men, und das Gutachten der mehreren Sachverftändigen der Entfcheidung 
zu Grunde zu legen. Das Gefet jet ald zweifellos voraus, daß auf Diefe 
Art eine Mehrheit der Stimmen für eine Meinung zu Stande fommt. Es 
bleibt jedoch allerdings möglich, daß die neuen Sachverftändigen fich wieder 
jeder zu einer andern Meinung befennen. 

In diefem Falle, möge die Meinung des Einzelnen nun eine neue 
Meinung fein, oder mag fich jeder der neuen Sachverftändigen zu einer ans 
dern bereits früher aufgeftellten Meinung befennen, ift feine Stimmenmehr- 
heit vorhandın. In einem folhen Sal hat der Richter alles aufgeboten, 
wozu er nach dem Gefege berechtigt ift, um den aus der Meinungsverjchies 
denheit der Sachverftändigen entftandenen Zweifel zu löfen. Da dieſes defjens 
ungeachtet nicht gelungen ift, fo fann die Tharfache, welche durch den Augen 
fchein erwieſen werden follte, nicht als erwiejen betrachtet werden und Der 
Richter muß demnach ohne NRüdficht hierauf den Prozeß entjcheiden. 

Wenn die Meinungsverfchiedenheit der Sachverftändigen nur Quan— 
titäten zum Gegenftande hat, fo fann nach dem Ermeſſen des Richters bie 
Entfheidung im arithmetifchen Wege erfolgen, in dem eine Durchichnittszahl 
aus den von den Sachverftändigen angegebenen Zahlen gebildet wird. Der 
Richter kann jedoch auch in einem folchen Falle, wenn er es bei der allzu 

voßen Differenz, welche zwifchen den von den Sachverftändigen behaupteten 
8 ablen befteht, gewagt finden würde, das ftarre Gefeg der Ziffer entiheiden 
zu laffen, die in dem $. 216 der CPO. als Regel aufgeftellten Vorſchriften 
in Anwendung bringen 
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Einen andern Fall der Wiederholung des Augenfcheins enthält der 
8. 110 der CPO. — 


$. 217. 
Koften des Augenfheines. 


Die Koften des Augenfcheines hat der Beweisführer mit Vor— 
behalt des Erſatzes vorzufchießen. Der Betrag des Vorjchuffes wird 
nöthigenfall3 von dem Richter beftimmt. 

Wenn der Augenfchein beiden Iheilen zum Vortheile gereicht, 
kann der Gegner angewiejen werden, die Hälfte des Vorſchuſſes bei 
DBermeidung der Erecution jogleih zu erlegen. Wie viel den Sad» 
verjtändigen als Belohnung ihrer Bemühungen gebühre, muß jedes» 
mal mit Genehmigung des Gerichtes feitgejegt werden. Es wird 
ihnen verboten, unter wa3 immer für einem Vorwande ein Mehre- 
res anzunehmen. 

er vor oder nach abgegebenem Gutachten dieſer Vorſchrift 
zuwider Handelt, wird dadurch für immer unfähig, einem gerichtlichen 
Augenjchein als Sachverftändiger beizumohnen, und verfällt nad 
Umftänden in die, durch dad Strafgefegbuch oder andere Verordnun— 
gen auf die Annahme unerlaubter Gefchenfe und ben falſchen Eid 
gejegten Strafen. 


$. 218. 
Rechtsmittel gegen das pflihtwidrige Benehmen der Sahverftändigen 
MWird ein Sachverftändiger durch ein Griminal-Urtheil eines bei 
Erftattung feines Gutachtens begangenen Meineides ſchuldig erfannt, 
jo finden die im $. 203 ertheilten DVorfchriften ihre Anwendung. 
Auch außer diefem Falle Haben Sachverftändige den, durch ihr Ver- 
Ihulden zugefügten Schaden zu erfegen. 


5. 219. 
Anwendung obiger Borfhriften auf geridtlide Schätungen. 


Die Vorſchriften ded gegenwärtigen Hauptſtückes gelten au 


270 


für die gerichtlihen Schäßungen beweglicher und unbeweglicher Gü— 
ter, fie mögen zu was immer für einem Zwecke angefucht werben. 


Unter einer gerichtlichen Schätzung verfteht das Gefeß Die unter 
der Leitung des Gerichtes und mit Zuziehung von beeideten Schäßmeiftern 
vorgenommene Beftimmung des Werthes einer beweglichen oder unbeweglichen, 
ſchätzbaren Sache durch Gleichſetzung dieſes Werthes mit einer beftimmten 
Geldſumme. Der durch eine Summe Geldes beftimmte Werth einer Sache 
heißt ihr Preis. 

Nach national-öfonomiichen Grundfägen unterfcheidet man folgende 
zwei Arten des Begriffes: Werth. 

a) Den Gebrauchswerth, d. i. der Grad der Tauglichkeit eines 
Gutes, dem Befiger durch die Benügung defjelben zu einem gewiffen Zweck 
einen Vortheil zu gewähren. 

b) Den Verkehrswerth (Taufchwerth), welcher in der Tauglich- 
feit einer Sache befteht, ihrem Beftger durch Hintangebung derfelben Güter 
anderer Art zu verichaffen. Das Wafjer 3. B. hat einen verhältnigmäßig 
ſehr großen Gebrauchswerth und einen jehr geringen Berfehrsmwerth, während 
Dagegen der Diamant einen verhältnigmäßig jehr großen Berfehrsmwerth, da— 
gegen aber einen jehr geringen Gebrauchswerth hat. Wiewohl der Verfehrs- 
werth nicht ganz unabhängig von dem Gebrauchswerthe ift, fo hat es bie 
aägung Doch vorzugsweiſe nur mit der Beftimmung des Verkehrswerthes 
zu thun, 

Man unterfcheidet ferner einer abftraceten und fonfreten Werth. 
Der abjtracte Werth ift der Werth ganzer Gattungen und Arten von Gütern, 
3. B. des Getreides, des Eifens u. f. w. Der Werth einer einzelnen be— 
ftimmten Sache bildet den Fonfreten Werth. Die Schäßung hat es immer 
mit der Beftimmung des Fonfreten Werthes zu thun. 

Der Nutzen, den eine Sache mit Nüdficht auf Ort und Zeit gewöhn— 
ih und allgemein leiftet, bildet den ordentlichen und gemeinen Gebrauchs 
werth derfelben, wird dagegen auf den befondern Nugen Nüdficht genommen, 
den eine beftimmte Sache ihrem Beſitzer mit Rückſicht auf deſſen perfönliche 
Verhältnifie oder durch ihre zufälligen Eigenfchaften leiftet, jo entjteht der 
Werth der befondern Borliebe. 

Die Beftimmung des ordentlichen Werthes einer Sache bildet den 
ordentlihen und gemeinen Preis, die Beitimmung des Werthes 
der befondern Vorliebe den außerordentlichen Preis. — 

Der Preis eines Gutes, welches der Beſitzer veräußert, wird zwar 
zunächft durch das Uebereinfommen der Betheiligten beftimmt, denen bei diejer 
Beftimmung feine pofitiven Schranken gezogen find, e8 wäre denn, daß ed 
fich um gejeglich limitirte Gegenftände handelt. 

Injofern follte man glauben, daß eine Beftimmung des Preifes eines 
Gutes a priori, durch Schägung, unmöglich ift. Dieß wäre allerdings, 
wenn e8 nicht gewiffe allgemeine Gründe geben würde, die in der Regel den 
Preis eines Gutes beftimmen. 

Nach nationalsöfonomifchen Grundfägen wird der Preis eines Gutes 
durch folgende drei Momente beſtimmt: 
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1) Durch den Nugen, den dafjelbe gewährt. 


2) Durch die Koften, die mit der Hervorbringung oder Anfchaffung 
desjelben verbunden find, und endlich 

3) Durch die Konkurrenz des Angebotes und der Nachfrage nach dies 
jem Gute. 

Offenbar wird dasjenige Gut, welches einen höheren Nuten gewährt, 
einen größern Preis haben, als dasjenige, das nur einen geringeren Nuten 
gewährt. Die Koften der Hervorbringung und Herbeifchaffung haben einen 
bedeutenden Einfluß auf die Größe des Preiſes, und es läßt fich ald Regel 
annehmen, daß Fein Verfäufer geneigt jein wird, Die von ihm hervorgebrachte 
Sache mit Verluft bintanzugeben und daß fein Käufer eine Sache, die er 
fih anderwärts mit geringeren Koften verichaffen kann, mit größeren 
Koiten an fich bringen wird. 

Mährend der Nugen, den eine Sache gewährt, und die Koften der 
Herbeiſchaffung derjelben gewiſſermaßen den innern Werth einer Sache aus— 
machen, wird der Äußere Werth derjelben durch die Concurrenz des Ange— 
botes und der Nachfrage bejtimmt. Durch die Concurrenz des Angebotes 
und der Nachfrage hat fih für die meiften Güter im Verkehr ein gewiffer 
gleichförmiger Preis feftgefegt, welcher der Marftpreis, der ordentliche 
reis (prix courant) genannt wird. 

Die Schätzung Hat es in der Regel nur mit der Beitimmung des 
Marktpreifes eines Gutes zu thun, d. h. die Schägleute haben denjenigen 
Preis einer Sache anzugeben, um welchen eine Sache nach den Verfehrs- 
verhältnifien eines beftimmten Ortes und einer beftimmten Zeit gewöhnlich 
gefauft und verfauft wird, und Diejer Preis wird im gewöhnlichen Werfehr 
als der vollgültige Stellvertreter des Gutes angejehen. — Ich hielt es für 
nothwendig, Dieje allgemeinen national-öfonomiichen Grundfäge den beiondern 
Beitimmungen unjerer Civilprozegordnung, welche auf jene gebaut find, vor: 
anzuſchicken. 

Die Vorſchriften über die gerichtlichen Schätzungen gelten nicht bloß 
für Schätzungen von Sachen im Streitverfahren, ſondern überhaupt für alle 
Schätzungen, ſie mögen zu was immer für einem Zwecke angeſucht werden. 


$. 220. 


Werden Schägungen außer dem Falle des Prozeſſes, der Exe— 
eution oder des Concurſes vorgenommen, jo find die Kunftverftändi- 
gen von dem Gerichte von Amtswegen und ohne Rüdficht auf den 
Vorſchlag der Parteien zu mählen. Auch zu Schätzungen diejer 
Art jind jedoch alle Betheiligten sorzuladen. 

Diefer Paragraph enthält eine Ausnahme von den über die Wahl der 
Sachverftändigen im $. 207 und 210 der END. aufgeftellten Grundiägen 


für den Fall, wenn eine Schägung außer dem Fall des Prozeſſes, der Ere- 
eution oder des Goncuried vorgenommen wird, 
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$. 221. 


Schätungen, welde auf Anfuchen des Gigenthümerd eines Gu— 
te8, außer den im Gejege namentlich angeführten Fällen und ohne 
daß ein Prozeß anhängig wäre, vorgenommen werben, fünnen gegen 
einen im vorhinein davon nicht verftändigten Dritten von Feiner 
Wirkung fein. 

Es verfteht fich von ſelbſt, Daß die Schägungen, von denen dieſer Pas 
ragraph handelt, gegen den davon nicht verjtändigten Dritten nur dann ohne 


Wirkung find, wenn fich der Dritte diefe Schägung nicht ausbrüdlich oder 
ſtillſchweigend gefallen läßt. 


5, 222. 


Die Gerichte haben auf die Wahl tauglicher und gewifjenhaf- 
ter Schäßmeijter die größte Sorgfalt zu verwenden, und wenn ihnen 
bie Eigenjchaften, Kenntnijfe und Vermögensumſtände der Berfonen, 
die zu Schäßmeijtern benannt werden jollen, nicht ohnehin zuver— 
läßig befannt find, darüber auf geeigneten Wegen Erfundigungen 
einzuziehen. Vorzüglich muß Bedacht darauf genommen werden, für 
Schätzungen unbewegliher Güter unter die Schäßmeifter auch Guts— 
befiger von Einfiht und Erfahrung aufzunehmen. Minderjährige, 
unter Curatel ftehende, oder in Concurs verfallene Perſonen jollen, 
und zwar letztere auch nach beendigtem Concurſe, nie als Kunpt- 
verftändige zu einer gerichtlichen Schätzung gebraucht werben. 


$. 223. 


Gin bereit3 für beftändig verpflichteter Schäßmeifter, der in 
Goncurd verfällt, oder auch nur in einem einzigen Falle dur ein 
auffallendes Mißverhältniß des, in feiner Schätung angegebenen 
MWerthed zu dem, in der Folge für das Gut eingegangenen Kaufe 
jchillinge verdächtig wird, ift fogleich wieder zu entfernen. 


Das Beftreben unferer Gefeggebung ift, wie die beiden ebenangeführs 
ten und die folgenden Paragraphe beweifen, dahin gerichtet, den Schägungen 
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den größtmöglichen Grad der Zuverlägigfeit zu verschaffen, und Dadurch Die 
jchreienden Webelftände, welche durch unzuverläßige Schägungen für Die 
Sicherheit des Verkehrs und der Privatrechte entjtehen, zu bejeitigen. 

Als erſtes Mittel zu dieſem Zweck betrachtet das Gefeg: die Auswahl 
folder Sachverftändiger, welche duch ihre Sachkenntniß, ducch die Gewiſſen— 
haftigfeit, Redlichfeit und Unparteilichfeit ihres Charakters, fo wie durch ihre 
im guten Stand befindlichen VBermögensverhältnifie genügende Garantien für 
die Erreichung dieſes Zwedes zu bieten im Stande find. 


$. 224. 


Die Kunftverftändigen haben alle einzelnen Beitandtheile des 
Gutes, ſelbſt wenn fie ihnen vorher jchon befannt gewejen wären, 
in Gegenwart der Gerichtöperjonen genau zu bejichtigen und zu uns 
terſuchen. 


2.1228. 

Alle Urkunden, Rechnungen, Amtsbücher und Riffe, die zur 
richtigen DBeurtheilung des MWerthes des Gutes dienen, müjjen her» 
beigejchafft werden, wofür die Schätleute jowohl, als die Parteien 
zu jorgen und nach Erforderniß die Unterftügung des Gerichtsabge— 
ordneten dazu in Anfpruch zu nehmen Haben. Diejfe und andere 
Hilfsmittel find zur Grleichterung einer richtigen Schätzung zu be= 
nügen, Gränzen-, Beſitz- und Ortsverhältnijfe, wenn es nothwendig 
it, durch Vernehmung der Nachbarn oder Anderer, die darüber zu— 
verläßige Auskunft zu geben willen, in das Klare zu fegen. 

Immer muß der bei den zwei legten Belisveränderungen an— 
genommene Werth de3 Gutes, joweit er aus öffentlichen Büchern, 
oder andern zuverläßigen Quellen befannt ift, angezeigt, und wenn 
das Gut früher ſchon gejchäßt, oder in die Steuerregijter eingetragen 
ift, der in der letzten Schäßbung, oder aus dem neueſten Steuer- 
Katafter zu entnehmende Werth angezeigt werden, 


Eine vollftändige und umfafiende Kenntniß des zu fchäßenden Gegen- 
ftandes durch genaue Beftchtigung und Unterfuchung deſſelben, eine Benüsung 
aller vorhandenen Behelfe, welche über den Werth defjelben Aufichluß zu 
geben im Stande find, und wozu insbejondere der bei frühen Befigverän- 
derungen ermittelte Werth des Gutes gehört, find ein weiteres Erforderniß 
einer zuverläßigen Schäßung. 


18 
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Das Geſetz fucht dieſe Bedingungen durch die in den beiden ebenan- 
geführten Paragraphen ertheilten Vorfchriften, für deren Befolgung der Rich— 
ter zu wachen hat, herbeizuführen. 


$. 226. 


Die Schätungs-Urfunde muß ohne überflüffige Weitläufigfeit 
eine genaue Bejchreibung des Gutes nach feinen einzelnen Beftand- 
theilen enthalten, alle Verhältniffe, welche den Werth deſſelben er- 
höhen oder vermindern, Klar anzeigen, über die Gründe des Aus- 
Ipruches der Schätleute und über den, bei der Berechnung bes 
MWerthes angenommenen Maßſtab alle erforderliche Aufklärung ge— 
ben; fo daß jeder Sachverftändige aus der Befchreibung des Gutes 
den Werth deſſelben ſelbſt beurtheilen Fann. 

Insbeſondere muß bei Grundſtücken nah Möglichfeit der Flä- 
heninhalt und der höhere oder geringere Grad der Güte; bei Ge- 
binden, Größe, Beichaffenheit, Bauart und gegenwärtiger Zuftand 
derjelben angegeben werden. 


Sp wie beim Augenfchein der in Augenfchein zu nehmende Gegenftand 
im Augenicheinsprotofoll genau befchrieben werden muß, fo muß auch bei 
Schägungen der abzufchäsende Gegenftand im Schäßungsprotofolle genau 
nach jeinen einzelnen Bejtandtheilen befchrieben erfcheinen, insbejondere müſſen 
alle VBerhältnifje, welche den Werth deffelben erhöhen oder vermindern, Klar 
angezeigt werden. | 

Derlei bejondere Verhältniffe, welche auf den Werth eines unbeweg— 
lihen Gutes einen Einfluß ausüben, find 3. B. die Lage und der Stand— 
ort dejielben, welcher den Ertrag und die Verwerthung defielben erhöhen oder 
vermindern kann. Ein Haus in einem belebten und ftarf befuchten Stadttheil 
wird Durch feine Lage wejentlih vor einem andern begünftigt, welches in 
einem entfernten, wenig befuchten Stadttheile gelegen iſt. So ift es auch 
bei Grundftüden, auf deren Preis die Lage derfelben, die den Abjab der 
Erzeugniffe des Bodens begünftigt oder verhindert, einen ungemein großen 
Einfluß hat. Grundftüde in der Nähe einer volfreichen Stadt, an Eifen- 
bahnen, an der Nähe guter Heerftragen werden immer einen größeren Werth 
haben, als abjeits gelegene, fchwer zugängliche Gründe. Einen nicht gerin- 
geren Einfluß hat die fubftantielle Beichaffenheit des Bodens, welche die 
Dualität und Quantität der darauf gedeihenden Gewächje befördert oder 
hemmt, und eben jo auch die mit der Benüsung des Bodens verfnüpften 
Berlufte und Gefahren, 3. B. Ueberſchwemmungen und die Koften der da— 
gegen angewendeten Schußmittel. 

Sp wie die Sachverftändigen verpflichtet find, ihr Gutachten zu be- 
gründen, jo müflen auch die Schäßmeifter ihr Gutachten über den Werth 
des Gutes mit den in der Beichreibung des Gutes enthaltenen Daten begründen, 
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In jeder Schätung ift der gemeine Werth des Gutes, das ift 
der ordentliche Preis, um dem es zur Zeit der Schäbung verfauft 
werden kann, anzugeben. 

Es darf daher nie die mindefte Rückſicht darauf genommen 
werden, zu welchem Gebrauche die Schätung beftimmt ift. 

Wenn das Gericht aus befonderen Gründen nothwendig findet, 
nicht den gegenwärtigen Werth eines Gutes, fondern denjenigen, in 
dem e8 in einem beftimmten früheren Zeitpunkt geftanden ift, oder 
anftatt des ordentlichen, den in befondern Verhältniſſen gegründeten 
außerordentlichen Werth einer Sache von den Schäßleuten angeben 
zu laſſen, jo muß dieſes in dem Befcheide, wodurch die Schäkung 
bewilligt wird, klar ausgedrückt und die deßhalb getroffene gericht- 
liche Verfügung in der Schätzungs-Urkunde angeführt werden. 

Aus diefem Paragraph ift deutlich zu entnehmen, daß jede Schägung 
in der Regel die Ermittlung des Marftpreifes des zu fchägenden Gutes zur 
Zeit der Schäßung zum Gegenftande hat. 

Der Umftand, zu welhem Zwede eine Schäsung vorgenommen wird, 
hat auf den Preis eines Gutes offenbar feinen Einfluß, und das Gefeß 
hat fich, wahricheinlih in Anbetracht der Unzufömmlichkeiten, welche fich 
Dadurch ergeben haben, daß die Schäßleute bei ihren Schägungen auf den 
Zweck, zu welchem eine Schägung vorgenommen wird, Nüdficht nahmen, 
veranlagt gefunden, insbefondere vorzufchreiben, daß nie die mindefte Rückſicht 
darauf genommen werden darf, zu welchem Gebrauche die Schäßung be— 
ftimmt ift. 

Wenn es fih um die Beftimmung des Preiſes Handelt, in welchem ein 
Gut in einem beſtimmten früheren Zeitpunft geftanden ift, oder um die Be— 
flimmung des außerordentlihen Breifes, fo muß diefes fowohl in dem Be- 
jcheide, wodurch die Schägung bewilligt wird, als auch zur Verhütung eines 
jeden Mipbrauches, in der Schägungsurfunde klar ausgedrückt werden. 


$. 228. 


Sruchtbringende Güter find nach dem Erträgniffe zu fchägen. 

Die erzeugten Früchte und die Preife vderfelben find in der Regel 

nah dem Durchſchnitte der letztverfloſſenen ſechs Jahre anzufegen, 

und davon jämmtliche Auslagen abzuziehen. Der Neft ift nach dem 

Mapitabe zu Capital anzufchlagen, welcher bei Gütern gleicher Art 

gewöhnlich beim Berfaufe angenommen wird. Iſt das biöherige 
18* 
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Grträgniß aus zuverläfiigen Quellen nicht befannt, jo muß von den 
Kunfiverftändigen bejtimmt werden, wie viel das Gut in feinem 
gegenwärtigen Zuftande bei regelmäßiger Benützung im Durchfchnitte 
an reinen Ginfünften abwerfen fünne, 

Der Preis der Früchte ift dabei auf den Betrag zu beftimmen, 
um den jie im Durchichnitte an dem Orte, wo das Gut liegt, 
verfäuflih waren, Sind zwar Nechnungen vorhanden, aber dieſe 
entweder wegen Verdachts unrichtiger Angaben, oder wegen jchlechter 
Verwaltung, insbefondere bei Wäldern wegen unmäßigen Holzſchla— 
ges, oder aus andern Gründen zur Beftimmung des Fünftigen reinen 
Erträgniſſes gar nicht, oder nur mit der nöthigen Berichtigung zu 
gebrauchen, oder läßt fich die Ginnahme, bejonderer Verhältniſſe 
wegen, nach einem jechsjährigen Durchichnitte nicht zuverläßig be- 
rechnen, jo ift hierüber in der Schäßungs-Urfunde nähere Aufklärung 
zu geben. Gine mögliche Erhöhung des Grtraged durch neue Un— 
ternehmungen, durch eine wefentlihe Abänderung in der Benützung 
des Gutes, oder durch DBerbefjerungen, die mit bedeutenden Koften- 
aufwande verbunden, und von unficherem Erfolge find, darf nie in 
Anſchlag gebracht werden. 

Es ift eine Crfahrungsthatfache, daß der ordentliche Preis fruchtbrin- 
gender Güter vorzüglich durch den Neinertrag derjelben beftimmt wird. 
Die Gefeßgebung hatte daher vollen Grund, vorzufchreiben, daß die Schäßs 
meifter bei Abſchätzung eines fruchtbringenden Gutes den Neinertrag deſſelben 
al8 Grundlage ihrer Beurtheilung zu nehmen haben. 

Diefer Paragraph enthält die nähern Beftimmungen, wie der Rein— 
ertrag fruchtbringender Güter, welcher, wenn die legteren Grundſtücke find, 
Grundrente genannt wird, zu ermitteln, und ald Grundlage der Schäßung 
in Anfchlag zu bringen ift. 

Um den Reinertrag zu ermitteln, hat die Givilprozegordnung fol- 
gendes vorgefchrieben: Vor Allen muß der Nohertrag (Bruttvertrag) 
des fruchtbringenden Gutes, d. h. derjenige Ertrag ermittelt werden, welchen 
das Gut wirklich geliefert hat, oder welcher bei der Iandesüblichen Bewirth— 
fhaftung und Pflege des Gutes mit Nüdficht auf deſſen Befchaffenheit und 
Lage aus demfelben hätte gewonnen werden fönnen. 


Um bei Ermittlung des wirklich ftattgefundenen Nohertrages mit Zus 
verläßigfeit zu Werke zu gehen, ift vorgefchrieben, daß der Rohertrag ber 
erzeugten Früchte und der reife derfelben nach dem Durchichnitt der letzt— 
verfloffenen Wirthfchaftsperiode von 6 Jahren in Anfchlag zu bringen ift. 
Der Preis der Früchte ift dabei auf den Betrag zu beftimmen, um den fie 
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im Durchfehnitte an dem Orte, wo das Gut liegt, verfäuflih waren. Bon 
dem auf Ddiefe Art ermittelten NRohertrage werden die Steuern und Abgaben, 
ferner die Kultur- und Wirthichaftsfoften, als da find: die Zinfen des ftes 
henden- und Betriebsfapitals; der Aufwand für die Unterhaltung des Wirth; 
fchafts-Inventariums, für Gefindelohn, für das Saatforn, die Erndtefoften, 
überhaupt der ganze zur Erzielung des Nohertrages nöthige Aufwand abge: 
zogen und hieducch der Neinertrag feftgeftellt. Diefer Neinertrag wird nad) 
dem bei Gütern gleicher Art beim Verkauf gewöhnlich angenommenen Maß- 
ftab zu Capital veranfchlagt, 3. B. wenn dieſer Maßſtab zu 5 Percent ans 
genommen wird, mit 20 multiplicirt, und das Produkt liefert den ordentlichen 
Preis des zu fehäßenden fruchtbringenden Gutes. 

Läßt fich weder der Nohertrag, noch der Neinertrag wegen Mangels 
an zuverläßigen Rechnungen oder wegen bejonderer Verhältnifie aus den 
über die bisherige Benützung des Gutes vorhandenen Daten ermitteln, jo it 
hierüber in der Schägungsurfunde nähere Aufklärung zu geben, und es ift 
hervorzuheben, warum 3.8. yon den vorhandenen Rechnungen fein Gebraud) 

emacht werden Fonnte, oder warum von dem bisherigen Neinerträgnig mit 
Bunerläßigfeit nicht auf das Fünftige Neinerträgniß gejchlofien werden kann. 

Diefer Fall Fann fich insbefondere bei Wäldern wegen bisherigen uns 
mäßigen Holzichlages ereignen. In der Forſtwirthſchaft liegt nämlich wegen 
deren Eigenthümlichkeit für den Beftger Die Berfuchung nahe, von der regel 
mäßigen und forftwifjenichaftlichen Benüsung Umgang zu nehmen, und durch 
Berminderung der ftehenden Holzmaffa auf Koften dev Nachhaltigkeit (Ue— 
berhauen) eine baldige Einnahme fich zu verfehaffen. 

Ein folches Verfahren wirft zwar dem Beſitzer augenblidlich einen 
größeren Vortheil ab, allein es vermindert den fünftigen Neinertrag bes 
Maldbodens. So kann e8 gefchehen, daß der zufünftige Neinertrag eines 
Waldes nach der vorhandenen Holart, Umtriebs-Zeit, Benützungsweiſe und 
dem gegebenen Holzbeftand beträchtlich unter demjenigen ftehen Fann, welcher 
möglich wäre, wenn man den Wald bisher forftmäßig benutzt hätte und daß 
eine geraume Zeit verftreichen kann, bis die Folgen der Ichlechten Wirthichaft 
befeitigt find. In einem folchen Fall bleibt den Schäßmeiftern nichts übrig, 
als daß fie bei Beltimmung des Neinerträgnifies auf den gegenwärtigen 
Stand der Waldung Rückſicht nehmen und nach diefem das künftige Rein- 
erträgniß bei regelmäßiger Bewirthichaftung beftimmen. 

Die eben entwicdelten Grundfäge müffen auch auf die Abſchätzung von 
Wohngebäuden in Anwendung gebracht werden, denn auch diefe find frucht— 
bringende Güter, weil fte ein Erträgniß abwerfen. Bei Wohngebäuden ift 
der wirklich bezogene Miethzind oder jener, welcher nach dem Berhältniffe 
des Orts Dafür bezogen werden kann, zum Mapftabe der Schätzung zu 
nehmen. 

Bon dem rohen ermittelten Zinserträgniffe der Häuſer werden ſämmt— 
liche Auslagen abgezogen. Hieher gehört der Abichlag: 

a) Kür die größeren Neparaturskfoften und für die mit dev Zeit un- 
vermeidliche Verſchlechterung der Gebäude. 

b) Für die Verficherungsfoften und endlich 

c) Kür die auf dem Haufe ruhenden Laften, Steuern und Gaben. 


Iſt auf diefe Art dev Reinertrag ermittelt, fo muß nach Diefem und 
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mit Ruͤckſicht auf die Beichaffenheit des Gebäudes, insbefondere auf deſſen 
Dauer und Feftigfeit dev Preis deſſelben bejtimmt werden. 

Der gewöhnliche Vorgang bei Abjchägungen dev Wohnhäufer, nach 
welchem, ohne daß auf den Ertrag derjelben Nüdjicht genommen wird, ber 
Werth der Maurerarbeit, Tiſchler- und Glaſerarbeit, Schlofjerarbeit, Zimmer: 
mannsarbeit u. |. w. abgefondert angegeben, die einzelnen Beträge ſodann 
ſummirt und die Summe als Preis des Haufes beftimmt wird, fcheint nicht 
in der Natur der Sache und nicht in nationalöfonomifchen Grundſätzen ge: 
legen zu fein. Diefer Borgang ließe fich noch allenfalls rechtfertigen, wenn 
es fih um die Ermittlung des Koftenpreifes eines Wohngebäudes handeln 
würde. Allein bei Schägungen handelt e8 fich nicht um den Koftenpreig, 
db. h. um das, was die Heritellung der einzelnen Beitandtheile Des Haufes 
gefoftet hat, fondern um den Marktpreis, d. h. um denjenigen Preis, um 
welchen das Haus zur Zeit der Schägung verfauft werden kann. Die ein- 
zelnen Beftandtheile des Haufes haben nur in ihrem Zufammenhange als 
Mohnhaus und nicht abgejondert von einander, einen Marktpreis. 

Es ift demnach ein unnatürlicher und auf fein nationalöfonomifches 
Geſetz gegründeter Vorgang, dieſen inneren Zufammenhang dev Beftandtheile 
in der Schägung zu trennen und durch eine Summe von Preiſen, Die in der 
irklichfeit nicht eriftiven, für das Mauerwerk, Tifchlerwerf u. |. w. als 
die Schäßung zu begründen. Eine folhe Begründung ift zu nichts geeignet, 
als den Schäßleuten ihre Arbeit zu erichweren, und liefert nicht die geringften 
Garantien für eine gründliche Schäßung. 

Seder, der ein Haus zu kaufen beabfichtigt, geht bei der Schäßung 
defielben von ganz andern Grundfägen aus. Er fragt fich zuvörderſt, wird 
fich mein Kapital, das ich zum Anfaufe des Haufes verwende, angemefjen 
verintereffiren, er fragt nach dem Nuten und Ertrag des Haufes, er über- 
zeugt fich von der guten oder jchlechten Beichaffenheit des Bauzuftandes und 
bildet fich auf diefer Grundlage fein Urtheil über den Werth des Haufes. 
Niemanden fällt es ein, durch befondere Abſchätzung des Mauerwerk. 
Tifchlerwerfs u. f. w., zu eimer richtigen WVorftellung über den Preis des 
Haufes zu gelangen, was ohnehin nicht möglich ift, weil Diefe einzelnen 
Beftandtheile für fich Keinen Marktpreis haben. Auch die Schäßmeifter jelbft, 
die fich den Anfchein geben, als ob fie auf diefe myftifche Art zur Beſtim— 
mung des Preifes gelangt wären, haben den Preis nach den natürlichen 
nationalsöfonomifchen PBrineipien, nämlic) nach dem Ertrage des Haufes, nad) 
dem Bauzuftande und nach dem durch die Goncurrenz des Angebotes und 
der Nachfrage feftgeftellten Stand des Preifes der Häufer bejtimmt, theilen 
die nach diefen Grundfägen beftimmte Summe auf die einzelnen Beftand- 
theile des Hauſes auf, und machen fich hiedurch eine unnöthige Mühe, Die 
zur Verläglichfeit der Schäßung nicht das Geringfte beiträgt. 

Meit verläßlicher würde ihre Schägung fein, wenn fte Diefelbe mit 
jenen Momenten, die ihr wirklich zu Grunde liegen, begründet hätten. Es 
ift Darum zu wünfchen, daß dev angebeutete althergebrachte Vorgang bei 
Schätzungen bejeitigt werde. 

Nicht unbemerkt fann am Schluffe folgendes gelaffen werden. 

Der Preis eines landwirthichaftlich benügten Grundftüdes kann weit 
leichter mit Zuverläßigfeit erhoben werden, als der Preis der Häufer, bei 
denen oft zufällige Umftände, 3. B. das Bedürfniß des Kaufluftigen, Ge: 
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ſchmack, Neigung u. |. w. den Ausjchlag geben. Dr. Rau bemerft in feinen 
Grundfägen der Finanzwiflenichaft: Am meiften zufällig ift der Preis ganz 
vereinzelter oder folcher Gebäude, die an ihrem Orte die einzigen in ihrer 
Art find. Manche Häufer haben Eoftbare Einrichtungen und ſolche Zube— 
hörungen, welche nicht gerade den Werth dev Wohnung erhöhen, und deß— 
halb von einem Miether nicht leicht vergütet werden würden, dennoch aber 
zu dem Werthe des Haufes gerechnet werden müffen, und hin und wieder 
oder theilweife von einem Käufer bezahlt werden. Die badniſche Häuſer— 
fteuerordnung vom 18. September 1810 beftimmt im $. 50: daß ſolche Ge- 
baude, 3. B. Schlöffer auf Dörfern, ehemalige Kloftergebäude u. d. g., wenn 
fie auch groß und koſtbar gebaut find, Doch nicht höher geſchätzt werden 
jollen, als fimple Wohngebäude, welche in Beziehung auf die Perſon des 
Eigenthümers die erforderlihe Wohnbequemlichkeit enthalten würden. 


4. 


$. 229. 


Sachen und Rechte, die nur als Mittel zur Erzeugung der 
ſchon in der Schäßung begriffenen Früchte benützt werden, find zwar 
genau zu bejchreiben, aber nie bejonders in Anjchlag zu bringen. 
Dahin gehören z. B. Viehfutter und andere Gegenftände, die nur 
zur Erzeugung diefer Früchte dienen; Wirthichaftsgebäude, zum or— 
dentlichen Wirthichaftsbetriebe erforderliche Geräthſchaften und Frucht» 
vorräthe. Sind die zur regelmäßigen Bewirthichaftung nothwendigen 
Gebäude, Geräthichaften oder andere Erfordernijfe abgängig, oder 
von mangelhafter Beichaffenheit, jo ift Hierauf entweder bei der 
Beftimmung des Ertrags die angemefjene Rückſicht zu nehmen, oder 
der, zu ihrer Herjtellung erforderliche Betrag von dem, nach dem 
Erträgnifje beftimmten Gutswerthe in Abſchlag zu bringen. Sa— 
hen, die fein Zugehör eines unbeweglichen Gute8 ausmachen, find 
nie in die Schägung des Gutes felbft aufzunehmen, jondern nöthi- 
genfalls beſondere Schätzungs-Urkunden darüber zu errichten. 

Die im erften Abfas dieſes Paragraphs genannten Gegenftände und 
Rechte, welche bloß als Mittel zur Fortfegung des ordentlichen Wirthichafts- 
betriebes dienen, bilden das ftehende Kapital des zu fehägenden frucht- 
bringenden Gutes, welches letztere als ein Zugehör diefes Gutes betrachtet 


und bei der Abihäsung des legtern in Anfchlag gebracht wird. Zu dem 
ftehenden Kapital gehören 


a) die VBerwandlungsftoffe, 3. B. das Saatkorn, Düngemittel, 
Futter des Nutzviehes u. ſ. w. 


b) Die werkzeuglichen Hilfsmittel, als Ställe, Scheunen, Vorraths— 
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räume, Brunnen, MArbeitsthiere, Adergeräthichaften, Mafchinen, Sägemüh— 
len u. d. g. 

Für den Fall, als Beftandtheile des ftehenden Kapitals abgängig oder 
von mangelhafter Beichaffenheit find, hat das Geſetz vorgefchrieben, daß auf 
diefe Mängel entweder bei der Bejtimmung des Grtrages Nüdficht genom- 
men, oder, wenn Diefes nicht gefchieht, der zur Herftellung erforderliche Ber 
trag von in nach dem Grträgniffe beftimmten Gutswerth in Abſchlag zu 
bringen ift. 

Sachen, die fein Zugehör eines unbeweglichen Gutes bilden, 3. B. 
ein Geftütte auf einer Herricbaft, können nicht als ein Beftandtheil dieſes 
Gutes angefehen und mit diefem zugleich in die Schätzung gebracht werben. 

Solche Gegenftände müſſen abgefondert gefchägt werden. Die Ab— 
ſchätzung derfelben zugleich mit dem Gute könnte nur die Zuverläßigfeit ber 
Schaͤtzung beeinträchtigen. (S. Anmerf.) _ 


Anmerkung. 
Brotofoll 
vom 17. März 1853, 


aufgenommen von dem F. k. Bezirfsgerichte Hermannftadt, in Folge 
Beicheides vom 1. März 1853 3. 879, in dem Haufe Nro. 79 
in der Sporergaffe in Hermannftadt, behufs der Abſchätzung dieſes 


Haufes. 
Gegenwärtige. 
N. N., k. k. Bezirfsrichter. N. N, Eigenthümer des 
N. N. beeiveter Protofollsführer. Haufes Nro. 79 


N. N. Architekt, — 
MR —— beeidete Schätzmeiſter. 

Die beiden Sachverſtändigen wurden zuvörderſt an die ihnen obliegende Pflicht und 
an den von ihnen abgelegten Eid erinnert. 

Hierauf wurde in Gegenwart der gerichtlichen Kommiſſion zu einer genauen Be— 
ſichtigung und Unterſuchung des abzuſchätzenden Hauſes geſchritten. Als Ergebniß dieſer 
Beſichtigung ſtellte ſich Folgendes dar: 

Das Haus Nro. 79 in der Sporergaſſe iſt einſtöckig, durchweg von feuerfeſtem 
Material erbaut und mit Ziegeln eingededt. 

Daffelbe umfaßt ſammt Hofraum eine Bauarea von 100 Duadratflaftern und 
wird von der Gafienfeite durch die Sporergaffe, auf der entgegengefesten Seite durch das 
Haus des N. in der N. Gaffe, rechts vom Gingange durch das Haus des N., und links 
vom Eingange durch das Haus des N. begränzt. Die Beſtandtheile des Hauſes Nro. 79 
ſind: Unterhalb deſſelben befindet ſich 

I. Ein geräumiger, gewölbter Keller; zur Aufbewahrung von Küchenfpeifen, zu 

welhem man auf einer Stiege von Holz gelangt. 

Zu ebener Erde vorwärts befindet fi: 

1. Gine Mohnung, beftehend aus einem Vorzimmer, zu weldem man aus dem 
Vorhauſe gelangt, einem geräumigen Wohnzimmer und einer Fleinen etwas finftern 
Küche im Hintergrunde. Diefe Wohnung, welche auf ber we/zlihen Seite des 
Haufes liegt, ift etwas feucht. Die Fenfier derjelben gewähren die Ausficht auf 
die Gaſſe. 


I. Gin geräumiges Vorhaus, durch welches ein Wagen bequem in den Hof bins 


durch gelangen Fann. 
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IV. Auf der Oftfeite des Haufes eine Wohnung, beftehend aus einem Vorzimmer, 
zu welchem man aus dem Vorhauſe gelangt, einem geräumigen Wohnzimmer 
und einer Heinen, etwas finftern Küche im Hintergrunde. Dieſe Wohnung ift 
trofen. Die Ausfiht iſt auf die Gaſſe. 

Zu ebener Erde rückwärts: 

V. Ein geräumiger, freundlicher Hof, in welchem fih ein Brunnen, Holzlagen und 
eine Rollmangel unter Dach befindet. 

Im erften Stod, zu weldem man aus dem Hofe auf einer hölzernen Stiege ge: 
langt, vorwärts: 

VI. Eine Wohnung, beftehend aus einem DVorzimmer, zwei Zimmern mit der Aus- 
ficht auf die Gaſſe und einer Küche. 

VI. Ein Zimmer mit Ausfiht auf die Gaſſe, ohne Küche. 

VII. Ein Gang mit hölzernem Geländer. 

IX. Der Abort, zu weldhem man auf diefem Gange gelangt. 

Unter dem Dache befinden fich! 

X Mehrere Bodenabtheilungen. 

Das Mauerwerk des Haufes befindet fich durchgehends in einem feften, nicht im 
Geringiten baufälligen Zuftande. Nur hie und da ift der Mörtelanwurf abgefallen. 

Die Zimmermannsarbeit ift ebenfalls in einem ſoliden Zuftande. Die Schlöſſer 
find überall gut, nur die Thüren und Fenfter, fo wie auch die Defen find faft durchgängig 
fhadhaft geworden. Insbeſondere haben die Thüren des Beftandtheiles Nro. 2 Spalten, 
die mit Papier verklebt worden find, und der daſelbſt befindliche Kachelofen ift fo ſchad— 
haft, daß er neu gefegt werden muß. 

Mas das Erträgniß des Haufes anbelangt, fo werden die Beftandtheile I. IH. V. 
VI. IX. und X. von allen Parteien gemeinfchaftlih benützt und werden deshalb nicht 
befonders in Anſchlag gebracht. 

Nah dem gegenwärtigen Stande der Mietkzinje beftimmten die Herren Sachver— 
fändigen den jährlichen Miethzins wie folgt: 


a) für den Beitandtheil II. mit . j : i 70 fl. Conv.Münze. 

b) für den Beſtandtheil IV. mit . i E } 80 „ > 

ec) für den Beftandtheil VI. mit . s ’ ER 5 

d) für den Beftandtheil VII. mit . 2 r 77410045 — 
Summa . 450 fl. Conv.⸗Münze. 


Wenn von diefen Erträgniffe die aus demfelben zu beftreitenden Laften, und zwar: 
a) die Grund- und Zinsiteuer, und fonftige Staats- und Gemeindegiebigfeiten 
in dem jährlichen Betrage von t - t - 2 70 fl. CMze. 
b) die mit Rückſicht auf den faft durchgängigen guten Stand des Haufes durch— 
fchnittlich für jedes Jahr bemeffenen Reparatursfoften per 40 fl. EM. und 


ce) der jährliche Affefurangbetrag per . ä = t . 5 fl. E Vize. 
jomit zufammen . . 4115 fl. EPixe. 


in Abfhlag gebracht werden, fo ergiebt fih als Reinerträgniß diefes Haufes die Summe 
von 335 fl. EMze. 

Auf Grundlage dieſes Neinerträgniffes und mit Rückſicht auf den gegenwärtigen 
örtlihen Stand der Preife der Häufer beilimmten die Herren Sachverſtändigen als ordent— 
lichen Preis des abgeſchätzten Hauſes, um welchen daſſelbe gegenwärtig verkauft werden 
kann, die Summe von 6700 fl. EM., ſage ſechstauſend ſieben Hundert Gulden Conven— 
tiong-Münze. 

Schlüßlich muß noch bemerkt werden, daß diejes Haus laut des im öffentlichen 
Buche intabulirten Kaufvertrages vom 1. Oftober 1845 von dem gegenwärtigen Befiker 
um 4600 fl. EM. erfauft worden ift. 

Hierauf wurde diefes Protofoll nach gefchehener Vorlefung und Genehmigung ge: 
ſchloſſen und gefertigt. 

(Folgen die Unterfchriften.) 
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$. 230. 


Sind die Kumnftverftändigen über die Beſtimmung des Wer— 
the8 verjehiedener Meinung, jo foll der Gerichtsabgeorbnete bie 
Schätzung nah beiden Meinungen bearbeiten Iaffen, darüber Bes 
riht an das Gericht erftatten, und dieſes nach MWernehmung ber 
Parteien entjcheiden, ob eine Mittelzahl anzunehmen oder die Schä- 
bung mit Zuziehung eines dritten Kunftverftändigen zu wieder— 
holen ſei. 


$. 231. 
Wenn bei nochmaliger Schätung der dritte Kunftverftändige 


fih mit feinem ber beiden erften vereiniget, jo ift aus ben drei 
Schätungsjummen eine Mittelzahl zu ziehen. 


$. 232. 

Sind die Grenzen des Gutes oder einzelne Grundſtücke und 
Rechte zweifelhaft, jo darf die Hauptjumme des Werthes nur nach 
den Beftandtheilen des Gutes, die unftreitig dazu gehören, beftimmt 
werden. Der Werth ver jtreitigen ift zwar anzumerfen, aber nicht 
in Rechnung zu bringen. 


Eilftes Hauptftüd. 
Von dem Beweiſe durch den Eid. 


$. 233. 


Allgemeine Beftimmungen. Zulaffung zum Eide. 
a) in Folge eines Urtheile. 


Auf den Beweis durch den Eid foll der Richter durch End» 
urtheil, und nur dann erfennen, wenn über entjcheidende Thatum— 
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ftände Feine anderen vollftändigen Beweismittel vorhanden find, und 
die in diefem Hauptſtücke feſtgeſetzten Bedingungen emmtreten. 


Das 11. Hauptftüf der Civilprozeßordnung handelt von den Par— 
teien-Eiden, d. 5. yon denjenigen Eiden, welche von den Parteien oder 
für fie von andern nach dem Geſetze zuläßigen Dritten in eigener Sache 
geſchworen werden. 

Seder PBarteieneid erfcheint gewiffermaßen als die Beſchwörung eines 
Zeugnifjes in eigener Sache und darum als ein bedenfliche8 Beweismittel. 
Die Partei, die jo gewiſſenlos war, eine unwahre Thatſache zu behaupten, 
oder eine wahre Thatjache wider befieres Wiſſen abzuleugnen, befindet fich, 
wenn es zum Parteieide kommt, in einer eigenthümlichen Zwangslage. Leis 
ftet fie den Eid nicht, jo droht ihr als unmittelbare Folge der für fie un— 
ünftige Ausgang des Prozeſſes, mit welchem möglicher Weiſe empfindliche 
Bermögensnuchtheile oder Beeinträchtigung des fittlichen Nufes oder des 
häuslichen Friedens verbunden find. Schwört fie Dagegen den Eid, jo droht 
im fernen Hintergrunde die Strafe vor dem NRichterftuhl Gottes und vor 
dem weltlichen Gerichte. In letterer Beziehung ift es allerdings möglich, 
daß die Motive, welche vor faljchen Eiden abzuhalten geeignet find, jenen 
unterliegen, welche zum Meineide verloden, und daß es hie und da jchlechte 
Menjchen gibt, deren Gewiſſen und religiöfes Bewußtjein jo verjunfen ift, 
daß fie mit der Heiligkeit des Eides, ohne Scheu vor der ftrafenden Gerech» 
tigfeit Gottes ein freches, verwegenes Spiel treiben, und die das Gewebe 
ihres Trugs jo fein angelegt haben, daß ſie darüber gewiß fein können, 
dafjelbe werde vor dem weltlichen Richter nie offenbar werden. 

So fann es fich ereignen, und leider hat es fich auch ereignet, daß 
falſche Parteieneide gejchworen wurden und daß Recht und Gerechtigfeit der 
Niederträchtigfeit und Schlechtigfeit eines abgefeimten Böfewichtes, der felbft 
vor dem Meineid nicht zurückſchauderte, geopfert worden if. Es kann dieß 
geihehen, und es ift auch geſchehen, und darum hat es auch NRechtslehrer 
gegeben, welche dafür waren, es möge der WBarteieneid aus dem Syſteme 
der Rechtsmittel im Eivilprozefie verbannt werden. 

Trotz Diefer den Barteieneiden entgegenftehenden Bedenfen haben doch 
alle Prozegordnungen diefes Beweismittel unter mehr oder weniger Vor— 
fichten aufgenommen. Der Grund hievon liegt in der Unzulänglichfeit der. 
Beweismittel im Civilprozeſſe. 

Auch find in der That die Bedenken, welche gegen Bartheieneide vor: 
gebracht werden, nicht fo grell, wie fte hie und da von ‚den Gegnern der— 
jelben gejchildert werden. Srreligiöfttät und Gewifienlofigfeit in dem Maße, 
wie jie zur Ablegung eines Meineides erfordert wird, kommt in der Gefell- 
Ichaft nicht als Regel, jondern nur ausnahmsweile vor. 

Die religiöfen und fittlichen Zuftände der Gejellichaft find, Gott fei 
Dank! von einer folhen Beichaffenheit, daß eine beſchworene Behauptung 
mit vollem Grund ald wahr angenommen werden Fann. 

Sollte ſich dennoch ein falicher Eid ergeben, fo ift dieß allerdings für 
den Einzelnen, der darunter leidet, ſehr zu beflagen, allein diefer Nachtheit, 
der dem Einzelnen zugeht, ift im Vergleiche mit jenem, der fich für die Ger 
jammtheit ergeben würde, wenn die Gefeggebung von dem Parteieneide gänz- 
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lich Umgang nehmen würde, verſchwindend Fein, und zwar um fo mehr, als 

das Gejeg den Parteieneid nur unter gewiſſen Vorfichten und Beichränfun- 
en zuläßt, die dazu geeignet find, einen großen Theil der gegen dieſe Art 
ide obwaltenden Bedenfen zu beheben. 

Die Theorie unterjcheidet zuvörderſt einen affertorifchen, und einen 
promiſſoriſchen Eid. Aſſertoriſch ift derjenige Eid, durch welchen 
die Wahrheit einer Behauptung bekräftigt wird. Promiſſoriſch Dagegen 
wird jener Eid genannt, Durch welchen die wirkliche Erfüllung eines geges 
benen DVerfprechens oder einer beftehenden Verpflichtung —— wird. 

Der aſſertoriſche Eid ſeiner Seits iſt wieder: 

a) ein Wahrheitseid (juramentum veritatis), wenn die Uebereinſtim— 
mung dev Behauptung des Schwörenden mit der Wirflichfeit befräftigt, oder 

b) ein Glaubenseid (juramentum credulitatis), der das bloße Glau— 
ben oder Dafürhalten des Schwörenden über die Wahrheit oder Nichtwahr: 
heit einer behaupteten Thatjache zum Gegenftande hat. Unfere CPO. hat 
ben Glaubenseid nur in einem einzigen Falle, von welchem bei Erläuterung 
des $. 267 der EBD. die Nede fein wird, zugelaffen. 

Herner unterfcheidet man nach römischen Necht einen freiwilligen 
nothbwendigen und gerichtlichen Eid. Der freiwillige Eid war 
der außergerichtliche Eid, welcher als reine Bergleichsangelegenheit behandelt 
wurde. 

Der nothwendige Eid war derjenige, welcher vom Richter aufer- 
legt wurde. 

Der gerichtliche Eid war der jest eigentlich fogenannte Haupteid, 
welchen in einem anhängigen Nechtsitreite die eine Partei der andern zu: 
jchob, um dadurch Beweis zu führen. 

Die alten Commentatoren haben fteben Eideserfordernifie aufgeftellt: 
Der Eid muß 1) wifjentlich, d. h. mit der Intention zu fchwören, 2) 
wohl bedächtig, d. h. in einem der Neflerion auf die Handlung fähigen 
Zuftande des Schwörenden, alfo nicht 3. B. im Zorn, Schmerz oder einer 
Leidenfchaftlichfeit, 3) Kar und deutlich, A) ungefährlich, 5) unvorbehaltlich, 
6) mündlih und 7) in der vorgefchriebenen Form gejchworen werden. 

Aus dem $. 233 ergeben fich folgende Grundſätze: 

1. Darf der Eid, wie aus Ddiefem Paragraph im Zufammenhang mit 
dem im $. 104 der END. aufgeitellten Grundfägen hervorgeht, nur über 
Thatfachen und nie über den Beſtand oder Nichtbeitand eines Nechtes oder 
einer PBflicht aufgetragen werden. Dieſe Thatfachen müſſen jedoch nicht bloß 
äußere, fondern fönnen auch innere Thatjachen — Abfichten, Bemußt- 
fein, Ueberzeugungen — jein. 

II. Der Richter darf auf den Beweis durch den Eid nur dann erfen- 
nen, wenn derſelbe: 

a) entjcheidende Thatumftände zum Gegenftande hat, und 

b) über dieſelben feine andern vollftändigen Beweismittel vorhan- 

den find. 

Daraus geht hervor, daß der Eid nur ein jubiidiäres Beweismittel ift. 
Dieſes legtere gilt jedoch nur bezüglich des Richters, der Partei Dagegen 
bleibt e8 unbenommen, auch wenn ihr noch andere Beweismittel zu Gebote 
ftünden, mit Uebergehung derielben fich des Eides zu bedienen und wie aus 
dem $. 263 der CPO. hervorgeht, den Beweis Durch den Eid auch bedingt 
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für den Fall anzubieten, wenn Die zugleih auf andere Art verfuchte Bes 
weisführung nicht gelingen follte. 

c) Muß die Partei, welche den Eid ablegen fol, nach dem Geſetze 
die Fähigkeit hiezu befigen. 

d) Auf den Erfüllungs- und Schägungseid kann der Richter nach den 
ss. 271 und 276 der CPO. von Amtswegen erkennen, wenn er 
auch von der Partei nicht angeboten worden wäre, vorausgefeßt, 
daß die in den 88. 270, 273 und 275 der CPO, feitgejeten 
Bedingungen vorhanden find. Auf den Haupteid und Offenbarungs- 
eid fann der Nichter, ohne daß ein Antrag von Seite der Bars 
teien darauf vorläge, von Amtswegen nicht erfennen. 

Mas die Form des Erfenntniffes anbelangt, fo ift auf den Beweis 
durch den Eid in der Kegel nur durch Endurtheil zu erfennen, in welchem zu 
Folge der Vorjchrift des $. 298 der CPO. der Ausgang des Streites von 
der Herftellung des Beweifes durch den Eid abhängig gemacht, und auch 
die Friſt zur Antvetung dieſes Beweifes und der mit dev Berfäumung der: 
jelben verbundene Rechtsnachtheil, wie nicht minder in Gemäßheit des 8. 242 
der CPO. die Eidesformel wörtlich ausgedrüdt und nach $. 237 auch die 
Perſon, welche den Eid abzulegen hat, beftimmt fein muß. 


$. 234. 
b) Eines Bergleids. 


Die Parteien fönnen auch durch gerichtlichen Vergleich den 
Ausgang ihrer Nechtsfache von der Ablegung eines Eides abhängig 
machen. Nur müſſen fie in dieſem Vergleiche die Eidesformel wört— 
lich angeben, und die Folgen de3 abgelegten, oder nicht abgelegten 
Eides genau bejtimmen. 

Das Net, welches in diefem Baragraphe den Barteien eingeräumt 
ift, durch gerichtlichen DBergleich den Ausgang ihrer Nechtsfache von der 
Ablegung eines Eides abhängig zu machen, ift von dem Gefege nicht be- 
Ihränft worden. Die Barteien find durch die Vorfchriften, welche das Ge— 
jeg nur dem erfennenden Nichter vorgezeichnet hat, nicht gebunden. Sie 


fönnen daher, wenn Über entjcheidende Thatumftände auch andere vollftändige 
Beweismittel vorhanden find, durch Vergleich auf den Eid übereinfommen. 


$. 235. 
Fähigkeit zur Eidesablegung. 
Unzuläßig ift der Eid einer Partei, die 
a) zur Zeit der Greignung der Thatfache, welche befchmoren 
werden foll, das vierzehnte Jahr ihres Alters noch nicht 
zurücgelegt hatte, oder r 
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b) wegen £örperliden oder Geiftesgebrechen, oder nad den, in 
einem einzelnen Falle eintretenden befondern Umftänden, das, 
was bejchiworen werden foll, mit Zuverläßigfeit und aus 
eigener Ueberzeugung zu bejtätigen nicht im Stande ift. 
Auch Fann 

c) wer eines durch Betrug oder aus Gewinnfucht begangenen 
Verbrechens ſchuldig erfannt worden ift, in ſofern dieſe 
Einwendung von feinem Gegner im Prozeſſe angebracht 
wird, zum Grfüllungs= oder Schägungseide nicht zugelaſſen 
werden. 


Bezüglich der Eidesfähigfeit wird vor Allem bemerkt, daß es feinen 
Unterfchied macht, ob die Perſon, welche den Eid abzulegen hat, eine phy— 
fiiche oder eine moraliiche Perſon iſt. Es können deßhalb auch Gemeinden 
und Gorporationen, der Fisfus zum Eide zugelafien werden. 

Nur gewiſſen Perfonen hat das Gefeg die Fähigkeit, einen Parteien- 
eid abzulegen, gänzlich entzogen. Dieje zu Barteieneiden abjolut unfähigen 
Perſonen find: 

ad a) Perſonen, welche zur Zeit der Ereignung der Thatfache, welche 
beſchworen werden joll, das vierzehnte Jahr ihres Alters noch nicht zurüd- 
gelegt haben. Derlei Berjonen traut das Geſetz wegen ihres unreifen Alters 
nicht das erforderliche Wahrnehmungs- und Fafjungsvermögen zu. 

ad b) Aus den im $ 235 sub b angeführten Beftimmungen geht Die 
wichtige Folgerung hervor, daß jeder, welcher einen Barteieneid abzufchwören 
hat, fich zur Zeit der Greignung der Thatjache, welche beſchworen werden 
toll, in einem folchen Förperlichen und geiftigen Zuftande und in ſolchen 
Zeit- und Raumverhältnifien zu der zu bejchwörenden Thatſache befunden 
haben muß, daß es ihm möglich war, das was bejchworen werden foll, mit 
Zuverläßigfeit wahrzunehmen und zu A und auch auf dDiefer Grundlage 
aus eigener Meberzeugung zu beftättigen. Parteien, welchen wegen förperlicher 
oder geiftiger Gebrechen, oder nach den Umständen eines bejondern Falls 
diefe Möglichkeit fehlt, find eidesunfähig. 

Mit Zuverläßigfeit und aus eigener Ueberzeugung kann nur derjenige 
eine Thatſache beftätigen, der diefe Thatſache jelbit vollbracht, oder an ber 
Vollbringung derjelben Theil genommen hat. Handlungen dritter Perſonen, 
oder andere Ereigniffe, welche die Partei duch eigene finnliche Wahrneh- 
mung nicht erfahren hat, fondern zu deren Kenntniß fte bloß duch Hören— 
fagen oder durch Vermuthungsgründe und Schlußfolgerungen, welche noch 
immer die Möglichkeit des Gegentheild zulaffen, gelangt ift, können mit Zus 
verläßigfeit und aus eigener Ueberzeugung nicht beftätigt werden. Hieraus 
geht deutlich hervor, daß das Geſetz den blaubenseib für unzuläſſig und 
verwerflich erflärt. Wenn man bedenkt, daß es fich bei jedem Beweife immer 
nur um die Wahrheit einer behaupteten TIhatfache und nicht um das Glau— 
den und Dafürhalten einer Partei handelt, daß ein bloßes Glauben und 
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Dafürhalten als ein innerer Act für fich allein nie Rechte hervorbringen 
kann; daß das Meinen und VBermuthen eines Menfchen das Subjectivfte 
und Unbeftimmtefte iſt, das e8 geben kann und eine Menge von Abftufungen 
und Graden zuläßt, die fih auf feine Weife erfennbar und anfchaulich ma— 
chen laffen und daß es daher rein dev Willkühr des Schwörenden überlaffen 
wäre, warn er einen Glaubengeid ſchwören kann, und wann er fich defjen 
als eines Meineides zu enthalten habe, wenn man weiters erwägt, welchen 
Selbittäufchungen das bloße Meinen und Vermuthen eines Menfchen unter: 
worfen ift und wie fehr durch alle diefe Momente die Sicherheit dev Privat: 
rechte, die Sittlichfeit nnd Neligiofität gefährdet würde, fo wird man bie 
Beitimmung des $. 235 dit. b, welche den Glaubenseid in der Regel für 
verwerflich erklärt, tief im Weſen der Sache begründet finden. 

ad ec) Die in diefem Abſatz bezeichneten Perſonen find nicht abfolut 
unfähig, einen Parteieneid abzulegen, fondern fte erfcheinen vielmehr nur als 
bedingt verwerfliche Zeugen in eigener Sache, wenn es fich nämlich um 
einen Erfüllungseid und Schägungseid handelt, und die Gegenpartei bie 
Einwendung erhebt, Daß derjenige, welcher einen dieſer Eide abzufchwören 
hätte, eines durch Betrug oder aus Gewinnfucht begangenen Verbrechens 
Ichuldig erkannt worden ift. 

Wenn jedoch die Gegenpartei diefe Einwendung nicht erhoben hätte, 
fo bleibt e8 in Gemäßheit des $. 236 der CPO. noch immer dem Exrmeffen 
des Richters überlafien, ob einer ſolchen Partei die Ablegung eines von ihr 
angebotenen Eides gejtattet werden kann. 


$. 236. 


Dem Ermeſſen des Nichters bleibt anheimgeftellt, ob einer 
Partei, welche 

a) zur Zeit der Greignung der Thatfache, über welche der Eid 
abgelegt werden foll, das vierzehnte, aber noch nicht das 
achtzehnte Jahr zurücgelegt hatte, oder 

b) was immer für eines Verbrechens für fehuldig erfannt wor— 
den, oder 

€) im Concurs verfallen ift, oder 

d) wegen Verſchwendung unter gerichtlicher Guratel fteht, bie 
Ablegung eines, von ihr angebotenen Eides geftattet wer— 
den könne. 

Die in diefem Paragraphe angeführten Perſonen werden nicht abfolut 
für unfähig erklärt, einen von ihnen angebotenen Eid abzulegen, fon- 
dern der Richter Hat von Fall zu Fall zu beurtheilen, ob diefelben zu einem 
von ihnen angeboteuen Eide zugelaffen werden fönnen. Findet der Richter 


nach den Umftänden des einzelnen Falles, daß es gewagt wäre, dieſe Per— 
jonen (personae suspeciae fidei) zum ide zuzulaffen; entweder weil bei 
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ihnen das gehörige MWahrnehmungs- und Faſſungsvermögen wegen ihres 
jugendlichen Alters nicht vorausgejeßt werden kann, oder weil ihr fittlicher 
Nuf durch das Verbrechen, deſſen fie jchuldig erfannt worden find, in einem 
jo hohen Grade bemadelt worden ift, Daß man gegen bie Ehrlichkeit und 
Biederfeit ihres Character mit Grund Bedenfen erheben muß, oder weil 
fie durch den über ihr Vermögen ftattfindenden Konfurs fich in fo fchlechten 
DVermögensverhältniffen befinden, daß man bejorgen fann, fie fünnten fich 
leicht zu einer schlechten Handlung hinreißen laffen; oder baß ber ges 
vichtlich erklärte WVerjchwender mit demſelben Leichtfinn, mit welchem er bei 
feiner Vermögensgebahrung zu Werfe gegangen ift, auch bei der Eidesab- 
legung zu Werfe gehen fünnte, jo wird der Nichter diefe ‘Berfonen zu Dem 
von ihnen angebotenen Eide nicht zulaſſen. 

Auf Eide, welche von den im $. 236 der CPO. genannten Perſonen 
nicht angeboten, fondern ihnen von dem Gegentheil aufgetragen oder zurüds 
gejchoben worden find, findet biefer $. Feine Anwendung. 


$. 237. 
Beſchränkung des Eides auf beftimmte Berfonen. 


Der Richter hat die Perſon, welche den Eid ablegen foll, in 
dem Urtheile zu beftimmen, und der Negel nach nur den ftreitenden 
Theilen felbft den Eid aufzulegen. 

Bon der in diefem Paragraph aufgeftellten Negel, daß nur den ftrei- 
tenden Theilen von dem Nichter der Eid aufzulegen”fei, enthalten die fol- 
genden Paragraphe 235, 239 und 240 Ausnahmen. Die Verfügung des 
Gefeges: daß der Richter die Perſon, welche den Eid abzulegen hat, in dem 
Urtheile beftimmen fol, ift nicht fo zu verftehen, al$ ob es in dem Belieben 
des Nichters ftehen würde, zu beftimmen, welche von zwei ftreitenden Theilen 
den Eid abzulegen hat. Diefes ift durch das Geſetz, welches der Nichter 
auf den vorliegenden Sal anzuwenden hat, feitgefest, und Die Beftimmung 
der Perſon, welche den Eid abzulegen hat, im Urtheile ift nichts als eine 
Bezeichnung der vom Gefege zur Eidesablegung berufenen PBerfon. 


$. 238. 


Ueber Umftände, die nicht der ftreitenden Partei felbit, fondern 
nur einem Dritten, in deſſen Nechte fie eingetreten oder durch deſſen 
Handlungen fie verpflichtet worden ift, insbeſondere ihrem Bevoll— 
mächtigten, Gedenten oder DBertretunggleifter, oder, wenn gegen den 
Bürgen Prozeß geführt wird, dem SHauptichuldner aus eigenem 
Willen befannt find, kann auch diefen dritten Perfonen nad Er- 
mefjen des Richters der Eid vorbehalten oder auferlegt werden. 
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Diefer Paragrah enthält Die erſte Ausnahme von der Regel: daß einer 
Perſon, welche im Streite nicht felbit Partei ift, ein Parteieneid auferlegt 
werden fann. u F 

Die Bedingung diefer Ausnahme ift, Daß es ſich um entjcheidende 
Ihatumftände, über welche feine andere Beweismittel ald der Eid vorhanden 
find, und welche nicht dem ftreitenden Theil, jondern nur den im Gefege 
bezeichneten dritten Perſonen aus eigenem Wiſſen befannt find, handelt. 

Iſt diefe Bedingung vorhanden, jo kann, wenn nad dem Ermeſſen 
des Richters eine Gefährdung der Rechte der Gegenpartei nicht zu beforgen 
ift, die Prozeßhandlung der Eidesablegung, welche eigentlich der Partei ob— 
liegt, jedoch nach Beichaffenheit der Umftände nur von einer dritten Perſon 
verrichtet werden kann, ſolchen dritten Perſonen vorbehalten oder auferlegt 
werden: in deren Rechte die ftreitende Partei, Die eigentlich den Eid abzu— 
legen hätte, eingetreten ift, oder durch deren Handlungen fie verpflichtet 
worden ift. 3. B. in einem Prozeſſe, welchen der Ceſſionar — der Rechtes 
nachfolger des Cedenten — gegen den Schuldner (Cessus) führt, macht der 
legtere die Einwendung der an den Gedenten bereits geleifteten Zahlung des 
cedirten Darleihens, welches der Ceſſionar einklagt. 

Der Ceſſionar kann, wenn die geichehene Zurüdzahlung durch den 
Haupteid erwieſen werden joll, den Umitand: daß die Zurücdzahlung nicht 
erfolgt ift, mit Zuverläßigfeit und aus eigener Ueberzeugung nicht beftätigen, 
und erjcheint deshalb unfähig, den ihm aufgetragenen Haupteid abzulegen. 
Wohl aber iſt der Cedent vollfommen in der Lage Diejes zu thun. Dem 
Gedenten kann deshalb in dem Urtheil der von dem beflagten Schuldner 
aufgetragene Haupteid: er fchwöre, daß ihm das Darleihensfapital nicht 
zurüdgezahlt worden ift, welcher im Laufe der Verhandlung dem Deferenten 
nicht zurüdgeichoben worden ift, in der Art vorbehalten werden, daß von der 
Ablegung oder Nichtablegung diejes Eides der für den Schuldner ungünftige 
oder günftige Ausgang des Prozeſſes abhängig gemacht wird. 

Hier könnte Die Frage entitehen: Warum nimmt unfere Gejeßgebung, 
welche Das Prozeßinſtitut der Adcitation verworfen hat, zu einem jo abnor= 
men Mittel die Zuflucht, das fie einen Parteieneid von einer dritten im 
Streite nicht verfangenen Perſon zuläßt, während doch dieſe Perſon in ganz 
normaler Weife als Zeuge zuläßig jcheint. Der Grnud jcheint folgender 
zu jein. Wenn auch dieſe dritte Perſon, aljo in dem eben angegebenen 
alle der Eedent, was die äußere Form anbelangt, nicht ald Partei in dem 
Prozeß mit verflochten iſt, fo ift Diefelbe Doch wegen der Rechtseinheit, in 
welcher fte mit dem Rechtsnachfolger fteht, innerlich als Partei in denfelben 
verwebt, fie hat von ihrer Ausfage Schaden oder Vortheil zu erwarten, und 
müßte, wenn ſie als Zeuge vernommen wird, gezwungen werden, ein Ges 
ftändnig abzulegen, was nach $, 200 der END. nicht angeht. 

Was bezüglich des Nechtsvorfahrers gilt, gilt auch bezüglich folcher 
Verfonen, durch deren Handlungen die im Streite verfangene Partei, welche 
einen Eid abzulegen hätte, wegen des zwijchen derfelben und dieſem Dritten 
beftehenden bejondern Nechtöverhältnifies verpflichtet wird. Hieher gehören 
ber Bevollmächtigte, der den im Streite verfangenen Vollmachtgeber durch 
jeine Handlungen verpflichtet hat; der Hauptjchuldner, für defien Handlung 
der im Streite verfangene Bürge haftet, und, wie aus dem folgenden Pas 
ragraphe hervorgeht: die Firmaführer, Buchhalter und Handlungsdiener, 
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welche ald Bevollmächtigte der 5 erſcheinen und dieſe durch ihr 
Thun und Laſſen verpflichten in Rechtsangelegenheiten dieſer Handlung. 


$. 239. 


Unter eben dieſen Bedingungen find Birmaführer, Buchhalter 
und Handlungsdiener in Nechtsangelegenheiten der Handlung zu 
dem Eide zuzulafien, 


$. 240. 


Pormünder, Väter und Guratoren können über Umftände, bie 
fie aus eigener Ueberzeugung anzugeben wiſſen, in den Angelegen- 
heiten ihrer Mündel, minderjährigen Kinder und Pflegebefohlenen 
zum Eide dann zugelafien oder aufgefordert werden, wenn bie leßteren 
ihn jelbit abzulegen nicht vermögen ($$. 235, 236). 

Diefer Paragraph fegt voraus, daß die im Streit verfangenen Bars 
teien Bupillen, minderjährige und fonftige Pflegebefohlene find, welche über 
gewiffe Thatfachen aus dem Grunde zum Eide nicht zugelaffen werden kön— 
nen, weil ihnen einer der in den $$. 235 und 236 angeführten Unfähigfeits- 
gründe entgegenfteht. Unter dieſer und der weitern Bedingung, daß bie 
Thatfache, welche befchworen werden joll, den gejeglichen Vertretern dieſer 
Nilegebefohlenen, nämlich den Vormündern, Vätern und Curatoren, aus eiges 
nem Wiffen befannt ift, fünnen die legteren zum Eide, welchen eigentlich 
die Pflegebefohlenen abzulegen hätten, zugelaffen oder ihnen berfelbe im Urs 
theile vorbehalten werden. 


g. 241. 


Wer in Nechtsangelegenheiten der Gemeinden, Gejellfchaften 
und anderer moralifeher Perſonen oder mehrerer Streitgenojjen ben 
Eid ablegen foll, darüber hat bei dem Erfüllungd- und Schägungs- 
eide die Partei, welche ihn anbietet, bei dem Haupt- und Offen— 
barungseide diejenige, welche ihn aufträgt, im Laufe des Prozeſſes 
ihre Erklärung abzugeben, und der Richter nach den BVerhältniffen 
der Theilnehmenden fo zu entjcheiden, daß der Eid nicht ohne Noth 
vervielfältigt und nur denjenigen, die ihn nach eigenem Wiſſen ab» 
legen fönnen, auferlegt oder vorbehalten werde. 


Wenn die ftreitende Partei, welche einen Eid abzulegen bat, eine ein- 
zelne phyſiſche Perfon ift, jo ftellt fich die Sache bezüglich der Ableiftung 
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des Eides höchft einfach dar. Ein befonderes Verhältniß wird aber dadurch 
herbeigeführt, wenn Die ftreitende Partei, die zur Eidesablegung berufen ift, 
eine Gemeinde, Gefellfchaft oder ſonſt eine moralifche Perſon ift, oder wenn 
ohne das Vorhandenfein einer moralifchen Berfon eine Mehrheit von Streits 
genofjen im Prozeſſe als Parthei erfcheint. 

Hier entfteht die Trage, wer hat unter diefen befondern Berhältniffen 
den Eid abzulegen. 

Unfere Geſetzgebung Hat bezüglich dieſer Frage folgende Grundſätze 
aufgeftellt: 

I. Die Parteien haben bezüglich der Trage, welche Mitglieder einer 
moralifchen Perſon oder welcher von mehreren Streitgenofien einen Eid abs 
zulegen hat, Feine entjcheidende, fondern nur eine berathende Stimme. 
Wenn e8 fih um den Erfüllungs- und Schätzungseid handelt, hat 
die Bartei, welche ihn anbietet; wenn es fich um den Haupt- und Dffen- 
barungseid handelt, derjenige, welcher ihn aufträgt, im Laufe des Pros 
zeffes fich darüber zu erflären, wer den Eid abzulegen hat, d.h. die phyfifche 
Perſon, durch welche der Eid abgefchworen werden fol, vorzufchlagen. Das 
Unterlafien dieſes Antrages ift mit feiner Contumacialfolge bedroht und kann 
deghalb auch unterbleiben, und zwar umfomehr, nachdem Diefer Antrag für 
den Richter durchaus nicht maßgebend und feine Bedingung der richterlichen 
Entſcheidung iſt. 

II Zu entſcheiden, wer den Eid abzulegen hat, iſt einzig nnd allein 
Sade n Richters, welcher jedoch an folgende allgemeine Vorfchriften ges 
bunden ift: 

1) Hat der Richter bei diefer Entfcheidung darüber zu wachen, daß 
die Eide nicht ohne Noth vervielfältigt werden. 

2) Hat der Richter den Erfüllungs- und Schäßungseid nur denjenigen 
aufzulegen und den Haupt- und Offenbarungseid denjenigen vorzubehalten, 
welche die Umftände, die beſchworen werden jollen, mit Zuverläßigfeit und 
aus eigener Ueberzeugung zu beftätigen im Stande find. 

3) Hat der Richter bei diefer Entfcheidung nach den BVerhältniffen 
ber Theilnehmenden zu Werfe zu gehen. 

In legterer Beziehung kommt bei Gemeinden, Corporationen und Ges 
ſellſchaften und bei Streitgenoffen vor Allen in Betracht, ob nicht einer oder 
mehrerere phyfifchen Berfonen das beftimmte Gefchäft, welches zu dem Rechts— 
ftreit Beranlaffung gab, übertragen worden ift. Diefer Fall kann fich bei 
Gefellichaftern, bei Gemeinden und Gorporationen und bei Streitgenofjen 
ereignen, wenn es fich um Handlungen ihrer Borftände, Verwalter oder 
einzelner Mitglieder derfelben handelt, durch welche die Gemeinde oder Cor— 
poration oder Die übrigen Streitgenofien verpflichtet werden. In einem fols 
chen Falle werden nur die Berfonen, deren Handlungen in Betracht fommen, 
zum Eide zugelaffen werden. 

Zritt Diefer Sal nicht ein und Handelt es fich fomit um Kons 
ftatirung ſolcher Verhältniffe, die nicht Handlungen einzelner Mitglieder einer 
moralifhen Perſon oder der mehrern Streitgenoffen zum Gegenftande haben, 
3. B. um Ablegung eines Schäßungseides, um Konftatirung der Neblichfeit 
oder Unredlichfeit des Beftges einer Gemeinde, welcher zu Folge des 8. 337 
des allgemeinen bürgerl. Geſetzbuches nach der Nedlichfeit oder Unredlichkeit 
der im Namen ber Mitglieder handelnden Machthaber beurtheilt wird, fo 
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werden die Repräfentanten der Gemeinde oder Porporatton in einer anges 
mefienen, Die Gefährdung der Nechte der Gegenparthei ausfchließenden Zahl, 
welche mit Rückſicht auf die Anträge der Parteien und der befondern Wer: 
bältnifje des einzelnen Salles von dem Nichter zu beftimmen ift, den Eid 
abzulegen haben. Berweigert Die Mehrzahl der zum Eide Berufenen die Ab» 
legung des Eides, jo wird der Eid ald von der Korporation verweigert ans 
geliehen: Qund major pars curiae efficit, pro eo habetur, ac si omnes 
egerint, 

Mas die Streitgenoffen anbelangt, jo müſſen dieſelben in der Regel 
im Zufammenhang der bezüglich derjelben in der Prozegordnung beftehenden 
geleglichen Beitimmungen als eben fo viele Parteien betrachtet werden. 

Diejes tritt befonders dann ein, wenn es fich um ein theilbares Rechts— 
verhältniß oder bei einzelnen Streitgenofien um befondere Verhältniffe ders 
felben, 3. B. um eine durch einzelne oder an einzelne Streitgenofien geleiftete 
Zahlung handelt. 

In diefem Falle kann es gefchehen, daß von den verfchiedenen Streit 
genofien auch verjchiedene Handlungen beſchworen werden müffen, in welchem 
Falle der $. 241 nicht in Anwendung tritt. Handelt es fich aber um dies 
jelbe Handlung, fo wird der Nichter mit Rückſicht auf die im $. 241 der 
ERO. ertheilten WVorfchriften die Zahl und Berfonen der Streitgenoffen, 
welche den Eid zu leiften haben, beftimmen. Der Eid der von dem Richter 
beftimmten Streitgenofien oder die Berweigerung Derfelben gibt dann den 
Ausichlag für Die übrigen. 

Wenn der Streit ein untheilbares Nechtsverhältnig zum Gegenftande 
hat, jo genügt es nach $. 615 der badn. B.-D. für alle übrigen, wenn ber 

id nur einem einzigen Streitgenofjen geleiftet wird. 


Se 
Gidesformel 


Der Inhalt des Eides muß in dem Urtheile wörtlich ausge- 
drückt und ein, von der Partei aufgetragener Eid ohne mwefentliche 
Abänderung fo gefaßt werden, wie ihn der Beweisführer gefordert 
und angeboten hat. Gleichgiltige Nebenumftände Hat der Nichter, 
wenn fie auch von dem Gegner nicht gerügt worden wären, aus 
dem Eide mwegzulafien. 


Die Eidesformel ift die wörtliche Beftimmung des von der Partei 
abzuleiftenden Eides. In den Inhalt derfelben muß die zu erweifende That— 
fache beftimmt und deutlich aufgenommen werden. Gleichgültige Nebenum- 
ftände, die auf die Entfcheidung der Sache feinen Einfluß haben und Die 
ein chifanöfer Gegner oft nur deßwegen in die Eidesformel einzuſchwärzen fich 
bemüht, um die Ablegung des Eides unmöglich zu machen, find im dieſelbe 
nicht aufzunehmen, und von dem Richter auch dann zu befeitigen, wenn der— 
jenige, welcher den Eid abzulegen hat, dagegen feine Einwendungen erho- 
ben hätte. 
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Die von ben Parteien aufgetragene oder angebotene Form bes Eides 
hat der Nichter jedenfalls zu berüdfichtigen und es ift demfelben nicht ges 
ftattet, eine wejentliche Abänderung an derfelben vorzunehmen, insbefondere 
Darf er in die Eidesformel nie Umftände aufnehmen, worüber der Haupteid 
nicht aufgetragen oder im Zurüdfchiebungsfalle angeboten worden ift. 

Bei denjenigen Eiden, auf welche der Richter, ohne daß fie von ben 
Parteien angeboten worden wären, erkennt, muß bie Eidesformel von dem 
Richter beftimmt werden. 


$. 243. 
Ablegung eines Eides vor Geridt. 


Der Eid iſt perfönlich und vor Gericht abzulegen. Nur von 
Perfonen, welche nach glaubwürdigen Zeugniffen Kranfheit3= oder 
Altershalber vor Gericht zur erfeheinen nicht im Stande find, ift er 
in ihrer Wohnung aufzunehmen, Abwefenden, die ohne großen 
Koften und Befchwerlichfeit in dem Gerichtsorte nicht erjcheinen 
fönnen, wird geftattet um Ausfertigung eines Erfuchfchreibens an 
den Nichter des Ortes, wo fie fich befinden, anzufuchen, daß dieſer 
ben Eid nach der Eidesformel, welche dem Schreiben beizulegen ift, 
aufnehme, und das Protokoll darüber einſende. 


Diefer Paragraph und die folgenden behandeln die Vorfchriften über 
die Ableiftung des Eides. 

Der Bartheieneid kann erft Dann, wenn das auf bdenfelben erfloflene 
Urtheil in Rechtskraft erwachſen ift, geleiftet werden. 


Jeder Parteieneid muß perfönlich abgelegt werden. Die Ableiftung 
eines Eides durch einen Bevollmächtigten it ſomit nicht geftattet. Die Er— 
fahrung hat bewährt, daß Eide die duch Bevollmächtigte geleiitet werden, 
nicht verläßlich find, indem, wie fich ein alter Commentar der baierifchen 
Prozeßordnung ausdrüdt, der Vrineipal gemeiniglich die ganze Laſt auf feinen 
ſchon verhärteten Advofaten zu wälzen gedenft, diefer aber fich felten viel 
Daraus macht, fondern keck darauf losſchwört, weil er wohl weiß, Daß ed 
nicht über feine Haut geht. Man habe deshalb, bemerkt diefer Commentar, 
weiter nach dem DVorfchlage Ludwigs ad aur bullam das Jurament_ in 
animam allerius nur in fo weit ferner geitattet, daß der Anwalt alle Zeit 
zugleich in feine eigene Seele sallem de credulitate mitſchwören muß. 


Der Eid muß ferner vor Gericht abgelegt werden. Wie das Gericht, 
vor welchem der Eid zu legen ift, befegt fein muß, beftimmt der $. 195 der 
Inſtruction für die Gerichtsftellen. Allen Barteieneiden, welche außergerichtlich 
geleiftet werden, ift ftillfichweigend durch den $. 243 der CPO. die gefegliche 
Kraft genommen. Auch die Schiedsrichter haben fich in Gemäßheit Des 
$. 380 der CPO. wegen Ablegung eines Eides, auf welchen von ihnen 
erfannt worden tft, an Die Gerichtsbehörde zu menden 
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Unter dem Ausbrud: vor Gericht verfteht das Geſetz: das erfennenbe 
Gericht, repräſentirt Durch die zur Eidestagfagung beftimmte Gommiffton und 
den gewöhnlichen Gerichtsort. 

Ausnahmsweife geitattet e8 das Geſetz, daß ein Parteieneid vor einem 
andern als dem erfennenden Gericht und nicht am erichtsorte, fondern in 
der Wohnung des Schwörenden durch eine dahin abgeordnete gerichtliche 
Kommilfion abgenommen werde. 


$. 244. 
Borladung bes Gegners hiezu. 


Der Gegner ber Bartei, welche einen Eid abzulegen hat, ift 
zu der, deshalb angeordneten Tagjabung, wenn e8 ohne die Been— 
digung der Sache aufzuhalten, gejchehen kann, vorzuladen. Gein 
Ausbleiben hindert aber nicht, den Eid aufzunehmen, oder gegen 
die, zur Ablegung des Eides vorgeladene Partei, falls fie nicht er- 
jheint, oder den Eid nicht Teiftet, den für einen folchen Fall feft- 
gejegten Rechtsnachtheil eintreten zu laffen. 


$. 245. 
Beierlihfeiten des Eides. 


Der, zur Ablegung des Eides erjchienenen Partei foll der Rich» 
ter bie Eidesformel vorlefen, ihr alle darin enthaltenen Umftände 
deutlich vorhalten, und fich überzeugen, daß fie den Sinn ber Eides— 
formel vollfommen verftehe. Bei dem Eide darf feiner von ber 
natürlichen Bedeutung der Worte abweichenden Auslegung, keinem 
Vorbehalt und Feiner Zweideutigfeit ftatt gegeben werben. 


$. 246. 


Der Richter hat der Partei, welche jchwören will, die Wich— 
tigkeit des Eides nicht nur von Seite der Religion vorzuftellen, 
jondern ihr auch die fehwere Verantwortung und Strafe, der fie 
fih nach den weltlichen Gefegen durch einen faljchen Eid unterwerfen 
würde, zu Gemüth zu führen. 
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$. 247. 


Beharrt die Partei nach dieſer Meineidserinnerung bei bem 
Entfehluffe, den Eid zu ſchwören, jo tt ihr die Eidesformel nochmals 
vorzulefen. Sie hat den Daumen und die zwei erjten Singer ber 
rechten Hand emporzuheben, die Eidesformel von Wort zu Wort 
nachzufprechen und den Inhalt derfelben zulegt mit den Worten: 
„Sp wahr mir Gott helfe,” zu befräftigen. Während ber 
Ablegung des Eides follen alle in dem Gerichtsfaale anweſenden 
Perfonen ftehen, und fich fo verhalten, wie es die Ehrfurcht vor 
einer jo wichtigen Religionshandlung fordert. 


$. 248. 


Ueber die Ablegung des Eides ift ein genaues Protofoll auf- 
zunehmen, die Eidesformel aber von der Partei, oder, wenn fie nicht 
ichreiben fann, von zwei Zeugen, deren einer ihren Namen untere 
fchreibt, zu unterzeichnen und bei Gericht aufzubewahren. 


Ein Protokoll über die Ablegung eines Parteieneides hätte ungefähr 
fo zu lauten: 


(15 fr. Stämpel.) 


MR Bee! 
vom 25. Februar 1853, 


aufgenommen bei dem k. k. Bezirfsgerichte in Klaufenburg in der Streitfache des Kranz 
Perger gegen Ludwig Moga, wegen Bezahlung einer Darleihensforderung per 300 fl. 
EDize. über die Ablegung des dem Bellagten Ludwig Moga aufgetragenen Haupteides in 
Folge Befcheides vom 15. Februar 1853 3. 279. 


Gegenwärtige. 


Don Seite des Gerichtes Bon Seite der Partei 


N. N, k. k. Bezirfsrichter Ludwig Moga, Geklagter. 
N. N., beeideter Protofollsführer. 


Mit dem Urtheile dieſes F. k. Bezirfsgerichtes vom 16. Januar 1853 3. 98 wurde 
in der Streitfache des Franz Perger gegen Ludwig Moga wegen Zahlung einer Darleis 
bensforderung von 300 fl. EMze. dem Geklagten Ludwig Moga der Haupteid aufgetragen, 
von dem Geflagten am 10. Februar 1853 3. 201, um Anordnung einer Tagfagung zur 
Eidesablegung angefuht und in Folge deſſen die Tagfagung auf den heutigen Tag an— 
georbnet. Der zu diefer Tagfagung vorgeladene Kläger Franz Perger ift in der zu feinem 
Erſcheinen beftimmten Zeit nicht erfchienen. 


Dem erfhienenen Beklagten Ludwig Moga wurde die Eidesformel vorgelefen, ihm 
alle darin enthaltenen Umftände deutlich vorgehalten, und ſodann dur Befragen deſſelben 
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fich die Ueberzeugung verihafft, daß er den Sinn der @ibesformel vollfommen verftehe. 
Hierauf murde dem Beklagten Ludwig Moga die MWichtigfeit des Gides nicht nur von 
Seite der Neligion vorgeftellt, fondern ihm auch die fchwere Verantwortung und Strafe, 


der er fih nad den weltlichen Gefegen durch einen falfchen Eid unterwerfen würde, zu 
Gemüͤthe geführt. 


Nach diefer Meineidserinnerung beharrte Ludwig Moga bei dem Entſchluſſe, den 
Kid abzulegen. Derfelbe leitete hierauf folgenden Eid: 


Ich Ludwig Moga, ſchwöre zu Gott dem Allmächtigen 
und Allwifienden, daß 20. (folgt Die Eidesformel), So 
wahr mir Gott helfe! 

Ludwig Moga m. p. 


Nachdem der Geflagte die Gidesformel eigenhändig unterfertigt Vai wurde biefes 
Protofoll gefchloffen und gefertigt. 


N. N., k. k. Bezirfsrichter. 
N. N., beeideter Protokollsführer 
Erledigung diefes Tagſatzungsprotokolls. 


Daß der Geklagte Ludwig Moga in 
feiner Streitſache wider den Kläger Franz 
Berger, wegen Zahlung einer Darleihensfors 
derung von 300 fl. EMze., den ihm mit dem 
rechtsfräftigen Urtheil dieſes k. k. Bezirksge— 
richtes vom 16. Januar 1853 3. 98 aufers 
legten Haupteid bei der am heutigen Tage 
ftattgefundenen Tagfabung abgelegt hat, wird 
hiemit beftätigt und beide Theile werben hies 
von verjtändigt. 

Glaufenburg den 23. Februar 1853. 


N. N., k. k. Bezirks-Richter. 


$. 249. 


In geringfügigen Nechtsfachen kann den TIheilnehmenden der 
Vorfchlag gemacht werden, ein, nach voraudgegangener Erinnerung 
an die Vorfchriften des Strafgefebuches über die Beftrafung eines 
angebotenen falfchen Eides, erfolgtes gerichtliches Anerbieten zu eid- 
licher Betheurung der in der Eidesformel enthaltenen Umftände Durch 
Freiwilliges Ginverftändnig für den wirklich abgelegten Eid gelten 
zu laſſen. 

$. 250. 

Die Feierlichkeiten, welche bei Ablegung des Eides durch Per- 
fonen zu beobachten find, welche fich nicht zur chriftlichen Religion 
befennen, werden durch befondere Vorfchriften bejtimmt. 


297 


0 Bezüglich der Eidesleiftung durch Iiraeliten, f. die bei dem $. 174 
der END. angeführte bejondere Verordnung. 

Die Gerichtsbehörden Fönnen fich zur Eidesleiftung der Juden der 
Tora von der Auflage des Anton Schmidt in Wien vom Jahre 1815 be— 
dienen, doch follen fie die Drudfehler von einem beeidigten Kenner der he- 
bräifchen Sprache berichtigen und die nöthigen Bezeichnungen den aufzus 
——— Stellen beifügen laſſen (Hofdekret vom 31. Dezember 1818 

..1932). 

In Beziehung auf die Eide der Mahomedaner beftimmt das Juftizhof- 
defret vom 26. Auguft 1826 3. 2217 an jümmtliche Appellationsgerichte 
folgendes Verfahren: 

Wenn Verſonen, die der mohamedaniſchen Religion zugethan find, ala 
Parteien bei öfterreichiichen Gerichtsbehörden einen Eid ablegen follen, fo 
hat ihnen der Richter vor allem die Wichtigfeit diefer Handlung, die All 
wiflenheit Gottes, bei dem fie den Eid jchwören follen, und die Strafe des 
falichen Eides zu Gemüthe zu führen. — Hierauf werden die Umftände, 
welche zu beichwören find, dem Schwörenden in der ihm befannten Sprade 
von Wort zu Wort vorgefagt, und derfelbe wird, nachdem er fie laut und 
vernehmlich nachgeivrochen hat, befragt: Schwörft du bei Gott? “Der 
Schwörende antwortet: Jemin ederim (ih ſchwöre), und jegt eine der fols 
ing Formeln, oder auch alle drei zugleich hinzu: Billahi Taala (bei 

ott dem Allerhöchiten), oder Wallahi (bei Gott) oder Bismillahi (im Na- 
men Gottes). Zur Verftärfung des Eides kann der Schwörende noch eine 
oder die andere der Eigenjchaften Gottes, wie 3. B. des Barmherzigen, Des 
Erbarmers beifügen und jagen: Bismillahi Errahman Errahim (im Namen 
Gottes des Barmherzigen, des Erbarmers). Zur Giltigfeit des Eides ift es 
aber hinreichend, einige der obigen Formeln, nämlich Bismillahi, Billahs 
Taala, oder Wallahi auszufprechen. Der Schwörende Tann, wenn das 
Gericht mit einem Gremplar des Korans verjehen ift, angewiejen werben, 
während der Ablegung des Eides die rechte Hand auf daſſelbe zu legen. 
Diejer Gebrauch des Korans ift aber zur Giltigfeit des Eides nicht weſent— 
lich nothwendig. 

Für feinen Fall darf dem Schwörenden geftattet werden, bei ber 
a des Eides den Zeigefinger der einen Hand in die Höhe zu 
alten. 

Nah eben diefen Worjchriften ift auch von Zeugen mohamedanifcher 
Religion der Eid abzunehmen. Diefen wird eine allgemeine Betheuerung, 
daß fte die reine Wahrheit ausfagen werden oder ausgefagt haben (erfteres 
in bürgerlichen Rechtsjachen, legteres in Kriminalangelegenheiten) vorgehal- 
ten, und wenn fie diejelbe nachgeiprochen haben, Die Frage: Schwörft du 
bei Gott? an ſie geftellt. Im Uebrigen find in Anſehung des Jeugenver- 
hörs die allgemeinen Worfchriften der ©. D. und des Strafgefegbudes zu 
beobachten. 


$. 251. 


Verſonen, welche fich zu einer Religion befennen, deren An- 
hänger von der Eidesablegung geieglich enthoben find, Haben nur 
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eine feierliche Verſicherung an Eidesſtatt abzulegen, welche jedoch in 
ihren Wirfungen dem wirklich abgelegten Eide in jeder Beziehung 
gleichfommt, 


$. 252. 


Wenn die Partei fih nur in einer Sprache auszudrücken ver» 
fteht, deren die anweſenden Gerichtsperfonen nicht mächtig find, fo 
muß die Meineids - Erflärung und die Gidesformel jelbft von einem 
beeidigtem Dollmetſch in die ihr verftändliche Sprache überſetzt, bie 
Ueberjegung ber Eidesformel von ihm niebergefchrieben , nad abge» 
legtem Eide von der Partei unterzeichnet, und bei dem Originale 
in ber Regiftratur aufbewahrt werden. Kann die Partei nicht ſchrei⸗ 
ben, fo findet bie Vorfchrift des $. 248 ihre Anwendung. 


$. 253. 
©egenbeweis zur Verhinderung des idee. 


Wer die Ablegung eines Eides durch feinen Gegner hindern 
will, Hat die dazu dienlichen Beweismittel bei Verhandlung ber 
Hauptjache beizubringen. 


$. 254. 


Nah gefchloffenem Verfahren findet ein Gegenbeweis nicht 
mehr Statt. 


Die beiden ebenangeführten Paragraphe 253 und 254 gelten von allen 
Gattungen des Eides, wie fie in dem $. 258 der CPO. angeführt werden. 
Wefentlich verfchieden von den in diefen Paragraphen behandelten Falle ift 
die Ablehnung eines aufgetragenen Haupteides durch Öes 
wiffensvertretung, wovon bei Erläuterung des $. 264 der CPO. bie 
Rede fein wird. 

Beide Paragraphe, nämlich der $. 253 und 264, erfterer im Zufams 
menhang mit dem $. 254 der CPO., fommen darin überein, daß es fich in 
beiden um Befeitigung eines abzulegenden Eides handelt und daß nach ge: 
Ihlofjenem Verfahren ein Gegenbeweis zur Erreichung des angeftrebten 
Zwedes nicht mehr ftatt findet. 

Sie unterfcheiden fich jedoch dadurch, daß in dem Falle der $$. 253 
und 254 der CPO. der Gegenbeweis zu dem Behufe geführt wird, um bie 
Ablegung des Eides durch den Gegner, zu verhindern, ber Gegenbeweis 
im Falle des 5. 264 der CPO. dagegen wird geführt, um denjenigen, wel- 
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cher den aufgetragenen Haupteid abzulegen hätte, von ber Ablegung beffelben 
zu befreien. 

Aus der Anwendung der in den 8.253 und 254 aufgeftellten Grund— 
füge auf die verfchiedenen Gattungen des Eides ergiebt fich Folgendes: 

Bezüglich des Haupteides fteht e8 dem Deferenten jrei, den Haupteid 
auch bedingt für den Fall aufzutragen, wenn die zugleich auf andere Art 
verfuchte Beweisführung nicht gelingen follte ($. 263 der CPO.). Der 
Deferent, der die Ablegung des Haupteides hindern will, hat entweder vor 
Auftragung des Haupteides oder zugleich mit Derfelben die zur Herftellung 
des Beweiſes erforderlichen anderweitigen Beweismittel bei Verhandlung ber 
Hauptfache beizubringen. 

Ein gleiches Bewandtniß wie mit dem Haupteide, hat es auch mit 
dem DOffenbarungseide. 

Bei dem Erfüllungs- und Schäßungseide fteht e8 dem Gegner bes 
Beweispflichtigen frei, entweder Direct oder indireet durch andere Beweis- 
mittel, 3. B. durch Zeugen oder Sachverftändige das Gegentheil der zu er- 
weiſenden Thatſache darzuthun. 


Da der Richter auf den Erfüllungs- und Schätzungseid auch erkennen 
kann, ohne daß dieſe Beweismittel von dem Gegner angeboten werden, ſo 
dürfte es vorſichtig ſein, auch auf die bloße Möglichkeit hin, daß auf dieſe 
Beweismittel erkannt werden könnte, den Gegenbeweis anzubieten. 

Wenn ein ſolcher Gegenbeweis angeboten wird, ſo hat der Richter 
nach Analogie des $. 263 zuerft die Ausführung des Gegenbeweiſes zus 
zulaffen, und wenn durch den Gegenbeweis die Angaben des Gegenbemweis- 
führers weder vollftändig erwiefen, noch vollftändig widerlegt werden, durch 
Endurtheil auf den Eid zu erfennen. Durch die Beftimmung, daß nad 
geſchloſſenem Verfahren ein Gegenbeweis nicht mehr ftati finde, können fich 
die Parteien nichtibefchwert fühlen. Es iſt dieß eine Folge der Nichterfüllung 
der ihnen in den 88. 10, 12, 17 und 19 der CPO. auferlegten Pflicht. 
Nicht verwehrt bleibt es jedoch der Partei, auch nach gefchloffenem Berfah- 
ren vor dem Givilrichter wider den Gegner, welcher fih zum Eide erboten 
hat, folche Umftände geltend zu machen, aus welchen ſich der gegründete 
Verdacht eines Verbrechens des Betruges nah $. 199 dit. a StGB 1. 
Theils ergibt. In einem folchen Falle müßte nach Vorſchrift des 8. 2 
lit b der CPO. Das DVerfahren vor dem Eivilgerichte fogleich eingeftellt 
und der Erfolg des Strafverfahrens abgewartet, jowie in Gemäßheit Des 
$. 228 StGB. 1. Theild vom Jahre 1803 dem Strafgerichte die Anzeige 
gemacht werden. 


$. 255. 
Fälle, in welden der Eid für abgelegt zu Halten ift. 
Mürde die Ablegung des Eides durch den vor, oder nach dem 
Urtheile erfolgten Tod der Partei unmöglich gemacht, jo ift dieſer 
Eid nur dann für abgefhworen zu halten, wenn bie Partei fich 
zu demſelben erboten, hierüber entweder ihre Erklärung perjönlich 
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bei Gericht abgegeben, oder die gerichtliche Gingabe, worin das An- 
erbieten enthalten ift, eigenhändig unterjchrieben, und bie Ablegung 
be3 Eides weder zu verzögern, noch durch Beſchwerdeführung ab— 
zulehnen geſucht hat. Von dem durch einen Sachwalter angebotenen 
Eid gilt dieſes bloß in dem Falle, wenn die Partei zu dieſem An— 
erbieten einen beſondern ſchriftlichen Auftrag ertheilt, und zugleich 
die Umſtände, die ſie beſchwören will, beſtimmt angegeben hat. 


Dieſer Paragraph behandelt gewiſſe Fälle, in welchen ein durch rechts— 
Fräftiges Urtheil auferlegter, von der Partei, welcher er auferlegt wurde, 
nicht abgejchworner Eid, für abgefchworen zu halten ift. 

Diefe gefegliche Fiction, daß ein nicht abgefhmorner Eid dennoch für 
abgeichworen zu halten ift, tritt nur unter folgenden Bedingungen ein: 

1) Muß die Ablegung des Eides durch den vor oder nad) erfolgten 
Tod der Partei, welche ihn ablegen follte, unmöglich geworden fein. 

Dieje Bejtimmung fcheint analog auch auf jene Fälle angewendet wer— 
den zu müjlen, wo Die Ablegung des Eides nicht durch den Tod, fondern 


durch erſt jpäter eingetretene Förperliche oder geiftige Gebrechen unmöglich 
geworden ilt. 


2) Muß fich die Partei zu diefem Eide gerichtlich erboten, d. h. er 
Härt haben, daß fie den Eid abzulegen bereit ift, und zwar entweder: 


a) die diepfällige Erklärung perfönlich vor Gericht abgegeben haben, 


b) die gerichtliche Eingabe, worin das Anerbieten zum Eide enthalten 
ift, eigenhändig unterjchrieben haben; oder endlich 

c) wenn das gerichtliche Anerbieten durch einen Sachwalter gejchehen 
ift, Diefem einen befondern fchriftlichen Auftrag zu Diefem Anerbieten ertheilt, 
und zugleich die Umftände, die fie beſchwören will, bejtimmt angegeben haben. 
In dem legtern Fall unterfcheidet das Geſetz nicht, ob das Anerbieten zum 
Eide durch den Sachwalter vor oder nach erfolgtem Tode der Partei ftatts 
gefunden hat. 

3) Darf die Partei, welche ſich auf die angegebene Art zum Eide er— 
boten hat, die Ablegung des Eides weder zu verzögern, noch durch Be⸗ 
ſchwerdeführung abzulehnen geſucht haben. Dieſes Erforderniß tritt bejons 
ders in dem Falle ein, wenn die wirkliche Eidesleiftung nur durch eine von 
dem Gegner desjenigen, welcher den Eid zu leiften gehabt hätte, herrührende 
Verzögerung gehindert worden ift. Dagegen ift diejes Erfordernig nicht vor— 
handen, wenn derjenige, welcher den Eid abzulegen gehabt hätte, unberech— 
tigter Weife eine Erſtreckung der zur Eidesablegung angeordneten Tag- 
jagung erwirfte und auf diefe Art die Ablegung des Eides verzögert hat; 
oder wenn er gegen das Endurtheil, durch welches ihm der Eid auferlegt 
ward, die Appellation ergriffen und die Ergreifung dieſes Rechtsmittels in 
der Folge für ungegründet oder gar für muthwillig erfannt wird. 
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$. 256. 


Ob ein durch Urtheil auferlegter, oder vorbehaltener Eid für 
abgelegt zu halten fei, oder nicht, wird wenn darüber Streit ent» 
ſteht, durch Befcheid entjchieden. 


Derjenige, welcher die im $. 255 aufgeftellte Fiktion geltend machen 
will, hat die thatfächlichen Bedingungen derjelben zu erweifen und fein Ber 
gehren dahin zu ftellen: e8 möge entjchieden werden, Daß der durch Urtheil 

auferlegte oder vorbehaltene Eid für abgelegt zu halten ift. 

Ueber ein folches Gefuch wird der Nichter den Gegner bei einer Tag» 
fagung (8. 7 kt c der EBD.) vernehmen und wenn ein Streit entfteht, 
durch Befcheid, gegen welchen der Nefurs zuläßig ift, entfcheiden, ob ber 
Eid für abgelegt zu halten ift, oder nicht. 


$. 257. 
Rechtshilfe gegen einen falſchen Eid. 
Glaubt Jemand erweiſen zu können, daß ſein Gegner einen 
falſchen Eid abgelegt habe, ſo hat er alle ſeine Beweismittel dem 


Strafgerichte zu übergeben, und das Erkenntniß deſſelben zu er— 
warten ($. 368). 


$. 258. 
Gattungen der Gide, 


Die Gattungen des Eides find: 
a) der Haupteid, 
b) der Erfüllungseid, 
c) der Schäßunggeid, und 
d) der Offenbarungseid. 


Aus diefem Paragraph geht hervor, daß nach unferer Prozegordnung 
es feinen Gefährdeeid (juramentum calumniae) und feinen Neinigungseid 
(iuramentum purgalorium) gibt. 

Der Gefährdeeid jollte nach der Marime älterer Gefeßgebungen dazu 
dienen, alle Art von Verzögerung und Chifane in dem Brozefie hintanzus 
halten. — 

Er war entweder ein allgemeiner (generale), der in Abficht auf 
den ganzen Prozeß geleitet wurde, oder ein befonderer (speciale), wels 
cher fich auf einzelne Prozeßhandlungen bezog. Nach $. 6 Cap. XIII. des 
Codieis juris bavarici judiciari lautete Das juramentum calumniae gene- 
rale, wie folgt: Ich ſchwöre zu Gott einen Eid, daß ich eine gute gerechte 
Sache durchaus zu haben glaube, zur gefliffentlichen Verzögerung derſelben 
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nichts juchen oder begehren, die Wahrheit darin vorbringen, diefelbe, fo oft 
ich in Nechten gefragt werde, nicht verhalten, auch gefährlicher Weiſe mit 
Gaben oder Schenkung Niemanden bewegen will, um ein anderes Urtheil, 
ald das Necht zuläßt, zu erlangen. Das juramentum calumniae speciale 
hatte zu lauten: Ich ſchwöre zu Gott einen Eid, daß ich mich dieſer .... 
3. ®. Terminsverlängerung . . . . nicht aus Bosheit zur Verzögerung ber 
Sache und dem Gegentheile zum Schaden, fondern aus gutem, gerechtem 
wahrem Grunde, und weil ich dieſelbe meiner Sache dienlich zu fein glaube, 
bedient habe. Beide Arten fonnten zu jeder Zeit in dem Prozeſſe fowohl 
begehrt, ald von Amtswegen aufgetragen werden. 

Was den Neinigungseid (juramentum purgatorium) anbelangt, 
fo wurde Diefer auf Begehren der Partei oder auch von Amtswegen dann 
aufgetragen, wenn einer Seits weder ein vollftändiger noch halber Beweis 
vorhanden, oder Die Sache wegen eines andern Mangels zum Erfüllungseibe 
nicht genug qualificirt war, anderer Geits aber doc noch immer ein Ders 
dacht gegen den Gegner obwaltete, von welchem er fih durch den Reinis 
gungseid befreien mußte. 


$. 259. 
Befiondere Borfhriften. Haupteid. 

Die Partei it ihrem Gegner über entjcheidende Ihatumftände, 
wenn es ihr auch an allen andern Beweismitteln fehlt, ven Haupt- 
eid aufzutragen berechtigt. Dieſer Eid kann auch noch in ber 
Replif oder Duplif aufgetragen werden. 


Der Haupteid ift ein Beweismittel, welches durch befondere Eigen- 
thümlichfeiten fich wefentlich von allen andern unterjcheidet. 

Der Beweispflichtige trägt dem Gegner auf, das gerade Gegentheil 
bes Beweisjages zu befchwören. 3. B. der Geflagte ſchwöre: daß er diejen 
oder jenen Gegenitand, um den und den Preis auf Borg nicht gefauft und 
übernommen habe; oder: daß er die in der Klage angefprochene Summe von 
dem Kläger als Darleihen baar zugezählt nicht erhalten und nicht zuges 
fagt habe, diejes Kapital mit 5 %, in vierteljährigen Raten zu verintereffiren, 
und nach vorausgegangener 14tägiger Auffündigung zurüdzuzahlen; oder er 
fchwöre: daß er der Katharina N. in der Zeit vom 1. bis 14. Februar 1852 
zu drei verfchiedenen Malen fleifchlich nicht beigewohnt Habe u. |. w. 
| Derjenige, welcher den Eid aufträgt, heißt der Deferent, derjenige, 
welchem er aufgetragen wird, der Delat. Der Delat wird durch bie 
Auftragung des Haupteides in die Zwangslage verjegt, entweder das von 
ihm behauptete gerade Gegentheil des Beweisfages feiner Zeit zu beſchwören, 
den aufgetragenen Haupteid abzulegen; oder das von ihm bes 
hauptete gerade Gegentheil des Beweisfages durch andere Beweismittel dar— 
zuthun, fein Gewiffen durch einen Gegenbeweis zu vertreten; 
oder endlich falls der Eid von dem Richter für zurüdichiebbar erfannt wird, 
bem Deferenten den Eid zurüdzufchieben. Wählt der Delat feines von 
den angegebenen drei Mitteln, jo wird das Gegentheil defien, was er zu 
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beſchwoͤren gehabt hätte, für wahr gehalten, folglich dad, was der Deferent 
zu beweifen hätte, fo angefehen, als ob es von dem Delaten eingeftanden 
worden wäre. Hat dagegen der Delat den Gegenbeweis zur Gewifjensvers 
tretung hergeftellt, oder den ihm im Urtheil aufgetragenen Haupteid abgelegt, 
fo wird des Delaten Behauptung für wahr und Die gegentheilige des Des 
ferenten für nicht wahr gehalten. 

Wird von dem Delaten der ihm aufgetragene Eid zurüdgejchoben, von 
dem Richter hierauf auf den zurüdgefchobenen Eid erfannt, und Diefer von 
dem Deferenten nicht abgelegt, jo wird Das Gegentheil des Beweisſatzes, 
die Behauptung des Delaten, für wahr gehalten, fomit als von dem Defes 
venten eingeftanden angefehen, während, wenn der Deferent den ihm zurück— 
gefchobenen Haupteid ablegt, die von ihm beſchworene Thatſache für wahr 
gehalten wird. 

Hieraus erhellt, daß jeder Streittheil, welcher einen Haupteid aufträgt 
oder zurücfchiebt, ven Beweis einer gewilfen Thatjache, und hiemit auch bie 
Enticheidung des Prozeſſes von einer freien Wilfenshandlung feines Gegners 
“abhängig macht. 

Aus dem eben dargeftellten Weſen des Haupteides geht zugleich her— 
vor, daß die unerläßliche Bedingung dev Auftragung des Haupteides die ift, 
daß die Behauptung des Deferenten und die entgegengejegte Behauptung 
des Delaten, fi wie Fontradiftorifche Gegenſätze, oder in mathemarifcher 
Form ausgedrüdt, wie + a und — a gegenüberftehen müflen, woraus fih 
die weitere Folge ergibt, daß wenn Die eine erwiefen ift, nothwendig die ans 
dere ald unmwahr gelten muß. 

Der Codex juris bavarici judieiarii vom Jahre 1753 hat im $. 2. 
Cap. XIII als Motiv der Gefeggebung für die Zuläßigfeit des Haupteides 
Folgendes angeführt: Da manchmal der eine oder der andere Theil fein 
Borgeben deßhalb nicht beweifen kann, weil bei der ftreitigen Gefchichte Nies 
mand gegenwärtig gemwejen, und deßwegen der andere Theil oft jo frech und 
gewiſſenlos ift, Daß er dasjenige, was er doch wohl weiß, fchlechterdings ab- 
läugnet, jo ift in einem folchen Falle erlaubt, feinem Widerfacher den Eid 
anzubieten, damit er nämlich ſchwöre, daß die Gefchichte, fo wie fie vorges 
bracht wurde, nicht vorgegangen fei und diefes heißt man zu Latein: jura- 
mentum litis decisorium, welches ebenfalls unter die übrigen Beweismittel 
zu zählen ift. 

Der Haupteid ift, wie aus dem $. 233 der CPO. hervorgeht, ein 
Jubfidiarifches Beweismittel, auf welches der Richter nur dann erfennen 
fann, wenn über entfcheidende Thatumftände Feine andern vollftändigen Be- 
weismittel vorhanden find. Daraus geht hervor, daß der Haupteid über 
folhe Thatumftände nicht aufgetragen werden Fann, die durch einen Augens 
ſchein außer Zweifel gefegt werden fünnen, weil berlei Thatumftände durch 
den Augenſchein, auch wenn er von den Parteien nicht angeboten worden 
wäre ($. 205 der EBD.) Eonftatirt werden müffen. | 

Unzuläßig ift ferner der Beweis duch den Haupteid über folche Thats 
ſachen, bezüglich welcher das Geſetz diefes Beweismittel ausdrücklich ausge: 
[hlofien hat. Hieher gehören jene Thatfachen, welche ein Ehehinderniß oder 
bei Afatholifen eine Trennungsurfache begründen ($$, 99 und 115 des alls 
gemeinen bürger!. Gefegbuches). | 
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Eben jo kann der Haupteid rechtswirkſam nicht über ſolche Thatſachen 
aufgetragen werden, welche der Delat nicht mit Zuverläßigkeit und aus eige— 
ner Ueberzeugung zu beſtätigen im Stande iſt (8. 235 . b der CPO)) 

Dagegen kann der Haupteid auch ber jolche Thatſachen aufgetragen 
werden, welche ein Verbrechen, Vergehen, oder eine Uebertretung, oder fonft 
eine ftrafbare Handlung begründen, vorausgefegt, daß das Strafverfahren 
beendigt ift oder Die Beſtättigung Des Strafgerichtes vorliegt, daß die Ein- 
leitung defjelben nicht Statt finde, ($. 2 lit b der EBO.), wobei es ſich 
von jelbjt veriteht, Daß Die Eidesverweigerung von Seite des Delaten nicht 
ein ftrafgerichtliches Beweismittel gegen denfelben fein Fann. 

Diefe Anficht Hat viele Gegner gefunden. Man hat dagegen geltend 
gemacht, daß auf dieſe Art ein Doppelter Prozeß, nämlich vor dem Givil- 
und vor dem Strafgericht über einen und benfelben Gegenftand zugelaffen 
werde, daß nur durch ein Strafurtheil des Griminaltichters ein Beweis in 
der gehörigen Form über eine ftrafbare Handlung geführt werden könne. 
Es jei unzuläßig, dem criminaliter verfolgten Beichuldigten einen Reini— 
gungseid aufzutragen, ein folcher aufgetragener Haupteid wäre nichts anders 
als ein Neinigungseid. Endlich hat man noch die Gefahren hervorgehoben, 
Die Dadurch für die Heiligkeit des Eides herbeigeführt werde, weil bei folchen 
Eiden die Lockung, einen faljchen Eid abzulegen, in einem erhöhten Maße 
fich geltend macht. 

Unfere Gejeggebung hat einen Haupteid über eine ftrafbare Handlung 
nicht für unzuläßig erklärt und darum kann der Nichter auch auf einen fol- 
chen Haupteid unter den oben angegebenen Beichränfungen erfennen. — 


Eben fo ift, wie aus dem $. 263 der EVD. hervorgeht, die Auftra- 
gung des Haupteides über jolche Ihatfachen zuläßig, Die eigentlich ein Ge— 
genftand des Gutachtens der Sachverftindigen wären, vorausgefeßt, daß 
dDiefes Gutachten einzuholen, unmöglich, und der Delat in der Lage ift, Diefe 
Thatfachen mit Zuverläßigfeit und aus eigener Ueberzeugung zu beftätigen. 
Es kann daher 3. B. einem Schafzüchter recht gut der Haupteid aufgetragen 
werden, er fchwöre, daß die von ihm verfauften Schafe nicht jchon vor ber 
Uebergabe mit der Räude behaftet geweſen find. 


Ein directer Gegenbeweis Fann durch den Haupteid nicht geführt wer: 
den oder mit andern Worten, wenn eine Thatjache bereits vollftändig er— 
wiefen ift, fo fann über die Wahrheit des bereits erwiejenen Beweisfages 
fein Haupteid aufgetragen werden. Denn in diefem Fall ift die Unwahrheit 
des Gegenbeweisfages Durch Die dDargethane Wahrheit des Beweisſatzes ber 
reits vollftändig dargethan und der Haupteid wäre in einem folchen Falle 
nichts als eine Chifane des Deferenten gegen den Delaten, welcher legterer 
die Wahrheit deffen, was er zu beſchwören hätte, bereits durch andere Be— 
weismittel dargethban hat. Wenn ich 3. DB. durch zwei klaſſiſche Zeugen den 
Beweis geführt habe, daß ich dem N. N. 1000 Gulden als Darleihen zu- 
gezählt habe, fo kann auf den Gegenbeweis, durch den mir aufgetragenen 
Haupteid: ich fchwöre, daß ich dem N. N. 1000 Gulden ald Darleihen zu: 
gezählt habe, nicht erfannt werden, denn diefen Umftand habe ich ja bereits 
erwiefen und ein weiterer Beweis fann von mir nicht gefordert werden. 
Der Haupteid fcheint jedoch zur Führung des indireeten Gegenbeweiſes zu- 
läßig zu fein, 3. B. wenn der Beweisführer den Beweis hergeftellt hat, daß 
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er mir 1000 fl. als Darleihen zugezählt habe, jo fcheint e8 allerdings, Daß ich 
ihm darüber den Haupteid auftragen könne, daß er mir diefe 1000 fl. nicht 
gejchenft Habe. 

Eben fo kann der Haupteid zum Beweife von Thatfachen, auf welche 
Einwendungen gegründet werden, ohne weiters gebraucht werden. Hieher 
gehört 3. B. die Einwendung der nicht gefchehenen Zuzählung eines Dar- 
leihens gegen einen vorichriftsmäßig eingerichteten Schuldichein, wobei jeden» 
fall die Umftande, auf welche fich diefe Einwendung bezieht, bejtimmt an— 
gegeben werden müfjen; über die Cinwendung eines fpätern Ereigniſſes, 
wodurch ein Nechtsgefchäft oder eine Verbindlichfeit wieder aufgehoben wor 
ben iſt; über die Einwendung des Irrthums, Betrugs, wucherlichen Unrech— 
tes, der Simulation, und aller fchon urjprünglich getroffenen geheimen Ver— 
abredungen, über die Einwendung, daß ftatt des wahren, vom Geſetze ver: 
botenen rundes ein falfcher Grund in einer Schuldurfunde angegeben 
worden ift. — 

Da der Haupteid nur über entjcheidende, von dem Gegner widerſpro— 
chene Thatfachen aufgetragen werden kann, fo folgt, daß Nechte und 
Verbindlichfeiten nie ein Gegenftand der Eidesauftragung fein fünnen. 

Nur die Bartei, welche zur Führung eines Nechtsitreites befugt ift, 
oder ihr Bevollmächtigter und Nechtsfreund, Die gefeglichen Vertreter einer 
Partei und der Vertreter einer Concursmaſſe find berechtigt, unter gewilfen 
gejeglichen Beſchränkungen ($. 261 und 262 der CPO.) einen Haupteid 
aufzutragen. 

Die Auftragung eines Haupteides kann auf eine rechtswirkſame Art 
in der Regel nur an die Gegenpartei erfolgen, deren Eid nach der Beitims 
mung des $. 235 der CPO. zuläßig. ift. 

Unter welchen Bedingungen die Auftragung eines Haupteides an eine 
Dritte, in dem Prozeſſe nicht als Bartei erfcheinende Berfon ftattfinden Fönne, 
beftimmen die Paragraphe 238, 239 und 240 der CPO., während der 
$. 241 der CPO. dem Deferenten das Necht einräumt, jene PBerfonen vor: 
zujchlagen, welche in dem Falle, als die Gegenpartei eine moralifche Perſon 
ift, oder aus mehreren Streitgenoſſen befteht, den Eid zu leiften hat. Durch 
die Beftimmung, daß der Haupteid auch in der Neplif oder Duplif, alfo 
nicht in der Schlußjchrift und Gegenfchlußfchrift aufgetragen werden Fann, 
wird dieſes Beweismittel vor allen Übrigen, welche in der Negel zugleich 
bei Anführung der TIhatfachen, welche durch fie beiwiefen werden follen, bei- 
gebracht werden müffen, wefentlich begünftigt. Aus der Schlußbeftimmung 
des $. 259 geht zugleich hervor, daß der Kläger, welcher die Ihatfache, 
worauf er jein Necht gründet, nur durch das Beweismittel des Haupteides 
zu eriweifen gejonnen ift, feine Klage mit feinem Beweife zu inftruiren 
braucht und feinem Gegner erft in der Neplif den Eid auftragen Fann. 


$. 260. 
Wer einen Haupteid aufträgt, muß fich, der Regel nach, zu— 
gleih für den Fall der Zurüdjchiebung erbieten, das Gegentheil 


jelbft zu beſchwören. In wiefern jedoch ein Haupteid zuläfftg fei, 
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der nicht zurücgefchoben werden Fan, bleibt bem Grmeffen bed 
Richters überlaffen. 


In der Negel foll Jeder, der feinem Gegner den Haupteid — 
ſich erbieten, für den Fall als der Delat von dem ihm eingeräumten Rechte 
Gebrauch machen und den Eid zurückſchieben würde, den zurückgeſchobenen 
Eid abzulegen. 

Dieſes Anerbieten iſt jedoch keineswegs, wie aus dem $. 267 ber 
CPO. deutlich hervorgeht, weſentlich nothwendig. Auch dann, wenn ber 
Deferent ſich ausdrüdlich nicht erboten hat, den zurüdgefchobenen Haupteid 
im Falle der Zurückſchiebung abzulegen, fteht e8 dem Delaten frei, den auf- 
getragenen Haupteid zurüczufchieben und der Nichter wird in einem folchen 
Ball, wenn er die Zurückſchiebung zuläßig findet, auf den zurüdgefchobenen 
Eid erfennen. 

Das Anerbieten, den zurüdgefchobenen Haupteid abzulegen, ift ftill- 
ſchweigend in der Eidesauftragung enthalten, und das Necht des Delaten 
zur Zurüdfchiebung, fo wie des Nichterd zur Auflegung des zurückgeſchobenen 
Eides an ein ausprüdliches Anerbieten des Deferenten, den zurüdgejchobenen 
Eid ablegen zu wollen, nicht gebunden. 


Auch ift e8 dem Deferenten nicht verwehrt, ausdrücklich zu erklären, 
daß er den von ihm aufgetragenen Haupteid im Falle der Zurüdjchiebung 
abzulegen nicht im Stande fei und die Gründe hiefür anzuführen. Solche 
Gründe, welche die Ablegung des zurückgeſchobenen Eides unmöglich machen, 
jind vorhanden, wenn der Deferent, welcher den zurücdgefchobenen Eid ab- 
zulegen hätte, zur Zeit der Greignung der Thatfache, welche beichiworen wer— 
den fol, noch nicht das vierzehnte Jahr feines Alters zurückgelegt hat, oder 
wegen förperlicher oder Geiftesgebrechen, oder nach den in einem einzelnen 
Falle eintretenden befondern Umftänden dasjenige, was Durch den zurückge— 
fchobenen Eid befchworen werden foll, mit Zuverläßigfeit und aus eigener 
Ueberzeugung zu beftätigen nicht im Stande iſt. In diefen Fällen ift ber 
zurüdgefchobene Eid nicht zuläßig und dem Ermeſſen des Richters bleibt es 
anheimgeftellt zu beurtheilen, in wieweit defjenungeachtet dem in feinem 
Wahlrecht (Ss. 265 der EWO.) beeinträchtigten Delaten der aufgetragene 
Haupteid, welcher in einem folchen Falle ein irreferibler genannt wird, 
im Urtheile aufgetragen werden könne. Der Richter dürfte den irreferiblen 
Haupteid in allen Fällen zuläßig finden, in welchen der Delat, vollfommen 
in der Lage ift, den aufgetragenen Haupteid abzulegen. Sollten dagegen 
auf Seite des Delaten Umftände vorhanden fein, welche ihm die Ablegung 
des Eides unmöglich machen, fo wird der Richter auf den irreferiblen Haupt- 
eid nicht erfennen. 3. B. ein Buchhändler klagt den Erben eines Berftor- 
benen auf Zahlung einer Schuld für die vom legteren abgenommenen Bü— 
her. Der Erbe macht die Einwendung der bereits von dem DVerftorbenen 
während deffen Lebzeiten gefchehenen Zahlung und trägt darüber dem Buch— 
händler den Haupteid auf: er fihwöre, die in ber Klage angefprochene 
Summe fei nicht gezahlt worden. Der Erbe ift in einem folchen Falle nicht 
in der Lage, den aufgetragenen Haupteid im Falle der Zurüdichiebung ab- 
zulegen. Aber auch auf Seite des Buchhändlers können Umftände vorhan- 
den fein, welche ihm die Abſchwörung des Eides unmöglich machen. Er hat 
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für die Annahme, daß die Schuld noch nicht zurüdgezahlt ift, Feinen andern 
Grund, als den, dag er von dieſer Zurüdzahlung nichts weiß, und auf 
diefer Grundlage allein, kann er ebenfalld den ihm aufgetragenen Haupteid 
nicht fchwören, weil e8 immer möglich ift, daß defienungeachtet die Schuld 
gezahlt worden ift. 


$. 261. 


Von Bevollmächtigten und Rechtsfreunden kann ein Haupteid 
nur dann aufgetragen oder zurückgeſchoben werden, wenn die Partei 
ihnen entweder in der Vollmacht ausprüdlih das Recht dazu ein- 
geräumt, oder die Schrift, worin es gejchieht, eigenhändig unter- 
ſchrieben hat. 

Vertreter des Fiscus, der Minderjährigen und Prlegebefohlenen 
müfjen dazu von der Behörde eine bejondere Bewilligung erhal» 
ten haben. 


Das Auftragen und Zurüdjchieben eines Haupteides enthält ftillichweis 
gend eine bedingte DVerzichtleiftung auf das angeiprochene Recht oder Die 
erhobene Einwendung; bedingt nämlich dadurch, wenn derjenige, welchem ber 
Eid aufgetragen oder zurüdgefchoben wird, den aufgetragenen oder zurüds 
geihobenen Eid ablegt. 

Megen der bejondern Wichtigkeit dieſer Prozeßhandlung vermuthet deß— 
halb der Gejesgeber nicht, daß ein Bevollmächtigter oder Rechtsfreund, 
welcher bloß allgemein bevollmächtigt worden ift, auch zu Diejem außeror- 
dentlichen Gejchäfte bevollmächtigt worden wäre, und verlangt deshalb, daß 
der Rechtöfreund oder Bevollmäctigte von dem Vollmachtgeber in der Voll— 
macht ausdrüdlich ermächtigt worden fein muß, Eide aufzutragen oder zu— 
rüdzufchieben, oder daß der Vollmachtgeber die Schrift, in welcher ein Eid aufs 
getragen oder zurüdgefchoben wird, eigenhändig unterjchrieben habe. Aus 
dem gleichen Grunde muß der Finanzprofurator von der Finanz» Landess 
Direction, der Vater, Wormund oder Eurator eines Pflegebefohlenen von 
dem obervormundjchaftlichen Gerichte die Bewilligung zur Auftragung oder 
Zurüdihiebung eines Haupteides erhalten haben. 


$. 262. 


Der Berireter einer Concursmaſſe bedarf zur Auftragung 
eines Haupteide die Genehmigung der Gläubiger oder des Aus— 
ſchuſſes derjelben. 

Sit dem Gridatar der Hauptein aufgetragen worden, jo bat 
der Mafjevertreter nach Vernehmung des Greditoren-Ausjchuffes und 
dem Beſchluſſe deſſelben gemäß zu erflären, ob der Eid angenom— 
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men oder zurückgeſchoben werde. Wird auf die Ablegung des Eides 
durch den Gridatar erfannt und der Gid von bdemfelben nicht ab- 
gelegt, jo Hat die Concursmaſſe die Nechtöfolgen hievon zu tragen. 


Der Bertreter einer Concursmaſſe hat die Nechte der Goncursmaffe 
und des Gridatard vor Gericht zu vertreten. Die Auftragung eines Haupts 
eides von Seite des Maffevertreterd und die Annahme und Zurüdjchiebung 
eines dem Gridatar aufgetragenen Eides enthält immer zugleich eine ftill- 
jchweigende bedingte Verzichtleiftung auf das angefprochene Necht oder bie 
erhobene Einwendung, und ift deßhalb mit wichtigen Folgen für die Con— 
cursmaſſe verbunden, weßhalb das Geſetz den Concursmaflavertreter in allen 
diefen Fällen angewiejfen hat, die Genehmigung der Gläubiger oder bes 
Ausjchuffes derjelben einzuholen. Wird auf die Ablegung des Eides durch 
den Gridatar erkannt und der Eid von demfelben nicht abgelegt, jo geht das 
angejprochene Necht oder die erhobene Einwendung, zu deren Beweis der 
Haupteid abgelegt werden follte, für die Concursmaſſe verloren. 


$. 263. 
Bedingte Auftragung des Haupteides. 


Der Haupteid kann auch bedingt für den Fall aufgetragen 
werden, wenn bie zugleich auf andere Art verfuchte Beweisführung 
nicht gelingen jolltee Wird mit der Auftragung des Eides ein, 
nach dem Geſetze zuläßiger Beweis durch Zeugen oder Sachverftän- 
dige in Verbindung gejett, jo hat der Nichter zuerft die Vornahme 
des Zeugenverhörs oder Augenſcheins anzuordnen. 
| Sollte durch die Ausfagen der Zeugen oder Sachverftändigen 
die Angabe des Beweisführerd weder vollftändig eriwiefen noch 
widerlegt werden, jo ift durch Endurtheil auf den Haupteid zu ers 
fennen. 


Diefer Paragraph entfcheidet die nach andern Gefeggebungen, 3. B. 
nach der preußifchen allgemeinen Gerichtsordnung ftreitige Frage: ob Die 
eventuelle Rumulation der Eidesdelation rücfichtlich derſelben That- 
jache mit andern Bemweismitteln zuläßig fei, d. h. ob der Haupteid auch ſub— 
fidiarifch für den Fall aufgetragen werden kann, wenn Die andern Beweis— 
mittel, die zugleich für diefelbe Thatſache beigebracht werden, nicht einen 
volljtändigen oder wenigftens fehr erheblichen Beweis, der durch den Erfül- 
lungseid ergänzt werden fann, liefern würden. 

Unfere Prozeßordnung hat diefe eventuelle Kumulation des Haupteides 
mit andern Beweismitteln ausdrüdlich für zuläßig erflärt. 

Der Beweisführer kann daher mit dem außergerichtlichen Geftändnifle, 
welches er zu erweifen beabfichtigt, mit dem Urfunden- und Zeugenbeweife, 
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mit dem Augenfcheine auch den Haupteid bedingt für den Fall auftragen, 
wenn die durch dieſe Beweismittel verfuchte Beweisführung nicht gelin: 
en follte. 

; — der Beweisführer von dieſem ihm geſetzlich zuſtehenden Rechte 
Gebrauch gemacht und unter den von demſelben neben dem Haupteide an— 
gebotenen Beweismitteln ſich der Augenſchein oder der Zeugenbeweis befin— 
det, jo hat der Richter vor allen-in Erwägung zu ziehen, ob dieſe beiden 
Beweismittel nach den bezüglich derjelben beftehenden gejeglichen Beftimmuns 
gen zuläßig find. Iſt Diefes der Sal, fo wird der Nichter zuvörderft nach 
Vorſchrift der 88. 162 und 207 der EBD. die Vornahme des Zeugenver- 
hörs oder des Augenſcheins anordnen. Bezüglich des Augenſcheins tritt 
noch das Eigenthümliche ein, daß der Nichter denjelben von Amtswegen an- 
ordnen kann, wenn auch der Beweisführer, welcher bloß zum Haupteide Die 
Zuflucht nehmen zu müfjen glaubte, denfelben nicht angeboten hat. 


Das Nefultat, der auf andere Art verfuchten Beweisführung, insbes 
jondere der Beweisführung duch Sachverftändige und Zeugen kann mög— 
licher Weiſe ein vierfaches fein: 

a) &8 wird ein vollftändiger Beweis hergeftellt. 

b) Es wird die Unwahrheit der von dem DBeweisführer behaupteten 
Thatjache vollftändig dargethan oder mit andern Worten die Angabe des 
Beweisführers vollitändig widerlegt. 3. B. der Kläger will über den Um- 
ftand, daß er dem Geflagten 1000 fl. in Conventions-Münze und nicht, wie 
der lettere behauptet, in Wienerwährung als Darleihen baar zugezählt habe, 
den Beweis durch die Zeugen A und B führen. Die hierüber vernommenen 
Zeugen jagen jedoch auf eine vollftändig beweifende Art aus: es fei nicht 
wahr, daß der Kläger dem Geflagten 1000 fl. CMze. als Darleihen zuge: 
zählt Habe, joudern es jeien damals nur 1000 fl. Wienerwährung als Dar: 
leihen zugezählt worden. 

c) Es wird zwar fein vollftändiger, jedoch ein fehr erheblicher Beweis 
und endlich 

d) Es wird gar fein Beweis, weder für die Angabe des Beweisfüh- 
vers, noch für Das gerade Widerfpiel derfelben hergeftellt. 

In dem erften Falle kann, weil die zu erweiſende Thatfache durch ans 
derweitige Beweismittel beveitS erwieſen ift, von der Auftragung des Haupts 
eides feine Rede fein. 

Sn dem zweiten Falle ift dev Widerfpruch des Delaten, den er zu be- 
ſchwören gehabt hätte, durch Die Beweismittel des Gegners eriwiefen, weß- 
halb auf den Haupteid ebenfalls nicht erfannt werden kann. 

Im dritten Kal kann der Richter auf den Erfüllungseid erfennen, und 
jo den unvollftändigen Beweis zu einem volljtändigen erheben. Im vierten 
Falle endlich wird der Nichter auf den Haupteid erkennen. 


$. 264 
Ablehnung deffelben durch Gewiffensvertretung. 
Wenn die Partei, welcher von ihrem Gegner der Haupteid 
aufgetragen worden ift, einen vollftändigen Gegenbeweis in dem 


310 


Prozejfe angeboten hat, fo ift nicht auf ben Haupteid zu erkennen, 
fondern zunächft die Ausführung des Gegenbeweifes zuzulaffen. 
Nach geſchloſſenem DBerfahren findet eine Anbiethung von Beweiſen, 
um ſich von der Ablegung eines Haupteides zu befreien, auf welchen 
erfannt worden ift, nicht mehr Statt. 


Der Delat kann fich von der Ablegung des ihm aufgegebenen Haupt: 
eides dadurch befreien, daß er die Wahrheit jener Ihatfache, welche er zu 
beſchwoͤren hätte, Durch anderweitige Beweismittel, ald durch den Eid voll- 
ftändig, ſei es direkt oder indireft, beweift. Man nennt einen folchen Ges 
genbeweis, welcher zum Zwede hat, den Delaten von der Ablegung des 
aufgetragenen Haupteides zu befreien, einen Beweis zur Gewiſſens— 
vertretung (probatio pro exoneranda conscientia). 

Diefer Gegenbeweis muß in dem Prozeſſe, d. h. während der Streit: 
verhandlung am gehörigen Ort nach der Beftimmung der 88. 12, 17, 19 
und 21 der EBD. angeboten werden und der Nichter muß diefen Gegenbe- 
weis, falls derjelbe enticheidend ift, zulafien.*) Da der Eid nur ein fubfibia- 
riſches Beweismittel ift, jo darf auf den aufgetragenen Haupteid in dem 
Falle, wenn der Delat einen vollftändigen, nach dem Geſetze zuläßigen Ge— 
genbeweis angeboten hat, nicht erfannt werden, fondern es ift zunächft die 
Ausführung des Gegenbeweifes zuzulafien, wobei fich der Nichter, wenn auch 
der Deferent zunächit einen Beweis durch Zeugen angeboten hat, nach $. 182 
der EBD. benehmen wird. 

Der Gegenbeweis zur Gewiffensvertretung kann mit allen nach dem 
Geſetze zuläßigen Beweismitteln geführt werden. Nur des Haupteides kann 
fich der Gegenbeweisführer nach der Natur der Sache nicht bedienen. 

Durch den Gegenbeweis zur Gewiffensvertretung werden Die Angaben 
des Gegenbeweisführers entweder vollftändig erwiefen, oder vollftändig wi— 
derlegt, oder aber Das Nejultat dieſer Beweisführung ift durchaus unents 
jcheidend. In dem legten Falle, wenn nämlich der Gegenbeweis zur Ge— 
wifiensvertretung Fein entjcheidendes Reſultat geliefert hat, wird der Richter 
durch Endurtheil auf den Haupteid erkennen, indem nach unferer Givilprozeß- 
ordnung dem Delaten ungeachtet defien, daß er einen Gegenbeweis zur Ges 
wiffensvertretung angeboten hat, der aufgetragene Haupteid noch immer für 
den Fall vorbehalten bleibt, wenn die Gegenbeweisführung zur Gewiſſens— 
vertretung mißlingt. 

Für die Nichtigkeit diefer Anficht fprechen folgende Gründe: 

4) Die zu vermuthende gleiche Behandlung des Deferenten und des 
Delaten, Wenn es dem Deferenten, wie aus dem $. 263 der EBD. her- 
vorgeht, geftattet ift, fich den Haupteid in subsidium zu bewahren, wenn 
die auf andere Art verfuchte Beweisführung mißlingt, fo muß auch dem 
Delaten der aufgetragene Haupteid in subsidium vorbehalten bleiben, wenn 


die auf andere Art verfuchte Beweisführung des Gegenbeweisſatzes mißlin- 
gen jollte. 


*) ©. Grläuterungen über den Beweis und Gegenbeweis bei dem $. 104 Seite 144. 
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2) Das bloße Anbieten des Gegenbeweijes zur Gewiffensvertretung 
legt zwar ein Beftreben des Delaten an den Tag, fih von ber Ablegung 
des ihm aufgetragenen Haupteides und den ihm dadurch angethanen Ges 
wiſſenszwang zu befreien, daraus folgt aber Feineswegs, daß der Delat den 
aufgetragenen Haupteid abzulegen abgelehnt habe. 

3) Spricht das Wort zunächit im $. 264 der CPO. deutlich dafür, 
dag nach der Zulafiung des Beweiſes zur Gemwiffensvertretung auch noch 
eine weitere Beweisführung durch die Annahme und Ablegung des aufge 
tragenen Haupteides zugelaffen werden kann. 

4) Scheinen zwar die Worte im $. 265 der EPD.: „Hat die Partei 
„feinen Gegenbeweis angeboten, jo ftehbt ibr . » . 2... frei, den 
„aufgetragenen Eid anzunehmen oder abzulegen, oder ihrem Gegner zurüd- 
„uſchieben,“ darauf hinzudeuten, daß es der Partei nicht frei fteht, den aufs 
getragenen Haupteid anzunehmen und abzulegen, wenn fie einen Gegenbe- 
weis angeboten hat. Diefer Schluß a contrario dürfte fich jedoch nicht als 
begründet darjtellen, nachdem derfelbe von dem Geſetzgeber nicht ſelbſt gemacht 
wird und bei demjelben die, wie es jcheint, unbegründete Vorausſetzung feit- 
gehalten wird, daß in den Worten: Hat die Gegenpartei feinen Gegenbes 
weis angeboten, eine Bedingung enthalten ift, von welcher das Recht des 
Delaten den Eid abzulegen oder zurüczufchieben abhängig ift, während fte 
doch, wie aus dem Jufammenhang der beiden $$. 264 und 265 deutlich 
hervorgeht, nicht eine Bedingung, jondern eine das Necht des Delaten nicht 
beihränfende Vorausfegung enthalten, bei welcher das Geſetz von der An— 
nahme ausgeht, daß es dem Delaten gelingen werde, den angebotenen Ge— 
genbeweis zur Gewiliensvertretung vollftändig herzuftellen, wornadh denn 
freilih die Annahme und Ablegung des aufgetragenen Haupteides oder Die 
Zurüdichiebung deſſelben entbehrlich wird. 

5) Für die Nichtigkeit diefer Anftcht ſpricht ſchlüßlich noch die Ver— 
gleihung des $. 264 unſerer Civilprozeßordnung mit dem $. 201 der jofe- 
phinischen Gerichtsordnung. Der legtere Paragraph verfügt: falls jedoch 
Diefer Beweis (Gegenbeweis zur Gewiſſensvertretung) nicht rechtsbeftändig 
ausfiele, jo kann der Delat den aufgetragenen Eid nicht mehr annehmen. 
Unjere Civilprozeßordnung hat diefe Verfügung nicht nur nicht aufgenommen, 
jondern wie es der Wortlaut des $. 264 deutlih an den Tag legt, dem 
entgegengejegten Grundjage ftattgegeben. 


$. 265. 

Recht des Gegners, den Haupteid anzunehmen, oder zurüdzufdieben. 

Hat die Partei feinen Gegenbeweis angeboten, jo fteht ihr, in 
jofern nicht nach $. 260 eine Ausnahme Statt findet, frei, den 
aufgetragenen Haupteid anzunehmen und abzulegen, oder ihrem Geg- 
ner zurüdzujchieben. 

Die Zurüdjchiebung muß jedoch ſchon in der Verhandlung der 
Hauptiache erfolgen, Wäre darüber im Prozeſſe feine ausdrückliche 
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und vechtögiltige Grflärung abgegeben worden, jo hat das Gericht 
nur auf den Eid deöjenigen Theile, welchem derſelbe aufgetragen 
worden ift, zu erkennen. Iſt der Eid durch eine rechtögiltige Er— 
klärung ausdrücklich zurückgeſchoben worden, fo darf nur auf ben 
zurücdgejchobenen Eid erkannt, und nur wenn dad Gericht die Zu— 
rückſchiebung unzuläffig fände, demjenigen Theile, welchem ber Eid 
aufgetragen worden ift, die Ablegung deffelben geftattet werden. 


t Delat hat, wie aus dieſem Paragraphe hervorgeht, in der Negel 
ie Wah 

a) entweder den Gegenbeweis zur Gewiffensvertretung anzubieten, 
o er 

* den aufgetragenen Haupteid anzunehmen und abzulegen, oder 
endli 

c) den aufgetragenen Haupteid dem Deferenten zurückzuſchieben. 

Unter dev Zurückſchiebung des Haupteides verfteht das Geſetz, Die 
auspdrüdliche und vechtsgültige vor Gericht mündlich oder fchriftlich 
in der Verhandlung der Hauptfache abgegebene Erklärung des Delaten, mit 
welcher verlangt wird, daß der Deferent die Wahrheit des Beweisfageg, 
defien Gegentheil von dem Delaten befchworen werden follte, beſchwöre. 

Auf den zurückgeſchobenen Haupteid fann nie von Amtswegen, fondern 
immer nur auf Orundlage einer ausdrüdlichen und vechtsgültigen Zurüd- 
Ihiebung erkannt werden. 

Hat der Delat fih nicht ausdrücklich erklärt, den Haupteid zus 
rüdzufchieben, jo kann der Nichter nur auf den Eid desjenigen Theiles 
erfennen, welchem derfelbe aufgetragen worden ift, auch wenn dieſer Theil 
ſich nicht erflärt hätte, den Eid annehmen und ablegen zu wollen. 

Rechtsgültig ift die Zurücdtichiebung des Haupteides dann, wenn 
diefelbe von einer gefeglich Dazu berechtigten Perſon (88. 261, 262 und 269 
der CPO.) geichieht. 

Die ausdrüdliche und rechtsgültige Zurückſchiebung hat die Folge, daß 
von?}Seite des Gerichtes auf den zurücdgefchobenen Eid erfannt werden 
muß. 

k Bon dieſer legten Negel tritt einzig und allein nur dann eine Auss 
nahme ein, wenn der Richter die Zurüdjchiebung unzuläßig, und dejjenuns 
geachtet auf den aufgetragenen Haupteid zu erkennen, für zuläßig findet 
(1. Erläuterungen bei dem $. 260 der CPO)) 


$. 266. 


Nach Verſchiedenheit diefer Fälle muß daher entweder auf den 
aufgetragenen, oder auf den zurücgefchobenen Eid erfannt werden. 
Ob eine Partei dem ihr aufgetragenen Haupteide die Worte 
„ihres Wiſſens oder ihres Erinnerns“ beizufügen berechtiget, oder 
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ihm ohne alle Beifäse abzuſchwören verbunden fein fol, Hat ber 
Richter zu beurtheilen; die erwähnten Beiſätze des Eides können 
jedoch nur aus wichtigen Gründen und in eben dem Urtheile, wo— 
durch die Hauptſache entfchieden wird ($. 242), zugelaffen werden 
Sie finden nicht Statt, wenn nicht ausdrücklich darauf erfannt ift. 
Einen zurücgefchobenen Eid muß derjenige, welcher ihn aufgetragen 
hat, immer ohne allen Beifat ablegen. 


Der Beifag „feines Wiſſens oder feines Erinnerns” darf 1) einem 
von dem Delaten zurüdgefchobenen Eide niemals und 2) ſelbſt einem auf- 
getragenen Eide nur dann beigefügt werden, wenn der Nichter darauf aus— 
drücküch erfannt und den angedeuteten Beifas in die Eidesformel, welche 
jedesmal dem Endurtheile wörtlich einzufchalten ift, aufgenommen hat. Der 
Richter darf diefen Beifas nur aus wichtigen Gründen zulafien. 

Um zu beurtheilen, warn diefer Beifas zuläßig ift, Handelt es ſich vor 
Allen um ein richtiges Verftändnig dieſes Beifages. In diefer Beziehung 
begegnen wir jedoch auf dem Gebiete der Literatur zur Gerichtsordnung einer 
großen Meinungsverjchiedenheit. 

Der gefeierte und geiftreiche Herausgeber der Materialien für Gejet- 
Funde und Rechtspflege in den öfterreichiichen Staaten Herr Dr. Carl Jo- 
ſeph Bratobevera, in der juridiichen Wiffenfchaft eine der hervorragendſten 
Auftoritäten, bezeichnet den Eid mit dem Beilage des Wiſſens oder Des 
Erinnerns, als einen Eid des Nichtwiffend (juramentum ignorantiae). 
Darnach würde der Schwörende nichts anders beftätigen, ald er wife nicht, 
dag eine beftimmte IThatfache ftattgefunden oder nicht ftattgefunden habe. 
(Bratobev. Materialien 5ter Band ©. 170. Wien 1821. Geiſtinger'ſche 
Buchhandlung.) 


In der Außerft fcharffinnigen und gründlichen Abhandlung des Herrn 
Dr. Theobald Rizy Über den Beweis durch den Haupeid im öfterreichiichen 
Civilprozeſſe (Braumüller, Wien, Seite 137) wird die Anficht vertheidigt, 
der Haupteid mit dem Beilage des Wiffens oder des Erinnerns jei ein 
Glaubenseid (juramentum credulitatis), duch welchen der Schwörende bes 
ftätigt, daß er fubjective Gründe für fich habe, das Nichteintreten des von 
Gegenfeits behaupteten Faktums für wahr zu halten. Der ebenerwähnte 
err Verfaſſer erfennt das Schwanfende und Unbeftimmte eines folchen 
laubengeides an, und ift der Anftcht, daß den hiedurch hervorgerufenen 
Uebelftänden nur dann gefteuert werden fünnte, wenn ber zur Eidesleiftung 
Berufene angewiefen würde, nebſt der Verficherung über jein eigenes Für— 
wahrhalten, zugleich die jubjectiven Gründe anzugeben, auf welchen dieſes 
Fürwahrhalten beruht. 
Diefer Anficht zunächſt fteht eine andere, welche in der Erläuterung 
der allgemeinen Gerichtsordnung vom 1. Mai 1781 von dem Herm FR. f. 
n. ö. Appellationsrathe F. X. Nippel (Wien, Braumüller und Seidel 1845, 
Seite 536) aufgeftellt wird und nach welcher der Haupteid mit Diefem Bei- 
tage ein Eid des Nichtglaubens (juramentum non eredulitatis) it, d. h. 
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der Delat bejchwört, daß er ben von bem Gegner vorgebrachten Umftand 
nicht für wahr halte, 

Nach der jofephinifchen Gerichtsordnung war eine richtige Auffaffung 
diefer Worte nicht von jo wichtigem Belange, wie gegenwärtig bei dem Bes 
ftande des $. 266 der CPO., indem der $. 206 der allgemeinen Berichtes 
ordnung den Delaten jeder Zeit nur dazu verpflichtet erflärte, die von Ge— 
genſeits beigebrachten Umftände feines Wiffens und Grinnerns eidlich zu 
widerjprechen; woraus fich dann die weitere Folge ergab, Daß fich der Rich— 
ter um die Bedeutung dieſes Beifages nicht zu kümmern brauchte. 

Nach unferer Civilprozeßordnung ift jedoch diefes Verſtändniß wefentlich 
nothiwendig. Zu dieſem u wird Folgendes bemerft: Es fcheint zuvör— 
dert, daß dieſer Beifag ein Nichtwiffen des Delaten nicht bedeuten fönne, 
denn aus dem Nichtwiffen deffelben kann nur die Möglichkeit, keineswegs 
aber die Wahrfcheinlichkeit und juridifche Gewißheit gefolgert werden, daß 
die von dem Deferenten behauptete und von dem Delaten wibderfprochene 
Thatſache nicht ftattgefunden habe. Wie könnte der Nichter, der fein Urtheil 
doch nur immer auf eine juridiſche Gewißheit bauen kann, Gewißheit in 
einem Falle als vorhanden annehmen, wo der Delat felbft nur eine bloße 
Möglichkeit fich zu befchwören getraut. Hätte der Delat im Laufe ber 
Streitverhandlung die von feinem Gegner vorgebrachte Thatfache nicht apo- 
diktiſch widerfprochen, fondern fich bloß erklärt: ex wiffe nicht, ob dieſe That- 
jache ftatt gefunden habe, fo würde man ohne weiters diefe Erflärung als 
eine unbeftimmte und zweideutige angefehen und die von Seite des Gegners 
vorgebrachte Thatjache hiedurch als ftillfchweigend zugeftanden angejehen 
li Durch das Hinzutreten der eidlichen Betheuerung fann Diefer unbe: 

immte MWiderfpruch nicht in einen beftimmten und unzweideutigen verwan⸗ 
delt werden. Aus dieſen Gründen glaube ich, kann der Haupteid mit dem 
Beiſatze des Wiſſens des Erinnerns nicht für einen Eid des Nichtwiſſens 
gehalten werden. 


Ebenfo finde ich in dem Geſetze feinen Anhaltspunft, den Haupteid 
mit dem angegebenen Beiſatz für einen Glaubenseid zu halten. Die Worte: 
Wiffen oder Erinnern, die der Geſetzgeber als gleichbedeutend nimmt, deuten 
nah dem Sprachgebrauche, welcher das Wiffen dem Glauben entgegenfeßt 
und geradezu erflärt: Glauben heißt nicht Wiffen, feinesiwegs auf ein Glau- 
ben und Dafürhalten. Zudem fprechen gegen diefe Anficht alle Bedenken, 
die gegen den laubenseid fprechen. Auch verlangt der Geſetzgeber, daß 
derjenige, welcher ſchwört, die beſchworene Thatfache mit Juverläßigfeit zu 
betätigen im Stande fein muß ($. 235 lit. b der CPO.). Der Schwörende, 
der bloß erklärt, er glaube, Daß eine gewiffe Thatſache ftattgefunden habe, 
der legt eben dadurch an den Tag, daß er diefe Thatfache mit Zuverläßigfeit 
nicht beftätigen wolle oder doch nicht beftätigen könne. 


Nach meiner Anficht muß der Delat die in der Eidesformel enthaltenen 
Umftände mit Zuverläßigfeit und aus eigener Ueberzeugung  beftätigen, ſo⸗ 
wohl der aufgetragene Eid des Deferenten und der zurüdgejchobene Eid 
des Delaten it ein Wahrheitseid Cjuramentum veritatis) und zwiſchen bei- 
den beiteht Feine andere materielle DVerfchiedenheit, ald daß die eine Parthei 
die Afficmation, die andere die Negation zu beſchwören hat. Nie wird Durch 
den Beifag des Wiſſens oder des Erinnerns die Affirmation oder Negation 
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bes Delaten qualitativ geändert, wie jene behaupten, bie in bem Haupteide 
mit diefem Beifage einen Eid des Nichtwiffens, oder einen Eid des Glaubens 
oder Nichtglaubens erbliden. Der Beifag des Wiſſens oder des Erinnerns 
ift demnach eine bloße Formalität, die eine Erleichterung des dem Delaten 
duch Auftragung des Haupteides zugefügten Gewiſſenszwanges Dadurch be— 
zweckt, daß man dem Delaten geftattet, ſich auf fein Wiſſen und fein Erins 
nern ausdrüdlich zu berufen, welches als bejchränftes, menichliches Willen 
und Erinnern nicht unfehlbar if. So wie man manchmal im gewöhnlichen 
Leben der Behauptung irgend einer Thatjache den Zuſatz beizufegen pflegt: 
wenn ich e8 recht weiß, und mich erinnere und hierdurch an den Tag legt, 
dag man für einen möglichen Irrthum nicht einftehen wolle, jo legt auch 
der Delat, der den ihm aufgetragenen Haupteid mit dem Beiſatz des Wiſſens 
oder des Erinnerns jchwört, an den Tag, daß er bloß feine innere Wahrs 
heit, d. h. die Uebereinftimmung der Behauptung mit der innern Ueberzeu— 
gung des Schwörenden und feineswegs die Außere Wahrheit, d. 5. bie 

ebereinftimmung feiner Behauptung mit der äußern Wirflichfeit eidlich bes 
fräftigt und deßhalb für einen unverfchuldeten Irrthum, der das jubjectiv 
Wahre allerdings in eine objective Lüge verwandeln kann, nicht haften 
wolle. — 

Soll yon dem Richter diefer Beifab zugelaffen werden, jo müſſen wich- 
tige Gründe vorhanden fein. 

Sn lesterer Beziehung wird Folgendes bemerft: Diefer Beifab bes 
zweckt die Erleichterung eines Gewilfenszwanges für den Delaten, exicheint 
jomit bezüglich defjelben als eine Wohlthat. Nach dem befannten Grund— 
ſatze, daß MWohithaten nicht aufgedrungen werden, (beneficia non dantur 
invitis) wird der Richter auf diefen Beifag nur dann erfennen, wenn ber 
Delat denfelben ausdrüdlich verlangt und diefes fein Verlangen mit wichtigen 
Gründen unterftügt. 

Solche Gründe fönnen fich ergeben aus der Länge ber Zeit, in wels 
cher die Thatfache, welche bejchworen werden joll, ftattgefunden hat, oder 
aus befondern Umftänden, von welchen die Handlung begleitet war. Durd) 
derlei befondere Verhältnifie kann die Möglichkeit eines unverfchuldeten Irr— 
thums und hiemit im gleichen Maße der Gewiflenszwang des Delaten ge- 
fteigert werden, von welchem ihn das Geſetz zu befreien beabchfichtigt, 

Sm $. 267 der EBD. ift ein Fall angeführt, in welchem der Beifat 
Des Willens oder des Erinnerns nie ftattfinden darf, 


$. 267. 
Haupteid über die Echtheit einer Urfunde. 


Der angebliche Aussteller einer Urfunde, der die Echtheit feiner 
Schrift, oder Unterfchrift, oder feines Handzeichens beftreitet, muß 
auf Berlangen jeined Gegners verurtheilt werden, ohne den Beiſatz: 
„eines Wiſſens und Erinnerns“ zu ſchwören, daß die Urfunde 
weder von ihm jelbit, noch mit feiner Beiftimmung von einem 
Dritten gefchrieben, oder unterjchrieben worden fei. 
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Diefer Eid kann nicht zurückgeſchoben werden, wenn fich der 
auftragende Theil nicht ausdrücklich erbietet, die Zurückſchiebung an- 
zunehmen. Iſt der ftreitende Theil, welcher eine gegen ihm ange- 
führte Urkunde für unecht erflärt, nicht der angebliche Ausſteller, 
jo kann von ihm ſelbſt dann, wenn er ald Gurator oder gefeßlicher 
Vertreter im Namen eines Andern Prozeß führt, der Eid gefordert 
werden, daß er die Urfunde nach feinem beften Wiffen fir unecht 
halte. Für die Zurückſchiebung diefes Eides gelten die in dem $$. 
260 und 265 ertheilten Vorſchriften. 


Diefer Paragraph Handelt von dem fogenannten Diffeffionseid, 
d. 5. demjenigen Haupteide, der von dem Producenten einer Urkunde der 
Gegenpartei, welche die Echtheit der Schrift oder Unterfchrift, oder eines 
Handzeichens auf derfelben beftreitet in Ermangelung anderer vollftändiger 
Deweismittel aufgetragen wird. 

Derjenige, welcher die Echtheit einer Unterfchrift beftreitet, heißt Diffi- 
tent. Zwei Fälle find hier zu unterfcheiden. 

Ob die Echtheit der Urfunde von dem angeblichen Ausfteller der- 
jelben oder 

II von einer Partei beftritten wird, welche nicht als Ausſteller der— 
jelben erjcheint. 

sm eriten Kalle muß der Diffitent den im $. 267 vorgezeichneten 
Haupteid fchwören, welcher durch mehrere Gigenthümlichkeiten charafterifirt 
wird, und zwar: 

a) Sindet bei dieſem Haupteide der Beiſatz des Wiljend oder Erin» 
nerns niemals ftatt. 

b) Kann diejer Eid nicht zurüdgefchoben werden, ed wäre denn, daß 

fih der auftragende Theil ausdrüdlich erboten hätte, die Zurüdichiebung an- 
unehmen. 
Ve zweiten Sal, wenn nämlich der Diffitent nicht der angebliche 
Ausfteller einer Urkunde ift, febt der Gefeggeber voraus, daß es fih um 
die Beſchwörung eines folchen Beweisfages handelt, welcher die Handlung 
eines Dritten und nicht des Diffitenten zum Gegenftande Hat. Der Diffi— 
tent iſt deßwegen nicht in der Lage, das was bejchworen werden foll, mit 
Zuverläßigfeit und aus eigener Ueberzeugung zu beftätigen, weßhalb ihm auch 
der Haupteid in der gewöhnlichen Form nicht aufgetragen werden fann. 


Der Diffitent ſchwört in einem folchen Falle nicht, daß die Urfunde 
unecht ift, jondern daß er Die Urkunde nach feinem beiten Wifjen für un- 
echt Halte; er ſchwört fomit, wie der Wortlaut der Eidesformel anzeigt, 
einen Glaubenseid. Diefer Glaubenseid, der einzige, welchen unjere 
Prozegordnung Fennt, kann auch von dem Gurator eines Abwefenden ge- 
fordert werden. 

Für die Zurüdichiebung defielben gelten die allgemeinen in ben $$. 260 
und 265 aufgeftellten Grundfäge Wird der Haupteid dem Produzenten 
der Urfunde rechtswirffam zurüdgefchoben, fo bat auch diefer feinen Beweis— 
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fag nur mittelft eines Glaubenseides zu befchiwören, weil es fich ebenfo wie 
bei dem Diffitenten nicht um die eigene Handlung bes Schwörenden, fon» 
dern um die Handlung eines Dritten handelt. 


$. 268. 
Antretung des Haupteides. 

Derjenige, welcher einen, es jet, ihm aufgetragenen, oder zu— 
rückgeſchobenen Eid abzulegen Hat, ift verpflichtet, binnen drei Ta» 
gen, nachdem das Urtheil in Rechtskraft erwachjen ift, oder, wenn 
gegen das Urtheil Feine weitere Beſchwerde Statt findet, binnen 
vierzehn Tagen nach Zuftellung deſſelben, um eine Tagſatzung zur 
Ablegung des Eides anzufuchen, und bei derjelben jo gewiß zu er— 
Scheinen und den Eid abzulegen, als er jonft dazu nicht mehr zus 
gelaffen, und das Gegentheil von dem, was er zu beſchwören ges 
habt hätte, für wahr gehalten würde. 

Diefe Beftimmungen find, wie aus dem $. 298 der CPO. hervorgeht 
in das Endurtheil, mit welchem auf den Haupteid erfannt wird, aufzuneh- 
men. (©. die Formularien bei dem $. 304 der CPO.) 

Im Wechfelverfahren muß nach $. 12 Zit. c der h. Juftiz-Minifterials 
Verordnung vom 25. Januar 1850 3. 52 RGB. der Beweis durch einen 
Eid binnen 24 Stunden von dem Tage an gerechnet, mit welchem das Ur- 
theil rechtskräftig geworden ift, angetreten werden. 

Ein nad Verlauf der zur Eidesantretung beftimmten Friſten ange: 
brachtes Gefuch um a einer Tagſatzung zur Eidesablegung muß 
in Gemäßheit des $. 101 der EBD. von dem Richter von Amtswegen ver: 


worfen werben. Diefe Friften fönnen nach den 88. 91, 92 und 93 der 
EBD. nicht verlängert werden. (S. Anmerfung.) 


Anmerfung. 


Formular eines Eides, Antretungs- Gefuches. 
Don Außen. 
8. E. Bezirksgericht in Hermannſtadt. 
Geſuch 
des N. N., bürgerl. Seifenſieders, wohnhaft Nro. 78 in Hermannſtadt 
wider 


N. N., vertreten durch den Herrn Landesadvokaten N. N. in Herz 
mannftadt Nro. 298. 


3: Bahl 809 
um Anordnung einer Tagfagung zur Ablegung des mit 
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bem Urtheile vom 10. Febtnar 1853 3. 809 anferlegten 
Haupteides. 


2 Stüf Beilagen im Original. 
(15 fr. Stämpel.) 
Löblihes F. f. Bezirks» Gericht! 


Y Mit Urtheil / vom 10. Februar 1853 3. 809 wurde mir in 
meiner Streitfahe wider N, N., wegen Zahlung einer Darleihens- 
forderung per. 200 fl. CMze. c. s. c. der Haupteid auferlegt. 

Diefes Urtheil ift wie der Zuftellungsbogen und das Ginreis 
hungsprotofoll beweifen müflen, am 26. Februar 1853 in Rechts— 
fraft erwachſen. Ih erbiete mich in Folge deſſen dieſen Haupteid 

2, nah der Eidesformel in »/ abzulegen und bitte um Anordnung 
einer Tagſatzung zur Eidesablegung. 


Hermannftadt den 27. Februar 1853. 
N. N. m/p. N. N. m/p., Advokat. 


Befdheid. 

In Folge diefes in der gefeglichen Frift eingereichten Geſuches 
wird zur Ablegung des Haupteides die Tagfagung auf den 3. März 
1853 Vormittags um 9 Uhr in der Amtsfanzlei dieſes F. f. Be— 
zirfsgerichtes angeordnet, wovon fowohl der Herr Kläger als auch 
der Here Geflagte, lesterer unter Rüdjhluß der Beilage ’/. und 
eriterer mit dem Beifügen verftändigt wird, daß es ihm frei ftehe, 
der Eidesablegung beizumohnen. 


Hermannftadt den 29. Februar 1853. 
Der k. k. Bezirksrichter. 
N. 


N. m. p. 


$. 269. 


Wenn die Partei, welcher der Haupteid aufgetragen worden 
ift, vor Ablegung deſſelben mit Tode abgeht, und die Verhältniffe, 
unter denen der Eid nach den vorhergehenden Paragraphen für 
abgelegt, für verweigert, oder für zurüdgejchoben gehalten werden 
ann, nicht eintreten, fo ift derjenige, welcher den Haupteid aufge» 
tragen Hat, dieſes Beweismitteld verluftig. Es fteht ihm jedoch frei, 
über die Umftände, worüber der Haupteid aufgetragen war, andere 
und neue Beweismittel beizubringen, mithin auf nochmalige Ver— 
Handlung der Hauptſache anzutragen. Iſt bie Partei, welche den 
Eid aufgetragen hat, vor der Zurüdfchiebung deſſelben verftorben, 
fo verliert nur ihr Gegner dad Necht, den Eid zurüdzufchieben. 
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Iſt die Zurückſchiebung ſchon vor ihrem Tode gefchehen, jo wird 
der zurücigejchobene Eid, in fofern der Tall des $. 255 nicht ein- 
tritt, für nicht abgelegt gehalten. 


Diefer Paragraph enthält die Beftimmungen für Die befondern Fälle, 
welche fich bezüglich des Haupteides dann ergeben, wenn der Deferent oder 
der Delat vor Ablegung des zurüdgefchobenen oder aufgetragenen Haupteides 
mit Tode abgeht. Die Fälle, Die das Geſetz unterfcheidet, find folgende: 

1. Es ſtirbt der Delat vor Ablegung des ihm aufgetragenen Haupt- 
eides, Bezüglich diefes Falles kommt e8 vor Allem darauf an, ob der auf 
getragene Haupteid nicht nach Vorfchrift des $. 255 der CPO. für abge 
ſchworen zu halten ift. Treten die Bedingungen des $. 255 der CPO. ein, 
jo wird der aufgetragene und nicht abgejchworene Haupteid jo angeſehen, 
als ob er wirklich abgelegt worden wäre. 

Kann der dem Delaten aufgetragene Haupteid nicht für abgelegt an- 
gefehen werden, fo kann es gefchehen, daß derjelbe für verweigert erachtet 
werden muß. Diefes legtere ift Dann der Fall, wenn der Delat binnen ber 
im $. 268 der EBD. vorgezeichneten Frift nicht um eine Tagfasung zur 
Ablegung des Eides angejucht oder bei der angeordneten Tagſatzung nicht 
erfchienen oder den Eid nicht abgelegt hat. In diefem Fall wird das Ger 
air defien, was der Delat zu beſchwören gehabt hätte, für wahr 
gehalten. 

Kann es endlich fein, daß der dem Delaten aufgetragene Eid nad 
Vorichrift des S. 265 der CPO. durch eine ausdrüdliche und vechtsgültige 
Erflärung des Delaten dem Gegner defjelben zurüdgefchoben worden ift. 
In diefem Fall handelt es fih gar nicht um den aufgetragenen Haupteid. 

Wenn feines dieſer drei befondern Verhältniffe eintritt, folglich der 
aufgetragene Haupteid weder für abgelegt, noch für verweigert, noch für 
zurüdgefchoben gehalten werden kann, fo ift der Deferent des Haupteides 
verluftig oder mit andern Worten, die Sache wird fo angefehen, als ob ber 
Deferent den Haupteid gar nicht aufgetragen hätte. Es fteht jedoch dem 
Deferenten frei, ohne daß eine MWiedereinjegung in den vorigen Stand ers 
forderlich wäre, in Beziehung auf die Beweisführung alle jene Beweismittel 
geltend zu machen, deren er fich, wenn die Auftragung des Haupteides nicht 
erfolgt wäre, hätte bedienen fönnen. Zu diefem Behufe muß er, weil, wie 
vorausgefegt wird, Die Sache durch Endurtheil bereits entfchieden ift, um 
nochmalige Verhandlung der Hauptfache bitten. 

r aan Tod des Delaten, welcher die Abſchwörung des aufgetragenen 
Eides unmöglih macht, wird fomit als ein Zufall angefehen, welder den 
Beweisführer — ben Deferenten — trifft. Weil es jedoch möglich ift, daß 
ber Deferent im Vertrauen auf die Neblichfeit und Gewifjenhaftigfeit des 
Delaten mit Umgehung anderer Beweismittel, die ihm allenfalls zu Gebote 
fanden, zu dem Haupteide die Zuflucht nahm, fo wäre e8 hart, und nicht 
gerechtfertigt, den Deferenten, der ohne fein DVerfchulden das von ihm ges 
wählte Beweismittel verloren hat, jest auch von den andern Beweismitteln 
auszufchließen. Darum geftattet ihm das Geſetz auf eine neuerliche Ver— 
handlung der Hauptſache anzutragen und der Richter hat diefem Antrage 
ohne weiters flatt zu geben. 


320 


II. Wenn die Partei, welche den Haupteid aufgetragen hat, vor der 
Zurückſchiebung dejielben geftorben ift, jo zieht Diefes Feine andere Folge nach 
fich, als daß das Necht des Delaten, den Eid zurüdzufchieben, wegen Mangelß 
eines Objectes erloſchen iſt. 

III. Hat der Delat von feinem Nechte bereitd Gebrauch gemacht, und 
im Laufe dev Verhandlung den ihm aufgetragenen Haupteid durch eine aus— 
drüdliche und vechtsgültige Erklärung zurüdgefchoben, und ftirbt derjenige, 
welchem der Eid zurückgeſchoben wurde, nach erfolgter Zurüdchiebung, fo 
wird der zurüdgefchobene Haupteid als verweigert angefehen. 

Die Zurückſchiebung fann nur dann ald gefchehen angefehen werden, 
wenn die Schrift, in welcher die Zurüdichiebung des Eides erfolgt, bei Ge: 
richt überreicht, oder in Fällen mündlicher Verhandlung die Erklärung des 
Delaten bezüglich der Zurückſchiebung zu Protokoll genommen worden iſt. 

Es ſcheint, daß es den Erben des Deferenten in einem ſolchen Falle 
nicht frei ſteht, andere und neue Beweismittel beizubringen, mithin auf noch— 
malige Verhandlung der Hauptſache anzutragen, weil ihnen dieſes Recht 
nicht eingeräumt worden iſt. Sie könnten zu dieſer neuen Beweisführung 
nur unter den Bedingungen zugelaſſen werden, wenn ſie auf eine glaub— 
würdige Art auszuweiſen vermöchten, daß der Erblaſſer dieſe Beweismittel 
in der früheren Verhandlung nicht habe ausfindig machen, oder dieſelben nicht 
habe beibringen können. 

Iſt jedoch nach $. 255 der EVD. der zurückgeſchobene Haupteid für 
abgelegt zu halten, jo tritt natürlich die Schlußbeftimmung des $. 269 der 
CPO. nicht ein, fondern es wird die Thatfache, welche der Deferent zu be— 
ſchwören gehabt hätte, für wahr gehalten und auf diefer Grundlage was 
Rechtens iſt, erfannt. 


$. 270. 
Erfüllungs: (Ergänzungseid). 

Hat eine Partei über entjcheidende Thatſachen jehr erhebliche, 
jedoh für ſich allein zum vollen rechtlichen Beweiſe nicht hinrei- 
chende Beweismittel beigebracht, jo Fann fie von dem Nichter zum 
Erfüllungseide zugelafien werden. 


Ein ſehr erheblicher, jedoch Fein vollftändiger Beweis für eine gewiſſe 
Thatſache Fann 3. B. hergeftellt werden durch die Handlungsbücher (s. 126 
der CPO.), durch einen unbedenflichen oder auch durch einen bedenflichen 
Zeugen, durch nicht vollftändig beweisfräftige Urkunden oder Geftändnifje 
($. 159 der EBD), u. f. w. Im Allgemeinen kann gejagt werden, ein 
jehr erheblicher Beweis ift dann vorhanden, wenn durch Die beigebrachten 
Beweismittel nach dem Gefege zwar feine vollftändige Gewißheit, jedoch ein 
Kane? Grad von MWahrfcheinlichfeit für den Beweisſatz hervorgebracht wors 
en ift. 

In einem jolhen Falle muß das Unvollftändige Des Beweiſes Durch 
den Beweisführer ergänzt werden. Die Ergänzung gejchieht Dadurch, Daß 
der Bemweisführer den Beweisſatz beſchwört Derjenige Parteieneid nun, 
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welcher zum Zwecke hat, die Vollftändigfeit eines bereits vorhandeneu jehr 
erheblichen, jedoch nicht vollftändigen Beweiſes dadurch zu bewerfftelligen, 
daß der Beweisführer die Wahrheit des Beweisfages befchwört, heißt der 
Erfüllungseid (juramentum suppletorium). 

Andere Gefeßgebungen haben im Falle eines unvollftändigen Beweifes 
auch den Neinigungseid (juramentum purgatorium), zur Entkräftung 
des unvollftändigen Beweifes dem Gegner des Beweisführers geftattet und 
es dem Ermeſſen des Richters überlafien, wann er auf den Erfüllungs- und 
wann er auf den Reinigungseid zu evfennen habe. Unfere Gefeßgebung hat, 
wie ſchon befannt, den Neinigunggeid verworfen. 


SuRkl: 


Dem Richter fteht frei, auf den Crfüllungseid zu erkennen, 
wenn ihn auch die Partei nicht angeboten hat. 


$. 272. 


Die Partei, welche in Folge des Urtheil3 den Erfülfungseid 
abzulegen hat, muß binnen drei Tagen, nachdem das Urtheil in 
Rechtskraft erwachjen ift, oder wenn gegen das Urtheil Feine weitere 
Beſchwerde zuläßig ift, binnen vierzehn Tagen nach Zuftellung des— 
jelben um eine Tagfagung zur Ablegung des Eides anfuchen, und 
ihn bei derjelben abjehwören, widrigenfall3 ift der Beweis für nicht 
hergejtellt zu halten. 


Bezüglich diefes Paragraphs gelten die bei dem $. 268 der EBD. 
angeführten Erläuterungen. 


— 82 
Schätzungseid. 

Wer zu Folge des allgemeinen bürgerlichen Rechtes Schadlos— 
haltung, oder Genugthuung zu fordern, berechtiget iſt, kann über 
den Betrag derſelben, in ſofern dieſer nicht auf andere Art erwieſen 
iſt, oder aus der Natur der Sache fließt, zum Schätzungseide zu— 
gelaſſen werden. 

Der Schätzungseid (juramenlum in litem) iſt derjenige Parteien- 
eid, Durch welchen der Betrag — das Quantum — einer bereits er 
wiefenen Forderung von dem Beweispflichtigen befchworen wird. Der 


Schäsungseid hat e8 demnach bloß mit der Quantität einer der Qua: 
lität nad) bereits erwiefenen Forderung, und weil jede Schägung wie bei 
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Erlaͤuterung des zehnten Hauptftüdes ber CPO. gezeigt wurde, eigentlich 
ein Urtheil des Schägenden ausdrüdt, mit der Beſchwörung dieſes Urtheiles 
zu thun. 

Aus dem $. 273 der EPO. ergeben fich folgende Grundfäge: 

1. Derjenige, welcher zum Echäßungseide zugelaffen werden fol, muß 
zuvörderft folche Thatſachen erwieſen haben, aus welchen zu Folge des allge— 
meinen bürgerlichen Rechtes das Recht Schadloshaltung oder Genugthuung 
zu fordern, hervorgeht. Was unter dem Ausdrucke allgemeines bürgerliches 
Recht zu verftehen ift, beftimmt der Art. XI. der Einführungsverordnung der 
CPO. für Siebenbürgen. Aus demfelben geht hervor, daß bis zur Ein— 
führung des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches auf die bisher in Hebung 
ftehenden Gefege des Privatrechtes Nüdjtcht genommen werden muß. 

Das ſächſiſche Statutarrecht enthält einige hieher gehörige Beſtimmun— 
gen im St. Ill. 9 si quadrupes pauperiem fecerit et de noxalibus aclio- 
nibus. Was das ungarische Privatrecht anbelangt, fo fucht man in dem— 
jelben vergeblich Grundjäge Uber das Necht auf Schadenerfaß und Genug— 
thuung, welche dem vorliegenden Paragraph zu Grunde gelegt werden fönnten. 
Einige veraltete und außer Uebung gefommene Beftimmungen über die Cau- 
sae Majoris potentiae, wozu die invasio domorum nobilium sine justa causa, 
Die occupalio possessionum et perlinentiarum, bie detentio nobilium sine 
justa causa, die Verberatio, Vulneratio ac Interemptio nobilium gerechnet 
wurde, in Deer. Trip. II. 42, 5 und II 67, 9, ferner die Beftimmungen 
über Die causae minoris potentiae in Decr. Trip. II. 67, 8 und einige zer 
ftreute Beftimmungen über die Ermittlung des Schadensbetrages, 3. B. in 
Verböczi Trip. II. 32, 11 und III. 3, welche bloß einzelne Fälle betreffen, 
fönnen hier nicht maßgebend fein. 


Der $. 273 der CPO. Hat vorzüglich das 30. Hauptftüd des allge 
meinen bürgerlichen ®efegbuches, welches von dem Rechte des Schaden» 
erfages und der Genugthuung handelt, zu feiner Vorausfegung. Ic) hebe 
aus dem allgemeinen bürgerlichen Gefegbuche folgende hieher gehörige allges 
gemeine Beftimmungen hervor: 

$. 1293. Schade heißt jeder Nachtheil, welcher Jemanden an Ber 
mögen, Rechten oder feiner Perſon zugefügt worden if. Davon unterfchei- 
bet fih der Entgang des Gewinns den Jemand nach dem gewöhnlichen 
Laufe der Dinge zu erwarten hat. 


$. 1294. Der Schade entfpringt entweder aus einer widerrechtlichen 
Handlung, oder Unterlaffung eines Andern; oder aus einem Zufalle. 
Die widerrechtliche Beſchädigung wird entweder willführlich, oder uns 
willführlich zugefügt. Die willführliche Beihädigung aber gründet fich 
theils in einer böſen Abficht, wenn der Schade mit Wiffen und Willen; 
theils in einem DVerfehen, wenn er aus fehuldbarer Unmwiffenheit, 
oder aus Mangel der gehörigen Aufmerffamfeit, oder des gehörigen 
Fleißes verurfacht worden ift. Beides wird ein Verſchulden genannt. 

$. 1295. Jedermann ift berechtiget, von dem Beichädiger den Erſatz 
des Schadens, welchen diefer ihm aus Verſchulden zugefügt hat, zu 
fordern; der Schade mag durch Mebertretung einer DVertragspflicht, oder 
obne Beziehung auf einen Vertrag verurfacht worden fein. 
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$. 1296. Im Zweifel gilt die Vermuthung, daß ein Schade ohne 
Verjchulden eines Andern entitanden fei. 

$. 1323. Um den Erſatz eines verurfachten Schadens zu leiften, muß 
alles in den vorigen Etand zurüdverfest, oder, wenn dieſes nicht thunlich 
ift, der Echäßungswerth vergütet werden. Betrifft der Erſatz nur den ers 
littenen Schaden, jo wird er eigentlih eine Schadloshaltung; wofern 
er fih aber auch auf den entgangenen Gewinn, und die Tilgung Der vers 
urjachten Beleidigung erftredt, volle Genugthuung genannt. 


$. 1324. In dem Falle eines aus böfer Abficht, oder aus einer aufs 
fallenden Sorglofigfeit verurfachten Schadens ift der Beichädigte volle Ges 
nugthuung; in den übrigen Fällen aber nur die eigentliche Schadloshaltung 
zu fordern berechtiget. Hiernach ift in den Fällen, wo im Geſetze der alls 
gemeine Ausdruck: Erſatz, vorfommt, zu beurtheilen, welche Arı des Er— 
fages zu leiften fei. 

$. 1331. Wird Jemand an feinem Vermögen vorjeslich oder durch 
auffallende Sorglofigfeit eines Andern beichädiget; fo ift er 
auch den entgangenen Gewinn, und wenn der Schade vermittelit einer durch 
ein Strafgefeg verbotenen Handlung, oder aus Muthwillen und Echaden- 
freude verurfacht worden ift, den Werth der bejondern Vorliebe zu fordern 
berechtiget. 

$. 1332. Der Schade, welcher aus einem mindern Grade des Vers 
ſehens oder der Nachläßigfeit verurfacht worden ift, wird nach dem gemeinen 
Werthe, den die Sache zur Zeit der Beichädigung hatte, erjegt. 

II. Darf der Betrag der Forderung weder auf andere Art ermiefen 
fein, 3. B. durch Sachveritändige oder aus der Natur der Sade fließen, 
hr B. wenn es fih um Vergütung einer Sache handelt, die einen gewilien 

reis bat. — 

Einen bejondern Fall des Schägungseides enthält auch der Paragraph 
966 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, welcher lautet: 

$. 966. Wenn Sachen verichloffen oder verfiegelt hinterlegt, und in 
der Folge das Schloß oder Siegel verlegt worden; jo ift der Hinterleger, 
wenn er einen Abgang behauptet, zur Beihwörung feines Schadens, in fo 
fern derfelbe nach jeinem Stande, Gewerbe, Vermögen und den übrigen 
Umftänden wahrfcheinlich ift, nach Vorſchrift der Gerichtsordnung zuzulaflen;z 
ed wäre denn, daß der Verwahrer beweifen könnte, daß die Verlegung des 
Schloſſes oder Siegeld ohne fein Verfchulden gefchehen fei. Das Nämliche 
hat anch dann zu gelten, wenn ſämmtliche auf ſolche Art hinterlegte Sachen 
in Berluft gerathen find, 


$. 274. 


Wird der Schaden von dem Kläger zu hoch angeichlagen, fo 
joll der Nichter den Betrag der Forderung, jedoch immer mit meh- 
rerer Rückſicht auf den Beſchädigten, in dem Urtheile mäßigen. 

Die Shätung hat ein Urtheil des Schägenden über den Werth einer 
Sache zum Gegenftande, welches in feiner Subjectivität oft unrichtig fein 

218 
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und den Gegner dann beeinträchtigen fann, wenn ber Beichädigte feinen 
Schaden zu hoch anfchlägt. 

Der Nichter wird deßhalb ae ben zu hoch veranfchlag» 
ten Betrag zu mäßigen. Der Richter ift bei einer ſolchen Mäßigun 
verpflichtet, dem Befchädigten günftiger zu fein, als bem Beſchaädiger, weil 
der erftere auf den Schuß und die Begünftigung des Gerichtes einen grös 
ßeren Anfpruch hat. 


$. 275. 


Zum Schätzungseide kann auch derjenige zugelaffen werben, 
der eine aus anderen Rechtsgründen entfpringende Forderung eriwie- 
jen, aber über den Betrag derjelben feinen hinlänglichen Beweis bei- 
gebracht hat. 

Der Richter foll in diefem Falle den etwa zu Hoch angefesten 
Betrag mit forgfältiger Erwägung aller Umftände, befonderd aber 
dann mit größerer Nückficht auf den Beklagten mäßigen, wenn ber 
Kläger darüber fich andere Beweife leicht hätte verfchaffen können, 
oder durch verzögerte Ueberreichung der Klage die Vertheidigung 
des Gegners erfchwert Hat. 

Andere Nechtsgründe, aus welchen eine Forderung entfpringen kann, 
über deren Betrag fein hinlänglicher Beweis beigebracht worden ift, können 
3. B. fein: Forderungen für geleiftete Dienfte oder Arbeiten, für den Auf: 
wand, welchen man zum Beten eines andern verwendet hat, u. f. w. Auch 
in Diefem Fall ift der Nichter angewiefen, den zu hoch veranfchlagten Be: 


trag der ra mäßigen, jedoch unter gewiſſen Umftänden mit mehr 
Rückſicht auf den Beklagten. 


$. 276. 


Auf den Schäbungseid kann erfannt werden, wenn er auch 
nicht angeboten worden if. Der Richter darf aber auch, wenn ein 
Schätzungseid über auffallend übertriebene Forderungen angeboten 
erfeheint, ven Beweis durch Sachverftändige ($. 205) anordnen. 


Weil es fich bei dem Schägungseide nicht um eine Thatfache, jondern 
um ein Urtheil des Schäßenden handelt, welches nur dann objective Giltig- 
feit hat, wenn es fich in der von dem Gefege vorgefchriebenen Form dar— 
ftellt; im Fall des Ausbleibens des Geflagten bloß die von dem Kläger 
angeführten Thatfachen, foweit fte durch die vorliegenden Beweismittel nicht 
widerlegt werden, nicht aber auch defien fubjective Urtheile über den Werth 
eines Gegenftandes für wahr zu Halten find, fo ift auf den Schägungseid 
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von Amtswegen auch dann zu erkennen, wenn ber Geflagte Fontumazirt 
wurde. 

Der Schlußſatz des $. 276 der CPO. enthält eine Ausnahme von 
der im $. 233 der EBD. aufgeftellten allgemeinen Regel. Das Wefen 
dDiefer Ausnahme befteht Darin, dag auf den Schägungseid auch dann erfannt 
werden kann, wenn gleich der Betrag der Forderung fich durch Sachver- 
ftändige ermitteln ließe, jomit über den Betrag der Forderung für den Rich» 
ter anderweitige Beweismittel vorhanden find. Der Richter hat den Beweis 
duch Sachverftändige, bejonders in folchen Fällen anzuordnen, wenn ber 
Schäsungseid über auffallend übertriebene Forderungen angeboten ericheint. 
Wenn der Beweis durch Sachverftändige Hergeitellt wird, entfällt natürlich 
der Beweis durch den Schägungseid. 


$. 277. 


Die im $. 272 über den Erfüllungseid ertheilten Vorſchriften 
gelten auch für den Schägungseid. 


$. 278. 
Dffenbarungseid. 


Wenn Jemand Urfunden, Schulden, oder Vermögen anzuge= 
ben jehuldig ift, fo ſoll er auf Begehren des Gegners bie Nichtig- 
feit jeiner Angabe durch den Offenbarungseid beftätigen, 


27: 

Wer gegründete Beſorgniſſe anführen kann, daß zu feinem 
Nachtheile Sachen oder Vermögen auf widerrechtlihe Art verborgen 
gehalten werden, und daß ein Dritter darum wiſſe, kann mittelit 
Klage begehren, das Iegterer Alles, was ihm davon befannt if, 
angebe, und darüber den Offenbarungseid ablege. 


Der Offenbarungseid (juramentum manifestationis) ift jener Eib, 
durch welchen eine Bartei, welche rechtlich verpflichtet ift, Urfunden, Schul- 
den oder Vermögen anzugeben, die Richtigkeit ihrer Angabe, bezüglich dieſer 
Urkunden, der Schulden oder des Vermögens, oder eine Partei, gegen 
welche gegründeter Berdacht vorhanden ift, daß fie von einer widerrechtlichen 
Vertuſchung fremden Vermögens Kenntniß habe, über Begehren des Klägers 
die Richtigkeit ihrer Angabe bezüglich der Thatſache, von welcher fie Wiſſen— 
Ihaft zu haben in gegründetem Verdachte fteht, eidlich befräftiget. 

Im Falle des $. 278 muß die rechtliche Verpflichtung des Geflagten, 
Urkunden, Schulden oder Vermögen anzugeben, dargethan werden. 

Die ERO. bat im $. 540 einen Kall normirt, in welchem von dem 
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Richter dem Schuldner auferlegt werden fann, fen gefammtes Vermögen 
binnen drei Tagen bei Vermeidung bes wirflicden ‘Berfonalarreftes anzus 
eben. Durch das Juſtizhofdekret vom 1. Juli 1835 3. 4109 wurde bes 
timmt, daß der an den Schuldner ergangene gerichtliche Auftrag zur Nams 
haftmachung feiner Güter, den Grecutionsführer nicht berechtige, von dem 
Schuldner Die DBeftätigung feiner Angabe durch den Manifeftationdeid zu 
verlangen. Dieſes Auftisbofdefret, welches fih auf eine allerböchfte Ents 
ſchließung vom 19. Juni 1835 gründet, ift zwar für Siebenbürgen nicht 
fundgemacht worden. Da jedoch dieſe allerhöchite Entſchließung eine authen- 
tische Erklärung des $. 219 der allgemeinen und des $. 293 der galizischen 
Gerichtsordnung enthält, welche beide Paragraphe beinahe mit dem $. 278 
der ERO. aleichlautend find, da ferner der $. 540 der EBD. nicht ſowohl 
eine Verpflichtung des Schuldners, jondern vielmehr eine Aufforderung des— 
felben zu einer in feinem eigenen Vortheil gelegenen Handlung .im Auge zu 
haben jcheint, fomit im Falle des $. 540 der EBD. ftreng genommen, nicht 
behauptet werden kann, dev Schuldner jet ſchuldig fein Bermögen anzugeben, 
jo dürfte die angeführte allerhöchite ntichliegung auch zur authentifchen 
Interpretation des $. 278 der EBD. dienen. 

Eine Verpflichtung zur Angabe von Urkunden, Schulden oder Vers 
mögen kann eintreten bei Miterben, Vermächtnißnehmern, Notherben, Geſell— 
ichaftern, Normündern, Guratoren u. |. w., bezüglich des von dieſen Per— 
jonen verwalteten fremden oder gemeinfchaftlichen Vermögens. 

Der im $. 279 normirte Offenbarungseid kann nur von demjenigen 
gefordert werden, gegen welchen ein gegründeter Berdacht vorhanden ift, daß 
er von widerrechtlicher Vertufchung von Sachen oder Bermögen Wiffen- 
ſchaft habe. 

Im 8 415 der CPO. hat der Gefesgeber ausdrüdlich einen befons 
dern Fall angeführt, in welchem der Offenbarungseid nach den $. 273 und 
279 zuläßig ift. 


$. 280. 


Folgen der DBermweigerung. 


Hat der Nichter einer Partei den Offenbarungseid auferlegt, 
fo jteht ihr, oder ihrem Gegner frei, um Anordnung einer Tags 
ſatzung zur Ablegung des Eides anzuſuchen. Wird bei bdiejer der 
Eid nicht abgelegt, jo ift derjenige, welcher ihn zu ſchwören hätte, 
nach dem Begehren de3 Gegners, entweder hiezu durch angemefjene 
Zwangsmittel anzuhalten, oder es iſt wider ihn, was der Gegner 
ſelbſt allenfalls in der vorausgegangenen Verhandlung über den Ge— 
genjtand des Offenbarungseides angegeben und mit Gründen ber 
Wahrſcheinlichkeit unterftügt hat, nach richterlihem Ermeffen für 
wahr anzunehmen, oder endlich dem Gegner die Ausführung jeiner 
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Entſchädigungsanſprüche mittelft einer bejonderen Klage vorzubehal« 
ten. Zu verlangen, daß feine Angaben über den Gegenfland des 
Dffenbarungseides für wahr angenommen werden, und feine Ent» 
ſchädigungsrechte auszuführen, bleibt der Kläger auch dann noch 
berechtigt, wenn die Zwangsmittel zur Ablegung des Eides frucht« 
los geblieben jind. 


Zwoͤlftes Haupftftüd. 
Bon Inrotulirung der Akten. 


$. 281. 


Snrotulirung. 


Nah geichlofiener Verhandlung find die Acten in gehöriger 
Ordnung bei Gericht zu inrotuliren. 

Diefer Paragraph gilt fowohl im mündlichen als auch im fchriftlichen 
Verfahren. 


Geſchloſſen ift die Verhandlung dann, wenn alle nach dem Gefege 
zuläßigen Reden oder Schriften zwifchen den Barteien gewechielt worden 
find, oder eine Partei in Folge ihres Ungehorfams, des Rechtes zu einer 
ihr fonft zuftehenden Rede oder Schrift verluftig geworden ift. (88. 40, 61 
und 100 der EBD.) 


$. 282. 
a) Im mündlidhen Berfahren. 


Im mündligen Verfahren gejchieht die Inrotulirung bei der 
in der Hauptjache angeordneten Tagſatzung. Es ift am GSchluffe 
des Berhandlungs= Protofolles ein genaues Actenverzeichnig zu ver- 
fertigen, von den Parteien oder ihren Rechtsfreunden zu unterfchrei- 
ben, gerichtlich zu beglaubigen und alle darin angeführten Aeten 
find dem Richter zu übergeben. 
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$. 283. 
b) Im fhriftlihen Verfahren. 


Im schriftlichen Verfahren ift nach Ueberreichung ber letzten 
Schrift oder des Gejuches um mrotulirung der Acten ($$. 57 
und 61) hiezu eine Tagfabung auf kurze Friſt anzuordnen, 


Aus dem $. 67 der ERODO. geht hervor, daß der Richter die überreichte 
Duplif dem Kläger zur Einficht zuzuftellen, und zugleich eine Tagſatzung 
zur Inrotulivung der Akten von Amtswegen anzuordnen hat. Dem Kläger 
fann ausnahmsweife die Ueberreichung einer Schlußichrift und dem Geklag— 
ten die Ueberreihung einer Gegenjchlußichrift geftattet werden ($$. 20 und 
60 der CPO.) 

Wird eine Schluß- und Gegenfchlußichrift gemwechfelt, fo wird Die 
legtere dem Kläger zur Einftcht zugeftellt, und zugleich von Amtswegen eine 
Tagſatzung zur Se der Aften angeordnet. 

Am Schluffe der Verhandlung ift jomit im fchriftlichen Verfahren die 
Tagfasung zur Inrotulirung der Akten von Amtswegen anzuordnen. 

Iſt jedoch das fchriftliche Verfahren noch nicht abgefchloffen, d.h. find 
noch nicht alle von dem Gefege geftatteten Schriften gewechfelt, objchon der 
Termin zur Grftattung derjelben jchon vorüber ift, jo kann der Richter nicht 
von Amtswegen die Tagfasung zur Inrotulivung der Acten anordnen, ſon— 
dern in einem folchen Falle kann die Inrotulirung der Acten nur über das 
Einfchreiten der Partei unter der Bedingung bewilligt werden, daß ihr Ein- 
fchreiten wenigftens um einen Tag früher bei Gericht eingereicht wird, ale 
die verfäumte Sasfchrift ($. 100 der CPO.). 


$. 284. 
Melde Actenſtücke zu inrotuliren find. 

Bei diefer Tagſatzung Hat jeder Theil die ihm von jeinem 
Gegner im Laufe des Prozeſſes mitgetheilten Schriften und Beila- 
gen zu übergeben; andere ift er inrotuliren zu laſſen nicht jchuldig. 

Bon den für bedenklich erflärten Urfunden foll die Partei, 
welche fie angeführt hat, die Driginalien beilegen ($. 143). Wären 
fie bereits in gerichtlicher Verwahrung, fo hat fie der Richter zu 
den Arten zu bringen. 

Aus diefem Paragraph ergibt fich als Regel, daß die Originalien ber 
Urkunden, auf welche fich der Beweisführer beruft, in der Regel dem Rotus 
[us nicht beizulegen find, fondern daß die Beilegung der einfachen Abſchriften 


hinreicht. Von dieſer Regel treten jedoch Ausnahmen ein, wenn: 
a) In Gemäßheit des $. 141 der CPO. die gerichtliche Aufbewah— 
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rung einer für bebenflich erklärten Urkunde veranlaßt worben iſt. Eins 
folche Urfunde muß von dem Richter zu den Acten gebracht werden. 

b) Wenn gegen eine Urkunde im Laufe der Streitverhandlung wirks 
liche Bedenfen vorgebracht worden find, und zugleich im fchriftlichen Vers 
fahren die gerichtliche Rekognoscirung dieſer Urkunde in der gejegmäßigen 
Weiſe begehrt worden if. $. 136, 143 der EBD. 

c) Wenn die Echtheit einer Urfunde und 

d) Wenn die Richtigkeit einer Abfchrift beftritten worden ift ($. 139 
und 143 EBD.) 


$. 285. 
Berfaffung des Netenverzeihniffes und des Protofolis. 


Die Beilagen der Sabfehriften des Klägers find mit Buchfta- 
ben, jene der Satzſchriften des Beklagten mit Zahlen zu bezeichnen. 
Diefe Bezeichnung Hat für jeden Theil ununterbrochen fortzulaufen. 
Alle Friftgefuche und andere zwifchen der Erſtattung der Sasjchrifs 
ten gelaufenen Schriften find ftet3 der nächitfolgenden Satzſchrift 
beizulegen und in dem Metenverzeichniffe anzumerken. Die Partei, 
welche die letzte Schrift überreicht, oder um die Inrotulirung ange— 
ſucht Hat, foll ein vollftändiges Verzeichniß ſämmtlicher Aeten zur 
Tagſatzung mitbringen. Diefes Verzeichniß ift von beiden Theilen 
und von den Gerichtsperjonen, welche die Inrotulirung vornehmen, 
zu unterfchreiben und nebft dem darüber abzufaffenden Protofolle 
den Acten beizulegen. 

Sormular eines Uftenverzeichnifies. 
(15 fr. Stämpel.) 
Yitenverzgeidniß 
in der Streitſache 
des Franz Haupt, vertreten durch den Advokaten Kranz 
wider 
Jakob Hof, vertreten durch den Advofaten Kraft 


wegen Kaufihillingszahlung von 5000 fl. CMze. fammt 
Nebengebühren. 


I. Klage de praes. 2 November 1852 8. 10. 
Beilagen. 


a) Kaufvertrag in Originali 15. Oktober 1852. 
b) Brief des Jakob Hof vom 27. Oftober 1852 in Driginali. 
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c) Bollmacht in deglaubigter Abjchrift. 


1. Geſuch um Anordnung einer Nefognoscirungstagfagung de praes. 10. Novem« 
ber 1852 3. 40. 


IM. Friſtgeſuch de praes. 27. November 1852 3. 70. 
IV. Ginrede de praes, 1. Januar 1852 3. 12. 


Deilagen. 


1) Duittung vom 20. Dftober 1853 in einfaher Abſchrift. 
2) Quittung vom 1. November 1852 in einfacher Abſchrift. 
3) Vollmacht in beglaubigter Abfchrift. 


V. Replik de praes. 20. Januar 1853 8. 78. 


Beilagen. 


d) Grundbuchsertract vom 25. Oktober 1848 in einfacher abſchrift. 
e) Gerichtskoſtenverzeichniß. 


VI. Duplik de praes. 15. Februar 1853 8. 198. 
Deilage 

4) Koftenverzeihniß. 

Hermannftabt den 23. Februar 1853. 


NN. ER Landesgerichtsrath. Kranz m. p. Nbvofat. 
MN. f. k. Ausfultant. Kraft m. p. Advokat. 
(15 fr. Stämpel.) 
PR PR VI T I 
vom 23. Februar 1853, 
aufgenommen bei dem k. k. Landesgerichte in Hermannftabt, in der 
Streitfahe des Franz Haupt wider Jafob Hof, wegen Zahlung 
eines Kaujfchillings von 5000 fl. EMze. c. s. c. in Folge Beſchei— 
des vom 16. Februar 1853 3. 198, mit welchem die Tagjagung 
zur Inrotulirung der Akten angeorbnet worden ift. 
Gegenmwärtige. 
Bon Seite des Gerichtes Bon Seite der Partei 
N. N., k. k. Landesgerihtsrath. Herr Kraft, Advokat. 
Vertreter des Klägers, 
N. N., beeideter Protofollsführer. Herr Kranz, Advofat. 


Pertreter des Geflagten. 


Herr Kranz, als Vertreter des Geflagten, hat das in ‘/ beis 
liegende, von ihm verfaßte Verzeichniß der gerichtlichen Kommiſſion 
übergeben. Die Schriften wurden nah der Ordnung, in welder 
fie in diefem Verzeichniffe angeführt find, inrotulirt und nachdem 
fi hiebei fein Anftand ergeben hatte, das Protokoll geſchloſſen und 


gefertigt. 
(Folgen die Unterfhriften.) 
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$. 286. 


Werden nach dem Schluffe des Prozeſſes Zeugenverhöre, oder 
gerichtliche Augenfcheine vorgenommen, fo find bie hierüber verhan— 
delten Acten von Amtswegen anzufchließgen und unter amtlicher 
Beglaubigung in dem Aetenverzeichniffe nachzutragen. 


| $. 287. 
Berfahren über die hiebei entftehenden Streitigkeiten. 

Wenn über die Snrotulirung einer Urkunde Streit entfteht, 
fo find die Erinnerungen beider Theile in das Protofoll aufzunch» 
men. Die Urfunde bleibt in einem folchen Falle bei den Acten, 
und die Einwendungen der Parteien werden ohne darüber eine be» 
fondere Verfügung zu erlaffen, erft bei Enticheidung der Hauptfache 
berüdjichtiget. 


$. 288. 
Benehmen bei Ausbleiben der Parteien; 

Erſcheint eine Partei um die zur Snrotulirung beftimmte 
Stunde nicht, oder hat fie die nöthigen Acten nicht mitgebracht, jo 
fann der Gegner die Duplicate und Abjchriften feiner Sasjchriften 
und Beilagen felbjt zur Snrotulirung überreichen, oder verlangen, 
daß die Tagjagung auf Koften des andern Theils erſtreckt und ber» 
jelbe angehalten werde, die ihm mitgetheilten Acten zur Inrotuli— 
rung zu übergeben. 


$. 289. 


Wäre Fein Theil bei der zur Snrotulirung angeordneten Tags 
jagung erjhienen, fo ift fie von Amtswegen auf Furze Zeit zu 
erſtrecken. 

$. 290. 
oder einer angefuhten Erftrefung. 

Den Rechtsfreunden ift eine Erftredung der Tagjakung, wenn 

nit beide Parteien jelbft durch eine eigenhändig unterfchriebene 
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Grflärung ihre Einwilligung dazu gegeben haben, nie zu geftatten, 


in jofern nicht der Intotulirung ein befonders wichtiges Hinderniß 
entgegen jteht. 


$. 291. 
Strafe der Verzögerung. 


Nechtöfreunde, welche ohne Nachweifung triftiger Gründe bie 
Snrotulirung der Aeten binnen 8 Tagen, nachdem die Friſt zu 
Gritattung einer Satzſchrift von Seite des Gegners verftrichen  ift, 
anzujuchen unterlaffen ($ 64), oder welche durch Nachläßigfeit, 
oder wmillführliches Ausbleiben die Tagſatzung zur Inrotulirung 


vereiteln, find ohne Nachficht zu angemefjenen Geldftrafen zu ver- 
urtheilen. 


$. 292. 


Derwahrung der Acten bis zur Nushändigung. 


Sp lange noch ein weiterer Rechtszug ftattfindet, find die in- 
rotulirten Acten bei Gericht aufzubehalten, und gegen Mißbrauch 
oder Derluft jorgfältig zu verwahren. Nach gänzlich beendigtem 
Prozeſſe werden auf Anjuchen des einen oder des andern Theils 
beide Parteien vorgeladen, und jeder die von ihr übergebenen Acten 
gegen Beſcheinigung zurüdgeftellt. Das Aetenverzeichnig und das 
Inrotulirungs-Protokoll bleiben bei Gericht zurück. 


$. 293. 
Behandlung der Appellations- und Revifionsacten. 
Die Appellationd- oder Revifionsverhandlungen werben weder 
im fehriftlichen, noch im mündlichen Verfahren inrotulirt, ſondern 
bloß den Acten der erften Inſtanz beigelegt, und in dem Verzeich— 
niffe angemerft. 
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Dreizehntes Hauptftüd. 
Bon Urtheilen und Befcheiden. 


$. 294. 
Arten der Erfeuntniffe über gefhloffene Akten. 


In Streitfachen hat der Richter nur nach den, in den Acten 
angeführten Thatjachen und den darüber beigebrachten Beweifen zu 
erkennen, ohne auf Umftände, welche ihm auf andere Art befannt 
geworden find, Nücficht zu nehmen. Er kann aber nach Rechts— 
gründen, die fich aus erwiejenen Ihatumftänden ergeben, in fofern 
nicht ein ausdrüdliches Geſetz entgegenſteht, auch dann entjcheiden, 
wenn fi die Parteien nicht darauf berufen hätten, dieſe Thatums 
ftände mögen in den Prozeßſchriften und Verhandlungen jelbft, oder 
nur in den vorgelegten Urkunden vorfommen. 

Jedes richterliche Erkenntniß ftellt fich nach feinem innern Weſen als 
eine Schlußfolgerung dar, deren Prämiffen 

1. die in den Akten angeführten und bewiefenen Thatfachen und 

11. das zur Anwendung fommende Gefes, find. 

In erfterer Beziehung hat der Richter nur diejenigen IThatfachen und 


Beweife feiner Enticheidung zu Grunde zu legen, welche in den Aften vor- 
fommen. (Quidquid non est in actis, non est in mundo.) 

Das Gefeg ift der Richter von Amtswegen anzuwenden, verpflichtet, 
wenn fich auch eine Partei darauf gar nicht, oder unrichtig berufen hätte, 
Von diefer legten Regel tritt nur dann eine Ausnahme ein, wenn ein aus— 
drüdliches Gejeß die Anwendung deſſelben von Amtswegen verbietet und 
die Berufung der Parteien darauf zur Bedingung dev Anwendung macht. 
So heißt e8 3 B. im $. 1501 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches. 
Auf die Verjährung ift ohne Einwendung der Parteien von Amtswegen fein 
Bedacht zu nehmen. 


$. 295. 


Ueber das gefchloffene Verfahren wird der Megel nach das 
Urtheil, in den, in gegenwärtiger Gericht3ordnung ausdrücklich an— 
gegebenen Fällen aber durch Beſcheid entjchieden. Jeder Richter ift 
ſtreng verpflichtet, diefe Entſcheidung möglichft zu befchleunigen. 
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Fälle, im welchen über ein abgejchlofjenes Streitverfahren nicht Durch 
Urtheil, fondern durch Beſcheid entjchieden wird, find enthalten: 

a) im fchriftlichen Verfahren über die Einwendung bes nicht gehörigen 
Gerichtsitandes ($. 14 der EBD). 

b) Ueber die Zuläßigfeit von Neuerungen im fchriftlichen Verfahren 
($. 58 der CPO.). 1 

c) Ueber den wegen gerichtliche Aufbewahrung des Originals einer 
für bedenklich erklärten Urkunde entftandenen Streit ($. 141 der EPDO.). 


...d) Ueber die Zuläßigfeit eines Zeugenbeweifes und Augenfcheines zum 
ewigen Gedächtniß, wenn der Gegner darüber vernommen wird und Eins 
ftreuungen dagegen erhebt (SS. 189 und 209 der EPD.). 


e) Ueber die Frage, ob ein durch Urtheil auferlegter oder vorbehaltener 
Eid für abgelegt zu halten fei ($. 256 der CPO.). 

f) Ueber die Streitverhandlung in Folge eines_ Einfegungsgefuches 
in den vorigen Stand gegen eine verfäumte Friſt oder Tagſatzung ($$. 354 
und 357 der EBD.). 

g) In dem Falle, wenn der Execut durch vollfommen beweifende Urs 
funden die von feinem Gegner verfchwiegene, fpätere Thatfache, durch welche 
fein Erefutionsrecht erlofchen ift, dayzuthun vermag, bezüglich der Frage, ob 
ed von der ferneren Erecution abzufommen habe oder nicht ($. 445 der EPD.). 

h) Ueber die darüber entjtandene Streitverhandlung, ob der Erecutiond- 
führer fchuldig fei, das von dem Schuldner angegebene Vermögen ald hins 
reichende Bedekung anzunehmen ($. 541 der CPO.). 

i) Meber die nach dem Endurtheil aufgelaufenen Gerichts- und Exe— 
eutionsfoften (S. 584 der CPO.). ! 

k) In Befisftörungsfällen (F. 631 der EPD,) u. f. w. 

Wie aus dem $. 295 der EBD. hervorgeht, hat als Negel zu gelten, 
daß über das abgefchlofiene Verfahren der Negel nach durch Uriheil entſchie— 
den wird, welches entweder ein unbedingtes oder ein bedingtes fein 
fan. Bedingt ift ein Urteil dann, wenn in demfelben der Ausgang bed 
Streites von einem Beweiſe durch den Eid abhängig gemacht wird. ($. 298 
der CPO.) 

Der $. 141 der Inftruction für die Gerichtsftellen jchreibt vor, Daß 
efchloffene Prozeßakten in fchriftlich verhandelten Nechtsftreiten binnen 30 
En mündlich verhandelte Nechtsfachen binnen 8 Tagen in Vortrag ger 
bracht werden müflen. 

Bon befonderer Wichtigkeit find bei dieſem $. die gefeglichen Beſtim— 
mungen über die Berathung und Abftimmung bei den Collegialgerichten, 
welche in den $$. 142 bis 190 der Inftruftion für bie Gerichtöftellen ent: 
halten find. 


$. 296. 
Form und Inhalt des Urtheile. 


Die Urtheile müſſen enthalten: 
1. den Namen bed Gerichtes, 
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2. die Namen der ftreitenden Theile, ihrer DVertreter, Bevoll- 
mächtigten und Rechtsfreunde; 

3 ven Gegenftand des Prozefies ; 

4. den Tag der Snrotulirung der Acten, und 

5. bie Entfcheidung felbft, über Hauptjache, Nebenverbindlichfeiten 
und Gerichtäfoften. Es joll 

6. Drt und Zeit des gejchöpften Urtheild angemerft, und 
daſſelbe 

7. mit der üblichen gerichtlichen: Unterſchrift und dem Amisſiegel 
verjehen werben. 


Alle Gerichtsbehörden in Siebenbürgen Haben den Titel „Eaiferlich- 
fönigliche Gerichte” zu führen und auf diefe Weife ihre Ausfertigungen zu 
beforgen. Urtheile und Erfenntniffe haben ftetS mit den Worten „Das k. 
f. *** Gericht *** Hat Kraft des ihm von Seiner apoftolifhen Majeftät 
verliehenen Amtes” zu beginnen. ($. 212 der Inftr. für die Gerichtsftellen.) 

Nach 8. 218 diefer Inftruction müſſen die Urtheile bei den Collegials 
gerichten von dem Vorfteher des Gerichtes und einem Rathsfefretair oder 
dem Borfteher des Expedits unterfchrieben werden. Aus diefem Paragraph 
ift fomit zu entnehmen, was das Gefeg im $. 296 der CPO. unter der 
üblichen gerichtlichen Unterfchrift verfteht. Bei Bezirfögerichten werden bie 
Urtheile von dem Bezirfsrichter unterfchrieben. 

Die Entjcheidung über die Hauptfache, Nebenverbindlichfeiten und 
Gerichtsfoften muß Far und einfach und zugleich mit der möglichiten Bes 
ftimmtheit und Vollftändigfeit ausgedrüdt werden. 

Zu den Nebenverbindlichkeiten, über welche im Urtheile ebenfalls ers 
fannt werden muß, gehören vorzugsweile die Zinfen, bezüglich welcher fol 
Paragraphe des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches zu bemerfen 
in 


$. 994. Durch Vertrag fönnen bei einem gegebenen Unterpfande fünf, 
ohne Unterpfand ſechs von Hundert auf Ein Jahr von Jedermann beduns 
gen werden. Dieſes Maß der erlaubten Vertragszinfen ift auch dann zu 
Pe wenn zwar Zinfen bedungen, aber ihr Betrag nicht beftimmt wors 
en ift. 


$. 995. Wenn Jemanden Zinfen, ohne ausdrüdliche Bedingung, aus 
dem Gefege gebühren; fo find vier von Hundert, und zwifchen den von den 
Behörden berechtigten Handelsleuten und Fabrifanten bei einer aus einem 
eigentlihen Handlungsgefchäfte entfprungenen Schuld fehs von Hundert 
auf das Jahr als die gejegmäßigen zu entrichten. 

$. 1333. Der Schade, welchen der Schuldner feinem Gläubiger durch 
Verzögerung der bedungenen Zahlung des fchuldigen Capitals zugefügt hat, 
wird durch die von dem Gefege beftimmten Zinfen vergütet. ($. 995). 

$. 1334. Eine BVBerzögerung fallt einem Schuldner überhaupt zur 
Laft, wenn er den durch Gefeg oder Vertrag beftimmten Zahlungstag nicht 
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zuhält; oder wenn er in dem Falle, daß die Zahlungszeit nicht beftimmt if, 
nach dem Tage der gejchehenen gerichtlichen oder außergerichtlichen Einmah— 
nung fich nicht mit dem Gläubiger abgefunden hat. 

Nah Art. 50 der allgemeinen Wechfelordnung befchränfen fich bie 
—— des Inhabers, welcher den Wechſel Mangels Zahlung pro— 
teſtiren ließ: 

1) Auf die nicht bezahlte Wechſelſumme, nebft 6 Procent jährlicher 
Zinfen vom Verfalltage ab. 

2) Die PBroteftfoften und andere Auslagen. 

3) Eine Provifion von Procent. 

Nah Art. 51 ift der Indofjant, welcher den MWechfel eingelöft oder 
als Rimeffe erhalten hat, zu fordern berechtigt: 

1) Die von ihm bezahlte oder durch Rimeſſe berichtigte Summe nebft 
6 Procent jährlicher Zinfen vom Tage der Zahlung. | 

2) Die ihm entitandenen Koften. 

3) Eine Provifton von 4 Brocent. 

Nach dem Batente Sr. Majeftät Kaifers Jofeph II. vom 14. Februar 
1788, welches in Siebenbürgen Gefegesfraft hatte, ift den Gerichtsftellen vor— 
geichrieben, die in den Schuldbriefen bedungenen Interefien, wenn folche ſechs vom 
Hundert nicht überfteigen, nach dem Inhalt der Kontrafte zuzuerfennen, und 
eben fo die Erecutionen vorzunehmen, in Fällen aber, wo das jährliche In— 
tereffe über jechs von Hundert bedungen würde, hat der Richter die über: 
mäßig ftipulirten Interefien, und zwar wenn in dem Sculdfchein eine Spe— 
cialhypothef verfchrieben wäre, auf fünf von Hundert, wo aber feine Hypo— 
thef beſtimmt ift, auf ſechs von Hundert herabzufegen und die Execution 
gleichermaßen zu veranlafien. 


8. 297. 


Alle Theilnehmer des Prozeſſes find genau und Deutlich zu 
bezeichnen, um jedem Zweifel vorzubeugen, wer im Urtheile begriffen 
ſei. Miterben, Gejellichafter oder andere Streitgenofjen, in jofern 
fie Feine Gemeinde bilden, müfjen einzeln namentlich aufgeführt wer- 
den. Nur protofollirte Handlungs =, Fabriks- und Gewerbögejell- 
ſchaften können unter ihrer Firma im Urtheile erſcheinen. 


$. 298. 
Warnung der Parteien in Hinfiht der Beweis-Friften. 

In Urtbeilen, wodurch der Ausgang des Streites von der 
Herftellung des Beweiſes durch einen Eid abhängig gemacht wird 
ift auch die Frift zur Antretung des Beweiſes und ber, mit ber 
Verſäumung derjelben verbundene Rechtsnachtheil auszudrüden. 
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Wie das Urtheil auf einen Eid zu lauten habe, ift aus Den bei Deu 
$. 304 dieſes Gefeges angeführten Formularien zu erjehen. 


SeRyT, 
Gegenftand und Umfang der richterlihen Eutſcheidung. 


Das Erfenntnig muß fich auf das Begehren der Parteien be— 
ſchränken, und darüber vollftändig und Klar entjcheiden. Wird die 
Forderung des Kläger ganz oder theilweife abgewiefen, weil dieſelbe 
durch Gompenfation getilgt erſcheint ($. 13), fo iſt dieſes in dem 
Urtheile ausdrüdlich anzuführen. In jofern es zur Deutlichfeit des 
Urtheils beiträgt, können den ftreitenden Theilen Rechte, die Fein 
Gegenftand des Prozeſſes und der Entjcheidung waren, ausdrücklich 
vorbehalten werden. | 


Aus der Eingangsbeftimmung diefes Paragraphs ift erfichtlich, Daß 
das Begehren der Bartei für den Stichter maßgebend und es dem lesteren 
nie geftattet ift, fich eine Abweichung von demfelben zu erlauben, wenn dieſes 
auch noch fo gerecht und im der Natur der Sache gegründet befunden wer- 
den follte. Hat z. B. die Partei ihr Begehren auf eine beftimmte Summe 
Geldes geftellt und der Nichter findet, daß dieſe Partei zwar nicht hierauf, 
wohl aber auf eine gewiffe Sache Anfpruch habe, jo darf der Nichter ihr 
doch diefe Sache nicht zufprechen, weil fie ihr Begehren darauf nicht geftellt 
hat. (Ultra petita non est judicandum.) 

Nach dem früher hier zu Lande beitandenen Prozeßverfahren haben es weder 
die Parteien noch die Richter, wie befannt, mit dem Degehren genau ges 
nommen. Die Bartei begnügte fich in fehr vielen Fällen das lestere fo all- 
gemein als möglich zu stellen und überließ dem Gutdünken des Nichters den 
feeieften Spielraum. Daß hieducch eine Unbeftimmtheit und Zerfahrenheit 
in die Streitverhandlung gebracht wurde, ift leicht begreiflich, wiewohl e8 
e3 fich nicht verfennen läßt, daß dieſe Art und Weife das Begehren zu ftellen, 
für den Advofaten fehr bequem und bei der Unbeftimmtheit dev Geſetze in 
vielen Fällen nicht anders möglich war. 

Da mit Grund zu befürchten ift, daß die altgewohnte, nun jedoch ger 
ſetzwidrig gewordene Art und Weife, das Begehren unbeftimmt und allge- 
mein zu ftellen, auch unter dev Herrfchaft der neuen Prozeßordnung ftch hie 
und da einzufchleichen bemüht fein dürfte, jo hebe ich insbefondere hevvor, 
daß nach Vorfchrift des neuen Geſetzes jede Partei ihr Begehren beftimmt 
und genau auszudrücken; dev Nichter jede Schrift, bei welcher dieſes nicht 
der Fall ift, nach den 88. 2 und 4 der CPO. von Amtswegen zurück zu 
weifen Habe und Daß der Nichter an das Begehren gebunden ift, und ins— 
befondere nie etwas zuerfennen darf, was die Partei nicht ausdrücklich, ver 
ftändlih, genau und beftimmt begehrt hat. | 

Bezüglich der weitern Beitimmung des $. 299 der EBD. ſ. die bei 
dem $. 304 angeführten Formularien. 
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Zur Erläuterung des Schlußfages des 8. 299 der CPO. möge fols 
gendes Beifpiel dienen: 


Wenn ein Taufchvertrag anmullivt wird, weil er nur zum Schein zur 
Verlegung des Näherrechts abgeſchloſſen worden ift und der Geflagte deß— 
wegen zur Zurüdgabe des erhaltenen liegenden Gutes verurtheilt wird, fo 
kann demjelben im Urtheile das Recht auf den Erſatz der Meliorationskoften, 
welches Fein Gegenftand des Prozeſſes und der Entjcheidung war, vorbehals 
ten und demjelben geftattet werden, dieſes Necht in der gejeglich vorgefchries 
benen Weiſe geltend zu machen. 


$. 300. 
Frift zur Befolgung des Urtheile. 


Die Frift, binnen welcher eine DBerbindlichfeit erfüllt werden 
joll, muß in dem Urtheile jederzeit bejtimmt angegeben, und der 
Negel nach auf vierzehn Tage feitgefegt werden. Nur wenn ber 
Beklagte eine Arbeit, oder ein Gejchäft zu verrichten verurtheilt 
iwird, Hat der Nichter dazu nach Erforderniß der Umftände eine län— 
gere Frift zu bejtimmen. 

Nach 8. 12 Zit. b. der Verordnung des 5. f. f. Juftigminifteriums über 
das Verfahren in MWechfelfachen ift im dem Urtheile, wodurch der Beklagte 
ſachfällig erklärt wird, die Friſt zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit auf drei 
Tage bei Vermeidung wechjelrechtlicher Erecution zu beflimmen. 

Dieſe Frift fängt, wenn gegen das Urtheil nicht appellivt wird, mit 
dem erften Tage nad der Zuftellung defielben, wenn aber appellirtt worden 
ift, mit dem erften Tage nach eingetretener Rechtskraft zu laufen an. 


$. 301. 


Der Lauf dieſer Friſt beginnt, wenn gegen das Grfenntnig 
feine Beichwerden angebracht werden, oder feine Appellation oder 
Revifion dagegen ftattfindet, mit dem Tage der Zuftellung des Ur— 
theils, wenn aber Appellation oder Reviſion angemeldet worden ift, 
mit dem Tage der Zuitellung des beftätigenden Grfenntnijjes Des 
Urtheild zweiter, oder, im Falle ver Spruch hier abgeändert werden 
jollte, des Urtheils dritter Snftanz. Hat eine Partei in gehöriger 
Friſt ($. 321) die Appellation oder Reviſion ergriffen, aber davon 
wieder abgelajjen, jo ift die Frift zur Vollziehung des Urtheild von 
dem Tage an zu berechnen, an welchem vie gerichtliche Erklärung, 
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wodurch von dem eingewandten Rechtsmittel abgeftanden wird, dem 
andern Theile zugeſtellt worden ift. * 


Nah $. 97 der EBD. iſt der Tag der Zuſtellung in die in dem 
$. 301 feftgefesten Friften nicht einzurechnen. 


$. 302. 
Urtheil in Streitfahen mehrerer Streitgenoffen. 

Eine NRechtsfache, woran mehrere Streitgenofjen Theil nehmen, 
ift immer nur durch eim einzige3 Urtheil zu entjcheiden, und es find 
darin die Nechte und Verbinplichfeiten jedes ITheilnehmenden genau 
feſtzuſetzen. 

$. 303. 
Zuftellung bes Urtheils. 

Das Urtheil iſt fehriftlich auszufertigen, ſodann unverzüglich 
und zwar beiden Barteien am nämlichen Tage, oder wenn dieß nicht 
möglich wäre, Sem Sachfälligen zuerſt auf die vorgefchriebene Weiſe 
zuzuftellen. 


Aus diefem Paragraph erhellt, daß es von der früher üblichen münd— 
lichen Bublifation des Urtheils gänzlich fein Abfommen erhalten hat. Die 
jchriftliche Berftändigung der Parteien ift nicht bloß für die Urtheile der 
eriten Inftanz, ſondern auch für die Urtheile der höhern Inftanzen vorge: 
jchrieben (8. 331 und 333 der CPO.) Die Art und Weife, wie die Ju- 
ftelung der Urtheile zu erfolgen habe, ift aus dem vierten Hauptftüde der 
CPO. zu entnehmen. 


$. 304, 
Ausfertigung des Urtheils für mehrere Streitgenoffen. 


Tür mehrere Streitgenoffen ift das Urtheil nur einmal aus— 
zufertigen und der VBorfchrift der 99. 68 und 69 gemäß zugu- 
ftellen. 


Wenn mehrere Streitgenofjen find, jo gejchieht die Zuftellung an ihren 
zur Uebernahme der gerichtlichen ZJuftellungen ernannten gemeinfchaftlichen 
Bevollmächtigten, oder wenn ein folcher nicht ernannt worden wäre, an den 
zuerft genannten Streitgenofien, oder wenn nicht diefer, wohl aber einer oder 
mehrere der fpäter genannten Rede und Antwort gegeben haben follte, an 
denjenigen, welcher Nede und Antwort gegeben hat, oder unter mehreren 
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von diefen an denjenigen, der unter denfelben in ber Klage zuerſt genannt 
ift. (8. 68 und 69 der EBO.) 


Formularien fiir Urtheile. 


I. 
Urtheil. 


Das k. k. Landes-Gericht in Hermannſtadt hat Kraft des ihm von Seiner apoſto— 
liſchen Majeſtät verliehenen Amtes in der Streitſache des Herrn Johann Traugott und 
der Frau Katharina Traugott, als Klägern, beide vertreten durch den Landesadvokaten 
Heren Franz Nagy, wider Herrn Franz Sengerberg als Geflagten, vertreten durch den 
Landesatvofaten Herrn Emanuel Kohary, wegen Zahlung eines Kaufichillingsreftes von 
5000 fl. EMze. ſammt Nebengebühren über die am 5. October 1853 inrotulirten Aeten 
zu Recht erfannt: 


Der Geflagte Herr Franz Sengerberg ift fhuldig, den Eheleuten Herrn Johann 
Zraugott und Frau Katharina Traugott, den in deren Klage de praes, 1. Dezember 
1852 3. 96 angeſprochenen Kaufjchillingsreft von fünftaufend Gulden Gonventions-Münze 
fammt fünfpercentigen Intereffen vom 1. September 1852 angefangen, bis zum Zahlungs: 
tage, jo wie die auf 35 Gulden 45 Kreuzer Conventions-Münze feitgefesten Gerichtsfoften 
binnen vierzehn Tagen zu bezahlen. 


Hermannjtadt den 1. November 1853. 


(I.. Ss ) N. N. Präfivent. 
N. N. Seftetair. 


u. 


Mürden die Kläger fahfällig, fo Fönnte die Entſcheidung ungefähr lauten: 

Der Geflagte Herr Franz Sengerberg ift nicht ſchuldig, den in der Klage de 
praes. 1. Dezember 1852 3. 96 angefprochenen Kaufichillingsreft von fünftaufend Gulden 
Eonventions-Münze, ſammt fünfpercentigen Sntereffen vom 1. September 1853 au fammt 
Geritsfoften zu zahlen, dagegen find die Kläger Herr Johann Traugott und Frau Ka- 
tharina Traugott fehuldig, dem Geflagten Herrn Franz Sengerberg die von ihm anges 
fprodenen, auf 32 Gulden 25 fr. EMze. feftgefesten Gerichtsfoften binnen 14 Tagen zu 
bezahlen. 


III. 


Wenn die Forderung der Kläger zum Theil durch Kompenſation getilgt erſcheint: 


Die in der Klage de praes. 1. Dezember 1852 3. 96 angefprochene Kaufſchillings— 
zeitforderung per 5000 fl. CMze. erfcheint durch die in der Einrede de praes. 3. Januar 
1853 3. 50 eingewendete, auf den Schuldfchein vom 1. März 1845 gegründete Darleihens- 
Gegenforderung per 3000 Gulden Conventiong- Münze bis_auf den Betrag von 2000 
Gulden Eonv.-Münze durch Compenfation getilgt und es ift deßhalb der Beflagte Herr 
Franz Sengerberg nur fchuldig, den Klägern Herrn Johann Traugott und Frau Katharina 
Traugott zwei taufend Gulden Conventions-Münze fammt hievon entfallenden fünfpercen- 
tigen Interefien vom 1. September 1852 bis zum Zahlungstage binnen 14 Tagen zu 
bezahlen. 


Die Gerichtsfoften werden gegeneinander aufgehoben. 
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IV, 
Formular eines Urtbeils auf den Haupteid. 
Urtbeil. 


Das k. k. Bezirksgericht zu Broos hat Kraft des ihm von Seiner apoftolifchen 
Majeftät verliehenen Amtes, in der Streitfahe des Franz Haupt, Klägers wider Karl 
Lang, Geflagten, wegen Zahlung einer Darleihensforderung von 400 fl. EMze. ſammt 
Nebengebühren, über die am 15. März 1853 inrotulirten Aften zu Necht erfannt: Der 
Geklagte Karl Lang ift nur dann fchuldig, den in der Klage de praes. 2. Novenber 
1852 3. 12 angefprochenen Darleihensbetrag von 400 fl. Conventions-Münze nebft fünf— 
percentigen Intereffen vom 1. Januar 1852 bis zum Zahlungstage und die auf — Gul— 
den — Kreuzer feftgefesten Gerichtsfoften binnen 14 Tagen dem Kläger Franz Haupt zu 
bezahlen, wenn er den ihm in der Weplif de dto. 10. Sanuar 1853 aufgetragenen 
Haupteid nicht ableat, welcher lautet: Sch ſchwöre, daß mir Franz Haupt die in der 
Klage de praes. 2. November 1852 3. 12 angeſprochenen 400 Gulden Conventiong- 
Münze als Darleihen baar nicht zugezählt, ich mich nicht verpflichtet Habe, dieſes Kapital 
von 1 Sanuar 1853 mit fünf vom hundert zu verzinfen und über Verlangen des Klägers 
Franz Haupt ohne vorhergegangene Auffündigung zurüczuzahlen. 

Wenn dagegen der Beklagte Karl Lang diefen ihm aufgetragenen Haupteid ablegt, 
fo ift er micht fehuldig, die in der bezeichneten Klage angefprochenen 400 Gulden Conven— 
tions-Münze fammt fünfpercentigen Intereffen vom 1. Januar 1852 bis zum Zahlungs» 
tage zu bezahlen. Dagegen tft aber der Kläger Franz Haupt fehuldig, dem Geflagten 
Karl Lang die auf — fl. — Fr. feftgefegten Gerichtsfoften binnen 14 Tagen zu bezahlen. 

Der Geflagte Karl Lang ift demnach verpflichtet, binnen drei Tagen, nachdem 
diefes Urtheil in Nechtsfraft erwachfen ift, oder, wenn gegen das Urtheil Feine weitere 
Beichwerde geführt wird, binnen 14 Tagen nad Zuftellung deffelben um eine Tagfakung 
zur Ablegung des Eides anzufuhen, und bei verjelben fo gewiß zu ericheinen und den 
Eid abzulegen, als er fonft dazn nicht mehr zugelaffen, und das Gegentheil deſſen, was 
er zu befhwören gehabt hätte, für wahr gehalten würde. 


Broos den 26. März 1853. 


(L. S.) Der k. k. Bezirfsrichter. 
NN. 


V. 


Formular für den Fall, wenn im Urtheile auf den zurück— 
geichobenen Haupteid erfannt wird: 


Der Geflagte Karl Lang ift nur dann fehuldig, den in der Klage de praes. 2. No— 
vember 1852 3. 12 angefprochenen Darleihensbetrag von 400 fl. EM. fammt fünfpercen- 
tigen Interefien vom 1. Januar 1852 bis zum Zahlungstage binnen 14 Tagen dem Klä- 
ger Franz Haupt zu zahlen, wenn der Kläger Franz Haupt den in der Replik de praes. 
10. Januar 1853 3. 15 aufgetragenen, in der Duplif de praes. 1. Februar 1853 3. 
170 zurüdgefchobenen Haupteid ablegt, welcher lautet: Sch ſchwöre, daß ich dem Ger 
Hagten Karl Lang die in der Klage de praes. 2. November 1852 3. 42 angefprochenen 
400 fl. EMiz. als Darleihen baar zugezählt habe, daß ſich Karl Lang verpflichtet habe, 
diefes Kapital vom 1. Januar 185% mit fünf Percent zu verzinfen und über mein Ver— 
langen ohne vorhergegangene Auffündigung zurüdzuzahlen. 

Die Gerihtsfoften werden in dieſem Falle gegen einander aufgehoben. Wenn da— 
gegen der Kläger Franz Haupt diefen zurüdgefchobenen Haupteid nicht ablegt, ift der Be— 
Hagte Karl Lang nicht ſchuldig, die in der bezeichneten Klage angefprochenen 400 Gulden 
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Gonventions Münze ſammt fünfpercenrigen Smtereffen vom 1. Januar 1852 bie zum Bahr 
lungstage zu zahlen, wohl aber der Kläger fchuldig, dem Geflagten die auf 15 Gulden 
Convent. Münze feſtgeſetzten Gerichtsfoften binnen 14 Tagen zu bezahlen. 

Der Kläger Franz Haupt ift demnach verpflichtet, binnen 3 Tagen, nachdem dieſes 
Urtheil in Nechtsfraft erwachfen ift, oder, wenn gegen das Urtheil feine weitere Beſchwerde 
fattfindet, binnen 14 Tagen nach Zuftellung defjelben, um eine Tagſatzung zur Ablegung 
des Gides anzufuchen, und bei derjelben fo gewiß zu erjcheinen und den zurüdgefchobenen 
Eid abzulegen, als er fonft dazu micht mehr zugelaffen und das Segentheil von dem, was 
er zu beſchwören gehabt hätte, für wahr gehalten würde. 


VI. 


Formular eines Urtheiles auf den Diffeffions: Eid im 
MW echfelverfabren. 


Urtbeit. 


Das k. k. Landes» Gericht in Hermannftadt Yale Handelsgeriht — hat Kraft des 
ihm von Seiner apoftolifchen Majeftät verliehenen Amtes in der wechfelrechtlihen Streits 
ſache des Herrn Jakob Burker, Klägers, vertreten durch den Aovofaten Herrn Frank; gegen 
Ignatz Mandel, Geflagten, vertreten durch den Advofaten Herrn Carpeovius, wegen Zah— 
lung einer Mechfelforderung von 300 fl. Conv.⸗Münze fammt fechspercentigen Zinfen vom 
4. Dezember 1852, über die am 4. März 1853 inrotulirten Aften zu Recht erfannt: 


Der Beklagte Ignatz Mandel ift uur dann fehuldig, dem Kläger Jakob Purfer die 
mit defien Geſuche de praes. 4. Dezember 1852 3. 10108 um Erlaſſung der Zahlungs- 
auflage angefprochene Wechfelordnung per 300 fl. CMze. fammt fechspercentigen Zinfen 
vom 4. Dezember 1852 bis zum Zahlungstage und die auf 16 Gulden 20 Kreuzer Gon- 
ventiong-Münze feſtgeſetzten Gerichtsfoften binnen drei Tagen von dem erften Tage nad) 
Zuftellung diefes Urtheils gerechnet, bei Vermeidung wechfelrechtlicher Execution zu bezah— 
len, wenn er den ihm bei der Tagfakung vom 17. Dezember 1852 von dem Kläger Jafpb 
Purker aufgetragenen Haupteid nicht ablegt, welcher lautet: Sch jchwöre, daß der dem 
Geſuche des Jakob Purfer um Grlafjung der Sahlungsauflage de praes. 8. Dezember 
1852 3. 10108 beigelegte gezogene Wechfel dio. Hermannftadt 1. Februar 1852 über 
300 fl. CMz., welcher mit der Unterfchrift des Ausftellers Jakob Purker und mit den 
Worten „angenommen, Ignab Mandel“ verjehen ift, weder von mir felbit, noch mit mei- 
ner Beiftimmung von einem Dritten unterfchrieben worden ift. 

Wenn dagegen der Beklagte Ignatz Mandel diefen ihm aufgetragenen Haupteid abe 
legt, fo ift er nicht ſchuldig, die angefprochene Mechfelforderung per 300 fl. CMz. fammt 
6 percentigen Zinfen vom 4. Dezember 1852 bis zum Zahlungstage dem Kläger Jakob 
Purker zu bezahlen. Die Gerichtsfoften werden im diefem alle gegen einander aufs 
gehoben. 

Dem Geklagten Ignab Mandel liegt demnach ob, binnen 24 Stunden von bem 
Tage an gerechnet, mit welchem dieſes Urtheil rechtsfräftig geworden ift, um eine Tags 
ſatzung zur Ablegung diefes Haupteides anzufuchen und bei derfelben fo gewiß zn erſcheinen 
und den Haupteid abzulegen, als er ſonſt dazu nicht mehr zugelaſſen und das Gegentheil 
von dem, was er zu beſchwören gehabt hätte, für wahr gehalten würde. 


Hermannftadt am 7. März 1853. 


(L. S.) Der Präſident des F. k Lanbesgerichtes. 
N. N, m. p. 


N. N., Sefretair. 


VIII. 
Formular eines Urtheiles auf den Erfüllungseid. 


Urtheil. 


Das k. f. Bezirksgericht in Hermannſtadt hat Kraft des ihm von Seiner apoflos 
lichen Majeftät verliehenen Amtes in der Streitfahe des Anton Weller und der Anna 
Günthers Erben nah Gottfried Weller als Klägern, beide vertreten dur den Landesads 
vofaten Herrn Herbert, wider Aaron Münzthal, ale Geflagten, vertreten durch den Advo— 
katen Honrichs, wegen Zahlung eines Darleihensbetrages von 400 fl. EMze. mit 6 pros 
cent. Interefjen, über die am 28. Dezember 1852 inrotulirten Akten zu Recht erfannt: 

Der Geflagte Aaron Münzthal ift nur dann fehuldig, das mit der Klage de praes. 
11. Dezember 1852 3. 4201 angefprochene Darleihen von 400 Gulden Conventionss 
Münze fammt 6 percentigen Zinfen vom 1. Sinner 1852, und die auf 25 Gulden 48 
Kreuzer Conv.-Münze feitgefegten Gerichtsfoften, den Klägern Anton Weller nnd Anna 
Günther, gebornen Weller, binnen 14° Tagen zu bezahlen, wenn die Klägerin Anna Güns 
ther, geborne Weller, den in der Replik angebotenen Erfüllungseid ablegt, welcher wie 
folgt, lautet: Ich jchwöre, daß mir Aaron Münzthal über meine Mahnung, ausdrücklich 
im Monat Dftober 1852 eingeftanden hat, daß er die von Gottfried Weller ausgelichenen 
400 Gulden fammt 6 percentigen Interefien demnächſt zurüdzahlen werde. 

Wenn dagegen Anna Günther, geborne Weller, diefen Erfüllungseid nicht ablegt, 
jo ift Aaron Münzthal nicht ſchuldig, die mit der bezeichneten Klage angefprochenen 400 fl. 
ENze. fammt Gpercentigen Interefien vom 1. Januar 1852 zu bezahlen. Die Geridts- 
Eoften werden in diefem Falle gegen einander aufgehoben. 

Der Anna Günther liegt demnach ob, binnen drei Tagen, nachdem dieſes Urtheil 
in Rechtskraft erwachſen ift, oder wenn gegen das Urtheil feine weitere Befchwerde zuläßig 
ift, binnen 14 Tagen nad Zuftellung defielben um eine Tagfasung zur Ablegung des 
Eides anzufuchen, und ihn bei derjelben abzufhwören, als fie fonft dazu nicht mehr zus 
gelafjen und der Beweis für nicht hergeftellt betrachtet werden würde. 


Hermannftadt den 8. Sanuar 1853. 


(L. S.) Der k. k. Bezirksrichter. 
| N. N. m. p. 


VII. 


Formular eines Urtheils auf den Haupteid und 
Schäßungseid zugleich. 


Urtbeil. 


Das k. k. Bezirfsgeriht zu Maros-Bafarhely hat Kraft des von Sr. f. k. apoſto— 
lichen Majeftät verliehenen Amtes in der Streitfache des Anton Hondol, Klägers, gegen 
Franz Lugos, Geflagten, wegen Schadloshaliung in dem Betrage von 120 Gulden Eon 
ventions-Münze fanımt Nebengebühren, über die am 15. März 1853 inrotulirten Aften 
zu Recht erfannt: 

Der Geflagte Franz Lugos ift nur dann fchuldig, ftatt des in der Klage de praes. 
17. Jänner 1853 3. 98 angefprochenen Schadloshaltungsbetrages per 120 fl. EMze. den 
gerichtlich gemäßigten Betrag von 90 Gulden Conventiong-Münze und die auf 12 Gulden 
Conv.-Münze feftgefesten Gerichtsfoften dem Kläger Anton Hondol binnen 14 Tagen zu 
bezahlen, wenn der Geklagte den in der Replik ihm aufgetragenen Haupteid nicht ablegt, 
welcher lautet: Ich ſchwöre, dag im Monate Auguft 1852 die in der Klage de praes. 
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17. Jänner 1853 8. 98 bezeichnete Wiefe des Klägers Anton Hondol durch meine Vieh— 
ftücfe weder auf meine Beranlaffung, noch in Folge einer mit meiner Beftimmung erfolgte 
Veranlaffung eines Dritten abgeweidet worden ift, und zugleich der Kläger Anton Hondol 
den ihm für diefen Ball vorbehaltenen Schätzungseid dahin ablegt, daß ihm durch Abweis 
dung der in der Klage de praes. 17. Jänner 1853 8. 98 bezeichneten Wiefe, ein Schade 
von 90 Gulden Gonventions Münze zugegangen ift. 

Wenn dagegen der Beklagte Franz Lugos den ihm aufgetragenon Haupteid ablegt 
oder der Kläger Anton Hondol den ihm vorbehaltenen Schätzungseid nicht ablegt, fo ift 
der Geklagte Franz Lugos den Schabloshaltungsbetrag von 90 Gulden Gonventions-Münze 
und die Gerichtsfoften an den Kläger Anton Hondol zu bezahlen nicht fchuldig, wohl aber 
der Kläger fehuldig, dem Geflagten die auf 16 Gulden 45 Kreuzer EMze. feſtgeſetzten 
Gerihtsfoften binnen 14 Tagen zu bezahlen. 

Es liegt demnach dem Geflagten Franz Lugos und dem Kläger Anton Hondol ob, 
binnen drei Tagen, nachdem dieſes Urtheil in Nechtsfraft erwachjen ift, oder wenn gegen 
das Urtheil Feine weitere Befchwerde zuläßig it, binnen vierzehn Tagen. nad Zuftellung 
defielben um eine Tagſatzung zur Ablegung des dem Geflagten aufgetragenen Haupteides 
und dem Kläger vorbehaltenen Schäßungseides anzufuchen, und es hat der Kläger den 
Haupteid, und Falls diefer nicht abgefchworen würde, der Geflagte den Schäßungseid bei 
diefer Tagfasung fo gewiß abzuſchwören, als ſonſt beide zum Give nicht mehr zugelafien 
würden, bezüglich des Beklagten das Gegentheil deſſen, was derſelbe zu beſchwören gehabt 
hätte, für wahr gehalten, und bezüglich des Klägers der Beweis für nicht hergeftellt ges 
halten würde. 


Maros-Vaſarhely den 31. März 1853. 


(L. S.) N. N. 
k. k. Bezirfsrichter. 


Ueber die Gebühren von Urtheilen und Erkenntniſſen. 


J. 


Alle Urtheile und Erkenntniſſe, wozu auch die wechſelgerichtlichen Zahlungsaufträge 
gehören, find nach dem mit dem a. h. kaiſerlichen Patente vom 2. Auguſt 1850 3. 329 
St. CXI. R. ©. u. R. B. fundgemachten, die Gegenftände und das Ausmaß der Ges 
bühr beftimmenden Tarif (Poſt 103), theils gebührenpflihtig, theils find fie 
fein Gegenftand der Abgabe. 


II. 


Die Gebühr wird von den Erkenntniſſen theils mittelſt des Stempels, 
theil8 unmittelbar entrichtet, d. h. von den hiezu beftimmten Nemtern bemefien und 
bei den dafür bezeichneten Kaſſen baar eingezahlt. 


III. 


Einer Stempelgebühr unterliegen nur folgende Urtheile oder Erkenntniſſe erſter 
Inſtanz: 


Bi 
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A. Wenn der Werth des Streitgegenftandes 50 fl. nicht überfteigt, fowohl in ber 
Hauptfache, als über Incidenz-Streite, von jedem Bogen 30 Fr. 

B. Wenn der Werth des Streitgegenftandes 50 fl., aber nicht 200 fl. überfteigt, 
und derfelbe eine ſchätzbare Sache ift, fowohl in der Hauptfache, als über Ineidenzftreite, 
von jedem Bogen 1 fl. 

C. Ueber Ineivenzftreite auch in andern, als in ten unter A und B bemerften 
Fällen, von jedem Bogen 1 fl. 

D. Ueber folgende Gegenftände von jedem Bogen 1 fl. 

a) Ueber die Auflegung des ewigen Stillfchweigens. 

b) Ueber Klagen wegen Beftsftörung. 

e) Ueber Vorrechtsklagen im Concurſe und bei Meiftbotvertheilungen. 

d) Ueber die Gültigkeit der Auffündigung eines Pacht: oder Miethvertrages. 
e) Ueber Liquidatiouen im Concurſe (T. B. 103). 


IV. 


Bon diefen einer firen Stempelgebühr unterworfenen Erfenntniffen unterliegt fo- 
wohl das Eremplar für den Kläger, als für den Geflagten derfelben Gebühr, mit Aus- 
nahme der Liquidationg-Urtbeile im Concurſe, wovon bloß die den Gläubigern zugeftellten 
Ausfertigungen dem Stempel unierliegen. Erfenntniffe U. und IN. Inſtanz find in dem 
Falle, in welchem das Erfenntniß I. Inſtanz einer firen Stempelgebühr unterliegt, fein 
Gegenftand der Abgabe. (Anmerkung zur T. P. 103 und T. P. 104 lit. c.) 


V. 


Das Stempelpapier zur Ausfertigung eines ftempelpflichtigen Urtheiles oder Er— 
fenntniffes foll, wenn beide ftreitende Theile anweſend find, jeder Theil für fih, wenn 
aber ein Theil fich Fontumaziren läßt, und der erfcheinende Theil die Stempelfreiheit oder 
Vormerkung nicht genießt, diefer für beide Theile bei Schließung der Prozefverhandlung 
und Uebergabe der Akten an das Gericht zur Füllung des Urtheiles oder Erfenntniffes 
eriter Inſtanz dem Aftenverzeichniffe beifchliegen oder dem dazu beſtellten Gerichtsbeamten 
übergeben. Genießt der Theil, der fich Fontumaziren ließ, die Stempelfreiheit oder Vor— 
merfung, fo hat der ericheinende Theil das Stempelpapier bloß zu dem für ihm felbit be— 
fiimmten Exemplare des Urtheiles oder rfenntniffes beizubringen. $. 66 des Gebüh— 
rengefeßes. 

Genießt im Falle eines Contumazurtheiles der erfcheinende Theil die Gebühren: 
freiheit oder Stempelvormerfung, fo hat der abwefende Theil das Stempelpapier für ſich 
beizubringen, was feiner Schwierigfeit für ihn unterliegt, da der $. 5 des Unterrichtes 
über die Verpflichtungen, welche das prov. Geſetz über die Gebühren von Rechtsgeſchäften 
den Behörden auferlegt, die Beibringung des Stempelpapieres bis unmittelbar vor der 
Ausfertigung geftattet und erſt, wenn fie auch bis dahin nicht erfolgt, die Ausfertigung 
des DBefundes und das Berfahren nah $. 67 des Geſetzes anordnet. (Berordnung des 
ka k. Finanzminifteriums vom 3. Februar 1851 3. 36367.) 

In den Fällen der Gebührenvormerfung nach $. 29 des Gebührengefebes haben 
die Gerichte erſter Juftanz dem zur Gebührenbemeflung beftimmten Amte zur Vollziehung 
der unter Tarifpoft 75, Abſatz o, Anmerfung 1 enthaltenen Beftimmung auch jene End: 
urtheile mitzutheilen, welche der firen Stempelgebühr unterliegen. ($. 11 der Inſt. Minift. 
Verordnung vom 23. März 1852 3. 83 RGB,) 


VI. 


Bon demjenigen, welcher zur Beibringung des Stempelpapiers für ein Urtheil oder 
Erfenntniß verpflichtet it und diefer Verpflichtung in dem gerichtlichen Streitverfahren 
oder im Concurs-Verfahren zu entfprechen unterläßt, ift ohne Ginleitung eines Strafver: 
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fahrens bie dreifache Stempelgebühr einzuheben. Bon Seite des Gerichts ift in einen 
folhen alle unverzüglich der Finanzbezirkobehörde die Anzeige zu machen, und bie anger 
meſſene zur Sicherftellung des Thatbeftandes erforderliche Vorkehrung zu treffen. 

Daß von Seite des Gerichtes das Grforderlihe zur Hereinbringung der dreifachen 
Stempelgebühr eingeleitet wurde, muß auf dem Urtheil angemerkt werben ($. 67 und 
$. 79 Abſ. 6 des Gebührengefeges). 


vn. 


Der Nichter und alle öffentlichen Beamten unter deren Mitwirfung die Ausfertiz 
gung eines Urtheiles erfolgt, haften mit der eigentlich jtemvpelpflichtigen Partei und unter 
ſich zur eingetheilten Hand für die Entrichtung der Stempelgebühr ($. 71 Abſ. 5). Eben 
fo haften die öffentlichen Beamten für die Vermögensftrafen, welche wegen Gefällsverfür- 
zungen, die in Bezug auf amtliche Ausfertigungen unter ihrer amtlichen Mitwirfung verübt 
worden ind, verhängt werden ($. 90 Abf. 2 des Gebührengefekes). | 


VIII. 


Alle Urtheile und Erkenntniſſe, von welchen die Gebühr nicht in Gemäßheit der 
Tarifpoſt 103 J. mittelſt des Stempels zu entrichten iſt, und welche nicht Kraft der Tarif— 
poſt 104 zu jenen Urthteilen gehören, die kein Gegenſtand der Abgabe ſind, unterliegen 
der unmittelbaren Gebührenentrichtung. Die Gebühr iſt jedoch in jedem Streit— 
verfahren nur einmal und zwar für dasjenige Urtheil einzuheben, welches in Rechtskraft 
erwachjen ift, oder von dem obern Gerichte beftätigt wurde. 


IX. 


Bezüglich des Ausmaßes der Gebühr unterfcheidet der Tarif: 
A. Ob der Gegenftand des Nechtsftreites ſchätzbar ift, und 
B. Ob der Gegenftand des Stechtsftreites nicht fchäkbar ift. 


X. 


Menn der Gegenftand des Nechtsftreites ſchätzbar ift, fo wird die Gebühr nad 
folgendem Ausmaße beftimmt: 


a) Bei Urtheilen, durch welche das Eigenthum, der Fruchtgenuß oder das Gebrauchs— 
recht einer unbeweglichen Sache im Grunde eines auf der Anordnung des Ge— 
feßes aufer der gefeglichen Erbfolge und nicht auf einem Webereinfommen be— 
ruhenden Rechtstitels zuerfannt wird, wird die Gebühr nad dem Werthe des 
zuerfannten Gegenftandes mit 37/2 Percenten, jedoch mit nicht weniger, als mit 
4 fl. bemeſſen. 


b) Bei Urtheilen, durch welche außer dem hier unter a) bemerften Falle, die Zah— 
lung eines Geldbetrages von mehr ala 200 fl. oder überhaupt die Hebertragung 
einer Sache im Werthe über 200 fl. von einem ftreitenden Theil auf den an— 
dern zuerfannt wird, wird die Gebühr von dem Werthe des zuerfannten Gegen- 
ftandes mit 14 Percent, jedoch nie mit weniger als mit 4 fl. bemefien. 

c) Bei Urtheilen, durch welche eine Zahlung oder überhaupt die Uebertragung einer 
Sache von einem ftreitenden Theil auf den andern nicht zuerfannt wird, wird 
die Gebühr mit ?% Bercent von dem Werthe des Streitgegenftandes bemeflen. 
Die Gebühr Hat jedoch nicht weniger als 4 fl. und nicht mehr als 10 fl. zu 
betragen. 

d) Bei Urtheilen, durch welche in den unter a und b berührten Fällen nur für 
einen Theil des Streitgegenftandes die Uebertragung von einem Streittheile auf 
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den andern ausgefprochen, für den andern aber zurückgewiefen wird, ift die Ges 
bühr auch nach den Beftimmungen a und b zu bemeſſen, fie darf jedoch nicht 
weniger als nach dem Abſatz ce im Falle der gänzlichen Zurückweiſung entfallen 
würde, beiragen (T. P. 103 U. A.). 


XI. 


Menn der Gegenſtand des Rechtsſtreites nicht ſchätzbar iſt, z. DB. bei Streitigkeiten 
über die Ehelichkeit oder Unehelichkeit eines Kindes, über die Gültigkeit oder Ungültigkeit 
eines Teftamentes, fo iſt von dem Urtheil eine feſte Gebühr von 8 fl. unmittelbar zu ent— 
richten. (T. ®. 103 II. B.) 

Der Richter hat in einem folchen Falle nach dem Erlaſſe des k. k. Finanzminiſte— 
riums vom 28. Dezember 1851 3. 40,932, allen Gerichtsbehörden Siebenbürgens mitge- 
theilt, zu Folge Verordnung des k. k. Juftizminiftertums vom 6 Dftober 1852, 3. 10794 
mit Grlaß des k. k. Siebenbürg. Oberlandes-Gerichtes vom 2. November 1852 3. 6122 
das Urtheil auf ungeftempelten Papier ausfertigen zu laffen, und eine Abjchrift deſſelben 
den: zur Gebührenbemefiung beftimmten Amte mitzutheilen, weil die fire Gebühr nur dann 
eintritt, wenn die gefeßlichen Vorausfegungen beftimmt und gehörig nachgewiefen find. 
Lebteres hat den Werth des Streitgegenitandes nach Anordnung des Gebührengefeges zu 
erheben, die Gebühr zu bemeſſen und unmittelbar einzuheben. (S. XV. XVI. und XVII) 


Xi. 


Gontumazelirtheile werden eben fo wie andere Urtheile behandelt, und bilden Feine 
Ausnahme. Wird jedoch ein Gontumazeürtheil, welches der unmittelbaren Gebührenent- 
richtung unterliegt, aufgehoben und ein neues Erfenntniß gefchöpft, fo ijt die Gebühr nur 
nach dem rechtsfräftigen Grfenntniß zu bemeffen, und wenn der bereits allenfalls entrichtete 
Betrag höher bemefjen worden wäre, als der bereits entrichtete Betrag, fo foll der bereits 
entrichtete Mehrbetrag der Partei zurüderftattet werden. ($. 63 des Gebührengefeges J. 
P. 103 I. Anmerfung.) 


XIII. 


Bei Urtheilen, von welchen die Gebühr unmittelbar zu entrichten iſt, wird die Ge— 
bühr von den hiezu beſtimmten Aemtern bemeſſen, und bei den dafür bezeichneten Caſſen 
baar eingezahlt. (F. 42 des Geb.Geſ.) 

Jedes Gericht erſter Inſtanz iſt verpflichtet, zugleich mit der Ausfertigung eines 
von ihm geſchöpften Erkenntniſſes oder Urtheiles, dann bei der Bekanntmachung eines 
ſolchen Urtheiles oder Erkenntniſſes höherer Juſtanz eine Abſchrift deſſelben dem zur Ge— 
bührenbemeſſung beſtellten Amte mitzutheilen. (F. 45 des Geb.Geſ.) Nach der Finanz— 
Miniſterial-Verordnung vom 2. Dezember 1850 3. 33784 (N. 470 St. CLXI. ©. ©. u. 
MB.) find gerichtliche Erfenntniffe, welche nach der T. P. 103 IT. des proviforifchen Ge— 
feßes einer unmittelbar einzuzahlenden Gebühr unterliegen, von dem Richter, welcher das 
Erkenntnis in eriter Inftanz gefchöpft hat, demjenigen Steueramte mitzutheilen, in deſſen 
Bezirke dafjelbe feinen Standort hat. 


XIV. 


Die Amtswirffamfeit der Gerichte darf fich jedoch nicht einzig und allein auf eine 
einfache Mitiheilung der Abjchrift Des Urtheiles befchränfen, indem mit der Verordnung 
des k. k. Juftizminijteriums im Einvernehmen mit dem k. f. Finanzminifterrum vom 23. 
März 1852 3. 83 St. XXL. R. ©. u. R. B., den Gerichten eine gewiſſe Mitwirfung 
zum Behufe der Gebührenbemefjung zu dem Ende vorgezeichnet wurde, um den zur Be: 
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mefjung der Gebühren berufenen Aemtern das vorgefchriebene Berfahren zu erleichtern, 
ihren Entſcheidungen eine gerichtliche Beurtheilung zu Grunde zu legen, die Gejchäftsbe- 
handlung zu befördern und zwifchen den Gerichten und den zur Gebührenbemeffung bes 
flimmten Aemtern ein einfaches und übereinftimmendes Verfahren zu erzielen. 


XV, 


Dem zu Folge haben ſich die Gerichte in denjenigen Fällen, in welchen fie nad) 
dem Geſetze verpflichtet find, den gebührenpflichtigen JMft zur Gebührenbemeffung dem 
Steueramte mitzutheilen, als auch wenn fie darum angegangen werben, über bie Grund— 
lagen der Gebührenbemeffung, welche fi) aus dem, in jedem einzelnen Ball eintretenden 
Nechtsverhältniffe ergeben, auszufprehen. ($. 1 d. V. 23. März 1852 3. 83 RGB.) 


XVl. 


Als Grundlagen der Gebübrenbemefiung werden im $. 2 der eden anbezogenen 
Verordnung bezeichnet: 


Die Grundlagen der Gebührenbemefjung find: 


a) die Bezeichnung des Nechtsgefchäftes oder Amts-Actes nach dem bürgerlichen 
Rechte und nach der, mit demfelben im Einklange ftehenden Benennung des 
GebührensTarifes, nämlich z. B. mit Kauf, Taufh, Schenfung, Incidenz- oder 
EndeUrtheil u. ſ. w.; 

b) desjenigen Gegenftandes des Nechtsgefchäftes oder Amts-Actes, nach welchen: 
die Gebühr zu bemeſſen ift; 

c) in dem Falle, als in einer Urkunde oder in einem Acte zwei ober mehrere 
Rechtsgeſchäfte begriffen, oder folche Beftimmungen, welche auf die Gebühren- 
bemeflung nach dem Geſetze einen Einfluß zu nehmen haben, enthalten find, die 
Angabe diefer verfchiedenen Beichaffenheit der einzelnen NRechtsgefchäfte und Be— 
fimmungen, dann deren Folge für die Gebührenbemeffung, 3. B. bei Urtheilen 
die Angabe, ob eine DVermögeng-Uebertragung ftatt gefunden Hat oder nicht; 

d) die Angabe des Werthes, nach welchem die Gebühr zu bemefjen ift, und zwar 
fowohl der Haupt-, als auch der Nebenverbindlichkeiten, fo wie in dem Falle, 
als der Gegenftand nicht fhäsbar wäre, die Anführung diefes Umftandes; 

e) it nach der Befchaffenheit des Falles das Ausmaß der Gebühr von dem Ver: 
hältniffe der, bei dem Nechtsgefchäfte betheiligten Berfonen zu einander abhängig, 
die Prüfung und Angabe diefer Verhältniſſe; 

f) die Bezeichnung der Tarifpoften, unter welche das Nechtsgefchäft oder der Amts— 
Act einzubeziehen wäre; 

g) die Anführung der Gebühren, welche aus demfelben Anlaffe mittelft des Stem— 
pels oder unmittelbar bereits entrichtet erfcheinen, ſowie 

h) aller jener bei der gerihtlichen Amtshandlung wahrgenommenen Umftände, welche 
gefeglich die Erhöhung der Gebühr oder die Anwendung einer Strafe oder eines 
Koftenerfabes zur Folge haben. 

Die Mittheilung diefer Grundlagen für die Gebührenbemeffung von Seite des 
Gerichts an die Steuerämter erfolgt auf einem vom Gefete vorgezeichneten Befundsmufter. 


Die Gerichte Fönnen den erforderlichen Bedarf diefer Drudforte von den Finanzbehörden 
beziehen. 


XVII. 


Betrifft die gerichtliche Amtshandlung einen Gegenſtand, von welchem die Gebühr 
nach deſſen Werth zu entrichten iſt, ſo Hat das Gericht die anweſenden Parteien, inſofern 
die Werthsangabe mangelt, ſogleich zu derſelben zu verhalten, oder aber auf Verlangen 
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der Parteien, oder wenn feine zur Werthsbeftimmung genügenden Anhaltspunfte vorhanden 
find, die gerichtlihe Schätzung zu veranlaffen. 

Die Aufforderung, den Parteien zur Angabe und Nachmeifung des Werthes ge- 
f&hieht nach dem Finanzminifterial- Erlaß vom 28. Dezember 1851 3. 40932 am zweds 
mäßigften bei der Afteninrotulirung, weil die Parteien bei diefer verpflichtet find, das 
Stempelpapier zur Abfafjung des Urtheils beizubringen und jo die Bedingungen der Ges 
bührenbemeflung zu erfüllen. 

Werden von der Partei zur Werthbeftimmung fogleih genügende Anhaltspunfte 
geboten, over behält fich die Partei vor, diefelben nachträglich unmittelbar der Steuerbes 
hörde zu liefern, fo ift in beiden Fällen die Mitteilung davon dem zur Gebührenbemef- 
fung beftimmten Amte zu machen und die gerihtlihe Schätzung hat zu unterbleiben. 
($. 10 2. ». 23. März 1852 3. 83. RGB.) 


XVII. 


Nah der Verordnung des k. k. Finanzminifteriums vom 29. Juni 1850 3. 18281 
beziehen ſich die in der Tarifpoft 103 unter I. A und B und unter II. a und b über bie 
Gebühren von gerichtlihen Erfenntniffen enthaltenen Beftimmungen auf den eigentlichen 
Gegenftand des Rechtsftreites. Als felcher Fönnen weder die Gerichts-, noch die Prozeß— 
Koften, noch die Zinfen, infoferne diefe nicht felbit Gegenftand des Streites find, angejehen 
werden. Diefelben haben daber ſowohl bei Beantwortung der Frage, ob die fire Stem- 
pelgebühr für das Erfenntniß zu entrichten fomme, als bei Bemeflung der unmittelbaren 
Gebühr außer Anfhlag zu fommen. 


XIX. 

Die Gebühr von Endurtheilen, welche der unmittelbaren Gebührenentritung un— 
terliegen, ift in jedem Streitverfahren nur einmal und zwar für dasjenige Urtheil einzu- 
heben, welches in Nechtsfraft erwachſen ift, oder von dem obern Richter beftätigt wurde. 
Werden innerhalb jehs Monaten nach erfolgter Berufung an das höhere Gericht die Pro- 
zeßaften an dafjelbe nicht vorgelegt, fo ift die Gebühr von dem Urtheile, gegen welches 
die Berufung ergriffen wurde, zu entrichten. 

Mird ein Urtheil in Folge des fortgefesten Verfahrens aufgehoben oder abgeändert 
und ift die Gebühr von demfelben berichtigt worden, jo ſoll deren Betrag an derjenigen 
Gebühr die von dem fpätern Endurtheile über das fortgefegte oder verbefierte Verfahren 


entfällt, abgerechnet, und foferne die letztere niedriger als die erftere wäre, der entrichtete 
Mehrbetrag zurüd erftattet werden. ($. 63 des Geb.Geſetzes.) 


XX. 


Die Gerichte erſter Inſtanz Haben mit Rückſicht auf den $. 63 und die Tarifpoſt 
103 II. des Gefeges den zur Gebührenbemefjung beftimmten Amte monatlih ein Verzeich— 
niß der im vorausgegangenen Monate in Rechtskraft erwachfenen, der unmittelbaren Ges 
bührenentrichtung unterliegenden Erfenntnifie, fo. wie derjenigen, bezüglich welcher zwar die 
Berufung ergriffen wurde, die Vorlegung der Aften aber jeit ſechs Monaten vom Tage 
der Berufung gerechnet, nicht erfolgt ift, mitzutheilen. ($. 10 der Juftigminifterial-Ber- 
ordnung vom 23. März 1852 3. 83 RGB.) 


XXI. 


‚ Die zur Leitung der Gefällsangelegenheiten beftellten Behörden find außerdem bes 
rechtigt, bei den Gerichten von Zeit zu Zeit Unterfuchungen in Abficht auf die Beobach— 
tung des Gebührengejeges pflegen zu laſſen, jedoch müſſen dieſe Unterfuchungen ſtets auf 
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eine ſolche Art vollzogen werben, daß dadurch der regelmäßige Gefchäftsbetrieb nicht ge: 
hindert oder unterbrochen werde. ($. 97 des Geb «Gefekes.) 


XXI. 
Nah der Tarifpoft 104 find folgende Urtheile Fein Gegenftand einer Abgabe: 
a) Nullitätserfenntniffe ; 
b) Syndifatserfenntniffe ; 
c) Erkenntniſſe zweiter und dritter Inftauz in dem alle, in welchem das Grfennts 
niß erfter Inftanz einer firen Stempelgebühr unterliegt. 


d) Von den Grfenntniffen, für welche die Gebühr unmittelbar eingehoben wird, 
(T. P. 103 11.) alle außer den rechtsfräftigen. 


$. 305. 
Mittheilung der Entfheidungsgründe, 

Die Entjeheidungsgründe find nicht in das Urtheil felbft ein- 
zurücen, jondern bejonders zu entwerfen, und felbjt, wenn gegen 
dad Erkenntniß Feine weitere Bejchwerdeführung ftattfindet, beiden 
Theilen mit dem Urtheile zugleich von Amtswegen zuzuftellen. 

Der Richter joll darin fein Erfenntniß aus dem Inhalte der 
Acten und dem Gejeße rechtfertigen, Feine wichtigen Ginwendungen 
oder Beweismitteln unberührt laffen, und fih unnützer Weitläufig- 
feiten und unanftändiger oder beleidigender Ausdrücke enthalten. 


Diefer Paragraph enthält eine Außerit wichtige Beftimmung. Aus 
demfelben geht die ausnahmslofe Pflicht des Nichters hervor, die Gründe, 
auf welchen fein Urtheil beruht, den Parteien von Amtswegen mitzu- 
theilen. Dieſe Vorschrift bewährt die Parteien gegen unüberlegte und will- 
führliche Urtheile, fie erböht das DBertrauen in die Gerechtigkeit und Gejeß- 
mäßigfeit der vichterlichen Entjcheidungen, und beugt in vielen Fällen der 
Prozeßſucht wenigftens in höherer Inftanz vor. 

Das franzöftifche Prozeßrecht jchreibt die Begründung des UÜrtheild bei 
fonftiger Nichtigkeit vor. 

Die gefeglichen Erforderniffe der Entfcheidungsgründe nach der EBD. 
find folgende: 

1) Darf in das Urtheil felbft, welches nur zu enticheiden hat, nie 
eine Begründung diefer Enticheidung aufgenommen werden. 

2) Muß der Nichter in den Entfcheidungsgründen eine unnütze Weit— 
läufigfeit vermeiden, fich fomit einer entfprechenden Kürze befleißen, ohne 
jedoh der Gründlichfeit Abbruch zu thun. | 

3) Müſſen die Entfcheidungsgründe in einer einfachen und anftändigen, 
der Würde des Gerichtes entiprechenden Sprache, daher insbejondere ohne 
alle unanftändige und beleidigende Ausdrüde, die nur Leidenichaftlichfeit ver 
rathen und fein Vertrauen in die Unparteilichfeit des Nichters einflößen, 
abgefaßt fein. 
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4) Muß in den Entfcheidungsgründen auf alle thatjächlihen Verhält- 
niffe, welche auf die Entjcheidung des Nechtöftreites Einfluß haben, Rückſicht 
genommen, daher ingbefondere feine wichtige Einwendung oder Fein angebo- 
tenes wichtiges Beweismittel unberührt gelaffen werden. Endlich 


5) Muß die Entfcheidung des Nichters nach dem Geſetze gerechtfertigt 
werden. (S. Anmerkung.) 


Aumerfung. 


Formular. 


Entfheidbungsgründe 
zu dem Urtheile des k. k. Bezirfsgerichtes vom 7. März 1853 3. 896. 


Durch das gerichtliche Geſtändniß des Geflagten und den beweisfräftigen Schuld» 
fein vom 1. April 1849 ift mit Rüdficht auf die SS. 108 nnd 109 der CPO. vollſtän— 
dig erwiefen, daß der Kläger dem Beklagten am 1. April 1849 fünfhundert Gulden in 
ungarifhen Banfnoten zu 2 Gulden baar zugezählt, der Geklagte fi verpflichtet habe, 
diefes Darleifen am 1. September 1849 zurüdzuzahlen, und mittlerweile mit 6 vom 
Hundert zu verzinfen. Durch die Verordnung des ungarifchen F. k. Armeeoberfommandos- 
vom 20. Mai 1849, welche fih auf die Manifefte St. k. k. apoftoliihen Majeftät vom 
25. September. 20. Oftober und 6. November 1848 gründet, ferner durch die Verordnung 
des FE. F, Regierungsfommiffariates ddto. Hermannftadt den 4. Juli 1849, kundgemacht in 
Hermannftadt am 25. Juli 1849 find zwar allerdings die ungarifhen Banfnoten für null 
und nichtig erklärt worden, und ift deren Auslieferung, Konfiscirung und Bertilgung ange 
ordnet worden. 


Auh geht aus der Kundmahung des Herrn FE. k. Feldzeugmeifters und Armee— 
Dberfommandanten Baron v. Haynau, ddto. Hauptquartier Felegyhaza den 30. Juli 1849 
deutlih hevor, daß für die Fonfiseirten Banfnoten von Seite des Staates durchaus Feine 
Entſchädigung geleitet wird. 


Da jedoch die ebenangeführten Beftimmungen bezüglich der ungarifchen Banfnoten 
nicht zurüdwirfen fönnen, und es mit Rückſicht auf die Proflamationen Sr. Durchlaucht 
des Fürften Windifchgräb vom 2. März, 8. und 11. März 1849 befannt und von dem 
Geflagten zugeftanden wird, daß die ungarifchen Banfnoten am 1. April 1849 zur Zeit 
der Zuzählung des Darleihens faktifh allgemein als DVBerfehrsmittel dienten, der Geflagte 
felbft eingefteht, daß er für die von dem Kläger erhaltenen 500 fl., welche in ihrem vollen 
Nennwerthe angenommen wurden, Viehitücfe eingefauft habe, fo kann die fpäter erfolgte 
Ungültigerflärung und Konfiscirung der ungarischen Banfnoten den Geflagten von der 
ihm in Folge des Darleihensvertrages und zu Folge der Beftimmung des $. 989 des 
allgemeinen bürgerl. Gefegbuches obliegenden Verpflichtung, den zur Zeit des Darleihens 
beftandenen innern Werth deſſen, was er erhalten hat, zurüczuzahlen, nicht befreien. 


Es mußte deßhalb der Beflagte fchuldig erfannt werden, den angefprocdhenen Dar: 
leihensbetrag von 500 fl. EMze., fammt Gpercentigen Zinfen vom 1. April 1849, bis 
zum Zahlungstage zu zahlen. 


Die gegenfeitige Aufhebung der Gerichtsfoften wird durch den $. 573 der CPO. 
gerechtfertigt. 


Hermannftadt den 7. März 1853. 


Der k. F. Bezirksrichter 
MN. 


Tr 
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$. 306. 
Vorfhriften über das Erkenntniß durch Beſcheid. 


Wenn nach gejchloffenem Verfahren durch Beſcheid entfchieden 
wird, jo iſt es mit der Zuftellung beffelben und der Entfcheidungs- 
gründe eben jo, wie bei den Urtheilen zn halten. Nur Fönnen bie 
Entjeheidungsgründe auch in den Bejcheid felbit eingerückt werben. 


$. 307. 
Form der Erledigung einfeitiger Geſuche. 

Jedes schriftlich oder mündlich angebrachte Geſuch ift Durch 
jchriftlichen Befcheid zu erledigen. Wird das Begehren abgefchlagen, 
jo find in dem Beſcheide die Gründe anzugeben, aus welchen das 
Geſuch überhaupt, oder wenigftens fo, wie es angebracht ift, nicht 
bewilliget wird. 


Vierzehntes Hauptftud. 


Bon der Uppellation, Reviſion, Mullitätsbefchiwerde und 
dem Mecurie. 


$. 308. 
Gattungen der Rehtsmittel gegen richterliche Entfheidungen. 


Gegen Urtheile erjter Inſtanz findet die Appellation, gegen 
Urtheile zweiter Inſtanz die Nevifion und gegen andere Verordnun— 
gen des Richters der Recurs Statt. Nullitätsbefchwerden können 
jowohl gegen Urtheile, als gegen andere Verordnungen angebracht 
werden. 


Möglichft vollftändige Garantien für die Gerechtigfeit einer richterlichen 
Entjcheidung zu geben, ift unftreitig die Aufgabe einer jeden gerechten Pro— 
zeßgeſetzgebung. Zu dieſem Zwecke ift es erforderlich, daß den Parteien, 
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welche durch eine Entſcheidung des Gerichtes verlegt werden, die Möglichkeit 

eboten werde, diefer Verlegung abzuhelfen. Hiezu dienen die fogenannten 
Regtsmittel gegen richterlichde Enticheidungen, deren Zweck eben iſt, bie 
Verbeſſerung einer wirklich oder vermeintlich mit dem Gejeg nicht im Ein- 
Hang ftehenden richterlihen Enticeidung Dadurch zu veranlafien, daß ber 
Gegenftand berfelben der Beurtheilung eines höhern Richters unterzogen 
wird, — 

Die Beftimmungen über die Rechtsmittel gehören zu den ſchwierigſten 
Aufgaben ber Gefeggebung über ben Civilprozeß. 

Eine übertriebene Beichränfung derſelben gefährdet die Sicherheit ber 
Rechte, eine übertriebene Ausdehnung ber Rechtsmittel hat fih nach dem 
Zeugniſſe der Erfahrung als ein fehr gefährlicher Feind der Gerechtigkeits— 
pflege erwiefen und der mäßlofeften Chifane Thür und Thor geöffnet. Einen 
traurigen Beleg für die Wahrheit der legten Alternative liefert das früher 
hier zu Lande beitandene ungarifche Prozegrecht mit feinen in Werruf gera— 
thenen Rechtsmitteln, durch welche in den meiften Fällen nichts leichter war, 
ald einen Prozeg mehrere Öenerationen hindurch in die Länge zu ziehen, 
und den Forderungen des Rechts und ber Gerechtigkeit imter ber Aegyde 
des Geſetzes Hohn zu fprechen. 

Die Eivilprogegordnung hat der Lehre von ben Rechtsmitteln in dem 
14. Hauptftüde ein befondere Aufmerkſamkeit zugewendet und ſolche Verfü: 
gungen getroffen, welche, indem fie einer Seits den Rechtſuchenden vollitän- 
Dige Garantien, für die Gerechtigkeit richterlicher Enticheidungen geben, an- 
derer Seitd einen Mißbrauch Hintanzuhalten geeignet find. 

Der $. 308 der CPO. zählt die nach unferem Gefege zuläßigen Rechts: 
mittel auf, und unterfcheidet Rechtsmittel gegen Urtheile, und Rechtsmittel 
gegen andere Verordnungen ded Richters. 

Gegen Urtheile find folgende Rechtsmittel zuläßig: 

f) Die Appellation gegen Urtheile des Richters erfter Inſtanz 

2) Die Revifton gegen Urtheile des Richters zweiter Inſtanz 

3) Die Nullitätsbeicäwerbe. 

Gegen andere Verordnungen des Richters, die nicht Urtheile find, fir- 
den nur folgende zwei Rechtömittel ftatt: 

1) Der Recurs und 

2) Die Nullitätäbeichwerde. 


$. 309. 


1. Mecurs, Befimmung ber Friſt und bes Gerihies, bei dem er 
enzubringen if. 


Recurſe müſſen binnen vierzehn Tagen son Zuftellung des 
Beicheides, gegen welchen fie gerichtet find, bei dem Michter eriter 
Inſtanz angebracht werden. Iſt in ber Hauptiache dag münbliche 
Berfahren eingeleitet worden, jo fteht dem Recurrenten frei, den 
Recurs mündlih zu Protofoll zu geben, Außerdem ift derſelbe 
fchriftlich zu überreichen. 

23 
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Der Rekurs it bad von einer Parthei, welche fih durch eine 
Verordnung des Gerichted beſchwert erachtet, in ber gefeglichen Form g: ftellte 
Begehren um wiederholte Prüfung des Gegenſtandes der Verordnung, von 
Ceite des nächithöheren Gerichtes, um hiedurd eine Achilfe gegen ben be- 
ſchwerenden Ausipruch zu erlangen. 

Rekurſe müffen binnen 14 Tagen im MWechfelverfahren ($. 12 Zi. d 
der Juitigminifteriale Verordnung vom 25. Januar 1850 3. 52 RGB.) bins 
nen drei Tagen, von dem Tage an gerechnet, welcher auf den Tag der Zu: 
ftellung des Befcheides folgt ($. 97 der CPO.), bei dem Richter erfter 
Inſtanz angebracht werden, ed mag der befchwerende Beicheid von dem 
Nichter in erfter oder in zweiter Inftanz erfloſſen fein. 

Rekurſe müſſen in der Regel fchriftlih und zwar nach Tarifpoft 43 
lit h auf einem Stempelbogen von 30 fr. überreicht werden. Es ift, wie 
aus dem $. 314 der EVD. hervorgeht, nicht erforderlih, daß die Nefurs- 
Schrift in duplo überreicht wird, fondern e8 genügt, wenn derſelben eine Ab— 
fchrift des Nubrums der Eingabe auf einen 6 fr. Stempel (T. P. 89) zur 
Verftändigung des Gegners beigefchloffen wird. Im mündlichen Verfahren 
fann die Nefursichrift mündlich, fie kann jedoch auch ſchriftlich überreicht 
werden. — 


$. 310. 


Im Falle einer Verzögerung des Verfahrens kann jeder Theil 
bei dem höhern Richter unmittelbar Abhilfe juchen. Auch ſteht 
jeder Partei frei, von einem bei der erjten Inſtanz überreichten 
Necurfe, dem obern Michter die Anzeige zu eritatten, Damit Diejer 
nöthigen Balls die bejehleunigte Vorlage deſſelben ($. 311) über- 
wachen fünne. 


Die Befchwerde, von welcher diefer Paragraph handelt, iſt fein Re— 
furs, iit dDeghalb w der an die für den Rekurs bejtimmten Friſten noch an 
die bezüglich des Refurfes bejtehenden Borfchriften gebunden. 


$. 311. 


Beförderung des Recurſes an den höhern Richter. 


Der untere Richter hat den Rekurs, wenn er nad Werlauf 
der gejeglihen Frift angebradt wird, von Amtswegen zu verwer- 
fen. Iſt die Friſt beobachtet, ſo foll der Richter den Recurs oder 
das Wrotofoll, welches darüber aufgenommen wurde, unter voll 
ftändiger Darjtellung des Sachverhältniſſes nebjt allen zur Aufflä- 
rung bienlihen Acten und NWrotofollen, unter eigener Verantwor— 
tung auf das ſchleunigſte mittelſt Berichtes an bie zweite Inftanz 
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befördern. Haben fih bei einem Goflegialgerichte verſchiedene Meis 
nungen geäußert, fo it dem Berichte auch eine Abjchrift des Pro— 
tokolls über die Berathſchlagung anzufchliegen. 

Bei Ueberreihung des Berichtes an die höhern Behörden, foll 
dem Gegner des Mecurrenten von den angebrachten Bejchwerden 
durch Zuftellung einer Rubrik der Recursſchrift, oder de3 aufgenom— 
menen Protokolls Nachricht gegeben werden. 


Der Richter erfter Inftanz entfcheidet über die Zuläßigfeit des Rekur— 
fes nur infofern, al3 er jeden verspätet oder nicht mit den für jede ge— 
vichtlihe Eingabe vorgefchriebenen Formlichkeiten ($. 4 der EBD.) ange- 
brachten Rekurs, mag Diefer nun gegen die Enticheidung Des erjten oder 
höhern Richters gerichtet fein, von Amtswegen zu verwerfen hat. 

Wenn jedoch die Zurückwe fung eines Nefurfes, wegen Mangels an 
Foörmlichkeiten der Eingabe gefhicht, fo hat der Nichter der Partei nicht 
nur Die nöthige Belehrung zu ertheilen, ſondern auch einen angemeflenen 
Termin zue Verbeſſerung zu beitimmen ($ 2 Fi. d der EBD.) 

Eine weitere Beurtheilung und Entjcheidung der Zuläßigfeit des Re— 
furjes ift Dem Nichter eriter Inſtanz nicht eingeräumt, derſelbe müßte daher 
auch einen Rekurs gegen einen Befcheid, gegen welchen zu Folge der 88. 319 
und 320 der EPO, fein Refurs, oder wenigtens fein abgefonderter Nefurs 
ftatt findt, dem höhern Richter übermitteln, weil nur Diefer Uber Den 
in gefeßmäßig v Friſt eiigedrachten Rekurs und Daher auch über deſſen Zu: 
läßigfeit zu erfennen Dat. 

Kür Die Nichtigkeit dieſer Anficht fpricht Der Wortlaut des 8. 311. 
Sit Die Friſt beobachtet, heißt e3 in Diefem Paragpraph, fo fell der Richter 
den Rekurs oder das Protokoll . . .. an Die zweite Inſtanz befördern. 

Die Wirkungen des in gehöriger Friſt angebrach en Refurfes find: 

1) Duch den Rekurs wird Der Gegenftand des Befcheides, gegen 
welchen Der Rekurs g richtet wi d, Die Gerichtsbarkeit über Denfelden, an Den 
höhern Nichter gebrasst, Damit derjelde über Die angebrachte Beſchwerde ent: 
jcheide Hierin bejteht Das Weſen der Devolutivfrafı des Rekurſes. 

2) Aus dem $. 313 der END. geht die Regel hervor, daß der Res 
kurs in der Regel Die vechtlihe Wirkung und ten Vollzug des Beſcheides 
nicht hemmt. Der Rekurs hat fomit feine Sufpenfivfraft. Ausnahmen 
yon Diefer Negel find im $. 313 der END. enthalten. 

3) Au: dem $. 312 der EPO. geht hervor, daß dem Refurrenten dad 
Recht nicht zufteht, in dem Rekurſe neue Umftände und Beweismittel vor— 
zubringen. Er bat alfo in der Regel nicht das beneficium non deducia 
d.ducerdi von probata probundi 

Dir Richter eriter Inftanz hat, mag nun ber Rekurs gegen einen 
Beſcheid Der erften oder zweiten Inſtanz gerichtet fein, die Obliegenheit: den 
Rekurs an Die zweite Inſtanz auf Die in dem $. 311 vorgefchriedene Art zu 
befördern, und den Gegner des Nefurrenten von dem eingebrachten Rekurs 
zu verſtändigen. 
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Im $. 207 und 208 der Inftruftion für die Gerichtsftellen wird vor— 
age daß den Berichten an vorgeſetzte Behörden alle zur vollitän- 
igen Aufklärung der rechtlichen Verhältniſſe der Parteien, zur Rechtferti- 
gun des Gerichtes und zum Beweiſe der angeführten Thatfachen, dienlichen 
ftenftüde angeichloffen werden müffen. — In Berichten, welche ſich auf 
einen. vorhergegangenen Auftrag beziehen, iſt das Datum und die Geſchäfts— 
ht des Auftrages anzuführen. Won Außen ift jeder Bericht mit einer 
lüfſchrift zu verjehen, welche die Behörde, an die er gerichtet ift, das Ges 
richt, von dem er erftattet wird, den Namen ber Parteien und mit wenig 

Worten den Gegenftand zu bezeichnen hat. 


$. 312. 
Neuerungen in der Recureſchrift. 

Umftände und Beweismittel, welche in erfter Inſtanz nicht 
vorgefommen find, dürfen in dem Necurfe nur dann angeführt wer» 
den, wenn ber Beicheid ohne Vernehmung des Necurrenten auf 
einfeitiges Gejuch feines Gegners erfolat it. 


Zur Erläuterung dieſes Paragraphs möge zuvörberit folgendes Beifpiel 
dienen. Ueber die von dem Geflagten eingebrachte Einwendung bes nicht 
ehörigen Gerichtsftandes fann der Richter, wie aus dem $. 14 der CPO. 
— auch ohne vorläufige Vernehmung des Klägers durch Beſcheid 
enticheiden. Wenn dieſes nun der Fall ift, und der Richter der Einwendung des 
nicht gehörigen Gerichtsitandes ftattgegeben hat, fo ift es dem Kläger un 
benommen, gegen den erftrichterlichen Befcheid zu refurriren und in dieſem 
Refurfe neue Umftände und Beweismittel zu dem Behufe beizubringen, damit 
der Gerichtöftand des Gerichtes, bei welchem Die Klage angebracht wurde, 
für gegründet erachtet werde. Der Grund, warum das neue Anbringen 
dem Refurrenten geftattet ift, iſt offenbar der, weil derfelbe früher Feine 
Gelegenheit Hatte, — was er zu feiner Vertheidigung oder Berechti— 
gung anführen kann, geltend zu machen. Wurde jedoh dem Refurrenten 
die Selegenkeit hiezu geboten, derfelbe jomit, um fich zu äußern, 3. DB. zu 
einer Taglagung vorgeladen und hat er dieſes verabfäumt, fo treffen ihn Die 
nachtheiligen Folgen feine Perfäumniffes, und ein neues Anbringen ift vor 
der höhern Inſtanz ausgeſchloſſen. Der $. 312 fchliest nach meiner Anficht 
das Anbringen von Neuerungen in der höhern Inftanz nicht nur dann aug, 
wenn der Rekurrent wirflih vor dem Beicheide, gegen welchen refurrirt 
wird, vernommen wurde, fondern auch dann, wenn der Nefurrent zur Abs 
gabe einer Aeußerung aufgefordert wurde und diefer Aufforderung nicht 
nachgefommen: ift. 

‚Eine genaue Erwägung ber über die Contumacialfolgen beftehenben 
geſetzlichen Beltimmungen dürfte die Nichtigkeit dieſer Anficht, für welche 
war ber Wortlaut des $. 312 der CPO. nicht zu fprechen ſcheint, außer 
Zweifel fegen. 
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Wirfung des Mecurjes. 

Durch ven Recurs wird die rechtliche Wirkung und der Voll« 
zug des Beſcheides in der Kegel nicht gehemmt. Jedoch Fann 

1. im fehriftlihen Verfahren vor Erledigung des Recurjes we— 
gen verimorfener Einwendung des nicht gehörigen Gerichts» 
ftandes über die Klage nicht verhandelt werben; 

2. Beſcheide, zufolge deren ein Arreſt oder Verbot aufgehoben, 
ein ermorbenes Pfandrecht auf bemweglihe Sachen außer 
Kraft gefeht, ein Depoſitum verabfolgt, eine öffentliche Ver— 
fleigerung vorgenommen, oder von einer Partei ein Eid 
abgelegt werden foll, find vor Verlauf von drei Tagen, von 
der Zufiellung an gerechnet, und wenn binnen Ddiejer Zeit 
Beichwerden angebracht werden, vor Erledigung derſelben 
nicht zu vollziehen. Ein ſpäter obgleih noch binnen der 
im $. 309 fejtgejegten Friſt überreichter Recurs hindert 
auch in diefen Fallen die Vollziehung des Beſcheides nicht ˖ 
Endlich darf 

3. ‚vor erfolgter höherer Enticheidung über Beſchwerden wegen 
der Förmlichfeiten des Verfahrens das Urtheil in der Haupt- 
jache nicht geſchöpft werden. 

Die in Diefem Paragraph unter 1, 2 und 3 angeführten Fälle ftellen 
ih ald Ausnahmen von der im Eingang deſſelben aufgeftellten Regel dar 
und müfen deshalb ftrenge interpretirt werden. 

F Die aufgeftellten Ausnahmen laſſen ftch unter folgende Geſichtspunkte 
fubfummiren. 

Nefurfe, denen der Gefeggeber eine auffchiebende Wirkung beigelegt, 
haben diejelbe in einer dreifachen Weile und zwar: 

: 2 Sie hemmen den weitern Lauf des Verfahrens gänzlich, ($. 313 
su 

> Sie hemmen den Vollzug des Beicheides, ($. 313 sub 2); ober 
endli 

c) fie hemmen bloß die Schöpfung des Urtheils und legen dem übris 
gen Lauf des Verfahrens fein Hinderniß in den Weg ($. 313 sub-3). 

Soll der Vollzug eines im $. 313 sub 2 angeführten Befcheides durch 
ben Rekurs gehemmt werden, fo genügt es nicht, daß der Rekurrent die 


allgemeinen Bedingungen der Zuläßigfeit eines Rekurſes erfüllt hat, fondern 
derjelbe muß in einem ſolchen Falle noch die vorgefchriebenen bejondere Bes 
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dingung erfüllen, welche nothwendig it, um dem Nefurfe eine auffchiebende 
Wirkung zu verfchaffen. Diefe befondere Bedingung beſteht darin, Daß der 
Nefurs binnen drei Tagen, von dem Tage an gerechnet, welcher auf den 
Tag der Zuitellung defielben folgt, angebracht werden muß. Wird der Ne: 
furs binnen Diejer Zeit nicht eingebracht, To fteht e8 zwar der fich beichwert erach- 
tenden Partei, fo Lunge Die ordentliche Rekursfriſt offen ift, noch immer fret, 
ihren Rekurs mit aefeglicher Wirkung einzubringen, allein Die aufjchiebende 
Wirfung des Nekurfes, um die es vielleicht der Bartei hauptfächlich zu thun 
war, iſt verloren. 


$. 314. 


NRecurssGrledbigung und Mittheilung ber Gntfheibungs-Oründe 
und Amtsberichte. 


Der Verordnung der zweiten Inſtanz, wodurch ein unterrich- 
terlicber Beicheid abgeändert oder nur aus weſentlich abweichenden 
Gründen betätigt wird, jind die Entſcheidungsgründe anzufchließen- 
Die erite Inſtanz hat den Parteien Abjchriften davon zugleich 
mit der Verordnung von Amtswegen zuzuftellen. 


Der Nichter der zweiten und dritten Inſtanz ift bei der Beurtheilung 
der Eache und der Enticheidung über den Nefurs an die allgemeinen Vor— 
fchriften dev CPO. gebunden und hat die Cache dem Gefege gemäß zu ent— 
fcheiden. Der Bejcheid des untern Richters kann beftätigt werden und zwar 
aus denfelben Gründen, wie jene Des Unterrichters wuren, oder aus andern 
Gründen, oder er fann abgeändert werden, und zwar fowohl zum Wortheile 
als zum Nuchtheile des Mefurrenten. Der obere Nichter hat feine andern 
Schranfen als das Geſetz, und feine auf reife Erwägung gegründete Ueber: 
zeugung. Die Prlicht zur Mittheilung der Enticheidungsgründe beruht auf 
denfelben Gründen, welche bei dem $. 305 der EPD. angeführt worden 
fin. Der höhere Nichter kann feine Entiheidungsgründe nach Analogie 
tes $. 306 auch in fein Erkenntniß aufnehmen. 


$. 315. 


Beiden Teilen ftcht frei, von dem, über den Rekurs erſtatte— 
ten Berichte ($. 311) bei dem untern oder höhern Nichter Abſchrif— 
ten zu erheben. 


Diefer Paragraph ertbeilt den Partheien das fehr wichtige Recht, eine 
Abichrift von dem über den Rekurs erftatteten Bericht an den höhern Rick— 
ter zu erheben. Die Parteien find Dadurch in die Lage gefeßt, eine gen ifte 
Kontrolle über den Nichter ausüben und fich gegen eine allerdings mög— 
liche unrichtige oder mangelhafte Darjtellung des Sachverhältniſſes zu ſchützen. 
Die relative Deffentlichfeit, welche Das Gefeg hier gejtattet, wird aud) auf 
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den Nichter, welcher den Bericht zu erftatten hat, vortheilhaft einwirten und 
gewiß dazu beitragen, dad Vertrauen in Die Gerechtigfeitspflege zu erhöhen, 


$. 316. 
Berurtheilung des Gerichte zur Entfhäbigung bes Necurrenten. 


Hätte der Nichter durch offenbares Verſchulden zu dem Re— 
eurſe Veranlaffung gegeben, jo ift er von ber höheren Behörde in 
den Erſatz des, den ftreitenden Theilen verurfachten Schadens und 
der Koften von Amtömwegen zu verurtheilen. Zugleih wird ben 
Parieien eine Friſt angefegt, binnen welcher fie bei Verluſt bes 
Entſchädigungsrechtes die Koften zu verzeichnen und den Schaden 
auszuweifen haben. Ueber die vorgelegte Berechnung it ber untere 
Richter zur vernehmen, und fodanı der Betrag der Entſchädigung 
zu bejtimmen. 


Gin offenbares Verſchulden fällt dem Richter dann zur Laſt, 
wenn aus dem Befcheide deffelben eine ſchuldbare Unwiſſenheit oder ein 
Mangel der gehörigen Aufmerffamfeit oder des gehörigen Fleißes unver 
fennbar hervorleuchtet. Daß ein Nichter, dem ein ſolches Verichulden zur 
Laſt fällt, in den Erfatz des den ftreitenden Theilen verurfachten Schadens 
und der Koften verurteilt wird, ift eine Folge des im $.61 der Inftruction 
für die Gerichtsftellen aufgeftellten allgemeinen Grundjages: daß jeder ges 
vichiliche Beamte für den duch Vernachlägigung oder Webertretung feiner 
Amtspflichten verurfachten Schaden verantwortlich, und in dem gejeglichen 
Wege zum Erſatze deſſelben anzuhalten ift. Gegen ein offenbares Verſchulden 
des Richters gebt das Geſetz mit einer wahrhaft drafoniichen Strenge zu 
MWerfe und nimmt felbft von dem Grundfage Umgang, daß Privatrechte nie 
von Amtswegen, zuerfannt werden Dürfen. 


Im Falle des $. 316 der EVD. wird der Richter zum Schadenerjaz 
verurtbeilt, ohne daß von dem bejehädigten Parteien ein Echadenerjaß an— 
geſprochen worden wäre, und ohne das dem Verurtheilten vorher Gelegen— 
heit geboten worden wäre, ſich gegen dieſen Anſpruch zu vertheidigen. 

Die Gegenäußerungen, zu welchen dev Richter nah 8 316 der CPO. 
berufen ift, Einen nur auf das Minder oder Mehr des Betrag 8, den er 
zu zahlen Hat, Bezug baden. Anhänger der Theorie von der unbedingten 
Allmacht und Unabhängigkeit des Richterſtandes, werd n freilich die Be— 
ftimmung dieſes Paragraphs ſehr bedenflih, eine unbefangene Erwägung 
dürfte ſie jedoch vollfommen gerechtfertigt finden. Cie foll den Richter an— 
eifeen, bei jedem Schritte, den er thut, bei jedem Beicheid, den er erläßr, 
mit dem gehörgen Fleiß und der gehärigen Aufmerkſamkeit zu Werke zu 
gehen. Uäterlaßt er dieß, fo hat er e3 ſich felbit zuzuichreiben, wenn Das 
Damokles-Schwert der Schadloshaltung, welches über feinem Haupte Droht, 
auf daſſelbe herabſtürzt. ii; 
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8. 317. 
Mecurie gegen Üntfheidungen ber zweiten Anftanz. 


Recurſe gegen Verordnungen der zweiten Inftanz müſſen eben- 
falls binnen der, in dem z. 309 feſtgeſetzten Friſt, bet ber erften 
Inſtanz angebracht, und von dieſer durch die zweite am bie dritte 
Inſtanz befördert werden, 


$. 318. 


Hat aber die zweite Inſtanz den Beſcheid des untern Richcers 
betätigt, jo findet nur im Falle einer offenbaren Ungerechtigkeit 
ber Entſcheidung ($. 335), oder einer begangenen Nullität ($. 339) 
der Rekurs an die dritte Inſtanz Statt. 


Aus diefen beiden Paragraphen geht die Regel hervor, daß gegen 

leichlautende Beſcheide der erften und der zweiten Initanz ein Rekurs an 

hr * Inſtanz, den kak. oberſten Gerichts. und Caſſationshof, nicht zus 
ig iſt. 

Ueber die Zuläßigfeit eines Rekurſes gegen die gleichlautenden Be— 
ſcheide der eriten und zweiten Inftanz an bie Dritte Inftanz hat jedoch nur 
ber oberfte Gerichtd- und Caſſationshof zu enticheiden. 

Mir wollen den Refurd an ben oberiten Gerichtd- und Caſſationshof 
ben Hofrefurd nennen. Derfelbe ift ein ordbentliher undein außer: 
‘ordentlider, 

Der ordentlihe Hofrefurd findet gegen solche Beicheide ber 
weiten Inſtanz ſtatt, durch welche ber Beſcheid des erften NRichterd ganz 
oder theilmeiie abgeändert wird, jo weit dieſe Abänderung erfolgt ift. 

Der außerordbentlihe Hofrefurd gegen den von dem Ober— 
ericht erflojienen, Die Enticheidung des erften Richters beitätigenden Be: 
heit it nur einzig und allein im zwei Fällen geftattet: 

1) Im Kalle einer offenbaren lingerechtigfeit der Entfcheidung, 

2) Im Falle einer begangenen Nullität. 

Das Nähere zur Erläuterung diefer beiden Fälle wird bei Erläuterung 
der 66. 335 und 339 gejagt werden. 

Bezüglich der Einbringung des ordentlihen und außerordentlichen Hof— 
rekurſes gelten Die im $. 309 ertheilten Vorſchriften. 

Gegen muthwillige Rekurſe ift der $. 352 der CPO. maßgebend. 


8. 319. 
Bälle, ın welden Fein Recurs ſtattfindet. 


Gegen Beſchlüſſe des untern oder höhern Richters, wodurch 
das mündliche Verfahren eingeleitet, Die Erftredung einer Tagjagung, 
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oder die Bewilligung eines Friſtgeſuches abgejchlagen, eine Verneh— 
mung von Zeugen, oder die Vornahme eines gerichtlichen Augen- 
fcheines angeordnet wird, findet Fein abgefonderter Recurs Statt. 
Den Barteien jteht frei, ihre Beſchwerden dagegen nach ergangenem 
Urtheil mit der Appellation gegen die Entſcheidung der Hauptfache 
zu verbinden, 


$. 320. 


Gegen eine Verordnung des untern oder höhern Michters, 
wodurd 

41. die Einfegung in den vorigen Stand gegen eine verftrichene 
Fallfriſt oder verfaumte Tagſatzung bewilliget, ober 

2. dem Kläger im fohriftlihen Verfahren eine Schlußichrift an- 

zuubringen geftattet wird, dann 

3. gegen die, von bem Richter feitgefegte erfte Friſt zur Ueber— 
reihung einer Satzſchrift findet Fein Rekurs Statt. 


Weinn ein nach den 88. 319 und 320 der CPO. unzuläßiger Rekurs 
rechtzeitig und gehörig bei dem Richter erſter Inftanz eingebracht worden ift, 
fo hat nicht diefer, fondern nur jene Gerichts-Behörde, an welche der Re— 
furs gerichtet ift, Der judex ad quem, über die Zuläßigfeit Diefes Rekurſes 
zu enticheiden, weil dem Richter erfter Inftanz zu dieſer Enticheidung Fein 
Befugniß eingeräumt, derfelbe fomit Hiezu nicht kompetent ift. 

Außer den im $. 319 und 320 der EVD. angeführten Fällen ift ber 
Rekurs noch für unzuläßig erklärt: 

a) Im DBerfahren in Beitsftörungsfällen findet gegen vichterliche Ver: 
fügungen im Zuge des Berfahrens Fein Rekurs ftatt ($. 632 der EBD.) 

b) Gegen den Beicheid, durch welden im Wechfelverfahren ein Zah: 
lungsauftrag bewilligt wird, findet fein Rekurs ftatt. ($. 7 der Juftizmini- 
fterial-Berordnung vom 25. Januar 1850 3. 52 RGB.) 


$. 321. 
DO. Appellation,; Befugnig Hiezu: Anmelbungs- Frift. 

Wer ſich durch das Urtheil der erſten Inſtanz fir beſchwert 
hält, kann dagegen appelliren. Die Appellation muß von jedem 
Theile, der davon Gebrauch machen will, binnen vierzehn Tagen, 
von Zuſtellung des Urtheils an gerechnet, bei dem untern Richter 
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angemeldet werden. Gine, nah Verlauf diefer Frtſt angemeldete 
Appellation ift fogleih von dem umtern Richter zu verwerfen. 


Unter der Appellation verftebt die Givilprogefordnung das von 
einer Partei, welche fich durch das Urtheil eines Gerichtes eriter Inſtanz 
beſchwert erachter, in der gefeglichen Form geftellte Begebren um Prüfung 
des Progeßvorganges und der gefüllten Entibeidung nach) Lage der Alten, 
von Eeite des Obergerichted, um hiedurch eine Abhilfe gegen den befchwes 
renden Ausfpruch zu erlangen. 

Bezüglich der Appellation find folgende allgemeine Grundfäge zu be: 
merfen: 

1) Eie fann nur gegen ein Urtheil, welches noch nicht in Rechtskraft 
erwachfen ift, ergriffen werden. Nechtsfräftig ift Dasjenige Urtheil, gegen 
welches binnen der vom Geſetze feitgefegten Friſt Feine Appellation angemel- 
det worden ift, und zwar: 

a) Im ordentlichen Verfahren binnen 14 Tagen von demjenigen 
Tage an gerechnet, welcher auf den Tag der Zuftellung folgt, und wenn 
der legte Tag dieſer Frift ein gejeglich anerkannter allgemeiner Feiertag nicht 
ſpäteſtens a’8 an dem nahfolgenden Werktage. 

b) Im Wechfelverfahren binnen 3 Tagen von demjenigen an 
gerechnet, welcher auf den Tag der Zuftellung folgt, und wenn der legte 
Tag dieſer Frift ein gefeglich anerfannter allgemeiner Feiertag ift, ſpäteſtens 
an dem nächitfolgenden Werktage. 

Als vechtöfräftig find ferner auch diejenigen Urtheile anzufehen, bezüg- 
lich deren die Parthei auf die Ergreifung von Nechtsmitteln vor oder nad) 
ergangenem UÜrtheile, und im legten Falle vor oder nach Grgreifung des 
Rechtsmitt: [8 verzichtet hat. Weil Verzichtleiftungen nicht vermuthet werben, 
fo muß jede Werzichtleitung auf ein Rechtsmittel ftrenge interpretirt werden. 

Gegen vechtsfräftige Urtbeile findet mit Ausnahme der Wiedereinfegung 
in den vorigen Etand fein Rechtsmittel ftatt. 

2) Unter Appellationsanmeldung verfteht man Die bei dem 
Gerichte, welches das Urtheil gefällt hat, fchriftlich eingereichte oder im Falle 
als die Nechtsfache mündlich verhandelt wurde, auch mündlich zu Protokoll 
gegebene ausdrüdkliche Erklärung einer Partei, daß fie gegen Das Urtheil 
des Nichters erfter Inftanz fich an den höhern Richter wenden wolle. In 
welchen Worten Diefe Erklärung erfolgt, iſt gleihgültig. Es genügt, wenn 
die Partei die ausdrüdliche Erklärung abgibt, Daß fie gegen das Urtheil Die 
Appellation anmelde. Cine Angabe der Gründe, aus welchen ſich die Par— 
tei befchwert erachtet, oder eine Bezeichnung der Punkte, gegen welche Die 
Appellation gerichtet ift, ift nicht erforderlich. 

3) Nach unferer Civilprozegordnung iſt gegen jedes Urtheil, ohne Rück— 
fiht auf den Gegenjtand des Streites und deſſen Werth Die Appellation 
zuläßig. Unfer Gejeg geitattet aljo eine unbetingte Appellationsfreiheic von 
dem, wie es fcheint, tief in der Natur der Sache bearündeten Örundjage 
ausgehend, daß das der Quantität nach unbedeutende Recht einen nicht ges 
ringeren Anjpruch auf Geltendmachung bat, als das der Quantität nach 
bedeutendere, weil Die Quantität bezüglich Des Rechtes nichts enticheidet. 
Von dieſem Grundfage beſteht nur eine einzige Ausnahme in der Einfüh— 
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rungsverordnung des f. f. Suftisminifteriums vom 10. Mai 1852 zur Ju: 
visdiftionsnorm für bürgerliche Nechtsfachen in Siebenbürgen Abf. IV. lit. b. 
Dafelift wird nämlich verfügt: Das Bezirfögericht entfcheidet über alle 
Rechtsfachen, welche den Werth von 121. EMze. nicht überfteigen, endgiltig 
Daher gegen feine Entfcheidung fein weiterer Rechtszug geftattet iſt. 

Diele Gefeggebungen, 3. B. die badnifche, preußifche u. f. w. haben 
die Zuläßigfeit der Appellation an einen gewilfen Werth des Streitgegen- 
| ee gebunden und es werden als vechtfertige Gründe für dieſe Maßregel 
an fü 17% 

” a) Wird dadurch der Prozeßſucht und Chifane eine wohlthätige 
Schranke geſetzt. 

6) Stehen bei Bagatellſachen Rechtsmittel und Zweck derſelben mit 
einander in keinem Verhältniſſe. 

c) Werden durch die unbedingte Appellationsfreiheit die Koſten Der 
Juftizpflege außerordentlich erhöht, wozu noch der weitere Nachtheil kommt, 
daß der Foftbare Aufwand von Zeit und Mühe der Obergerichte an Lappa— 
lien verjchwendet und hiedurch den wichtigern Gegenftänden entzogen wird. 

4) Subjecte der Appellation find nach unferer Prozeßordnung nur die 
ftreitend n Parteien, ıhre Vertreter, Bevollmächtigte und Nechtsfreunde. Von 
einem Dritten, welcher im Etreite nicht verfangen war, mit einziger Aus— 
nahme der Nechtsnachfolger der Partei Fann die Appellation auf eine rechts— 
wirffame Art nicht ergriffen werden. 

5) Das Geſetz hat die Zuläßigfeit der Appellation an gewiſſe Friſten 
gebunden, und es iſt nach unferer Prozeßordnung die Frift zur Appellations- 
anmeldung fehr wohl von der Frift zur Ueberreichung der App: Hationsbes 
fchwerde zu unterfcheiden. Von der erftern ift im $. 321 von der legtern 
im $. 325 der EKD die Rede. 

Wird die in dem $. 321 der ECHO. und im $. 12 der Juftizminifter 
riale Verordnung vom 25. Januar 1850 3. 52 für das Wechjelverfahren 
feitgefegte Srift zur Ueberreichung oder Anbringung der Appellationsınmels- 
dung verfäumt, fo erfcheint die Appellation als unzuläßig, das Urtheil ift in 
Rechtskraft erwachlen und Die verfpätet angebrachte Appellationsanmeldung 
ift von Amtswegen von dem Nichter eriter Injtanz fogleich zu verwerfen. 
Hieraus folgt, Daß der Nichter erſter Inſtanz Über dieſe Bedingung der Zu: 
lagigfeit der App llation zu erfennen hat. 

6) Die Wirkungen einer in der von dem Gefege vorgefchriebenen Art 
und Zeit eingebrschten Appellationsanmeldung find folgende: 

@) Die Devolution, vermöge welcher die richterlihe Thätigkeit 
des Gerichtes erfter Inſtanz vüdjichtlich derjenigen Theile des Erfenntnifieg, 
worauf fich Die Appellationsanmeldung bezieht, gehemmt und der Gegenstand 
der Befchwerde zur Entfcheidung des Obergerichtes gebracht w ro. 

b) Die Eufpension, vermöge welcher das Urtheil, in ſoweit da— 
gegen Beſchwerde geführt wird, zur Erefution nicht geeignet iſt, und Daher 
nicht vollzogen werden kann. 

7) Diefe Wirkungen werden, wie aus dem $. 323 der CRD. 
hervorgeht, Durch Die bloße Anmeldung der Aypellation hervorgebracht 
und es bedarf feiner weitern Appellationsbefchwerde, d. h. feiner Ans 
gabe der Gründe, aus welchen fi) Die Partei beſchwert erachtet. Auch 
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ift e8 wie aus dem $. 323 der EPO. hervorgeht, nicht nothwendig, daß 
der Appellant anzeige, Durch welche Punkte er ſich beſchwert erachte, 


$. 322, 
Borm der Anmeldung. 


Die Appellationsanmeldung kann in den, bei der eriten In— 
ftang mündlich verhandelten Nechtsfachen auch mündlich Dei Gericht 
zu Protofoll gegeben werden. Außerdem ift fie fchriftlich zu über- 
reichen. 

Die Appellationdanmeldung muß in ber Regel fehriftlich erfolgen. Bft 
die Streitfahe mündlich verhandelt worden, fo ijt es den Parteien geftattet 


jedoch nicht zur Pflicht gemacht, die Appellation schriftlih zu überreichen. 
(S. Anmerkung.) 


Anmerfung. 


Formular einer Uppellationsanmeldung. 


Don Außen. 
K. f. Bezirksgericht Hermannftabt. 


Appellationsanmeldung. 


Aaron Münzthal, Handelsmann, wohnhaft am Fleinen Plap Nr. 200 
vertreten durch ven Landesadvokaten Honrichs 


wider 


Anton Weller und Anna Günther als Erben, nad) Gottfried Weller, 
vertreten durch den Advofaten Herbert, wohnhaft Reijpergafie Nr. 398 
3. Zahl 


meldet in ber Streitfache wegen Zahlung eines Darleibens: 
betrages von 400 fl. CMz. ſammt Nebengebühren, gegen 
das Urtheil von — 3 — die Appellation an. 


In zweifacher Ausfertigung mit 1 Beilagen. 
Bon Innen. 
(4 fl. Stümpel.) 
Löbliches k. k. Landesgericht! 


Durch das in / beiliegende Urtheil des k. k. Bezirksgerichtes von — 3 — 
welches mir am - - 2 2 2 2 2 ee. zugeftefft wurde, findet fi 
mein Klient Here Aaron Münzthal beſchwert, und ich melde deßhalb, gegen 
baffelbe binnen der im $. 321 der EBD. feitgefegten Friit die Appellation an. 


Hermannftadt den 
N. N. Advokat. 


Te u TE EP MEERE ee rn nn 
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Nach Tarifpoft 43 lit. g unterliegen Appellations- und Revifionsanmeldungen ohne 
Nückſicht, ob darin die Appellations- oder Nevifionsbejchwerde enthalten it oder nicht: 

a) Wenn fie gegen die in der Tarifpoft 103 I. B. C. D. angeführten Erfenntniffe 
gerichtet find, einer Steimpelgebühr von einem Gulden für den erfien Bogen, 
Die weitern Bogen von 15 Fr. 

b) Wenn fie gegen die T. P. 103 A. angeführten Grfenntniffe gerichtet find, einer 
feften Stempelgebühr von 30 fr. EM. jür den erften Bogen; bie weitern Bo— 
gen von 6 Fr. 

€) Wenn fie gegen die Urtheile ober Erkenntniſſe der Tarifpoft 103 II. gerichtet 
find, einer feſten Stempelgebühr von 4 Gulden für den erften Bogen, bie weis 
tern Bogen von 15 Fr. 


$. 323. 
Bezeihnung der Beſchwerdepunkte. 


Enthält das Urtheil mehrere Punkte, fo find in der Appellas 
tionsanmeldung diejenigen beftimmt anzugeben, in melden der Ap⸗ 
pellant ſich beſchwert findet. In Anfekung der übrigen Punkte 
wird das Urtheil mit Ausgang der Appellationsfrift rechtskräftig 
und daher zur Grecution geeignet. Sind die Punkte, gegen melde 
die Beſchwerde gerichtet ift, nicht einzeln angegeben, jo wird ange- 
nommen, daß alle Theile des Urtheild Gegenftand berjelben feien. 


In dem Aufftellen einzelner Punkte des Urtheild, gegen welche fich 
ber Appellant beſchwert, erblidt fomit das Gefeg eine Fonkludente Handlung, 
durch welche der Appellant an den Tag legt, daß er auf die Alppellation 
gegen die übrigen Punkte, gegen welche feine Beichwerde zur Sprache ges 
bracht wird, verzichte. An Dielen Bunften wird das Urtheil nicht fufpen- 
Dirt und nicht devolvirt, und kann deßhalb nach veritrichener Appellations⸗ 
frift auch ereauirt werden. Hat der Appellant feine Appellation nicht 
PPecialiſirt, jo wird eine Appellation gegen das ganze Urtheil wermuthet. 
Die Appellation hemmt deshalb nach Mapgabe des Umfanges, in welchem 
fie ergriffen wird, Die Grefution des Urtheils. 

Der Gegner des Appellanten ift jedoch zu Folge des 5.391 der CPO. 
berechtigt, wenn der Schuldner gegen ein ihn unbedingt zur Zahlung 
verurtheilendes Erkenntniß erfter oder zweiter Inſtanz, oder Die Appellation 
oder Revifton ergreift, die Erecution bis zur Sicherftellung zu erwirken. 

Nach S. 14 der Juftigminifterial» Verordnung vom 25. Januar 3. 52 
RGB. ift der Wechfelgläubiger in dem Falle, wenn der Beklagte gegen 
ein Urtheil erfter oder zweiter Inftanz, wodurch ihm Die Erfüllung einer 
Verbindlichkeit unbedingt auferlegt oder wodurch auf einen Haupteid er 
fannt wird, die Appellation oder Revifton ergriffen hat, berechtigt, ſogleich 
um den gerichtlichen Auftrag an den Beflagten anzufuchen, binnen 3 Fa ei 
— wechſelrechtlicher Execution für Die Forderung Siherbeit 
zu leiften. 
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8. 321. 
Nppellation bei mehreren Gtreitgenoffen. 


Haben von mehreren Streitgenofjen nur einige bie Appellation 
angemeldet, jo hat das Urtheil nach verftrichener Appellationsfriſt 
gegen die übrigen volle Rechtskraft. 

Diefer Paragraph fcheint vorauszufegen, daß es fich um folche Rechts— 
verhältniffe handelt, welche natürlich oder Doch wenigſtens ideell theilbar find. 
Wenn dagegen der Gegenitand des Mechtöftreites durchaus untheilbar ift, jo 
fcheint auch der im $. 324 der EBD. ausgeiprochene Grundſatz nicht ans 
wendbar zu fein. Nehmen wir z. B. an, e8 würde ſich um Die Geltend- 
machung einer Servitut auf einem Grundſtücke handeln, welches mehreren 
Eizenthuͤmern gemeinfchaf lich gehört, und es würde dem Kläger im Urtheil 
die Serpitut eingeräumt werden. Der eine Gigenthümer der Dienjtbaren 
Sache avpellirt, der andere nicht, und es wird in Folge Diefer Appellation 
das Urtheil abgeändert und von dem Obergerichte erfannt, daß Dem Kläger 
die angejprochene Serpitut nicht zuftehe. In dieſem Falle dürfte wohl zwei— 
felSohne der günftige Erfolg der Appellation auch denjenigen Streitgenofien, 
welche nicht appellirt haben, zu Gute kommen. Dieje Entjcheidung dürfte 
fih auch durch Die analogen Bejtimmungen dev $$. AL und 61 der EBD. 
rechtfertigen laſſen. 


$. 325. 
Ausführung der Beſchwerden. 

Der Appellant kann feine Beſchwerden in der Appellations— 
anmeldung jelbit, oder abgefondert ausführen. Dieſe Aprpellat ons— 
Schrift muß binnen der zur Anmeldung feitgejegten Friſt bei dem 
untern Richter überreicht, oder jorern das Verfahren mündlich war, 
zu Protokoll gegeben werden. Gine Sriftverlängerung iſt im münd— 
lichen Verfahren gänzlich unzuläſſig. Nur im schriftlichen Verfahren 
darf aus ſehr erheblihen Gründen dem Appellanten zur Nachtras 
gung der Beſchwerden noch eine vierzchntägige Friſt ertheilt werten. 
Eine weitere Friftverlängerung findet auch hier niemals Etatt. 
Nach verfirichener Friſt iſt die Beſchwerdeſchrift nicht mehr anzu— 
nehmen. Die Appellationsanmeldung behält i5ve Wirkung, wenn 
auch die Beſchwerden zu fpät, oder gar nicht überreicht worden find. 

Diefer Paragraph handelt von der Appellationsichrift, von Der zur 


Ueberreihung derfelben beftimmten Frift und von der Wirkung der Appellaz 
tionsanmeldung. 
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Unter Appellationdfhrift (auch Beſchwerdeſchrift ober 
Appellationsbefchmerde genannt) veriteht das Gefeg eine Ausführung 
der Gründe, aus welchen fich der Appellant durch das Urtheil der erften 
Inſtanz befchwert findet. Bezüglich der Appellationsbefchwerde gelten 
nach unſerem Geſetze folgende Grundfüge: 

I Der Appellant tft zur Einbringung der Appellationsbeichwerde bloß 
berechtigt, feineswegs aber verpflichtet Der Appellant kann auf 
die Ausführung feiner Apvellation verzichten, und troß dieſes Verzichtes bringt 
die rechtzeitig und gehörig angebrachte Appellationsanmeldung die Wirfung 
der Devolution und Eufpenfton hervor. Die Appellationsbefchwerde ijt ſo— 
mit durchaus fein weientlicher Beitandtbeil der Appellation. ($$. 335 und 
333 der EPO.) 

II. Die Appellationsbeichwerde muß im jchriftlichen Verfihren fchrift- 
lich eingereicht und im mündlichen Verfahren mündlich zu Protokoll gegeben 
werden. Cie unterfcheidet ſich hiedurch von der Appellationsanm: dung, 
welche in Gemäßheit des $. 322 der CPO. auch im mündlichen Verfahren 
fchriftlich überreicht werden kann. 

II. Die Appellationsbeichwerde kann zugleich mit der Appellations— 
anmeldung angebracht, fte Fann jedoch auch abgefondert angebracht werden. 

IV. Die Appellationsbejchwerde muß in der Negel binnen der zur 
Appellationsanmeldung feitgefegten Friſt bei Gericht eingebracht werden, wi: 
drigenfalld die veripätet angebrachte Beichwerde von Dem Richter von Amts: 
wegen zurüdzumweilen it. Die Friſt zur Ueberreichung der Appellationsbe: 
fhwerde fann im mündlichen Verfahren nicht verlängert werden, im fchrifts 
lichen Verfahren jedoch fann fie nur um 14 Tage und nicht weiter, jedoch 
nur aus jehr erheblichen Gründen verlängert werden. Die verlängerte Friit 
nimmt nach $. 97 ter CPO. ihren Anfang nach dem legten Tage der vors 
hergegangenen Friſt, deren Nerlängerung die Bartei enwirft hat. Ein Friſt— 
gefuh, welches nach Verlauf Der zur Appellutiensanmeldung bejtimmten 
F it eingebracht wird, muß von dem Richter in Gemäsheit des $. 101 der 
CPO. von Amtswegen zurüdgewieien werden. 

v. Im Wechſelverfahren muß nah $. 12 Mit d. der Vorfchrift über 
das Berfahren in Wechjeliuchen die Appellationsdejchwerde binnen 3 Tagen 
nab Zuitellung des Urtheiles angebracht werden. D.eje Frift ijt feiner 
Verlängerung fähig. 


8. 326. 
Unftatthaftigfeit der Neuerungen im Mppellationszuge. 

An eriter Inſtanz nicht vorgefommene Ihatumitände oder Bes 
weismittel dürfen in den Appellationsbejchwerden nicht angebracht, 
und wenn es dennoch gejchehen wäre, bei der Enticheivung nicht 
berüdjichtiget werden. 


MWährerd die meiſten andern Gefeggebungen dem Appellanten Das 
Recht des neuen Vorbringens (beneficinm non deducta deducendi, 
non probata probandi) eingeräumt haben, welches fogar einige Rechtslehrer 
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dahin auszuflügeln verfuchten, daß Die Sache vor der zweiten Inſtanz ganı 
von Neuem verhandelt werden muß, (Cappellatio rem reducit ad statum 
litis contestatae) hat unfere Givilprogeßordnnng ftreng Fonfequent an Dem 
Gpentualprineip feithaltend alle Neuerungen in ber Appellationsbejchwerbe 
für durchaus unftatthaft erklärt, und ben Richter zweiter Inftanz angewieſen, 
auf Neuerungen in der zweiten Inftanz, wenn fie Dennoch vorfommen follten, 
feine Nückficht zu nehmen. 

Die Obergerihte Haben die unterrichterliche Thätigfeit in judicando 
und in procedendo nur nach ber Aftenlage zu beurtheilen, die Appellation 
foll dem Appellanten nur dann frommen, wenn dem Richter erfter Inftanz 
eine Geſetzwidrigkeit bezüglich des Verfahrens oder Erfennens zur Laft fällt. 

Da es ſich leicht ereignen fann, daß der Appellant erſt in der Appel 
lationsbefchwerde einen Umſtand, welchen er vor dem Richter ber erften 
Inſtanz wideriprochen hat, ausdrüdlich eingefieht, jo fünnte es, wenn man 
nur den Wortlaut des $. 326 der CPO. im Auge hat, fcheinen, als dürfte 
das Obergericht auch ein folches Geftändnig nicht berüdfichtigen, denn das— 
felbe ift allerdings ein Beweismittel, welches in erfter Inftanz nicht vorges 
fommen ift. Allein wenn man erwägt, Daß der Gefeggeber durch den $. 326 
der CPO. nur Neuerungen im Appellationszuge ausfchliegen wollte, und 
daß ein gerichtliche Geftändnig des Appellanten nicht im Entfernteften ale 
eine Neuerung im Sinne des Gefeges betrachtet werden kann, weil dad ge 
richtliche Geftändniß ded Gegners des Beweisführers nach der Natur der 
Sache an eine bejtimmte Frift und Schrift oder Rede nicht gebunden ift, fo 
unterliegt ed feinem Zweifel, daß der $. 326 ber EBD. auf das in ber 
Appellationsbeichwerde abaelegte Geſtändniß des Appellanten feine Anmen- 
bung findet, und daß ſomit Diejed Geſtändniß von dem Obergerichte allerdings 
berüdfichtigt werden muß. 


$. 327. 
Beförderung der Acten an bas höhere Gericht. 


Der Richter erfter Inſtanz hat ein Gremplar ber in gefeßlicher 
Friſt überreichten Uppellationsanmeldung und Beſchwerden bem 
Gegner zur Einficht zuzuftellen, das andere aber, nebft ben übrigen 
Appellationsſchriften, ſämmtlichen Prozeßaeten und einer von Amts» 
wegen außdgefertigten beglaubigten Abjchrift des Urtheil® und ber 
Enticheidungsgründe, dann möthigenfalle ($. 311) einer Abſchrift 
des Berathungsprotofolles unverzüglih an die zweite Inſtanz durch 
Bericht zu befördern. 

Der Gegner des Appellanten hat fein Necht zur Gegenausführung 
wider die Appellationsbeichwerden. — 

Nach 8. 207 der Inftruftion für die Gerichtsitellen find bei Collegial⸗ 


erichten Die bei Eritattung des Berichtes in ber Sitzung Anmelenden in 
BR Berichte ſtets namentlih anzuführen. 
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Anmerfung. 


Formularien. 


Beiheid über eine rechtzeitig eingebrachte Appellationsanmeldbung. 


Diefe in der gefeglichen Frift überreichte Appelfationsanmeldung 
wird dem Kläger Herrn N. N. zur Einficht zugeftellt. 


I. Beſcheid über eine Appellationsbefchwerve. 


Diefe in der gefeglichen Frift überreichte Appellationsbejchwerde 
wird dem Kläger zur Einſicht zugeftellt. 


II. Beriht an das DOberlandes-Geridt. 
Bon Außen. 


K. F. Oberlandesgeriht in Hermannftadt. 


Beridt 
des k. k. Landes-Gerichtes in Hermannſtadt 


über die Appellation des N. N. in der Streitſache wider 
NM. N. wegen Zahlung eines Kaufſchillings von 5000 fl. 
EVize. ſammt Nebengebühren. 


Mit Beilagen von A bis H, 


Bon Innen: 
Hochlöbliches k. k. Dberlandesgericht! 


Sn der Streitfache des N. N. wider N. N. wegen Zahlung 
eines KRaufichillings von 5000 Gulden Conventions-Münze, wurde 
"/A das in /A in beglaubigter Abjchrift beiliegende Urtheil vom 15. 
/B März 1853 3. 870 aus den Eutjcheidungsgründen in /B gefällt. 
Gegen diefes Urtheil hat der Geklagte N. N. die Appellationsan» 
Mu, JD meldung in /C und die Appellationsbeichwerden in */D überreiät. 
ri YyE Es wird demnach in JE das Beratbichlagungsprotofoll, in ‘;F das 
u. /H Aftenverzeihnig, in /G der Verhandlungeaft und in /H eine be— 
glaubigte Abjchrift des Zuftellungsbogens von dem k. k. Landes⸗ 

Gericht ehrfurchtsvoll vorgelegt. 


Sn der Sitzung Anweſende: 


NM. N. Bräfident. 

N. N. Landesgerichtsrath. 
MN. r- 2 

N. N „ „ 

N. N " n 


Hermannftadt den 5. April 1853. 


N. N. Präſident. 


N. N., E E Landesgerichtsrath 
als Referent. 
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$. 328. 


Sind die Appellationsbefchwerden in ber gejeßlichen Frift nicht 
überreicht worden, jo ift doch die Appellationsanmeldnng nebſt allen 
übrigen Acten an den höhern Nichter zu befördern. 

Um vecht augenfällig zu zeigen, daß die Appellationsanmeldung für 
fih allein hinreichend ift, um alle Wirkungen der Appellation hervorzubrin- 
gen, ertheilt dev Geſetzgeber hier noch insbefondere eine Beftimmung aus: 
drüdlich, Die fich eigentlich aus dem Schlußfage des $. 325 der CPO. von 
ſelbſt ergibt. 


$. 329. 


Haben beide Theile appellirt, fo find die Appellationsanmel» 
dungen und Bejchwervden beider Theile zugleich mit allen Acten 
der zweiten Inſtanz vorzulegen, 

Wenn beide Theile appelliven, fo it jede Appellationsanmeldung und 
Befchwerde nach der Vorfchrift des $. 327 der CPO. zu behandeln und die 
Appellationsanmeldungen und Beichwerden beider Theile find zugleich mit 
allen Akten der zweiten Inſtanz vorzulegen. 


$. 390. 


Die zweite Inſtanz kann, wenn fie in der Prozeßverhandlung 
mejentliche Gebrechen findet, dad Berfahren aufheben, und eine 
neuerliche Verhandlung einleiten; oder ohne Rückſicht auf die, bei 
dem Gerichte erfter Inſtanz erfolgte Vernehmung der Zeugen oder 
Kunftverftäindigen weiteres Beweisverfahren, oder Erneuerung Des 
Zeugenverhöred oder Augenfcheine® anordnen, und dem Gerichte 
erjter Inſtanz die neuerliche Urtheilställung über die ergänzte Ver— 
handlung auftragen. 

Dieje Verfügungen können auch ohne beftimmtes Begehren ver 
jtreitenden Theile, jedoch immer nur dann Statt finden, wenn durch 
die Fehler des Verfahrens eine gründliche Entſcheidung der Haupt- 
jache unmöglich geworden, und von der Fortiegung der Verhandlung 
mit Wahrjcheinlichfeit Erfolg zu erwarten ift. 

Diefer Paragraph hat die Beftimmung der Befugniffe des Obergerich- 


tes bezüglich der vor daſſelbe devolvirten Streitfache zum Gegenftande. Im 
Allgemeinen läßt es fich als Negel aufftellen, daß die vor dem untern Rich⸗ 
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ter verhandelte Streitiahe von dem Obergerichte von Amtswegen einer 
Prüfung hinfichtlih der Beobachtung der Geſetzmäßigkeit des Verfahrens 
und der Entjcheidung zu unterziehen ift. Das Obergericht bat den untern 
Richter zu Fontrolliven, und hat bei diefer Kontrolle Feine andern Schranfen 
als das für das Obergericht ebenfo wie für den Unterrichter geltende Gefes, 
und wenn der Appellant ſich nur gegen gewilfe Bunfte des Ürtheils befchwert 
hat, noch die weitere Schranfe, dag an jenen Punften, gegen welche feine 
Beichwerde erhoben wurde, und welche ſomit in Nechtsfraft erwachſen find, 
nichtS mehr geändert werden darf ($. 323 der EVD.) 

Das Obergericht kann das Urtheil der erften Inſtanz, im Falle der 
Geſetzmäßigkeit defjelben, beftätigen. Die Beftätigung der erftrichterlichen 
Enticheidung kann aus gleichen Gründen oder aus verfchiedenen Gründen 
erfolgen. In dem einen wie in dem andern Falle find zwei gleichlautende 
Urtheile vorhanden, gegen welche in der Negel nach $. 334 der ERO. eine 
Reviſion unzuläßig ift. 

Das Obergericht iſt angewieſen, das Urtheil von Amtswegen, ohne 
Daß alſo von den ſtreitenden Theilen dießfalls ein Begehren geſtellt wird, 
aufzuheben, wenn gegen daſſelbe der Nichigkeitsgrund obwaltet, daß ſolche 
Fehler des Verfahrens unterlaufen find, die eine gründliche Entſcheidung der 
Hauptfahe unmöglih machen und zugleih von der Fortſetzung der Vers 
handlung mit Wahrjcheinlichfeit Erfolg zu erwarten ift. 

Das Obergeriht kann in einem foichen Falle eine neuerliche Ver— 
handlung anordnen. 3. B. der Appellant wäre kontumacirt worden, ohne 
daß ihm Die Klage nach Borfchrift des Gefeges zu eigenen Händen zuge 
ftellt worden wäre. In einem jolchen Kalle müßte eine neuerliche Verhand: 
lung eingeleitet werden. Nicht unbenommen ift e8 ferner dem Obergerichte, 
eine Bervollitändigung der beveitö gepflogenen Berhandlung anzuordnen. 
Das Obergericht kann, auch wenn das Gericht erfter Inftanz bereits definitiv 
erfannt hätte, einen Augenjchein anordnen, oder einen von den Parteien 
angebotenen Zeugenbeweis, den allenfall3 der Nichter eriter Inftanz außer 
Acht gelaffen hat, zulaſſen. Wenn eine neuerliche Verhandlung oder die 
Bervollftändigung dev Verhandlung von Eeite des Obergerichtes angrordnet 
wird, fo ift auch dem Gerichte eriter Inftanz eine neuerliche Urxtheilsfällung 
über die ergänzte Verhandlung aufzutragen, weil fonft, wenn das Oberge- 
richt jogleih über die vervollitändigte Verhandlung entfcheiden würde, Die 
Partheien um die Vortheile der erften Inftanz gebracht würden. 

Endlich ift das Obergericht berechtigt, das Urtheil des erften Richters 
abzuändern und zwar wie e8 jcheint, nicht bloß zum Vortheile des Appel 
lanten, fondern auch zu deſſen Nachtheit. 


$.-331. 
Form und Inhalt des Appellations-Urtheils; Eröffnung der Ent- 
(heidungs- Gründe. 

Die zweite Inſtanz hat, wenn auch von beiden Theilen ap- 
pellirt worden ift, doch nur Ein Urtheil zu ſchöpfen, daſſelbe mit 
den Aeten dem untern Richter mitzutheilen, und felbft im Falle ver 
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Betätigung des erften Urtheils, die Entſcheidungsgründe beizufügen. 
Das Urtheil ſoll fogleih von dem untern Richter ausgefertiget und 
nebſt einer Abſchrift der mitgetheilten Gntjcheidungsgründe beiden 
Theilen zugeftellt werben. 


$. 332. 
I. Revifion; Fälle ihrer Zuläffigfeit. 

Gegen bad Urtheil der zweiten Inſtanz findet die Reviſion an 
die dritte Inſtanz, jedoch der Negel nach nur dann Statt, wenn 
das Urtheil erjter Inſtanz abgeändert worden ift. Hätte alfo bie 
zweite Inſtanz das Grfenntniß des untern Nichters zum Theil be— 
ftätiget, zum Theil abgeändert, jo unterliegen nur diejenigen Punkte 
der Revifion, worin eine Abänderung erfolgt ift. 


Die Befchwerdeführunug gegen ein Urtheil der zweiten Inftanz wird 
Revifion genannt. Das Geſetz unterfcheidet eine ordentliche und eine 
außerordentliche Nevifton. Der $. 332 beftimmt diejenigen Fälle, in 
welchem die ordentliche Reviſion Statt hat. 


$. 339. 
Derhbandlung der Nevifion. 

Mit der Nevifion ift es durchaus eben jo, wie mit der Appel- 
lation zu halten. 

Auch die Revifion muß fomit bei dem Nichter erfter Inftanz binnen 
ber im $. 321 der EBD. angedeuteten Frift angemeldet werden und es find 
auch für die NRevifton die $$. 322—332 der EBD. zu beobachten. 

$. 334. 

Gegen zwei gleichlautende Urtheile ift die Reviſion in der Re— 
gel unzuläfjig. 

‚Die in diefem Paragraph aufgeftellte Regel fteht im vollen Einklang 
mit den im $. 332 der EBD. enthaltenen Beftimmungen. 
$. 335. 


Nur wenn die gefällte Entſcheidung fich auf eine offenbar 
irrige Auslegung oder Anwendung. des Gefeßes, oder auf eine Vor— 
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ausſetzung gründet, bie dem Flaren Inhalte der Acten widerſpricht; 
wenn fie unverftändlich ift; oder das Begehren ber Parteien über- 
Schreitet, darf der Reviſion gegen gleichlautende Entjcheidungen Statt 
gegeben werden. 


Die in diefem Paragraph vorhandenen Fälle werden, wie aus dem 
$. 318 der CPO. hervorgeht, unter dem allgemeinen Ausdrud einer offen- 
baren Ungerehtigfeit der Enticheidung zufammengefaßt. Eine of— 
fenbar ungerechte Entjcheidung ift nach dem Gefege in folgenden Fällen 
vorhanden: 

a) Wenn die gefüllte Entjcheidung fich auf eine offenbar irrige Aus» 
legung oder Anwendung des Gefeges gründet, fomit ein Gefeg verlegt, 3. B. 
es würde der Gefchenfgeber für verpflichtet erflärt, für die gefchenfte Sache 
Gewähr zu leiften, oder es würde ein Teftament ald Vertrag behandelt 
werden u. f. w. Der $. 335 unterfcheidet nicht, ob ein Geſetz des Pri— 
vatrechtes oder eine Prozeßvorſchrift offenbar irrig verftanden und 
unvichtig angewendet worden ift, und muß Daher auch für beide Fälle Ans 
wendung finden. Werden wejentliche Vorfchriften der Prozeßordnung, 3. B. 
über die Beweislaft offenbar irrig ausgelegt und angewendet, fo ift ber 
$. 335 der CPO., werden fte dagegen gänzlich außer Acht gelaffen, jo ilt 
der $. 339 sub 3) der CPO. anzuwenden. Offenbar irrig kann mandmal 
der ftreitenden Partei etwas erfcheinen, was dieſes durchaus nicht ift. 


Das Geſetz fest voraus, daß gegen Favre und unzweifelhafte Rechts— 
grundfäße verfioßen worden jein muß. 

db) Wenn die gefüllte Entfcheidung fih auf Thatfachen und Beweis 
mittel gründet, welche in den Aften gar nicht angeführt find, oder als nicht 
vorhanden angenommen werden, während fie Doch in den Akten vorfommen, 
oder wefentlich verfchieden von den Aften der Entiheidung zu Grunde ges 
legt werden, 3. B. der Nichter würde eine Thatjache ald durch Zeugen er- 
wiejen annehmen, während fie doch nach dem Inhalte des Verhörsprotofolls 
der Zeugen nicht als evwiefen angenommen werden kann, oder er würde 
einen MWideripruch in feinen Entjcheidungsgründen ald nicht vorhanden ans 
nehmen, während er doch in den Aften vorfommt. 

c) Wenn die Entfcheidung unverftändlich if. Was ein unverftänd- 
liches Erkenntniß ift, fagt der Wortlaut. Als unverftändlich dürfte das Er— 
fenntniß insbefondere dann betrachtet werden, wenn dafjelbe weder eine Frei: 
jprechung noch Verurtheilung, fei e8 bedingt oder unbedingt, enthält, oder 
wenn fich der Richter, anftatt den Streit zu entjcheiden, bloß damit begnügt 
hätte, einen allgemeinen Nechtsgrundfag auszufprechen. Man nennt berlei 
Erfenntniffe perplere Erkenntniſſe. 

d) Wenn das Erkenntniß das Begehren der Bartei überfchreitet, 3. 2. 
die Partei hätte bloß um Zurüczahlung des Kapitald gebeten, der Richter 
aber Hätte ohne Begehren auf Bezahlung der Zinfen erfannt, oder der Klä— 
ger hätte um Zuerfennung des Eigenthums auf ein beftimmtes Biehftüd 
gebeten und der Nichter hätte ihm eine beftimmte Summe Geldes zuerfannt. 

In allen diefen Fällen find grobe Nechtsverlegungen vorhanden. Um 
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die Parteien gegen dieſe zu bewahren, geſtattet das Geſetz denſelben das 
Rechtsmittel dev außerordentliben Nevifion. 

Ueber die in diefem Paragraph enthaltenen Bedingungen ber Zuläßigfeit 
dev außerordentlichen Reviſion hat nicht das Gericht erfter und zweiter Inſtanz, 
ſondern nur der kak. oberſte Gerichts- und Caſſationshof zu entſcheiden, weil 
weer Dem Gerichte erſter Inſtanz, noch dem Obergerichte ein Befugniß zu 
diefer Gnticheidung in dem Gefege eingeräumt ift. Das Gericht erfter In— 
ftanz hat nur Die Beobachtung der Fiiſt zur Reviſionsanmeldung gehörig 
zu überwachen, und jede nach verftrichener Friſt überreichte Anmeldung oder 
Bejchwerde von Amtswegen zurüczuweifen, im Uebrigen fich aber in eine 
Beurtheilung der Zuläßigfeit der außerordentlichen Nevifton nicht einzulaffen. 


$. 336 


Wird die außerordentliche Nevifion ($. 335) ergriffen, jo müſ— 
jen die Nevifionsanmeldung und Beſchwerden dem Gegentheile vor— 
läufig um jeine binnen vierzehn Tagen zu erftattende Gegenaus- 
führung mitgetheilt werden, und jobald dieſe eingelangt over die 
Friſt zu deren Gritattung verftrichen it, mit fämmtlichen Aeten der 
dritten Inſtanz vorgelegt werden, welche, im Falle fie die Beſchwerde 
gegründet findet, in der Hauptfache zu erfennen hat. 


Wohl zu bemerken fommt bei diefem Paragraph, daß die Beftimmun- 
gen deſſelben nur bezüglich dev außerordentlichen Reviſion gelten, folg— 
lich auf die ordentliche Nevifion, von welcher im $. 332 der EWO. die 
Jede ijt, Feine Anwendung finden. 

Der $. 336 ftatuiet für den Fall der außerordentlichen Revifion ein 
befonderes Verfahren, welches fih von dem im $. 327 vorgezeichneten ges 
wöhnlichen Appellationsverfahren dadurch untericheidet, daß die Anmeldung 
der außerordentlichen Nevifton und Die Bejchwerden dem &egentheil um 
jeine binnen 14 Tagen zu evftattende Gegenausführung mitzutheilen find. 

Hat der Neviftionswerber die Nevifions- Anmeldung und Befchwerden 
vereint mit einander in dev gefeglichen Frift überreicht, jo wird diefe Schrift 
dem Gegner um feine binnen 14 Tagen zu erjtattende Gegenausführung 
mitgetheilt. 

Iſt die Reviftonsanmeldung ohne Befchwerden eingereicht worden und 
ift zur Zeit der Erledigung der Nevifionsanmeldung die Frift zur Ueberrei— 
hung der Reviftonsbejchwerden bereits vorüber, fo wird die Nevifionsanmel- 
dung dem Gegentheile lediglich um feine binnen 14 Tagen zu erftattende 
Gegenausführung mitgetheilt. Fit dagegen zur Zeit der Grledigung der 
Revifionsanmeldung die Frift zur Ueberreichung der Revifionsbeichwerden 
noch nicht vorüber, jo wird Die Reviſionsanmeldung dem Gegentheile mit 
dev Weifung übermittelt, daß derfeibe die Gegenausführung binnen 14 Tas 
gen, von Zuftellung der Neviftonsbefchwerden, oder von Dem Tage an ge 
rechnet, als fie hätten überreicht werden jollen, zu erjtatten haben, 
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$. 337. 


Wie der Gerichtshof dritter Inſtanz beſetzt fein müffe, und 
welche Stimmenzahl bei demfelben zu einem Ausjpruche erfordert 
werde, durch welchen gleichlautende Kntjcheidungen abgeändert 
werden jollen, beftimmt das Geſetz über die Verfaſſung der Ge» 
richtsſtellen. 


$. 338. 


Die Grgreifung der außerordentlichen Reviſion hemmt den 
Vollzug der bereits erfloſſenen gleichfürmigen Erkenntniſſe nicht. 
Wird diefelbe verworfen, fo it binfichtlich der Beltrafung nach den 
Beftimmungen des $. 352 vorzugehen. 


Die außerordentliche Reviſion hat wohl jedenfalls Devolutivfraft, 
feineswegs aber eine Sufpenfjivfraft, weßhalb der Vollzug der bereits 
erflojjenen gleichförmigen Erfenntnifje ohne weiters veranlagt werden kann. 

Das Geſetz enthält feine Worfchrift für den Fall, was dann Nechteng 
jei, wenn der außerordentlichen Reviſion ftatt gegeben wird. Geſchieht dieſes 
noch während des Zuges der Grecution, jo wird ohne Zweifel der $. 444 
und 445 der EBD. in Anwendung treten. Iſt jedoch einmal bereits Die 
Execution vollftändig durchgeführt, fo erwächft aus dem günftigen Reviſtons— 
Urtheil für den NRevidenten fein anderes Necht, als jenes auf Schadloshal- 
tung. Die rechtskräftig vorgenommenen Erefutionsafte können nicht mehr 
entfräftet werden. 


$. 339. 
IV. Nichtigkeits- (Nullitäts-) Beſchwerden. 
Ein Urtheil kann als nichtig angefochten werden: 

1. Wenn dem Richter in der anhängigen Rechtsſache keine Ge— 
richtsbarkeit zuſtand, und die Parteien ſich demſelben nicht 
rechtgiltig unterworfen haben; wenn er ſie nach ſeinen per— 
ſönlichen Verhältniſſen auszuüben nicht befugt; oder das 
Gericht bei Entſcheidung des Prozeſſes nicht vorſchriftmäßig 
beſetzt war; 

2. wenn ein Dritter für eine Partei ohne Vollmacht einge— 
ſchritten iſt, oder für Perſonen, die ſelbſt vor Gericht zu 
verhandeln unfähig ſind, nicht ihr rechtmäßiger Vertreter 
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ben Prozeß geführt hat, in fofern in einem und dem ans 
dern Halle die Verhandlungen nicht in der Folge genehmigt 
worden find; 

3. wenn im Laufe des Prozeſſes die WVorfchriften der Gerichts- 
Ordnung im Wefentlichen fo ſehr außer Acht gelaffen wor- 
den find, daß eine gründliche Beurtheilung der Sache un- 
möglich wird. Außer diefen und den, am gehörigen Orte 
ausdrüdlich bezeichneten Fällen, kann felbft wegen vernach— 
läffigter Vorfchriften der Prozeß - Ordnung gegen Urtheile 
feine Nuflitätsbejchwerde, fondern nur die Appellation oder 
Reviſion angebracht werben. 


Ein Urtheil oder ein Befcheid kann nur dann für nichtig erflärt — 
aufgehoben — Faflirt — werden, wenn Demfelben ein folcher Mangel ent: 
gegenfteht, der nach der ausdrüdlichen Vorſchrift des Gefeges die Ungültig- 
feit und Aufhebung defjelben zur Folge hat. 

Die Nichtigkeit eines Befcheides wird durch das Nechtsmittel des Re— 
furjes (F. 318 der CPO)) die Nichtigfeit eines Urtheiles durch das Nechts- 
mittel der Nichtigfeitsbejchwerde geltend gemacht. 

Der Zweck des Nechtsmitteld der Nichtigfeits- (Nullitäts>) 
Beſchwerde ift, die Aufhebung eines Urtheiles aus dem eben angegebenen 
Grunde zu bewirken. 

Der $. 339 behandelt die Fälle, in welchem ein Urtheil oder ein Be— 
jcheid (8. 308 der EBD.) als nichtig angefochten werden kann. Dieſe Fälle 
ergeben fich: 

1. aus dem Mangel wefentlicher Eigenfchaften des Gerichtes; 

II aus dem Mangel wejentlicher Eigenjchaften in der Perſon der 
Parteien; 

Ill. aus wefentlihen Mängeln iu dem, dem Urtheile oder Bejcheide 
vorausgegangenen Verfahren. 

Die Nichtigfeiten nach unferer Prozeßordnung find fomit rein formeller 
Natur. Gegen materiell nichtige — offenbar ungerechte — Urtheile (sen- 
tentiae invalidae und injustae 88. 318 und 335 der CPO)) findet nad) 
unferer Prozeßordnung nicht das Nechtsmittel der Nichtigfeitsbefchwerde, 
jondern nur die Appellation und außerordentliche Reviſion ftatt. 


ad I. Aus dem Mangel wefentlicher Gigenjchaften des Gerichtes 
fann eim Urtheil als nichtig angefochten werden: 

a) Wegen Incompetenz des Gerichtes oder mit andern Worten, wenn 
dem Nichter in der anhängigen Nechtsfache Feine Gerichtsbarfeit zuftand, 
meil entweder die Sache überhaupt gar nicht Gegenftand des civilgerichtli- 
chen Verfahrens war, oder die Gerichtsbarkeit des Richters in Bezug auf 
Die perfönlichen Verhältniſſe der ftreitenden WBarteien oder in Bezug auf den 
Gegenſtand des Streites, nach den über die Zuftändigfeit der Gerichte bes 
fiehenden Vorfchriften nicht begründet war. Dabei ift jedoch nicht zu übers 
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fehben, daß es den Parteien geftattet ift, fich durch ausdrüdliches Ueberein— 
fommen einem, nach der Borichrift des Geſetzes unzuftändigen Gerichte zu 
unterwerfen und auch ſtillſchweigend die Gerichtsbarfeit eines an fich unzu— 
ftändigen Gerichtes dadurch anzuerkennen, daß die Einwendung des nicht 
gehörigen Gerichtsftandes nicht in der gehörigen Zeit erhoben wird. Dieſe 
ausdrüdliche oder ftillichweigende Unterwerfung unter ein an fich nicht kom— 
petentes Gericht muß jedoch rechtsgiltig fein. Wann diefes der Fall, ift aus 
dem $. 3 der CPO. beigefügten Erläuterungen zu erſehen. (S. Seite 38 
des Comment.) 

Urtheile und Entjcheidungen eines Civilrichter8 über einen zur Mili- 
tärgerichtöbarfeit, oder vor Die gerichtlichen Behörden, oder gar nicht zum 
Rechtsverfahren, jondern vor Die Berwaltungsbehörden gehörigen Gegenitand, 
fönnen nur bezüglich der Barteien, nie aber bezüglich der zur Beftreitung 
dieſer Enticheidung berechtigten Militärs — Geiftlichene — oder Adminiftra- 
tiv-Behörde in Nechtsfraft erwachſen und müffen deshalb auf Antrag diefer 
Behörden von dem höhern Nichter als ungiltig aufgehoben werden ($. 46 
der Jurisd.- Norm von Siebenbürgen, welchem der 47 der mit dem a. h. 
faiferl. Batente vom 16. Februar 1853 3. 30 RGB. Fundgemachten Eivil- 
jurisdietions-Norm für Ungarn, Kroatien, Slavonien, Woiwodſchaft Serbien 
und dem Temeſer Banate entipricht.) 

Iſt im fchriftlichen Berfahren die Einwendung des nicht gehörigen 
Gerichtsftandes erhoben und rechtskräftig verworfen worden, jo kann Diefe 
Einwendung nicht wieder unter dev Form der Nichtigfeitsbeichwerde geltend 
gemacht werden, weil Diejer Nichtigfeits- Grund durch Die erfolgte Verwer— 
fung der Einwendung, welche als res jedicata erſcheint, befeitigt ift. 

Dagegen fann im mündlichen Verfahren gegen das UÜrtheil die Nich- 
tigfeitSbeichwerde erhoben werden, wenn die von dem Geklagten im Laufe 
der Verhandlung vorgebrachte Einwendung der Incompetenz von dem Rich: 
ter nicht berückſichtigt wird. 

3) Wenn der Richter die Gerichtsbarkeit nach feinen perfönlichen Ver: 
hältniffen auszuüben nicht befugt war. In diefer Beziehung wird im $. 54 
der mit der Juftizminifterial-Verordnung vom 28. Juli 1852 fundgemachten 
Inſtruktion für die Gerichtsbehörden in Siebenbürgen Folgendes vorge: 
ichrieben:: 

$. 54. Kein Richter darf in bürgerlichen Nechtsangelegenheiten an 
dev Verwaltung der Gerechtigfeit Theil nehmen, und insbejondere weder auf 
die Entſcheidung der Angelegenheit Einfluß nehmen, noch der Berathichla- 
gung beiwohnen: 

1. in jeinem eigenen und allen denjenigen Geichäften, bei welchen 
er unmittelbar oder mittelbar Schaden oder Northeil zu erwarten hat; 

2. in Gejchäften feiner Gattin, feiner Blutsyerwandten in auf- und 
abjteigender Linie, feiner Gejchwifterfinder und derjenigen, die ihm noch näher 
verwandt oder bis zu eben Ddiefem Grade verfchwägert find; 

2 3) in Gejchäften feiner Wahl oder Pflegeeltern, Wahl oder Pflege— 
inder; 

4. in Geſchäften feiner Gläubiger oder Schuldner, es mögen alle diefe 
Perfonen in eigenem Namen oder nur als Bevollmächtigte oder Vertreter 
unmittelbar oder mittelbar an dev Sade Theil nehmen; 


378 


5. in Geſchäften jeiner Mündel und Pflegebefohlenen ; 

6. in Gejchäften, bei welchen er früher als Zeuge, Sadwalter, Rath: 
geber, Unterhändler oder Mitteldmann eingefchritten ift 
7. Auch kann bei dem höheren Gerichte Niemand in Angelegenheiten, 
worüber er jchon bei einem untergeordneten Gerichte feine Stimme abgegeben 
hat, an der Enticheidung Theil nehmen. 

8. Ein Mitglied der Gerichtsbehörde höherer Inſtanz ift von der Fuͤh⸗ 
rung des Referats und des Vorſitzes bei der Berathſchlagung ausgeſchloſſen, 
wenn der Referent bei dem untergeordneten Gerichte oder der Einzelrichter, 
von welchem in der Sache entſchieden wurde, mit ibm, in einem der unter 
Kr. 2 bezeichneten Verwandtichafts- oder Schwägerſchafts-Verhältniſſe fteht. 

Auch untergeordnete Beamte und Gerichtsvollzieher haben fich unter 
den Nr. 1 bis 6 bezeichneten Verhältniſſen ihrer Amtsverrichtungen zu 
enthalten. 

Der $. 55 diefer Inftruftion fchreibt Folgendes vor: | 

$. 55. Beſtehende Mieth- oder PBachtverträge find zwar als fein 
Schuldverhältnig ($ 54 Nr. anzufehen, welches an fich die Ausſchließung 
begründete; es iſt jedoch der Partei, welche aus dieſem oder anderen Grün— 
den Urſache zu haben glaubt, in die Unbefangenheit einer Gerichtsperfon 
Zweifel zu fegen, vorbehalten, wegen Ablehnung derjelben, und nach Um— 
ftänden, wegen Delegirung eines anderen Gerichtes einzufchreiten. 

c) Wenn endlich das Gericht bei Enticheidung des Prozeſſes nicht 
vorjchriftsmäßig bejegt war. In dieſer Beziehung ift in der ebenanbezogenen 
Inſtruction für die Gerichtsftellen Folgendes vorgejchrieben: Bei Collegial— 
gerichten erfter Inſtauz find fchriftlich verhandelte Prozeſſe, wenn in der 
Hauptjache ein Erfenntniß gefchöpft werden foll, in einer Verſammlung von 
einem Vorſitzenden und vier Richtern in Vortrag zu bringen. Die übrigen 
einer Berathung unterliegenden Grefenntniffe fönnen in einer Rathsverfamms 
lung von einem Vorfigenden und zwei Richtern erledigt werden. ($. 151 
der Inſtr.) 4 

Dei den Landes» Gerichten als Handelsgerichten müſſen die Gefchäfte 
in Streitfachen in Gegenwart von zwei Räthen und einem Vorfigenden bes 
rathen werden. Doch müfjen allen Berathungen, welche nicht bloß die Leis 
tung des Verfahrens betreffen, außer der feftgefesten Zahl der rechtsgelehrten 
Richter Ein, und wenn es thunlich ift, zwei Beifiger aus dem Handelsſtande 
zugezogen werden. Die gleiche Vorſchrift gilt auch bezüglich der Beiziehung 
der bergbaukundigen Beiſitzer zu den Berathungen derjenigen Gerichte, wel⸗ 
chen die Gerichtsbarkeit in Bergwerksangelegenheiten zukommt. ($. 152 ber 
Inſtr.) Die an das Obergericht gelangenden Gejchäfte in Streitfacdhen find 
in Senaten von einem WVorfigenden und vier Stimmführern zu erledigen. 
($. 157 der Inftr.) Zi 

Der $. 159 der Inftruction für die Gerichtsftellen beftimmt übereins 
fimmend mit dem $. 339 der CPO. und denfelben ergänzend: Wenn bei 
der Berathung die nach den gegebenen Vorfchriften erforderliche Anzahl 
von unbefangenen Richtern nicht gegenwärtig war, fo ift Die bejchlofiene 
Verfügung oder Enticheidung, im Falle die Nechtsangelegenheit im Wege 
des Nefuries oder die Berufung einer Partei an das höhere Gericht gelangt 
als nichtig aufzuheben und eine neuerliche, bei gefegmäßiger Belegung 
des Gerichtes vorzunehmende Berathichlagung anzuordnen. 
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Die den k. k. oberften Gerichts und Gaffationshof betreffenden geſetz— 
lichen Beftimmungen find in dem a. h. Faiferlichen Patente vom 7. Auguft 
1850 3. 325 St. CIX. RGB. enthalten. 


ad II. Aus dem Grunde wejentliher Mängel in der Perſon der 
Parteien kann ein Urtheil als nichtig angefochten werden: 


a) Wenn ein Dritter fir eine Partei ohne Vollmacht eingefchritten 
ift. Wenn jedoch in der Folge dieſes Einfchreiten von der Bartei genehmigt 
wird, jo wird dieſer Nichtigfeitsgrund befeitigt. 

b) Wenn die Partei, welche vor Gericht handelte, nicht die Fähigfeit 
hatte zu klagen und fich zu vertheidigen, oder wenn für diefe unfühige Bars 
tei nicht ihr vechtmäßiger Vertreter den Prozeß geführt hat. (S. Erläute— 
rungen bei dem $. 2 der CPO. ©. 34 und 35.) Diefes ift insbejondere 
auch dann der Fall, wenn eine der Sinanzprofuratur zugewiejene Streitfache 
nicht von Diefer, jondern von einem dazu nicht legitimirten Vertreter verhan— 
delt worden ift. (Hfdkt. vom 22. Juni 1789 3. 1024.) Der Mangel der 
Fähigkeit fann in jeder Lage des Verfahrens bis zum Endurtheile von dem 
Gegner der unfähigen Partei, als auch von der legteren gerügt werden und 
ift Diefes Der Fall, jo muß die Verhandlung fogleich abgebrochen werden. Iſt 
einmal das Urtheil gefällt, fo fcheint dieſes mit Rückſicht auf die über die 
Nichtigfeitsbefchwerde beftehenden gefeglichen Beftimmungen nur mit Diefer 
angefochten werden zu können Sedenfalls fteht es aber dem gefeglichen 
Vertreter der unfähigen Partei frei die an fich nichtige Verhandlung durch 
nachträgliche Genehmigung derjelben zu Fonvalidiren. 

. „ad HI Das Gejeg hat jene Vorfchriften der Prozeßordnung nicht 
einzeln angeführt, deren Beobachtung im Laufe des Prozeſſes, d. h. während 
der Streitverhandlung bis zur Inrotulirung dev Akten fo wefentlich erjcheint, 
daß durch Die Außerachtlaffung derfelben eine Nichtigfeit begangen wird. Es 
hat bloß allgemein zu dieſen wejentlichen Prozeßvorſchriften jene gerechnet, 
ohne deren Beobachtung eine gründliche Beurtheilung der Sache unmöglich 
wird. Wann das Legtere der Fall it, muß der Nichter, an welchen die 
NichtigfeitSbefchwerde gerichtet ift, von Fall zu Fall beurtheilen. Fälle diefer 
Art wären 3. B., wenn der Kläger in der Klage fein Begehren gejtellt 
hätte; ($. 10 der EBD.) oder wenn dem Geflagten die Klage zu eigenen 
Händen nicht zugeftellt worden ift, und derfelbe Fontumacirt worden iftz oder 
wenn der Hall des $. 87 der EBD. eintritt; u f. w. 

Die Außerachtlaffung von PBrozeßvorfchriften, welche das Geſetz für 
minder wefentlich anfteht, berechtigt zwar denjenigen, welcher fich dadurch 
bejchwert erachtet, zur Appellation und Nevifton, Feineswegs aber zur Nullis 
tätsbejchwerde. 


$. 340. 
Friſt und Berfahrungsart bei der Nullitätsbefhwerde. 
Ueber Nullitätsbeſchwerden gegen die Entſcheidungen des eriten 


Richters entfcheivet die zweite Inſtanz; über Nullitätsbefchwerven 
gegen Entſcheidungen der Tegteren die dritte Inſtanz. In Hinficht 
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der Anmeldungsiriften, der Ausführung und bed weiteren Verfah— 
vens, jowie des gehemmten Wollzuges des angefochtenen Urtheils 
gelten die, für die Appellation und Reviſion ertheilten Vorſchriften. 
Die Förmlichkeiten dev Nichtigfeitsbefchwerde find Diefelben, wie bes 
züglich der Appellation. Die Nichtigfeitsbejchwerde bringt diefelben Wirfuns 
gen der Sufpenfton und Devolution, wie die Appellation hervor, Nah T. 


P. 74 und 43 a und ü unterliegen Nichtigfeitsbefchwerden dem gewöhnlichen 
Eingabenftempel. 


$. 341. 
Derbindung der Nullitätsbefhwerde mit anderen Nehtsmitteln. 

Wer nicht mit der Nullitatsbefchwerde zugleich Dinnen der 
geſetzlichen Friſt die Appellation oder Reviſion anmeldet, kann dieſe 
letzteren Rechtsmittel gegen die, als nichtig angefochtene Entſcheidung 
in der Folge nicht mehr einwenden. Werden die Nullitätsbeſchwer— 
den mit einem anderen Rechtsmittel verbunden, ſo ſollen ſie in der 
Appellations- oder Reviſionsſchrift mit ausgeführt werden. 

Derjenige, welcher ſich durch eine richterliche Entſcheidung beſchwert 
findet, kann dagegen ſowohl die Appellation und Reviſion, als auch die 
Nichtigkeitsbeſchwerde ergreifen. Will er von beiden Rechtsmitteln Gebrauch 
machen, ſo muß er ſie vereint in Anwendung bringen, und demnach mit 
der Nullitätsbeſchwerde für den Fall, als derſelben nicht ſtatt gegeben würde, 
zugleich die Appellation und Reviſton anbringen. Thut er dieſes nicht, fo 
ist die Appellation und Nevifton nicht mehr zuläßig, wenn die Frift zur Anz 
bringung dieſer Nechtsmittel verftrichen ift. Die Nullitätsbeichwerden müfjen 
in der Appellations- und Revifionsfchrift ausgeführt werden. 


$. 342. 
Entfheidung des höhern Richters über die Nullitätsbefhwerde. 

Wird der Nullititsbeichwerde Statt gegeben, fo hat der höhere 
Nichter bei unterlaufenen wefentlichen Fehlern ($. 339 Nr. 3) in 
dem Berfahren eine neue geſetzmäßige Verhandlung anzuordnen, 
worüber von dem untern Nichter nochmal3 zu erfennen it. 

Wenn jedoch das Gericht nicht gehörig befegt, oder die Ge— 
richtäbarfeit auszuüben nicht befugt war, fo joll die Nechtöjache an 
ein vorſchriftsmäßig beſetztes Gericht, oder an den gehörigen Nichter 
verwieſen werden. In jeden dieſer Fälle ift der untere Richter 
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über die Gründe der erfolgten Aufhebung des Urtheil3 oder des 
Derfahrens zu belehren, und zugleich, falls er durch offenbares 
Verſchulden den Parteien Schaden und Kofter verurfacht hätte, eben 
fo wie bei dem Recurſe ($. 316) zur Entjehädigung zu verurs 
theilen. 


Der Zwei der Nichtigfeitsbefchwerde ift die Aufhebung desjenigen 
Erfenntniffes, gegen welches dieſes Nechtsmittel gerichtet ift und zwar in 
der Art, daß entweder bloß das Erkenntnis, oder auch das demfelben voran 
gegangene Vrozeßverfahren ganz oder zum Theile aufgehoben und die Sache 
entweder zur Fällung eines neuen Erfenntnifjes oder zur Einleitung eines 
neuen Verfahrens an den gehörigen Nichter gewiefen werde. 

Wird der Nullitätsbeichwerde Statt gegeben, fo darf von dem höheren 
Richter nie in der Sache felbft entjchieden werden. Die Thätigfeit des hö— 
hern Richters beſchränkt fich in dieſem Falle lediglich auf Die Aufhebung des 
Ürtheiles, auf die Anordnung eines neuen gejegmäßigen VBorganges, auf 
die Belehrung des Unterrichters über die erfolgten Gründe der Aufhebung, 
Damit diefer in der Folge derlei Unzufömmlichfeiten vermeide, und allenfalls 
auch, wenn nämlich der Umftand eintritt, daß der untere Nichter durch offen- 
bares Verfchulden zu der Nullitätsbefchwerde Anlaß gegeben hätte, auf Verur— 
theilung defielben zur Entfchädigung für die den Barteien verurfachten Koften 
und den Schaden, wobei das bei dem Nefurfe im 8. 316 vorgefchriebene 
Verfahren einzutreten Hat. 


Wenn der Appellation und Revifton ftatt gegeben wird, kann der hö— 
here Nichter meiftens zugleich dem Geſetze gemäß in der Hauptfache ent— 
jcheiden. Wenn der Nullitätsbejchwerde ftatt gegeben wird, hat der höhere 
Richter fich in eine Entjcheidung nicht einzulafien. Durch diefe Verfchieden- 
heit des Erfolges unterjcheidet fich die Nullitätsbeichwerde wefentlich von 
allen andern NRechtsmitteln, 


$. 343. 
Behebung der Nullitätsgebrehen von Amtswegen. 


Auf gleiche Art joll der obere Richter verfahren, wenn zwar 
die Parteien Feine Nullitätsbefchiwerden angebracht hätten, die Nul— 
lität aber von ihm felbft bei Erledigung der Appellation, Reviſion 
oder de3 Necurjes wahrgenommen würde. 

Minder wichtige Gebrechen find bloß zu rügen, ohne die Ent- 
Iheidung der Hauptiache zu verfchieben. 

Nulitätsgründe werden durch die Außerachtlaffung folcher gefeglicher 


Vorſchriften herbeigeführt, für deren Beobachtung der Richter von Amts 
wegen zu jorgen hat. Hat der untere Richter diefe Pflicht vernachläßigt, 
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und wird dieß dem höhern Richter bei Erledigung einer Appellation, Revifton 
oder eines Nefurfes offenbar, jo ift es Pflicht des Yegteren, dieſe wefentlichen 
Gebrechen, welche nach dem Geſetze die Nichtigkeit zur Folge haben, ihren 
angemaßten Nechtöbeftand zu nehmen, und das Urtheil ohne Aufforderung 
von Seite der Parteien, von Amtswegen für nichtig zu erflären. 

Minder wichtige Gebrechen begründen feine Nullität, fie find daher 
bloß zu rügen, der höhere Nichter hat jedoch felbft Die Sache zu enticheiden. 


$. 344. 


Wird die Nuflitätsbejchwerde verworfen, jo ift zugleich über 
die Appellation oder Reviſion, wenn die Partei dieſes Nechtsmittel 
damit verbunden bat, zu entjcheiden. 

Aus dieſem Paragraph gebt die in der Natur der Eache liegende 
Folge hervor, daß der höhere Nichter, falls mit der Nullitätsbejchwerde zus 
kr die 2lppellation und Reviſion verbunden ift, zuerft immer über bie 


tullitätsbefchwerde und exit wenn Dieje verworfen wird, Uber die andern 
Damit verbundenen Nechtömitteln zu erfennen hat. 


$. 345. 
Rechtsmittel gegen die Entfheidung der zweiten Inſtanz über 
Nullitätsbefhwerden. 

Iſt in zweiter Inſtanz ein Urtheil, oder ein Beſcheid für nich» 
tig erklärt worden, jo ſteht der Partei, melcher das aufgehobene 
Erkenntniß günftig war, frei, den Necurd an die dritte Inſtanz zu 
ergreifen. 

Findet die leßtere, daß die zweite Inſtanz in der Hauptlache 
zu entjcheiden, ohne zureichenden Grund unterlafien hat, jo muß 
dDiefe von der dritten Juſtanz angewiefen werden, das Urtheil zu 
ſchöpfen. 


$. 346. 


Der, von der zweiten Inſtanz zum Koſten- und Schadenerſatz 
verurtheilte Richter (F. 342) hat, wenn er ſich dadurch beſchwert 
findet, ſeine Beſchwerden immer in Geſtalt eines Recurſes bei der 
zweiten Inſtanz zur Beförderung an die dritte Inſtanz zu über— 
reichen. 
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$. 347. 
Nullitätsbefhwerden gegen gleihhlautende Erfenntniffe. 


Nullitätsbeichwerden können unter den, im $. 339 feitgefegten 
Bedingungen, ſelbſt gegen Urtheile der zweiten Inſtanz, wodurch 
das Urtheil des untern Richters bejtätiget wird, eingebracht werden. 
Doc ift über viefelben vor deren Beförderung an die dritte Inſtanz 
dem Gegner eine Friſt von vierzehn Lagen zu Critattung feiner 
Gegenausführung zu beitimmen. Mach Meberreihung der Teßtern, 
oder Ablauf der Friſt zu deren Erſtattung, find die Acten der drit— 
ten Inſtanz vorzulegen, welche darüber nach den Beitimmungen des 
$. 342 zu entjcheiden hat. 

Das Geſetz unterfcheidet nicht, ob die Nullitätsbefchwerde im Falle 
diefes Paragraphs, welche als ein Analogon der außerordentlichen Reviſion 
betrachtet werden muß, bereit3 gegen das Erkenntniß der erſten Inftanz 
geltend gemacht worden ift oder nicht, und findet deshalb auch auf den Fall 
Anwendung, wenn die Nullitätsbeichwerde gegen das Erfenntniß der eriten 
Inſtanz nicht geltend gemacht worden ift. 

Die Nullitätsbeichwerde kann fomit in diefem Falle ein ganz neues 
Rechtsmittel fein, zu welchem der Befchwerdeführer die Zuflucht nimmt, nach: 
dem er mit der 2lppellation oder dem Nefurje nichts erreicht hat. 

Bezüglich der Förmlichkeiten und des Verfahrens bei der außerordent- 
lihen Nullitätsbejchwerde gelten diefelben Vorfchriften, wie bei der außeror- 
dentlichen Reviſion. ($. 336 der CPO.) 


$. 348. 
Wirkung derfelben. 
Durch jolche Nullitätsbefchwerden gegen ein, in zweiter Inſtanz 
beſtätigtes Erkenntniß wird jedoch der Vollzug deſſelben, oder das 
eingeleitete rechtliche Verfahren nicht aufgehalten. 


Sp wie die außerordentliche Revifton, fo hat auch die außerordentliche 
Nullitätsbefchwerde wohl Devolutivfraft, feineswegs aber Sufpenfivfraft oder 
mit andern Worten, e8 wird durch diefelbe weder der Vollzug des Erfennt- 
nifjes noch das eingeleitete vechtliche Verfahren gehemmt. 


$. 349: 


Rechtsmittel gegen Entfheidungen, welche duch firafbare Hand: 
lungen bewirft wurden. 


Wer durch eine, in den Strafgefegen verbotene Handlung feie 
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ned Gegners, oder eines Dritten mit gerechten Anfprüchen oder 
Einwendungen ſachfällig geworden ift, hat nicht Die Nullitätsbejchwerde 
anzubringen, jondern dev Vorjchrift des 15. Hauptſtückes gegenwär— 
tiger Prozeß» Ordnung gemäß, die Ginfeßung in der vorigen Stand 
anzuſuchen. In jofern jedoch das Strafverfahren nach dem Gefeße 
einzuleiten wäre, iſt der Ausſchlag deſſelben abzuwarten, 

Hülle, wie fie der voranftehende Paragraph vorausfegt, wären 3. B. 
wenn fich dev Gegner um ein faljches Zeugniß vor Gericht beworben und 
wenn in Holge dejjen wirklich ein falſches Zeugnig abgelegt worden wäre; 
oder wenn der Gegner einen faljchen Eid geſchworen hätte, ader wenn gegen 
den Nichter gegründeter Verdacht vorhanden wäre, daß er fich durch Ber 
ftechung verleiten ließ, in Amtsjachen Umwahrheiten zu Protokoll zu nehmen 


oder um Jemanden Schaden zuaufügen, was immer für einen Mißbrauch 
von der ihm anvertrauten Gewalt gemacht habe u. |. w. 


$. 350. 


Verbefjerung der Schreib— und Rechnungsfehler in den Ent— 
ſcheidungen. 

Offenbare Schreibfehler und Verſehen in Namen, Zahlen 
oder Summen, können in den Urtheilen und Beſcheiden des untern 
Richters auf Anſuchen der ſtreitenden Theile und mit ihrem beider— 
ſeitigen Einverſtändniſſe, von ihm ſelbſt verbeſſert werden. Urtheile 
und Beſcheide höherer Inſtanzen ſind in ſolchem Falle von der Be— 
hörde, bei welcher der Fehler in der Ausfertigung geſchehen iſt, zu 
berichtigen. Widerſetzt ſich ein Theil der Verbeſſerung eines angeb— 
lichen Rechnungs- oder Schreibfehlers, ſo iſt bei Urtheilen oder 
Beſcheiden der erſten Inſtanz von der zweiten Inſtanz, bei denen 
der zweiten und dritten Inſtanz von der letzteren hierüber zu ent— 
ſcheiden. Die Parteien haben dieſe Berichtigung bei der erſten 
Inſtanz anzuſuchen, von welcher nöthigenfalls die Acten ſammt 
dem, über die Erklärungen beider Theile aufgenommenen Protokolle, 
der höheren Behörde vorzulegen ſind. Solche Geſuche ſind zwar 
zu jeder Zeit anzunehmen; um aber die Vollziehung des Urtheiles 
oder Beſcheides aufzuhalten, muß in gehöriger Friſt ein anderes, 
der Lage des Prozeſſes angemeſſenes Rechtsmittel damit in Verbin— 
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dung gefett werden. Höhere Behörden können auch die Berichti> 
gung der, von den Parteien offenbar überfehenen Schreib- oder 
Nechnungsfehler in den Urtheilen oder Bejcheiden des unteren Nich- 
ters von Amtswegen veranlaffen. 


Strenge genommen, gehören die Beftimmungen dieſes und des folgen» 
den PBaragraphs nicht unter die Rechtsmittel, allein fie mußten hier einge: 
reiht werden, weil fie dennoch mit den Nechtsmitteln einige Nehnlichkeit 
haben und weil fich füglich Fein anderer Platz für diefelben ausfindig ma— 
chen ließ. 

li dem $. 350 ergiebt fih vor Allem, daß das Gefeß die Negel 
vor Augen hat, daß ein Gericht, welches einmal einen Befchluß gefaßt und 
entjchieden hat, feinen Befchluß nicht mehr verbeffern und ändern dürfe In 
Uebereinftimmung mit dieſer Negel fchreibt der $. 178 der Inftruftion für 
die Gerichtsitellen vor: Won der über was immer für eine Nechtsangelegen- 
heit bereits abgegebenen Meinung zurüdzutreten, und eine neue abzugeben, 
oder einer andern fchon abgegebenen Meinung beizupflichten, ift jeder Stimms 
führer nur im Laufe der nämlichen Sisung befugt; daher nach Beendi- 
gung ber Sigung der Beſchluß niht mehr geändert werden 
Darf.. (Judex sententiam pronunlians functus est offirio suo ) 

Bon diefer Negel hat das Geſetz im 8.350 der EBD. eine Ausnahme 
gemacht und eine nachträgliche Verbefferung von Schreib- und Nechnungs- 
fehlern in den Enticheidungen geftattet. 

Diefe Berbefjerungen von offenbaren Schreibfehlern und Verſehen in 
Namen, Zahlen und Summen, bei welchen das Geſetz unverfennbar voraus: 
fest, daß dadurch eine Aenderung des Ürtheils in feiner Weſenheit nicht 
erfolgt, fönnen in den den Parteien bereits hinausgegebenen Urtheilen oder 
Beicheiden von dem Nichter eriter Inftanz, welcher das Urtheil oder den 
Beſcheid erlaffen hat, nie von Amtswegen, fondern nur auf Verlangen der 
Parteien veranlaßt werden. Verlangen die ftreitenden Theile überein— 
ftimmend diefe Verbefjerung, jo kann fie von dem Richter erſter Inſtanz, 
von welchem der Beſcheid oder das Urtheil ergangen ift, ohne weiters vor- 
genommen werden. 3. B. der Richter hätte den Geflagten in dem UÜrtheil 
als Anton Weber bezeichnet, während er Franz Weber heißt. Werlangt 
nun der Öeflagte die Berbefierung des Namens Anton Weber durch Franz 
Meber und hat der über dieſes Verlangen bei einer Tagfagung vernommene 
Kläger dagegen nichts einzuwenden, fo fann dieſe Verbejjerung ohne weiters 
vorgenommen werden. 

Wie diefe DVerbefferung vorzunehmen ift, ift im Geſetze nicht vorge 
fchrieben. Das Geſetz hat e8 der Praxis überlafien, zu beitimmen, ob dieſe 
Verbejierung entweder Durch Ausfertigung eines neuen Forrecten Urtheils 
oder eines neuen Forrecten Beicheides oder durch Beifüigung einer berichtis 
genden Erklärung von Seite des Gerichtes zu veranlaffen ift, und fegt vor 
aus, daß es feinem Nichter mit gefundem Menfchenverftand einfallen wird, 
die ihm geitattete Verbeſſerung dadurch vorzunehmen, daß er das Fehlerhafte 
in der Urkunde durchitreicht oder vadirt und das verbeſſerte zwifchen Die Zeis 
len Hineinfchwärzt. Dadurch würde die öffentliche Urkunde des Richters 


25 


3838 


anftatt verbeffert nur verfchlechtert, weil ſie aus einer unbedenklichen in eine 
bedenfliche verwandelt werden würbe. 

Die übrigen in diefem Paragraphe enthaltenen Beftimmungen bedürfen 
feiner Grläuterung. 


8. 351. 
Ergänzung unvollftändiger Entſcheidungen. 


Hätte der Richter einen Gegenſtand des Prozeſſes in der Ent— 
ſcheidung übergangen, ſo kann davon kein Anlaß genommen 
werden, das Erkenntniß in den übrigen Punkten als nichtig an— 
zufechten. | 

Jedem Theile fteht frei, jo lange die Prozeßakten fih noch in 
den Händen de3 Gerichtes befinden, zu verlangen, daß in einem 
bejonderen Urtheile oder Beſcheide auch über den unentichiedenen 
Punkt erfannt werde. Die, durch das begangene Verſehen verur- 
achten Koften bat der Richter der bejchädigten Partei zu erjeßen. 


Die in dem erften Abſatz dieſes Paragraphs enthaltene Beftimmung 
gründet fich auf den befannten Grundſatz: Utile per inutile non debet vi- 
tiari, quoties utile ab inutili potest separari und fett voraus, Daß Der 
übergangene Gegenftand von einer folchen Beichaffenheit ift, daß derſelbe 
mit Nüdjicht auf Die Beſtimmungen der Prozeßordnung überhaupt und der 
ss. 11, 13, 27 und 296 insbefondere von einer ſolchen Befchaffenheit ift, 
daß der Nichter über denfelben zu enticheiden verpflichtet gewefen ift. Tritt 
dDiefe VBorausfegung nicht ein, jo kann natürlich auch, von der Anwendung 
des $. 251 der CPO. nicht die Nede fein. 

Der erſte Abſatz diefes Paragraphs gilt, wie der Nachſatz deutlich ber 
weift, nicht bloß von UÜrtheilen, jondern auch von Beſcheiden. 

In erſter Inftanz kann die Ergänzung unvollftändiger Urtheile nur 
über Begehren der fich dadurch beſchwert erachtenden Partei erfolgen. Wenn 
jedoch eine folche unvollftändige Entfcheidung im Wege der Appellation oder 
Reviſton an die höhere Inftanz gelangt, jo fcheint es der im Schlußſatze 
des $. 350 der CPO. enthaltenen analogen Beitimmung und dem Berufe 
der höhern Inftanz, Die nicht gefeßmäßige Entfcheidung des erften Richters 
zu verbeſſern, allerdings zu entiprechen, daß die ——— eines unvollitäns 
digen Urtheild von der höhern Inftanz auch von Amtswegen vorgenommen 
werden koͤnne. Daß der Nichter erfter Inftanz verhalten wird, den ‘Bars 
teien die durch die Unvollftändigfeit feiner Enticheidung veranlaßten Koſten 
zu erfegen, ift eine natürliche Folge feines Verfchuldens. Eben fo leuchtet 
e8 ein, daß die Entfehädigungsanfprüce der Varteien, falls denfelben von 
Seite des Richters erſter Inftanz nicht willfahrt wird, vor dem höhern Ge 
richte geltend gemacht werden müſſen. Die Vorfchriften der 88. 316 und 
342 der END. dürften hier analog in Anwendung zu bringen fein. 
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Selbftverftändlich gilt der $. 351 nicht bloß gegen unvollftändige Ents 
ſcheidungen der erften, fondern auch gegen unvollitändige Entfcheidungen der 
zweiten Inſtanz. Mehrere Gefeßgebungen haben fich veranlaßt gefunden, 
nebjt dev Berbefferung und Ergänzung des Urtheils, auch eine Er— 
[äuterung (declaratio) des Urtheils in jenen Fällen zuzulaffen, wo bie 
Beitimmungen des Urtheils dunfel oder zweideutig, jedoch jo befchaffen find, 
daß ein beftimmter Sinn damit verbunden werden kann, und wahrfcheinlich 
auch von dem Unterrichter Damit verbunden worden ift. In dem gemeinen 
deutſchen Prozeß war e8 jedem Nichter geftattet, fein Urtheil auf Anfuchen 
dev Varteien zu erfläven, was mit dem befannten Grundfaße: quilibet est 
oplimus interpres verborum suorum allerdings übereinzuftimmen fcheint. 
Unfere Gefesgebung hat dieſes bedenfliche Nechtsinftitut der Erläuterungen, 
unter welchen ſich fo leicht Mißbräuche einfchleichen können, indem unter 
dem Scheine der Interpretation jehr häufig eine willführliche Abänderung 
an der richterlichen Entfcheidung vorgenommen und hiedurch ein neuer Streit 


zwiſchen den Parteien heraufbefchworen werden kann, mit vollem Grunde 
verworfen. 


$. 352. 
Strafen des Mißbrauchs von Nedtsmitteln. 


Muthwillige Appellationen, Reviſionen, Necurfe und Nichtig- 
feitSbefchwerden find an den Parteien mit einer Geldbuße von zehn 
bis dreihundert Gulden oder mit angemefjener Arreftftrafe, und an 
Advofaten nach der Aovofaten- Ordnung zu ahnden. Beſonders 
jtreng foll jeder Mißbrauch der Appellation gegen die auf Aus» 
bleiben des Beklagten, oder nach eingeftandener Schuld gefchöpften 
Urtheile, und der Befchwerde wider zwei gleichlautende Urtheile oder 
Bejcheide beitraft werden. 


Sünfzehntes Haupfftüd. 


Bon der Einfekung in den vorigen Stand. 


$. 353. 
Fälle der Einfeßung in den vorigen Stand (Refitution). 
Die Einfegung in den vorigen Stand kann in drei Fällen 
angejucht werden, nämlich: * 
5 
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1. gegen eine verfäumte Friſt, oder Tagſatzung; 
gegen dad Verſchulden des Mechtöfreundes bei Verhandlung 
der Sache ſelbſt; umd 

3. wegen vorgefundener neuer Beweismittel, 


Die Einfegung oder Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand (restitutio in inlegrum), im prozefjualiichen Sprachgebrauche ift 
ein Nechtsmittel, welches zum Zwecke hat, die nachtheiligen Folgen einer 
unverfhuldeten Verabſäumung einer Prozephandlung zu Gunften ber 
hiedurch in ihrem Nechte verkürzten Partei dadurch zu bejeitigen, daß ber 
vor der Verabfaumung vorhandene Nechtszuftand wieder hergeftellt, und der 
Partei hiedurch gejeglich die Möglichkeit geboten wird, in einer neuerlichen 
Verhandlung das Verfäumte nachzuholen, 

Der Grund diefes Nechtsmittel8 dürfte in folgender Erwägung zu fin- 
den fein. Die Gefesgebung ift genötbigt, die Geltendmachung der Privat 
rechte im Wege des Civilprozefies an gewilfe Formen zu binden, und von 
der Beobachtung derfelben den Ausgang der Streitfahe abhängig zu machen. 
So fehr e8 nun in der Natur dev Sache liegt, daß derjenige, welcher bie 
zur Geltendmachung des Nechtes vorgejchriebenen Förmlichkeiten ſchuldbarer 
Weiſe nicht beobachtet, fich die ihn deßwegen treffenden nachtheiligen Fol— 
gen nach dem befannten Grundſatze: Jura vigilantibus scripta sunt, felbft 
zugufchreiben habe, eben fo fehr iſt e8 aber auch eine Forderung der Gerech— 
tigfeit, daß eine Partei, die ohne ihr Verſchulden, jomit durch Zufall, mag 
diefer nun von Naturfräften oder aus dem Verſchulden anderer entipringen, 
eine Prozeßhandlung verſäumt hat, einer bloßen Form zu Liebe nicht in 
ihren Nechten verfürzt werde, indem ja alle Sormalitäten und Sriften im 
Prozeß nicht Selbftzwed find, fondern nur als Mittel zur fchnellen und 
fihern Geltendmachung des materiellen Rechtes dienen. 

Eine Gefeggebung, welche die Einfegung in den vorigen Etand gar 
nicht zuließe, würde das materielle Necht einer bloßen Form opfern, ein 
bloßes Mittel zum Zwed höher ſchätzen, als den Zwed ſelbſt. 

Hiemit dürfte die Zuläßigfeit des Nechtsmitteld der Einfeßung in ben 
vorigen Stand principiell gerechtfertigt erſcheinen; und es handelt ſich ſo— 
mit nur noch um die Modalitäten der Zuläßigkeit deſſelben. 

Eine in allzuweiten Schranken geſtattete Zuläßigkeit dieſes Rechts— 
mittels hat nach dem Zeugniſſe der Erfahrung zu argen Mißbräuchen ge— 
führt, fie Hat das Wohlthätige der Formalitäten und Friſten des Prozeſſes 
zerftört, eine Verlängerung des Prozeßganges herbeigeführt, und ftatt ber 
Durchſetzung der Rechte zu dienen, Die legtere erfchwert. Die meijten Ger 
feggebungen haben fich deßhalb veranlaßt gefunden, diefen Mißbräuchen zu 
fteuern und Diefes auf zweifache Weiſe zu bewirken gefucht: 

1) dadurch, daß fie diefem Nechtsmittel eine auffchiebende Wirkung in 
der Regel nicht zuerfannten, und daher die Erecution des einmal gefällten 
Urtheiles durch die Ergreifung diefes Nechtsmittels in der Regel nicht hem— 
nen ließen, und 


2) daß fie die Zuläßigfeit defjelben an gemifie Sriften banden, nad 
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deren fruchtlofer Verſtreichung von Amtswegen die Abweifung eined verfpä- 
teten Einfegungsgefuches dem Richter zur Pflicht gemacht wurde. 

Melche von Diefen Mitteln und in welchem Maße unfere Prozeßord— 
nung in Anwendung gebracht hat, wird aus den weitern Bejtimmungen des 
fünfzehnten Hauptſtuͤckes erfichtlich werden. 

Der $. 353 der ERO. bejtimmt die Fälle der Einfegung in den voris 
gen Stand. Diefe Fälle find nicht beiſpielsweiſe, ſondern erſchöpfend 
angeführt, jo zwar, Daß es außer derſelben Feine Einſetzung in den vo 
rigen Stand gibt. 


$. 354. 

Einfesungen gegen verjüumte Friften oder Tagjagungen. 

Die erſte Art der Wiedereinfegung gebührt demjenigen, ber 
wegen einer verfäumten Tagſatzung, oder Fallfriſt durch Hufall, 
oder Verſehen eines Dritten, ohne eigenes Verſchulden, an feinen 
echten verfürzt werden würde. 


Die 88. 354 bis 360 behandeln die Bedingungen der Zuläßigfeit der 
Einfesung in den vorigen Stand gegen verfäumte Friſten oder Tagſatzungen; 
das Verfahren über ein Einfegungsgefuh in einem jolchen Falle und Die 
Wirkungen defielben. 

Die Bedingungen der MWiedereinfegung in den vorigen Stand gegen 
eine verfüumte Friſt oder Taglasung find folgende: 

1) Muß die verfüumte Frift oder Tagſatzung von einer ſolchen Be— 
fhaffenheit fein, daß gegen dieſelbe eine MWiedereinfegung in den vorigen 
Stand zuläßig ift. Der $. 355 der CPO. hebt gewifle Friſten hervor, ges 
gen welche eine Wiedereinfegung in den vorigen Stand nicht zuläßig ift. 

2) Muß es fih um eine ſolche Verſäumung einer Tagfabung oder 
Talfriit Handeln, durch welche die in der Prozeßmora befindliche Partei in 
ihren Rechten verkürzt werden würde. Diejes legtere ift nur dann der Fall, 
wenn gegen die Verfüumung im Gefege ein Nechtsnachtheil angedroht ift, 
und die Bedingungen für den Eintritt defielben vorhanden find. ES kann 
demnach 3. B. wohl in den Fällen des $. 40, des $. 61 im Zufammenhang 
mit dem $. 100, $. 136 u. ſ. w., in welchen mit der Verfäumung der Frift 
oder Tagſatzung ein Rechtsnachtheil im Geſetze angedroht ift, um eine Wie— 
dereinfegung in den vorigen Stand angefucht werden, Feinesfall aber in den 
Fällen des $. 163, $ 162 im Zufammenhange mit dem $. 169, 207 und 
andern Paragraphen der CPO. gegen deren Verſäumniß fein Nachtheil im 
Geſetze angedroht ift. . 

3) Muß derjenige, welcher die Frift oder Tagſatzung verſäumt Hat, 
nachweifen, Daß dieſes Verſäumniß durch einen bloßen Zufall oder Verſchul— 
—— Dritten, ſomit ohne eigenes Verſchulden des Reſtitutionswerbers 
erfolgt iſt. 

Es mus demnach der Zufall oder das Verfchulden eines dritten, und 
zugleich nachgewiejen werden, daß Die unterlaufene Verſäumniß einzig und 


un 
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allein in einem der angeführten Momente und nicht In eigenem Berfchulden 
des Neftitutionswerbers fich gründet. 

Fälle diefer Art wären, wenn 3. B. eine Tagſatzung von einer Partei 
in Folge einer nachgewiefenen Krankheit, oder in Folge von Glementarereig- 
niffen — ftarfem Schneefall, Ueberſchwemmung, Hemmung des Gifenbahns 
transportes, Ginfchränfung der perjönlichen Freiheit oder eine Fallfriſt Durch 
Verſchulden des Nechtsfreundes, oder weil durch DVerjchulden eines Dritten 
der gerichtliche Befcheid, welcher den Auftrag enthielt, eine Handlung binnen 
einer gewiſſen Frift zu unternehmen, nicht in Die Hände der Partei fam, 
für welche er beftimmt war; verfäumt worden ift. Sobald fich aber das 
Verſäumniß der Tagfagung oder Frift in dem eigenen Berjchulden des Re— 
ftitutionswerbers gründet 3. B. in einem Naufche, den fich die Partei auf 
dem Wege zur Tagfasung angetrunfen hat und durch welchen fie bei der 
Tagfagung zu ericheinen verhindert worden ift, fehlt eine wefentliche Bedin- 
gung der Zuläßigfeit der Neftitution und derjelben kann daher nicht Statt 
gegeben werden. 

Auch muß der allenfällige Zufall, auf welchen ſich der Reſtitutionsbe— 
werber beruft, von einer folchen Bejchaffenheit fein, daß durch denfelben die 
Ausführung einer gewiſſen Handlung vor Gericht wirflich gehindert worden 
ift. Minder bedeutende Zufälle, welche das Erjcheinen bei der Tagſatzung 
bloß erfchweren, aber nicht hindern, 3. B. ein fchlechter Weg zum Gerichts— 
orte, ein unbedentendes Zahn: oder Kopfweh der ‘Partei vermögen das Aus— 
bleiben von der Tagſatzung nicht zu rechtfertigen, und berechtigen nicht Die 
MWiedereinfegung in den vorigen Stand zu verlangen. 

Schließlich muß noch bemerkt werden, daß das Geſetz im $. 354 den 
Ausdruck Falfrift gebraucht, im $. 353 dagegen denſelben Gegenftand mit 
dem Worte Frift bezeichnet, und daß fomit die Ausdrüde Friſt und Fallfriſt 
völlig ſynonim find. 


$. 355. 


Ausnahmen. 

Gegen die verſtrichene Friſt zur Ueberreichung der Appellations— 
oder Reviſionsbeſchwerden, dann zu dem Recurſe gegen eine Ent— 
ſcheidung über den Gerichtsſtand im ſchriftlichen Verfahren, hat die 
Einſetzung in den vorigen Stand nicht Statt. 


Dieſer Paragraph enthält gewiſſe Friſten, gegen welche eine Einſetzung 
in den vorigen Stand nicht Statt findet, und zwar: 

a) Gegen die Friſten zur Ueberreichung der Ayppellationsbefchwerden 
und Reviftionsbefchwerden, welche im ordentlihen Verfahren in den 88. 325 
und 333 der CPO. im Wechfelverfahren, im $. 12 lit. d. der Vorſchrift 
über das Wechjelverfahren normirt werden. 

Gegen die verftrichene Frift zur Weberreichung Der Appellations- 
und Revifionsanmeldung findet jedoch allerdings die Einjegung in 
den vorigen Stand Statt. 

Gegen die zur Gegenausführung bei ber außerordentlichen Reviſton 
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und außerorbentlichen Nulitätsbefchwerde in den $$. 336 und 347 der CPO. 
beftimmten Friften findet eine Einfegung in den vorigen Stand ebenfalls 
nicht Statt. 

b) Gegen bie verftrichene Friſt zu dem Recurſe über eine Entſcheidun 
über den Gerichtsftand im fehriftlichen Verfahren (ss. 14, 54 und 30 
der EPO.), wenn auch Diefe Frift durch bloßen Zufall oder Berfchulden 
eines Dritten verſäumt worden wäre. 

Der Richter müßte ein Einſetzungsgeſuch in den vorigen Stand, ges 
gen eine der im $. 355 der EBD. normirten Friften fogleich von Amts» 
wegen zurückweiſen, weil der Gegenftand dieſes Gefuches vechtlih unmöglich 
ift, fomit über denfelben gerichtlich nicht verfahren werden kann. ($. 2 
der CPO.) 


8.0003 
Friſten zur UMeberreihung diefes Einfebungsgefudes. 

Die Wiedereinfegung gegen eine verfäumte Ballfrift, oder eine 
verfäaumte Tagfabung muß binnen vierzehn Tagen von demjenigen 
Tage an gerechnet, wo der Wartei oder ihrem Mechtzfreund das 
Verſehen befannt, und Die Befolgung der ergangenen Verordnung 
möglich geworden ift, oder das Hinderniß bei der Tagfakung zu 
erfcheinen aufgehört Hat, angefucht werden. 


Diefer Paragraph enthält eine wefentliche Beſchränkung des Nechtss 
mittel8 der Einfegung in den vorigen Stand durch Feftießung einer beftimms 
ten Frift für die Einbringung des Einfegungsgefuches, welche Beftimmung 
ihre Sanetion in dem folgenden VBaragraph dadurch erhält, daß der Nichter 
angewiejen wird, ein offenbar zu fpät angebrachtes Einſetzungsgeſuch von 
Amtswegen zurüczuweifen. Dieſe Srift beträgt bloß 14 Tage. Damit jedoch 
Diefe Srift zu laufen beginne, werden zwei Bedingungen erfordert; 

a) muß der Partei oder ihrem Nechtsfreunde das Verſäumniß Der 
Frift oder Tagfagung — in diefem Sinne ift offenbar das Wort Berfehen 
zu nehmen — befannt geworden fein. Die Praxis ift darüber nicht im 
Zweifel, daß das Verſäumniß einer Fallfrift nur erft dann als befannt an— 
genommen werden fan, wenn die in Folge dieſes Verſäumniſſes erlafiene 
gerichtlihe Verfügung dem in dev Prozeßmora befindlichen zugeftellt worden 
iſt. Mit dem Tage der Zuftellung ſoll auch die erfte Bedingung des Be— 
ginnes der Friſt realiſirt fein. 

Dieß ſcheint jedoch für folche Fälle nicht zu gelten, in welchen ber 
in der Mora befindliche Kenntniß von der feitgefegten Friſt oder Tagſatzung 
hatte und nur Durch Zufälle an der Befolgung der ihm obliegenden gericht- 
lihen Handlung gehindert worden ift: da ihm bier fchon am Tage der 
Zagfasung und am erften Tage nach Ausgang der feftgefegten Friſt das 
Verſäumniß befannt war. 

. 6) Die zweite Bedingung ded Beginnes des Laufes der Frift ift, Daß 
die Befolgung des gerichtlichen Auftrages dem KReftitutionswerber möglich 
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geworden fein muß. Die Fortdauer der Unmöglichfeit vor Gericht zu erfcheis 
nen oder einen gerichtlichen Auftrag zu vollziehen, hemmt fomit den Beginn 
des Friftenlaufes für die Neftitution. Beide dieſe Bedingungen müffen vers 
eint vorhanden fein, ſoll die Friſt zur Einreichung des Reftitutionsgefuches 
zu laufen beginnen. 

Da das Geſetz die Beobachtung der im $. 356 feftgefegten Frift als 
Bedingung der Zuläßigfeit eines Neftitutionsgefuches fetgefegt hat, und 
jeder Bittiteller die Bedingungen der Zuläßigfeit feines Gefuches zu erweifen 
hat, jo folgt daraus, daß auch dev Neftitutionswerber in feinem Einſetzungs— 
gejuche nachzuweiſen hat, Daß er die Frift des $. 356 eingehalten habe, 


$. 357. 


Derhbandlung und Erledigung deffelben. 

Ueber ein folches, in geböriger Zeit angebrachtes Geſuch um 
MWiedereinfegung ift mimdlich zu verhandeln. Der Nichter foll 
dajjelbe, nach Vernehmung beider Theile, durch Beſcheid erledigen. 
Sm Falle der Bewilligung it ftatt der verfäumten Frift eine ans 
dere anzuſetzen; wenn aber die Wiedereinſetzung gegen eine ver— 
ſäumte Tagſatzung ertheilt wird, ift bei der, über das Wiederein- 
jegungsgefuch angeordneten Tagſatzung, fogleich die Hauptfache zu 
verhandeln. 

Ein offenbar zu ſpät angebrachtes Geſuch um Wiedereinfegung 
gegen eine veritrichene rift, oder eine verſäumte Tagſatzung ift von 
Amtswegen zu verwerfen, 


Derjenige, welcher von der Einfegung in den vorigen Stand gegen 
eine verjäumte Friſt oder Tagſatzung Gebrauch machen will, hat Demnach 
fein Geſuch bei dem Richter eriter Inftanz, bei welchem der Hauptprozeß 
anhängig ift, schriftlich zu überreichen oder mündlich zu Protokoll zu geben. 
($. 370 der CPO.) 

Diefes Geſuch Hat zu enthalten: 

a) Die beftimmte Angabe des ftattgefundenen Verſäumniſſes der Tags 
fasung oder Friſt. 

b) Die Auseinanderfegung der das Begehren um Einſetzung in den 
vorigen Stand rechtfertigenden Gründe dieſes Verfäumnifies, Daher insbefon- 
dere die Ausführung des Zufalls oder der Handlungen und Unterlafiungen 
eines Dritten, welche ein Verfchulden des lestern in fich enthalten, und das 
Verſäumniß hervorgebracht haben. Aus diefer Darftellung muß fich zugleich 
ergeben, daß dem Keftitutionswerber Fein Verfchulden an dem Berfüumniffe 
zur Laft füllt. Auch muß im dem Ginfegungsgefuche der Zeitpunkt erfichtlich 
gemacht werden, in welchen dem Reftitutionswerber das Verfäumniß befannt, 
und die Befolgung der ergangenen Verordnung möglich geworden, oder Das 
Hinderniß bei der Tagſatzung zu erjcheinen aufgehört hat. 


393 


c) Die Beweismittel, burch welche die zur Begründung bes Reftitus 
tionsbegehrens erforderlichen wefentlihen thatjächlichen Verhältniffe dargethan 
werden. Endlich 

d) am Schluffe das Begehren um Bewilligung der Einſetzung in den 
vorigen Stand gegen die verſäumte Frift oder Tagſatzung und um Feſtſetzung 
einer neuen Frift ftatt der verfäumten oder um neuerliche Verhandlung der 
Hauptfache bei der Tagſatzung. 

Der Richter, bei welchem ein Neftitutiong-Gefuch überreicht wird, Hat 
zupörderft in Erwägung zu ziehen, ob das Neftitutionsgefuch nach Beſchaf— 
fenheit des Inhaltes deffelben und der Umftände des Falls nicht offenbar 
zu fpät angebracht wird. Iſt Diefes der Fall, fo wird das offenbar ver: 
jpätet angebrachte Neftitutionsgefuch von Amtswegen verworfen. 

Ergibt fich in der ebenangegebenen Beziehung gegen Das Neftitutiong- 
gefuch fein Anftand, jo wird zur Verhandlung über dafjelbe eine Tagfagung 
angeordnet, und es werden zu Derfelbe beide Theile mit der Warnung vor 
den nachtheiligen Folgen des Ausbleibens vorgeladen. Erhebt nun ber 
Gegner des Neftitutionswerbers gegen das Begehren des legtern Feine Eins 
fprache, oder wird dieſe legtere von dem Nichter für ungegründet, und das 
Begehren um Einfegung in den vorigen Stand für gegründet erfannt, fo 
wird Durch richterlihen Befcheid die Einſetzung in den vorigen Stand 
gegen Die verſäumte Friſt — 3. DB. zur Ueberreichung der Einrede, Neplif 
oder Duplif, oder gegen die verfäumte Nefursfrift oder Friſt zur Appellas 
tionsanmeldung oder gegen die verfaumte Tagſatzung bewilligt, zugleich ftatt 
der verſäumten Frift in dieſem Befcheide eine andere angefegt, und in dem 
Valle, wenn die Wiedereinfeßung in den vorigen Stand, gegen eine verfäumte 
Tagſatzung bewilligt wird, in der Hauptfache, falls der unverzüglichen zweck— 
mäßigen Berhandlung Fein unüberwindliches Hinderniß entgegenfteht, ver: 
fahren und dem Neftitutionswerber, der von dem Gegner defjelben auf die 
in dem $. 583 der EBD. angegebene Art angefprochene Erja der durch 
die Neftitutionsverhandlung verurfachten Koften auferlegt ($. 359 der CPO.) 
Für Collegialgerichte ift hier der $. 197 der Inftruftion für die Gerichts- 
ftelen im Auge zu halten, nach welchem bei einer Zagfasung nöthigenfalls 
auch verfügt werden kann, daß die Barteien abtreten, um mit Der erforder- 
lihen Zahl von Stimmführern fogleich über Die weitern zwedmäßigen Ans 
ordnungen berathen zu fönnen. 

Gegen den Beſcheid des untern oder höhern Richters, wodurch eine 
Einfegung in den vorigen Stand gegen eine verftrichene Fallffrift oder ver: 
—— Tagſatzung bewilligt wird, findet nach $. 320 Abſatz 1 fein Rekurs 
Statt. 

Wird die Einfegung in den vorigen Etand von dem Nichter für uns 
zuläßig erfannt, fo ift gegen den bießfälligen Befcheid allerdings der Rekurs 
zuläßig. (S. Anmerkung.) 


Aumerfung. 
Formular eines Einfeßungsgeisches. 


ER 0—— 
vom 7, Februar 1853, 


aufgenommen bei dem k. k. Bezirksgerichte in Zalathna in der Streitfahe des N. ME, 
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wider M. N. wegen Zahlung einer Darleihensforderung von 400 fl. EM., fammt Nebens 
gebühren über das mündlich vorgebradhte Geſuch des Geflagten N. N. um Ginfegung im 
den vorigen Stand gegen die verfüumte Tagfagung vom 27. Jänner 1853. 


Gegenwaͤrtige 
Von Seite des Gerichtes Von Seite der Parteien 
N. N., k. k. Bezirksrichter. Der Geklagte. 
M N., beeideter Protokollsführer. N. N. 


Der Geklagte N. N. bittet Folgendes zu Protokoll zu nehmen: 
Mit dem Beſcheide des Löblichen F. k. DBezirfsgerichtes vom 14. Ja— 
nuar 1853, 3. 78 wurde in meiner Streitfache wider N. N., wer 
gen Zahlung einer Darleihensforderung von 400 fl. EMze., die 
Tagſatzung vor dem k. F. Bezirfsgerichte auf den 27. Jänner 1853 
um 9 Uhr Vormittags beftimmt und diefer Befcheid mir zu eigenen 
Händen zugeitellt. 

Laut des Zeugniffes des F. k. Bezirfsarztes N. N. vom 6. Fer 
bruar 1853, welches ih in Driginali in '/ dem Protofolle beizu— 
Ihließen bitte, bin ich jedoch am 26. Jänner 1853 an einer Luns 
genentzündung erfranft, welche mich bis zum 5. Febrnar verhinderte, 
das Bett zu verlaffen und bei der angeorbneten Tagfugung am 
27. Jänner 1853 zu erfcheinen. 

Da ich gegen die Klage meines Gegners erhebliche Einwen— 
dungen vorzubringen habe, fomit, wenn ich über viefelbe nicht ges 
hört werde, in meinen Rechten verfürzt würde, fo bitte ich nach ges 
pflogener Verhandlung zu erfennen: die Einfeßung in den vorigen 
Stand gegen die verfüumte Tagfagung vom 27. Jänner 1853 werde 
zum Behufe einer abermaligen Berhandlung in der Hauptfache 
bewilligt. 

Ueber Anweifung des Gerichtes brachte Bittfteller zum Behufe 
der Verftindigung des Klägers einen 15 fr. und einen 6 fr. Steme 
pelbogen bei, welche dem Erpedite übergeben wurden. 

Hierauf wurde das Protofoll gefchloffen und gefertigt. 


N. N., k. k. Bezirksrichter. N. N. 
N. N., beeideter Protofollsführer. Geklagter. 


Zur Verhandlung über dieſes Reſtitutions-Geſuch und im Falle 
der Bewilligung deſſelben zur weitern Verhandlung in der Haupt⸗ 
fahe wird die Tagfagung vor dieſem k. k. Bezirfsgerichte auf den 
20. Februar 1853 Vormittags um 9 Uhr angeorpnet und beide 
Theile werden zu derfelben mit dem Beifügen vorgeladen, daß, im 
Bulle des Ausbleibens des einen oder des andern Theild dem $. 40 
der CPO. gemäß, was Rechtens ift, erfaunt werden würde. 


Zalathna den 8. Februar 1853. 


Bon dem f. f. Bezirfsgerichte. 
N. N., Bezirfs-Richter. 


Beſcheid in dem Falle, wenn die Einſetzung in den vorigen Stand bewilligt wird. 


Die mit dem in gehöriger Zeit angebrachten Geſuche de praes. 
7. Februar 1853 3. 178 angeſuchte Einfegung in den vorigen 
Stand gegen die verfäumte Tagjagung vom 27. Jänner 1853 wird 
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in Erwägung bes bargethanen Umftandes, daß der MWiedereinfegungs« 
werber ohne eigenes Berfchulden durch eine ihm zugeftoßene Kranfs 
heit verhindert worden it, bei der verfüumten Tagfasung zu ers 
fcheinen, auf Grundlage der $$. 354 und 357 der EPO. bewilligt, 
und dem Geklagten auferlegt, die angefprochenen, auf 3 Gulden 
Conv.-Münze gerichtlich feitgefegten Koften der Wiedereinfegungss 
verhandlung dem Kläger N. N. binnen vierzehn Tagen zu bezahlen. 


Zalathna den 21. Februar 1853. 
Der k. k. Bezirfsrichter. 
N. N. m. p. 


$. 358. 
Wirkung des MWiedereinfesungsgefudes. 

Während der Verhandlungen über die Wiedereinjegung gegen 
eine verftrichene Fallfriſt, oder Tagſatzung ift mit dem noch anhän— 
gigen Verfahren in der Hauptſache einzuhalten. 

Wird daher das Geſuch um MWiedereinfegung in den vorigen 
Stand von dem Tage der Zuftellung des Urtheils iiber die Haupt» 
jache angebracht, jo iſt bis zur Erledigung dieſes Gejuches die Aus- 
fertigung und Zuftellung des Urtheil3 zu verfchieben. Durch ein, 
am Tage der Zuitellung des Urtheils, oder fpäter angebrachtes 
Geſuch wird die Execution des Erfenntniffes nicht aufgehalten. 


Dieſer Baragraph behandelt die wichtige Frage, in wieweit das Gefuch 
um Einſetzung in den vorigen Stand gegen eine verfäumte Frift oder Tag: 
fasung eine aufichiebende Wirfung hervorbringt. Das Geſetz macht Die 
Entjcheidung dieſer Frage von dem Unterfchiede abhängig, ob das Wieder: 
einfegungsgejuch vor dem Tage der Zuftellung des Urtheiles über die Haupt> 
fache oder |päter, demnach am Tage der Zuftellung oder nach diefem bei 
Gericht angebracht wird. 

Ein Einfegungsgefuch, welches vor dem Tage der Zuftellung des Con— 
tumazurtheiles angebracht wird, hat aufichiebende Wirfung, und hemmt dem— 
nach von dem Augenblik des Anbringens bis zur vechtöfräftigen Entſchei— 
dung deſſelben das Verfahren in der Hauptiache gänzlich. 

Durh ein erft am Tage der Zuftellung Des Urtheiles oder fpäter 
eingebrachtes Einfegungsgefuch wird der Lauf des Verfahrens nicht gehemmt, 
weshalb auch, im Kalle das Urtheil in Rechtskraft erwächit, auf dafjelbe die 
Erefution ertheilt werden fann. Das Geſetz unterjcheidet nicht, ob die Zu— 
ftellung des Urtheiles an beide Barteien, oder an eine derſelben, und an 
welche von beiden erfolgt ift, und findet deßhalb in allen diefen Fällen ohne 
Unterfchied Anwendung. 

Dem Contumaecirten bleibt e8 jedoch unbenommen, gegen das Urtheil, 
falls er genügenden Grund hat, die Appellation oder die Nullitätsbeſchwerde 
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zu ergreifen, und fo die Nechtsfraft und hiemit die Erefutionsfählgfeit bes 
Urtheils hintanzuhalten. 


$. 359. 
Koftenerfaß- Beftrafung bes Nechtsfreundes. 

Mer gegen eine verfüumte Fallfriſt oder Tagſatzung die Ein» 
ſetzung in den vorigen Stand anfucht, hat, das Begehren mag 
bewilligt werden oder nicht, feinem Gegner die verurfachten Koften 
zu erjegen. Wird des Bittitellers Rechtsfreund eines Verſehens 
bejchuldigt, jo ift er zu der, über das Wiedereinfegungsgefuch ange» 
ordneten Tagſatzung ebenfalls beizuziehen, und, wofern er fich nicht 
zu rechtfertigen vermöchte, zu beftrafen, auch zu Vergütung aller, 
beiden Theilen verurfachten Gerichtsfoften zu verurtheilen. 


Menn auch für den Neftitutionswerber ſolche Gründe fprechen, welche 
die Einfegung in den vorigen Stand rechtfertigen, fo müſſen diefelben doch 
immer als Zufälle betrachtet werden, die fich in der Perſon des Einfegungs- 
werbers ereignen. Die Koften der Neftitutionsverhandlung find eine Wirs 
fung Diefes Zufalls und müfjen deshalb jedenfall von demjenigen, in deſſen 
Perſon fie fich ereignen, getragen werden, indem fein Rechts-Grund vorhan— 
den it, Die Folgen eines Zufall dem Gegner des Neftitutionsiwerbers auf: 
zutragen. 


Iſt jedoch der Rechtsfreund (Advokat) des Bittſtellers die Urſache des 
ſtattgefundenen Verſäumniſſes und kann ihm dieſes als Verſchulden zur Laſt 
gelegt werden, ſo muß derſelbe nach den allgemeinen Grundſätzen des bür— 
gerlichen Geſetzes über Schadloshaltuug den Parteien den durch fein Vers 
jchulden zugefügten Schaden erfegen. Um einen überflüfftgen abgefonderten 
Entjchädigungsprozeß zu vermeiden, jchreibt das Geſetz vor, daß der Nichter, 
welcher Über das Einſetzungsgeſuch zu erkennen hat, zugleich auch über Die 
duch das Verfchulden des Advofaten der Parteien verurfachten Koften zu 
enticheiden habe. 

In diefer Beziehung ift Folgendes zu bemerken: 

I. Das Verſchulden des Advofaten bildet den Rechtsgrund des Ents 
fchädigungsanfpruches der Parteien, und muß deshalb dem Nichter erwiefen 
vorliegen. Im Zweifel gilt zu Folge des $. 1296 des allgemeinen bürger- 
lichen Gefegbuches die Vermuthung, daß ein Schade ohne Verſchulden bed 
Advofaten entitanden ift. 

II. Hat derjenige, welcher fich zu dem Amte eines Advofaten öffent» 
fich befennt, und dadurch zu erfennen gibt, daß er fich den nethwendigen 
Fleiß und die erforderlichen, nicht gewöhnlichen Kenntniffe zutraue, zu Folge 
des $. 1299 des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches den Mangel derjelben 
zu vertreten. 


II. Um den Advofaten Gelegenheit zu geben, ſich über Das ihm zur 
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Laft gelegte Verfchulden zu rechtfertigen, muß berfelbe zu der über das Wies 
dereinfegungsgejuch angeordneten Tagſatzung ebenfalls beigezogen werden. 

IV. Wird der Anvofat des ihm von feiner Partei zur Laft gelegten 
Verjehens für jchuldig erkannt, fo ift im Auge zu halten, daß fich das Ge- 
jeß nicht damit begnügt, dem Advofaten für fein Verfchulden den Barteieır 
gegenüber für erfagpflichtig zu erklären, ſondern daß es dieſem Werfchulden, 
wegen deſſen Gemeingefährlichkeit noch insbejondere mit Strafen entgegen- 
tritt. — 

Hieraus geht hervor, daß der Richter die in dem $. 359 enthaltenen 
Beitimmungen von Amtswegen, ohne daß von den Parteien darauf ange- 
tragen wird, in Bollzug zu bringen hat. In Uebereinftimmung mit der 
jpeciellen Beftimmung des $. 359 der CPO. verfügt der $. 39 der Advo— 
fatenordnung vom 14. Mai 1852, daß Advofaten, welhe aus Verſehen, 
Nachläßigkeit, Unwifjenheit oder böſen Worfag die Rechtspflege hemmen, oder 
ihre Bartei in Schaden und Gefahr jegen, oder überhaupt die Vorfchriften 
der Geſetze übertreten, ftrenge zu beitrafen find. Nach F. 40 der Adv.-Ord. 
find geringere Dienftvergehen der Advofaten durch Ermahnungen, Verweiſe 
oder Geldjtrafen bis zu 100 fl. Conv.-Münze zu ahnden. Auch kann nad 
Umftänden der Advofat feiner Belohnung ganz oder zum Theil für verluftig 
erklärt, zur Beftreitung ſämmtlicher Koften aus eigenem Vermögen, und zur 
Zurüditelung des erhaltenen Vorſchuſſes verhalten werden. Strafen diefer‘ 
Art fönnen von jedem Gerichte aus Anlaß der bei demjelben vorgefommenen 
Geſchäfte ſowohl von Amtswegen, ald auf gegründete Beichwerde einer Par— 
tei, oder über den Antrag des Advofatenausjchufies verhängt werden. Der 
Rekurs fteht gegen deren Berhängung dem Advofaten an das zunächft vor: 
geſetzte Gericht offen, doch findet gegen gleichlautende Entjcheidungen darüber 
feine weitere Berufung ftatt. Der wefentlihe Inhalt der Verordnung, mit 
welcher gegen einen Advofaten eine Strafe verhängt wird, it zu Folge des 
$. 61 der Advofatenordnung in die bei Gericht geführte Vormerkung einzu- 
tragen. Wie größere Dienjtvergehen von Seite der Advofaten zu ahnden 
find und welche Behörden darüber zu erfennen haben, beftimmen die im 
g. 41 u. d. f. der Advofatenordnnung. 

Nah Analogie des $. 364 jcheint es, als ch die gegen den Advofaten 
im Falle des 8. 359 der EBD. erlaffenen Verfügungen, demfelben und bei— 
den Parteien durch bejonderes Dekret befannt gemacht werden müffen. 


$. 360. 
1. Wiedereinfegung wegen des Verſchuldens Rechtsfreundes. 


Der zweite Fall der Einſetzung in den vorigen Stand kann 
eintreten, wenn ein MNechtöfreund entjcheidende Thatumftände am 
gehörigen Orte anzuführen, oder in Abrede zu ftellen, oder die er- 
forderlihen Beweismittel beizubringen, aus Verſehen unterlaffen hat, 
und jeine Partei dadurch fachfällig geworden iſt. 
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Auch der erſte Fall ber Wiedereinfegung in den vorigen Stand fann 
durch das Verſehen des Advofaten herbeigeführt werden, und infofern fommen 
die 88. 354 und 360 der EPO. mit einander überein; fie unterfcheiden fich 
in folgenden wejentlichen PBunften: Im $. 354 ift das Verfehen des Ad- 
vofaten ein zufälliges Merkmal; dieſes Verſehen braucht eben nicht von 
einem Advofaten begangen worden zu fein, jondern kann auch einem Dritten, 
der nicht Advofat it, zur Laſt fallen, im $. 360 ift das Verſehen des Rechts- 
freundes ein weſentliches Erforderniß. 

Die 88. 354 und 360 der CPO. unterfcheiden fich ferner durch den 
Gegenftand des Verſehens. Im eriteren hat das Geſetz die Verſäumniß 
einer Taglagung oder Fallfrift vor Augen; im $. 360 ein Verſehen bei der 
Verhandlung der Sace jelbit. 

Wie e8 die 88. 4, 108 und 296 der CPO,. beweiien, fett das Gefeg 
die Bertreter und Bevollmächtigten der ftreitenden Theile den Nechtsfreunden 
derfelben entgegen und es fünnen demnach im $. 360 und 365 der CPO., 
unter Rechtsfreunden bloß Advofaten, Feineswegs aber die Vertreter und 
die Bevollmächtigten der Parteien verftanden werden. 


Die Richtigkeit diefer Anficht dürfte auch durch die Beitimmung des 
$. 364 der CPO. dargethan werden, denn würde man unter Nechtsfreunden 
auch Bevollmächtigte verftehen wollen, jo wäre der $. 364 eine Ausnahme 

von dem Grundſatze: daß Privatrechte von Amtswegen nicht geltend gemacht 
werden, die fich nicht rechtfertigen ließe. 

Auffallend mag es allerdings erfcheinen, daß das Geſetz bei einem 
Verfchulden eines Vertreters oder Bevollmächtigten dasjenige nicht gewährt, 
was der verfürzten Bartei gegen einen Advofaten eingeräumt wird. Allein 
wenn man erwägt, daß dasjenige, was durch den von der Partei oder von 
dem Gefege Beyollmächtinten vorgenommen oder unterlaffen wird, jo ange: 
fehen werden muß, als ob es von der Partei felbit gefchehen wäre, Daß das 
Verſchulden der Bevollmächtigten, bezüglich der von ihm vertretenen Partei, 
als ein Zufall betrachtet werden muß, den die verfürzte Partei ſelbſt zu tra- 
gen hat, und daß bei den privatrechtlichen Verhältniffen der Bevollmächti— 
gung nicht die Rüdjichten des öffentlichen Intereſſes an der Hintanhaltung 
und Aufhebung einer mangelhaften Vertretung eintreten, wie bei der Ver— 
tretung durch Advofaten, fo dürfte die einfchränfende Beftimmung des $. 360 
der EBD. vollfommen gerechtfertigt erfcheinen. 

Das Geſetz hebt folgende Fälle erjchöpfend hervor, in welchen wegen 
des Verfchuldens des Nechtsfreundes die Einfesung in den vorigen Stand 
zuläßig ift: 

a) Wenn ein Rechtsfreund entfcheidende Thatumſtaͤnde — d. h. folche 
wefentliche Umftände, auf welche das angefprochene Recht oder die erhobene 
Einwendung gegründet wird — aus Verſehen anzuführen unterlafien hat. 
Hier wird offenbar vorausgefegt, daß die Partei felbit ihrem Advofaten Dieje 
Umftände mitgetheilt Habe, welche Vorausfegung durch die Species facti des 
Advokaten, oder durch andere, nach dem Gefege zuläßige Beweismittel be- 
wiejen werden muß. 

Auch wenn die entfcheidenden Umftände zwar von den Advofaten, je 
doch nicht am gehörigen Orte angeführt werden, und auf dieſe Umftände 
ald gefegwidrige Neuerungen nach den 88. 58 und 59 der EBD. feine 
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Nüdjicht genommen werden kann, tritt der erfte Ball bes $. 360 ber 
CPO. ein. | 


b) Wenn der Advofat am gehörigen Ort entjcheidende Thatumftände 
in Abrede zu ftellen, aus Verfehen unterlaffen hat. In dieſen Fällen hat 
der Advokat irrig ein ftillfchweigendes Geftändnig abgelegt und gegen ein 
folche8 irriger Weile abgelegtes ſtillſchweigendes Geftändniß ertheilt 
das Geſetz der dadurch verfürzten Partei das Rechtsmittel der Ginfeßung in 
den vorigen Stand. Obſchon das Geſetz nur von dem ftilljchweigenden Ge— 
ftändniß hier Erwähnung thut, fo glaube ich dennoch, daß die Beftimmung 
des Geſetzes auch auf das ausdrüdliche irrige Geftändniß des Advokaten 
bezogen werden muß, weil ja beide Geftändniffe in ihren Wirfungen 
gleib und nur der Form nach verfchieden find, und weil auch bei einem 
ausdrüdlichen Geftändniffe der Wortlaut des Gefebes Anwendung findet, 
daß der Advofat entfcheidende Thatumftände in Abrede zu ftellen, unterlaffen 
hat. Endlich 


c) Wenn der Advofat die ihm von der Partei angegebenen Beweis— 
Iaflen für entfcheidende Thatumftände am gehörigen Orte beizubringen unter: 
laſſen bat. 

Das Borhandenfein eines Diefer Falle ift die erfte Bedingung des 
zweiten Falles der Einfegung in den vorigen Stand. Die Griftenz eines 
diefer Fälle muß von dem Wiedereinfegungswerber, der fich Darauf beruft, 
im Yale eines Widerfpruches erwiefen werden. Das Oeftändniß des Ads 
vofaten feheint nicht nur bezüglich des geſtändigen Advofaten, fondern auch 
bezüglich der Partei, gegen welche die Wiedereinfegung angefucht wird, be— 
weisfräftig zu fein, obwohl es fich nicht verfennen läßt, daß hiebei leicht 
Colluſionen zwifchen dem Miedereinjegungswerber und deſſen Advofaten ftatt 
finden fünnen. Der $. 13 der Advofatenordnung verfügt: Hat der Advo— 
fat die Aufnahme der Species facti vernachläßigt und wird von feiner Par— 
tei Befchwerde geführt, daß er Thatfachen oder Beweismittel zu ihrem Nach- 
theile übergangen oder von dem Gegner angeführte Ihatumftände irriger 
Weiſe zugegeben habe, fo ſoll, infoweit es ſich um feine eigene Verantwort- 
lichkeit handelt, die Vermuthung wider ihn und für feine Partei gelten. 
Auch ift er wegen der unterlaffenen Beobachtung des Geſetzes zu beftrafen. 


Das bloße Vorhandenfein eines dieſer eben von a bis c angeführten 
Fälle ift nicht genügend, um eine Einfegung in den vorigen Stand zweiten 
Falles zu begründen, fondern die im $. 360 vorfommenden Unterlaffungen, 
müffen die Sachfälligfeit des Wiedereinfegungswerbers hervorgebracht haben, 
fih fomit zu diefer wie Urfache und Wirfung verhalten. Hat eine der im 
$. 360 vorkommenden Unterlaffungen ftattgefunden, und der Gegner ift nicht 
dieferivegen, jondern aus einer andern Urfache fachfällig geworden, fo fehlt 
eine wejentliche Bedingung zur Einfegung in den vorigen Stand. Sach— 
fällig ift eine Partei dann, wenn dem von ihr geftellten, mit dem Urtheile 
nicht Statt gegeben [worden ift. Daß diefes Urtheil rechtskräftig geworden 
ift, ift zum Begriff der Sachfälligfeit nicht erforderlich. Das Gefeß unter: 
ſcheidet nicht, ob die Partei ganz oder theilweife fachfällig geworden ift, und 
findet deshalb in beiden Fällen Anwendung. Da die Bartei erft nach er— 
gangenem Urtheil als fachfällig betrachtet werden kann, fo ergibt fih, daß 
das Rechtsmittel der Wiedereinfegung wegen Verſchuldens des Nechtsfreundes 
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erft dann in Anwendung gebracht werden fann, wenn das Urtheil exfter 
Inftanz erflofien und den Parteien zugeftellt worden ift. 


8. 361. 
Beſchränkung diefer Neftitution auf eine beſtimmte Seit. 


Diejes Geſuch it binnen neunzig Tagen, von dem Tage an 
gerechnet, wo dad Verſehen des Nechtsfreundes und die dadurch ver- 
anlapte ungünftige Entſcheidung der Partei befannt geworben ift, 
anzubringen. Nach DBerlauf der eben erwähnten Frift, oder felbft, 
wenn diefe Friſt zwar noch nicht abgelaufen, aber von eingetretener 
Nechtäfraft des, in der Hauptjache ergangenen Gndurtheil® an, be— 
reits ein Jahr verftrichen wäre, hat der Nichter das Wiederein- 
jegungsgefuch von Amtswegen zu verwerfen. 


Auch die Zuläßigfeit des Neftitutionsgefuches ift an eine beftimmte 
drift gebunden, nach deren fruchtlofen Verftreichung dev Nichter das verfpä- 
tet eingebrachte Neftitutionsgefuch von Amtswegen zu verwerfen hat. Diefe 
Frift ift von dem Gefege in doppelter Weife beftimmt worden: 

1) Auf ein Jahr von dem Tage der eingetretenen Rechtöfraft des 
Urtheils an gerechnet. Durch den Ablauf einer einjährigen Frift vom Tage 
dev Nechtöfraft des Urtheils an gerechnet, ift das leßtere in feinem Rechts— 
beitande fo jehr geftchert, daß gegen daſſelbe ntcht mehr das außerordentliche 
Rechtsmittel der Wiedereinfegung in den vorigen Stand, nad $. 360 der 
CPO. geltend gemacht werden fann. Zu dieſer Wirfung genügt der bloße 
Ablauf Diefes Jahres, ohne daß eine weitere Bedingung erforderlich wäre, 
und der Grundſatz: agere non valenti, non currit praescriptio ift hier gar 
nicht maßgebend. 

2) Unter gewiffen Umftänden ift jedoch die Zuläßigfeit dieſes Nechts- 
mitteld an die fürzere Frift von 90V Tagen gebunden. Dieſe Bedingungen 
find: 

a) daß der durch das Verfchulden des Nechtsfreundes fachfällig ges 
wordenen Partei das ihr ungünſtige Urtheil, und | 

b) daß ihr das DBerjehen des Nechtsfreundes befannt geworden ift. 
Treffen diefe Bedingungen vereint zufammen, jo beginnt mit demjelben Tage, 
an welchen diefes der Fall ift, der Lauf der Frift von 90 Tagen, nach deren 
Ablauf ein veripätet angebrachtes Einfegungsgefuch von Amtswegen zurüd- 
gewiefen werden muß. 


$. 362. 


Berhandlung und Erfenntniß über die Wiedereinfegung und 
die Hauptſache. 


Wird die ebenerwähnte Wiedereinfegung zu gehöriger Zeit 
angejucht, jo muß über diejes Begehren und die Hauptſache zugleich 
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verhandelt werden. Der Bittiteller Hat daher in dem Gejuche feine 
echte vollftändig auszuführen, und auf eine andere Entjcheidung 
der vorhin anhängigen Rechtsſache mit Beilegung der erforderlichen 
Prozeßacten beftimmt anzutragen. Hierüber it das rechtliche Ver— 
fahren der allgemeinen Vorſchrift gemäß einzuleiten; und nach ges 
ſchloſſener Verhandlung, wenn der Wievereinfegung Statt gegeben 
wird, zugleich in der Hauptjache zu erfennen. 


Diejenige Partei, welche die Neftitution nach $. 360 der CPO. gel- 
tend machen will, hat in Gemäßheit des $. 370 der EBD. bei dem Nichter 
erfter Inftanz, vor welchem die Hauptfache anhängig war, ein gegen ben 
frühern Gegner im Vorprozeß gerichtetes Neftitutionsgefuch anzubringen, 
welches mit folgenden Erfordernifjen verfehen fein muß: 

1) Müffen in demfelben die Gründe, welche das Begehren um Wie: 
dereinſetzung in den vorigen Stand rechtfertigen, beftimmt angegeben und 
dDargetban, daher instefondere nachgeiwiefen werden: 

a) daß eines der im $. 360 der CPO. vorgedachten Verſäumniſſe in 
dem Vorprozeſſe unterlaufen fei, und 

b) daß dieſes Verſehen die Sachfälligfeit des Imploranten zur Folge 
gehabt Habe. 

2) Muß mit dem Neftitutionsgefuche zugleich die Hauptfache in Ber: 
Bindung gebracht werden, damit der Nichter für den Fall, als der Neftitus 
tion Statt gegeben wird, zugleich über die Hauptfache entfcheiden kann. Der 
Reftitutionswerber hat demnach die Sache fo anzufehen, als ob die Neftitus 
tion von dem Nichter bewilligt worden wäre, und er nun jene Rede oder 
Schrift, in welcher das Verſehen des Nechtsfreundes unterlaufen ift, zu 
erftatten hätten. 

Diefem gemäß hat der Impetrant in dem Neftitutionsgefuhe Alles, 
was er zur Verfolgung frines Nechtes oder zu feiner Vertheidigung anfühs 
ren zu fönnen glaubt, anzuführen und fein Begehren dahin zu ftellen: daß 
die Reftitution gegen das zu bezrichnende Verfchulden des Nechtsfreundes bei 
Verhandlung der Sache felbft bewilligt und das früher erfloffene Urtheil in 
der und der beftimmten Art abgeändert werde. 

Der Richter, bei welchem ein folches Wiedereinfegungsgefuch angebracht 
- wird, hat vor Allen in Erwägung zu ziehen, ob dieſes Geſuch nicht wegen 
verſpäteten Anbringens von Amtswegen zu verwerfen ift. 

Iſt Diefes nicht der Fall, fo ift über daſſelbe das rechtliche Verfahren 
der allgemeinen Vorjchrift gemäß einzuleiten, daher in Fällen des mündlichen 
Verfahrens eine Tagſatzung nach Vorſchrift des $. 36 der CPO. anzuords 
nen, in Fallen, in welchen fchriftlich verfahren werden muß, dieſes Geſuch 
dem Beklagten zur Einrede nach dem $. St und 52 der EBD. zuzuitellen. 
Es wird demnach das Wiedereinjegungsgefuch wie eine Klage betrachtet, und 
über diefelbe wie mit jeder andern Klage verfahren. 

Derjenige, gegen welchen das Wiedereinjegungsgefuch gerichtet ift, Tann 
nicht nur die Juläßigfeit der MWiedereinfegung, jondern auch die von dem 
Gegner geltend gemachten Neuerungen mit allen ihm zu Gebote ftehenden 
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Angriffs- und Vertheidigungsmitteln befümpfen. Nach gefchloffenem Wer 
fahren wird durch Urtheil entfchieden, ob Die Wiedereinfegung Statt hat 
oder nicht Statt hat, und im erfteren Ball muß auch immer zugleich Die 
Hauptjache jo entjchieden werden, wie fie eigentlich im Worprozeffe hätte ent- 
Ichieden werden jollen, wenn ſchon damals die fchuldbaren Unterlafjungen 
des Nechtsfreundes nicht Statt gefunden hätten. Gegen das gefällte Urtheil 
ſtehen den Parteien die gewöhnlichen Rechtsmittel zu Gebote. (S. Anmerf.) 


Anmerfung. 


Formular eines Urtheils über einen Wiedereinſetzungs— 
Prozeß. 
Urtheil. 


Das k. k. Landes-Gericht in Hermannſtadt hat Kraft des ihm von St. k.k. apoſt. 
Majeſtät verlichenen Amtes in der Streitfache des Herrn Jakob Lange, vertreten durch 
den Landesadvofaten Herrn Gregoriu, wider Herrn Michael Kurz, vertreten durch den Ad— 
vofaten Herrn Lehmann, wegen Wiedereinfegung in den vorigen Stand aus dem Grunde 
des Verſchuldens des Nechtsfreundes wider das Urtheil des F. f. Landesgerichtes vom 
16. April 1853 3. 981, Abänderung dieſes Urtheils und Erſatz der Gerichtsfoften über 
die am 1. Oftober 1853 inrotulirten Aften zu Recht erkannt: 

Die mit dem Gefuche de praes. 1. Mai 1853 3. 1321 angefuchte Wiederein- 
feßung in den vorigen Stand gegen das in der mit Urtheil viefes kak. Landesgerichtes 
vom 16. April 1853 3. 981 entjchiedenen Streitfahe des Herrn Michael Kurz, Klägers, 
wider Herrn Jakob Lange, Beflagten, wegen Zahlung einer Darleihensfordernng von 4000 
fl. CMze. ſammt Nebengebühren unterlaufene Verſchulden des Rechtsfreundes des Geflag- 
ten Herrn Frank, darin beftehend, daß der leßtere in der Verhandlung der Sache über 
die von dem ©eflagten behauntete, von dem Gegner jedoch wirerfprochene Zurüczahlung 
des Darleihensfapitals dem Kläger den Haupteid aufzutragen unterlaffen hat, findet Statt 
und es wird das von dem F. F. Landesgerichte am 16. April 1853 3. 981 gefällte Urtheil, 
mit welchem der Geflagte Jakeb Lange fchuldig erfannt wurde, dem Kläger Michael Kurz 
das in ver Klage de praes. 16. November 1852 3. 89 angefprochene Darleihensfapital 
von 4000 fl. EM. fammt Hievon entfallenden 6 9% Interefien, vom 1. Dftober 1852 
und die auf 20 fl. 45 fr. EM. feftgefegten Gerichtsfoften binnen 14 Tagen zu bezahlen, 
dahin abgeändert: Der Geflagte Herr Jakob Lange ift nur dann fchuldig, dem Kläger 
Herrn Michael Kurz die in deffen Klage de praes. 16. November 1852 3. 89 angefpro> 
hene Darleihensforderung von 4000 fl. EM. ſammt 6 percentigen Intereſſen, vom 1. Ok— 
tober 1852 und die auf 20 fl. 45 fr. EM. feitgefegten Gerichtsfoiten binnen 14 Tagen 
zw bezahlen, wenn der Kläger Herr Michael Kurz den ihm in dem Weftitutionsgefuche de 
praes. 1. Mai 1853 3. 1321 aufgetragenen Haupteid nicht ablegt, welcher dahin zu lau— 
ten-hat: Sch ſchwöre, dag der Geklagte Jakob Lange das aus dem Schuldfchein vom 
1. Dftober 1852 jchuldige, von mir mit der Klage de praes. 16. November 1852 3. 89 
angefprochene Darleihensfapital von 4000 fl. EM. fammt 6 %, Intereſſen vom 1. Dftober 
bis 15. Dezember 1853 in dem Betrage von — fl. — fr. zu meinen Händen nicht zu= 
rüdgezahlt babe. 

Sollte dagegen der Kläger Herr Michael Kurz diefen ihm angefprochenen Haupteid 
niht ablegen, jo ift auch der Beklagte Jakob Lange nicht fhuldig, den angeſprochenen 
Darleihensbetrag per 4000 fl. EM., fammt 6 % Zinfen vom 1. Dftober 1852 und bie 
Gerichtskoſten zu bezahlen, wohl aber der Kläger Michael Kurz ſchuldig, dem Geflagten 
Safob Lange die auf 25 fl. 48 fr. EM. feſtgeſetzten Gerichtsfoften binnen 14 Tagen zu 
bezahlen. 

Es liegt demnad dem Kläger Michael Kurz ob, binnen 3 Tagen, nachdem dieſes 
Urtheil in Rechtskraft erwachfen it, oder wenn gegen das Urtheil Feine weitere Beſchwerde 
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Statt findet, binnen 14 Tagen nach Zuftellnng deffelben um eine Tagfagung zur Ablegung 
des Haupteides anzufuchen, und bei diefer fo gewiß zu erfcheinen und den Eid abzulegen 
hat, als er fonft zu diefem Eide nicht mehr zugelaffen und das Gegentheil von dem, was 
zu bejchwören gewejen wäre, für wahr gehalten würde. 

Die angefprohenen auf 16 fl. 28 fr. EM. feftgefegten Koften des Reftitutiong- 
il hat der Geklagte Jakob Lange dem Kläger Michael Kurz binnen 14 Tagen zu 
ezahlen. 


Hermannftadt am 7. März 1853. 


(l.. Ss) N. N. Präfivent. 
N. N. Landesgerichtsrath. 


$. 363. 


Lauf der Erecution während des Reſtitutions-Verfahrens. 


So lange diefe Wiedereinfegung in erfter, oder höherer Inftanz 
nicht bewilliget it, darf die Ereeution des, früher in der Hauptfache 
ergangenen Urtheils nicht gehemmt werden. 

Diefer Paragraph beantwortet die wichtige Frage, ob das Einſetzungs— 
gefuch in den vorigen Stand wegen Verſchuldens des Nechtsfreundes, auf: 
jchiebende Wirkung hat, dahin, daß ein folches Gefuch die Erecution des 
bereits in Nechtsfraft gediehenen Urtheils nicht hemmt. Wird jedoch Die 
Einfegung in den vorigen Stand in erfter oder höherer Inftanz bewilligt, 
jo wird durch dieſe Bewilligung, wie ſich durch einen Schluß a contrario 
aus dem $. 363 ergibt, die Erecution gehemmt, wenn auch das dem Refti- 
tutionswerber günftige Erfenntnig noch nicht vechtsfräftig geworden iſt. 

Auf diefe Art kann es gefchehen, daß die Reftitution erſt dann bewil- 
ligt wird, nachdem die Erecution Des Urtheils, welches durch diefelbe abge- 
ändert wurde, bereits vollftändig durchgeführt worden ift. In einem folchen 
Falle bleibt dem obſiegenden Nejtitutionswerber nichts anders übrig, als ge: 
gen den Erjequenten eine neue Klage anzubringen und feine Rechte in der— 
jelben geltend zu machen ($. 444 der EBD). 


$. 364. 
Ahndung der Nachläfjigfeit des Rehtsfreundes. 


Der Nechtsfreund, welcher durch fein Verſchulden das Mieder- 
einfeßungsgefuch veranlaßt hat, it von dem Nichter von Amts— 
wegen zur Berantiwortung zu ziehen; wenn er fich nicht zu recht- 
fertigen vermag, zu beftrafen, und ihm die Vergütung aller, beiden 
Theilen verurjachten, Gerichtsfoften aufzuerfegen. 

Die gegen ihn getroffenen Verfügungen find bei Schöpfung 
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des Endurtheils ihm ſelbſt, und beiden Parteien durch bejonderes 
Deeret befannt zu machen. 


Zugleich mit der Verhandlung des Neftitutionsprozefied muß auch ein 
befonderes Strafverfahren gegen den Advofaten, welcher Durch fein Verſchul— 
den das Miedereinfegungsgejuch veranlagt hat, eingeleitet werden. “Die 
gegen den Advofaten fprechenden Anfchuldigungsthatjachen find aus dem 
Neftitutionsprozefle zu entnehmen. Der bejchuldigte Advofat darf jedoch nicht 
ungehört verurtheilt, vielmehr muß demſelben Gelegenheit zu feiner Rechtfer- 
tigung gegeben werden. Das Gejeg fchreibt deßhalb vor, daß der angeſchul— 
dete Advokat von dem Nichter von Amtswegen zur Verantwortung gezogen 
werde. Wird der Advofat von dem Nichter, der bei der Beurtheilung der 
Sache an feine pofitive Beweistheorie, jondern nur an feine auf der gewiſ— 
fenhaften Prüfung aller für und wider den Advokaten jprechenden Umſtände 
beruhende innere Weberzeugung gebunden ift, des ihm zur Laft gelegten Ver— 
fchuldens ſchuldig erfannt, jo ift derſelbe zu beftrafen und ihm Die Vergütung 
aller, beiden Theilen verurfachten Gerichtsfoften aufzuerlegen. (©. Er: 
läuterung bei dem $. 350 der CPO.) 

Natürlih darf dev Advokat nur zum Erſatz derjenigen Koften bes 
Haupt und Reftitutionsprozeffed verurtheilt werden, welche durch fein Ver— 
ſchulden veranlaßt worden find. Die Parteien find nicht genöthigt, fich mit 
diefem Koftenanfpruch zufrieden zu ftellen, vielmehr bleibt ihnen die Geltend— 
machung weiterer Entihädigungsanfprüche gegen den Advofaten mit einer 
beiondern Klage vorbehalten. 

Die gegen den Advofaten getroffenen Verfügungen find nicht in das 
Endurtheil jelbft aufzunehmen, fondern als ein felbjtitändiger Gegenftand bei 
Schöpfung des Endurtheild dem Advofaten ſelbſt und beiden Parteien dur 
befondered Defret befannt zu machen. 


$. 365. 
Berantwortlihfeit des Nechtsfreundes gegen feine Partei. 


Der Bartei, welche durch Verſchulden ihres Rechtöfreundes 
Nachtheil erlitten Hat, bleibt auch in Fällen, wo ihr die Einfegung 
in den vorigen Stand gegen ihren Gegner zu Statten Fommen 
würde, unbenommen, gegen den Nechtöfreund jelbit ihre Entſchädi— 
gung zu juchen. 


Durch das Verſchulden des Advofaten hat die Partei gegen denfelben 
ein Recht auf Schadloshaltung und Genugthuung erworben. Dieſes Recht 
fann unter allen Umftänden von der beeinträchtigten Partei geltend gemacht 
und lestere nicht verhalten werden, zu dem Rechtsmittel der Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand zu greifen, wenn fie von bemfelben feinen Gebrauch 
—— > fich mit ihren Entfchädigungsanfprüchen an ben Advofaten allein 
halten will. 
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$. 366. 


MM. Wiedereinfegung wegen gefundener neuer Beweismittel. 


Die Einfegung in den vorigen Stand ift drittens berjenige 
anzufuchen berechtiget, der nach dem ergangenen Urtheile neue er— 
bebliche Beweismittel gefunden Hat, und auf glaubwürdige Art 
audzumeifen vermag, daß er fie während der früheren Verhandlung 
nicht habe ausfindig machen, oder nicht beibringen Fünnen. 


Diefer Paragraph behandelt die Bedingungen der Zuläßigfeit Der 
MWiedereinfegung in den vorigen Stand, wegen gefundener neuer Beweis- 
mittel. 

Diefes Rechtsmittel ift nur diejenige Partei zu ergreifen berechtigt, 
gegen welche ein Urtheil ergangen ift. Die Nechtsnachfolger diefer Partei 
treten an ihre Stelle und haben das gleiche Befugniß. Dritten Perſonen, 
welche weder als ftreitende Parteien noch als deren Nechtsnachfolger erjcheis 
nen, ſteht dieſes Nechtsmittel nicht zu. 


Vor Erfliegung des Urtheils in dev Hauptjache kann von Demfelben 
fein Gebrauch gemacht werden. Dagegen macht es feinen Unterichied, ob 
diefes UÜrtheil in Rechtskraft erwachſen iſt oder nicht, ob es ein unbedingtes 
oder bedingtes Endurtheil ift. In allen diefen Fällen fann unter der Bor; 
ausfegung des Vorhandenfeins der Übrigen Bedingungen für die Zuläßigfeit 
Diejes Rechtsmittels die Wiedereinfegung in den vorigen Stand Plab greifen. 

Die Bedingungen der Zuläßigfeit derfelben find nach dem $. 366 der 
EBD. folgende: 

1) Müffen Beweismittel neu entdeckt werden. Das Gefeß macht kei— 
nen Unterfchied, ob durch diefe neuen Beweismittel neue Thatjachen, welche 
früher fein Gegenftand der Verhandlung waren, oder bereits früher verhan— 
delte Thatfachen erwiefen werden follen und findet deghalb in beiden Fällen 
Anwendung. 3. B. Es wird ein Schuldichein aufgefunden, der den früher 
nicht erweisbaren Darleihensvertrag vollftändig nachweifet, oder eine Quit— 
tung, durch welch die früher nicht verhandelte Thatfache der bereits gejchehe- 
nen Zahlung dargethan wird. 

Ob diefe neuen Beweismittel durch Zufall oder in Folge eines Darauf 
gerichteten Nachforfchens aufgefunden werden, macht feinen Unterjchied, denn 
in beiden Fällen müſſen diefe Beweismittel als aufgefunden betrachtet wer— 
den. Daß Ddiefe Beweismitrel erſt nach ergangenem Ürtheil aufgefunden wor— 
den find, fordert zwar der Wortlaut des $. 366, allein es ift durchaus fein 
Grund vorhanden, diefen Paragraph nicht auch in jenem Falle anzuwenden, 
wo zwar Die neuen Beweismittel vor Dem ergangenen Urtheile, jedoch in 
einem folchen vorgerücten Stadium des Prozefies aufgefunden worden find, 
daß davon in der früheren Verhandlung Fein Gebrauch mehr gemacht wer: 
den fonnte. (S. 88. 40, 585, 59 und 180 der CPO.) 

Durch diefe neuen Beweismittel Darf jedoch nie eine Aenderung Des 
Rechtsgrundes der früheren Klage erfolgen, weil ein folches neues DVorbrin- 
gen fih nach $. 18 der EPO. als unzuläßig darftellt, 
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2) Müflen die aufgefundenen neuen Beweismittel erheblich fein. 
Diefes legtere ift nur dann der Fall, wenn dieſe Beweismittel von einer 
folchen Befchaffenheit find und ſolche Thatfachen zum Gegenftande haben, 
daß durch fie, wären fte in der frühern Verhandlung in Amwendung gebracht 
worden, eine andere Entjcheidung veranlaßt worden wäre. 

Beweismittel, welche mit Bezug auf ihre Beweisfraft oder mit Bezug 
auf jene Thatfachen, welche fie zum Gegenftande haben, dieſe Wirfung her- 
vorzubringen nicht geeignet find, müſſen als unerheblich betrachtet werden 
und berechtigen Niemanden die Wiedereinfegung in den vorigen Stand zu 
verlangen. 


3) Muß der Implorant auf glaubwürdige Art, daher wenn 
auch nicht ftreng gerichtsordnungsmäßig, jo Doch mit einem hohen Grade 
von Mahrfcheinlichfeit nachweifen, daß es ihm nicht möglich war, dieſe Be— 
weismittel während der frühern Verhandlung ausfindig zu machen oder bei- 
zubringen. i 

Diefes von dem Gefege geforderte Unvermögen des Wirdereinfeßungs- 
werbers fann ſich in einem Zufalle, in einer unverfchuldeten faktiſchen Un— 
wiffenheit deffelben, oder in dem Verfchulden eines Dritten gründen, nie darf 
es abfichtlich oder durch Verſchulden des Wiedereinfegungswerbers herbei- 
geführt worden fein, denn in den legteren zwei Fällen kann nicht behauptet 
werden, daß die neuen Beweismittel in der frühern Verhandlung nicht aus— 
findig gemacht oder nicht beigebracht werden fonnten. Zur Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand berechtigende Fälle wären z. B.: Wenn die Zeugen 
eines Worfalles erſt nach ergangenem UÜrtheil ausfindig gemacht werden kön— 
nen, wenn eine fchriftliche Urfunde erſt nachträglich zum Vorſchein kommt — 
wenn erft nachträglich in Grfahrung gebracht wird, Daß bei einem gewiſſen 
Vorfall Zeugen zugegen waren, während bei der frühern Verhandlung nichts 
davon gewußt worden ift — wenn der Gegner erft nachträglich ein außer: 
gerichtliches Geftändniß abgelegt hat. 

Wenn dagegen der Wiedereinfeßungswerber die neuen Beweismittel 
fchon in der frühern Verhandlung ausfindig machen und beibringen Fonnte, 
und diefes abfichtlich oder aus Nachläfftgfeit, Unwiſſenheit des Geſetzes oder 
einem andern Verfchulden nicht gethan hat, fo fehlt eine wefentliche Bedin— 
gung der Zuläßigfeit der Wiedereinfegung in den vorigen Stand, welche 
nur gegen eine in Zufällen oder in dem Verſchulden eines Dritten gegrünz 
dete Verfürzung des materiellen Rechtes ſchützen foll, feineswegs aber Dazu 
berufen ift, die Folgen des eigenen Verfcehuldens des Wiedereinſetzungswer— 
bers zu heilen. 


$. 367. 


Dauer derfelben. 


Diefe Wiedereinfegung kann angefucht werden, jo lange bad 
Necht, welches den Gegenftand des Streites ausgemacht hat, noch 
nicht verjährt iſt. 
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Unter Verjährung verfteht man den Verluft eines Nechtes durch bie 
bloße Nichtausübung defjelben binnen der von dem Geſetze beftimmten Zeit. 
Wenn ein Recht als verjährt und daher erlofchen anzufehen ift, ift aus den 
in dem Privatrechte bezüglich der Verjährung beitehenden gejeglichen Be: 
ftimmungen zu entnehmen. Das allgemeine bürgerliche Gejegbuch fchreibt 
im $. 1478 einen Zeitraum von 30 Jahren als ordentliche VBerjährungszeit 
vor und hat für gewiſſe Berhältniffe eine außerordentliche längere uud eine 
außerordentliche fürzere Berjährungszeit vorgejchrieben. 

Die von dem bürgerlichen Geſetzbuch vorgejchriebene Nerjährungsgzeit 
des Nechtes, welches der Gegenftand des Streites war, ift zugleich auch Die 
Frift, binnen welcher das MWiedereinfegungsgefuch in den vorigen Stand nad) 
F. 366 der CPO. angebracht werden mug. Ein nach Ablauf Diejer Frift 
eingebrachtes Wiedereinfegungsgefuh muß von dem Richter in Gemäßheit 
des $. 101 der CPO. von Amtswegen zurüdgewiejen werden. Wir haben 
fomit hier einen Kal, in welchen der Richter von Amtswegen, ohne Daß von 
der Partei eine Ginwendung erhoben wird, auf die Verjährung Bedacht zu 
nehmen hat, was eine Ausnahme von der im $. 1501 des bGB. aufgeftell- 
ten Regel begründet. 


$. 368. 
MWiedereinfegung gegen die Verfürzung durch einen falſchen Eid. 


Mer feinen Gegner oder dritte Perſon eines falichen Eides 
beichuldigen und dadurch ein ergangenes Urtheil entfräften zu kön— 
nen glaubt, Hat vorläufig feine Beweismittel im Strafverfahren 
geltend zu machen, und kann erjt dann, wenn ſich jeine Angaben 
durch Die Unterfuchung bejtätigen, die Einſetzung in den vorigen 
Stand bei dem Givilgerichte anfuchen. 


Im innigen Zufammenhange mit diefem Paragraphe fteht der $. 349 
der CPO., welcher allgemein die Regel aufitellt, daß derjenige, welcher durch 
eine in den Strafgejegen verbotene Handlung feines Gegners oder eineg 
Dritten mit gerechten Anfprüchen oder Einwendungen fachfällig geworden 
ift, Die Einfegung in den vorigen Stand anzufuchen hat, wozu noch hinzu 
gefügt wird, daß infofern das Strafverfahren nach dem Gejege einzuleiten 
ift, der Ausichlag deijelben abgewartet werden muß. 

Ein Ausflug dieſes allgemeinen Grundfages ift der $. 368 der CPO. 
der nur von falfchen Barteieneiden zu fprechen fcheint, Die der Gegner im 
Hauptprozefie oder für ihn eine dritte nach dem Gefege (88. 233—242 der 
END.) zuläßige Perfon abgelegt hat. Aehnliche Hieher gehörige Beftimmun- 
gen find auch in den 88. 203 und 218 der ERDO., welche die Rechtsmittel 
‚gegen den Meineid falfcher Zeugen und Sachverftändigen, durch welchen eine 
Partei fachfällig wird, zum Gegenftande haben. Aber auch außer diefen von 
dem Gejege ausdrüdlich bejonders hervorgehobenen Fällen müſſen zu Folge 
des $ 349 der CPO. Hieher gerechnet werden: wenn das Urtheil durch 
einen Betrug herbeigeführt wurde, welcher durch Nachmachung oder Fälſchung 
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von öffentlichen oder Privaturkunden begangen worden if, wenn ber Richter 
des Verbrechens des Mißbrauches der Amtsgewalt fchuldig erfannt und zus 
gleich gegen denjelben erwielen wird, daß das Urtheil durch dieſes Verbre— 
chen herbeigeführt worden ift, und eben fo, wenn erwiefen vorliegt, daß ein 
Urtheil durch betrügerische Handlungen der Gegenpartei oder des eigenen 
Anwaltes oder Bevollmächtigten insbefondere durch Einverftändniffe mit ber 
—— dieſer zu Gunſten und der eigenen Partei zum Nachtheil erwirkt 
worden iſt. 


8. 369. 
Verfahren. 


Die Vorſchriften der 99. 362 und 363 gelten auch für bie 
MWiedereinfegung wegen vorgefundener neuer Beweismittel. 


$. 370. 
Beftimmung des Gerihtes für NReftitutionsgefude. 
Alle Wiedereinfegungsgefuche find bei eben dem Nichter erfter 
Inſtanz anzubringen, vor welchem die Hauptſache anhängig ift, 
oder var. 


Bei diefem Paragraph, deifen Beftimmung fih auf alle Fälle ber 
MWiedereinfegung in den vorigen Stand bezieht, werden folgende Paragraphe 
der Vorfchrift vom 25. Januar 1850 3. 52 über das Berfahren in Wechfel- 
fachen angeführt. 

$. 23. Die Wiedereinfegung in den vorigen Stand kann zum Nach— 
theile einer PBerfon, die in dem Hauptprozeſſe nicht unredlich gehandelt hat, 
nicht mehr ertheilt werden, wenn dieſelbe ihre wechfelrechtlichen Anfprüche 
gegen einen Dritten, mittlerweile durch Ablauf der Zeit ganz oder zum Theile 
verloren hat, oder wegen Kürze der noch übrigen Zeit nicht mehr geltend 
machen kann. 

$. 24. Die Verhandlung über eine MWiedereinfegung in den vorigen 
Stand wegen vorgefundener neuer Beweismittel, ift mit der Verhandlung 
dev Hauptjache zu verbinden, und über beide mittelft eben deſſelben Urtheils 
zu entfcheiden. In der Wiedereinfegungsflage muß daher zugleich das Des 
gehren in der Hauptfache geftellt werden. 


sr 
Strafe des Mißbrauchs der Reftitutionsgefude. 
Muthwilliger Mißbrauch des Nechtsmitteld der Einſetzung in 


den vorigen Stand it nach den, im $. 352 enthaltenen Vorſchriften 
zu bejtrafen. 
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Sechzehntes Hauptftüd. 


Dom Bergleiche. 


F. 372. 
Ginleitung des gerihtlihen Vergleihsverfudes. 


In wiefern der Richter von Amtswegen vor der Verhandlung 
über eine Klage einen Vergleich zu verfuchen habe, bejtimmen bie 
88. 45 und 46. Außerdem ftcht auch jedem Theile frei, feiner 
anhängigen Rechtsfache wegen auf einen Vergleichsverſuch bei Ge- 
richt anzutragen. Bei der hierüber einzuleitenden Vernehmung 
beider Theile hat fich der Nichter zu beftreben, ohne Zudringlichkeit 
oder Anwendung feines vichterlichen Anſehens, mit billiger und 
gleicher NRückjicht für beide Theile den Streit, wo möglih, zu ver- 
mitteln. Wenn ein Theil bei der Tagſatzung nicht erjcheint, oder 
erflärt, daß er feinen Vergleich eingehen wolle, fo find die Unter— 
handlungen jogleich abzubrechen. 


Der Richter ift von Amtswegen nur in einem einzigen Yalle verpflich- 
tet, zwifchen den Parteien einen Vergleich zu verfuchen, nämlih im 
mündlichen Verfahren in dem Falle, wenn die Forderung des Klägers In 
ihrem vollen Betrage von dem Geklagten nicht für richtig anerfannt wird. 
($. 45 und 46 der CPO.) 

In diefem Falle handelt es fih um geringfügige Rechtsfachen und der 
Vergleich iſt zu fehr im Intereſſe der Parteien gelegen, weshalb die Gejeß- 
gebung den Nichter anweifet, einen Vergleich zwifchen den Parteien zu ver— 
juchen, eine Aufgabe, die allerdings in dem Begriffe des Richteramtes nicht 
gelegen ift. Sonft gibt es feinen Fall, in welchen der Richter von Amtes 
wegen verpflichtet wäre, einen Vergleich zwifchen den Parteien zu verjuchen, 
woraus von felbft hervorgeht, daß unfere Prozeßordnung dem einft jo jehr 
en Inftitute des Sühneverfuches durch den Nichter nicht befonders 

old ift. 

Der Geheimrath und Profeſſor in Heidelberg, Herr Dr. Mittermayer 
bemerkt in einer feiner Abhandlungen gegen diefes Inftitut, daß ſchwerlich 
Jemand gefunden werden kann, der untauglicher zu Vergleichsverſuchen wäre, 
ald eben der Nichter. Zudringliche Vergleichsverſuche erwecken gegen den 
Richter den Verdacht, daß er das ſchwierige Geſchäft des Rechtſprechens 
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von fich abzulehnen trachte, oder daß er felbit nicht an die fichere und fefte 
Stimme des Nechtes glaube. Wergleichsverfuche widerfprechen dem richter- 
lichen Charafter, nach welchem der Nichter nur das Necht handhaben und 
re nicht aber eine Umfchiffung und Beugung ded Rechtes begün- 
tigen ſoll. 

Der Richter müffe, fol der Wergleichsverfuch wirffam fein, fehr oft, 
wenn auch nur leife auf den Ausgang des Prozeſſes hindeuten, wodurch 
nothiwendig das Vertrauen in feine Fünftige Unparteilichfeit leiden muß. 
Selbjt die Motive, welche der Nichter den Partheien vorftellt, um fie zum 
Vergleiche zu bewegen, ehren ihn nicht; er muß entweder einer Partei ge- 
radezu fagen, Daß fie nichts gewinnen werde, daß wenig Hoffnung da jei, 
oder er muß jelbjt Zweifel gegen die Unfehlbarfeit der Juftiz äußern, Die 
Prozeffe mit einem Zuge aus dem Glüdstopfe vergleichen u. a. m. was 
alles der Würde des Nichters und des Nechtes nicht entipricht. 

Ich führe Ddiefe Gründe des berühmten und um die Nechts- Wiffen- 
fchaft fo Hochverdienten Herrn Profefjors vorzüglich deßwegen an, weil fie 
ein Bild aller jener Fehler enthält, welche der Richter, der in Die Lage 
fommt, einen Vergleich zwiſchen den ftreitenden Parteien verfuchen zu müffen, 
auf das Sorgfältigfte zu vermeiden hat. 

Außer dem Falle, in welchem der Richter von Amtswegen verpflichtet 
ift, einen Vergleich zwijchen den Parteien zu verfuchen, kann auch ein folcher 
Vergleichsverfuch von dem Richter über Antrag eines oder beider ftreitenden 
Theile vorgenommen werden. 

Die Vorichriften, welche der $. 372 der EBD. dem Richter bezüglich 
feines Benehmens bei Vergleichsverfuchen ertheilt, beweifen deutlich, Daß das 
Geſetz alle die angeführten Mängel und Gebrechen, in welche bisweilen Die 
Richter bei Vergleichsverfuchen zu verfallen pflegen, auf das Sorgfältigite 
vermieden wiſſen will. 


$. 373. 
Lauf des Prozeffes während der VBergleihsverhandlungen. 


Sn feinem Falle wird durch gerichtliche oder außergerichtliche 
Vergleichsunterhandlungen der Lauf des Prozeſſes, die Urtheils- 
chöpfung und die Ereeution gehemmt, wenn e3 nicht von beiden 
jtreitenden Theilen ausdrüclich begehrt wird. Aber auch dann joll 
auf Anfuchen der einen oder der andern Partei fogleich wieder wei— 
ter verfahren werden. 


$. 374. 
Unverfänglihfeit fehlgefhlagener Vergleihsverhandlungen. 
Wenn der Vergleich nicht zu Stande fommt, jo haben An— 
träge und Weußerungen der Parteien, wozu bloß die Vergleichs— 
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verhandlung Anlaß gegeben hat, Feine DBerbindlichfeit, noch Beweis— 
fraft, und e3 ift darüber weder ein Protofoll aufzunehmen, noch 
eine Amtsurfunde auszufertigen. 


$. 375. 
Form der Aufnahme eines gerihtliden Vergleichs. 
Dagegen ift der abgejchlofiene gerichtliche Vergleich unverzüg- 
lich in ein, nach gejchehener Vorleſung von beiden Iheilen zu uns 
terzeichnendes Protofoll aufzunehmen, und in Geftalt eines Bejcheides, 
oder auf Verlangen der Parteien mittelft einer befondern Amtsur- 
Funde auszufertigen. 


Bezüglich der für Vergleiche zu entrichtenden Gebühren find die Beflimmungen der 
Tarifpoft 105 und 53 im Auge zu halten. Die in der Tarif-Poſt 53 enthaltenen Beltims 
mung wurde mit Finanz» Minifterials Dekret vom 20. Dftober 1850 3. 30579 folgender 
Mafen erläutert: Die in der Tarifspoft 53 des prov. Gefeßes über die Gebühren von 
NRechtsgefchäften, Urfunden, Schriften und Amtshandlungen enthaltene Beſtimmung, bezüg- 
lich der Mittheilung der gerichtlichen Erklärungen, worunter auch die gerichtlichen Vergleiche 
gezählt werden, an die zur Gebührenbemefjung beftimmten Aemter bezweckt, die Umgehung 
der Gebühren von Rechtsgefchäften oder von Rechtsurfunden dadurd, daß fie in Eingaben 
oder Protofollen aufgenommen werden, zu verhindern. Die Erreichung dieſes Zweckes 
fordert jedoch Feineswegs die Mittheilung einer jeden gerichtlichen Erflärung an die ges 
dachten Aemter. 

Das Gefeg unterfcheivet Erflärungen, wodurch ein Nechtsgefhäft vor Gericht erft 
geſchloſſen und darüber eine Rechtsurkunde erft ausgefertigt wird, von jenen, welche fich 
auf ein fchon früher gefchloffenes Rechtsgeſchäft beziehen. Hinſichtlich der erjteren Art 
beftimmen die FF. 26 und 44 des Gefeges das Benehmen der Gerichte. Es wird näm— 
lich die Mittheilung nur dann gefordert, wenn von dem Nechtsgeichäfte oder der Rechts— 
urfunde eine ffalamäßige Gebühr über 20 fl. oder eine Percentualgebühr zu entrichten ift. 
Unterliegt die als Rechtsurfunde anzufehende, zu Protofoll gegebene Erklärung einer Stem- 
pelgebühr His einjchließlich 20 fl., jo ift die Smvoffirung nach $. 26, a, innerhalb der 
dort ausgedrüdten Friit von dem Gerichte felbft zu veranlaffen, ohne daß eine Mittheilung 
an das zur Bemeffung der Gebühr bejtimmte Amt erforderlich ift. 

Handelt es fih um eine Erflärung der zweiten Art, fo it deren Mittheilung auch 
nicht in allen Fällen erforderlih. Hat die Partei die Urfunde über das vorausgegangene 
Rechtsgeſchaft mit der darauf erftchtlichen Entrichtung der vorgejchriebenen Gebühr oder 
mit der dazu gehörigen Gebühren-Quittung ausgewiejen, fo ift die Mittheilung nur danu 
erforderlich, wenn die Erflürung eine gebührenpflichtige Novation in ſich ſchließt und dieſe 
der Percentuals oder einer ffalamäßigen Gebühr 20 fl. unterliegt. Unterliegt fie einer 
ffalamäßigen Gebühr bis 20 fl. einfchließig, fo ift bloß der $. 26 a des Gefeges in An— 
wendung zu bringen. Außerdem ift der Richter durch die Berufung der Urfunde und der 
nachgewiefenen Gebührenentrihtung in dem betreffenden Protofolle jeder weitern Verant— 
wortlichfeit enthoben. 
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Siebzehntes Hauptftüc. 
Von Schiedsrichtern. 


$. 376. 
Befugniß, einen Compromiß-Vertrag zu fließen. 

Die Parteien Fönnen ihre Nechtsangelegenheiten, in fofern fie 
darüber zu verfügen, freie Macht Haben, und nach den Gefegen 
einen Vergleich zu jchlie Ben, fähig find, durch beiderfeitiges Einverftänd- 
nig dem Ausjpruche eines oder mehrerer Schiedsrichter unterziehen. 


Das Wefen des Schiedsrichtervertrages (Compromißvertrages) befteht 
darin, daß die Entjcheidung einer zwifchen zwei Parteien bereits entftandenen 
oder möglichen Streitfache durch beiderfeitiges fehriftliches oder vor Gericht 
erflärtes Einverftändnig der Parteien einer oder mehreren Perſonen liber- 
tragen wird, welche zu diefer Entfcheidung nicht durch das Geſetz, fondern 
durch ihre fchriftlihe oder vor Gericht abgegebene Willens - Erklärung, Die 
Verbindlichkeit zur Entſcheidung der Streitjache übernehmen zu wollen, ver: 
pflichtet find. Aus diefem Begriffe des Schiedsrichtervertraged geht hervor, 
daß derſelbe Iediglich auf der Uebereinfunft der Parteien unter einander und 
mit dem erwählten Schiedsrichter beruht. 

Ale Rechtsangelegenheiten, worunter offenbar nur privatrechtliche An- 
gelegenheiten zu verftehen find, welche die öffentliche Ordnung nicht berühren, 
fönnen dem Ausfpruche des Schiedsgerichtes unterzogen werden. 

Parteien, welche einen Kompromißvertrag abſchließen wollen, müffen 
Die Dazu erforderliche perfönliche Fähigkeit befigen. Das Geſetz erklärt nur 
diejenigen für perfönlich fähig, ihre Angelegenheit dem Ausſpruche eines oder 
mehrerer Schiedsrichter zu unterziehen, welche über diefe Angelegenheit zu 
verfügen freie Macht haben, und nach dem Geſetze einen Vergleich zu fchlie- 
Ben fähig find. 

Perſonen, welche unter der väterlichen Gewalt, WVormundichaft oder 
Curatel ftehen, find fomit nicht fähig, einen Schiedsrichtervertrag einzugehen. 
Die gefeslichen Vertreter, Vormünder und Guratoren bedürfen zur Eingehung 
eined Schiedsrichtervertrages der Einwilligung des vormundicaftlichen Ge— 
richtes ($. 233 des allg. bürg. Gejegbuches); Bevollmächtigte, welche im 
Namen der Bollmachtgeber einen Schiedsrichter zu wählen ermächtigt fein 
follen, bedürfen zu diefem Gefchäfte eine befondere, auf das einzelne Geſchäft 
lantende Bollmacht. 

Allgemeine, jelbft unbefchränfte Vollmachten find in diefen Fällen nur 
hinreichend, wenn die Gattung des Gefchäftes in der Vollmacht ausgedrüdt 
worden ift. ($. 1008 des allg. bürg. Geſetzbuches.) 
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Den ftreitenden Parteien ift es freigeftellt, fich einen oder mehrere 
Schiedsrichter zu wählen, und das Gefeg hat die Parteien bezüglich der 
Zahl dev Perſonen, welche fie zu Schiedsrichtern zu wählen haben, nicht 
beichränft. 

5, Das Uebereinfommen der Parteien ift für diefelben auch dann fchon 
verbindlich, wenn daffelbe zwar nicht die Zahl und Perſonen der Schieds— 
richter, jondern nur überhaupt das zum Gegenftande hat, daß ihre privat: 
rechtliche Angelegenheit durch einen Schiedsrichter oder durch ein Echieds- 
gericht entſchieden werben ſoll, wobei jedoch voraus geießt werden muß, daß 
die Willenserklärung der Partei mit den zu ihrer Gültigkeit vorgefchriebenen 
gejeglichen Erfordernifien veriehen fein muß. 


8. 377. 
Sorm deffelben. 


Dieſe Uebereinfunft ift jedoch nur dann verbindlih, wenn fie 
jehriftlih oder vor Gericht geſchloſſen, und darin auf alle Recurfe 
und Berufungen gegen die jchiedsrichterlihen Entjcheidungen aus- 
drücklich Verzicht geleiftet worden if. Wird dieſer Compromiß— 
Vertrag in Rückſicht eines bejtimmten, ſchon bevorftehenden over 
anhängigen Rechtsſtreites gejchlojfen, jo muß er, um giltig zu fein, 
zugleih die Zahl und die Perfonen der Schiedsrichter beſtimmen. 
Sit von den Parteien in einem, ohne Nüdjicht auf einen beftimm- 
ten Rechtsſtreit gejchloffenen Compromiſſe über die Zahl und Ber- 
jonen der Schiedsrichter nichts feftgefegt worden, jo hat bei vor- 
fommenden Streitigkeiten jede Partei Einen Schiedsrichter zu wäh- 
len, und ift hiezu auf Verlangen des andern Theils von dem 
Gerichte mit Beftimmung einer angemeffenen Frift mit der Andro— 
hung aufzufordern, daß widrigenfalls die Ernennung durch das 
Gericht jelbft erfolgen werde. Die Schiedsrichter verbindet nur 
ihre eigene jehriftliche oder gerichtliche Erflärung, diefen Auftrag zu 
übernehmen. 

Nebſt der perfönlichen Fähigkeit der den Compromißvertrag eingehenden 
Parteien wird zur Gültigfeit des Schiedsrichtervertrages auch noch die 
Beobachtung der für denfelben vorgefchriebenen Form erfordert, wobei wohl 
zu beachten ift, daß die Beobachtung diefer Form nicht bloß zur Herftellung 
ber vollftändigen Beweisfraft, fondern zum Wefen des Vertrages der Art 
erforderlich ift, daß eine Außerachtlaffung der von dem Geſetze vorgeichries 


benen Form die Ungültigfeit des ganzen Bertrags zur Folge hat. 
Die Erforderniffe eines Schiedsrichtervertrages find folgende: 
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1) Muß diefer Vertrag fchriftlich oder vor Gericht gefchlofien werben. 
Mird der Vertrag schriftlich gejchlojien, jo fann er vor der Unterfchrift der 
Parteien nicht als geichloflen angefehen werden ($. 884 bGB.). Iſt aber 
einmal über einen Schiedsrichtervertrag eine Urfunde errichtet worden, fo ift 
auf vorgejchügte mündliche Berabredungen, welche zugleich geichehen fein 
follen, aber mit der Urkunde nicht übereinitimmen, oder neue Zuſätze ent« 
halten, fein Bedacht zu nehmen ($. 857 des allg. bürgl. Gefegbuches). Das 
Geſetz begnügt fich mit dem allgemeinen Ausdruf vor Gericht: ohne zu 
beitimmen, vor welchem Gericht. Es muß deßhalb jedes inländische Gericht 
hier verftanden werden. Gin vor einem Notar, einer politischen, Polizei— 
oder Finanzbehörde abgejchloffener Compromißvertrag ift ungültig. 

2) Muß in dem Gompromißvertrag auf alle Nefurfe und Berufungen 
gegen die jchiedsrichterliche Entjcheidung Verzicht geleiftet werden (cum clau- 
sula: remola omni appellatione). Der Grund, warum das Geſetz dieſe 
Klausel erfordert, dürfte darin zu fuchen fein, weil, wäre den Gompromit- 
tenten ohne weiters von dem jchiedsrichterlichen Ausipruch der weitere Rechts— 
zug geftattet, durch den Gompromißvertrag nur die Zahl der Inftanzen ver: 
mehrt und der vorzüglichite Zwed des Gompromifies, die Abkürzung des 
Verfahrens vereitelt würde. Mit Rückſicht auf die Unzufömmlichfeiten des 
Compromiſſes, ohne die erwähnte Klaufel, bemerkt jchon ein altes deutſches 
Sprihwort: Mach fein Gompromiß, du verlierjt es gewiß. 

3) Wird das Compromiß bezüglich eines beftimmten, jchon bevorftehen- 
den oder anhängigen Nechtsftreites geichlofien, jo müſſen in demjelben zu— 
gleich die Perfonen und die Zahl der Schiedsrichter beftimmt fein. 

4) Die Schiedsrichter erfcheinen nur dann rechtlich verpflichtet, Die 
ihnen zur Entfcheidung übertragene Streitfache zu enticheiden, wenn ſie fich 
fchriftlich oder vor Gericht erklärt haben, hiezu verpflichtet jein zu wollen. 
Die bloße Namensunterfehrift unter die Urkunde, welche den Schiedsrichter- 
vertrag enthält, wenn in diefer nicht zugleich die Erflärung des Schieds- 
richters enthalten ift, die jebiedsrichterliche Entjcheidung übernehmen zu wollen, 
ift für fich allein nicht hinreichend, weil eine bloße Namensunterfchrift noch 
feine Erklärung enthält. Es it nicht nothiwendig, daß ein Compromißvers 
trag immer mit Nüdficht auf bereits beftehende oder anhängige Streitſachen 
geihloffen werde. Es fann auch bei Eingehung eines Vertrages oder was 
immer für eines Gefchäftes von den Kontrahenten beftimmt werden, daß im 
Falle, als aus diefem Gefchäfte Streitigkeiten entftehen jollten, die Entſchei— 
dung derfelben durch ein Schiedsgericht erfolgen fol. 3.8. Ein Herrjchafte- 
befiger fchließt mit einer Fabrik einen Lieferungsvertrag ab, in welchem er 
fich verpflichtet, der Fabrik jährlich 5000 Klafter Holz zu liefern. In dem 
Pertrage wird zugleich beftimmt, daß Falls aus diefem Gejchäfte Streitig- 
feiten entitehen follten, hierüber durch ein Schiedsgericht entjchieden wer— 
den ſoll. 

Wenn der ebengedachte Fall eintritt, daß ein Compromißvertrag mit 
Rückſicht auf einen bloß abftraft möglichen, keineswegs aber konkret bevor- 
ftehenden oder anhängigen Nechtsitreit gejchlofien wird, jo wird Das sub 3) 
angeführte Erfordernig zur Gültigkeit des Compromißvertrages abrällig, und 
es braucht in einem folchen Falle weder die Zahl, noch die Perſon der 
Schiedsrichter von den Compromittenten beſtimmt worden zu ſein. Gleich: 
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wohl fteht den legtern diefe Beftimmung frei. Haben jedoch dieſelben in. 
dieſer Beziehung nichts verfügt, fo ſupplirt das Geſetz den Willen der Par- 
tei und beftimmt, daß jede der ftreitenden Parteien einen Schiedsrichter zu 
wählen hat. Weigert fte fich, Diefe Verpflichtung zu erfüllen, jo wird fie 
durch das Gericht aufgefordert, Ddiefer Verpflichtung nachzufommen. Leiſtet 
fie auch diefer Aufforderung nicht Genüge, jo wird von dem Richter Der 
Schiedsrichter beftimmt. 

Bezüglich gewiffer Angelegenheiten und Perſonen beftehen einige Bes 
fonderheiten, die hier angeführt werden müfjen. Dieſes ift der Fall: 

a) Bezüglich der priv. öfterr. Nationalbank. In dem Patente vom 
1. Juli 1841 $. 59 ist bezüglich dieſes Inftitutes beftimmt: daß wenn fich 
während der Dauer der Gejellichaft Streitigkeiten zwijchen den Mitgliedern 
der Direction und dem Ausfchuffe ergeben, oder wenn bei der Trennung 
der Geſellſchaft über die Ausgleichung Widerfprüche eintreten, welche nicht 
gütlich beigelegt werden follten, jo find folche Dem oberiten Gerichtshofe zu 
unterziehen, welcher fie in der Eigenfchaft einer höchiten fchiedsrichterlichen 
Behörde ohne weitere Berufung zu enticheiden hat. 

b) Bei Privateifenbahnen hat die politifche Landesſtelle auf Anfuchen 
eines Theils als Schiedsrichter einzufchreiten, wenn fein Einverftändniß 
zwijchen den Befisern über die Vergütung des wechjeljeitigen Iransportes 
Statt findet (Eifenbahneoneefl. Syſtem, a. h. Entfchliegung vom 18ten und 
Hfd. vom 30. Suni 1838 3. 15410). 


c) Haben nach dem Hfzleidefrete vom 27. September 1834 3. 2671 
die öjterreichiichen Konjuln jowohl nach dem Marineedikte, als nach der be— 
fondern ihnen ertheilten Inftruftion die Enticheidung über Nechtsverhältnifie 
nur auf Verlangen der Barteien als Schiedsrichter vorzunehmen, injofern 
die Geſetze des Landes, wo ſie ſich befinden, dieſes geftatten. 

d) So gibt e8 auch gewille ©efellichaften und Anftalten, 3. B. Aſſe— 
furanz- und Lebensverficherungsjocietäten u. d. g, in deren a. 5. genehmigten 
Statuten für den Sal von Streitigkeiten die befondere Vorfehrung der Ent- 
ſcheidung durch Schiedsgerichte getroffen worden ift. 

e) Nah dem $. 5 lit. d Abſ. VII der Verordnung des k. F Hans 
delSminifteriums vom 26. März 1850 3. 122 RGB. fanctionirt mit a. h. 
Entichliegung vom 18. März 1850 können die Handels» nnd Gewerbefam- 
mern in allen Fällen, in denen die Beitellung von Schiedsrichtern gefeglich 
zuläßig ift, wenn Die Betheiligten insgefammt dazu beiftimmen, je nach Maß- 
gabe Diefer Zuftimmung endgiltig, oder mit Vorbehalt der Beru- 
fung an die zuftändigen Gerichte oder Behörden, über Hans 
dels- und Gewerbsangelegenbeiten, und insbefondere auch über alle aus dem 
Lohn- oder Dienftverhältniffe der gewerblichen Arbeitgeber zum Arbeitnehmer 
entjpringenden Streitigfeiten als Schiedsgericht entfcheiden. 

Da nach dem $. 377 der CPO. die Beftellung von Schiedsrichtern 
unter dem Vorbehalt einer Berufung oder eines Nefurjes gegen die fchieds- 
richterliche Entjcheidung gefeglich unzuläßig ift, fo erleidet die ebenangeführte 
Beftimmung der Verordnung des k. k. Handelsminifteriums durch den $. 377 
der EBD. eine Beichränfung, und Perſonen, welche fich der Handelg- und 
Gewerbefammer als Schiedsgericht unterwerfen, müffen zur Erwirkung der 
Gültigkeit des Compromiß - Vertrages auf alle Berufungen und Rekurſe 
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—X die Entſcheidung der H. und G. Kammern ausdrücklich Verzicht 
leiſten. — 


$. 378. 
Fühigfeit zu dem Amte eines Schiedsridhters. 


Die Parteien find im der Wahl der Schiedsrichter an die ge— 
jeglichen VBorjchriften über die, zu Verwaltung des Nichteramts er— 
forderlihen Gigenjchaften nicht gebunden. Vorſteher und Mitglieder 
des Gerichts, welchem Kraft der, ihm verliehenen ordentlichen Ge— 
richtsbarfeit die Entſcheidung des Prozeffed zuftehen würde, können 
zu Schiedärichtern nicht gewählt werben. 

Nah dem Geſetze kann Jeder zum Amte eines Schiedfrichterd gewählt 
werden, oder hat mit andern Worten die perfönliche Fähigkeit hiezu, welcher 
nicht Vorfteher und Mitglied jenes Gerichtes ift, welchem Kraft der, ihm 
verliehenen ordentlichen Gerichtsbarfeit die Entfcheidung des Prozeſſes zus 
ftehen würde. Dieß fcheint nicht bloß von dem Gerichte erfter, fondern auch 
von dem Gerichte zweiter und dritter Inftanz zu gelten, weil auch Diefen, 
Kraft der ihnen verliehenen ordentlichen Gerichtsbarfeit die Entfcheidung 
des Prozeſſes zuftehen würde. Vorſteher und Mitglieder anderer Gerichte, 
welchen die Enticheidung des Prozeſſes Kraft der ordentlichen Gerichtsbarfeit 
nicht zuftehen würde, können gültig zu Cchiedsrichtern gewählt werben. 
Diefe legtern brauchen die für das Nichteramt vorgejchriebenen Eigenjchaften 
nicht zu befigen. 

Nach der Prozeßordnung können auch Frauensperfonen, und Minder- 
jährige, welche letztere freilich zur Erfüllung des Schiedsrichtervertrages nicht 
gezwungen werden können, ald Schiedsrichter gewählt werben. 


$. 379. 
Verbindlichkeit des Schiedsrichters. 


Mer das Amt eines Echiedsrichter8 nad) Vorſchrift des 8. 377 
übernommen hat, ift fchuldig, längſtens binnen neunzig Tagen nad 
geichloffenem Verfahren die Streitfache zu entjcheiden, und kann 
dazu durch Geldftrafen angehalten, oder wenn dieſe fruchtlos blei- 
ben, zur Entſchädigung der Parteien, insbefondere zur Vergütung 
aller, aus ver ordentlichen gerichtlichen Verhandlung des Prozeſſes 
entftehenden Koſten verurtheilt werden. 


Der Schiedsrichter, welcher ſich weigert, die von ihm rechtsförmlich 
($. 377 der CPO.) übernommene Verpflichtung zu erfüllen, kann dazu auf 
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dem gewöhnlichen Nechtswege genöthigt werden. Es muß befhalb eine 
Klage auf Erfüllung feiner DVBerbindlichfeit gegen ihn bei dem Fompetenten 
Richter eingereicht werden, über diefe Klage wird das gefeßlich vorgefchriebene 
Verfahren gepflogen und durch Urtheil entfcheiden. Die Erecution des Ur— 
theils richtet fich nach den Beftimmungen über die Grecution eines Urtheiles 
ad praestandum factum. 


e 


$. 380. 
Verfahren vor dem Schiedsrichter. 


Es hängt von den ftreitenden Theilen ab, ſich über die Art 
des Verfahrens vorläufig mit den Schiedsrichtern einzuverftehen. 
Iſt hierüber nichts bejonderes feftgefeßt worden, fo find die Schieds- 
rihter an die Vorſchriften der Gerichtsordnung gebunden. Soll 
ein Eid abgelegt, ein Zeugenverhör vorgenommen, oder das Gut- 
achten der Sachverftändigen eingeholt werden, fo Haben fich bie 
Schiedsrichter deshalb durch Erfuchichreiben an die Gerichtäbehörde 
zu verwenden. : 

Aus diefem Paragraph geht hervor, daß bie Sorm bes fehiedsrichters 
lichen Verfahrens von der Uebereinkunft der Parteien mit den Schiedgrichtern 
abhängt. Haben die Parteien darüber nichts verfügt, fo fupplirt das Ges 


ſetz an Willen der Partei und beftimmt, welches Verfahren Platz zu greis 
fen habe. 


$. 331. 
Entfheidung der Sache durch mehrere Schiedsrichter. 


Henn mehrere Schiedsrichter gewählt find, fo Haben alle, in 
jofern nicht die Parteien jelbjt eine andere Uebereinkunft getroffen 
hätten, jeder Berathichlagung beizumohnen, nah Mehrheit der 
Stimmen zu beſchließen, und den Verordnungen und Urtheilen 
jammtlih ihre Unterſchrift beizufügen. Sind bei der Berathung 
bie Stimmen der Schiedsrichter gleich getheilt und Haben die Par— 
teien für diefen Fall feinen Obmann benannt, fo ift auf ein oder 
des andern Theils Anfuchen ein folder durch das Gericht zu 
beitellen. 

27 
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$. 382. 


Nehtswirfung bes fchiedsrihterlihen Ausſpruches. 


Die Parteien und ihre Erben find, joweit die Schiedsrichter 
die Grenzen der, ihnen anvertrauten Gewalt nicht überfchritten 
haben, das fchiedsrichterliche Erfenntnig zu befolgen fehuldig, und 
jollen, außer diefem oder dem Falle eines offenbaren Betruges, mit 
feiner Einwendung dagegen gehört werden. 


Der fcbiedsrichterliche Ausfpruch (laudum compromissoriale) ift unter 
der Borausjegung, Daß alle von dem Geſetze zur Giltigfeit defjelben gefors 
derten Bedingungen beobachtet find, für die Parteien bindend und begründet 
ein formelles Necht zwifchen denfelben. Die Wirkungen eines fchiedsrichter- 
lichen Erfenntniffes find dieſelben, wie Die eines rechtsfräftigen Urtheils. 
Auf jchiedsrichterliche Erfenntniffe fann, wie aus dem $. 438 Abſatz 5 herz 
vorgeht, die Erecution ertheilt und durch dafjelbe die Einwendung, daß ber 
Gegenjtand der Klage bereits durch rechtsfräftiges Urtheil entjchieden iſt, 
begründet werden. Gegen den jchiedsrichterlichen Ausipruch gibt es fein 
Nechtsmittel ($. 377 der CPO.) 


Nur in dem Falle, wenn die Schiedsrichter die Grenzen der ihnen an— 
vertrauten Gewalt lberfchritten, oder eine oder die andere Partei oder die 
Schiedsrichter fich eines offenbaren Betruges fchuldig gemacht hätten, kann 
gegen den fchiedsrichterlichen Ausspruch eine Einwendung erhoben, d. h. auf 
Ungültigerflärung des fchiedsrichterlichen Spruches von den Parteien oder 
deren Erben geklagt werden. Im Falle eines offenbaren Betruges muß die 
Sache den Etrafgerichten angezeigt werden und ſo lange bei dem leßtern 
das Strafverfahren nicht beendigt ift, darf "ohnehin vor dem Givilgerichte 
nicht verfahren, daher auch nicht auf das Laudum die Grecution ertheilt 
werden. Wird durch vechtöfräftiged Urtheil eines Strafgerichtes der Fall 
eines Betruges für vorhanden erfannt, fo kann mit Zugrundelegung dieſes 
Ürtheils nach $. 146 der EBD. ein Erfenntniß, wodurch der fchiedsrichter- 
lihe Ausipruch für nichtig erklärt wird, verlangt werden. Auf eine gleiche 
Art müßte in dem Falle vorgegangen werden, wenn beiwiefen werden fann, 
daß die Schiedsrichter die Grenzen der ihnen anvertrauten Gewalt über: 
Schritten haben. Bezüglich der Entjcheidung dieſer Frage kann nicht unbe: 
merft gelafjen werden, daß jeder Kompromißvertrag einen Verzicht der Par— 
teien auf den ordentlichen Nechtsweg in fich enthält und deßhalb ftrenge 
interpretirt werden muß, weil ein Verzicht nicht vermuthet werden kann— 
(Compromissa sunt striclissimae interpretationis.) in Compromißvertrag, 
welcher nur bezüglich befonderer Streitigfeiten, die fich aus einem gewiſſen 
Nechtsverhältniffe ergeben, abgejchlofien worden ift, erſtreckt fih nicht auf 
andere. 

Und ſelbſt allgemeine, auf alle Streitigfeiten überhaupt lautende Com— 
promißverträge find nach Analogie des $. 1339 des allgem. bürgl. Gefeg- 
buches auf ſolche Nechte nicht anwendbar, Die geflifientlich verheimlicht wor— 
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ben find, oder auf welche die den Compromißvertrag fchliegenden Perſonen 
nicht denfen fonnten. 

Mit Rückſicht auf die SS. 383, 442 und 444 der EBD. dürfte jedoch 
durch eine folche Klage auf Ungültigerflärung eines fchiedsrichterliben Aus: 
fpruches und das darüber eingeleitete Nechtsverfahren, ſofern der Gegentheil 
nicht einwilligt, der Lauf der Erecution nicht gehemmt werden. 


$. 383. 
Vollſtreckung deſſelben 


Die Execution ſchiedsrichterlicher Erkenntniſſe kann nie von 
den Schiedsrichtern ſelbſt bewilligt oder vorgenommen werden, ſon— 
dern iſt mit Beilegung des, im $: 377 erwähnten Compromiß— 
Vertrages und des jchtedsrichterlichen Erkenntniſſes bei dem ordent= 
lihen Richter von der Partei, oder auf ihr Begehren von dem 
Schiedsrichter anzufuchen. Der Richter hat nöthigenfalls vorläufig 
eine Tagſatzung anzuordnen, und, in jofern dabei die erwähnten 
Urkunden nicht bejtimmt für unecht angegeben werden, ohne Rüd- 
ficht auf andere, im Laufe der Grecution unzuläffige Einwendungen 
($ 442) das Geſuch jogleich zu bewilligen. 


$. 384. 


Fälle, in welden das Compromiß erlöfht oder unwirffam wird. 


Die aud dem Compromiß entftandenen Berbindlichkeiten er- 
löjchen durch den, vor gejchöpftem Urtheile erfolgten Tod Des 
Schiedsrichter. 


Nach dem Grundfage: Compromissa sunt strictissimae interpreta- 
tionis gilt diefer Paragraph auch in dem Falle, wenn von mehreren gewähls« 
ten Schiedsrichtern auch nur einer vor der Entjcheidung gejtorben ift. 

Diefe Folgerung wird übrigens von dem Gefege auch ausdrücklich in 
dem $. 386 der CPO. anerkannt. 


$. 385. 
Wird ein Schiedsrichter durch unvorhergejehene Hinderniſſe 
von dem Vollzuge des übernommenen Auftrags abgehalten, jo ift 
er feiner Verpflichtung enthoben. 


Jede Partei ift die Auflöfung des Compromifjes bei dem or— 
27% 
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dentlichen Nichter anzufuchen berechtigt, wenn bei dem Schiedsrichter 
jpäter Verhältniſſe eintreten, unter denen ber ordentliche Richter fein 
Amt zu verwalten unfähig ift, oder wenn dergleichen Verhältniſſe 
ihr in der Folge erſt befannt werden. 


$. 356. 


In Ermanglung eined andern ausprüdlichen Einverftändniffes 
find die Parteien an den Vertrag auch dann nicht mehr gebunden, 
wenn auch nur Einer von mehreren Schiedsrichtern ftirbt, austritt, 
oder an der Entſcheidung Iheil zu nehmen unfähig wird, 


| tzehntes Hauptftüd. 
Bon der Sicherftellung. 


$. 387. 
Art, die Sicherftellung zu fuden. 

Die Sicherftellung einer Forderung kann entweder der Gegen- 
ftand einer befonderen Klage und Berhandlung fein, oder während 
des, über die Hauptjache anhängigen Prozeſſes auf ein einfaches 
Geſuch des Klägers, dem Beklagten jogleich auferlegt werden. 


Mer aus was immer für einem Nechtögrunde, mag dieſer nun eine 
einfeitig verbindliche oder zweifeitig verbindliche Willenserklärung, eine bes 
fhädigende Handlung oder unmittelbar das Gefeg zu feiner Grundlage has 
ben, an eine andere Perſon eine Forderung hat, kann fchon — allein 
noch keinen Anſpruch darauf machen, daß dieſe Forderung von dem Schuldner 
auch ſichergeſtellt, d. h. durch gewiſſe Vorkehrungen vor der Erfüllung gegen 
die Gefahr des Verluſtes gewahrt werde. 

Das Recht auf Sicherftellung fest einen befondern neben dem Rechts: 
grunde der Forderung beftehenden Rechtsgrund voraus, welcher in den mei- 
jten Fällen unmittelbar im Gefege zu fuchen if. Einen Fall der Sicher- 
ftellung einer Forderung haben wir bereits im $. 148 der EBD. der EBD. 
fennen gelernt. 
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Kraft diefes Paragraphs kann jeder, der über ein ihm zuftehendes 
wenn auch bedingtes Recht — in diefem Sinne wird auch im $. 387 das 
Wort Forderung genommen — feinen fchriftlichen Beweis befigt, verlangen, 
dag ihm eine Urkunde darüber ausgeftellt werde. Dieſe Urfunde muß auch 
als Sicheritellung eines Rechtes im weitern Sinne betrachtet werden. Was 
unter Sicherftellung im engern Sinne zu verftehen ift, wird bei Erläuterung 
des $. 390 gejagt. > 

Der $. 387 beftimmt die Art und Weife, in welcher die Sicherftellung 
einer Forderung begehrt werden kann. Dieje Sicherftellung kann nämlich 
entweder 

I. mit einer befondern Klage begehrt, oder 

II. während des Verfahrens in der Hauptfahe auf einfadhes 
Geſuch des Klägers dem Beklagten fogleich auferlegt werden. 


$. 388. 
Bälle der befonderen Sicerftellungsflage. 


Mit einer bejonderen Klage ift der Gläubiger außer den, in 
dem bürgerlichen Rechte namentlich angegebenen Fällen auch dann 
berechtiget, wegen Gefahr des Verluſtes einer unbedeckten und noch 
nicht zahlbaren Forderung Sicherftellung zu verlangen, wenn der 
Schuldner: 

1. wegen verfallener Kapital= Zinfen, Nenten oder fälliger Be- 
träge anderer, von Zeit zu Zeit wiederfehrender Zahlungen, 
außergerichtlich erinnert worden ift, und dennoch bis zur 
gerichtlichen Klage die Zahlung nicht geleiftet hat; 

2. wenn er. von mehreren Gläubigern mit Schuldflagen und 
gerichtlicher Erecution verfolgt wird. Im erften Falle muß 
dem Gläubiger für den rüdftändigen Betrag des Capitals, 
oder die Fünftig verfallenden Renten und Zahlungen, in 
dem letztern für jeine ganze eriwiefene Forderung Sicherheit 
gegeben werden. 

„Der $. 388 zählt die Fälle der befondern Sicherftellungsflage er- 
jhöpfend auf. Dieje findet außer den in den bürgerlichen Rechten nament- 
lich angegebenen Fällen nach der Prozeßordnung nur bei erwiefenen For: 
derungen jtatt, wenn Diefelben 

I. unbededt, d. 5. durch Fein nach dem Gefege zuläßiges Sicher: 
ftellungsmittel gegen die Gefahr des DVerluftes gefichert und 

I. noch nicht zahlbar find, weil die Zahlungspflicht des Schuldners 


an einen gewiſſen aufjchiebenden Zeitpunft oder eine auffchiebende Bedingung 
gebunden ift. 
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IM. Bei von Zeit zu Zeit wiederfehrenden Zahlungen, 3. B. bei Ka— 
pitalginfen, Renten, Alimentationsbeiträgen, Gehalten, NBenftonen, Löhnen, 
Mieth- und Pachtzinfen u. d. g. ift zum Nechtsgrunde der Sicherftellungs» 
flage nichts weiter erforderlich, als daß der Schuldner wegen ber verfallenen, 
von Zeit zu Zeit wiederfehrenden Zahlungen außergerichtlich erinnert worden 
ift und dennoch bis zur gerichtlichen Klage die Zahlung nicht leiftet. Unter 
diefer gerichtlichen Klage ift die Klage auf Zahlung der verfallenen periodi- 
fben Zahlungen zu verftehen. Iſt dieſe Klage eingebracht, jo fann von dem 
Gläubiger gegen den Schuldner eine zweite beſondere Sicherftellungsflage 
angebracht werden. In der Sicherftellungsflage muß das Begehren dahin 
geftellt werden, daß der Beklagte ſchuldig erfannt werde, für den rüdfjtändigen 
Betrag des Kapitals oder die Fünftig verfallenden Renten und Zahlungen 
Sicherheit zu leiften. 

IV. Bei was immer fir Schuldforderungen ift der Gläubiger dann 
berechtigt, Sicheritellung zu fordern, wenn der Schuldner von mehreren 
Gläubigern, alfo wenigftens von zweien mit Schuldflagen und gerichtlicher Exe— 
cution verfolgt wird. Diefes muß gleichzeitig gefchehen, weil fonft nicht bes 
hauptet werden kann, daß der Schuldner von mehreren gerichtlich verfolgt 
wird. In diefem Falle ift in der Sicherftellungsflage das Begehren dahın 
zu ftellen, daß der Schuldner jchuldig erfannt werde, für Die ganze erwiefene 
Forderung fammt etwaigen Zinfen Sicherftellung zu leiften. Für Die zur 
————— der ausſtändigen Forderung in der Folge etwa nöthigen 
Gerichts- und Executionskoſten kann keine Sicherſtellung zuerkannt werden, 
weil dieſe Forderung nicht nur nicht fällig, ſondern auch nicht liquid iſt. 

Bei dem $. 388 muß hervorgehoben werden, daß die Beſtimmungen 
deffelben zum Theil ftrenger find, als Die der allgemeinen Wechjelordnung 
Art. 29 und 98) bezüglich des Negrefies auf Sicherftellung, wegen Unficher- 
heit des Ncceptanten bei gezogenen, oder des AusftellerS bei eigenen Wech- 
jeln. Für die Wechlelfumme kann nach den anbezogenen Paragraphen Si- 
cherheit nur dann gefordert werden, wenn über das Vermögen des Accep- 
tanten oder Ausitellers der Konfurs eröffnet worden ift, oder Die beiden 
genannten ihre Zahlungen eingeftellt haben, oder wenn nad Ausitellung 
des Wechſels eine Erecution in Das Vermögen des Acceptanten oder Aus- 
fteller8 fruchtlos ausgefallen, oder wider denfelben wegen Erfüllung einer 
Zahlungsverbindlichfeit die Vollſtreckung des Perſonalarreſtes verfügt wor— 
den ift. 


$. 389. 


Berfahbren darüber. 

Ueber dieſe Sicherftellungsflagen iſt mündlich zu verfahren 
und durch Urtheil zu erfennen. Die Sicherheit muß durch Beitel- 
lung eines tauglichen Bürgen oder Pfandes geleiftet werden. Die 
Greeution des, auf Sicherftellung ergangenen Urtheils richtet ſich 
nach der allgemeinen Vorſchrift des zweiundzwanzigften Hauptſtückes 
dieſer Prozeß-Ordnung. | 
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Diefer Paragraph enthält eine Ausnahme von der im $. 1373 bes 
allgemeinen bürgerlichen Gejegbuches, bezüglich dev Art, in welcher die Sir 
cherftellung in der Regel geleiftet werden muß, enthaltenen Beftimmung, 
welche lautet: Wer verbunden ift, eine Sicherftellung zu leiften, muß dieſe 
Verbindlichfeit durch ein Handpfand oder durch eine Hypothek erfüllen. 
Nur in dem Falle, daß er ein Pfand zu geben außer Stande ift, werden 
taugliche Bürgen angenommen. Nach $. 389 der EBD. ift es ganz in der 
Wahl des Schuldners, ob er die Sicherheit durch einen tauglichen Bürgen 
(was darunter zu verftehen fei, ftehe Erläuterungen bei dem $. 394 der 
EPD.), oder eines tauglichen Brandes leiften will. Wieder andere Beſtim— 
mungen bezüglich der Art der Sicherftellung, beftehen im Wechfelrecht nad) 
Art. 25 der allgem. Wechfelordnung und $. 17 der Borfchrift über das 
Perfahren in Wechjelfaben. Der Art. 25 der allgemeinen Wechjelordnung 
verfügt: Die Art der Sicherftellung und der Ort, wo Die zur Sicherheit 
gegebene Sache verwahrt werden foll, hängt von der Mebereinfunft der Par— 
teien ab. Sind fie darüber nicht einig, jo muß der ficher zu ftellende Bes 
trag bei Gericht baar erlegt werben. 


$. 390. 


Geſuche um Sicdherftellung. 
a) Während des DBerfahrens in der Hauptfahe in erfter Inflanz; 

Während des, in der Hauptfache anhängigen Prozeſſes kann 
der Gläubiger, in fofern er nicht ſchon Hinlänglich bedeckt wäre, 
Sicherftellung verlangen, wenn jeine Klage fih auf eine, vollen 
Glauben verdienende Schuldurfunde gründet, und der Beklagte fich 
auf Einwendungen beruft, worüber das Endurtheil nicht fogleich 
erfolgen kann. 

Dem Kläger ift in einem folchen Falle, wenn er bei der, in 
der Hauptfache angeordneten Tagſatzung felbft, oder in der Folge 
darum anjucht, jogleich und ohne deßhalb ein bejonderes vechtliches 
DVerfahren einzuleiten, die Grecution bis zur Sicherftellung der ein— 
geflagten Forderung ſammt Nebengebühren, allenfalls mittelft Pfän— 
dung durch einen bejondern Beſcheid zu ertheilen. 

Mährend des über die Hauptfache anhängigen Prozeſſes kann dem 
Kläger die Erecution zur Sicherftellung unter folgenden Bedingungen er— 
theilt werden. 

IT Wenn fich die Klage auf eine vollen Glauben verdienende Schuld- 
urfunde gründet. Das Wort Schuldurfunde hat nach dem Sprachge— 
brauche eine weitere, und eine engere Bedeutung. Im weitern Sinne verfteht 


man. unter einer Schuldurfunde jede Urkunde, welche den Beweis einer For 
derung ohne Unterfchied des Nechtsgrundes, aus welchen diefe Forderung 
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entfpringt, und bes Gegenftandes berfelben herzuftellen beftimmt ift. In bie 
fem Sinne fann was immer für eine Schrift, in welcher jemand irgend 
eine beftimmte Werpflichtung dbernimmt, eine Schuld Urkunde genannt 
werben. 

In einem engern Sinne verfteht unfere Gefeßgebung unter einer 
Schuldurfunde auh Schuldſchein, Schuldverfchreibung, Schuldbrief ges 
nannt, nur eine folche Urkunde, welche den Beweis eines Darleihensvertra- 
ges zum Oegenftande hat. 

In diefer engen Bedeutung nimmt auch der gewöhnliche Sprachge- 
brauch das Wort Schuldurfunde. 

Da der $. 390 eine Ausnahme von den allgemeinen Grundfäßen ber 
Prozegordnung enthält, fo muß das Wort Schuldurfunde in der engern 
Bedeutung genommen und unter Schuldurfunde nur eine folche Urkunde, 
welche den Beweis eines Darleihens » Bertrages zum Gegenftande hat, ver: 
ftanden werden. 

Für die Nichtigfeit dieſer Anficht fpricht auch eine Vergleichung der 
Ausdrudsweife des Geſetzes im $. 390 der CPO., mit dem Juftizhofdefret 
vom 23. Mai 1839, erflofien zu Folge allerhöchiter Entfchliegung vom 
29. Dezember 1838, zur Grläuterung des $. 298 der jofephinifchen und ber 
85. 397 und 398 der weſtgaliziſchen Gerichtsordnnung. 

In diefem Hofdekrete, welches denjelben Gegenftand behandelt, wie 
ber $. 390 der CPO, heißt e8: 

Wenn fih die Klage auf eine vollen Glauben verdienende Urfunde 
gründet. Die neue EPO. fpricht nur von einer Schuldurfunde und legt 
dadurch die Abficht der Gefeggebung, die frühen Beftimmungen einzufchräns 
fen, deutlich an den Tag. 

1. Darf der Gläubiger nicht fchon Hinlänglich bededt fein. (Siehe 
Crläut. bei dem $. 394 der EVD.) 

II. Muß der Schuldner gegen die Schuldflage ſolche Einwendungen 
erheben, worüber das Endurtheil nicht fogleich erfolgen kann, weil Diefe Ein- 
wendungen nicht in fontinenti, ſondern erſt durch ein Beweisverfahren er- 
wiejen werden Fann. 

Das Wort Einwendung wird hier im weiteren Sinne, in welchem 
auch Wiederfprüche darunter begriffen find, genommen. 

Beifpiele folcher Einwendungen, über welche nicht fogleich entfchieden 
werden kann, wären Die Ginwendung der bereits gefchehenen Zurüdzahlung, 
worüber dev Beweis durch Zeugen angeboten wird, der Widerſpruch ber 
Echtheit, welche durch Zeugen erwiefen werden muß, die Einwendung ber 
Minderjährigfeit u. ſ. w. 

Durch den Widerspruch der Echtheit der Schuldurfunde wird zwar dem 
Mroducenten die Beweispflicht der Echtheit auferlegt, und wenn Diefer Bes 
weis nicht hergeftellt wird, kann die Urfunde feinen vollftändigen Beweis 
liefern. Deffenungeachtet bleibt die Echuld-Urfunde an und für fih, wenn 
fie mit allen zur Beweisfraft derſelben erforderlichen gefeglichen Förmlichkei— 
ten verfehen ift, eine vollen Glauben verdienende Urfunde und bringt alle 
Wirkungen derjelben hervor. Ich bin deßhalb der Anficht, daß ungeachtet 
des Widerfpruches der Echtheit der Schuldurfunde der $. 390 der CPO. noch 
immer anwendbar bleibt, weil das Gefeg die Wirfungen diefed Paragraph 
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an die vollen Glauben verdienende Echuldurfunde als ſolche, und nicht noch 
an die weitere Bedingung gebunden hat, daß dieſe Urfunde auch von dem 
Schuldner anerfannt, und im Falle des Widerfpruchs der Beweis der Echt: 
heit derfelben dargethan werde. 


Sind diefe drei Bedingungen vorhanden, fo Fann dem Kläger, wenn 
er bei der in der Hauptfache angeordneten Tagſatzung, oder in der Folge 
darum anfucht, ohne weiteres Verfahren die Ereeution bis zur Sicherftellung 
der eingeflagten Forderung ſammt Nebengebühren durch beſondern Bejcheid 
ertheilt werden. Alle Arten der Erecution, welche zur Eicherftellung des 
Gläubigers dienen, find hier geftattet. Der Geſetzgeber hat unter dieſen 
Arten der Erecution insbefondere die Pfändung hervorgehoben. Der erecus 
tive Perſonalarreſt kann dem Gläubiger, wenn auch alle Bedingungen nad 
den 88. 540 bis 544 hiefür vorhanden wären, aus dem Grunde nicht be> 
willigt werden, weil der erecutive Perſonalarreſt nicht die Eicherftellung des 
Gläubigers bezweckt, fondern vielmehr als ein bloßes Zwangsmittel betrach- 
tet werden muß. 


Das Begehren um Ertheilung der Execution zur Sicherftellung hätte 
dahin zu lauten: daß zur Sicherftellung der mit der Klage de praes .... 
3... angefprochenen Darleihensforderung ſammt 6 % Zinfen von dem 
und dem zu beftimmenden Tage bis zum Zahlungstage die Erecution durch 
Pfändung der dem Schuldner gehörigen Fahrniſſe, insbejondere des baaren 
Geldes, der öffentlichen und PBrivatfchuldverfchreibungen, der allenfälligen 
Pretiofen, Gold» und Silbereffeften, der Zimmereinrichtungsftüde und häus— 
lichen Geräthichaften, der Betten, Wäfche und Kleidungsftüde bewilligt und 
veranlaßt werde. Dem Kläger fteht auch frei, fein — auf eine oder 
J andere der im $. 530 der CPO. vorgedachten Vorkehrungen auszu— 

ehnen. 

Das weitere Berfahren über ein folches Gefuh um recution zur 
Sicherftellung wird in dem 22. Hauptftüd näher erfichtlich gemacht werden. 


Im MWechjelverfahren gelten bezüglich des Nechtes auf Sicherftellung 
nn der Vorſchrift vom 25. Januar 1850 3. 52 RGB. folgende Grund: 
abe: 


I. Dem Kläger ift auf fein Anfuchen die Erecution zur Sicherftellung 
zu ertheilen, wenn der Wechjelichuldner gegen einen Zahlungsauftrag binnen 
der gefeglihen Frift Einwendungen erhebt. $. 7 und 8. 


1. Wenn die erfte über die Klage angeordnete Tagfagung erftredt, 
oder wenn von dem Gericht ein Zeugenverhör oder Augenjchein bejchlofjen 
wird, jo kann der Kläger im erften Falle bei oder nach der Tagfagung, im 
zweiten Falle nah Zuftellung des Befcheides um den gerichtlichen Auf- 
trag an den Beflagten anfuchen, binnen drei Tagen bei Vermeidung wech— 
jelwechtlicher Execution für die Forderung Eicherheit zu leiften. Dieſes Ge- 
juch findet jedoch nicht Statt, wenn die Erſtreckung der Tagſatzung wegen 
eines von Seite des Klägers eingetretenen Hinderniffes erfolgt ift, oder 
wenn zur Begründung der Klage nöthige Urkunden dei der Tagfagung von 
dem Kläger nicht in DOriginali vorgewielen wurden. ($. 13.) 


II. Wird der im $. 13 erwähnte gerichtliche Auftrag binnen der 
feftgefegten Friſt nicht befolgt, fo fteht e8 dem Gläubiger frei, gegen Die 
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Perfon oder auf das Bermögen des Schuldners die Erecution zu führen, 
(6. 16 und 18.) 


$. 391. 
b) Wührend des Appellationszuges. 


Auf diefelbe Art ift die Execution bis zur Sicherftellung zu 
bewilligen, wenn der Schuldner gegen ein, ihn unbedingt zur Zah— 
lung verurtheilendes Erkenntniß erfter oder zweiter Inſtanz die 
Appellation oder Reviſion ergreift. ! 


Der $. 14 der Juftizminift.-Verordnung vom 25. Januar 1850 3. 52 
RGB. beftimmt: Hat der Beklagte gegen ein Urtheil exrfter oder zweiter 
Inſtanz, wodurch ihm die Erfüllung einer Verbindlichkeit unbedingt auferlegt, 
oder wodurdh auf einen Haupteid erfannt wird, die Appellation oder Revi— 
fion ergriffen, jo fann der Kläger fogleih um den gerihtliden Auf— 
trag an den Beklagten anfuchen, binnen drei Tagen bei Vermeidung wechs 
jelrechtlicher Erecution für die Forderung Sicherheit zu leiften. 


$. 392. 


Auch außer dem Falle einer zuerfannten Geldforderung kann 
der Kläger zur Abwendung eines, wegen der Appellation de3 Geg— 
ner8 mit Grund beforgten Nachtheils eine Sicherftellung oder an— 
dere zweckmäßige Vorkehrung verlangen, worüber der Richter nad 


feinem Ermeſſen und der Lage der Sache durch Beſcheid zu erfen- 
nen hat. 


Diefer Paragraph fest voraus, daß einer Partei wegen der Appella— 
tion des Gegners die Gefahr eines widerrechtlichen Schadens droht, welche 
durch vorläufige vichterliche Anordnung abgewendet werden kann. Diefe 
Gefahr muß von dem Appellaten nicht ftreng gerichtSordnungsmäßig erwie— 
fen, wohl aber dem Nichter glaubwürdig dargethan werden. Außerdem muß 
das Gejuch des Sicherftellungswerbers ein genaues und beftimmtes Begeh— 
ren über die Art und Weiſe der zu leiftenden Sicherftellung, oder der zu 
treffenden zweckmäßigen Vorfehrung enthalten. Fälle, wie jte dieſer Para⸗ 
graph vorausſetzt, wären z. B., wenn eine Kirche einfallen müßte, bevor ber 
Streit über die Reparationsverbindlichfeit oder eine Ehefrau mit ihren Kin 
dern Noth zu leiden hätte, bevor der Streit über die Unterhaltsverbindlich- 
feit rechtskräftig entjchieden wird. 

Dem Richter ift es zwar nicht vorgefchrieben, jedoch auch nicht ver- 
boten, über ein Gejuch um Erlafjung einer proviforifhen Berfügung ben 
Gegner des Impetranten vorläufig zu vernehmen.. Die Entſcheidung Des 
Geſuches erfolgt durch Befcheid. Gegen diefen Beſcheid ift zwar allerdings 
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ein Rekurs zuläßig, bdemfelben kommt jedoch nach $. 313 der CPO. Feine 
aufichiebende Wirkung zu. 

Wvorin die prov. Verfügung zu _beftehen habe, ift in dem Geſetze nicht 
beftimmt, fondern lediglich dem Ermeſſen des Nichters überlaffen, ſolche Vor— 
fehrungen zu treffen, welche dem Zwede der Abwendung oder Sicherung 
gegen einen mit Grund bejorgten Nachtheil entiprechen. 


$. 393. 


MWird das Urtheil erfter Inſtanz, wodurch der Geflagte unbe» 
dingt zur Zahlung verurtheilt wurde, von dem höheren Nichter zu 
Gunften des Beflagten abgeändert, jo hat es bei der, von dem 
Kläger erwirften Sicherftellung, foweit fie bereits vollzogen ift, bis 
nach erledigter Nevifion oder verftrichener Reviſionsfriſt unverändert 
zu bleiben. 


In ähnlicher Weife, wie diefer Paragraph verordnet, dev $. 15 ber 
Zuftiz- Minifterialverordnung vom 25. Januar 1850 3. 52 RGB. Iſt der 
Beklagte in erſter Inftanz verurtheilt, von dem Appellationsgerichte bedingt 
oder unbedingt losgefprochen, aber vor Zuftellung des Urtheild des Appella- 
tions-Gerichtes bereits Sicherheit geleiftet worden, fo bleibt es Dabei fo lange, 
bis das Urtheil des Appellationsgerichtes rechtskräftig wird, oder Die Ent 
ſcheidung des oberſten Gerichtshofes vorliegt. 


$. 394. 
Entfheidung über die Zulänglidhfeit der Sicdherftellung. 
Weigert fich der Kläger, die ihm von dem Beklagten angebo= 
tene Sicherftellung als hinreichend anzunehmen, fo ift hierüber bei 
einer, auf Furze Frift angeordneten Tagfatung zu verhandeln, und 
über die Zulänglichfeit derjelben durch Beſcheid zu erfennen. 


AS zulänglich kann eine Sicherftelung im ordentlichen Verfahren nur 

dann betrachtet werden, wenn fie durch taugliche Pfänder oder taugliche 
Bürgen geleiftet wird. Der $. 1374 des allgemeinen bürgerlichen Geſetz— 
buches jest dießfalls Folgendes feft: 
‚ Niemand ift ſchuldig eine Sache, die zur Sicherftellung dienen fol, in 
einem höhern, ald dem, bei Häufern auf die Hälfte, bei Orundftüden aber 
und bei beweglichen Gütern auf zwei Drittheile der Schäßung beftimmten 
Werthe zum Pfande anzunehmen. Wer ein angemeffenes Vermögen befist, 
und in der Provinz belangt werden kann, ift ein tauglicher Bürge. 

Nach Wechſelrecht iſt derjenige, welcher Sicherſtellung zu fordern hat, 
berechtigt, darauf zu dringen, daß der ſicherzuſtellende Betrag bar bei Gericht 
erlegt werde. Art. 25 W. DO.) 
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Pfandreht auf die zur Sicherflellung hinterlegten Saden. 


Was zur Sicherſtellung eined Gläubigerd zu Gericht erlegt 
wird, ift von diefer Zeit an als ein ihm gerichtlich beftelltes Unter— 
pfand anzufehen, worauf zu feinem Nachtheile von feinem Dritten 
ein dingliches Necht erworben werden kann. 


Diefer Paragraph enthält einen Fall des gefeglichen. Pfandrechteg, 
welches dem Gläubiger auf eine von dem Schuldner zu Gericht hinterlegte 
Sache von dem Augenblide der Hinterlegung derfelben bei Gericht einge: 
räumt wird. 


Diefes Pfandrecht haftet an der Sache felbft und fleht dem Pfand— 
berechtigten gegen jeden dritten zu. Wird die Sache von dem Eigenthümer 
der Pfandfache nach dem Augenblid der Hinterlegung bei Gericht verkauft, 
vertaufcht, verfchenft, verpfändet oder mit was immer für einem dinglichen 
Nechte belaftet, fo geht doch das früher erworbene gefegliche Pfandrecht allen 
andern fpäter erworbenen dinglichen Nechten voran und von den leßteren fann 
ein Anjpruch auf Befriedigung erft dann erhoben werden, wenn ber in ber 
Priorität befindliche Pfandberechtigte feine Befriedigung erhalten hat. 


Neunzehntes Hauptftüd. 


Bon dem proviforifchen PWerfonalarreite. 


$. 396. 
Erforderniffe zur Bewilligung des proviforifhen Arreftes. 


Bei einem gegründeten Verdachte, daß ein Schuldner ſich ber 
Bezahlung feiner Schulden, oder der Erfüllung was immer für 
einer DBerbindlichfeit durch die Flucht entziehen, oder vor feinen 
Släubigern verbergen wolle, fann er noch vor eingeleitetem oder 
entſchiedenem Prozeſſe vorſichtsweiſe verhaftet werben. 
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Um dieſen provijorifchen Perjonalarreft zu erwirfen, muß der 
Gläubiger das Vorhaben des Schuldners, zu entweichen, oder fich 
zu verbergen, und die Gefahr des Verluſtes der Forderung durch 
glaubwürdige Zeugniffe oder auf andere Art befcheinigen, und zus 
gleich entweder Urkunden beibringen, welche, fall3 jie für echt an— 
erfannt werden, die Schuld vollftändig erweiſen, oder in Ermanglung 
derjelben dem angeblichen Schuldner für die ihm allenfall3 gebüh- 
rende Genugthung Hinlängliche Sicherheit leiſten. Arreſtgeſuche find 
immer ohne Vernehmung des Gegnerd auf das jchleunigite durch 
Beicheid zu erledigen. 


Unter Perſonal-Arreſt verfteht das Geſetz das Fefthalten — die In- 
haftirung — einer beftimmten Perſon an einem gewiffen Ort. Der Zweck 
des Arreftes im Civilprozeß kann ein doppelter fein. Der Perſonal-Arreſt 
fann als Zwangsmittel dienen, durch welches der bereits vechtäfräftig 
verurtheilte Schuldner verhalten werden fol, jeine Verbindlichkeit zu erfüllen. 
Diefen Arreft nennt die Prozeßordnung den Erecutiong-Arreft, und 
die mittelft deffelben geführte Erecution die Berfonals Erecution. 

Der BerfonalsArreft kann aber auch den Zwed haben, dem Gläubiger 
nur als Sicherftellungsmittel in dem Falle zu dienen, wenn zwar der Echuld- 
ner noch nicht rechtskräftig verurtheilt worden, jedoch gegründeter Verdacht 
vorhanden ift, daß fich derfelbe der Zahlung feiner Schulden oder der Er- 
füllung was immer für einer Verbindlichfeit durch die Flucht entziehen oder 
vor feinem Gläubiger verbergen wolle, wodurch dem legteren die wirkſame 
Verfolgung feines Rechtes entweder unmöglich gemacht oder doch in einem 
hohen Grade erfchiwert werden muß. Der Arreft, der bloß die Sicherftellung 
des Gläubigers zum Gegenftande hat, wird der proviforifche Perſo— 
nalarreft genannt. 

Aus dem Begriffe des proviſoriſchen Berfonalarreftes als Sicherftels 
lungsmittel ergibt ſich 

I. daß nur derjenige ihn erwirfen kann, welchem eine Forderung gegen 
denjenigen, gegen den der Arreft erwirft werden foll, wirklich zufteht. Daß 
u fällig oder ihrer Quantität nach beftimmt fei, wird nicht 
erfordert. 

Das Dafein einer Forderung für fich allein Fann jedoch offenbar die 
re des proviforischen Berfonalarreftes nicht begründen, fondern dazu 
wird no 

ll. eine causa arresti erfordert. Als folche erklärt unfer Geſetz 

a) daß gegründeter Verdacht vorhanden fei, daß der Schuldner ſich 
der Erfüllung feiner Verbindlichkeit durch die Flucht oder Verbergung ent— 
ziehen wolle, und 

b) daß hiedurch eine Gefahr des Verluftes der Forderung herbeiges 
führt werde. 
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Was nun die J Bedingung der Zuläßigfeit bed ‘PBerfonalarreftes bes 
teifft, fo wird die Forderung entweder durch Urkunden erwiefen, welche, falls 
fie für echt anerfannt werden, die Forderung vollftändig erweifen oder es 
wird dieſer Beweis von dem Arreftwerber nicht geliefert. In dem legteren 
Fall kann dem rreftgefuche nur dann Statt gegeben werden, wenn der 
Arreftiwwerber die zweite Bedingung der Juläßigfeit des prov. Perſonalarreſtes 
erfüllt und zugleich hinlänglih Sicherheit für die Genugthuung leiftet, 
welche dem angeblichen Schuldner dann gebührt, wenn ber prov. Perſonal— 
arreft, ohne daß dem Impetranten eine Forderung zufteht, angefucht worden 
ift. In welcher Art die Sicherheit geleiftet wird: ob durch Hinterlegun 
einer beftimmten Geldſumme bei Gericht, oder durch Pfänder oder Durch 
Bürgen, hängt zwar von dem Belieben des Arreftwerbers ab, dem Gericht 
jedoch fommt es zu, die Hinlänglichfeit der von dem Arreſtwerber geleifteten 
Sicherheit in quantitativer und qualitativer Beziehung zu prüfen. Jedenfalls 
muß das ald Sicherftellungsmittel gegebene Objeft geeignet fein, die im 
Falle eines ungegründeten oder muthwilligen Arreſtgeſuches dem Arreſtirten 
zuftehenden Entjchädigungsanfprüche, die fich aprorimativ bejtimmen lafjen, 
vollftändig zu dedfen. Hat der Arreftwerber diefe Sicherheit geleiftet, fo be— 
darf es zur Erwirfung des proviforifchen Arreſtes Feines weitern Beweiſes 
für die Forderung. 

Was die 11. Bedingung zur Erwirfung des prov. Berfonalarreftes 
anbelangt, jo verlangt das Gefeß feinen ftrengen Beweis für das Vorhan— 
denfein derfelben, fondern eine bloße Befcheinigung durch glaubwürdige Zeug— 
niffe oder andere Urkunden. Durch dieſe Beicheinigung muß das Vorhaben 
des Schuldners zu entweichen, oder fich verborgen zu halten, und zugleich 
die Gefahr des DBerluftes der Forderung dargethan werden. 


Mird zwar durch die von dem Arreftwerber vorgelegten Beicheinigungen 
der Schuldner des Vorhabens der Flucht dringend verdächtig, droht aber 
der Forderung des Gläubigerd aus dem Grunde Feine Gefahr, weil Diefe 
bereits hinlänglich fichergeftellt ift, fo fehlt e8 an einer Bedingung der Zus 
läßigfeit des Arreſtes. 


Gegenftand des Arreftes find alle Verfonen, welchen nach dem Gefege 
nicht eine Befreiung von dem Arrefte zufömmt. (S. 88. 406 und 548.) 


Ueber das Arrefigefuch ift immer ohne Vernehmung des Schuldners 
auf das Schleunigfte durch Befcheid zu enticheiden. (S. Anmerf.) 


Anmerfung. 
Formular einer Arrefigefuches. 
Don Außen. 
8. E. Bezirksgericht in Kronftadt. 


Urreftgefud 
(dringend wegen Gefahr der Flut.) 


Advofat N. N. in Kronftadt, wohnhaft Nro. 375, in Bertres 


/B 


/C 


/E 


«/F 
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tung des Buchhaͤndlers Herrn Theodor Mühlhaufen und des Schnitts 
waarenhändlers Herrn Friedrich Herbes in Hermannftadt 


wider 


Louis Rudemar, Mitglied einer franzöfiichen Schaufpielertruppe am 
Bufurefter Theater, dermalen eingefehrt in dem Kronftädter Gafts 
hofe zum blauen Stern, Zimmer Nro. 9 


bittet 


um Bewilligung des proviforifchen PBerfonalarreftes, wegen 
Gefahr des Berluftes einer Kauffchillingsforderung per 
600 fl. EDize. 


In zweifacher Ausfertigung. 


Mit Beilagen A bis F und 200 fl. EMze. in zwei Banfnoten 
ä 100 fl. EM. 


Löbliches k. k. Bezirks» Gericht! 


Louis Rudemar hat in Hermannſtadt bei dem dortigen Buch— 
händler Theodor Mühlhauſen die in dem in */A beiliegenden Buch— 
auszuge verzeichneten Bücher, Kupferftihe und Mufifalien um den 
Preis von 240 fl. CMze. und in der Schnittwaarenhandluug des 
Herrn Herbes in Hermannjtadt, die in dem Buchauszuge ‘/B ver- 
zeichneten Sammt- und Seidenſtoffe um den Preis von 360 fl. 
Conv.⸗Münze. 


Anſtatt ſeiner Verpflichtung zur Zahlung des Kaufſchillings 
nachzukommen, hat ſich jedoch derſelbe am Abende des 1. April l. 
J., wie e8 das in /C beiliegende Zeugniß des Franz SKajanu, 
Kutfchers bei dem Hermannftädter Eihwagenfahrt-Unternehmer Franz 
Stein nachweifet, von Hermannftadt aus heimlich davon gemacht, 
und ift heute Nachts in Kronftadt angefommen und in dem hier- 
ortigen Oafthaufe zum Klauen Stern, Zimmer Nro. 9 eingefehrt. 
Laut des Zeugniffes */D des Kafpar N. Hausfnechtes in dem eben- 
bezeichneten Gafthaufe bewirbt fih Nudemar angelegentlihtt um 
eine weitere Fahrgelegenheit zu feinem Fortfommen nah Bufureft. 
Nachdem aus diefen Umſtänden augenjcheinlich hervorgeht, daß es 
dem Rudemar darum zu thun ift, fich feiner in Hermannftadt gegen 
die Herrn Handelsleute Mühlhaufen und Herbes eingegangenen 
Berbindlichkeit duch die Flucht zu entziehen, die Forderung derfelben 
mit Rückſicht auf den unftäten Aufenthalt des genannten Schauſpie— 
lers einer augenfcheinlichen Gefahr des DVerluftes ausgefest ift, fo 
bitte ih als in */E ausgewiefener Bevollmächtigter der beiden ges 
nannten Hermannftädter Handelsleute. 


Das löbliche k. k. Bezirfsgeriht wolle den proviforifchen Pers 
fonalarreft duch Inhaftirung in dem ordentlihen Schuldenarreft 
gegen den Schaufpieler Louis Rudemar bewilligen und dem Gerichts: 
diener unverweilt mit dem Bollzuge der Arreftbewilligung beauftragen. 


Zur Sicherheit des Geflagten erlege ich der PVorfchrift des 
$. 397 der CPO. gemäß in /F eine Summe von 200 fl. E Me, 


Kronftadt den 4, April 1853. 


N. N. Advofat, 
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Beſcheid. 


Der proviſoriſche Perſonalarreſt gegen Louis Rudemar, Mits 
glied der franzöſiſchen Schauſpielertruppe in Bukureſt wird bewilligt 
und dem Gerichtsdiener Ignaz Friſchauf aufgetragen, ſich der Per— 
ſon des Louis Rudemar, wo immer derſelbe betreten wird, unver— 
weilt unter gleichzeitiger Zuſtellung dieſer Verordnung zu bemächti— 
gen und denſelben in die Arreſtkammer Nro. 1 in Haft zu bringen. 


Die von dem Arreftwerber zur Sicherflellung des Arreftbeflagten 
mit dem Geſuche de praes. 4. April 1853 8. 879 überreichten 
200 fl. EMze. find ad depositum genommen worden. 


Kronftadt den 4. April 1853. 


Don dem F. k. Bezirfsgerichte. 
(L. S.) N. N, Bezirfs-Richter. 


$. 398. 
Beftimmung des Gerichtsftandes. 


Der Gläubiger hat den Arreft entweder bei dem Richter, vor 
welchem die Klage wegen der Forderung felbft anhängig zu machen 
ift, oder bei demjenigen Bezirfägerichte anzufuchen, in deſſen Bezirk 
der Schuldner betreten wird. 


Sn Uebereinftimmung mit diefem Paragraph beftimmt der $. 14 ber 
Surisdictionsnorm: Geſuche um Bewilligung eines proviforifchen Arreftes 
fönnen nah der Wahl des Klägers entweder bei dem in der Hauptjache 
zuftändigen Gerichte oder bei demjenigen Einzelngerichte angebracht werden, 
in defien Sprengel das prov. Sicherftellungsmittel vollzogen werden foll. 


$. 399. 
Art der Bollziehung des proviforifhen Arreftes. 


Ob der Schuldner in feiner Wohnung in Haft zu behalten 
oder in den gemöhnlichen Schuldenarreft zu bringen, oder, wie fich 
auf andere Art feiner Perſon zu verfichern fei, wird dem Ermeſſen 
des Richters überlaffen. Will der Schuldner den gemöhnlichen 
Arreft vermeiden, jo Hat er die Koften von Zeit zu Zeit vorzu— 
Schießen. 


Bei dem Arrefte handelt es fih nur um das Fefthalten der Perfon 
des Schuldners. Diefer Zweck kann auf mehrfache Art erreicht werben, 
Dan kann den Schuldner in den gewöhnlichen Schuldenarreft bringen, oder 
wenn fein folcher vorhanden ift, ihn in einem Privathaufe einfperren laffen, 
oder man kann fich damit begnügen, den Schuldner unter Aufficht zu ftellen, 
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die gegen die Gefahr feines Entkommens fichert. Welche Vorkehrungen zu 
treffen find, bleibt dem Ermeſſen des Richters überlafien, welcher dabei auf 
die Anträge des Pittjtellers, auf die Arreftlofalitäten des Gerichtes, die per: 
fönliche Beichaffenheit des Schuldners, die größere oder geringere Gefahr 
der Flucht Nüdjicht zu nehmen hat. Will jedoch der Schuldner den ge- 
wöhnlichen Arrejt vermeiden und in feiner Wohnung oder anderwärts mit 
Beigebung einer Wache verhaftet werden, jo hat derfelbe die Koiten ber 
Wache oder des befondern Arreſtes vorſchußweiſe von Zeit zu Zeit zu be- 
ftreiten. — 

Durchaus ungerechtfertigt und unverantwortlich würde es jedoch fein, 
den ficherjtellungsweife Arretirten nicht in den abgefonderten gewöhnlichen 
Schuldenarreſt, fondern mit Inquifiten oder gar mit Sträflingen in eine 
Arreftfammer zu jperren. Fehlt es auch wirklich an abgefonderten Lofalitäten, 
fo wird ſich Doch bei jedem Gericht wenigitens eine Gerichtsdienerswohnung 
finden, in welcher zur Noth, bis für befjere Lofalitäten gejorgt wird, der 
Snhaftirte untergebracht werden kann. 


$. 400. 
Berpflegung des verhafteten Schuldners. 


Der Schuldner, welcher im gemöhnlichen Arreite ſich den noth» 
bürftigen Unterhalt aus eigenem Vermögen zu verichaffen nicht 
vermag, kann denjelben von dem Gläubiger verlangen. Auf An» 
juchen des Schuldners wird der Betrag dieſes Unterhaltes von 
dem Nichter bejtimmt, und dem Gläubiger aufgetragen, folchen bei 
dem Amte, welches für die Verpflegung des Schuldnerd im Arreite 
zu jorgen hat, mwenigitend von act zu acht Tagen vorhinein, und 
ziwwar jedesmal ſpäteſtens vor Verlauf der Amtsſtunden des legten 
Tages des Zeitraumes, für welchen der frühere Erlag geſchehen ift, 
zu entrichten. Wird dieſe Verordnung nicht befolgt, jo ift ber 
Schuldner, wenn er nicht etwa den verjpätet erlegten Betrag bereits 
angenommen Hat, berechtigt, mit Vorlegung des Amtszeugniſſes, 
daß der Erlag nicht auf die vorgefchriebene Art gefchehen ift, feine 
Entlafjung aus dem Arrefte gegen dieſen Gläubiger zu begehren, 
welche ihm jogleih, ohne eine weitere Vernehmung oder Verhand- 
lung einzuleiten, zu bewilligen ift. Auch kann er fpäter von eben 
dieſem Gläubiger, jelbjt wegen einer anderen Forderung, vorlicht3- 


weije, nicht neuerlih in Arreft genommen werden. 
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Aus dem erften Satze dieſes Paragraphs ergibt fich die Folgerung, 
daß die Koften des nothdürftigen Unterhaltes, infofern fie von dem Arreſt— 
beklagten felbjt beftritten werden fünnen, von dieſem zu tragen find, und nur, 
wenn dies der leßtere nicht vermag, fo hat der Arreftfläger auf Verlan— 
aen des Schuldners die Koften des nothdürftigen Unterhaltes zu bes 
ftreiten. Unter einem nothdürftigen Unterhalt Fann man ungefähr einen 
ſolchen Unterhalt verftehen, dev nach den hier zu Lande herrfchenden Preis— 
verhältniffen der Lebensmittel mit 10, 15 bis 20 fr. CMze. für einen Tag 
beftritten werden kann. 

Auf Anfuhen des Schuldners wird der Betrag des nothdürf- 
tigen Unterhaltes von dem Richter beftimmt, welcher dabei auf die beitehen- 
den Preiſe der Lebensmittel und zugleich auf die perjönlichen Berhältnifie 
des Schuldners NRüdficht zu nehmen hat. Wie das von dem Gläubiger bei 
Gericht erlegte Geld zum Unterhalte des Schuldners zu verwenden ift, ift 
im Gejege nicht vorgejchrieben. 

Sch bin der Anficht, daß es dem Schuldner zu übergeben und dieſem 
zu überlaſſen fei, Damit zu disponiren. Cine Bevormundung des Schuldnere 
durch die Kerfermeifter oder Gerichtsdiener, welche den Schuldner verföftigen 
und dafür das Geld in Empfang nehmen, ift, wenn der Arreftirte fich dieß 
nicht gefallen läßt, Feineswegs im Gejege gegründet und Ddiefer Vorgang 
fönnte möglicher Weiſe zu Beeinträchtigungen des Schuldners führen, der 
durchaus nicht im Arreſte ift, um eine Freiheitsſtrafe zu erleiden, ſon— 
dern um fich feiner Perſon gegen die Gefahr des Entkommens zu verfichern. 

Wird der von dem Gerichte feitgejegte Betrag nicht fpäteftens in Der 
legten Amtsjtunde desjenigen Tages bei Gericht hinterlegt, an welchem der 
Erlag hätte gefchehen jollen, fo ift der Arreftirte berechtigt, über Die erfolgte 
Unterlafjung ein Amtszeugniß, und auf Ddiejes geftügt, feine Entlafjung zu 
begehren. Diefe muß ihm ohne Vernehmung des Gläubigerd und ohne alte 
Verhandlung durch Befcheid bewilligt werden, e8 wäre denn, daß der Arreft- 
beklagte den verfpätet Überreichten Betrag bereit von dem Gerichte angenom— 
men hätte. Der Befcheid, durch welchen der Arreft aufgehoben wird, muß 
fogleich ohne Rüdficht auf den $. 313 der CPO. vollzogen und ber 
Schuldner in Freiheit gefest werden, ohne daß wenigitens Drei Tage 
nach der Zuftellung des Beicheibes an den Arreftfläger noch gewartet wird. 
Hat einmal der Schuldner feine Freiheit auf eine vechtsgültige Art erlangt, 
fo hat er dadurch eine bemerfenswerthe Immunität gegen denfelben Gläu- 
bigev erworben, indem er von dieſem jelbjt wegen einer andern Forderung 
vorfichtsweife nicht mehr verhaftet werden darf. In den Erecutionsarreit 
kann jedoch der Schuldner trotz dieſes Privilegiums noch immer genommen 
werden. 

Aus allen diefen Beftimmungen geht deutlich hervor, daß das Geſetz 
dem proviforifchen Perfonalarrefte zu Gunften der Sicherung der perfönlichen 
Freiheit nicht günftig ift. 


$. 401. 
Aufhebung des Arrefies gegen Sicherftellung. 
Wenn der Verhaftete dem Gläubiger für feine Forderung un— 
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bedingt, oder auch nur für den Ball, daß er entweichen oder fich 
verborgen halten follte, genügende Sicherheit feiftet, muß der Arreft 
jogleih aufgehoben werden. Ueber Einwendungen gegen die Zus 
länglichfeit der Sicherftellung ift nad Vernehmung beider Theile 
auf das fchleunigfte durch Befcheid zu erfennen. 


Der prov. Perfonalarreft ift ein Mittel zu dem Zwecke der Sicherftel- 
lung des Gläubigers gegen die für denſelben aus der Flucht des Schuldners 
entipringende Gefahr. ird dieſer Zweck dadurch erreicht, daß der Schuld» 
ner für die Forderung des Gläubigerd unbedingt, oder auch nur bedingt 
für den Hall Sicherheit leiftet, daß der Schuldner entweichen oder fich ver: 
borgen halten wollte, fo muß der Arreft fogleich aufgehoben werden. Daraus 
geht hervor, daß der proviforifche Perſonalarreſt nur ein fubftdiarifches Si— 
cherftelungsmittel ift, was fich auch aus den $$. 396 und 397 ergibt. 


$. 402. 
Nechtfertigung des Arreftes. 


Der Gläubiger hat die Klage wegen feiner Korderung mit dem 
Arreftgefuche zu gleicher Zeit, oder längſtens binnen vierzehn Tagen, 
von Zuftellung der Arreftbewilligung gerechnet, bei dem Gerichte 
anzubringen, welches das zuftändige wäre, wenn der Beflagte an 
dem Orte feiner Verhaftung feinen ordentlihen Wohnfis Hätte, 
Nach überreichter Klage joll der Richter die Streitfache unverzüglich 
und wo möglich binnen drei Tagen entfcheiden, 


Nichts liegt mehr in der Natur der Sache, ald daß derjenige, auf 
defien Gefuch ein angeblicher Schuldner, ohne früher auch nur vernommen 
zu werden, eingefperrt worden ift, auf das Strengfte verhalten werde, den 
Arreft zu rechtfertigen. Diefe Nechtfertigung erfolgt mit einer Klage, welche 
Rechtfertigungs- oder Juftififationsflage genannt wird. Dieſe 
Klage muß bei demjenigen Gerichte angebracht werden, welches Das zu— 
ftändige wäre, wenn der Beklagte an dem Orte feiner Verhaftung feinen 
ordentlichen Wohnftg hätte. 

Es wird alfo durch den Arreft der befondere Gerichtsftand 
des Arreftes begründet. 

Die Rechtfertigungsflage muß binnen einer gewiffen Friſt eingebracht 
werden, welche der Juftififationstermin genannt wird. Diefe Srift beträgt 
vierzehn Tage von demjenigen an gerechnet, welcher auf den Tag der Zus 
ftelung des Beſcheides, welcher die Bewilligung des Arreftes enthält, folgt. 
Diefe Frift kann in Gemäßheit der. 88. 91 bis 94 der EBD. nicht verlän- 
gert werden. 

Eine verfpätet überreichte Nechtfertigungsflage muß von dem Richter 
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In Gemäßheit der 88. 100 und 101 der CPO. von Amtswegen zurüdges 
wiefen werden. Dadurch verliert jedoch der Kläger nicht das Necht, feine 
Forderung gegen den Schuldner mit einer bejondern Klage geltend zu 
machen. 

Die Juftififationgflage kann zwar mit dem Arreftgefuche zu gleicher 
Zeit, fie muß jedoch immer abgefondert angebracht werden. 

Der Gegenftand dieſer Klage ift nicht mehr die Nechtfertigung bes 
Arreftes aus dem Grunde des Fluchtverdachtes oder der Gefahr des Ver— 
luftes der Forderung, fondern einzig und allein der Erweis der Forderung 
um berentwillen der Arreſt verhängt worden iſt. 

Ueber diefe Klage ift mie Nücicht auf die Beftimmung des $.7 lit d,, 
weil der Geſetzgeber unverfennbar eine unverzügliche und fchleunige Wer» 
handlung im Auge hat, mündlich zu verhandeln. 


$. 4093. 
Golgen der nicht gefhehenen Necdtfertigung. 

Wird die Klage in gehöriger Zeit nicht überreicht, oder deren 
Veberreihung nicht ausgewiefen, oder wird ter Kläger jachfällig, 
jo it der Derhartete auf Anlangen des Arreſtes ſogleich zu ent— 
laſſen, und ihm vie etwa begehrte volle Genugthuung zuzuerfennen. 


Wird die Nechtfertigungsflage bei dem Landesgerichte desjenigen Be— 
zivfögerichtsfprengels, in welchem der Schuldner ſich in Haft befindet, über- 
reicht, fo muß die an Das Landesgericht ftattgefundene Ueberreichung ver 
Nechtfertigungsflage bei dem Bezirfsgerichte des Haftortes ausgewiefen wer— 
den. Zum Behufe der Grlangung des Beweifes Über die Zeit der Ueber: 
reichung der Nechtfertigungsflage hat Der Arrejtfläger eine Rubrik derjelb n 
beizubringen, auf welche der Einreichungsprotofollift des Luandesgerichtes Die 
Protofollszahl und den Tag der Ueberreichung anzumerfen hat. ($. 119 
Snitruft. für die Gerichtsitellen.) 

As ſachfällig it der Arreft-Kläger dann zu betrachten, wenn gegen 
ihn ein vechtsfräftiges Urtheil des Inhalts erfloſſen it: Daß der Geklagte 
die gegen ihn angejprochene Verbindlichkeit zu erfüllen nicht jehuldig ſei, und 
der gegen ihn erwirfte Arveft für nicht gerechtfertigt erkannt werde. 

Nah dem Wortlaute des $. 403 der EBD. ſcheint e8 allerdings zu- 
läßig, daß der Stichter mit der Freilaffungsbewilligung ohne weiters über ein 
einfaches Begehren des Schuldners auch zugleich die begehrte volle Genug- 
thuung durch Beſcheid zuzuerkennen habe. 

Dem ift e8 aber auch fo. Die Genugthuungsforderung des Arreftirten 
ald eine Gegenforderung des Geflagren gegen den Kläger, kann aber auch 
in der gefeglichen Form einer befondern Klage oder Widerklage gegen den 
Gläubiger geltend gemacht werden. 

Der $. 404 hat offenbar den Fall vor Augen, wenn die volle Ger 
nugthuung mit einer eigenen Klage begehrt worden ift, während der $. 403 
den Fall vor Augen hat, wenn der Echuldner die Genugthuungsforderung 
mit einem einfachen Begehren geltend macht. 
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Unter dem Ausdrude volle Genugthuung verfteht das Gefeg 
nicht nur den Erfaß des erlittenen Schadens, jondern auch des entgangenen 
Gewinns und die Tilgung der verurfachten Beleidigung ($. 1323 allyem. 
bürgl. Geſetzbuch). 


$. 404 


Wird biefe Genugthuung mit einer eigenen Klage begehrt, fo 
ift fie, wenn der DBerfonalarreft noch nicht aufgehoben ift, bei dem, 
im $. 402 bezeichneten Gerichte, nach Aufhebung deſſelben aber 
bei dem nad allgemeinen Beltimmungen zuftändigen Nichter zu 
überreichen. 


$. 405. 
Dauer des proviforifhen Arreftes. 

Der proviforifche Arreft Fann, wenn der Beklagte im ordents 
lihen Schuldengefängniffe verhaftet ift, nicht Tänger al3 Ein Jahr 
ununterbrochen fortdauern. Befindet fih der Beklagte nicht im 
ordentlichen Gefängniffe, jo Dauert der proviforifche Arreit jo lange, 
Dis der Kläger entweder durch rechtöfräftiges Urtheil fachfällig ger 
worden, oder den Ereeutiondarrejt anzujuchen im Stande it. 


$. 406. 
Perfönlide Befreiung vom proviforifhen Arrefte. 


Gegen die, dem Greceutionsdarreite nicht unterworfenen Perſonen 
Tann auch ein provijorijcher Arreſt nicht Statt finden. 
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Zwanzigftes Hauptftüc. 
Von dem Verbote. 


$. 407. 
Erforderniffe zur Bewilligung des Verbotes. 

Die Gläubiger ift auf Forderungen, oder fonft auf bewegliche 
in jenen eigenen oder in Händen eined Dritten befindliche Sachen 
jeines Schuldners ein gerichtliches Verbot anzufuchen berechtiget, 
wenn er Durch glaubwürdige Zeugniffe, oder auf andere Art zu 
bejcheinigen vermag, daß er wegen Abgangs anderer hinlänglicher 
Zahlungsmittel mit feiner Forderung in Gefahr ftehe, 


$. 408. 


Unter diefer Vorausſetzung iſt das Verbot unbedingt zu be— 
willigen, wenn der Gläubiger zugleich Urfunden beibringt, welche, 
fall3 fie für echt anerfannt werden, die Forderung vollftändig er- 
weifen. Sn Grmanglung folcher Urfunden ift dem Verbote nur 
unter der Bedingung Statt zu geben, daß der Gläubiger dem 
Schuldner für die ihm allenfall3 gebührende Genugthuung Hinläng- 
lich Sicherheit leifte. Den Gegenftand des Verbotes hat der Bitt- 
fteller möglichft genau zu bezeichnen. 


$. 409. 
Verbot oder Befhlag auf die in Befig des Schuldners befindliden 
Saden. 

Der Gläubiger kann fogar auf Sachen, welche der Schuldner 
ſelbſt beſitzt, gerichtliches DVerbot legen, wenn er eine bejonderd 
dringende Gefahr, wegen Abgangs anderer Zahlungsmittel, feine 
Befriedigung nicht erlangen zu können, gehörig bejcheiniget, und 
zugleich dem vorhergehenden Paragraphe gemäß entweder feine For— 
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derung durch Urkunden darthut, oder dem Schuldner für die ihm 
allenfall3 gebührende Genugthuung Hinreichende Sicherheit Teiftet. 


$. 410. 
Bom Verbote befreite Gegenftände. 


Auf Gegenftände, die nicht in die Execution gezogen werden 
dürfen, fann auch Fein Verbot bewilliget werden. 


Das Verbot im weitern Sinne bedeutet jo viel, wie Unterfagung. 
Sn diefem weitern Sinne fommt das Wort z. B. im $. 605, 624 der EBD. 
und in mehreren Baragraphen des allgem. bürgl. Gefeßbuches vor. 

Das Verbot im engern Sinne ift eine proviſoriſche gerichtliche Ver— 
fügung, welche die Sicherftellung einer wegen Abgangs anderer hinlänglicher 
Zahlungsmittel des Schuldners der Gefahr der Uneinbringlichfeit ausgeſetzten 
nachträglich erſt vechtzufertigenden Forderung dadurch herbeizuführen jucht, 
Daß eine beftimmte bewegliche Sache oder Forderung des Schuldners für 
den Zwed der einftigen Befriedigung des Gläubigers feitgehalten wird. 

Das Verbot ift gewiffermaßen ein Arreſt, welcher auf eine bewegliche 
Sache oder Forderung des Schuldners zu Gunften des gefährdeten Gläubi- 
gers gelegt wird. 

Aus diefem Grunde haben auch die meiften Gefeßgebungen, 3. B. die 
preußische, badnifche, würtembergifche, und das gemeine deutjche Prozeßrecht 
u. f. w. das Verbot nicht befonders, fondern als fogenannten Nealarreft 
im Gegenfage zu dem Berfonalarreft in einem und demſelben Haupt: 
ftüde „von dem Arreftprozefje“ behandelt. 

Die Bedingungen oder Vorausfegungen, unter welchen ein Verbot be- 
willigt werden kann, find folgende: 

I. Muß dem Verbotswerber gegen denjenigen, gegen welchen ein 
Verbot erwirkt werden fol, eine Forderung, d. h. ein rechtlicher Anſpruch 
auf die Erfüllung einer gewiſſen Verbindlichfeit, die eine gewiffe Summe 
Geldes zum Gegenftande hat, oder mit Geld befriedigt werden Fam, zu— 
ftehen. Diefe Forderung wird entweder durch Urkunden erwiefen, welche, 
falls fie für echt anerfannt werden, einen vollen Beweis für die For— 
derung liefern oder es ift dieß nicht der Fall. 

Im legtern Falle kann das Verbot nur unter der Bedingung bewilligt 
werden, daß der VBerbotswerber Sicherheit leiſte. Hier gelten dieſelben 
Grundfäße, wie bei den 88. 396 und 397 (ſ. die Erläuterungen zu dieſen 
Paragraphen). 

II. Muß diefe Forderung in Gefahr ftehen und diefe Gefahr dadurch 
herbeigeführt werden, daß der Schuldner feine Habfeligfeiten und mit dieſen 
die Mittel zur Befriedigung feines Gläubigers verliert, fo daß es nach uns 
parteiifcher Ueberlegung aller Umftände und Verhältniffe wahrfcheinlich wird, 
es werde zulegt nichts zur Befriedigung des Gläubigers vorhanden fein, 
wornah dann, wenn auch die mit Verbot zu belegende Sache aus dem 
Vermögen des Schuldners fchwindet, dem Gläubiger nichts als das leere 
Nachfehen übrig bleibt. Das Geſetz verlangt feinen ftrengen Beweis Diefer 
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Gefahr, fondern demfelben genügt es, wie bei dem proviforifchen Arrefte, 
wenn die Gefahr der Uneinbringlichfeit der Forderung bloß befcheinigt 
wird. — 

Eine folche Gefahr fünnte al8 vorhanden anaenommen werden, wenn 
z. B. ein Handlungshaus feine Zahlungen eingeftellt, oder zu gleicher Zeit 
von mehreren Gläubigern mit Grecutionsführungen befangt wird, oder wenn 
es ſich bei der Aufnahme eines Inventars zeigt, daß der Paſſivſtand den 
Activftand Überfteigt u ſ. w. 

Unter diefen Bedingungen kann das Verbot bewilligt werden. Gegen» 
ſtaͤnde des Verbotes find jedoch nur bewegliche Eachen des Echuldners, zu 
welchen auch die Korderungen deſſelben, gerechnet werden, welche legtere da— 
durch, Daß für fie ein unbewegliches Gut verpfändet wird, nicht aufhören, 
beweglihe Sachen zu fein ($ 299 allg. bürgl. Gefegbuch). 

Es find jedoch nur folde bewegliche Eachen des Schuldners Gegen— 
fand des Werbotes, welche zu Folge der 88. 410 und 460 bis 469 der 
CPO. nicht für ausgenommen von dem Verbote erklärt worden find. 

Co weit die Ausnahme reicht, ift bei diefen Sachen das Verbot un— 
zuläßig. Dagegen matt es feinen Unterfchied, ob die Gegenftände des Vers 
botes fih in den Händen des Echuldners oder in den Händen einer dritten 
Perſon befinden, mag dieſe nun eine Privat- oder eine öffentliche Perſon 
fein. Nur wird bei einem Verbote auf eine Sache, die der Schuldner felbft 
befigt, erfordert, daß eine befonders dringende Gefahr für die Fors 
derung des Gläubigers vorhanden fei. 


$. 411. 
Befimmung des Gerichtsſtandes. 


Der Gläubiger hat die Wahl, das Verbotsgeſuch entweder 
bei dem Gerichte, welches für feine Forderung das zuftändige ift, 
oder bei demjenigen Bezirfsgerichte anzubringen, in deſſen Bezirk 
er die Sache antrifft. 


Uebereinftimmend mit diefem Paragraph fchreibt der $. 14 der Juris: 
dietionsnorm vor, daß Geſuche um Bewilligung eines gerichtlichen Verbotes 
nach der Wahl des Klägers, entweder bei dem in der Hauptfache zuftändigen 
Gerichte, oder bei demjenigen Einzeln Gerichte angebracht werden fönnen, 
in deſſen Sprengel das proviforiihe Sicherjtellungsmittel vollzogen wer- 
den joll. 

Verbotsgefuche find mit Rückſicht auf die Werfchiedenheiten, welche 
zwifchen dem Arreſte und Verbote beiteben, nach denfelben Grundfägen ein- 
zurichten, wie die Arreftgejuche, insbejondere muß in denfelben der Gegen- 
ftand des Verbotes möglichit genau bezeichnet, und ein genaues beftimmteg 
Begehren Über die Art und Weiſe des Vollzuges des Verbotes geftellt wer: 
den. Wenn fich die mit Werbot zu belegende Sache in den Hänten eines 
Dritten befindet, jo iſt es zweckmäßig, das Verbotsgeſuch in dreifacher Aus— 
Fertigung zu liberreichen. (S. Anmerk.) 
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Formular eines Verbotsgeſuches. 
Von Außen. 


8. FE. Bezirksgericht Hermannſtadt. 


Berbotsgeſuch 


Thomas Lamm, Hausbeſitzer, in Nro. 278 in Hermannſtadt 
wohnhaft 


gegen 


die Verlaſſenſchaft nach Prokop Hauer, geweſenen Kürſchnermeiſter 
in Hermanuſtadt, Stadt Nro. 598 


um Bewilligung des gerichtlichen Verbotes auf die dem 
legteren an die Hermannitäpdter Kürjchnerzunft zuitehende 
Serderung von 65 fl. EMze., wegen dem erjtern fchuls 
diger 80 fl. E Vize. 


In dreifacher Ausfertigung. Mit 3 Stück Beilagen, darunter ber Schuldſchein /. 
im Originale. 


Von Innen: 
(15 fr. Etämpel.) 
Loöbliches k. F. Bezirksgericht! 


Der am 3. März 1853 in Hermannftadt verftorbene Profop 

Hauer, gewefener Kürfchnermeifter in Nro. 598 der Stadt, iſt mir 

— — laut des in Originale und in Abichrift /. “ beiliegenden Schuld: 
ſcheins vom 1. Januar 1853 ein Darleihensfapital ven 80 Gulden 
Conventions-Münze, nebft 5 9% Zinfen vom 1. Sanuar 1853 bie 
zum Zuhlungstage aufrecht fhuldig. 

Profop Hauer it, wie es hier in der Stadt allgemein befannt 
und gewiß auch gerihtsfundig if, unter fehr mißlichen Vermögens: 
umſtänden geftorben. 

). Die in — beiliegende Abfchrift des Inventars über die Ders 
laffenfchaft nach Profop Hauer weifet nad, daß der Activftand ter: 
felben aus einigen ärmlichen und unbedeutenden Habjeligfeiten, die 
faum dazu ausreichen dürften, die Krankheits- und Leichenfoften zu 
been, und aus einer Kaufiillings-Forderung an die hiefige Kürſch⸗ 
nerzunft für verſchiedene in den Jahren 1851 und 1852 derſelben 
gelieferte Pelzwaaren in dem Betrage von 65 fl. EMze. befteht. 

Da ich mit meiner ausgewiefenen Darleihensforderung per 80 
Bulden Eonventiong- Münze bei der Unzulängtichfeit der Zahlungs: 
mittel der Verlaffenichaftsmaffa nad Prokop Hauer einer offenbaren 
Gefahr des Berlujtes ausgefegt bin, fo bitte ich, das löbliche E. £. 
Bezirksgericht geruhe, mir das gerichtliche Verbot auf die der Ver— 
laffenfhaftsmaffa an die Hermannftädter Kürſchnerzunft zuftehende 
Forderung per 65 fl. CMze. zu bewilligen und an den Herrn Zunfts 
vorstand Peter Lebrecht den Auftrag zu erlaffen, die eben angedeutete 
Forderung per 65 fl. CMze. bei eigener Dafürhaftung bis auf weis 
tere gerichtliche Verordnung nicht ausfolgen zu laflen. 
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Zugleich bitte ih zum Behufe der weitern Austragung biefer 
Rechtsſache zur Vertretung der Verlaffenfhaft nah Profop Hauer 
einen Kurator zu beftellen. 


Hermannftabt den 1. April 1853. 


Thomas Lamm m. p. 
N. N. Landesadvofat. 


Formular eines Befcheides hierüber. 


Das gerichtliche Verbot auf die der Verlaffenichaftsmaße nach 
Profop Hauer an die Hermannftäbter Kürfchnerzunft zuftehende 
Kaufiillingsforderung per 65 fl. CMze. wird bewilligt, und dem 
Vorſtande diefer Zunft Herrn Peter Lebrecht aufgetragen, diefe For— 
derung bis auf weitere gerichtliche Verordnung nicht ausfolgen zu 
lafien. Zur Bertretung der Berlaffenfchaft nach Profop Hauer wird 
Herr N. N., Landesadvofat in Hermannftadt als Gurator ernannt 
und demfelben unter Einem das Curatelstefret zugefertigt. 


Hermannftabt den 2. April 1853. 


Bon dem F. f. Bezirksgericht. 
N. N. Bezirksrichter 


$. 412. 
Schleunige Erledigung der Verbotsgeſuche. 


Verbotsgejuche find in jedem Falle ohne DBernehmung des 
Gegners auf das jchleunigfte Durch Beſcheid zu erledigen. 


$. 413. 


Mirfung des Berbots bei Gegenftänden: 
a) in Händen eines Dritten; 


Im Falle der Bewilligung des Verbotes auf Sachen, bie fih 
in Händen eines Dritten befinden, wird dieſem letteren vom Ge- 
richte aufgetragen, bdiefelben bei eigener Dafürhaftung bis auf wei— 
tere gerichtliche Verordnung nicht ausfolgen zu laſſen. 


Diefer Paragraph handelt von der Art und Weife, in welcher Die 
Beichlagnahme einer beweglichen Sache oder Forderung des Schuldner, 
welche ſich in Händen eines Dritten befindet, vollzogen werden foll und jest 
voraus, daß die Sachen oder Forderungen in den Händen des Dritten ein 
Eigenthum des Schuldners find. Diefer Dritte kann eine Privatperjon, ein 
Gericht oder fonft eine Staats-, emeindebehörde oder eine öffentliche 
Perſon fein, und erhält den gerichtlichen Auftrag, die Sache bei eigener Dafür- 
baftung bis auf weitere gerichtliche Verordnung nicht ausfolgen zu lafjen. 

Durch diefe gerichtliche Unterfagung erwirbt der Verbotswerber gegen 
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den Dritten, in deffen Händen fich die Sache des Schuldners befindet, von 
dem Augenblicke der Zuftelung des Befcheides die Rechte, welche dem Hin— 
terleger einer Sache gegen den Verwahrer nach den allgemeinen Grundfägen 
des Verwahrungsvertrages (contractus depositi) zuftehen, jedoch nur in fo- 
weit, daß dieſer dritte dem Verbotswerber für jede Erfolglafjung der mit 
Verbot belegten Sache zu haften hat. 

Wenn daher eine Forderung des Schuldners mit Verbot belegt worden 
ift, fo jet fich der dritte, Der diefe Forderung dem Schuldner zu zahlen hat, 
der Gefahr aus, diefelbe noch einmal zahlen zu müffen, wenn er dem Ver— 
bote nicht Folge leiftet, und die Forderung auszahlt. 


$. 414. 

Der Dritte, in deſſen Beſitze fich die Sachen befinden, ift dem 
Verbote Folge zu leiten ſchuldig, wenn er auch dem, daſſelbe be— 
willigenden Richter für feine Perfon nicht unterworfen wäre. Er 
fann aber, um ſich der Aufbewahrung und aller Verantwortlichkeit 
zu entledigen, die, dem Verbot unterzogenen Sachen zu Gericht er- 
legen, oder bei dem Richter, welcher das Verbot erlaffen Hat, um 
eine amdere den Umftänden angemefjene Verfügung anfuchen. 
($. 419.) 

$. 415. 


Menn der angebliche Befiker erklärt, daß die mit Verbot be- 
legten Gegenftände ſich nicht in feinen Händen befinden, fo fteht 
dem Verbotswerber, in fofern er das Gegentheil zu erweiſen ver— 
mag, frei, mittelft bejonderer Klage bei dem ordentlichen Richter 
des angeblichen Beſitzers feine Rechte geltend zu machen, auch nad 
Umftänden die Leiftung des Offenbarungs-Eides zu fordern ($$. 275 
und 279). | 


Wenn der angebliche Befiter den Befit der mit Verbot belegten Sache 
zwar nicht in Abrede ftellt, jedoch durch das Verbot fich in feinem Beſitz— 
Eigenthums- oder andern Rechten gefränft erachtet, fo fcheint der $. 447 
der CPO. analog in Anwendung gebracht werden, zu müflen. 


$. 416. 
b) Sn gerichtlicher Berwahrung. 


Werden in gerichtlicher Verwahrung befindliche Sachen mit 
Berbot belegt, jo ift daflelbe in dem Depofitenbuche anzumerken, 
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oder, wenn die Sachen bei einem andern Gerichte aufbewahrt find, 
biefe Anmerkung in dem Depofitenbuche durch Erfuchichreiben zu 
bewirfen. 


$. 417. 


c) In Verwahrung eines andern öffentliden Amtes; 


Ein Verbot auf Gelder oder Sachen, die bei einem öffentlichen 
Amte Liegen, ift fogleich unmittelbar dem Amte ſelbſt zuzuftelfen, 
und von demjelben unverweilt in den Büchern anzumerfen. Der 
Richter ſoll aber zugleich derjenigen Behörde, unter welcher das 
Amt ftcht, Hievon Nachricht geben. 


$. 418. 
d) In Beſitz des Schuldners felbf. 


Wird auf Sachen, welche der Schuldner felbft befitt, Verbot 
gelegt, jo find fie entweder von dem Gerichte, oder von einem 
Dritten, welchen der Bittfteller auf feine Gefahr in dem Verbots— 
geſuche vorzufchlagen hat, bis auf weitere Verordnung in Verwah— 
rung zu nehmen. Der Richter hat hierüber bei Bewilligung bes 
Verbots das Angemeffene zur Sicherheit der Parteien zu verfügen. 

Der Ausdruf auf feine Gefahr hat fo viel zu bedeuten, Daß ber 
Derbotswerber für jeden Schaden, dem die Sache bei dem Dritten, bei wel- 
hem fie hinterlegt wird, und welchem fie bei dem Schuldner nicht ausgefegt 
gewejen wäre, zu haften hat. 

Der Berbotswerber fann in einem folchen Fall feinen Zufall vor⸗ 
ſchützen, und hat daher um ſo mehr dem Schuldner gegenüber für ein Ver— 
ſchulden des Dritten, dem die Sache in Verwahrung gegeben wird, zu haf— 
ten. (©. $. 965 des allgem. bürgl. Gefegbuches.) 

Der Schlußfag dieſes Paragraphs weifet den Richter an, bei der 


Wahl der Vorfehrungsmaßregeln, fowohl die Sicherheit des Verbotswerber 
als auch des Gegners defielben im Auge zu behalten. | 


$. 419. 
Vorfehrungen bei entftehender Gefahr des Berderbene. 


Wenn die, mit Verbot belegten Fahrniſſe dem Verderben un— 
terliegen, oder die Erhaltung derſelben Koften verurſacht, und feim 
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Theil diefe Gefahr und Koften bis zum Ausgang der Sache über» 
nehmen will, jo find fie auf Anfuchen der einen oder der andern 
Nartei, oder auch des Dritten, in deſſen Verwahrung fie fich be= 
finden, nach vorläufiger Schätzung gerichtlich zu verfteigern. Das 
dafür eingezangene Geld ift zu Gericht zu erlegen, und fodann 
das Verbot nah Vorſchriſt des $. 416 im Depofitenbuche anzu— 
merfen. 


Fahrniſſe, die dem Werderbeu unterliegen, find 3. B. Getränfe, Eß— 
waaren, Artifel einer vorausfichtlich bald vorübergehenden und vorausficht- 
lich nicht mehr wiederkehrenden Mode, bei welhen das Verderben darin 
befteht, Daß nach dem VBerfliegen des momentanen Bedarfs feine Hoffnung 
vorhanden ift, Diefelben zu verwerthen u. |. w. 


Bei Suhrniffen, die dem Verderben unterliegen, oder deren Erhaltung 
Koften verurfacht, ift die gerichtliche Schätzung und Feilbietung derſelben 
nur unter folgenden Bedingungen zuläßig: 


I Dürfen diefe gerichtlichen Afte nie von Amtswegen, fondern nur 
auf Berlangen des Werbotsiwerbers, deſſen Gegners, oder des Dritten, in 
defien Händen fich die Eache befindet, vorgenommen werden. 


1. Muß Die drohende Gefahr des Verderbens und der mit der Er- 
haltung der Cache verbundenen Koftenaufwand dargethan werden. 


Ueber das Gefuh um Veräußerung ift der Gegner des Bittftellers zu 
vernehmen. Wenn der Schuldner, gegen welchen das Verbot erwirft wird, 
lediglich erklärt, daß er die Gefahr des Verderbens auf fich nimmt, fo ges 
nügt dieſes offenbar nicht, um die Schägung und Feilbietung der Sache 
hintanzuhalten, fondern die Mebernahme der Gefahr muß werfthätig durch 
Cautionsleiftung erfolgen. 


$. 420. 


Aufhebung des Berbots gegen Siderftellung. 


Sobald der Echuldner dem Gläubiger für feine Forderung 
binlängliche Eicherheit Teiftet, fol das Verbot aufgehoben werden. 
Ueber die Zulänglichfeit der angebotenen Sicherjtellung ift, wenn 
hierüber Streit entfteht, auf das fchleunigfte bei einer Tagſatzung 
durch Beſcheid zu erfennen, 


Bei diefem Paragraph gelten dieſelben Grundfäge, welche bei Erläy- 
terung des $. 401 auseinandergefegt worden find. 
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$. 421. 
Nechtfertigung des Verbote. 


Der Gläubiger hat feine Forderung längſtens binnen vierzehn 
Tagen nach Zuftellung des Verbotes mittelft einer fürmlichen Klage 
zu erweien. Iſt das Verbot bei dem, an fich für die Forderung 
zuftändigen Richter erwirft worden, fo muß eben daſelbſt auch bie 
Klage angebracht werden. Hat aber der Gläubiger das Merbot 
bei einem andern Gerichte ($. 411) angejucht, jo fteht ihm frei, 
die Klage entweder bei dem ordentlichen Gerichtäftande, oder bei 
demjenigen anzubringen, welchen der Schuldner unterftünde, wenn 
er an dem Orte des bewilligten Verbotes feinen Wohnfig Hätte, 
In jedem Falle hat er binnen der oben feſtgeſetzten Friſt bei dem 
Nichter, der das Verbot erlaffen hat, die erfolgte Ueberreichung ber 
Klage, oder eined Friftgefuches zu derſelben auszumeifen. 


Bei dem Verbote, durch welches bloß Eigenthumsrechte und feines- 
wegs das Necht der perfönlichen Freiheit des Schuldners in Anfpruch ges 
nommen wird, ift Das Geſetz nicht jo ftrenge zu Werfe gegangen, wie bei 
dem Perſonal-Arreſte. Zwar muß auch der WVerbotswerber, eben jo wie der 
Arreftkläger, das Verbot dadurch rechtfertigen, daß er binnen der Friſt von 
14 Tagen von dem auf den Tag der Zuftellung des Verbotsbeſcheides fol- 
genden Tag gerechnet, die Forderung, wegen welcher das Verbot erwirft 
wurde, beweifet, und um das Erfenntniß bittet, der Geflagte möge zu zahlen 
für fchuldig und das Verbot für gerechtfertigt erfannt werden. Die günfti 
gere Behandlung des Gläubigers bei dem Verbote zeigt fich jedoch in fol 
genden Umftänden: 


1) Kann die Frift von 14 Tagen zur Rechtfertigung des Verbotes 
nah $. 91 der CPO. aus wichtigen Gründen verlängert werden, was be- 
züglich des Juftififationstermines bei dem Perfonalarrefte nicht der Fall ift. 


2) Darf die Rechtfertigungsflage bei dem Verbote, wenn fie auch nach 
Ablauf der im $. 421 der EBD. feftgefesten Frift bei Gericht eingebracht 
wird, nicht ohne weiters von Amtswegen zurückgewieſen werden, wie Diejes 
bei der den Perfonalarreft rechtfertigenden Klage der Fall ift, jondern dieſe ver- 
fpätet eingebrachte Klage muß nad) $. 100 der EBD. aufrecht erledigt wer- 
den, wenn der Schuldner nicht längftens am Tage vor der Einbringung 
der Nechtfertigungsflage um Aufhebung des Verbotes angefuht hat. 
Wird das Aufhebungsgefuh und die Rechtfertigungsflage an einem und 
demfelben Tage eingebracht, fo ift das erftere abzuweifen, und die legtere ohne 
Rückſicht auf die bereits verfäumte Frift zu erledigen. ** 

3) Hat der Gläubiger bezüglich des Gerichtsſtandes der Rechtferti— 
gungsflage des DVerbotes, das ihm in dem $. 421 der EBD. eingeräumte 
Wahlrecht, zwifchen dem ordentlichen Berfonal-Gerichtsftande des Schuldners 
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und jenem Gerichte, bei welchem die Sache verhandelt werden müßte, wenn 
der Schuldner am Orte des bewilligten Verbotes feinen ordentlichen Wohnz- 
is hätte. 

2 Wie aus dem $. 402 der CPO. hervorgeht, fteht dem Arreftfläger 
dieſes Wahlrecht nicht zu. 

4) Erwirbt der Schuldner, welcher die Aufhebung des proviforifchen 
Perfonalarreftes erwirkt hat, gegen den Arreftkläger nach $. 400 der EBD. 
eine gewiffe Immunität gegen eine neue Verfolgung mit Perſonalarreſt von 
Seite des Arreftflägers. Dieſes Privilegium ift dem Schuldner bei dem 
Verbote nicht eingeräumt. 

5) Iſt die Dauer des proviforifchen Perfonalarreftes nach $. 405 der 
CPO. auf eine gewiffe Zeit bejchränft, was bei dem Verbote nicht der 
Fall ift. 


$. 422. 


Folgen der unterbliebenen Redtfertigung. 

Mird die Klage oder das Friſtgeſuch zu derjelben in gehöriger 
Zeit nicht angebracht, oder die Ueberreihung nicht ausgewiejen, oder 
dem Kläger feine Forderung abgefprocden, jo muß auf Anjuchen 
des andern Theil das Verbot fogleih aufgehoben und demjelben 
die etwa begehrte Genugthuung zuerfannt werden. 

Bezüglich des in diefem Paragraph zuerft erwähnten Falles find die in 
dem $. 100 der CPO. enthaltenen, in der Erläuterung des vorangehenden 
Paragraphs unter 2 angeführten Beftimmungen wohl vor Augen zu halten. 
Bezüglich dieſes und des folgenden Paragraphs gelten diefelben Grundſätze, 


welche bei Erläuterung der 88. 403 und 404 der CPO. auseinandergefegt 
worden find. 


$. 423. 


Soll dieſer Genugthuung wegen eine bejondere Klage ange- 
bracht werden, fo ift fie, jo lange das Verbot befteht, bei dem 
Richter, der über die Rechtfertigung zu erfennen hätte ($. 421), 
nad) Aufhebung deſſelben aber bei dem nach den allgemeinen Be— 
ſtimmungen zuftändigen Richter zu überreichen. 


$. 424. 


Erecution von Seite dritter Perfonen auf die, mit Berbot 
belegte Sade. 


Durch das Verbot wird weder ein Pfandrecht erlangt, noch 
fünnen Greeutionsführungen anderer Gläubiger auf die, mit Verbot 
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belegte Sade dadurch gehindert werden, felbft wenn deren Execu— 
tionsgefuche ſpäter angebracht werden follten. 


Durch das Berbot wird nichts als die Fefthaltung der mit Verbot 
belegten Sache des Schuldners erwirft. Der Gläubiger erlangt durch das— 
felbe bloß ein perfönliches Necht gegen denjenigen, welcher gemäß gericht: 
lichen Auftrages die Sache nicht ausfolgen darf, keineswegs aber ein Ding- 
liches, d. h. auf der Sache felbit haftendes und mit diefer an jedem Beſitzer 
derjelben Übergehendes Necht. Der Verbotswerber erhält insbejondere durch 
das ihm bewilligte Verbot fein Pfandrecht auf die mit Verbot belegte Sache, 
worunter man dasjenige Dingliche Necht zu verftehen hat, welches dem Gläus 
biger eingeräumt wird, aus einer Sache, wenn die Verbindlichkeit zur be— 
ftimmten Zeit nicht erfüllt wird, die Befriedigung zu erlangen ($. 447 allg. 
bürgl. Geſetzbuch). 

Daraus geht hervor, daß der Schuldner die mit Verbot belegte Sache 
ungeachtet des Verbotes veräußern, verpfänden kann. Der neue Erfteher 
der Sache kann zwar während des Beftandes des Verbotes ohne gericht: 
lihen Auftrag die Ausfolgung der Sache nicht verlangen, er geht jedoch 
mit feinem bereits erworbenen dinglichen Nechte, dem Verbotswerber, welcher 
erft durch die erefutive Pfändung ein dingliches Recht auf die Sache erwirbt, 
voran. — 

Das Verbot ift jo machtlos, daß durch daffelbe nicht einmal Erecu- 
tionsführungen anderer Gläubiger gehindert werden. Aus Allen diefem geht 
hervor, daß das Verbot im Grunde genommen, dem Gläubiger wenig ©i- 
cherheit gewährt. 


Cinundzwanzigftes Hauptftud. 


Don der Sequeftration und andern proviforifchen Ber: 
fügungen. 


$. 425. 
Fälle der Sequeftration. 

Wenn der Befit eined Nechtes, oder einer Sache ftreitig wird, 
und nicht fogleich zu entjcheiden möglich ift, wer fi in dem echten 
Beſitz befinde, oder auf gerichtlihen Schug Anſpruch habe, joll 
auf Begehren des einen oder anderen Theile die Sequeitration 
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bewilligt, das ift, die jireitige Sache jo lange in gerichtliche Ver— 
wahrung übernommen, oder einem Dritten übergeben werden, bis 
über den Beſitz entſchieden ift. 


Die Sequeftration findet, fo wie der Arreit, entweder als einfts 
weilige provijorische Verfügung oder ald Erecutiond- Mittel zum Zwecke der 
Einbringung einer Forderung Statt. Von der erecutiven Sequeftration 
handeln die 88. 480 bis 485, 498, 523 und 630 der CPO. 

Wir haben e8 hier mit der vorfichtsweifen proviforischen Sequeftration 
zu thun. 

— der vorſichtsweiſen Sequeſtration verſteht man jenes Sicher— 
ſtellungsmittel, durch welches eine bewegliche oder unbewegliche Sache in 
gewiffen, von dem Gefege beftimmten Fällen durch eine proviforifche gericht: 
lihe Verfügung der Dispofition einer Partei entzogen und entiweder von 
dem Gerichte in Verwahrung genommen, oder einem im Streite nicht befans 
genen Dritten zur Bewahrung oder Berwaltung Übergeben wird. 

Der Dritte, welchem die Sache zur Verwahrung oder Verwaltung 
mit den Rechten und Verbindlichfeiten eines Berwahrers oder Machthaber 
übergeben wird, wird Sequefter genannt. 

Der $. 352 behandelt den erſten Fall der Sequeftration. 

Derfelbe ift unter folgenden Bedingungen vorhanden: 

I. Muß der Beſitz eines Rechtes oder einer Sache ftreitig geworden 
fein, d. h. der Belit einer Sache oder eines Nechtes muß von zwei ftreiten- 
ben Theilen zu gleicher Zeit in Anfpruch genommen werden. 

II. Muß es zugleich nicht möglich fein, fogleich, d. h. ohne weitere 
Streit» oder Beweisführung zu entfcheiden, 

a) wer fich in dem echten Beſitz befinde, oder 

b) auf gerichtlihen Schuß Anfpruch habe. 

ad a) Das bürgerliche Gefegbuch beantwortet die Frage: wer fich im 
echten Befige befindet, wie folgt: Wer eine Sache, heißt e8 im $. 309, in 
feiner Macht oder Gewahrfame Hat, heißt ihr Innehaber. Hat der Inne— 
Denn einer Sache den Willen fie als die feinige zu behalten, fo ift er ihr 

efiger. 

Wenn fih Jemand in den Beſitz einer Cache eindringt, d. h. mit 
Ueberwindung entgegenftehender Hinderniffe in den Befiß ſetzt, oder durch 
Lift oder Bitte heimlich einfchleicht und das, was man ihm aus Gefälligfeit, 
ohne fich einer fortdauernden Verbindlichkeit zu unterziehen, geftattet, in ein 
fortwährendes Recht zu verwandeln fucht, fo wird der Befig unecht; im 
entgegengejegten Sale wird er für echt gehalten (S. $. 345 allg. bürgl, 
Geſetzbuch.) 

Befindet ſich ein Theil bereits im echten Beſitze der Sache, ſo kann 
von einer Sequeſtration nicht die Rede ſein, wenn gleich der Gegner des 
im echten Beſitz befindlichen ſeiner Seits ebenfalls den Beſitz in Anſpruch 
nehmen ſollte. 

ad 6) Im Allgemeinen kann als Regel aufgeſtellt werden, daß jeder 
echte Belizer gegen jeden unechten Befiger Anfpruch auf gerichtlichen Schuß 
habe. Gibt der Moment der Echtheit oder Unechtheit des Beſitzes nicht den 
Ausschlag, jo fommt es darauf an, ob nicht ein Theil, entweder deßwegen, 
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weil er dem Gegner für Die aus einem etwaigen ungebührlichen Beſitze ent 
fpringenden Entihädigungsanfprücde Gaution leiftet, oder aus andern Rück— 
ſichten, 3. B. weil er nach forgfältiger Grwägung aller Umftände ein ftär- 
feres Necht auf die Sache hat, auf den gerichtlichen Schu Anjpruch hat. 
($. 626 der GPO, 

So dürften 3. B. in dem Falle, wenn der Beſitz einer Verlaffenichaft 
von Erben aus einem offenbar ungültigem Teftamente und zugleich von den 
gejeglichen Erben in Anſpruch genommen wird, e8 feinem Zweifel unter: 
liegen, daß die gejeglichen Erben Anfpruch auf gerichtlichen Schuß haben, 
weil fie beim erſten Anblick ein ftärferes Necht auf die Sache und fomit 
auch ein größeres Anrecht auf den Beſitz haben. 

II. Muß von einem oder dem andern Theil die Sequeftration der 
Sache begehrt werden. | 

Der 8. 425 gibt fchlieglich noch eine Beftimmung darüber, wie nad 
unferem Gejege die Sequeftration zu vollziehen if. Der Vollzug der Ser 
queitration gejchieht Durch gerichtliche Verwahrung der Sache, oder durch 
Uebergabe derfelben an einen Dritten. Die Sequeftration dauert nur fo 
lange, bis über den Beſitz entjchieden ift. Iſt nicht bloß der Befts, fondern, 
wie e8 wohl auch in den meiften Fällen hier gefchehen dürfte, das Necht 
anf die Sache jelbit ftreitig, jo wird mit der Entjcheidung über das ftreitige 
Necht felbit, auch der Streit über den Beſitz entſchieden. 


$. 426. 


Welche Vorfchriften in Beziehung auf die Sequejtration bei 
Befisftörungsftreitigfeiten zu beobachten feien, beitimmt das Verfah— 
ren in Belisitörungställen (SS. 618, 635). 


Anmerfung. Im der Progegordnung für Ungarn ze. vom 15. Eeptember 1852 
befindet fich zwifchen den zwei im $. 426 citirten Paragraphen 618 und 635 nicht ein 
Beiftrih, fondern eine Paufe, was offenbar richtiger ift, weil der Gefeggeber nicht bloß 
den $. 618 und 635, fondern die SS. 618 bis 635, welche das Verfahren in Beſitzſtö— 
rungsfällen in fich enthalten, hier anbeziehen wollte, 


$. 427. 


Wenn der Kläger Sachen oder Rechte, in deren Beſitz ber 
Beklagte fich befindet, in Anfpruch nimmt, umd eine Gefahr be— 
jcheiniget, daß der Beklagte diejelben während des Prozeſſes Scha- 
den nehmen lafjen, oder veräußern dürfte, jo fteht ihm frei, gegen 
Andietung Hinlänglicher Sicherheit für den, dem Beklagten etwa 
zugehenden Nachtheil um die Sequeftration anzuſuchen. 


Diejer Paragraph behandelt den zweiten Fall, in welchem nach unjerem 
Geſetze eine Sequeitration zuläßig ift. 
Die Bedingungen dev Zuläßigfeit diefes Falles find: 
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| 1. Daß der Kläger Sachen oder Rechte, in deren Beſitz der Beklagte 
fich befindet, in Anfpruch nimmt. 

II. Muß von Seite des Klägers eine Gefahr befcheinigt, d. h. wenn 
auch nicht ftreng gerichtSordnungsmäßig eriwiefen, jo doch wenigſtens glaub» 
würdig dDargethan werden, daß der Beflagte während des Prozeſſes die in 
Anſpruch genommene Sache oder das Recht Schaden nehmen laffen oder 
veräußern dürfte. 

Eine Gefahr diefer Art dürfte befonders dann als vorhanden ange- 
nommen werden, wenn Durch Deicheinigung wahrfcheinlich gemacht wird, daß 
dev Gefligte die in Anfpruch genommene Sache Jemanden bereits wirflich 
zum Verkaufe angeboten oder durch getroffene Verfügungen und Vernach— 
läßigungen fie bereits wirklich deteriorirt habe, nnd wenn aus diefem Anlaffe 
noch weitere Verjehlechterungen der Sache zu erwarten find. Cine gleiche 
Gefahr Tann fih auch aus den perjönlichen Verhältniffen des Geflagten, 
aus deſſen Leichtfinn, Verſchwendung oder befannten unredlichen Charafter 
ergeben. 

ß Unter diefen Bedingungen kann die Sequeftration Statt finden, wenn 
zugleich der Sequeſtrationswerber den Beklagten hinlängliche Sicherheit für 
den, demjelben durch die Sequeftration dev Sache zugehenden Nachtheil leiz 
ftet. Dabei macht e8 feinen Unterfchied, ob der Kläger das Necht auf die 
in Anfpruch genommene Sache auf einen vollen Glauben verdienende Ur— 
funde gründet oder nicht. Die Caution muß in jedem alle geleiftet 
werden. | 

Diefe Art Sequeftration hat viel Aehnlichk:it mit dem Verbote, wenn 
dafjelbe auf Sachen, Die fich in den Händen des Schuldners befinden, ge- 
legt wird, unterjcheidet fich jedoch wejentlich von demfelben: 

a) Gegenjtand der Sequeftration it das Streitobject, was bei dem 
Verbote nicht der Fall fein muß. 

b) Sind die Bedingungen der Zuläßigfeit des WVerbotes, wie aus den 
88. 407—410 erhellt, ganz andere wie jene der Sequeftration. 

c) Endlih unterjcheiden fich das Verbot und die Sequeftration auch 
durch ihre in den $$. 424 und 436 der EBD. feftgefesten Wirkungen. 


$. 428. 


Ebenſo ift der Verpächter oder Vermiether eines unbeweglichen 
Gutes wegen verfallener, oder nächſtens verfallender Pacht- oder 
Miethzinien die Sequeftration der Sachen, worauf ihm nach dem 
bürzerlihen Rechte ein Pfandrecht zufteht, anzufuchen berechtigt, 
wenn er eine Gefahr befcheiniget, daß der Pächter oder Mieths— 
mann diefe Sache veräußern, wegbringen oder verbergen, und fi 
dadurch der Erfüllung feiner Verbindlichkeit entziehen dürfte. Der 
Derpächter oder Vermiether ift in einem ſolchen Falle feine Sicher- 


ftellung zu leiſten jchuldig. 
29* 
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Nah 8. 1101 des allg. bürgl. Gefepbuches hat der Bermiether einer 
Wohnung zur Sicherftellung des Miethrintes das Pfandrecht auf die einge 
brachten, dem Miether oder Aftermiether eigenthlümlichen, oder von einem 
Dritten ihnen anvertrauten Ginrichtungsftüde und Bahrniffe, welche zur Zeit 
dev Klage noch darin befindlich find. Der Aftermiether haftet nach Maß 
feines Miethzinfes ohne die Einwendung einer dem Hauptmiether gefchehenen 
Vorauszahlung entgegenfegen zu können. Eben fo fteht zur Sicherftellung 
des Pachtzinſes dem Verpächter eines Grundftücdes das Pfandrecht auf das 
auf dem Pachtgute vorhandene Vieh und die Wirthichaftsgeräthfchaften und 
die darauf noch befindlichen Früchte zu. 

Das Pfandrecht des Vermietherd auf die invecta und illata wird, 
wie aus dem Hffpft. vom 10. April 1837 3. 1995 und 1996 hervorgebt, 
ſchon durch die Einbringung der Fahrniſſe in die gemiethete Wohnung be- 
gründet, und kann daher ald von diefem Zeitpunfte an wirffam, auch gegen 
jene Gläubiger des Miethsmannes geltend gemacht werden, welche auf Die 
eingebrachten Gegenftände ein Pfandrecht erwerben, ehe noch von dem Ver: 
miether Die Zinsklage überreicht, oder die Befchreibung der Einrichtungsftüde 
und Fahrniſſe angejucht wurde. 

Nah Hofdft. vom 5. November 1819 3. 1621 und Juſtizhofdekret 
vom 11. März 1820 3. 1371 fteht e8 zwar dem Vermiether und Verpäd)- 
ter frei, nach Ueberreichung der Klage gegen den Miether und Pächter Die 
gerichtliche Beſchreibung feiner Pfandftüde zu verlangen, allein Diefe Der 
jchreibung findet nach dem Hfdft. vom 13. April 1826 nur zu dem einzigen 
Zwecke Statt, um das Pfandrecht felbft noch beffer zu ſchützen und zu fichern, 
zur Begründung des Pfandrechtes jedoch ift dieſe Befchreibung nicht erfor 
derlih, indem das dem Vermiether und Werpächter eingeräumte Pfandrecht 
in dem Geſetze ſelbſt gegründet iſt, und feine Wirkſamkeit ohne Rückſicht auf 
eine Befchreibung oder Sequeftrirung der gerichtlich gepfändeten Fahrniffe 
äußert. — 

i Dieje Fahrniſſe, auf welche dem DVermiether oder Werpächter eines 
unbeweglichen Gutes nach dem bürgerl. Nechte ein Pfandrecht zujteht, kön— 
nen unter folgenden Bedingungen fequeitrirt werden: 


1. Muß dem Verpächter oder Vermiether eine Forderung an Pacht— 
oder Miethzinfen zuftehen und zwar muß entweder der Beftandnehmer mit 
feinem Zinie bereit im Nüdftande, fomit die Forderung des Beitandgebers 
bereits fällig fein, oder es muß fi um ſolche Pacht- oder Miethzinfe han— 
deln, welche zwar noch nicht fällig find, aber nächitens, d. h. in einem nahe 
ftehenden Zeitraum, fällig fein werden. 

II. Muß der Sequeftrationswerber eine Gefahr befcheinigen, daß der 
Pächter oder Miethsmann die Sachen, auf welche dem Dermiether oder 
Verpächter ein gefeßliches Pfandrecht zufteht, veräußern, wegbringen oder 
verbergen und ſich dadurch der Erfüllung feiner Verbindlichkeit entziehen 
dürfte. 

| Das Veräußern, MWegbringen oder Verbergen der gepfändeten Sahr- 
niffe von Seite des Vermiethers oder Verpächters, wenn nicht Damit zugleich 
eine Gefahr des DVerluftes für den Beltandgeber verbunden ift, vermag Die 
Segueftration noch nicht zu rechtfertigen. 
Daß der Sequeftrationswerber in diefem Falle zu feiner Gautionglei- 
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ftung verbunden ift, dürfte auf dem Grunde berufen, weil bemielben ohne- 
hin ein Pfandrecht auf die zu fequeftrirenden Gegenftände zufteht, zu befien 
Schutz das Gejeg ſich fchon veranlagt findet, wenn eine bloße Gefahr ber 
Vereitlung dieſes Rechtes beicheinigt wird. 


$. 429. 
Art der Beitellung des Sequeſters. 

In dem Sequeftrationsgefuche joll zugleih ein Sequefter, wo 
diefer nothmwendig ift, vorgejchlagen werden. Der Richter hat dar- 
über der Negel nach eine Tagſatzung auf längſtens acht Tage an— 
zuordnen, den Gegner ſowohl über die Sequeftration jelbit, als 
über die Perſon des Sequeſters zu vernehmen, jodann das Geſuch 
unverzüglich durch Beſcheid zu erledigen, und im alle ver Bewil— 
ligung den Sequefter, wenn fich die Parteien in der Wahl nicht 
vereinigen fünnten, auf ihre Gefahr jelbit zu benennen. 


Die Erfordernifie des Sequeftrationsgejuches find folgende: 

J. Müſſen in demfelben nach Berfchiedenbeit der in den 88. 425, 427 
und 428 enthaltenen Fälle die Bedingungen der Zuläßigfeit der Sequeitra- 
tion dargethan werden. 

I Mus der Gegenitand der Sequeftration und die Art und Weije 
der Vollziehung derfelben in dem Begehren genau und beftimmt ausgedrüdt 
werden. 

II Mus in dem Fall, wo ein Sequefter nothwendig wird, — wenn 
die Sache nicht in gerichtliche Verwahrung.genommen werden fann — ein 
Sequeiter von dem Sequeftrationswerber vorgeichlagen werden. 

Das Gefuh um Bewilligung der proviſoriſchen Seaueftration Fann 
nach der Wahl des Klägers entweder bei dem in der Hauptiache zuftändigen 
Gerichte oder bei demjenigen Einzelngerichte angebracht werden, in deſſen 
Sprengel das proviſoriſche Sicherftellungsmittel vollzogen werden joll ($. 14 
Jurispdiftions-Norm vom 10. Mai 1852 für Siebenbürgen). 

Der $. 45 der mit dem a. h. Patente vom 16. Februar 1853 3. 30 
RGB. für Ungarn, Kroatien und Slavonien, die Woiwodſchaft Serbien 
und das Temejer Banat kundgemachten Civiljurisdictions- Norm lautet: 
Geſuche um Bewilligung eines gerichtlichen Verbotes proviſoriſchen Arreftes, 
einer proviforischen Sequeftration oder einer andern mitlerweiligen Vorfehrung 
fönnen nach der Wahl des Klägers entweder bei dem in der Hauptſache 
zuftändigen Gerichte, oder bei demjenigen (auch ftädtifch » Delegirten) Bezirfs- 
gerichte angebracht werden, in deſſen Sprengel das proviforiiche Sicheritels 
lungsmittel vollzogen werden joll. 

Ueber das Sequeſtrations-Geſuch hat der Richter auf längftens acht 
Tage eine Tagjagung zur Verhandlung über die angefuchte Sequeftration 
und die Perſon des Sequejterd anzuordnen, zu welder beide Theile bei 
Vermeidung der Rechtsfolgen des $. 40 vorzuladen find. 
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Nah diefer Verhandlung wird die Sequeftration entweder bewilligt 
oder nicht bewilligt, und im erften Kalle zugleich der Sequefter beftimmt. 
Bei der Ernennung des Sequefters ift der Nichter an die Perfon desjenigen 
gebunden, welchen beide Parteien durch ihr gemeinfchaftliches Ginverftändniß 
beftimmt haben. Wäre fein gemeinfchaftliches Ginverftändniß zu erzielen ge— 
wien, jo hat der Nichter den Sequefter auf Gefahr der Parteien zu ernenz 
nen, d. h. das Gericht haftet nicht für den Schaden, der den Parteien da— 
durch zugehen kann, daß die Ernennung des Sequefterd durch das Gericht 
erfolgt ift. Daraus folgt jedoch nicht, daß der Nichter, dem die Ernennung 
des Sequefters obliegt, nicht ein offenbares bei der Wahl beffelben began— 
genes Berjchulden zu verantworten hätte. 


$. 430. 


Bei dringender Gefahr kann der Richter die Seaueftration 
ohne vorläufiger Vernehmung des andern Theiles fogleich bemilligen 
und den, von dem Bittjteller vorgefchlagenen oder einen anderen 
Sequefter aufitellen, allenfall3 auch für die, in die Sequeftration 
gezogenen Sachen durch Anlegung des Gerichtsjiegel3 oder auf an 
dere Urt einſtweilen Vorſorge treffen. 


Auf eine andere Art kann die in dieſem Paragraph vorgeichriebene 
einftweilige Vorfehrung auch durch das Verjchliegen der zu ſequeſtrirenden 
Sache oder durch Beftellung einer Ueberwachung gegen die Gefahr des Ent- 
fommens u. ſ. w. getroffen werden. 


$. 431. 
Rechte und VBerbindlihfeiten des Sequefters. 


Dem Sequefter ijt feine Benennung von dem Gerichte durch 
Defret zu eröffnen. Gr hat die Rechte und Verbindlichkeiten eines 
Verwahrers und Machthaberd. Zu bedeutenden, außerordentlichen 
Auslagen; zu wichtigen Gejchäften, jo mie insbejondere zu jeder 
Peränderung mit dem Gegenftande der Sequeftration ſoll er vor— 
läufig die Genehmigung von den Parteien, oder wenn dieſe nicht 
zu vereinigen wären, von dem Gerichte einholen. Gegen Eingriffe 
der Parteien in feine Rechte ift er von dem Richter nachdrücklich 
zu ſchützen. In Beziehung auf die Entrichtung der Steuern und 
Giebigfeiten, dann der Zinfen von den, auf dem jequeftrirten Gute 
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haftenden Gapitalien haben die im $ 484 enthaltenen Beftimmun- 
gen zu gelten. 


Damit der Sequefter in Anſehung feines Amtes beglaubigt fei und 
fih in vorkommenden Fällen rechtfertigen könne, muß ihm eine fürmliche 
Ernennungsurfunde in der Form eines Defretes, welches bei Collegialgerich» 
ten von dem Vorfteher Des Gerichtes und einem Nathsfefretair oder dem 
Vorſteher des Erpedites, bei den Bezivfsgerichten von dem Bezivfsrichter zu 
unterzeichnen und mit dem Gerichtsitegel zu verfehen ift (ſ. SS. 218 und 
219 der Inſt. für Die Gerichtsitellen), ausgefertigt werden. 

Der auf dieſe Art bejtellte Sequefter hat, ohne daß es eines weiteren 
Angelöbniffes über die genaue Erfüllung feiner Pflichten bedarf, alle Rechte 
und Verbindlichfeiten eines Verwahrers, und wenn er die Sache nicht bloß 
zu verwahren, fondern auch zu verwalten hat, auch die eines Machthabers. 
Bei der Beurtheilung der Nechte und Berbindlichkeiten des Sequefters find 
demnach die in dem allgemeinen bürgerlichen Gejesbuche in den 88. 957 bis 
974 über den Verwahrungsvertrag und die im 22. Hauptitüde des bürgl. 
Gefeßbuches über den Bevollmächtigungsvertrag ertheilten Grundſätze maß— 
ebend. — 

N Der Sequefter hat insbejondere die Brlicht, die ihm anvertraute Sache 
forgfältig zu bewahren, und fie in eben dem Zuftande, im welchem er fie 
übernommen hat, und mit allem Zuwachs über Anordnung des Gerichtes 
zurüczuftellen. Er haftet für den aus der Unterlaffung der pflichtmäßigen 
Obſorge verurfachten Schaden, aber nicht für den Zufall, ſelbſt dann nicht, 
wenn er Die anvertraute, objchon Foftbarere Sache, mit Aufopferung feiner 
eigenen hätte vetten können. 

Iſt dem Sequefter nicht bloß die Verwahrung, fondern auch ein auf 
die jequeftrirte Sache fich beziehbendes Gefchäft aufgetragen worden, fo hat 
er dafjelbe dem erhaltenen Auftrage gemäß emfig und vedlich zu beforgen 
und allen aus der Beforgung dev Sequejtration entjpringenden Nuten jo 
zu verwenden oder aufzubewahren, oder zu erlegen, wie e8 der Auftrag Des 
Gerichtes oder Die Natur feines Gefchäftes erfordert. Er ift berechtigt, alle 
Mittel anzuwenden, Die mit Der Natur des Gejchäftes nothwendig verbunden, 
oder der ihm bei feiner Beftellung erflärten Abjicht des Gerichtes gemäß find. 

Trägt der Sequefter das ihm aufgetragene Gejchäft ohne Noth einem 
Dritten auf, fo haftet er ganz allein für den Erfolg, Werden von dem 
Gerichte mehrere Perſonen als Sequefter bejtellt, jo ift die Mitwirfung aller 
zur Gültigkeit des Gefchäftes und zur Verpflichtung des Machtgebers noth— 
wendig, wenn nicht ausdrüdlich einem oder mehreren aus ihnen die volle 
Befugnig in dem Grnennungsdefrete ertheilt worden ift. 

Der Sequefter ift jchuldig, beiden Parteien den durch fein Verſchul— 
den verurfachten Schaden zu erjegen und er bleibt für die Meberichreitung 
der ihm gerichtlich ertheilten Befugniffe verantwortlich. 

Der Sequefter darf in Gefchäften, welche nicht zum ordentlichen Wirth— 
Ihaftsbetriebe gehören, und welche von größerer Wichtigkeit find, nichts 
eigenmächtig vornehmen. Er darf insbefondere Feine bedeutenden, außerorz 
dentlihen Auslagen, 3. B. für Herftellung eines neuen Dachituhls Des 
jequeftrirten Haufes, für Aufführung wichtiger, wenn auch noch jo nüglicher 
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und Gewinn verfprechender Meliorationen machen; Fein wichtiges Gefchäft, 
1. B. den Verfauf großer Quantitäten von Grzeugniffen des fequeftrirten 
Gutes oder eine Veränderung des Sequeftrationsobjected vornehmen, ohne 
die Bewilligung beider Parteien, oder wenn dieſe nicht zu vereinigen wären, 
ohne Bewilligung des Gerichtes. 

Bewegt ſich aber der Sequefter innerhalb dev Grenzen des gerichtlichen 
Auftrages, jo darf ihm im dieſer gefeglichen Wirffamfeit von Niemanden 
hinderlih in den Weg getreten werden und es ift die Pflicht des Nichters, 
den Sequefter in feinen Nechten gegen die Eingriffe der Parteien nachdrüd- 
lich zu jchügen. 

Die Einführung des Sequefters fommt in Anfehung derjenigen 
unbeweglichen Güter, über welche Grund- und Intabulationsbücher geführt 
werden, dem Einzelngericht, in defien Sprengel diefe Bücher geführt werden, 
in Anfehung derjenigen Güter aber, rückſichtlich welcher keine öffentlichen 
Bücher beftehen, dem Eimelngerichte zu, in deſſen Bezixf fie gelegen find, 
($. 48 der Civil. Jur. Norm für Siebenbürgen). 


$. 432. 


Der Nichter hat nach Vernehmung beider Theile entweder 
Ihon in dem Ernennungsdekrete, oder in der Folge dem Sequefter 
über die Verwendung, Aufbewahrung oder den Erlag der erhobenen 
reinen Einkünfte beftimmte Vorfchriften zu ertheilen. Der Sequefter 
iit längitens binnen dreißig Tagen nach beendigter Sequeftration, 
oder, wenn jie über ein Jahr dauert, mit Ausgang jeden Jahres 
Nechnung zu legen, und fie dem Gerichte zu überreichen fehuldig, welches 
von deren Ueberreichung ſowohl den Kläger als den Beklagten zu 
verjtändigen hat, damit fie davon Einfiht nehmen, und ihre Be- 
mänglung erjtatten fünnen. Die Genehmhaltung oder Bemänglung 
der Rechnungen kann erforderlichen Falls nach Vorſchrift des ſieben— 
undzwanzigiten Hauptjtüdes verlangt werden. 


Das Gefeß überläßt e8 dem Ermeſſen des Gerichtes, zu beftimmen, 
welche Vorkehrungen bei der Sequeftration über die Verwendung, Aufbes 
wahrung oder den Erlag der erhobenen reinen Cinfünfte zu treffen find. 
Der Richter Hat diefe Vorkehrungen nach der Verjchiedenheit des Falles und 
mit gleicher Berüdjichtigung der Nechte des Sequeftrationswerberd und des 
Gegners deſſelben zu treffen. 

Das der Sequefter Rechnung zu legen verbunden ift, erjcheint als 
eine Folge des im $. 1012 des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches aus— 
geiprochenen Grundfages, nach welchem jeder Gewalthaber ſchuldig ift, dem 
Machtgeber die bei dem Gejchäfte vorfommenden Rechnungen vorzulegen. 
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$. 433. 


Dem Sequefter gebührt außer Vergütung der, durch die Se— 
queftration etwa veranlaßten Reiſekoſten und anderen Auslagen auch 
eine, feinen Bemühungen und dem Betrag der Einfünfte des Guts 
angemefjene Belohnung. Sie ift auf Begehren von dem Nichter 
nad Vernehmung beider Theile entweder dem Einverftändniffe ge= 
mäß, oder von Amtswegen zu beftimmen. 


$. 434. 
Rechtfertigung der Sequeftration. 


Sn den Fällen der $$. 426 und 427 muß die Sequeftration 
nad den, in den $$. 421 — 423 über das Verbot ertheilten Vor— 
fehriften, im ſofern nicht die Hauptfache ohnehin ſchon bei Gericht 
anhängig ift, mitteljt einer befondern Klage gerechtfertigt werden. 


Die Citation der 88. 426 und 427 in diefem Paragraph muß ald ein 
Druckfehler bezeichnet werden, und es fol anftatt in den $s. 426 und 427 
in den $$. 427 und 428 heißen. In der Brozegordnung für Ungarn, Kroa— 
tien und Slavonien und dem Temeſer Banat erjcheint dieſer Drudfehler 
berichtigt und es werden in dieſem Gefege die 88. 427 und 428 citirt. 


$. 435. 
Aufhebung der Sequeftration gegen Sicherftellung. 
In eben diefen Fällen ift die Sequeftration fogleich aufzuhes 
ben, wenn dem Sequeftrationswerber auf andere Art Hinlängliche 
Sicherheit geleiftet wird. 


Nur in dem zweiten und dritten Falle der Sequeftration, von welchem 
in den 88. 427 und 428 der CPO. die Nede ift, kann die bemwilligte Se- 
queftration dann aufgehoben werden, wenn dem Sequeftrationawerber auf 
eine andere Art als durch die Sequeftration, alfo entweder durch eine Erles 
gung einer beftimmten Gautionsfumme bei Gericht, oder durch taugliche 
Pfänder und Bürgen entweder für die Forderung defielben unbedingt oder 
auch nur für den Kal Sicherheit geleiftet wird, dag das Sequeftrationsobjeft 
veräußert, verborgen oder bejchädigt werden follte. 

Die Beftimmung des $. 401 der CPO. dürfte auch hier analog in 
Anwendung gebracht werden. 
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$. 436. 
Wirfung der Sequeftration in Anfehung dritter Perfonen. 


Auf beweglihe Sachen kann von der Zeit an, wo fie zufolge 
gerichtlicher Sequeftrationsverordnung von dem Gerichte, oder von 
einem Sequefter in Verwahrung genommen worden find, von fei- 
nem Dritten zum Nachtheile des Sequeftrationswerberd ein ding— 
liches Recht erworben werden. Auf Hypothefarforderungen und 
unbewegliche Güter muß die Sequeftrationd - Verordnung, um biefe 
rechtliche Wirfung hHervorzubringen, bücherlich eingetragen werden. 
Dieje Einverleibung hat der Sequeftrationswerber bejonderd an— 
zufuchen, 


Aus dem erften Sate dieſes Paragraph geht hervor, daß ber Se: 
queftrationswerber auf die ſequeſtrirte bewegliche Sache von dem Augenblide 
ein gejegliches Pfandrecht erwirbt, in welchem zu Folge richterlicher Verfü— 
gung die ſequeſtrirte Sache entweder von dem Gerichte oder von dem Se— 
queſter in Verwahrung genommen wird. Von dieſem Augenblicke hat der 
Sequeſtrationswerber ein gegen jeden Dritten geltendes, gewiſſermaßen an 
der Sache haftendes Vorrecht, vermöge defjen ein Dritter, welchem ein ding- 
liches Necht zufteht, auf die Sache erft dann zu greifen befugt ift, wenn 
ber im Vorrechte befindliche Sequeftrationswerber aus der Sache feine Ber 
friedigung erhalten hat. Dagegen kann ein bereits früher erworbenes ding— 
liches Recht auf die Sache duch die fpäter erwirfte Sequeftration nicht 
beeinträchtigt werden. 

Daß das gefegliche Pfandrecht auf die fequeftrirte Sache erft von dem 
Augenblide wirkſam wird, wenn die Sache wirklich in Sequeftration genom= 
men wird, ſtimmt mit dem Grundfas des 8.451 des allgemeinen bürgerlichen 
Gefegbuches überein, welcher lautet: „Um das Pfandrecht wirklich zu er: 
werben, muß der mit einem Titel verfehene Gläubiger, die verpfändete Sadıe, 
wenn ſie beweglich ift, in Verwahrung nehmen und wenn fie unbeweglich 
ift, feine Forderung auf die zur Erwerbung des Eigenthums liegender Güter 
vorgejchriebene Art einverleiben lafien. Der Titel allein gibt nur ein per— 
fönlihes Recht zu der Sache, aber fein dingliches Recht. 

Die Beftimmung des $. 451 des allg. bürgl. Geſetzbuches ift auch 
mit der im 2ten Satz des $. 436 der CPO. enthaltenen Verfügung, über— 
einftinmend. 

Bon dem Augenblide an, als bei der Behörde, welcher das Grund 
oder Intabulationsbuch unterfteht, das abgejondert zu überreichende Intabu⸗ 
lationsgeſuch überreicht worden iſt, hat auch der Sequeſtrationswerber das 
geſetzliche Pfandrecht auf das ſequeſtrirte unbewegliche Gut. 

Dort, wo bis nun keine öffentlichen Bücher beſtehen, kann nach den 
Artikeln XVII der Einführungsverordnung der CPO, für Siebenbürgen und 
nach dem Art. XII. der Einführungsverordnung der Civil s Prozeß - Ordnung 
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für Ungarn ꝛ⁊c., die im zweiten Sab des $. 436 enthaltene Beftimmung 
nicht in Anwendung treten und es dürfte im Falle des Nichtvorbandenfeing 
von öffentlichen Büchern die Eingangsbeftimmungen des $. 436 der EPO. 
auch für unbewegliche Sachen analog in Anwendung gebracht und das 
Pfandrecht auf die fequeftrirte Cache von dem CS equeftrationswerber erſt 
dann als erworben betrachtet werden, wenn der Sequefter in das unbeweg- 
lihe Gut eingeführt worden ift. 
$. 43T. 

MWird von mehreren Gläubigern auf denſelben Gegenftand die 

GSequeftration erwirft, jo finden die Vorfchriften des $. 483 ihre 


Anwendung. 


Zweiundzwanzigſtes Hauptſtück. 
Bon der Erecition. 


$. 438. 
Fälle der gerichtlichen Execution. 


Die Ereeution Fann ertheilt werden: 

1. auf ein vechtsfräftiges gerichtliches Erfenntniß; 

2. auf Vergleiche, die über porausgegangene Klage vor Gericht 
oder welche, auch ohne vorausgegangene Klage, vor folchen 
Staatd- oder Gemeindebehörvden gefchloffen werden, welche 
zu Vornahme von Bergleichsverhandlungen berechtiget find; 
auf diejenigen vor folchen Behörden gefchloffenen Verträge, 
wodurch eine ganz oder zum Theile bereit3 verfallene For— 
derung in ihrem vollen Betrage für richtig anerfannt, und 
die Friſt zur Bezahlung der Schuld, oder Erfüllung der 
Verbindlichkeit feſtgeſetzt wird; 

3. auf die zur Rechtskraft gelangte Erledigung einer, dem 
Staatsſchatze gelegten Rechnung; 
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4. auf andere Grfenntnijje abminiftrativer Behörden, die durch 
ausdrückliche Vorſchrift der gerichtlichen Execution zugewie— 
ſen ſind. 

5. auf ſchiedsrichterliche Erkenntniſſe ($. 383). 


Die Ereeution — die zwangsweiſe Durchfegung und Befriedigung des 
von dem Gefege anerfannten Privatrechtes — ift der dritte wefentliche Be: 
ftandtheil des Civilprozeſſes. Die Beftimmungen über die Grecution üben 
ben wejentlichiten Einfluß auf die Geltendmachung und Sicherung der Pri— 
vatrechte und hiermit auf den Gredit aus, welcher die Seele des Verkehrs ift. 
Durch die Erecution, durch welche das Givilunrecht eben fo wie das peinliche 
Unrecht durch die Strafe aufgehoben wird, erhalten erſt die übrigen Beſtim— 
mungen der Prozeßordnung Über die Streitverhandlung und die Urtheilsfäls 
lung ihre Sanction. Gibt die Erecutionsordnung dem Schuldner Anlaß zu 
Chifanen und Mitteln die Vollſtreckung des formell arerfannten Rechtes 
hintanzuhalten, dann erweifen fich die Übrigen Beftimmungen der Prozeßords 
nung, und wären ſie auch noch fo gerecht und zwedentiprechend als wir: 
fungslos. Hat die Crecutionsordnung, fagt von Gönner, wefentliche Män- 
gel, jo gebricht eS dem Staate an Credit zum lebhaften Verkehr und die 
Auftiz wird zum Spotte. Was hilft die promptefte Juftizpflege, was hilft 
die Ihätigfeit aller Gerichte, wenn fie zu nichts führt als zu einem Urtheile 
auf dem Papiere, ohne Nealität, deſſen Erecution der unterliegende Theil 
unter dem Schuge des Geſetzes Jahre lang hinaus ziehen kann? 

Hieraus geht die Michtigfeit der in dem XXII. Hauptftüde der CPO. 
enthaltenen Beftimmungen über die Erecution, welche unverfennbar eine der 
ſchwierigſten Aufgaben der Geſetzgebung gewejen find, hervor. 

Unfer Gejeg berüdjichtigt in feinen Beſtimmungen über die Erecution 
das Interefje beider Parteien, fowohl des Berechtigten als des Verpflichteten 
gleichmäßig und fo jehr dasſelbe darauf abzielte, das anerfannte Recht ſchnell 
und Fräftig Durchzufegen, jo liegt demjelben doch auch das Beftreben zu 
Grunde, jo weit es nur immer mit der Erreichung dieſes Zwedes verein» 
barlih it, auch darauf Rüdficht zu nehmen, daß dem Berpflichteten fein 
größeres Maß des Zwanges angethan werde, als eben zur zwangsweifen 
Durchſetzung des anerkannten Nechtes erforderlich ift. Die Durchführung die- 
ſes Grundfages verleiht unferem Crecutionsgefege eine der Unbeugjamfeit 
des Nechtes entiprechende Strenge, neben welcher nur dort, wo ed möglich 
ift, gegen den Verpflichteten Milde waltet. Cine übertriebene Milde, welche 
zu Chifanen Anlag neben könnte wird gewiß von Niemanden unjerem Ere- 
eutionsgefege zum Vorwurf gemacht werden. 

Die Ereeution fol nur dann ertheilt werden, wenn das Recht, um 
defien Durchſetzung es ſich handelt, vom Staate formell anerkannt ift. Wann 
dieſes der Fall ijt, beftimmt der $. 438 der CPO. 

Nach diefem kann die Erecution ertheilt werden: 

ad 1) Auf ein rechtsfräftiges gerichtliches Erkenntniß. Es 
macht feinen Unterichied, ob dieſes Erfenntnig in der Form eines Urtheils 
oder Befcheides oder Defretes erfloffen ift, und ob das Erfenntniß ein civil- 
oder ftrafgerichtliches ift. Es kann daher auch ein ftrafgerichtliches Erkennt: 
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niß, wenn in demjelben über privatrechtliche Anfprüche mit entichieden wird, 
die Erecution ertheilt werden. Der 1. Abth. des $. 438 bezieht fich nur auf Urs 
theile der k. k. öfterreichiichen Gerichte, und nicht auf Urtheile ausmwärtiger 
Gerichte, von welchen erft in den 88. 550 bis 555 der EBD. die Rede ift. 

Damit jedoch über ein inländijches gerichtliches Erfenntniß die Erecu- 
tion ertheilt werden fann, muß dasſelbe rechtsfräftig geworden fein. 
Unter einem vechtsfräftigen Erfenntniß verfteht man ein jolches, gegen wel- 
ches fein Rechtsmittel mit Suſpenſivkraft, alfo weder die Appellation, Revi- 
ſion und Nullitätsbefchwerde noch der Rekurs zuläfiig it. Wann dieje Un- 
zuläffigfeit eintritt ift aus den Beitimmungen des XIV. Hauptitüdes der 
Givilprozeßordnung zu entnehmen. 

Das rechtsfräftige Erkenntniß des Givilgerichtes fann ein bedingtes 
oder unbedingtes fein. Iſt das Erfenntniß ein bedingtes, d. h. wird 
die Enticheidung der Streitfache von der Ablegung des Eides abhängig ge 
macht, jo muß die Erfüllung der Bedingung von dem Erecutionsführer durch 
Beibringung des Fefcheides, welcher die Beftätigung der gefchehenen Ables 
gung des Eides in fich enthält, nachgewieſen werden. 

Endlih muß auch die Frift zur Erfüllung der Verbindlichkeit, welche 
im Urtheile feftgefest worden ift, verftrichen fein. 

ad 2) Grecutionsfähig können auch WVergleihe unter gewiſſen Bes 
Dingungen fein. Das Geſetz unterfcheidet, ob diefe Vergleiche vor Gericht 
oder vor ſolchen Staats- oder Gemeindebehörden gefchlofien werden, welche 
zur Vornahme von Bergleichsverhandlungen bevechtiget find. Wergleiche, 
welche vor Gericht geichlofien worden find, find nur dann erecutionsfähin, 
wenn denjelben eine Klage, deren Gegenftand mit jenem des DBergleiches 
identisch ift, vorausgegangen ift. Andere vor Gericht und unter deſſen Aufs 
torität geſchloſſene Vergleiche find nicht erecutionsfähig. Wergleiche, welche 
ohne vorausgegangene Klage und nicht vor Gericht geſchloſſen werden, find 
nur Dann erecutionsfählg, wenn fie vor jolchen Staats- oder Gemeindebe— 
hörden gejchlofien werden, welche zur Vornahme von Vergleichsverhandlun— 
gen berechtigt find. Hierher gehört die Beftimmung des Art. IV. der Ein- 
führungsverordnung zur Civiljurisdiftionsnorm für Siebenbürgen, vom 10. 
Mai 1852, Abjchn. d, gemäß welcher Verfuche gütliher Ausgleihung und 
die Ausfertigung der dabei erzielten DVergleihe von den Magiftrats- und 
Gemeindevorftänden auf Verlangen der Parteien über Streitigfeiten jeder 
Art vorgenommen werden müffen. 

Zu den Etnatsbehörden, welche zur Aufnahme von Vergleichen berech— 
tigt find, rechnet man gewöhnlich a) die Polizeibehörden, welche nach dem 
Hofdekret vom 16. Jänner 1801, 3 516; 8. Juni 1816, 3. 1255 und 
15. Jänner 1821 unter gewiffen Bedingungen zur Vornahme von Vergleichs- 
verjuchen berechtigt find. 5) Die k. Delegationen im lomb.=venetianifchen 
Königreiche. CHfzdft. vom 7. Februar 1823, 8. 8). c) Die Kapitanate in 
Dalmatien (Hd. vom 22. Jänner 1830, $ 8). 

Gleiche Wirkung mit den vor Etaats- und Gemeindebehörden abge: 
ſchloſſenen Vergleichen haben auch diejenigen vor diefen Behörden geſchloffe— 
nen Verträge, vermöge welcher eine bereits beftchende Forderung, welche 
jedoch zum Theil oder ganz verfallen fein muß, d.h. in einem frühern bereits 
vergangenen Termine zu zahlen gewejen wäre, in ihrem vollen Betrage 
für richtig anerfannt wird umd die Frift zur Grfüllung der Verbindlichkeit 
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oder zur Bezahlung dev Schuld durch Uebereinkunft dev Parteien feſtgeſetzt 
wird. Dieſer Bertrag hat zwar einige Aehnlichkeit mit den Vergleiche. Gr 
unterjcheidet fich jedowd dadurch, daß im demfelben der Gläubiger nichts von 
dem Gegenitande des Rechtes aufgibt und feinem Schuldner nur einige Er— 
leidterung dev Zeit dev Erfüllung der Verbindlichfeit angedeihen läßt. 


Nach 8. 19 der Vorfchrift über das Wechſelverfahren findet auf gericht 
liche Vergleiche Die wechjelvechtliche Grecution nur in dem Falle ftatt, 
wenn fich dev Schuldner derjelben in Nücjicht einer Wechfelforderung au 8 
drücklich unterworfen hat. 


ad 3. Zur Buchführung und Prüfung der Rechnungen beftehen eigene 
Behörden, welche den Namen Buchhaltereien oder Buchhaltungen führen und 
deren Zwed es ift, innerhalb gewiffer ihnen durch das Gejet zugewiefener 
Grenzen die Kontrolle über die Einnahmen und VBerausgabungen der Arari- 
jchen oder unter der Aufjicht dev Stantsverwaltung geftellten Gelder und 
Effekten zu führen. 


Glaubt Jemand fich durch eine Buchhalterei-Erledigung befchwert, fo 
ftehbt ihm nach $. 2 des allerh. Patentes vom 16. Jänner 1786, 3. 516, 
dagegen in der gefegmäßigen Friſt dev Weg Nechtens entweder allein, oder 
der Weg der Gnade offen. Diefe Zeitfriit wird für Diejenigen Rechnungs— 
leger, die zur Zeit der Zuftellung in der Provinz, wo die Buchhalterei = Er- 
ledigung geichöpft worden, anwefend find, vom Tage der zugeftellten Erle— 
dDigung an gerechnet auf fechs, für die Abwejenden auf zwölf Wochen be- 
ftimmt, nach deren Berlauf wider die erhaltene Buchhalterei- Erledigung Fein 
Rechtszug ftattfindet, ſondern die Erecution ohne weiteres zu ertheilen ijt. 
Nah dem Hoffanzleidefret vom 12. September 1832, 3. 2575, haben die 
Verwaltungsbehörden, infoferne ihnen im adminiftrativen Wege ein hinreis 
chendes Zwangsmittel nicht zu Gebote fteht, die Erecution der in Rechts— 
fraft erwachlenen Buchhalterei- Erledigungen durch die Landesfisfalänter 
(Sinanzprofuraturen) jogleich anzufuchen und der Ordnung nach vollführen 
zu lafien. 


ad 4. Zu den Erfenntniffen adminiftrativer Behörden, die Durch aus— 
drüdliche Vorschrift der gerichtlichen Erecution zugewiefen ſind, gehören zu— 
pörderft in Eiebenbürgen die vor Beginn der Wirlfamfeit der neuen Prozeß— 
ordnung in bürgerlichen Nechtsftreiten in jenen Landestheilen in welchen ber 
Gerichtsftillftand ftatt hatte, von den politiichen Behörden vermöge der ihnen 
eingeräumten tranfiterifchen gerichtlichen Amtswirffamfeit gefällten Erfennt- 
niffe (Erl. des h. Ef. Juftigminifterrums vom 1. Mär; 1852, 3. 56, RGB. 
f. Seite 14 des Kommentars). Ferner gehören hierher die von den Gefälls- 
behörden nach den Gerällsgefegen gefchöpften Erfenntniffe Auch Die von 
den politifchen Behörden wegen Adeldanmagung gefällten Entjcheidung wer— 
den hierher gerechnet. 


ad 5. Diefe Beftimmung ift eine Tolge des im $. 383 ausgeſproche— 
nen Grundfages nach welchem vie von dex Echiedsrichtern gefüllten Erfennt- 
niſſe von denſelben nicht vollzogen werden dürfen. 
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Beftimmung des Gerihtes für die Bewilligung und Vollfiredung ber 
Erecution. 


Die Execution ift, fofern das Geſetz Feine Ausnahme macht, 
bei dem Richter, wo die Hauptſache anhängig war, oder fall3 es 
nicht zur gerichtlichen Klage gefommen wäre ($. 438), bei dem 
ordentlichen Richter des Schuldners anzufuchen, vor welchen bie 
Streitiache gehört hätte. 

Soll jie außerhalb des Jurisdiktions-Bezirks dieſes Gerichtd 
vorgenommen werden, fo it ein Erjuchjchreiben an den Richter de 
Ortes, wo fich der Gegenjtand der Grecution befindet, zu erlaſſen, 
oder dem Grecutionsführer auf fein Anſuchen die Bewilligung zu 
ertheilen, daß er wegen des Vollzuges der bemilligten Execution 
unmittelbar bei dieſen Gerichten einfchreite. Diejes Gericht Hat die 
Greceutiondverordnung ungefaumt in Vollzug zu jegen und über den 
Erfolg jogleich durch Rückſchreiben Nachricht zu geben. 


Das die Grecution, wenn das Gefeg nicht eine Ausnahme macht, 
wie 3. B. bei den fchiedsrichterlichen Erfenntniffen, bei dem Anſuchen um 
den zweiten und dritten Grad der Erecution, wenn dieſelbe auf ein unbes 
wegliches Gut zur Bewirfung der Zahlung geführt wird (sg 502 und 504 
der CPO.), bei dem Richter angejucht werden muß, wo die Hauptjache an— 
hängig war, ijt eine natürliche Folge des im $. 6 der Civiljurisdiftionsnorm 
für Siebenbürgen ausgefprochenen Grundfages: daß jeder Richter in Rechts— 
angelegenheiten, welche rechtmäßiger Weife bei demfelben anhängig gemacht 
worden find, bis zu deren Beendigung zuftändig bleibt. Auch dürfte Dieje 
Verfügung fich darin gründen, weil der Richter in der Hauptfache am bejten 
zu beurtheilen in der Yage ift, inwieweit der Erecutionsführer ein Necht zur 
Erecution habe. 

Diefe vbige Beftimmung ergänzend und erläuternd verordnet der 8. 61 
der Civiljurisdiktionsnorm für Siebenbürgen und der $ 67 der mit dem 
allerh. Batente vom 16. Februar 1853, 3 30, RGB. für Ungarn ꝛc. fund» 
gemachten Gipiljurisdiftionsnorm: Der erfte Grad der Erecution ift ftet$ bei 
demjenigen Richter anzufuchen, von welchem das Erfenntniß in erfter In— 
ftanz ergangen oder bei welchem der zur Erecution geeignete Vergleich ge— 
jchloffjen worden ift. Inwiefern die weiteren Crecutionsgrade unmittelbar 
bei demjenigen Gerichte angefucht werden fünnen, in deſſen Bezirf die Ere- 
cution vollzogen werden fell, beftimmt die Brozeßordnung. Der anbezogene 
$. 67 der Giviljurisdiftionsnorm für Ungarn fügt bei: Städriſch delegirte 
Bezirfögerichte find zwar zur Vornahme der Mobilar- nicht aber zu jener 
der Immobilar-Ereceution berechtigt. 
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Aus der Eingangsbeitimmung des $. 439 der EBD. geht hervor, daß 
die mit Dem allerhöchiten Patente vom 23. Juni 1850, 3. 254, RGB. für 
alle Kronländer, füe welche die Jurispiftionsnorm vom 18. Juni 1850, 
3. 237, RGB. erlaffen worden ift, fundgemachten Beitimmung über Die 
Beifegung der Vollſtreckungsklauſel in unfere Prozeßordnung nicht 
aufgenommen worden find, und daher in ben Gebietstheilen, wo unfere 
Prozeßordnung gilt, Feine Anwendung finden. Der wefentliche Inhalt diefer 
Beltimmungen über die WVollftrefungsflaufel ift folgender: Die Grecution 
über ein richterliches Erkenntniß (Urtheil, Beſcheid), oder einen gerichtlichen 
Vergleih fell vom 1. Auguft 1850 angefangen nur dann ertheilt werden, 
wenn demyelben vorher die Vollſteeckungsklauſel beigejegt worden ift. — Die 
Beifegung der Volljtrefungskflaufel fteht jenem Gerichte zu, welches das Er— 
fenntniß erlaffen hat, cder vor welchem der Bergleich geichlofien worden: ift. 
— Die Ertheilung dev Bollftrekungsklaufel gefhieht durch Beiſetzung derſel— 
ben auf der Original: Ausfertigung des Erfenntnifjes oder Vergleiches, welche 
fih in Händen des Grecutionswerbers befindet. Sie ift unmittelbar unter 
die Unterfchriften zu fchreiben, mit der Fertigung des Gerichtes zu verjehen 
und lautet wie folgt: Vorſtehendes Erkenntniß (Vergleich) wird a) feinem 
vollen Inhalte nach, oder 5) in Anfehung feines Theils, welcher verordnet.... 
für vollſtreckbar erflärt. Datum, Unterjchrift, Siegel. It die Vollftrekbar- 
feit eines Grfenntnifies oder Bergleiches von einer Bedingung, 3.8. Eides- 
leiftung abhängig gemacht, fo iſt die Erfüllung diefer Bedingung in der Voll- 
ftrefungsflaufel auszudrüden. — Jedes von einem Gerichte in denjenigen 
Kronländern für welche das auf die Beifegung der Vollſtreckungsklauſel Bes 
zug haberde allerh. Patent vom 28. Juni 1850, 3. 254, RGB. in Wirf- 
famfeit ift, mit der Vollſtreckungsklauſel verjehene Erfenntnig, und jeder 
folcher Vergleich ift nach $. 7 diefes Patentes in dem ganzen Umfange 
des öfterreihifchen Kaiferreihes vollftrekbar. Das um Die 
Vollftrekung angegangene Gericht hat weder auf eine Prüfung der Sache 
jelbft oder der Zuftändigfeit des Gerichtes zur Beiſetzung der Vollſtreckungs— 
Elaufel einzugehen, wenn ihm aber erhebliche Bedenken gegen die Echtheit 
der Bollftrefungsflaufel auffallen, Fann e8 fih darüber im amtlichen Wege 
Gewißheit verfchaffen; jedoch hat es felbft in diefem Falle die zur Sicherung 
des Grecutionswerbers nöthigen Echritte unaufgehalten vorzunehmen und 
nur mit weitern Erecutionsſchritten einftweilen inne zu Halten. — Der 
Grecutionswerber kann die Bewilligung der Erecution, unter Beibringung 
der Driginalausferticung (oder Duplifates) des mit der Vollftrekungsklaufel 
verfehenen Erfenntnifjes oder Vergleiches, entweder unmittelbar bei jenem 
Bezirfögerichte, in defien Eprengel die Erecution vorzunehmen ift, oder bei 
dem Grfenntnigrichter anfuchen, und bei legterem die Nequifition des betrefs 
fenden Bezirf8- Gerichtes zur Vornahme erwirfen. Nur wenn es ſich um 
die Bollftrefung an einem unbeweglichen Gute handelt, ſteht die Bewilligung 
ausjchließtich jenem Bezirksgerichte zu, in deſſen öffentliden Buche Das uns 
bewegliche Gut eingetragen ift, oder wenn Das unbemwegliche Gut in einem 
öffentlichen Buche nicht eingetragen wäre, jenem Bezirfägerichte (bei nicht 
eingetragenen ganzen Giüterfompleren, die in verjchiedenen ES prengeln liegen, 
jenem Landesgerichte) zu, in deſſen Sprengel Das unbewegliche Gut (der 
ganze Güterfompler) oder der größ:re Theil desfelben gelegen ift. Jedoch 
ſteht dem Executionswerber auch in einem folchen Falle frei das Geſuch bei 
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dem Erfenntnig-Gerichte zur amtlichen Ueberfendung an das Gericht, welches 
die Vornahme zu bewilligen hat, anzubringen. — 

Das zur Vornahme der Erecution berufene Gericht hat unter dem 
Driginale oder Duplifate der Vollitrefungsflaufel immer anzumerfen, welche 
Grecutionsichritte auf Grund des Erfenntniffes oder Vergleiche vorgenom- 
men oder welche Zahlungen darauf in Folge durchgeführter Erecution geleiftet 
worden find. — Dieſe VBorfchriften finden ihre Anwendung auch auf Die 
von Strafgerichten oder von Verwaltungsbehörden erlafienen Erfenniniffe, 
infoferne die Givilgerichte darüber zu entjcheiden berufen find. 

MWern es nicht zu einer gerichtlichen Klage gefommen wäre: 3.8. bei 
ftrafgerichtlihen Erfenntniffen, bei Vergleichen, jchiedsrichterlihen Erkennt— 
nifien, Entjcheidungen der Adminiftrativbehörden u. | w. muß die Erecution 
bei dem ordentlichen ‘Berfonalgerichte des Schuldners angefucht werden. 

Der $. 10 der Eiriljurisdiftionsnorm lautet: Außer feinem Gerichts— 
bezirfe fann der Richter feine Handlung der Öerichtsbarfeit felbft vornehmen. 
Doch find die Gerichte anderer Jurisdiktionsbezirfe auf Erfuchen des Richters, 
bei welchem die Suche anhängig ift, Die Verfügungen desfelben zu vollziehen 
ſchuldig. Eine Folge diejes in der Civiljurisdiftionsnorm ausgefprochenen 
Grundjages ift die Beſtimmung des 2. Abſatzes des $. 439 der CPO. 
Das requirirte Gericht (judicium requisitum) ift in einem folchen Falle ein bloßes 
Organ, durch welches das requirirende Gericht feine Verfügungen vollziehen 
läßt. Dem requirirten Gerichte fommt deshalb in der Regel nur der Boll 
zug, nicht aber eine Entjcheidung zu. Eine Ausnahme hievon enthält der 
$. 447 der EVD. 


$. 440. 
Form und Inhalt des Gefuhes um Erecution. 
Bei Collegialgerichten ift die Execution ſchriftlich anzuſuchen. 
Bei andern Gerichten haben die Parteien die Wahl, die Erecutions- 
gefuche jehriftlih anzubringen, oder mündlich zu Protofoll zu geben. 
Bei Collegialgerihten muß die Erecution, der Kal mag fcehriftlich oder 
mündlich verhandelt worden fein, immer jchriftlih angejucht werden. Bei 
andern Gerichten haben die Erecutionsführer, der Fall mag nun mündlich 


oder jchrifilich verhandelt worden fein, die Wahl, 05 fte ihr Executionsge— 
ſuch fchriftlich anbringen oder mündlich zu Protokoll geben wollen. 


$. 441. 


Sn jedem Executionsgeſuche muß das Recht zur Erecutions- 
führung actenmäßig ausgewiejen und die Forderung an Haupt» und 
Nebenverbindlichfeiten genau ausgedrückt werden. 

Das Recht zur Erecutionsführung ift nur dann vorhanden, wenn ber 


Erecutionsführer die in den $. der Civilprozeßordnung feitgeftellten Bedin— 
gungen der Zuläffigfeit der Erecution erfüllt hat. 
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Alle Bedingungen ber Zuläfiigfeit der Erecution müffen von bem Eres 
eutionswerber actenmäßig ausgewiefen werden. 

Es muß daher, wenn es fich um die Grecution eines gerichtlichen Er- 
fenntnifjes handelt, zum Behufe des actenmäßigen Ausweifes des Rechtes 
zur Execution beigebracht werden. 

a) Das zu erequirende Grfenntniß des Berichtes. 

b) Der Ausweis daß diefes Erfenntniß vechtsfräftig geworben ift. Dies 
jer Ausweis fcheint, im Falle Fein ausdrüdlicher Verzicht des Erecuten auf 
jedes Nechtömittel gegen das Erfenntniß vorliegt, durch eine amtliche Beftä- 
tigung des Einreichungsprotokolls geliefert werden zu müfjen daß von Seite 
des Grecuten bis zu einem gewiffen Tage fein Nechtsmittel angebracht wors 
den ift. Der Tag der Zuftellung des Erfenntniffes an den Gegner ober 
defien Machthaber muß durch eine beglaubigte Abfchrift des Zuftellungsbos 
gend nachgewieſen werden *). 

c) Iſt das Erfenntniß ein bedingtes, d. h. wird das Necht des Erecu- 
tionsführers von der Ablegung eines Eides oder der Erfüllung einer Ver— 
bindlichfeit abhängig gemacht, fo muß auch die Erfüllung diefer Bedingung 
durch eine vollen Ölauben verdienende Urkunde nachgewiefen werden. Aus 
diefen Behelfen wird fich zugleich ergeben, ob die in dem Grfenntniffe zur 
Erfüllung der Verbindlichkeit feitgefegte Friſt bereits vorüber ift. 

Daß die Forderung an Haupt und Nebenverbindlichfeiten genau aus: 
gedrüdt werde ift deswegen nothwendig, weil fowohl der Nichter als auch 
Die Gegenpartei wiffen muß, für welches Objeft und für welche Quantität 
die Erecution in Anfpruch genommen wird. 

Es wäre deßhalb ganz gegen die Vorfchrift des Gefeges, wenn zwar 
die Hauptforderung in dem Crecutionsgefuche genau ausgedrüdt, dagegen 
aber die Nebenforderung blos mit den Buchftaben c. s. c. (cum sua causa) 
oder mit den Buchftaben |. N. (ſammt Nebengebühren) ausgedrüdt werde. 

Am Schluffe Hat der Erecutionsführer fein Begehren genau und be— 
ſtimmt auszudrüden, daher die Art und den Grad der Erecution und Die 
Objekte auf welche er greifen will, genau anzugeben. Ein blos allgemein 
geftellte8 Begehren um Ertheilung der Erecution, ohne zugleih beftimmt und 


deutlich anzugeben, worin dieſelbe beftehen fol, könnte nicht als genügend 
betrachtet werden. 


$. 442. 


Einwendungen des Beflagten dagegen. 


Die Erecution darf in der Megel durch feine Einwendung des 
Beklagten gehemmt werben. 


*) Es ift wohl allem Anjcheine nad nicht zu zweifeln, daß die Praxis der Gerichte 
diefes Grforderniß, welches nun allerdings im Gefege begründet zu fein feheint, milder 
geftalten wird. Hat auch der Grecutionsführer die Beftätigung des Einreihungsprotckolls 
und die beglaubigte Abfchrift des Zuftellungsbogens nicht beigebracht, fo ift e8 dem Ge— 
richte doch unendlich leicht, ſich durch Einficht des Einreichungsprotofolls und des Zuftel- 
lungsbogens von dem Vorhandenfein der gefeglichen Bedingungen zur Erecution zu über: 
zeugen und über den biesfälligen Mangel des Ausweiſes hinauszugehen. 
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Die Execution ſetzt ein formell vom Staate bereitd anerkanntes Recht 
voraus. Eben deßwegen, weil es fich um ein Necht Handelt, welches bes 
reits gefegliche Anerkennung und Geltung fich errungen hat, darf die Eres 
eution in der Negel durch Feine Einwendung weder des Beflagten noch eines 
Dritten gehemmt werden. Was auch immer für Einwendungen und Protes 
ftationen es find, welche der Geklagte gegen die Erecution vorbringt, z. B. er 
habe gezahlt, dev Gläubiger Habe dem Schuldner mittlerweile die Schuld 
erlaffen und fei mit demſelben einen Vergleich eingegangen, es feien Nullis 
täten im Verfahren unterlaufen, die Erecution überſchreite den Inhalt des 
Urtheiles (Executio ultra tenorem sententiae) u. |. w. hemmen die einmal 
in Gang gebrachte Erecution nicht. Diefelbe fchreitet über Anfuchen des 
Gegners des Crecuten unaufhaltfam und unwiderſtehlich, wie es die Uns 
beugjamfeit des einmal anerfannten Nechtes erfordert, in ihrem Gange fort 
und darf am allerwenigften Durch das gewaltfume Nechtsmittel der Nepulftion 
gehemmt werden. Ein gewaltjumer Widerftand gegen die zur Vollziehung 
der Erecution berufenen Organe, würde, wenn er die Merkmale des Vers 
brechen der öffentlichen Gewaltthätigfeit nich $. SL, StGB. 1. Theils in 
fich enthielte, nach $. 82, StGB. I. Theils, mit fchwerem Kerfer bis zu 
fünf Jahren beftraft werden. 

Von der Negel, daß die Crecution durch Feine Einwendung des Bes 
flagten oder eines Dritten gehemmt werden dürfe, beftehen folgende Aus» 
nahmen, in welchen das Grecutionsverfahren eingeftelt werden muß: 


1. Wenn der höhere Nichter Über den eingereichten Nefurs die Eins 
ftelung oder Sufpendirung des Executionsverfahrens anordnet. 


2. Wenn durch eine fpütere Thatfache der Grund zur Erecution gänzs 
lich weggefallen ift, und diefe fpäteren, von dem Erecutionsführer verfchwies 
genen Thatfachen von dem Schuldner durch vollfonnmen beweifende Urkunden 
eriwiefen werden können ($. 445 der CPO.) 

3. Im Falle des g. 447 der CPO. wegen des Einfpruches eines 
Dritten, der fih in feinen Beſitz-Eigenthums- oder andern Nechten durch die 
Ererution gefränft erachtet in dem Falle, wenn diefer Dritte feine Anfprüche 
hinreichend bejcheinigt oder Sicherſtellung leiftet. 

4. Wenn gegen ein &rfenntniß die Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand in eriter oder höherer Intanz bewilligt worden iſt. ($. 363 der CPO.) 
I. Durch den Ausbruch eines Konfurfes über das Vermögen des 
Executen. Denn ift einmal der Concurs eröffnet, fo foll wider den Vers 
ſchuldeten bei feiner Gerichtsftelle mehr giltig verfahren und alle da oder 
dort anhängigen Streitfachen zu dem Gerichte verwiefen werden, bei wels 
chem der Concurs anhängig ift. 


$. 4493. 


Wider Grecutionsbefcheide des erften Nichter8 haben die Par- 
teien, gegen melche fie ergehen, wenn fie fich dadurch beſchwert hals 
ten, die Bejchwerde an den höhern Nichter zu ergreifen. Klagen, 
mitteljt deren die Erklärung der Nichtigkeit oder Wiverrufung von 
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Grecutionsbejcheiden begehrt wird, find daher von dem Richter erfter 
Inſtanz von Amtöwegen zurückzuweiſen. 


Wider Grecutionsbefcheide des Nichterd der erften Inftanz fteht ben 
Parteien, wenn fie fich dadurch aus was immer für einem Grunde Nr be- 
jhwert erachten der Rekurs zu. Durch diefen Rekurs wird jedoch wie aus 
dem F. 313 der CPO. hewvorgeht der Gang der Grecution nicht gehemmt. 
So wenig wie durch einen Rekurs eben fo wenig fann die Erecution durch 
eine fogenannte Oppofitions- Klage gehemmt werden, mit welcher die 
Erklärung der Nichtigkeit oder die Widerrufung von Grecutionsbefcheiden 
begehrt wird. Cine ſolche Klage muß von dem Richter erfter Inftanz von 
Amtswegen zurüdgewiefen werden. 


$. 444. 


Wenn der Grecut behauptet, daß dad Necht feines Gegners 
durch die Zahlung, Grlafjung der Schuld, oder andere dem Urtheile 
oder gerichtlichen Vergleiche erft nachgefolgte TIhatjachen erlojchen 
ſei, ſo kann er zwar zur Austragung des Nechtes, welches er hier- 
aus ableitet, eine neue Klage anbringen, allein das darüber einge- 
leitete Nechtsverfahren hemmt, fofern der Gegentheil nicht einwilliget, 
in der Regel den Lauf der Execution nicht. 


Iſt das Necht des Grecutionsführers, zu deffen Durchfesung die Exe— 
eution geführt wird, auf was immer für eine Art erlofchen, fo erliicht auch 
das Necht zur Erecution, weil diefe nur ein Mittel zur Durchfegung dieſes 
Nechtes if. Wird von dem Erecutionsführer nach dem Erlöfchen des Nech- 
te8 zur Execution dieſe legtere dennoch rechtswidrig fortgeführt und hiedurch 
dem Erecuten ein Schaden zugefügt, fo ift Diefer berechtigt, die Aufhebung 
der ihm auf Ddiefe Art zugefügten Nechtsverlegung zu fordern und er kann 
zu dieſem Ende gegen den Erecutionsführer Hagbar auftreten. 

Aus einer folchen Klage des Grecuten an und für fich kann jedoch 
demfelben unmöglich ein Recht erwachſen, fogleich und bevor noch über dieſe 
Klage rechtskräftig entſchieden wird, die Einftellung der Erecution zu ver- 
langen, denn dieſes hieße das bloß mögliche Necht des Erecuten höher in 
Anjchlag bringen als das bereits gefeglich anerkannte Necht des Executions— 
führer. Darum wird auch über eine folhe Klage des Erecuten und das 
über diefelbe eingeleitete Nechtsverfahren, fo lange hierüber eine rechtefräf- 
tige Entjcheidung nicht erfolgt, der Lauf der Erecution nicht gehemmt, es 
wäre denn, daß der Erecutionsführer zu der Hemmung des Executions-Ver— 
fahrens feine Einwilligung gäbe. Die in dem Schlußfage des $. 444 der 
CPO. enthaltene Beftimmung ergibt fich zwar von felbft aus den allgemei- 
nen Grundfäsen der Prozeßordnung. Da aber fehr häufig von Seite des 
Grecuten fogenannte Oppofitionsklagen vorfamen, mittelft welcher der⸗ 
ſelbe die Execution zu hemmen, oder zu beſeitigen, oder wenigſtens die Zah— 
iung zu verzögern fuchte, fo wurde ſchon durch das Juſtizhofdekret vom 22. 
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Juni 1836, 3. 3345, eine Beftimmung erlaffen, welche ihrem Weſen nad) 
dasjenige enthält was in der Civilprozeßordnung in den $$. 443, 444 und 
445 enthalten if. — Die Klage, von welcher in dem 8. 444 ber ERD. 
die Rede ift, muß bei dem ordentlichen Nichter des Erecutionsführers ein- 
gebracht werben. | 

Bon der im $. 442 der CPO. aufgeftellten Regel: daß die Erecution 
durch Feine Ginwendung des Beflagten gehemmt werden darf, gibt ed nur 
eine einzige Ausnahme und dieſe ift im $. 445 der EBD. enthalten. 


$. 445. 


Nur dann, wenn der Grecut durch vollfommen bemeijende Ur— 
funden, die von feinem Gegner verfchwiegene, ſpätere Ihatjache, 
durch welche fein Greceutionsrecht erlojchen ift, darzuthun vermag, 
fann er fih an den Richter erfter Inſtanz mit dem Begehren um 
Einftellung der weiteren Greeution wenden. Ueber ein, mit ben 
gedachten Urfunden belegtes Geſuch hat der Nichter einftweilen bie 
Execution zu fufpendiren, Hievon den Gegner zu verftändigen, und 
eine Tagſatzung auf kurze Frift anzuordnen, bei welcher, ohne in 
die ſchon entſchiedene Nechtsfache einzugehen, bloß über die behaup- 
tete Erloſchung des Executionsrechtes durch die eingetretenen jpäteren 
Thatfachen zu verhandeln und ſonach durch Beſcheid zu erfennen ift, 
ob es von der ferneren Execution abzufommen Habe oder nicht. 


‚ Die Bedingungen unter welcher den Erecuten die Sufpenfion der Exe— 
eution bewilligt werden kann, ift: daß der Erecut durch eine vollfommen 
beweifende Brivat- oder öffentlihe Urfunde durzuthun vermag, 
daß nad) bereit3 gefältem Urtheil oder wenigftend zu einer Zeit, wo eine 
Allegivung im Prozeffe nicht mehr möglich war, eine Thatfache eingetreten 
ift, welche die Erlöfhung des Grecutionsrechtes zur Folge hat. Solche 
Thatſachen wären 3. B. die Zahlung oder Erfüllung der Verbindlichkeit, um 
berentwillen die Erecution geführt wird, die Erlöfchung des zu erequivenden 
Rechtes durch Kompenfation, durch Novation, Verzicht u. f. w. 

Iſt dieſe Bedingung vorhanden, fo braucht der Gellagte nicht eine 
Klage, wie fie der $. 444 der CPO vorausſetzt, bei dem ordentlichen Rich- 
ter des Erecutionsführers einzubringen, fondern er kann fich an den Richter 
ber erften Inftanz, bei welchem die Hauptſache anbängig war, oder falls 
es nicht zur gerichtlichen Klage gefommen wäre, an denjenigen Richter, wel- 
her die Erecution bewilligt hat, wenden und die Einftellung der Erecution 
verlangen. Das Gericht ift angewiefen, über ein mit diefen Erfordernifien 
verjehenes Geſuch die Erecution fogleich zu fufpendiren, hievon den Gegner 
zu verftändigen und auf furze Frift eine Tagſatzung anzuordnen. 

Bei der Verhandlung über das Einftellungsgefuh haben ſich ſowohl 
die Richter ald auch die Parteien vor Augen zu halten, daß das bereits 
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burch Grfenntniß oder Vergleich förmlich anerfannte Recht des Executions— 
fuͤhrers nicht mehr beftritten oder ang fechten werden darf und daß es ſich 
einzig und allein um die Entiheidung der Frage handelt, ob das Executions— 
recbt erlojchen ſei oder nicht, Die Enſſcheidung Liefer Frage erfolgt durch 
Beſcheid, welcher entweder unbedingt erfließen, oder die Entſcheidung, daß 
es von Der ferneren Grecution fein Abfommen zu erhalten habe, von ber 
Ablenung des Diffefftonseides abhängia machen kann. Gegen den Bejcheid 
des Nichterd, er möge nun für oder wider den Grecuten ausfallen, findet 
der Rekurs ftatt. 


$. 446. 


Unzuläffigfeit der Moratorien, und der Behandlung der Gläubiger 
(pactum praejudicale). 


Ein Executionsſtillſtand ( Moratorium ) oder eine Behandlung 
ber Gläubiger, wonach ſie verurtheilt würden, einen Theil ihrer 
Torderungen nachzulafien (pactum praejudicale) findet nie Statt. 


Die meiften Altern Geſetzgebungen über den Givilprojeß haben aus 
mißverftandener Nachficht gegen den in Zahlungsunvermögenbeit geratbenen 
Echuldner, demfelben mehrere Hilfsmittel gegen die Grecution des Gläubi— 
gers einräumen zu müflen geglaubt, wodurc, weil nur das Anterefie des 
Schuldners einfeitig in das Auge gefaßt wurde, das nterefie des Gläubis 
gerd ungerechter Weile verlegt wurde. Denn dasjenige, was als Milde 
dem Schutdner gegenüber erjchien, war bezüglich des Gläubigers eine unge: 
rechtfertigte Härte und ſelbſt dem Echuldner wurde dadurch aus dem Grunde 
arichadet, weil durch die Erſchlaffung der Etrenge der Grecution auch eine 
Schmälerung und Beeinträchtigung Des Credits herbeigeführt wurde, was 
auf den Schuldner welder Zahlungsmittel auftreiben wollte, nadtheilig 
wirkte. Zu dieſen Ausflüffen eines übel angebrachten Mitleides der Geſetz— 
gebung gehörten insbefondere Die Moratorien wodurch man dem Echuld- 
ner auf eine gewiſſe Zeit Ruhe wider feinen Gläubiger geben wollte, damit 
er, wie man annahm, fich Defto Lichter wiederum erholen und die Bezah— 
lung leiften könne. Solche Moratorien wurden entweder allgemein nach ge: 
wiſſen Dranagfalen, z. B. Kriegen, verheerenden Elementarereigniffen für alle 
Schuldner oder gewiſſe Claſſen derjelben, oder fpeziell für einzelne Berfonen 
bewilligt. Das Necht, Moratorien zu verleihen, wurde als ein landesherr- 
liches Reſervat angefehen. Gin ähnliches Bewandtniß batte es auch mit 
der fogenannten Behandlung der Gläubiger, wornach dieſe verurtheilt wur— 
den, einen Theil ihrer Sorderung nachzulaſſen (pactum praejudiciale). 


Unfere Brozegordnung bat das Moratorium und Das pactum praeju- 
diciale ausdrüdiich für unftatıbaft erflärt und bezüglich des Moratoriums 
nur eine einige Ausnahme im Art. XIV. der Einführungsverordnung Der 
END. für Siebenbürgen und im Art. XI. der Einführungsveroıdnung Der 
END. für Ungarn, Kroatien, Slavonien, Woiwodfchaft, Serbien und das 
Temeſer Banat gemacht. 
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$ 447. 


Widerfprucd eines Dritten gegen die Grecutiou und Verfahren 
darüber. 

Sollte ein Dritter ſich durch die Execution in feinen Befit-, 
Eigenthums- oder andern Rechten für gefränft halten, jo Hat er bei 
dem Nichter, fowohl gegen den Grecutionsführer, als gegen den 
Executen um Aufhebung oder Beſchränkung derfelben anzujuchen. 
Diefe Klage kann, wenn die Execution auf Erfuchen eines andern 
Gerichtes eingeleitet wurde, entweder bei dem Nichter, welcher Die 
Execution vorgenommen, oder bei demjenigen angebracht werben, 
welcher viefelbe bewilliget hat. Nur wenn die Execution von einem 
Einzelgerichte bewilliget, oder vorgenommen worden wäre, die Klage 
um Aufhebung oder Befchränfung der Ereeution aber nach ihrer 
Beichaffenheit vor ein Gollegialgericht gehört, ift fie bei demjenigen 
Gollegialgerichte anzubringen, in deſſen Bezirfe dad Cine oder Das 
andere dieſer Ginzelgerichte fich befindet. Auch kann der Kläger bei 
dem nämlichen Gerichte, wo die Klage anhängig gemacht wird, ver» 
langen, daß während der Dauer der Verhandlung im Falle hin» 
reichender Befcheinigung feiner Anfprüche unbedingt, außer dieſem 
alle aber doch gegen Sicherftellung für allen Schaden, mit den 
weiteren Greceutionsfchritten auf die in Streit gezogene Sache in 
fofern innegehalten werde, als ihm fonft ein unmieberbringlicher 
Schaden zugefügt würde. 

Es ift einleuchtend, daß der Erequent die Erecution nur gegen bad 
Vermögen oder die Perſon des Schuldners zu führen berechtigt ift. Gegen 
einen Dritten, welcher fein Subject des Erfenntniffes oder Vergleiches ift, 
fann die Execution in der Negel nicht ertheilt werden. (Actus inter alios 


gestus, nullum alüs praejudicium faeit). Bon diefem Grundſatze treten 
nach dem Gejege mehrere Ausnahmen ein: 


1. Bezüglich des Erbens des Schuldners welcher nach $. 547 des 
allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches, fobald er die Erbfchaft angenommen 
hat, in Rüdficht auf diefelbe den Erblaffer vorftellt und mit diefen in Be— 
ziehung auf einen Dritten für Eine Perjon gehalten wird. Hat der Erbe 
die Erbſchaft unbedingt angetreten fo haftet ev nach $. 801 des allgemeinen 
bürgerlichen Gefegbuches allen Gläubigern des Exrblaffers für ihre Forderun— 
x und allen Legataren für ihre Bermächtniffe, wenngleich die Verlaſſen— 
haft nicht Hinveichet. Wird dagegen die Verlaffenfchaft mit Vorbehalt ber 
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rechtlichen Wohlthat des Inventariums angetreten, fo wird ber Erbe nach 
$. 802 des allgemeinen bürgerl, Gefegbuches den Gläubigern und Legataren 
nur fo weit verbunden als die Verlaffenjchaft für ihre und auch feine eige- 
nen außer dem Erbrechte ihm zuftehenden Forderungen binreicht. 

Wird ein in Grecution verfallenes Gut während der Dauer der 
Grecution von dem Schuldner veräußert, jo kann der Gläubiger ungeachtet 
diejer Veräußerung feine Grecutionefchritte auf das verpfündete Gut gegen 
den neuen Eigenthümer in dev Art verfolgen, als ob die Veräußerung nicht 
vor fih geaangen wäre ($. 524 der CPO). 

3. Wenn ein nach dem Gefege untheilbares Gut wegen der Echuld 
eines Miteigenthümers in die Erecution gezogen wird, fo find die übrigen 
Miteinenthlümer verbunden, das ganze Gut verfteigern zu laffen. ($. 525 
der EROD.). 

Mo aber folhe Ausnahmen nicht eintreten hat der Grequent gegen 
einen Dritten fein Erecutionsrecht. 

Würde doch gegen die Sachen oder die Perfon eines unbetheiligten 
Dritten die Erecution geführt, fo würde natürlich diefer widerrechtlich in ſei— 
nen Beſitzæ⸗, Eigenthums- oder in andern Rechten, worunter bloß dingliche 
Nechte verftanden werden müffen, gefränft werden. Zur Abwendung dieſer 
Nechtsverleguug hat der nicht betheiligte Dritte in defien Vermögen die Exe— 
eution nicht geführt werden darf, eine Klage anzubringen. Dieſe Klage muß 
jowohl gegen den Grecutionsführer als auch gegen den Erecuten gerichtet 
fein, weil dad Recht des Dritten auf Aufhebung oder Beichränfung ber 
Erecution gegen den Erecutionsführer und zugleich das Beſitz-, Eigenthums— 
oder andere Necht gegen den Grecuten in Anjpruch genommen wird. 

Bei welchem Gerichte dieſe Klage angebracht werten fann, ift Far 
und Deutlich in dem $. 497 der CPO. enthalten. Echwierig ift unftreitig 
die Beantwortung der Frage, was der Kläger in Diefer Klage zu beweis 
ſen habe. 

— derſelbe nachzuweiſen, daß er ſich im Beſitze der durch die 
Execution in Anſpruch genommenen Sache befindet, fo hat er nach $. 323 
des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches die Vermuthung eines giltigen 
Titels für fih und Fann zur Angabe desjelben nicht aufgefordert werden. 
Nach 8. 328 des allgemeinen bürgerlichen Gefesbuches ftreitet die Vermu— 
thung auch für die Redlichkeit feines Beſitzes. Es bedarf in einem ſolchen 
Falle fomit Feines weiteren Beweifes, um das Recht auf Aufhebung ober 
Beichränfung der Erecution zu begründen. 

Kann dagegen der Dritte den Befig nicht nachweifen, fo muß er fein 
Eigenthumsrecht oder ein anderes Necht, welches durch die Erecution beein— 
träcbtigt werden foll, nachweifen. Das Geftändnig des Executen, der in 
diefem Falle Streitgenofie des Grecutionsführers ift, beweifet nah $. 111. 
der CPO. nur gegen diefen, nicht aber gegen den Grecutionsführer. Wäre 
dDiefe Beftimmung nıcht, fo würde es nichts leichtered geben als eine Real⸗ 
execution zu vereiteln. Denn der Schuldner brauchte nichts anderes zu 
thun, als ſich um einen guten Freund zu bewerben, der die Gefälligkeit 
übernimmt, ſich als Eigenthümer der in Anſpruch genommenen Executions⸗ 
objekte auszugeben. 

Ueber eine ſolche Klage wird wie über jede andere Klage verhandelt 
und durch Urtheil entjchieden, ob die Erecution aufzuheben und zu bejhränfen ift. 
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Aber auch eine folche Klage hemmt in der Regel den Lauf der Exe— 
eution nicht. 

Hievon tritt eine Ausnahme nur in dem einzigen Falle ein, wenn ber 
Dritte feine Anfprüche auf die durch den Erecutionsführer in Anfprucdh ger 
nommene Eade hinreihend zu bejdeinigen, d. 5. einigermaßen 
glaubwürdig darzuthun vermag. Iſt dieß der Sal, fo ift er berechtigt, um 
GSufpendirung der Erecution anzufuchen. Vermag er feine folche hinreichende 
Beicheinigung zu liefern, fo kann ihm die Gufpendirung der Erecution nur 
unter der Bedingung bewilligt werden, wenn er Sicherftellung leiftet. Doch 
wird ſelbſt bei dem Borhandenfein aller Diefer Bedingungen die Erecution 
nicht abfolut, fondern nur infoweit gehemmt, als fonft durch den Vollzug 
der Erecution dem Schuldner ein unwiederbringlicher Schade zugefügt würde, 
welcher Fall wohl bei dem legten Grad der ——— (bei der Feilbie— 
tung) keineswegs aber bei den denſelben vorbereitenden Graden (bei der 
Pfändung und Schätzung) als vorhanden angenommen werden kann. 

Die Beſtimmungen des $. 447 der CPO. waren ihrem Weſen nach 
in dem $. 3 des zu Folge allerhöchfter Entfchließgung vom 24. Mai 1845 
erfloffenen Hoffanzleidefreted vom 14. Juli 1845, 3. 23338, welches das 
bei der Erecution beweglicher Sachen, auf welche dritte Berfonen Eigen: 
thums= oder andere Nechte zu haben behaupten, zu beobachtende Berfahren 
zum Gegenftande hatte, enthalten. Unſere Prozeßordnung hat dasjenige, 
was bloß als ſpecielle Beftimmung bezüglich der Erecution auf bewegliche 
Sachen des Schuldners galt, zu einem allgemeinen Grundfage erhoben. 
Die Prozeßordnung hat das anbezogene Hoffanzleidefret dadurch vervollſtän— 
Digt, daß fie die Perſonen beftimmte, gegen welche die Oppofitiondflage des 
Dritten gerichtet werden muß und auch die Beftimmungen rüdfichtlich der 
Competenz ausführlicher ertheilte. 


$. 448. 
Ausfertigung der Erecutions-Bewilligung. 


Jede Grecutiond=- Verordnung muß mit dem Gerichtöfiegel ver- 
jehen fein. 


$. 449. 
Ordnung ber gerihtlihen Erecution nad ihren Abftufungen. 


Die einzelnen Arten und Grade der Erecution find nad) der, 
hier folgenden VBorjchrift und Ordnung, jedoch immer nur auf An- 
ſuchen zu bewilligen. 


Nach unferem Gefege laſſen fich mit Rückſicht auf die Verfchiedenheit des 
Dbjectes, auf welches die Erecution geführt wird, und mit Rüdficht auf die Ver: 
jbiedenheit der Rechte, deren Durchfegung die Erecution zum Gegenftande hat, 
verſchiedene Arten der Execution unterfcheiden. Die Execution wird entwes 
der auf das Vermögen des Schuldners oder gegen die Perſon desfelben ge— 
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führt. Im erſten Falle wird fie Nealerecution, im legtern PBerfonalerecution 

enannt. Die Nealerecution ift wieder verfchieden, nach Verſchiedenheit der 

echte, um deren zwangsweiſe Durchfegung e8 fich handelt, und nach Ber: 
— der Beſtandtheile des Vermögens auf welche die Grecution ge— 
uhrt wird, 

Mit Nüdficht auf die DVerfchiedenheit des durchzufegenden Nechtes uns 
tericheidet das Geſetz folgende Grecutionsarten: 1. Auf Uebergabe oder Räus 
mung eines unbeweglichen Gutes oder Ginräumung eines dinglichen Rechtes 
auf ein unbewegliches Gut ($$. 450 und 451). 2. Auf Uebergabe einer 
fpectell beftimmten beweglichen Sache oder Verfchaffung einer beweglichen 
bloß der Gattung nach beftimmten Sache ($. 452—456). 3. Auf Bewir- 
fung einer Arbeit oder eines Gefchäftes, oder einer Duldung oder Unterlaf- 
fung (8. 456—459). 4. Auf Zahlung einer Summe Geldes. 

Die Arten der Erecution mit Rückſicht auf die verfchiedenen Vermögens» 
beftandtheile des Schuldners find fo mannigfalttg als diefe felbft. 

Das Geſetz behandelt insbefondere die Execution a) auf Gewerbe 
($. 469), 5) auf Gelder des Schuldners in öffentlichen Kaffen oder in ge: 
richtliher Verwahrung (88. 470— 473); c) auf Privarforderungen des 
Schuldners durch Annahme derjelben an Zahlungsftatt oder durch Pfändung 
und Heilbietung diejer Brivatforderungen, falls fie der Erecutionsführer nicht 
im vollen Betrage an Zahlungsftatt annehmen will (88. 473—479); d) bie 
Erecution auf die dem Schuldner gehörigen öffentlichen Schuldfcheine ($. 479); 
e) die Erecution auf Früchte oder andere Nugungen mit oder ohne Aufſtel— 
lung eines Sequefters ($. 480-500); /) die Erecution auf ein unbeweglis- 
ches Gut zur Bewirkung einer Zahlung 88. 500—526);5 g) die Erecution 
N, —D Sachen des Schuldners zur Bewirkung einer Zahlung ($$. 

— 540). 

Dei gewiffen, im Geſetze bezeichneten Arten der Erecution findet Diefe 
in gewiffen Graden ftatt, und die Prozeßordnung hat drei folcher Grade 
beitimmt. Der J. Grad der Erecution ift die Pfändung, der I. die 
Schätzung und der II. die Feilbietung. 

Bezüylih aller Arten und Grade der Erecution gelten folgende allge: 
meine Grundfäße: 

I. Die Art und Weife der Execution ift in dem Gefege um jebe 
Willkühr zu befeitigen, geregelt. Es findet daher feine andere als die im 
Geſetze ausdrüdlich für zuläfftg erklärte Art der Erecution und diefe jelbft 
wieder nur in jenem Maße und Grade ftatt, als dieß im Gefege beftimmt 
ift. Cine Ueberjchreitung der im Gefege bezüglich der Arten und Grade der 
Erecution beftimmten Grenzen wäre eine ungerechtfertigte Willführ und würde 
fowohl dem Richter als auch der Partei eine fchwere Verantwortung nach 
fich ziehen. 

q Keine Art und kein Grad der Execution kann von dem Richter 
von Amtswegen vorgenommen werden, ſondern zur Vornahme eines jeden 
einzelnen Executionsactes einer beſtimmten Art oder eines beſtimmten Grades 
iſt das ſpeciell darauf gerichtete Anſuchen des Executionsführers erforderlich. 
Ein bloß allgemein geſtelltes Begehren des Executionsführers um Ertheilung 
der Erecution auf ein, wenn gleich erecutionsfähiges Erkenntniß oder einen 
derlei Vergleich, Fanıı von dem Richter nicht beachtet und müßte von dem— 
felben als unbeftimmt zurücgewiefen werben. 
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IH. Im ordentlichen Verfahren ift die Perfonalerecution (erecutiver 
Perfonalarreft), wenn es ſich nicht um die Durchfegung des Rechtes auf 
die Yeiftung einer Arbeit oder die Verrichtung eines Gefchäftes oder auf eine 
gewiffe Duldung oder Unterlafjung handelt, nur ein fubjidariches Executions— 
mittel, welches erft dann einzutreten hat, wenn jtch Die Realexecution als 
unwirkſam erwiefen oder mit andern Worten, es muß im ordentlichen Ver: 
fahren immer zuerft auf das Vermögen des Schuldners gegriffen werden 
und erft dann, wenn der Gläubiger hieraus feine Befriedigung zu erlangen 
nicht im Stande gewefen ift, Fann zu Dem erecutiven Berfonalarreft als legs 
ten Zwangsmittel gegriffen werden ($. 540 und 541 der CPO). 

Mefentliche Ausnahmen von diefem leßterem Grundſatze beftehen im 
Mechfelverfahren nach der Verordnung des F. f. Juftizminifteriums vom 25. 
Sänner 1850, 3. 52, RGB. Im $. 18 diefer Verordnung heißt es: Wenn 
der Schuldner die ihm durch Urtheil oder Beſcheid mit Andrehung wechſel— 
rechtliher Execution auferlegte Verbindlichkeit binnen der dazu feftgefegten 
Friſt nicht erfüllt, fo hat der Gläubiger die Wahl, auf das Vermögen oder 
gegen die Perſon des Echuliners die Erecution zu führen. Es fteht ihm 
frei, fogleih nah Ablauf der Zahlungsfrift und eingetretener Nechtsfraft 
des Erfenntniffes ohne vorausgegangene Erecution auf das Vermögen den 
Erecutionsarreft des Schuldners zu bewirfen. Auf dad Vermögen fann die 
Execution vor und nach Vollziehung der ‘Berfonalerecution geführt werden; 
jedoch ift der Gläubiger, welcher die ‘Berfonalerecution erwirft hat, fo lange 
fich der Beklagte im Schuldenarrefte befindet, die Erecution auf das Vermoͤ— 
gen desjelben zu erwirfen oder fortzufegen nicht berechtigt. 

Der $. 20 der obenanbezogenen Berordnung fügt weiterd bei: Der 
Mechjelgläubiger kann felbft dann, wenn für den Wechjelanfpruh Sicherheit 
beftelt it, wegen der Zahlung gegen die Perſon des Echuldners die Ere- 
eution führen, ohne vorher die Sicherheit aufgeben zu müffen, infoferne ex 
durch die beftellte Sicherheit nicht fogleich befriedigt werden kann. 


$. 450. 
Crecution auf Uebergabs oder Räumung eines unbeweglihen Gutes. 


Wenn der Beklagte ſchuldig it, ein unbewegliches Gut in das 
Eigenthum zu übergeben, jo foll der Nichter bewilligen, daß der 
Kläger an das Eigenthum gebracht, zu diefem Ende das Urtheil 
oder der Vergleich nebft der Erecutiond- Verordnung auf die vorge- 
ſchriebene Weiſe den öffentlichen Büchern einverleibt, und dem Klä- 
ger der Beſitz des Gutes ſammt Zugehör wirklich eingeräumt werde. 
Er Fat jodann beides, und zwar das letztere nöthigenfall3 durch 
geeignete Zwangsmittel in Vollzug zu jegen, oder, wenn das Gut 
einer fremden Gerichtöbarfeit unterworfen ift, fich zu diefem Ende 
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mittelft Erſuchſchreibens unmittelbar an die Realinſtanz zu vers 
wenden. 

Iſt dem Kläger der bloße Beſitz des Gutes durch die Erecu- 
tion zu verfchaften, jo find ebenfall3 die dazu tauglichen Zwangs— 
mittel in Anwendung zu bringen. 


Diefer $. enthält die Z. Art. dev Erecution, welche in dem Falle ein- 
zutreten hat, wenn die Verpflichtung des Erecuten in ber Mebergabe oder 
Räumung eines unbeweglihen Gutes befteht. Handelt ed fi um 
Grecution des Eigenthumsrechtes auf ein unbewegliches Gut, fo hat über 
das geftellte Begehren des Klägers *) die Erecutionsverfügung des Richters 
auf folgendes fich zu befchränfen: 

I. Hat der Nichter zu bewilligen, daß der Kläger an das Eigenthum 
bes unbeweglichen Gutes gebracht, und zu Diefem Ende dort, wo Grund— 
und Intabulationsbücher beftehen, das Urtheil oder der Vergleich, welcher 
der Grecution zur Grundlage dient, nebft dem Grecutionsbejcheide in Die 
Öffentlichen Bücher eingetragen werde. Diefe Beftimmung der CPO. grüns 
det fich auf den $. 431 des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches, welcher 
lautet: „Zur Uebertragung des Eigenthums unbeweglicher Sachen muß das 
Erwerbungsgeichäft in die dazu beftimmten öffentlichen Bücher eingetragen 
werden. Dieſe Eintragung nennt man Einverleibung (Intabula 
tion.).” Der Nichter hat diefe Intabulation durch einen Auftrag an das 
ihm unterftehende Grundbuch oder durch ein Erfuchfchreiben an diejenige Be- 
hörde, welcher das Grundbuch unterfteht, zu veranlaffen. 

Hier müfjen noch folgende erläuternde Verordnungen angeführt werben: 

1. Das Hofdefret vom 18. Juni 1818, 3. 1054, wornach in Fäl— 
len, in welchen ein gerichtlicher Vergleich in den öffentlichen Büchern einge- 
tragen werden ſoll, die über den Nergleic aufgenommenen Amtsprotofolle 
weder zur Erfolglafjung an die Parteien noch zur Eintragung in die Bücher 
geeignet find, fondern daß zu diefem Zwede bloß die von der Behörde aus— 
geftellten Urkunden verwendet werden fünnen. 

2. Das Hoffanzleidefret vom 10. März 1840, 3. 7717, gemäß deſ— 
fen auch in Fällen der Erecution abweisliche Bejcheide über angejuchte Ein- 
verleibungen und Pränotirungen als abgefchlagen angemerft werden müfjen. 
Menn nach Worfchrift der Gefege, heißt es in diefem KHoffanzleidefrete, das 
Gefuch nicht unmittelbar bei der Realinftanz, fondern bei einen andern Ge— 
richte angebracht wird, fo muß dieſes Gericht feinen abfchlägigen Beſcheid 
an die Nealinftanz zur Anmerkung in dem öffentlichen Buche überfenden. In 
diefem Falle wird dem Gefuchsfteller die Priorität nur von dem Tage an 
gefichert, an welchen das Erfuchichreiben des Gerichtes an die Realinftanz 
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*) Das Gefeß nennt im 22. Hanptftüc den Erecutionsführer auh Kläger, Gläu— 
biger, Gegner des Erecuten; während der Erecut, derjenige nämlich, gegen wel- 
hen die Erecution geführt wird, auch mit dem Namen: Schuldner, Beflagter, 
Gegner des Erecutionsführers bezeichnet wird. Alle diefe verfhiedenen Ausdrücke 
find gleichbedeutend. 
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elangt ift. — Der Zwed diefer Beftimmung ift, dem Grecutionsführer im 
Falle als der abjchlägige Beicheid in Folge eines dagegen ergriffenen Re- 
furfes abgeändert und die gebetene Intabulation bewilligt wird, bie Priorität 
von dem Momente an zu fihern, als der Erecutiongführer, hätte das untere 
Gericht fein Geſuch gefegmäßig erledigt, einen Anfpruch darauf gehabt 
hätte, — 


II. Muß dem Kläger in dem Erecutionsbefcheide der Befit des Gutes 
fammt Zubehör eingeräumt werden. 


Weigert fich der Beklagte diefer Verfügung Folge zu leiften, fo kann 
dieſer Befcheid durch geeignete Zwangsmittel in Vollzug gefeßt, der Erecut 
jomit duch Anwendung gerichtlicher Gewalt aus dem Beſitz des unbewegli- 
hen Gutes ausgewiefen und der Erecutionsführer in denſelben eingeführt 
werden. DBeträfe die Vollftredung die Ausweifung aus einem MWohnhaufe, 
fo wäre deshalb die Verfügung zu treffen, daß alle Darin befindlichen, nicht 
zum Haufe gehörigen Sachen des Erecuten ausgeräumt, und dem Auszu— 
weijenden, und wenn er nicht anweſend wäre, feinen Angehörigen und 
Dienftleuten und nöthigenfall8 dem Ortsvorftande, welcher für deren einft- 
weilige Unterbringung und Verwahrung zu forgen hat, übergeben werden. 
Bei der Ausweifung aus andern unbeweglichen Gütern wird die Räumung 
von etwa vorhandenen nicht zum Grundftüd gehörigen Sachen wie bei Ges 
bäuden vollzogen. 


Diefe Immiffton und Ermiffton find Realafte, und müflen deshalb, zu 
Folge der Beftimmungen der Jurisdictiong-Norm von demjenigen Bezirks: 
gerichte vorgenommen werden, in defien Gerichtöbezirf die Grund» oder In— 
tabulationsbücher geführt werden. Sollten für das unbewegliche Gut, wel- 
ches Object der Erecution ift, feine Grund» und Intabulationsbücher beftehen, 
oder würden fie zwar beftehen, das Gut jedoch in den Grund- und Intabulationg- 
büchern nicht eingetragen erjcheinen, fo fommt die Vorname diefer Renlafte 
jenem Einzelngerichte zu, in deſſen Bezirfe die unbeweglichen Güter oder 
der größere Theil derjelben gelegen ift (K. 48 Eiv.-Jurisd.-Norm für Sie- 
benbürgen). 


Der $. 49 der mit dem a. 5. faif. Patente vom 16. Februar 1853 
3. 30 R. ©. B. kundgemachten Civil» Jurisdietions » Norm für Ungarn, 
Eroatien, Slavonien, Woimodfchaft Serbien und das Temefer Banat be— 
ftimmt: Die Vornahme aller Realafte, als: der Inventur, Schägung, Eins 
führung des Sequefters, der Feilbietung und der Vertheilung des bei der 
erecutiven Feilbiethung erzielten Kaufpreifes unbeweglicher Güter fommt ber 
Realinftanz zu. 


Der $. 48 dieſer Eiviljurisdictions-Norm verfügt: Für alle adeligen 
Güter, mit deren Befis die Ausübung der Gerichtsbarfeit bis zum Jahre 
1848 verbunden war, und in dem Gebiete der Orte, wo die Gerichtshöfe 
erfter Inftanz ihren Sig haben, ift der Gerichtshof erfter Inftanz, für alle 
andern unbeweglichen Güter aber das Bezirksamt als Bezirksgericht, in 
defien Sprengel dieſelben gelegen find, die Realinſtanz. (Siehe Ans 
merfung.) 
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Aumerfung 


Formular eines Erecutionsgefuches 


Grecutionsgefud. 


Hermann Niedermeier, bürgerlicher Faßbinder, wohnhaft Glifabeths 
gaſſe in Nro. 725, vertreten durch Landesadvofaten Merfeld 


gegen 


Michael Engel, bürgerl. Hutmacher, wohnhaft Fleifhergaffe Nr. 10, 
vertreten durch den Landesadvofaten Gräff 


um Bewilligung der Grecution zur Uebergabe und Räus 
mung des Hauſes Nr. 10 in der Fleifchergaffe. 


In zweifacher Ausfertigung mit den Beilagen von A bis B. 


(15 fr. Stämpel.) 
Hohlöbliches F. k. Landes» Gericht! 


/A Laut des in /A in Originali beiliegenden Urtheils des k. k. 
Landes-Gerichtes vom 15. Jänner 1853 3. 98, it der Beklagte 
Herr Michael Engel unter der Bedingung, daß ich den in der Dur 
plif de praes. 29. November 1852 8. 548 zurücgefhobenen Haupt 
eid ablege, für fchuldig erfannt worden, mir das Haus Nro. 10 in 
der Fleiichergaffe binnen 14 Tagen in das Eigenthum zu übergeben. 


Nachdem ih nun den mir zurücgefchobenen Haupteid laut des 
/B in /B in Driginali beiliegenden Befcheites vom 30. Januar 1853 
3. 178 bei der Tagjagung vom 29. Januar 1853 vorſchriftsmäßig 
abgelegt habe, und der Geflagte auch nach DVerftreichung der ihm 
gewährten Friſt feine Verbiudlichfeit zu erfüllen fich weigert, fo bitte 
ih um Bewilligung der Erecution: 
1) Durch executive Intabulation des Urtheiles vom 15. Januar 
1853 3. 98 und des Befcheived vom 30. Sanuar 1853 3. 178 
auf das Haus Nro. 10 in der Fleifchergaffe. 


2) Um Berfügung, daß mein Gegner aus dem Befige diefes 
Haufes ausgewiefen und mir der Befis deſſelben nöthigenfalls durch 
geeignete Zwangsmittel eingeräumt werde. 

Zugleich bitte ih, dem ©eflagten die Zahlung der im Nach— 
ftehenden verzeichneten Kojten diefes Erecutionsgefuches aufzuerlegen. 


Berzeichniß diefer Koften. 
Hermannftadt ven 25. April 1853. 


Merfeld m. p. Hermann Niedermayer m. p. 
Advokat. 


—— 


Auf Grundlage des in Rechtskraft erwachſenen Urtheils des 
f. £. Landes-Gerichtes vom 15. Sauuar 1853 3. 98 wird die eres 
eutive Intabulation diejes Urıheiles und des Bejcheites vom 30. 
Sanuar 1853 3. 178 auf das Haus Nro. 10 in der Bleijchergafle, 
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bewilligt, der Vollzug diefer Intabulation bei dem hierortigen Grund» 
buchsamte veranlaßt und zugleih das k. k. Bezirfsgeriht Hermanns 
ftadt I. Section angegangen, den Kläger Herrn Hermann Nieder: 
mayer nöthigenfalls dur geeignete Zwangsmittel in den Beſitz 
diefes Haufes zu feßen. 


Dem Beklagten Herrn Michael Engel wird zugleich aufgetra= 
gen, die Grecutionsfoften in dem auf — fl. — fr. gerichtlich be— 
ftimmten Betrage binnen 14 Tagen dem Kläger Herrn Hermann 
Niedermayer zu bezahlen. 


Hermannftadt den 28. April 1853. 


Vom F. k. Landesgericht. 
(L S.) N. N., Sekretär. 


$. 451. 
Einräumung eines dinglihen Rechtes auf daffelbe. 


Auf gleiche Art ift die Erecution zu bewilligen und vorzuneh- 
men, wenn dem Kläger der Beſitz eines andern dinglichen Rechtes 
auf das unbemwegliche Gut des Beklagten eingeräumt werden joll, 

Derlei andere Nechte, welche dem Kläger auf ein unbeweglihes Gut 
eingeräumt worden fein fünnen, wären 3. B. das Recht der Mitmweide, das 
Recht des Viehtriebes oder Fahrweges, das Recht ein Fenfter in der fremden 


Wand zu öffnen, es fei des Lichtes oder der Ausiicht wegen und andere 
Serpituten oder dingliche Rechte. 


$. 452. 
Uebergabe einer befiimmten bewegliden Sade. 
Sit eine beitimmte bewegliche Sache zu übergeben, fo foll ver 
Richter diefelbe durch eine Gerichtsperfon dem Beflagten abnehmen, 
und dem Kläger gegen Empfangfchein einhändigen laſſen. 


‚., „Anter einer beftimmten beweglichen Sache verfteht der Gefeßgeber eine 
individuell beftimmte, alfo von allen andern derfelben Gattung unterfchiedene 


Sade, 3. B. den Jagdhund X, das Paar Doppelpiftolen des Y, oder bie 
Leibeswäſche des Z. 


$. 453. 

Befindet fich diefe Sache in Händen eines Dritten, oder in 
gerichtlicher Verwahrung, jo ift dem Kläger die Cinantwortung und 
Aushändicung derfelben zu bemilligen. Verweigert der dritte Be- 
figer die Auslieferung der Sache, fo hat der Kläger die Wahl, ihn 
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im Rechtswege hierum zu belangen, oder feine Mechte gegen ben 
Beklagten zu verfolgen. 


$. 454. 


VBerfhaffung einer beweglihen Sache überhaupt von einer bes 
timmten Gattung. 


Sit der Beklagte verpflichtet, bewegliche Sachen einer beftimm- 
ten Gattung überhaupt zu übergeben, und befißt er dergleichen 
Saden, jo joll ihm der Richter durch die Gerichtäperfon, fo viel 
dem Kläger davon gebührt, abnehmen, und dem Lebteren gegen 
Empfangſchein erfolgen laſſen. 


Während der 8. 452 eine individuell beſtimmte Sache (eine res mo- 
bilis in specie) vor Augen hat, bezieht fich dieſer Paragraph auf eine bloß 
der Gattung nach beftimmte Sache (res mobilis in genere) 3. B. einen 
Gentner Stein-Sal, 10 Faß Wein aus der Umgebung von Mediaſch, 30 
Ellen mittelfeinen blauen Tuches u. f. w. 


$. 455. 


Befist der Beflagte feine Sachen biefer Gattung, fo foll ber 
Richter dem Kläger bewilligen, daß er fie auf die, für beide Theile 
unſchädlichſte Art anfchaffe, und feine Auslagen gegen den Beflag- 
ten einbringe, worüber mündlich und mit möglidyfter Befchleunigung zu 
verfahren ift ($. 5). Es fteht jedoch tem Grecutionsführer auch 
frei, die Schadloshaltung oder Genugthuung für den Entgang ber 
Sade im Rechtswege zu fuchen. 


Die für beide Theile unfchädlichfte Art der Anfchaffung ift jene, welche 
die Rechte eines jeden Theils am wenigften beeinträchtigt. Die Rechte des 
Kläger würden beeinträchtigt, wenn er fich eine Sache von fchlechterer 
Qualität anfhaffen müßte, als er zu fordern berechtigt ift, die Rechte des 
Geklagten dagegen, wenn der Kläger einen höhern Preis für die angefchaffte 
Sache bezahlen würde, ald um welchen fie zu erhalten gewefen wäre, und 
diefen Preis ſodann von dem Schuldner beitreiben würde. 

Der Anfauf der Sache duch den Gläubiger ift wenigftens infofern 
eine mißliche Sache, als diefem, wenn der Schuldner Ginwendungen erhebt, 
der Beweis obliegt, daß er die Sache auf die auch für den Schuldner uns 
[hädlichite Weife angefchafft Habe, was in manchen Fällen fehr läſtig fein 
kann, befonders, wenn man bedenkt, wie leicht in manchen Fällen bei den 
Zufälligfeiten, durch welche ber Preis beftimmt wird, der Schuldner ben 
Beweis herftellen fann, daß er die gefaufte Sache um einen wohlfeileren 


Ti 
481 


Preis anzufchaften im Stande geweſen wäre. Der zweite Weg, welcher im 
$. 455 dem Gläubiger eingeräumt wird, fcheint jedenfall8 ficherer zu fein, 
weil auf diefem zweiten Wege der Gläubiger, den Beweis des erlittenen 
Schadens bereits für fih hat und nur höchſtens die Quantität deffelben 
zu erweifen braucht, was befanntlih mit Rückſicht auf den über Schägungen 
und den Schägungseid beftehenden Beſtimmungen feinen Schwierigfeiten 
unterliegt. 

Die badnifche Prozegordnung hat einen andern Weg eingefchlagen, 
als unfere. Es heißt im $. 975 dieſer Prozegordnung: Wenn im Falle 
der Berpflichtung zur Herausgabe unbeſtimmter beweglicher Sachen der Vers 
pflichtete jolche nicht beftst, auch die richterliche Weifung, folche fich zu vers 
ſchaffen, in der ihm dafür zu beitimmenden furzen Frift nicht befolgt, fo vers 
fügt der Nichter auf weiteres Anrufen, daß der Säumige dem Gläubiger 
den Werth der Sache und feinen Schaden erfege, worauf dann Die nachge- 
wiejene Summe der Entihädigung durch Diejenigen Mittel beigetrieben wird, 
welche zur Beitreibung von Geldſchulden durch Das Geſetz gegeben find. 

Wie aus diefer Beftimmung erhellt, fo vermeidet zwar die badnifche 
Prozegordnung den Anlaß zu neuen Streitigfeiten, welche nach unferem Ges 
jege aus dem, dem Gläubiger eingeräumten Nechte, die Sache auf die beis 
den Theilen unfchädlichite Art anzufchaffen, entitehen fann. 

Offenbar bat jedoch unfere Gefeggebung den Gläubiger mehr begüns 
ftigt, indem es ihm fehneller zu feinem Nechte zu verhelfen fucht. 

Auch vermeidet unter Geſetz die das Anfehen des Gerichtes Fompros 
mittirende abermalige Aufforderung an den Geflagten, die Sache anzuschaffen, 
die ohnehin in den meilten Fällen erfolglos fein dürfte, da fie durch nichts 
weiter fanctionirt ift, als durch die Drohung, daß die Verpflichtung des 
Schuldners zur Anſchaffung der Sache im Nichterfüllungsfall in die Vers 
pflihtung, Schadenerjag zu leiften, verwandelt werden wird, was fich eigents 
lich von felbft veriteht. 

Der Fall des 8. 455 kann fich insbefondere bei dem fogenannten 
Lieferungsfaufe ereignen, kraft deſſen ſich der Beklagte verpflichtet hat, in 
einem bejtimmten fpätern Jeitpunft eine bloß der Gattung nach beftimmte 
Ber. 3. B. 1000 Megen Weizen um einen beftimmten Breis zu über 
geben. — 


$. 456. 


Gresution zur Bewirfung einer Arbeit oder eines Gefhäftes; 


Sit der Beklagte zur Leiftung einer Arbeit oder DVerrichtung 
eines Gejchäftes verbunden, fo Fann der Kläger darauf antragen, 
daß der Beklagte dur Geldftrafen oder Arreft dazu angehalten 
werde. Es jteht ihm aber auch frei, entweder um die gerichtliche 
Bewilligung anzufuchen, daß er das Gefchäft oder die Arbeit, wenn 
es gejchehen kann, durch einen Dritten auf die, für beide Theile 
unſchädlichſte Art verrichten laffe, und feine Auslagen gegen ven 
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Beflagten nach den Beftimmungen des vorhergehenden PBaragraphes, 
eintreibe, oder die Schadloshaltung oder Genugthuung wegen nicht 
erfüllter Derbindlichfeit des Beklagten im Nechtswege zu begehren. 


Unter Arbeit ift hier die Anwendung der phyſiſchen und geiftigen 
Kräfte des Geflagten zur Erreichung eines gewillen Zwedes zu verftehen. 
Unter einem ©ejchäfte verftebt man was immer für eine von rechtlichen 
Folgen begleitete Handlung. Beiſpiele, in welchen jemand zur Leiftung einer 
Arbeit verbunden ift, find: Die Verpflichtung eines Fuhrmannes, eine Waare 
an einen beftimmten Ort zu transportirenz; Die DBerpflichtung eines Haus— 
eigenthümers, den Schotter und Unrath von dem Haufe feines Nachbarn 
hinwegzuſchaffen, die Verpflichtung eines Malers, ein Bild zu malen, eines 
Schaufpielers, auf dem Theater zu wirfen, eines Autors, feinem Verleger 
das Manufeript zu einem gewilfen Werke zu liefern u. ſ. w. 

Die Eivilprozeßordnung hat mehrere Fälle angeführt, in welchen jemand 
zur Verrichtung eines beftimmten Geichäftes verpflichtet ift. Hieher gehört: 

a) Der Fall des $. 145 über die Verbindlichfeit Urkunden herauszu— 
geben oder mitzutheilen. Der weitere in dieſem Paragraph für den Fall 
der Ableugnung des Beſitzes der in Anjpruch genommenen Urfunde vorge: 
dachte Eid gehört mit Nüdjicht auf den $. 147 nicht hieher. 

b) Der Fall des $. 148 der EBD. betreffend die Verbindlichkeit zur 
Ausftellung einer Urkunde, und 

c) Der Fall des $. 149 der ERD., betreffend die Verpflichtung der 
Erneuerung einer unleferlich oder fchadhaft gewordenen Urfunde. 

d) Der Fall des $. 151 der EBD. betreffend die Ausftellung einer 
neuen Urkunde ftatt der verlornen. 

e) Der Fall der Verpflichtung zur Ablegung des Manifeftationd-Eides 
nach den 88. 279 und 280 der EBD. u ſ. w. 

Dagegen gehört die Verpflichtung des Schiedsrichters, die von ihm 
übernommene Streitfache binnen einer gewiſſen Zeit zu enticheiden, nicht 
hieher, weil das Gefeg bezüglich diefer Verpflichtung im $. 379 der EBD. 
befondere Zwangsmittel angeordnet hat. 

Weitere hieher gehörige Fälle wären: wenn die gefchiedene Gattin für 
fchuldig erfannt wurde, ihr Kind dem Gatten zu übergeben, weil das Wohl 
des Kindes durch die mütterliche Erziehung Gefahr läuft; oder wern ber 
Gewalthaber für jchuldig erfannt wird, ein gewiſſes Gejchäft zu beforgen, 
oder der Verwahrer, eine gewiffe Sache in Verwahrung zu nehmen u. f. w. 

Wenn nun der Fall diefes Paragraph eintritt, daß der Geklagte zur 
Leiftung einer Arbeit oder eines Gefchäftes für verpflichtet erfannt wird, fo 
fann der Kläger fein Begehren dahin ftellen, daß der eritere durch Geldftra- 
fen oder Arreſt dazu verhalten werde. 

Hier tritt demnach gleich, weil es fich in ſehr vielen Fällen um ge- 
wife, höchſt perfönliche Leiftungen handeln kann, die fich in eine Geldfor- 
derung nicht verwandeln laßen, oder in diefer Umwandlung dem Gläubiger 
feine Befriedigung gewähren, fogleich die Perſonalexecution ein, weldye über 
Antrag des Klägerd entweder durch Geldftrafen oder den erecutiven Perſo— 
nalarreft ausgeübt wird. y 
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Das Geſetz Hat, jedoch nur für den Fall, wenn ber Gläubiger von 
der Verfonalerecution feinen Gebrauch machen will, noch zwei andere Mittel 
für zuläßig erklärt, durch welche das Necht auf eine perfönliche Leiftung in 
eine Geldforderung umgewandelt werden Fann. 

Diefe Mittel ftimmen in ihrem Wefen mit den im $. 455 der CPO. 
angeführten überein. 


$. 457. 


einer Duldung oder Unterlaffung. 


Soll der Beklagte etwas dulden oder unterlaffen, fo muß ihm, 
fall8 dagegen gehandelt würde, die weitere Beeinträchtigung der 
Rechte des Klägers bei angemefjener Geld= oder Arreftitrafe unter» 
jagt und auferlegt werden, für die Zukunft Eicherheit zu beitellen. 

Zugleich kann der Kläger wegen des, durch den Ungehorfam 
des Beflagten bereit3 erlittenen Schadend Genugthuung fordern. 


Als Beifpiele für den Fall, wo der Beklagte verpflichtet ift, etwas zu 
dulden, fönnen dienen, wenn der Beklagte verpflichtet erfannt worden ift, 
einen Balfen des nachbarlichen Haufes in die Wand feines Haufes einfügen 
zu laffen, oder dem Kläger die Mitweide auf feinem — des Geflagten — 
Grunde zu geftatten. 


Zu einer Unterlaffung ift der Geklagte verpflichtet, wenn es ihm vers 
boten ift, ein Gebäude oder ein Waflerwerf aufzuführen oder einen Brunnen 
zu graben, oder Über ein beftimmtes Feld zu gehen u. |. w. 


Wenn der Geflagte der ihm obliegenden Nerpflichtung entgegenhandelt, 
fo hat die Erecution zwei Grade. Der erfte Grund befteht in einer Dro- 
hung mit Geld oder Irreftftrafe und in der Auflage für die Zukunft Si— 
cherheit zu leiften. 

Der zweite Grad der Execution, welcher zwar in dem Geſetze nicht 
ausdrüdlich angeführt wird, ftch jedoch von ſelbſt verfteht, befteht in dem 
wirklichen Vollzuge der angedrohten Geld- und Arreftitrafen, deren Quan— 
tität zu beftimmen in Gemäßheit des 8. 458 der EBD. dem Ermeſſen des 
Richters anheimgeftellt ift. 

Der Schlußfak des $. 457 der CPO. enthält Fein Erecutionsmittel, 
fondern ein Recht des Erecutionsführers, welches nach den allgemeinen 
Grundjägen des bürgerlichen Nechtes über Schadloshaltung und Genug- 
thuung beurtheilt werden muß, und von dem Geſetze hier nur deßwegen be- 
jonderd angeführt worden zu fein fibeint, um der irrigen Anftcht vorzubeugen, 
daß durch die Berfonalereeution gegen den Geklagten, deſſen Unrecht in aller 
und jeder Beziehung getilgt werde. 


$. 458. 


Die Beltimmung des Betrages der Geldftrafe und der Dauer 
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des Gefängniffes wird in den Fällen der beiden vorhergehenden 
PBaragraphe dem Ermeſſen des Richters überlaſſen. 


$. 459. 


Bahlung einer Summe Geldes. Recht des Släubigers, die Erecutiong« 
objecte zu wählen. 


Menn der Kläger eine Summe Geldes zu fordern hat, jo muß 
er in dem Grecutiondgefuche die Gegenftände, aus denen er jeine 
Befriedigung fuchen will, angeben. Er hat hierin jelbit dann freie 
Wahl, wenn feine Forderung pfandweiſe verfichert wäre. 


Die am häufigiten vorfommenden Forderungen find Geldforderungen. 
Weil das Geld gewilfermaßen jeden Werth) — mit alleiniger Ausnahme des 
in höchſt perfönlichen Verhältniffen und Beziehungen ſich gründenden Wers 
thes — repräfentirt, jo fünnen, wie wir dieß bereit8 auch bei den $$. 453, 
455, 456 und 457 der EPO. gefeben haben, auch Forderungen, welche an- 
dere Sachen ald Geld zum Gegenftande haben, in Geldforderungen umges 
wandeıt werden. 

Das Gejeg hat darum den Zugriffsmitteln zur Hereinbringung einer 
Geldforderung eine bejondere Aufmerffamfeit zugewendet, und behandelt in 
ber langen Reihe der $$. von 459 bis 540 der CPO. die Erecutionsmittel 
zur Hereinbringung einer Geldforderung. 


Der Zwed der Erecution ift, Die volle, möglichft fchleunige Befriedigung 
des Gläubigers zu bewirken. Diefen Zweck im Auge haltend, ſtellt unfer 
Gefeß an die Spige der Beftimmungen über die Erecution zur Hereinbrins 
gung einer Geldforderung folgenden oberften Grundſatz: Der Gläubiger 
hat die freie Wahl derjenigen Gegenftände, d. i. der Beftandtheile des Ver— 
mögens feines Schuldnerd, aus denen er feine Befriedigung fuchen will, 
und er wird in dieſer ihm eingeräumten freien Wahl auch felbft dann nicht 
befchränft, wenn jeine Forderung pfandweife verfichert wäre. 

Aus diefem oberiten Grundſatze ergeben fich folgende Corrollarien. 

1) Der Gläubiger ift bei der Auswahl der Gegenftinde, auf welche 
er zur Erlangung feiner Befriedigung greifen will, durchaus an eine bes 
ftimmte Ordnung und Reihenfolge nicht gebunden, was dann der Fall wäre, 
wenn 3. B. das Geſetz den Gläubiger anbefohlen hätte, auf das Vermögen 
des Schuldners in folgender Ordnung zu greifen: 


a) Auf das baare Geld. 

b) Auf die Naturalvorräthe und das übrige bewegliche Vermögen. 

c) Auf Forderungen des Schuldners, namentlich auf Befoldungen und 
Penfionsbezüge. | 

d) Auf die Gutseinfünfte des laufenden Jahres durch Sequeftration 
oder Verpachtung derjelben. Endlich 

e) Auf die liegenden Güter. 

2) Dem Gläubiger ift auch die Kumulirung mehrerer VBollftredungs- 
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mittel geftattet, er Fann alfo zugleich auf das bewegliche und unbewegliche 
Vermögen, auf Forderungen und andere Vermögensbeftandtheile des Schuld» 
ners greifen, er kann von der einmal getroffenen Wahl des Erecutionsob- 
jectes abgehen und zu einem andern Mittel überfpringen. 


$. 460. 
Ausnahme und Befhränfungen diefes Rechtes. 


Auf Befoldungen, perfünlihe Zulagen, Tag-, Quartier- und 
Reiſegelder Iandesfürftliher Beamten und Diener, worunter auch 
die, zum Hofſtaate des Kaiſers gehörigen Perfonen, dann Die Be— 
amten auf den unter öffentlicher Verwaltung ftchenden Gütern 
begriffen find, Ffann nur wegen des, der Ehegattin und den Kindern 
des Schuldners gebührenden Unterhalt3 Grecution geführt werben. 
Auf außerordentliche, einem Beamten bewilligte Belohnungen findet 
bie Execution unbedingt Statt. 

Weil das Gefeg nur von landesfürftlihen Beamten und Dienern 
fpricht, und diefen nur a) die zum Hofitaat des Kaifers gehörigen Perſonen 
und 5) die Beamten — alfo nicht die Diener — auf den unter öffentlicher 
Verwaltung ftehenden Gütern gleichftellt, fo findet Diefer Paragraph Feine 
Anwendung auf die nicht landesfürftlihen Beamten und Diener, 3. B. auf 
die Beamten der fächfifchen Nationsuniverfität, die Magiftrats-Beamten, die 
Beamten der Handelsfammer u. |. w. In dem Falle, in welchem nad 
$. 460 der Civil-Prozeß-Ordnung auf die Bezüge landesfürftlicher Beamte 
die Erecution geführt werden darf, kann die Erecution, weil das Gefeß Feine 
Beichränfung enthält, auf den ganzen Gehalt geführt werden. Die bejchräns 
fende Beitimmung des $. 461, nach welcher unter gewillen Bedingungen 
auf die Bezüge eines in Nuheitand verfegten Beamten gar nicht, jonft aber 


nur zur Hälfte gegriffen werden kann, gilt nur fir den Fall des $. 461 
und fann auf den Fall des $. 460 nicht angewendet werden. 


$. 461. 


Der Gehalt eines, in Ruheſtand verfegten Beamten Fann, 
wenn er den Ertrag jührlicher Hundert Gulden Münze nicht erreicht, 
gar nicht, wenn er aber mehr beträgt, nur zur Hälfte in die Ere- 
eution gezogen werden. ben dieſes gilt von den Penſionen und 
Unterhaltsgeldern der Wittwen und Kinder der Beamten. 

Im Zufammenhange mit dem vorigen Baragraph kann hier unter einem 


Beamten nur ein landesfürftlicher Beamter verftanden werden. Auf bie 
Diener findet diefer Paragraph Feine Anmendung. 
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$. 462. 


Auf die Deficienten» Gehalte der Geiftlihen, auf Provifionen, 
Pfründen- und Almofen-Gelver, die bei öffentlichen Gaffen aus dem 
Armen= oder Stiftungsfonde bezahlt werden, auf Penfionen und 
Unterhaltungsgelder, welche Witwen und Waifen und anderen dürf— 
tigen Perſonen von den, mit Tandesfürftlicher Genehmigung errichteten 
Snftituten und Gefellfchaften abgereicht werden, und auf Präbenden 
der Stiftsdamen kann feine Grecution geführt werden, 

Unter Deficientengehalten dev Geiftlichen verfteht das Geſetz gewiſſe 
Ruheſtands-Bezüge der Diener einer in Deiterreich ftaatsgültig anerfannten 
Kirche oder Religionsgenoffenfchaft. 

Das Wort Proviſion bedeutet gewiffe Nuhbeftandsbezlige, mit denen 
mindere Bedienftete, deren aftive Dienftleiftung fich meiftens nur auf Ver: 
ſehung förperlicher Verrichtungen befchränft, betheilt werden. Hieher gehören 
die Proviſionen der Portiere, Amts» und Gerichts - Diener, der Auflichtsins 
dDividuen bei den Unterfuchungs- und Strafarreften, dann Provinzial-Straf- 


häufern. Die Proviſionen werden in der Negel nicht nach Jahren, fondern 
nah Tagen bemejjen. 


Der weitere Inhalt diefes Paragraphs bedarf feiner Erläuterung. 


$. 469. 


Einfünfte einer geiftlichen Pfründe unterliegen der Execution 
nur in fofern, als davon nach Abzug des Unterhaltes des Pfründ— 
ners mit 300 fl. C. M. jährlich etwas erübrigt. 


$. 464. 


Auf Reliquien und Kreuzpartifeln ift die Execution unzuläffig. 
Nur deren Faſſung ift derjelben untenworfen. 


$. 465. 


Auf Brandfchadensvergütungen, welcde der DVerunglüdte von 
den Feuer Affeeuranzgefellichaften zu fordern hat, findet feine Exe— 
eutionsführung wider denjelben Statt. Doch find die Hhypothefar- 
Gläubiger berechtigt, zu verlangen, daß dieſe Entjchädigungen auf 
die wirfliche Herftellung des Gebäudes verwendet werden. 
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Während der Dauer eines, von dem landesfürftlichen Aerarium 
mit PBrivatperfonen abgefchloffenen Gontractes darf Feine Erecution 
auf die, zu Folge diefes Gontractes zu liefernden Gegenftände, auf 
die von dem Aerarium zu leiftenden Vorſchüſſe oder Ratenzahlungen, 
und die zur Erfüllung des Vertrages nothiwendigen Geräthichaften 
geführt werden. Nur auf denjenigen Betrag Fanır vor erfüllten 
Gontracte eine Execution Statt finden, der dem Schuldner nach 
gepflogener Abrechnung als Guthaben allenfall3 noch gebühren 
wird. — 


Aus diefem Paragraph geht hervor, daß nach erfülltem Contracte mit 
dem Nerarium jede Grecution auf das Vermögen des Schuldners zuläfflig 
ift. Vor erfülltem Gontracte fann eine Execution insbefondere nicht auf 
die von dem Aerarium gegebenen Vorſchüſſe, fondern einzig und allein auf 
diejenige Summe geführt werden, die nach erfülltem Contracte, und fohin 
zu pflegender Abrechnung dem Schuldner auszuzahlen fein wird. 


$. 467. 


Ob und in wieweit auf Gegenftände der Staatsmonopole, 
als Salz, Tabaf, Salpeter und Schießpulver, ſowie auf die, bei 
deren Grzeugung oder Verſchleiß vorfommenden Geräthichaften, 
Vorrichtungen und Gelderläge, dann auf Waaren, in der zollämt- 
lichen Behandlung, Ereeution geführt werden fünne, beftimmen bie 
Gefällengeſetze. 


Der $. 381 der Zoll- und Staats-Monopolsordnung vom 11. Juli 
1835 beftimmt als Gegenftand der Staatsmonopole, welche ‚der ausfchließ- 
a ERBAUTEN Verfügung für den Staatsſchatz vorbehalten bleiben, 
olgende: 

i 4) Kochſalz, fowohl in reinem Zuftande, ald gemengt mit 
andern Stoffen. 

2) Tabak, roh oder verarbeitet, dann die Abfälle von Tabaf. 

3) Salniter im rohen oder geläuterten (raffinirten) Zu— 
ftande oder gemengt mit andern Stoffen. 

4) Schießpulver. 

Nah 8. 405 und 407 der Z. u. St. M. O. kann Niemand auf Die 
Gegenftände eines Staatsmonopols, welche mit der Verbindlichkeit der Ab— 
lieferung an den Staatsihag erzeugt oder für Nechnung deffelben bereitet 
werden, einen wie immer gearteten Anfpruch geltend machen, durch welchen 
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die Erzeugung oder Bearbeitung unterbrochen oder gehemmt oder bie Abs 
lieferung des Erzeugnifies an den Staatsichag gehindert würde. Eben fo 
wenig darf auf die Geräthichaften, Vorrichtungen und Erforderniſſe der Er- 
zeugung oder Bereitung von Monopolsgegenjtinden eine gerichtliche Maßs 
regel der Sicherftellung oder Grecution, Durch welche die Erzeugung oder 
Bereitung der gedachten Gegenitände unterbrochen, gehemmt oder unmöglich 
gemacht würde, Platz greifen. Der Preis oder Lohn, welcher Dem Erzeuger 
von Monopolsgegenftänden gebührt, ift jedoch wie aus dem $. 406 der 3. 
und Et. M. D. hervorgeht, in der Negel ein Gegenftand gerichtlicher Eis 
cherftellungsmittel und der Erecution. Weitere hieher gehörige Beftimmungen 
en auch die 88. 423— 427, 446 — 448 und 461 der 3. und St. 
s 

Bezüglih der Waaren, die fich in zollämtlicher Behandlung befinden, 
find die 88. 111, 112, 200, 206, 244, 252 und 253 der 3. und St. M. 
O. maßgebend. 


$. 468. 

Die auf den Poftdienft ſich beziehenden Befugniffe und aus 
demfelben fliegenden Einkünfte der Poſtmeiſter, dann die, von ihnen 
für Rechnung des Staatsſchatzes eingehobenen Gelder, fomie bie, 
für den Dienft bejtimmten Transportmittel, Vorrichtungen und Ge— 
räthichaften, Fünnen nicht mit Grecution belegt werden. 

Auf die den Boftanftalten übergebenen Sendungen kann vor 
der Abgabe an den Adreſſaten die Execution nicht Statt finden. 


$. 469. 
Greceution auf Gewerbe; 
Die Ereeution auf Gewerbe findet nur, wenn biejelben ver» 
fauflih find, und auf die durch befondere Vorfihriften beftimmie 
Weiſe Statt. 


8. ATO. 
Auf Gelder des Schuldners in öffentlichen Caſſen; 


Wird die Greeution auf Gelder geführt, die der Schuldner 
bei einer öffentlichen Caſſe zu erheben hat, fo Toll der Nichter be- 
willigen, daß fie dem Grecutionsführer, in fjofern fie feine For— 
derung nicht überfteigen, auszefolgt werden. Dieje Verordnung, 
worin der Name und Stand des Klägerd und bed Beflagten und 
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ber Betrag der Forderung bes Erfteren genau anzugeben ift, wird 
von dem Nichter der Caſſe unverzüglih und unmittelbar zugeftellt; 
zugleich aber der Behörde, unter welcher die Caſſe fteht, davon 
Nachricht gegeben. Die Caſſe Hat die Erecutiond- Verordnung einft- 
weilen vorzumerfen, und nad eingelangter Anweiſung ber vors 
gefegten Vehörde dem Kläger zu jeder Verfallzeit die Zahlung zu 
leiften. 


$. 471. 
Oder in gerihtliher Verwahrung. 


Eind die Gelder, worauf die Erecution geführt wird, in ges 
richtliher Verwahrung, jo hat der Richter die Verabfolgung ber» 
felben an den Kläger zu bewilligen, und folche entweder unmittelbar, 
oder, wenn die Gelder bei einem andern Gerichte verwahrt wären, 
durch Erſuchſchreiben zu bewirfen. 


$. 472. 
MWirfung der gerihtliden Berfügung. 


Die in den $$. 470 und 471 erwähnten Grecutiond-Berord- 
nungen haben die, den Gefjionen nach dem bürgerlichen Rechte zu— 
fommende rechtliche Wirfung, mit den, in den $$. 476 und 477 
enthaltenen Bejtimmungen. 


Die in diefem Paragraph angedeuteten Wirkungen der Executions— 
Verordnung, welche offenbar nicht durch diefe an und für fich, fondern Durch 
die Zuftellung derfelben an das betreffende Depofitenamt hervorgebracht wers 
den, find folgende: 


4) Wird dadurch die Forderung von der Perſon des Schuldners auf 
die Perfon des Erecutiongführerd derart Übertragen, daß der Executions— 


führer eben dieſelben Rechte, welche der Execut auf die Forderung hatte, 
erlangt. 


2) Haftet der Geflagte in Gemäßheit des $. 476 der CPO. für die 
Nichtigkeit, und 


3) in Gemäßheit des $. 477 der EPO. für die Einbringlichfeit ber 
Forderung. 


490 


$. 473. 
Grecution auf Privatfordberung des Schuldners durh Annahme am 
Bahlungsitatt; 


Wenn der Kläger eine Forderung feined Schuldners an eine 
Privatperjon an Zahlungsjtatt annehmen will, fo foll ihm dieſelbe 
nah Maß feiner eigenen Forderung gerichtlich eingeantwortet und 
an eine Gerichtsperfon der Auftrag erlaffen werden, daß fie dem 
Beklagten den allenfalls vorhanderen Schuldfchein abnehme, und 
ihn, wenn er nicht mehr als die Forderung des Klägers beträgt, 
oder diefer den Ueberſchuß fogleich vergütet, demfelben gegen Em- 
pfangsichein übergebe, außerdem aber die Ginantwortung auf den 
Schuldſchein anmerfe, und ihn dem Beklagten zurückſtelle. 


Unter Forderung verfteht hier das Gefes, wie es der Zufammenhang der 
Beftimmungen der 88. 473—490 der CPO. nachweifet, eine folche Forderung 
des Erecuten gegen eine dritte Privatperſon, welche eine beftimmte Geld- 
fumme zum Gegenftande hat. Dabei ift es ganz gleichgültig, aus welchem 
Titel diefe Forderung entipringt, ob 3. B. aus einem Vertrage, aus einer 
—— Anordnung, aus einer beſchädigenden Handlung oder aus dem 

eſetze. 

Aus dem Zuſammenhange der 88. 473 und 478 der CPO. leuchtet 
hervor, daß der $. 473 der CPO. nur dann Anwendung findet, wenn ber 
Grecutionsführer die Forderung des Schuldners an eine dritte Privatperfon 
im vollen Betrage, d. i. nach ihrem Nennwerthe an Zahlungsftatt anneh- 
men will, 


An Zahlungsftatt annehmen, heißt nach dem gewöhnlichen Sprachge- 
brauch jo viel, als: die Einantwortung der Forderung des Schuldners als 
eine wirkliche Zahlung des legteren annehmen. Iſt dieſes der richtige Sinn, 
fo erjcheint durch die Annahme der Forderung des Schuldners an Zahlungs 
ftatt die Schuld des Erecuten, fo weit defien an Zahlungsftatt angenommene 
Forderung reicht, gegenüber dem recutionsführer getilgt und es ift alſo, 
wenn fich die Forderung in der Folge ald unrichtig oder uneinbringlich dar— 
stellt, der Erecutionsführer in der Regel nicht berechtigt, bezüglich feiner 
durch die Cinantwortung einer Privatforderung ded Schuldners bereits ger 
tilgten Forderung eine neuerliche Execution gegen den Schuldner zu führen, 
oder mit andern Worten, auf ein anderes Vermögen des Schuldners zu 

reifen. 

= Der Erecutionsführer kann zwar feine Anfprüche gegen den Erecuten, 
welcher für die Nichtigkeit und Einbringlichfeit der Forderung zu haften hat, 
mittelft einer neuen Klage geltend machen, allein dieſes letztere ift weſentlich 
‚verfchieden von dem erecutiven Zugriffe auf ein anderes Vermögen. 

Von diefem Grundfage hat unfere Prozegordnung einzig und allein 
in dem $. 476 für den Fall eine Ausnahme gemacht, wenn Die eingeant- 
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wortete Forderung dem Erecutionsführer ftreitig gemacht wird. Nur in 
diefem Falle ift der leßtere berechtigt, fogleich auf ein anderes Vermögen 
feines Schuldners zu greifen. Diefe Beftimmung darf auf den $. 477 der 
CPO. nicht ausgedehnt werden. 

Wenn der Erecutionsführer in feinem Ereeutionsgefuche eine Forderung 
des Grecuten an eine PBrivatperfon namhaft macht und erflärt, daß er dieſe 
Forderung in ihrem vollen Betrage an Zahlungsftatt annehmen wolle, fo 
- wird diefe Forderung dem recutionsführer nach Maß feiner eigenen For: 
derung eingeantwortet, d. h. es wird durch richterlihe Verfügung die 
Sorderung des Erecuten an den GErecutionsführer mit der Wirfung über- 
tragen, Daß der letztere alle Nechte des erfteren in Rückſicht der übertragenen 
Forderung erhält. 

Durch die Einantwortung wird daher das Nechtsverhältniß der Ceſſton 
zwiſchen dem Erecuten al8 unfreiwilligen Gedenten und dem Erecutionsführer 
als Gefitonar begründet. 

Die Forderung des Erecuten ift entweder Durch einen Schuldichein 
verbrieft oder nicht. 

Für den erfteren Fall waren noch weitere Beftimmungen nothiwendig, 
wie Die bereits ftattgefundene Cinantwortung auch bezüglich des Echulddo- 
fumentes erfichtlich gemacht werden fol. Diefe Vorkehrung erfolgt: 


1) in dem Falle, wenn der Nominalbetrag des Schuldſcheins der For— 
derung des Executionsführers gleich Fommt oder wenn der leßtere den Mehr: 
betrag, um welchen der Nominalbetrag des Schuldfcheins den der erequixten 
Forderung liberfteigt, dem Executen fogleich vergütet, d. h. auszahlt, durch 
Abnahme des Schuldfcheinsg und Mebergabe defjelben an den Executions— 
führer. Diefer lestere hat dem Erecuten zu feiner Deckung einen Empfangs- 
ſchein zu übergeben. 

2) In dem Falle, wenn der Nominalbetrag des Schuldfcheing den der 
erequirten Forderung Überfteigt und der Erecutionsführer fich zur Vergütung 
des Mehrbetrages nicht herbeilaffen will, wird von der hiezu beauftragten 
Gerichtsperfon die Einantwortung auf dem Schuldfchein angemerkt, und die— 
fer Schuldſchein dem Erecuten zurücgeftellt. 

Die sub 1 und 2 angeführten Maßregeln bezweden nur, dem Execu— 
tionsführer den Beweis feiner Forderung gegen den Schuldner des Erecuten 
zu erleichtern, und dem Grecuten die Möglichfeit zu erfchweren, die bereits 
eingeantwortete Forderung für fich in Anfpruch zu nehmen. Eie find jedoch 
feineöwegs zur Gültigfeit der inantwortung erforderlich, was fihon aus 
dem Umftande erhellt, daß fie bei unverbrieften Forderungen nach der Natur 
der Sache gar nicht Statt finden können. 


$. 474. 


Befindet ſich der Schuldfchein über die Forderung des Beklagten 
in Händen eines Dritten oder in gerichtlicher Verwahrung, jo ift 


eben das zu beobachten, was im $. 537 wegen der Pfändung vor 
geichrieben wird. 
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Da ber $. 537, auf welchen ſich der $. 474 bezieht, nur von gericht 
lichen Depofiten handelt, fo wird in dem Falle des $. 474, in welchem fich 
der Echuldfchein in den Händen eines Dritten und nicht in gerichtlicher 
Verwahrung befindet, offenbar vorausgefegt, daß der Schuldſchein dieſem 
Dritten abgenommen und zu Gericht ad depositum genommen werde, wo 
fodann die Beftimmungen des $. 537 ohne weiters anwendbar find. 


$. 475. 


Die Einantwortung einer Forderung hat der Richter fogleich 
nah gejchehener Bewilligung derſelben dem Schulduer des Beklagten 
befannt zu machen. Der Schuldner ift, fo lange er von ber Ein- 
antwortung feine Nachricht erhalten hat, den Beklagten zu bezahlen, 
oder ſich ſonſt mit ihm abzufinden berechtiget. Iſt die Forderung 
auf ein Tiegended Gut verfichert, fo muß der Kläger, um ein bing- 
liches Recht zu erlangen, bei dem Nichter, welcher die Grecution 
bewilliget hat, die Einverleibung der Einantwortungs » Verordnung 
in die öffentlichen Bücher, oder die Ausfertigung eines Erſuchſchrei— 
bend, wodurch die Nealinftanzg um diefe Eintragung angegangen 
wird, erwirfen. 


Zur Erläuterung der in dem erften und zweiten Sabe diefes Para— 

raphs enthaltenen Beftimmungen gelten die nachfolgenden, im allgemeinen 
ürgerlihen Geſetzbuche aufgeftellten Grundfäge. Der $. 1395 des a. b. 
GB. beftimmt: Durch den Abtretungsvertrag entfteht nur zwifchen dem 
Ueberträger der Forderung (Cedent) und dem Webernehmer der Forderung 
(Cessionar), nicht aber zwifchen dem Lesten und dem übernommenen Schuld- 
ner eine neue Verbindlichkeit. Daber ift der Schuldner, fo lange ihm ber 
Uebernehmer nicht befannt wird, berechtigt, den erſten Gläubiger zu bezahlen 
oder fich fonft mit ihm abzufinden. 


Der $. 1396 verfügt: Diefes kann der Schuldner nicht mehr, fobald 
ihm der Uebernehmer befannt gemacht worden ift. 


Da nah den 88. A31 und 451 des allgemeinen bürgerlichen Geſetz— 
buches zur Erwerbung des igenthumes unbeweglicher Sachen und des 
Pfandrechtes auf diefelben die Eintragung in die öffentlichen Bücher erfor, 
derlich ift, fo muß der Erecutiongführer, um ein dingliches Recht zu erlangen, 
bei dem Nichter, welcher die Erecution bewilligt hut, die Einverleibung ber 
Einantwortungs - Verordnung in die öffentlichen Bücher, oder die Ausfertis 
gung eined Erfuchichreibens, wo durch die Realinftanz um diefe Eintragung 
angegangen wird, erwirken. VBernachläßigt er diefe Vorficht, jo hat er zwar 
noch immer ein perfönliches Recht gegen ben Erecuten und deſſen Schuldner, 
keineswegs aber ein dingliches Recht gegen einen Dritten. Dort, wo keine 
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öffentlichen Bücher beftehen, ift natürlich Die Vorfchrift bezüglich der Intabu- 
tion nicht anwendbar. 


6. 476. 


Der Beklagte haftet für die Richtigkeit der eingeantiworteten 
Forderung, in jofern dieſe Verbindlichfeit nicht nach den Beftimmuns 
gen des bürgerlichen Rechtes erloſchen it. Dem Kläger fteht frei, 
wenn bie eingeantwortete Forderung ftreitig gemacht wird, jogleich 
auf anderes Vermögen feines eriten Schuldners zu greifen. 


Der Erecut hat dem Erecutionsführer unbedingt für die Richtigfeit 
der Forderung, d. 5. dafür zu haften, daß ihm — dem Erecuten — die 
Forderung an dem Dritten richtig oder wirklich zufteht. Diefe Haftung des 
Erecuten dauert jo lange, als die Pflicht hiezu nicht nach den allgemeinen 
Grundfägen des bürgerl. Rechtes über die Erlöfchung und Aufhebung der 
Rechte und Pflichten als erlofchen zu betrachten if. Wird jedoch dem Ere- 
eutionsführer die eingeantwortete Forderung ftreitig gemacht, d. h. wird 
die Richtigkeit diefer Forderung in Abrede geitellt, ſo ſteht dem Executions— 
führer frei, die von ihm gewählte Vollitrefungsart durch Einantwortung 
einer Forderung des Schuldner aufzugeben und jogleih auf ein anderes 
Vermögen feines Schuldners zu greifen. 


$. 477. 


Der Beklagte bat auch die Einbringlichkeit der Forderung zu 
vertreten. Doch haftet er nicht für eine zur Zeit der Einantwortung 
einbringlihe und jpäter durch bloßen Zufall oder durch Verſehen 
bes Kläger8 uneinbringlich gewordene Korderung. 

Zur Erläuterung defien, was das Geſetz im Schlußfage des 8. 477 
unter einem Verſehen des Klägers verfteht, fann der $. 1399 des allgem, 
bürgerl. Geſetzbuches dienen, welcher einige Arten eines hier gemeinten Vers 
jehens aufzählt: Der $. 1399 lautet: Ein Verſehen diefer Art begeht der 
Hebernehmer, wenn er die Forderung zur Zeit, ald fie aufgefündigt werben 
fann, nicht auffündigt, oder nach verfallener Zahlungsfrift nicht eintreibt; 
wenn er die noch mögliche Sicherheit zu rechter Zeit ſich zu verfchaffen vers 
fäumt, oder die gerichtliche Erecution zu betreiben unterläßt. 


$. 478. 


oder due Pfändung und Feilbietung der Privatfordberung. 


Will der Kläger auf eine Brivatforderung des Beflagten Ere- 
eution führen, ohne jie im vollen Betrage an Zahlungs-Statt an« 
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zunehmen, jo kann ihm die Pfändung und Feilbietung derſelben be- 
iwilliget, und die erftere fowie in den 88. 473—475 wegen ber 
Ginantwortung vorgejchrieben it, die [eßtere nach den Anordnungen 
über die Grecution auf Fahrniſſe vorgenommen werden. ine Schä- 
bung findet jedoch bei Schuldforderungen nicht Statt. Sie find 
bei der erſten Feilbietung um neun Zehntheile ihres Capitals - Be- 
trages audzurufen, und, wenn fein höherer Anbot erfolgt, um die— 
jen Ausrufspreis zu veräußern, bei der zweiten aber auch um jeden 
geringeren Preis dem Meiftbietenden zu überlaffen. Der Käufer 
ber Horderung tritt gegen den vorigen Cigenthümer verfelben in 
die Nechte eines Gejfionärs, 

Aus diefem Paragraph ergibt fich die Beantwortung der Frage, auf 
welche Art die Pfändung einer Privatforderung des Schuldners vorzunehmen 
iſt. Sie gefchieht durch die Pfändungsbewilligung, welche vollzogen wird, 
durch Abnahme des Schuldfcheines, Anmerfung der Anfprüche des Erecu- 
tionsführers auf denfelben, duch Bekanntmachung der Pfändungsbewillizung 
an den Schuldner und Intabulation derfelben in die öffentlichen Bücher. 
Die legtere findet jedoch nur über ein befonderes Anfuchen des Erecutiong- 
führers Statt. 

Alle diefe Borfehrungen find in den 88. 473 und 475 der ERO,, bes 
züglih der Cinantwortung vorgefchrieben und nach ber wortdeutlichen Ber 
jtimmung des $. 478 der EBD. auch auf die Pfändung der Vrivatforderun- 
gen des Erecuten anzuwenden. } 

Bei PBrivatforderungen nimmt das Geſetz von der Schäßung, ald dem 
zweiten Grade der Grecution Umgang und jchäst im Allgemeinen alle Pri— 
patforderungen, welche der Schuldner nicht an Zahlungsftatt annehmen will, 
um Yo geringer ald ihr Nominalbetrag beträgt. Durch Diefe von ber 
Schätzung Umgang nehmende Verfügung des Geſetzes wird eine Ausnahme 
von dem $. 539 der EBD. ftatuirt. 


$. 479. 


Berfahren bei der Ereention der dem Schuldner gehörigen öffentlihen 
Schuldſcheine. 


Die Execution auf öffentliche Obligationen iſt durch Verkauf 
derſelben auf der nächſten öffentlichen Börſe auszuführen. 


8§. 388. 


Execution auf Früchte oder andere Nutzungen mit oder ohne Auf— 
ſtellung eines Sequeſters; 


Wenn der Kläger die Execution auf Früchte oder andere Ein— 
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Fünfte anſucht, ſoll ihm der Richter das Pfandrecht darauf ertheilen, 
und nöthigenfall3 einen Sequefter zur Einhebung derſelben beitellen, 
Werden die Erträgniffe eines liegenden Gutes, welches in die öffent- 
lichen Bücher eingetragen ift, oder die Zinfen einer vorgemerften 
Forderung in Greeution gezogen, fo hat der Nichter die Verord— 
nung nebft dem Urtheile oder gerichtlichen Vergleiche, worauf fich 
die Greeution gründet, in den öffentlichen Büchern jogleich eintra= 
gen zu laffen, oder, wenn die Neal Gerichtäbarfeit einem andern 
Gerichte zufteht, das erforderliche Erſuchſchreiben dahin auszu— 
fertigen. 


Unter dem Worte Früchte dürften hier folche Erzeugniffe der Urpro— 
duftion verftanden werden, welche durch Arbeit hervorgebracht werden. Alle 
andern Erträgnifie einer beftimmten Cinfommensquelle oder eines gewiflen 
Vermögensftammes werden im Gefege unter der Bezeichnnng andere Ein» 
fünfte verftanden. Ueberall fcheint jedoch das Geſetz, wo es von Früchten 
und Einfünften fpricht, die legteren ald das Erträgniß eines gewilfen Ders 
mögensftammes zu betrachten, welcher durch die Execution nicht berührt 
wird. — 


Dffenbar ift e8 auch, daß hier unter Einfünften folche Erträgniſſe nicht 
verftanden werden fönnen, für weiche das Gefeß durch jpecielle Verfügungen 
gejorgt, oder gewiffe Ausnahmen und Befchränfungen feitgefegt hat. 

Das Eigenthümliche der in den 88. 480 — 500 normirten Erecution 
befteht darin, daß die Nugungen eines gewiſſen VBermögensftammes dem zum 
Bezuge derjelben berechtigten Erecuten entzogen und zur Befriedigung der 
Geldforderung des Crecutionsführers verwendet werden. Dabei macht es 
nach meiner Anficht feinen Unterfchied, ob der Erecut Eigenthümer, Frucht: 
nießer oder Pächter des die Nugungen abwerfenden Vermögensftammes ift. 


Die Erecutionsart auf Früchte und Einfünfte findet befonders in fol 
chen Fällen ftatt, wo dem Erecuten Fein Dispofttionsrecht über die Subftanz 
des Gutes zufteht. 


Dies ift z.B. der Fall bei Fideifommiffen, bezüglich welcher der $. 642 
des allg. bürgl. Gefegbuches vorſchreibt: „Ein Fideifommißgläubiger Fann 
die Bezahlung einer felbft mit gerichtlicher Bewilligung auf dem Fideikom— 
miſſe haftenden Schuld nicht aus dem Stammgute, fondern nur aus den 
Einfünften defielben verlangen.” Derſelbe Fall fann eintreten bei fideifom- 
miſſariſchen Subjtitutionen und überhaupt in allen Fällen, in welchen dem 
Erecuten nicht das volle Eigenthumsrecht, fondern bloß das Recht der Frucht- 
nießung zufteht. 

Diefe Erecutionsart wird dadurch vollzogen, daß dem Grecutionsführer 
das Pfandrecht auf die Früchte oder Einkünfte ertheilt und nöthigenfalls, 
d. h. wenn es der Zweck der Befriedigung des Gläubigeas fordert, ein. Se- 
quefter zur Erhebung derfelben 'beftellt wird, 
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Bildet das Stammvermögen, deſſen Grträgniffe in Grecution gezogen 
werden, einen Gegenftand bes öffentlichen Buches’, jo muß dort, wo öffent: 
liche Bücher beftehen, das Urtheil cher der Vergleich, worauf fich die Erecution 
gründet, und ber Erecutionsbefcheid in den öffentlichen Büchern eingetra- 
gen werben. 


$. 481. 


Der Greeutionsführer hat in Fällen, wo ein Gequefter auf: 
zuftellen ift, denjelben in feinem Gefuche vorzufchlagen. Der Rich— 
ter joll entweder diefen, oder, wenn ihm dabei Bedenken auffielen, 
nach eigener Wahl einen andern Sequefter fogleich beftellen, das 
Deeret an ihn außfertigen und die getroffene Verfügung beiden 
Theilen befannt machen. Werden gegen den benannten Sequefter 
Einwendungen angebracht, fo Hat der Richter nah Vernehmung 
beider Parteien darüber zu entjcheiden. 

Ueber das Weſen der Sequeftration und die Nechte und Pflichten des 


Sequeſters find die erforderlichen Erläuterungen aus dem XXI. Hauptſtücke 
ber EBD, zu entnehmen. 


$. 482. 
Auf Eapitalszinfen oder andere fortlaufende Zahlungen. 


Wird die Execution auf die Zinfen eine Gapitald oder ans 
dere fortlaufende Zahlungen geführt, die ein Dritter in beftimmten 
Geldbeträgen zu entrichten hat, fo wird ohne Beftellung eines Se— 
quefter3 der Schuldner des Beklagten bloß angewiefen, die Zahlung 
jo lange an den Kläger zu leiften, bis deſſen Forderung getilgt ift. 
In fofern auf die Zinfen der Gtaatöpapiere oder auf gerichtlich 
erlegte Intereſſen-Coupons eine Execution Statt findet, ift fich dabei 
nad den Vorſchriften der $$. 470 und 471 zu benehmen. 


$. 483. 
Zufammentreffen mehrerer Sequeftrationswerber. 
Eine bereits bewirkte Sequeftration ſoll wegen einer jpäterhin 
von einem andern, obgleich mit befferem Worrechte verfehenen Gläus 
biger angefuchten Sequeftration nicht aufgehoben werden. Ebenſo 
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ift in dieſem Falle in der Perfon des Sequeſters ohne wichtige 
Urfache und vorläufige Vernehmung aller Parteien Feine Aenderung 
zu treffen, fondern der früher benannte Sequefter auch für die ſpä— 
teren Sequeftrationswerber zu bejtellen. 


$. 484. 


Die Vorrechte der Seaueftrationswerber und anderer Gläubi— 
ger, und ihre rechtlichen Verhältnijfe gegen einander werden durch 
die Sequeftration nicht verändert. Die, auf dem jequeftrirten Gute 
haftenden Steuern und Giebigfeiten, die Zinfen von den, der For— 
derung des Sequeftrationswerberd in den öffentlichen Büchern vor— 
gehenden Gapitalien, und andere mit beſſerem Pfandrechte verjehene 
fortlaufende Zahlungen, müfjen auch während der Sequeftration 
entrichtet werden. Die Rechte des Sequeftrationswerbers bejchrän- 
fen fich auf dasjenige, wa3 an den Einkünften nah Abzug dieſer 
Auslagen erübriget. 

Die bei den 88. 483 und 484 fich ergebenden Fragen bezüglich der 
Vorrechte der Sequeftrationswerber werden erjt dann einer gründlichen und 
vollftändigen Beantwortung unterzogen werden fünnen, wenn hier zu Lande 
ein geordnetes Hypothekenweſen eingeführt jein wird. 

Bis dahin werden die fich dießfalls ergebenden Fragen nach den in 
den Concursgefegen, über die Vorrechte der Gläubiger beftehenden Beftim- 


mungen und nach dem allgemeinen Grundjfage: Qui prior tempore poiior 
jure entjchieden werden müſſen. 


$. 485. 

Verpachtung anftatt der Sequeftration. | 

Sedem Gläubiger, welcher die Früchte eines unbeweglichen 

Gutes in Execution zu ziehen berechtiget ift, fteht frei, ſtatt der 

Sequejtration die gerichtliche Verpachtung des Gures auf bejtimmte 
Zeit im Grecutionswege zu begehren. 

Die Durchführung der Grecution auf die Früchte eines unbeweglichen 

Gutes kann oft als unvortbeilhaft erfcheinen, indem die Wahl des Sequeiterd 

Schwierigfeiten unterliegt, die Aufitellung deſſelben mit Koften verbunden 


ift, und weil von dem Sequefter, im Allgemeinen nicht der erforderliche 
größtmögliche Fleiß fich erwarten läßt. Durch derlei Nachtheile der Se— 
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queftration fönnen nicht bloß die Nechte des Erecutionsführers, jondern auch 
jene des Erecuten beeinträchtigt werden. 

Unter Geſetz bat daher neben der Sequeftration die gerichtliche Wer: 
pachtung Des Gutes, deſſen Früchte in Beſchlag gelegt werden follen, im 
Greeutionswege für zuläßig erklärt. 

Der durch die Verpachtung erzielte Bachtfchilling, gewiffermaßen ber 
Repräſentant des Ertrages des unbeweglichen Gutes, geht ohne Schwierig- 
feiten ein und viele Unzufömmlichfeiten, die mit der Sequeftration verbunden 
find, können duch Die Verpachtung vermieden werden. Cobald Daher ge: 
gründete Aussichten vorhanden find, einen annehmbaren Pächter zu finden, 
dürfte Die anftatt der Eequeftration gewählte Verpachtung fowohl das Ins 
terefie Des Grecutionsführers, als des Grecuten befördern. 


$. 436. 


Zu diefem Ende Hat er fein Gejuh bei dem Gerichte, bei 
welchem die Hauptfache anhängig war, zu überreichen und die Be— 
dingungen der Verpachtung vorzufchlagen. 


Will der Erecutionsführer zu der erecutiven Verpachtung eines unbe— 
weglichen Gutes fehreiten, fo hat er bei dem in der Hauptfache zuftändigen 
Gerichte (F. 439 der EBD.) fein Gefuch zu überreichen und in Ddiefem fein 
Begehren um gerichtliche Verpachtung des Gutes zu ftellen. 

Der Greeutionsführer hat in diefem Gefuche zugleich die Bedingungen 
der Verpachtung vorzufchlagen. Hierbei ift Folgendes zu bemerfen: 

4) Muß das Gut, welches verpachtet werden fell, deutlich nach feiner 
Lage, Grenze und Flächenraum bezeichnet, und der zum Ausrufspreis bes 
ftimmte Pachtichilfig angegeben werden. Bei der Feſtſetzung des Pachtichil- 
lings hat narürlich der Ertragsanſchlag des Gutes zur Grundlage zu dienen, 

2) Muß die Zeit, auf welche das Gut verpachtet wird, Darin bejtimmt 
werden. Die Dauer der Verpachtung muß wenigſtens auf ein Juhr feitge- 
jeßt werden. Die Zahl der Pachtjahre darf nicht weiter ausgedehnt werden, 
als zu Erzielung eines angemeffenen Grtrages aus dem Gute für den Päch— 
tev erforderlich ift und wider Willen des Beklagten nicht weiter reichen, als 
es die Befriedigung des Gläubigers nothwendig macht. Der Beginn ber 
Verpachtung ift auf den für Pachtungen landesüblichen Zeitpunft zu beftim- 
men ($. 489 der CPO.). 

3) Muß die Zeit, im welcher der Pachtſchilling zu entrichten, und 
muͤſſen 

⸗ 4) die Rechte und Pflichten des Pächters genau beſtimmt werden. 
In letzterer Beziehung muß auf Folgendes Rückſicht genommen werden: 

a) Ob der Pächter berechtigt iſt, das Gut in Afterpacht zu geben, 
d. h. daffelbe wieder einem andern zu verpachten. Nach $, 1098 des bürgl. 
Gefegbuches ift diefes dem Pächter nur dann geitattet, wenn ed ohne Nach— 
theil des Eigenthümers gefchehen fann, oder im Vertrage nicht ausdrüdlich 
unterfagt worden ift. | 
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b) Welche Kalten und Zahlungen, die auf dem unbeweglichen Gute 
haften, der Pächter auf fich zu nehmen habe. 

c) Unter welchen Bedingungen wegen außerordentlicher Zufülle, 3. 3. 
wegen Feuer, Krieg, Ueberſchwemmung, Seuchen, Wetterfchlag oder wegen 
aanzlichen Mißwachles der Pächter einen Anfpruch auf Erlafjung des Bacht- 
Ihillings habe. 

d) In welchem Zuftand nach geendigtem Bachtvertrag der Wächter 
das Pachtobjeft dem Eigenthümer zurüczuftellen habe. 3. B. die Felder, 
ob bebaut oder nicht bebaut, und im erften Ball mit welcher Fruchtgattung. 

e) Welche Ausbefferungen auf dem gepachteten Gute zu beforgen dem 
Pächter obliegt, und welche Dagegen von dem Cigenthümer beitritten wers 
den müſſen. 

f) Iſt es nicht unzwedmäßig, in den Bedingungen des Pachtvertrages 
auch die aus dem 8.494 der CPO. hervorgehende Beitimmung aufzunehmen, 
daß, wenn der Bächter mit Ablauf eines Termines, den fihuldigen Beſtand— 
zins nicht vollitändig entrichtet, auf feine Gefahr und Koſten eine neuerliche 
Verjteigerung abuehalten, und das Gut auch bei dem erjten Termine unter 
dem Ausrufspreife zu verpachten ift. 

g Muß ein Angeld, d. h. eine beftimmte Summe Geldes feitgefett 
werden, welche der VBächter zur Sicherftellung der Erfüllung der Pachtbe— 
Dingungen zu erlegen hat. 


$. 487. 


Das Geriht Hat die Verordnung, womit die Einleitung der 
Verpachtung bewilliget wird, nebft dem Grfenntniffe oder gericht- 
lichen Vergleiche, worauf fich die Execution gründet, in den öffent» 
lihen Büchern fogleich eintragen zu laffen, oder, wenn die Nealge- 
tihtsbarfeit einem anderen Gerichte zufteht, daffelbe um den Vollzug 
diefer Eintragung und um die Vornahme der Verpachtung zu 
erſuchen. 


$. 488. 


Zu Vernehmung des Schuldners über die Bedingungen der 
Verpachtung ift, im Falle das Gut dem Nichter unterfteht, welcher 
die Ereeution zu bewilligen hat, zugleich mit diefer Bewilligung, 
wenn aber die NRealgerichtöbarfeit einem anderen Gerichte zukommt, 
von dem letztern eine Tagſatzung mit der Warnung anzuordnen, 
daß der Schuldner im alle des Ausbleibens nicht mehr gehört 
werden würde, 

32* 
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$. 489. 


Werden bei der Tagſatzung Einwendungen angebracht, über 
welche fein Uebereinfommen zu Stande fommt, fo hat das Gericht 
über die Bedingungen der Verpachtung zu entjcheiden. Dabei müf- 
jen alle jchwanfenden, einer ftreitigen Auslegung unterliegenden, 
oder zu Verwicklungen führenden Bedingungen vermieden, und nicht 
nur für die Grhaltung und Zurüdjtellung de3 Gutes in dem Zu— 
jtande, im welchem e3 ſich zur Zeit der Uebergabe befindet, fondern 
auch im jeder andern Beziehung dafür geforgt werden, daß die Ver— 
pachtung dem Beklagten nicht nachtheiliger werde, ald der Zweck 
derjelben mit fich bringt. Der Beginn derjelben ift auf den für 
Tachtungen landesüblichen Zeitpunft und ihre Dauer wenigſtens 
auf Ein Jahr feitzufegen. Die Zahl der Pachtjahre darf nicht 
weiter ausgedehnt werden, als zu Erzielung eines angemefjenen 
Ertrages erforderlich ift, und wider den Willen des Beklagten nicht 
weiter reichen, als es die Befriedigung des Kläger8 nothwendig 
macht. Bedingungen, welche offenbar zweckwidrig und fo bejchaffen 
jind, daß die Nechte der übrigen Pfandgläubiger, oder anderer an 
dem Gute betheiligter Parteien dadurch beeintrachtiget werden kön— 
nen, jind von dem Nichter felbjt dann zu berichtigen, wenn der Be- 
flagte bei der Tagfagung nicht erfchienen ift, oder Feine Einwendung 
dagegen erhoben hat. 


Aus diefem Paragraph ergeben fich bezüglich der Bedingungen ber 
Verpachtung folgende Grundſätze: 

1. Iſt bezüglich der Bedingungen der Verpachtung ein ausdrüd- 
liches Einverftändnig der Parteien vorhanden, fo ift dieſes für den Richter 
maßgebend. 

II. Werden von dem Crecuten Cinwendungen gegen Die von dem 
Greeutionsführer vorgefchlagenen Bedingungen der Verpachtung vorgebracht, 
jo hat der Richter nach folgenden Grundjägen darüber, und zwar nach ber 
analogen Vorſchrift des $. 445 durch Beicheid (f. jedoch auch den $. 295 
der CPO)) zu entjcheiden. 

1) It in jeder Beziehung dafür zu forgen, daß die Verpachtung dem 
Executen nicht nachtheiliger werde, als es der Zweck derfelben, Die Befriedi- 
gung des Erecutionsführers, erfordert. Aus diefem Grunde darf bie Zahl 
dev Pachtjahre nicht weiter ausgedehnt werden, ald zur Erzielung eines an- 
gemefienen Ertrages erforderlich ift und wider den Willen des Erecuten nicht 
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weiter reichen, als es ber Zwed der Befriedigung bed Slägers nothwen- 
dig macht. 

ß Bedingungen, welche offenbar zweckwidrig oder ſo beſchaffen ſind, 
daß ſie die Rechte der übrigen Pfandgläubiger oder anderer an dem Gute 
betheiligter Parteien beeinträchtigen würden, dürfen von dem Richter nie 
und nimmer, alſo auch ſelbſt dann nicht zugelaſſen werden, wenn der Be— 
klagte bei der Tagſatzung nicht erſchienen, oder ſei es aus Unkenntniß und 
Unverſtand, oder aus was immer für einem Grunde dagegen keine Einwen— 
dungen erhoben hätte. 

3) Müſſen alle ſchwankenden, undeutlichen und unbeſtimmten Bedin— 
gungen vermieden werden, weil dieſe ſehr leicht eine Quelle neuer Streitig— 
keiten zwiſchen den Pächter und Verpächter werden können, und offenbar 
zweckwidrig ſind. 


$. 490. 


Wenn die Bedingungen der Verpachtung durch Uebereinfom- 
men der Parteien fejtgefegt find, oder die darüber ergangene Ent- 
ſcheidung rechtöfräftig geworden ift, ffeht dem Grecutionsführer frei, 
um die Ausfertigung des Edictes zur pachtweifen VBerfteigerung 
anzufuchen. 

Die in diefem Paragraph enthaltene Beftimmung kann gewiffermaßen 
als der zweite Grad der Erecution auf die Früchte eines ne Gu⸗ 
tes durch executive Verpachtung angeſehen werden. Der zweite Grad dieſer 
Execution die Ausfertigung des Ediktes zur pachtweiſen Verſteigerung wird 
nicht von Amtswegen, ſondern nur über ein beſonderes Anſuchen des Ere- 
eutionsführers veranlaßt. Die Zuläßigfeit des Anfuchens ift Dadurch bedingt, 
Daß entweder die Bedingungen der Verpachtung durch Hebereinfommen Der 
Parteien feftgefeßt worden find, oder wenn Diejes nicht vorhanden wäre — 
was offenbar auch dann der Fall ift, wenn der Erecut bei der nach $. 488 
der EVD. angeordneten Tagfagung nicht erfchienen ift — der Befcheid des 
Gerichtes, durch welchen über die Bedingungen der Verpachtung entfchieden 
wird, in Nechtsfraft erwachlen if. Wann dieſes der Fall ift, ift aus den 
88. 309 und 311 der EBD. zu entnehmen. 


$. 491. 


Sn dem Edicte ift: 

1. das Gut, welches verpachtet werven foll, deutlich zu bezeich- 
nen, und fowohl der, zum Ausrufspreis beftimmte PBacht- 
ſchilling, und das zur Sicherheit der Erfüllung der Pacht— 
bedingungen bejtimmte Angeld, als der Name des Execu— 
tiondführers und des Schuldners auszudrücken; 
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2. Ort, Tag und Stunde der Berfteigerung zu beftimmen und 
zu erilären, daß dad Gut, im Falle bei dem eriten Termine 
der Ausrurspreis nicht angeboten werden follte, bei dem 
zweiten auch unter demfelben verpachtet werben würde. 


Der in diefem Paragraph vorgefchriebenen deutlichen Bezeichnung bes 
Gutes kann dadurch entiprochen werden, Daß das Gut nach feiner Gattung, 
Art, Lage, Grenzen, Flächenraum und d. g. bezeichnet wird. Das Angeld 
im $. 505 der CPO., aub Vadium genannt, hat in dem vorliegenden Fall 
mit Rückſicht auf den $. 908 des allgemeinen bürgerlichen Gefeßbuches bie 
Beftimmung als ein Sicherjtellungsmittel für die Erfüllung des Pachtver— 
trages zu dienen. 

Wird der Vertrag, heißt es im $. 908 des bürgl. Geſetzbuches, durch 
Echuld einer Partei nicht erfüllt, fo kann die fchuldlofe Partei das von ihr 
empfangene Angeld behalten oder den Doppelten Betrag des von ihr gegebe- 
nen Angeldes zurüdfordern. Wil fie fich aber damit nicht begnügen, fo 
fann jte auf die Erfüllung, oder wenn dieſe nicht mehr möglich ift, auf den 
Griag dringen. Der $. 494 der CPO. gewährt fowohl dem Grecutiond- 
führer, als auch dem Erecuten für den Fall der Nichterfüllung noch ein 
bejonderes Recht. 

Das Angeld wird entweder in einer firen Summe, oder nach gewiflen 
Percenten — gewöhnlih 10 % — des Ausrufs- oder Erftehungspreifes 
bejtimmt und entweder im baaren Gelde oder in Staatsobligationen, welche 
nach dem Börſenkurſe des Erlagstages berechnet werden, erlegt. 


$. 492. 


Feder Berfteigerungätermin ift auf dreißig Tage zu beftimmen. 

Hinfichtlich der übrigen Termine, dann der Kundmachung und 
Vornahme der Berfteigerung find die Vorſchriften über die Feil— 
bietung unbeweglicher Güter $$. 504 ff. zu beobachten. Die Vers 
ftändigung der übrigen Pfandgläubiger von der Verſteigerung ift 
jedoch felbit dann nicht erforderlih, wenn es fih um die Verpach— 
tung des Gutes unter dem Ausrufspreife handelt. 


Die Art der Kundmachung des Licitationsediftes ift Durch den $. 507, 
die Vornahme der Verfteigerung durch Die 88. 512—518 der EPB. geſetzlich 
beitimmt. Es unterliegt jedoch feinem Zweifel, daß auch die Übrigen Be— 
ftimmungen der END. bezüglich der Feilbietung unbeweglicher Güter, io 
weit nicht für Die erecutive Verpachtung bejondere Beftimmungen beitehen, 
auch analog in Anwendung gedracht werden müſſen. ' 

Durch die im Echlußfas des $. 492 enthaltene Beftimmung ift Die 
Anmwendbarfeit der in den 88. 508, 509 und 510 der CPO., bezüglich der 
Berftändigung der Hypothefargläubiger. beftehenden Vorſchriften ausdrüdlich 
ausgeichlofien worden, 


503 


$. 493. 


Wenn der Erfteher die zum Antritte der Pachtung etwa vor- 
gefchriebenen Bedingungen erfüllt hat, ift ihm das Gut zu über» 
geben; auch hat ihm der Nichter nach Vernehmung der betheiligten 
Parteien, welche von Amtswegen einzuleiten it, beitimmte Nor» 
jchriften über die aus dem Pachtſchillinge zu leiſtenden Zahlungen, 
oder über deſſen Erlag zu Gerichtshanden zu ertheilen. 


Die ung. Prozeßordnung enthält in der eriten Zeile dieſes Paragraphs 
den Drudfehler, daß ſtatt Antritt, wie es im der ftebenbürg. Prozeßord— 
nung vorfömmt, das Wort Austritt vorfommt. 

Der 8. 493 findet feine Erläuterung in dem $. 518 der CRD. 

Hieraus geht hervor, daß der Pächter berechtigt ift, zum Beweis des 
geihloffenen Bachtvertrages von dem Richter die Ausfertigung einer befons 
dern Amtsurfunde, in welcher der Name des Erecuten, des WVerpächters, der 
Betrag des Pachtſchillings und das Wefentliche der Licitationsbedingungen 
klar ausgedrücdt werden muß, zu verlangen. 

Mit Rückſicht auf den $. 499 der END. hat der Pächter dafür zu 
jorgen, daß diefe Amtsurkunde den öffentlichen Büchern einverleibt werde. 

Bei der Ertheilung der Vorſchriften über Die aus dem Bachtichilling 
zu leiftenden Zahlungen hat fich der Nichter die maßgebenden Vorſchriften 
der 88. 432, 484, 495 und des 23. Hauptftüdes der CPO. vor Augen zu 
halten. Unter den betheiligten Parteien find offenbar im $. 493 nicht bloß 
der Ereceutionsführer und der Erecut, jondern alle Perſonen verftanden, welche 
einen Anjpruch darauf haben, aus dem Pachtſchilling befriedigt zu werden. 


$. 494. 


Hat der Pächter mit Ablauf eines Termines den ſchuldigen 
Beitandzins nicht vollſtändig entrichtet, jo ift, wenn einer der, auf 
den Pachtſchilling angewiefenen Gläubiger, oder der Schuldner da— 
rum anjucht, auf feine Gefahr und Korten eine neuerliche Verſtei— 
gerung abzuhalten, und das Gut bei dem erften Termine auch unter 
dem Ausrufspreife zu verpachten. Hiebei find die, für die Feil- 
bietung unbeweglicher Güter beſtehenden Vorſchriften zu beobachten. 

Der Pächter, welter mit Ablauf eines Termines den fchuldigen Be- 
ſtandzins nicht vollſtändig zahlt, macht fich offenbar eines VBertragsbruches 
Ihuldig. Durch dieſen Vertragsbruch werden fowohl der Erecutionsführer, 
als auch der Erecut, jo wie jeder auf dem Bachtichilling angewielener Gläu— 


biger berechtigt, eine neuerliche WVerfteigerung, bei welcher dus Gut auch 
gleich bei dem eriten Termine unter dem Ausrufspreife verpachtet werden 
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fann, zu verlangen. Dieſe neuerliche Verfteigerung gefchieht auf Gefahr 
und Koften des vertragsbrüchigen Bächters, d. h. derſelbe haftet jowohl für 
die Koften der neuerdings vorgenommenen Feilbietung, wie auch für ben 
von ibm ſelbſt gebotenen Preis und für jeden Schaden. 

Sollte e8 fich ereignen, daß bei der vorgenommenen neuerlichen Feil- 
bietung ein größerer Meiftbot, als bei der erften Verfteigerung erzielt wurde, 
jo hat der vertragsbrüchige Pächter auf den durch Die neue Felbietung ges 
wonnenen Mehrbetrag feinen Anfpruch, fondern derjelbe muß zur Befriedi- 
gung der auf den VBachtichillig angewiefenen Gläubiger verwendet werden, 
und der nach Tilgung Diefer Schulden übrig bleibende Reſt gebührt dem 
Schuldner, defien liegende Gut in Grecution gezogen wurde. Die Nichtig- 
feit diejer Anftcht wird durch Die wortdeutliche Beitimmung des $. 520 ber 
CPO. außer Zweifel geſetzt. Ebenſo unterliegt e8 auch feinem Zweifel, daß 
nach der Beftimmung des $. 520 zu der angedrohten neuerlichen Werfteige- 
rung dann nicht gefchritten werden Darf, wenn der vertragsbrüchige Pächter 
noch vor der Werfteigerung feine Verbindlichkeit vollftändig erfüllt hat. 


$. 495. 


In Anfehung der Vorrechte des Greeutionsführers ſowohl, ala 
anderer Gläubiger und ihrer rechtlichen Verhältniſſe gegen einander, 
in Hinficht der Entrichtung der Steuern und Giebigfeiten, deren 
Beftreitung der Pächter nicht auf fih genommen hat, der Zinjen 
von dem auf dem Gute haftenden Gapitalien, haben die für bie 
Sequeftration überhaupt gegebenen Vorſchriften ($. 484) auch bei 
der Sequeftration durch Verpachtung zu gelten. 


$. 496. 


Auf Güter, welche von dem Beflagten bereit3 verpachtet find, 
findet die Verpachtung im Greeutionswege nur dann Anwendung, 
wenn die Forderung, wegen welcher Execution geführt wird, vor 
den Nechten des beftehenden Pächters in die öffentlichen Bücher 
eingetragen ift. 


Mo feine öffentlichen Bücher beftehen, fcheint bezüglich der Güter, 
welche von dem Beklagten bereits verpachtet worden find, Die Verpachtung 
im Executionswege dann nicht Anwendung zu finden, wenn ber Pächter 
zur Zeit, als die Erecution angefucht wird, fich bereits im phyſiſchen Beſitze 
des Wachtobjeftes befindet, weil mit vollem Grund dem phyſtſchen Beſitz, 
dort wo keine öffentlichen Bücher beſtehen, dieſelbe Wirkung beigelegt werden 
kann, wie dem bücherlichen Beſitze. Wird ein in executive Verpachtung 
verfallenes Gut, während der Dauer der Erecution von dem Schuldner ver 
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äußert oder verpachtet, jo kann ber Crecutionsführer fein Recht nach ber 
analogen Vorfchrift des $. 524, ungeachtet diefer Veräußerung oder Ver: 
pachtung, gegen den neuen Eigenthümer oder Verpächter in der Art ver: 
folgen, ald ob die Veräußerung nicht vorgegangen wäre. 


$. 497. 


Sit ein Gut bereit3 auf Anfuchen eined Gläubigerd im Execu— 
tionswege verpachtet, jo Fünnen während der Dauer des Vertrages 
jelbit Gläubiger, welchen ein früheres Pfandrecht zufommt, die Ue— 
berlafjung des Gutes an einen andern Pächter nicht verlangen. Es 
fteht ihnen jedoch frei, in Folge ihres Vorrechtes die Anweifung des 
Pachtſchillings zu fordern. 


$. 498. 


Durch eine vorjichtsweife, oder im Wege der Grecution ver- 
hängte Sequetration eines Gutes können Gläubiger, welchen ein 
früheres Pfandrecht zufommt, nicht gehindert werden, die Verpachtung 
diefeg Gutes im Wege der Execution zu begehren. Selbſt auf 
Anjuchen von Gläubigern, welche wegen einer fpäter eingetragenen 
Forderung Execution führen, kann das Gericht bei auffallend unzu— 
länglihem Erfolge der Sequeftration nach Vernehmung der bethei= 
ligten Parteien die Anwendung der Verpachtung anftatt der Se— 
queftration verordnen. 


Aus diefem Paragraphe geht unverfennbar hervor, daß das Geſetz 
der ereeutiven Verpachtung viel günftiger ift, als der Sequeftration. 


$. 499. 


Wird ein gerichtlich verpachtetes Gut auf Anfuchen eines an— 
deren Gläubiger im Executionswege veräußert, ſo muß der Pächter 
dem neuen Käufer weichen, doch Fommt ihm in Rückſicht auf die 
Entjehädigung für die Auflöfung der Pachtung das Vorzugsrecht 
nach dem Zeitpunfte zu, an welchem fein SPachtvertrag bücherlich 
auf dad Gut eingetragen worden ift. 


Diefer Paragraph enthält eine Ausnahme von den in den 88. 1095 
und 1120 des allgem. bürgerl, Gefegbuches aufgeftellten Grundfägen, nad) 
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welchen der Erfteher des im Grecutionsiwege veräußerten Gutes, wenn der 
Beſtandvertrag in Die öffentlichen Bücher eingetragen ift, verpflichtet wäre, 
fich den Beftandvertrag auf die noch übrige Zeit gefallen zu laſſen. Nach 
unferer Prozeßordnung, die ängftlich darauf bedacht ift, jede Beeinträchtigung 
der im Zuge begriffenen Grecution hintanzuhalten, muß der Pächter dem 
Griteher des im Grecutionswege veräußerten Bachtobjectes weichen. Der 
Pächter wi d demnach feiner aus dem WBachivertrage erworbenen Nechte ver: 
lujtig und nichts frommt es ihm, diefe Nechte durch Zufchlag bei einer öffent: 
lichen Yeilbietung erworben zu Haben. Der einzige fümmerliche Worth: it, 
den ihm Das Gejeg gewährt, befteht darin, daß ihm rüdfichtlich feiner Ent: 
ſchädigungsanſprüche, welche ev natürlich gegen den Erecuten im Prozeßwege 
liquidiren muß, Das Vorzugsrecht nach dem Zeitpunfte zufommt, an welchem 
fein Bachtvertrag in die öffentlichen Bücher eingetragen ift, 


$. 500. 


Srecution auf ein unbeweglihes Gut des Schuldners zur Bewirfung 
einer Zahlung. 


a) Grad der Pfändung. 

Wird ein Tiegended Gut in die Execution gezogen, fo foll der 
Nichter dem Kläger hierauf das Pfandrecht, fofern er es nicht ſchon 
früher durch die bücherliche Eintragung erworben haben follte, be— 
willigen und das Grfenntniß, oder den Vergleich den öffentlichen 
Büchern auf die vorgejchriebene Weile einverleiben lajfen, oder ſich 
deshalb an die Realinſtanz verwenden. 


s. 501. 


Wo Feine öffentlichen Bücher beſtehen, it dem Kläger bie 
Pfändung nur gegen Beibringung einer obrigfeitiichen oder andern 
glaubwürdigen Befcheinigung, daß der Beklagte das Gut wirflid 
Dejige, zu bewilligen, und durch Vornahme der gerichtlichen Be— 
jehreibung auf die im $. 528 angeführte Weile zu vollziehen, das 
über die vorgenommene Beſchreibung verfaßte Protokoll aber in den 
Gerichtsacten aufzubewahren. i 

Die gs. 500 bis 526 der CPO. behandeln die befondere Art Der 
Erecution auf ein unbewegliches Gut des Schuldners zur Bewirfung einer 
Zahlung, welche fehr wohl von der Erecution auf Uebergabe oder Näumung 
eines unbeweglichen Gutes, von welcher im $. 450 der CPO. die Rede 


war, zu unterjcheiden ift. 
Die Eresution auf unbewegliche Güter zur Bewirfung einer Zahlung 
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wird in 3 Graden geführt. Der I. Grad ift die Pfändung, ber II bie 
Schätzung, der JII die Feilbietung. Jeder diefer Grecutionsgrade 
muß abgefondert angefucht werden. 

Der erite Grad der Erecution — die Pfändung — entfällt, wenn 
der Erecutionsführer das Pfandrecht ſchon früher durch bücherliche Eintra- 
gung erworben haben follte. 

Iſt Diefes nicht der Full, ſo muß der Erecutionsführer dort, wo öffent: 
liche Bücher beitehen, um Die erecutive Intabulation des Erfenntniffes oder 
Vergleiches bitten. 

Wo Feine öffentlichen Bücher beftehen, ift die im Gejege vorgefchriebene 
Beicheinigung, Daß der Erecut das Gut wirklich befige, beizubringen und 
das Begehren um Bewilligung der erecutiven Pfändung zu ftellen, welche 
Dadurch vollzogen wird, Daß fich Die Damit beauftragte Gerichtsperfon nach 
erhaltenem Auftrage, ohne vorher den Errcuten davon zu unterrichten, ſo— 
gleih mit dem Kläger oder deſſen Bevollmächtigten zu Ddemfelben verfügt, 
ihm eine Abſchrift dev Prändungsverordnung zuftellt und die in die Pfändung 
gezogene Cache genau beichreibt, wodurch der Kläger ein gerichtliches Pfand» 
recht Darauf erlangt. 

Zu bemerken fommt hier no, daß in der Prozeßordnung für Ungarn, 
Kroatien, Slavonien, die Woiwodſchaft Serbien und das Temeſer Banat 
die beiden 88. 500 und 501 der END. für Siebenbürgen in einem Para— 
graphe ($. 500) zujammengezogen find, und daß in der Prozeßordnung für 
Ungarn ıc., als $. 501 folgende Berimmung, welche in der Prozeßordnung 
für Siebenbürgen nicht vorkommt, eingeichaltet worden ift. 


$. 501. 


Crecution auf Fideifommißgüter. 
Inwiefern auf Fiveifommiggüter eine Execution Statt finde, 
ift nad den bejondern über die Fiveifommifje beitehenden Gefegen 
zu beurrheilen. 


.. Bezüglich der Erecution auf Fideifommißgüter ift der bereits oben ans 
geführte S. 642 des allg. bürgl. Gefegbuches maßgebend. (S. Anmerf.) 


Anmerfung. 


Sormular eines Geſuches um erecutive Pfändung. 
Bon Außen. 
SF. €. Landesgeriht Maros = Vajarhely. 
Erecutionsgefud 


Franz Halder, bürgerl. Gelbgießer, wohnhaft Nro. 350 in Maros- 
Vaſarhely 

gegen 
Nikolaus Zeller, Hauseigenthümer, wohnhaft Nro. 545 in Maros- 
Vaſarhely 
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bittet um Bewilligung der erecutiven Pfändung des Hau: 
jes Nro. 545 in Maros-Bafarhely, wegen Zahlung einer 
Darleihensforberung per 2000 fl. EMze. |. N. ©. 


In dreifacher Ausfertigung. Mit 3 Stüd Beilagen. 


Don Innen: 
(15 fr. Stämpel.) 
Hodhlöblihes F. F. Landes =» Gericht! 


Mit dem Urtheile des FE. f. Landes-Gerichtes vom 5. Januar 
ı 1853 3. 2089, in A welches von dem Ef. f. Oberlandes- Gericht 
"Ja mit dem Grfenntniffe vom 1. März 1853 3. 2079 in /, beftätigt 
wurde und fomit in Nechtsfraft erwachſen ift, it mein Gegner Herr 
Nikolaus Zeller fhuldig erfannt worden, mir 2000 fl. Conv.-Münze 
fammt 5 0%, Interefien vom 1. Januar 1851 bis zum Zablungs- 
tage und die auf 17 fl. 48 Fr. CMze. beftimmten Gerichtsfoften 

binnen 14 Tagen zu bezahlen. 


Nachdem fih Herr Zeller weigert, diefer Verpflichtung nachzu— 
fommen, fo fehe ich mich genöthigt, die Grecution auf das dem 
Herrn Zeller gehörige Hans sub Nro. 545 in Maros-Bafarhely, 
welches derjelbe laut des von dem F. k. Bezirfsfommiffariate beftä- 

* tigten Zeugniſſes in des hierortigen Herrn Gemeindevorftandes */% 
wirklich beſitzt, die Execution zu führen, und bitte demnach, das 
hochlöbliche E. F. Landes-Gericht geruhe die executive Pfändung des 
Haufes Nro. 545 in Maros-Vaſarhely zu bewilligen und zu tiefem 
Ente zu verfügen, daß meinem genannten Gegner die Pfändungs— 
Verordnung zugeftellt und die genaue Beſchreidung des in die Pfüns 
dung gezogenen Haufes veranlaßt werde. 


Maros:Bafarhely den 1. April 1853. 


Stanz Halber m. p. 
N. N. Advofat. 


Mären öffentliche Bücher vorhanden, fo Fann der Beweis, daß ber Erecut ſich im 
bücherlichen Beſitze befindet, durch einen Grundbuchsextract aus der neueſten Zeit geführt 
werden, und das Begehren hätte zu lauten: 


Es wird die Bitte geſtellt, das hochlöbliche F. k. Landes-Gericht geruhe die executive 
Pfändung des Hauſes Nro. 545 in Maros-Vaſarhely zu bewilligen und zu dieſem Ende 
zu verfügen (zu veranlaſſen), daß das Urtheil des k. k. Landes-Gerichtes vom 5. Januar 
1853 3. 2089 mit dem Erfenntniffe des £. k. Oberlandes:Gerichtes vom 1. März 1853 
3. 2079 und der Pfändungsverordnung grundbücherlich intabulirt werden. 


Bei reiht, 
3. 3089. 


Auf Grundlage der gleichlautenden Urtheile diefes FE. f. Kandesgerihtes vom 5. Ja- 
nuar 1853 3. 2089 und des k. F. Oberlandes- Gerichtes vom 1. März 1853 3. 2079 
wird zur Bewirfung der dem Geflagten Herrn Nifolaus Zeller obliegenven Zahlung des 
Darleihensfapitals von 2000 fl. EMze., ver hievon vom 1. Januar 1853 bis zum Zah: 
lungstage entfallenden 5 %, Intereſſen und der auf 17 fl. 48 fr. EDize. zuerfannten 
Gerichtsfoften die angefuchte Grecution durch Pfändung des hierortigen Stabthaufes Nro. 
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545 bewilligt und das k. f. Bezirfsgeriht MarossBafarhely unter Einem erſucht, die 
ordnungsmäßige Vornahme diefer Prändung — (die Intabulation der beiden anbezogenen 
Erfenntniffe und der gegenwärtigen Pfändungsverordung) — zu veranlaffen. 


Maros:Bafarhely den 15. April 1853. 


(L.S) Vom k. f. Landesgerichte. 
N. N., Sefretair. 


$. 502. 
b) Grad der Schätzung. 

Nah erlangtem Pfandrechte fteht dem Grecutionsführer frei, 
entweder unmittelbar bei der Realinſtanz, oder bei dem Richter, 
welcher die Erecution eingeleitet hat, um die gerichtliche Schätzung 
anzufuchen. In legterem Falle hat das Gericht, welches die Schä- 
gung bewilligt, die Realinftanz um deren Vornahme zu erfuchen. 
War die Forderung bereit3 vor erwirftem Erfenntniffe oder Ver— 
gleiche in den öffentlichen Büchern pfandweife eingetragen ($. 500), 
jo fann der Kläger bei dem Richter, welcher die Execution einzus 
leiten hat, fogleih um die Schätzung anfuchen, doch ift bei deren 
Bewilligung auch zugleich die Eintragung der Erecutionsbewilligung 
in dem öffentlichen Buche anzuordnen. Die Schäkung ift von ber 
Nealinftanz nach der Vorſchrift des dreizehnten Hauptſtückes vorzu— 
nehmen. Sit kurz vorher einer andern Forderung wegen im Exe— 
eutiond - Verfahren eine gerichtliche Schätzung deſſelben Gutes auf- 
genommen worden, jo hat der Richter beide Theile darüber, ob ſie 
diefe Schägung nicht auch unter fich gelten laſſen wollen, zu ver- 
nehmen, wenn fie aber darüber nicht einverftanden find, eine neue 
Schätzung zu veranftalten. 

Diefer Paragraph, nach welchem der II. Grad der Erecution — die 
Schätzung — nicht bei dem Erfenntnißrichter, fondern unmittelbar bei ber 


Realinftanz angefucht werden kann, enthält eine Ausnahme von ber im 
$. 439 der CPO. aufgeftellten Regel. (S. Anmerf.) 


Anmerfung. 


Das Gefuh um erecutive Schäbung Hätte zu lauten: 


Mit dem Befcheide des FE. F. Landes-Gerichtes vom 15. April 
I 1853 3. 3089 in */ wurde mir die erecutive Pfändung bes 
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Stadthaufes Mro. 545 in Maros-Vafarhely auf Grundlage ber 
beiden gleichlautenden Urtheile, und zwar erfter Inſtanz vom 5. Ja— 
‘A nuar 1853 3. 2089 »4 und zweiter Inſtanz vom 1. März 1853 
3 2079 zur Bewirfung der dem Geklagten Herrn Nifolaus Zeller 
obliegenden Zablung der Darleibens'orderung von 2000 fl. CMze,, 
der hievon vom 1. Januar 1853 bis zum Zuhlungetage entfallen: 
den 5 9. Intereffen und der auf 17 fl 48 fr. EMze. feftgefegten 
Gerichtskoſten bewilligt. 
Da der Geflagte deffenungeachtet noch immer feiner Verbind— 
lichfeir nicht Genüge geleiitet bat, fo bitte ik um Bewilliguug der 
eresutiven Abjhägung des Haujes Nro. 545 in Maros-Baſarhely. 


— — — — — 


Der Beſcheid hierüber hätte zu lauten: 


Diefent Geſuche um erecutive Schätzung des Haufes Nro. 545 in Maros-VBafarhely 
zur Bewirfung Der Zahlung der dem Grecutionsführer Herrn Franz Halber rechtsfraitig 
zuerfannten Darleihensforderung von 2000 fl. CMze. nebit 5 9, AJutereffen vom 1. Jar 
nuar 1853 bis zum Zahlungstage und den auf 17 fl. 48 fr. E Me. feſtgeſetzten Gerichte: 
foften, wird im Nachhange des hieramtlichen VBeicheides vom 15. Apeil 1853 3. 3089 
Etatt gegeben und das kak Bezirksgericht um ordnungsmaͤßige Vornahme diefer Chägung 
und Ginjentung des Schägungsprotofolles erſucht. | 


Die Schätzung ift von der Nealinftanzg nad Vorfhrift des 13. Hauptſtückes der 
CPO. vorzunehmen. Die Realinftanz bat demnach eine Tagſatzung auf furze Zeit mit 
dem Bedeuten anzuordnen, daß bei derjelben die Sachverſtändigen von beiden Theilen 
vorzuichlagen find, hierauf nah Vorſchrift des $. 207 der ED. die Schäsmeilter, und 
zur Vornahme der Schätzung Tag, Stunde und Ort mit Vorladung beider Theile zu bes 
ftimmen. 

Die Schätzung felbit ift nach Vorſchrift der SS. 214, 224—232 ber CPO. vor: 
zunehmen. 


$. 503. 
Wenn die Schägung vorgenommen und bei Gericht überreicht 
ift, fo wird diefes beiden Theilen von Amtsmegen mit dem Bedeu— 


ten befannt gemacht, daß fie davon Einficht nehmen und Abjchriften 
erheben fünnen. 


$. 504. 


c) Erecutionsgrad der DBerfteigerung. Ausfertigung des Feilbie— 
tungs-Edictes. 


Nach Zuſtellung dieſes Beſcheides ſteht dem Kläger ſowohl, 
als dem Beklagten zu jeder Zeit frei, bei der Realinſtanz um die 
öentliche Feilbietung des Gutes anzuſuchen, und zu dieſem Ende 
den Entwurf der Bedingungen der Feilbietung beizubringen. 
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$. 505. 


Die Lieitationsbedingniffe müflen zwar dem Zwecke der unver» 
züglichen Befriedigung des Gläubigers entiprechen, aber im Uebri- 
gen fo eingerichtet fein, daß der vortheilhafte Verfauf durch, dem 
Verkäufer läftige Merfügungen jo wenig, als möglich, erichwert 
werde. Diefelben follen insbefondere Flare Beſtimmungen barüber 
enthalten, welches Vadium bei der Feilbietung zu erlegen jei, wel— 
hen Theilbetrag des Kaufſchillings der Käufer baar zu entrichten, 
wie er dem Neft zu verzinfen, und was er zu erfüllen habe, um 
die Uebergabe des Gutes zu erlangen. 

Eine nachlolgende Genehmigung des Derfaufes, welcher bei 
ber Verfteigerung geſchloſſen werden wird, darf nicht vorbehalten 
werden. Dffenbar zweckwidrige, oder unzuläfjige Licitationsbedin— 
gungen hat das Gericht nach feinem Ermeſſen, nöthigenfall3 nach 
Vernehmung des Executionsführers, oder einiger Hypothefargläubi- 
ger zu berichtigen. 


Um die Execution nicht durch eine weitwendige Verhandlung über die 
Lieitationsbedingniffe zu hemmen, hat das Gefeg den Nichter verpflichtet, 
die von dem Erecutionsführer vorgefchlageuen Bedingungen von Amtswegen 
einer Brüfung zu unterziehen, und alle offenbar zwecwidrigen oder un zus 
läßigen Bedingungen nach feinem Ermeſſen, oder wenn er e8 zu feiner beſ— 
fern Information für nothwendig erachtet, nach Vernehmung des Erecutiond- 
führers und einiger Hypothefargläubiger zu berichtigen. 

Das Gefeg hat als Grundfag aufgeftellt, daß die Licitationsbedingniffe 
in Zwede der unverzüglichen Befriedigung des Gläubigers entiprechen 
müſſen. 

Dieſe Beſtimmung darf jedoch nicht ſo verſtanden werden, daß es dem 
Erſteher des Gures zur Pflicht gemacht werden muß, den Erſtehungspreis 
auf einmal zu entrichten. 

Das Gefeg fegt im Gegenthe'l in mehreren Beftimmungen, 3. B. im 
$. 514 und im $. 520 voraus, daß dem Erfteher zur Berahlung des Kauf 
fhillings gewiſſe Friften bewilligt werden. Wenn die fünmtlichen Natens 
zahlungen des Kaufichillings binnen Jahresfrift gezahlt werden, fo. dürfte 
noch immer, befonders wenn es fich um größere Beträge handelt, eine uns 
verzügliche ‚Befriedigung des Gläubiger als vorhanden angenommen 
werden. 

Durch die Bedingung, daß der ganze Kauffchilling ſammt und fonders 
gleich bei der Licitation nach der Erftehung baar erlegt werden muß, und 
durch andere die Leichtigkeit uud das Vortheilhafte des Anfaufs vermindernde 
Bedingungen, könnte es gefchehen, daß fich die Zahl der Kaufluftigen ſehr 
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vermindert und Dadurch ber Verkauf befonders für den Schuldner fehr un: 
vorteilhaft wird. Darum hat das Geſetz vorgefchrieben, daß, foweit es nur 
immer mit der unverzüglichen Befriedigung des Grecutionsführers vereinbar 
ift, die Picitationsbedingungen fo eingerichtet werden müffen, daß der vor: 
theilhafte Verkauf dureh, dem Käufer läftige Verfügungen fo wenig als 
möglich erfchiwert werde. 

In der CPO. für Siebenbürgen heißt e8 zwar: „daß der vortheilhafte 
Berfauf, durch, dem Verkäufer, läftige Verfügungen — fo wenig ald mög- 
lich erjchwert werde.” Es fcheint jedoch, daß die Tertirung des $. 505 der 
CPO. für Ungarn ꝛc., wo in dieſem Satze ftatt des Wortes Verkäufer, 
Käufer gejegt wurde, die richtigere ift. Wie die Licitationsbedingniffe ein- 
gerichtet werden können, ift aus folgendem Formulare zu erfehen. (Siehe 
Anmerkung.) 


Anmerfung. 


Jormular eines Erecutionsgefuches. 
Bon Außen. 


\ 


K. 8. Bezirfsgeriht Hermannftadt. 


Erecutionsgefud. 


Franz Wellmann, bürgerl. Seifenfieder, wohnhaft Kleine Gewehrgaffe, 
Nro. 77, vertreten dur den Advokaten Honrichs 


wider 


Friedrich Wagner, Hausbefiger, wohnhaft am Rofenanger Nr. 959, 
vertreten durch den Advokaten Carpcovius 


bittet in der Streitfache wegen Zahlung einer Darleihens- 
forderung von 1000 Gulden Conv.-Münze ſammt Neben- 
gebühren, um Bewilligung der erecutiven Feilbietung des 
Haufes Nro. 959 am Rojenanger. 


In zweifacher Ausfertigung. Mit 7 Stüf Beilagen. 
(15 fr. Stämpel.) 


Löbliches F. k. Bezirks » Gericht! 


Auf Grundlage der zwei intabulirten gleichlautenden Urtheile 
des k. k. Landesgerichtes Hermannitadt vom 28. Dezember 1852 


‘A 3. 2089 in ; des FE. k. Dberlandesgerihtes vom 1. Februar 
* 1853 3. 1112 in 2; des über die executive Schätzung des Hauſes 

Nro. 959 am Rofenanger in Hermannitadt aufgenommenen Proto- 
* kolls vom 3. März 1853 in */;; des mir hierüber zugeſtellten Be— 
/ fcheides vom 7. März 1853 3. 2008 in 4; und des neuen Örund: 
* buchs-Extractes vom 3. März 1853 in *5; bitte ich durch meinen 


unterfertigten Bevollmächtigten, zur Bewirfung der Zahlung der 
mir gegen den Gegner Herrn Friedrich Wagner, Befiger des Haujes 
Nr. 959 am Rofenanger in Hermannftadt rechtskräftig zuerfannten 
Darleihensforderung per 1000 fl. EMze., der hievon vom 1. Jänner 
1852 bis zum Zahlungstage entfallenden 5 % Interefien und ber 
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in dem Betrage von 20 fl. 45 fr. CMze. zugefprodhenen Gerichts: 
foften um Bewilligung der Grecution durch öffentliche Feilbietung 
des Haufes Nro. 959 am Rofenanger in Hermannftadt unter den 


* in beiliegenden Feilbietungs-Bedingungen. 
Zur Verſtändigung des Hppothekarglaubigers Herrn N. N. wird 
* in A eine Rubrik beigeſchlo hen und fchlieglich geberen, daß die 


Bewilligung der Verſteigerung in den öffentlichen Büchern ange: 
merft werde. 


Hermannftadt am 31. März 1853. 


Honrichs m. p. 
Advofat, 


(15 fr. Stempel.) 


Feilbietungs- Bedingungen. 


4) Wird das in Hermanuftadt am Nofenanger befindliche ebenerdige Haus Nro. 959 
des Herrn Friedrich Wagner, ſammt der dazu gehörigen Hofarea ven 16:4 Duadratılafz 
tern und allem Zugebör dieſes Haufes von dem FE. f. Bezirfsgerichte Hermannftatt um 
den gerichtlich erhobenen Schätzungswerth von 2500 fl. CMze. gerichtlich feilgeboten. 

2) Jeder Kaufluftige ift verbunden, 10 9%, des Schäßungswerthes, d. i. 259 fl- 
EPize. zu Handen der Licitationsfommiffton des Löblihen Ef. Bezirfagerichtes baar als 
Vadium zu erlegen, welches dem Bejtbieter in den Kaufichilling eingerechnet, den übrigen 
Steigerern aber nach beendeter Licitation zurückgeitellt werden wird. 


3) Iſt der Beſtbieter verpflichtet, den Kauffchilling in zwei gleichen Raten, und 
zwar vom Tage der Erjtehung an gerechnet, die erfte Mate binnen 30 Tagen, vie zweite 
Mate binnen 3 Monaten zu Handen des k. F Bezirfsgerichtes zu erlegen. 


4) Su die zweite Mate, welche von tem Meifibieter von dem Tage, als demfelben 
das erftandene Haus eigenthümlich übergeben wird, bis zum Zahlungstage mit 5%, zu 
verzinjen it, wird die auf dem Haufe im zweiten Eaß aus dem Schuldſcheine des Frie— 
drih Wagner vom 18. Dftober 1852 für den Herrn N. N. haſtende Kauffchillingsfors 
derung von 500 fl. EDize. eingerechnet, und hat der Beſtbieter diejes Kapital zur Verin— 
tereffirung und feiner zeitigen Zurüdzahlung zu übernehmen. 


5) Zu verlangen, daß das erftandene Haus in das Eigenthum übergeben werde, 
fol! der Beſtbieter nur dann berechtigt fein, wenn derfelbe die erſte Kaufichillingsrate und 
zwar binnen 30 Tagen vom Grfiehungstage baar zu Handen des k. k. Bezirfsgerichtes 
erlegt haben wird. 


6) Sollte der Meifibieter die hier fetgefegten Licttationsbetingniffe nicht erfüllen, 
insbefontere die Zahlung genau in den bedungenen Friften nicht leiſten, fo foll nicht nur 
das von demfelben erlegte Vadium zur Tilgung der Korterung des Grecutiongführers ver— 
fallen, fondern der legtere, fo wie auch jeder Hypothekargläubiger und der Grecut beredhs 
tigt fein, zu verlangen, daß das angedeutete Haus ohne neue Schäßung auf Koften und 
Gefahr des Beftbieters nochmals feilgeboten und gleich bei dem — Termine auch unter 
der Schätzung veräußert werde. 


Hermannſtadt am 31. März 1853. 


Honrichs m. p. 
Advokat. 
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Der Befcheid über diefes Grecutionsgefudh, welcher den in den öffentlichen Büchern 
eingetragenen Hppothefargläubigern auf Nubrifen zu eigenen Händen zugeftellt werden 
muß, bätte zu lauten: 


3. 4059. 


Ueber diefes Greentionsgefuch wird zur Bewirfung der Zahlung der dem Grecutions- 
führer Hrn. Franz Wellmann gegen den Grecuten Hrn. Friedrich Wagner rechtsfräftig zuer— 
fannten Darleibensforderung von 1000 Gulden Gonventions- Münze, der hievon vom 
1. Januar 1852 bis zum Zahlungstage entfallenden 5 %/, Interefien und der auf 20 fl. 
45 fr. EMze. zugeiprochenen Gerichtsfoften die erecutive Feilbietung des Hauſes Nro. 959 
am NRofenanger in Hermannftadt unter den nachfolgenden Licitationsbedingnifien bes 
willigt (folgen die Licitationsbedingniffe). Zur Vornahme ter Verfteigerung wird bie 
Tagfahrt auf den 3. Juni und 6. Juli l. J. jedesmal um 9 Uhr Vormittags in dem 
Haufe Nro. 959 am Roſenanger in Hermannftabt beitimmt, vorliegende Bewilligung zur 
erecutiven DVerfleigerung grundbücherlih in dent Laftenitande dieſes Haufes vorgemerft und 
zugleih wegen Ausfertigung und Berlautbarıng des Feibietungsediftes das Erforderliche 
veranlaßt. 

Hievon wird der Greeut Herr Friedrih Wagner, der Grecutionsführer Herr Franz 
Mellmann und der in dem öffentlihen Buche eingetragene Hypothefargläubiger Herr N, 
N. in Kronftadt — legterer durch Zuftellung dieſes Bejcheides zu eigenen Händen — und 
insbefondere mit dem Beifügen in Kenntniß gefegt, daß derfelbe zur Wahrung feiner Rechte 
bei der Fünftigen VBertheilung des Kaufjhillings einen Bevollmächtigten in Hermannitadt 
zu beftellen, und vor dem Verfaufe Namen und Wohnort defjelben dieſem k. k. Gerichte 
anzuzeigen habe, widrigen Falles auf feine Gefahr und Koften von Amtswegen ein Vertreter 
beftellt werden würde, an welchen alle weiteren Zuftellungen zu gejchehen haben. 


Hermannftadt am 1. April 1853. 
(L. S.) Bon dem k. k. Bezirfsgerichte. 
N. N., Bezirks-Richter. 
$. 506. 
Inhalt des Edictes. 


In dem Edicte iſt 

1. der feilzubietende Gegenſtand deutlich zu bezeichnen, und der 
Schätzungswerth, der Name des Executionsführers und des 
Schuldners auszudrücken; 

2. Tag, Stunde und Ort für die zwei Verſteigerungstermine 
zu beſtimmen. Hiebei iſt in der Regel der erſte Termin 
auf ungefähr ſechzig, der zweite auf beiläufig dreißig Tage 
feſtzuſetzen. Doch können mit Rückſicht auf die Ausdehnung 
und Wichtigkeit des feilzubietenden Gutes auch längere Fri⸗ 

ſten beſtimmt werden, welche aber zuſammengenommen Ein 
Jahr nicht überſteigen dürfen; 
3. zu erklären, daß der Käufer die auf das Gut pfandweiſe 
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verficherten Schulden, ſoweit der Kauffehilling reicht, nach 
Anweifung des Richters übernehmen müſſe; 

4. die im $. 509 näher bezeichnete Aufforderung in Hinficht 
ver Hypothefargläubiger einzufchalten. 


Formular eines Feilbietungsedictes. 


Eder. 


Bon dem F. k. Bezirfsgerichte Hermannftadt wird befannt gemacht, daß über An— 
fuchen des Herrn Franz Wellmann wider Herrn Friedrich Wagner in die erecutive Feil- 
biethung des dem Letzteren gehörigen ebenerdigen Haufes Nro. 959 am Rofenanger in 
Hermannftadt, fammt der dazu gehörigen Hofarea von 16° Duadratflaftern in den ge- 
richtlich erhobenen Schäßungswerth von 2500 fl. Conv.-Münze gewilligt und zur Vornahme 
diefer Feilbietung in dem Haufe Nro. 959 am Mojenanger um 9 Uhr Bermittags 
der 3. Juni und 6. Zuli 1853 beftimmt worden iſt. Hiezu werden die Kaufluftigen mit 
dem Beifügen eingeladen, daß es denfelben freijteht, vie Schäßung des Gutes und die 
Licitationsbedingungen in der Kanzlei diefes k. k. Bezirfsgerichtes einzufehen, davon Abs 
fohriften zu nehmen, über die Lajten des Gutes aus dem Grundbuche Auskünfte einzuholen 
und daß der Käufer die auf das Gut pfandweife verficherten Schulden, foweit der Kauf: 
fohilling reicht, nach Anweijung des Richters übernehmen müffe. 


Alle diejenigen, welche ein Hypothefarreht auf das Haus Nro. 959 am Roſen— 
anger in Hermannjtadt erworben zu haben glauben, werden aufgefordert, dafjelbe bis zum 
BDerfaufe des Gutes fo gewiß bei Gericht anzumelden, widrigenfalls fie es fich ſelbſt zuzu= 
jchreiben haben würden, wenn die Kauffchillingsvertheilung ohne ihre Beiziehung vorgenom— 
men und fie dadurch, fo weit der Kauffchilling durch diefelbe erſchöpft werden follte, aus— 
gefhloffen würden. Diejenigen Hypothefargläubiger, deren Wohnftg ſich nicht im Gerichts— 
orte oder in deſſen Nähe befindet, haben zur Wahrung ihrer Nechte bei der Fünftigen 
Bertheilung des Kauffchillings im Gerichtsorte Bevollmäcdhtigte zu beftellen und vor dem 
Berfaufe Namen und Wohnung derfelben diefem E. k. Bezirfsgerichte anzuzeigen, widrigens 
fall3 für diejenigen, welche diefe Anzeige unterlaffen, auf deren Gefahr und Koften von 
Amtswegen ein DVertreter bejtellt werden würde, an welchen alle weiteren Zuftellungen zu 
geſchehen haben. 


Hermannftadt den 1. April 1853. 


(1. 8.) Vom k.k. Bezirksgericht. 
N. N. Bezirksrichter. 


$. 507. 


Art der Befanntmahung. 

Das Licitations-Edict ift unverzüglich auf die, an jedem Orte 
übliche Art befannt zu machen und der Regel nach, dem zu ämt— 
lihen Kundmachungen beftimmten Zeitungsblatte einzufchalten. Leb- 
tere darf nur bei Gegenftänden von jehr geringem Werthe un- 
terbleiben. | 

33* 
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8 508. 
Bertändigung der Hhppothefargläubiger vor der Beilbietung. 


Die Bewilligung der DVerfleigerung muß ferner in den dffent- 
lichen Büchern angemerft werden. Auch müſſen die, bis zur Zeit 
diefer Anmerkung im die öffentlihen Bücher eingetragenen Hypo— 
thefargläubiger, jo weit diefelben nach der Belchaffenheit der Bücher 
ohne Schwierigfeit aus benfelben ſogleich erhoben werden Fönnen, 
von der bewilligten Feilbietung durch die Zuftellung des Befcheides 
hierüber bejonders verftändigt werden. Die Zuftellung dieſes Be— 
jcheides gejchieht nach den, über die Zuſtellung der Klagen ertheilten 
Vorichriften. Den Gläubigern, deren Wohnſitz unbefannt ift, over 
welche jih außer dem Gebiete des Kaiſerthums befinden, ift ein 
Gurator zu beftellen, und hievon durch ein eigenes Edict Kenntuiß 
zu geben. 


Die Beftimmungen diefes Paragraphes haben zum Zwede, die Rechte 
dritter Berfonen zu wahren. Aus diefem Grunde verordnet das Gefep: 

I. Daß die Bewilligung der Verfteigerung in den öffentlichen Büchern 
angemerkt werden müſſe. 


I. Müffen die in die öffentlihen Bücher eingetragenen 
Hypothefargläubiger von der bewilligten Feilbietung durch Zuftellung des 
Veicheides zu eigenen Händen ($$. 66 und 508 der CPO)) ode: durch 
Zuftellung zu eigenen Händen desjenigen, welch dergleichen Zuitellungen an— 
zunehmen, befondere Vollmicht Hat, in Kenntniß gefegt und zur Feilbie— 
tung insbefondere vorgeladen werden, Damit fie von dem ihnen im $. 462 
des allgem. bürgerl. Geſetzbuches eingeräumten Nechte, der Einlöſung der 
Forderung, wegen welcher die Feilbietung angefucht wird, Gebrauch zu 
machen und ihre Nechte auf den Kaufichlling gehörig zu wahren im 
Stande find. 

Der $. 508 der EBD. fpriht nur von den in den öffentlichen Bü— 
chern eingetragenen Hypoihefargläubigern und findet Daher auch mit Rück— 
fiht auf Die Art. XVII. der Einführungsverordnung der CPO. für Sieben— 
bürgen und XII der Einführungsvero dnung der EBD. für Ungarn ıc. nur 
dort und infoweit Anwendung, wo öffent iche Bücher bejtehen und die Ans 
wendung diejes Paragraphes geftatten. 

Dagegen finden de 88. 509 und 510 der CPO. mit Rüdjicht auf 
bie ebenanbezogenen Beftimmurgen der Einführungsprro:dnun en allgemeine 
Anwendung, und ed Hat fih das Gericht Die zum Zwede der Kaufſchil— 
fingsvertheilung erforderlihe Kenntniß der Prandgläubiger, im Falle 
öffentliche Bücher gar nicht oder nicht in gehöriger Beſchaffenheit vorhanden 
find, Durch Die im $. 509 der CPO. vorgefehene Ediftalvorladung zu vers 
ſchaffen. 
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Zu bemerfen fommt hier noch die Beftimmung bes $. 525 der CPO., 
nach welcher die Miteigenthüümer eines untheilbaren unbeweglichen Gutes 
zur Feilbietung insbefondere nach Verfchrift des $. 508 der END. vorzus 
laden find, und wenn dieſes nicht beobachtet wird, Die vorgenommene Ver— 
fteigerung als ungültig anfechten können 

Ferner die Beftimmung des $. 1076 des a. b. GB.: „Das Vorkaufs— 
recht hat im Falle einer gerichtlichen Feilbietung der mit Diefem Rechte bes 
lafteten Sache feine andere Wirkung, als daß der den öffentlichen Büchern 
einverleibte Berechtigte zur Feilbietung insbefondere vorgeladen werden 
muß.” — 

III Den in die öffentlichen Bücher eingetragenen Gläubigern, deren 
Wohnſitz unbekannt ift, oder welche fich außer dem Gebiete des Kaiſerthums 
aufhalten, ift ein Kurator zu bejtellen und hievon Durch ein eigenes Edikt 
Kenntniß zu geven. 


$. 509. 


Außerdem müfjen aber in dem Feilbietungs - Edicte ftet3 alle 
diejenigen, welche, ungeachtet ihnen feine bejondere Nerftändigung 
zugefommen ift, durch die Cintragung in die öffentlichen Bücher, 
gleihmohl ein Hypothefar- Recht auf das Gut erworben zu haben 
glauben, aufgefordert werden, dajjelbe big zum Verkaufe des Gutes 
jo gewiß bei Gericht anzumelden, widrigenfalls fie es ſich jelbit 
zuzujchreiben haben würden, wenn die Kaufjehillingsvertheilung ohne 
ihre Beiziehung vorgenommen, und jie dadurch, jo weit der Kauf— 
ſchilling durch dieſelbe erjchöpft werden jollte, ausgeſchloſſen würden. 
Aus der unterbliebenen bejonderen DVerftändigung von der bemillig- 
ten Beilbietung kann daher Fein Gläubiger Anlaß nehmen, die Gil- 
tigfeit derjelben zu beftreiten. 


$. 510. 


Somohl in dem Befcheide, welcher den einzelnen, dem Gerichte 
befannten Shypothefargläubigern zugeftellt wird ($. 508), als in 
dem, Hinfichtlih der übrigen ausgefertigten Edicte ift zugleich aus- 
zudrüden, tag alle jene Hypothefargläubiger, welche nicht im Ge- 
richtsorte, oder in deſſen Nähe ihren Wohnfig Haben, zur Wahrung 
ihrer Rechte bei der fünftigen DVertheilung des Kaufjhillings im 
Gerihtäorte Bevollmächtigte zu beitellen, und vor dem Verkaufe 
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Namen und Wohnung berfelben dem Gerichte anzuzeigen haben, 
widrigenfall® für diejenigen, welche diefe Anzeige unterlaffen, auf 
deren Gefahr und Koften von Amtswegen ein Bertreter beftellt 
werden würde, an welchen alle weitern Zuftellungen zu gefchehen 
haben. 


$. 511. 


Vorläufige Cinfiht der Schäbung und Laſten des Gutes und der 
Veräußerung. 
Die Schäkung des Gutes und die KLieitationsbedingungen 
fünnen Kaufluftige in der Kanzlei einjehen und davon Abjchrift 
nehmen. 


Ueber die Laften des Gutes ift ihnen auf Verlangen aus ben 
öffentlichen Büchern Ausfunft zu ertheilen. 


$. 512. 
Ordnung der gerihtlihen DBerfteigernng eines unbeweglihen Gutes. 


Bei der Licitationstagſatzung joll der Richter zuerft den Kauf— 
luftigen die Schäßung des Gutes, die allenfall3 darauf haftenden 
Laſten und die Verfaufsbedingungen befannt machen, und daß dieſes 
gefchehen fei, im dem aufzunehmenden Protokolle anmerfen Taffen. 
Hierauf wird die Feilbietung mit dem Ausrufe des Schätzungsprei— 
ſes angefangen, und, wenn ein Anbot gemacht, und mit dem Mehr— 
bieten innegehalten wird, der, für das Gut gebotene höchſte Preis 
zum eriten Male öfters ausgerufen, und hierbei gefragt, ob Niemand 
mehr geben wolle. Grfolgt feine weitere Steigerung, fo ift der 
Anbot auf diefelbe Art zum zweiten Male öfter auszurufen. So 
oft ein höherer Preis geboten wird, muß derfelbe auf gleiche Weife 
zum evften und dann zum zweiten Male ausgerufen werden. Wenn 
auf den mehrmals gefchehenen Ausruf zum zweiten Male binnen 
fünf Minuten Niemand mehr bietet, fo muß bie Lieitation mit dem 
Forte „zum dritten Male” gefchloffen, und das Gut jelbit dann 
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dem Meiftbietenden zugejchlagen werben, wenn er ber einzige Kauf— 
Iuftige gewejen wäre und nichts über die Schätung geboten hätte. 


$. 513. 


Wird von einem oder mehreren Kaufluftigen während ver 
Verſteigerung eine Friſt zur Ueberlegung begehrt, jo ſoll fie ihnen, 
jedoh nur einmal, und längftend auf eine Viertelſtunde gewährt 
werden. 


$. 514. 


Dem Kaufluftigen, der einen geringeren Preis anbietet, gebührt 
der Vorzug vor demjenigen, ber einen höhern Betrag, aber nur in 
längern al3 denjenigen Friſten erlegen will, welche in den Licita— 
tionsbedingungen feitgefegt worden find. 


6.919. 

Don dem Schuldner jelbit, oder von Perſonen, die in dem 
öfterreichijchen Kaiſerthume unbemweglihe Güter zu bejigen unfähig 
find, darf bei der DVerfteigerung fein Anbot angenommen werden. 
Die Gerichtsperfonen, melde die DBerfteigerung vornehmen, und 
der Ausrufer find weder jelbit, noch durch andere mitzubieten 
befugt. 

Uebereinftimmend mit diefem Paragraphe verordnet der $. 463 des 


allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches: Schuldner haben fein Recht, bei Ver- 
fteigerung einer von ihnen verpfändeten Sache mitzubieten. 


Dagegen find dem Grecutionsführer, wie das Hofdft. vom 6. October 
1789 3. 1055 ausdrüdlich verordnet, alle Rechte, die jedem andern Kauf— 
luftigen zuftehen, eigen. 


Nah dem Hofdefrete vom 24. Februar 1816 3. 1214 find die Ehe— 
gattinnen türfifcher Unterthanen eben jowenig, als ihre Ehemänner zum 
Beſitze von Realitäten nach den beftehenden Gefetzen geeignet, wenn fte auch 
= der Berehelihung für ihre Perfonen zu den öjterreichifchen Unterthanen 
gehörten. 


520 


$. 516, 


Ginrihtung des Licitationsprotofolle. 


In dem Berfteigerungsprotofolle find die Namen ber anwe— 
ſenden Gerichtsperfonen, der Gegenftand der Pieitation, der wefents 
liche Inhalt der Lieitationsbedingungen, die Namen und die ftufen- 
weifen Anbote der Kaufluftigen genau anzumerfen. 


Dieſes Protofoll ift von dem Meiftbietenden zu unterfchreiben. 
Iſt die Verfteigerung durch eine hiezu abgeordnete Commiſſion vor— 
genommen worden, ſo hat dieſelbe das Lieitationsprotokoll nebſt den 
allenfalls eingegangenen Kaufſchillingsgeldern binnen drei Tagen bei 
Gericht zu überreichen. 


Formular eines Lieitations-Protokolles. 
(15 fr. Stämpel.) 


ee I 
vom 3. Suni 1853, 


aufgenommen bei dem F. f. Bezirfsgerichte Hermannftadt zum Behufe der erecutiven 
Beilbietung des Haufes Nro. 959 am Rojenanger in Hermaunftadt. 


Mit dem Befcheide des k. k. Bezirfsgerichtes vom 1. April 1853 3. 4059 wurde 
die erecutive Feilbietung des Haufes Nro. 959 am Roſenanger in Hermannftadt im ges 
rihriih erhobenen Schätzungswerth von 2500 fl. Conv.-Münze unter der wejentlichen 
Beringung, daß jeder Kaufluitige 250 fl. CMze. als Vadium zu Händen der Liritationd- 
kommiſſion zu erlegen, und der Meiitbieter den Kanfjhilling in zwei gleichen Raten und 
zwar die erfie Rate binnen 30 Tagen vom Gritehungstage, die zweite Rate binnen 3 
Monaten vom Tage der Eritehung an gerechnet, zu bezahlen habe, bewilligt. 


Su Folge deſſen wurde in Gegenwart des 


MN. k. k. Bezirfsgerichtsadjunften, 
N. N. beeideten Brotofollsführerg, 
N. N. Gerichtsdieners als Ausrufer 


zur gerichtlichen Feilbietung des bezeichneten Haufes gefchritten. 


Den erfchienenen Kaufluftigen wurde zuvörderft die Schätzung des Gutes, die dar— 
auf haſtenden Laften und tie Berfaufsberingungen befannt gemacht, worauf von folgenden 
Parteien das vorgefchriebene Badium zu Händen der gerichtlichen Kommiſſion erlegt 
wurde: 


1) Franz Well, Hutmaher am Johannis-Reg Nro. 172 . 250 fl. EM. 
2) Frietrih Ceiler, Kunftweber, große Gewehrgaſſe Nro. 62 250 „ „ 
3) Hermann Krämer, NRothgerber, Neugaffe Nro. 979 . . 250, » 
4) Johann Klein, Handelsmann, Fleiichergaffe Nro. 20. . 250, „ 
5) Ignaz Schwarz, Tuchmacher, Schmiedgaffe Nro. 8668 . 250 ,„ „ 
6) Franz Wellmann, Seifenfieder, Feine Gewehrgafle Nro.77 250 ,„ „ 
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Die Verfteigerung wurde mit dem Ausrufe des gerichtlichen Schägungspreifes von 
zweitaufend fünfhundert Gulden Conventionss Münze 
und mit der Aufforderung, wer gibt dieß oder wer gibt mehr, begonnen. 


Sohann Klein gibt - -» - - 2500 fl. 
Iguaz Schwarz 23560f. 
Franz Wellmann 0 
Friedrich Seiler A2 
222826 
Franz Well 


Mährend dem erſchien als neuer Kaufluſtiger, Karl Kunz, Privatier, wohnhaft am 
Mofenanger Nro. 958 erlegte ebenfalls das Vadium von 250 fl. CMze., und es wurde 
in der Licitation fortgefahren: 

Franz Wellmann gibt . . » 2. 2550 fl. 
Karl Kunz 172 1702 2008 fl. 


Diefer Preis wurde, da mit dem Mehrbieten innegehalten wurde, zum erſten Male 
öfters ausgerufen, und hiebei gefragt, ob Niemand mehr geben wolle. Da feine weitere 
Steigerung erjolgte, fo wurde der legte Anbot von 2600 fl. auf diejelbe Art zum zweiten 
Mal öfters ausgerufen. Als nach fünf Minuten Niemand mehr bot, fo wurde Yie Lici 
tation mit den Worten „zum dritten Mal“ geichloffen, und das Haus Nro. 959 am 
KRojenanger in Hermannftadt dem Karl Kunz mit dem Meiftbote von 2600 fl. EN;Ze., 
füge zwei tuufend fechs Hundert Gulden Convention = Münze zugefhlagen, worauf das 
Protofoll von demfelben unterfertigt wurde. 


Karl Kunz m. p. 


Die übrigen Lieitanten beftätigen mit ihrer Unterfihrift das von ihnen erlegte Bas 
dium zurücd erhalten zu haben. 
(Folgen die Unterfchriften.) 


Hiemit wird das Protokoll mit dem Beifügen gefchloffen, daß das von Karl Kunz 
erlegte Vadium von 250 fl, zu Gericht deponirt wird. 


N. N. Adjunkt. 
N. N. PBrotofollsführer. 





Melcher Gebühr DVerfteigerungsprotofolle unterliegen, ift aus Poſt 108 des Tarifes 
zu entnehmen. 

Sufoferne diefelben Nechtsurfunden enthalten, unterliegen fie in Abfiht auf die 
enthaltenen Nechtsgefchäfte der für jedes derfelben vorgefchriebenen Gebühr. 

Sumwieferne Beriteigerungsprotofolle, auh wenn ſie nicht als Nechtsurfunden zu 
betrachten jind, dem Stempel nuterlivgen, beftimmt die T. B. 79 b, welche lautet: Die 
Protofolle, die von einem Gerichte in Streitverfahren oder in Verhandlungen des adeligen 
Richteramtes aufgenommen werden, und nicht die Etelle einer Eingabe oder Rechtsurfunde 
vertreten, unterliegen der feiten Stempelgebühr von 15 fr von jedem Bogen. Meberfteigk 
der Werth des Streitgegenftandes nicht 50 fl., von jedem Bogen 6 fr. 


8. 517. 
Wirkung des gerihtliden Zufhlage. 
Der, durch Zufchlag bei einer gerichtlichen Werfteigerung ab— 
geichlofjene Verkauf ift, in fofern die MVorfchriften der $$. 506, 
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507, 508 und 509 im Werentlichen beobachtet worden find, unwi— 
derruflich. Der redliche Käufer kann weder wegen eines fpätern 
höhern Anbots, noch ſelbſt dann von dem Kaufe abzuftehen gend- 
thigt werden, wenn die gegen den vorigen Beſitzer ergangenen Ur— 
theile oder Greeutionsverordnungen aufgehoben, und außer Kraft 
gefeßt worden wären. 


Um die Erecution durch öffentliche Feilbietung fo wirkſam als möglich 
zu machen, find ſolche Beftimmungen getroffen worden, welche. geeignet Mind, 
das Vertrauen öffentlicher Veriteigerungen zu heben und den Erftehern Sir 
cherheit gewähren. Bon dieſem Gefichtspunfte aus muß die Beftimmung 
des $. 11 und die Eingangsbeftimmung des $. 512 der CPO, beurtheilt 
werden. Für die Sicherheit des Erftehers wird aber auch noch weiter durch 
die gejeglichen Verfügungen Vorforge getroffen, daß der durch den 1 
lichen Zuſchlag bei einer gerichtlichen WVerfteigerung abgefchloffene Verkauf 
in der Negel unwiderruflich ift, und den Käufer berechtigt, auf Uebergabe 
des Gutes in das Eigenthum zu dringen, vorausgefegt, daß er die ihm hiezu 
geftellten Bedingungen erfüllt, oder fich hierüber auf andere Art mit den 

heilnehmenden einverftanden hat. Die Wirkung der Unmmwiderruflichfeit des 
abgejchloffenen Verfaufs treten ein, wenn die Beftimmungen der $$. 506, 
907, 508 und 509 wenigftens nur im Wefentlichen beobachtet worden find. 
Wären diefe Beftimmungen nicht einmal im Wefentlichen beobachtet worden, 
3. B. e8 wäre gar fein Feilbietungsedift ausgefertigt worden, fondern man 
hätte fich mit einem bloßen Austrommeln begnügt, auf die Hypothefaraläu- 
biger wäre gar feine Nücdficht genommen worden, fo kann von Seite ber 
durch dieſe Außerachtlaffung verlegten Parteien der Widerruf des Feilbietungs- 
aftes bei der höhern Behörde begehrt werden. 


Die Schlußbeftimmungen des $. 517 gelten nur von dem redlichen 
Käufer, d. h. von einem ſolchen, welcher im guten Glauben (bona fide) zu 
Werke gegangen ift. 

Unter einem fpätern höhern Anbot verfteht das Geſetz ein folches, 
welches nach geſchehenem Zufchlag gemacht wird. 

Hier kann die Frage entftehen, ob jener, der bei der eviten und 
zweiten Feilbietung zwar nicht den Schäbungspreis oder darüber, Doch 
aber das Meifte gegen die Uebrigen angeboten habe, an feinen Anbot der— 
maßen gebunden ift, daß, wenn bei der dritten Seilbietung Fein höherer Anz 
bot gefchieht, ex für denfelben haften muß. 

Hierüber erfolgte mit Nefolution vom 411. September 1784 3. 335 
die Weifung, daß ein Anbot der von Eeite der Feilbieter nicht angenommen 
wird, auch den Anbieter nicht binden fönne, es wäre denn, daß der Anbieter 
fich freiwillig erboten hätte, für dieſen geringeren Anbot zu haften. 

Der Bieter ift fomit, wenn er den Jufchlag nicht erhält, und eine 
zweite DVerfteigerung nothwendig wird, an fein Gebot nicht gebunden. 

Eine nachträglich erfolgte Aufhebung des erequirten Erfenntnifjes und 
Vergleiches oder der Erecutionsverordnung bat nur auf Das NRechtsverhält- 
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niß des Grecutionsführers und des Erecuten keineswegs, aber auf die durch 
den Zufchlag bereitS erworbenen Rechte des Meiftbieters einen Einfluß. 


$. 518. 


Uebergabe des erftandenen Gutes. 


Das verfteigerte Gut ift dem Käufer erſt dann eigenthümlich 
zu übergeben, wenn er die hiezu geftellten Bedingungen ($. 505) 
erfüllt, oder fich hierüber auf andere Art mit den Theilnehmenden 
einverftanden hat. Sedoch joll ihm auf Berlangen zum Beweis des 
gefchloffenen Kaufe eine bejondere Amtsurfunde von dem Richter 
susgefertigt, in derfelben das verfaufte Gut, der Name des vorigen 
Beſitzers und des Käufers, der Betrag des Kaufjchillings und das 
Mefentliche der Lieitationsbedingungen Far ausgedrückt werben. 


Unter den Theilnehmenden müffen hier der Erecutionsführer, der Erecut 
und die Hypothefargläubiger verftanden werden. — Die Uebergabe des 
verfteigerten Gutes in das Eigenthum des Erftehers erfolgt Dadurch, daß 
der Erfteher an das Eigenthum defjelben gebracht, zu diefem Ende, Dort wo 
öffentliche Bücher beftehen, die von dem Nichter auszufertigende Einantwor— 
tungsurfunde den öffentlichen Büchern einverleibt und dem Erſteher Der 
Beſitz des Gutes ſammt Zugehör nöthigenfalls durch geeignete Zwangsmittel 
eingeräumt wird (1. $. 450 der EVD). 


S. 318. 

Die Verhandlung über die Verteilung des, für das feilgebo- 
tene Gut erzielten Kaufſchillings mit Rückſicht auf die Nechte ber 
Hypothefargläubiger ift nach den in dem dreiundzwanzigften Haupt— 
ftüde $. 555 f. f. enthaltenen Vorſchriften zu pflegen. 


$. 520. 
Folgen der Nichterfüllung der Licitationsbedingungen. 


Der Meiftbietende Hat die Zahlung genau in den bedungenen 
Sriften zu leiſten; widrigenfall® ift das Gut auf Anſuchen eines 
jeden unter den SHypothefargläubigern oder des Schuldners ohne 
neue Schätzung auf feine Gefahr und Koften nochmals feilzubieten, 
und bei dem erften Termine auch unter der Schäbung zu veräu- 
Bern. Dieſe neuerliche DVerfteigerung muß übrigens nach Vorſchrift 
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der 88. 507 und 508 befannt gemacht werden. Der, in der Bes 
zahlung jaumfelige Käufer it in einem folchen Falle dem Kläger 
und dem VBeflagten ſowohl ald den Pfandgläubigern, für den von 
ihm jelbjt gebotenen Preis und für allen Schaden verantwortlich. 
Im Falle eines, bei der zweiten Licitation eingegangenen höheren 
Kaufichillings hat er auf den Ueberſchuß feinen Anſpruch. Wenn 
ber vorige Käufer noch vor der DVerfteigerung feine Verbindlichkeit 
volljtändig erfüllt, jo hat die neuerliche Feilbietung zu unterbleiben. 


Bei diefem Paragraph gelten diefelben Grundfäge, welche bei Erläu— 
terung des $. 494 der CPO. auseinandergefegt worden find. 


$. 521. 
Ausfhreibung des zweiten Licitationstermines. 


Wenn in dem erjten Sicitationdtermine Niemand erfchienen ift, 
oder doch Niemand den Schägungswerth für da3 Gut geboten hat, 
jo joll der Richter dieſes in dem Protokolle anmerfen laffen, und 
ohne ein Geſuch der Parteien abzuwarten, die zweite Feilbietung 
durch ein neues Ediet mit Beobachtung der Vorfchriften der $$. 506 
und 507 ausjchreiben. 


$. 522. 


Die Ausfchreibung des zweiten Feilbietungstermined hat jedoch 
mit dem ausdrücklichen Beifage zu geichehen, daß das Gut, wenn 
es um den Schätzungswerth nicht verfauft werden könnte, dem 
Meijtbietenden auch unter der Schätung zugefchlagen werden würde. 


$. 523. 
Verfahren nah fruchtloſer zweiter Feilbietung. 

Sollte bei der zweiten Feilbietung gar fein Anbot geichehen, 
jo kann der Ereeutionsführer das Gut der Scqueftration oder Ver— 
pachtung unterziehen, oder um eine weitere Feilbietung anjucen, 
bei welcher eben das zu gelten * was wegen der zweiten Lici— 
tation vorgejchrieben iſt. 
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Die öfterreichifche Gefeßgebung, welche den Nebenvertrag des Pfand» 
vertrages, daß dem Gläubiger die Sruchtnießung ber verpfändeten Sade 
zuftehen foll, im 8. 1327 des allg b. GB. für wirkungslos erklärt hat, 
kennt auch nicht Das SInftitut der Immiffion oder Einweiſung des 
Gläubigers in die Benutzung oder Bewirihſchaftung von Liegenſchaften, weil 
dieſe ſehr leicht zu einer wucherlichen Bedrückung des Schuldners führen 
kann und ſich nach dem Zeugniſſe der Erfahrung als ein zu Weitläufigkeiten 
und ſelbſt zu neuen Prozeſſen Anlaß gebendes Mittel gezeigt hat. *) 


$. 524 


Benehmen bei Beräuferung eines Gutes im Laufe ber Erecution. 


Wird ein, in Execution verfallenes Gut während der Dauer 
der Grecution von dem Echuldner veräußert, fo kann der Gläubiger, 
ungeachtet diefer Veräußerung, feine Ereeutionsfchritte auf das ver— 
pfändete Gut gegen den neuen Eigenthümer in der Art verfolgen, 
als od die Veräußerung nicht vorgegangen wäre, 


Ein unbewegliches Gut ift dann in die Erecution verfallen, wenn die 
ereeutive Pfändung deffelben bewilligt und vorgenommen worden iſt. 


$. 525. 
Benehmen bei Ereeution untheilbarer Güter. 


Menn ein nah den Geſetzen untheilbares Gut wegen ber 
Schuld eines Miteigenthümers in die Erecution gezogen wird, fo 
find die Übrigen Miteigenthümer verbunden, das ganze Gut verfteis 


*) Von ganz anderer Natur war der Pfandvertrag nah ungarifhem Net. In 
demfelben bilvete der nach dem ölterreichiichen Nechte verbotene Nebenvertrag gewiffermaßen 
das Weſen des Pfandrechtes (jus pignoratitium), obgleich dieſe Art des Pfundvertrages 
von Werböczi felbit als verdammenswerth und offenbar wucherifch bezeichnet wird (dam- 
nalilis, manifesteque usuraria). Der Begriff des Pfandrechtes nach ungarifhen Nechte 
war: Bonorum impignoratio est ex parte pignorantis juris proprii necessi.ate cogente 
ad utendum alteri temporalis concessio et ex parte creditoris seu recipientis, juris 
alıeni cum fructuum perceptione et capitalis summae repetitione, ad tempus detentio. 
(Dec. Trip. I. 80, 1.) 

Aehnliche Grundſätze enthält auch das ſächſiſche Statutargefe im St. LIII. tit. 2 de 
pignoribus. 

Hinſichtlich aller Pfandgläubiger gilt der Grundfaß: daß, wer früher in der Zeit ift, 
mehr Recht hat, und zwar 10, daß derjenige, dem ein ausdrückliches oder ftillichweigendes 
Pfand früher beftimmt wurde, dem vorgezogen werde, welcher es ſpäter erhalten hatte, 


(Siehe Gridoloromung vom 4. Juli 1772 über die Oläubiger der II. Glafe; Statuta 
= ’ v, 
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gern zu lajjen. Sie haben nur das Recht, die Forderung des 
Greeutionsführers einzulöfen, oder bei der Verſteigerung ſelbſt mit- 
zubieten. Sie find jedoch zur Feilbietung insbefondere vorzuladen 
($. 508) und Fünnen außerdem die vorgenommene Verſteigerung 
als ungiltig anfechten. 


$. 526. 


Grecution auf beweglide Sachen des Schuldners zur Bezahlung des 
Gläubigers. Befhränfung derſelben. 


Wenn der Kläger auf das bewegliche Vermögen des Schuld— 
ners die Execution zu führen gedenkt, ſo ſoll er um die gerichtliche 
Pfändung anſuchen und diejenigen Fahrniſſe beſtimmt angeben, aus 
welchen er ſich bezahlt machen will. Die unentbehrlichen Kleidungs— 
ſtücke, der zur Nationaltracht gehörige Säbel, in ſofern er nicht mit 
Edelſteinen verziert, oder ſonſt von beſonderem Werthe iſt, und die 
nöthigen Werkzeuge, womit der Schuldner den täglichen Unterhalt 
für ſich und ſeine Familie erwerben kann, ſind von der Execution 
auszunehmen. Auf das übrige nothwendige Hausgeräthe, dann auf 
dasjenige, was der Schuldner zu ſeiner Berufsarbeit bedarf, ſoll 
nur in Ermanglung anderer Zahlungsmittel die Execution ſtattfinden. 
Das Zugehör eines unbeweglichen Gutes kann nicht ohne das Gut 
ſelbſt in die Execution gezogen werden. 


Die sg. 526 — 540 handeln von der letzten Art der Realexekution: 
nämlich von der Erecution auf bewegliche Sachen des Schuldners zur Be— 
wirfung der Zahlung des Gläubiger. Man nennt Diefe Art und Weife 
der Grecution, aub Mobiliar-Erecution. Im franzöiiichen Prozeßrecht 
wird fie saösie-erecution genannt. Die Mobiliarereeution fommt unter allen 
Erecutionsarten am häufigiten vor. 


Auch bei der Mobiliarerecution unterfcheidet das Gefeg drei Grade: 
die Pfändung, Schäßung und Feitbietung, es entfällt jedoch, wie aus dem 
$. 529 der EMO. hervorgeht, die Nothwendigfeit einer erecutiven Pfändung, 
wenn dem Grecutionsführer auf die Fahrniffe, aus welchen er feine Befrie— 
digung fuchen will, ohnehin fchon ein außergerichtliches oder gefegliches 
Prandrecht zufteht, auch kann die Schätung beweglicher Gegenftände mit 
der Pfändung zugleich oder nach erlangtem Pfandrechte abgejondert ange- 
jucht werden ($. 539 der CPO). 

In dem Pfändungsgefuche Hat der Schuldner diejenigen Fahrniſſe bes 
ftimmt anzugeben, auf welche er die Erecution zu führen gedenft. Es ift 
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jedoch nicht nothwendig, daß jedes einzelne Stüd, welches gepfändet werden 
foll, beftimmt bezeichnet werde, fondern es genügt, wenn Die zu pfändenden 
Fahrniſſe der Gattung nach bezeichnet werden. Gewöhnlich geſchieht Diefe 
Bezeichnung nach folgenden Kategorien: Bares Geld, öffentliche und Pri— 
vatjchuldverjchreibungen, Pretioſen, Leibesfleidung, Betten, Haus, Zimmer: 
und Küchen-Einrichtungsftüde u. |. w. 

Als Negel gilt, daß alles bewegliche Vermögen des Schuldners, wel- 
ches durch das Gefeg nicht ausdrüdlich ausgenommen worden ift, in die 
Mobiliarereeution gezogen werden kann. Das Geſetz hat für gewifie Ge- 
genftände, in den 88. 460 — 470 der CPO., welche von den Ausnahmen 
und Befchränfungen der Erecution handeln, eine Ausnahme gemacht, und 
auch im $. 526 einige Gegenftände theild unbedingt, theild unter der Bes 
dingung, daß e8 an andern Zahlungsmitteln mangeln follte, von der Exe— 
eution ausgenommen. 


Unter die Gegenftände, welche in die Mobiliarerecution nicht gezogen 
werden können, gehört insbefondere das Zugehör eines unbeweglichen Gutes. 
Ueber den Begriff des Zugehörs beftimmt das a. b. GB. folgendes: 


$. 294. Unter Zugehör verfteht man dasjenige, was mit einer Cache 
in fortdauernde Verbindung gejegt wird. Dahin gehören: 

nicht nur der Zuwachs einer Sache, fo lange er von derſelben nicht 
abgefondert ift; 

jondern auch die Nebenfachen, ohne welche die Hauptſache nicht 
gebraucht werden kann, 

oder die Das Geſetz, oder 

dev Eigenthümer zum fortdauernden Gebrauche der Hauptſache be— 
ftimmt hat. 


$. 295. Gras, Bäume, Früchte und alle brauchbare Dinge, welche 
die Erde auf ihrer Oberfläche hervorbringt, bleiben fo lange ein unbeweg- 
liche Bermögen, als fie nicht von Grund und Boden abgefondert worden 
find. Selbſt die Fifche in einem Teiche, und das Wild in einem Walde 
werden erſt dann ein bewegliches Gut, wenn der Teich gefiichet, und das 
Wild gefangen oder erlegt worden ift. 


$. 296. Auch das Getreide, das Holz, das Viehfutter und alle übrige, 
obgleich jchon eingebrachte Erzeugniffe, jo wie alles Vieh und alle zu einem 
liegenden Gute gehörige Werkzeuge und Geräthichaften werden in jo fern 
für unbeweglihe Sachen gehalten, als fie zur Fortfegung des ordentlichen 
Wirthichaftsbetriebes erforderlich find. 

‚$. 297. Eben fo gehören zu den unbeweglichen Sachen diejenigen, 
welche auf Grund und Boden in der Abficht aufgeführt werden, daß fie 
ftetS darauf bleiben follen, als: Häufer und andere Gebäude mit Dem in 
jenfrechter Linie darüber befindlichen Luftraume; ferner: nicht nur Alles, 
was erd-, mauer-, nied- und nagelfeft iſt, als: Braupfannen, Branntweinfefiel 
und eingezimmerte Schränfe, fondern auch diejenigen Dinge, die zum anhal- 
tenden Gebrauce eines Ganzen beftimmt find: 3. B. Brunneneimer, Seile, 
Ketten, Löfchgeräthe und dergleichen. 
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8. 527. 
1. Grad. Gerihtlihe Pfändung; 

Der Nichter ſoll auf dieſes Gefuch die gerichtliche Pfändung 
bewilligen, und ſie ciner Gerichtsperfon auftragen. Walls der Klä- 
ger fih in der Wahl der Fahrniſſe nicht an die WVorfchrift des 
vorhergehenden Paragrapes gehalten hätte, oder offenbar mehr, als 
zu feiner Bedeckung nöthig ift, in die Pfändung ziehen wollte, ijt 
der abgeordneten Gerichtsperjon die nörhige Anweifung zu geben. 


Aus diefem Paragraphe geht der für die Nechte des Echuldners ber 
achtungswerthe Grundfag hervor, daß nie mehr an beweglichen Suchen ges 
pfändet werden darf, ald zur Befriedigung des Gläubigers nothwendig tk. 
Selbſtverſtändlich muß die Gerichtöperfon, welche die Pfändung vorzunehmen 
hat, von Dem Gerichte überwacht werden, beſonders in der Bezievung, Daß 
alle unnörhige Härte, jedes die Ehre des Echuldners beeinträchtigende Auf: 
fehen vermieden werde. 

An den Sonn» und gefeglich anerfannten allgemeinen Feiertagen darf, 
außer dem Falle einer dringenden Gefahr feine erecutive Pfändung vorge: 
nommen werden ($. 589 und 592 der EBD. ). 

Am allerwenigften aber würde e8 dem humanen Geifte unſeres Geſe— 
tzes entiprecben, wenn eine fo gehäſſige Mußregel, wie die Pfändnng der 
Mobilien, zur Nuchtzeit vorgenommen würde. Die Gerichtöperfon, welche 
die Pfändung vorzunehmen hat, wird gewiß aud) ganz im Geiſte des Ges 
ſetzes handeln, wenn fie im Falle als piändbare Gegenſtände zur Auswahl 
vorhanden ſind, zuerſt auf die dem Schuldner entbehrlichſten greift. 


$. 528. 
Mittelft der Befhreibung der Sahen durch den Gerichts— 
Abgeordneten. 

Die Gerichtsperfon, welche die Pfändung vorzunehmen hat, 
foll fih nach erhaltenem Auftrag ohne den Beklagten vorher davon 
zu unterrichten, fogleich mit dem Kläger oder deſſen Bevollmächtigten 
zu demfelben verfügen, ihm eine Abjchrift der Prändungsverordnung 
zuftellen, und die, in die Pfändung gezogenen Sachen genau be- 
Schreiben, wodurch der Kläger ein gerichtliches Pfandrecht darauf 
erlangt. 


Der Erecut darf nicht im Voraus davon verftändigt werben, daß bei 
ihm eine Pfändung vorgenommen wird. Die Zuftellung ber Pfändungs⸗ 
verordnung und die Vornahme der Pfändung erfolgt ſomit unter Einem. 
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So hart auch diefe Maßregel bezüglich des Schuldners jcheinen mag, jo 
dürfte fie doch durch die Erwägung gerechtfertigt erfcheinen, dag dem Schuld- 
ner. feine Zeit gelafien werden darf und kann, durch Berfchleppung, Berber: 
gung oder Verabredung mit Dritten die Pfändung möglichjt zu vereiteln. 

Unfer Gefeg, welches die Nechte des Gläubigers überall vorwiegend 
im Auge hat, verfügt, daß die Pfändung der Fahrniſſe mit Intervention 
des Gläubigers oder feines Bevollmächtigten vorgenommen werde. 

Andere Gefesgebungen, z. B. die franzöftiche, badnifche Prozegordnung, 
haben zur Vermeidung aller perjönlichen Gehäſſigkeit beitimmt, daß der Gläu- 
biger bei der Vornahme der Pfändung nicht gegenwärtig fein darf. 

Weil die Befchreibung der gepfändeten Fahrniſſe genau fein muß, 
fo ift es nothwendig, daß auch die Quantität und Qualität derfelben mög» 
lichſt vollftändig angegeben werde, was manchmal nicht ohne Schwierig: 
feiten ift. 


$. 529. 


Wenn dem Kläger auf die Fahrnijfe, aus denen er jeine Be— 
friedigung erhalten will, ohnehin ſchon ein außergerichtliches, oder 
gejeliches Pfandrecht zufteht, jo Hat er nicht um Die gerichtliche 
Pfändung, fondern nur jo weit es nothwendig it, um die Pfand— 
bejchreibung, und um die weiteren Grade der Grecution ($. 539) 
anzufuchen. Bei der Erecution auf Forderungen, die den dffentlis 
chen Büchern einverleibt find, ijt jedoch die Vorjehrift des $. 500 
zu beobachten. 

Die in diefem Paragraph angeordnete Beſchreibung ift nicht ein Mit- 
tel zur Erlangung des Pfandrechtes auf die verpfändeten Sachen, jondern 


dient lediglich zur bejjern Erfichtlihmachung und Wahrung des bereits er— 
worbenen Pfandrechtes. 


$. 530. 
Derwahrung der gepfändeten Saden. 

Dem Kläger fteht frei, in dem Prändungsgefuche, oder in der 
Folge zu verlangen, daß die gepfändeten Fahrniſſe einer, von ihm 
jelbft auf jeine Gefahr benannten dritten Perſon, oder einem von 
dem Gerichte beitellten Sequefter in Werwahrung gegeben, oder, 
wenn es thunlich iſt, zu Gericht erlegt, oder auch in der Wohnung 
des Beklagten verjchlojien, und durch das Gerichtäfiegel verwahrt 
werden. Wird hierauf von dem Gläubiger nicht angetragen, jo 
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bleiben die gepfändeten Fahrniſſe in dem Befite und in der Ver— 
wahrung des Beflagten. 


Die in diefem Baragraphe enthaltenen befondern Verfügungen, wodurch 
die gepfändeten Sachen aus dem Befige und der Verwahrung des Schuldners 
gezogen werden, dürfen nie von Amtswegen, fondern nur über Begehren 
des Gläubigers eingeleitet werden. 


Bezüglich jener gepfändeten Bahrniffe, welche in dem Befige und in 
der Verwahrung des Grecuten gelafien werden, ift der $. 183 des Strafge- 
jeßes vom 27. Mai 1852 wohl zu beachten, welcher verfügt: „Des Verbre— 
chens der WVeruntreuung macht ſich auch derjenige fchuldig, welcher außer 
dem im $. 181 enthaltenen Falle ein ihm anvertrautes Gut in einem 
Betrage von mehr ald 50 fl. vorenthält oder fich zueignet.“ 

Die von dem Gläubiger gepfändeten und in Verwahrung bed Schuld» 
ners gelafjenen Gegenftände find auch als ein dem legtern anvertrautes 
Gut zu betrachten. 


$. 531. 


Werden gepfändete Fahrniſſe, welde in Verwahrung des 
Schuldners oder in der Wohnung deffelben geblieben find, neuerlich 
von einem Dritten in die Pfändung gezogen, fo ift der neuere 
Pfandgläubiger ohne Vernehmung derjenigen, die vor ihm die Pfän— 
dung erwirft haben, nicht bevechtiget, dieſe Fahrniſſe einem Dritten 
in Verwahrung zu geben. Dem Ermefjen des Nichter8 bleibt je- 
doch überlaffen, auch die dinglichen Rechte der nachtolgenden Gläu— 
biger,, jo weit e3 ohne Nachtheil der vorgehenden gejchehen Fann, 
zu verfichern, und insbeſondere die Pfäuder, wenn es die Beichaffen- 
heit derjelben erlaubt, im gerichtliche Verwahrung zu nehmen, ober, 
falls dem älteren Gläubiger von dem neueren Sicherheit geleiftet 
wird, dem, von dem le&teren benannten Dritten anzuvertrauen. 


$. 532. 


Wenn auf öffentlihe Märkte gebrachte Früchte und Lebens— 
mittel gepfändet werden, fo muß immer zugleich ein Sequefter be- 
ftellt, und durch diefen der Verkauf, den Marktvorſchriften gemäß, 
bejorget werden. 
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$. 533. 


Anwendung von Zwangsmitteln zur Bollziehung der Pfändung. 


Träfe die zur Pfändung abgeordnete Gerichtsperfon weder den 
Beklagten, noch jonjt Jemand an, welcher die zu pfändenden Fahr— 
niffe vorwieſe, fo hat ſie es aljogleich dem Richter mündlich anzu- 
zeigen und diejer nöthigenfall3 die Verfügung zu treffen, daß bie 
Pfändung mit Zuziehung des Schloſſers und der Wache unverzüg- 
lich vorgenommen werde. 

Bei Eollegialgerichten jcheint die im Gefege vorgefchriebene muͤnd— 
liche Anzeige dem Referenten gemacht werden zu müflen, welcher darüber 


in der Sitzung Vortrag zu erftatten hat, worauf von dem Gerichte das Ers 
forderliche verfügt wird. 


$. 534. 


Benehmen bei vorfommenden Anfprüden dritter Perſonen. 


Auf Diejenigen Vermögensſtücke, welche fich bei der Vornahme 
der Pfändung in dem Bejite des Schuldners befinden, ift die be- 
willigte Pfändung, wenn der Gläubiger darauf beharrt, auch in 
dem Falle vorzunehmen, wenn dritte Perſonen wegen behaupteter 
Eigenthums- oder anderer Anſprüche Einwendungen dagegen erhe> 
ben. Zmeifelt der Gericht3abgeoronete, ob er den Geflagten oder 
den Dritten, welcher ſich der Execution widerſetzt, als Beſitzer an- 
zuſehen habe, jo hat er dieſes unter der gehörigen Vorficht, dag bie 
Amtshandlung nicht vereitelt werde, dem Gerichte anzuzeigen, von 
welchem er abgeordnet ift, und letzteres ihm unverzüglich die, den 
Umſtänden angemejjene Belehrung zu jeinem Benehmen zu er- 
theilen. 

Der Ausdruf in dem Befige des Schuldners im ingange dieſes 
Paragraphs fcheint hier in dem Sinne genommen werden zu müflen, daß 
fih die zu pfändenden Fahrniffe in einem ſolchen Verhältniffe zu dem Schuld— 
ner befinden, und von einer jolchen Beichaffenheit fein müflen, daß es daraus 
wahrjcbeinlih wird, Daß dieſe Gegenftände tem Echuldner aehören. Iſt 
diefe Bedingung vorhanden, jo hat der Gerichtsabgeorbnete die Pfändung 
ungeachtet defien, daß ein Dritter Eigenthums- oder andere Anfprüche darauf 


erhebt, vorzunehmen, vorausgejegt, daß der Erecutionsführer darauf behart. 
Der im erften Sat diefes Paragraphs normirte Fall dürfte beſonders dann 
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als vorhanden angenommen werden, wenn bie Umftände von der Art find, 
daß dev Opponent den Beſitz der zu pfündenden Sache vor der Pfändung, 
fo wie die Art und Weife, wie er zu derfelben gelangt ift, gar nicht wahr: 
jcheinlich machen kann; wenn ferner die Sachen von einer folchen Befchaffen- 
heit find, daß diefelben gar nicht zu dem Gefchäfte, Etunde, oder den Ver: 
hältniffen des Opponenten, wohl aber zu jenen des Gepfändeten paflen, 
wenn der Gepfündete dad Haupt der Familie, Der Opponent daaegen etwa 
ein untergeordnetes, nicht erwerbendes Mitglied der Familie ift, für welches 
nicht die MWahrfcheinlichfeit des Befiges fpricht u. |. w. 

Iſt aber die Oppofition des Dritten allem Anſcheine nach grundhältig, 
dann hat der Gerichtsabgeordnete genügende Veranlaflung zu zweifeln, eb 
fich die zu pfündenden Fahrniſſe im Beige des Schuldners befinden und er 
hat dann unter den Vorfichten des $. 534 die Verhaltungsbefehle der ihm 
vorgejegten Gerichtsftelle einzuholen. 

Das Gefeg hat nach der Natur der Sache, in Erwägung der unend- 
lichen Mannigfaltigfeit der Fälle, die fich hier ereignen können, dem Ermeſſen 
des Nichters, dev freilih nicht allein aus den Aften, fondern vorzüglich 
aus feiner perjönlichen Kenntniß über die Verhältniffe feiner Gerichtsunter- 
georhneten und aus den Umftänden des einzelnen Falles jchöpfen muß, den 
freieften Spielraum eingeräumt. Der Nichter hat dem Gerichtsabgeordneten 
die den Umftänden angemeifene Belehrung zu ertheilen und fich 
dabei vor Augen zu halten, daß die Nechte des Erecutionsführers durch 
Gollufionen des Executen mit einem Dritten nicht verfürzt, aber ebenfowenig 
bei der Sache nicht befangene dritte Perſonen unverfchuldeter Weife in das 
Mitleid gezogen und in Yatalitäten verſetzt werden Dürfen. 


$. 539. 


Sn jedem Falle hat der Gericht3abgeoronete bei Vornahme 
der Pfändung alle angemeldeten Anſprüche dritter Perfonen anzu— 
merfen, und dem Gerichte liegt ob, dieſe Perjonen zur Wahrneh- 
mung ihrer Mechte ($. 447) von der Bewilligung der weiteren 
Greeutiongfchritte, wenn diefelben für zuläßig befunden werden, in 
Kenntniß zu jegen. 


$. 536. 


Bericht über die vorgenommene Pfändung. 


Die abgeordnete Gerichtsperfon Hat über die vollzogene Pfän— 
dung dem Gerichte Bericht zu erftatten, und bie Bejchreibung der 
gepfändeten Fahrniſſe beizulegen. Von beiden find den Parteien 
auf Berlangen Abjchriften zu ertheilen. 
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$. 537. 


Werden gerichtliche Depofiten gepfändet, fo ift die Pfändung 
im Depofitenamte vorzumerfen. Wird die Pfändung auf deponirte 
Staatöpapiere, die nicht auf den Ueberbringer lauten, oder auf un— 
verjicherte Privatforderungen, oder auf die Zinjen verjelben geführt, 
jo ift der Befcheid zugleich der Staatskaſſe, welche die Zahlung zu 
leiften Hat, oder dem Schuldner zuzuftellen. Durch dieſe Verfü— 
gungen erwirbt der Kläger das Pfandrecht von der Zeit an, wo 
das Pfändungsgeſuch bei dem Gerichte, in dejien Verwahrung fich 
die Depofiten befinden, überreicht oder angebracht worden ift. Bei 
Staatspapieren, die auf den Ueberbringer lauten, ift dazu die Vor— 
merfung der Pfändung im Depofitenamte allein hinreichend. In 
Anſehung der auf liegende Güter verficherten Schulpjcheine ift Die 
Vorſchrift des $. 500 zu beobachten. 


$. 538. 
Art der Pfändung auf die niht im unmittelbaren Befibe des Schuld— 
ners befindliden Saden. 

Befinden fih die in die Pfändung gezogenen Gegenftände in 
Verwahrung eines andern Gerichtes, oder einer Öffentlichen Behörde, 
oder in Händen eine3 Dritten, fo ift denjelben die Pfändungs-Ver— 
ordnung zuzuftellen, und zugleich nach Umftänden wegen der Be— 
jhreibung und Fünftigen Verwahrung diefer Gegenftände eine zweck— 
mäpige Verfügung zu treffen. Weigert fich der dritte Befiber die 
Execution zuzulafen, jo joll ihm dennoch die Prandungs-Verordnung 
zugejtellt werden. Don der Zeit diefer Zuftellung an, ift er dem 
Kläger, der ihn jedoch im Rechtswege belangen muß, für das er- 
weisliche Eigenthum des Beklagten verantwortlich. 


$. 539. 


I. Grad der Erecution, Schätzung. 
I. Grad, Feilbietung; befondere Vorſchriften für die le&tere. 


Die Schägung beweglicher Gegenftände kann entweder mit 
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der Pfändung zugleich, oder nad erlangtem Pfandrechte abgefondert 
angejucht werben. 


In Hinficht auf die Vornahme der Schäßung und BBerfteige- 
rung iſt fich bei beweglichen Sachen ebenjo zu benehmen, wie bei 
der Greeution auf unbeweglihe Güter, Nur follen in Rückſicht der 


Reilbietung der erjteren folgende bejondere Vorſchriften beobachtet 
werden: 


1. jede Lieitation ift der Negel nach auf eine Frift von vier- 
sehn Lagen auszufchreiben ; 

2. folche Fahrniſſe, die fich ohne Verminderung ihres Werthes, 
oder ohne Gefahr und Koften nicht fo lange aufbewahren 
lafien, können in noch kürzerer Frift feilgeboten und auch 
bei dem erften Termine unter der Schäßung veräußert 
werden; 

3. in dem KLieitationd = Edicte Hat der Nichter bloß überhaupt 
anzufündigen, welche Gattung von Fahrniſſen verfteigert 
werden wird; nur Gegenftände von bejonderem Werthe find 
darin näher zu bezeichnen ; 

4. der Schätzungswerth jedes einzelnen Stüdes joll zwar nicht 
in das Edikt eingerückt, wohl aber bei der Verfteigerung zum 
eriten Ausrufspreife angenommen werben; 

5. die Einrückung des Ediktes in die Zeitungsblätter kann un— 
terbleiben, wenn fie mit Schwierigfeiten over unverhältniß- 
mäßigen Koften verbunden wäre; 

6. der Abgeoronete des Gerichtes ift nur bei Gegenftänden 
von ſehr bedeutendem Werthe den höchſten Anbot durch volle 
fünf Minuten ausrufen zu laffen, oder den Kauflufligen 
eine Bedenkzeit von einer Viertelſtunde zu bewilligen ſchul— 
dig, und bei anderen Sachen bie Friften nad) vernünftigen 
Ermefien abzufürzen befugt; auch ift 

7. in dem Verſteigerungs-Protokolle bei jedem Gegenftande nur 
das höchite Anbot anzumerken; 

8, ber Kaufpreis ift, fofern nicht bei werthvollen Gegenftänden 
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durch beſondere Licitations-Bedingungen etwas Anderes 
beſtimmt wird, ſtets bei der Feilbietung ſogleich bar zu 
erlegen. 


$. 540. 


Weitere Executions Grade. Angabe des Vermögens durch den 
Schuldner. Perſonalarreſt. 


Wenn aus dem Berichte der, zur Execution abgeordneten Ge— 
richtsperſon erhellt, daß die gepfändeten Fahrniſſe zur Bedeckung 
des Klägers nicht hinreichen, oder wenn derſelbe anzeigt, daß ihm 
kein Vermögen des Schuldners, worauf die Pfändung geführt wer— 
den könnte, bekannt ſei, ſo ſoll auf ſein Anſuchen dem Beklagten 
von dem Richter auferlegt werden, ſein geſammtes Vermögen binnen 
drei Tagen bei Vermeidung des wirklichen Arreſtes anzugeben. 

Nah fruchtloſem Ablaufe dieſer Friſt ſoll der Richter auf 
weiteres Anſuchen des Klägers den Arreſt bewilligen. Der Arreſt 
iſt auf anſtändige Weiſe zu vollziehen, und der Verhaftete darf mit 
Perſonen, welche ſich wegen ſtrafbarer Handlungen in Unterſuchung 
oder Strafe befinden, nicht vermengt werden. 


Der in dieſem Paragraph normirte Executionsgrad: der richterliche 
Auftrag an den Executen ſein geſammtes Vermögen binnen drei Tagen bei 
Vermeidung des wirklichen Arreſtes anzugeben, iſt über das hierauf geſtellte 
Piel des Executionsführers und nur unter folgenden Bedingungen 
zuläßig: 

Erſtens: Wenn die Erecution auf das bewegliche Vermögen geführt wurde, 
und aus dem Berichte, welchen die Gerichtsperfon in Gemäßheit des $. 536 
der EBD. zu’erftatten hat, hervorgeht, daß Die gepfändeten Fahrniſſe zur 
Dedefung des Klägers nicht zureichen, oder zweitens, wenn der Erecutions- 
führer anzeigt, daß ihm Fein Vermögen des Schuldners, worauf Die Pfän— 
dung geführt werden könnte, befannt fei. 

Wenn der Execut den ihm zugeftellten Auftrag binnen dev drei Tage, 
von dem eriten auf den Tag der Zuftellung folgenden Tag gerechnet, nicht 
befolgt, fo wird, jedoch nie von Amtswegen, jondern nur über weiteres An— 
fuchen des Erecutionsführers der executive SBerfonalarreft und zwar nur dann 
bewilligt, wenn der Erecut nicht wenigftens vor eingelangtem Arreitgejuche 
Zahlungsmittel anzeigt. Die Verfüumung dev dem Erecuten eingeräumten 
dreitägigen Frift zieht demnach nicht ohne weiters die VBerhängung des Per— 
fonalarreftes nach fi. 

Da die Perfonalerecution für den Schuldner Feine Strafe, jondern 
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nur ein nach dem Geſetze zuläßines Zwangsmittel ift, fo verfteht e8 fich von 
feloft, daß die Bollziehung des Perfonalarreftes nie in Härte und Graufams 
feit gegen den Greceuten ausarten darf. Andere Gejeßgebungen, 3. B. das 
franzoͤſiſche Geſetz, und nach deſſen Mufter die Genfer Gefeßgebung und 
badnifche Prozeßordnung haben gewilje Härten bei der Berhaftung hervors 
gehoben und als unzuläßig bezeichnet. Als folche erjcheinen insbeſondere 
die Verhaftung des Schuldners zur Nachtzeit, in der Kirche während bes 
Gottesdienſtes oder einer andern Firchlichen Feier; in den Verſammlungs— 
orten, Sälen oder Kanzleien öffentlicher Behörden, Gorporationen oder be— 
vathender Verſammlungen; die Verhaftung des Schuldners, während derfelbe 
einer kirchlichen Seierlichfeit, einem Leichenbegängniffe, oder fonft einem er: 
laubten Aufzuge beiwohnt u. d. gl. 

Die befondern Beftimmungen über die Zuläßigfeit der Perfonalerecution 
in Wechjelfachen find fchon bei Erläuterung des $. 449 der CPO. ©. 445 
der Grläuterung angeführt worden. 

Noch muß bier die Frage erörtert werden, was dann Nechtens ift, 
wenn ſich ein Gontrahent bei Eingehung eined Vertrags oder Vergleichs, 
welcher die Zahlung einer beftimmten Geldſumme zum Gegenftande hat, mit 
auspdrüdlicher WVerzichtleiftung auf die Nealereeution der alfogleichen Perſo— 
nalereeution unterworfen hat. In einem fpeciellen Falle wurde über ein 
folches Uebereinfommen von einem Gerichtshofe zweiter Inftanz der Kumu— 
livung der Neal» und Berfonalereeution Statt gegeben (ſ. Zeitfchrift Juriſt 
Band I. ©. 267—270). 

Mir fcheint jedoch die Anficht, daß ein folches Uebereinfommen nicht 
berücjichtigt werden fünne, aus dem Grunde die vichtigere zu fein, weil der 
$. 449 der EBD. den Nichter anweiſet, die einzelnen Arten und Grade der 
Execution nach der Worfchrift und Ordnung des Geſetzes zu bewilligen, und 
dem Nichter es durch Feine im Gefege enthaltene Ausnahme geftattet ift, 
von der allgemeinen Norm des gerichtlichen Verfahrens bei Verhängung und 
Bollftrekung der Erecution auf Grundlage eines Privatwillens abzugeben. 

Die Nichtigkeit diefer Anficht dürfte fich mit um fo größerer Zuver— 
läßigfeit hevausftellen, wenn man erwägt, daß der Geſetzgeber überall dort, 
wo e8 den Parteien geftattet fein fol, von den gejeglichen Vorſchriften Durch 
Nrivatübereinfunft abzumweichen, dieſes ausdrüdlich hervorgehoben hat, wie 
diefes 3. B. im 8. 96 der ERO. bezüglich der Friften, im $. 8 der CPO. 
bezüglich des Befugnijfes der Parteien, fich das fchriftliche oder mündliche 
Perfahren zu wählen, und im $. 45 der J. N. bezüglich der Wahl eines 
unzuftändigen Nichters der Fall it. Diefe von dem Geſetzgeber aufgeftellten 
Beitimmungen würden fich doch offenbar als ganz überflüßig darftellen, wenn 
es als allgemeiner Grundjag gelten würde, daß e8 dem Uebereinfommen der 
Parteien geftattet ift, von den wefentlihen Vorfchriften der Prozeßordnung 
abzumeichen. 

Man fage nicht, eine folche Abweichung fei von dem Gefege nicht 
verboten und darum fei fte rechtsgültig. Sie ift allerdings, wenn auch nicht 
ausdrücklich, doch jedenfalls ftillfchweigend durch die Vorfchrift des 8. 449 
der CPO. verboten. 

Die Verordnung des $. 19 der Vorfchrift über das Wechjelverfahren : 
Auf gerichtliche Vergleiche findet die wechjelvechtliche Ereeution nur in dem 
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Falle Statt, wenn fich der Schuldner derfelben in Rückſicht einer Wechſel— 
forderung ausdrüdlich unterworfen hat, ericheint ald eine Ausnahme, deren 
analoge Anwendung auf andere, ald den vom Geſetzgeber beftimmten Fall 
durchaus ungerechtfertigt erfcheint, weil der Geſetzgeber nach der wortdeut- 
lichen Beftimmung des $. 19 nur zu Gunften dev Wechfelforderung ein Pri— 
vilegium ftatuirt hat, welches auf andere gemeine Schuldforderungen unmög- 
lich ausgedehnt werden Fann. 


$. 541. 
Berfahren Hierüber. 

Werden von dem Beklagten binnen der feitgejegten Friſt, oder 
mwenigftend vor eingelangtem Arreftgejuche, Zahlungsmittel angezeigt, 
fo ift über dieſes Gefuch fogleih auf Furze Friſt eine Tagſatzung 
anzuordnen, und, wenn ein Streit entſteht, ob der Kläger das an- 
gegebene Vermögen als hinlänglihe Bedeckung anzunehmen ſchul— 
dig fei, hierüber nach Vernehmung beider Theile unverzüglich durch 
Beicheid zu erfennen. ine Erftrefung findet ohne Einwilligung 
des Gläubigers nicht Statt. 


$. 542. 


Gehörig verficherte, Iebenslängliche Einkünfte des Beflagten, 
ift der Kläger zu feiner Bedeckung anzunehmen jchuldig, wenn er 
damit in SJahresfriit bezahlt werden kann. 


Es kann ſehr leicht geichehen, daß der Schuldner Über die ihm gewor— 
dene Aufforderung zur Angabe feines Vermögens fchriftlich oder mündlich 
offenbar unzulängliche oder gänzlich fingirte Zahlungsmittel nur zu dem 
Zwede anführt, um die PVerfonalerecution zu hemmen oder hintanzuhalten. 
Das Gefeg mußte demnach darauf bedacht fein, folhe Worfehrungen zu 
treffen, damit eine gefeglihe Maßregel, durch welche dem Schuldner bloß 
die Möglichfeit geboten wird, den Berfonalarreft von fich abzuwenden, von 
diefem nicht zum Nachtheil des Gläubigers mißbraucht werde. 

Das Geſetz hat zu diefem Ende vorgefchrieben: 

1) Muß der Schuldner binnen der ihm feftgefegten Frift, oder wenig- 
ftend vor eingelangtem Arreftgefuche Zahlungsmittel anzeigen. Langt das 
Arreftgefuch und die Anzeige des Erecuten an einem und demfelben Tage 
bei Gericht ein, fo fcheint in analoger Anwendung des $. 100 der END. 
die Anzeige des Erecuten mit der Anordnung einer Tagſatzung erledigt und 
das Arreftgefuch auf diefen Beicheid gewiefen werden zu müſſen. Langt je— 
doch die Anzeige fpäter ein, jo hat der Execut das Necht zur Einbringung 
ber Anzeige verwirft und dem Grecutionsführer muß ohne NRüdficht auf 
dieſe Anzeige die Perſonalexecution bewilligt werden. 
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2) Der Richter hat über das Gefuch des Schuldners ſogleich auf kurze 
Zeit eine Tagſatzung anzuordnen und zu derſelben beide Theile vorzuladen. 
Eine —— dieſer Tagſatzung findet ohne Einwilligung des Gläubigers 
nicht Statt. 


3) Wenn der Grecutionsführer bei diefer Tagfagung fich weigert, das 
von dem Grecuten angegebene Vermögen als hinlängliche Bedeckung anzu— 
nehmen, fo hat der Richter hierüber nach Vernehmung beider Theile durch 
Beſcheid zu erfennen. 


Das Geſetz hat im Paragraph 542 einen einzigen Fall angege- 
ben, in welchem der Grecutionsführer verpflichtet ift, ein von dem Schuloner 
angezeigtes Vermögen zu feiner Bedefung anzunehmen und der lettere ſomit 
von dem Berfonalarrefte befreit wird. Diefer Fall ift dann vorhanden, wenn 
der Execut gehörig verficherte, Tebenslängliche Einkünfte angibt, aus welchen 
der Grecutionsführer binnen Jahresfrift Befriedigung erhalten fann. 


Vergeben fuchen wir jedoch nach allgemeinen Grundfägen und Be- 
ftimmungen, nach welchen die Frage von dem Richter entfchieden werden 
fol, wann der Kläger fchuldig ift, Das von dem Erecuten angegebene Ber: 
mögen als hinreichende Bedeckung anzunehmen. 


Sch glaube mich nicht zu irren, wenn ich annehme, daß unfer Gefeß 
es nicht für entfprechend hielt, mit Nüdjicht auf die Mannigfaltigfeit und 
Verjchiedenheit der Umftände, die auf die Entjcheidung diefer Frage Einfluß ha— 
ben fünnen, das Ermeſſen des Nichterd zu binden und fich deshalb bloß 
veranlagt hat, einen einzigen, fehr zweifelhaften Ball, wo es fih um ein 
höchit perfönliches Recht des Schuldners handelt, hervorzuheben. Dieſer ein- 
zelne Fall foll dem Richter eine Andeutung über die Nichtung geben, in 
welcher das Geſetz Diefe Frage entfchieden haben will. 


Der Richter hat demnach in allen andern Fällen, in welchen Die von 
dem Schuldner angezeigten Zahlungsmittel nicht ungünftiger oder fogar noch 
günftiger find, als in dem im $. 542 normirten Fall zu Gunften des Ere- 
euten und gegen den Erecutionsführer zu entfcheiden. 


Am häufigften dürfte es fich ereignen, daß der Erecut zur Befriedigung 
des Crecutionsführers ausftehende Korderungen anzeigt. Hier wird es vor 
allem darauf ankommen, ob diefe Forderungen wirklich beftehen, gehörig ver- 
fichert find, und ob der Erecutionsführer daraus binnen Jahresfrift feine 
Befriedigung erlangen kann. Offenbar darf der Erecutionsführer nicht mit 
folchen Aectivforderungen abgefertigt werden, deren Einbringlichfeit zweifelhaft 
ift, oder bei denen ſich Der Öläubiger fleine Abjchlagszahlungen, aus welchen 
er erft nach vielen Jahren befriedigt werden fann, gefallen lafjen muß. Noch 
weniger darf fich der Gläubiger mit unbeftimmten Erwartungen begrügen, 
3. B. mit einer Erbſchaft, die dem Schuldner bevorfteht. Eben jo dürfte 
eine beftrittene Forderung, die exit als geltend erwieſen werden muß, fein 
Object fein, welches der Gläubiger fich zu feiner Befriedigung gefallen laſſen 
muß. In einem folchen Sale muß es vielmehr dem Schuldner überlafjen 
werden, Die Hereinbringung feiner Activforderungen zur Befriedigung feiner 
Gläubiger und hiedurch die Befreiung vom Perfonalarrefte zu bewirken. 
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$. 5493. 


Hat der Nichter die angezeigten Zahlungsmittel für unzuläng— 
lich erfannt, fo ift der Kläger fogleih nach veritrichener Recursfriſt 
oder erfolgter Beftätigung des Bejcheides um Vollzug des Arreftes 
anzujuchen berechtiget. 

Wenn von dem Ereceuten Über die an ihn ergangene Auflage: fein 
gefammtes Wermögen binnen drei Tagen bei DBermeidung des wirklichen 
Arreftes anzugeben, Zahlungsmittel angezeigt werden, jo kann der Arreſt 
nur unter der Bedingung verhängt werden, wenn der Bejcheid, Durch wel- 
hen diefe Zahlungsmittel zur Bedeckung des Klägers als unzulänglich bes 
funden werden, in Nechtsfraft erwachlen ift. Wann diejes der Yal ift, ift 
aus dem $. 309 der EBD. zu entnehmen. 

Mird dagegen durch den vechtsfräftigen vichterlichen Befcheid der Ere- 
eutionsführer für fchuldig erfannt, das angegebene Vermögen ald hinläng— 
liche Bedeckung anzunehmen, fo kann offenbar die Perfonalerecution nicht 
Pla greifen, fondern e8 muß erft auf das von dem Schuldner nahmbhaft 
emachte Vermögen die Nealerecution nach den allgemeinen Borfchriften der 
ee geführt werden. 

Menn fich diefe als fruchtlos erweiſt, ſo kann dann ohne weiters und 
ohne daß e8 einer abermaligen Aufforderung um Namhaftmachung der Gü- 
ter bedarf, die Verfonalerecution geführt werden, denn der Vorjchrift Des 
$. 540 ift bereits durch die einmalige Aufforderung Genüge geleiftet worden 
und zu einer abermaligen Aufforderung ift fein Grund vorhanden. 


$. 544. 
Dauer des Erecutionsarreftes. 


Der Executionsarreſt darf nicht länger als Ein Jahr dauern. 
Diefe Vorſchrift gilt jedoch nur, wenn der Schuldner die ganze 
Zeit hindurch ununterbrochen im ordentlichen Schuldengefängnifje 
verhaftet war. In diefem Falle ift der Regel nach weder dem 
Executionsführer jelbit, noch einem andern Gläubiger weitere Per— 
jonal-&reeution gegen ihn zu bewilligen. Nur ein, in der noth— 
wendigen Kranfheitspflege, unter der Aufficht der Behörde ausge— 
ftandener Arreft, unterbricht die Dauer des geſetzmäßigen Arreftes 
nicht. Als Iwangsmittel zur Erfüllung einer Verbindlichkeit, wel— 
cher jich der Beklagte, ohne Vermögen zu befigen, entledigen kann, 
findet der Arreſt felbft gegen diejenigen Statt, die ein Jahr lang 
wegen Bezahlung einer Summe Geldes verhaftet waren. Auch 


540 


befreit der wegen Berrichtung eines Gejchäftes oder einer Arbeit, 
die mit feinem Koftenaufwande verbunden ift, verhängte Arreft, ob» 
gleich er Ein Jahr gedauert hat, den Schuldner nicht von weiterer 
Perſonal-Execution wegen anderer Berbindlichfeiten ähnlicher Art, oder 
wegen Bezahlung einer Geldſumme. 

Der Gläubiger, der durch einjährigts Gefängniß die Verrich— 
tung des Gejchäftes oder der Arbeit jelbit zu erzwingen vergeblich 
verfucht hat, kann, in foferne diefelbe den Beklagten zu feinem Ko- 
ftenaufwande genöthigt haben würde, wegen feiner Entſchädigungs— 
anjprüche neuerlich den Arreſt erwirfen. 


$. 545. 


Auch ein proviforifcher Arreft, der ein ganzes Jahr gedauert 
hat, befreit den Schuldner unter den, im $. 544 feſtgeſetzten Be— 
dingungen von weiterer Perſonal-Execution. Wenn der proviſoriſche 
Berjonalarreft in einen Grecutionsarreft übergeht, fo läuft das Jahr 
von dem Tage an, an welchem der Schuldner vorfichtäweije ver= 
haftet worden: ift. 


$. 546. 


Durch den ausgeftandenen Schuldenarrefi wird an dem Fort— 
beitande der Forderung de3 Gläubigerd nicht3 geändert und dieſer 
kann nicht gehindert werden, durch andere Crecutiondmittel jeine 
Befriedigung zu fuchen. 

Auh kann der Arreft wegen neuer, nach vollzogener Per— 
fonal-Srecution erft entftandener Schulden, abermald auf ein Jahr 
jtattfinden. 

Der Arreft des Schuldners im ordentlichen Schuldgefängniffe, welcher 
durch ein ganzes Jahr ununterbrochen im Sinne des Geſetzes gedauert hat, 
zieht folgende Wirfungen nach fich: 

1) Hat der Schuldner mit dem letten Tage dieſes Jahres ein unbe 
dingtes Recht auf Freilaffung erworben. An dem Fortbeftand der For— 
derung des Gläubiger wird jedoch nichts geändert ($. 546 der CPO.), 
d. h. die Forderung, wird durch den ausgeftandenen Arreft nicht getilgt, viel- 


mehr fteht dem Gläubiger noch immer frei, neuerdings auf das Vermögen 
des Schuldners zu greifen. | 
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2) Der Schuldner, welcher durch ein ganzes Jahr ununterbrochen im 
ordentlichen Schuldenarrefte wegen Nichterfüllung ſolcher Verbindlichkeiten, 
die aus den Vermögensbeftandtheilen des Schuldners beftritten werden müſ— 
fen, gefänglih angehalten worden ift, erlangt dadurch eine Befreiung von 
dem Perſonalarreſt bezüglich aller Schulden, welche vor dem Tage der Freis 
laſſung aus dem Berfonalarrefte entjtanden find und durch Dermögensbe- 
ftandtheile des Schuldners getilgt werden müſſen. Dieſe Befreiung erlangt 
daher der Schuldner nicht: 


a) wenn derſelbe wegen Erfüllung einer folchen Verbindlichkeit, deren 
er ſich auch ohne ein Vermögen zu befigen, entledigen fann, durch ein gans 
zes Jahr ununterbrochen verhaftet war; 3. B. ein Schaufpieler würde wegen 
Nicht-Zuhaltung feines mit einem Theaterdirector eingegangenen Engagements 
durch ein ganzes Jahr ununterbrochen verhaftet geweſen jein. 

Ein folder Schuldner kann wegen andern Verbindlichfeiten, deren er 
fich durch Aufopferung feiner Vermögensbeftandtheite entledigen muß, daher 
auch insbefondere wegen der Entjchädigungsanfprüce des Crecutionsführers 
neuerdings mit Perjonalerecution belaftet werden. Auch wegen anderer per— 
gönlicher Leiftungen ift das legtere der Fall. 


b) Wenn der Schuldner wegen Zahlung einer Geld- oder derfelben 
gleichgehaltenen Schuld durch ein ganzes Jahr ununterbochen verhaftet War, 
jo kann er wegen einer folchen Verbindlichkeit, Die er mit den Kräften feiner 
Verfönlichkeit, ohne ein Vermögen zu befisen, erfüllen fann, neuerdings durch 
ein ganzes Jahr in Berfonalerecution gezogen werden. 

Das Geſetz unterfcheidet ſomit Die Berbindlichkeiten in zwei Haupt: 
Klaſſen: 


1. In Verbindlichkeiten, welcher ſich der Beklagte ohne Vermoögens— 
beſtandtheile aufopfern zu müſſen, durch ſein perſönliches Thun, Dulden oder 
Unterlaſſen entledigen kann. 


II. In Verbindlichkeiten, die in einem Geben beſtehen, zu deren Er— 
füllung daher der Schuldner Beftandtheile feines Vermögens aufopfern muf. 

Der wegen Nichterfüllung von Berbindlichfeiten der erften Art im 
höchſten Ausmaß vollftändig ausgeftandene PVerfonalarreft it ohne Wirkung 
für Verbindlichfeiten derfelben und der zweiten Art, und umgefehrt ift der 
wegen Nichterfüllung der Verbindlichkeiten der zweiten Art volljtändig im 
höchiten Ausmaß ausgejtandene Perfonalarreft ohne Wirkung für Verbind- 
lichfeiten der exiten Art, dagegen aber wohl von Wirkung für andere Ver: 
bindlichfeit derfelben (zweiten) Art, wenn fie vor dem Tage der Ent: 
lafjung aus dem Arrefte entftanden find. 

Die Dauer des Arreftes iſt von dem Tage der Verhaftung des Schuld: 
nerö zu berechnen, ohne Unterfchied, ob die Verhaftung im Wege des pro- 
viforifchen oder erecutiven PBerfonalarreftes erfolgte. Der proviforifhe Per— 
jonalarreft der im ordentlichen Schuldgefängniffe ununterbrochen durch ein 
ganzes Jahr gedauert hat, bringt diefelben Wirkungen hervor, wie der exe— 
eutive Perfonalarreft, und befreit fomit den Schuldner von jeder weitern 
Perſonalexecution. 
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8. 547. 
Verpflegung des verhafteten Schuldners. 


Wenn der Schuldner nicht im Stande ift, fich feinen noth- 
bürftigen Unterhalt im ordentlichen Arrefte felbft zu verfchaffen, fo 
wird der Betrag dieſes Unterhalts von dem Michter beftimmt, und 
der Gläubiger angewiejen, denſelben nach den, für den proviforifchen 


Arreſt gegebenen Vorjchriften von acht zu acht Tagen vorhinein zu 
entrichten. 


Die in diefem Paragraph angedeuteten Vorfchriften find in dem $. 400 
der CPO. enthalten. 


Was dann zu gefchehen habe, wenn der arreftirte Schuldner erfranft, 
und ob insbejondere in einem folchen Falle die Kranfheitsfoften des Schulb- 
nerd von dem auf der gefänglichen Anhaltung deſſelben beftehenden Schuldner 
beftritten werden müſſen, ift in dem Gefege nicht ausdrüdlich beftimmt. Wohl 
geht aus dem $. 544 der CPO. hervor, daß dem erfranften Schuldner auch 
außerhalb des ordentlichen Schuldgefängnifjes die ordentliche Krankheitspflege 
ertheilt werden Fönne, allein in diefen wenigen allgemeinen Umriffen ift auch 
Alles enthalten, was das Geſetz für den Fall der —— des Schuldners 
vorgeſchrieben hat. Es dürfte daher nichts anders übrig bleiben, als die 
für die Koſten des nothwendigen Unterhaltes beſtehenden geſetzlichen Beſtim— 


mungen analog auf die Krankheitskoſten anzuwenden ($. 399 und 400 
der CPO.). 


$. 548. 


Befreiung von der Perfonal-Erecution. 


Die Perſonal-Execution findet wider die, im $. 460 erwähnten, 
öffentlichen Beamten und Diener, mit Inbegriff der beeidigten 
Praftifanten und Ausfultanten, und der Beamten der öffentlichen 
Armen-Anftalten nicht Statt. Anftatt deſſen iſt der Gläubiger im 
Falle des $. 540 berechtiget, zu verlangen, daß fie ihr Vermögen 
eivlich angeben. Uebrigens find gegen Beamte, welche fich leicht- 
finniger oder argliftiger Weife in Zahlungsunvermögenheit verjegen, 
die beitehenden Strafgefege anzumenden. 

Wider Eheleute, welche für unverforgte Kinder zu forgen ha- 
ben, kann der Perfonal-Arreft weder zur Sicherftellung, noch im 
Wege der Execution zu gleicher Zeit verhängt werden. Einer ber 
Ehegatten muß zum Wohle der Kinder in Freiheit belafjen werben. 
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Das Geſetz hat gewiffe Perfonen von der Perfonalerecution befreit. 
Diefe Perſonen find: 

1) Die Beamten und die ihnen im $. 460 und im $. 548 der CPO. 
gleichgeftellten Perſonen. 

2) Eheleute, welche für unverforgte Kinder zu jorgen haben, infofern, 
daß nicht beide Eheleute zu gleicher Zeit in den erecutiven Perfonalarreft 
genommen werden dürfen, fondern wenigftend einer derjelben zum Wohle 
der Kinder in Freiheit zu bleiben Hat. Bezüglich welches Ehegatten diefe 
Befreiung einzutreten hat, bleibt dem Ermeſſen des Richters überlaffen. 

Bei den Beamten läßt das Geſetz an die Stelle des phyfiichen Zwangs— 
mitteld des Perſonalarreſtes ein GewifjenssZwangsmittel: den Offenbarungs- 
eid treten, mit welchem die Beamten die von ihnen gemachte Anzeige über 
ihre Vermögen bejhwören müſſen. Dieſe Beſchwörung findet jedoch nur in 
dem von dem Geſetzgeber im $. 548 beftimmten Falle ftatt, und darf nach 
der befannten Nechtöregel: Exceptio firmat regulam in casibus non ex- 
ceptis auf andere Fälle, nicht ausgedehnt werden. 


$. 549. 
BDerfügungen im Falle einer Wivderfeglihfeit gegen die Erecution, 

Wollte ſich der Beklagte, oder ein Dritter der Erecution mit 
Gewalt widerjegen, jo joll die Gerichtäperfon hierüber, ohne zu 
Thätlichkeiten Anlaß zu geben, dem Gerichte unverzüglich Bericht 
eritatten. 

Der Richter hat jogleich die nöthigen Zwangsmittel anzumwen- 
ben, und die eingetretene Wiverfeglichfeit nachdrücklich zu beftrafen, 
oder nad Umftänden dem Strafgerichte anzuzeigen. Polizei- und 
Militärbehörden find den Gerichten bei Vollziehung der Erecutions- 
verordnungen auf Erſuchen ungejäumt den nöthigen Beiftand zu 
leiften ſchuldig. 


$. 550. 

Vorſchriften: a) über die Erecution auswärtiger Urtheile im Snlande, 

Auf rechtöfräftige Urtheile auswärtiger Gerichte haben die in- 
ländijchen Gerichte, fie mögen von einer fremden Behörde oder von 
bem Gläubiger jelbft darum angegangen werden, fofern nicht im 
Beziehung auf einzelne Staaten bejondere Vorfchriften beftehen, die 
Erecution, jedoch nur unter folgenden Bedingungen zu ertheilen: 

1. der fremde Richter muß nad allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
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in diefer Sache die Gerichtsbarfeit auszuüben berechtigt ge— 
wejen jein, worüber in zweifelhaften Fällen von ihm jelbft 
oder von dem Greceutionsführer bie erforderliche nähere Auf- 
flärung verlangt werden kann. 

Das Urtheil muß 


2. im Originale vorgelegt werden, und bie Nechtöfraft deſſelben 
entweder durch das Grjuchichreiben des auswärtigen Nich- 
ters, oder, wenn dad Executionsgeſuch von der Partei jelbft 
angebracht wird, durch ein Amtszeugniß deſſelben Gerichtes 
(bie Vollſtreckungs-Clauſel), bejtätigt fein, 

3. Die Grecution kann nur in foferne ftattfinden, ald von den 
Gerichtsbehörden des Landes, worin das Urtheil gejchöpft 
worden ift, auch die Erfenntniffe hieſiger Gerichte mit glei- 
her Willfährigfeit in Vollzug gejebt werden, welches jedoch, 
jo lange man daran zu zweifeln feinen bejondern Grund 
hat, zu vermuthen ift. 


Solche befondere Vorfchriften, auf welche im 8. 550 hingedeutet wird, 

beitehen ; 
* 1) Bezüglich des Großherzogthums Baden das Hofdefret vom 14. Mai 

1819 3. 1561 und Juftizhofdefret vom 28. Mai 1838 3. 3032. 

2) Bezüglich Baierns das Hofdefret vom 7. November 1812 3. 1010 
und Hkzdkt. vom 7. Juli 1842 3. 19876. 

3) Bezüglich Franfreichs das Juftizhofdefret vom 1. März 1809. 

4) Bezüglich des Kirchenftaates das Hofdefret vom 14. April 1820 
3. 1658 und das Juftizhofdefret vom 5. October 1822, 
| 5) Bezüglich Preußens das Hkzdkt. vom 24. Auguft 1840 3. 26636 
und Hföft. vom 13. Januar 1845 3. 1043. 

6) Bezüglich Nußlands das Hofdefret vom 24. Mai 1833 3. 2616 
und das Auftizhofdefret vom 13. November 1838 3. 3253. 

7) Bezüglich Sachfens das Hofdefret vom 22. Februar 1833 3. 70. 
Alle bis nun anbezogenen Verordnungen find in Weſſelys Handbuch wört— 
lich angeführt. u 

8) Bezüglich Sardiniens erfloß die Verordnung des k. k. Zuftizminis 
fteriums vom 22. Januar 1853 3. 13 RGB. 


$. 551. 


Wenn der Richter erſter Inſtanz nach diefen Rüdfichten über 
die Bewilligung, oder Verweigerung der Ereeution zu entſcheiden 
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feine Schwierigfeit findet, jo hat er das Grecutionsgefuch fogleich 
zu erledigen. In zweifelhaften Fällen joll er die Parteien vorläufig 
einvernehmen und nach deren VBernehmung entweder jelbft entjcheiden, 
oder, wenn er e3 für nothwendig findet, bei dem höheren Richter 
anfragen, welcher ihm die erforderliche Belehrung zu ertheilen, ober 
nah Umftänden die Acten dem Juftizminifterium vorzulegen hat. 


$. 552. 

Die Hiefigen Gerichte Haben bei Vollziehung der im Auslande 
ergangenen Urtheile nie von Amtswegen, jondern nur nach ben 
Vorſchriften diefer Prozeß» Ordnung zu verfahren. Hat der Gläu— 
biger den Gegenftand der Erecution nicht mit Beftimmtheit angege- 
ben, jo ift ihm zur Ausführung der Erecution ein Vertreter von 
Amtswegen zu bejtellen. Hätte jedody das auswärtige Gericht in 
feinem Erfuchjchreiben den Gegenſtand der Grecution beftimmt an 
gegeben, jo ift mit der Verfügung, wodurh dem Gläubiger das 
gerichtliche Pfandrecht darauf verfichert wird, jogleich vorzugehen, 
und dem abwejenden Grecutionsführer ein ämtlicher Vertreter nur 
zur Wahrung jeiner Rechte und Fortfegung der Ereeutionsfchritte 
zu beitellen. 

Sn beiden Fällen aber ift den auswärtigen Behörden zu er- 
Öffnen, dag die Beitellung eines DVertreterd nur auf Gefahr des 
Executionsführers erfolge, und diefer fich mit demfelben ins Einver- 


nehmen zu jegen, oder ſelbſt einen Bevollmächtigten zu ernennen 
habe. 


8. 553. 
b) Ereceution inländifher Urtheile im Auslande. 


Die Gerichte des Inlandes haben in den, bei ihnen entjchie- 
denen Rechtsſachen auf Anfuchen der Parteien fremde Gerichtöbe- 
hörden durch Erſuchſchreiben um die Grecution unmittelbar oder 
mittelbar durch höhere Behörden unter Beobachtung der angeführten 
Vorſchriften anzugehen, in fofern nicht bereits befannt ift, daß es 
ohne Erfolg gejchehen würde, 
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$. 554. 


Gegen fremde Gerichte, welche die Vollziehung der in biefen 
Staaten gejhöpften Urtheile verweigern, oder zum Nachtheile des 
inländiichen Gläubigerd erjchweren, ift das Wiedervergeltungsrecht 
genau auszuüben, daher find jämmtliche bei erfter oder zweiter In— 
ftanz vorfommende gegründete Bejchwerden hiefiger Unterthanen wi» 
der auswärtige Behörden wegen verweigerter Greceution dem Juſtiz— 
minifterium zur weiteren Verfügung vorzulegen. 


Dreiundzwanzigſtes Hauptftüd. 


Bon der VBertbeilung des Hauffchillings im Erecutions: 
wege verfaufter unbeweglicher Güter. 


$. 555. 
Borladung zu derfelben. 


Sobald die Veräußerung eines Guted im Executionswege er- 
folgt ift, hat die Realinftanz unverzügli von Amtswegen eine 
Tagſatzung zur Verhandlung über die Vertheilung des Kaufjchillings 
anzuordnen und dazu den Ereeutionsführer, den Schuldner veffelben, 
den Käufer und alle Gläubiger, welche entweder jchon früher be- 
fannt waren, oder in Folge der Edictal- Aufforderung fich gemeldet 
haben ($. 509) mit der Warnung vorzuladen, daß die nicht Er- 
jheinenden die nachtheiligen Folgen ihres Ausbleibens fich felbft 
beizumefjen haben werden. 

Sobald die Veräußerung eines unbeweglichen Gutes im Erecutions- 
wege erfolgt ift, d. h. daſſelbe dem Meiftbieter zugefchlagen worden ift, fo 
hat die Nealinftanz, bei welcher die Feilbietung vorgenommen worden ift, 
unverzüglich, fomit ohne abzuwarten, daß die Rauffumme von dem 


Meiftbieter, dem zur Zahlung derfelben Friften bedungen worden find, voll- 
ftändig entrichtet worden iſt; ohne Rückſicht auf eine etwa begehrte Relicitation 
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und auf allenfällige Rekurſe gegen die vorgenommene Picitation und den 
erfolgten Zufchlag von Amtswegen eine Tagfagung anzuordnen. : 

Die Anordnung der Tagfagung zur Berhandlung über die Vertheilung 
des Raufihillings erfolgt mittelft Befcheides, welcher nach Worfchrift des 
Gefeges folgenden Berfonen zugeftellt werden muß: 


1) dem Erecutionsführer, deſſen vechtliches Intereffe an dem Ergebniffe 
diefer Verhandlung wefentlich betheiligt ift. 

2) Dem Grecuten, auf deſſen früheres Eigenthum fowohl von Seite 
des Erecutionsführers, ald auch von Seite der übrigen Hypothefargläubiger 
Anfprüche erhoben werden, über deren Nichtigkeit oder. Unrichtigfeit feine 
Erklärungen maßgebend find. 

3) Den Gläubigern, weil diefe vermöge des von ihnen behaupteten 
Pfandrechtes das Necht in Anfpruch nehmen mit ihrer Forderung aus dem 
Raufihilling die Befriedigung zu erlangen. 

Zu den Hypothefargläubigern gehören jedoch offenbar nicht bloß die— 
jenigen, welchen eine pfandweife verficherte Forderung zufommt, fondern auch) 
Miteigenthümer, die im bücherlichen Beſitz des Fruchtgenuffes befindlichen 
Perfonen, überhaupt alle diejenigen, welchen ein dingliches, auf der Sache 
jelbjt haftendes Recht zufteht. 

4) Dem Käufer, weil Diefer ſich mit den übrigen Intereffenten über 
die Art und Weife der Entrichtung des Kaufjchillings, über die Bedingungen, 
unter welchen ihm das Eigenthum eingeantwortet werden fann, in der ver: 
fchiedenartigften Weife verabreden fann, und es fich gefallen laſſen muß, die 
auf das Gut pfandweife verficherten Schulden nach Anweilung des Richters, 
foweit der Kaufichilling reicht, zu Übernehmen. 

In diefem Befcheide müffen die Vorgeladenen vor den Contumacial- 
folgen durch den allgemeinen Beiſatz gewarnt werden, daß fie fich die nach» 
theiligen Folgen ihres Ausbleibens felbit beizumefien haben werden. 

Diefe von dem Geſetze angedrohten nachtheiligen Folgen beftehen im 
Allgemeinen darin, daß die im Ungehorfam befindlichen Barteien von dem 
Vortheile ausgejchloffen werden, welchen ihnen die Betheiligung an der Ber: 
handlung zu gewähren vermag, und daß ungeachtet des Ausbleibens mit 
der Bertheilung des Kaufjchillings vorgegangen wird. Bezüglich des Echuld- 
ners und der Hypothefargläubiger hat das Gefeß noch insbefondere folgende 
Contumacialfolgen hervorgehoben: 

4) Für den im Ungehorfam befindlichen Schuldner muß in Gemäßheit 
des $. 595 der CPO. von Amtswegen ein Vertreter beftellt und zur Ver— 
handlung vorgeladen werden. Der Grund, warum das Gefeg hier nicht 
die ftrengen Contumacialfolgen des F. 40 der CPO., gegen den im Unge- 
horfam befindlichen Schuldner eintreten läßt, liegt darin, weil es fich hier 
nicht um ein Streitwerfahren, fondern um eine richterliche Thätigkeit handelt, 
die mehr adminiftrativer Natur ift, und weil es fich nicht bloß um die Wah— 
vung der Rechte des Schuldners, jondern auch um die Wahrung der Rechte 
der übrigen Gläubiger handelt. ® 

2) Der Gläubiger, defien Forderung in den öffentlichen Büchern: nicht 
als gültige Laftenpoft erfcheint, und von dem Schuldner als unrichtig bes 
ftritten wird, verliert in Gemäßheit des $. 572 und mit Rückſicht auf. die 
88. 560 und 561 der EBD. das Recht auf Befriedigung aus der Hypothek, 
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jedoch nicht die perfönliche Forderung an ben Schuldner und die auf andern 
Gütern des Schuldners erworbenen Hypothefarrechte. 

3) Diejenigen Gläubiger, welche bei der Tagſatzung nicht erfcheinen, 
find in Anfehung derjenigen Interefienrüdftände, welche mit dem Kapitale 
nicht gleiches Vorrecht genießen, und in Anfehung der Gerichtöfoften, wenn 
auch der Schuldner diefe Forderungen anerfennt, von der Hypothek und ben 
dafür eingegangenen Kaufſchilling ausgeichloffen ($. 560 ber EWBO.). 


$. 556. 


Der Bejcheid wird ben Gläubigern, welche im Gerichtsorte, 
oder in deſſen Nähe wohnen, oder welche Bevollmächtigte dafelbft 
beftellt haben, nach den Vorſchriften der Progeg- Ordnung zugeftellt. 
Zur Vertretung derjenigen Gläubiger, welche die Beftellung eines 
Bevollmächtigten verfäumt haben, ift von Amtswegen ein Vertreter 
zu beftellen ($. 509). Hiebei ift jedoch die Ausfertigung eines 
Edictes, jelbit in Anfehung derjenigen nicht erforderlich, deren Auf- 
enthaltsort unbefannt oder im Auslande if. Auch kann derſelbe 
Gurator alle diefe Gläubiger vertreten, in fofern nicht befondere 
Gründe einen Widerſpruch in der Vertheidigung der echte ber 
Einzelnen vermuthen laſſen. 

Das Geſetz hat bloß im Allgemeinen vorgefchrieben, daß die Zuftellung 
des Beicheides nach den Vorfchriften der Prozeßordnung zu erfolgen habe. 
Eine Zuftellung des Befcheides zu eigenen Händen ift, weil fie das Geſetz 
nicht ausdrüdlich vorgefchrieben hat, nicht erforderlich. 

Befondere Gründe, welche e8 nothwendig machen, für mehrere Gläu- 
biger abgejonderte Kuratoren aufzuftellen, Fönnen fih ergeben, wenn mit 
Grund zu vermuthen ift, daß ein Streit über das Pfandrewt oder Vorrecht 


zwifchen den einzelnen entftehen dürfte, wornach fodann der Curator natürlich 
entgegengefegte Interefien nicht zugleich vertreten fann. 


$. 557. 
Art der Vornahme. 

Bei der Tagfagung muß über die einzelnen Schuldpoften nad 
der Ordnung, in ber fie in den öffentlichen Büchern erfcheinen, ver- 
handelt, durch Vernehmung der erjchienenen Gläubiger und des 
Schuldners die Nichtigkeit jeder Forderung, der Betrag berjelben 
an Capital, Zinjen und Koften und das, dem Gläubiger gebührende 
Pfandrecht ind Neine gebracht, und darüber ein genaues PBrotofoll 
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aufgenommen werden. Wird eine Forderung, oder der Betrag ber- 
felben, oder das in Anfpruch genommene Pfandrecht beftritten, fo 
find die Theilnehmenden auf den Weg Nechtens zu verweilen, jedoch 
die Anſprüche des Gläubiger8 in dem Protofolle zu dem Ende an» 
zumerfen, damit fie bei der Zutheilung des Kaufjchillings in Ans 
Schlag gebracht und bis zum Ausgange des Prozeffes durch Deponirung 
oder Anweiſung bei dem Käufer fichergeftellt werben. 


Die $$. 557 bis 563 der CPO. enthalten die Grundfäge über die 
Liquidations- und Borrechtsverhandlung, welche nothwendiger Weife ber 
Vertheilung des Kaufſchillings vorauszugehen hat, und gewiffermaßen bie 
Grundlage derfelben bildet. 

Die in diefem Paragraph enthaltenen Grundfäge bezüglich dieſer Ver— 
handlung find folgende: 

Es muß bei der Tagfasung über jede einzelne Schuldpoft und zwar 
in der Ordnung, in welcher fie in den öffentlichen Büchern erfcheint, und 
dort, wo feine öffentlichen Bücher beftehen, in der Ordnung, in welcher der 
Zeit nach das Pfandrecht erworben wurde, verhandelt werden. Jeder Gläus 
biger Hat fich über feinen Anfpruch, den er an den Kaufſchilling ftellt, daher 
insbefondere über den Betrag des Kapitals, der Zinfen und Koften über fein 
erworbenes Hypothefarrecht und die Priorität in demfelben zu erklären. 
Eind die Intrefjenten in allen diefen Beziehungen einig, fo erfolgt fofort Dies 
fem Mebereinfommen gemäß, die Vertheilung des Kaufichillings. 

Würde jedoch von dem Schuldner die Richtigfeit der Forderung ganz 
oder theilweife in Abrede geftellt, oder würden von dem Schuldner oder den 

ypothefargläubigern gegen den Beftand oder die Briorität des Pfandrechtes 
inwendungen erhoben, jo hat der Richter die Parteien mit Berüdfichtigung 
der im $. 571 der EBD. gegebenen Vorfchrift auf den Weg Rechtens zu 
verweifen, die Anſprüche des Gläubigers jedoch im Protokolle vorzumerfen. 


Wer in einem folhen Falle als Kläger aufzutreten habe, und bei 
welchem Gerichte diefe Klage angebracht werden muß, wird bei dem $. 571 
erfichtlich gemacht werden. 

$. 558. 


Gegen die Nichtigkeit der Forderung können nur von dem 
Schuldner gegen den Beitand, und die Priorität des Pfandrechtes, 
aber au von jedem nachfolgenden Gläubiger Einwendungen geltend 
gemacht werden. 


$. 559. 
Iſt die Vorladung des Schuldners zur Tagſatzung nicht mög- 
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lich gewefen, oder ohne Erfolg geblieben, jo muß ein Gurator zur 
Vertretung bejjelben bejtellt, und vorgeladen werden. 
Der Grund, warum für den Schuldner, wenn die Borladung zur 


Taglabung ohne Erfolg geblieben ift, ein Gurator beftellt werden muß, ift 
ſchon bei Erläuterung des $. 555 der CPO. angegeben worden. 


$. 560. 


Forderungen, welche der Schuldner anerfennt, werden ſammt 
denjenigen von dem Schuldner ſelbſt angegebenen Intereſſen-Rück— 
jtänden, im foweit fie mit dem Gapitale nach den Gejeten gleiches 
Vorrecht geniegen, für richtig angenommen und bei der Wertheilung 
des Kaufjehillings in Nechnung gebracht, wenn auch der Gläubiger 
bei der angeordneten Tagſatzung nicht erjchienen ift. In Anſehung 
der übrigen Intereſſen-Rückſtände und der Gerichtsfoften find die 
Aniprüche jolcher Gläubiger von der Hypothek und den dafür ein- 
gegangenen Kaufichilling ausgejchloffen. Die nicht gleiches Vorrecht 
mit dem Gapitale geniegenden Zinsrücjtände find, joweit der Kauf- 
prei3 reicht, nach allen Gläubigern in der, den Gapitalien ange— 
wiejenen Nangordnung zu jeßen. 

Die bier in Anfehung der Intereſſen-Rückſtände gegebenen 
Vorichriften gelten auch Für Rückſtände an jährlichen Renten und 
andere nach beitimmten Friften wiederfehrende Zahlungen 


Dem Geftändniffe des Schuldners über die Richtigfeit der angemeldeten 
Forderung wird fomit volle Beweisfraft eingeräumt. Dagegen kann Das 
Geſtändniß des Schuldners Über den Beftand des Pfandrechtes, falls daſſelbe 
in den öffentlichen Büchern richt eingetragen ift, bezüglich der andern Hypo» 
thefargläubiger feinen Beweis bilden, diefelben find vielmehr ungeachtet eines 
folhen Geftändniffes mit Nücdjicht auf den $. 558 der EPO. beredtigt, 
den Beftand des Pfandrechtes zu beftreiten und hiedurch die Austragung 
der erhobenen Anfprüche im Nechtswege zu bewirfen. 

Welche Intereſſenrückſtände mit dem Kapitale gleiches Worrecht genie- 
fen, darüber enthält die Cridalnorm vom Jahre 1772 die Beitimmung: 
Intereſſen werden gleich dem Kapitale zugezäblt, jo zwar, daß, wenn 3. B. 
Jemand 1000 Gulden zu fordern hätte, die Intereſſen zu 4%, aber bis zum 
Ausgang der Crida und bis zur Befriedigung von 3 Jahren rüdftändig 
wären, jener mit 1120 zu Elaffificiren käme. 

Bezüglich der zuläßigen Höhe der Interefien, f. das Interefjenbeftim- 
mungspatent vom 14. Februar 1758 Seite 336 des Comment. 

Der $. 18 der allgemeinen Konkursordnung vom 1. Mai 1781 3.14 
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verfügt: Die Zinfen von einem Pfandfapitale haben das nämliche Vorrecht 
als das Kapital felbft von drei Jahren her, vom Tage des eröffneten Kon— 
furfes zurüdzurechnen; wären fie aber fchon vorher doch unausgefegt ein- 
geklagt worden, jo hätten fowohl jene, welche von drei Jahren, vom Tage 
der eingereichten Klage zurüdzurechnen, herrühren, als jene, welche nach der 
Klage bis zum ausgebrochenen Konfurfe verfallen find, das nämliche Vor— 
vecht zu genießen. 

Nah 8. 1480 des allgemeinen bürgerlichen Gejegbuches verjähren 
Forderungen von rüdftändigen jährlihen Abgaben, Zinfen, Renten oder 
Dienftleiftungen in drei Jahren; das Necht felbft wird durch einen Nichtges 
brauch von dreißig Jahren verjährt. Auf diefe Berjährung fann jedoch nad 
$. 1501 des allg. bürgerl. Gefegbuches von Amtswegen fein Bedacht ger 
nommen werden. 

Der erſte Abjab des $. 560 Hat den Fall vor Augen, wenn die von 
dem Richter zur Tagfasung vorgeladenen Hypothefargläubiger bei derjelben 
nicht erfchienen find und fpricht für Diefe Gläubiger Die Eontumacialfolge 
aus, daß Intereſſenrückſtände derfelben, welche mit dem Kapitale nicht gleiches 
Vorrecht geniegen, auch wenn fie von dem Schuldner anerfannt würden, 
und die Gerichtsfoften von der Hypothek und dem dafür eingegangenen 
Kaufſchilling ausgeſchloſſen find, die Beitimmungen, welche bezüglich der ers 
wähnten Intereſſenrückſtände und der Gerichtöfoften dann einzutreten haben, 
wenn fich der Hypothefargläubiger nicht im Falle des Ungehorfams befindet, 
beftimmt der dritte Sat des $. 560 und der $. 564 der EBD. 

Der Schlußfaß des $. 560 der EBD. fpricht, wie es das Geſetz auss 
drüdlich andeutet, nur von den rüdjtändigen und fomit bereits fälligen jähr— 
lichen Nenten, und andern nach beftimmten Friften wiederfehrenden Zahluns 
gen, und ertheilt bezüglich derjelben die Vorſchrift, daß fie nach denfelben 
Beftimmungen, wie die Interejien-Rüdftände zu behandeln find. Die anges 
deuteten Renten Fönnen entftehen, wenn Jemand ein unbewegliches Gut an 
einen andern unter der Bedingung überläßt, daß ihm daraus in periodifchen 
Friſten ein gewilfer Betrag in Geld oder Geldeswerth verabfolgt werden 
fol, welcher eben Rente genannt wird. Nach deutfchem Recht hatte das 
Rentenrecht einen dinglichen Character, haftete an dem unbeweglichen Gute 
und ging mit diefem an jeden neuen Beſitzer über. Das öfterreichifche Recht 
erfennt den Dinglichen Character des Nentenrechtes nicht an, und der Ren— 
tenberechtigte hat nur dann ein auf der Sache felbit haftendes Necht, wenn 
dafjelbe dort wo öffentliche Bücher beftehen auf dem unbeweglichen Gute 
intabulirt ift. 

Wie für die weitere Befriedigung des Rentenberechtigten zu forgen ift, 
wird aus dem des $. 565 der EVD. erfichtlich. 


$. 561. 


Wenn dagegen eine, in den öffentlichen Büchern noch als gil- 
tig erſcheinende Laftenpoft, auf welche eine Zahlung aus dem Kauf- 
ſchillinge fallen würde, für unrichtig oder erlofchen erflärt wird, fo 
kann fie, wenn Niemand ald Gläubiger bei der Tagſatzung erjchie- 


552 


nen iſt, bei der Vertheilung ohne weiteres rechtliches Verfahren 
nicht übergangen werden. 

Die Forderung ift als zweifelhaft in Nechnung zu bringen, 
und bis zum Ausgange des Prozeffes ficher zu ftellen. 


Die Beftimmungen dieſes Paragraphs find eine Folge des im $. 469 
des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuche ausgefprochenen Grundfages, welcher 
dahin lautet: daß zur Aufhebung einer Hypothek die Tilgung der Schuld 
allein nicht hinreichend ift, fondern daß ein Hypothefargut fo lange verhaf— 
tet bleibt, bis die Schuldurfunde aus den öffentlihen Buͤchern gelöfcht ift. 


$. 562. 


Gläubiger, welchen ein Pfandrecht für eine dem Geldbetrage 
nad unbeftimmte Forderung zufommt, Haben deren Betrag, fofern 
er nicht von zufünftigen Umftänden abhängt, welche dem Gläubiger 
zur Zeit der Verhandlung über die Kaufjchillingsvertheilung noch 
nit befannt fein können, zu beftimmen. 

Entjteht über die Zuläffigfeit dieſer Beftimmung, oder über 
die Größe des Betrages ein Streit, jo ift zwifchen den Theilnch- 
menden das rechtliche Verfahren einzuleiten ($. 569) und bis zu 
deſſen Beendigung für die Sicherftellung des Anfpruches zu forgen. 


Sehr oft ereignet es fich, daß ein unbewegliches Gut mit Forderungen 
belaftet ift, die ihrem Betrage nach unbeftimmt find. Als Beifpiel für einen 
jolden Sal fann dienen, daß eine Kautionsurfunde oder gewiſſe Vertrags— 
rechte oder Schadenerjaganfprüche in unbeftimmter Höhe intabulirt find. j 

Für die Behandlung dieſer Fälle find folgende allgemeine Grundfäge 
maßgebend: 

1) Der Gläubiger hat den Geld-Betrag, der in dieſer Beziehung uns 
beftimmten Forderung zu beftimmen, vorausgejeßt, daß er nicht von zufünfz 
tigen Umftänden, d. 5. von Bedingungen abhängt, durch welche exit ber 
Beitand und Betrag der Forderung begründet werden foll und welche dem 
Gläubiger zur Zeit der Verhandlung über die Kaufihillingsvertheilung noch 
nicht befannt fein fönnen. 

2) Wenn zwilchen dem Schuldner und dem Gläubiger oder zwifchen 
den Hypothefargläubigern untereinander über die Zuläßigfeit der Beftimmung 
des Betrages Über eine dem Geldbetrag nach unbeftimmte Forderung oder 
über die Größe des Betrages ein Streit entiteht, fo ift zwifchen den Theil- 
nehmenden das rechtliche Verfahren einzuleiten, d. h. die Theilnehmenden 
find auf den Weg Nechtens zu verweifen. (Es fcheint, Daß der $. 569 im 
$. 562 bloß in Folge eines Drudfehlers citirt ift.) Be 

3) Der Richter hat bis zur Beendigung des Rechtsſtreites für Die 
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Sicherftellung des Anfpruches durch Deponirung oder Anweiſung bei bem 
Käufer zu * und hiebei die Rechte aller Theilnehmenden im Auge zu 
behalten. 


$. 563. 


Wenn die Verhandlung beendigt ift, hat das Gericht nad 
Maßgabe des, über diefelbe aufgenommenen Brotofolled die Bere 
theilung von Amtswegen zu entwerfen. 


Nach der Natur der Sache müflen in dem von dem Gefege für bie 
Bertheilung des Kaufjchillings vorgefchriebenen Verfahren zwei Hauptbes 
ftandtheile unterfchieden werden: 

1) Die Verhandlung über die Nichtigkeit, die Größe und das Morrecht 
einer jeden Forderung, welche aus dem verfauften unbeweglichen Gute bes 
friedigt werden fol, und 

2) die auf Grundlage diefer Verhandlung vorzunehmende Vertheilung 
bes Kaufſchillings. 

Was die Vertheilung des Kaufſchillings anbelangt, fo hat der Richter 
diefe von Amtswegen nach Maßgabe des über die Liquidationd- und 
Prioritäts-Verhandlung aufgenommenen Protofolfes zu entwerfen, wobei fol 
gende Grundſätze maßgebend fein müflen: 


1) Können die einzelnen Gläubiger nur nah Maßgabe ihres unbe- 
ftrittenen oder im Rechtswege erwiefenen Vorrechtes zu ihrer Befriedigung 
gelangen, fo zwar, daß die im Vorzug befindlichen Gläubiger erft vollitändig 
befriedigt fein müfjen, wenn für die nicht im gleichen Vorzug Befindlichen 
ein Anjpruch auf die Befriedigung entftehen foll. 

Sit auf diefe Art die Nichtigkeit der Forderung der Befland des Pfand- 
rechtes und die Priorität für jede einzelne Forderung unzweifelhaft feits 
geftellt, fo handelt es fich 

2) nur um die Feſtſtellung defien, wie die Gläubiger aus dem Kauf: 
—9 zu befriedigen ſind. Dieſe Befriedigung kann auf zweifache Art 
erfolgen: 

a) Durch Auszahlung des von dem Käufer gerichtlich erlegten Theil 
des Kaufichillings, und 

b) durch Anweifung der Gläubiger an den Käufer des Gutes, welcher 
die auf dad Gut pfandweife verficherten Schulden, foweit der Kaufichilling 
reicht, nah Anweiſung des Richters zu übernehmen hat. — Auf welche 
Art die Befriedigung der einzelnen Gläubiger zu gefchehen Hat, ift von dem 
Nichter mit genauer Beachtung der Nechte des Käuferd und Gläubigers und 
auf die von den Parteien dießfalls geftellten Anträge zu enticheiden. 

Dem Richter liegt weiters die Pflicht ob, bei der Bertheilung des 
Kaufſchillings für die Sicherftellung gewiſſer Forderungen, nah Vorſchrift 
der 88. 557, 560, 561 und 562 der CPO.., Sorge zu tragen. 

Die Sicherftellung erfolgt entweder durch Deponirung der zu fichernden 
Summe oder durch Anweifung bei dem Käufer. 
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$. 564. 


Der Betrag der, nach den Gefegen ber Hypothefargläubigern 
vorgehenden Rüdjtände an Steuern und Abgaben ift mit Amts— 
zeugniffen der Behörden zu  bejcheinigen.  Gerichtöfoften müſſen 
durch die Koftenverzeichniffe und gerichtlichen Beſcheide, wodurd der 
Betrag derjelben beftimmt wird, ausgewiefen werde. Die mit ber 
Schätzung und Weilbietung des Gute und mit der gerichtlichen 
Verhandlung über die Vertheilung des Kauffchillings verbundenen 
Koften find allen Hypothefargläubigern vorzuſetzen; andere Gerichts- 
und Guratelsfoften bei den Schuldpoften, worauf fie fich beziehen, 
in Rechnung zu bringen, 


Diefer Paragraph hat zum Gegenſtande, das Vorrecht der Steuer 
und Abgabenrüdftände und die Ordnung zu beftimmen, in welcher die Ge: 
Fan und Erecutionsfoften zur Befriedigung aus dem Kauffchilling ges 
angen. 

Bezüglich des Worrechtes der landesfürftlichen Steuern und Abgaben 
beftimmt die Cridalnorm für Siebenbürgen vom Jahre 1772. Zur erften 
Klaffe wird gezählt: das allerhöchite Aerar ſowohl hinſichtlich der Contri— 
bution und anderer öffentlicher Auflagen, 3. B. Dreißigftgebühren ıc., als 
auch in dem Falle, wenn dem Gridatar öffentliche Gelder anvertraut worden 
wären, und Diefer fie zu feinem eigenen Gebrauch verwendet hätte. 

Nach den öfterreichifchen Juftisgefegen, insbefondere nach dem Hofbde- 
frete vom 16. September 1825 3. 2132 find dreijährige Rückſtände an lans 
desfürftlichen Steuern und gutsherrlichen Abgaben durch ein in dem $. 450 
des a. b. GB. und in dem $. 16 der K. D. beftätigtes gefegliches Prand- 
recht auf das Gut, von dem diefe Steuern und Abgaben hätten entrichtet 
werden follen, verfichert, und ed muß demnach auch bei einer im Wege ber 
Erecution vorgenommenen Verfteigerung auf Berichtigung derfelben Bedacht 
genommen werden. Dagegen kann auf andere im Falle einer allgemeinen 
Concursverhandlung privilegivte, aber mit feinem gefeglichen Pfandrechte 
auf ein einzelnes Gut verjehene Forderungen bei Bertheilung des Kaufſchil— 
lings für ein außer Dem Concurſe verfteigertes Gut feine NRüdficht genoms 
men werden. 

Zu den Steuern und Abgaben gehören jedoch nicht bloß die Grund-, 
ange und Ermwerbfteuer, fondern auch die Gebühren von Rechtsgeſchäften, 
rfunden, Schriften und Amtshandlungen zu Folge des $. 8 des mit dem 
allerhöchften Patente vom 2. Auguft 1850 3. 329 RGB. fundgemachten 
Gebührengefeges, indem diefelben in Goncursfällen, wie andere Iandesfürft- 
lihe Steuern Elaffifieirt werden. Um fich die Kenntniß der rüdftändigen 
Steuern und Abgaben zu verfchaffen, ift e8 nothwendig, daß ſich das Ge— 
richt mit den betreffenden Steuerbehörden in das Einvernehmen jet, und 
fich Amtszeugniffe hierüber ertheilen läßt, mit welchen die Vertheilung bes 
Raufihillings befcheinigt werden muß. 
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Das geſetzliche Pfandrecht der Steuern und Abgaben ift mit dem 
Hhdfte. vom 14. Februar 1840 auch auf die länger als drei Jahre aus» 
haftenden Steuerrüditände ausgedehnt worden; welche jedoch den Hypothe— 
fargläubigern nachgeben. 

Unter den Gerichtsfoften wird den mit der gerichtlichen Schägung und 
Feilbietung des Gutes und den mit der gerichtlichen Verhandlung über die 
Vertheilung des Kaufihillings verbundenen Koften ein Vorrecht vor allen 
Hypothefargläubigern eingeräumt; Die übrigen Gerichts- und Curatelsfoften 
genießen dafjelbe Pfandrecht, wie die Schuldyoften, worauf fie fich beziehen. 

Bon diefer Regel enthält der $. 560 bezüglich derjenigen Pfandgläu— 
biger, welche zur Liquidirungstagiagung nicht erichienen find, eine Aus— 
nahme. 


$. 565. 

Den Gläubigern, welche verzinsliche Forderungen befiten, ge— 
bühren die Zinfen, wenn fie zu ihrer Befriedigung auf den gericht» 
lich erlegten Iheil des Kaufjchillings angewiejen werden, bis zu 
dem vierzehnten Tage, nachdem die Entjcheidung des Gerichtes über 
die Vertheilung binfichtlih ihrer Poſt rechtsfräftig geworden ift. 
Erfolgt die Zahlung der Forderung vor Diefem Tage, fo find die 
Zinfen nur bis zu diefem Tage zu bezahlen. Den Gläubigern, 
welche an den Käufer des Gute angemwiejen werden, jind die Zins- 
rückſtände bis zu einem, vom Richter feitzufegenden Lage zu berech— 
nen, und mit dem Gapitale an dem, vom Käufer noch jchuldigen 
Kaufpreis mit dem DBedeuten zu weilen: daß der Käufer von dieſem 
Tage die Zinfen von den, auf den Kaufpreiß angewiefenen Gapi- 
talien und Zinsrudftänden weiter zu entrichten habe. Werden zur 
Sicheritellung ftreitiger Boten Gelder gerichtlich erlegt, jo hängt e3 
von dem Uebereinfommen der Betheiligten ab, für die fruchtbringende 
Anlegung derjelben zu jorgen. 

Die Gläubiger, welche verzingliche Forderungen anjprechen, müſſen 
nicht bloß mit ihrer Forderung an Kapital, ſondern auch bezüglich ihrer 
Forderung an Zinfen befriedigt werden. Diefer Paragraph beantwortet die 
Stage, wie diefe Befriedigung zu gefchehen habe und unterjcheidet: 

a) Ob die Gläubiger mit ihrem Anfpruch auf den gerichtlich erlegten 
Theil des Kaufichillings angewieſen werden. 

b) Ob die Gläubiger an den Käufer des Gutes gewieſen werden. 


Im erſten Fall find den Gläubigern die rüdftändigen und laufenden 
Zinfen, auf welche fie einen Anfpruch haben, bis zum 14. Tage nach dem- 
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jenigen auszuzahlen, an welchem bie Vertheilung des Kauffchillings vüds 
fchrlich der Boft, um welche fich e8 Handelt, rechtskräftig geworben ift. Bis zu 
diefem Zeitpunft haben die Gläubiger hinreichend Gelegenheit, den für fie 
erliegenden Theil des Kaufſchillings zn erheben. Vernachlaͤßigen ſie dieſes, 
ſo haben ſie es ſich ſelbſt zuzuſchreiben, wenn ihnen keine weiter laufenden 
Zinſen ausgezahlt werden. 

Eben fo einleuchtend ift es, daß diefen Gläubigern in dem Falle, wenn 
die Zahlung in einem frühern Zeitpunfte als demjenigen erfolgt, bis zu wels 
chem nach Vorfchrift des $. 565 der CPO. die Zinfen entrichtet werben 
müffen, die Zinfen nur bis zum Zahlungstage berechnet werben. 

Im zweiten Falle werden die Zinfenrüdftände bis zu einem gewiffen, 
von dem Richter feftzufegenden Zeitpunft zum Kapitale geichlagen und ber 
Käufer wird angewiefen, daß er Kapital und die zum Kapital veranfchlagten 
Zinfen von biete Tage weiter zu verzinfen habe. Es braucht hier nicht 
erft bemerkt zu werden, daß der Käufer hiedurch nicht über dad Maß des 
Kaufſchillings bebürdet werben darf. 


$. 566. 
Erledigung ber Berhandlung. 

Die Vertheilung ift bei Gericht aufzubewahren. Dem Schuld» 
ner und allen, zufolge des $. 555 zur Tagjagung vorgeladenen 
Perſonen, welche im Gerichtöorte oder in deſſen Nähe wohnen, ober 
von daſelbſt wohnenden Bevollmächtigten oder Guratoren vertreten 
werden, wird durch DBefcheid eröffnet, daß ihnen freiftehe, von ber 
Vertheilung Einficht zu nehmen. 


$. 567. 
Rechtsmittel gegen die Vertheilung. 


Gegen bdiefe Vertheilung fteht den Parteien ber Recurs bin- 
nen vierzehn Tagen von der Zuftellung des Beſcheides ($- 
566) frei. 


Der Recurs ift bei dem Richter erfter Inſtanz anzubringen, 
welcher nach Vorſchrift des $. 311 vorzugehen hat. 


$. 568. 


Rücfichtlih der Recurſe gegen die Entjcheidungen ber zweiten 
Inftanz gelten die Beftimmungen der $$. 317 und 318. 
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$. 569. 


Bon der Ueberreihung eined Recurſes, jowie von ber hierüber 
erfolgten Entſcheidung ift der Käufer des Gutes jederzeit unverzüg— 
dich zu verftändigen. 


$. 570. 
Bollzug der Bertheilung. 


Nachdem die Vertheilung des Kaufpreijes in Rechtskraft er- 
wachen ift, hat der Richter die Anweiſung der einzelnen Gläubiger 
auf den, vom Käufer noch fehuldigen Theil des Kaufihillings, in 
dem Grundbuche von Amtswegen einverleiben, und die, auf den 
gerichtlich erlegten Theil des Kaufpreijes gewiefenen Forderungen, 
fowie die, Feine Befriedigung aus dem Kaufpreife erhaltenden 
Schuldpoſten aus dem Laftenftande des verfauften Gutes löſchen 
zu lafjen. 


Nachdem die BVertheilung des Kaufichillings in Rechtskraft erwachſen 
ift, hat der Richter von Amtswegen die Pflicht, die in Rechtskraft er- 
wachlene Bertheilung zu vollziehen. Cr hat demnach an das Depofitenamt 
ben Auftrag zu erlaffen, daß denjenigen Gläubigern, welche auf den gericht: 
lich erlegten Theil des Kaufſchillings angewiefen werden, die ihnen gebüh— 
renden Kapitalien, nebft den allenfälligen, nach Vorferift der SS. 564 und 
565 zu berechnenden Koften und Zinjen bis zu einem gewiffen Tage aus- 
gezahlt werben. 


Dabei ift die Vorficht zu beobachten, daß nicht bloß von Seite der 
ausgezahlten Gläubiger rechtsförmliche Quittungen ausgeftellt, fondern auch 
die in ihren Händen befindlihen Schuldfcheine zurücdgeftellt werden. 


Bezüglich jener Gläubiger, welche auf den von dem Käufer noch ſchul— 
digen Theil des Kaufſchillings gewiefen werden, hat der Richter die Inta- 
—— dieſer Anweiſung in dem Grundbuche von Amtswegen zu vers 
anlaſſen. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß, wenn mehrere Gläubiger auf den 
ruͤckſtändigen Theil des Kaufſchillings gewieſen werden, dieſes immer mit 
Beachtung ihrer Priorität zu gefchehen hat. 

Jene Forderungen, die auf den gerichtlich erlegten Theil des Kaufs 
ſchillings gewieſen worden find, oder zu deren Befriedigung der Kaufſchilling 
nicht hinreicht, müffen aus den öffentlichen Büchern gelöfcht werden und es 
ift Pflicht des Richters, diefe Löfhung von Amtswegen zu veranlaffen. 

Dabei ift jedoch zwifchen der Löfchung jener Forderungen, die aus dem 
rüdftändigen Theile des Kaufichillings ihre vollftändige Befriedigung erhal- 
ten, und jener Loͤſchung, die nur aus dem Grunde erfolgt, weil der einge- 
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angene Kaufichilling zu ihrer Befriedigung nicht Hinveicht, ein wefentlicher 
Interjchied. 

Die Löihung der eriten Art hat zur Folge, daß das Rechtsverhältniß 
zwifchen dem Gläubiger, der bezahlt wurde, und dem Grecuten als frühern 
Schuldner, durch Zahlung vollftändig erlifcht. 

Durch die Lölchung der zweiten Art verliert der Gläubiger bloß das 
Recht, aus der Hypothek feine Befriedigung zu fordern, deffenungeachtet bleibt 
fein perfönliches Forderungsrecht gegen den frühern Schuldner aufrecht. 

Bei jenen Gläubigern, die durch Anweifung auf den noch rüdftändigen 
Theil des Kaufihillings gewiefen und hiedurch befriedigt werden, tritt eine 
bloße Umänderung des früher zwifchen dem Gläubiger und Schuldner be- 
ftehenden Nechtöverhältnifies dadurch ein, daß an die Stelle des frühern 
Schuldners der Käufer des Gutes tritt, wodurch der Schuldner von feiner 
Verbindlichkeit befreit wird. 

Der Richter muß von allen bei der DVertheilung des Kaufichillings 
RR Verfügungen, die Davon betheiligten Sarteien in Kenntniß 
etzen. — —* 


$. 571. 


Menn über die Anfprüdhe eines Gläubigerd auf den Kauf- 
ſchilling, Streit entfteht, oder eine Schuldpoft in Abweſenheit bes, 
in den öffentlichen Büchern angegebenen Gläubigerd für unrichtig 
oder erlofchen erklärt wird, jo hat die Nealinftang, vor melcher Die 
Verhandlung über die DBertheilung gepflogen wurde, zur Meber- 
reihung der Klage auf Bezahlung aus dem Kaufjchillinge, oder 
auf Löſchung der Schuldpoft eine angemefjene Fallfriſt die nicht 
verlängert werden darf, feftzujegen. Alle diefe Klagen jind bei dem— 
jenigen Gerichte, vor welchem Streitigfeiten in Anjehung dinglicher 
Nechte auf dad Gut anzubringen find, zu überreichen, und in Rück— 
ficht der Zuftellung derſelben die allgemeinen VBorfchriften zu be- 
obachten. 

Bei der Verhandlung über die Vertheilung des Kaufſchillings können 
fich oft mehrfach Streitigkeiten zwifchen dem Executen und den Hypothefar- 


gläubigern, zu welchen auch der Erecutionsführer gehört, ergeben und es 
kann insbefondere: 


a) von dem Schuldner die Nichtigkeit einer Forderung gegen ben 
Gläubiger, der entweder bei der angeordneten Tagfagung erfcheint oder nicht 
erfcheint, in Abrede geftellt werden, oder 

b) es kann der Beftand des Pfandrechtes, oder endlich 


| c) die Priorität des Pfandrechtes für die angemeldete Forderung in 
Abrede gejtellt werben. | ran In 
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In allen diejen Fällen ift der Richter angewieſen, die Streitenden auf 
den Rechtsweg zu verweilen und für die Sicherftellung der angemeldeten 
Forderung durch Deponirung oder Anweiſung jelbft in dem Falle zu forgen, 
wenn ber in die öffentlichen Bücher eingetragene Hypothefargläubiger bei 
der Tagſatzung nicht ericheint. 

Der $. 571 beftimmt nun die Art und Weife, wie diefe Weifung auf 
den Rechtöweg zu gejchehen habe, und vor welchem Gerichte die Klage an- 
zubringen ift. 

Wird eine in den öffentlichen Büchern eingetragene Hnpothefarlaft in 
Abwesenheit des Hypothefargläubigers für unrichtig und erlofchen erklärt, fo 

at das Gericht dem Schuldner, wenn die Richtigfeit diefer Schuldpoft be- 

en oder deren Erlöjhung behauptet wird, zur Ueberreihung der Klage 
auf Loͤſchung eine angemefjene Fallfriſt, Die nicht verlängert werden darf, 
zu beftimmen. | 

Eben fo ift vorzugehen, wenn über die Anfprüche eines Gläubigers 
auf den Kaufſchilling ein Streit entfteht, jomit entweder das Pfandrecht 
felbft oder die Priorität deſſelben beftritten wird. In diefem Falle muß dem 
Gläubiger, welcher einen Anfpruch auf den Faufichilling erhebt, zur Ueber— 
reihung der Klage auf Bezahlung aus dem Kaufichilling eine angemeffene 
Salfrift, die nicht verlängert werden darf, feftgefegt werden. Dieje Klage 
muß von dem Elagenden Liquidanten gegen alle jene Gläubiger gerichtet 
werden, gegen welche verlangt wird, daß fie im Pfandrechte nachftehen 
ollen. — 

Alle diefe Klagen find bei der Nealinftanz zu überreichen und über 
diefelben wird nad dem allgemeinen Vorfchriften der Prozeßordnung ver- 
fahren. — 


$. 572. 
Bolgen der Berfäumung des Erſcheinens bei der Verhandlung. 


Wird die, zur Verhandlung über die DVertheilung des Kauf- 
ſchillings angeordnete Tagſatzung verſäumt, fo findet eine Rechtfer- 
tigung des Ausbleidens nicht Statt. Der Gläubiger verliert jedoch 
durch Ausbleiben bei dieſer Tagjagung und durch Verſäumung der 
Friſt zu den, in dem $. 571 bezeichneten Klagen nur das ihm be= 
ftrittene Recht auf Befriedigung aus der Hypothek, nicht die per— 
jönlihe Forderung an den Schuldner und die auf andern Gütern 
des Schuldnerd erworbenen Hypothefarrechte. 

Hinfichtlih der in den SS. 567 und 571 erwähnten Friften 
find im Falle ihrer Verſäumniß die Vorfehriften der Prozeß - Ord- 
nung anzuwenden. 


Aus dem Zufammenhange der beiden 88. 570 und 572 der CPO. 
geht hervor, daß der Nichter verpflichtet ift, Die Löfchung der Schuldforderun- 
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en besjenigen Gläubigers, welcher Durch Ausbleiben von der Liquidirungs- 

— oder durch Verſäumung der Friſt zu den im $. 571 bezeichneten 
Klagen das ihm beftrittene Recht auf Befriedigung aus der Hypothek ver 
loren hat, aus dem Laftenftande des verkauften Gutes von Amtswegen zu 
veranlafien. 


Bierundzwanzigftes Hauptſtück. 
Von den Gerichtsfoiten. 


8. 573. 
Allgemeine Vorfähriften über den Erſatz der Geriähtsfoften. 


Bei Enticheidung einer Streitfache joll der Richter den Sad» 
fälligen der Regel nah zu Vergütung der, jeinem Gegner verur- 
ſachten Gerichtäfojten verurtbeilen, und fie ohne wichtige Gründe 
nicht gegen einander aufheben. Insbeſondere darf der Erjat ber 
Gerichtskoſten der jachfälligen Partei nicht nachgejehen werben, 
wenn jie: 

a) Ihatumftände fälfchlich vorgegeben, oder gegen befieres Wil- 

fen abgeläugnet, oder 
b) gegen den Flaren Buchſtaben des Geſetzes geftritten, oder: 
e) in der Hauptjache Feine Rede und Antwort gegeben, ober: 
d) ohne ein andered Beweismittel beizubringen, ihrem Gegner 
den Haupteid aufgetragen, und diefer ihn abgelegt, oder fie 
jelbft den zurücdgefchobenen Eid nicht geſchworen Hat. 

Diefer Paragraph fegt ald Regel voraus, daß während des Prozefles 
jede Partei die durch ihre Handlungen verurfachten Koften vorläufig zu be— 
ftreiten habe, wornach dann nach zu Ende geführtem Prozeſſe mit der Ent- 


ſcheidung über die Hauptfache von dem Richter auch über die Prozeßkoſten 
entſchieden wird. 

Bon diefer Regel muß mit Hinweifung auf den $. 217 der CPO. 
als Ausnahme angeführt werden: daß der Gegner bed Beweisführerd ans 
gewiefen werden kann, die Hälfte des Vorfchuffes der Koften des Augen- 
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fcheind oder einer gerichtlichen Schäßung bei Vermeidung der Erecution ſo— 
gleich in dem Falle zu erlegen, wenn der Augenfchein oder die Schägung 
beiden Theilen zum Vortheile gereicht. Diefe Beftimmung dürfte analog 
auch auf alle jene Handlungen angewendet werden, welche von den Par— 
teien gemeinfchaftlich, oder von dem Gerichte für beide veranlaßt werden. 
3. B. wenn es fih um die Koften einer Sequeftration handelt, die von 
beiden Theilen gemeinfchaftlich begehrt wird. 

Aus dem $. 574 ergeben fich folgende Grundſätze: 

1. Mit dem Erfenntniffe, mit welchem die Hauptfache entfchieden wird, 
wird auch über die Gerichtsfoften erfannt. Die Entfcheidung über die Ges 
richtsfoften ift wie aus dem $. 296 Abf. 5 und $. 582 der EBD. hervor- 
geht, ein natürlicher DBeftandtheil eines jeden Urtheils. 

II. Für die Entfcheidung über die Prozeßkoſten hat ald Negel zu gelz 
ten, daß der Sachfüllige, d. h. Die in der Hauptſache unterliegende ‘Partei, 
dein Gegner alle nothiwendigen Brozeßfoften (f. 88. 586 und 587 der EBD.) 
zu erjegen bat. Diefe Negel gründet fich auf den allgemeinen Grundſatz: 
daß Jedermann die DVerbindlichfeit hat, den Durch fein Verfchulden einem 
andern zugefügten Schaden zu erfegen. Die Prozeßkoſten erfcheinen als ein 
folher Echate, welcher dem Sieger im Prozeſſe Dadurch zugefügt wurde, 
daß der Sachfällige fich weigerte, feine Verbindlichkeit zu erfüllen, oder feinen 
Gegner zu einer Verteidigung im Prozeſſe nöthigte, zu welcher, wie e3 der 
Ausgang des Prozeſſes erweilet, Fein Grund vorhanden war. Die meilten 
Gefengebungen Über den Eivilprozeß, 3. B. die preußifhe im I Theil, Titel 
23, das Genfer Gefeg im Tit. X., die badniſche Prozeg- Ordnung im $. 169, 
die franzöſ. Prozeßordnung im $. 130 haben denfelben Grundfag aufgeitellt. 

Diere Negel gilt nach unferer Prozeßordnung auch für denjenigen, 
welcher erſt in höherer Inftanz fachfällig geworden ift (F. 577 der EBD), 
und auch derjenige, welcher bereits einen Spruch für fich hat, kann deſſen— 
ungeachtet von dem höhern Nichter in den Erſatz der im erjter oder höherer 
Inſtanz aufgelaufenen Koften verurtheilt werden. 


II. Hat das Geſetz ausnahmsweiſe dem Nichter e8 geftattet, die Ges 
richtsfoften gegen einander aufzuheben. Diefe Aufhebung (Compensation) 
hat die Folge, daß jede Partei die von ihr beftrittenen Gerichtsfoften aus 
Eigenem zu tragen hat. 

Die Aufpebung der Gerichtsfoften gegeneinander kann jedoch nach dem 
Gefege nur dann Statt finden, wenn wichtige Gründe hiefür vorhanden 
find. Diejes it nur dann der Fall, wenn auf dem Sachrälligen nicht nur 
fein Verdacht einer muthwilligen und ungegründeten Prozeßführung (ca- 
lumnia oder temeritas litigandi) haftet, fondern wenn für denſelben nad 
Inhalt der in den Acten vorfommenden Behelfe, ohne Rückſicht auf Die 
Perſonen, folche Umftände vorhanden find, welche dem Sachfälligen gegrün- 
dete Beranlaflung zu dem Prozeſſe gaben. 

Es kann 3. DB. geichehen, daß ftch die Verurtheilung auf Thatumftände 
gründet, Die den Sachfälligen wahrfcheinlich ohne fein Verfchulden unbekannt 
waren, und von deren Wahrheit er fich erft in Folge des gerichtlichen Ver— 
fahrens überzeugen konnte; es kann ferner der fachfällige Theil dadurch 
fachfällig geworden fein, daß er nicht im Stande war, die nach dem Gefeße 
zum vollen Beweis erforderlichen Beweismittel für fich vorzubringen, daß 
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aber befienungeachtet durch die vorgebrachten Beweismittel feine Angaben 
wahrjcheinlich gemacht werden; oder e8 fann gejchehen, daß der Beweis des 
Klägers durch einen vollftändigen Gegenbeweis des Geflagten entfräftet 
wird, ohne daß dem Geklagten die Unfenntniß dieſes Gegenbeweifes zum 
Vorwurf gemacht werden kann; endlich können fich auch Fälle ergeben, bie 
jo verwidelt find, daß felbft dem Gerichte bei Entjcheidung derfelben fehr 
erhebliche Zweifel und Bedenflichkeiten aufitoßen. 

In derlei Fällen wird Die Prozeßführung des jachfällig gewordenen 
Theil durch wichtige Gründe gerechtfertigt. Die Unfoften, die er hiedurch 
dem objiegenden Theile zugefügt hat, können dem verlierenden Theile nicht 
zur Laft gelegt werden, vielmehr ift e8 gewiß dem Nechte angemefjen, daß 
die Unfoften beide Theile fo weit tragen, als fie davon getroffen werben. 

IV. Das Geſetz hat die Zuläßigfeit der Aufhebung der Gerichtsfoften 
gegen einander nicht bloß durch die allgemeine Beftimmung, daß wichtige 
Gründe dafür vorhanden fein müffen, jondern auch dadurch befchränft, daß 
es gewiſſe Fälle hervorgehoben hat, in welchen eine gegenfeitige Aufhebung 
der Gerichtsfoften unzuläßig ift, und der Sachfällige daher ausnahmslos 
in den Erſatz der dem Obfteger in dem Prozeß verurfachten Koften verurtheilt 
werden muß. 

Ueber die im $. 573 angeführten Fälle wird Folgendes bemerft: 


ad a) Es fann zwar fein ftreitender Theil verpflichtet werden, dem 
Gegner in deſſen Nechtsverfolgung oder Nechtsvertheidigung pofitiv behilflich 
zu fein, allein es iſt eine unbeftreitbare Sorderung der Moral und des Nech- 
te8, daß der Streit im Prozeſſe mit ehrlichen Waffen geführt werde. Zu 
diefen gehört gewiß das Lügen durch fälſchliches Vorgeben von Thatum- 
ftänden, und durch Abläugnung derjelben gegen beſſeres Wilfen nicht. Wer 
zu derlei Mitteln im Prozeſſe die Zuflucht nimmt, hat es fich nur jelbft zu- 
zufchreiben, wenn er in den Erfaß der Koften verurtheilt wird. 

ad db) Wenn gegen den Fflaren Buchftaben des Geſetzes geftritten 
wird, fo erfcheint der Sachfällige als folcher, der muthwilliger oder Doch wer 
nigftens verfchuldeter Weiſe Prozeß geführt hat. 

ad c) Der Sachfällige, welcher in der Hauptfache feine Rede und Ant- 
wort gegeben hat, hat dadurch nach einer Fiktion des Gejeges an den Tag 
gelegt, daß er ohne Grund e8 auf den Prozeß oder auf Die Fortfegung 
defielben anfommen ließ. 

ad d) Das Gefeg muß in dem Falle, wenn der dem Gegner auf- 
getragene Haupteid abgejchworen, oder der zurücgefchobene Haupteid von 
dem Deferenten nicht abgelegt wird, die beſchworene Thatſache oder Das Ger 
gentheil derjenigen, welche zu bejchwören gewefen wäre, für wahr halten. 

Der Sacfüllige, welcher feine Behauptung durch feine Beweismittel 
wahrfcheinlich gemacht hat, hat hiedurch die Vermuthung einer unmahren 
Behauptung wider fich, und wird von dem Gefege verhalten, feinem Gegner 
den ev objectiv betrachtet, durch die Auftragung des Haupteides ohne Grund 
in eine Zwangslage verſetzt hat, Die Gerichtsfoften zu erjeßen. 

Das Gefeg fcheint durch diefe Beftimmung einem ungegründeten und 
muthwilligen Auftragen des Haupteides vorbeugen zu wollen. 

Nach meiner Anficht ift e8 ganz gegen die Vorfchrift des Geſetzes, 
wenn der Nichter in allen Fällen, wo Feiner der im $. 573 von a bis d 
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angeführten Fälle eintritt, die Gerichtsfoften ohne weiters gegeneinander 
fompenfirt. Dadurch würde die Aufhebung der Gerichtsfoften gegeneinander 
zur Negel, die Verurtheilung des Sachfälligen in den Erſatz derfelben gegen 
die WVorfchrift des Gefeges zur Ausnahme, und e8 würden die Gerichtsfoiten, 
ohne daß pofitive, wichtige Gründe für die gegenjeitige Aufhebung vorhanden 
find, kompenſirt. 

Nebſt diefen im $. 573 der CPO. hervorgehobenen Fällen, in welchen 
der fachfälligen Partei der Erſatz der Gerichtsfoften auferlegt werden muß, 
hat das Geſetz auch noch an andern Orten gewilfe Fälle hervorgehoben, in 
welcen eine Partei zum Koſtenerſatze verbunden ift. 

Derlei Fälle find enthalten in den 88. 39, 44, 87 und 359 der CPO. 
Auch find Hier noch bezüglich der durch das Verſchulden der Nechtsfreunde 
verurfachten Koften die Beitimmungen der 88. 359 und 364 der CPO. im 
Auge zu halten, 


$. 574. 


Ehen jo bat verjenige, der vor dem Erkenntniſſe von dem 
Prozeſſe abjteht, feinem Gegner die Gerichtsfoften zu erjegen. 


Eine Folge des in diefem Paragraph ausgefprochenen Grundſatzes ift 
die Beftimmung des $. 18 der CPO. 


$. 575. 


Dem Ermeſſen de8 Richters wird überlajien, den Beklagten 
zur Vergütung der Gerichtäfoften zu verurtheilen, wenn dem Klä— 
ger auch nicht der ganze Betrag der geitellten Forderung zuerfannt 
worden iſt. 


In dem Falle diejes Paragraphs Hat der Beklagte nach der Entichei- 
dung des Richters zu viel begehrt, und es dürfte Demnach jcheinen, als ob 
hiedurch die Vertheidigung des Beklagten vollfommen gegründet gewefen 
wäre, und dieſer daher zum Erſatz der Prozeßkoſten nie verurtheilt werden 
dürfe. Dieſe Anftcht ift nach dem $. 575 unrichtig.. ES Fann ja gejchehen, 
daß das Zuvielbegehren des Klägers fich lediglich in der Schwierigfeit und 
Unficherheit der Beftimmung eines gewilfen abjtracten Anſpruches in dem 
Eonfreten Ausdrude der Zahlen gründet. Das Zuvielbegehren des Klägers 
in Diefem Kalle ift eine Folge natürlicher Verhältnifie und Feinesfalls eine Folge 
des Verſchuldens des Klägers und kann deßhalb den fachfälligen Geflagten 
nicht von der Pflicht befreien, die Gerichtsfoften zu erfegen. 

Anders wäre es jedoch in dem Kalle, wenn das Zuvielbegehren des 
Klägers diefem als ein WVerjchulden zur Laft gelegt werden Fann. 

In diefem Falle kann dem Kläger der Erſatz der Gerichtsfoften nicht 
zuerfannt werden. 
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$. 576, 


Wird in einigen Puneten der Beklagte, in anderen ber Kläger 
fachfällig, jo find die Gerichtsfoften der Megel nach gegeneinander 
aufzuheben. Würde jedoch nur in einem oder wenigen Punecten 
gegen die Partei entjchieden, die in allen übrigen obfieget, fo fteht 
dem Richter frei, ihrem Gegner auch zu Vergütung eines verhält 
nigmäßigen Antheild der Gerichtsfoften, 3. B. der Hälfte zu verur- 
theilen, und nur in Anfehung des Ueberrefte auf die Aufhebung 
zu erfennen. 


6..577. 
Auch wer bereit3 ein gerichtliches Erkenntniß für ſich hat, fann 


von dem höhern Richter in den Erfah der in erjter oder höherer 
Inſtanz aufgelaufenen Kojten verurtheilt werden. 


N Ye} 
Anwendung derfelben auf den Bertreter bes Fisfus; 


Wird der Vertreter des Fiscus zum Erſatze der Gerichtäfoften 
verurtheilt, jo müſſen jie von dem Staatsſchatze vergütet werben, 


5.2. 


Wenn aber der Gegner des Fiscus zum Erſatze der Koften 
verurtheilt wird, fo hat er fie eben fo zu vergüten, wie fie einer 
Partei erfett werden müßten, die den Prozeß durch einen Advofaten 
geführt hätte. 


$. 5S0. 
auf die Vertreter der Abmwefenden; 

Der, nah Vorſchrift des $. 85 beftellte Vertreter eined ab- 
wefenden Beflagten hat wegen feiner Auslagen und Bemühungen 
an den Kläger, wenn diefer nicht in der Hauptfache in den Erjaß ber 
Gerichtäfoften verurtheilt worden ift, nicht8 zu fordern, fondern ſich 
nur an die von ihm vertretene Partei zu halten. 


965 
$. 581. 


und die von Amtswegen beigegebenen Nechtsfreunde. 


Dem einer Partei Armuthshalber beigegebenen Vertreter hat 
der Gegner derjelben, wenn er zum Erſatze der Kojten verurtheilt 
wird, auch die Advofatengebühren zu bezahlen. 


$. 582. 
Gerichtliche Entfheidung über den Koftenerfas. 


Die Gerichtsfoften follen in den Endurtheilen und Erfennt- 
niffen über Nebenpunfte immer ausdrüdlich gegen einander aufge» 
hoben, oder einem der ftreitenden Theile zuerfannt werden. 


$. 583. 
Befimmung des Betrages in dem Urtheile; 


Merden einer Partei die Gerichtsfoften zuerfannt, fo tft deren 
Betrag in demjelben Urtheile oder Befcheide zugleich zu beitimmen. 
Das Verzeichnig der Gerichtsfoften ift daher bei Verluſt des Rech» 
te8 auf Vergütung derfelben jederzeit den Acten beizulegen. Wenn 
einer Partei, wegen von ihrem Aodvofaten nicht übergebenen Ver— 
zeichnijfes, Feine Vergütung der Gerichtäfoften zugefprochen werden 
fann, jo ift in dem Urtheile oder Befcheide auszudrücken, daß der 
Nechtsfreund feiner Auslagen und feiner Gebühren verluftig, und 
was er etwa hierauf bereitS erhalten hätte, der Partei zurückzu— 
ftellen jchuldig jet. Iſt aber das Werzeichnig der Gerichisfoften 
den Acten beigelegt worden, jo hat der Nichter über die Vergütung 
berjelben nach obigen Vorfchriften zu erfennen, wenn auch das Be— 
gehren nicht ausdrücklich dahin gerichtet wäre. 

Die Gerichtsfoften können einer Partei nicht von Amtswegen, fondern 
nur Über Begehren derfelben zuerfannt werden. Das Begehren um Zuers 
fennung der Gerichtäfoften kann entweder ausdrüdlich oder ftillfchweis 
gend geitellt werden. 

Stillfhweigend ift das Begehren dann, wenn ohne ein ausdrüd- 
liches auf den Erjag der Gerichtsfoften geftelltes Begehren, das Verzeichniß 


der Gerichtöfoften lediglich bei der Inrotulirung den Akten beigelegt wird. 
Die Unterlaffung dieſes ausdrüdlichen oder ftilliehweigenden Begehrens 
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um Erſatz der Gerichtsfoften hat den Verluft der Vergütung berfelben, auf 
welche die Partei ſonſt Anfpruch gehabt hätte, zur Folge. rundet fich die— 
fer Verluſt in einem Verſchulden des Rechtsfreundes, der es unterlaſſen hat, 
das Begehren um Grftattung der Gerichtskoſten zu ftellen, fo foll das, was 
der Nechtöfreund verjchuldet hat, dev Partei nicht zum Schaden gereichen. 
Der Nichter ift vielmehr in einem folchen Falle verpflichtet, von Amtswegen 
in dem Urtheile oder Bejcheide zu erkennen: daß der Nechtsfreund feiner 
Auslagen und Gebühren verluftig, und was er etwa hierauf bereits erhalten 
hätte, der Parthei zu erfegen ſchuldig iſt. 

Aus dem $. 583 geht hervor, daß der Nichter nicht bloß über das 
Recht auf Grftattung der Gerichtsfoften, fondern auch im Falle als einer 
Partei dev Erfag der Gerichtsfoften zuerkannt wird, auch über den Betrag 
derielben zu erfennen habe. 

Der $. 27 der Advofatenordnung vom 14. Mai 1852 ertheilt für Die 
Beftimmung ded Betrages der Advofatengebühren folgende Vorſchriften: 

$. 27. Die Belohnung, welche ein Advofat von feiner Partei anzus 
ſprechen hat, ift nicht nach der Bogenzahl der erjtatteten Schriften, oder nach 
der Zahl der Tagfasungen, jondern nach den, ihr in dem Prozeſſe wirklich 
geleifteten Dienften zu beitimmen, und hierbei auf feine mit derjelben etwa 
getroffene entgegengejegte Uebereinfunft Nücficht zu nehmen. 

Snsbejondere foll bei der Beſtimmung darauf gefehen werden, ob ber 
Advofat 

a) auf die Vorbereitung zum Prozeſſe und vorzüglich auf die Herbei— 
jchaffung der Beweismittel große Mühe verwendet; 

b) in den Berhandlungen einen höhern Grad von Kenntnifien, Fleiß 
und Gejchidlichfeit bewieſen; 

c) die WVorfchriften der Prozeßordnung genau beobachtet, und den Pro— 
zeß nach Möglichkeit beichleunigt babe; endlich 

d) ob nicht der Vermögensftand der, von ihm vertretenen Partei eine 
ftrenge Mäßigung erfordere. 


$. 584. 
oder in den nachfolgenden Befcheiden. 
Ueber die nah dem Endurtheile aufgelaufenen Gerichts- oder 


Greentionsfoften ift auf Anſuchen des einen oder andern Theils 
durch Beſcheid zu erfennen. 


$.:585, 
Gebühren für die von der Partei felbft verfaßten Schriften. 
Für die Schriften, welche eine Partei jelbjt oder ein Advokat 
in eigener Sache verfaßt hat, kann die Gebühr eben jo aufgerechnet 
werden, als ob fie von einem bevollmächtigten Rechtsireunde wäre 
verfertigt worden. | 
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$ 586. 
Unzuläßige Vermehrung der Gerihtsfoften. 


Wer nebit feinem Rechtsfreunde noch andere Perjonen zu 
Rathe zieht, oder fich von ihnen rechtliche Gutachten verfaſſen läßt, 
kann den Erſatz der dadurch verurjachten Auslagen von feinem 
Gegner nicht fordern. 


Aus dem $. 586 und 587 Tann als allgemeine Regel abftrahirt wer— 
den, daß der zum Erſatz der Gerichtsfoften Verurtheilte feinem Gegner bloß 
die von dieſem beftrittenen nothwendigen ©erichtsfoften, d. h. jenen 
Aufwand zu erfegen habe, welcher zur Führung des Prozeſſes gemacht wer: 
den mußte. 


$. 587. 
Bergütung der Reifefoften. 


Die Koften einer Reife fünnen nur in fofern zuerfannt werden, 
als fie zum Behufe des Prozeſſes nach Ermefjen des Nichters nö— 
thig geweſen, oder auf feinen Befehl unternommen worden tft. 
MWenn eine Partei einen entfernten Advofaten zu ihrer Vertretung 
beitellt, ungeachtet fich am Gericht3orte oder in der Nähe vefjelben 
Nechtsfreunde befinden, jo kann ihr Gegner nicht in den Erſatz der 
daraus entjtandenen größeren Koften verurtheilt werden. 


$. 588. 
Beftrafung der muthwilligen und unredlichen Prozefführnng. 


PBarteien und Advofaten, welche offenbar widerrechtlich Prozeß 
führen, durch unerlaubte Mittel ihre Abfichten zu erreichen fuchen, 
insbejondere Thatſachen fäljchlich vorgeben oder gegen beſſeres Wiſ— 
jen in Abrede jtellen, oder echte Urfunden gegen ihre Ueberzeugung 
abläugnen, muthwillig Eide auftragen oder anbieten, follen nicht 
blog zur Vergütung der Gerichtsfoften angehalten, fondern von dem 
Richter von Amtswegen zu angemefjener Geld- oder Arreititrafe 
verurtheilt werden. Gegen Verfügungen dieſer Art jteht dem 
Verurtheilten die Beſchwerde an den höhern Richter mit aufjchie- 
bender Wirfung zu. 
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Um einer unvedlichen, muthwilligen und chifandfen Prozepführung 
vorzubeugen, hat das Gejeg dieſelbe nicht bloß im $. 573 der CPO. mit 
der Verurtheilung in den Gerichtsfoftenerfag bedroht, fondern tritt derfelben 
im $. 583 mit Geld» und Arreſtſtrafen entgegen. 

Bejondere Beltimmungen bezüglich der Beftrafungen gewiffer uner- 
laubter Handlungen oder Unternehmungen im GivilzBrozeß find enthalten 
in den 88. 44, 291, 376 und 378 der CPO. 


— — — —— — — 


Fünfundzwanzigſtes Hauptſtück. 
Don den Ferialtagen. 


$. 589. 
Beftimmung der Ferialtage. 
Nur die Sonntage und die gejeglich anerfannten allgemeinen 
Seiertage find als Ferialtage anzujehen. 


$. 590. 

Alle Friſten laufen ohne Nückicht auf Ferialtage ununterbro- 
chen fort. Nur wenn der lebte Tag auf einen Sonntag oder all» 
gemeinen Feiertag fallt, verlängert fich die Friſt bis auf den nächſt— 
folgenden Werktag. 


$. 591. 
Die Parteien find jedoch befugt, ihre Schriften auch an Fe— 
vialtagen Dei Gericht zu überreichen. Ebenſo kann jede Zuftellung 
an einem Serialtage gejchehen. 


$. 592, 
Bei der Execution und den proviforifhen Rechtsmitteln. 
Jedes proviforiiche Nechtsmittel kann auch an Verialtagen 
vollzogen werden. Die im Wege der Erecution angejuchte Pfän— 
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dung darf jedoch, außer dem Kalle dringender Gefahr, nicht an dem— 
jelben vorgenommen werden. Andere Erecutionsfchritte finden an 
Ferialtagen gar nicht Statt. 

$. 593. 

Auf Urtheile, wodurch dem Beklagten eine Handlung zu un— 
terlaffen auferlegt wird, Fan auch während der Ferien Grecution 
geführt werden. Ber Beitimmung der Frift zur DVerrichtung einer 
Arbeit, oder eines Gejchäftes Hat der Richter auf die Ferialtage, 
und nah Beichaffenheit der Perjonen auf die Zeit der Ernte und 
Weinleſe Rüdjicht zu nehmen. 


$. 594. 

Keine Partei ift jchuldig, an den Feiertagen ihrer Religion 
vor Gericht zu erjcheinen. Wäre jedoch Jemand auf einen dieſer 
Tage vorgeladen worden, jo muß er, um fich durch fein Ausbleiben 
feinen Rechtsnachtheil zuzuziehen, bis zur Tagſatzung ſchriftlich, oder 
durch einen Bevollmächtigten eine Erfirefung anjuchen. 


Sechsundzwanzigſtes Hauptftüd. 
Bon dem Aufforderungs: und Amortiſations-Prozeſſe. 


$. 595- 
Befugnig zur Aufforderung (Provocation). 
Niemand kann genöthiget werden, fein Recht gerichtlich zu ver— 
folgen, ausgenommen in den durch die Geſetze ausdrücklich bezeich- 
neten Aufforderungs-Fällen. 


‚_ Diefes Hauptftüd Handelt von dem Aufforderungss (Provofations- 
Diffamations>) Prozeſſe (provocatio ex lege: diffamari). Die Nechtsge: 
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lehrten find darüber einig, daß der Aufforderungsprogeß im beutfchen Pro- 
zeßrechte durch zwei Stellen des römiſchen Nechtes begründet wurde, 

Die erfte diefer Stellen, ift die c. 5 C. 7, 14 (de ingenuis manu- 
missis) von Diocletian und Mariminian, welche mit den Worten anfängt: 
Diffamari*) statum ingenuorum. 


Die zweite Stelle war das fr 28 D. 46, 1 de fidejuss. et mandat: 
welche mit den Worten: Si cuntendat fidegussor beginnt. 


In diefen beiden Stellen glaubten die Slofjatoren, und nad) ihnen 
auch die deutſche Nechtsgelehrfamfeit und Praris eine Ausnahme von der 
Negel zu finden, daß Niemand zur Ginflagung feines Rechtes verhalten 
werden fünne, und fo bildete fich allmählig das Nechtsinftitut des Auffor— 
derungsprozeſſes in der Gefeggebung und Wiffenfchaft aus, obfchon weder 
die eine noch die andere Stelle des römischen Nechtes von einer Aufforderung 
zur Klage im heutigen Sinne handelt. 


Zreffend wird in den Anmerkungen zu dem codezx juris bavarici ju- 
dicarii über den dieſen beiden Stellen unterlegten Sinn Folgendes bemerft: 
Es gehören freilich gute Augen oder große Brillen dazu, um aus dieſem 
Text alles Obige, was wir von dem gegenwärtigen Nemedio gehört haben, 
ausfindig zu machen, und es find auch darüber unzählige Difpute unter den 
Nechtsgelehrten entitanden, allein die Glofje will es jo gefunden haben, und 
hat auch mit ihrer Autorität jo weit durchgedrungen, daß es nunmehr aller 
Drten recipirt ift. 


Nach diefen zwei Gefegesftellen unterfchied man zwei Arten der Pro— 
vofation: 


a) die provocatio ex Lege: diffamari, welche demjenigen zuftand, 
der von feinem Gegner mit Worten oder Werfen entweder an feiner Ehre 
oder feinen Gütern, Nechten oder Gerechtigfeiten auf eine nachtheilige Weife 
angegriffen wurde, in welchem Angriffe eben das Weſen der Diffamation 
beitand, und 


b) die provocatio ex lege: si contendat, welche gegen denjenigen 
Berechtigten Statt hatte, der mit feiner Klage zurücdhielt und dadurch für 
den Geflagten die Gefahr herbeiführte, daß für den leteren oder befjen 
Erben eine die Sache felbft betreffende Einwendung wider Die gefürchtete 
Klage verloren gehe. Die legtere Art der Provokation unterjcheidet fich von 
der erftern dadurch, daß bei der provocatio ex lege si contendat der Pro- 
vofant feine Diffamation zu beweifen brauchte, und daß mit derjelben bloß 
eine Einwendung gefichert werden jollte. 

Mit welchen Mopififationen die Grundfäße der Provofation des deut— 
fchen Prozegrechtes in das öfterreichifche Necht übergegangen find, wird aus 
dem Folgenden erfichtlich. 


*) Nach dem Anfangsworte diefer Gefeßestelle: Diffamari wird der Aufforderungss 
Prozeß, auch Diffamationsprozeg genannt. 
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$. 596. 
Borzüglidere Fälle derfelben. 


Eine folche Aufforderung findet insbeſondere Statt: 

a) bei einem Goneurje wider die Gläubiger des Schuldners; 

b) gegen denjenigen, der fich eines Rechtes gerühmt hat; 

ce) zum Zwecke der Amortijation einer Urfunde ; 

d) bei einem vorftehenden Baue wider denjenigen, welche dage— 
gen Widerſpruch erheben; 

e) bei Einleitung eines Rechnungs-Prozeſſes (ſ. Hauptitüd 27), 


$. 597. 


Berfahren im Concurſe. 


Wie im Falle eines Concurſes zu verfahren fei, wird durch 
die Concursordnung bejtimmt. 


$. 598. 
Verfahren im Falle einer Berühmung. 


Wenn Jemand fich eines Rechtes gegen einen Dritten gerühmt 
hat, jo ift diefer befugt, den erfteren, mit genauer Bezeichnung des 
Gegenftandes der Berühmung und gehöriger Beicheinigung derjelben, 
bei des Aufforderers eigenem Nichter dahin zu belangen, daß feinem 
Gegner zur Ausrührung des Nechtes, deſſen er fich gerühmt hat, 
eine beftimmte Frift angejest, und wenn binnen derjelben die Klage 
nicht angebracht wird, das ewige Stillſchweigen auferlegt werde. 


Wenn jemand fich eines Rechtes gegen einen Dritten gerübmt, d. 5. 
ausdrüdlich oder duch Handlungen, welche 'eine bejtimmte Richtung bes 
Willens unzweifelhaft an den Tag legen, erklärt hat, daß er berechtigt jei 
von einem Dritten zu fordern, daß dieſer Dritte ihm etwas gebe, oder thue, 
oder daß er etwas zu dulden oder zu unterlafien verpflichtet jei, ohne das 
nah dem Dafürhalten des angeblich Verpflichteten angemaßte Recht ge: 
richtlih einzuflagen, fo wird in dem VBerpflichteten natürlich der Wunſch 
entitehen, Die Orundlofigfeit diefer Berühmung, durch welche ihm möglicher 
Meile an feinem Kredit und fonftigen guten Fortkommen gejchadet werden 
kann, darzuthun. Zu diefem Zwecke führt nundie Aufforderungsflage 
rn oder Diffamationsklage). Die Erforderniffe der Aufforderungs- 

age find: 
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1) Muß in derſelben, wenn auch nicht ftreng gerichtsordnungsmäßi 
erwiefen, jo doch wenigitend glaubwürdig dargethan werden, daß fich — 
eines Rechtes gerühmt habe. 

2) Muß der Gegenftand der Berühmung genau bezeichnet, d. h. Inhalt 


und Umfang des angeblih angemaßter Weife behaupteten Nechtes deutlich 
beftimmt werden. 


3) Muß der Auffordernde in dem Falle, wenn die Aufforderung auf die 
Anftellung einer Eigenthumsflage gerichtet ift, nachweifen, daß er im Befige 
der Sache ift, auf welche ein Eigenthumsrecht zu haben der Geflagte fich 

erühmt hat, weil fonft nicht angenommen werden könnte, daß dev Aufges 


— ſich eines Rechtes gegen den Aufforderer gerühmt hat. 
Endlich muß 


4) das Begehren dahin geſtellt werden, daß dem Aufgeforderten zur 
Ausführung des Nechtes, deſſen er fich gerühmt hat, eine beftimmte Frift 
angejegt, und wenn binnen derfelben die Klage nicht angebracht wird, das 
ewige Stillſchweigen auferlegt werde. 


Die Aufforderungsflage erfreut fich eines befondern Gerichtöftandes, 
indem es dem Aufforderer frei fteht, die Aufforderungsflage nicht bei dem 
nach den allgemeinen Grundfägen zuftändigen Gerichtsftande des Aufgefor- 
derten als Geflagten, fondern bei feinem eigenen — des Aufforderers — 
Gerichtsftande einzubringen. 

Da die Aufforderungsflage nur in ſolchen Fällen Statt findet, in wel— 
chen Jemand fchriftlid oder mündlich, ausdrüdlich oder durch Fonfludente 
Handlungen, öffentlich oder nicht öffentlich behauptet, ein beftimmtes Recht 
gegen den Auffordernden zu haben, welches Ddiefer nicht anerkennt, jo folgt 
Daraus, Daß Die Aufforderungsflane in folgenden Fällen nicht Statt hat: 


1) Wenn der Auffordernde der befürchteten Klage des Aufgeforderten, 
welcher fich eines Nechtes nicht gerühmt hat, Einwendungen entgegenzujegen 
hat, welche bei längerer Verzögerung der Anftellung der Klage ihre Zuläßigs 
feit oder Wirffamfeit verlieren. (Provocatio ex lege si conltendat.) 


2) Eben fo wenig findet die Aufforderungsflage wegen bloßer Gefahr 
des Berluftes von Beweismitteln Statt. 


3) Wenn Jemand fich nicht eines Nechtes gegen einen Dritten gerühmt, 
fondern bloß über diefen Umftände zu defien Nachtheile angegeben, z. B. aus— 
geftreut hätte, er ftefe in Schulden, fei fein verläßlicher Zahler, oder von 
einem Mädchen, daß fie Gunftbezeugungen, welche Die Grenzen des Erlaub- 
ten überfchreiten, ohne Schwierigkeiten angedeihen laſſe. In dieſen Fällen 
ift der Benachtheiligte feineswegs berechtigt, zu fordern, Daß der Gegner 
feine Aeußerungen beweife, widrigenfalls ihm ewiges Stillfichweigen auferz 
legt wird. 

4) Wenn Jemand bloß Grund hat, zu vermuthen, daß fein Gegner 
nur auf feinen Tod warte, um dann über feine Hinterbliebenen mit An— 
fprüchen herzufallen, womit derfelbe gegen ihn nicht aufzutreten wagt u. ſ. w. 


In allen diefen Fällen findet eine Berühmung eines Rechtes und da— 
ber auch die Aufforderungsflage nicht Statt. 
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$. 599. 


Eine Berühmung kann fowohl in Worten, al3 in Handlungen 
gelegen fein. Handlungen jedoch, wodurch Jemand den Befit einer 
Sade ausübt, jind als Feine zur Aufforderung geeignete Berüh- 
mung anzufehen. Der Befiter hat die Vermuthung eines gültigen 
Titels für fih, er kann alfo zur Angabe defjelben nicht aufgefor- 
dert werden. Wer fih durch ſolche Handlungen gefränft hält, hat 
fein Recht durch eine ordentliche Klage geltend zu machen. 


Man kann ſich eines Nechtes rühmen, ohne daß diefe Berühmung in 
Morten ausgedrückt zu werden braucht. Die Berühmung fann durch ſolche 
Handlungen gefchehen, die nur in Folge eines gewiffen dem Handelnden 
zuitehenden Nechtes ausgeübt werden fünnen. Wenn Jemand derlei Hand- 
lungen unternimmt, fo legt er dadurch eben fo, wie bei einer wörtlichen Berüh— 
mung, an den Tag, daß er ein gewifles Necht als ihm zuftehend betrachte. 

Wenn Jemand 3.B. feine Viehſtücke auf die Weide eines andern trei- 
ben läßt, jo kann Diejes als eine Berühmung des Mitweide-Nechtes erach- 
tet werden. 

Wohl zu unterjcheiden von der Berühmung durch Handlungen ift der 
Beſitz eines Nechtes oder einer Sache. Wenn jemand in dem Beſitze einer 
förperlihen Sache fich befindet oder in den Beſitz eines Nechtes dadurch 
gelangt it, Daß er etwas von einem andern ald Echuldigfeit fordert und 
diefer es ihm leiftet; oder die einem andern gehörige Sache mit defien Ge- 
ftartung zu feinem Nusen anwendet, endlih, wenn auf fremdes Verbot ein 
anderer, was er fonft zu thun befugt wäre, unterläßt, fo hat er in Gemäß 
heit des $. 323 des allgem. bürgerl. Gefegbuches die Vermuthung eines 
gültigen Erwerbungstitels für fih, und er kann zur Angabe deffelben mit 
einer Aufforderungsflage nicht genöthigt werden, es liegt vielmehr demjenigen, 
der die Anmaßung des Nechtes behauptet, ob, den Beweis dafür zu liefern. 


$. 600. 


Die Aufforderung ift im Falle des fchriftlichen Verfahrens 
dahin zu erledigen, daß der Aufgeforderte binnen einer Friſt, welche 
nach den, in den $$. 52 und 53 über die Friften zur Einrede er- 
theilten Vorſchriften von dem Nichter beftimmt wird, fo gewiß ent- 
weder die Aufforderung beantworten, oder zur Ausführung feines 
Rechtes Klage anbringen folle, als ihm fonft in Anfehung dieſer 
Anſprüche ewiges Stillfehweigen auferlegt werden würde. Sn den 
Fällen des mündlichen DBerfahrens foll der Aufgeforderte unter 
gleichem Nechtönachtheile zu einer Tagſatzung vorgeladen und ange- 
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wiefen werden, bei berfelben entweder die Beantwortung zu Pro- 
tofoll zu geben, oder jeine Klage jehriftlich oder mündlich anzu- 
bringen. 

Gegen die nachtheiligen Folgen der Nichtbeachtung der Aufforderungs- 
flage, insbejondere gegen Die angedrohte Auflegung des ewigen Stillfchweis 
gend kann fich_der Geflagte in Gemäßheit des $. 600 der CPO. auf eine 
zweifache Art fichern: 

1) Durch Beantwortung der Aufforderung. 

2) Durch das Einbringen der aufgeforderten Klage. Sowohl die er- 
ftere als Die legtere müfjen binnen der von dem Nichter feftgefegten Frift 
eingebracht werden. Bezüglich der Berlängerung und des Berfäumniffes 


diefer Friften treten im fchriftlichen Verfahren die FF. 91 und 100 der CPO. 
in Anwendung. 

Zur Beantwortung der Aufforderung wird der Beklagte die Zuflucht 
nehmen, wenn nach jeinem Dafürhalten fein Grund zu einer Aufforderungs- 
flage gegen ihm vorhanden ift, weil die Berühmung eines Nechtes gegen den 
Aufforderer nicht Statt gefunden hat, oder weil der Aufgeforderte fich im 
Beſitze des gerühmten Nechtes befindet. 

Die aufgeforderte Klage wird er einbringen, wenn er fich des Nechtes 
gerühmt hat und dieſes Necht gerichtlich geltend zu machen gewillt ift. 


$. 601. 


Wird hierauf von dem Aufgeforderten eine Klage angebracht, 
jo ift darüber der Ordnung nad zu verfahren. Wird aber bie 
Aufforderung beantwortet, jo ift dieje Beantwortung ald eine Ein- 
rede zu behandeln, und nach gejchloffenem fehriftlichen oder münd- 
lichen Verfahren durch Urtheil zu erfennen, ob die Aufforderung 
Statt habe, oder nicht. Im erften Falle muß zugleich dem Auf- 
geforderten zur Ausführung feiner Rechte durch fehriftliche oder münd— 
liche Klage neuerlich unter wiederholter Androhung des im $. 598 
ausgedrückten Nechtsnachtheiles eine Frift angeſetzt werden, welche 
die gefegliche Frift zur Ueberreihung einer fehriftlihen Einrede nie 
überfteigen darf, und mit dem Tage, an dem das Urtheil rechts- 
fräftig wird, zu laufen anfängt. 

$. 602. 
PBräclufiv-Urtheil. 

MWird weder die Beantwortung noch die Klage den $$. 599 

und 600 gemäß in gehöriger Zeit überreicht, oder zu Protokoll 
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gegeben, oder nach bereits erfolgtem Grfenntniffe, daß die Auffor- 
derung Statt finde, binnen der dazu angejegten Friſt Feine Klage 
angebracht, jo foll der Richter auf weiteres Anſuchen des Auffor- 
derer, und nach vorausgegangener Snrotulirung der Acten, dem 
Aufgeforderten über den Gegenftand der Klage, welcher klar auszu- 
drücken ift, ewiges Stillſchweigen auferlegen. 


$. 603. 


Amortifirung der Urfunden und Berfahren dabei. 


Das Gefuh um die Amortifirung einer Urkunde ift bei Dem 
ordentlichen Nichter des Bittſtellers anzubringen, darin das Recht 
auf die Urkunde, fowie der DVerluft oder die erfolgte Vernichtung 
derjelben mit Wahrjcheinlichfeit anzugeben, und die Urfunde jelbit 
jo genau, als möglich zu bejchreiben. 


Die 88. 603 bis 610 der CPO. haben die Amortifirung von Urkun— 
den und das dabei zu beobachtende Verfahren zum Gegenjtande. 

Unter der Amortifirung einer Urfunde wird die gerichtliche Erflä- 
rung verftanden, daß eine vermißte Urfunde für nichtig und die rechtliche 
Wirkung derielben gegen den Ausfteller für erlofchen anzufehen ift. 

Das Geſuch um Amortifirung einer Urfunde ift in Gemäßheit Des 
$. 33 der Civiljurisdictionsnorm für Siebenbürgen, wenn es ſich um Amor- 
tifirung von Staatsobligationen und der denjelben gleich geachteten Credits— 
papiere handelt, bei demjenigen Landes-Gerichte anzubringen, an deren Amts— 
fig die bezüglichen Ereditsbücher geführt werden. Handelt es fih um Amor- 
tifivung von andern Urkunden, die nicht Staatsobligationen oder Wechjel 
find, jo muß das Amortifirungsgefuch von dem Amortiftrungswerber bei dem 
Einzelngerichte feines ordentlichen Wohnfises eingebracht werden. 

Nach 8. 32 der mit dem a. 5. Faiferlichen Batente vom 16. Februar 
1853 3. 30 RGB. kundgemachten Civiljurisdictionsnorm für Ungarn, Cro— 
atien, Slavonien, Serbien und das Temeſer Banat, fann die Amortifirung 
von Urkunden mit Ausnahme der Staatsobligationen, der denjelben gleich- 
geachteten Greditspapiere und der Wechjel von dem Bewerber bei dem Be— 
zivfögericht jeines eigentlichen ordentlichen MWohnftges oder bei jenem des 
Wohnfiges deſſen, gegen den diefe Urfunde zum Beweife 
dienen foll, angeſucht werden. 

Die Amortifirung von Wechfeln fteht nach $.56 der Eiviljurisdictiong- 
norm-für Siebenbürgen jenem Handelögerichte zu, in deſſen Sprengel fich 
der Zahlungsort des Wechſels befindet. 

Der $. 58 der oben anbezogenen Civiljurisdictionsnorm vom 16. Fer 
bruar 1853 3. 30 RGB. ftimmt im Weſen mit dem $. 56 der Eiviljurid- 
Dietionsnorm für Siebenbürgen überein. 
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Die Amortifirung von Urkunden, infoferne der zur Anfuchung derſelben 

Berechtigte eine Militärperfon ift, fteht nach 8. 13 des a. h. Faiferlichen 
Patentes vom 22. Dezember 1851 3. 255 RGB. den Militärgerichten zu; 
doch bleibt die Amortifirung der öffentlichen oder der denſelben gleichgehals 
tenen Greditspapiere und dev Wechjel jedenfall8 den Civilgerichten vorbe— 
halten. — 
' Mit dem h. Finangminifterial-Erlaß vom 6. Juli 1850 3. 268 RGB. 
wurde zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß die Creditsbücher und Vor— 
merfungen für die Aerarial- und Domeftifalobligationen, infoferne letztere 
noch beitehen, der Stunde von Böhmen, Mähren, Schleften, Defterreih ob 
der Enns, Steiermark, Kärnthen nnd rain, in den Hauptſtädten der ger 
nannten Kronländer, für die Obligationen der alten Salzburger Landesſchuld 
in Salzburg, für die Görzer ſtändiſchen Aerarial- und Domeftifal- Obliga- 
tionen in Görz, für die Obligationen der Tiroler und Voralberger Landes: 
fhulden in Innsbrud, für alle übrigen Staatsobligationen aber, jo wie für 
die Nerariale und Domeitifal- Obligationen der niedevöfterreichiichen Stände, 
für die Stadt-, Wiener Oberfammeramts>, Aerarial- und Domeftifal- 
Obligationen, für die Aktien, Briefe und andere Banfurfunden der National- 
banf, bei deren Amortifirung zu Folge des $. 53 der Statuten der National 
banf nach den für die Amortifirung öffentlicher Staatspapiere bejtehenden 
Beftimmungen zu verfahren ift, in Wien geführt werden. 

Zur Amortifiwung von Banfanweifungen, dieſe mögen von einer Banfz, 
Central- oder einer Banffilialfaffe ausgeftellt fein, find laut Verordnung Des 
h. k. £. Juſtizminiſteriums vom 9. Dezember 1852 3. 255 RGB. jene Han- 
delsgerichte, oder jene handelsgerichtlichen Senate berufen, in deren Spren- 
gel fich der Zahlungsort der Banfanweifung befindet. Bor Einleitung der 
Amortifirung von Banfanweifungen muß die Bankkaſſe des Zahlungsortes um 
die Ausfunft angegangen werden, ob die zu amortifivende Bankanweiſung unter 
den angegebenen Merkmalen noch unbehoben haftet, und fie fowohl von ber 
Amsrtilationg » Einleitung, als auch von der Amortifationg - Erflärung ver- 
ftändigt werden. 

Die Creditsbücher und Vormerfungen für die von den Iandesfürftlichen 
Verſatzämtern ausgeftellten Obligationen werden laut Erlafies des h. k. k. 
Minifteriums des Innern vom 29. Juli 1850 3. 308 RGB. bei Diefen 
Anftalten geführt, und zur Amortiftrung diefer Obligationen find jene Lan— 
desgerichte berufen, an deren Amtsfig ſich die befagten Verſatzämter befinden. 

Zur Amortifirung von Como-Rentenfcheinen ift in Gemäßheit des Er- 
laffes des h. £. f. Sinanzminifteriums vom 13. Mai 1852 3. 123 RGB. 
das k. k. Landes-Gericht in Wien berufen. 

Die Erforderniffe des Amortifirungsgefuches find folgende: 

4) Muß die Urfunde fo genau als möglich befchrieben werden, Damit 
feiner Zeit fein Zweifel über die Identität der Urfunde entiteht. 


2) Muß in dem Amortifirungsgefuche das Necht auf die Urkunde mit 
MWahrfcheinlichfeit angegeben werden. In Anjehung der auf den Ueberbrin- 
ger lautenden Schuldſcheine befteht in Gemäßheit des $. 608 der EBD. eine 

usnahme, indem die Amortifation nur demjenigen bewilligt werden kann, 
der fein Eigenthumsrecht auszumweifen vermag. 

3) Sit der Verluft der Urkunde oder die erfolgte Vernichtung derſelben 
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mit MWahrfcheinlichfeit anzugeben, und es fcheint bei diefem Erforderniß eine 
von felbft verftandene Forderung des Geſetzes zu fein, Daß der Verluft wider 
den Willen des Amortifationswerbers vor fih gegangen fein müſſe. 

4) Das Begehren muß dahin gerichtet fein, Daß zur Amortiftrung der 
Urkunde das gefeglich vorgefchriebene Verfahren eingeleitet und wegen Aus— 
fertigung, Affigivung und Einfchaltung des Almortifationsediftes das Erfor— 
derliche veranlaßt werde. 


$. 604. 


Hierüber Toll der Richter den allfälligen Beſitzer der abgängi- 
gen Urfunde durch Edict auffordern, feinen Beſitz Binnen einem 
Sabre fo gewiß bei Gericht anzuzeigen, als fonft die Urfunde für 
nichtig und die rechtliche Wirfung derſelben gegen den Ausſteller 
für erlojchen erfiärt werden würde, Das Edict hat eine genaue 
Befihreibung der al3 verloren, oder vernichtet angegebenen Urfunde 
zu enthalten, und ift am Gerichtäorte öffentlich anzufchlagen, auch 
in das zu öffentlihen Kundmachungen bejtimmte Zeitungsblatt drei- 
mal einzurücken. 


$. 605. 


Auf Anfuchen der Partei hat der Richter bei Ausfertigung 
des Amortifationd = Ediete8 zugleich ein Verbot dahin zu bemilligen, 
daß auf die verlorne Urfunde bis auf weitere gerichtliche Verord— 
nung feine Zahlung geleiftet werde. Immer muß aber dem 
Schuldner oder Ausfteller wenigſtens von der bewilligten Ausfer- 
tigung des Amortiſations-Edictes Nachricht gegeben werden. 


$. 606. 


Wenn fih in Folge des Amortifationg - Edicte8 Jemand als 
Beier der darin erwähnten Urfunde meldet, fo ift dieß fowohl 
dem Amortifirungswerber als dem Ausfteller oder Schuldner durch 
Bejcheid befannt zu machen, umd zugleich dem erfteren zur Ausfüh- 
rung feiner Rechte gegen den Befiger der Urfunde, und zur Rechts 
fertigung des allenfall8 angefuchten Verbotes von dem Richter eine 
den Umftänden angemefjene Friſt feitzufegen. 

37 
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$. 607. 


Hat fih aber während der Edictal-Friſt Niemand als Beſitzer 
der Urfunde gemeldet, fo ſoll fie auf Anfuchen ber Partei durch 
Beicheid für nichtig und erlofchen erklärt, und hievon nicht nur 
demjenigen, der vermöge der amortifirten Urfunde eine Verbindlich— 
feit zu erfüllen hat, Nachricht gegeben, fondern auch bie erfolgte 
Amortifirung auf eben die Art, wie das vorhergegangene Ebict, 
öffentlich befannt gemacht werben. 


$. 608. 


In Anfehung der, auf Ueberbringer ausgeftellten Privat-Schuld- 
ſcheine kann eine Amortifation nur demjenigen, ber fein Eigenthums- 
recht3 auszuweiſen vermag, bewilliget werben. 

An Rückſicht der Amortifirung von Actien und anderen In— 
buftrie= Papieren find die Statuten der betreffenden Vereine zu 
beobachten. 


Zur Erläuterung des erſten Sabes diefed Paragraph können die $$. 
370 und 371 des allgem. bürgerl. Geſetzbuches dienen, welche lauten: 

$. 370. Wer eine bewegliche Sache gerichtlich zurüdfordert, muß fie 
durh Merkmale befchreiben, wodurch fie von allen Ähnlichen Sachen gleicher 
Gattung ausgezeichnet wird. 

$. 371. Sachen, die fich auf diefe Art nicht unterfcheiden laffen, wie 
bares Geld mit anderm baren Gelde vermenget, oder auf den Ueberbringer 
lautende Schuldbriefe, find alfo in der Regel Fein Gegenftand der Eigen- 
thumsflage; wenn nicht folche Umftände eintreten, aus denen ber Kläger fein 
Eigenthumsrecht beweifen fann, und aus denen der Geflagte wiffen mußte, 
daß er die Sache fich zuzuwenden nicht berechtiget fei. 


$. 609. 


In wiefern eine Amortifirung in Verluſt gerathener Staats— 
papiere ftattfinde, und wie fich in Anjehung verjelben zu benehmen 
jei, wird durch befondere Vorſchriften beftimmt. 


Mas die öfterr. Staatsfchuld betrifft, fo find bezüglich derfelben zuvör— 
derſt folgende Unterjchiede hervorzuheben : 

I. Gibt e8 Schuldverfchreibungen der älteren und ber neueren Staats— 
fhuld. Die ältere Staatsfchuld begreift jene verzinslichen Obligationen in 
fih, von welchen die Intereffen im Jahre 1811 auf die Hälfte herabgejegt 
wurden, die aber in Bolge des Patentes vom 21. März 1818 zum Behufe 


— — 





579 


der Erhöhung auf den urfprüglihen, in EM. zahlbaren Zinsbetrag in die 
Verlofung einbezogen werden. Alle andern Staatsjchuldverfchreibungen ges 
hören zur neueren Staatsſchuld. 


II Lauten die Staatsjchuldverfchreibungen entweder auf den Ueber— 
bringer, oder fie lauten auf einen beftimmten Namen. Bezüglich der Staats- 
fchuldverfchreibungen, Die auf den Ueberbringer lauten, ift zu bemerken, daß 
fie auch auf den Namen einer bejtimmten Perſon vinfulirt werden fönnen, 
was immer, wenn Etiftungsfapitale zum Anfauf Derjelben verwendet werden, 
zu gefcheten hat. Durch dieſe Binfulirung wird die auf den Veberbringer 
lautende Staatsjchuldverfchreibung in eine auf einen beftimmten Namen laus 
tende verwandelt. 


II Mit Rückſicht auf die Art der Intereffenbehebung unterfcheidet 
man jolhe Staatsjchuldverfchreibungen, deren Intereffen gegen Quittung 
und weiters folche, deren Zinfen gegen Coupons erhoben werden. 

Dieje Unterfchiede müfjen zum richtigen Berftändniß der über Die 
Amortifirung von Staatspapieren beftehenden gejeslichen Beftimmungen vor 
Allem im Auge gehalten werden. 

Durch das a. 5. faiferliche Batent vom 28. März 1803 3. 599 wurde 
das Amortifirungsverfahren bezüglich jener inländischen Staatspapiere, welche 
auf den Ueberbringer mit einer beitimmten Zahlungsfrift lauten geregelt. 
Mit dem a. b. Patente vom 15. Auguft 1817 3. 1361 wurden VBorfchriften 
über die Amortifation folcher Staatsobligationen ertheilt, welche entweder 
feine Termine der Kapitalsrückzahlung haben, oder deren Zahlungstermine 
auf eine unbeftimmte Zeit verfchoben worden find. Das a. h. Patent vom 
23. Juli 1819 3. 1582 enthält die Vorfchriften über die Amortifirung fol- 
cher Stantsobligationen, Die auf Den Ueberbringer lauten und der dazuges 
hörigen Interefjencoupons. 

Nebſt diefen allgemeinen Vorſchriften beftehen noch einige bejondere, 
3. B. Über die Amortiftrung der jalzburgifchen und tirolifchen Landſchafts— 
Obligationen, Über Die Amortiftrung der Urfunden des Monte des lomb. 
venet. Königreiches u. |. w. Die dießfülligen Beftimmungen find in Weſſe— 
ly's Handbuch enthalten. Da Ddiefelben jedoch in Siebenbürgen gewiß nur 
jelten in Anwendung fommen dürften, fo begnüge ich mich auf diejelben 
hinzuweiſen. 


$. 610. 
Verfahren bei Bauführungen. 

Wer einen Bau führen will, muß vorläufig nach Beſtimmung 
der Bauvorſchriften die Genehmigung der, zur Aufſicht über die 
Bauführungen beſtimmten Behörde einholen. Dieſe Behörde ſoll 
den Bau nicht geſtatten, ohne diejenigen, welche dadurch in ihren 
Rechten gefährdet werden könnten, vorläufig zu vernehmen. Wird 


gegen den Bau Widerſpruch erhoben, ſo hat ſie eine gütliche Aus— 
37* 
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gleihung zu verſuchen, und wenn biefe nicht gelingt, bie Parteien 
fediglich auf den Weg des Rechtens zu verweilen, 


$. 611. 


Sn dem letzten Falle fünnen diejenigen, welche fih dem Bau 
widerjegen, von dem Unternehmer des Baues zur Klage aufgefordert 
werden. Gr bat deshalb der Nealinftanz des Baugrundes einen 
doppelten Bauriß vorzulegen, und bei ihr dad Begehren zu jtellen, 
daß die Aufgeforderten angewiefen werden, ihre Gimwendungen ge— 
gen den Bau durch eine Klage fo gewiß auszuführen, als ihnen 
fonft in Anſehung derjelben ewiges Stillſchweigen auferlegt, und 
dem Aufforderer nach dem vorgelegten Riſſe zu bauen gejtattet wer- 
den würde, Giner der Riſſe ift bei Gericht aufzubewahren, der 
andere der in der Aufforderungsflage zuerft genannten Partei zu— 
zujtellen. 

Das Verfahren richtet fich im Uebrigen nad den, für ben 
Aufforderungsprozeß im Allgemeinen ertheilten Vorſchriften, nur 
Sollen Schriftliche Werhandlungen durch Beftimmung fürzerer Sriften 
jo viel möglich bejchleuniget werben. 


Siebenundzwanzigſtes DHauptftüd. 


Bon dem Mechnungs-Prozeſſe. 


$. 612. 
Aufforderung zur Bemängelung der gelegten Rechnung. 


Der Rechnungsleger kann bei feinem eigenen ordentlichen Rich— 
ter, denjenigen, welchem er die Rechnung gelegt hat, dahin belan- 
gen, daß er fie für richtig anerfenne, oder feine Einwendungen ba- 
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gegen bei dieſem Gerichte anbringe. Der Richter Hat dazu eine, 
den Umftänden angemeſſene Friſt feftzufegen. 

Unter einer Rechnung im eigentlichen Sinne wird eine fchriftliche 
Zufammenftellung und Gegenüberhaltung gewifjer Einnahmen und Ausgaben, 
die mit einem Gefchäfte oder einer Verwaltung verbunden waren, verftanden. 

Aus dem $. 612 der EBD. geht hervor, Daß derjenige, welcher einem 
andern Rechnung gelegt hat, berechtigt Ift zu fordern, daß er fie außerge— 
richtlich genehm Halte — für richtig anerfenne — oder bemängle. Grfennt 
derjenige, welchem Die Rechnung gelegt worden it, Die gelegte Nechnung 
nicht für richtig an, d. h. Außert er fich gar nicht darüber, oder macht er 
außergerichtlich Einwendungen dagegen, fo it Dev Nechnungsleger berechtigt, 
ihn bei feinem eigenen (des Nechnungslegers) ordentlichen Nichter dahin zu 
belangen: daß er diefe Nechnung für richtig anerfenne, oder jeine Einwen— 
dungen Dagegen bei diefem Gerichte anbringe, 


S.0613 


Merden binnen dieſer Friſt Feine Einwendungen angebracht, 
jo ift auf ferneres Begehren des Nechnungslegers die Inrotulirung 
der Acten vorzunehmen, und die Nechnung durch Urtheil für ge= 
nehmigt zu erflären. Glaubt der Beklagte, daß er die Rechnung 
zu bemängeln gar nicht fehuldig fei, fo kann er diefe Ginwendung 
abzejondert anbringen, in welchem Falle ihn, wenn er damit fach- 
fällig werden follte, eine neue Friſt zur Bemänglung felbit ertheilt 
werden muß. 


$. 614. 
Drdnung des Rechnungs-Prozeſſes. 


Die Bemänglung der Rechnung muß mittelft eimer ſchrift— 
lichen Klage angebracht; auch müfjen darin die einzelnen freitigen 
Poſten der Nechnung gehörig von einander abgefondert, und mit 
fortlaufenden Zahlen bezeichnet werden. Bei jeder Poſt hat der 
Kläger, der gefeglihen Vorſchrift gemäß, feine allfälligen Beweis— 
mittel beizubringen, und dad, der Sache angemeffene Begehren 
zu jtellen. 

Der Grund, warum die Klage fchriftlich eingebracht und im Nechnungs- 


Prozeſſe ſchriftlich verfahren werden muß, liegt in der Beſchaffenheit des 
Streitgegenſtandes, die im Falle einer mündlichen Verhandlung leicht zu 
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Verwirrungen führen fann. Streng genommen enthält eigentlich jeder Nech- 
nungsprozeß fo viel Streitgegenftände, als einzelne Poſten find, deren Rich» 
tigfeit beftritten wird. 

Es follten demnach eigentlich fo viel abgefonderte Prozeſſe geführt 
werden, als ftreitige Poſten find. Weil jedoch Diefe ftreitigen Poſten alle 
Theile eines Ganzen find, fich aufeinander beziehen und fich gegenfeitig er 
ganzen, jo hat das Geſetz die Kumulirung aller dieſer verfchiedenen Streit: 
gegenftände zur Vermeidung einer weitläufigen und zu Wiederholungen Anz 
aß gebenden Prozeßführung zwar geftattet, gleichwohl aber jowohl in dem 
voranftehenden, als in Den nachfolgenden zwei Baragraphen folche Beftim- 
mungen gegeben, welche Berwirrung hintanzuhalten geeignet find. 


$. 615. 


Ueber dieſe Klage ift dem Nechnungsleger feine Ginrede ab- 
zufordern, und nach der allgemeinen Vorſchrift gegenmwärtiger 
Trozeß - Ordnung, jedoch bei jedem Gerichte fchriftlih zu ver- 
handeln. 


$. 616. 


In der ganzen Verhandlung ift die, in der Klage angenommene 
Ordnung der Poften und Zahlen genau beizubehalten. 


$. 617. 
Aerarial-Rechnungs-Prozeſſe. 


Binnen welchen Friſten die Aufforderungs-Klage gegen die 
Erledigung der Buchhalterei über eine, dem Staatsſchatze gelegte 
Rechnung ſtattfinde, wird durch beſondere Verordnungen beſtimmt. 


Bezüglich der in dieſem Paragraphe angedeuteten Friſten ſ. die Er— 
läuterungen bei dem $. 438 der CPO. Seite 462 des Commentars. 
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Achtundzwanzigſtes Hauptftüd. 
Bon dem Berfahren in Befigftörungsfällen. 


$. 618. 
Fälle, in welden baffelbe anzuwenden ift. 


Menn Semand in dem Belite einer Sache oder eined Rechtes 
beeinträchtigt, oder wenn er dieſes Beſitzes woiderrechtlich entjegt 
worden ift, hat verjelbe fogleich und längſtens binnen dreißig Tagen 
von der erlangten Wiffenfchaft der Störung mit Einjchließung ber 
Ferialtage, mittelft einer Befisftörungsflage die richterlihe Hilfe an- 
zufuchen und fein Begehren genau auszudrüden. 

Nah Berlauf diefer Zeit ift der angeblich geftörte Befiger zur 
ordentlichen Befitflage im Rechtswege zu verweilen. 


Der Befig einer Sache oder eined Nechtes ift ein bloß faftifches 
Berhältniß einer Berfon zu einer gewiſſen Sache oder einem gewiffen Rechte. 
Possesio res facti est ei non juris. 

Der Beſitz und das Recht auf die im Befit befindliche Sache find 
Daher wefentlich von einander zu unterfcheiden. 

Auf Grundlage diefes Unterfchiedes zwifchen Befis und Recht haben 
fih im gemeinen deutfchen Prozeßrecht zwei verfchiedene Verfahrungsarten 
ausgebildet, deren eine Das possessorium und die andere das petitorium 
aenannt wurde. Der poſſeſſoriſche Prozeß hatte ohne Nüdjicht auf das 
Recht bloß den Beſitz und die demfelben anflebenden Befisrechte zum Gegen— 
ftande, während im petitorifchen Prozeſſe das Recht felbft Gegenftand der 
Berhandlung und Entjcheidung war. 

Das possessorium war wieder entweder ein fogenanntes ordinarium, 
oder ein summarium, auch summarissimum oder momentaneum genannt. 

Das Summarium war nichts als eine Folge des langjameren Pro— 
zeßganges, welcher fich bei dem possessorium ordinarium geltend und es 
nothwendig machte, daß, um Gewaltthätigfeiten vorzubeugen, eine fchleunige 
Verfügung getroffen werde. Der Anlaß zu diefen Gewaltthätigfeiten war 
nämlidy dadurch vorhanden, daß, fo lange über den Beftg nicht entjchieden 
war, fich jeder Theil im Beſitze, und die Befighandlungen feines Gegners 
für Störungen und Eingriffe in den Beſitz hielt. 

Da es nun ein Recht des Befigers ift, fich, wenn die richterliche 

ülfe zu fpät fommt, mit Gewalt im Befige zu behaupten, jo fah man 
ch genöthigt, bloß auf das jüngfte Faktum des Befiges Rüdficht zu neh— 
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men, und jene ftreitende Partei, welche unmittelbar vor entftandenem Streite, 
die legte Beſitzhandlung für ſich auszuweiſen vermochte, im Befige zu fchügen, 
obne daß weiter in eine genaue Prüfung der Qualität und der Dauer dieſes 
Bıfiged eingegangen wurde. Den auf Diefe Art erlangten Beiig nannte 
man mit einem bezeichnenden Ausdrude eine possessio fidueiaria oder de- 
postloria. 

In dem possessorium ordinarium wurde dann erft die ftreitige Frage 
über den fehlerfreien Befts, welche ber Nichter, zuvor nur flüchtig und ober— 
flächlih unterjucht hatte, einer gründlichen Erörterung unterzogen. 

Auch Die öfterreichifche Geſetzgebung fennt, wie aus der a. h. kaiſer— 
lichen Nerordnung vom 27. Dftober 1849 3. 12 RGB. hervorgeht, den 
Unterichied zwiſchen possessorium ordinarium und possessorium summa- 
rissimum. 

Das in der eben anbezogenen faiferlichen Berordnung angeordnete 
erfahren in Belisftörungsfällen, welches beinahe wörtlich mit dem im 28. 
Hauptſtück der Givilprogegordnung enthaltenen übereinftimmt, wird possesso- 
rium summarissimum genannt. Das Verfahren über eine Belisftörung im 
ordentlichen Nechtswege wird possessorium ordinarium genannt. 


Das possessorium summarissimum nach dem gemeinen beutfchen 
Prozeßrechte unterfcheidet fich jedoch durch folgende KEigenthümlichfeiten von 
dem im 28 Huuptitüfe der CPO. vorgeichriebenen Verfahren in Befit- 
ftörungsfällen: 

1) Das possessorium summarissimum war an die Bedingung ge— 
fnüpft, daß eine Gefahr vorhanden war, e8 werde ohne fchnelles gerichtliche 
Einfchreiten zu STchätlichfeiten zwilchen den Parteien fommen denen eben 
durch eine proviforische Verfügung über den Beftsjtand vorgebeugt werden 
ſollte. Wo eine folhe Gefahr nicht denkbar war, konnte Das poss. sum. 
nicht zugelaffen werden (ſ. $. 626 der EPD.). 

2) Yon dem Imploranten wurde fein vollitändiger Beweis, fondern 
nur eine Bejcheinigung jener Thatfachen erfordert, auf welche fein Necht 
gegründet war. 

3) Es wurden feine Einwendungen berüdjichtigt, welche nicht fogleich 
eriviejen werden fonnten. 

Unve: fennbar wurzeln die Beftimmungen des allgemeinen bürgerlichen 
Gefegbuches über den Beſitz, welche die Brozeßordnung im 28. Hauptitüde 
zu ihrer Vorausfegung hat, im Werentlichen im vömifchen Nechte, und es 
ſcheint, als ob auch die Beftimmungen unferer Prozeßordnnng über das 
Verfahren in Belisftörungsfällen fih aus dem römiſchen Interdiktenprozeß 
zum Theil entwicelt haben.*) 

Die Interdifte hatten entweder die Erlangung, die Erhaltung 
oder die Wiedererlangung des Belises zum Gegenjtand. (Interdicta 
adipiscendae, relinendae, recuperandae possessionis.) 


*) Nccurfius definirt die Interdicte folgender Maßen: Interdicta olim nihil aliud 
erant. nisi certae conceptiones verborum latae a praetore interdietum interponente 
cum inter duos de possessione agebatur. 





⏑—— 
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Das Verfahren in Beftsftörungsfällen findet, nach unferem Geſetze 
nur Statt zur Erhaltung eines geftörten, oder zur Wiedererlangung 
eines durch widerrechtliche Entſetzung verlornen Beſitzes, nicht aber zum 
Behufe der Erlangung eines Beſitzes, den man noch nicht gehabt hat. 
Wer einen Befiß erjt erwerben, oder ein ftärferes Recht zum Beſitz geltend 
machen will, muß den ordentlichen Nechtsweg betreten (F. 620 der CPO). 

Die Interdicte adipiscendae possessionis: das interdietum quorum 
bonorum; quod legatorum ; Salvianum u. f w. find fomit für uns von 
feinem Belang. 

Die Interdicte zur Erhaltung des Beſitzes waren das Interdict: U 
possidetis bei unbeweglichen, und wtrubi bei beweglichen Sachen. Das Ins 
terdi.t zur MWiedererlangung des Befites wurde: Unde vi genannt. 

Die Befigftörungsflage fteht nach unferem Geſetze demjenigen 
zu, welcher 

I. in dem Beſitze einer Sache oder eines Rechtes beeinträchtigt wor— 
den ift, oder 

II. demjenigen, welcher des Beſitzes einer Sache oder eines Rechtes 
widerrechtlich entjegt worden ift. 

Bezüglich beider Fälle wird Folgendes bemerft: Das Geſetz unter: 
feheidet nicht, von welcher Beichaffenheit der Beſitz ift: ob er rechtmäßig 
oder unrechtmäßig, vedlich oder unredlich ift. Ebenſo untericheidet Das Ge— 
feg nicht, ob die Sache, um deren Belt es ſich handelt, eine bewegliche oder 
unbewegliche ift. Das Geſetz findet deßhalb in allen dieſen Fällen ohne 
Unterfchied Anwendung. 


Gegenftände des Befiges fünnen nach $. 311 des allgemeinen 
bürgerlichen Gejegbuches nur Förperliche und unkörperliche Sachen fein, 
welche ein Gegenftand des rechtlichen Verkehrs find. Da mit Rückſicht auf 
die Beitimmungen der 88. 15 und 285 des allg. bürgerl. Gefegbuches Die 
Perſonenrechte, welche fich theils auf perjönlihe Eigenfchaften und 
Verhältniffe beziehen, theils fich in dem Familien-Verhältniſſe gründen, nicht 
als Sachen im Sinne des Gefeges angefehen werden fünnen, fomit Fein 
Gegenſtand des Befiges find, jo fann im $. 618 unter dem Ausdrud eines 
Rechtes ein Berfonen- Recht nicht verftanden werden. Keinem Men— 
Ihen wird es einfallen, zu behaupten, daß Eltern, die ihnen von andern 
vorenthaltenen Kindern oder ein Gatte den vorenthaltenen Gatten mit einer 
Beſitzſtörungsklage zurüdfordern müſſe. 

Dagegen ſind mit Rückſicht auf die 88. 307, 311 und 313 des allg. 
bürgerl. Geſetzbuches ſowohl die dinglichen Rechte, als die perſönlichen Sa— 
—— ein Gegenſtand des Beſitzes und ſomit auch der Beſitzſtörungs— 

lage. — 

Bezüglich des eriten Falles, in welchem die Befisftörungsflage Statt 
findet: wenn nämlich Jemand in dem Befite einer Sache oder eines Rech— 
tes beeinträchtigt worden ift, ift Solgendes zu bemerfen: 

Der Rechtsgrund der Befigitörungsflage ift in diefem Kalle: der Be— 
fig und die Störung defjelben. Es kommt alfo nur darauf an, daß der 
Kläger beweife, daß er zur Zeit der Störung im Beſitze gewejen ift, und 
daß dieſer Beſitz geftört worden: ift. 

Zur Nachweifung des Befites genügt es, daß der Anfang des Beſitzes 


586 


fowohl der Außerlichen Erfcheinung nach (factum), als auch rüdfichtlich des 
Willens die Sache als die feinige zu behalten (animus possidendi), ober 
daß gewiffe Handlungen nachgewiefen werden, in denen fich die Ausuübun 
des Beſitzes Fund gibt. Daß der einmal erlangte Befis nicht erlofchen fei, 
braucht der Kläger nicht zu beweifen. Die Erlöfchung des Befites, mag fie 
freiwillig oder unfreiwillig gewejen fein, gehört zum Gegenbeweis, 2* 
der Geklagte zu führen hat. 

Auf die Dauer dieſes Beſitzes ift nach unferem Geſetz feine Rüdficht 
zu nehmen. 

Auch ift e8 zur Begründung der Befisftörungsflage Feineswegs erfor- 
derlich, daß der Kläger einen Beweis für den rechtmäßigen Befis, d. h. da— 
* ra daß fein Belig auf einem zur Erwerbung tauglichen Nechtsgrunde 

eruht. 

Die Beſitzſtörung kann darin beſtehen, daß dem Beſitzer die von 
ihm beabſichtigten Verfügungen über die in ſeinem Beſitze befindliche Sache, 
oder das in feinem Beſitz befindliche Recht gewehrt werden, z. B. dem im 
Beſitz des MWeiderechtes befindlichen, wird der Zutrieb auf die Weide, dem 
im Beſitze einer beweglichen Sache befindlichen, dev Gebrauch derfelben von 
einem Dritten verwehrt. Die Störung fann aber auch darin beftehen, daß 
fih Jemand felbft eine Benützung oder Verfügung bezüglich der in fremden 
Beſitz befindlichen Sache, oder bezüglich des Objectes des in fremdem Beſitz 
befindlichen Nechtes ohne Einwilligung des Beſitzers erlaubt. 

Zum Begriffe einer Beftsitörung in dem angegebenen Sinne wird fei- 
neswegs erfordert, daß auf Seite des Störenden auch eine Anmaßung eines 
dem Anfpruche des Befigers widerfprechenden Nechtes vorhanden fei. Auch) 
wenn die Störung vorgenommen wird, bloß um zu ftören, ift, objchon der 
Beſitz nicht ftreitig ift, Dennoch eine Beftsftörung vorhanden. 

Dagegen wird zur Beftsftörung immer ein gewiffes faftifches Ein- 
fchreiten oder Hindern erfordert, die bloße Anmaßung eines Rechtes, ohne 
daß der Beſitz wirklich geftört worden wäre, kann wohl als Berühmung 
eines Nechtes, feineswegs aber ald eine Beſitzſtörung angefehen werden. 

Dagegen feheint jedoch eine von der Gefahr des wirklichen Vollzuges 
begleitete Drohung mit einer Befisftörung, allerdings auch als eine Beein— 
trächtigung des Beſitzes angefehen werden zu müſſen, und fomit eine Befißs 
ftörungsflage zu rechtfertigen. 

Auch demjenigen, welcher des Beftges einer Sache oder eined Rechtes 
wiberrechtlich entſetzt worden ift, fteht die Befisftörungsflage zu, welche in 
einem folchen Falle gewöhnlid Spolienflage genannt wird. Die Spo- 
lienflage findet insbejondere in folgenden Fällen Statt: | 

1) Wenn jemand eigenmächtig oder mit Gewalt in den Beftt einer 
Sache eingedrungen ift. Diefes ift auch dann der Full, wenn zwar ber 
Befis durch Uebergabe erlangt wurde, dieſes lettere jedoch durch unwieder— 
ftehlichen pfochologifchen oder phyſiſchen Zwang bewirkt wurde. 

2) Wenn fih Jemand widerrechtlich durch Hinterliftige Handlungen 
oder durch Bitten heimlich in den Beſitz einfchleicht, und dasjenige, was man 
ihm aus Gefälligfeit, ohne fich einer fortdauernden Verbindlichkeit zu unter- 
ziehen, geftattet, in ein fortwährendes Necht zu verwandeln ftrebt. Die 
Spolienklage fteht daher auch insbefondere gegen den Inhaber (Detentor) 
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einer Sache zu, welcher die ihm amvertraute Sache oder das ihm anver— 
traute Recht vorenthält, indem er den Grund feiner Gewahrfame (Innehas 
bung) eigenmächtig verwechjelt und ſich dadurch einen Titel anmaßt (88. 
319 und 1109 des a. b. GB.). 


Nach 8. 53 der mit dem a. 5. faiferlichen Patente vom 16. Februar 
1853 3 30 RGB. fundgemachten Eiviljurisdietionsnorm find Otreitigfeiten 
über Beftsftörungen jowohl, beweglicher al8 unbeweglicher Sachen, bei wel- 
chen es fich bloß um die Erörterung des legten faftiichen Beftsitandes han- 
belt, und über welche fummarifch zu verhandeln ift, bei demjenigen (auch 
ftädt. Delegirten) Bezirks-Gerichte anzubringen, in deffen Bezirfe die Störung 
geihah und können hinfichtlich beweglicher Sachen, jo lange fte nicht auf 
einen Dritten übergingen, auch bei jenem (auch ftädt. Delegirten) Bezirks— 
gerichte), in deſſen Sprengel ſich die Sache befindet, angebracht werden. 
(©. auch $. 13 Zt. g und $. 51 der Civiljurisdictionsnorm für Sieben- 
bürgen vom 10. Mai 1852, die im Wefentlichen dafjelbe verfügen.) 

Die zur Einbringung der Befisitörungsflage beftimmte 3Otägige Frift, 
wodurch die Zuläßigfeit des fummarifchen Verfahrens in Beftsftörungsfällen 
wejentlich bejchränft wird, ift eine peremtorifche, welche mit Nüdficht auf die 
ss. 9I—93 der EBD. nicht verlängert werden darf. ine Ausnahme von 
der im $. 618 als Negel feftgejegten Friſt enthält der Artifel XIX, der Ein- 
führungsverordnung der EBD. für Siebenbürgen. 

Das Begehren des Klägers in der Befisitörungsflage kann, allgemein 
betrachtet, dahin gerichtet werden, daß der Kläger in dem geftörten Beſitze 
gefchüst oder in den Beſitz, deſſen er widerrechtlich entfegt wurde, wieder 
eingejegt, dem Geflagten aber mit Androhung angemefiener Geld- oder Ar- 
reftitvafe jede fernere Störung unterfagt werde. 

Im innigen Zufammenhange mit dem $. 618 der EBD. ftehen bie 
88. 339, 345, 346, 347 und 851 des allgem. bürgerl. Gefegbuches. 


S. 619. 
Anbringung der fummarifhen Befigftörungs- Klage. 


Die Befisftörungsflage kann fchriftlich angebracht, oder münd— 
lich zu PBrotofoll gegeben werden. Im erjteren Falle find von 
außen die Worte „dringend wegen geftörten Beſitzes“ 
anzumerfen, die Verhandlung ift auf das fchleunigfte zu pflegen und 
fann auch an jedem Yerialtage gefchehen. 


Der $. 4 der oben anbezogenen a. 5. Faiferlichen Verordnung vom 
27. Dftober 1849 3. 12 RGB. enthält die ausdrüdliche Beftimmung, daß 
von den Verhandlungen über den gejtörten Beſitz Nechtsfreunde nicht aus- 
geihlofjen find. Diejes gilt auch nach unferer CPO., jedoch offenbar nur 
mit der im $. 30 derjelben enthaltenen Bejchränfung. 
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$. 620. 
Anfang der Verhandlung. 


In dem Verfahren hat der Nichter fi) gegenwärtig zu halten 
und die PBarteien dahin zu leiten, daß es ausjchließend auf die Er— 
örterung und den Beweis der Thatjache des legten factiichen Bes 
ſitzſtandes und der erfolgten Störung anfomme, und die richterliche 
Verfügung und das Erkenntniß auf den Schuß und die Wieder— 
herjtellung des geitörten Beſitzes bejchränft fei. Wer einen Befit 
erjt erwerben, oder ein ftärferes Necht zum Belize geltend machen 
will, muß den ordentlichen Rechtsweg ergreifen, auf welchen auch) 
die Sragen über Titel, Mepdlichfeit oder Umredlichfeit des Beſitzes 
und die Entjchädigungsanfprüche zu verweilen find, wenn bie [eßteren 
nicht freiwillig anerkannt werden. 

Der Kläger ift zur genauen Beftimmung des Begehrend und 
jeder Iheil zu deutlichen Grflärungen über die von feinem Gegner 
angeführten Ihatfachen anzuhalten. 


Der Zweck diefes Paragraphs ift, den Inhalt und Umfang des Ge- 
genftandes des Berfahrens in Befisftörungsfällen auf das Genauefte zu 
bejtimmen. 

Die Beftimmung gefchieht durch das Gefeß theil8 negativ, theils 
positiv. Negativ dadurch, daß gewiſſe rechtliche Verhältniffe von Der 
Verhandlung auf dem Wege des possessorium summarissimum ausgejchloj- 
fen werden. 

Zu dieſen ausgefchlofienen Gegenftänden, zu deren Einbeziehung fich 
Parteien und Richter oft verfucht fühlen, gehören: 

a) Alle Anfprüche auf einen Beſitz, den man noch nicht hat, fondern 
der exit erworben werden foll. 

b) Streitigfeiten über ein ftärferes Necht zum Beſitze. 

c) Steeitigfeiten über den Titel und die Nepdlichfeit oder Unredlichkeit 
des Beſitzes. 

d) Endlich auch alle Anfprüche auf Entfchädigung. 

Pofitiv wird der Gegenftand des possessorium summarissimum 
dabin beftimmt: daß e8 ausfchliegend auf die Erörterung und den Be— 
weis der Thatſache des legten faftifhen Befigjtandes und 
der erfolgten Störung anfomme, und die richterliche Verfügung und 
das Erfenntnig auf den Schuß und die Wiederherftellung des gejtörten 
Befiges bejchränft ift. 

Derjenige, der im Beſitz gefchüst zu werden verlangt, hat zu beweifen, 
daß er der legte gewefen fei, welcher vor der Störung, Die zur Klage Ver: 
anlafjung gab, ungeftört Belishandlungen ausgeübt habe. 
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Der factiiche Beſitzſtand kann auch durch eine einzige, ungeftört vor- 
genommene DBelishandlung erwiejen werden. ine Störung des Beſitzes 
durch Eindringen oder Einfchleihen in denfelben kann als eine Befighandlung 
nicht angejehen werden, und den Anſpruch auf den Schuß des Gerichtes 
nicht begründen. 

Nebſt der Thatfache des legten faktiſchen Befisitandes find von dem 
Kläger auch jene Ihatjachen zu beweifen, durch welche eine Störung began- 

gen worden ift. | | 

| Die ebenangegebenen Zhatjachen können durch alle in der Givilprozeß- 
ordnung für zuläßig erklärten Beweismittel erwieſen werden. Am häufigiten 
werden allerdings Zeugen gebraucht, allein auch alle andern Beweismittel: 
Augenjchein, Urkunden, ja ſelbſt Barteieneide find ausdrüdlich für zuläßig 
erklärt worden ($$. 629 und 630 der EBD.). 

Aus dem $. 620 der CPO. geht die Folge hervor, daß nach unferem 
Gejege die Cumulirung Des petitorifchen und fummarifchen poſſeſſoriſchen 
Rechtsftreites unbedingt unterſagt if. Es find deßhalb dem Geflagten auch 
alle Einwendungen unterfagt, welche auf Das petitorium Bezug haben. 


$:.621. 
Berfügungen über die Klage. 

Der Richter Hat beide Theile auf eine möglichft Furze Zeit, 
allenfalls noch auf eben denſelben oder den nächitfolgenden Tag, 
mit dem Bedeuten vorzuladen, daß fie alle Urfunvden oder Zeugen, 
worauf fie fich berufen wollen, mitzubringen haben, und daß im 
Valle des Ausbleibens einer Partei den Angaben ihres Gegners 
Glauben beigemeffen und dem gemäß entfchieden werden würde 
($. 40). 


Diefer Paragraph enthält eine Ausnahme von dem im 8. 162 der 
CPO. aufgeftellten Grundfag. 


$..022, 


Ueber die Ginwendung, daß der Gegenftand nicht zur Ver— 
handlung vor die Gerichtsbehörden gehöre, findet Feine abgefonderte 
Verhandlung Statt. Der Richter Hat fich in Rückſicht diefer Ein- 
wendung eben jo zu benehmen, wie e8 im mündlichen Verfahren 
rückſichtlich der Einwendung des nicht gehörigen Gerichtäftandes vor— 
geſchrieben iſt (F. 47). | 
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$. 623. 


Grheflet ſchon aus der Klage, daß ein gerichtlicher Augenschein 
vorzunehmen fein werde, jo kann der Nichter fogleich die erfte Tag- 
fagung an Ort und Stelle vornehmen und Kumftverftändige dazu 
vorladen. 


$. 624. 
Proviforifhe Verfügungen. 
In fofern nach Vorſchrift des bürgerlichen Nechtes gegen ben 
Unternehmer eines Baues oder Werfed ein Verbot ftattfindet, den 
Bau vor Entjcheidung der Sache jortzujegen, foll darüber auf An— 


juchen des Klägers jogleich bei der Erledigung der Klage dad Nö— 
thige verfügt werden, 


Zu diefem Paragraphe gehören die mit demfelben im Zufammenhange 
ftehenden Beftimmungen der S$. 610 und 611 der CPO. und die folgenden 
Beftimmungen des allgem. bürgerl. Gefegbuches. 

$. 340. Wird der Befiger einer unbeweglichen Sache oder eines Ding: 
lichen Rechtes durch Führung eines neuen Gebäudes, Wafferwerfes, oder 
andern MWerfes in feinen Nechten gefährdet, ohne daß ſich der Bauführer 
nach Vorſchrift der allgemeinen Gerichtsordnung gegen ihn gejchüßgt hat; jo 
ift der Gefährdete berechtiget, das Verbot einer folchen Neuerung vor Ge— 
richt zu fordern, und Das Gericht ift verbunden, die Sache auf das Schleus 
nigfte zu entjcheiden. 

$. 341. Bis zur Entſcheidung der Sache ift die Fortſetzung Des 
Baued von dem Gerichte in der Negel nicht zu geftatten. Nur bei einer 
nahen, offenbaren Gefahr, oder, wenn der Bauführer eine angemefjene Gi- 
cherheit leiftet, daß er Die Sache in den vorigen Stand ſetzen, und den 
Schaden vergüten wolle, der Verbotsleger dagegen in dem letztern Falle keine 
ähnliche Sicherftellung für die Folgen ſeines Verbots leiſtet, iſt die einſtwei— 
lige Fortſetzung des Baues zu bewilligen. 

$. 342. Was in den vorhergehenden Paragraphen in Rückſicht einer 
neuen Bauführung verordnet wird, ift auch auf die Niederreißung eines 
alten Gebäudes, oder andern Werkes anzuwenden. 


$. 625. 


Auch in anderen Fällen einer dringenden Gefahr widerrecht- 
licher Beichädigung kann dem Beklagten unbedingt, oder gegen Si— 
herftellung auferlegt werden, fich bis zum Ausgange der Sache 
aller Handlungen diefer Art, oder aller Veränderung mit dem 





591 


Gegenftande des Streites, bei Vermeidung angemefjener Geld» oder 
Arreftftrafe zu enthalten. 

Nach diefem Paragraph wird fogleih über die Klage, ohne daß der 
Beſchädigte noch früher vernommen wird, entweder unbedingt oder gegen 
Sicheritellung ein Verbot an den Geflagten erlaffen. Die dringende Gefahr 
der widerrechtlihen Beſchädigung bildet eine Bedingung der Zuläßigfeit des 


richterliben Mandates, und muß fomit von demjenigen, welcher fich um 
Erlangung des legtern bewirbt, glaubwürdig dargethan werden. 


$. 626. 


Gelbft während der angefangenen und noch nicht beendigten 
Berhandlung können einftweilige Verfügungen begehrt und von dem 
Nichter zur Verhütung von Gewaltthätigfeiten oder zur Abwendung 
eine3 unwiederbringlichen Schadens getroffen werden, insbefondere 
dann, wenn e3 ftreitig ift, wer fich im echten Beſitze befindet. 

Der Richter hat zu ſolchem Ende entweder eine Sequeftration, 
oder eine einftweilige gemeinfchaftliche Benützung anzuordnen, oder 
beiden Theilen alle Bejishandlungen zu unterfagen, oder den jtrei- 
tigen Gegenftand derjenigen Partei anzuvertrauen, welche ihrem 
Gegner Sicherheit Teiftet, oder aus anderen MNücjichten auf den 
Schub des Gerichtes nach reiflicher Erwägung aller Umftände, 
größeren Anfpruch hat. 

Das in diefem Paragraph von dem Gefesgeber für zuläßig erklärte 


Proviforium hat zum Theil viel Aehnlichkeit mit dem possessorium summa- 
rissimum nach gemeinem deutſchen Prozeßrecht. 


$. 627. 
Leitung der DBerbandlung. 


Wenn bei der angeordneten Tagſatzung eine Partei nicht er- 
jcheint, jo ift der Belisitand, wie er von der anmelenden Partei 
angegeben worden ift, für wahr zu halten, fofern diefe Angaben 
dur die vorgelegten Beweismittel nicht widerlegt werden, und 
durh einen Contumaz-Beſcheid zu handhaben. Erſcheinen beide 
Theile, jo joll der Richter verfuchen, über die Hauptjache, oder 
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wenigftens über eine, bis zur Entſcheidung derſelben giltige provi— 
forifche Verfügung einen Vergleich zu Stande zu bringen, 

Selingt diefer nicht, fo wird in gehdriger Ordnung jedoch bloß 
über den geftörten Befit verhandelt. 


$. 628. 


Gine Erſtreckung foll ohne Einverftändnig beider Theile nicht 
ftattfinden, wenn der Verhandlung der Sache nicht ein offenbar 
unüberwindliches Hinderniß entgegen fteht. 


$. 629. 


Ueber die ftreitigen Ihatumftände find nöthigenfall3 ſogleich 
Zeugen oder Kunftverftändige von Amtswegen zu Protokoll zu ver— 
nehmen. Dem Ermeſſen des Richters bleibt überlaffen, wie viele 
und welche Zeugen oder Kunftverftändige vernommen, und welche 
ragen ihnen gejtellt werden follen. 

Daß der Nichter Zeugen und Sachverftändige von Amtswegen, 
fogleich bei der Tagſatzung vernehmen fann, bildet eine wichtige Ausnahme 
von den im $. 107, 162 und 207 der EBD. enthaltenen Beftimmungen, 


und verleiht der Thätigkeit des Nichters im Verfahren in Beftgftörungs- 
ftreitigfeiten einen rein inquifttorifchen Character. 


$. 630. 

Die Zeugen und Kunftverftindigen find auf die, in der Pro- 
zeßordnung vorgefchriebene Art zu beeiden. Auch Eide der Par» 
teien fönnen nach den Beftimmungen der Prozeßordnung zugelafjen 
werden. 


Die Eide der Parteien fönnen nur mit genauer Beobachtung der Vors 
fchriften des 11. Hauptitüdes der CPO. zugelaffen werden. 

Es fcheint, daß der Richter duch den im folgenden Paragraphe nor- 
mirten Endbeicheid auf den Eid der Parteien zu erkennen habe. 

$. 631. 
Entfheidung. 

Nach geichloffener Verhandlung wird fogleih, und wo möglich 

noch an demfelben Tage, durch einen Beſcheid, welcher auch bie 
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Enticheidungsgründe enthalten muß, erfannt, und bderjelbe beiden 
Theilen unverzüglich zugeftellt. Die Entjcheidung gilt bloß als 
einftweilige Norm für den legten factifchen Befitftand, oder fie fpricht 
provijoriich eine Unterfagung oder eine Sicherftellung aus; fie hin- 
dert aber feinen Theil, ein ftärferes Recht zum Beſitze und die da— 
von abhängenden Rechts-Anſprüche im ordentlichen Verfahren nad 
obiger Anordnung ($. 620) geltend zu machen. 


$. 632. 
Recure. 


Ein Recurs hat mit Ausjchliegung aller anderen Rechtsmittel 
nur gegen den Endbeſcheid des erjten Richters Statt, nicht aber 
gegen richterlihe Verfügungen im Zuge des Verfahrens, wogegen 
die Bejchwerde jedem Theile nach erfolgtem Endbeſcheide zugleich 
mit dem Reeurſe anzubringen vorbehalten bleibt. 

$. 633. 


Diejer Recurs ift bei der eriten Inſtanz binnen acht Tagen 
Schriftlich zu überreichen, oder mündlich zu Protofoll zu geben, nach 
Verlauf diefer Frift aber von Amtswegen zu verwerfen. 

Wird in gehöriger Zeit der Recurs angebracht, jo hat der 
Richter erjter Inſtanz ſämmtliche Aeten jogleih an die zweite In— 
ftanz zu befördern, und die Augenjcheins-, Kunjtbefunds- oder Zeus 
genverhörs-Protofolle, wenn fie die Parteien nicht in Abſchrift an— 
geſchloſſen haben, im Original beizulegen. 


Die 88. 632 und 633 enthalten eine Ausnahme von der in den 
88. 309 und 311 der EBD. enthaltenen Regel. 


$. 634. 

Auf den Beſcheid der erjten Inftanz ift dem objiegenden Theile, 
ohne Rückſicht auf die noch nicht verftrichene Necursfrift oder auf 
einen wirflich angebrachten Recurs, die Execution in der Regel jo- 
gleich zu bewilligen. 

Ob in einzelnen Fällen während des Reeurſes an den höheren 
Richter die bei der erften Erledigung der Klage, oder die während 
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der Verhandlungen getroffenen proviforischen Verfügungen (88. 624 
bi8 626) ſogleich wieder aufhören, oder bi nach eingetretener 
Nechtsfraft des Befcheides fortdauern follen, bleibt dem Ermeffen 
des Michters erjter Inſtanz überlafien. 


Aus diefem Paragraph gebt hervor, daß der Rekurs im Verfahren in 
Befigftörungsfällen Feine Sufpenfiv-Wirfung hat. 


$. 635. 


Berfügungen bei eintretender GCompetenz der GStrafgeridte. 


Ergeben fih aus den Berhandlungen Anzeigen, einer Ueber- 
tretung des Strafgeſetzes, jo Hat das Gericht über den Gegenftand 
des Streites, jo weit er vor das Givilgericht gehört, nach den 
obigen Anordnungen zu verfahren, in Beziehung auf das Straf- 
verfahren aber die nöthige Einleitung zu treffen. 


Neunundzwanzigſtes Hauptftud.*) 
Bon dem Verfahren in Bergbauftreitigfeiten. 


$. 636. 


Die Vorſchriften diefer Prozeß - Ordnung find auch in Berg- 
bauftreitigfeiten zu beobachten, in ſoweit dieſes Hauptſtück Feine 
abweichenden Beftimmungen enthält. 


$. 637. 
Mündlihdes Derfahren. 


In Bergbauftreitigfeiten ift der Regel nach mündlich zu ver- 
fahren. 


*) Die Anwendung diefes Hauptftücdes bleibt nah Art. XX. der Verordnung des 
h. k. k. Zuftigminifteriums vom 3. Mai 1852 in Siebenbürgen einftweilen aufgefchoben. 
Der Zeitpunkt, von welchem angefangen diefes Hauptftük in Wirffamfeit zu treten hat, 
wird insbefondere befannt gemacht werden. 

Da eine entiprehende Commentirung diefes Hauptftüces dur das demnächſt be- 
vorftehende Erfcheinen des neuen Bergrechtes mwefentlich bedingt ift, fo wird die Erläuterung 
des 29. Hauptſtückes einem fpätern Zeitpunfte vorbehalten. 
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$. 638. 


In den Streitfachen, welche das Eigenthum oder ein Vorrecht 
in Hinfiht auf Grubenmaßen, Klüfte, Gänge, Stodfflöß- und Sei— 
fenwerfe, die Feldverſchienung, die überfchrittenen Marfftätten und 
die Bergmwerfspdurchfchläge oder ftreitige Gerechtſame der Erbitollen 
betreffen, ſoll auch auf Begehren eines einzigen Theils das jchrift- 
liche Berfahren Statt finden. 


$. 639. 


Befondere Aufforderungsfälle. 

Zu den Aufforderungsfällen find auch diejenigen zu zählen, 
wo e8 fih um die Markjcheidung, um die Kiefung der Gänge und 
Klüfte, dann um Grubenreldvermefjung und freigefahrne Zechen 
handelt. Hiebei find jene Vorſchriften zu beobachten, welche in den 
Berggejeben vorgeſchrieben find. 


$. 640. 
Bergbauftreitigfeiten. 

Bei dem Bergbau find in Nückficht der Grubenfeldverjehienung, 
Gängausrichtung und beſonders der Währzüge nicht die Vorſchriften 
des Hauptſtückes über die Aufforderung bei einem bevorjtehenden 
Bau, fondern die Berggejege genau zu beobagten. 


$. 641. 
Zuftellungen an Gewerkſchaften. 


Wenn eine gerichtlihe Werordnung eine ganze Gemerfichaft 
betrifft, hat die Zuftellung ftatt der Gewerffchaft unter dem Namen 
des Bergwerkes, der Zeche oder des Werfgadens, dem gewerfjchaft- 
lichen Schichtmeifter oder Verweſer in feine Wohnung, oder, Falls 
er im Gericht3orte bei dem Bergwerfe und Merfgaden nicht anwe— 
jend fein jollte, auf die Zechen, oder Huthhäufer, oder, wenn Der» 
gleichen auch nicht vorhanden find, auf die Kauen, Göppel oder 
andere Werfögebäude in Gegenwart der Steiger, Huthleute, oder 
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Werfsaufjeher zu geſchehen. Wonach dem Echichtmeifter oder Ver— 
wefer obliegt, den Gewerfen hievon Nachricht zu geben. 


$. 642. 
Deweis durch Augenfhein. 

Bei dem Beweiſe durch gerichtlichen Augenschein find die Par- 
teien und der MNichter in Berggerichtsgefchäften an bie, bei bem 
Gerichte angenommenen Kunftverftändigen nicht gebunden. 

Den Parteien fteht frei, auch andere Kunft- und Bergverftäns 
bige dem Nichter in Vorſchlag zu bringen, welcher ſich jedoch an 
dieſen Vorſchlag zu Halten nicht jchuldig ift. 


$. 649. 
Bezeihnung der Gewerkſchaften in dem Urtheile, 


In dem Urtheile ift die Gewerkſchaft mit der Benennung aufs 
zuführen, unter welcher fie protofollirt ift. 


$. 644. 
Befhränfung des Verbote. 

Die nah dem Duartalfchluffe bereits geichloffene Ausbeute 
fann allerdingg mit DVerbot belegt werden. Auf die Bergtheile 
aber, auf Erze und andere bei den Gruben und Werfen befindliche 
Vorräthe und Wertzeuge, jowie auf die, zum Werföverlage beſtimm— 
ten baren Gelder oder Lebensmittel und auf andere zum Werk— 
betriche beigejchaffte Erfordernifie kann ein Verbot nicht bemilliget 
werben, 


$. 645. 
Verfahren bei der Sequeftration. 

Wenn e3 bei den Berg-, Poch- und Schmelghütten, die im 
ununterbrochenen Betriebe erhalten werden müfjen, auf Beftellung 
eined Sequefter3 anfommt, müffen fi die Barteien unverzüglich bei 
der erften Tagſatzung ohne Geftattung weiterer Friſt über den auf 
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zuftellenden, werfsfundigen Sequefter vergleichen, und ihn dem Ge— 
richte vorjchlagen, widrigenfalls hat ihn der Richter fogleich auf 
ihre Gefahr zu beitellen. 

Uebrigen3 hat fich der Sequefter wegen der Zeit feiner Rech— 
nung&iegung nach den Berggejegen zu benehmen. 


$. 646. 
Ginverleibung der Erfenntnijfe in die Bergbüder. 
Was von der inverleibung der Lirtheile, der gerichtlichen 
Verordnungen und Vergleiche in die öffentlichen Bücher angeordnet 
it, ift in Bergwerfsjachen auf die Bergbücher anzumenden. 


$. 647. 
Beihränfung der Erecution. 

Bergwerfe oder Werksgaden fünnen nur dann in Erecution 
gezogen werden, wenn diejelben für die Forderung, die durch Ere- 
eution eingetrieben werden joll, dur ordentliche Eintragung in die 
Bergbücher ausdrücklich verpfündet worden find oder wenn der Bes 
Flagte Feine andern Zahlungsmittel hat. Auf alles dasjenige aber, 
was zum Betriebe des Bergbaues unentbehrlich ift, als auf Werk 
zeuge, Vorräthe u. dgl., kann die Execution abgefondert nie bewil- 
ligt werden. 


$. 648. 

Wenn der Gerichtädiener im Wege der Erecution ein Berg- 
mwerfsgut dem Beflagten abnehmen oder darauf die gerichtliche 
Pfändung führen will, jo ift ihm jedesmal ein, von dem Gerichte 
abgeordneter Werfverftändiger zuzugeben. 


$. 649. 
Ausftellung der DBertretungssBollmadt. 
Wenn ein Advofat die Angelegenheiten einer Gemerfichaft zu 
vertreten bat, jo iſt es genug, daß jeine Vollmacht von dem ge- 
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werfichaftlihen Schichtmeifter oder Verweſer, oder demjenigen aus— 
geftellt fei, der fonjt zur Unterfertigung im Namen der Gewerkichaft 
berecbtiget iſt. 


Die proviforifche Civilprozeßordnung für Ungarn, Groatien, Stavonien, 
die ferbiihe MWoimodjichaft und das Temeſer Banat vom 15. September 
1552 enthält im 30. Hauptſtück befondere, in Eiebenbürgen nicht geltende 
Beſtimmungen über das Verfahren in Ehefachen der evangelifchen Gläubens— 
genofjen, welche wie folgt lauten: 


Dreißigftes Hauptſtück 


Bon dem Berfabren in Chefachen der evangelifchen 
Glaubensgenpfien. 


$. 650. 

Bei Etreitigfeiten evangelifcher Glaubensgenoſſen über bie 
Scheidung von Tiſch und Bett, dann über die Ungiltigfeit oder 
Trennung der Ehe, Haben fich die Gerichtsbehörden nach den Be— 
ſtimmungen des gegenwärtigen Hauptſtückes zu benehmen. 


$. 651. 
1. Scheidung von Tifh und Bett: 
a) Einverftindlide. 
Die Scheidung von Tifh und Bett muß den Ehegatten, wenn 
fich beide dazu verftehen, und über die Bedingungen einig find, von 
dem Gerichte unter den folgenden Borfichten gejtattet werben. 


$. 652. 
Den Ehegatten Tiegt zuerft ob, ihren Entſchluß zur Scheidung 


fammt den Bewegungsgründen ihrem ordentlichen Geeljorger zu 
eröffnen. 
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Des Seelſorgers Pflicht ift, die Ehegatten an das mechfelfeitig 
bei ber Trauung gemachte feierliche Verſprechen zu erinnern und 
ihnen die nachtheiligen Folgen der Scheidung mit Nachdruck an das 
Herz zu legen. Dieſe Vorftellungen müfjen zu drei verfchiedenen 
Malen wiederholt werden. Sind jie ohne Wirfung, fo muß der 
Seelſorger den Parteien ein jchriftliched Zeugnig ausſtellen, daß fie, 
ber dreimal geichehenen Vorftellung ungeachtet, bei dem Verlangen 
fich zu ſcheiden, verharren. 


$. 6593. 


Beide Ehegatten Haben mit Beilegung dieſes Zeugnifjes das 
Scheidungsgefuch bei der competenten Gerichtsbehörde anzubringen. 
Das Gericht foll fie perfönlich vorrufen und, wenn fie vor dem— 
jelben beftätigen, daß ſie über ihre Scheidung fomohl, als über 
die Bedingungen verjelben miteinander einverjtanden find, ohne eis 
tere Erforfhung die verlangte Scheidung bewilligen, und biefelbe 
bei den Gerichtsacten vormerfen. 


$. 694. 


Bei Bemilligung einer einverftändlihen Scheidung kann jedoch 
fein Vorbehalt weiterer rechtlicher DBerhandlungen über Unterhalt 
der Chegattin und Kinder, Auseinanderfekung des Vermögens oder 
andere gegenjeitige Anfprüche der Eheleute zugelajien, mithin, in 
jofern nicht beide Theile über alle diefe Gegenftände vollftändig und 
unbedingt ausgeglichen find, der Scheidung nur durch rechtliches 
Erkenntniß aus den gefeßlichen Gründen ftattgegeben werden. 


$. 655. 


Ein unter väterlicher oder vormundfchaftlicher Gewalt oder 
unter Guratel jtehender Chegatte kann zwar für jich felbit in die 
Scheidung eimmwilligen, aber zu dem Lebereinfommen in Abficht auf 
da8 Vermögen der Ehegatten und den Unterhalt, jo wie auch in 
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Rückſicht auf die Verſorgung der Kinder, ift bie Einwilligung des 
gejeglichen Vertreters und des vormundfchaftlichen Gerichtes noth- 
wendig. 


$. 656. 
b) ohne Einverſtändniß. 

Will ein Theil in die Scheidung nicht willigen, und hat ber 
andere Iheil rechtmäßige Gründe auf diefelbe zu dringen, fo müffen 
auch im diefem Valle die gütlichen WVorftellungen des Seelforgers 
vorausgehen. Sind fie fruchtlo8, oder weigert fich der bejchulvdigte 
Theil, bei dem Seelſorger zu erfiheinen, dann ift das Begehren mit 
des Seelſorgers Zeugnig und den nöthigen Beweiſen bei dem cont= 
petenten Gerichte anzubringen, welches die Sache von Amtswegen 
zu unterfuchen und darüber zu erfennen Hat. Der Richter kann 
dem gefährdeten Theile auch noch vor der Enticheidung einen abge— 
jonderten anftändigen Wohnort bewilligen. 


$. 657. 

Sn dem Verfahren find im Allgemeinen die über die münd— 
lihe Verhandlung ftreitiger Necht3angelegenheiten gegebenen Vor— 
fchriften, jedoch jo in Anwendung zu bringen, wie es der Begriff 
und Zweck einer von Amtswegen zu prlegenden Unterſuchung 
fordert. 


$. 658. 
Insbeſondere foll der Richter die ftreitenden Theile jederzeit 
perfönlich vorladen und vernehmen; allenfall3 zuerit den Flagenden 


Ehegatten vorfordern und vorläufig zu näherer Aufflärung der Um— 
ftände und Beibringung der erforderlichen Beweismittel anmeifen. 


$. 659. 
Er joll ferner die Streitigkeiten der Eheleute durch gütlichen 
Vergleich dahin beizulegen verfuchen, daß entweder das Scheidungds 
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gefuch freiwillig zurückgenommen, oder die aus vollgiltigen Gründen 
verlangte Scheidung von dem anderen Theile ohne rechtliche Er» 
fenntniß auf beftimmte oder unbeftimmte Zeit bewilliget werde. 


$. 660. 


An der Verhandlung jelbit ift er an Feine anderen Regeln 
gebunden, als die das Weſentliche einer einfachen, zwecmäßigen und 
gründlichen Unterfuchung über die rechtliche Beſchaffenheit des Schei— 
dungsgeſuches ausmachen. Nicht angebrachte Echeidungsurfachen 
foll er nicht einmengen, auch weder den Parteien, noch den Mer» 
tretern Umtriebe zur Verlängerung der Unterfichung geftatten, 


$. 661. 


Unter väterlicher oder vormundichaftliher Gewalt oder unter 
Guratel ftehende Eheleute Haben fich zwar in Anfehung ihrer aus 
der ehelichen Geſellſchaft herrührenden bloß perfönlichen Nechte und 
Verbindlichfeiten jelbit zu vertreten, jedoch follen mit ihnen au 
ihre Eltern, Vormünder oder Curatoren zu den gerichtlichen Ver— 
handlungen zugezogen werben. 


$. 662. 


Wenn der auf die Scheidung belangte Chegatte der gericht- 
lichen Vorladung nicht Folge leiſtet, jo ſoll er durch fchieliche 
Zwangsmittel zu erfcheinen genöthiget, und nur wenn dieß nicht 
thunlihd wäre, nach voraudgegangener Warnung vor den Volgen 
feines Ungehorfame3 auf Ausbleiben gegen ihn erfannt werden. 
Wäre der Aufenthalt vejjelben unbefannt, fo tft nach Vorſchrift des 
$. 85 gegen ihn zu verfahren. 


$. 663. 


In dem Protokolle über die gerichtlichen Werhandlungen muß 
jederzeit Name, Stand, Wohnort, Gewerbe, Aiter und Religion 
der beiden Eheleute, die Zeit der gejchlofienen Ehe, die Anzahl, das 


602 


Alter und Geſchlecht dev Kinder angemerft, auch daraus erfichtlich 
fein, ob Ehepacten errichtet worden feien, oder nicht. 


$ 664. 

Die Zuläßigfeit und vechtliche Kraft des Beweiſes überhaupt, 
und insbejondere des Beweiſes durch das Geftändniß oder den Eid 
der Ehegatten it, jo viel die Scheidung von Tifch und Bett bes 
trifft, nach der allgemeinen Vorſchrift diefer Prozeß - Ordnung zu 
beurtheilen. 

$. 669. 


Dei DVernehmung von Sachverftändigen und Zeugen miüffen 
die allgemeinen Vorfchriften der Prozeß-Ordnung, in fo fern fie auf 
die Beweisfraft der Ausfagen mefentlich Einfluß haben, genau beo- 
bachtet werden. Die Sragen, welche an die Zeugen geftellt werden 
jollen, hat der Richter jelbft zu entwerfen; jedoch dabei auch die 
allenfalls von den Parteien gejtellten Fragefäbe zu benützen. Gr 
fann nach Erfordernig der Umjtände auch fremder Gerichtsbarkeit 
unterworfene Zeugen felbft vernehmen und fich zu dieſem Ende an 
ihren gehörigen Nichter verwenden, daß fie zum Verhöre zu erſchei— 
nen angewiejfen werden mögen. 


$. 666. 

Tach gänzlich beendigter Unterfuchung muß die Scheidung von 
Tiſch und Bett durch Urtheil bewilliget oder abgefchlagen, und im 
eriteren alle zugleich ausdrücklich darliber erfannt werden, ob der 
eine oder der andere Ehegatte, oder jeder Theil, oder feiner von 
beiden an der Scheidung Schuld trage. Für die Rechtsmittel und 
Bejchwerden gegen das Urtheil gilt die allgemeine Vorſchrift der 
Prozeß-Drdnung. 

$. 667. 


Art der MWiedervereinigung. 
Geſchiedenen Ehegatten fteht es frei, ſich wieder zu vereinigen, 
doch muß die Vereinigung bei dem competenten Gerichte angezeigt 
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werden. Wollen die Ehegatten nach einer folchen Vereinigung wie— 
der gefchieden werden, jo haben fie eben das zu beobachten, was 
in Rückſicht der erften Scheidung vorgefchrieben ift. 
$. 668. 
2. Berfahren über die Ungiltigfeit, oder gänzlihe Trennung ber 
Ehe dem Bande nad. 

Die Verhandlung über die Ungiltigfeit einer Ehe ift, wenn es 
fih um ein öffentliches Chehinderniß handelt, durch das Gericht, 
ohne Einjchreiten eines Klägers, von Amtswegen einzuleiten, jobald 
ed davon Kenntniß erhält. Ber Privat Chehinderniffen muß das 
Anſuchen Derjenigen abgewartet werden, welche durch die mit einem 
Hinderniſſe gejchlojiene Ehe in ihren Nechten gefränft worden jind, 
es mögen dieſes die Ehegatten, ſelbſt, oder dritte Perſonen fein. 
Letztere find, fofern fie eine rechtliche Betheiligung nachzumeifen 
vermögen, jelbit nach Auflöfung der Che durch den Tod eines oder 
beider Ghegatten, die Verhandlung über die Giltigfeit der Ehe zu 
begehren berechtiget. 

$. 669. 


Gejuche um Trennung der Che müflen mit dem Zeugniffe des 
ordentlichen Seelſorgers über die Fruchtlofigfeit gütlicher Vorftellun- 
gen ($. 652) und mit den Beweifen über die gejegmäßigen Gründe, 
die Auflöfung des Chebandes zu begehren, verjehen fein. 

$. 670. 


&3 möge fi) um die Ungiltigfeit, oder um die Trennung der 
Ehe handeln, jo hat das Gericht einen Wertheidiger des Chebandes 
zu beitellen und die wahre Beichaffenheit der Sache jelbit dann, 
wenn die Verhandlung auf Begehren einer Partei vorgenommen 
wird, von Amtswegen zu erheben. 


$. 671. 
Die Erhedung tft, in fofern hier Feine Ausnahme feflgejegt 
wird, nach den oben für die Scheidung von Tiſch und Bett geges 
benen Vorſchriften zu pflegen. 
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Insbeſondere foll der Richter beide Eheleute und denjenigen, 
dem er die DVertheidigung der Che anvertrauet, perfönlich vorladen, 
dem Teßteren die überreichte Schrift oder eingelangte Anzeige fanımt 
Beilagen mittheilen, jeden Theil über den Gegenftand der Unter» 
fuchung zweckmäßig und in gehöriger Ordnung verhandeln Iaffen, 
bie nöthigen Metenftüde und Urfunden abfordern, oder ſelbſt herbei- 
Ihaffen, Zeugen und Sachverftändige vernehmen, auf folche Art die 
entjcheidenden Thatumſtände vollftändig aufklären, dabei die für bie 
Ungiltigfeit oder Auflöfung der Che angeführten Gründe zwar in 
ihr volles Licht jegen, aber auch ftrenge prüfen, und eine giftige 
Ehe gegen jede willführliche Anfechtung von Amtswegen in Schuß 
nehmen; überhaupt die Verhandlung fo leiten, daß die Ungiltigfeit 
ber Che, oder das Recht, die Auflöfung derſelben zu verlangen, 
entweder ohne Nückicht auf eigenes Geftändnig, oder Uebereinfom=- 
men der Cheleute klar erwiefen, oder die Unmöglichkeit des Be— 
weile außer Zweifel geſetzt werde. 


$. 672. 


Beruht die Klage auf Trennung der Che darauf, daß ber 
klagende Iheil von dem anderen Chegatten boshafter Weife ver» 
lafjen worden fei, und ift der Aufenthalt des Lebteren unbefannt, 
jo findet die Trennung nur dann Statt, wenn bderjelbe durch ein 
auf Ein ganzes Jahr geftellte8 und dreimal den öffentlichen, nad 
Umftänden auch den auswärtigen Zeitungsblättern eingefchaltetes 
Edict fruchtlos zu erjcheinen aufgefordert worden: ift. 


$. 673. 


Die Vermuthung ift immer für die Giltigfeit der Che. Das 
angeführte Ehehinderniß, oder der angeführte Grund der Auflöjung 
des Chebandes muß alſo vollitindig bewiefen werden, und weder 
das übereinſtimmende Geftändnig der Chegatten hat hier die Kraft 
eines Beweiſes, noch kann darüber einem Eide der Ehegatten jtatt- 
gegeben werden. 
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$. 674. 


Wäre das Geſuch des einen Chegatten um Ungiltigerflärung 
oder Auflöfung der Che auffallend ungegründet, fo ſoll er zuerft 
allein vorgeladen und durch zweckmäßige Vorftellungen, wo möglich, 
dahin vermocht werden, von feinen Vorhaben freiwillig abzuſtehen. 


$. 675. 


Kann im alle einer mit Recht für ungiltig angegebenen Che 
das Hinderniß durch nachträgliche Dispenfation, Cinwilligung der 
in ihren Rechten gefränften Perſon, oder Genehmigung der Behörde 
gehoben werden, jo foll das Gericht fich beftreben, dieſes durch vie 
dazu nothmwendige Einleitung und das Cinverftändnig der Parteien 
zu bewirfen. Ebenſo muß bei einer angefuchten Auflöjung der Ehe 
nach Beichaffenheit der Umftände eine gütliche Ausgleichung zu be= 
wirfen, und die getrennten Gemüther wieder zu vereinigen gefucht 
werden. Wird die Auflöfung der Che wegen unübermwinplicher 
Abneigung angefucht, jo ift diejelbe nicht fogleich zu bewilligen, ſon— 
dern erft eine Scheidung von Tifh und Bett und zwar nach Be- 
Ichaffenheit der Umftände zu wiederholten Malen zu verfuchen. 


$. 676. 


Mer zur DVertheidigung der Che beitellt ift, Hat über alle als 
Grund der Trennung oder Ungiltigerflärung angegebenen Umftände 
genaue Erfundigung einzuziehen, in iwiefern der Antrag in dem 
Gefege gegründet und durch vollitändigen Beweis unterftüßt fei, 
oder welche Einwendungen und Bedenken demjelben entgegenftehen, 
forgfältig zu unterfuchen und fich hierüber gegen das Gericht gründ⸗ 
ih und gewifjenhaft zu Außern. 

Hätte er Hierin irgend etwas verjehen, jo muß er von dem 
Richter von Amtswegen zurecht gewiejen werben, 


$. 677. 


Nach geichloffenem Verfahren muß durch Urtheil entfchieden 
werben. Fällt daſſelbe für die Giltigfeit oder gegen die Trennung 
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der Ehe aus, jo finden Dagegen die im Allgemeinen zuläffigen 
Nechtömittel und Beſchwerden Statt. Ergeht es aber auf die Un- 
giltigfeit oder Lrennung der Che, jo muß ber aufgefteflte Verthei⸗ 
diger derſelben immer in der gewöhnlichen Friſt die Appellation, 
oder wenn erſt im zweiter Inſtanz darauf erfannt worden wäre, 
die Reviſion ergreifen, und die Acten = Einfendung an bie höhere 
Behörde verlangen, worüber das Gericht von Amtswegen zu wa— 


chen hat. 


8. 678. 


Wenn eine Ehe für ungültig erflärt oder getrennt wird, fo 
joll diefer Erfolg in dem Trauungsbuche an der Stelle, wo bie 
Trauung eingetragen ift, angemerft, und zu dem Ende von dem 
Gerichte, wo die Verhandlung über die Ungiltigfeit oder Trennung 
vor fich gegangen ift, die Erinnerung an die Behörde, welche für 
die Nichtigkeit de8 Trauungsbuches zu jorgen hat, erlaffen werben. 


$. 679. 


Wenn fich bei einer Trennung der Ehe Streitigfeiten äußern, 
welche fich auf einen weiter gejchloffenen Vertrag, auf die Abſon— 
derung des Vermögend, auf den Unterhalt der Kinder, oder auf 
andere Forderungen und Gegenforderungen beziehen, jo foll der 
Nichter immer vorläufig einen Verſuch machen, dieſe Streitigfeiten 
durch Vergleich beizulegen. Sind aber die Parteien zu einem Ber» 
gleiche nicht zu bewegen, jo hat er fie auf ein ordentliches Ver— 
fahren anzuweifen, worüber nach den Vorſchriften des bürgerlichen 
Nechtes zu entjcheiden, inzwifchen aber der Ehegattin und den Kin— 
dern der anftändige Unterhalt auszumeſſen ift. 


$. 680. 
Todeserklärung zum Zwede der Wiederverehelihung. 


Der bloße Verlauf der in dem bürgerlichen Nechte zur Todes— 
erklärung bejlimmten Zeit, binnen welcher ein Ehegatte abwejend 
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ift, gibt zwar dem anderen Theile noch fein Recht, die Ehe für 
aufgelöit zu halten und zu einer anderen Che zu fchreiten, wenn 
aber diefe Abwejenheit mit ſolchen Umftänden begleitet ift, welche 
feinen Grund zu zweifeln übrig lajjen, daß der Abweſende geftorben 
jei, jo fann bei dem competenten Gerichte, in deſſen Bezirf der 
zurücfgelafjene Ehegatte feinen Wohnſitz Hat, die gerichtliche Erflä- 
rung, daß der Abweſende für todt zu halten und die Che getrennt 
jei, angejucht werden, 


$. 681. 


Nah diefem Gejuche wird ein Gurator zur Crforfchung des 
Abweſenden durch ein auf Ein ganzes Jahr geftelltes und dreimal 
den öffentlichen, nach Umftänden auch den ausländifchen Zeitungs- 
blättern einzurücendes Edict mit dem Beifage vorgeladen, daß das 
Gericht, wenn er während dieſer Zeit nicht erfcheint, oder daſſelbe 
nicht auf andere Art in die Kenntnig feines Lebens fegt, zur To— 
beserflärung fchreiten werde. 


$. 682. 

Iſt dieſer Zeitpunkt fruchtlos verftrichen, jo ift auf wiederholtes 
Anſuchen ein DBertheidiger des Chebandes zu bejtellen, und nad 
gepflogener Verhandlung zu erfennen, ob das Gefuch zu bemilligen 
jei oder nicht. Die Bewilligung ift der Partei nicht ſogleich fund 
zu machen, fondern durch das DOberlandesgericht dem oberſten Ges 
richtshofe zur Schlußfaſſung vorzulegen. 


$. 683. 


Beweis des wirklich erfolgten Todes zum Zwede der Wieder: 
verehelihung. 

Kann der Bemeid des wirflich erfolgten Todes eines vermißten 
Ehegatten zum Zwecke der Wiederverehelichung des anderen Theiles 
buch Zeugen geliefert werden, fo ift fich nach den in dem neunten 
Hauptſtücke, $. 193, gegebenen BVorfchriften zu benehmen. Doc 
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hat die competente Gerichtöbehörde außer dem Gurator für bem 
Permißten ſtets auch einen DVertheidiger des Ehebandes aufzuftellen, 
welcher allen Verhandlungen gleichsfalls beizuziehen ift, und fih an 
denselben gemeinjchaftlich mit dem Gurator zu betheiligen hat. Wird 
der Beweid des Todes für hergeftellt erfannt, fo ift das Urtheil 
vor der Kundmachung ftet3 von Amtswegen dem Oberlandesgerichte, 
Diftrietual= Obergerichte (der Banaltafel) und von diefem mit fei- 
nem Bejchluffe dem oberjten Gerichtshofe zur Entſcheidung vor— 
zulegen. | 





Anhang. 


Vorfchrift, nach welcher in Folge des k. Hof-Reſkriptes vom 4. 

Julius 1772 in Fällen, wenn die Gläubiger zur Grörterung und 

Uebernahme de3 Vermögens eines Schuldners einberufen werden, 
im Großfürftenthum Siebenbürgen vorzugehen it. 


Das Erkenntniß, vermöge welchem die Einberufung der Gläubiger eines Schuldners 
beihloffen wird, ijt allumfaffend, fo zwar, daß alle Gläubiger, welches Standes fie ims 
merhin fein, und wo fie auch wohnen mögen, verbunden find, vor derjenigen Behörde, 
welcher ihr Schuldner unterfteht, zu erjcheinen, ihre Forderungen allda anzumelden, und 
rechtsgiltig zu erweifen. 

Ein Conceurs der Gläubiger wird aber dann eröffnet, wenn Jemand fo verfehuldet ift, 
daß fein Schuldenftand feinen Vermögensſtand merklich überfteigt, und zwar fo, daß der 
Schuldner feine Gläubiger weder mit baarem Oelde befriedigen, noch ihnen hinlängliche 
Sicherheit auf fein Vermögen anweiſen Fann. 

Die Zuhlungsunfähigfeit aber wird dem Richter entweder vom Schuldner felbft ange: 
zeigt, cder aus dem allgemeimen Rufe und durch das Benehmen des Schuldners befannt. 

Der Concurs wird daher entweder auf Verlangen des Schuldners, oder auf 
Berlangen der Gläubiger, oder von Amtswegen eröffnet. 

Wenn der Verſchuldete felbft ven Berfall feiner VBermögensumftände 
anzeigt, fo ilt es, weil die Erfahrung gelehrt Hat, daß dies oft von folchen, die noch 
zahlungsfähig wären, zur Vervortheilung der Gläubiger, und darum zu gefchehen pflegt, 
daß fie einen Nachlaß von den durch fie gebergten Kuapitalien erhielten, nöthig: daß ein 
ſolch' Berfchulderer ein Inventarium aller feiner Waaren und fonjtigen Vermögensitüde, 
nebit Beifügung der Schäßung derjelben, fo wie auch einen Ausweis aller feiner Aftivfors 
derungen, mit der Bemerfung, welche davon eindringlich, zweifelhaft, oder ganz verloren 
feien, und endlich ein getreues Verzeichniß feiner Schulden und der Summen, welche 
jeder Gläubiger zu fordern hat, dem Richter überreiche, welcher danı die Gläubiger mit 
Teltjebung eines Termms von 14 Tagen, wenn fie alle, oder mwenigitens die meiften ins 
nerhalb der Provinz fich befinden, oder von 4 Mochen, wenn viele derfelben außerhalb der 
Provinz wohnen follten, vor die dießfalls aufgeitellte Commiſſion zu berufen, und bei ders 
felben ihnen den Vermögens: und Schulvenitand des Verſchuldeten befannt zu geben haben 
wird, damit fie aus dem ihnen übergebenen, und mit den vom Schuldner eidlich zu bes 
fräftigenden Handlunasbüchern zuiammengeftellten Snventarium, entweder felbit, oder wenn 
fie der Handlungswiffenichaft unfundig fein follten, durch zwei ihnen vom Nichter zuzuwei— 
fende Kaufleute die Bilanz ziehen, und bei deren Vorlegung erflären mögen, ob: 

1. fie vielleicht eine Einwendung deswegen zu machen hätten, weil der Verfchuldete 
einige Vermögensſtücke etwa verhehlt habe, oder noch zahlungsfühig fei, und nur 
1 


2 


zur Vervortheilung der Gläubiger ſich als Gridatarius (Banquerotter) ausgegeben 
habe, oder ob fie 

2. nachdem in Erfahrung gebradht worden, daß bei Berüdfichtigung des Vermögens: 

ftandes hervorgehe, es jei von den Forderungen wenig abgängig, dem Schuldner 
einen Zahlungstermin feftfegen, oder eine Verlängerungsfrift ihm zugeftehen, oder 
endlih mit ihm einen (Praejudical) Beeinträchtigungs-Vertrag, z. DB. über Nachlaß 
eines Theiles ihrer Forderung eingehen wollen, oder ob fie 

3. in die Gröffnung eines Coneurſes einwilligen. 

Iſt das erjte der Fall: fo iſt der Verſchuldete zu verhalten, die verhehlten Ber: 
mögensjtüce anzugeben, oder hinlängliche Sicherheit den Gläubigern anzuweiſen, ihm ein 
beftimmter Zahlungstermin feſtzuſetzen, und derſelbe zugleih wegen dem verfuchten Bes 
truge zu beftrafen. 

Tritt der zweite Fall ein: fo wird der Richter, wenn der größere (a) Theil der 
Gläubiger darein einwilliget, ohne auf die Ginwendung des Fleineren Theiles der Gläubi— 
ger zu achten, dem Schuldner eine VBerlängerungsfrift zugeftehen, wenn nicht 1. der Hlei- 
nere Theil der Gläubiger aus Pfand, (Hypothekar- oder Fauftpfand) oder auf andere Art 
privilegirten Gläubigern bejtehet, welche nämlich zur Eingehung eines (Praejudical-) Be: 
einträchtigungss Vertrags wegen Nachlaß eines Theiles ihrer Forderung, der Stimmenmehr: 
heit ungeachtet nicht, wohl aber zur Zugeitehung einer Verlängerungsfrift verhalten wer: 
den Fönnen, wenn nicht: 2. bei Verhandlung der Crida eines Handelsmannes, aus der 
nah dem oben ©efagten gezogenen Bilanz, der Nichter entnehme, der Vermögensftand des 
Schuldners fei fo verfallen, daß die Gläubiger mehr denn 12 Perzent verlieren müßten; 
denn wenn dies der Fall ift, fo hat der Nichter (damit den Gläubigern im Berfluffe der 
Zeit niht noh mehr Schaden erwachſe, den von denfelben eingegangenen (Beeinträchti- 
gungs-) Präjudiecial-Vertrag nicht anzunehmen, und von Amtswegen den Goncurs zu 
eröffnen. 

a) Der größere Theil der Gläubiger ift aber nicht nach deren Anzahl, fondern nad) der 
Größe ihrer Forderungen zu berehnen, fo zwar, daß wenn 3. B 10 Gläubiger, die 
zufammen 10,000 fl. zu fordern haben, im die Zugeftehung einer Verlängerung sfrift 
einwillizen follten, 5 Gläubiger aber, deren Forderungen zufammen 15,000 fl. aus- 
machen, nicht einwilligen follten, die Verlängerungsfrift nicht flattfinde. 


Damit auf Verlangen der Gläubiger ein Goncurs eröffnet wird, wirb erforz 
dert: 1. daß der, nach der in obiger Anmerfung feitgefegten Vorſchrift zu berechnende 
größere Theil der Gläubiger dies verlange. 2. Daß nach gegebener Bilanz zwiichen dem 
vom Schuldner anzugebenden Vermögens- und Schuldenſtand, feine Zahlungsunfähigfeit 
deutlich hHervorgehe, und derfelbe 3. weder durk Bürgen, noch auf eine andere von den 
Gläubigern annehmbare Art Zahlungsficherheit leiften Fönne. 4. Der Richter vorzüglich 
darauf fehe, daß nicht die Gläubiger, welche einen Goncurs verlangen, nur erdichtete 
wären, um im heimlichen Ginverftändniß mit dem Verſchuldeten von den übrigen Gläu— 
bigern einen Nachlaß zu erhalten, oder einige Vermögensftüce verhehlen zu fönnen. Wes— 
wegen das von ven Gläubigern diesfalls eingereichte Gejuch gleich dem Schuldner zu dem 
Ende mitzutheilen ift, daß er binnen 14 Tagen dem Richter ein genaues Verzeichniß fei- 
nes Vermögens: und Schuldenftandes darreiche und zugleich die Mittel vorichlage, feine 
Gläubiger entweder mit baarem Gelde zu befriedigen, oder ihnen hinlänglihe Zahlungs- 
ficherheit zu leiften. Diefe Erflärung ift fodann den Gläubigern, oder deren Bevollmäch— 
tigteu mit dem Bedeuten mitzutheilen, daß fie binnen 14 Tagen (wenn fie alle in der 
Provinz fein follten) oder binnen 4 Wochen (wenn einige außerhalb der Provinz ſich 
befinden) dasjenige, was fie etwa gegen den vom Schuldner angegebenen Bermögensftand 
oder die von ihm vorgefchlagenen Mittel zur Befriedigung oder die angetragene Zahlungss 
ficherheitsleiftung einzuwenden hätten, vor der Commiſſion, vor welche auch der Schulpner 
zu berufen ift, entweder felbft oder durch ihre Bevollmächtigten erörtern mögen; wornach 
der Richter zu erfennen hat, ob die Nothwendigfeit der Eröffnung eines Coneurſes obwalte, 
oder aber die angetragene Zahlungsficherheitsleiftung zureichend fei? in welch’ legterem Falle 
nämlih, wenn die gegen die angetragene Sicherheitsleiftung von den Gläubigern gemach— 
ten Einwendungen, dem umfichtigen Ermeffen des Richters unzureichend ſcheinen follten, 
dem Schuldner, auch gegen den Willen der Gläubiger, jedoch mit aller Vorſicht, damit 
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tie Bürgen nicht jelbft in Zahlungsunfähigfeit verfallen mögen, auch ferner vie Verwal— 
tung feines Vermögens anvertraut werden Fann. 

Bon Amtswegen wird der Concurs eröffnet, wenn 1. Jemand nah Hinterlaffung 
bedeutender Schulden entflohen it; 2. wenn Bei der ämtlichen Berlaffenfhaftsabhandlung 
eines VBerftorbenen erfehen wird, daß die Echulden den Vermögens-Rücklaß überfteigen ; 
3. wenn in dem im 2. $. auseinander gefegten Falle fih erweifet, daß der Vermögens: 
ftand des Schuldners fo zerrüttet ift, daß die Gläubiger mehr denn 12 Perzent verlieren 
müffen. 4 Bezüglich auf die Kaufleute it befonders zu bemerfen; daß, wenn ein Kaufs 
mann feine auf einen beiiimmten Tag ausgeftellten Wechfel, oder mit Feſtſetzung eines 
Termins ausgeftellten Schuldfcheine nicht zahlen Fann, die Cridalverhandlung gleih, mit 
allen ihren Wirfungen eröffnet werde, jo zwar: daß dem Kaufmann die Verwaltung feines 
Vermögens von diefem Tage an nicht mehr zugeftanden werde, fondern entweder feine 
Waaren verfchloffen, oder in Bejchlag genommen werden mögen, oder ein Mitbefiger ein- 
geführt werde, und von nun an Fein Gläubiger ein Vorzugsrecht, weder durch eine Ber: 
wendung bei der Behörde, noch durch Pfünder, oder irgend eine andere Art erlangen Fönne. 


Bon der Einberufung und Anmeldung der Gläubiger. 


Sollte aus einer der drei oben erwähnten Urfachen die Eröffnung eines Banquerott- 
verfahrens (Concurſes) für nöthig erachtet werden, fo foll fogleih nach dem diefer Norm 
unter (A) angehängten Mufter die Erjcheinungsaufforderung (in welcher, außerhalb der 
Provinz wohnenden Gläubigern eine Zeitirift von 3, wenn aber alle Gläubiger innerhalb 
der Provinz fich befinden, nur von 2 Monaten ift) ausgefchrieben, und fowohl in dem 
Orte, deſſen Gerichtsbarkeit der Cridatar unterſteht, als auch zu Hermannftadt an die 
Thüren der Brätorialgebäude angeheftet, und im Falle der Mitbewerbung auswärtiger 
Gläubiger fogleih im Wege des Guberniums der Hoffanzlei eingejendet werden, damit es 
zur Verſtändigung aller Gläubiger auch in Wiener Zeitungsblätter eingefchaltet werde. (b) 

b) weil aber der Termin, hinfichtlich der auswärtigen Gläubiger nur von dem Tage an 
gerechnet werden Fann, an welchem das Edift zu ihrer Wiffenfchaft gelangen Fonnte, 
jo foll in dem Falle, wenn ein Cdikt hieher überfendet wird, als Datum, oder 

„Termin von welchem“ auch in den in der Provinz anzuheftenden Edikten nicht der 

Tag der Erlafjung angejegt, fondern noch 14 Tage hinzugefügt werden, weil dieſe 

bis dahin, wo das Cdikt hieher eingejendet, und den Wiener Zeitungsblättern einge: 

ſchaltet wird, leicht verfließgen; fo zwar, daß wenn z. B. unterm 3. Mai foldh’ ein 

Edift ausgefchrieben und vom Magiftrate der Tandesftelle eingefchieft würde, am Ende 

als Datum der 17. Mai angefebt werde, und daher das Evift auch in dem Orte 

der Behörde und in Hermannftadt, nur an diefem Tage angeheftet werde. 


St das Einberufungs-Edift ausgejchrieben, fo hat der Richter alle, 
wenigftens die in der Provinz wohnende Gläubiger vor die Commijfton zu dem Ende zu 
laden, damit fie entweder aus ihrer Mitte, oder wenn fie in der Mahl nicht einig werden 
fönnten, oder es feiner annehmen wollte, aus dreien von dem Richter ihnen vorzujchlagen- 
den anfäffigen, und der Wirthfchaft Fundigen PBerfonen einen Bermögensverwalter 
erwählen mögen, welcher zuvor unter Eid gefegt, die Verwaltung der Maſſa, und aller 
dazu gehörigen Güter nach der unter B. diefer Norm am Ende beigefügten ihm zur Bes 
obahtung anzuempfehlenden Belehrung zu führen hat, jedoch fo, daß wenn in der Folge 
einige auswärtige Gläubiger cder deren Bevollmächtigte vor der zur Anmeldung des Con— 
eurjes bejtimmten Commiſſion erfcheinen, und einige davon gegen den inzwifchen aufgeitell- 
ten DBermögensverwalter erhebliche Ginwendungen machen follten, derfelde wieder entlaffen, 
und wer durch Stimmenmehrheit erwählt worden, an feine Stelle mit Uebernahme der 
nämlichen Verpflichtungen geſetzt werde. 

Nachdem der Bermögensverwalter aufgeftellt worden, fo foll gleih am folgen: 
den Tag nah Bekanntmachung des Einberufungs-Edifts, auf Verlangen des Hierüber be- 
Ichrten VBermögensverwalters, ein Verzeichniß und eine Schätzung der gefammten 
vom Gridatar hinterlaffenen Maſſe, im Beifein zweier Cridal-Commiſſäre, (melde aus der 
Mitte des Magijtrats oder der betreffenden Kreisbehörde eigens zu diefem Concurfualpro- 
zeffe zu ernennen, und auch nicht leicht zu wechfeln find) durch beeidete ar vor: 
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genommen, und wenn beides vollendet ift, dem Nichter übergeben werben, von welchem 
auf ein vom VBermögensverwalter nach der ihm ertheilten Belehrung zu verfaffendes ferne: 
res Geſuch aljogleih die Veräußerung aller unbeweglichen und beweglichen, befonders 
aber der, der Gefahr des Verderbens ausgefegten Güter angerronet ec) und das hiedurch 
gelöfte Geld entweder in Berwahrung genommen oder nußtragend angelegt wird. 


c) Es kommt hiebei zu bemerfen: 1. daß mit Berücfichtigung der vaterländifchen Ges 
fete und namentlich des Geſetzes Trip. P. 1. T. 58, welche beſtimmen, es können 
Aviticalgüter der Edelleute ohne Ginwilligung ter Blutsverwandten nicht veräußert 
werden, bei Gelegenheit der Veräußerung folder Güter, den Blutsverwandten des 
Cridatars immer das Vorzugsrecht, nach geichebener Weränferung aber das Müdlö- 
fungsreht zukomme. Jedoch ift dies auf die Avitical-Güter der Edelleute beichränft, 
denn den Gütern, welche Bürger (Ginwohner) einer Etadt oder eines Marttfledens 
nicht mit adelichem Rechte befigen, Heben diefe Vorrechte nicht an. 


2. Eollte ein Glied der Hantlungsgefellfhaft zu Hermannftadt und Kronftadt, 
der Communität, der Armenter zu Szamosujvar und Glifaberhftadt, over des privil. 
griechiichen Handelsvereins in Zahlungsunfähigfeit verfallen, fo fommt der Handlungs: 
gefellfhaft, der Communität oder tem Vereine, wozu der Gridatar gehört, das Net 
zu, zur Schätzung des vorhandenen Waarenlagers aus ihrer Mitte Schätzmänner 
(welche früher vom Richter darüber in Gidespflicht zu nehmen find, daß fie das ihnen 
übertragene Gefchäft gewiffenhaft, zu Niemandes Gunst oder VBervortbeilung verwal— 
ten wollen) zu ernennen, und der Gefahr des Nerderbens ausgeſetzte Waaren unver— 
züglich, ohne deren Veräußerung zu erwarten, jedoch mit der Beringung an fid zu 
bringen, daß fie 1. binnen 15 Tagen vom Tage der angefangenen Edhäßung gerech— 
net, baares Geld dafür erlegen, weil im entgegengefegten Falle auch diefe Waaren 
öffentlich verfteigert würden. 2. Sollten die Gläubiger oder der Maſſevertreter glau— 
ben, die Waaren feien zu gering gefhäßt, und hiedurch die Maſſa vervortbeilet wor— 
den, jo femmt ihnen das Necht zu, eine nochmalige Schätzuug zu verlangen, welche 
der Nichter nach Einfiht der Eache und reiflicher Erwägung der Ginwentungsgründe, 
durch andere Perfonen melche weder mit dem Gridatar oder den Gläubigern, noch 
mit den früheren Ehätmännern in irgend einer Berbintung ftehen, vornehmen zu 
laffen hat. Sedoch bezieht fich dies alles nur auf das vorhandene MWaarenlager, denn 
die übrigen beweglichen und unbeweglichen Güter werden, aucd wenn der Gribatar 
ein Handelsmann ift, nach der oben auseinander gejegten Art geſchätzt und veräußert. 


Nüct der im oberwähnten Gtifte zur Anmeldung ter Gläubiger feftgefeßte Termin 
heran, fo haben zwei Beifiger der betreffenden Kreisbehörde oder des Wagiftrates, nad 
dem obengefagten, als die zur Annahme der Anmeldungen ter Oläubiger ernannten Com— 
miffäre, alle Gläubiger oder deren Bevollmächtigte welche fi anmelden namentlih, und 
zwar fo zu verzeichnen, d) daß, wenn einer mehrere Forderungen hätte, diefe durd Anz 
ſetzung verfchiedener Nummern unterjchieden werden mögen. 


d) Da aber die dem Gonvocations-Evift angehängte Ausfhliegungs-Klaufel nur 
durch die Klaffififations- Sentenz ihre volle Gi‘tigfeit erlangt, fo folgt hieraus, daß 
wenn auch ein oder der andere Gläubiger an dem zur Anmeldung feitgejeßten Tage 
nicht erfcheinen, aber in ter Folge vor Befannimachung der Klajfififationg-Sentenz 
feine Dofumente überreichen follte, diefelben allerdings noch anzunehmen find. 

Das auf diefe Art verfertigte Berzeihniß haben die Commiſſäre zugleich 
mit den von den Gläubigern in Abfchrift zu übergebenden Urfunden, nebit einem kurzen 
Berichte dem Magiftrate oder der betrefienden fonftigen Kreisbehörde einzureichen, von wel 
cher aljogleih von Amtswegen, ein mit dem Nechte und den vaterländijchen Geſetzen ver: 
trauter Mann zum Maffevertreter deshalb aufzuftellen ift, daß er die Angelegenheiten des 
Grivatars und der Maſſa vor Gericht vertrete, und daher aegen die Forderungen der Gläu— 
biger Ginwendungen mache, dem DVermönensverwalter ſowohl in Einbringung der Aktiv— 
ſchulden des Gridatars, als auch in allen die Maſſa betreffenden und tm Rechtswege zu 
verhandelnden Angelegenheiten beijtche, vorzüglich aber hat er dafür genau zu forgen, daß 
der Goncurfualprozeß ohne Verzögerung verhandelt, die Forderungen der Gläubiger gehörig 
eriviefen werden mögen, und die Cridalmaſſa feinen Schaden oder Vervortheilung erleide. 
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Von der Verhandlung des Coneursverfahrens. 


Das Concursverfahren it entweder das kürzeſte oder das furze. Jenes wird 
eröffnet, wenn der Richter aus dem ihm über die Anmeldung der Gläubiger erftatteten 
Berichte und den beigefügten Liquidationsaften entnimmt, daß der Vermögens: und Schul: 
denftand wenig beträgt, oder die mehrften Gläubiger nur Chyrographar- Gläubiger, und 
beinahe alle von einer Art und defielben Etandes find, oder daß die angemeldeten For— 
derungen durch die unterlegten Aften einigermaßen genügend liquidirt find, und daher hin— 
fihtli ihrer Ordnung (Adjuftirung) nur wenig Echwierigfeiten obwalten fönnen. Das 
kurze Verfahren wird aber dann eröffnet, wenn der Vermögens- und Schuldenſtand 
eine bedeutende Summe erreicht, Gläubiger verſchiedener Art und Standes, und zwar 
theils privilegirte, theils nicht privilegirte concurriren und hinſichtlich der Liquidanon der 
Forderungen wichtigere Fragen zu erörtern ſind. 


Wenn der Richter auf die im kürzeſten Wege zu geſchehende Verhandlung des 
Concursverfahrens erkennt, ſo iſt, nachdem dem Maſſevertreter eine Abſchrift des Verzeich— 
niſſes der Gläubiger und der von diefen zur Liquidation vorgelegten Urkunden mitgetheilt 
worden, die Zufammentretung der Commiſſion auf einen beftimmten Termin von 6 Wo: 
ben, von dent Tage der Einreichung des Berichtes der Cridalcommiſſäre gerechnet, anzu— 
fagen, und vor diejelbe find einerfeits Die Vermögensverwalter und Maſſavertreter, welche 
das auf oben erwähnte Art verfertigte Verzeichnig der Maffe bei fih haben ſollen, ande— 
rerſeits aber alle Gläubiger oder deren Bevollmächtigte zu dem Ende zu berufen, damit 
vor der Commiſſion die Einwendungen vom Mafjevertreter, die Repliken von den Gläu— 
bigern und Duplifen von dem Maffevertreter, Hinfichtlih aller und jedes einzelnen Gläu— 
bigers mündlih verhandelt und zum Protofolle genommen werden mögen und, nachdem 
ven einem Beifiger auf das gefchwindeite hierüber der Bericht erftattet worden, das Klaf- 
fiftfationsurtheil vom Magiftrate vder der betreffenden Kreisbehörde gefällt werde. 


Eoll aber das Goncurfualverfahren auf dem kurzen Mege verhandelt werden, fo 
wird dem Maſſevertreter nebit abjchriftlicher Mittheilung der von den Gläubigern vorgeleg- 
ten Urkunden aufgetragen, innerhalb einer Frift von 3 oder höchſtens 6 Wochen, je nad): 
dem die Anzahl der Gläubiger größer oder Fleiner ift, oder die vom Richter anzugebenden 
Forderungen von größerer oder minderer Bedeutung find, feine Einwendung ichriftlih, und 
zwar hinfichtlich eines jeden Gläubigers in einer abgejonderten Klage dem Magiftrate oder 
der fonftigen betreffenden Behorde einzureichen. Sind die Einwendungen nebſt einem kur— 
zen Geſuche, in welchen der Muffevertreter zugleich die Feftiegung eines Termung zur Ein- 
reihung der Replik von Seiten der Gläubiger verlangt, beigebracht, fo ift von den Com: 
miffären mittelft Borbefheidung des vom Maffevertreter eingereichten Geſuches nicht nur 
der Tag (welcher nach dem oben erwähnten Zeitraume von 3 oder 6 Wochen zu berechuen 
ift) zur Beibringung der Replik feitzufegen, fondern auch dem Wermögensverwalter aufzu— 
tragen, die gemachten Einwendungen zugleich mit den Abfchriften der Vorbeſcheidung, in 
welcher der Tag zur Cinreihung der Replik feftgefest it, allen Gläubigern oder deren 
Bevollmächtigten mitzutheilen, welche danı ihre Repliken den oben erwähnten Cridalkom— 
mifjären zu übergeben haben. Bon diejen follen dann die Replifen, nebft einem Furzen 
Berichte (in welchem auseinandergefest wird, ob alle eingereicht, oder einige und nament- 
Ih weiche abgängig feien) dem Viagiftrate oder der betreffenden Behörde zu dem Ende 
eingereicht werden, damit vom Nichter wieder mittelft Vorbeſcheidung diefes Berichtes dem 
Mafjevertreter auf vorbefchriebene Art ein Tag zur Beibringung der Duplif feſtgeſetzt wer— 
den könne. Wenn diefer Tag herangerüdt it, jo übergibt der Vermögensverwalter die 
Duplifen, nebit einem Furzen Gefuche, in welchem er eine Tagfagung zur Zufammentras 
gung und Snrotulirung der Aften verlangt, den Commiſſären, welche diefelben nebſt einem 
furzen, auf die nämliche Art wie bei den Replifen gejagt worden, zu verfaflenden Bericht 
dem Magiftrate oder der betreffenden Behörde unterlegen, (e) von wo dann der Tag, an 
welchem die Gläubiger zur Zufammentragung und Smrotulirung der Aften zu erjcheinen 
haben, feſtgeſetzt und zugleich dem Vermögensverwalter aufgetragen wird, dieſe Dupliken 
zugleich mit einer Abſchrift der gerichtlichen Vorbeſcheidung, im welcher der Tag zur Zus 
jammentragung der Akten beftimmt ift, allen Gläubigern mitzutheilen. Wo ſodann, nad: 
dem der beftimmte Tag berangefommen, die Aften zufammengetragen und inrotulirt werden. 
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e) Sollte der Maffevertreter bei Ueberreihung der Ginwendungen und Duplifen, oder die 
Gläubiger in Beibringung der Neplifen den feitgefegten Termin verfäumen, fo kann 
derfelbe in der nämlichen Vorbefheidung, in welder der Tag zur Ginreihung der 
übrigen Schriften bejtimmit ift, jedoch mit Veifügung der Auoſchlußklauſel noh um 
14 Tage verlängert werben. 


Don dem Glaffififationsurtheile. 


Nachdem fo die vorgebrachten Beweiſe und Einwendungen für und wider auseinander 
gejegt worden, follen ſämmtliche Akten einem der beiden ernannten Gridalfommiffäre zum 
teferiren übergeben werden, und biefer die von jedem Gläubiger zur Liquidation vorgeleg- 
ten Urkunden, und die vom Maffevertreter dagegen vorgebracdhten Ginwendungen einzeln 
in nähere Grwägung ziehen und feine Meinung darüber: ob jeder Gläubiger feine Forde— 
rung hinlänglich erwiefen habe? oder was noch zu beweifen und in welche Claſſe jeder 
nah den folgenden Grundſätzen zu feßen fei, entweder fchriftlich oder mündlich vor der 
Berfammlung des Magiftrates oder der fonftigen betreffenden Behörde vorbringen. Nach— 
dem dies gejchehen und die Stimmen der Beifiger vom VBorfiger eingeſammelt worden, 
wird das Claſſikations-Urtheil nach folgender Norm gefällt. Nämlih vor alle und nad 
dem gewöhnlihen Style außerhalb aller Claſſen werden aefeßt, mit dem Nechte der Aus— 
fheidung oder des Eigenthumes diejenigen, welche ihr Gigenthumsrecht auf eine in der 
Maſſe vorhandene Sache erweifen können f) und welchen es daher zufteht, fich in den 
Belig diefer Sache wieder zu feßen. 

f) Solche find: 1. Der eine Sache in Verwahrung gegeben hat, nur muß die 
in Verwahrung gegebene Sache in der Maffe noch vorräthig fein, denn wäre fie ver- 
fauft, fo wird derjelbe hinfichtlich der Vergütung des Werthes der Sache in die Claſſe 
der Gläubiger auf Handfchrift geſetzt. 

2. Derjenige, welder dem Cridatar eine Sache verpfändet hat, 
nur muß auch das Pfand noch vorhanden fein, und derfelbe gegen Auslöfung des 
Pfandes das Darlehen bezahlen; denn wer eine Sache Jemanden verpfändet, kann 
eigentlih Gläubiger nicht genannt werden, da er das Cigenthumsrecht feiner Sache 
demjelben nie übertrug und daher nichts aus dem Vermögen des Gridatars, fondern 
nur fein Eigenthum zurüd fordert; aus dem Geſagten leuchtet auch der Grund her— 
vor, warum diefe, wenn die in Verwahrung gegebene oder verpfändete Sache verfauft 
worden, diefes Vorrechtes fich nicht erfreuen können, weil fie nämlich den Werth der 
verfauften Sahe nur aus dem Vermögen des Cridatars, worauf auch die übrigen 
Gläubiger Anfpruch machen, zu fordern haben. Diefen werden 

3. Nah dem Sinne der vaterländifchen Gefege Trip. P 1. T. 61, nach welchen 
nämlich die Veräußerungen oder Bebürdungen aller Gemeingüter, oder derer, die noch 
zu theilen find (d. i. der Avitikal, mit adelihem Nechte bejeffener Güter) geradezu 
für ungiltig erklärt werden follen, auch die Brüder oder Blutsverwandten 
des Cridatars welche noch niht mit ihm getheilt haben, zugezählt, 
gleihiam als hätten fie auf die erwähnten Güter hinfichtlich der ihnen zufommenden 
Antheile ein Ausſcheidungs- oder Eigenthumsrecht, außer fie ftänden mit dem Crida— 
tar in einer Handelsverbindung, oder hätten auf eine andere Art ihre Ginwilligung 
dazu gegeben, Schulden zu machen. Diefe Begünftigung erftrecft fich aber nicht auf 
die auf bürgerlichen Grund und Boden befeffenen Güter, indem dieſen dies Vorrecht 
der Geſetze nicht anflebt. 

Zur erften Elaffe werden gezählt alle diejenigen, welchen nach den Gefeßen 
und Statuten der Orte, nah dem Gebrauche und der Praris, oder in deren Ermange- 
lung nah dem allgemeinen römifchen Nechte ein befonderes Sachvorreht oder Vorzugs— 
recht zufommt, folche find: 

l. Das allerhöchſte Aerar, ſowohl Hinfichtlich der Gontribution und anderer öffentli- 
her Auflagen, z. B. Dreißigfigebühren ꝛc., als auch in dem Falle, wenn dem Gridatar 
öffentliche Gelder anvertraut worden wären, und diefer fie zu feinem eigenen Gebrauche 
verwendet hätte. 

2. Die Dienerfhaft und gedungenen Arbeiter Hinfichtlich des ihnen für ihre ges 
leiftete Arbeit und Dienfte vom Cridatar verfprochenen Lohnes (g). 
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®) Nicht fo, wenn z. B. ein Diener, oder eine Magd ihrem Herrn baares Geld gelie- 
hen hätten, oder aber ihnen von ihrem Herrn und refp. Cridatar über den rüdtän- 
digen Lohn einen Schuldſchein ausgeftellt und Interefien zugejichert worden wären, 
denn in diefem Falle erhalten diefe Forderungen die Eigenfchaften einer Schuld laut 
Handſchrift, und die Fordernden werden mut ihrem angeſprochenen Lohne nur in die 
vierte Claſſe geſetzt. 
Weder die Lehrer und Künſtler, welche gegen eine angemeſſene Vergütung, 
nur bisweilen und nur auf eine oder mehrere Stunden in das Haus des Cridatars 
kommen, denn diefe werden den Gläubigern auf Handfchrift zugezählt. 


3. Das Taramt und die Gerichte, mit den rüdftändigen Expeditions- und Gerichts— 
Taren. 


4. Die Maffevertreter und Bermögeneverwalter welde 1. nicht nur Hinfichtlich 
des für Taren und auf was immer für Art zum Vortheile der Maſſe bis zum Erfolg 
des Klaffififationsurtheiles ausgegebenen, fondern auch hinfichtlih tes bis zum Aus— 
gange der Crida noch auszugebenden Geldes vorläufig claffifieirt werden, eben fo 2. 
binfichtlich der ihnen nad) Beendigung des Gefchäftes zuzuerfennenden Belohnung. 


5. Die auf Beerdigung des Cridatars verwendeten Auslagen. 


6. Die Aerzte, Chirurgen nnd Apotheker, hinfichtlich der dem Cridatar in der leb- 
ten Krankheit verabreichten Arzneien und während derſelben ihm geleifteten Dienfte, (h) 
jedoch gegen einen mäßigen, nach den Arzneipreistaren der Apothefer oder nach dem in 
ähnlihen Fällen obwaltenden Gebrauh vom Richter zu beftimmenden 10 oder mehrper- 
zentigen Abzug von den Auszügen der Apothefer. 

h) Die aus früheren Krankheiten zu bezahlenden rücfländigen Honorare der Aerzte und 
Auszüge der Aputhefer werden in die Claſſe der Echulden laut Handichrift zurüdges 
wiefen. 

7. In die erfte Clafje werden nad dem Einne des Gefeges Trip. 1. Th. 103 Tit. auch 
die Gattinnen der Grivatare bezüglich des Heirathsgutes und des von ihnen außer 
der Mitgift zugebrachten Vermögens gezählt, wenn fie fih nicht zugleich mit dem Manne 
verpflichtet hätten die Schulden zu bezahlen oder die Echuldfcheine mit dem Manne zus 
gleich unterfchrieben, oder aber dem Heirathsgute freiwillig entfagt hätten. 


Sn die zw eite Claſſe werden geſetzt alle diejenigen, welche auf das Vermögen 
des Cridatars ein ausdrückliches, ſtillſchweigendes oder geſetzliches Pfandrecht haben. 

Zu den letzteren gehören: 
1. Die Gattinnen, rückſichtlich des Heirathsgutes, der Widerlage oder Mitgift. 
2. Die Bupillen und Minderjährigen auf das Vermögen der Tutoren und Cu— 

ratoren. (i) 

i) und zwar fo, daß fie vom Tage der Beſtimmung des Curators oder Tutors allen 
übrigen Oläubigern, welche ein ausprüdliches aber ſpäteres Pfandrecht haben, vor— 
gezogen werden. 

3. Kirhen, in Bezug auf das den Guratoren derfelben anvertraute aus deren Verwal: 

fung zurüczufordernde Geld. (k) 

k) Hätte aber ein Kirchenfurator das Geld andern geliehen, jo Hat die Kirche in Be— 
zug auf den Schuldner Fein Pfandrecht, da dies Geld nun nicht mehr als Eigenthum 
der Kirche, fondern als zum Vermögen des Gurators gehörig angefehen wird. 

4. Die Gläubiger, welde vom Cridatar ein Pfand haben (1) jedoch nur in fo weit, 

als der Werth des Pfandes zur Bezahlung der Echuld zureicht. (m) 

I) Hinſichtlich des Pfandgläubigers gilt fogar dies, daß derfelbe, obgleich einige Gläu— 
biger ein allgemeines Pfandreht auf alle Güter des Cridaiars haben, doch nicht 
gezwungen werden kann, die bei ihm verpfändete Sache in die Maſſe zu geben, fonz 
dern entiveder das Pfand, nachdem er den Werth vdesjelben, in fo weit er feine For— 
derung überfteigt, bezahlt hat, behalten, oder nur dann verpflichtet werden kann, 
dasſelbe zurüdzugeben, wenn die Schuld bezahlt worden. 

m) Sollte aber der Werth des Pfandes weniger als die Schuld betragen, fo erfreut er 
fih in Rüdficht des noch zu fordern habenden Theile der Schuld feines Vorrechtes, 
jondern wird nur in die Claſſe der Gläubiger auf Handfchrift gefest. 
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5. Bermächtniſſe und milde Stiftungen, welde Vorfahren hinterlaffen und vom 
Gridatar auszuzahlen gewefen wären, jedoch nicht Stiftungen welche der Grivatar machte 
deun diefe werden in die legte Claſſe geſetzt. 

Hinfihtlid; aller diefer Pfandgläubiger gilt die Nechtsregel: wer früher in der Zeit 
ift, hat mehr Recht (m) und zwar fo, daß derjenige, dem ein ausbrüdliches ober ftill: 
jhweigendes Pfand früher beftimmt wurde, dem vorgezogen werde, welcher es fpäter 
erhalten hatte. 

n) Dody bleiben die Spezialprivilegien, welche den Weibern nad den verfchievenen Ge— 
fegen und Statuten der Nationen zufommen, unangetaftet 

Dieſe Rechtsregeln gelten auch rücfichtlih der den Kirchen hinterlaffenen Vermächt— 
niffen, fo daß fie allen denjenigen nachgefegt werden, welche vor dem Tode des Teftators, 
von welchem nämlich der Tag der Vermächtniffe verfällt und beginnt, ein ausdrückliches 
oder ftillfchweigendes Pfand erhalten haben. 

In die dritte Claſſe werden gefeßt alle, welche ein Perfonal: Privilegium haben, 
als ta find: 

1. Der eine Sache in Verwahrung gegeben, und deſſen Sache nicht mehr vor— 
handen ift, (0) da nämlich, wenn die Sache noch vorhanden wäre, nach dem oben ge: 
fagten ihm das Necht zufüme, fich wieder in ven Beſitz derfelben zu feßen. 

0) Nur fell die Eigenſchaft einer wirflih in Verwahrung gegebenen Sache nicht verän- 
dert worden fein, denn wenn Jemand, der eine Sache einem andern anfänglich in 
Verwahrung gegeben, viefelbe fpäter ihm zum Gebrauche überlaffen hätte, fo fann 
erfterer in Vezug auf die Vergütung der anvertrauten Sache nur in die Glafje der 
Handfchriftgläubiger gefeßt werden. 

2. Nah der Wechfelordnung 1. alle förmlihen Wechfel, oder eigentliche Wechfel, 
d. i. foldhe, welche zur Ausbezahlung mit baarem Gelde von einem Orte an einen 
andern angewiefen werden. 

2. Auch die trodfenen, d. i. ſolche Wechſel, welche über geborgte Waaren ausge— 
ftellt, und auf dem nämlichen Plate bezahlt werden, wo der Gläubiger und Schuld— 
ner wohnt. (p) 

p) Nur müffen die Mechfel von Handelsleuten an die Landesfabrifen, oder an folche 
inländifhe Fabrifanten und Manufaktursarbeiter, welche leinene oder aus Wolle, 
Kattun, Seide, Leder, Glas, Gold, Silber, Eifen und andern Metallen Waaren 
werfertigen, ausgeftellt und vor diefen ein Jahr vor Ausbruch der Zahlungsunfähig- 
feit angenenmen und beglaubigt worden jein. 

3. Die von folhen Fabrifen, Kabrifanten und Manufafturiften an andere Handelsleute 

ausgeftellte und gerichtete Wechfel. (9) 

gq) Nur muß das Geld ein Jahr vor Verfall der Fabrif oder des Fabrikanten geborat fein. 
Diefe perfonell privilegirten Gläubiger nun haben, wenn die Maffe zu ihrer völligen 

Befriedigung nicht zureicht, nach der Größe ihrer Forterungen gleiche Anfprüche, (r) weil 

fie nur ein perfönliches Privilegium Haben, und daher fo wie ihre Perſon auch das Recht 

derſelben gleich iſt. 

r) So zwar, daß die Summe der Forderungen durch die Summe welche noch in der 
Maſſe vorhanden ift, dividirt und der hieraus hervorgehende Quotient jedem Gläu— 
biger für jeden Gulden feiner Forderungen angewiefen werde. 3. B. es hätie, wer 
eine Sache in Verwahrung gegeben 2000 Gulden, ein anderer laut eines förmlichen 
Mechiels 1500 fl. und ein anderer ter einem Fabrifanten oder Mauufafturiften borgte 
1000 fl. zu fordern, in der Maſſe wären aber nur 900 fl. vorräthig, fo würde die— 
fer Ueberfhuß der Maſſe in Grofchen verwandelt, und da fo 18,000 Grofchen fich 
zeigen, viele aber das Nierfahe von 4500 ausmachen, jedem Gläubiger für jeden 
Gulden feiner Forderung 4 Grofchen angemwiefen werden, fo erhielte der erſte 8000 
Groſchen oder 400 fl, ver zweite 300 fl. und der dritte 200 fl. 


Sn die vierte Elaffe werben gefeßt tie Gläubiger auf Handfchrift, welche ohne 
alles Vorrecht unter fih nah Maßgabe der Größe ihrer Forderungen, d. i. nachdem die 
Bilanz zwifchen den Schulden und der nad) Befriedigung der privil. Gläubiger noch übrig 
gebliebenen Maſſe gezogen worden, auf die nämliche Art (s) wie von den Gläubigern, die 
nur ein Berfonalprivilegium haben, gefagt wurde, fowohl Kinfihtlih der Hauptſchuld als 
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auch der feſtgeſetzten Intereſſen, welche bis zur Befriedigung ohne Unterbrechung fortlaus 
fen, bezahlt werden. 


5) Jedoch wird in dem Claſſifikations-Urtheil hinzugefügt 1. in Bezug auf diejenigen, die 
Schuldſcheine vorzeigen, fie follten mit einem ide befräftigen, daß fie vom Cridatar 
auf feine Art weder theilmweife noch gänzlich befriedigt worden wären, noch ein Fauft- 
pfand erhalten hätten. 

2. Hinfichtlih der Kaufleute und Handwerker, daß ſie außer ihren Auszügen 
auch das Handlungsbuch vder ihre Bormerfungen vorzeigen und zugleich mit einem 
Eide befräftigen megen, daß die in den Auszügen vorfommenden Arbeiten und Waaren 
wirklich geleiltet und gegeben worden und auf feine Weiſe eine Vergütung erfolgt fei, 
von dieſen Forderungen werden dann (ausgenommen, es wäre über einen beftimmten 
Lohn eine Uebereinfunft gejchleffen, oder die Waare in Folge eines Vertrags gegeben 
worden) 10 Perzent abgezogen werden. Jedoch werden dieſe Eide bisweilen nachge— 
laffen und für geleifter angejeben, wenn der Michter aus anderen Umftänden entnähme, 
daß die Waaren wirklich abgeliefert worden und auf feine Weije eine Vergütung 
erfolgt ſei. 

3. Diejenigen, die zum Belege ihrer Forderungen weder Auszüge noh Schulb- 
heine vorzeigen können, werden verpflichtet, trijtig zu beweifen, was und wie viel fie 
geleiitet haben. 


Den Gläubigern auf Handfchrift werden aber zugezählt die Fauſtpfand-Gläu— 
biger und die eine ausprüdliche befondere Hypothek haben. In wie weit 
nämlih ihre Forderung mehr als den Werth tes Pfandes oder der Epezinl- Hypothek 
beträgt. (t) 

t) Denn hinfichtlich des der Forderung gleihen Werthes des Fauftpfandes oder der Hy— 
pothef werden fie, nach dem oben gefagten, in tie 2. Claſſe gejept. 

Intereſſen werten aber gleich dem Capital zugezählt. (u) 

u) So zwar, daß, wenn 3 B. Jemand 1000 fl. zu fordern hätte, die Intereffen zu 4 
Perzent aber bis zum Ausgange ter Crida und bis zur Befriedigung von 3 Jahren 
rüdftändig wären, jener mit 1120 fl. zu claſſificiren käme. 

Intereſſen müflen aber gezahlt werden theils zufolge des Vertrages, theils aus 
Verzug, 10, daß wenn ein Echultner nach Verfluß tes Zahlungstermins ermahnt, nicht 
gezahlt hätte, derſelbe von nun an bis zur Befriedigung des Gläubigers, Jutereffen zu 
zahlen verbunden tft, wenn im Vertrage auch feine bejtimmt wären. 

Su die fünfte Claſſe endlich werden gefegt alle diejenigen, die des Ge 
winnes wegen ftreiten, nämlich: 

1. Erben, Vermächtnißnehmer und Nießbrauchsvermächtnißnehmer, vom 
Cridatar ſelbſt eingefegt, weil die Erbſchaft nur nach Bezahlung der Schulden ausge 
folgt wird. (v) 

v) Wenn aber z. DB. der Vater, oder ein anderer von welchem der Gridatar zum Erben 
eingejeßt werden, ein von dieſem auszuzahlendes Vermächtniß hinterlaffen hätte, fo 
fonımen die Vermächtnißnehmer nach dem oben gefagten in tie Claffe der Pfandgläu— 
biger zu feßen. 

2. Die mit einer Chenfung unter Lebenden Betheilten und tie Chegats 
tin des Cridatars, rücdfichtlich der Morgengabe. 

In dieſe fünf Elaffen werden nun alle Gläubiger, welche fih in Folge des Einberu: 
fungsetiftes gemeldet haben, gejegt, auch wenn fie die Nichtigfeit ihrer durch die bei der 
Anmeldung vorgelegten Urfunden nicht hinlänglich erwiefen hätten. (x) 

x) Diefe werden nämlich immer betingungsweiie und mit der Beitimmung deffen, was 
fie zur vechtsgiltigen Erweiſung noch zu leijten haben, 3. B. daß fie den Schuldſchein 
vorzuzeigen oder den Eid zu leiften hätten, oder aber im allgemeinen gegen gehörige 
Liquidation (Erweiſnng) ciaſſificirt. 

Am Schluſſe der Claſſications-Sentenz wird aber denjenigen, welche während dieſem 
Concursverfahren ſich nicht gemeltet haben, ewiges Etillihweigen auferlegt, denjenigen 
aber, welche nicht in die gehörige Claſſe geiegt worden zu fein glauben, und daher ein in 
der Beit oder in ihrer Forderung begründetes Vorrecht geltend machen wollen, wird .ein 
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entfcheidender Termin von 6 Mochen und 3 Tagen unter ver Grlöfhungsklaufel zur Füh— 
zung der Beweife ihrer Klage feitgefeßt. 

So wie aber übrigens nad den vaterländifchen Gefegen, namentlich Defret Trip. P. 
2. T. 68 und P. 3. Tit. 28 und Stat. L. 3. T. 3. $. 4 und 10 die zur Bezahlung ihrer 
Schulden unfähigen Schuldner auch noch dazu verpflichtet werden, bis zur Abtragung der 
Schulden Dienfte zu leijten, eben fo ift es nicht nur gerecht, fondern auch zur Bezähmung 
der Bosheit einiger Schuldner höchſt nothwendig, daß die Gläubiger auch nad) Beendigung 
der Crida, wenn der Schuldner in der Folge wieder zu Vermögen gelangen follte, ihre 
Schadloshaltung immer von ihm fordern können. Diefer Borbehalt foll auch in jeder 
GlaffififationssSentenz ausdrücklich beigefegt werben. 


Bon dem, was auf das Glaffificationsurtheil folgt, und von Befrie- 


digung der Gläubiger. 


Iſt nach dem vorhergegangenen $. das Glaffificationsurtheil gefällt, fo wird dasſelbe 
entweder den auf einen beftimmten Tag zufammenberufenen Gläubigern, oder dem Bevofl- 
mächtigten befannt gemacht, oder es werben biefelben auf eine andere, bei den Gerichten 
in Verhandlung anderer Angelegenheiten angenommene Weiſe daven in Kenntniß gefeßt, 
und von diefer in Kenntmißjegung oder Befanntmahung an, nimmt der in dem Glaffifica- 
tiongurtheile zur Vorbringung der Vorrechtsflage feitgefegte Schlußtermin feinen Anfang. 

Es kann aber ein Gläubiger, welcher ſich durdy das Glaffificationsurtheil beeinträch- 
tigt glauben follte, ein WVorrecht entweder nur gegen einen Gläubiger, oder gegen mehrere 
zugleich geltend machen wollen. 

Sit das erfte der Fall, fo wird die Klage fammt den Beilagen dem Beklagten, 
oder deſſen Bevollmächtigten mit dem Bedeuten mitgetheilt, feine Einwendungen binnen 
14 Tagen, vom Tage der Einhändigung der Klage gerechnet, der Commiſſion einzureichen. (y) 

y) Wenn e8 auch bisweilen nöthig ſcheinen fellte, hinfichtlich einiger Gläubiger befondere 

Urtheile zu fällen, fo foll doch, wenn diefe Goncursverhandlung beendigt ift, auf Ver— 

langen jedem Gläubiger das, alle angefegten Claſſen enthaltende Glajfificatiensurtbeil 

mitgetheilt werden, damit jeder überdenken und erwägen könne, od und gegen wen 
er vielleicht ein Vorrecht geltend zu machen habe? 
Menn demnach der Kläger erfcheint, fo werden die Replifen und Duplifen mündlich 
verhandelt, und nachdem diefe zum Protofoll genommen und von einem der Beiliger, wel— 
cher bei der Commiſſion war, der Gerichts: oder Magiftratsverfammfung hinterbradt wor— 
den, das fernere Urtheil gefällt, ob und in wie weit das angefprochene Vorrecht geltend 
fei oder nicht? 
Wenn aber mehrere Gläubiger gleihmäßige Vorrechtsklage vorbringen, fo 
verpflichtet der Richter die Beklagten mit Feitfegung des fürzeften Termins eine Commiſ— 
fion um einen gemeinfchaftlihen Rechtsfreund und Bertheidiger zu ernennen: fönnen die 
Bellagten vor diefer Commiffion in Ernennung eines gemeinfchaftlichen Rechtsfreundes 
nicht übereinfonmen, jo foll derfelbe von Amtswegen ernannt und ihm die Vorrechtsklage 
ſammt allen Anlagen mit dem Bedeuten übergeben werden, nach Berfluß des feſtgeſetzten 
Termins (je nachdem die vorgebrachte Vorrechtsklage mehr oder minder wichtig ift,) von 
14 Tagen oder höchſtens 4 Wochen vor der dem Kläger auch befannt zu gebenden Com— 
miſſion zu erfeheinen: wornah dann die Sache, fo wie oben erwähnt worden, vor derſel— 
ben verhandelt wird. 
Diefe von einem oder dem anderen Gläubiger vorgebrachten VBorrechtsflagen aber 
verzögern die Wirfung des Claffificationsurtheils und Befriedigung der übrigen Gläubiger 
nit, ift nämlih das Glaffificationsurtheil befannt gemacht worden, jo wird 
41. Bon Maflevertreter aljogleich bei den Gläubigern, welche zur vollftändigen Erweifung 
der Giltigfeit ihrer Forderungen noch etwas zu leiften haben, die Vollziehung desjelben 
betrieben und der Richter beſtimmt hiezu auf Verlangen des Maflevertrerers hinſichtlich 
der in der Provinz Mohnenten einen Termin von 14 Tagen, und für die auswärtigen 
einen Termin von 4 Mochen; 

2. wird zugleich zur Vertheilung der Maffe unter die Gläubiger, welche ihre Forderungen 
vollſtändig iwiefen haben, vorgefchritten, jedoch jo, daß wenn die im Glajfiftfationsur- 
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theil mehr hintangefesten Gläubiger, ihre Forderungen gehörig erwiefen hätten, einem 
oder dem andern vorangejegten Gläubiger aber eine fernere rechtsgiltige Erweiſung feis 
ner Forderung zur Pfliht gemaht worden wäre; der Betrag, der den legteren nad 

Leiftung des zu Leiftenden gebührt, einfiweilen zurücgelegt und in Verwahrung genoms 

men werde, was auch in dem Falle, wo der dritte Pfandgläubiger mit dem erften eines 

Vorrechtes wegen ftreitet, in Bezug auf den dem Kläger und den Beklagten gebührens 

den Betrag zu beobachten ift. 

Meil aber die aufzutheilende Maffe fehr felten nur in baarem Gelde befteht, fondern 
gewöhnlich, außer diefen auch bewegliche und unbeweglihe Güter, welche nämlich weder 
in der Verfteigerung noch auf einem andern Wege, während der Verhandlung des Eon: 
curöverfahrens veräußert werden Fonnten, eben jo auch Activſchulden fih befinden: fo fols 
len bei der DVertheilung die Gläubiger nach dem Claffificationsurtheile, in jo weit es zus 
reiht, mit baarem Gelde befriedigt werden. In Ermangelung desjelben werden aber bes 
fonders die noch nicht befriedigten Pfand» und privil. Gläubiger zufammenberufen, und 
ihnen für den Betrag ihrer noch rückſtändigen Forderungen, die Güter nad dem Schäßungs- 
werthe, entweder theilmweife, wenn der Merth der unbeweglichen Güter ihre Forderung 
überftiege, oder ganz, wenn die Güter entiveder weniger werth wären oder der Forderung 
gleich fümen, zugetheilt, nachdem ihrer freien Willführ überlaffen worden, ob fie diejelben 
dur einen aus ihrer Mitte zu erwählenden Bevollmächtigten, oder aber dur den, wäh— 
rend der Berhandlung des Goncursverfahrens geweſenen Vermögensverwalter verwalten, 
und von Zeit zu Zeit die Erträgniffe unter fih auftheilen laffen wollen. 

Sollte zu ihrer Befriedigung ein Theil des Vermögens zureiden, 
fo werden dann die Gläubiger auf Handſchrift, und die des Gewinnes wegen ftreiten nad 
der Reihe zum ubriggebliebenen Theile berufen, und ihnen auf die eben bejchriebene Art 
diefer Theil, fo wie die der Maffa zugehörigen Aetivfhulden, welche vom DBermögensvers 
walter während dem Concurſe nicht eingetricben werden Fonnten, zugetheilt. 

Sm Gegentheil, wenn das ganze Bermögen zur Befriedigung der 
Pfand» und privil. Gläubiger nicht zureihen follte, fo werden die Aftiv- 
fhulden zu Hilfe genommen und wenn deren Betrag die rücjtändigen Forderungen nicht 
decken follte, nur den ebengenannten Gläubigern zugetheilt: wenn aber der Betrag größer 
wäre, jo werden auch die Gläubiger auf Handſchrift berufen und allen Gläubigern, die 
noch nicht befriedigt worden, zugleich zur ferneren Grecution und Befriedigung, die der 
Claſſification gemäß zu geſchehen hat, angewiefen und hinausgegeben (z) 

z) Es müſſen jedoch die Activfchulden allen Gläubigern, die noch nicht befriedigt worden, 
zujammen zugetheilt werden, würden nämlih die Schulden getheilt und jedem ein- 
zelnen Gläubiger eine einzelne Schuld zugetheilt, fo Hätte der, dem vielleicht eine 
weniger einbringlihe Schuld übergeben worden, ein fchlechteres Loos als die übrigen, 
mit denen er doch gleiches Recht hat. 


A. 


Sormular eined Convocations-Ediktes. 


Dom Gerichte oder Magiftrate N. N. wird hiemit allen, denen es daran gelegen, 
den Gegenwärtigen und Abwefenden befannt gemacht, es fei für nöthig erachtet worden, über 
das vom verftorbenen oder bedeutender Schulden wegen entwichenen, hinterlaffene, oder über 
das Vermögen des verfchuldeten N. N. die Eröffnung eines Concurfes anzuordnen und zu 
defien am September (hier wird der Tag, an dem der dreimonatliche, vom Tag der Aus: 
ftellung des Ediftes zu berechnende Termin zu Ende geht, eingejchaltet) um Uhr in Sza— 
mos=Ujvar zu gefchehende Verhandlung eine Commiſſion aufzuftellen, vor welcher alle fowohl 
in als außer der Brovinz Lebenden, die unter was immer für einem Titel vom oberwähnten 
N. N. etwas zu fordern haben, entweder felbit oder mittelit eines hinlänglich beglaubigten 
Bevollmächtigten, ihre Forderungen gehörig anzumelden und die Schuldfcheine oder andere 
die Richtigfeit der Forderungen rechtsgiltig erweifende Urkunden in glaubwürdigen Abjchrifs 
ten vorzulegen haben, weil jonft die am beftimmten Tage nicht erfcheinenden Gläubiger vom 
Concurſe ausgefchloffen werden, und ihnen ewiges Stilljhweigen auferlegt werden wird. 

Sjamos-Ujwar am 1783. = 
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B. 


Belehrung für den Vermögensverwalter. 


Sobald derſelbe das gerichtliche Dekret, die Uebernahme der Verwaltung ber zur 
Maffe des Gridatars gehörigen Vermögensftüce betreffend, erhalten hat, fo muß er vor 
allem beim Magiftrat oder fonftigen betreffenden Kreisamte das Geſuch ftellen, damit von 
gerihtlichen Sommiffarien ein Verzeichniß fünmtlicher Vermögensſtücke aufgenommen werbe. 

2. Muß er dafür Sorge tragen, daß das Emberufungsedikt an den dazu beſtimmten 
Orten angeheftet und auf die in der Verordnung Über die Verhandlung des Goncursver: 
fahrens vorgefchriebene Art auch zur Kenntniß der auswärtigen Gläubiger gelange. 

3. Bor der zur Anmeldung der Gläubiger aufgeftellten Gommijfion hat er zugleich 
mit dem Mafjevertreter zu ericheinen, um von der Beichaffenheit der Maffe und von ben 
Gläubigern und deren Forderungen gründliche Ginficht zu nehmen. 

4. Die zur Muffe gehörigen Aftivichulden hat derſelbe einzutreiben, und im Falle 
die Schuldner des Cridatars die Bezahlung verweigern follten, die Echulvfcheine oder andere 
in der Maſſe vorfindigen Dofunente dem Maffevertreter zu dem Ende zu übergeben, gegen 
die Schuldner im Wege des Mechtes vorzufchreiten. 

5. Gr foll Sorge tragen, daß die DVerfteigerung aller zur Maffe gehörigen, vorzüg— 
lih aber der beweglichen und der Gefahr des Verderbens ausgefegten Vermögensſtücke je 
eher vorgenommen werde und foll anfuchen, damit Gerichtscommiffäre zu dieſer Der: 
fteigerung beordert werden mögen. 

6. Sollten vielleicht gegen dieſe DVBerfteigerung entweder von den Släubigern oder _ 
der Mittwe des Gritatars, oder fonft woher Ginwendungen gemacht werden, fo foll der 
Vermögensverwalter das Gericht oder den Magijtrat zu deren Unterfuhung und Entſchei— 
dung daven in Kennmiß fegen. 

7. Das aus der Berfteigerung eingegangene Geld foll er mit Ginwilligurg des 
Richters gegen Pfand, cder fonftige hinlängliche Eicherheit nußtragend anlegen und bie 
Duittungen, fo wie alle andern zur Mafle gehörigen fehriftlichen Beweile, dem Wagiftrate 
oder der fonftigen Kreisbehörde in Verwahrung geben. Wenn aber 

8. Einige unbewegliche Güter und andere Bermögensftücde in der Verfteigerung nicht 
hätten verfteigert werden können, fo foll er dieſe treu und mit aller Eorgjalt verwalten, 
und von feiner Verwaltung jedes Jahr oder wenn fie fürzere Zeit dauern fellte, nad 
Beendigung feines Amtes dem Nichter Nechenfchaft ablegen. Bei Ablegung diefer Rech— 
nung kann er zugleich eine Vergütung feiner Mühe verlangen, welche, wenn mit den Gläu— 
bigern oder denen, die c8 angeht, darüber nicht Schon eine Mebereinfunft follte getroffen 
worden fein, nah dem Verhältniß eines größeren oder Fleineren Betrages der Mafle und 
mit Berücfichtigung der Arbeit und ver geleiteten Dienfie beftimmt werden wird. Endlich 

9. Im Allgemeinen foll er jetes Bierteljahr von der ihm anvertrauten Verwaltung 
darüber umftändlichen Beriht dem Magiſtrate oter der fonfligen Kreisbebörte erftatten, 
was im Derfluffe diefes Bierteljahres fowohl hinfichtlich der Liquidation des Vermögens, 
als auh in Einbringung der Aftivfchulden und rücjichtlich anderer ihm obliegenden Ge: 
jchäfte gefchehen fet. 


RFalliten- Ordnung, wornach wider die Falliten boshafte Schuldner 
und Verſchwender in dem Großfürſtenthume Etebenbürgen, laut 
allerhöcitem k. k. Reſtript vom 7. Oftober 1772 zu 
verfahren it. 


Zur Aufrechthaltung des, Befonders dem Handelsftande jo nothwendigen Credits, if 
bauptjächlich erferterlih, Die Habfchaften der Handelsleute jo viel möglich ficher zu fiellen 
und dem Berfalle der Handlung, wenigiiens in foweit fich felber vorher ſehen läßt, vorzu— 
beugen; zugleich aber ven Gläubigern hinlängliche Mittel an tie Hand zu geben, wodurch 
felbe, wenn die Handlung durch Unglüdsfälle geſchwächt wird, ihr Darlehn mwenigitens 
nach einer billig mäßigen Vertheilung zurüd erhalten, gegen die muthwilligen, boshaften 
und betrügliben Schuldner aber fchleunigen und angemeffenen Beiftand erlangen mögen. 
Es beziehet ſich demnach die nah dem Beifpiele anderer Länder für das Großfürſtenthum 
Eiebenbürgen entworfene und alleranädiaft genehmigte Verordnung wider die Fal— 
liten und Verſchwender, hauptfählih auf folgende fünf Gegenftände, nämlich Er— 
ſtens: Auf die Fünftige Verhütung der Fallimente, fohin auf die Vorſehungen, welche 
Zweitens: Wenn der Fall durch Unglüf, oder Drittens: aus eigener Edhuld, oder 
Viertens: Aus Bosheit und Betrug herrühret, und endlih Fünftens: Auf den Fall, 
wenn der Echuldner auf flüchtigen Fuß fich geſetzt hat, anzufehren find. 


Erſte Abtheilung. 
Don Verhütung der Fallimente, 


Erftens: Es foll fünftighin Feine neue Handlung ohne Vorwiſſen und Bewilligung 
der Commerzien-Gommifficn, welche diesfalls die Zahl der Handelsleute dem anzuhoffenden 
Berfchleige anzumeffen, den Bedacht nehmen wird, errichtet werden. Der Handlungswer- 
ber hat auch jedesmal einen genugfamen eigenen, oder durch annehmliche Bürgſchaft ficher 
geftellten Handlungsfond auszuweiſen; deffen Betrag obgedachte Commiſſion nah Maße 
der Beträchtlichfeit des erforderlichen Waarenverlages, wie auch des anzuhoffenden Ber: 
fchleißes und noch anderen damit verfnüpften Umftänden, in jedem Falle befonders beſtim— 
men, fohin aber die Verfügung dahin treffen wird, daß das wirkliche, oder dur hinläng- 
lihe Bürgſchaft ficher geftellte Handlungsfapital, wie auch die Art mitteljt welcher die 
Bürgſchaft geleiftet worden, fpezifiich den deswegen bei den betreffenden Merfantilgerichten, 
welche wie in andern Ländern mit den Mechfelgerichten vereinbaret find, zu haltenden 
öffentlichen Protofollen, einverleibet und Jedermann davon die Einficht geftattet, auch auf 
Verlangen Ertrafte daraus erfolget werden follen. 

Zweitens: Bon dem nach Beichaffenheit der Umftände vorerwähntermaßen beftimm- 
ten Einlagsfond muß das eigene Vermögen, oder der reelle Fond mwenigftens das Drittel 
ausmachen, die übrigen zwei Drittel können zwar dur; Darleiher oder Gefellfchafter ein- 
gelegt werden. Jedoch ift hiebei folgendes zu beobachten, dag nämlich: 
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I. Der Grlag des Darlehens, oder die Ginlage der Gefellfchafter auch realiter gefchehe 
und die von der Commiſſion beftimmte Summe wirflid erfüllet werde. 

2. Das Kapital in der Handlung verbleibe und nichts davon eher ausgezogen werde, bis 
die Handlung bei dem betreffenden Wechfels und zugleich Merfantilgericht ordentlich aufs 
gelöft und mit den Gläubigern alle Nichtigfeit gepflogen worden. 

3. Obgleich den Gefellfchaftern frei ftehet, den pro rata ihrer eingelegten Kapitalien nad) 
Abzug der gemeinfamen bei dem Merfantilgerecht auszumeifenden Unfoften abfallenden 
Gewinn entweder ganz unter ſich zu theilen, oder einen Theil zurüd zu balten und in 
die Handlung einzulegen oder anders zu verwenden, und folglich damit überhaupt nad) 
eigenem Belieben wie bishero zu verfahren: fo wird jedoch jeder Gefellfchafter ven im 
folgenden Jahre fih etwa äußernden Schaden gleichfalls pro rata zu tragen und bei 
einem etwa ausbrechenden Falliment dasjenige, was er durch den Verlauf der vorherge- 
henden Jahre aus dem Gewinne mehr, als die übrigen in dem Ginlagsfapital mit ihm 
gleichitehende Sefellfchafter heraus genommen hätte, zu erfegen fchuldig fein. 


Drittens: In Nücficht der Gefellfchafter, welche in die Handlung verflochten 
find, iſt hauptſächlich der Unterfchied zwifchen den öffentlihen und heimlichen Ge: 
fellfchaftern zu bemerfen. Dann 

Viertens: Die öffentlichen Gefellfchafter müſſen bei dem betreffenden Wechſel- oder 
Merfantilgerichte auch in den obligatoriis ausdrücklich benennet, dafelbit protofolliret, und 
die Handlungsfirma (Raggion) mit Ausdrüfung der Namen, oder doch mit beftändiger 
Zufegung der Worte: und Compagnie, geführt werden. Mornach auch derlei Gefellichaf: 
ter, wenn fie gleih nur um einen gewiffen unter fich bedungenen Antheil in der Handlung 
ftehen, den Gläubigern dennoh in Solidum haften müffen, auch von diefer Verbindlichkeit 
nicht eher befreiet werden, als bis die Gefellfhaft vor dem Wehfel- und Merfantilgerichte, 
wie oben gemeldet, orventlih aufgelöft und alle Handlungsgläubiger befriediget worden ; 
eben fo muß auch der in der Stille ohne Borwiffen des Wechſel- und Merfantilgerichtes 
ausgetretene öffentliche Gefellfchafter den vorigen Handlungsgläubigern, im Falle fie von 
dem in der Handlung bleibenden Gefellfchafter hernach nicht befriedigt worden, jederzeit 
haften, welches fich auch von denjenigen neuen Gläubigern veritehet, welche nach der 
Hand, ohne von der heimlichen Austretung eines dergleichen Gefellfchafters etwas zu wiſ— 
fen, bloß im Bertrauen auf die gerichtliche Protocollirung und die Handlungsfirma weiters 
fidiret hätten. 


Fünftens: Die heiml. Gefellfchafter, welche nämlich einen Antheil Bei der Hand: 
lung haben, ohne hiebei einen Namen zu führen, find zwar als Mit-Intereffenten bei dem 
Wechſel- und Merfantilgerichte namhaft zu machen und mit ihren Einlagsfapitalien, wie 
auch wegen tes Gewinnes und Berluftes, wicht minder wegen der Zeit und fortwähren 
follenden Compagnie (a) und übrigen zwifchen ihnen pflegenden Einverftändniffen zu pro- 
tofolliren, in der That aber als ftille Gefellfchafter anzufehen und dahero derenfelben Na- 
men weder ausdrüdlih, no unter dem Namen Compagnie bei der Naggion zu führen; 
gleihwie dann auch diefe lediglich nach dem Duanto ihres eingelegten Fonds, oder nad 
Inhalt und Beschaffenheit des beim Wechſel- und Merfantilgerichte protofollirten Socie— 
tätsfontraftes einen gewiffen Antheil des fich äußernden Berluftes zu tragen, Feineswegs 
aber für den übrigen in Solidum zu ftehen fehuldig find. Jedoch müſſen felbe auch ihr 
Kapital bis zur ordentlichen bei dem Wechſel- und Merfantilgerichte gefchehenen Aufhebung 
der Societät in der Handlung liegen laffen und find nicht befugt, unter was immer für 
einem Vorwande auh nur einen Theil davon heraus zu nehmen, außer es würde bei 
gedachten Wechſel- und Merfantilgerichte anftatt des austretenden, ein anderer fubitituiret 
oder von dem Handelsmanne jelbft der genugfame Fond ausgewiefen. 


a) Wenn aber auch die bedungene Zeit der fortwähren follenden Handlung verflofien, 
der heimliche Gefellfchafter jevoh, ohne daß eine ordentliche Aufhebung der Com— 
pagnie gefchehen, in der Societät ſtillſchweigend verbleibet, zum Beifpiel: den vorhin 
bedungenen und genofjenen Gewinn ferners ziehet; fo ift dadurch die Gocietät auf 
fo lange verlängert, und er mit dem Betrage feiner Einlage zu haften jhuldig, bis 
die Compagnie oberwähntermaßen vor dem Wechjel- und Merkantilgeriht ordentlich 
aufgehoben worden. 
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Sehftens: Haben die betreffenden Wechſel- und Merfantilgerichte alle ſowohl neu 
zu errichtende, als auch wieder aufzuhebende Handlungen mit genauer Beobachtung obiger 
und nacftehender Punkte aufrihtig und wie es die Amtstreue erfordert, zu protofolliren 
und vorzüglich durch den neuen Handlungswerber ſowohl, als deſſen zur Errichtung der 
Handlung beitragende Darleiher oder Gefellichafter glaubwürdig darthun zu lafien, daß 
der Betrag eines jeden Verlags wirflih vorhanden, auch in der That frei fei, mithin 
ohne Nachtheil anderer eingelegt werde; überhaupt aber die Dbforge dahin zu tragen, daß 
der angehende Handelsmann, oder defjen Gefellfchafter in Feiner unrichtigen Gerhabſchaft, 
oder einer zweifelhaften oder fonft ſchweren Verrechnung verftriefet, noch mit anderweitigen 
Schulden beladen cder Doch zu deren Befriedigung außer dem Handlungsfond mit genug- 
famen Mitteln verfehen fei. (b) 

b) Derjenige Handelsmann, welcher die Handlung durch eigene Mittel, die er doch von 
andern entlehnt oder fonften noch fchuldig ift, errichtet zu Haben, füljchlich worgäbe, 
wie auch jener, welcher zu dem Ende dem angehenden Handelsmann wifjentlich oder 
in betrüglidem Ginverftändniß darleihte und endlich der Gefellichafter, welcher ander— 
wärts verfchuldet wäre und dieſes nicht anzeigte, find ſämmtlich als Betrüger zu 
achten, und nicht allein den Gläubigern wegen der zu Errichtung des Handels ober- 
wähntermaßen in betrüglihem Einverſtändniß dargeliehenen Summe, wie auch wegen 
des nicht wirflih eingelegten, oder gegen den Inhalt der vorjtehenden $$. heimlich 
herausgezogenen Kapitals zu Haften ſchuldig; fondern fie werden auch bei dem ſich 
nah der Hand äußernden Berlufte mit ten in der dritten Abtheilung angedeuteten 
Etrafen nad vernünftigem Grmeflen des Richters angefehen werden. 

Um den geheimen Einverftändnifjen, welche zwijchen den Handelsleuten und ihren 
Weibern mittclft der außer der bei denfelben gewöhnlichen Gütergemeinfchaft noch einzu= 
gehenden Heirathsverträge zum Nachtheile der Gläubiger gepflogen werden fönnen, vorzus 
beugen und überhaupt die Gläubiger oder Gefellfchafter gegen die Bervortheilungen, welche 
ihnen dur die Anfprüche der Weiber auf das Vermögen ihrer Männer, verurfacht werden 
fönnten, ficher zu ftellen: müſſen die Wechfel- und Merfantilgerichte 

Siebentens: Auf den Fall, wo der Handlungswerber fchon verehliat ift, deſſen 
Meib fürfordern, die etwa gefchloffenen Heirathsverträge unterfuchen und das Weib dahın 
zu vermögen trachten, daß fie entweder außer dem Handel ihre Sicherheit nehme, over 
aber einen Theil ihres Vermögens auf Gewinn und Berluft als Gefellfchafterin in die 
Handlung lege, mithin einen fehriftlihen Nevers bei dem Wechſel- und Merfantilgerichte 
einlege, daß fie ihre obſchon privilegirte Heirathsanjprüche bei der Handlung fo lange nicht 
fordern wolle, bis nicht gefammte Handlungsgläubiger vollfommen befriediget find. Wenn 
aber das Meib hierein nicht willigen, fondern fi mit ihren Anfprüchen auf das Vermö— 
gen ihres Mannes an die Handlung Halten und andern Handlungsgläubigern vorgehen 
wollte: Sf das alfo belaftete Vermögen für feinen fichern Fond zu achten, noch bei dem 
Wechſel- und Merfantilgerichte als eine reelle Cinlage anzunehmen, außer es könnte der 
Handlungswerber zeigen, daß er über die freie Einlage noch andere Mittel befige und 
damit feine angeheude Handlung mehr zu unterftügen gedenke. In welchem Falle nah 
Maße folher Mittel, die er außer der Einlage in die Handlung wendet, dem Weibe 
einiger Vorzug vor andern Handlungsgläubigern zugeftanden werden fann, jedoch nur dann, 
wenn felbe außer dem zugebrachten Heirathsgut Feine andere Mittel zu ihrer weiblichen 
Berforgung hätte und das Wechfel- und Merfantilgericht fände, daß bejagtes Heirathsgut 
und etwa verfchriebene Wiederlage nach den Kräften der Handlung bemefjen fei, folglich 
den Handlungsgläubigern, auf deren Sicherheit die vorzünlichfte Sorge zu wenden tft, 
fein befonderer Nachtheil drohe. Widrigenfalls derlei exceffive Cheverträge entweder mit 
Einftimmung des Weibes nach billigen Dingen zu mäßigen wären, oder aber der Mann 
zur Handlung nicht angenommen werden würde. 

Achtens: WMofern aber einer erit nach errichteter Handlung ſich verchelichen wollte, 
follen die Heirathsverträge vorher dem Wechſel- und Merfantilgerichte und zwar bei Ver— 
luft des Vorrechtes, zur Begnehmiqung und erforderlichen Mäßigung vorgelegt, von Eeite 
des Gerichts aber hiebei hauptfüächlih auf Sicherheit der Handlung gefehen und die etwa 
zu hoch getriebenen Anſprüche des Weibes dergeftalt eingefchränft werden, daß der Hand— 
lungsfond hiedurch nicht gefhwächet, noch den Gläubigern ein Nachtheil etwa zu Gunften 
des Weibes zugezogen werde. 
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Neuntens: GE fleht zwar in des Meibes Willkür, ob felbe die Verwaltung des 
jenigen Vermögens, welcdes fie außer dem Heirathögut befikt, oder während der Ehe 
erwirbt, in derlei befonders zu fchliefenden Heirathsverträgen fi vorbehalten, e) oder 
aber nah dem fonjt in Siebenbürgen üblihem Gebrauche ihrem Manne überlaffen wolle; 
jedoch wird felbe im legtern Falle ihre Eicherheit aufier der Handlung fuchen, und ſich 
entweder mit Pfändern bedecken, oder auf unbewegliche Güter vormerken laſſen; widrigens 

Ye bei * etwa zu veranftaltenden Coneurſe Fein Vorrecht vor den übrigen Gläubigern 

aben foll. 

c) Es bezichet ſich aber alles was in diefem und den vorhergehenden Punften von den 
Heiratbsverträgen gejagt wurde, lediglih auf die künftigen Fälle, in Nüdficht der 
vor Belanntmahung diefes Normativs bereits geichloffenen Verträge aber ift fi 
genau nach den in der Cridalordnung enthaltenen Borfehungen zu benehmen, außer 
wenn einer oder der andere zur Befeftigung feines Kredits fich dieſer Verordnung 
freiwillig unterziehen wollte. 


Zehntens: Diejenigen Gefchenfe, welche der Handelsmann feinen Meibe während 
der Che entweder durch wirfliche Mebergabe oder auf anderen rechtsbeftändigen Wegen 
ohne Nachtheil der damals bereits vorfindigen Gläubiger, oder des wirklich eingelegten 
Handlungsjondes macht, find allerdings giltig, dergeftalt, daß wenn auch der Mann nad 
der Hand in Verfall geriethe, das Weib folche der verfchuldeten Maſſe nıcht beizutragen 
habe: alle übrige nicht reell geſchehenen Gefchenfe aber follen den Gläubigern des Manz 
nes nachftchen, daber auch den etwa vorhandenen Kindern ihr Recht empor bleiben. 

Eilftens: Die Privatgläubiger eines Handlungsgefellihafters find allerdings befugt, 
die Forderungen an des Schuldners Handlungsantheil gebührend zu fuchen, auch im Falle 
die Sache nicht gürlich beigelegt würde, darauf die ordentliche Grecution zu führen. Wel- 
ches fih jedoch nur auf jenes, was dem Gefellfchafter nah Abzug der Hautlungsjchulden 
annoh zu guten kömmt, erfireden fann. 

Durh Vorſtehendes ift nur für die Eicherftellung des Ginlagsfapitals, und Bedeckung 
der Handlungsgläubiger gejorgt worden: Es ift aber auch billig, auf angemefjene Mittel 
den Bedaht zu nehmen, wodurch die Handelsleute zu ihren rechtmäßigen Forderungen 
jchleunig gelangen miggen. Es wird daher 

Zwölftens: Jede Gerichtsitelle über die von den Schuldnern unterfchriebenen Hand- 
lungs- oder Handwerfs-Auszügel nah Jahr und Tag, von den übrigen Auszügeln aber 
von Zeit der erſten Klage, da feibe auf die gewöhnliche Art für richtig erfannt, oder liqui- 
dirt worden, 5 Perzent Intereffen den Handlungs: und Handwerfsleuten anrechnen, und 
zu guten kommen lafien, denjelben auch fchleuniges Necht dergeſtalt ertheilen, daß gleich 
auf die erite über ſolche Auszügel eingereichte Klage, der Beklagte vorgeladen, ohne Ge- 
ftattung einer ſchriftlichen Exception mündlih fummarifh vernommen, und zugleih zur 
Vermeidung aller Meitläufigfeiten, welche fich bei Anerkennung der Nichtigfeit folcher Aus- 
zügel ergeben fönnen, dem Kläger die Mitbringung des Handlungsbuches, oder des unter- 
ſchriebenen Driginalconto, und Auszügels auferleget, fodann die Schuld liquidirt, allenfalls 
auf einen Vergleich über deren Betrag, oder Zahlungszeit angetragen, und im Falle daß 
diefer nicht zu Stande füme, nach gefchehener Liquidation die Grecution angeordnet werde. 
Jedoch ift in Abficht auf die Liquidirung der voritehendermaßen bei Gericht vorgebradhten 
Kaufmannsconti und Handwerfauszügel folgender Unterfchied zu beobachten, daß nämlich: 

Dreizehntens: Die Handlungsbüdher, Conti und Auszügel, welde von einem 
Mechsler, einem zu privilegirten Handlungs-Societäten und Compagnien gehörigen Han- 
delsmanne,, wie auch von einem Commercial-Profeſſioniſten, der eine Art des Handels in 
Folge feines Gewerbes treibet, und hierüber ordentliche Bücher führet, bei Gericht vorge: 
bracht werden, die Kraft eines halben Beweijes haben, dergeftalt, daß der Vorzeiger und 
deffien Erben zum Ergänzungs-Eide gelaffen werden, wenn anders diefe Bücher mit den 
unten folgenden Grfordernifen verjehen find. (d) 

d) Die Erforderniffe der Handlungsbücer aber beitehen in Folgendem: 

1. Daß derjenige Hantelsmann, der die Bücher hält von gutem Rufe und unta- 

delhaften Yebenswandel jet. 

2. Daß die einfommmenden Voſten aus dem Strazza-Buche und Journal entweder 

mit feiner eigenen Hand, oder durch einen bejonders hierzu gehaltenen vertrauten, 
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der Handlungsbücher verftändigen Handlungsdiener in das Handlungsbud ein: 
getragen, und dieſes nicht von verfchiedenen Händen zu einer Zeit gefchrieben fei. 

3. Daß folches Handlungsbuch ordentlich enthalte, was dem Kaufmann zur Laft 
oder zu Gute kommt, ingleichen 

4. Den Tag und das Jahr, wie auch die Perfonen, venen und durch welche ge: 
borgt worden, klar ausdrüde. 

5. Daß die eingetragene Poſt eine zur Handlung, und in ein dergleichen Hand- 
lungsbuch gehörige Sache betreffe, und nichts was nicht zur Handlung gehörig 
ift, darein gefchrieben werde. 


Vierzehntens. Die übrigen Kaufleute, Krämer und Handwerksleute aber müſſen, 
wenn ſie ihre Arbeiten oder Waaren auf Borg ausgeben, gleich einen Auszügel verfaſſen, 
und ſolchen dem Schuldner zum Unterſchreiben übergeben; wenn nun dieſes geſchehen, 
wird das Gericht ſelben für liquid halten, und auf Verlangen des Gläubiger? die Erecus 
tion ertheilen. Sollte aber der Schuldner diefen Auszug der empfangenen Waaren oder 
Arbeiten zu unterfchreiben fih weigern, jo kaun der Gläubiger bei des Schuldners Bes 
hörde, mit Ausgang bemeldeten Sahres feine Klage einreichen, über welche das Gericht 
ihn zum Grfüllungseide zulaffen wird, wenn er anders ein ordentliches Tagebuch gehalten 
and darinnen ein umd anderes, vorzüglich Abihlagszahlungen (e) angemerkt zu Haben, 
darthun kann. Da Hingegen wenn der Krämer oder Handwerker Jahr und Tag von Zeit 
der geborgten Maaren oder gemachten Arbeit verftreichen läßt, oder noch längere Zeit zu⸗ 
wartet, ohne ſeinen Auszug dem Schuldner unterſchreiben zu laſſen, ſohin aber mit einem 
ſolchen nicht unterſchriebenen Auszug vor Gericht kommt, und ein gerichtliches ſummari— 
ſches Verhoͤr (f) auf feine erſte Klage auswirket; jo ſoll derſelbe auf den Widerſpruch des 
Beklagten über diefen Auszug, und das erwähntermafen zu führende Tagebuch nicht gleich 
zum Erfüllungseive gelafien, jedoch auch von dem Richter eine gänzlihe Abläugnung des 
Beklagten eben nicht angenommen, fondern derſelbe gefragt werden, ob er platterdings 
widersprechen könne, daß er gar Feine Waare oder Arbeit, oder aber nicht fo viel im 
Duanto von dem Flagenden Kauf- oder Handwerfsmanne empfangen babe? Nicht minder, 
ob er, Beflagter, die Ueberfegung im Preife, oder eine Abſchlagszahlung, und allenfalls 
wie viel behaupten könne? Wornach das Gericht auch den Kläger mit feiner ſummari— 
ſchen Replif, und den feines Ortes beizubringenden Behelfen wegen gelieferter Waare 
oder Arbeit, wegen des Preifes oder den allenfalls gefchehenen Abjchlagszahlungen, auch 
fofort den Beflagten duplicando mündlich vernehmen, und wenn ein gütiger Vergleich 
nit zu Stande käme, mit der Erfenntniß, ob der Kläger zum Ergänzungseide zugelaffen 
oder was fonften von Rechtswegen anzufehren fei, vorgehen joll. 

e) Denn in dem Falle, daß einer eine Abjchlagszahlung nicht angemerfet Hätte, und 
defien mittelft eines unterjchriebenen Auszügels, oder auch a Contozahlung überwiejen 
würde; ift derfelbe nicht zum Ergänzungseide zuzulafien, fondern es bleibt der Spruch 
fowohl, als die Strafe lediglich dem Ermeſſen des Richters anheimgeftellt. 

f) Alles diefes ift nur jummarifch zu verhandeln, und hat daher das Gericht die Ans 
walde oder Rechtsfreunde, welche dieſes wider ihre Prlicht vermeffentlich zu hemmen, 
namentlih aber die Liquidirung der Auszügel auf eine unnöthige Weitläufigfeit hin- 
aus zu treiben ſich unterftünden, ſcharf zu beftrafen. 

Fünfzehntens: Damit die Wechsler und andere Handelsleute, dann auch die 
Handwerfer Hinfichtlih des Geldes und der Waaren die fie ausborgen, oder der Arbeit 
die fie liefern, von ihren Schuldnern durch deren Zahlungsunvermögenheit nicht fo leicht 
vervortheilt werden mögen; haben diefelben fih von dem allzufreien Ausborgen ſelbſt zu 
hüten, und wem fie borgen wohl Acht zu haben; dagegen auch von allen wucherijchen 
Handlungen und übermäßiger Gewinnfucht fich zu enthalten, wo im Widrigen nicht nur 
ein billiger Abbruch dem Schuldner bei der Zahlung geftattet, fondern auch wenn eine 
wucherifhe Handlung unterlaufen, durch das Gericht die geſetzmäßige Strafe verhängt 
werden würde. Desgleichen auch 

Sehzehntens: Die Untreue oder Berfehwendung der Handlungsdiener, Handwerks— 
gefellen und Lehrjungen außerordentlih jcharf geftrafet und felbe, fo lang fie fich nicht 
von einer oder der anderen Inzicht gehörigen Ortes gereiniget, zu einer Handelichaft oder 
Handwerfe zu gelangen, für unfähig gehalten werden follen. 
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Siebzehntens: Haben die Kauf und Handelsleute felbft, fo wie auch ihre Wei— 
ber einer ungegiemenden Pracht und font in ihrer Aufführung aller Verſchwendung fich 
um fo mehr enthalten, als im entgegengefegten alle felbe von ven betreffenden Obrigfei- 
ten bei Zeiten eingeftellt und bei einem fich hierwegen äußernden Falliment die Männer, 
wie weiter unten gefagt werben wird, dem peinlihen Verfahren unterzogen, die Meiber 
hingegen, wenn fie an dem Berderben des Mannes Schuld trügen und ihm fein Vermö— 
gen durh üble Wirthſchaft durchbringen geholfen, oder auch ihr Heirathegut, Widerlag 
oder Paraphernal-Gut entweder größtentheils oder völlig verzehrt hätten, nad Ermeſſen 
des Nichters und nach Maße der Verfchtwendung, entweder der privilegirten und anderer 
weiblicher Forderungen, oder wenigftens des Vorzugsrechtes vor andern Gläubigern ver- 
luftiget werden würden. 

Wenn jedoch bei allen bisher erwähnten Vorfehungen gleihtwohl ein Handelsmann, 
oder Jemand anderer durch Unglück oder nicht vorgefehene Zufälle in Unvermögenheit ge: 
ſetzt würde; foll derfelbe 

Achtzehntens: Seinen Stand den Oläubigern oder der Obrigfeit zeitlich eröffnen, 
und feine Handlung nicht weiter fortfegen, oder wenigftens ferner fein Geld ausborgen, 
wo im MWidrigen gegen denfelben peinlich verfahren würde. Jedoch dürfen 

Neunzehntens: Die betreffenden Obrigfeiten, wenn fih eine namhafte Schulden: 
laft oder ſonſt eine erhebliche Anzeige eines bevorftehenden Falliments ergibt, auf die Anz 
zeige nicht warten, fondern müflen von Amtswegen vorher in geheim unterfuchen, und 
wenn fih äußerte, daß der Handeldmann ferners Zahlung oder wenigftens genugſame 
Sicherheit zu leiften, außer Stande wäre, mit der Sequeftration oder andern in den Red: 
ten fürgefehenen Mitteln von Amtswegen fürgehen. Welches 

Swanzigftens: Nicht nur bei den Hanpelsleuten, fundern auch bei allen übrigen, 
jo fih über ihren Stand aufführen und noch dabei Schulden machen, befonders bei jun- 
gen Leuten, welche die Bolljährigfeit unlängft angetreten haben zu beobachten ift, derge— 
ftalt, daß in derlei Fällen jedesmal unverzüglich zu Aufftellung der Curatorum oder Ad- 
ministratorum gefchritten werde. 


Bweite Abtheilung, 


Von Fallimenten die durch Unglück entftehen. 


Wenn ein Schuldner, welcher bloß aus Unglück in Berfall gerathen, feinen Gläubi- 
gern die Zahlungsunvermögenheit treulih und ohne alle Berheimlihung zeitlich anzeigt; 
jo Fann derfelbe nicht in VBerhaft genommen werden, fondern es fünnen die Gerichte dem— 
jelben alle Rechtswohlthaten, nämlich die in oder außer Gericht mit ven Gläubigern 
zu treffenden Vergleiche, Präjudicialverträge, Zahlungsfrift-Erfirefungen und Gü- 
terabtretungen angebeihen laſſen, wenn anders derjelbe folgende Bedingniffe erfüllet, namlich 


I. 


In Rückſicht der mit feinen Gläubigern anzuftogenden Vergleiche, 
Muß felber: 


Erjtens: Ohnverzüglich eine Inventur mit ordentlicher Specifizirung aller Waaren- 
jorten und deren Werth getreulich aufnehmen, feine einbringliche, zweifelhafte, wie auch 
verlorne Aftivpoften ausweifen, feine gefammten Gläubiger (g) mit Anmerkung ihrer 
Taufe und Zunamen verzeichnen, und hierauf mit Beilegung der genannten Inventur und 
Scähuldenfpecififation bei feiner gewöhnlichen Perfonalinftanz (h) die Zufammenrufung fei- 
ner Gläubiger jchriftlich anfuchen. Worauf mit Zuziehung der auf Ort und Stelle be: 
findlihen Gläubiger und Vorfteher des Handelsftandes auf den nächſten Gerichtstag eine 
Tagfagung (i) angeoronet und nach vorläufiger fummarifcher Erfenntniß der Sadıe auf 
14 Tage oder längftens 4 Moden, alle Reale und PBerfonal-Erecution auch bei dem 
Wechſel- und Merfantilgerichte dergeftalt eingeftellt wird, (k) daß nach dem Inhalte der 
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Wechſelordnung Art, 45 diejenigen, welche ein Unterpfand von dem Schuldner in Händen 
haben, oder derlei beweglihe Güter vermittelt der im ordentlichen Wege geführten Exe— 
eution wirfih in die Sperre haben nehmen laſſen, an diefen Stillftand nicht gebunden 
fein follen. 

8) Denn, wenn der Schuldner mit einem oder dem andern Gläubiger einzelnweis eine 
Uebereinfunft träfe, einen vor dem andern zu befriedigen, oder fonft etwas aus ſei— 
nem Vermögen verheimlichen wollte, würde felber ohngeachtet des erwiefenen Unglückes, 
welches deſſen Berfall nad fi gezogen, von Amtswegen durch den Richter anges 
mefjen bejtraft werden. 

h) Es fönnen zwar derlei Bergleihe auch in einer außergerichtlichen Zufammenfunft 
zwifchen dem Gläubiger und dem Schuldner errichtet werden, jedoch muß auch bei 
diefen allen, nuchfolgendes beobachtet und hievon, wenn die &recution eingeftellt 
werden follte, die Anzeige bei der Perſonal-Inſtanz gemacht werden. 

i) Bei weſſen Beftimmung die Klaufel beigefest wird, daß im Falle die Gläubiger da— 
bei nicht erfchienen, von Amtswegen das Nöthige fürgefehrt werden würde. 

k) Wenn aber nur ein oder der andere Gläubiger allein mit dem Schuldner einen Ver: 
gleih treffen wollte, kann in Rückſicht der übrigen Gläubiger der Lauf der Rechten 
nit gehemmt, no ein Erecutionsftillftand bewilliget werden. Wie denn auch über: 
haupt auf den Fall, wenn ein Schuldner von einigen Perfonal- oder Chyrographar— 
Släubigern mit der Erecution angegangen wird, einer von dem andern in Ertheis 
lung der Erecution nicht aufgehalten, fondern gleiches Recht ihnen von dem Richter 
ertheilet, mithin auch vor dem erhaltenen und geführten Anfage, Sperr, oder fonft 
gegebenen Sicherheit mit einem allein eine die Erecution etwa hindernde Commiſſion 
um die Ungleichheit unter den Gläubigern zu vermeiden, nicht gehalten werben fol. 


Zweitens: Bei diefer anberaumten Tagſatzung foll die Inventur, und Schulden- 
fpeeififation den Gläubigern vorgelegt, auch unter ihnen Zwei erwählt werben, die das 
geſammte Waarenlager und die Schulvenlaft, in Gegenhaltung erft genannter Inventur 
und Schuldenfpecififattion mit den Handlungsbüchern (1) zu incontriren, hierüber eine fürme 
lihe Bilanz zu faflen, und dem Gerichte zur weiteren Fürfehrung ohne Zeitverluft einzu— 
reichen haben werben. 

Im Fall aber die fürgeforderten Gläubiger bei der Tagſatzung nicht erfchienen, oder 
aber Feine Handlungsverftändige wären, oder gar außer Land fich befinden; follen aus 
dem SHandelsftande zwei handlungsverftändige Männer aus ver Claffe, worunter der 
Schuldner gehörig, ämtlich benennt werden, welche chne alle Entſchuldigung bei anfonft 
auf fi ladender fchärfften Verantwortung die vorgefchriebene Inventur nnd Bilanzirung 
verfertigen, und dem Gerichte übergeben müſſen. 

)) Die Richtigfeit diefer Handlungsbücher, und daß er alles getreulich angefaget, und 
feinen Gläubiger befonders bedecket, oder mit demfelben wegen diefer Einwilligung 
fih verftanden habe, muß der Schuldner, wenn es auch nur ein einziger Gläubiger 
verlangt, befchwören. 

Drittens: Wenn nun nach fol vorläufig gemachter Vorkehrung fih äußern 
jollte, daß der Bergleihswerber in re wirklich zahlungsfühig wäre, und nur etwa Zah— 
lungsfriften geftattet oder angemefjene Mittel, die Gläubiger nah und nach zu befriedigen, 
in Vorſchlag gebracht werden follen; desgleichen wenn der Vermögensftand des Schuldners 
alſo beſchaffen wäre, daß jeder Gläubiger nur einen geringen Theil feiner Forderung, 
das ift 8, 10, höchſtens 12 Berzent (m) zu verlieren hätte, foll der vorbefagtermaßen 
verliehene 14tägige Erecutionsftillftand auf 6 Wochen lang annoch verlängert, auch ver 
Eommercien-Commiffion der Befund der Sache durch die ordentliche incontrirte Handlungs: 
Bilanz mitgetheilt werden, damit felbe ermeſſen Fönnen, ob die Fortführung diefer Hand- 
lung zu gejtatten fei oder nicht. 

m) Wenn aber aus der abgefaßten Bilanz fich zeigte, daß die Gläubiger an ihren For- 
derungen über 12 Perzent Verluſt erleiden müßten; fo ift die weitere Fortführung 
eines ſolchen Handels (da die in folchen Fällen von den Gläubigern gleichfam noth— 
gedrungener Weife eingegangenen DBergleiche meiftens ein weit ftärferes Falliment 
nach ſich ziehen) nicht mehr zu geftatten, fondern alfogleich gerichtlich zu fperren, 
aller Kauf- und Berfauf einzuftellen und Die Abhandlung einer förmlichen Crida ans 
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zuordnen. Welches auch nad der Eridal- Ordnung auf denjenigen Fall zu thun ift, 
wo der Handelsmann den auf eine beftimmte Zeit ausgeftellten Mechjelbriefen und 
andern Berjchreibungen Genüge zu leiften, außer Stande wäre; indem gleich von 
diefer Zeit die Wirfung der Grida dergeftalt anfängt, daß der Handelsmann feine 
weitere Verpflichtungen eingehen, noch über fein Vermögen giltig verfügen, desgleichen 
auch Feiner der Gläubiger vor dem andern einen Vorzug in Abficht auf die Zahlung 
oder Verſicherung erhalten fann. 

Biertens: Während diefem Grecutionsftillftande find gefammte Gläubiger fürzu— 
fordern, über ihre mit den gehörigen Beweisjchriften belegten Forderungen gehörig zu 
vernehmen, diefelben zur Gingeftehung annehmbarer Zahlungstermine nach Thunlichfeit zu 
vermögen, und wenn fie hierin nicht einwilligen wollten, ohne Geftattung des mindeften 
Umtriebes oder einer weitern Grecutionsverlängerung von Amtswegen, alle die Vorkeh— 
rungen, welche zur Sicherheit der Gläubiger gedeihlich find, zu treffen. 


II. 


Bei den in oder außer Gerichte wegen Nachſehung eines Theiles 
der Schuld oder Erlaſſung des Verhaftes anzuſtoßenden 
Präjudicialverträgen. 

Erſtens: Wegen Zuſammenberufung der Gläubiger oder ihrer Gewaltträger, desglei— 
chen wegen Ausmittelung des wahrhaften Vermögens: und Schuldenftandes, foll das näm— 
lihe was im vorhergehenden Punft von den Zahlungsfriften vorkömmt, beobachtet werben. 

Zweitens: Kann nicht von der Nachfehung der ganzen Echuld, fondern nur von 
einem Theile derjelben (m) nad) Maßgabe der Ohnvermögenheit des Schuldners gehan- 
delt werden. 

n) Der Berluft darf jedoch, wie oben erwähnt wurde, 12 Perzent nicht überfteigen. 
Drittens: Muß der Schuldner eine anftändige Caution, oder fonftige Sicherheit 

über den nach Abzug des erhaltenen Nachlaffes noch verbleibenden Rüdftand, ober der 
verläßlihen Zuhaltung der bewilligten Zahlungsfriften ftellen: Widrigens die Gläubiger 
an den Vergleich oder das pactum praejudiciale nicht gebunden wären, fondern denfelben 
frei ftehen würde, im Wege der Erecution fürzugehen, auch allenfalls die Anordnung der 
Gridalverhandlung zu verlangen. 

PViertens: Iſt erforderlich, daß der größere Theil der Chyrographargläubiger (0) 
in den Zahlungsfriften, und pactum praejudiciale, oder die Nachſicht der Schuld willige; 
wobei jedoch die Mehrzahl eigentlih nach den Betrage, den jeder zu fordern hat, und 
nicht nach der Zahl der Perfonen, außer wenn das dargeliehene Geld von gleichem Bes 
trage wäre, zu beurtheilen Fommen. 

0) Diejenigen Gläubiger aber, welde ein Fauftpfand, eine Hypothef oder ein anderes 
gegründetes Vorrecht haben, find an die mehreren Stimmen der Handfchriftgläubiger 
nicht gebunden, weil diefe ohnehin nach dem Alter ihrer Hypotheken, oder des 
pignoris praetorii den Vorzug haben. 

Wenn jedoch der Schuldner von feinen Gläubigern feinen Nachlaß oder Zahlungs- 
frift erlanget, oder folches von ihnen zu begehren fich nicht getrauet, jo Fann er bei Hofe 


III. 


Ein Moratorium 
anſuchen: Wobei zu beobachten, daß ſelber 
Erſtens: Mittelſt Einlegung ſeines Status und ſeiner Bücher ſummariſch ausweiſe, 
daß er in re solvendo ſei, (p) und nur feine Gläubiger gleich zu der Zeit zu befriedi— 
gen nicht vermöge. 
p) Es muß nämlich das Vermögen vergeftalt beſchaffen fein, daß die Gläubiger nicht 
über 12 Perzent verlieren Fönnen. 


A 


Zweitens: Muß er ſein ganzes Vermögen, wie in dem erſten Abſatze geſagt 
wurde, getreulich anſagen, die Bücher durch die Gläubiger (welche durch die Behörde 
edictaliter vorgeladen, oder in andern Wegen über fein Gefuch vernommen werden) unter: 
fuchen laſſen, (q) fi) auch dabei anheifhig machen, felbe auf Verlangen allemal mit 
einem förperlichen Eide zu beftärfen, wie auch Dasjenige von feinem Vermögen hiernächft 
nod anzugeben, was etwa vergeffen fei, und ihm noch beifallen möchte. (r) 

g) Die Einwilligung der Gläubiger wird bei dem Moratorio platterdings nach der ob- 
gedachtermaßen zu beftimmenden Mehrzahl, ohne einen Unterfchied zwifchen den Chy— 
tographarz und Hypothefars oder fonftigen privilegirten Gläubigern zu machen, be- 
urtheilet. 

r) Denn, wenn fi hernach äußern follte, daß er einen falfchen Statum feiner Effekten 
angegeben, auch von felben zur Vervortheilung feiner Gläubiger etwas auf die Seite 
gebracht, oder einen Gläubiger zum Schaden des andern unter der Hand bezahlt 
habe, fo wird er durch dies eines ſolchen Schutzes des GStillftantes oder Moratorii 
verluftig, und fowohl wider ihn, als auch denjenigen, welcher eine folhe Zahlung 
angenommen hat, nach den Landesgefegen mit aller Schärfe verfahren. 

Drittens: Muß der Werber des Moratorii in feinem Hofanbringen zeigen, durch 
Unglüf in Unvermögenheit verfallen zu fein. 

Biertens: Muß er anftändige Bürgfchaft oder anderweite genugfame Sicherheit 
leiften. Es wäre denn, daß foldhe in einem unbeweglichen Vermögen, oder in dem Wans 
renlager, oder in einbringlichen Aftivpoften zu finden wäre. 

Wenn hingegen in Ermangelung vorftehender Erforderniſſe, wegen gänzlihem Verfall 
des Vermögensſtandes dem Schuloner Feine von den bisher erwähnten Rechtswohlthaten 
zu flatten fommen kann; fo bleibt ihm nichts anders übrig, als 


Lv. 


Die Cessionem bonorum (Güterabtretung) 


anzumelden, deren Wirfung darin beftehet: daß 


Erftens: Der Schuldner, welcher durch Unglüd oder unvorhergefehene Zufälle ohne 
Verſchulden in Armuth gerathen, fohin all fein Hab und Gut feinen Gläubigern überge— 
ben, und feine Armuth eidlich befräftigt hat, von der Perfonalerecution befreiet wird. 

Zweitens: Derjenige, welcher diefes nicht beweifen kann, nad) Befchaffenheit der 
Umftände, in das Zuchthaus, oder in einen andern VBerwahrfam gebracht werben foll: 
dergeftalt jedoch, daß 

Drittens: Einem foldhen mit obigen dreien Erforberniffen verfehenen Schuloner, 
welcher fein Vermögen den Släubigern abtritt, aus Menfchenfreundlichkeit feine gewöhn— 
liche Xeibesbefleidung, nebft feinem Bette und etwas von dem geringern Hausgeräthe 
überlaffen, derſelbe auch 

Viertens: Von ſeinen Gläubigern, nachdem er alles hergegeben, wenn ihm auch 
der nöthige Unterhalt von Jemanden nach der Hand geſchenkt, oder legiret würde, nicht 
mehr bei Gerichte, außer wenn er in einen beſſern Vermögensftand käme, welches er ge— 
tichtlih angeben foll, angefprochen werden könne, und endlich 

Fünftens: Diefer Cedens bei vorhandenen obigen rechtlichen Erforbernifien durch 
eine folche Abtretung an feiner Ehre nicht verleet werde. 


Dritte Abtheilung. 


Bon Fallimenten fo aus eigener Schuld herrühren. 


Erftens: Iſt derjenige Schuldner, welcher Feinen Unglüdsfall erweifen kann, in 
Verhaft zu nehmen, jener aber, welcher einen Unglüdsfall nur wahrſcheinlich angäbe, 
nah vernünftigen Ermeflen des Richters zur eidlichen Verſicherung anzuhalten. 
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Zweitens: Muß das Vermögen eines aus eigener Schuld in ein Falliment Ge: 
vathenen befchrieben, fequeftriret, Guratoren aufgeftellt, und wenn ſich bie Gläubiger nicht 
jelbft untereinander vergleichen, nad Vorjchrift der Cridalordnung weiter verfahren werben. 


Drittens. Soll die Obrigfeit die Urfachen des Falliments ämtlich unterfuchen, 
und wenn der DVerfchuldete fich nicht Hinlänglich ausweifen kann, wider ihn nad Beſchaf— 
fenheit des Falliments die gehörige Beftrafung fürfehren, welche ſich 


Viertens: Auch auf den Fall, wo zwifchen Privatperfonen ein Vergleich ange: 
ftoßen würde, erftrecfet, dergeftalt jedoch, daß dadurch der Bergleih zu Schaden der Gläu— 
biger nicht gänzlich fruchtlos werde; außer, wenn ein fehr boshaftes Falliment, wie her- 
nach mit mehreren gemeldet wird, nad Beichaffenheit der Umſtände ein öffentliches Bei— 
fpiel unumgänglich erforderte. 


Dierte Abtheilung. 


Bon den boshaften und betrüglichen Ballimenten. 


Noshafte und betrügliche Fallimente find diejenigen, welche entweder durch ungezie- 
mende Pracht oder anderweitige Verſchwendung verurfachet werden. Nicht minder, wenn 
einer jeine Unvermögenheit wiflentlich verhehlet und alfo die Leute zum Darleihen anführet, 
feine ganze Habſchaft, oder doch einen namhaften Theil derfelben vertufchet, oder auf die 
Seite bringet; ingleichen, da er zur Bervortheilung der übrigen Gläubiger einige Furz 
vor dem Falliment ficher ftellt: oder fogar ganz befriedigt, oder in Borausfehung des 
Banquerotts neue Gelder entlehnet, falfche oder gar feine Bücher führet; wie auch der— 
jenige, welcher fich felbften, ungehindert er annoch zahlungsfähig wäre, für einen Banque— 
rotten angibt, um die Gläubiger zu einem Nachlaffe zu vermögen, und fo mit Schaven 
derjelben fich bereichert, oder auf eine andere boshafte Art feine Gläubiger betrüget. Wider 
derlei Schuldner ift nun: 


Erftens: Immer peinlih und ämtlich zu verfahren, und da, wo [ein befonderer 
Betrug, oder irgend ein ränfevolles Verbrechen unterlaufen wäre, mit öffentlicher Arbeit 
in Band und Eifen, oder mit Stellung an eine irgends errichtete Schandfäule ein folder 
betrüglicher Fallit zu beftrafen. Im Falle eines gar großen mit befonderer Arglift verur- 
ſachten, und zumalen unerfeglichen Schadens aber, befonders wenn diefer mehreren und 
felbft nothleivenden Parteien, Witwen, Waifen, Epitälern und dergleichen zugefüget wor- 
den, wäre die Leib oder Lebensftrafe nach Befchaffenheit der Umftände durch den Strang 
zu verhängen. 

Zweitens: Sind diejenigen, welche zur unrechten Abfaſſung oder gar Verfälfhung 
der Handelsbücher, oder Vertuſchung des wahren Vermögens geholfen haben, nicht nur 
ihres Darlehens verluftiget und den verurfachten Schaden zu erfeßen gehalten, fondern 
den Umftänden nach auch dem peinlichen Verfahren zu unterziehen. Wie denn auch) 

Drittens: Boshaften Falliten Feine Rechtswohlthaten zu ftatten kommen follen, 
wenn gleich die Gläubiger insgefammt, oder der größere Theil derfelben ihnen einigen 
Stillſtand oder Nachlaß eingeftünden. 


Fünfte Abtheilung. 
Von Falliten welche ſich auf flüchtigen Fuß geſetzt haben. 


Eritens: Haben die Falliten, Verſchwender und andere dergleichen betrügliche Leute 
des Nechtes einer Freiftatt ſich nicht zu erfreuen, fondern felbe müffen von dem Inhaber 
oder DBorfteher eines geiftlichen oder fonft privilegirten Ortes der gehörigen weltlichen Be- 
hörde unverzüglich ausgefolget werden, im MWidrigen das Nöthige mit Sperrung der geiſt— 
lichen Gefälle oder andern Zwangsmitteln fürgefehrt werden würde. 


23 


Zweitens: Muß das Vermögen der flüchtigen, ſich verbergenden, oder auch allens 
falls bei Gerichte fich ftellenden boshaften Falliten alfogleih in die gerichtliche Sperr ge: 
nommen, inventirt und befchrieben, ſodann hierüber ein gerichtlicher Kurator beftellet, und 
mit demjelben das ganze Schuldenwefen in einer Commiſſion allenfalls nach fummarifcher 
Bernehmung der Gläubiger, gerichtlich abgehandelt, der flüchtige Schuldner aber 

Drittens: Entweder dur zu erlaffende Stedbriefe habhaft gemacht, oder aber 
durch öffentlihe Einberufung und die an die Thüren öffentlicher Gebäude zu heftenden 
Edikte, oder auch durd die Zeitungen fürgefordert werden. Was aber 

Viertens: Den weitern, wegen hartnädigem Nichterfcheinen zu führenden Prozeß 
belangt: ift zwifchen den flüchtigen Schulonern in fo weit ein Unterfchied zu machen, daß 
auf den Fall, wo die Schulvenlaft theils aus Unglück, theils aus Verſehen durch unvor— 
fihtiges Ausborgen, durch untreue Diener und andere dergleichen Zufälle, folglich ohne 
Hinterlitt und Betrug der Gläubiger erwachſen ift, der entwichene Schuldner, wenn er 
nad dreimaliger Edictal-Bitation ſich nicht ftellet, Tevdiglih aus dem Handelsitande auszu— 
fchließen, ihm fein Handlungs und das Bürgerrecht zu benehmen, und mittelft Stedbrie- 
fen, ins oder außer Landes, wo er nach der Hand betreten wird, defien perſönliche Ver— 
Haftung in fo lange anzufuchen ift, bis er mit feinen Gläubigern ſich entweder in der 
Güte vergleichet, oder gerichtlich die Sache ausgemacht haben wird. Da Hingegen 

Fünftens: Wider denjenigen Flüchtigen, welcher fein Vermögen vorher verſchwen— 
det, oder mit Arglift und DVervortheilung der Gläubiger, als mit Vertuſchung oder Hin— 
wegfendung feiner Habſchaft, oder auf eine andere betrügliche Weife, wie oben von den 
boshaften Falliten gemeldet wurde, Schulden gemacht Hat, nicht nur civiliter fondern 
auch auf Verlangen der Gläubiger allenfalls von richterlihen Amtswegen peinlich verfah- 
ten, zu dem Ende feine Frevelthaten, in was nämlich desfelben betrügliche Handlungen 
beftanden, öffentlich angefhlagen und wenn er nach dreimaliger Fürladung ausbleibet, und 
fih hierüber nicht ausweifet, mithin derentwillen gewiffermaßen für eingeftändig zu Halten 
it, ein Urtheil gefaſſet und der Flüchtige nach befchaffenen Umftänden wegen des Betru— 
ges, und verurfahten Schadens öffentlih für infam und ehrlos erfläret, auch nach ges 
ftalten Dingen fein Name an eine hiezu errichtete Schandfäule angeheftet: da aber gar 
befonderer Betrug in namhaften, oder dabei noch einiger Criminal» Trughandel verübt 
worden wäre, nad dem vernünftigen Ermeflen des Richters, an einen eigends errichteten 
Schnellgalgen im Bildniß aufgehangen werden folle.. Wenn aber 

Sechſtens: Der flühtige Schuldner während den dreimaligen Edictal-Citationen fi 
perſönlich ſtellen, oder anftatt feiner der auch fonften in Criminalibus zugelaffene Verthei— 
diger die zugemuthete Veruntreuung und Verſchwendung feiner Habjchaft entfchuldigen, 
allenfalls den Gläubigern die vorhin verborgenen Zahlungsmittel entdecken, oder eine andere 
verläßlihe Zahlungsmodalität vorfchlagen wollte; Fönnen felbe, wenn fie anders wahr: 
ſcheinliche Behelfe vorbringen, bei Gerichte angehöret und dem Schuldner nad Befund 
der Saden, wenn er nämlih eine Hinlängliche Sicherheit der in Kürze zu leiftenden Zah: 
lung anweifet, mit vorhergehender Vernehm- und Einwilligung der Gläubiger ein ficheres 
Geleit auf 2 oder 3 Monate gegen dem ertbeilet werden, daß ihm mittlerweile das Ge: 
richt mit Einverftändniß der Gläubiger ein oder andern geſchickten Adminiftrator an die 
Seite fege, und dur ſolchen des Schuldners Activ- Forderungen eintreiben, und übers 
haupt, jo viel möglich, die Zahlungsmittel erheben laffe. Und wofern auch 

Siebentens: Die gänzlihe Zahlungsvermögenheit nicht heraus käme, der Schuld: 
ner aber während diefem Sicherheitsgeleite durch richtige Urfunden, oder fonft zu geſche— 
bene Vernehmung der Gläubiger zeigen könnte, daß er durch unvorfichtiges Ausborgen, 
durh böſe Schuldner, fremde Fallimente und dergleichen in Abfall gerathen; kann der 
Richter der untern Oerichtsftelle die gütliche Ausgleihung verfuchen, beim Mißlingen deſ— 
jen aber den gutächtlihen Bericht, ob ihm, Schuldner, weitere Zahlungsfriften oder eine 
andere von ihm etwa an die Hand gegebene Rechtswohlthat angedeihen zu laſſen fein, 
an feine Behörde, umd dieſe weiters Die gutächtliche Meinung nachher am allerhöchſten 
Hof erftatten. 
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I. 


Kaiferliches Watent 
vom 29. Mai 1853, 


wirffam für das Großfürftenthum Siebenbürgen, 


wodurch für Diefes Kronland das allgemeine bürger: 

lihe Geſetzbuch vom 1. Juni 1811 mit mehreren 

Beichränfungen und näheren Beſtimmungen, und 

ſammt einem Anhange nachträglicher Verordnungen 

eingeführt und vom 1. September 1853 angefangen 
in Wirkſamkeit geſetzt wird, 


We Franz Joſeph der Erſte, von Gottes Gnaden Kaiſer 
von Oeſterreich, König von Hungarn und Böhmen, König der Lom— 
bardei und Venedigs, von Dalmatien, Kroatien, Slawonien, Gali— 
zien, Lodomerien und Illirien, König von Jeruſalem ꝛc.; Erzherzog 
von Oeſterreich; Großherzog von Toscana und Krakau; Herzog 
von Lothringen, von Salzburg, Steyer, Kärnthen, Krain und der 
Bukowina; Großfürſt von Siebenbürgen; Markgraf von Mähren; 
Herzog von Ober- und Nieder-Schleſien, von Modena, Parma, 
Piacenza und Guaſtalla, von Auſchwitz und Zator, von Teſchen, 
Friaul, Raguſa und Zara; gefürſteter Graf von Habsburg und Ti— 
rol, von Kyburg, Görz und Gradiska; Fürſt von Trient und Bri— 
xen; Markgraf von Ober- und Nieder-Lauſitz und in Iſtrien; 
Graf von Hohenembs, Feldkirch, Bregenz, Sonnenberg ꝛc.; Herr 
von Trieſt, von Cattaro und auf der windiſchen Mark; Groß— 
wojwod der Wojwodſchaft Serbien ꝛc. ꝛc. 
haben bereits in den, durch Unſer Patent vom 31. December 1851 
bekannt gemachten Grundſätzen über die künftigen organiſchen Ein— 
richtungen in den Kronländern Unſeres Kaiſerreiches die Abſicht 
ausgeſprochen, das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch als das ge— 
1 


2 


meinfane Recht Tür alle Angehörigen bes öſterreichiſchen Staates, 
auch in denjenigen Kronländern, in welchen bafjelbe bisher Feine 
Geltung hatte, mit Beachtung der eigenthümlichen Verhältniſſe der— 
jelben einzuführen. In Vollzug diefer Abficht und auf dieſe Weiſe 
zur Befdrderung des allgemeinen Wohles auch in Unſerem Groß» 
jürftenthume Siebenbürgen durch die Erlaſſung umfafiender, beftimm- 
ter und zeitgemäßer Vorſchriften über das Privatrecht einen geord- 
neten Rechtszuſtand zu Degründen, Haben Wir nach DVernehmung 
Unferer Minifter und nach Anhörung Unſeres Reichsratheb beichloi- 
jen, wie folgt: 


a A a oe aa ad A © 


Nom 1. September 1853 angefangen, hat in Unſerem Groß⸗ 
fürſtenthume Siebenbürgen in ſeiner dermaligen Abgraͤnzung das 
mit dem Patente vom 1. Juni 1811 in anderen Theilen Unſerer 
Monarchie kundgemachte allgemeine bürgerliche Geſetzbuch, ſammt den 
darauf ſich beziehenden, in dem beigefügten Anhange enthaltenen 
nachträglichen Verordnungen in Wirkſamkeit zu treten, wodurch zu— 
gleich alle in dieſem Kronlande bisher beſtandenen, auf die Gegen— 
ſtände dieſes allgemeinen bürgerlichen Rechtes ſich beziehenden Ge— 
ſetze, Statuten und Gewohnheiten aufgehoben, und außer ui 
geſetzt werden. 


— ————— 
Hiebei haben jedoch, mit Rückſicht auf die eigenthümlichen Ver— 
haäͤltniſſe dieſes Kronlandes, die in den nachfolgenden Abſätzen ent— 
haltenen Beſchränkungen und näheren Beſtimmungen zu gelten, 


Br tt pre 

Die in bein zweiten Hauptſtücke des Geſetzbuches enthaltenen 
Borichriiten über das Eherecht finden, in foferne ſie die giltige 
Abichliegung und vie Verhandlung über bie Ungiltigfeit einer Che, 
die Scheidung von Tiſch und Bett, und die Trennung der Ehe be— 
treffen, auf Unſere dem Givilftande (Artifel X) angehörigen Unter— 
hanen ber chriftlihen Neligion ohne Unterſchied der Confeſſionen in 
dieſem Kronlande Feine Anwendung. 

In Hinficht der vorbezeichneten, das Band der Ehe jelbft be- 
treffenden Punete umterftehen daher viefelben auch noch ferner ihren 


3 


— 


geiſtlichen Gerichten und den nach Verſchiedenheit ihres Glaubens— 
bekenntniſſes für ſie giltigen kirchlichen Vorſchriften, vorbehaltlich 
der in Bezug auf Die proteſtantiſchen und unitariſchen geiſtlichen 
Gerichte, mit Rückſicht auf die geänderten Verhältniſſe vorzuneh- 
menden entiprechenden Regelung derſelben. 

In den übrigen oben nicht erwähnten Bunften, in foferne jte 
ih auf das chelihe Verhältnis beziehen, und in dem Hauptſtücke 
von dem Chereste vorfommen, ſind die Vorschriften des allgemei- 
nen bürgerlihen Geſetzbuches ala maßgebend anzuſehen. 


Artirrtel IY. 
Mur Die jüdiſchen Slaubensgenojjen finden die Vorſchriften 
des zweiten Hauptſtückes des allgemeinen bürgerlichen @efegbuches 
über das Eherecht ihre volle Anwendung. 


Mh — 

Die periönliche Fähigkeit der Angehörigen dieſes Kronlandes 
zur Eingehung einer Ehe iſt nach denjenigen Geſetzen zu beurtheilen, 
welchen dieſelben nach der Verſchiedenheit ihres Glaubensbekenntniſſes 
(Artikel IIIJ und IV) unterworfen ſind, die Ehe möge an was im— 
mer für einem Orte abgeſchloſſen werden. 

Die perſönliche Fähigkeit der Angehörigen derjenigen Kron— 
länder, in welchen die Vorſchriften des allgemeinen bürgerlichen Ge— 
ſetzbuches in Cheſachen in voller Wirkſamkeit ſind, iſt ohne Unter— 
ſchied ihres Glaubensbekenntniſſes nach den Vorſchriften des Geſetz— 
buches zu beurtheilen. Der Ort, wo ſie die Ehe ſchließen, hat auf 
die Beurtheilung dieſer perſönlichen Fähigkeit feinen Einfluß. 


— —6 

Die in Siebenbürgen beſtehenden beſonderen Geſetze und Ver— 
ordnungen über Gegenſtände in Anſehung, welcher an einzelnen Stel— 
fen des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches auf die Landesverfaſ— 
ſung oder auf die politiſchen, Gameral- oder Finanzgeſetze insbeſon— 
dere hingewieſen wird, ſowie die über politiſche, Cameral- und Fi— 
nanzgegenſtände daſelbſt erlaſſenen, die Privatrechte beſchränkenden 
oder: naher beſtimmenden Vorſchriften überhaupt bleiben in ſoweit 
in ihrer Kraft, als ſie mit den ſeither erlaſſenen organiſchen Geſetzen 
und mit Unſerem Patente vom. 31, December 1851 vereinbar find, 

| 7. Y * 
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ir DERIET (VE 


In diefer Beziehung haben Wir, was die Vorfehriften tiber 
politische Gegenſtände betrifft, insbefondere Folgendes feftzufegen be- 
funden: 

1. die auf dag früher beftandene, munmehr aber aufgehobene 
und für die Zukunft unzuläffige bäuerliche Unterthänigfeitd- und 
Hörigkeits-Verhältniß ſich Deziehenden Beſtimmungen des allgemei- 
nen bürgerlichen Geſetzbuches finden keine Anwendung; 

2. die Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
über die geſetzliche Erbfolge ſind bei Todfällen, welche ſich nach 
der Einführung desſelben ergeben, auch wenn es ſich um Bauern— 
güter handelt, anzuwenden, wobei Wir Uns allenfalls erforder— 
liche beſondere Anordnungen vorbehalten. Jedenfalls ſind bei der 
Theilung der Bauerngüter ſowohl, als unbeweglicher Güter über— 
haupt, die über die Beſchränkung ſolcher Theilungen beſtehenden 
Vorſchriften zu beobachten; 

3. was die in den Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches von dem Erbrechte bezogenen politiſchen Vorſchriften in 
Hinſicht auf die Geiſtlichkeit betrifft, ſo iſt: 

a) die Erbfähigkeit der geiſtlichen Gemeinden und deren Glie— 
der ($. 539) nach den in dem SKronlande darüber beftchen- 
den befonderen Veordnungen zu beurtheilen; 

b) in Anfehung der Unfähigkeit der Ordensperſonen, eine leßt- 
willige Anordnung zu errichten, haben für biefelben bie 
im $. 573 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches enthal- 

‚ tenen Regeln zu gelten; 

c) die Vorſchriften, welche in Siebenbürgen bisher zu beobach— 
ten waren, wenn in Beziehung auf die Verlaſſenſchaften 
geiftlicher Perſonen die gejeßliche Erbfolge eintrat ($. 761), 
bleiben bis auf weitere Verfügung unverändert. In Betreff 
jenes Tiheiles des erworbenen Vermögens des Erblaſſers je— 
doch, wozu nach dieſen Geſetzen deſſen Verwandte berufen 
waren, und in Beziehung auf die, dem Erblaſſer zu Folge 
der beſtandenen Avpiticität zugefallenen Güter, treten die Be— 
ſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches über 
die geſetzliche Erbfolge ein. 

4. Das im $. 760 bes allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
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erwähnte Recht zur Einziehung erblofer Güter kommt Fünftig nur 
dem Staate zu. 

5. In Berücfichtigung der in dem $. 1171 des allgemeinen 
bürgerlichen Gejegbuches vorfommenden Beziehung auf die politi= 
chen Borfchritten über den Nachdruck, und um die Bejtimmungen 
ber 88. 1164 und 1171 über den Berlagsvertrag überhaupt zu er— 
gänzen und zu berichtigen, haben Wir dem am 19. Oftober 1846 
für andere Theile der Monarchie zum Schute des literarifchen und 
artiftifcehen Eigenthumes erlaffenen Patente auch für Siebenbürgen 
Wirffamfeit zu ertheilen, und deſſen Aufnahme in den beigerüg- 
ten Anhang anzuordnen befunden. Hierauf wollen Wir daher noch 
insbeſondere mit der beigefügten Beſtimmung hinweiſen, daß jeder 
verübte Nachdruck auf Verlangen des Berlegten den Bejtimmungen 
des Strafgefegbuches gemäß, von dem dazu beftimmten Behörden 
zu unterfuchen und zu bejtrafen ſei. 


UuytuEel; ;vak 
Zu Folge der Beſchränkungen, welche die Privatrechte durch 
die Finanz- und Gameralgefege erleiden, find insbefondere Die auf 
Geldzahlungen ſich beziehenden Nechte und Berbinpdlichfeiten noch 
ferner nah den am 1. Auguft 1812 und am 1. Juni 1816 erlaj- 
jenen Patenten, fo wie auch jenen im Anhange Nr. 63 befindlichen, 
vom 2. Juni 1848, dann den übrigen in Anſehung dieſes Gegen— 
ſtandes ergangenen Borichriften zu beurtheilen. 


ut hatehı IX. 

In Abſicht auf die Verpflichtungen zu Geldzahlungen ſoll es 
ferner bei der Verfügung, daß demjenigen Grundbefigern, mit deren 
Beitgthum eine nunmehr aufgehobene Urbarialität verbunden war, 
die ihnen vor dem Monate Juni 1848 dargeliehenen Gapitalien, 
mit Ausnahme der aus Handeldverbindungen herrührenden Wechſel, 
nicht aufgefündiget, und blog die nicht bezahlten gefeglichen Zinfen 
im Wege des gerichtlichen Verfahrens eingetrieben werden Dürfen, 
bis auf weitere Anordnung zu bleiben haben. 


AKRLREE DIR 
An den Vorſchriften über die Ehen ver, der Milttär-Jurisdie- 
tion unterworſenen Perfonen, und über die Gerichräbarfeit in den 
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Eheſtreitigkeiten derjelben wird durch die Artikel III und IV diefes 
Patentes gegenwärtig nichts geändert. 

Ebenſo bleiben alle übrigen für den Militärſtand und für die 
zum Militärkörper gehörigen Perſonen beſtehenden beſonderen, auf 
dad Privatrecht ſich beziehenden Vorſchriften in Kraft, und find: bei 
den, von oder mit ihnen vorzunehmenden MNechtsgefchäften zu beobach— 
ten, obgleich im dem Geſetzbuche nicht ausdrücklich darauf hingemie- 
jen iſt. 

Iren Freud, Il. 

Handels> und Wechjelgefhäfte werden nach den beftehenden 
bejonderen Handels- und Wechſelgeſetzen beurtheilt, in foferne biefe 
von den Vorſchriften des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches ab— 
weichen. 

Ueber den Coneurs und das ones Verfahren werben be> 
jondere Anordnungen folgen, ' 


WrirPel ME 

Dem Grundſatze gemäß ($. 5 allgemeines bürgerliches Ge— 
ſetzbuch), daß Geſetze nicht zurückwirken jollen, foll auch dieſes Ges 
jegbuch auf die Handlungen, die dem Tage, von welchen deſſen 
verbindliche Kraft beginnt, vorbergegangen find, und auf die, nach 
den früheren Gefegen beveit3 erworbenen Rechte feinen Einfluß haben, 

Hieber finden Wir jedoch Nachſtehendes anzuordnen: 

1. Streitigkeiten über die Giltigfeit der Ehen jüdiſcher Glau— 
bensgenoffen find von den bürgerlichen Gerichten, welche darüber 
zu erkennen haben (Artikel IV), stets nach ven au: Zeit der Ein- 
gehung der Ehe beitandenen Geſetzen zu beurtheilen. 

Streitigfeiten über die Tremung der Ehe jüdischer Glaubens 
genojjen und über die Scheidung von Tisch und Bett, welde bei 
Beginn der Wirkſamkeit des allgemeinen bürgerlichen Gejeßbuches 
bereit3 anhängig find, unterliegen der Beurtheilung nach den früher 
beitandenen Geſetzen, alle jpäter entſtehenden Streitigfeiten diefer Art 
aber find nach den in dieſem Geſetzbuche enthaltenen Vorſchriften zu 
entjeheiden, die Che möge. zu was immer fir einer. Zeit: geiehlof- 
jen worden fein. 

2. Die früheren Geſetze, Welche die Befugniſſe, Procuratoren 
zu wählen, Rechtsvertreter zu beftellen, Tich zu verpflichten, und 
über jein Vermögen zu verfügen, mit Rückſicht auf Altersſtufe und 
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Geſchlecht verjehiedenartig beftimmten, werden von dem Zeitpunete 
des Beginnend der Wirkſamkeit des allgemeinen bürgerlichen Geſetz— 
buches außer Kraft gefeßt. 

Die vor dem Eintritte der Wirffamfeit des allgemeinen bür— 
gerlishen Gejegbuches nach den Bertimmungen der früheren Gejege 
vorgenommenen Rechtsgeſchäfte und Handlungen find nad ben 
früheren Gefegen zu beurtbeilen. 

Dies gilt indbefondere von der perfönlichen Fähigkeit über jein 
Vermögen durch Testwillige Anordnungen zu verfügen, in foferne 
diefelbe von dem Alter und Geichlechte des Erblafierd abhängig war. 

Perſonen beiderlei Gefchlechtes, welche vor der Wirkſamkeit des 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches nach den früheren Gejegen Die 
Rechte der Volljährigkeit bereit3 erlangt haben, find in deren Ge— 
nuſſe auch fernerhin unverändert zu belafien. 

3: Die Eltern, welche den Bezug der Einfünfte des Vermö— 
gend ihrer Kinder ohne Verbindlichkeit zur Rechnungslegung dar— 
über nach den früheren geſetzlichen Vorſchriften bereits erlangt ha— 
ben, bleiben, in ſoweit es ſich um das zur Zeit des Beftandes 
jener Geſetze den Kinder ſchon zugefallene Mefmögen handelt, auch 
für die Zufunft von der Nechnungslegung frei, fie haben jedoch 
dagegen auch Fünftig die ihnen nach dem älteren Geſetzen, mit Rück— 
ticht auf den Bezug dieſer Einkünfte obliegenden Berbindlichfeiten 
gegen ihre Kinder zu erfüllen; auch find ſie verpflichtet, den Haupt— 
ſtamm des Vermögens der Kinder, nad den Beſtimmungen des 
neuen -Gefebes, dent Gerichte auszuweiſen, welches zu beurtheilen 
bat, ob dasjelbe gehörig fichergeftellt, oder auf welche Weiſe für die 
Sicherheit desſelben zu jorgen ſei. 

4. Die nach den früheren Rechtsvorſchriften bereits beftellten 
Vormünder und Guratoren haben ihr Amt von Tage des Beginnend 
der Wirkſamkeit des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches mit allen 
durch das neue Geſetz ihnen auferlegten Verpflichtungen und unter 
den darin ausgedrückten Bejchränfungen der Befugniſſe umter ber 
Obſorge de3 Gerichtes auszuüben. 


5. Die Beflimmungen über die noch übrigen Rechtsfolgen aus 
der aufgehobenen Aviticität, über die Wirfung der noch vor ber 
Einführung des allgemeinen bürgerlichen Gefeßbuches errichteten 
lestwifligen Anordnungen und gejihlofienen Erbverträge, dann über 
die zur beobachtende gefetsliche Erbfolge in Fällen, wo ber Erblaſſer 
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noch vor der Wirkſamkeit des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
ohne Errichtung einer Tegtwilligen Anordnung geftorben ift, find 
in dem Gefege über die Regelung der Verhältniffe aus ben früher 
beftandenen Erbfolgegefegen und ber Aovitieität insbefondere enthalten, 
Ebenſo it die Frage, in wieferne bie durch Ehen, welche noch vor 
der Wirkſamkeit dieſes Geſetzbuches gejchlojien worden find, zwiſchen 
den Ehegatten begründeten Rechtsverhältniſſe in Beziehung auf ihr 
Vermögen auch künftig fortzudauern haben, nad ben dort enthal- 
tenen Vorſchriften zu beurtheilen. 

6. Eine ſchon vor der Wirkſamkeit ded allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches angefangene Erfigung oder Verjährung ift nach ben äl— 
teren Gejeten zu beurtheilen. 

Wollte fih Jemand auf die Erfigung oder Verjährung in 
Fällen berufen, in welchen eine ſolche nach den früher beftandenen 
Sefegen gar nicht ftatt Hatte, oder doch auf eine längere Zeit als in 
dem allgemeinen bürgerlichen Gejeßbuche beftimmt war, jo Fann er 
im erften Falle der Verjährung oder Erfigung überhaupt, und im 
zweiten Falle die in dem Geſetzbuche beftimmte fürzere Friſt derſel— 
ben erft von dem Zeitpumete an berechnen, an weldem das gegen- 
wärtige Gefeß in Wirkfamfeit tritt. Hierdurch wird jedoch an ben 
über die Regelung der beftandenen Aviticitäts- und Pfandbefig-Ber- 
Hältniffe erlaffenen befonderen Vorſchriften nichts geändert. 


Artikel XI. 


Pit auswärtigen Staaten beftehende Verträge, melde auf das 
bürgerliche Recht Beziehung haben, finden, in foferne beren Wirk— 
Samfeit nicht ausdrücklich auf beftimmte Kronländer beſchränkt iſt, 
von dem Zeitpunete, an welchem das allgemeine bürgerliche Gefep- 
buch in Kraft tritt, auch in dem Eingangs erwähnten Kronlande 
Anwendung. | 

Artifel XIV. 

Wo in dem Gefege dev Ausdruck „Provinz“ gebraucht ist, 
wird darunter der Umfang des ganzen Kronlandes verftanden. Zu 
den durch das Geſetzbuch ber Landesftelle zugewiefenen Geſchäften 
find die oberfte politifche Landesbehörde, zu den Geſchäften ber Kreide 
ämter die mit dem gleichartigen Wirfungsfreife verfehenen politifchen 
Behörden, ohne Unterfehied, welchen Namen fie nach ber Einrichtung 
bes Landes führen mögen, berufen. 
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Der in dem Geſetzbuche ben Landrechten übertragene Wirkungs⸗ 
kreis kommt denjenigen Gerichten erſter Inſtanz zu, welchen derſelbe 
nach dem Geſetze über die Zuſtändigkeit in bürgerlichen Rechts— 
fachen zugewieſen ift. 


Artifel XV. 

Unfer Minifter der Juftiz ift mit dem Vollzuge des gegenwär- 
tigen Patentes beauftragt. 

Gegeben in Unferer Faijerliden Haupt- und Reſidenzſtadt Wien, 
am neun und zwanzigften Mai im Eintaufend achthundert drei und 
fünfzigften, Unterer Reiche im fünften Jahre. 

Franz Joſeph m. p. 
(L. 8) 


Graf Buol⸗Schauenſtein m. p. 


Krauß m. p. 
Auf Allerhöchfte Anordnung: 
Ranjonnet m. p. 





BY. 


Kaiſerliches Patent 
vom 29. Mai 1853, 


wirkſam für das Großfürſtenthum Siebenbürgen, 


wodurch die in dieſem Kronlande bisher beſtehenden 
geſetzlichen Anordnungen und Einrichtungen in Bezug 
auf die Erwerbung und Ausübung des Eigenthums— 
rechtes auf liegende Güter, deren Belaftung und 
Verpfändung, der Nechtsbeziehungen aus der bishe- 
rigen Erbfolge und der in einigen Iheilen des Lan- 
des beitandenen Avitieität abgeändert werden. 


In angelegener Sorgfalt für die Wohlfahrt und das Gedeihen 
Unferes Großfürftenthumes Siebenbürgen haben Wir die Nachtheile 
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erfannt, welche für biefes Kronland aus ben bisherigen gefeglichen 
Anordnungen und Ginrichtungen in Bezug auf die Erwerbung und 
Ausübung des Eigenthumsrechtes auf liegende Güter, dann deren Be— 
laftung und Verpfändung, vorzüglich aber aus den Mechtöbeziehungen 
der bisherigen Erbfolge, und ber in einigen Theilen des Landes 
beftandenen Avitieität, entipringen. 

Wir haben indbefondere erfannt, daß die, das Eigenthumsrecht 
vielfachen Anfechtungen ausfegenden, die Veranlaſſung zu Rechtsver⸗ 
wicklungen und langwierigen Prozeffen bietenden erwähnten Beftim- 
mungen, das Hauptfädhlihe Hindernig bed Realeredites für einen 
höchſt wichtigen Theil des Grundbeſitzes bilden, und daß bie Hebung 
dieſes Mealeredites eine Bedingung des fortiihreitenden Wohlftandes 
des genannten Landes ift. 

In Erwägung diefer Betrachtungen und im Zufammenhange 
mit ber Einführung des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches in 
biefem Kronlande, wodurd das Eigenthum und die Ausübung ber 
übrigen dinglihen Rechte unter den Schub einfacher, umfaffender 
und den Forderungen der Gerechtigkeit entfprechender Beſtimmun— 
gen geftellt wird, finden Wir, nad Vernehmung Unferer Minifter 
und nah Anhörung Unſeres Reichsrathes, anzuordnen, was folgt: 


Erted Sm up 
Bon den aus dem Donationd-Spyiteme entftandenen Beſitzverhältniſſen. 


& & 


Das nah dem früheren fiebenbürgiichen Staatsrechte in meh- 
reren Theilen des Großfürftenthumes Siebenbürgen beftandene Sy- 
jtem der königlichen Schenkungen hat außer Kraft zu treten, und 
dad daraus abgeleitete Heimfallßrecht der Krone wegen Mangel, der 
in der Schenfung berufenen Erben und wegen ber in den biäherigen 
Gejegen bezeichneten Treulofigfeit (successio fisci regli ex defectu 
vel ex nota) wird aufgegeben. 


5:2. 


Das auf daB beftandene Verhältniß der Grundherren zu 
ben Unterthanen gegründete Heimfalldrecht ift aufgehoben. 


— — — — 


4 
68. 


Das Befisrecht des Föniglichen oder grundherrfchaftlichen Fis— 
cus Tann in Bezug auf foldhe heimgefallene Güter oder Gerechtiame, 
in deren wirflichem Befite der eine oder andere fich befindet, durch 
neu einzuleitende Procefje, mit einziger Ausnahme jener Fälle, in 
welchen Private unter ſich laut gegenwärtigen Patentes Anfprüche 
noch geltend machen bürfen, von Seite der Privaten nicht mehr 
angefochten werden. Dagegen jind aber auch die gedachten Fisci 
nicht berechtiget, Heimfallg-Aniprüche obiger Art gegen Private gel- 
tend zu machen, und biefe Regel leider eine Ausnahme nur hin» 
fichtlich folder Güter oder Gerechtfame, an deren Befigergreifung 
die Berechtigten durch ein in Wirffamfeit getretened Witmwen- oder 
Mädchenrecht (jus viduale, jus capillare) gehindert wurden. 


$. 4. 


Private dürfen unter fih ben Befit von Gütern oder Ges 
rechtfamen aus dem Grumde Föniglicher Donationen, wie auch fon» 
ftiger föniglicher Privilegien durch Feinerlei neu einzuleitende Proceffe 
anfechten. 


weitet Saustftüäd. 


Von der Anwendung ber bisher beftandenen Gejege in Bezug auf 
die Erbfolge und auf die Cheverträge. 


$. 8. 


Bon dem Tage der Wirkfamkeit des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches hat der Unterſchied zwifchen ererbten und erworbenen, 
zwifchen den aus Donationen herrührenden und anderem Vermögen, 
und zwifchen männlichem und weiblichem Gejchlechte weder auf das 
Perfügungsrecht unter Lebenden, oder auf den Tobfall, noch auf 
bie gefegliche Erbfolge einen Einfluß. Die Anordnungen bed allge- 
meinen bürgerlichen Geſetzbuches über die Erbfolge erftreden ihre 
Wirkſamkeit in allen Theilen des Landes auf jede Art von Vermö— 
gen und Berfonen. In denjenigen Landestheilen, in welchen nad 
fiebenbürgifchen Gefegen avitifche Rechtsverhältniſſe beftanden haben, 
ift jedoch den gegenwärtigen Beſitzern everbter avitiſcher adeliger Gü— 

4% 
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ter, in welchen bisher nur die männlichen Nachkommen derſelben 
zur Erbfolge berufen waren, geſtattet, längſtens binnen drei Jah— 
ren von der Wirkſamkeit des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
an gerechnet, über dieſe Güter durch letztwillige Anordnung zu Gum» 
ften. ihrer. männlihen Nachfommen. mit der Rechtsfolge zu verfügen, 
daß dieſe letztwillige Verfügung von den weibliden Nachkommen 
aus. dem Titel des durch das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch feft- 
geſetzten Plichttheiles oder von der Witwe nicht angefochten wer— 
den Fann, wenn biefe Nachfommen und die Witwe nur wenigftend 
dasjenige erhalten, was ihnen aus den erwähnten Gütern zufolge, 
der bisherigen Geſetze rechtlich gebührte. Damit eine Tegtwillige 
Verfügung, durch welche von dieſer Geftattung Gebrauch gemacht 
wird, eine Rechtswirkung bervorbringe, muß biefelbe mit. ben ge- 
jeglichen Erforderniffen ſchriftlich abgefaßt, und die Urfunde längſtens 
binnen 6 Monaten nad der Errichtung, in feinem Kalle aber jpäter, 
ald mit Ablauf von drei Jahren nah der Wirffamfeit bed all« 
gemeinen bürgerlichen Gejegbuches: bei dem Givil-Gerichtähofe erfter 
Snftanz, in deflen Sprengel das Gut gelegen ift, in Urfehrift nier 
bergelegt werben. 


5.8. 


Die Giltigfeit der, vor der Wirffamfeit des allgemeinen bür- 
gerlichen Geſetzbuches errichteten Tettwilligen Anordnungen oder Erb- 
verträge, it jomohl in Bezug auf bie Erbfähigfeit ber eingejegten 
Erben, als auf. dad Verfügungsrecht des Erblaſſers nach den in 
ben verjchiedenen Landeötheilen zur Zeit der Errichtung bed Tefta- 
mented geltenden Gejegen zu beurtheilen. 

Dieje Beftimmung findet jedoch in denjenigen Zandestheilen, in 
welchen die Rechte der fiebenbürgiichen Ungarn und Szefler Geltung 
hatten, nur auf diejenigen älteren Iegtwilligen Anordnungen und 
Erbverträge Anwendung, welche vor ber Wirffamfeit des allgemei- 
nen bürgerlichen Geſetzbuches, oder längſtens binnen ſechs Monaten 
nad derſelben bei dem Gerichte, dem die Abhandlung der Verlaffen- 
haft im Kalle des Ablebens des Erblafſers zuſtehen würde, nieber- 
gelegt, oder weldhe von einem vor der Wirkfamfeit des allgemeinen 
bürgerlichen Gejegbuches mit Tod abzegangenen Erblaſſer errichtet 
wurden. Die Giltigfeit der Verfügungen von Todeswegen, rüdficht- 
lich welcher dieſe Bedingungen nicht einneten, ift nach den Beſtim— 
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mungen. des allgemeinen, bürgerlichen Gefeßbuches zu beurtheilen, 
Enthält eine Iettwillige Verfügung, die von einem nit wor ber 
Wirkſamkeit ded allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches mit Tod ab⸗ 
gegangenen Erblaſſer herrührt, Beſtimmungen zu Gunſten von Per⸗ 
fonen, die zur Zeit der Errichtung der letztwilligen Verfügung noch 
nicht lebten, ſo kann ſich die Wirkung ſolcher Beſtimmungen, ſelbſt, 
wenn die gerichtliche Hinterlegung der Urkunde zur gehörigen Zeit 
erfolgte, nicht weiter erſtrecken, als dieſes das allgemeine bürger— 
liche Geſetzbuch geſtattet. 


8. 7, 

In Bezug, auf. äußerliche Förmlichkeiten iſt die Giltigfeit ber 
vor. ber Wirkjamfeit des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches in 
was. immer für einem Theile des Landes. errichteten. Iegtwilligen 
Anordnungen, wenn ber Erblafjier nad. Kundmachung ber neuen 
Erbfolgegefege geftorben ift, entiweder. nad) den bisherigen beftandenen 
oder nach den: neuen. Erbfolgegejegen zu beurtheilen, je nachdem bie 
einen oder die anderen der Aufrechthaltung der Tegtwilligen Anord— 
nung. günftiger. find, 


6. 8. 

Die bisher beftandenen Vorfehriften über die gefegliche Erbfolge 
(successio ab intestato) finden bei allen vor der Wirkſamkeit bes 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches eingetretenen Todesfällen ihre 
Anwendung fowohl in Bezug auf Brivatperfonen, ala in Bezug 
auf den föniglichen Fiscus und jeden anderen zur Nachfolge in 
erblofen Verlaſſenſchaften berufenen Bereshtigten, jedoch mit den rüd- 
fichtlich derjenigen Landestheile, in welchen die Nechte der fieben- 
bürgiichen Ungarn oder Szefler. beftanden haben, in ben $$. 9 und 
10 enthaltenen Beichränfungen. 


$. 9. 

Erbanjprüche, welche vor der Wirkſamkeit des allgemeinen bür- 
gerlihen Geſetzbuches entftanden find, fönnen nur dann dur einen 
Erbfolge-Proceß, insbefondere durch Proceſſe wegen Erfüllung, Nich— 
tige Erklärung oder Umſtoßung einer Testwilligen Anorbnung, wegen 
Theilungöberichtigung und Einziehung erblojen Vermögens (pro- 
cessus successionalis ad complementum, recissionem. Testa- 
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menti, ad rectificationem divisionis ex caducitate) geltend ge- 
macht werben, wenn feit der Zeit des Entſtehens folder Ansprüche 
bis zur Wirffamfeit des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches noch 
nicht 32 Jahre verfloffen find. 

Ueber die bisher noch nicht erhobenen Anfprüche biejer Art 
muß jedoch, bei jonftigem Erlöfchen derfelben, binnen Einem Jahre 
vom Tage der Wirkſamkeit des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
an, der Proceß eingeleitet werden. 


$. 10. | 


Ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt des entftandenen Erbanſpru⸗ 
ches wird, vom Tage der Wirkſamkeit des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches an, die Einleitung eines Erbrechtsſtreites aus alter Her— 
ftammung (processus successionalis longae litis) zur Ausſchließung 
ber weiblichen Linie (ad exclusionem sexus feminei) zur Geltend- 
machung des gleichen Rechtes (ad aequalitatem juris) zur Er— 
langung des vierten Theiles (ad excisionem quartaliti) zur Er— 
neuerung der Theilung (novae divisionis) und zur Ergänzung ber 
ererbten Güter (ad redintegrationem aviticorum) nicht mehr zu- 
gelajien. 


$. 11. 


Ein vor der Wirkſamkeit des allgemeinen bürgerlichen Gefeh- 
buches angefallenes Witwens ober Mädchenrecht hat nach den bis— 
ber beftandenen Gefegen Geltung zu finden. Nach dem Erlöfchen die— 
fer Mechte treten aber die in ben bisherigen Geſetzen gegründeten 
Erbanfprüche der zur Nachfolge in die mit dem Witwen» oder 
Mädchenrechte belafteten Güter berufenen Privatperfonen, des könig— 
lichen Fiseus, oder anderer zur Ausübung des Heimfalldrechted be- 
rechtigten Perfonen oder Körperichaften in Wirffamfeit. Diefe An- 
ſprüche find jedoch, bei fonftigem Verlufte, binnen Einem Jahre von 
ber Wirffamfeit des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches gerechnet, 
bei dem zuftändigen Gerichtöhofe erfter Inſtanz anzumelden, und 
hiervon zugleih die Befiter der Güter zu verftänbigen. Kommen 
nach ber erften Anmeldung folder Anſprüche noch fpätere Anmel- 
dungen anderer Perfonen vor, fo hat das Gericht Hiervon nicht nur 
bie Defiger der Güter, fondern auch die Anmelder des früheren Ans 
ſpruches und zugleich die fpäteren Prätendenten von ben bereitd 
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erhobenen Anfprüchen zu verftändigen. Bid zum Ablaufe eines fer- 
neren Jahres nach dem erften find die angemeldeten Anjprüche, bei 


jonftigem Verluſte, gegen ſämmtliche Interefjenten im Wege Rechtens 
geltend zu machen. 


$. 12. 


Die vor der Wirkſamkeit des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
geſchloſſenen Erbverträge zwiichen Ehegatten (8.6) bleiben in Kraft, 
und find, jowie dad zwijchen Eheleuten nach Verſchiedenheit der Lane 
bestheile beftandene geſetzliche Recht der Gütergemeinfchaft ( com- 
munio bonorum ) oder des Miteigenthumes auf das während ber 
Ehe Eriworbene ( jus coaquisitionis) nach den zur Zeit ber Schlie— 
Bung der Ehe beftandenen Gefegen zu beurtheilen. Die Erbfolge 
in den Nachlaß des verftorbenen Ehegatten auf Grund des Gefetes 
richtet fich jedoch, wenn der Tod deſſelben nach eingetretener Wirk— 
jamfeit des allgemeinen bürgerlichen Gejegbuches erfolgt ift, nach 
dem letzteren. 


$. 13. 


Ueber die Errichtung von Fideicommifjfen werden außer den im 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche enthaltenen Vorſchriften noch 
weitere erleichternde Beſtimmungen abgeſondert erfolgen. 


— Sour L@ 
Von den Eigenthums-Uebertragungen. 


$. 14. 


Bon ber Erwerbung von Liegenfchaften jeder Art, Fann in 


Siebenbürgen der Mangel des Indigenates oder Incolates fünftig 
nicht ausſchließen. 


$. 15. 


In Abfiht auf die zur Giltigfeit der Verträge über die Ueber- 
tragung bes Eigenthumes erforderlihen Förmlichkeiten hat zwifchen 
den adeligen Gütern und Gerechtſamen, dann anderen Liegenfchaften 
fein Unterſchied ftattzufinden ; die Theilbarkeit des Grundbefiges wird 
busch beiondere Verordnungen geregelt. 
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$. 16. | 

Die vor der Wirffamfeit des allgemeinen bürgerlichen Gefeh- 
buches gejchloffenen Eigenthums-Uebertragungen von Liegenfchaften 
(fassio perennalis, cambium, transactio, inseriptio ob fidelia ser- 
vitia) können weder aus Anfprüchen, welche, nach ben bisherigen 
Gejegen, aus der Eigenſchaft der Güter flogen, durch neu einzulei- 
tende Proceſſe, ald: „ad invalidationem ex neglecta praemoni- 
tione, ad rescissionem fassionis praejudieiosae“, noch wegen 
Mangel eines öffentlichen Siegel beftritten werden. Bis jet umter 
Privatfiegeln gejchehene BerennalsUebertragungen haben dieſelbe Kraft, 
wie die unter öffentlihen Siegen errichteten, 

Hinfichtlich der Perennal-Uebertragungen wegen treu geleifteter 
Dienfte (inscriptio perennalis ob fidelia servitia) fann das Rüd- 
fallörecht nicht mehr ausgeübt werden. 


$. 17. 


Auf dem Grunde des früheren Befites und Genußes einer 
Liegenfchaft jowohl im Ganzen, wie in Bezug auf die Gränzen fann 
in denjenigen Landestheilen, im welchen die Nechte der fiebenbürger 
Ungarn und Szekler Wirkſamkeit hatten, der gegenwärtige Befit- 
ftand, wenn feit dem Aufhören des früheren Befites bis zur Wirk— 
jamfeit des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 32 Jahre verftri- 
hen, ohne daß in biefem Zeitraume gegen den Beier ber fürmliche 
Prozeß eingeleitet worden wäre, durch neu einzuleitende Proceffe, 
als: „formalis repositionalis ex usu, metalis ex usu“* nicht mehr 
angefochten werben. 

Iſt jedoch beim intritte der MWirffamfeit des allgemeinen 
bürgerlichen Gejegbuches ein Zeitraum von 32 Jahren noch nicht 
verflojien, jo find MBrocefje der erwähnten Art binnen Einem Jahre 
bei fonftigem Verluſte des Klagerechtes einzuleiten. 


$. 18. 

Das früher nach Verſchiedenheit der Landestheile beftandene ge= 
jegliche Einſtands-, Einlöfungs>, Näher-Necht der Verwandten und 
Nachbarn, ſowie jeded andere gejegliche Vorfaufsrecht, hört für die 
‚Zukunft auf, und es Können felbft in Bezug auf frühere Eigen- 
thums⸗Uebertragungen aus dieſem Mechtätitel Feine Prozeſſe mehr 
eingeleitet werben. 
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Bierte8 Sauptfükd, 
Bon den vertragsmäßigen und gerichtlichen Pfändern. 


$. 19. 

Die in einigen Theilen des Landes bisher üblichen Pfandver— 
träge, Verkäufe der Liegenfshaften auf Zeit (contractus pignoratici, 
emtio, venditio tiemporanea) mit dem ausdrücklichen oder ftill- 
ichweigenden Worbehalte des Rückeinlöſungs-Rechtes, oder mit Der 
Bedingung, daß dem Gläubiger ftatt der Zinfen die Nutznießung bes 
verpfündeten Gutes überlaſſen werde, find, wenn fie nach der Wirf- 
famfeit des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches geichIngen wurden, 
rechtäungiltig. 


$. 20. 


Mer nah der Wirkſamkeit des allgemeinen bürgerlichen Gejeß- 
buches adelige Liegenjchaften oder Gerechtfame im Wege erecutiver 
Feilbietung exfteht, erwirbt das volle Eigenthum des erftandenen Gu— 
te8 oder Mechtes in der Art, daß das bisher üblich geweſene Wie- 
dereinlöfungs-Necht des Schuldners und feiner Rechtsnachfolger nicht 
mehr ausgeübt werden Fann. 


$. 21. 

Das Recht der Wiedereinlöjfung der früher vertragsmäßig ver— 
pfändeten Liegenſchaften und Gerechtiame, wie auch zeitlicher In— 
feriptionen Fann in folgenden Fällen ausgeübt werden: | 

41. Sft die urfprünglich bejtimmte, oder bei einer ſpäteren Auf- 
zahlung oder aus anderem Anlaſſe verlängerte Pfand- oder Inſerip— 
tiondzeit noch nicht verftrichen, jo Darf die Wiedereinlöſungs-Klage 
innen Einem Sahre nach Ablauf der beftimmten Einlöſungszeit an- 
gebracht werden. 

2. Wenn bei Pfand- oder Inſeriptions-Verträgen feine Einld- 
ſungszeit feftgefeßt wurde, und von Abſchließung oder von Verlänge— 
rung derfelben gerechuet die Frift von 32 Jahren bis zum Eintritte 
der Wirkffamfeit des allgemeinen bürgerlichen Gejeßbuches noch nicht 
verftrichen ift, jo fann die Wiedereinlöſungs-Klage binnen Einem 
Jahre nach Ablauf der Friſt von 32 Jahren überreicht werden. 

3. Wenn endlich die beftimmte Einlöfungszeit oder in Ermang— 
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lung einer beftimmten Einlöſungszeit die Frift von 32 Jahren vor 
dem Gintritte der Wirkſamkeit des allgemeinen bürgerlichen Geſetz— 
buches abgelaufen ift, fo kann das Wiedereinlöſungs-Recht nur dann, 
und zwar nur binnen Ginem Sabre nach dem Gintritte der Mirf- 
jamfeit des allgemeinen bürgerlichen Gejeßbuches, im Wege Rechtens 
eingeflagt werden, wenn feit dem Ablaufe der beftimmten Einlö— 
jungszeit und beziehungsweife der erwähnten Friſt von 32 Jah— 
ren bis zum Gintritte der Wirffamfeit des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches nicht mehr als zehn Jahre verftrichen find. 

Wird das Einlöſungsrecht binnen den oben angegebenen Fri⸗ 
ſten nicht ausgeübt, fo iſt dasfelbe erloſchen. 


$. 22. 

Sind aber Hinfichtlih der früher vertragsmäßig verpfändeten 
Liegenſchaften und Gerechtfame, wie auch zeitlicher Inferiptionen, über 
die vertrags- oder inferiptiongmäßig ſowohl urſprünglich feſtgeſetzte, 
als ſpäter verlängerte Pfand oder Inſeriptions-Zeit, oder falls 
feine Einlöſungszeit beſtimmt wurde, ſeit Ablauf der Friſt von 32 
Jahren von der Abſchließung des Pfand» oder Inſcriptions⸗Vertrages 
gerechnet bis zur Wirkſamkeit des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbu— 
ches zehn Jahre verfloſſen, ohne daß in dem einen oder dem an— 
deren Falle innerhalb dieſer Friſt der förmliche Proceß zur Einlöſung 
des Pfandes eingeleitet worden wäre, ſo kann von Seite des Ver— 
pfänders oder Inſeribenten und ſeiner Rechtsnachfolger das Recht 
der Wiedereinlöſung nicht mehr ausgeübt werden, und der Beſitzer 
der verpfändeten oder inſcribirten Güter iſt als voller Eigenthümer 
derſelben anzuſehen. 


$. 23. 


Hinfichtlih des dermal beftehenden gerichtlihen Pfandes auf 
abelige Liegenjchaften oder Gerechtiame kann das Recht der Wieder» 
einlöfung in denjenigen Zandestheilen, wo daſſelbe biäher beftanden 
bat, wenn jeit der vollzogenen Erecution und gejchehenen Aſſignation, 
wodurch das Gut in die Hinde des Gläubigerd gefommen ift, bis 
zur Wirkſamkeit des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 32 Jahre 
noch nicht verfirichen find, binnen Einem Jahre vom Beginne bie- 
jer Wirffamfeit im Wege Rechtens geltend gemacht werben. 

Nah Ablauf diefer Friſt, fowie in dem Falle, wenn von bem 
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oberwähnten geitpuncte bi8 zur Wirkſamkeit des allgemeinen bürger- 
lichen Gejeßbuches 32 Jahre ſchon verfloffen find, ohne daß der Ein- 
löſungs-Proceß innerhalb diefer Friſt eingeleitet worden wäre, ift bad 
Recht der Wiedereinlöfung erlojchen. 


FSüunfte3 Sauptfäüäd, 


Bon den Berhältniffen aus PerennalsBeräußerungen und zeitlichen 
Snferiptionen der reinen Riscalgüter. 


$. 24. 

Die Rechte des Fiscus in Beziehung auf die reinen Fiscalgüter 
und Rechte, in deren Beflite er ſich gegenwärtig befindet, bleiben 
bemfelben unverändert und unanfechtbar, Dagegen wird dad Recht 
des Fiscus, den Befit von Gütern und Rechten, in welchem fich 
Private derzeit befinden, durch neu einzuleitende Revindications-Pro— 
cefje wegen behaupteter unbefugter BerennalsBeräußerung oder Ver— 
leihung reiner Fiscalitäten (Productional-Proceſſe) anzufechten auf- 
gegeben. 


84:25; 
Das Recht des Fiseus zur Wiedereinlöfung zeitlich inferibirter 
reiner Riscalitäten kann von bdemjelben ausgeübt werden: 

a) im Falle eine beſtimmte Inſeriptionszeit für eine gewiſſe Zahl 
von Jahren oder von Generationen feftgejeßt wurde, nur baum, 
wenn entweder dieſe Inſeriptionszeit bei Beginn der Wirkſam— 
feit des allgemeinen bürgerliden Geſetzbuches noch nicht abge— 
laufen oder doch nach Ablauf derſelben bis zum Eintritte Der 
Wirkſamkeit des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches noch nicht 
32 Sahre verftrichen find. 

Im eriteren Falle muß die Wiedereinlöfungs » Klage binnen 
Einem Jahre nach Ablauf der Inſeriptionszeit, im zweiten 
Valle binnen Einem Jahre nach dem Beginne der Wirkſam— 
feit de3 allgemeinen bürgerlichen Geregbuches angebracht werden ; 

b) im Falle durch bie Inſeriptions-Urkunde Feine Einlöſungszeit 
Tefigejegt worden wäre, mir dann, wenn von ber Errichtung 
der Inſeriptions-Urkunde bis zum Beginne der Wirffamfeit des 
allgemeinen bürgerliden Geſetzbuches die Frift von 32 Jahren 

3% 
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noch nicht abgelaufen ift, oder doch nach Ablauf derfelben noch 

nicht zehn Jahre verftrichen find. 

Im erſten Falle muß die Klage binnen Einem Jahre nach Ab- 
lauf der Friſt von 32 Jahren, im zweiten Balle binnen Einem Jahre 
nach eingetretener Wirffamfeit des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbu— 
ches angebracht werden, 

Mird das Ginlöfungsrecht binnen den oben angegebenen Bri- 
ften nicht ausgeübt, fo iſt dasjelbe erlojchen. 


Sehdte8 HSKauytrtftüd. 


Don der Zuläffigfeit der Fortführung der in den vorhergehenden 
Hauptftücen erwähnten Proeeſſe. 


$. 26. 

Die bereits eingeleiteten noch im Laufe befindlichen Proeeſſe, 
welche unter die in ben $$. 3, 4, 10, 16, 18 und 24 erwähnten 
Arten gehören, können nicht mehr fortgefegt werben und bie biäher 
gepfiogene Verhandlung wird aufgehoben. 

Die durch das vorgehende Gericht bereit mit einem ineritori- 
ſchen Urtheile entichiedenen Proceſſe der obbezeichneten Art find, wenn 
die Bartei, welche die Berufung gehörig ergriffen bat, binnen Einem 
Jahre nach eingetretener Wirkjamfeit des allgemeinen bürgerlichen 
Gefegbuches darum anfucht, im vorgejchriebenen Inftanzenzuge dem 
höheren Berufungsgerichte zur Entſcheidung nach den biäher beftan- 
denen Geſetzen vorzulegen. 

Wird die Verhandlung in Kolge des $. 330 oder 333 der Pro- 
eeß- Ordnung ganz oder theilmeiie aufgehoben, jo Hat der Richter 
im erſten Falle zur Ueberreihung einer neuen Klage, im leßteren 
Falle zur Fortiegung des Verfahrens eine angemeſſene Fallfriſt zu 
beftimmen. 

Jene Productional-Proceſſe ($. 24) aber, bei welchen feit dem 
Spruche des darin gefällten meritorijchen Endurtheiled bereit3 40 
Fahre verflofien find, ohne daß es in Vollzug gejeßt worden wäre, 
find als aufgehoben zu betrachten. 


2,7, 


d Sen? Erbſchaftsproceſſe ($. 9), Die Proceſſe aus dem Grunde 
früheren Beſitzes ($. 17), die Proceſſe zur Einlöſung vertragsmäßiger 
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($. 21) und gerichtlicher Pfänder ($. 23), wie aud) zeitlicher Jnjerip- 
tionen, in welchen feit der Entftehung des Erb-Anfpruches jeit dem 
Aufhören des früheren Befises, feit dem Ablaufe der urſprünglich 
feftgefegten oder fpäter verlängerten Ginlöfungsfrift, oder wo feine 
Solche Frift feftgefegt wurde, ſeit Ablauf der Frift von 32 Jahren, 
vom Tage der Abſchließung des Vertrages gerechnet, oder vom Tage 
ver vollzogenen Execution oder Pfändung zehn und rüdfichtlih 32 
Jahre bereit3 vor Anjtrengung der Klage verfloffen waren, können 
nieht mehr fortgejeßt werden. 

Diefed gilt auch von den Proceffen des Fiscus zur Wiederein- 
löfung zeitlich inferibirter reiner Fiscalitäten ($. 25), in welchen 
jeit Ablauf der urfprünglich feftgefegten oder verlängerten Inſerip— 
tiongzeit 32 Jahre; oder, wo feine ſolche Frift feftgefeßt war, ſeit 
dem Ablaufe von 32 Sahren, vom Tage des Vertragsabſchluſſes 
an gerechnet, bereit 10 Jahre vor Anftrengung der Klage verftri- 
chen waren. 


$. 28. 


War jedoch in den bereits anhängigen Proeeſſen, welche unter 
die im $. 27 erwähnten Kategorien gehören, bei AUnftrengung ber 
Klage ein Zeitraum von zehn und rücfichtlih 32 Jahren noch nicht 
verftrichen, jo ift deren Fortführung zuläffig. In den Proceſſen die— 
jer Art muß aber der Kläger, wenn die Acten nicht ſchon zum 
Spruche in der Hauptſache überreicht worden find, binnen Einem 
Fahre von der Wirkſamkeit des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
bei dem betreffenden Gerichte um die Wiederaufnahme der Verhand- 
[ung anlangen, widrigens das Necht zur Kortführung derfelben erliſcht. 


$. 29. 


Wenn in einem der in den $$. 26 und 27 erwähnten Brocefie 
bereit3 ein erecutionsfähiges, d. i. folches Urtheil (sententia finalis) 
gefällt ift, gegen welches Feine weiteren Nechtömittel zuläſſig, oder die 
zuläſſigen nicht rechtzeitig ergriffen worben find, fo muß die Erecution 
des Urtheiles binnen Einem Jahre von der Wirffamfeit des allge- 
meinen bürgerlichen Gejeßbuches angefucht werden, widrigenfalles das 
Recht Hierzu erlifcht. 
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$. 30. 


Iſt in einem ber in den $$. 26 und 27 erwähnten Proceffe 
die Vollſtreckung des Urtheiles zwar verfucht, diefelbe aber thatfächlich 
verhindert, und dagegen mit der Behauptung, daß bei der Ausfüh- 
rung der Execution eine Nichtigfeit begangen worden, oder anbere 
Fehler unterlaufen feien, eine Beſchwerde angebracht worden, jo hat 
das betreffende Gericht hierüber nach mündlicker Vernehmung der Par- 
teien die Entſcheidung zu füllen, gegen welche denjelben die Berufung 
an das Oberlandesgericht, und nach Umftänden an den oberjlen Ge- 
richtshof frei fteht. Un der Rechtskraft des meritorifchen Uxtheiles 
Fann jedoch hierdurch nichts geändert werden, und dem Kläger fteht, 
wenn daſſelbe nach den Beftimmungen des $. 29 erecutionsfähig er— 
ſcheint, frei, binnen der daſelbſt feftgefegten Frift um den geich- 
mäßigen Vollzug der Execution anzufuchen. 


$. 31, 


Die in den 88. 27 und 28 bezeichneten, noch anhängigen, 
und nad den vorausgelaffenen Beſtimmungen zur Fortjegung geeig- 
neten Proceſſe, in welchen no von feinem Gerichte ein Urtheil 
erfter oder zweiter Inftang gefällt worden ift, find dem nach ber 
Jurisdictions-Norm zuftändigen Gerichte zur Entfcheidung zugewie- 
jen, die nach den Beftimmungen des gegenwärtigen Patentes zu er- 
folgen hat. 

Iſt aber in einem der erwähnten Proeeſſe ein Urtheil bereits 
erfolgt, und die Berufung ergriffen worden, fo ift der Proceß an 
diejenige Gerichtsbehörde zweiter oder britter Inftanz abzugeben, welche 
nach den Beftimmungen des Artikels VIII der Zuftizminifterial-Ber- 
ordnung vom 3. Mai 1852 über die Einführung der Givilproceß- 
Ordnung zur Enticheidung als competent erſcheint. 


$. 32. 

Wäre einer der Proeeſſe, deren Fortſetzung geftattet ift, ſchon 
zur Urtheilsfällung in der Hauptfache eingereicht worden, jo hat 
dad competente Gericht auf Anfuchen der einen oder der andern Par- 
tei dad Erkenntniß in der Hauptſache zu fällen. Sollte jedoch durch 
den Geflagten die Zuläffigfeit der Fortſetzung des Procefjes beftritten 
werden, jo hat das Gericht vor Allem hierüber nach den Beſtimmun— 
gen des gegenwärtigen Patentes zu enticheiden, 
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$. 33. 

Jene Givilprocefje, welche zum Spruche in der Hauptfache noch 
nicht überreicht find, deren Kortführung jedoch nach den Beftimmun- 
gen dieſes Matentes zuläffig ift, find als erlojchen zu betrachten, 
wenn die Wiederaufnahme verjelben binnen einer Jahresfrift nach ber 
Wirkſamkeit diefes Patentes nicht angefucht wird. 
| Das Gefuh um die Wiederaufnahme muß den Gegenftand ber 
Klage mit Beziehung auf die frühere Verhandlung, wie auch bag 
Necht, worüber das Urtheil zu erfliegen hat, genau bezeichnen. 

Die nad den früheren Gejegen gepflogenen Proceß-Acten find 
der neuen Verhandlung beizulegen, und die in diefen Procch-Xeten 
abgelegten Geſtändniſſe, jowie die früher beigebrachten Beweiſe be— 
halten jene Rechtskraft, welche denfelben nad den früheren Ge— 
jegen zufam. 


$. 34. 


Jene Proceſſe, deren Einleitung laut gegenwärtigen Patentes 
geftattet ift, find bei den nach ber Beichaffenheit des Streitgegenftan- 
zur Verhandlung berufenen Gerichtähöfen erfter Inftanz zu verhandeln. 


g. 85. 


In allen Proceſſen, deren Einleitung, Fortſetzung, oder Wieder— 
aufnahme dur das gegenwärtige Patent geftattet ift, follen rüd- 
fihtlih des Verfahrens von ben Parteien und den Gerichten bie 
Beilimmungen der Proceß-Ordnung vom 3. Mai 1852 beobachtet 
werben, 


$. 36. 


Hat ein Gericht in einem nach Geftattung des gegenwärtigen 
Patented anhängig gemachten oder fortgefegten Nechtäftreite feine Un- 
zuftändigfeit erfannt, und unter Einftellung des Verfahrens ben 
Kläger an dad zuftändige Gericht gewiejen, fo foll der hierdurch 
entjiandene Aufſchub dem Kläger eine Verjährung der zur Fortſetzung, 
Wiederaufnahme oder Einleitung des Proceffes in diefem Patente ein- 
beraumten Friſt nicht verurfachen, wenn er fich binnen zwei Monaten 
nach Zuftellung des Verweifungs-Erfenntniffes mit feiner Klage an 
das zufländige Gericht wendet. 
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$. 37. 

Die Anordnungen des gegenwärtigen Patentes treten, in foferne 
iiber einzelne Puncte darin nichts Anderes beftimmt ift, mit dem 1. 
September 1853 in Mirffamfeit. Doc fünnen Klagen, deren Ein- 
leitung oder Fortſetzung Tür unzuläſſig erflärt ift, auch in der Zwi- 
jchenzeit weder eingeleitet, noch fortgejegt werben. 

Segeben in Unſerer Faiferlichen Haupt- und Reſidenzſtadt Wien 
am neun und zwanzigften Mai im Gintaufend achthundert drei und 
fünfzigften, Unferer Reiche im fünften Jahre, 


Franz Joſeph m. p. 
(L, 8.) 


Graf Buol-Schauenftein m. p. 
Krauß m. p. 


Auf Allerhöchite Anordnung: 
Ranfonnet m. p. 


1 
| 
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Verordnung 


des Juſtizminiſteriums vom 15. Juni 1853, womit 

in Folge Allerhöchſter Ermächtigung vom 29. Mai 

1853 eine proviſoriſche Inſtruction über Das gericht— 

liche Verfahren in Rechtsgeſchäften außer GStreitfa- 

eben für Siebenbürgen erlaffen, und vom 1. Septem— 
ber 1853 in Wirftamfeit geſetzt wird, 


Nachdem Seine k. k. Apoſtoliſche Majeftät das Juſtizminiſte— 
rium mit Allerhöchſter Entſchließung vom 29. Mai 1852 zu ermäch— 
tigen geruht haben, die durch die Einführung des allgemeinen bürger— 
lichen Geſetzbuches in Siebenbürgen nothwendig gewordenen Vor— 
ſchriften über die Behandlung der Verlaſſenſchafts- und Pupillar— 
Angelegenheiten und der übrigen Geſchäfte außer Streitſachen zu er— 
laffen, fo wird hiemit Nachſtehendes verordnet. 

E 

Dom 1. September 1853 angefangen, bat die beiliegende pro— 
viſoriſche Inftruction über das Verfahren in Nechtsgefchäften außer 
Streitfachen, welche mit der Juſtizminiſterial-Werordnung vom 17. 
Derember 1852, No. 263 des Neichsgefegblatteß, bereit3 in Ungarn, 
Kroatien, Slawonien, der jerbiichen Wojwodſchaft und dem Temeſer 
Banate eingeführt worden ift, auch in dem Großfürftenthume Sie— 
benbürgen in Wirkfamfeit zu treten, wodurch zupfeich alle in Dies 
jem Kronlande früher beftandenen, auf die Gegenſtände derſelben 
fh beziehenden Vorſchriften außer Kraft geſetzt werden. 


II. 
Zur Abhandlung der Verlaffenfchaften iſt in der Regel dasje— 


tige Bezirksgericht berufen, in deſſen Bezirk der Verſtorbene feinen 
ordentlichen Wohnſitz Hatte, 

Befinden fich jedoch in einer Verlaſſenſchaft adelige Güter, mit 
deren Beſitz bis zum Jahre 1848 die Ausübung der Gerichtsbarkeit 
verbunden war, oder Mealitäten in dem Gebiete der Orte, wo die 
Landesgerichte ihren Sit haben, ſo kommt die Abhandlung demje— 
nigen Rambesgerichte zu, in deſſen Bezirk der Verſtorbene feinen 
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ordentlihen Wohnfig hatte. In Anfehung folder Verlaffenfhaften 
haben daher die Landesgerichte alle in der Inſtruetion den Gerichts- 
höfen erfter Inſtanz zugewiefenen Amtshandlungen zu übernehmen, 
wogegen jih die Mitwirfung der Bezirfögerichte hiebei auf die Ted» 
falls-Aufnahme ($. 27), und die übrigen, in der Inftruction bezeich- 
neten vorläufigen Borfehrungen zu befehränfen hat. 

Für andere Verlafjenfchaften, in welchen ein bedeutender Gütsr- 
oder anderer Vermögensbeſitz begriffen ift, fann auf Anfuchen ber 
Parteien ein Landesgericht (Gerichtähof erſter Inftanz) zur Abhand- 
lungspflege delegiert werden, 


IM. 


Diefen Beftimmungen gemäß haben die in Theilungd-Angele- 
genheiten bisher fungirenden Magiftrate und Ortsämter auf die Ver- 
lafienfchaften derjenigen Grblaifer, welche vom 1. Eeptember 1853 
angefangen, mit Tod abgehen, Feinen Einfluß zu nehmen, fondern 
fih auf die Fortfegung derjenigen Gefchäfte zu befchränfen, welche 
bei denfelben bereit? anhängig find, oder bis zu dent angeführten 
Zeitpunfte anhängig werden. 


IV. 


Zur Beftellung des Vormundes oder Guratord und zur Bes 
ſorgung aller Gefchäfte, welche der Wormundfchaftd- oder Gurateld- 
Behörde nah dem Gelege obliegen, ift an denjenigen Orten, wo 
Waifenfommijjionen errichtet werden (Art. V.), dieſe Gommif« 
fion, an andern Orten aber, oder bis die Aufftellung einer Waifens 
Kommiſſion erfolgt, in der Negel das Bezirfägericht berufen, befien 
perjönlicher Gerichtöharfeit der Minderjährige oder Pflegebefohlene 
unterſteht. 

Doch kommt: 

1. Da, wo das Bezirksgericht für ſich allein einſchreitet, die 
Entſcheidung über Verhandlungen, wobei es ſich darum handelt, 
wegen Wahn- oder Blödſinnes, oder wegen Verſchwendung eine 
Curatel zu verhängen, oder wieder aufzuheben; die väterliche Ge— 
malt oder die Vormundſchaft über die Zeit der Minderjährigkeit zu 
verlängern, dann bie definitive Erledigung der Adoptionsgeſuche, end» 
lich die Genehmigung der DVeräußerung unbeweglider Güter ber 
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Mündel oder Pflegebefohlenen nur dem Lanbeögerichte zu, an wel— 
ches daher die gepflogenen Verhandlungen von dem Bezirfägerichte 
einzufenden find. 

2. Als Vormundſchafts- oder Gurateldbehörben über bie min— 
berjährigen Kinder folcher Erblafier, in deren Nachlafie adelige Gü— 
ter, mit deren Befit bis zum Jahre 1848 die Ausübung der Ge— 
richtöbarfeit verbunden war, oder Mealitäten in dem Gebiete ber 
Orte, wo Landesgerichte ihren Sit haben, fich befinden, und über 
Mündel und Pflegebefohlene überhaupt, welche jelbit ſolche Güter 
befigen oder erwerben, ift basjenige Landesgericht berufen, deſſen 
perlönlicher Gerichtäbarfeit der Mündel oder Pilegebeohlene unteriteht. 

Für andere Vormundſchafts- und Gurateld- Angelegenheiten von 
größerer Bedeutung kann die Beftellung eines Landesgerichtes als 
Vormundſchafts- oder Guratelabehdrde im Wege der Delegation 
Platz greifen. 

3. Diejenigen Magiſtrate und Ortsämter, welche bisher in 
Pupillar- und Gurateld-Angelegenheiten einzufchreiten hatten, ſowie 
die in Klaufenburg beftehende Pupillar-Oberkommiſſion Haben Die 
am 4. September 1853 bei denſelben noch anhängigen Pupillar— 
und Gurateldgefchäfte an bie nach den vorhergehenden Beſtimmungen 
zuftändigen Gerichtöbehörden abzugeben, damit dieſe Gejchäfte bet 
den letzteren nach den Beltimmungen des Allerhöchiten Patentes 
som 29. Mai 1853 über die Einführung des allgemeinen bürger» 
jihen Geſetzbuches und der Morichriften der gegenmärtigen In— 
ftruetion fortgejegt werden koönnen. 


—* 


Bei den Beſtimmungen der Miniſterial-Verordnung vom 14. 
Juli 1851, zu Folge deren in allen denjenigen Städten und Marft- 
fleden, welche bisher mit einem geordneten Magiftrate verfehen wa— 
ren, und in ben jogenannten Taxal-Ortſchaften, dann in allen den— 
jenigen Gemeinden, welche von dem Minifterium der Juſtiz im Eins 
vernehmen mit dem Minifterium des Innern dazu für geeignet bes 
funden werden, zur Bejorgung der den Waiſen- und Curatels— 
behörden erfter Inftanz zugewieſenen Geichäfte Waiſen-Commiſſionen 
aus Mitgliedern der Gemeinde unter der Leitung der Bezirksrichter 
zu errichten find, wenn fich bie Gemeinden bazıı bereit erflären, 


Bat es zu bleiben, und die Errichtung dieſer Commiſſionen it von 
4* 
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den Dbergerichte im Ginvernehmen mit bem Militär- und Civil-Gou— 
vernement thätigit zu befördern, 

Zugleich wird geftattet, daß Fleinere Gemeinden, welche für ſich 
allein zur Errichtung einer Waifen-Gommiffton nicht geeignet fein 
würden, ſich mit angrängenden Gemeinden zus Grrictung einer ſol— 
ben Commiſſton vereinigen, 

vi. 

Die Waifen »Sommiffionen find in zweiter Inftanz dem Ober- 
landesgerihte und in dritter Inſtanz dem oberfien Gerichtshofe um- 
tergeorbnet, | . 

VII. 


Die Beſorgung der Geſchäfte durch die Waiſen-Commiſſionen 
und die Verwahrung, Verwaltung und Verrechnung des Waiſen— 
und Curanden-Vermögens durch die ihnen untergeordneten Waiſen— 
caſſen erfolgt unter der unmittelbaren Haftııng der Gemeinden, für 
welche fie beitellt find. 

Vi. 


Jede Waiſen-Commiſſion bat aus dem Bezirksrichter als Vor— 

ſtand und wenigſtens vier von der Gemeinde-Vertretung gewählten 
Beifigern zu beftehen, unter welchen Gin vechtsverftäntiges und Gin 
rechnungskundiges Individuum fich befinden muß. 
Für fo lange, bis die Gemeinde-Vertretung durch ein neues 
Geſetz geregelt fein wird, find die Beifiger der Waiſen-Commiſſio— 
nen durch bie proviforiich beſtehenden Gemeinde-Mepräfentanten zu 
erwählen und dem Militär- und Givil-Gouvernenr zur Beſtätigung 
anzuzeigen. 

Zugleich iſt bei jeder Waiſen-Commiſſion ein Gaffter, weicher 
mit einem Gontrolore bie Waiſenkaſſe zu beforgen hat, nebft dem 
erforderlichen Hilfäperfonale zu beſtellen. In foferne es der Um: 
fang ber Geſchäfte notwendig macht, müſſen für die Gefrhäfte bes 
Einreigungs-Brotofolles, des Expedites und der Regiſtratur eigene 
Individuen beftellt werben. 


IX. 


Der Bezir ksrichter oder deſſen Abgeorbneter hat in ben Ber 
rathungen der Waiſen-Commiſſion den Vorfig zu führen, Jedem 
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Beifiger kommt hierbei eine entjcheidende Stimme zu und die Be- 
ſchlüſſe werden nach den für die Berathungen landesfürftlicher. Ge- 
richtöbehörden beſtehenden Vorſchriften gefaßt. 

Dem Bezirksrichter oder deffen Abgeordneten liegt auch die 
Oberaufſicht über den Gang der Geſchäfte der Commiſſion und 
deren Hilfsfämter ob. Die unmittelbare Leitung dieſer Geſchäfte wird 
dem von der Gemeinde-Vertvetung gewählten rechtskundigen Beiſitzer 
übertragen. 

F 

In Rückſicht der caſſenmäßigen Behandlung des Waiſen- und 
Curanden-Vermoͤgens und der Abnahme der Verwahrungsgebühren 
haben jih die Waiſen-Commiſſionen nach der mit der Suftizminifte- 
rial-Verordnung som 17. Mai 1853, Wr. 53 des Reichsgeſetzblat— 
tes, erlaffenen Inſtruction zu benehmen. 


X, 


Die Gemeinde-VBertretung bat das Recht, die Zahl der von ihr 
zu wählenden Beiſitzer nah den jeweiligen Bedürfniſſen zu vermeb- 
ren, oder auf die cerinafte gejegliche Zahl zu vermindern. 

Auch der Gajfier- und der Gontrolor und das übrige Hilfe- 
perfonale werden von der Gemeinde-Wertretung beirellt. 

Die gewählten Beiſitzer ſowohl, als die übrigen Beamten und 
Diener ſind auf die Erfüllung ihrer Pflichten zu beeidigen. 


XII. 

Die von der Gemeinde gewählren Beiſitzer, mit Ausnahme des 
rechtöverfiändigen und rechnungskundigen Mitgliedes haben ihr Amt 
umentgeldlich zu verrichten, 

Nur das rechtöverftändige und das rechnungskundige Mitglied ſo— 
wohl, als die untergeorbneten Beamten und Diener find von ber 
&emeinde zu bezahlen, Falls ſich Niemand unentgeltlich zur Beſor— 
gumg der Geſchaͤfte herbeiläßt. 


XI, 


Die Waiſen-Commiſſion bat die ihr unterftehende Waiſeneaſſe 
zu überwachen, jich von dem richtigen Beftande derjelben ſowohl 
durch jährliche, ald andere von Zeit zu Zeit vorzunehmende Unter— 
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ſuchungen zu Überzeugen und die Mechnungen zu prüfen umb zu 
erledigen. 

Aber aud der Cemeinde »Mertretung fteht frei, die richtige 
Gebarung der Gafle zu controliren, die Binficht der Nechnungen und 
bie Mittheilung ven Ausweiſen über den Beſtand der Gaffe zu ver« 
langen, erforderlichen Falles Unterfuchungen durch die Waiſen⸗Com— 
mifften zu veranlaffen und alle Worfichten anordnen, melde fie 
zu ihrer Sicherheit für nothwendig bält. 

XIV. 

Der Waiſenamts-Caſſier und der Controlor haften der Gemeinde 
für das ihnen anvertraute Vermögen und für jedes in ihrem Dienfte 
begangene Verſchulden zur ungetbeilten Sand mit ihrem ganzen Ver— 
mögen. Auch Die Mitglieder der Waiſen-Commiſſion und bie übri— 
gen Beamten und Diener find der Gemeinde für einen erfolgten 
Nachtheil in foferne verantwortlich, ala venfelben ein Verſchulden 
zur Laft fällt. 


XV. 


Die in dem vierten Hauptftüde der Inſtruction ($$. 222 und 
folgende) den Gerichtshöfen eriter Inſtanz übertragene Obforge über 
bie Fideicommiſſe, welche etwa errichtet werden, haben die Landes— 
gerihte, in deren Sprengel die Merlaffenichafts » Abhandlung nad 
bem Stifter zu pflegen ift, zu übernehmen, wenn nicht ſchon im dem 
Allerböchft genehmigten Fideicommiß-Statute oder durch den oberften 
@erichtähof beſtimmt wird, weldes andere Gericht für die Zufunft 
bie Fideicommiß-Inftanz des neu errichteten Fideicommiſſes fein ſoll. 

XVI. | 

Die im $ 24 der Inftruction enthaltene Beftinnmung, daß 
ich bei Verlafſenſchafts-Abhandlungen die Gerichtöbarfeit der Ab— 
handlungs-Inftanz auf das gefammte, wo immer befindliche Vermö— 
gen des Erblafferd und auf alle in dem üöfterreichiichen Staate ge— 
legenen unbeweglichen Güter beffelben erfirece, hat auch dann An— 
wendung, wenn ein nach eingetretener Wirffamfeit bed allgemeinen 
bürgerlichen Gefegbuches verftorbener Angehöriger von Siebenbürgen 
auch in Kronländern, in welchen das allgemeine bürgerliche Geſetz⸗ 
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buch ſchon früher Giltigfeit Hatte, bewegliches oder unbewegliches 
Vermögen zutückläßt. Auf gleiche Weile fommt aber auch, wenn An— 
gehörige der Kronländer, in welchen das allgemeine bürgerliche Ge— 
ſetzbuch ſchon früher eingeführt war, nach dem Beginne der Wirk 
ſamkeit deffelben in Siebenbürgen mit Tod abgeben, der in dem Kroms- 
lande, welchem fie angebörten, beftehenden Abhandlungs-Inftanz die 
Abdandlungäpflege auch über das in Sirhenbürgen befindliche be- 
weglihe und unbemegliche Vermögen de3 Erblaſſers zu. 

Die Bertimmungen der Juftizminifterial-Verordnung vom 19, 
Juni 1850, Nr. 242 des Reichsgeſetzblattes, finden daher auf die 
nach dem angegebenen Zeitpunfte eintretenben Todesfälle Feine mei- 
tere Anwendung. 


XV. 


In Grundbuchs⸗ und Intabulationd- Angelegenheiten find die 
befonderen für dieſe Rechtsangelegenheiten beftehenden Vorfchriften zu 
beobachten. 

Krauß m. p. 


Proviſoriſche Inftruktion 
über bad gerichtliche Verfahren in Rechtögefchäften außer Streitfachen, 


Erſtes Hauptſtüſck. 


Allgemeine Anordnungen. 


54 
Nicht ftreitige Rechtsgeſchäfte find bei Gericht von Amtöwegen 
oder auf Anfuchen der Parteien nur im foferne vorzunehmen, als 
es bie Geſetze anordnen. 


$. 2. 


Bei Verwaltung der Gerichtöbnrfeit außer Streitfahen hat das 
Gericht nicht nur die allgemeinen Vorſchriften über die Erfordernifie 
rehtögiltiger Verhandlungen und Verfügungen genau zu beobachten, 
ſondern auch für bie unter bem befonderen Schutze ber Gelege 
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ſtehenden PBerjonen, und in den im Gefege näher beſtimmten Faͤllen 


auch für die Sicherheit anderer Perfonen von Amtswegen zu ſor— 
gen. Es Toll insbeſondere: 

I. auch im nicht ſtreitigen Rechtsangelegenheiten Die Gränzen 
ſeiner Gerisbtäbarfeit nicht überſchreiten, und allenfalls die Parteien 
an das zuſtändige Gericht verweiſen; 

2. Perſonen, welche jelbi vor Gericht zu ſtehen nicht berech— 
tige Sind, Feine Rechtsgeſchäfte ohne Zuziehung ihrer gefeglichen Ber- 
treter vornehmen laſſen; 

3. die Vollmachten und Legitimationg- Urkunden der Perſonen, 
die nicht im eigenen Namen handeln, genau prüfen, und nötbigen- 
falls bei den Aeten zurücdehalten, und 

4. darüber wachen, daß Fein Mechtögeichäft ohne Zuziehung 
derjenigen, deren Vernehmung oder Ginwilligung zur Giltigfeit des— 
ſelben nothwendig iſt, abgeichlojfen werde. 

5. Alle Umſtände und Verhältniſſe, welche auf die richterliche 
Perfügung Einfluß haben, bat das Gericht von Amtswegen zu un— 
terfuchen, darüber die Parteien jelbft oder andere von der Sade 
unterrichtete Perfonen, nötbigenfalis auch Sachverftändige zu vers 
nehmen, oder auf andere jchiefliche Art Erfundigungen einzuziehen, 
und alle zur näheren Aufklärung dienlichen Urkunden abzufordern. 

6. In nidt ſtreitigen Rechtsſachen iſt das Gericht auch auf 
die von den Parteien nicht angebrachten, aber ibm auf andere Art 
befannt gewordenen Thatumſtände und vorzüglich auf frühere ges 
richtliche Verhandlungen über dieſelbe Angelegenheit Bedacht zu neh— 
men verpflichtet. 

7. In ſoferne die Verfügungen über Gegenftände der freimil« 
ligen Gerichtöbarfeit von der Grörterung ftreitiger Rechtsfragen, oder 
son Ihatumftänden abhängen, die ſich nur Durch ein förmliches 
Beweisverfahren ins Klare jegen laſſen, ſoll das Gericht über bie 
Rechte der Parteien nicht voreilig enticheiden, jondern entweder, ſo— 
gleich die rechtliche Verhandlung einleiten, oder den Theilnehmenden 
den Rechtsweg ausdrüdlich vorbehalten, und joweit es befondere 
Vorſchriften verordnen, dafür forgen, dag bis zum Ausgange bes 
Rechtsſtreites Sicherheit geleiftet oder die Lage der Sache nicht geän- 
bert: werde. 

8. Wird ein Geſuch abgeichlagen, fo find im dem Beſcheide 
bie, Gründe, aus denen dad Begehren nit flattfindet, auszu— 


* 
“ 
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drücken, oder über die Verbeſſerung der Fehler der Eingabe oder 
der vorgelegten Urkunden die erforderliche Belehrung zu ertheilen. 

9. Zn foferne das Gericht von Amtswegen auf die Beendigung 
des Gejchäftes zu dringen verpflichtet ift, müfjen den Parteien und 
ihren gejeglichen Vertretern zur Vollziehung der ertheilten Aufträge 
angemeſſene Friften beftimmt und nad) fruchtlofem Verlaufe derjelben, 
die gejeglichen Zwangsmittel ($. 19) angewendet werden. Das Ge- 
richt ſoll zwar 

10. Feine zu feiner und der Theinehmenden Sicherheit nöthige 
Vorſicht vernachläfligen, aber den Parteien auch nicht durch Zwei— 
felfucht und Mengftlichfeit oder durch Zurückweiſung der Gefuche me- 
gen Mangels unwerentlicher Börmlichkeiten Schaden verurjachen. 

11. Bei Abichliegung der Verträge muß darauf Bedacht ge— 
nommen werden, daß die Abjicht der Parteien deutlich ausgedrückt 
über die rechtlihen Folgen der Uebereinfunft Feinem Mißverftande 
Raum gegeben, die zur Giltigfeit derjelben nöthige Form beobachtet 
und durch vollftändige und klare Faſſung der Urkunden allen Strei- 
tigfeiten vorgebeugt werde, 

$. 3. 


Bei den Bezirfögerichten Haben die Parteien, wenn nicht bes 
jondere Borfchriften eine Ausnahme feitiegen, die Wahl, ihre Ge— 
juche fehriftlih oder mündlich anzubringen. 

Bei den Gerichtshöfen erfter Inſtanz (den Landesgerichten) find 
die Gefuche in der Regel jchriftlich anzubringen. Nur unter rück— 
ficht3würdigen Umftänden find hiervon Ausnahmen zu maden und 
mündlich angebrachte Gejuche zu Brotofoll zu nehmen, 


S. 4. 


Schriftlihe Geſuche müſſen in der vorgefchriebenen Sprade 
geichrieben und Hinfichtlich der allgemeinen Erforderniſſe der Form, 
nach den Vorfchriften der Proceß-Ordnung eingerichtet fein. Von den 
nicht in der Gerichts- oder Landesiprache verfaßten Beilagen müſſen 
beglaubigte Ueberſetzungen beigefügt werben. 


$. 2. 
In nicht ftreitigen Rechtsfachen ift im der Regel Niemand ſchul— 
dig, fich eines Advocaten zu bedienen, Jedoch Fünnen die Gerichte 
5 
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Parteien, von welchen ſie zu wiederholten Malen mit fehlerhaften 
oder unzuläffigen Gejuchen bebelliget werden, wenn im Gerichtäorte 
Advokaten beftehen, verhalten, ihre Eingaben von einem Aovocaten 
verfaffen und unterſchreiben zu laffen. 


$. 6. 


Die gerichtlichen Erläffe in nicht ftreitigen Rechtsſachen kön— 
nen auch den. Hausgenofien zugeftellt werden, Die Zuftellung an 
die Partei jelbft, oder an ihren mit gehöriger Vollmacht verfehe- 
nen. Sachwalter ift nur in denjenigen Fällen anzuordnen, wo fie 
dad Gejeß ausdrücklich vorjchreibt, oder wo der Richter wegen ber, 
der Entſcheidung oder dem erledigten Gefuche beiliegenden Driginal- 
Urkunden, oder aus anderen Gründen größere Vorſicht zu gebrau- 
pen nothiwendig findet. 


$: 7. 


Hinfichtlich der Berechnung der Friften haben in Angelegen- 
heiten außer Streitjachen die für das Proceßverfahren beftehenden 
Vorſchriften zu gelten. 

An Ferial-Tagen über Gegenſtände außer Streitſachen getrof— 
fene Verfügungen können aus dieſem Grunde nicht als nichtig ange— 
fochten werden. Dringende Geſchäfte iſt das Gericht ſelbſt an 
Sonn- und Feiertagen vorzunehmen verpflichtet. 


$. 8. 


Trivat-Urfunden, welche zwar im Inlande, aber außer dem 
Kronlande, worin das Gericht feinen Sib Hat, ausgeftellt find, 
müflen, um im nicht ftreitigen Mechtsjachen bei Gericht Beweisfraft 
zu haben, gerichtlich, oder wo das Notariats-Snftitut eingeführt ift, 
von: einem dffentlihen Notare beglaubiget fein. Dem Grmeffen 
des Richters wird überlaffen, dieſe Beglaubigung bei beſonders wich- 
tigen Urfunden auch dann zu fordern, wenn fie zwar in dem näm— 
lichen Kronlande, aber außer dem Gerichtöorte ausgeftellt find. 

Ueber die Beweisfraft der im Auslande ausgeftellten Urkunden 
find. die hierüber beftehenden Vorſchriften zur Richtſchnur zu nehmen. 





‚85 
nf | 8.9. 


Wer fih durch die Verfügung der erften Inſtanz über einen 
Gegenftand der Gerichtsbarkeit außer Streitfachen beichiwert erachtet, 
hat die Wahl, bei dem unteren Richter eine bloß an dieſen jelbft 
gerichtete Worftellung, oder eine Befchwerde (Recurs) anzubringen, 
oder mit der Vorftellung den Recurs zu verbinden. 

Sn alfen diefen Fällen kann die erite Inſtanz ihre frühere Ver— 
fügung, in joferne dadurch nicht dritten Perſonen Rechte eingeräumt 
worden find, abändern, und damit die Vorftellung oder Befchiverde 
jelbft erledigen. | : 

Findet fie ſich dazu nicht beftimmt, oder kann wegen der 
Rechte dritter Perſonen eine Abänderung nur Dei dem höheren 
Richter erfolgen, fo hat fie den angebrachten Recurs an das Ober- 
gericht zu befördern, oder wenn bloß eine Vorftellung angebracht 
worden tft, die Bartei auf die frühere Verfügung zu verweifen, und 
zugleich, wenn es noch nicht geichehen wäre, über vie Gründe 
jener Verfügung zu belehren. 

Gegen diejen Beſcheid kann die Partei immer noch dein Re— 
curs ergreifen, welcher ebenfalls bei der erſten Inſtanz anzubringen, 
und von dieſer dem Obergerichte vorzulegen iſt. 


$. 10. 


Den Parteien ift unbenommen, in den Vorftellungen und Re— 
eurjen neue Umftände und Beweismittel anzuführen, auch fteht ihnen 
frei, von dem bei der erften Inſtanz angebrachten Reeurſe zugleich 
eine Abſchrift an die zweite Inſtanz zu befördern. 


S. 11. 


Borjtellungen gegen die, über nicht ftreitige Rechtsſachen ge- 
troffenen Verfügungen find binnen 14 Tagen von dem Tage der 
Zuftellung an gerechnet, und Recurfe entweder binnen eben diefer 
Friſt, oder wenn eine Vorftelung übergeben worden ift, binnen 14 
Zagen von dem Seitpuncte des darauf erfolgten Beſcheides zu 
überreichen. 

Dem Ermefjen des Gerichtes bleibt jedoch überlaflen, auch 
nach verftrichener Friſt auf Vorftellungen und Beſchwerden in den— 
jenigen Fällen Rüdjicht zu nehmen, wo fih die Verfügung noch 
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ohne Nachtheil eines Dritten abändern läßt. Necurfe im nicht firei- 
tigen Rechtsſachen find daher auch nach Ablauf der Frift von ber 
erſten Inſtanz anzunehmen und der höheren Behörde vorzulegen, 


537, 

Verfügungen über nicht ftreitige Nechtö-Angelegenheiten können, 
in joferne nicht der Nichter erfter Inſtanz aus befonderen Gründen 
die Recursfriſt abzuwarten nothwendig findet, fogleih in Vollzug 
gejeßt werden. Dieſe Vorſchrift gilt felbit für Beſcheide über eine 
öffentliche VBerfteigerung, oder über die Verabfolgung eines Depofi- 
tums. Nach bereit3 angebrachtem Reeurſe aber hat die erfte Inſtanz 
bi8 zur Erledigung desfelben dem Bollzuge des Beicheides nicht mehr 
Statt zu geben, und nur im alle dringender Gefahr, die zur Si— 
cherheit der Iheilmehmenden uothwendigen Vorkehrungen zu treffen. 


$. 13. 


Die für dad Verfahren in Streitfachen geltenden Vorſchriften 
über die Ausfolgung der Enticheidungsgrimde, im Falle der Be— 
jiheid der erften Inſtanz von dem Obergerichte abgeändert wird, und 
über die Berechtigung der Parteien, von dem über einen Recurs 
erftatteten Berichte Abfchriften zu erheben, findet auch in dem Ver— 
fahren über nicht jtreitige Rechtsſachen Anwendung. 


$. 14. 


Wird die Verfügung des erften Richter von dem Obergerichte 
abgeändert, jo kann dagegen Feine an die zweite Inſtanz felbft 
gerichtete Vorſtellung, jondern nur der Recurs an den oberften 
Gerichtshof ergriffen werden. Auch diefer Recurs ift binnen vier— 
zehn Tagen bei der erſten Inſtanz anzubringen, und von diefer durch 
das Dbergericht dem oberften Gerichtshofe zur Entfcheidung vorzulegen. 


$. 15. 

Der Richter erfter Inſtanz kann gegen die Verfügung bed 
Obergerichtes den Recurs ergreifen, wenn entweder ihm ſelbſt 
Strafe oder Schadenerfaß auferlegt worden ift, oder wenn er von 
der obergirichtlichen Verordnung für Derfonen, welche fich ſelbſt zu 
vertreten unfähig find, unwiederbringlichen Nachtheil beſorgt. Nur 
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in dem letzteren Falle ift ihm erlaubt, die Ausfertigung und Zuftel- 
fung der von dem Dbergerichte erlaffenen Verordnung bis zur Ent- 
jcheidung des oberften Gerichtähofes zu verschieben. 

Der untere Richter ift aber für die Kolgen der Verfügungen 
des Dbergerichtes nicht verantwortlih, wenn er auch den Recurs 
zu ergreifen unterlafien hat. 

Jeder Recurs ber erften Inſtanz joll unter Beilegung der Ver— 
handlungs-⸗Acten bei dem Obergerichte überreicht, und von dieſem 
an ben oberften Gerichtshof befördert werben. 


$. 16. 


Hat in Gegenftänden außer Streitfachen das Obergericht den 
Beicheid des unteren Richter beftätiget, jo findet nur im Falle einer 
offenbaren Geſetz⸗ oder Actenwidrigkeit der Entjcheidung, oder einer 
begangenen Nullität die Befchwerde an den oberften Gerichtähof Statt. 

Muthwillige Befchwerbdeführungen find nach den Vorſchriften 
der Prozeß-Ordnung zu beftrafen. 


Sl WE 


Die Vorjehriften der Proceß-Ordnung über die Einfeßung in 
ben vorigen Stand gegen die Berfäumung einer verftrichenen Frift 
oder Tagfagung finden auch in Gefchäften außer Streitfachen An— 
wendung, in joferne mit der Verſäumung der Frift oder einer Tag- 
ſatzung ein Rechtsnachtheil verbunden if. 


$. 18. 


Gegen bie über Gegenftände der Gerichtsbarkeit außer Streit- 
ſachen von ben Gerichte ohne Vorbehalt einer weiteren rechtlichen 
Erörterung getroffenen Verfügungen kann fein Nechtöftreit erhoben 
werden. Wer dadurch beſchwert zu fein glaubt, daß ihm der Rechts— 
weg nicht vorbehalten wurde, muß die im $. 9. erwähnten Rechts- 
mittel ergreifen. 


$. 19; 
Gegen Varteien, welche die an fie ergangenen Verfügungen des 
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Gerichts unbefolgt laffen, find ohne weiteres rechtliches Verfahren 
von Amtöwegen angemefjene Zwangsmittel in Anwendung zu brin— 
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gen. Wenn Verweiſe, Geld und Arreftftrafen nicht feuchten sollten, 
jo find nach Umſtänden auf Koften der Saumfeligen  Guratoren 
zur Beendigung der Sache zu beftellen. | , 
Vormünder und- Guratoren, welche den gerichtlichen MWerord- 
nungen, ungeachtet der gejchehenen Betreibung nicht nachkommen, 
fönnen auch ihres Amtes entfegt, und für den dem Pflegebefohlenen 
verurſachten Schaͤden verantwortlich erflärt werden. 
Auf die in nicht flreitigen Mechtsfachen ergangenen rechtskräf— 
tigen Eutſcheidungen kann aber auch die Execution nach den Vor— 
ſchriften der Civil-Proceßordnung geführt werden. Das Gericht fan 
nach Umftänden entweder die Erecution von Amtswegen anordnen 
oder einen Gurator zur Ergreifung der Executionsſchritte beftellen. 





Aweites —— 
Bon der Abhandlung der Verlafſenſchaften. 


Erfter Abſchnitt. 


Allgemeine Anoronungen. 


$. 20. 


Zum Zwecke der Derlafienichafts-Abhandlung haben die Ge- 
richtsbehörden bei Todesfällen, und in Fällen rechtskräftig erfolgter 
Zodeserflärungen einzufchreiten. 


A 


Das Gericht, welchem nah dem Geſetze über die Zuftändigkeit 
in bürgerlichen Rechtsſachen die Abhandlung der Verlaſſenſchaft eines 
Inländers zufommt, hat bdiefelbe über alles, mo immer befindliche 
bewegliche Vermögen und die in dem öſterreichiſchen Kaiſerſtaate 
gelegenen unbewegliden Güter des Verſtorbenen zu pflegen. 


RR; 


Ueber die innerhalb des öfterreichifehen Staates Tiegenden unbe- 
weglichen Güter eines verftorbenen Ausländerd kommt dem nach dem 
Geſetze über die Zuftändigfeit in bürgerlichen Rechtsſachen dazu be— 
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rufenen öſterreichiſchen Gerichte, wenn nicht durch Staatäverträge 
ein anderes Uebereinfommen getroffen wird, die Abhandlung im vols 
Ien Umfange zu. Dasjelde hat daher die Beurtheilung der Rechte 
aller Theilnehmenvden und die Odforge über die Berichtigung ſämmt— 
licher Abhandlungs-Gebühren nad. den hierländiſchen Gejegen zu 
pflegen. 


$. 23. 


In Anjehung des beweglichen Vermögens der in dem öſter— 
reichiihen Staate oder im Auslande verftorbenen Ausländer haben 
die öfterreichiichen Gerichte, in foferne nicht die Ausübung der Ge— 
genjeitigfeit ein abweichendes Verfahren nothwendig macht, der zus 
fändigen ausländischen Behörde des Erblaſſers ſowohl die Erbichafts- 
Berhandlung, al3 die Enticheidung aller ftreitigen Erbanſprüche zu 
überlaffen, und fih in der Regel darauf zu beſchränken, für bie 
Sicherung des Nachlaſſes und der Anſprüche derjenigen Erben und 
Vermächtnignehmer, welche öfterreichiiche Unterthanen oder in dem 
öfterreichifehen Staate ſich aufhaltende Fremde find, dann für bie 
Befriedigung der hierländigen Gläubiger nah den, in den $$. 135 
— 137 enthaltenen Vorſchriften zu jorgen. 


$.. 24. 


Nur wenn der verftorbene Ausländer feinen ordentlichen Wohn- 
jig im dem öſterreichiſchen Staate genommen hatte, und die hierlan- 
des befindlichen Betheiligten um die Abhandlungspflege durch die 
öſterreichiſche Gerichtsbehörde einfchreiten, hat die letztere die Erbver- 
handlung nad den dfterreichifchen Gejegen vorzunehmen, joferne über 
vorausgegangene Edietalvorladung auch die auswärtigen Betheiligten, 
von welchen etwa Erbrechtsanſprüche angemeldet werden, fich diefer 
Verhandlung unterwerfen. 

Wie ſich hierbei zu Benehmen, und wie indbefondere hinfichtlich 
der Berlafjenichaften der in. dem öfterreichiichen Staate verftordenen 
türfischen Untertbanen zu verfahren jei, wird in den 88. 138 — 
142 bejtimmt. 


CD, 
Hat ber Verſtorbene außer feinem frei vererblichen Vermögen 


7 
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auch ein Fideicommiß bejeffen, jo müffen bie verjehtedenen Erbſchafts— 
maffen bei der Abhandlung ganz abgejondert werben, 
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$. 26. 


Das Gericht, weichen die Abhandlung der DBerlaffenfchaft zus 
fteht, it allen Erben, Legataren und anderen Theilnehmenden, wenn | 
fie auch für ihre Perfon einer anderen Gerishtöbarfeit unterworfen 
find, in den im Gefege beftimmten Fällen ($$. 76, 77) zur Erb- 
ſchafts-Verhandlung Guratoren zu beitellen bewilliget. . Die Abhand— 
lungs-Inſtanz Hat über alle bei ber Erbverhandlung entftehenden 
Tragen auch dann zu entfcheiden, wenn Mündel oder Pflegebefoh- 
lene als Erben eintreten, die nicht unter ihrer Jurisdietion ftehen, 
Soll aber bei der Erbtheilung in Rückſicht ver Uebernahme unbe» 
weglicher Güter, oder in andern wichtigen Puncten von der Anord- 
nung des Geſetzes oder des Erblafjers durch befondere Uebereinfunft 
abgegangen, oder über zweifelhafte Nechte ein Vergleich geſchloſſen 
werden, jo ift hiezu die Genehmigung der Vormundſchafts- oder Cu— 
vateld- Behörde erforderlich. 


5327. 


Die Todfalls-Aufnahme und Berfieglung des Nachlaffes, bie 
Eröffnung und Kundmachung des legten Willens, und alle in Be— 
ziehung auf das Verlaſſenſchafts-Vermögen erforderlihen unauf— 
ichieblichen Vorfebrungen ftehen den Bezivfögerichte, in deſſen Bezirk 
ber Todfall ſich ereignet Hat, in der Regel auch dann zu, wenn bie 
Berlafienfchafts - Abhandlung nah den Beftimmungen des Geſetzes 
über die Gerichtd - Zuftändigfeit von einem anderen Bezirkägerichte, 
oder von einem Gerichtähofe zu pflegen, oder einer auswärtigen 
Gerichtöbehörde ($. 23) zu überlaffen ift. 


$. 28. | 


In Fällen, wo die Abhandlungspflege einem Gerichtähofe zu- 
ſteht, Kann jedoch derſelbe dieſe Aete, wenn er von dem Todfalle 
Kenntniß erhält, auf Anfuchen der Betheiligten, oder aus wichtigen 
Gründen von Amtswegen auch durch eigene Abgeordnete vornehmen 
laſſen. 
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$. 29. 


Die Todfall3-Aufnahme, die Errichtung der Inventur und an- 
dere minder jehwierige Verrichtungen fünnen von dem Gerichte au 
dem Gemeinde-Vorjteher übertragen werden. 


$. 30. 


Die Gemeinde-Vorſteher haben bei diefen Gejchäften die für 
bie Gerihtö-Abgeordneten beftehenden Vorſchriften und die für fie 
insbeſondere erlaffenen Inftructionen zu beobachten. 


$. 31. 


Bei den Gerichtähören iſt über jede Verlaſſenſchafts-Abhand⸗ 
lung ein Tagebuch zu führen, welches eine ſtete Ueberſicht über den 
Stand der Verhandlung und die darin vorzukehrenden Maßregeln zu 
gewähren geeignet fein muß. 


$. 32. 


Melche Ausweiſe dieſes Geriht am Schluffe des Jahres über 
die anhängig gebliebenen Berlajjenihafts - Abhandlungen dem Ober- 
gerichte zu erjtatten hat, wird in dem Gejege über die Gefchäftsord- 
nung der Gerichtöbehörden bejtimmt. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Zodfalls » Aufnahme. 


$- 33. 


Die Bezirksgerichte haben dafür zu forgen, daß ihnen alle in 
ihrem Bezirke vorfommenden Topfälle jogleich befannt werden. Auf 
dem flachen Lande jollen die Gemeinde-Vorſteher, wenn fie aud 
nicht als Gericht3- Abgeordnete beitellt jind, dem Gerichte jeden in 
ihren Gemeinden eingetretenen Todfall jogleich anzeigen. 


$. 34. 
Die Angehörigen und Hausgenoſſen des Verſtorbenen ſowohl, 
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als dritte Perfonen Haben ſich jeder eigenmächtigen Verfügung mit 
dem Verlaſſenſchafts-Vermögen frenge zu enthalten, 


$. 35. 


Sobald das Bezirksgericht von einem Todesfalle Nachricht er- 
hält, hat dafjelbe entweder durch einen Gerichts-Abgeordneten, oder 
durch einen Gemeindes-VBorfteher die Todfalls-Aufnahme zu veranlaf- 
jen. In wichtigen Fällen fönnen hierzu auch zwei Gerichts-Abgeord⸗ 
nete beftellt werden. 


$. 36. 


Das Bezirfägericht kann innerhalb feines Sprengel einem Ge— 
meinde-Vorſteher auch eine allgemeine Ermächtigung zur Aufnahme 
aller in einem beftimmten Bezirke vorfommenden Todesfälle ertheilen. 


$- 37. 


Der Abgeordnete, welchem die Todfalls-Aufnahme übertragen 
it, bat fich zu biefem Ende mit möglichfter Befchleunigung, und 
wenn Gefahr am Verzuge haftet, augenblicklich in die Wohnung des 
Verſtorbenen zu begeben, daſelbſt mit Zuziehung zmeier Hausgenofjen 
oder in deren Grmanglung zweier anderer Zeugen die Erhebung 
über die Kamilien- und Vermögens-Verhältniſſe defielben zu pflegen, 
und nöthigenfalled die Verjieglung des Nachlaffes vorzunehmen. 





$. 38. 

Hierbei ift inäbefondere 

1. über Vor- und Zunamen, Stand oder Beichäftigung, Al- 
tr und Religiond =» Befenntniß des DVerftorbenen ; 

2. über den Tag und Ort des erfolgten Todes, den letzten or- 
bentlihen Wohnjig des Erblaſſers und alle Verhältnifje, welche die i 
Gerichtö-Competenz beftimmen ; | 

3. über den Namen und Aufenthaltsort des allenfall3 Hinter- 
lafienen Ehegatten und 

4. über Namen, Stand, Alter und Aufenthaltsort der groß- und 
minderjährigen Kinder des Verftorbenen Erfundigung einzuziehen. Wenn 

5. die Erbfolge oder Vormundjchaft über des Erblaſſers Kin- 
der bie nächften Verwandten trifft, ift der Name, Stand, das Alter 


BE > 
und der Aufenthaltsort verjelben, und, wenn zur Zeit ber erften 
Erhebung der Teftaments-Erbe ſchon befannt ift, au der Wohn- 
ort dieſes letzteren auszuforſchen. 
Der Gerichts-Abgeordnete ſoll 


6. vorläufig im Allgemeinen Auskunft darüber zur erhalten ſu— 
ben, ob der Nachlaß von einiger Bedeutung fei, ob und welche 
unbeweglichen Güter dazu gehören, und ob eine beträchtliche etwa 
dad Vermögen übderfleigende Schuldenlaft zu beforgen ſei. 

In foferne 

7. dem Gerichte die Tegtwilligen Anordnungen des Erblaffers 
nicht ohnehin bekannt find, ift die forgfältigfte Nachforſchung zu 
pflegen, od ein legter Wille, ein Erbvertrag, eine Schenfung auf den 
Todesfall oder Ehepacten vorhanden feien, oder an einem britten 
Orte allenfall3 bei einem Gerichte erliegen. 

8. Iſt Erfundigung darüber einzuziehen, welche Vormundſchaf—⸗ 
ten „der Guratelen der Verfiorbene verfehen Habe; ob für deſſen 
Kinder oder Erben etwa bereit VBormünder oder Guratoren benannt 
jeien, und wen die überlebende Witwe zum Mitvormunde vorzu= 
Ichlagen gedenke; dann 

9, ob der Berftorbene über Amtsgelder Rechnung geführt, eine 
Befoldung, PBenfion, Stiftung oder Unterhaltsgelder aus öffentlichen 
Caſſen bezogen habe; endlich 

10. ob fi in der Merlafienichaft nicht Gegenftände vorfinden, 
welche nach den fpäter (SS. 87-89) folgenden Vorſchriften eine 
bejondere Anzeige erfordern. 


$. 39. 


Ueber die angeführten Punete hat ber Gerichts-Abgeordnete bie 
Hausgenofjen und Angehörigen des Erblaffer3 und andere von deſ— 
jen Berhältniffen unterrichtete :Berfonen zu vernehmen. 

Im Falle der Nothwendigkeit find auch die Schränke und Bes 
hältniſſe des Erblaffers, in welchen eine legtwillige Anordnung, oder 
andere für die Berlafienihaft3- Abhandlung wichtige Papiere verwahrt 
fein fönnen, zu eröffnen und zu befichtigen. Hierbei ift ſtets mit 
ber erforderlichen Schonung zu Werfe zu geben. Doch können bie 
Abgeordneten, wenn ihnen darin Hinderniffe in den Weg gelegt wer— 
ben, fich angemejjener Zwangsmitt:l, und zwar, in foferne Gefahr 
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am Merzuge eintritt, jelbft ohne vorläufige Genehmigung bed Ge— 
richtes bedienen. 


$. 40. 


Wird eine offene letzte Willenserflärung vorgefunden, jo hat 
fie der Gerichts - Abgeordnete fogleich durch Ablefung in Gegenwart 
zweier Zeugen und ber font etwa anweſenden Perſonen Fund zu 
machen. Verſiegelte Tegtwillige Erklärungen müffen, wenn bie Tod» 
falld- Aufnahme nicht von dem Vorſteher des Gerichtes felbit vor— 
genommen wird, zur Eröffnung und Kundmachung an das Gericht 
abgegeben werden. Nur wenn der Inhalt durch die Kundmachung 
bei dem Gerichte nicht zeitlich genug befannt werben könnte, ift auch 
der Gericht3-Abgeordnete berechtiget, dieſe Urfunden ſogleich jelbit 
zu eröffnen und fund zu machen. Bei der Kundmachung eines Ieß- 
ten Willend hat bderjelbe ſtets nad Vorſchrift ver $$. 60—63 zu 
verfahren. 

$. 41. 


Hat der Erblafjer feinen legten Willen mündlich erklärt, fo ift, 
wenn nicht ſchon eine jchriftliche Aufzeichnung von Seiten der Zeu— 
gen vorhanden ift, welche darüber Ausfunft gibt Name, Stand und 
Wohnort der Legteren in der Todfalls-Aufnahme anzugeben. 


$. AR. 


Wenn bie bekannten oder muthmaßlichen Erben ihr Vermögen 
jelbit zu verwalten fähig find, fo kann die Verlaſſenſchaftsmaſſe ohne 
Anlegung des Gerichtöfiegel3 ihnen, oder ihren mit gehöriger Voll: 
macht verjehenen Gefchäftsträgern, oder ben von dem Erblaſſer dazu 
benannten Perſonen in Verwahrung gelaffen werden. Nur ift aud 
in dieſem Balle auf die vorgefchriebene Sicherftellung der Berlafjen- 
ſchaftsGebühren Bedacht zu nehmen. Wenn dagegen die Erben ihr 
Vermögen zu verwalten unfähig, abweiend oder gänzlich unbefannt 
find; wenn eine dad Vermögen überfteigende Schuldenlaft zu befor- 
gen it, oder wenn andere Umftände befondere DVorficht fordern, ſo 
mu die Verlaſſenſchaftsmaſſe fogleich verfiegelt werden. 


$. 43. 
Auch wenn auf Anſuchen eines Erbſchaftsgläubigers, Legatard 
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i irgerlichen Ge— 
Notherben in Folge des $. 812 allgemeinen bürgerl 
— * dem Gerichte die Abſonderung der Verlaſſenſchaft von 
dem Vermögen des Erben bewilliget wird, muß die Verſieglung 
des Verlaſſenſchafts-Vermögens ſogleich vorgenommen werden. 


$. 44. 


Wenn der Fall der Berfieglung eintritt, hat ber Gerichts⸗Ab⸗ 
geordnete das vorhandene bare Geld, das Gold— und Silbergeräthe, 
die Pretioſen, öffentlichen und Privatſchuldſcheine und ſonſt vorhande— 
nen wichtigen Urkunden zu Gericht zu erlegen; andere Verlaſſen⸗ 
ſchafts⸗Schriften, Fahrniſſe und Geräthſchaften aber, inſoferne es thun⸗ 
lich und zur Verſicherung der Theilnehmenden nöthig iſt, in einem 
oder mehreren Zimmern oder an einem anderen ſchicklichen Orte vor⸗ 
ſichtig zu verſchließen, und durch Anlegung des Gerichtsſiegels auf 
die Thuͤren, Behältniſſe oder Schränke von allen Seiten jo zu ver— 
wahren, daß ohne Verlegung des Siegeld und jichtbare Gewalt 
nichts entfernt werden Fan, 


$. 45. 


Zugleih Hat der Gerichts- Abgeordnete die Aufficht über bie 
Verlaſſenſchafts-Maſſe und die Beforgung de3 Hausweſens einftweilen 
und bis auf weitere Verordnung des Gerichtes einem Hausgenoffen 
bes Erblafjerd oder einer anderen tauglichen Perfon anzuvertrauen. 
Diefer werden auch die zur Berichtigung der Leichenfoften und ande 
ten dringenden Auslagen und zur Beftreitung des Hausweſens er 
forderlihen Beträge aus den Berlafjenichafts - Geldern vorgefchoffen 
und Diejenigen Fahrniſſe übergeben, die ihrer Beichaffenheit nad 
nicht verjperrt werden können, dem Verderben unterliegen, oder zum 
Wirthichafts- oder Gefchäftsbetriebe unentbehrlich find, oder bei 
welchen feine Gefahr zu beforgen ift. 


$. 46. 


Iſt der Fünftige Wormund oder Gurator der Erben ſchon zu= 
verläfiig befannt, jo Fönnen nach Umftänden auch alle Verlafjenichaftg« 
Gegenftände, die nicht zu Gericht zu erlegen find, umverfiegelt is ſei⸗ 
ner Verwahrung gelafſen werden, 
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$. 47. 


Immer find jedoch umverichloffen gebliebene Kahrni 
Ihunlichkeit zu verzeichnen, —— — 

Auch iſt ſogleich ein Verzeichniß der von dem Gerichts⸗-Abgeord— 
neten in Empfang genommenen Gelder, Koſtbarkeiten und Urkunden 
zu verfertigen, mit ſeiner Unterſchrift zu verſehen, und den Erben 
oder derjenigen Perſon, welcher die Obſorge über die Verlaſſen⸗ 
ſchaft anvertraut wird, zu übergeben. 


$. 48, 


Iſt nur ein Theil der Erben zur Verwaltungtung feines Ver— 
mögend unfähig oder abweſend, oder treten dieſe Umftände nur bei 
Pflichttheilsnehmern oder Legataren ein, fo kann fich das Gericht 
mit dem gerichtlichen Erlage eines zur Deckung diefer Anfprüche 
hinreichenden Theiles dazu geeigneter DBerlaffenfchaftd-Gegenftände be- 
gnügen. Auch diefer Erlag kann jedoch erlaffen werden, wenn eine 
zur Sicherftellung geeignete Verlaſſenſchafts-Realität vorhanden if. 


$. 49. 


Ueber die bei der Todfalld » Aufnahme dem $.. 38 gemäß er- 
Hobenen Umftände, über die getroffenen Verfügungen, und insbeſon— 
dere über die allenfall8 vorgenommene DVerfteglung des Vermögens 
und die Kundmachung der letztwilligen Anordnung iſt dem Gerichte 
unverzüglich Bericht zu erftatten. 

Diefe Berichte, wozu gedrudte, nah dem Mufter Nr. I einge- 
richtete Formularien gebraucht werden fünnen, find von dem Gerichts— 
Abgeoroneten, von den anmefenden zwei Zeugen und denjenigen ‘Ber- 
ſonen, welche die Verlaſſenſchaft in Aufficht oder Obſorge über- 
nommen, Vorſchüſſe erhalten, oder verbindliche Erklärungen abgege- 
ben Haben, eigenhändig zu unterfchreiben. 

Die zu Gericht erlegten Gelder, Koftbarfeiten und Urkunden 
find, wenn fie nicht mitteljt eine8 von den Zeugen mitunterzeichne- 
ten Gefuches überreicht werden, in dem Berichte über den Todfall 
jelbft, oder in einem befonderen mit der Unterfchrift der Zeugen ver— 
jehenen DBerzeichnijje oder PBrotofolle anzugeben. 
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$. 50. 


Der Bericht über die Todfalld - Aufnahme ift auch dann zit 
überreichen, wenn ber Verftorbene ganz mittellog war. Die Tod» 
falle- Aufnahme darf nur bei Minderjährigen, welche zur. Zeit 
ihres Todes unter vwäterlicher Gewalt geftanden find, und Fein Ver— 
mögen beſeſſen haben, unterbleiben, wenn die Eltern oder andere 
Betheiligte die Todſalls-Aufnahme nicht verlangen. 


$. 51. 


Iſt die Berlaffenfchaft zu unbedeutend, um darüber weitere 
gerichtliche Verhandlungen einzuleiten, fo ſoll dieſes in ber Todfalls— 
Aufnahme angezeigt, und zugleich, wenn ein Dritter dem. ganzen 
Nachlaß auf Abichlag jeiner Forderungen oder gegen Berichtigung 
der Schulden und Auslagen zu übernehmen fich erbietet, hierüber 
dad Nöthige bemerkt werben. 


$. 52. 


Wenn befannt, oder zu vermuthen ift, daß der Berftorbene 
Amtsſchriften, Amtsgelder oder Schlüffel zu öffentlichen Caſſen in 
jeiner Wohnung gehabt habe, jo Hat die Behörde, deren Mitglied 
oder Untergebener er war, ſogleich einen Commiſſär abzufenden, wel— 
her ſich mit dem Gericht3-Abgeorbneten in die Wohnung des Erb» 
laſſers zu verfügen, umd dieſe Amtsgegenftände gegen Empfangd- 
jchein zu übernehmen hat. Kann das Gericht feine Amtöverrichtiit- 
gen nicht bis zue Ankunft des Commiſſärs verfchieben, oder finden 
fh Amtsſchriften, Gelder oder Caſſeſchlüſſel in der Verlaſſenſchaft 
einer Berjon, bei der man fie nicht vermuthet hat, fo jollen fie vor 
bem Gerihtö-Abgeordneten, welcher fich babei aller ihm nicht zu— 
ftehenden Nachforſchungen in den Amtsjchriften zu enthalten Hat, in 
ſichere Verwahrung gebracht, und baldmöglihft an die zuftändige 
Behörde übergeben werden, 


$. 53, 


War ber Erblaffer ein Beamter eben des Gerichtes, welches 
den Todesfall aufzunehmen hat, jo werden Schriften, Gelder und 
Schlüſſel von dem Gerichts-Abgeordneten jeldft übernommen, in ein 
Derzeichnig gebracht und dem Gerichte übergeben, 
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$. 54. 


Die DVorfchriften des $. 52 find auch bei Todfällen von Mi- 
litaͤr-Perſonen, über welche die Berlaffenfchafts-Abhandlung von ben 
Givil-Gerichten gepflogen wird, zu beobachten, wenn in dem Nach— 
laſſe auf den Militär» Dienft fich beziehende Gegenftände vorgefun- 
den werben. 

Auch müſſen alle mit der Hand gezeichneten Pläne oder Grund» 
riffe von in» und ausländifchen Beftungen oder feften Plätzen, alle 
niit der Hand aufgenommenen Gegenden und Pläne von Bataillen, 
alle fchriftlichen Bemerkungen, Handaudzüge, Entwürfe und Projecte 
welche den Militär-Dienft betreffen, dem Kriegdminifterium zur Beur- 
theilung, was hiervon den Erben zu erfolgen fei, eingefendet werben. 


$. 55. 


Bon Seeljorgern oder Prieftern Hinterlaffene Urkunden und 
Bücher, welche in ihre Amtöverrichtungen einfchlagen, als: Tauf-, 
Trauungd- und Todtenbücher, Protofolle über Kirchenfachen und 
geiftliche Amtsgejchäfte, der Kirche oder Pfarre gehörige Urkunden, 
dann Privat-Schriften, welche Gewiſſens- oder Disciplinar-Angelegen— 
heiten betreffen, find fchon bei der Todfalld-Aufnahme von dem 
Erbichaftd - Vermögen abzujondern, in ein eigened Derzeichniß zu 
bringen, und dem zur Uebernahme berjelben abgeorbneten geiftlichen 
Gommiffäre gegen Empfangsbeftätigung einzuhändigen. 

Diefer Commiffär ift entweder ſchon zu den erften Nachfor- 
jchungen in der Wohnung des Erblafferd zuzuziehen, oder die Ueber— 
gabe der Schriften an denſelben in der Folge fobald ald möglich zu 
veranftalten. Wegen Benennung bdefjelben Haben fi) die Gerichte 
nöthigenfalles an das bifchöfliche Confiftorium, bei nicht Fatholifchen 
chriſtlichen Seeljorgern an ihre geiftlihen Obern, oder allenfalld an 
bie politifche Behörde zu wenden. 


$. 56. 


Wo die Geburtd-, Trauungs- und Todtenbücher ber Israeli— 
ten von ihren Meligiondlehrern oder von den Mitgliedern der Ge- 
meinde geführt werden, ift auch wegen ficherer Verwahrung und 
Uebergabe dieſer Bücher von dem Gerichte das Nöthige zu vers 
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$. 57. 


In iwieferne bei Verlaflenfchaften yon Mitgliedern ber höheren 
Geiftlihfeit zur Todfalls-Aufnahme auch noch Vertreter des Staats— 
ſchatzes, oder der öffentlichen Fonde, oder Abgeordnete der politischen 
Behörden beisuziehen find, beſtimmen befondere Vorſchriften. 


$. 58. 


Men ſich in einer Verlaſſenſchaft Gegenſtände vorfinden, 
welche nach Vorſchrift der SS. 85, 87, 88 und 89 von dem Ge— 
richte an andere Behörden eingefendet werden müſſen, fo find Die- - 
jelben von den Gerichts-Nögeorpneten gleid; bei der Todfalls-Aur- 
nahme in Empfang zu nehmen und dem Gerichte zur weiteren er 
fügung vorzulegen. 


$. 59. 


Die beftehenden beſonderen Vorfihriften über die Aufnahme der 
Todfälle von Perſonen, welde in Öffentlichen Verſorgungs-, Kranfen- 
oder Gontumaz-Anftalten ſterben, find auch künftig zu beobachten. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon der Kundmachung der letzten Willenserklärung. 


§. 60. 


Schriftliche Teftamente und Codicille find, ſobald über den Tod 
des Erblaſſers Fein Zweifel obwaltet, felbft, wenn denſelben ein 'ge- 
jegliches Erforderniß mangeln follte, von dem MBorfteher derjenigen 
Gerichtsbehörde, welcher die Todfalls-Aufnahme obliegt, ſogleich zu 
eröffnen und kundzumachen. 

Diefer hat fie, wenn die Kundmachung richt ſchon bei der Tod— 
falls-Aufnahme geſchehen iſt ($. 40), in Gegenwart von zwei Zeu— 
gen, wovon einer der Ueberbringer fein Fann, ohne das Siegel zu 
beſchädigen, zu eröffnen, und den Zeugen vorzuleſen, oder Durch einen 
Gerichtsbeamten vorlefen zu laſſen. 

Hat der Erblafjer mehrere letztwillige Anordnungen Hinterlaffen, 
jo werden alle, folglih auch diejenigen, welche aufgehoben oder ab- 
geändert zu jein jcheinen, kundgemacht. 
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8. 61. 


Die Kundmachung des Testen Willens geſchieht ohne Vorla— 
bung der Betheiligten., Es bleibt ihnen jedoch unbenommen, ſich 
unaufgefordert dabei einzufinden. 


$. 62. 


Ueber die Kundmachung des letzten Willens muß ein Protofoll 
aufgenommen, und darin zugleich angeführt werben: 

4. Die Anzahl und dad Datum der vorgefundenen letztwilli⸗ 
gen Anordnungen; 

2. von wem ſie dem Gerichte überreicht wurden; 

3. welche Zeugen bei der Eröffnung ind Kundmachung zuge— 
gen waren, und 

4. ob die Urkunden offen oder verfiegelt überreicht wurden. 

5. Sollte bei der Eröffnung eine Derlegung des Giegeld oder 
an der Urfunde felbit eine Radirung, Gorreetur oder ein anderes Be- 
denfen wahrgenommen werden, jo iſt auch dieſes zu bemerfen, 

Das Protofoll ift von dem Michter und den zugezugenen Zeu- 
gen zu unterfertigen. | 


$. 63. 


Auf der Tegtwilligen Anoronung jelbft ift der Tag der Kund— 
machung fowohl, als die Anzahl und das Datum der übrigen nod 
vorhandenen, wenn auch nicht zu gleicher Zeit vorgefundenen Te- 
‚ftamente oder Godicille zu bemerken, und dieje Anmerkung von dem 
Nichter zu unterfertigen. 

Findet fih ein Tester Wille nach bereit? erfolgter Erledigung 
der Topfalld- Aufnahme vor, jo ift nach der Kundmachung auf die 
in den 88. 74, 75, 79 und 82 vorgefihriebenen Verfügungen Be— 
dacht zu nehmen. 


$. 64. 


Wird dem Gerichte befannt, daß der Erblaffer jeinen legten 
Willen mündlich erflärt habe, und liegt darüber ein gehörig verfaßter, 
von allen Zeugen eigenhändig gefertigter Aufſatz vor; jo ift mit der 
Kundmachung defielben wie bei einem ſchriftlichen Teſtamente vorzu> 
gehen. Außer diefem Falle hat das Gericht ſämmtliche Zeugen von 
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Amtöwegen vorzulaben, jeden berjelben allein, vorläufig ohne Beei- 
bigung ($. 121), ‚über feinen Namen und Stand, über fein Alter, 
dann über den Inhalt der Ietten Willenserklärung und die Um— 
fände, von. denen. die Giltigfeit derſelben abhängt, ſowie über Zeit 
und Ort der von dem Erblaſſer abgegebenen Erklärung zu. verneh⸗ 
men, und das aufgenommene Protokoll kundzumachen. 


$. 65. 


Verlangt aber eine Partei dem $. 586 des allgemeinen bür— 
gerlichen Geſetzbuches gemäß bie eidliche Vernehmung der bei der 
Errichtung der. mündlichen lestwilligen Anordnung zugezogenen: Zeu— 
gen, To Hat der Richter ohne vorläufiges rechtliches Verfahren. den 
Bittfteller und die übrigen Parteien, welche wegen des Erbredhtes zu 
dem Nachlaſſe bereits eingefchritten find, fowie die Zeugen vorzu— 
laden, die. leßteren zu beeidigen, und johin nach den, Vorſchriften der 
Proceß-Drdnung jeden derfelben ohne Gegenwart der übrigen über 
die allgemeinen Frageſtücke, über ven errichteten Teßten Willen und 
bie oben ($. 64) erwähnten Umftände zu Protofoll zu vernehmen. 
Köthigenfalles Fan den Zeugen dabei der über ven lebten Willen 
bereit3 verfertigte Auffas vorgelefen werden. Auch ſteht den vor- 
geladenen Parteien frei, vor oder bei der Tagſatzung Tragen vor» 
zufchlagen, welche der Richter, wenn fie zweckmäßig erfcheinen, bei 
ber Vernehmung der Zeugen zu berüdjichtigen hat. 

Wegen Abhörung derjenigen Zeugen, welche einen anderen Ge- 
rihte unterftehen, hat bie Abhandiunge-Behörde das Erjuchen dahin 
zu erlaffen, 


$. 66. 


Die auf diefe Art erfolgte eidliche Beftätigung einer mündli- 
chen letzten Willenserklärung hat nicht nur in Anfehung derjeni— 
gen, welde darum angefucht haben, oder jonft zur Vernehmung 
vorgeladen worben find, fondern zwifchen allen bei dem Nachlafſe 
betheiligten Berfonen Beweisfraft. Es bleibt aber jedem Theile un- 
benommen, bie Giltigfeit des abgelegten Zeugniffes der Anordnung 
durch den Beweid obwaltender bei der Vernehmung der Zeugen nicht 
vorgefommener Mängel oder entgegenftehender Umftände im rechtlichen 
Derfahren zu beftreiten. 
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$. 67. 


Die Driginalien der über letztwillige Anordnungen errichteten 
Urkunden jollen in der Megiftratur auf die in der Geſchäftsordnung 
vorgeſchriebene Weife ftrenge verwahrt werden. Auf Verlangen find 
fie den Gerichtsbeamten und Parteien, denen daran gelegen ift, in der 
Negiftratur oder Gerichtäftube von einem Nepiftraturs - Beamten 
vorzumeilen. 


$. 68, 


Bon jeder folchen Urkunde,iſt jogleich nach der Kundmachung 
eine beglaubiate Abjchrift zu verfaffen, und den Abhandlungs⸗Aeten 
beizulegen. 


$. 69. 


Die Vorjchriiten der 88. 60— 63, 67 und 68 gelten and 
für bie Erbverträge, ber Ehegatten, 


Bierter Abfhnitt. 


Von den Verfügungen des Gerichtes über die Todfalls-Aufnahme 
und die legte Willenserklärung. 


$. 70. 


Das Bezirfsgericht hat nach) vorläufiger Brüfung und im erfor- 
berlichen alle eingeleiteter Ergänzung der Todfalls - Aufnahme die- 
jelbe, wenn es zugleich Abhandlungs-Behörde ift, den nachfolgenden 
Beitimmungen gemäß jelbft zu erledigen, im entgegengefeßten Falle aber 
ber zuftändigen Abhandlungs-Behörde zur Erledigung zu überfenden. 


g. 71. 


Ergibt ih aus der Todfalls-Aufnahme, daß ber DVerftorbene 
fein Vermögen hinterlaffen hat, fo wird der Bericht üher die Tod— 
falls-Aufnahme von der Abhandlungs-Behörde dahin erleviget, daß 
megen Abganges eines Vermögens Tone Verlaſſenſchafts-Abhand— 
lung ftattfinde. 
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8.172. 


Iſt der Nachlaß unbedeutend, und nad) den Umftänden zu ver— 
muthen, daß nur die dringendften Berlaffenfhafts-Schulden berichti— 
get werden fünnen, jo bat das Gericht die Parteien über die Beſchaf— 
fenheit und den Werth des Nachlaſſes, dann über den Betrag ber 
Krankheits- und Leichenkoſten und anderer mit bejonderem Vorrechte 
verbundener Forderungen zu vernehmen, und das dadurch erſchöpfte 
Vermögen den Gläubigern an Zahlungttatt zu überlafien. In dem 
Befcheide, wodurch tie Abhandlung auf dieie Art abgethan wird, 
müſſen aber die einzeinen Korderungen der Gläubiger, zu deren Be— 
richtigung die Ueberlaffung an Zahlungsſtatt erfolgt, genau angegeben 
werden. 

8. 73. 

In welchen Fällen wegen einer den Nachlaß überfieigenden 
Schulvenlaft Einleitungen zur Concurs-Eröffnung zu treffen jeien, 
beftimmt die Concurs-Ordnung. 


$. 74. 


Außer den angeführten Fällen ($$. 71—73) hat das Gericht 
die vermuthlichen Erben auf die in den gg. 113 und 114 Teftgejegte 
Meife von dem Erbanfalle mit der Aufforderung zu verftändigen, 
die Erbserflärung beizubringen, damit die Erbverhandlung gepflogen 
werden könne. 

8. 75. 

Sind die Erben großjährig, und ihr Vermögen ſelbſt zu ver- 
walten berechtiget, jo ift diefe Derftändigung an ſie ſelbſt zu richten. 

Die den Minderjährigen oder Vflegebefohlenen angefallenen Erb- 
ihaften und Vermächniſſe find den Vormündern oder Guratoren der— 
jelben von Amtswegen bekannt zu machen. Sollten Vormünder 
oder Guratoren für dieſelben noch nicht beftellt fein, fo muß für 
beren geſetzmäßige Beftellung geſorgt werden. 

Stehen die Mündel oder Pflegebefohlenen unter einer anderen 
Gerichtäbarkeit, jo it Die Erbichaft oder das Vermächtniß ihrem 
zuftändigen Gerichte von der Abhandlungs-Inſtanz anzuzeigen, und 
über den Inhalt der allenfalls vorhandenen Testen Willenserklärung 
‚die nöthige Aufklärung zu ertbeilen. 
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$. 76. 


Guratoren find zur Abhandlung von Verlaſſenſchaften von 
Amtswegen zu beſtellen: 

1. für minderjährige oder pflegebefohlene Erben, deren recht⸗ 
mäßige Vertreter zugleich als Miterben, Vermachmißnehmer oder 
Gläubiger an die Verlaſſenſchaft Anſprüche haben, in ſoferne zu 
beſorgen ſteht, daß dabei ihr eigener Vortheil mit dem der Mündel 
oder Bflegebefohlenen in Widerſpruch gerathen bürfte; | 

2. für vermuthliche Erben oder Miterben, deren Aufenthaltsort 
unbefammt oder fo weit 'erftfernt ift, daß fie in gehöriger Zeit ihre 
echte ſelbſt zu vertreten nicht im Stande find; 

3. Für die durch Familien-Fideicommiſſe oder fideicommiſſariſche 
Subftitution zur Fünftigen Erbfolge berufene Nachkommenſchaft; 

4. für diejenigen Stiftungen oder öffentlichen Anftalten, für 
welche nicht der Vertreter des, Staatsſchatzes oder ein anderer ge= 
hörig bevollmächtigter Sachwalter die Vertretung übernimmt, 





$. 77. 


Sn wieferne zur Verwaltung von Nachläfſen, deren Erben gänz- 
lich unbefannt find, und rücfichtlich ‚deren daher eine Verlaſſen— 
Ichafts - Abhandlung nicht gepflogen werben kann, ein @urator zu 
bejtellen jei, wird in den $$. 126 und 127 beftimmt, 


$. 78. 


Außer den angeführten und den jonft in dem Geſetze bezeichne- 
ten Fällen (s$. 270 — 272, 690, 811, 812 des allgemeinen bür- 
gerlichen Geſetzbuches) dürfen weder den geoßjährigen Erben, noch 
den Wormündern der Minderjährigen gegen ihren Willen von dem 
Gerichte Euratoren aufgedrungen werden. 

Das Amt eines für abweſende, unbefannte ober ungemiffe 
Erben beftellten Gurators hört auf, ſobald der Erbe befannt wird, 
und bei Gericht entweder felbft einfehreitet, oder einen Bevollmäch— 
tigten dazu beftellt. 


$. 79. 


Iſt in dem legten Willen ein Teſtaments-Grecutor ernannt, 
jo ift demfelben dieſe Anordnung des Erblaſſers von dem Gerichte 





55 


befannt zu machen. Auch Fann demfelden in den oben erwähnten 
Fällen (SS. 76 — 78) zugleich die Guratel, in joferne er fie zu 
übernehmen fähig und bereit ift, anvertraut werden. 


$. 80. 


Wenn ſchon aus der Todfalls-Aufnahme erhellet, daß ein In— 
ventarium errichtet, oder eine Edictal-Vorladung der Erben ausge- 
fertiget werden müfle ($$. 90, 126, 129), fo ift darüber zugleich in 
der Erledigung der Todfalls-Aufnahme das Erforderliche zu verfügen, 


$. 81. 


Von jeder Todfalls-Aufnahme und deren Erledigung if, dem 
beftehenden Gebührengelege gemäß, das zur Bemeffung der Verlaſ— 
ſenſchafts-Gebühren beſtimmte Amt in Kenntniß zu feßen. 


$. 82. 


Die ven Staats-Caſſen oder Öffentlichen WUnftalten, einer Ge— 
-meinde, Kirche, Schule, den Armen oder einer frommen Stiftung 
durch das Gefes oder einen legten Willen zugefallenen Erbichaften 
und bedeutenden Bermächtniffe find von dem Gerichte jogleich Dem 
Statthalter befannt zu machen. 

Eben dahin ift am Ende jeden halben Jahres ein Verzeichniß 
jämmtlicher geringerer Vermächtniſſe der angeführten Art zu über- 
jenden. | 


$. 83. 


Todfälle derjenigen Beamten und Diener, von denen befannt 
oder auch nur zu vermutbhen ift, daß fie über Amtsgelder Rech— 
nung abzulegen hatten, ſoll das Gericht derjenigen Behörde, an 
welche die Rechnung zu legen war, allenfall3 der Statthalterei an» 
zeigen. Der Todfall eines Lotto-Collectanten ift der Lotto=-Direction 
anzuzeigen. 

Bon dem Todfalle eines Hffentlihen Beamten, welcher feine 
Amtsgelder zu verrechnen hatte, ift der Behörde, welcher er unter» 
geben war, nur dann die Mittheilung zu machen, wenn fie fich nicht 
an dem nämlichen Orte befindet, wo der Todfall erfolgte. 


. — 


$. 84. 


Die Givilgerihte haben die Todesfälle derjenigen Milttärperfo- 
nen, über deren Nachlaß die Abhandlung dem Militärgerichte zu— 
fteht, dem nächſten Militäreommando, wenn es nicht ohnehin fchon 
davon in Kemutniß ift, lediglich anzuzeigen, und uur bei Gefahr 
am Berzuge die Verfiegelung des Nashlafjes vorzunehmen, . und für 
die Verwahrung der Effecten des Verſtorbenen zu forgen, 


$. 85. 


Die Todesfälle aller Perſonen, welche aus öffentlichen Gaffen 
oder unter öffentlicher Aurficht ftehenden Stiftungen oder Armen— 
Vonden unter was immer für einem Titel Benftonen, Brovijionen, 
Quieseenten=-Gehalte, Unterhaltsgelver, Stiftungsgenüffe, Präbenden, 
Pfründen, Gratificationen oder ähnliche fortlaufende Zahlungen be- 
zogen haben, ſollen unter Anſchluß des Zahlungsbogens, oder der 
jonft beitehenden Anmweifungs-Urfunde, oder wenn dieſe nicht aufge- 
funden würde, unter genauer Angabe des Namens und Standes des 
Berftorbenen, der Eigenfchaft und des Betrages des bezogenen Ge- 
nufjes unmittelbar derjenigen Behörde befannt gemacht werden, wel— 
cher. die betreffende Caſſe, Stiftung oder der Bond unterfteät. 


$. 96; 


Wenn ein Advoeat ftirbt, fo ift die Advocaten » Kammer (der 
Advocaten-Ausſchuß) von dem Todesfalle zu veritändigen. 


$. 87. 


Orden, Ehrenfreuze, Medaillen und ähnliche Diftinctionszeichen 
müflen, in joferne ſie nicht nach den hierüber beftehenden beſonde— 
ren Borfchriften ven Erben oder Kamiliengliedern des Verſtorbenen 
zu bleiben haben, oder Privat-Eigenthum des Erblafferd waren, 
zurücgeftellt werben. 

Die ausländiichen Orden find unmittelbar an das k. k. Mi- 
nifterium der auswärtigen Ningelegenheiten und des Hauſes, die in— 
ländiihen Ordenszeichen entweder unmittelbar oder durd die Statt— 
halterei in Wien an die Ordens-Kanzlei einzuſenden. 

Andere inländifche Auszeichnungen find, wenn fie militäriſcher 
Art find, an das k. k. Landes-Militär-Gommando, fonft aber an die 





57 


Statthalterei des Kronlandes, wo ſich der Todfall ereignet hat, zur 
weiteren Verfügung zu überſchicken. 


$. 88. 


Die Kammerherrenfhlüffel und die Ehrenzeichen der k. k. True 
jeffe find an das k. k. Dberftfämmerer-Amt zurüdzuftellen. 

Don allen Todfällen k. k. geheimer Räthe iſt das k. k. Mi- 
nifterium der auswärtigen Angelegenheiten und des Hauſes in Kennt- 


niß zu jeßen. 
$. 89. 


Wenn ein Patental-Invalide, ein beurlaubter Soldat oder ein 
Haufirer ftirbt, jo ift die Patental-Urfunde oder der Urlaubsjchein 
an das nächite Militär-Commando, der Haufirpaß aber an die nächfte 
Kreisbehörde einzujenden. 


Tunfter | 
Bon dem Inventar und dem eivesftättigen Vermögens-Bekenntniſſe. 


$. 90. 


Ein Inventar des Nachlaſſes ift zu errichten, wenn eine be— 
Dingte Erb3erflärung überreicht; von einer zu Folge des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches berechtigten Berfon um deſſen Errichtung 
angeſucht; oder auf Abjonderung der Verlaffenichaft von dem Ber- 
mögen des Erben gedrungen wird ($$. 802, 804, 812 a. b. ©: 2.) 

Bon Amtswegen Hat der Richter ein Inventar aufzunehmen, 
wenn 

1. der Erbe oder deſſen Aufenthaltsort unbefannt if; wenn 
er unter Vormundfchaft oder Curatel fteht, oder wenn auch nur 
bei Einem von mehreren Miterben Verhältniſſe diefer Art eintreten; 

2. wenn die Erbichaft oder ein Erbtheil den Atmen, einer Stif- 
tung, Gemeinde, Kirche, Öffentlichen Anftalt oderodem Staate zufällt ; 
3. wenn der Erblafier dem Erben die Verbindlichfeit auferlegt 
hat, die Erbichaft oder einen verhältnigmäpigen heil derſelben drit⸗ 
ten Perſonen zu hinterlaſſen. Endlich iſt 

4, über Fideicommiſſe, fo oft fie von einem Erben auf ben 

8 
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anberen übergehen, ohne Rückſicht auf die bei dem frei vererblichen 
Vermögen des Erblaſſers eintretenden Berhältniffe ein eigenes In— 
ventar aufzunehmen. 


$. 91. 


Zur Aufnahme des Inventars hat das Gericht einen, oder 
in bejonder8 wichtigen Fällen zwei Abgeoronete zu beftimmen, oder 
dieſelbe einem Gemeinde-VBorftande ($$. 28 und 29) zu übertragen. 
Die Gerichtshöfe haben außer dem Orte, wo fie fich befinden, bie 
Abordnung eigener Beamten nach Thunlichfeit zu vermeiden, und 
fh der Hilfe der Bezirfögerichte ihres Sprengels zu bedienen. 


$. 92. 


Befindet fih das Vermögen außer dem Sprengel der Abhand- 
lungs⸗-Inſtanz, oder ift dasfelbe einer anderen Real-Inſtanz unter- 


worfen, jo hat fi die Abhandlungs-Behörde an das zuftändige - 


Gericht zu wenden, damit dasjelbe die Inventur durch feine Ge- 
richt3- Abgeordneten vornehmen laſſe. 


$. 93. 


Zur Vornahme der Inventur bat der Inventurs-Commiſſär 
nebft den erforderlichen Kunftverftändigen immer zwei Hausgenoſſen 
des Erblafierd oder andere glaubwürdige Männer ald Zeugen bei- 
zuziehen. Die befannten Erben, welche am Orte der Inventurs— 
Aufnahme anmelend find, oder fich in folder Nähe befinden, daß 
ihre Vorladung ohne Aufenthalt geſchehen kann; der etwa beftellte 
Verlaſſenſchafts-Curator; der Vollzieher des legten Willens, wenn 
ein folcher beftellt ift; und diejenigen Gläubiger, welchen allenfalls 
die Abjonderung der Erbichaft von dem Vermögen bed Erben be— 
williget wurde, find von Amtöwegen vorzuladen. 

Bei Fideicommiß- und GSubftitutions-Anfällen find außer dem 
unmittelbaren Nachfolger auch die anmwejenden fünftigen nächften Er- 
ben, die Fideicommiß- oder Subftitutiond-@uratoren und die ver- 
muthlichen Erben des frei vererblichen Vermögens des Erblafjers 
oder ihre gejeklichen DBertreter beizuziehen. 

Sollien die Vorgeladenen zur vorgefchriebenen Stunde nicht 
esicheinen, jo kann das Inventar auch in ihrer Abwejenheit auf 
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genommen werden. Der Inventurd-Gommijfär hat fich jedoch vor= 
läufig die Ueberzeugung von der gehörig erfolgten Zuftellung ber 
Vorladungen zu verfchaffen, und dieſes auf dem Jnventar zu bemerfen. 


$. 94. 


Bei minder bedeutenden Berlafienichaften ift dad Inventar, 
wenn ed von Amtswegen errichtet werden muß, oder einer der Er— 
ben darum anjucht, fogleich bei der Todfalld-Aufnahme zu verfafjen 
und dem Gerichte vorzulegen. 


$. 95. 


Das Inventar muß ein genaues und vollftändiges Verzeichniß 
alles beweglichen und unbeweglichen Vermögens, in deſſen Beſitze 
ſich der Erblafier zur Zeit jeined Toded befunden hat, enthalten, 
und den damaligen Werth und Betrag desjelben klar anzeigen. 

Die einzelnen Beftandtheile des Vermögens find nach Rubrifen 
zu ordnen, und am Ende ded Inventars die Hauptjummen aller 
Rubrifen zu wiederholen und zufammenzuziehen. 

Es ift darin zu bemerfen, zu welder Zeit und in weflen 
Gegenwart das Inventar aufgenommen worden ift. 


$. 96. 


Die Gerichts-Abgeordneten haben ſich über den Zuftand bes 
Vermögens durch Unterfuhung der Berlaffenichafts - Schriften und 
der vorhandenen Urkunden, durch eigene Beſichtigung der Güter und 
Fahrniſſe, Vernehmung der Erben, Verwandten und Hausgenoſſen, 
Benützung der öffentlihen Bücher und Gerichts-Acten, und durch 
andere ſchickliche Mittel vollftändige Aufflärung zu verjchaften. 

Sie haben die Vollendung und Ueberreihung des Inventars jo 
viel als möglich zu beſchleunigen, fich aller eigenmächtigen Verfü— 
gung über die zur Verlaſſenſchaft gehörigen Gegenftände bei ſchwerer 
Beraniiwortung zu enthalten, und nicht dad geringfte davon, wäre 
e8 auch durch Kauf an fich zu bringen. 


8. 


Die zur Verlaſſenſchaft gehörigen Werthpapiere find nach ihrer 
Gattung, nad der Nummer, den: Tage der Ausitellung und dem 
8* 
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Zinsfuße genau anzuführen. Zugleich ift der Betrag der bis zum 
Todestage ausftändigen Intereſſen beizufügen, 

Diejenigen Werthpapiere, welche in dem Börfeblatte aufgeführt 
werden, find nad ihrem Courswerthe den Vorjchriften des Gebüh- 
rengejfeged gemäß anzujchlagen. Sollte jedoch dieſe Werthbeftim- 
mung: zur Zeit der Errichtung des Inventars gar nicht, oder doch 
nur mit Weitläufigfeit, oder Verzögerung ausführbar fein, jo find 
derlei Papiere in dem Inventar einftweilen nur mit ihrem Nenn— 
betrage anzuführen, indem ihre eigentliche Werthbeftimmung ber Ab: 
handlung vorbehalten bleibt. | 

MWerthpapiere, welche in dem Börfeblatte nicht vorfommen, find 
genau zu bezeichnen, und ſtets mit ihrem Nennbetrage anzufeen. 


$. 98. 


Bei anderen Forderungen des Erblaſſers muß der Name des 
Schuldners, der Tag der Austellung des Schuldfcheines und ber 
dazu gehörigen Urkunden, der Zinsfuß, der Betrag der Hauptichuld 
und der bis zum Todestage verfallenen Intereſſen angezeigt und be= 
merft werden, ob und wie das Gapital verfichert fei. 

Sind über eine Poft Feine Urkunden vorhanden, jo muß in 
dem Inventar beigejett werden, worauf fih die Angabe über dieſe 
Forderung gründet. 

Urkunden, Rechnungen und Schriften, welde für bie Theil- 
nehmenden wichtig jein fünnen, aber fich nicht auf einzelne Schuld- 
poften beziehen, find am Ende des Inventars kurz anzuzeigen. 


$. 99. 


Fahrniſſe find entweder nach Gattung, Zahl, Mat und Gewicht 
anzugeben, oder einzeln zu bejchreiben. Ihr Werth ift Durch gericht- 
liche Schätzung zu erheben. 

. Größere DVorräthe oder Sammlungen von Sachen derſelben 
Art können in befondere Verzeichniffe gebracht und dieſe dem In— 
ventar angejchlofjen werben. | 


$. 100. 
Der Werth unbeweglicher Güter it, in foferne er zur Bemeſ— 
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fung der Gebühren erhoben werben foll, nach Vorſchrift des Gebüh- 
rengefeges auszumitteln, und in bad Inventar einzutragen. 

In Beziehung auf die Rechte der Parteien ift eine gerichtliche 
Schätung zum Zwecke der Abhandlung nur dann aufzunehmen, wenn 
fie von einem ber Erben angeſucht, oder von dem Gerichte wegen 
Berechnung des Pflichttheiles oder aus anderen befonderen Gründen 
ausvrüdlich angeordnet wird. Außer diefem Falle fann der Werth 
der Güter in dem Inventar nach der letzten früher vorgenommenen 
Schätzung oder nach dem Gontracte bei der legten Bejigveränderung 
oder endlich nach den Steuer-Kegiftern angeſchlagen werden. 

Die den Werth einer unbeweglichen Sache nachweijenden Ur- 
funden find in Urfohrift oder beglaubigter Abſchrift dem Inventar 
anzufehließen, oder wenigfiend darin mit Beftimmtheit anzuführen. 


$. 101. 


Zu Schätungen unbeweglicher Güter, größerer Sammlungen von 
Büchern, Kunftwerfen oder Seltenheiten und anderer Fahrniſſe von 
beionderem Werthe find zwei beeidigte Sachverftändige zu gebrauden. 

Die übrigen Fahrniſſe können von einem einzigen beeibigten 
Sachverſtändigen geihätt werden, foferne nicht von einem Bethei— 
ligten die Beiziehung eines zweiten Kunftverftändigen verlangt wird, 
in welchem Falle er die Koften dafür zu tragen Bat. 

Die beeideten Schätleute haben den gemeinen Werth der Gü- 
ter und Fahrniſſe nach der Zeit des Todes des Erblajjerd genau 
und gewiſſenhaft anzugeben. 


$. 102. 


Angeblich fremde Sachen, in deren Beſitz ſich der Erblaſſer 
befunden hat, jollen in das Inventar aufgenommen werden, ohne 
jedoch, wenn die Eigenthumsrechte dritter Perſonen Elar jcheinen, den 
Werth derjelben auszumwerfen, und bei Berechnung ded Vermögens 
in Anſchlag zu bringen. 

Immer ift hierbei zu bemerfen, von wen und aus weldem 
Grunde diefe Sachen angeiprochen werden. 

Auch Sachen, welche dem Erblaſſer gehören, ſich aber in Hän— 
den dritter Perſonen befinden, ſind in das Inventar einzubeziehen, 
und dabei der Grund anzugeben, warum ſie ſich bei einem Dritten 
befinden. 
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$. 103. 


Wenn ber Betrag und die Befchaffenheit der Verlaſſenſchafts— 
Schulden ohne weitläufige Verhandlungen und großen Zeitverluft in 
das Klare gefeßt werden kann, follen auch diefe in dem Inventar 
vorkommen, und die Rückſtände an den Zinfen berfelben, an ſchul— 
digen Steuern und anderen fortlaufenden Zahlungen bis zum To» 
beötage des Erblaſſers berechnet werden. Dabei muß genau be- 
merkt werben, worauf fich die Angaben über jede einzelne Schuld- 
poft gründen. 

Der Bafliv-Stand ift insbefondere dann bei der Errichtung ber 
Inventur mit möglichfter VBollftändigkeit zu erheben, wenn dieſe ſchon 
bei der Todfalls-Aufnahme vorgenommen wird ($. 94), um hier- 
durch dad Gericht in den Stand zu fegen, die Verlafienfchafts - Ab- 
handlung ohne weitere Erhehungen beendigen zu können. 

Am Schluße des Inventars wird die Hauptfumme der Schul- 
den und dad nad Abzug verjelben erübrigende reine Vermögen be- 
rechnet. 


$. 104. 


Finden ſich Handlungs-, Fabriks- oder Gewerbsbücher vor, fo 
ift deren VBefchaffenheit in dem Inventar zu bemerfen, fodann find 
die Bücher mit Rückſicht auf den Todestag nöthigenfalles unter Bei- 
ziehung von beeidigten Sachverftändigen abzufchliegen, und der fich 
hiernach ergebende Vermögensftand in das Inventar einzubeziehen. 
Hat der Erblaffer an einer Handlung, Fabriks- oder Gewerbsunter— 
nehmung nur als Gejellfchafter Theil genommen, fo ift über feinen 
Antheil ein Rechnungsabſchluß vorzulegen, und nad) Umſtänden deſſen 
Prüfung durch beeidete Sachverftändige zu veranlajien. 

Die über Antheile an Actien-Vereinen ausgefertigten Aetien- 
Scheine find unter den Werthpapieren aufzuführen ($. 97). 


$. 105. 


Hat der Erblaffer eine geiftliche Pfründe bejeffen, fo ift zur 
Errichtung des Inventars, den darüber ertheilten befonderen Vor— 
ſchriften gemäß, ein geiftlicher Commiſſär oder ein anderer Ahgeord- 
neter der Staatöverwaltung beizuziehen, da8 Vermögen der Pfründe 
von bem eigenen Vermögen des Verſtorbenen abzujondern und jedes 
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derfelben in ein eigenes Merzeichniß zu bringen. Dabei muß mit - 
Hilfe der Stiftungd-Urfunden und des Inventars der Pfründe der 
Betrag berechnet, und nöthigenfalles durch Sachverſtändige feſtgeſetzt 
werden, welchen die Pfründe an die Verlaſſenſchaft zu fordern oder 
derjelben zu erjegen hat. Dem Patron jol auch von der Errich— 
tung des Inventars vorhinein Nachricht gegeben und dabei auf feine 
Koften zu erſcheinen geftattet werden. | 
In wieferne zur Errichtung der Inventur über den Nachlag 
eines Mitgliedes der höheren Fatholiichen Geiftlichfeit auch ein Ver— 
treter des Staatsſchatzes und Abgeordnete der politiichen Behörden 
beizuziehen find, beftimmen die beitehend'n befonderen Vorſchriften. 


$. 106. 


Mar der Erblafier Nubnießer eines Fideicommiſſes, jo ift in 
dem Fideicommiß-Inventar nicht nur das wirklich vorgefundene Vers 
mögen zu bejchreiben, ſondern auch zu bemerfen, ob alle nach ver 
legtwilligen Anordnung des Fideicommiß-Stifterd und nach den Als 
teren Inventarien zu dem Fideicommiſſe gehörigen Güter und Yahr- 
nifje vorhanden feien, oder wie viel davon fehle. 

Befinden fih auf dem Fideicommiß-Gute zu dem frei vererbli- 
hen Vermögen gehörige Früchte oder andere Sahrnifje, jo muß dar— 
über ein eigene? Inventar verfertiget werden. 


$. 107. 


Das Inventar ift von den Gerichtd-Abgeorbneten, den Sad 
verftändigen, den Zeugen und den bei der Berfafjung vesjelben an— 
weſenden Betheiligten zu unterjehreiben, und fammt allen Beilagen 
dem Gerichte zu überreichen, welches dasjelbe nach vorausgegange- 
ner Prüfung aufzubewahren, und Jedermann auf Verlangen Ab» 
jchrift davon zu ertheilen Hat. 


$. 108. 


Menn das frei vererbliche Vermögen des Erblajjerd in meh 
teren Abtheilungen invertirt wurde, jo müfjen von der Abhandlung3- 
Behörde ale dieſe Theil-Inventarien ſummariſch in ein einziges In— 
ventar, welches das ganze Vermögen de3 Erblaſſers umfaßt, zufame- 
mengetragen werben, 


h . 
Das Bormulare Nr. TI. enthält das Beifpiel eined Verlaſſen— 
ſchafts-Inventars. 


$. 109. 


Die Koften für die Errichtung der Inventur Hat in ber Regel 
die Verlaſſenſchafts-Maſſe zu tragen, 

Wird jedoch die Inventur auf Anjuchen eines Verlaſſenſchafts— 
Släubigerd ($. 812 de8 a. b. ©, B.) vorgenommen, jo muß er 
die damit verbundenen Koften allein tragen. 

Die Koften für die Errichtung der Inventur über Fideicommiß— 
und Subftitutions-Erbichaften fallen Demjenigen zur Laft, auf wel- 
hen der Genuß biefer Güter nad) dem Erblaſſer übergeht. 


$. 110. 


Dem Inventur-Commiſſär ift e8 nicht geftattet, die den Sach— 
verftändigen zufummenden Gebühren gleich bei der Verfaſſung bes | 
Inventars und ohne gerichtlihe Beſtimmung auszubezahlen. Der - 
jelbe Hat vielmehr die von den Sadverfländigen angejprochene Be- 
lohnung mit genauer Angabe der Zahl ber zur Inventur verwen— 
deten Tage oder Stunden jammt den allfälligen Bemerfungen ber 
Parteien zu verzeichnen, die ihm ſelbſt etwa gebührenden Reiſekoſten 

und Diäten audzumeilen, und die Beftimmung bed Gerichte dar— 
über einzuholen. 


$. 111. 


Das Gericht hat in dem Beſcheide über das vorgelegte Inven— 
tar auch die Beftimmung über die Koften zu treffen, und die Ein« 
hebung und Berichtigung derfelben zu verfügen. 

Bei Beftimmung der den Sadverftändigen gebührenden Be— 
lohnung ift ſowohl auf ihre Mühewaltung, Kenntniffe und den 
erlittenen Zeitverluft, ald au auf den MWermögensftand der Ver— 
laſſenſchaft und die Verhältniffe der Parteien gehörige Rückſicht zu 
nehmen. 
Bei geringfügigen Verlafienfchaften können die Sadverftändigen 
feine Belohnung anſprechen, wenn fich zugleih der Erbe in dürf— 
tigen Vermoͤgensumſtänden befindet. 
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Im Falle einer unbedingten ‚Exhserflärung hat der Erbe das 
Verlaſſenſchafts-Vermögen nach allen ſeinen pt ebenſo wie 
in einem Inventar zu beſchreiben und die Richtigkelt der Angaben 
entweder ſelbſt oder durch einen hierzu mit befonderer Vollmacht, ver⸗ 
ſehenen Bevollmächtigten mit eigenhändiger Unterſchrift an Eipeöftatt 
zu bekraͤftigen. je 

Dieſes Vermögensbekenntniß iſt der Abhandlungspflege anſialt 
des‘ Inventars zu Grunde zu legen. 

Auf welche Weiſe der Werth der in dem Vermögenshefennt: 
niſſe aufgeführten’ Gegenftände zum Zwecke ver Gebührenbemeffung 
zu beftimmen fei, ift in den Gebührengejegen enthalten. 


Sedfter Abſqhnittt. 
Von der Erößerflärung. | 


. 113. 
Bei den Gerichtshöfen ift die Erbserflärung in ber Regel ($. 
3) Ihriftlich anzubringen, daher das Gericht bem Erben oder befien 


gejegmäßigem Vertreter. (F. 74 u. ſ. f.) eine angemeſſene Friſt zu 
deren Ueberreichung zu beſtimmen hat. 


$. 114. 


Die Bezirksgerichte haben die Erben oder deren Vertreter zur 
Abgabe der Erbserklärung in der Regel zu einer Tagſatzung vor— 
zuladen, und ihnen in der Vorladung aufzutragen, die zur Nach— 
weiſung ihres! Erbrechtes etwa erforderlichen Behelfe mitzubringen. 
Bei der Tagſatzung iſt von jedem derſelben die Erklärung abzufor— 


dern, ob und auf welche Weiſe er die Erbſchaft antreten, oder ob. | 


er dieſelbe ausfchlagen wolle. "Das Gericht hat diejenigen unter _ 
ihnen, welche micht mit einem vechtöfundigen Sachwalter verſehen 
ſind, über die geſetzlichen Folgen der bedingten und unbedingten 
Erbserklärung und ver Einberufung der Verlaſſenſchafts⸗Glaͤubiger —— 
belehren, und hiernach ihre Aeußerungen oder Erbberklärungen zu 
Protokoll zu nehmen. 
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Wo es thunlich ift, ſoll die Erbfchaftserflärung zugleich bei ber 
Todfalls-Aufnahme aufgenommen werben. 


$. 115. 


Dem Erben fteht aber auch bei den Bezirfägerichten frei, feine 
Erbserklärung jchriftlich zu überreichen. 

Auch bleibt e8, wenn die Erben oder deren gejehliche Vertre— 
ter zu weit entfernt find, um fie mündlich vernehmen zu fünnen, 
dem Ermeſſen des Bezirfögerichtes überlaffen, fie über die Erbserklä— 
rung oder andere Puncte der Abhandlung entweder durch das Ge- 
richt ihres Aufenthaltes vernehmen zu laſſen, oder fie zur Beftellung 
eined Bevollmächtigten in dem Bezirfe der Abhandlungs=-Behörbe an- 
zuweiſen. 


$. 116. 


Dem Erben Fann aus erheblichen Gründen eine Bedenfzeit und 
daher eine Verlängerung der ihm zur Erbserflärung beftimmten Friſt 
oder eine Erftrefung der hierzu angeordneten Tagſatzung bemilliget 
werden. Doch fol viefelbe längftend auf die Dauer eined Jahres 
ertheilt werben. 


$. 117. 


Tritt der Grund einer rifterweiterung nur bei einem oder dem 
anderen aus mehreren Erben ein, ſo ſind zwar die anderen auch 
früher über ihre Erbserklärung zu vernehmen, ſie können aber wi— 
der ihren Willen nicht verhalten werden, ihre Erklärung vor dem 
Ablaufe der, einem Miterben bewilligten längeren Friſt abzugeben. 


$. 118. 


Wenn Erben, welche ihr Vermögen felbit zu verwalten berech- 
tiget find, bei der Tagſatzung nicht erjcheinen, oder bei derfelben oder 
in der zur fchriftlichen Erklärung ($. 113) beftimmten Friſt Feine 
Erbserflärung abgeben, fo ift die Erbichaft ohne Rückſicht auf ihre 
Anſprüche bloß mit jenen, welche jich zu Erben erklärt haben, zu 
verhandeln. Diejes ift daher den Erben entweder ſchon bei ber er— 
ften Vorladung zur Tagſatzung oder Abforderung der fchriftlichen Er— 
flärung, ober wenn ed damals nicht für nothwendig befunden wor» 
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ben wäre, im Ralle eine® Säumnifje8 bei ber Beftimmung einer 
neuerlichen Tagſatzung oder Frift ausdrücklich zu erinnern. 

Die Vertreter minderjähriger oder unter Guratel ftehender Er- 
ben find nöthigenfalles durch angemeſſene Zwangsmittel anzuhalten, 
die Erbichaft anzutreten, oder bie erforderliche Genehmigung der Bor- 
mundjchaft3-Behörde zur Ausichlagung derſelben beizubringen. 


$. 119. 


Jeder Erbe hat zur Antretung der Erbfehaft eine mit ben Er- 
fordernifjen der $$. 799 und 800 des allgemeinen bürgerlichen Ge— 
jeßbuches verjehene Erbserflärung beizubringen. 

Dieſes gilt jelbit dann, wenn die Legatare, nachdem bie durch 
den legten Willen berufenen und die gejeglichen Erben der Erbichaft 
entjagt haben, verhältnigmäßig als Erben betrachtet werden wollen 
($. 726 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches). 


$. 120. 


Jede Erbserklärung muß von dem Erben oder deflen audge- 
iwiejenen Vertreter eigenhändig unterjchrieben werden. Befindet fich 
ber Erbe außer dem Kronlande, werin dad Gericht feinen Sit hat, 
jo muß die Unterfchrift gerichtlich oder durch einen öffentlichen Notar 
beglaubiget fein. Jede in der vorgejchriebenen Form ausgeftellte 
Erbserflärung ift von dem Gerichte anzunehmen, und bei den Ab— 
handlung3-Acten aufzubewahren. Um jedoch die in den $$. 810 
und 819 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches erwähnten ge= 
richtlihen Verfügungen zu erwirfen, muß der Erbe nöthigenfalles 
jein Erbrecht gehörig ausweijen, wozu ihm die erforderliche Anwei— 
jung zu ertheilen ift. 


$. 121. 


Mer nah ben bei der Todfalls-Aufnahme oder deren Ergän- 
zung gemachten unverdächtigen Angaben der Angehörigen, der Haus- 
genofjen oder anderer glaubwürdiger Zeugen als der nächfte zur gefet- 
lichen Erbfolge berufene Verwandte erfcheint, oder in einem dem In— 
halte und der äußeren Form nach vorfehriftmäßig eingerichteten leß- 
ten Willen zum Erben eingefegt ift, wird fo lange für den recht— 
mäßigen Erben gehalten, als dagegen von anderen oder näheren 
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Verwandten Fein Widerſpruch erhoben, oder bie Rechtsgiltigkeit bes 
Teftamentes nicht beftritten. wird. 

Se ſich die Erbgerflärung auf ein mündlich errichtetes, Te- 
ftament, ſo ift die Beeidigung der Zeugen, von melden ein eigen- 
haͤndig gefertigter Aufſatz darüber vorliegt, oder melde nach der 
Rokfeheft bes 8. 64 zu Protofoll vernommen worden find, zur 
Ausweiſung des Rechtstitels an ſich nicht erforderlich. 


$. 122. 


Dem Ermeſſen des Gerichtes bleibt es überlaffen, wenn bas 
nächfte ‚oder ausſchließende Erbrecht des angeblichen Erben zweifel- 
haft ift, die allenfalls. vor oder mit ihm zur Erbfolge berufenen 
Perſonen zu vernehmen und nach Umſtänden, dem: 8. 126 "gemäß, 


‚Dur ein, Edict vorzuladen. 


$. 123. 


Wenn zu dem nämlichen Nachlaffe mehrere Erbserflärungen 
angebracht werden, welche mit einander im Widerſpruche ftehen, fo 
find zwar alle anzunehmen, das Gericht hat aber nach Bernehmung 
der Parteien zu. entjcheiden, »melcher -Theil gegen den »anderen als 
Kläger - aufzutreten ‚habe. Zugleich. hat das Gericht eine angemefjene 
Friſt zu „beitimmen, binnen welcher die Klage anzubringen iſt, wi- 
drigenfalles mit- der ‚Verlaffenfchafts-Abhandlung ohne Berückſichti— 
gung der. auf. den Rechtsweg verwiefenen Erbanſprüche vorgegangen 
Averden ‚würde, 


$. 124. 


Gegen den Bertrags-Erben, welcher einen mit ben erforder» 
hen Förmlichfeiten verfehenen und als echt anerfannten Vertrag 
für jih Hat, muß zur Beftreitung des Erbrechtes Jedermann, beffen 
Anfpruch fih nur auf eine letzte Willenserklärung oder auf die ge— 
jegliche Erbfolge ſtützt, gegen den Erben aus einer: im der «gehörigen 
Form errichteten, „und Hinfichtlich ihrer Echtheit unbeftrittenen legten 
Willenserklärung Jedermann, deffen Anſprüche nur auf der gejeh- 
lichen Erbfolge beruhen, als Kläger auftreten. 

Sind aber die. Erbserffärungen ſamentariſcher oder gefehlicher 
Erben unter. einander im Widerfpruche, jo hat das Gericht nach’ Ver- 


1133. 








69 


nehmung beider Theile denjenigen ber ftreitenden ‚Erben zur Ueber- 
reichung der Klage anzuweiſen, welcher, um fein Erbrecht geltend 
machen zu Föinen, ven ftärferen Erbrechtstitel jeined Gegners vorerſt 
entfräften müßte, 


$. 125. 


Wird die Klage von dem auf den Rechtsweg vertwiefenen Theile 
in ber feſtgeſetzten Friſt überreicht, jo ift mit der Verlaſſenſchafts— 
Abhandlung bis zur Entfcheidung bed Nechtäftveites inne zu halten. 
"Doch fteht jedem Theile frei, einfrweilen die gerichtliche Sequeftra- 
‚tion des Nachlafjes anzufuchen. 


$. 126. 


Sind die, Erben einer Verlaffenfchaft dem Gerichte gänzlich un- 
befannt, oder machen vie befannten Erben von ihrem Erbrechte ber 
erfolgten Verſtändigung ungeachtet in der beftimmten Friſt Feinen 
Gebrauch, ſo hat das Gericht einen Verlaſſenſchafts-Curator zu bes 
‚stellen (F. 77), und die unbefannten Erben von Amtswegen mittelft 
Edictes nach den Formulare Nr. III mit der Warnung vorzuladen, 
daß fie. fich binnen Einem Sahre zu melden, und ihre Erb3erklärung 
anzubringen haben, widrigenfalles die Verlaſſenſchaft mit denjenigen, 
welche ſich erbserklärt Haben, verhandelt, und ihnen nad Maßgabe 
ihrer Anfprüche eingeantwortet, der nicht angetretene Theil der Ver— 
lafjenfchaft aber, oder wenn fich Niemand erbserflärt Hätte, die ganze 
Verlaſſenſchaft vom Staate als erblos eingezogen werden würde. 
Denjenigen Erben, welche ſich etwa ſpäter melden, bleiben ihre An- 
jprüche nur fo Tange vorbehalten, als fie durd) Verjährung nicht er— 
lofchen find. 


54 427. 


Der Verlaſſenſchafts-Curator hat des ausgefertigten Edictes un« 
geachtet auch alle übrigen zur Ausforfhung der Erben und ihres 
Aufenthaltes dienlihen Mittel anzuwenden, und ben Erfolg dem 
Gerichte anzuzeigen. Er hat au bie Verwaltung und Vertretung 
des Nachlaſſes insbeſondere die Eintreibung der Aetiv = Forderungen 
desjelben zu bejorgen, und fobald es mit Sicherheit gefchehen kann, 
bie Erbſchafts⸗Gläubiger und Vermächtnißnehmer zu befriedigen. Er 
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fann aber als folder weder eine Grbserflärung überreichen, noch bie 


von einem Anderen überreid,te Grbserflärung oder eine letztwillige 
Anordnung beftreiten. 


$. 128. 


Wird der Edictal-Vorladung ungeachtet in der feftgefeten Friſt 
von Niemand ein Erbrecht angemeldet und ausgewiefen, fo hat bie 
Abhandlungs-Behörde, ohne daß eine Erbverhandlung zu pflegen wäre, 
den Nachlaß als erblos dem Fiscus zu übergeben, und zu biefem 
Ende der zuftändigen Behörde die Anzeige davon zu machen ($. 153). 


$. 129. 


Iſt dem Gerichte die Perfon eines Erben zwar befannt, ber 
Aufenthalt desfelben aber unbefannt, fo ift ein Gurator für denſel— 
ben zu beftellen, welchem zwar, wenn Ausficht vorhanden ift, den 
Abwejenden ausforfchen und ihn von dem Erbfalle verftändigen zu 
fünnen, eine angemefjene Friſt hierzu beftimmt werden fann. Läßt 
fih jedoch die Ausforſchung des Abweſenden nicht erwarten, ober 
bleiben die Verſuche hierzu ohne Erfolg, fo hat das Gericht diefen 
Abweſenden auf Antrag des Guratord, welchem hierin feine Zöge- 
rung zu gejtatten ift, durch ein auf Ein Jahr geftelltes Ediet nad 
dem Bormulare Nr. IV. mit dem Beifate von dem Erbfalle in Kennt- 
niß zu feßen, daß die Erbfchaft, wenn er während diefer Zeit we- 
ber jelbit erjcheinen, noch einen Bevollmächtigten beftellen follte, in 
feinem Namen von dem Gurator angetreten, die Abhandlung gepflo- 
gen, und der ihm gebührende reine Nachlaß bis zum Beweiſe feines 
Todes oder jeiner erfolgten Todeserflärung für ihn bei Gericht auf- 
bewahrt werden würde ($. 278 des allgemeinen bürgerlichen Ge— 
ſetzbuches). 


$. 130. 


Die in Folge der $$. 126 und 129 auszufertigenden Ediete 
find bei Gericht anzufchlagen, und dreimal den zu Öffentlichen Kund— 
machungen in dem Kronlande beftimmten Zeitungsblättern einzujehal- 
ten, nach Umftänden aber auch in anderen Kronländern und felbft im 
Auslande durch die Zeitungsblätter befannt zu machen. 

Wenn zu gleicher Zeit mehrere Fälle viefer Art vorkommen, jo 
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fann für mehrere Verlaffenfchaften ein einziges Edict audgefertiget 
werden. Die Einrückungsgebühren find aus der Verlaſſenſchaft, oder, 
wenn das Ediet nur wegen einzelner Erbtheile erlafjen wird, aus 
biejem zu beftreiten. 


Siebenter Abſchnitt. 
Bon der Einberufung der Berlaflenichaftd-Gläubiger. 


$. 131. 


Ediete zur Einberufung der Verlaſſenſchafts-Gläubiger find dem 
Beftimmungen der $$. 813 bis 815 des allgemeinen bürgerlichen 
Gejeßbuches gemäß auf Anjuchen ded Erben oder Verlaſſenſchafts— 
Euratord nach dem Formulare Nr. V auszufertigen. Nach Umftän- 
den Fann die Vorladung der Gläubiger mittelft des nämlichen Edie— 
tes gefchehen, wodurch die Erben einberufen voerden. 


$. 132. 


Wenn bei einem Civilgerichte die Verlafienichaft einer zum Mi— 
litärftande gehörigen Perſon abzuhandeln if, weldhe gegen das Mi— 
litär-Aerar in Rüdftänden geftanden fein kann, fo ift die Einberu— 
fung der Gläubiger den Vorfchriften des Hofdecretes vom 31. Des 
cember 1801, No. 549, gemäß mit Beftimmung einer Friſt von ſechs 
Monaten von Amtsweger: zu veranlafjien und dad Landes - Militär- 
Commando davon zu verftändigen. 


$. 133. 


Merden die unbefanrıten Erben oder die Gläubiger aufgefordert, 
an einem beftimmten Tage vor Gericht zu erfcheinen, jo find auch 
bie befannten Erben oder der Verlaſſenſchafts-Curator zu dieſer Tags 
jaßung vorzuladen, über die bei derjelben angemeldeten Erbſchaftsan— 
ſprüche und Forderungen wird ein eigenes Protofoll aufgenommen, 
welches den Abhandlungsae ten beizulegen if. Dariı muß der Name 
und Wohnort jedes Erben oder Gläubigers, oder feines Bevollmäch— 
tigten, die Bejchaffenheit ver Anjprüche oder Schuldforderungen, und 
ber Tag der Ausftellung der allenfalld3 vorgewiejenen Urkunden an— 
gemerkt werden. Schriftliche Anmeldungen find in diefem Protofolle 
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beizufügen, und bie Erben oder der DVerlaffenfchafts-Gurator bavon 
zu verftändigen. 


$. 134. 


Bei den Bezivfägerichten ift, wenn es von den Erben oder dem 
Berlafienichafts » Gurator verlangt wird, bei der zur Anmeldung der 
Anfprüche angeordneten Tagſatzung aud die Nichtigkeit und ber Bei- 
trag der angemeldeten Forderungen foviel als möglich in das Klare 
zu fegen. Der Erbe ift hierbei über jede einzelne Schulbpoft zu 
vernehmen, und die Angabe des Gläubiger8 mit den beigebrachten 
Schuld -Urfunden und anderen Behelfen zu vergleichen: Das’ An— 
meldungs=Brotofoll muß in dieſem Falle außer den im $. 133) er- 


wähnten Puneten zugleich enthalten, ob und in welchem Betrage jede" 
Forderung von dem Erben für richtig erfannt wurde. Forderumgen, 
über welche Feine. Ausgleichung zu Stande kommt, ſind auf" den’ 


Weg Rechten zu verweifen. 
Nach Umftänden kann auch einzelnen befannten Gläubigern eine 


bejondere Vorladung zur gerichtlichen Liquidation ihrer Borderungen 
zugeftellt werben. 


Achter Abſchnitt. 


Bon den befonderen Vorkehrungen in Nüdficht der Verlaffenfchaften 


der Ausländer, 


$. 135. 


Im Falle des Tode von Ausländern, über deren Verlaſſen— 
Ichaft die Erbverhannlung und Entſcheidung der -ftreitigen Erbreihts- 


Anfprüche nach den Beftimmungen des $. 23 der auswärtigen Ge- 
richtäbehörde zu überlaffen ift, Hat doch die hierländige Gerichtäbe- 
hörde auf Verlangen derjenigen Erben und Vermächtnißnehmer, welche 


dfterreichiiche Staatöbürger oder in dem öfterreichifchen Staate fich 


aufhaltende Fremde find, mit der Ausfolgung des Nachlaſſes oder 


des zu ihrer Bedeckung erforderlichen Theiles in das Auslarıd jo 


lange inne zu halten, bis über ihre Anfprüche durch die dortigen‘ 


Gerichtöbehörden rechtögiltig. entſchieden iſt. 


Se — 


73 


$. 136. 


Für die Gläubiger aber, welche öfterreichifche Staatsbürger oder 
hierlandes jih aufhaltende Fremde find, und ihre Korderungen wider 
den Erblafjer jehon bei jeinem Leben anhängig gemacht haben, oder 
doch vor der wirflihen Ausfolgung des Nachlaſſes Eagbar machen 
oder gerichtlich anmelden, ift von den öſterreichiſchen Gerichtäbehörben 
jederzeit in joweit Sorge zu tragen, daß die, Ausfolgung des Ver— 
lafſenſchaftsvermögens erft dann geſchehen darf, wenn deren Beftie- 
digung erjolgt, oder Pierfellung für die ONERFEIIMAER — ge⸗ 


leiſtet iſt. 


$. 137. 


Daher find im Falle des Todes eined Ausländerd ftet3 alle 
Erben, Vermächtnißnehmer und Gläubiger. der angeführten Art ($$. 
135 und 136), welche auf den Nachlaß Anſprüche stellen zu kön— 
nen. glauben, mittelft eine® auf angemefjene Friſt audzufertigenden 
Edietes aufzufordern, ihre Forderungen binnen. derjelben ſo gewiß 
anzumelden, widrigenfalles der Nachlaß an die auswärtige Gericht3- 
behörbe oder die. von: derjelben zur Uebernahme gehörig — 
FRE audgefolgt werden würde. 


$. 138. 


Wird im Falle des Todes von Ausländern, welche ihren or= 
dentlichen Wohnſitz in dem öfterreichiichen Staate hatten ($. 24), 
von den bierlandes befindlichen Erben um die Vornahme der Ver— 
laffenihafts-Abhandlung durch die öfterreichiiche Gerichtäbehörde an— 
geſucht, ſo find in dem ‚auszufertigenden Ediete auch die allfälligen 
auswärtigen Erben und Vermächtnignehmer, aufzufordern ihre ‚An- 
Iprüche anzumelden, widrigenfalles die Verhandlung von dem öſter— 
reichifehen Gerichte mit denjenigen Betheiligten, welche, darum ein- 
gefchritten find, vorgenommen werden würde... Meldet ich in Folge 
dieſes Ediectes, welches auch. den auswärtigen Zeitungsblättern ein— 
zufchalten ift, Niemand, oder find die fih Meldenden mit der, Ber- 
- Handlung vor dem. öfterreichiichen Gerichte einverſtanden, for ift dieſe 
nad den bierländigen Gejegen zu pflegen. Wird. aber von Bethei- 
ligten, welche ſich gemeldet haben, oder, von der zuftändigen auswär— 
tigen Behörde ſelbſt auf, bie Verhandlung ‚vor dem augegtiaen Rich⸗ 
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ter gebrungen, fo ift dieſes Begehren, foferne nicht bie Beobachtung 
ber WNeciproeität eine entgegengefehte Maßregel nothwendig macht, 
zu "willfahren. | 

$. 139. 


Die Verlaffenfchaften türfifcher, in dem öfterreichifchen Staate 
verftorbener Unterthanen follen, wenn die Erben befannt und in dem 
dfterreichifchen Staate anfäffig find, und wegen Vornahme der Ab- 
handlung einichreiten, hinfichtlich des hierlandes hinterlaffenen beweg— 
lichen Vermögens von der nah dem Wohnfite des Erblafferd zu- 
ftändigen öfterreichifchen Gerichtsbehörde nach den öfterreichifchen Ge- 
jegen abgehandelt und den Erben eingeantwortet werden. 


$. 140. 


Sind die Erben unbekannt, oder wird es von den befannten 
Erben verlangt, fo find alle diejenigen, welche auf die Berlaflen- 
haft einen Anfpruch machen, durch Ediet aufzufordern, ihre An— 
ſprüche binnen ſechs Monaten anzumelden, und gehörig darzuthun, 
widrigenfalles der ganze Nachlaß oder der entiprechende Theil deſſel— 
ben ($. 141) an die nächſte ottomanifche Miffton verabfolgt wer- 
ben würde. 

Jedenfalls hat aber die nach dem vorhergehenden Paragraphe 
zuftändige Gerichtöbehörbe für die fichere Verwahrung ber Effecten 
und Schriften des Verftorbenen Sorge zu tragen. 


$. 141. 


Werden Feine Ansprüche angemeldet, oder wird durch bie ans 
gemeldeten die Maſſe nicht erfchöpft, oder verlangen einige der be- 
theiligten türfifchen Unterthanen, daß ihr Erbtheil an bie ottoma- 
nifche Regierung verabfolgt werde, fo ift entweder die ganze, ober 
nach gepflogener Abhandlung mit den fich meldenden Erben und 
nach Befriedigung der fonft angemeldeten und gehörig nachgewieſenen 
Anfprüche, übrig bleibende Verlaffenfchaft an die nächfte ottomanifche 
Miſſion zu übergeben. Diefes hat auch mit jenem Theile der Ver— 
lafienfhaft zu gefchehen, auf welchen türfifche Unterthanen einen An— 
ſpruch angemeldet Haben, wenn diefe von anderen türfifchen Unter— 
thanen beftritten, und bie Uebergabe an die ottomaniſche Miffton 
von ber einen ober ber anderen Partei verlangt wird. 
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$. 142. 


Die Erbtheile und Vermächtniſſe, welche in Folge der gepflo- 
genen Abhandlung türfiichen Unterthanen zufallen, find. von allen 
Berlajienihaft3-Gebühren befreit. 


Neunter Abſchnitt. 


Bon den Verfügungen über einzelne Berlaffenihafts-Saden wäh— 
rend der. Dauer der Erbverhandlung. 


$. 143. 


Dem Erben, defien unbeſchränktes ausſchließendes Erbrecht und 
freie Macht über fein Vermögen zu verfügen Far ausgewieſen iſt, 
fann die Abhandlungs - Inftang den rechtlichen Befitz einzelner zur 
Berlafienichaft gehöriger Gapitalien und anderer beweglicher Sachen, 
in foferne die von dem Nachlafje zu entrichtenden Gebühren und bie 
Erfüllung des legten Willend mit dem übrigen Nachlaſſe bedeckt find, 
oder die Betheiligten ihre Zuftimmung ertheilen, auch vor beendig- 
ter Abhandlung einräumen, und die gerichtliche oder außergerichtliche 
Veräußerung diefer Gegenftände geftatten. 

Auch ift der vermuthliche Erbe oder der Verlafienjchaftd-Cura- 
tor, mit Genehmigung des Gerichtes, Güter und Fahrniſſe zu ver» 
Außern und zu verpfänden, Forderungen abzutreten, oder von ben 
Schuldnern Gelder in Empfang zu nehmen berechtiget, wenn dieſe 
Vorkehrungen in dem letzten Willen angeordnet, oder zur Beftreitung 
von Krankheits- und Leichenfoften oder anderer vringender Zahlun— 
gen, oder zur Vermeidung offenbaren Nachtheiles nothwendig find; 
indbejondere, wenn Fahrniſſe ohne Gefahr eines Schadens oder uns 
verhältnigmäßiger Koften nicht aufbewahrt werden Fünnen. 

Im letzteren Falle ift nicht nur die Abhandlungs-Inftanz, ſon— 
bern nach Umftänden ſelbſt dasjenige Gericht, welches den Todfall 
oder die Inventur aufgenommen hat, die Feilbietung anzuordnen und 
zu beftimmen berechtiget, daß die Gegenftände, welche nicht aufbe- 
wahrt werben können, bei berjelben auch unter dem Schägungspreife 
veräußert werden können. 


$. 144. 
Iſt die DVerlaffenfchaft aus einem der in ben $$. 42 und 43 
10* 
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angeführten Gründe noch unter dem Gerichtäfiegel, fo muß bie Ver— 
äußerung gerichtlich gejchehen, und der eingegangene Betrag beponirt 
oder die Verwendung befielben fogleich ausgewiefen werben. 


$. 145. 


Wenn an dem Nachlaſſe Erben betheiliget find, deren Rechte 
das Geriht von Amtswegen wahrzunehmen hat, fo hat. die Veräu— 
Berung in der Regel durch öffentliche Verſteigerung zu gefchehen. 


$. 146. 


Die Feilbietung ift nach Umftänden ($$. 91 — 92) entweder 
von der Abhandlungs-Behörde jelbft durch Abordnung eines ober 
zweier Beamten, oder des Gemeindevorftehers, oder durch Erfuchichrei- 
ben an das zuftändige oder doch nähergelegene Gericht zu bewirken. 

Ber der Vornahme der Feilbietung find. die, indem fechöten 
Hauptſtücke von der freimilligen Schägung und Feilbietung enthalte- 
nen Vorſchriften zu beobachten. 


Zehnter Abſchnitt. 
Bon der Einantwortung der Berlafjenjchaft. 


$. 147. 


Um: die Einantwortung des Nachlafjes zu erwirfen, muß ber 
Erbe nicht nur fein Erbrecht gehörig dargethan haben, fondern auch 
ausweiſen: | | Ä ER 

a) daß er die, von der DVerlaffenfchaft zu entrichtenden Gebühren 
berichtiget, und 

b) nad Umftänden alle übrigen von dem Geſetze oder dem Erb— 
laffer ihm auferlegten Verbindlichkeiten erfüllt Habe. 

Das Gericht Hat daher dafür zu forgen, daß die Ausweiſe hier- 
über ohne Verzögerung geliefert werden, damit, wenn Fein Hinder- 
niß mehr im Wege fteht, die Ginantwortung erfolgen, im entgegen- 
geſetzten Falle aber die Nachtragung des Fehlenden angeordnet wer- 
den könne. 
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| g. 148. | 
Zu diefem Ende haben die Gerichtähöfe den Erben in ber Re— 


gel. zur jehriftlichen Ueberreichung der erforderlichen Ausweiſe anzus 
weijen, und ihm angemefiene Friſten hierzu zu beftimmen. 


$. 149. 


Die Bezirfägerichte haben bei Fleinen und weniger. fehwierigen 
Berlaflenichaften fich zu beftreben, daß jo viel möglich das ganze 
Abhandlungs-Gefchäft, nämlich die Todfalle-Aufnahme, die Inven-⸗ 
tur, die Erbserflärung, die wechfelfeitige Anerfennung des Erbrech— 
tes, der Ausweis der, ven Erben obliegenden Verbinplichfeiten, und 
nad Umftänden die Erbtheilung oder der endliche Erbausweis in 
einem fortlaufenden Protofolle berichtiget und bejonderd, wo bürf- 
tige, Erben einfchreiten, dieſen Fein unnüßer Zeitverluft verurjacht 
werde. 


$.. 150. 


Iſt dieſes nicht thunlich, fo Hat das Bezirfägericht, nachdem 
bie erforderlichen Vorbereitungen getroffen find, die Erben und Par- 
teien, Deren Vernehmung nothwendig ift, zu einer bejonderen Tag— 
faung  vorzuladen, um die Abhandlungs - Ausweifung mit ihnen 
aufnehmen zu fönnen. | 


$. 151. 


Bei größeren Berlaffenfchaften, oder wenn es bie Parteien 
verlangen, können denſelben jedoch auch von den Bezirfägerichten 
ſchriftliche Ausweiſe abgefordert, oder geftattet werben, ſolche zur 
Tagſatzung mitzubringen. 


65.152. 


Welchen Einfluß das Gericht auf die Berechnung der Verlaſ— 
jenfchafts-Gebühren und zum Zwecke diefer Berechnung auf die Er- 
mittlung des Activ- und Baffiv-Standes zu nehmen habe, bejtim- 
men die Gebühren-Geſetze. 

Bor Berichtigung oder Sicherftellung aller Verlaffenfchaft3-Ge- 
bühren darf die BVerlaffenfchaft nicht eingeantwortet werben. 
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$. 153, 
Bon Verlaſſenſchaften, welche als erblos dem Staate zufallen 
($. 128), find vor ber Uebergabe an ben Staatsſchatz nur jene Ge- 


bühren zu berechnen und in Abzug zu bringen, welche den gar nicht 
oder nur theilweije aus dem Staatsfchage dotirten Bonden zukommen. 


$. 154. 


WVerlaſſenſchaften von Perfonen, welde mit dem Staatsſchatze 
in Berrechnung geftanden find, dürfen ohne Zuſtimmung ber Behörde 
welche es betrifft, nicht eingeantwortet werden. 


$. 155. 


In der Teftaments-Ausweifung hat der Erbe Punet für Punct 
zu zeigen, in wieferne die durch Teftament oder Codieill getroffenen 
Anordnungen des Erblaffers vollzogen feien. 


$. 156. 


Subftitutionen müſſen auf die denſelben unteriworfenen Güter 
in ben öffentlichen Büchern eingetragen werden. Hat die Subftitu- 
tion Gapitalien oder anderes bewegliches Vermögen zum Gegenftande, 
welches dem eingejegten Erben oder Legatar ausgefolgt werden ſoll, 
jo muß daſſelbe, in foferne nicht die Sicherftellung in dem letzten 
Willen jelbft erlaffen ift, oder die Betheiligten rechtägiltig darauf 
Verzicht Teiften, pupillarmäßig verfichert werden. Diefe Vorſchriften 
gelten auch von dem Fruchtgenuffe der Erbichaft oder eines Erbtheiles. 


$. 157. 


Vor ausgewiefener Bezahlung oder Sicherftellung der für Arme, 
Stiftungen, Kirchen, Schulen, geiftliche Gemeinden, öffentliche An- 
ftalten, oder jonft zu frommen oder gemeinnügigen Zweden beftimm- 
ten Zegate darf die Cinantwortung der Verlaſſenſchaft nicht erfolgen. 

Die Ausfertigung des Stiftbriefes über folche Legate Fann je- 
doch auch erſt nach der Einantwortung gejchehen. 


$. 158. 
Iſt ein Legatar minderjährig oder pflegedefohlen, oder ift befien 
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Perſon noch ungewiß, ſo iſt das Legat entweder gerichtlich zu erle— 
gen oder gehörig zu verſichern. Einem Legatar, deſſen Aufenthalts⸗ 


ort unbekannt iſt, iſt die erfolgte gerichtliche Deponirung oder Si— 
cherſtellung des Vermächtnifſes durch Edict bekannt zu machen. 


$. 159. 


In Rückſicht der übrigen Vermächtniſſe ift es hinreichend, dar— 
zuthun, daß die Legatare davon gerichtlich oder außergerichtlich Nach— 
richt erhalten Haben ($. 817 des allgemeinen bürgerl. Geſetzbuches). 

Die Vermächtnignehmer find jedoch ſowohl vor al8 nach der Ein- 
antwortung für fortlaufende jährliche Zahlungen und andere Ver— 
mächtnifje, deren Bezahlung entweder wegen noch nicht verftrichener 
gejeglicher Friſt (F. 685 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches) 
oder wegen einer in dem letzten Willen beigefügten Zeitbeſtimmung 
oder Bedingung noch nicht gefordert werden kann, geſetzliche Sicher— 
ftellung zu fordern berechtiget. 


$. 160. 


Entfteht ein Zweifel, ob ein minderjähriger oder pflegebefohle- 
ner Notherbe in dem Tflichttheile verlegt ei, fo muß von Amtswe— 
gen auf eine nach den Beftimmungen der $$. 783—789 des allge- 
meinen bürgerlichen Gejeßbuches eingerichtete Pflichttheils⸗Ausweiſung 
gedrungen werden. | 


$. 161. 


Können die Vermächtnifje wegen Unzulänglichfeit der Maſſe nur 
zum Theile berichtiget werden, jo hat der Erbe eine Berechnung 
be3 reinen Berlafienfchafts - Vermögens und des verhältnigmäßigen 
Abzuged an jedem Legate vorzulegen. 


$. 162. 


Hat der Erblafer einen Teftaments-Ereceutor ernannt, fo find - 
bie in den $$. 155—159 erwähnten Ausweifungen von diefem und 
dem Erben gemeinjchaftlich zu liefern. 


$. 163. 
Die Beendigung ber Verlaffenihafts - Abhandlung ift au in 
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Fällen, wo Minderjährige oder Pflegebefohlene als Erben einſchrei— 
ten, in der Megel nicht bis zur Erbtheilung aufzufchieben. Wo ſich 
jedoch Feine Hinderniſſe zeigen, insbejondere bei Fleinen,. in barem 
Gelde, Schuldforderungen oder Fahrniſſen beftehenden Berlafienjchaf- 
ten, ift immer aud mit Beiziehung der gejeglichen Vertreter ber 
Mündel oder Pflegebefohlenen die Erbtheilung vorzunehmen. 


$. 164, 


Bei größeren oder verwidelten Verlaffenfchaften, bei welchen 
Minderjährige oder Pflegebefohlene entweder allein oder in. Verbin— 
dung mit Großjährigen eintreten, ift die Erbtheilung, je nachdem es 
die Umftände zulaffen, vor oder nach der Cinantiwortung vorzuneh— 
men und von der Abhandlungs-Behörde zu genehmigen, oder nad 
Umftänden ($. 26) der Bupillar » Behörde zur Genehmigung mitzu- 
theilen. 


$. 165. 


Bei der Berechnung der reinen Erbichaft zum Zwecke der Erb- 
theilung ift zuerft das Verlaſſenſchafts-Vermögen nach, dem Inventar, 
mithin nach dem Zuftande, in welchem es ſich am Todestage bed 
Erblaſſers befunden hat, anzujegen, jodann die jpäter erfolgte Ver— 
mehrung oder Verminderung befjelben, und der Betrag der Schul- 
den und Laften audzumeifen. Bei verfauften Gütern und Fahrniſſen 
ift der DVerfaufspreis in Anfchlag zu bringen. Der Werth unver- 
faufter Güter und Fahrniſſe, welche mehreren Erben nach Berhält- 
niß ihrer Erbtheile gemeinfchaftlich zufallen, Fann nach dem Inven— 
tar berechnet werden, wenn auch dieſem eine bei einer anderen Ge— 
legenheit errichtete Schäßung, der Kaufpreis bei einer früheren Be— 
jißveränderung, oder ein Anfchlag nach den Steuer» Regiftern zum 
Grunde gelegt worden wäre. Gollen aber in der Pflichttheils-Aus- 
weifung oder in dem Entwurfe der Erbtheilung die einzelnen Gegen- 
ftände nicht jedem Erben verhältnigmäßig zugewiejen werden, fo ift 
der Werth der Güter, wenn e8 zum Beten der Münbel ober 
Plegebefohlenen nothwendig erjcheint, oder von einem anderen 
Miterben gefordert wird, durch eine nach gejchehener Vorladung der 
Theilnehmenden aufgenommene gerichtliche Schägung darzuthun. 
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$. 166. 

Am Ende des Ausweiſes müflen die Beftandtheile bes zu der 
Zeit, wo die Rechnung abgeichloffen wird, vorhandenen reinen Erb- 
Ihaft3-Vermögens beftimmt angegeben werden. Hierauf hat die Be- 
rechnung über die Größe des ————— jedes Pflegebefohlenen und 
eine Verzeichnung der Gegenftände zu folgen, auf: welcher jeder ber 

Betheiligten für ſich allein oder in Gemeinſchaft mit anderen an— 
gewieſen wird. 

Die Beurtheilung, ob zugleih eine Natural- Theilung vorge- 
nommen werben foll, bleibt der Beurtheilung der Vormundſchafts— 
oder Guratel3-Behörde mit Rückſicht auf das Intereſſe der Pflegebe- 
fohlenen überlafien. Auch müſſen bei- jeder Erbtheilung die, Vor- 
Iehriften über die Beichränfung der Theilbarfeit unbeweglicher Güter 
ſtrenge beobachtet werben. 

Das Formulare No. VI — das N, einer A 
Urfunpe. 


$. 167, 


Das beftätigte Driginal- Theilüung3 - Snflennent iſt bei Gericht 
aufzubewahren, und ben Parteien auf ihr Verlangen in — 
ter Abſchrift auszufolgen. | Ä 


$. 168. 


Wenn bei einer Verlaſſenſchaft nur großjährige Erben einjehrei« 
ten, welche fich jelbft zu vertreten fähig find, fo hängt es von ihrer 
Willfür ab, ob fie die Erbtheilung gerichtlich oder — 
vor oder nach der Einantwortung vornehmen wollen. 


$. 169. 


Wird von denjelben um die gerichtliche Vornahme der Erbthei« 
fung angefucht, fo ift über dieſes Geſuch eine Tagſatzung anzuord⸗ 
nen, bei derſelben mit den Erben, ſoweit ſie in Güte zu vereinigen 
ſind, die Erbtheilung zu berichtigen, und ein genaues Protofofl dat 
über aufzunehmen. 

Wenn die Erben eine bereits vollftändig ausgefertigte Thei— 
lung3-Urfunde zur Tagfagung mitbringen und befräftigen , daß fie 
ihrem Willen gemäß fei, jo hat das Gericht der Urfunde bie: Be- 
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ftättgung über biefe gerichtlich abgegebene Erflärung beizufügen, und 
biefelbe bei den Abhandlungs-Acten zu verwahren. | 


g. 170. 


Wenn ber Erblaffer einen einzigen Erben hinterlaffen hat, umb 
diefer minderjährig ift, oder unter Curatel fteht, jo iſt vor oder nad) 
der Ginantwortung an die Stelle der Grbtheilung mit Beiziehung 
des Vormundes oder Guratord ein endlicher Ausweis über dem rei- 
nen Activ-Stand der Berlaflenfchaft, welcher bei der Fünftigen Füh— 
rung der Vormundſchafts- oder Gurateld-Rechnung zum Anhalts- 
punete zu dienen hat, nad dem Formulare No. VIA zu verfajjen 
und der gerichtlichen Prüfung oder Genehmigung zu unterziehen. 


g. 171. 


Die in den 88. 163 u. ſ. f. enthaltenen Vorſchriften Hinficht- 
lich der Erbtheilung und des Endausmweijes über den Stand ber 
reinen DBerlaffenichaft find, joweit fie ihrer Beſchaffenheit nad An- 
wendung finden, auch dann zu beobachten, wenn bei einer Verlaſ— 
fenfchaft die Armen, eine Stiftung, Gemeinde, Kirche, öffentliche. An— 
ftalt, oder der Staatsſchatz ald Erben betheiliget jind, oder wenn 
e8 ſich um Fideicommifje und Subftitutions-Erbichaften handelt. 


$. 172. 


Sobald der Erbe fein Erbrecht gehörig ausgewiejen, und alle 
ihm obliegenden Berbindlichfeiten erfüllt hat, ift ihm die Verlaſſen— 
fchaft einzuantworten, die allenfalls erfolgte Berfieglung der Maſſe 
aufzuheben, und die Verlaffenichaftd- Abhandlung für beendiget zu 
erklären. 

$. 173. 


In der Einantwortungs-Verordnung muß insbeſondere: 

4. der Name und Vorname des Erblafferd und der Tag feis 
ned Todes, | 

2. der Name und Vormame de Erben, der Rechtstitel zur 
Erbſchaft, die Art der Erbserklärung, und, wenn mehrere Erben 
eintreten, da3 Verhältniß, nach welchem fie an ber Erbſchaft theil- 
nehmen, mit Berufung auf die vor der Einantwortung etwa bereitö 
vorgenommene Erbtheilung ausgebrüdt fein. Es muß 





| 
| 





83 


3. daraus erfichtlich fein, ob bie Verlaſſenſchaft dem Erben als 
freies Eigenthum zugefallen, oder in wieferne er in Rückſicht des 
Fruchtgenuſſes oder der Verfügung über die Subſtanz durch ein be— 
ftehendes Fideicommiß- oder Subftitutiond-Band bejehränft jet, Bei 
Subftitutionen ift inäbefondere der Subftitut, welchem das Das Ver» 
"mögen bei dem Eintritte des Subſtitutions-Falles übergeben werben 
joll, ſoweit er bereit8 befannt ift, mit Beftimmtheit zu bezeichnen. 

4. Sft der Erbe minderjährig oder pflegebefohlen, jo muß biejes 
ausdrüdlich bemerkt werden. 

Das Formulare No. VEIT enthält dad Beifpiel eines Einant- 
wortung3-Deeretes. 


$. 173. 


Bei Beendigung der Abhandlung find die Todfalls-Aufnahme, 
bie letzte Willenserflärung, die Erbserklärung, das Inventar oder 
Permögend-Befenntniß, die Grbtheilung, der Endausweis umd alle 
Rechte und Pflichten begrändende Eingaben und Erklärungen ber 
Parteien überhaupt bei Gericht zurüdzubehalten, und Jedermann. ift 
davon auf Verlangen Einficht und Abſchrift zu ertheilen. 

Duittungen über bezahlte Krankheits- und Begräbnißfoften und 
Berlaffenichafts - Schulden und andere dem Gerichte entbehrliche Ur- 
kunden werden dem Eigenthümer zurückgeſtellt. 


$. 174. 


Iſt ein Erbe minderjährig oder pflegebefohlen, jo Hat die Ab» 
handlungs-Behörde, wenn fie zugleih Pupillar- oder Guratelö-Be- 
Hörde ift, dafür zu forgen, daß demſelben das eingeantwortete DBer« 
mögen, foferne es fich in gerichtlicher Verwahrung befindet, in dem 
Depofiten-Amte zugejchrieben, in foferne e3 aber einen Gegenfland 
der Öffentlichen Bücher ausmacht, die Uebertragung an den Pflege- 
befohlenen bewerfitelliget werde. 

Iſt die Abhandlungs - Inftanz nicht zugleich Bupillar- oder 
Guratel3-Behörde, jo Hat fie dem zuftändigen Gerichte von ber er= 
folgten Einantwortung Nachricht zu geben, und die zur Depofitirung 
geeigneten Gegenftände dahin zu überſchicken. 


$. 175. 


Die Eintragung der Einantwortungs-Verordnung in bie öffent- 
| 11* 
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lichen Bücher zur Ueberttagung des Eigenthumes der in benjelben 
vorfommenden zur Berlaflenfchaft gehörigen unbeweglichen Güter, 
oder auf unbeweglichen Gütern haftenden , Forderungen kann von 
dem Erben nur bei der Abhandlungs- Behörde angefucht werben, 
welche viefelbe, wein die Ginantwortung rechtskräftig iſt, zu. be⸗ 
willigen, und ſoferne das unbewegliche Gut einer anderen Gerichts⸗ 
behörde unterſteht, dasſelbe um den Vollzug zu erſuchen hat. 


$. 176. 


Denjenigen, welchen in die öffentlichen Bücher eingetragene un- 
bewegliche Güter oder auf denfelden haftende Forderungen aus einer 
Verlafferifchaft nicht als Erben, ſondern als Vermächtnißnehmer, 
oder Durch eine, während ber Abhandlung an ſie erfolgte Veraͤuße⸗ 
rung zufallen, iſt von der Abhandlungs-Behörde auf ihr. Anſuchen 
die Beſtätigung zu ertheilen, daß ſie in den öffentlichen Büchern als 
Eigenthümer eingetragen werden können. 


$. 177. 


Wird nach erfolgter Einantwwortung ein vorher. ut bekanntes 
Verlaffenfchafts - Vermögen aufgefunden, fo find nachträglich bie er— 
forderlihen Amtshandlungen darüber vorzunehmen, und insbeſondere 
bie Vorkehrungen zur Entrichtung oder Sicherftellung der gejelichen 
Gebühren zu treffen. "Eine neuerliche Erbserklärung und Einant- 
wortung ift hierbei nicht erforderlich. 


Dritteß Saupıkne, 


Bon dem Verfahren in Vormundſchafts- und Gurateld- 
Angelegenheiten. 


$. 178. 


Das Verfahren in Vormundſchafts⸗ und Curatels⸗Sachen wird 
in dem gegenwaͤrtigen Hauptſtücke nur in ſoferne beſtimmt, als dar— 
über nicht ſchon in dem bürgerlichen Geſetzbuche die nöthigen Vor— 
ſchriften "enthalten find. 
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$. 179. 


Wenn Jemand Ordens-Gelübde ablegt, deren Ablegung nad 
dem Gefege ven Verluſt der freien Verwaltung des Vermögens nad 
fich zieht, jo hat das Gericht für dasjenige Bermögen, worüber er 
nicht unter Lebenden verfügt hat, einen Gurator zu beftellen. 


$. 180. 


Stirbt ein Ausländer mit Hinterlaffung eines minderjährigen 
Kindes in dem söfterreichifchen Staate, jo hat das Gericht dieſem 
einen Vormund für jo lange zu beftellen, bis von der zuftändigen 
ausländischen Behörde eine andere Verfügung getroffen wird. 


$. 181. 


Alle Verhandlungen in Vormundſchafts- und Curateld-Angele- 
genheiten, fie mögen ſich auf Thriftliche Eingaben oder mündliches 
Anſuchen der Parteien gründen, oder von Amtswegen eingeleitet wer— 
ben, find in ver Regel mündlich vor Gericht zu pflegen. 


$. 182. 


Dem Ermeffen des Gerichtes bleibt es überlaffen, in wichtigen 
und ‘zweifelhaften Fällen vor der Genehmigung der Anträge des 
Bormundes oder Guratord auch die anweſenden nächiten Verwandten 
bes Pflegebefohlenen und diefen felbft, foferne er einer Beurtheilung 
ſeiner Angelegenheiten fähig ift, zu vernehmen. 


$. 183. 


Das in den $$. 207 und 208 des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches vorgefchriebene Waiſenbuch ift nad) dem Formulare Nr. 
IX. zu führen, und bei deſſen Führung auf die Belege hinzumeis 
jen, auf welche ſich die Eintragungen gründen. 

Der Borftand des Gerichtes Hat dafür zu forgen, baß bie 
Ausfüllung der Nubrifen jederzeit ſogleich bei Vorfall jedes Ge- 
hartes, und nicht erft zu Ende des Jahres oder fonft erft nach— 
träglich vor fich gehe. 

Beicheide, wodurch die im Namen eines Minderjährigen geſchloſ— 
jenen Gejchäfte oder Verträge genehmiget werden, müffen ſowohl 
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bei den Gerichtähöfen, als bei den Bezirksgerichten immer fchriftlich 
entworfen werben. Die Gründe, welche den Richter zur Genehmi- 
gung beftimmt haben, find, auch wenn e8 nicht nothtwendig erfcheint, 
fie den Parteien zu eröffnen, doch dem Entwurfe des Beſcheides bei- 
zufügen, 

$. 185. 


Verträge, wodurch über das Vermögen und bie Einfünfte eines 
Minderjährigen verfügt wird, follen, wenn e8 ohne offenbaren Nach— 
theil gefchehen Fann, auf die Dauer der Vormundſchaft befchränft, 
insbejondere Gapitalien nicht über die Zeit der Minderjährigfeit hin- 
aus angelegt, Gejellipafts-, Mieth- und Pacht-Verträge nicht auf 
längere Zeit gefchloffen werben. 

Das Gericht Hat jedoch auch Tänger fortlaufende Zahlungen, 
und jelbit Iebenslängliche Unterhaltsgelder aus dem Vermögen bes 
Mündeld zu bewilligen, und die Verträge darüber zu genehmigen, 
wenn dadurch der Bortheil des Minderjährigen augenfcheinlich be— 
fördert wird. Verpachtungen größerer Güter oder Wirthſchaften kön— 
nen in der Regel nur mittelft öffentlicher Verſteigerung vorge— 
nommen werden. 


$. 186. 


Zu Dermiethungen gegen die gewöhnliche Auffündigung und 
zu Berpachtungen einzelner Gutäbeftandtheile von geringerer Bedeu— 
tung und auf Iandesübliche Termine kann das Gericht dem Vor— 
munde die Bewilligung im Allgemeinen ohne Vorlage des Beftand- 
vertrages von Tall zu all ertheilen. 

Schuldfcheine und andere fchriftliche Verträge für Mündel, deren 
Vormünder in Nechtsgefchäften unerfahren find, find insbeſondere 
bei den Bezirfögerichten von dem Richter felbft zu entwerfen, und 
nah DVernehmung des Vormundes und der übrigen Betheiligten zu 
genehmigen. Außer diefem Falle ift von dem Vormunde ein voll- 


ftändiger Entwurf des Schuldfcheines oder Vertrages dem Gerichte 


zur Genehmigung vorzulegen, von diefem genau zu prüfen, und nö— 
thigenfalles nach Vernehmung der Betheiligten zu berichtigen. 

Nach erfolgter Genehmigung des Entwurfes ift die Ausfertigung 
des Vertrages oder Schuldfcheines zu bewirken, und dad Original, 
wenn es fich nicht zur Hinterlegung im Depofiten-Amte eignet, bei 
den Berhandlung3 - Arten aufzubewahren. 
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Die erfolgte Genehmigung ift durch ein auf bie Origin. 
kunde felbft ausgefertigtes Amtszeugniß zu beftätigen. 


$. 187. 


Zur Verehelihung eines Minderjährigen joll von dem Gerichte 
die Bewilligung nicht ertheilt werden, ohne jowohl über das Ver— 
mögen und die Einfünfte, als über die perjönlichen Eigenschaften und 
Verhältniffe des Fünftigen Ehegatten befriedigende Aufklärung erhal- 
ten, den Minderjährigen felbft vorgeladen, und fich Durch deſſen eigene 
in Abwefenheit des Vormundes und des Fünftigen Chegatten abge- 
gebene Erklärung überzeugt zu haben, daß e3 jein freier, wohlüber- 
legter Entſchluß fei, dieſe Ehe einzugehen. Iſt der Mündel von 
dem Gerichtöorte zu weit entfernt, jo kann ein ihm näheres Gericht 
angegangen werden, ihn hierüber zu vernehmen. 

So lange die Ehepacten nicht berichtiget, und alle Theilnehmen- 
den über die Bedingungen einig find, welche das Gericht zum Beften 
des Mündels feftzufegen findet, joll die Bewilligung zur Che nicht 
gegeben werben. 


$. 188. 


Der Beſcheid, wodurch einem Minderjährigen die Che zu fchlie- 
Ben geftattet wird, muß außer dem Namen und Vornamen der 
Brautleute auch dei Namen des Vormundes oder der Vormünderin 
und des Mitoormundes enthalten, und der von ihnen ertheilten oder 
vermeigerten Ginwilligung ausdrücklich erwähnen. 

Wenn ein Ehe-Conſens von der erſten Inſtanz gegen ven Wil- 
len des Vormundes ertheilt, oder wenn eine von der erften Inſtanz 
abgeſchlagene Bewilligung zur Ehe von dem OÖbergerichte ertheilt 
wird, jo Hat der Befcheid den Beiſatz zu enthalten, daß die Ehe erft 
dann gejchloffen werden dürfe, wenn die erlangte Rechtsfraft dieſes 
Beicheides durch eine gerichtliche Beftätigung außer Zweifel geſetzt 
fein wird, 


$. 189. 


Iſt der Mündel oder deſſen Fünftiger Ehegatte eine Militärper- 
fon, die ohne Erlaubniß ihres Vorgeſetzten ſich nicht verehelichen 
ann, jo ift dem Bejcheide der ausdrückliche Vorbehalt beizufügen, 
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daß die Eingehung der Ehe erſt nach beigebrachter Bewilligung ber 
Militärbehörde ftattfinden dürfe. 


$. 190. 


Der Vormund und das Gericht find dafür verantwortlich, daß 
die entbehrliche Barſchaft des Mündels, der Vorſchrift des $. 230 
des allgemeinen bürgerlichen Gejeßbuches gemäß, ſobald als möglich 
fruchtbringend angelegt werde. Um die Gelegenheit dazu ausfindig 
zu machen, können durch eine bei Gericht angeichlagene Racriht 
allenfall3 auch durch die Zeitungsblätter, Darleihen angeboten werden. 

Ueber die Art der Anlegung der Gapitalien ift jederzeit ber 
Bormund zu vernehmen. Wird die Ausführung der genehmigten 
Art der Anlegung dem VBormunde überlafjen, jo hat, ihm das Gericht 
aufzutragen, daß er fich ‚binnen einer angemeffeuen Srift über ben 
Bollzug der gerichtlichen Anordnung auszumeifen habe, 2 


$. 191. 


Geſetzlich geftattete Arten, die Gelder der Minderjährigen frucht- 
hg anzulegen, find: 

1. Ankauf unbeweglicher Güter; 

2. Darlehen an Privatperſonen gegen gejegmäßige Sicherheit 
auf unbewegliche Güter; 

3. Ankauf öfterreichifcher Staatsſchuldverſchreibungen; 

4. Ankauf von Pfandbriefen der galiziſch⸗ſtaͤndiſchen Gredits⸗ 
Anſtalt; 

5. Einlagen bei den mit öffentlicher Genehmigung beſtehenden 
dfterreichifchen Sparfafjen und bei dem monte civico commerciale in 
Trieſt, wobei jedoch in beiden Fällen die Einlagen für einen Anl 
nen Waiſen 500 fl. C. M, nicht überſteigen dürfen. 


$. 192. 


Sn der Schuldverfchreibung über das Capital eines Minder- 
jährigen muß ftet3 bedungen werden, daß dem Gläubiger freiftehe, 
wenn die Zinfen, oder, im Falle feftgefetter Friftenzahlungen des Ca— 
pitals, eine einzelne Rate desfelben nicht längſtens binnen ſechs Wo- 
hen nah der Verfallszeit berichtiget werden ſollten, das ganze Ga- 
pital ſammt den ſchuldigen Zinfen ſogleich zurückzufordern. 
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EEE Dritter. Perſonen bürfen Daher. für den Mündel 
nicht eingelöfet werden, wenn nicht biefe Erklärung“ ſchon in dem 


Schüldſcheine enthalten iſt, oder im einer nachträglichen Urkunde 
von dem Schuldner abgegeben wird. 


8. 193. 


v Der Werth, der unbeweglichen Güter, welche zur, Siheritellug 
für, Barleihen dienen jollen, tft in Der Regel. durch _gerichtlihe Schä— 
Hung. zu bejtimmen. Einer folchen Schätzung iſt ſtets der Vormund 
des Minderjährigen beizuziehen. Soll eine ‚ohne Zuzi ehung des Por 
mundes enfgenommene gerichtliche Schäkung zum Grunde. gelegt 
werden, jo muß er jederzeit über die Anwendbarkeit derjelben vor⸗ 
läufig vernommen werden. Bei Häufern, welche nur aus Holz, 
Lehm oder anderem nicht feuerfeften Materiale errichtet find, darf nur 
der Werth des Grundes in Anſchlag gebracht werden. 


$. 194. 


| Der Werth von Gebäuden Finn an Orten, an welchen bie 
Steuern nah dem Zinsertrage eirtrichtet werden, nach den. von ber 
Hauszind-Erhebungs-Gommiffion beglaubigten Sins-Fafflonen berech⸗ 
net werden. Doch muß hierbei ein mindeſtens ſechsjähriger Zinser⸗ 
trag der Durchſchnittsberechnung zum Grunde gelegt, ein Seugniß 
eidlich verpflichteter Sachverſtändiger über den guten Bauſtand des 
Hauſes beigebracht, und ſowohl auf alle Laſten desſelben, als auch 
auf die örtlichen und anderen Verhältniſſe Rückſicht genommen wer- 
den, welche in einzelnen — auf den Werth des Hauſes Einfluß 
nehmen. 

Endlich muß das Haus Ei einer öffentlich genehmigten, Feuer» 
gerficherungs = Anftalt gegen, Brandſchaden verſichert ſeyn, und der 
Schuldner verpflichtet werden, in, der Folge bei jonftiger Fälligkeit 
bed Capitals für die ununterbrocene Fortdauer biejer Verſicherung 
zu ſorgen. 


$. 195. 


. Meberhähpt hat das Gericht die Seuehmgum — Darlehen- 
Werkräges ungeachtet der auf gejegliche Abeife: ausgewieſenen Sicher- 
heit zu verweigern, wenn ihm nach forgfältiger Prüfung aller Um— 
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fände entmeber in Rückſicht der Perſon bes Schuldners oder feiner 
Eigenthums-Nechte auf die angebotene Hypothek, oder in Rückſicht 
ber Beichaffenbeit oder des Werthes der leßteren a" Bedenken 
auffallen, 





$. 196. 


Wenn es ſich jedoch in Erbiihaftsfällen um bie Uebernahme 
eines geſetzlich untheilbaren Gutes durch einen der Miterben gegen 
Abfertigung der übrigen handelt, jo Fönnen dem Uebernehmer bie 
Erbtheile der minderjährigen Miterben auch ohne Ausweifung ber 

geſetzmäßigen Sicherheit geborgt werben, wenn nur dafür durch Ein— 
verleibung in den öffentlichen Büchern die Hypothef auf das ererbte 
Gut ſelbſt mit dem Vorrechte vor allen anderen eigenen Schulden 
des Uebernehmers beftellt wird. 


$. 197. 


Auf Fideicommiß > Güter ſollen die Gelder der Pflegebefohlenen 
nicht angelegt werden. 
$. 198. 


Mo Waifen - Sommifftonen beftehen, ift diefen in feinem Kalle 
geitattet, Gelder der Pflegebefohlenen bei der Gemeinde ſelbſt frucht ⸗ 
bringend anzulegen, ober derjelben fonft auf eine Weiſe zuzuwenden. 

Mitglieder oder Beamte der Waifen- Commiffion, melde zu 
einer folchen unerlaubten Verwendung des ihnen anvertrauten Ver— 
mögen3 mitwirfen,, find nicht nur von ihrem Amte ſogleich zu ent- 
fernen, fondern nad Umftänden ven Strafgefegen gemäß zu betrafen. 


$. i99. 


Merden Waifen-Capitalien durch Anfauf von Staatsjchuldver- 
Schreibungen fruchtbringend gemacht, To muß auch der mit Rückſicht 
auf den Courswerth verfelben ſich ergebende Ueberſchuß (Agio) ver- 
rechnet werben. 


$. 200. 


Den Minderjährigen eigenthlimliche Staatspapiere, welche einer 
Verloſung unterliegen, und dadurch einen Gewinn erwarten laſſen, 
dürfen, ſoferne nicht ein Nothfall oder der ofjenbare Vortheil des 
Pupillen es — niemals veräußert werden. J 
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$. 201. 

Menn fid unter dem Vermögen eines Minderjährigen Privat» 
Schuldverjehreibungen befinden, welche nicht gehörig fruchtbringend 
gemacht oder verfichert find, jo ift dem Beflimmungen des $. 236 
bes allgemeinen bürgerlichen Gefebbuches gemäß für die gehörige 
Verſicherung und Berzinfung, oder nöthigenfall3 für bie Eintrei= 
bung derſelben Sorge zu tragen. 

Dem Minderjährigen fonft zufallendes Vermögen, welches auf 
andere als die im $. 191 bezeichnete Arten fruchtbringend anaelegt 
ift, als Aetien der öfterreichiichen Nationalbank oder anderer inlän- 
diſcher Bereine, Tönnen über den Antrag des Vormundes jo lange 
beibehalten werden, als fich nicht eine Sortheilhaftere Gelegenheit 
zur fruchtbringenden Anlegung ergibt, und das Gericht hiermit ein— 
verftanden iſt. Bet Beurtheilung folder Fälle ift vorzüglich darauf 
zu jehen, ob derlei Papiere eines allgemeinen guten Gredites und 
günftigen Gourjes ſich erfreuen, und ob die Nachtheile der augen 
blicklichen Hintangebung nicht größer, als die Gefahr der einſtwei— 
figen Beibehaltung wäre, i 


$. 202. 


Größere Gapitalien verſchiedener Pupillen, welche Für jich allein 
ohne Schwierigkeit fruchtbringend gemacht werden können, und rüd- 
jichtlich deren es für den Diinderjährigen nach Vernehmung des Vor— 
mundes vortheilhafter erjcheint, fie abgeſondert anzulegen, find nicht 
miteinander zu vermengen, ſondern für ſich allein auf den Namen 
des einzelnen Bupillen anzulegen, weichen ſie gehören. 

Dagegen beſteht Fein Hinderniß, Gelder verfchiedener Bupillen, 
welche entiweder zu geringen Betrages find, um fie für ſich allein 
fruchtbringend zu machen, oder rückſichtlich deren die abgejonderte 
Anlegung nah Vernehmung des gelehlichen Vertreters zum Beſten 
des Pupillen nicht erforderlich ericheint, in einer gemeinschaftlichen 
Waiſen⸗Caſſe anzulegen; daher auch die Schon beftehenden gemein 
Ihaftlichen Waiſen-Caſſen fortgeführt werden Tonnen. 


8. 203. 
Die fruchtbringende Anfegung der in einer gemeinfchaftlichen 


Waiſen⸗Caſſe befindlichen Gelder ift durch das Gericht, und da, wo 
12* 
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Waiſen-Commiſſionen beftehen, durch die Waijen-Gommiffion zu ver» 
fügen. Jedem am ber gemeinjchaftlichen Waiſen-Caſſe betheiligten 
Pupillen müſſen jedoch von seinen Vermögen die Zinfen zu fünf 
Percent vor Bahr zu Jahr gut gefchrieben werden.‘ In wieferke 
dieſe Zinjen zur Vefteeitung von Bedürfniſſen Für ben Minderjähr 
rigen zu verwenden oder fir ihr fruchtbringend zu machenfeien, bes 
ſtimmt die Vormundſchaftsbehörde nach Vernehmung bes Bormundes, 


..g 


$. 204. 


In joferne ſich in einer gemeinſchaftlichen Waiſen-Caſſe durch 
die Anlegung der Gelder im Ganzen ein Ueberſchuß ergibt, iſt der» 
jelbe als. Reſerve-Fond, zunächſt zur Deckung der in der Waiſen⸗ 
Caſſe A etwa ergebenden Verluſte, zu verwenden, 

Am. Uebrigen wird. die cajfenmäßige Gebarung mit dem Wai- 
ſen- und Guranden-Bermögen durch befondere Inftrugtionen geregelt, 
$. 205. 

Bei den Gerichtöhöfen haben die Vormünder die Verfafjung der 
Rechnung über das Vermögen ihrer Lrlegebefohlenen in der Pegel 
augergerichtlich zu beforgen, und die Rechnung ſammt den erforderli= 
a Behelfen ichriftlih dem Gerichte zu überreichen. 

+ Die Bezirfögerichte haben in Fällen, wo die Rechnung nur in 
wenigen Erhpfangs- und Ausgabs-Poſten beſteht, biefelbe bei einer 
Tagſatzung, zu welcher der Vornund und allenfalls die nächſten Ver— 
wandten des Minderjährigen zuzugiehen find, nad den beigebradhten 


Aufſchreibungen und Belegen zu Protokoll zu nehmen, und hiernach 
pi die geeignete Weiſe zu erledigen. 


$. 206. 


In den Rechnungen über das Vermögen der Pflegebefohlenen 
iſt zuerſt das Vermögen, welches am Anfange des Rechnungsjahres 
vorhanden war, ſo wie es entweder in dem Inventar und anderen 
Gerichts-Acten, oder in der letztvorhergehenden Rechnung erſcheint, 
anzuſetzen, ſodann ſind die Aenderungen an dem Stammvermögen, 
die Einkünfte und Ausgaben von der Zeit, für welche die Rechnung 
gelegt wird, vollſtändig auszuweiſen, und der mit Ende des Rech— 
nungsjahres erübrigende reine Betrag des Vermögens zu berechnen; 








93 


endlich iſt anzugeben, worin dasjelbe bejtche, wie es aufbewahrt, 
verfichert und angelegt fl. € 
In wieferne die einzehten Ausgabs- oder Empfangspoften einer 
Beicheinigung bevürfen, if nach dem Betrage derfelben und nad 
ihrer. eigenthümlichen Bejchaffenheit zu beurtheilen. 
Ueber unbewegliche Güter ift, wenn der Mflegebefohlene zugleich 
anderes Vermögen befitzt, eine eigene Rechnung zu legen und mit 
Rückſicht auf die befonderen Rechnungen der gejammte Stand des 


Vermögens auszuweiſen. 


$. 207. 


Sind der Mimdel mehrere, jo it dad Vermögen eines jeden 
von ihnen nur in foferne durch bejondere Rechnung auszuweiſen, 
als ſie an dem Empfange oder den Ausgaben nicht alle gleichen 
Antheil nehmen. 


$. 207. 

Beſitzt der Mündel eine Handlung oder Fabrik, jo kann bie 
Verwaltung, in joferne darüber nicht durch den legten Willen rechts— 
beftändig verfügt ift, nach Ermeſſen des Gerichtes den Bormunde 
jeldit, oder falls er dazu nicht Die erforderlichen Gigenichaften be- 
fißt, oder die Beforgung nicht Übernehmen Fann, einem eigenen fache 
fundigen Handlungs- oder Fabrifs-VorfteherZühertragen” werden. 

Im letzteren Falle fteht dem Vormunde zu jeder Zeit frei, Uber 
pen Stand der Gefhäfte yon dem Vorſteher Aufklärung zu verlan- 
gen, und in die Bücher und Briefſchaften Einfiht zu nehmen. 

Der jährlihe Rechnungsabſchluß, welcher der Vormundſchafts- 
Behörde vorzulegen ift, muß von dem Vormunde, oder wenn biejer 
die Verwaltung nicht felbit führt, von dem Vorftcher, und in bei- 
ven Fällen außerdem noch von einen beeideten Rechnungdverftändi- 
gen, welden das Gericht zu benennen hat, unterfchrieben, und von 
letzterem nach forgfältiger Prüfung und Vergleihung mit den Hand- 
lungsbüchern als vollfommen richtig beftätiget werden. 

Dieſer Rechnungsabſchluß (Bilanz) Toll fo eingerichtet jein, daß 
daraus Far erhellet, wie Goch fich das Vermögen ver Handlung oder 
Sabrif an Realitäten, an Waaren, Fahrniſſen, fiheren und unſiche— 
ven Forderungen und an Barſchaft belaufe; wie viel fie ihren 
janmtlichen Gläubiger ſchuldig fei und worin der reine Gewinn 
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oder Verluſt für das verfloffene Jahr beſtehe. Won jeder biefer 


Rubrifen ift jeboch nur die Hauptjumme anzugeben. 

Die Vorjehriften des gegenwärtigen Paragraphen find auch bei 
Handels⸗ und Fabriks-Geſellſchaften, woran Muͤndel theilnehmen, 
in ſoferne anzuwenden, als es bei ererbten Geſellſchafts⸗Antheilen 
die für die Erben verbindlichen Geſellſchafts-Verträge geſtatten. 


$. 209. 


Die Rechnungen der Bormünder find in jedem Jahre mit bem 
legten Tage des Monates abzufchliegen, in welchem die Vormund— 
Ihajt ihren Anfang genommen hat. Sie jollen ohne Rückſicht auf 
die allenfall3 noch nicht beendigte Abhandlung des, ven Mündeln 
angefallenen Verlaſſenſchafts-Vermögens längſtens binnen der, in 
dem $. 239 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches feſtgeſetzten 
Friſt an das Gericht überreicht werden. 


g. 210. 


Jede Vormundſchafts-Rechnung muß genau geprüft werben. 
Dabei iſt insbeſondere zu unterſuchen: 

1. ob das Stammvermögen ſowie es m dem Inventar und 
anderen Gerichtsacten, oder in der nächſtvorhergehenden Rechnung er— 
jcheint, vollftändig in Empfang gebracht fei; , 

2. in mwieferne die Rechnung im den einzelnen Poſten mit ben 
Belegen übereinftimme ; 

3. ob Empfang und Ausgabe, in ſoweit es ihre Natur zuläßt, 
gehörig bejcheiniget jeien; 

4. ob von Zeit zu Zeit wiederfchrende Zahlungen ſich ununter- 


brochen folgen, und in Empfang und Ausgabe richtig aneinander 


anjchliegen ; 

5. ob nicht die gerichtliche Genehmigung bei Geſchäften oder 
Zahlungen, die derjelben nach dem bürgerlichen Geſetzbuche bedür— 
ten, mangle; 

6. ob alles Stanımvermögen gehörig aufbewahrt und verfichert, 
bie ar Barſchaft fruchtbringend angelegt, und in wieferne 
endli 

7. die Berwaltung ſelbſt zweckmäßig und nüglich geweien jet. 
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$. 211. 


Gerichtshöfe, welche mit eigenen Rechnungs-Beamten verſehen 
ſind, haben ſich zur Prüfung der Rechnungen ihrer Hilfe zu bebie— 
nen. Andere Vormundſchafts⸗Behörden ſollen dieſes Geſchäft ſo viel 
möglich allein vornehmen; doch können zur Prüfung weitläufiger 
oder folder Rechnungen, deren Beurtheilung befondere Kunftfenntniffe 
fordert, ein oder zwei Sachverſtändige benannt werden. Vorzüglich 
jollen zur Prüfung der Rechnungen im Gerichtsorte wohnende nahe 
Verwandte des Mündels, wenn fie dazu geeignet find, verwendet 
werden. Dieje haben die Reviſion umentgeltlich zu beforgen. An— 
deren Rechnungsverſtaͤndigen kann eine ihren Bemühungen angemef- 
jene Belohnung aus dem Vermögen des Mündels angewieſen werden, 


$. 212. 


. Die Rechnungsverftändigen haben dem Gerichte ihr Gutachten 
vorzulegen, und bie einzelnen often, wobei fie Erinnerungen noth⸗ 
wendig finden, nach der in der Rechnung ſelbſt gewählten Ordnung 
mit Zahlen zu bezeichnen. 

Ungeachtet dieſes Gutachtens muß ſich aber das Gericht durch 
eine Unterſuchung der Rechnung überzeugen, ob das Vermögen des 
Pflegebefohlenen zweckmäßig verwaltet, ob Empfang und Ausgabe 
nach richtigen Grundſätzen ausgewieſen werde, ob die Bemerkungen 
der Rechnungsverſtändigen gegründet ſeien, und welche andere er— 
hebliche Erinnerungen etwa noch beizufügen wären. 


$. 213. 


Da, wo Waiſen-Commiſſionen beftehen, it die Reviſion der 
Rechnungen von dem rechnungskundigen Beifiter derſelben vorzuneh⸗ 
men und über deſſen Anträge von der Commiſſion zu beſchließen. 
Nur in außerordentlichen Fällen darf ſich der Hilfe beſonderer Rech— 
nungsverſtändiger bedient werden. 


$. 214. 


Finden ſich in der Rechnung keine oder nur ſolche Fehler, die 
in der künftigen Rechnung verbeſſert werden können, oder bloß Rech— 
nungs⸗Irrthümer, worüber es einer weiteren Erörterung nicht mehr 
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bedarf; fo ift die abgelegte deechnung ſogleich durch Deeret endlich 
zu erledigen. 

Soll aber die Rechnung ganz umgearbeitet oder über” eine. oder 
mehrere Posten vorläufig nähere Aufklärung gegeben werdet; ſo iſt 
der Mechnungsleger anzuweiſen, binnen einer beſtimmten Friſt die 
umgeänderte Rechnung oder ſeine Erläuterungen vorzulegen. Nash 
Vollziehung dieſes Auftrages kann das Gericht entweder ſogleich, 
oder in ſoferne es eine wiederholte Erörterung nothwendig fiudet, 
nach wiederholter Vernehmung der Rechnungsverſtändigen und allen— 
falls abgeforderter weiterer Erläuterung des Rechnungslegers in der 
Sache endlich entſcheiden. | 


$. 215. 


Läßt der Vormund die ihm: bejtimmte Friſt zur Gritattung ab— 
geforderter Erläuterungen ohne Erfolg verftreichen, jo ijt er entwe— 
der durch die angemefjenen Zwangsmittel zur Befolgung bes Auf- 
trages zu verhalten, oder ihm nad Umſtänden anzubrohen, daß bei 
Verſäumung der erweiterten Friſt, ohne jeine Grläuterungen abzu— 
warten, mit der endlichen Erledigung der Rechnung vorgegangen 
werden. würde, und diefe Drohung ſohin in Vollzug zu jegen. 

Jeden Falles ift Sorge zu tragen, dab die Rechnung für jedes 
Perwaltungsjahr vor Ablauf des nächften Vermaltungsjahres end- 
lich erlediget werde. 


$. 218. 


In dem Deerete, wodurch die über Das Vermögen bes Mündels 
gelegte Rechnung endlich erlediget wird, muß ausgedrückt jein, über 
weſſen Vermögen, yon wem und für welche Zeit Rechnung gelegt, 
in wieferne fie von dem Gerichte für richtig erfannt worden jei, wie 
viel die Hauptjumme ded reinen. Vermögens, dann ber, in. bed Ber- 
treterd Verwahrung befindliche Caſſe-Reſt oder deſſen Forderung an 
den Mündel betrage, endlich wie Hoch fich die Einfünfte des Mün— 
dels im verflofienen Jahre belaufen haben. 

Auf jeder genehmigten Nechnung ift der Tag und die Zahl des 
Genehmigungs-Deeretes Amtlich anzumerfen. 


$. 217. 
Nach eingetretener Sroßjährigfeit und erfedigter Cichecuinig 
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find dem gewefenen Mündel auf fein Verlangen fänmtliche von jei- 
nem DBormunde gelegte Rechnungen jammt Beilagen auszufolgen. 
Befteht die Rechnung aus mehreren Bogen, jo it fie mit einem 
Baden zu durchziehen und dieſer auf dem letzten Blatte mit dem 
Gerichtsfiegel zu befeftigen. Ueber die ausgefolgten Rechnungen und. 
ihre Beilagen ift ein genaues Verzeichniß zu verfaſſen und daſſelbe 
nach beigefügter eigenhändiger Beſtätigung des Empfängers in der 
Negiftratur aufzubewahren. 

Nechnungen, welche dad Vermögen mehrerer Mündel in fich 
begreifen, fünnen nur, wenn die Bormundjchaft rücfichtlih Aller 
aufgehört Hat, gegen einen von Allen gemeinjchaftlih ausgeitellten 
Empfangsſchein verabfolgt werden. 

Aus der Vormundſchaft getretene Mündel fünnen den Vormund 
von der gerichtlichen Eritattung der Schlußrechnung befreien. 


$. 218. 


Nah geendigter Vormundſchaft und erledigter Schlußrechnung 
fünnen Streitigkeiten über Vormundſchafts-Geſchäfte, in foferne nad 
$. 18 überhaupt noch eine weitere Verhandlung flattfindet, nicht 
mehr von Amtswegen, fondern nur im Wege des Proceß-Verfah— 
rens erörtert und entichteden werden, 


$. 219. 


Sobald ein Minderjähriger zur eigenen Vermögens-Verwaltung 
gelangt; jo Hat ihm das Gericht jein Vermögen, wenn fein gejeß- 
liches Hinderniß befteht, zu erfolgen und jo weit e8 ſich in den 
Händen des Wurmundes befindet, dieſen anzuweiſen, die Uebergabe 
zu pflegen und fich darüber binnen einer angemefjenen Friſt auszu— 
weiſen. Das aufgenommene Verzeichniß des Vermögens und Die 
erledigten Rechnungen dienen hierbei zur Richtſchnur. 

Sollte jedoch der zur eigenen Vermögens-Verwaltung Gelangte 
die Ausfolgung des in der Waiſen-Caſſe befindlichen Vermögens bin= 
nen drei Monaten nicht nachjuchen, fo it er vom Gerichte zur Ueber- 
nahme binnen einer zu bejtimmenden Friſt mit der Warnung auf- 
zufordern, daß im widrigen Falle fein Vermögen aus der Waiſen— 
Gaffe an die Depofiten-Gaffa abgegeben werden würde. Dieje Auf— 
forderung iſt demſelben perfönlich zuzuftellen, und wenn er verjelben 
feine Folge leiftet, das Vermögen in das Depofiten- Amt abzugeben, 
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wodurch die Verpflichtung des Gerichtes erliiht, für die Anlegung 
barer Gelder oder für die Ginhebung der Zinſen bereits angelegter 
Gapitalien zu ſorgen. ft der gewejene Mündel unbefannten Aufent- 
haltes, oder kann die Zuftellung der Aufforderung an ihm nicht ge- 
ſchehen; jo kann derſelbe zwar durch Ediet zur Uebernahme auf» 
gefordert werden, doch kann, wenn er biefem Auftrage Feine Folge 
leiftet, in der Verwahrung und Verwaltung feined Vermögens feine 
Aenderung getroffen werben. 


$. 220. 


Bei Erfolglaffungen an Militär - Berfonen vom Feldwebel ab- 
wärts, jie mögen im wirklichen Dienfte ftehen over beurlaubt feyn, 
hat fich das Gericht die Vorſchrift gegenwärtig zu halten, daß obige 
Perſonen ohne Bewilligung des Militär-Commando fein Gapitals-Be- 
trag erfolgt werden barf. 

Wenn daher jolde Militär-Perfonen , ungeachtet der erlangten 
Gropjährigfeit, die Bewilligung zur Empfangnahme ihres Vermö— 
gens nicht erhalten, jo hat das Gericht legteres jo lange dieſes Hinder- 
niß dauert, wie dad Vermögen eined Minderjährigen zu behandeln. 


$. 221. 


Die Vorſchriften des gegenwärtigen Hauptſtückes find auch in 
Gurateld-Gefchäften zu beobachten. Doc hat das Gericht in Rüd- 
jicht derjenigen Abwejenden, deren Rückkehr bald zu erwarten fteht, 
darauf Bedacht zu nehmen, daß jie nach derfelben nicht Durch eine 
inzwijchen vorgenommene Anlegung ihres Vermögens in der Leid“ 
tigfeit der Verfügung mit demfelben ohne Noth gehindert merden. 


Bierted Sauptfük 
Bon der Obforge über die Fideicommilfe. 


$. 222. 


Geſuche um die Jandesfürftlihe Bewilligung zur Errichtung 
von Fideicommiſſen find bei dem Minifterium des Innern zu über- 
reihen. Wenn es fi nur um die Einholung der vorläufigen Be— 
ftimmung handelt, ob Allerhöchſt Seine Majeftät geneigt jeien, bei 





99 


Vorlage eines vollftändigen Entwurfed der Anordnungen, nach wel— 
chen der Bittfteller das Fideicommiß zu errichten gebenft, dem Ge- 
ſuche zu willfahren, jo muß doch der Gegenjtand und beiläufige 
Werth des Fideicommiſſes angegeben, und erörtert werden, ob ber 
Errichtung defjelben Feine in den perjünlichen und Bamilien-Berhält- 
niffen des Bewerbers, foweit dieſelben befannt find, gegründeten Be— 
denfen entgegen ftehen. 


$. 223. 


Um die endlihe Bewilligung zur Errichtung eines Fideicommij- 
je8 zu erlangen, ift das Original, oder ein vollftändiger Entwurf 
der Urfunde, wodurch daſſelbe errichtet werden foll, und ein Ver— 
zeichniß des zu dem Fideicommiſſe beftimmten Vermögens beizulegen, 
welches bei der Aufnahme des Fideicommiß-Inventard zur Grumd- 
lage zu dienen bat ($. 225). 


$. 224. 


Die Tandesfürftlihe Genehmigung hat nur in joferne rechtliche 
Wirkung, ald die Original-Urfunde über das Fideicommiß, falls jte 
nicht ſchon dem Gejuche beiliegt, von dem Fideicommiß = Stifter 
wirklich audgefertiget wird, und feine Anordnung ohne Nachtheil für 
die erworbenen Rechte eined Dritten vollzogen werden kann. 


$. 225. 


Das Fideicommiß-Inventar ($. 223) if, wenn das Fideicom- 
miß von dem Stifter bei feinem Leben errichtet wird, ſogleich, nach— 
dem dem Gerichte die erfolgte landesfürftliche Genehmigung biezu be= 
fannt gemacht worden it, außerdem aber bei dem Tode des Stifterd 
gerichtlich aufzunehmen. Ergibt fih nah dem Tode des Fideicom— 
miß-Stifterd ein Abgang au dem, zum Fideicommifje bejtimmten 
Vermögen, oder eine Verminderung deſſelben durch bie davon zu 
entrichtenden Gebühren, durch die Ergänzung des Pflichttheiles Der 
Notherben, oder auf andere Weife, jo hat dad Gericht ein neues 
Snventar über die reine Fideicommiß-Erbſchaft verfertigen zu laſſen. 


$. 226. 
Bei dem Tode eines jeden Fideicommiß-Beſitzers ift ein neues 
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Inventar zu errichten, und darin zuerft bas Fideicommig-VBermögen 
nach dem AZuftande, in welchem er es hinterlaffen hat, zu bejchrei- 
ben, jodann, wenn das Fideicommiß an die Allodial-Berlaffenichaft 
wegen Vermehrung oder Verminderung des in dem Haupt-Inventar 
angegebenen Stammvermögens einen Erſatz zu leiften, oder zu for— 
dern bat, derfelbe auszuweiten, und als eine Forderung oder Schuld 
des Fideicommiſſes anzuführen. 

Dieje Ausweiſung muß ſelbſt dann verfertiget werden, wenn 
alles Allodial- und Fideicommiß-Vermögen des Erblafferd dem name 
lihen Erben zufällt. Iſt in dem Haupt-Inventar nicht genau be= 
jtimmt, was als Zugehör eines unbeweglichen Gutes anzufehen jet, 
jo haben die Kumftverftindigen darüber nah den Borfchriften des 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches (FF. 294.—297) zu entjcheiden. 


$. 227. 


Trifft die Erbfolge in das frei vererblide Wermögen und in das 
Fideicommiß verjchiedene Perſonen, fo it unter Diefen zu berechnen, 
wie viel der unmittelbare Nachfolger im Fideicommiffe wegen ftehen- 
der oder erhobener Früchte, wegen verfallener oder eingegangener 
Zinfen und Renten, wegen rückſtändiger Fideicommig-Schulden oder 
aus anderen Gründen an die Allovdial-Erben zu fordern, oder zu be— 
zahlen habe. 


Kae 


Bei der Abhandlung der Verlaſſenſchaft des Fideicommiß-Stif— 
ters fallen die von dem Fideicommiß Vermögen zu entrichtenden Ge- 
bühren und Gericht3foften dem Fideicommiſſe zur Laft. Zur Beftrei- 
tung derſelben kann das Fideicommiß belaftet werden. Bei ben fol- 
genden Abhandlungen müſſen diefe Zahlungen von dem Fideicom- 
miß= Erben aus den Früchten gefeiftet werden. Auf gleihe Urt 
jind alle anderen bei Fideicommiß-Geſchäften vorfallenden Gerichts- 
und Gurateld=ftoften ohne Verminderung des Stammvermögens von 
dem Fideicommiß Beſitzer zu beſtreiten. 


— 


Für jedes Fideicommiß muß ein Curator beſtellt werden. Das 
Gericht hat dabei auf den Vorſchlag der Fideicommiß-Anwärter ge— 
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hörigen Bedacht zu nehmen, und in Rückſicht der perfönligen Ei- 
genfchaften des Curators die Anordnungen des allgemeinen bürger- 
lichen Gefeßsuches über Vormünder zu beobachten. 

Es kann auch einer von den Anmärtern ſelbſt zum Curator 
benannt werden. Gläubiger und Schuldner des Fideicommifjes find 
zu diefem Amte nicht zuzulafjen. 


$. 230. 


Des Curators Pflicht ift, die Rechte der zur Erbfolge in das 
Fideicommig berufenen Nachkommenſchaft zu vertreten und darüber zu 
wachen, daß das Stammvermögen des Fideicommiſſes erhalten, und 
der Zuftand vefjelben nicht verjiehlimmert werde, Er Hat dem Ge— 
richte nicht nur die über Fideicommiß-Geſchäfte abgeforderten Gut— 
achten zu eritatten, ſondern auch alle pflichtwidrigen, den Fideicom— 
miß-Erben nachtheiligen Unternehmungen des Fideicommiß-Beſitzers 
anzuzeigen ($$. 255, 256). 


$. 231. 


In wichtigeren Fideicommiß-Angelegenheiten werben, in ſoferne 
nicht die Vernehmung aller Fideicommig - Erben ausprüdlich vorge— 
jchrieben iſt (FF. 634 und 644 des allgemeinen bürgerlichen Geſetz— 
buches), außer dem Fideicommiß - Gurator auch einige der nächſten 
Fideicommiß-Anwärter, und vorzüglich diejenigen zu Nathe gezogen, 
die nicht jo weit vom Gerichtäorte entfernt find, daß ihre Verneh— 
mung großen Zeitverluft verurfachen würde. Insbeſondere hat der 
Gurator gemeinjchaftlich mit den nächiten Anmwärtern an allen ro» 
ceſſen theilgunehmen, die das Stammvermögen des Fideicommiſſes be- 
treffen. Anſtatt der minderjährigen nächften Fideicommiß-Erben Fann 
der Vormund oder Gurator derjelben, wenn dieſer nicht jelbit Fidei— 
commiß » Befiger ift, zugezogen werden. 


$. 232. 


Die Berfiherung des Fideicommiß-Vermögens gejchieht in Rüd- 
fiht der zum Fideicommiſſe gehörigen unbeweglichen Güter durch Ein- 
tragung der fideicommifjariihen Anordnung in die öffentlichen Bücher. 
Koftbarfeiten und Fahrniſſe mit Ausnahme der Gapitalien können in 
der Verwahrung des Fideicommiß-Beſitzers bleiben, welcher jedoch Die 
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Uebernahme derjeiben entweder in dem Fideicommiß-Inventar oder 
in einer bejonderen Urkunde zu beftätigen hat. Deffentliche und Pri- 
vat-Schuldbriefe und alle übrigen Urfunden über die Forderungen 
des Fideicommiſſes müſſen in gerichtliche Werwahrung genommen 
werben. 


$. 233. 


Bei der Anlegung, Auffündigung und Zurücbezahlung der Fi— 
beicommiß = apitalien find die Vorfehriften des aflgemeinen bürger- 
lichen Gejegbuches und des dritten Hauptſtückes diefes Geſetzes über 
dad Vermögen der Minderjährigen zu beobachten. Das Gericht hat 
über die Anlegung eines Fideicommiß-Gapitales immer den Gurator 
und in wichtigeren Fällen auch die nächften Anwärter zu vernehmen 
($. 231). Bei unzweifelhaft erwiejener gejfegmäßiger Sicherheit kann 
jedoh der Antrag des Fideicommiß-Befigers, der von dem Gurator 
oder den Anmwärtern verweigerten Beiftimmung ungeachtet, von dem 
Gerichte genehmiget werben. 


$. 234. 


Bei Privat-Verfonen für das Fideicommiß angelegte Geldſum— 
men müſſen in dem Schuldicheine und in den öffentlichen Büchern 
ausdrücklich als Fideicommiß - Gapitalien bezeichnet, Staatspapiere, 
wenn fie auf den Ueberbringer lauten, der Vinculirung von Geite 
der Öffentlichen Caſſe unterzogen, wenn fie aber auf beftimmte Namen 
lauten, auf das Fideicommiß umfchrieben werden. 


$. 235. 


Die Bewilligung zur Verpfändung eines Fideicommifje Fann 
nur von dem Fideicommiß - Befiter, nicht von deſſen Gläubigern 
angefucht werden. Iſt fie jedoch dem Fideicommiß-Beſitzer von dem 
Gerichte bereits ertheilt, und das Fideicommiß durch einen in gehö— 
tiger Form audgeftellten Schuldjchein ausdrücklich verpfändet wor- 
den, fo fteht dem Gläubiger frei, die Einverleibung der Forderung 
jelbft zu erwirken. 


$. 236. 
Iſt der Fideicommiß-Befiger geftorben, ohne von ber ihm ge- 
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richtlich ertheilten Bewilligung zur Verſchuldung des Fideicommiffes 
Gebrauch gemacht, mithin die Schuldurfunde über das empfangene 
Darleihen in gehöriger Form mit Berpfändung des Fideicommiffes 
bereitö ausgeftellt, oder die Fideicommiß-Gapitalien in dem Depo- 
ſiten-Amte wirflih behoben zu haben, jo iſt die Bewilligung zur 
Onerirung für erlojchen anzujehen, und das dem verftorbenen Fi- 
deicommiß-Befiger eingeräumte Recht geht weder auf jeine Allodial- 
Erben, noch auf den Fideicommiß-Nachfolger über. 


$. 237. 


Dem Geſuche um die gerichtliche Bewilligung zur Verpfändung 
bes Fideicommifjes muß eine genaue, nad den Grundjäßen der 88. 
636 und 637 des allgemeinen bürgerlichen Gejeßbuches eingerichtete 
Berechnung des Fideicommiß-Drittheiles beigelegt werden. 


$. 238. 


Befteht das Fideicommiß aus mehreren Gütern oder Gapitalien 
jo ift dad Fideicommiß-Drittheil von jedem Gute oder Gapitale ab- 
gejondert zu berechnen. 


$. 239. 


Der Werth ded Fideicommiffes muß bei der Berechnung des 
Drittheile8 durch eine, eigens zu diefem Zwecke vorgenommene ge— 
rihtlihe Schätzung erwieſen werden. Jedoch Bleibt dem Ermeffen 
des Nichter8 nach Vernehmung des Fideicommiß-Gurator® und ver 
nächſten Anwärter überlaffen, eine bei Einverleibung älterer Fidei— 
commiß⸗Schulden bereit3 vorjehriftmäßig aufgenommene Schätzung 
ber Bewilligung zur meiteren Verfchuldung des Fideicommifjes zum 
Grunde zu legen. 


$. 240. 


Dei einer Schägung, welche der Berechnung des Fideicommiß- 
Drittheiles zum Grunde gelegt werden joll, jind die Sachverſtändi— 
gen von dem Fideicommiß-Befiger, dann von dem Gurator und der 
nächſten Anmärtern in Vorjchlag zu bringen und von dem Gerichte 
nad den für Streitſachen ertheilten Vorjchriften zu benennen. Dem 
Fideicommiß - Befiger, dem Gurator und den Anwärtern fteht frei, 
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bei der Schätzung zu ericheinen und Alles, was zur richtigen Beur- 
theilung des Werthes des Fideicommiſſes dienen fann, zu bemerfen. 
Zu diefem Ende muß ihnen die Zeit, zu welcder die Schäßung vor- 
nenoinmen werden wird, von dem Gerichte befannt gemacht werden. 
Liegen unbeweglide Güter unter der Meal-Gerichtäbarfeit einer an- 
deren Behörde, jo iſt das Schätzungsgeſuch bei der Fideicommiß- 
Inſtanz zu überreichen und von dieſer an die Real-Inſtanz zu bes 
fördern, und der leßteren über Namen und Wohnort des Gurators 
und der nächſten Anwärter Ausfunft zu ertheilen. 


$. 241. 


Ueber die von dem Fideicommiß-Bejiger vorgelegte Berechnung 
des Fideicommiß-Drittheiles und der Schulden kann das Gericht nad 
Gutbefinden den Gurator und die nächften Anwärter einvernehmen. 


$. 242. 


Die Berechnung der Schulden muß Flar zeigen, wie viel die auf 
dem Fideicommiß = Gute haftenden, von dem gegenwärtigen Befiter 
jeinen Vorfahren, oder dem Fideicommiß-Stifter ſelbſt herrührenden 
Schulden mit Einfchluß der von dem letteren etwa angeoröneten 
und auf den Fideicommifje haftenden Stiftungen oder anderen Ver— 
mächtniſſe zufammen genommen betragen, und wie viel nach Ab— 
zug bdiefer Summe von dem dritten Theile des Fideicommiß = Iber- 
the3 noch unbelaftet ift. Lebenslängliche Penſionen und andere auf 
ungewiffe Zeit, oder für beitändig angeordnete fortlaufende Zahlun- 
gen werden zu fünf vom Hundert zu Gapital angejchlagen. Jede 
Schuld wird in dem Betrage angejeßt, in weldyem fie zur Zeit Des 
Onerirungd-Gejuches berichtiget werden könnte. Iſt aljo eine Zah— 
lung in Staatsjchuld » Verjchreibungen, oder in einer anderen Wäh— 
rung zu leiften, als in welcher die Schägung des Gutes aufgenom- 
men ift, jo wird die Schuld nach dem Testen Börſe-Courſe berechnet. 


$. 243. 


Der Beicheid, wodurch die Verpfändung des Fideicommiſſes be— 
williget wird, muß ſowohl den Betrag der Schuld, als der jährli- 
chen Rüdzahlungen in beftimmten Summen angeben, und wenn 
ber Fideicommißgüter mehrere find, die Summe feftjegen, welche auf 
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jedes derjelben verfichert werden darf. Der Beicheid iſt dem Gurator 
und den nächſten Anwärtern auch dann zuzuftellen, wenn fie über 
das Gefuch des Fideicommiß-Beſitzers nicht vernommen worden find. 


$. 244. 


Die rechtlichen Verhältniffe des Fideicommiß-Beſitzers gegen 
jeine Gläubiger werden nicht nad den Vorſchriften über die allmä- 
lige Tilgung der Piveicommiß - Schulden, jondern nach dem Inhalte 
der von ihm ſelbſt, oder von jeinen Vorfahren ausgeftellten Schuld- 
iheine und nad den allgemeinen Rechtsgrundſätzen beurtheilt. Es 
bleibt ihm unbenommen, in ſoferne er gegen das Fideicommiß noch 
zur Tilgung der Schuld verbunden if, die Zahlung durch neue An— 
lehen zu leiften. 

$.. 245. 


Die nur für die Lebenszeit des Befiterd auf die Früchte des 
Sideicommiß =» Gutes verficherten Schulden jind bei Berechnung des 
Fideicommiß-Drittheiles nicht in Anſchlag zu bringen. 

Menn jedoch diefe Schulden der Verzinfung und vorgejchriebe- 
nen allmäligen Rüczahlung der Fiveicommiß - Schuld Hinderlich fein 
würden, jo hat eine Berpfändung de3 Fideicommiſſes nur in ſo— 
ferne ftatt, als für die vorjchriftmägigen Nückzahlungen an der Fi- 
deicommiß - Schuld und die Berichtigung der Zinfen Sicherheit ge- 
leiftet wird. 

Auch find bei Behebung des Drittheiles von einem Geld-Fidei— 
commiſſe die jährlichen Nücdzahlungen durch Pfandrecht auf die Zin- 
jen der übrigen zwei Drittheile zu verfichern. 


$. 246. 

Der Fideicommiß-Befiter kann von der Bewilligung der Ver— 
pfandung des Fideicommiffes feinen Gebrauch mehr machen, wenn 
nad der Zeit, wo er fie angejucht hat, eine neue Schuld auf das 
Fideicommiß, oder die Früchte desjelben verfichert worden ift. Sn 
diejem alle ift die gerichtliche Genehmigung zur Beftellung einer 
Hypothek auf das Fideicommig neuerlich anzujuchen. 


$. 247. 


Die Bewilligung zur Berpfändung des Fiveicommilfes Fann 
14 
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nie für ſich altein in bie Öffentlichen Bücher eingetragen, fondern 
nur im Mücjicht einer beftimmten Forderung und mit dem Schuld» 
jcheine zugleich einverleibt werden. 


$. 248. 


Das Gefuh um Einverleibung der Fideicommiß-Schuld ift im- 
mer bei der Fideicommiß-Inſtanz zu überreihen und von dieſer, 
wenn ihr über das Gut feine deals» Gerichtsbarkeit — an die 
Real⸗Inſtanz zu befördern. 


$. 249. 


Die Fideicommiß-Inſtanz und der Gurator Haben darüber zu 
wachen, daß die Fideicommiß-Schuld in den feitgejegten Friften zurüd- 
gezahlt werde. 


$. 250. 


Der Befiter eines verpfändeten, oder im Gapitale verminderten 
Fideikommiſſes Hat dem Gerichte am Ende eines jeden Jahres eine 
vollftändige Ausweiſung über die Berichtigung der im Laufe desjel- 
ben verfallenen Rüdzahlungen zu überreichen. Darin ijt zuerft bie 
ganze Fideicommißſchuld nah dem Fideicommiß - Inventar und ben 
Auszügen aus den Öffentlichen Büchern oder dem Depofiten-Ertracte 
anzugeben; ſodann der Betrag jünmtlicher auf das verflofjene Jahr 
entfallener Rücdzahlungen nad) ven darüber bei der Berpfändung bes 
Fideicommiffes, oder Erhebung der Gapitalien getroffenen gerichtlichen 
Verfügungen zu berechnen. Hat der Fiveicommig-Befiger an einzel- 
nen Schulden mehr abgetragen, al3 er gegen das Fideicommiß ver- 
pflichtet war, für das verflojjene Jahr daran zu bezahlen, jo kann 
er fih ven Ueberſchuß bei anderen Schuldpoften, oder in ben fol- 
genden Jahren zu gut rechnen. Immer find aber die Rüdzahlun- 
gen nach dem urfjprünglichen Betrage aller auf das Fideicommiß 
verficherten und noch nicht ganz getilgten Forderungen, nicht nach 
der Summe zu berechnen, welche daran zur Zeit der überreichten Aus— 
weilung noch übrig ift. 


$. 251. 


Die geleifteten Zahlungen hat der Fideicommiß - Beliger durch 
DepofiteneScheine oder Quitungen darzuthun, und wenn in den öf— 
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fentlihen Büchern einverleibte Forderungen getilgt worden find, die 
gefhehene Löfhung darzuthun. Die Ausmweifung muß von dem Fi- 
deicommig-Befiger und Gurator unterſchrieben, oder wenn fie ver letz— 
tere unrichtig findet, jeine beſtimmte Erklärung darüber beigefügt fein. 


$. 252. 


Unterhaltägelder und andere, auf die Lebenszeit beftimmter Per- 
jonen bejchränfte, von Zeit zu Zeit wiederfehrende Zahlungen ge» 
hören nicht zu den Laften, wovon das Fideicommiß durch allmälige 
Rüdzahlung befreit werden muß. 

Auch ift der Fideicommiß-Beſitzer in Rückſicht ſolcher fortlau- 
fender Zahlungen, welche der Fiveicommiß-Stifter jelbft für beitän- 
dig angeordnet hat, zu allmäliger Befreiung des Fideicommiffes nicht 
verpflichtet. Dagegen find andere von dem Fideicommiß-Stifter her- 
rührende, auf dem Fideicommiß-Gute haftende Schulden gleich ven- 
jenigen, wofür der Bejiter des Fideicommifjes dasfelbe mit gerichtlicher 
Bewilligung verpfändet hat, durch allmälige Rüdzahlung zu tilgen. 


$. 253. 

Die Vorlage des vorgejchriebenen jährlichen Ausweijes über 
die Fideicommiß-Depurationen ($. 250) Hat das Gericht von Amts— 
wegen zu überwachen. Den gelegten Ausweis hat dafjelbe genau 
zu prüfen, mit den Beilagen und den Fideicommiß-Acten zu ver- 
gleichen, und nöthigenfalles die Berichtigung oder Ergänzung anzu= 
ordnen. 

Entſteht über den Betrag der Schuld des Fideicommiß-Be— 
ſitzers an rückſtändigen Depurationen ein Streit, welcher nicht in 
Güte beigelegt werden kann, jo ift derjelbe auf den Rechtsweg zu 
verweifen. Das Gericht Hat jedoch die Sicherftellung des ftreitigen 
Betrages anzuordnen, und Die Zeitung berjelben nöthigenfalles 
durch die gejeglichen Zwangsmittel ($. 256) von Amtswegen zu be- 
wirken. 


$. 254. 


Eine Berlängerung der Friften zur Bezahlung der Fideicom— 
miß-Schulden oder eine Wiederbehebung der bereits geleifteten Rück— 
zahlungen ($. 639 des allgemeinen bürgerlichen Gejegbuches) ift 

14* 
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nur aus erheblichen Gründen und nad Bernehmung bes Gurators 
und der nächiten Anwärter ($. 231) zu bewilligen. Auch im Falle 
der von denfelben verweigerten Beiftimmung bleibt jedoch dem Ge- 
richte vorbehalten, dem Fideicommip-Befiger aus beſonders wichtigen 
Gründen die Nüdzahlung für eine beſtimmte Zeit ganz oder zum 
Theile, und unbedingt, oder gegen Erhöhung der Zahlungen in den 
nächftfolgenden Jahren zu erlaſſen, over einer Wiederbehebung an 
den bereits geleifteten Muczahlungen gegen die insbejondere davon 
zu leiftenden Depurationen Statt zu geben. 


$. 255. 


Wenn dem Gurator befannt wird, daß Zinfen von Fideicom— 
miß= Schulden, oder auf dem Fideicommiſſe haftende Steuern durch 
längere Zeit unbezahlt bleiben, jo hat er dieſes dem Gerichte an- 
zuzeigen. Die Fipeicommig = Behörde foll in diefem alle ſowohl, 
als wenn fie auf andere Weiſe von längeren Zinfen= oder ‚Steuer- 
Rückſtänden Nachricht erhält, den Fideicommiß-Beſitzer zur. Bezah- 
lung der Rückſtände von Amtswegen anhalten. 


$. 256. 


Gegen Fideicommiß-Beſitzer, welche wiederholten gerichtlichen 
Anordnungen über die Berichtigung der Fideieommiß =» Schulden, der 
Zinſen- oder Steuer-Rüdftände nicht Folge Teiften, iſt die Seque— 
jtration von Amtswegen zu verhängen, und wo möglich der nächite 
Anwärter, der nicht von dem Fideicommiß-Beſitzer ſelbſt abſtammt, 
oder der Gurator zum Sequefter zu beftellen. 

Auch einem Fideicommiß-Beſitzer, welcher die Subſtanz eines 
Fideicommiß-Gutes durch übermäßige Benüsung der Waldungen oder 
auf andere Art durch üble Verwaltung wefentlichen Nachtheilen oder 
Gefahren ausſetzt, kann, wenn dieſes durch den Befund der Sach— 
verftändigen oder andere in der Prozeß-Ordnung gegrimdete Beweiſe 
dargethan wird, die Verwaltung abgenommen und für immer oder 
auf eine angemefjene Zeit einem Sequefter übertragen werden. 


5. 287. 


Ueber jedes Fideicommiß ift von dem Meferenten ein eigenes 
Trotofoll zu führen In demfelben find die Anoronungen des 
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Stifter8 über die Erfolge in dem Fideicommiffe, die urfprünglichen 
Beftandtheile desſelben und die damit vorgefallenen Veränderungen, 
die Namen der Fideicommiß-Beſitzer, der Guratoren und der nächſten 
Anwärter, die Fideicommig- Schulden, die zur Tilgung bderjelben 
feftgejegten Sriften, die wirklich geleifteten Zahlungen und alle Ver— 
fügungen des Gerichtes über das Fideicommiß anzumerfen. | 
Ueberdieß joll bei dem Gerichte ein diefem Protokolle gleich- 
lautendes Hauptbuch über alle Fiveicommifje geführt werden. Je— 
der Referent Hat über die genaue Gintragung der ihm zugetheilten 
Fideicommiß-Geſchäfte in das Hauptbuch zu wachen. 


$. 258. 


Die Obergerichte und der oberfte Gerichtähof Haben mit Nach- 
druck darüber zu wachen, daß die Fideicommiß-Behörden ihre Pflich— 
ten erfüllen, und im alle einer wahrgenommenen DBernachläfligung 
oder Uebertretung ver beitehenden WBorjchriften, die den Umftänden 
angemejjenen Berfügungen zu treffen. 


BURT Le am dt Eu m 


Bon der Adoption, Legitimation und Entlafjung aus der väter- 
lichen Gewalt. 


$. 259. 


Die Annahme an Kindesftart Tann nur durch eine jchriftliche 
oder gerichtliche Lebereinfunft zwiſchen dem Wahlvater oder der 
Wahlmutter und dem Wahlfinde oder deſſen rechtmäßigen Ver— 
treter erfolgen. 

Iſt das Wahlkind minderjährig, jo wird die Einwilligung des 
ehelichen Vaters vefjelben, und in deſſen Ermanglung die Einmilli- 
gung der Mutter, des Vormundes und des nach den Beftimmungen 
der Jurispietiond- Norm zuftändigen Gerichtähofes erſter Inſtanz 
erfordert. 

Ein großjähriges Wahlfind muß in die Adoption felbft einmilli= 
gen, und wenn fein ehelicher Vater am Leben ift, auch deſſen 
Beiftimmung darthun. 
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$. 260. 


In Fällen, in welden die gerichtliche Ginwilligung zur An- 
nahme an Kindesftatt erfordert wird, ift das Gefuch bei dem vor- 
mundjchaftlihen Gerichte anzubringen, welches die erforderlichen Er- 
hebungen über die Bamilien-Verhältniffe und das Alter des Wahl- 
vaterd oder der Wahlmutter und des MWahlfindes zu pflegen, und 
biefelben, wenn es nicht ſelbſt der zuftändige Gerichtähof erfter 
Inſtanz jeyn follte, dem leßteren mit der von den Theilnehmenden 
über die Adoption errichteten Urfunde oder dem darüber aufgenom- 
menen Protofolle unter Beifügung feines Gutachtens zur Entjchei- 
dung vorzulegen hat. 


$. 261. 


In den übrigen Fällen ift da8 Gefuch von den Parteien un- 
mittelbar dem zuftändigen Gerichtähofe erfter Inſtanz zur Beitä- 
tigung vorzulegen. 


$. 202. 


Gegen die von dem Gerichtähofe erfter Inſtanz verweigerte Be- 
fätigung der Adoption hat die Befchwerde an das Obergericht Statt. 


$. 263. 


Soll der den Wahlältern eigene Adel und deren Wappen auf 
das Wahlfind übergehen, fo kann ver Gerichtähof, wenn er bie 
angejuchte Annahme an Kindesftatt ſchon an ſich zur Beftätigung 
nicht geeignet findet, diefe jogleich verfagen. Wird aber die Adop- 
tion von demjelben bejtätiget, jo ift dad Gefuch megen Uebertragung 
des Adels und des Wappens durch das Obergericht der Statthalterei 
mitzutheilen, und mit dem Gutachten verfelben dem Zuftizminifter 
sorzulegen, welcher jich darüber mit dem Minifter des Innern in 
dad Einvernehmen jeben wird. 


$. 264. 


Die erfolgte Betätigung der Adoption wird von bem Ge- 
richtöhofe in das Gerichtd- Protokoll eingetragen, die von ben Theil- 
nehmenden darüber errichtete Urfunde dafelbft in gerichtliche Verwah— 
rung genommen, und dem Wahlvater oder der Wahlmutter ſowohl, 
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als dem Wahlfinde oder dem Vertreter beöfelben von der Beſtäti— 
gung der Adoption entweder unmittelbar, oder, wenn jie mittelft 
eined anderen Gerichte8 eingefchritten find, durch dieſes Nachricht 
gegeben. 


$. 265. 


Die Eltern eined unehelihen Kindes können um bie Legitima— 
tion desjelben durch Tandesfürftliche Begünftigung nur mit Einwil- 
ligurg des Kindes oder, wenn ed minderjährig ift, mit Bewilligung 
bes vormundjchaftlichen Gerichted anfuchen, welches vor Ertheilung 
der Bewilligung den Vormund zu vernehmen hat. 


$. 266. 


Das Geſuch ift nach Verſchiedenheit ver Fälle, wie bei ver An— 
nahme an Kindesftatt, entweder auf die im $. 260, oder auf bie 
im $. 261 beftimmte Art dem zuftändigen Gerichtähofe erfter In— 
ftanz, von dieſem aber mittelft des Obergerichtes, welches feine Aeu— 
Berung beizufügen hat, dem Juſtizminiſter vorzulegen, welcher dar— 
über, wenn die Bewilligung des Gefuches feinem Anjtande unter» 
liegt, das Gutachten an Allerhöchſt Seine Majeftät erftatten wird. 


$. 267. 


Die Iandesfürftliche Entjehliegung wird den Parteien durch das 
Gericht befannt gemacht, und Hat von dem Tage an, wo fte erfolgt 
ist, rechtliche Wirfung; zugleich hat das Gericht die Anmerkung der— 
jelben in dem Geburtsbuche zu veranlaffen. 


$. 268. 


Ueber die Entlaffung eines Kindes aus der väterlichen Gewalt 
hat der Vater in den Fällen, wo fie zu Folge des $. 174 des all- 
gemeinen bürgerlihen Geſetzbuches einer gerichtlichen Genehmigung 
bedarf, jeine Erflärung bei dem Gerichte, unter deſſen Gerichtsbar- 
feit er jteht, abzugeben. Findet das Gericht, daß die Befreiung von 
der väterlichen Gewalt dem Minderjährigen vortheilhaft und mit kei— 
ner Gefahr eines Mißbrauches verbunden ſei, jo hat es die gericht- 
lihe Genehmigung zu ertheilen, und dem Minderjährigen eine Amts— 
Urfunde darüber auszufertigen. Von der Zuftellung dieſer Urfunde 
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an erlangt das Kind in Mückjicht feiner Perſon umd feines Mermd- 
gend die Nechte eines Großjährigen. 


Schfted Sauptitücd. 
Don der freiwilligen Schätzung und Feilbietung. 


$. 260. 


Es ſteht Jedermann frei, fein Eigenthum ſowohl gerichtlich 
ſchätzen, als auch öffentlich feilbieten zu laffen. 


$. 270. 


Die Schätzung unbeweglicher Güter kann nur bei der nach 
den Beftimmungen der Jurisdictiond- Norm zuftändigen Real-In— 
ftanz, die Schätzung beweglicher Sachen bei jedem Bezirfägerichte 
angefucht werden, in deſſen Bezirk fie fich befinden. 


27H, 


Die freiwillige Verſteigerung eine3 unbeweglichen Gutes ift bei 
ver Neal-Inftanz, die Seilbietung einer mit feinem Pfandrechte ver- 
jehenen Forderung bei dem Bezirfägerichte anzufuchen, in deſſen Be— 
zirk jih der Gläubiger befindet. Die Verfteigerung auf unbeweg— 
liche Güter verficherter Schuldforderungen kann ſowohl bei der Neal- 
Inſtanz ald bei dem Bezirfsgerichte angejucht werden, in deſſen Be— 
zirfe der Gläubiger mohnt. | 

Andere bewegliche Sachen werden nur dann von dem Gerichte 
verfteigert, wenn ſie zu einer noch nicht eingeantworteten Berlaffen- 
Ichaft, zu einem Fideicommifje, oder zu dem Vermögen eines Min- 
derjährigen oder Pflegebefohlenen gehören. Außer dieſen Fällen ift 
die freiwillige Verſteigerung verfelben bei der politifchen Behörde 
nach den darüber beftehenden befonderen Vorfchriften anzufuchen. 


GT, 


Zur Schätzung und Feilbietung beweglicher Sachen können 
auch die Gemeindevorfteher verwendet werden. 


113 


$. 273. 
Güter, welche dem Staate gehören, können dur die admini— 
jtrativen Behörden geſchätzt und feilgeboten werden. 


8. 274. 

Bei der freiwilligen Schägung und Feilbietung find in Rück— 
jiht der Art ihrer Vornahme, in ſoweit hier Feine Ausnahme feft- 
gefebt wird, die Beftimmungen der Prozeß-Ordnung und die Vor— 
Ichriften der Feilbietungs-Ordnung zu beobachten. 


575 
Die zur Vornahme frennilliger Schätzungen erforderlichen Kunſt-⸗ 
verftändigen find von dem Gerichte von Amtswegen ohne Rück— 
fiht auf den Vorſchlag der Parteien zu wählen. 


$. 276. 
Schätungen, welde auf Anfuchen des Eigenthümers vorges 
nonımen werden, fünnen gegen einen im vorhinein davon nicht ver— 
ftändigten Dritten von Feiner Wirkung fein. 


$:. 274. 
Die freiwillige Verfteigerung ift auf Verlangen des Eigenthü- 
merd auch ohne vorausgegangene Schätzung zu bewilligen; immer 
muß aber der Eigenthiimer den Ausrufspreis beftimmt angeben. 


$. 278. 

Zu freiwilligen DVerfteigerungen it, in foferne von den Theil— 
babern nichts Anderes beſtimmt wird, nur Ein Feilbietungs- Termin 
anzuordnen und fein Anbot unter dem Ausrufspreife auzunehmen. 

Sn dem Befcheive, womit eine Feilbietung angeordnet wird, 
ift ſtets auch auszudrüden, was mit dem Erlöſe zu gefcheben habe. 


$. 279. 
Bei Feilbietung unbeweglicher Güter Hat dad Gericht insbeſon— 
dere darüber zu wachen, daß die Bedingungen des Verfaufes beftimmt 
und deutlich ausgedrückt und Feine unerlaubten oder ungiltigen Ver— 


träge in Vorfchlag gebracht werden. In dem Edicte muB der Name 
15 
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des Verkäufers der Gegenftand der DVerfteigerung und der Ausrufs— 
preis angegeben und ausdrücklich bemerkt werben, daß bie Verſtei— 
gerung auf freiwilliges Anſuchen des Gigenthümerd erfolge, mithin 
den auf das Gut verficherten Gläubigern ihr Nfandrecht ohne Rück— 
ficht auf den Verkaufspreis vorbehalten bleibe. Die in Streitfachen 
vorgefchriebene DVerftändigung und Warnung ‚ver Pfandgläubiger fin- 
det bei freiwilligen Verſteigerungen nicht Statt, 


$. 28). | 

Dem Eigenthümer ſteht frei, Jih die Genehmigung des Ver— 
faufes auf eine beftiimmte Zeit vorzubehalten, weldyes jedoch in dem 
Ediete ausgedrüdt werden muß. Iſt Fein Vorbehalt geichehen, jo 
wird das Gut dem Meiftbietenden, oder, wern nur Ein Kaufluftiger 
erfchienen wäre, dieſem, jedoch nicht ımter dem Ausrufspreiſe, zuge— 
ichlagen und der Kauf für unwiderruflich abgeichloffen angeſehen. 

Das Gericht hat dem Käufer und dem Verkäufer über den er- 
folgten Verkauf die erforderliche Amts-Urkunde audzufertigen. 


$. 281. 

Der bei der Feilbietung erzielte Erlös ift, wenn das Gericht 
nicht anders verfügt hat ($. 278), von dem Feilbietungs-Commil- 
färe fogleich, Tängftens aber binnen brei Tagen nach dem Schluffe 
der Feilbietung bei Gericht zu hinterlegen. . 


$. 282. 

Die durch eine Schätung oder Keilbietung aufgelaufenen Ko— 
ften, inäbefondere die Gebühren der Sachverſtändigen und die allfäl- 
lligen Diäten» und Neifefoften des Gerichts-Abgeordneten find von 
demfelben zu verzeichnen, und nach den Vorfchriften der 99. 110 und 
114 der gerichtlichen Beſtimmung zu unterziehen. | 


Siebente8 HSauptfüd. 
Bon gerichtlichen Zeugniſſen überhaupt; von der Vidimirung ber 
Abſchriften und Beglaubigung der Urfunden. 
$. 283. 
Ueber astenmäßig bei Gericht bekannte Thatſachen find den Par— 
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teien Diejenigen Amtszeugnijje, Wovon fie in ihren Rechtsangelegen— 
heiten Gebrauch machen wollen, auf Anſuchen auszufertigen. 


$. 284. 


Zeugniſſe über das in dem öſterreichiſchen Staate geltende Ge— 
je werden denjenigen, welche verjelben zur DBerfolgung oder Ver— 
theidigung ihrer Rechte im Auslande bebürfen, von dem Minifter der 
Juſtiz ausgefertigt werden. In Zeugnifien diefer Art wird dag ge— 
genwärtige geltende Geſetz beſtimmt bezeichnet und deſſen weſentli— 
her Inhalt mit den eigenen Worten desjelben angeführt, jedoch alle 
Grläuterung oder Anwendung des Geſetzes auf einen beftimmten 
Rechtsfall vermieden werden. 


$. 285. 


Die Uebereinftimmung der gerichtlich oder aupergerichtlich ver- 
rertigten Abjchriften von Urkunden mit dem vorgewiejenen Drigi- 
nale kann von. dem dazu beftimmten Beamten ohne befondere Be— 
willigung bed Gerichtes gejchehen. 


$. 286. 


Die Abſchrift, welche als richtig beftätiget werden ſoll, ift mit 
den Driginale auf das forgfältigite zu vergleichen. Beide müſſen 
jelbft in der Nechtfehreibung, in den Snterpimetationen, den Abkür— 
zungen und der Gattung der Schriftzeichen jo genau als möglich 
mit einander übereinftimmen. Sind Stellen im Originale abgeän- 
dert, ausgeſtrichen, eingerheft oder am Rande hinzugefeßt, jo ift Die- 
ſes in der Abſchrift oder in dem verfelben beigefügten Amtszeugniſſe 
anzudenten. In dem Teßteren iſt auch bei zerrifienen oder ihrer 
‚äußeren Geftalt nach auffallend verdächtigen Urkunden dieſe Beſchaf— 
fenheit derfelben anzuzeigen. Tas Amtszeugnig muß enthalten, ob 
die Urfunde, von welcher die Abſchrift entnommen ift, eine Urſchrift 
oder jelbft nur eine beglaubigte Abſchrift und mit welchem Stämpel 
ſie verſehen ſei; es muß ferner den Ort, an dem ſich Dad vorge— 
wieſene Original befindet, oder den Namen der Partei, welche es 
vorgewieſen hat, und den Tag der erfolgten Beſtätigung anzeigen, 
von dem Beamten unterſchrieben und mit dem Amisſiegel verſehen fein. 
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$. 287. 

Die Beglaubigung der Echtheit der Schrift oder Unterjchrift 
in einer Driginalsllrfunde muß immer mündlich oder jehriftlich bei 
dem Gerichte jelbit angefucht werden. Das Gericht hat den Bitt- 
fteller in Perfon zu Protofoll zu vernehmen, ob er bie Schrift 
oder Unterfehrift fir die feinige anerfenne. Iſt die Berfon bed Aus— 
ſtellers der Urkunde den Gerichtäbeamten nicht befannt, fo muß fi 
das Gericht Durch die Beiziehung zweier vollfommen  glaubwürbiger 
Zeugen die Gewißheit darüber verfchaffen, daß er derjenige ſei, als 
welchen er fi angibt. Das Zeugniß ift in der für andere Anıts- 
Urfunden vorgefehriebenen Form auf bie zur Beglaubigung vorgelegte 
Urkunde jelbft auszufertigen. Iſt der Michter der Sprache, in wel- 
cher die Urkunde ausgeftellt ift, nicht kundig, fo ift zur Beglau— 
bigung ein Dolmetich beizuziehen, welcher dem Gerichte den weſent— 
lichen Inhalt der Schrift anzugeben hat. 


$. 288. 
Den Urkunden der Gerichte erfter Inſtanz, wovon im Aus» 
ande Gebrauch gemacht werben ſoll, ift auf Anjuchen der Parteien 
bie erforderliche Beglaubigung der höheren Behörden beizufügen. 


$. 289. 


Die Uebereinftimmung einer Ueberfegung mit dem Originale ift 
von eiftem gerichtlich beeideten Dolmetſch zu bezeugen. 


$. 290, 
Wie und an welden Orten für bejtändig verpflichtete Dolmetjche 
zu befiellen ſeien, wird durch befondere Vorſchriften beftimmt. 
Für einzelne Fälle, in denen die Ueberfegung von feinem für 
beitändig verpflichteten Dolmetſch verfertiget werden kann, hat das 
Gericht erfter Inſtanz den Ueberfeger zu ernennen und zu beeidigen. 


$. 291. 

Am Ende ber Ueberfegung hat der Dolmetfch die genaue Ueber— 
einftimmung berfelben mit dem Originale mit Beziehung auf feinen 
Eid zu bezeugen, Jahr und Tag der verfertigten Veberfeßung zu 
bemerken und dieſes Zeugniß durch feine Unterſchrift und fein Sie— 
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gel zu befräftigen. Soll von der Urkunde außer dem Orte, wo ber 
Dolmetic feinen Wohnfit hat, Gebrauch gemacht werben, fo ift bie 
Unterfehrift desielben von dem Gerichte bei dem er in Pflicht fteht, 
mit dem Beifage zu beglaubigen, daß er ald Dolmetſch gerichtlich 
beeidiget fei. 


8. 242, 

Die für Deftändig beeideten Dolmetſche Haben den Parteien die 
Ueberfegungen, welche fie verlangen, auch ohne beſonderen geridht- 
lichen Auftrag gegen Bezahlung zu verfertigen. Die Gebühren bed 
Ueberſetzers find, wenn darüber feine Uebereinfunft zwiſchen ihm und 
der Partei zu Stande fommt, von dem Gerichte zu beſtimmen. 


$. 293. 3 

Die Gerichte find Ueberjegungen, deren fie in Amtsgejchärten 
bedürfen, von den für beftändig beeideten Dolmetſchen nöthigenfalles 

auch unentgeltlich zu fordern berechtiget. 


$. 294. 

Die Ueberiegungen eines bei Gericht eidlich verpflichteten Dol- 
metſches find von dieſem ſowohl, ald von anderen Gerichten und Be— 
börden für richtig anzunehmen. Der Bartei, welche eine Leberjegung 
für unrichtig erklärt, muß jedoch geftattet werden, ihre Behauptung 
dur zwei oder mehrere Kunftverftändige nah den Vorſchriften der 
Proceß⸗Ordnung zu beweijen. 


$. 295. 
In wieferne die Gerichtöbehörden auch die Verfaffung von Ur» 
funden über Rechisgejchäfte vorzunehmen haben, wird durch bejon- 
dere Vorſchriften beftimmt. 


. 


zw nn ra — 


— 


11. 
12. 


13. 
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Formulare Nr. 1. ($. 49) 


Kt... ‚Gem... 


Zodfalls: Aufnahme. 


. Bor» und Zuname des Erblaſſers. 
. Stand over Beſchäftigung. 

‚ Alter, 

. Religicır. 


Ob ledig, verheirathet oder verwitwel. 
Ordentlicher Wohnfiz. 


. Sterbetag und Sterbeort. 
. Nachgelaſſener Ehegatte. 
. Bor: und Zuname, Stand, Alter uud Aufenthaltsort der 


großjährigen Kinder und ver an die Stelle bereits ver: 
ſtorbener Kinder treteuden großjührigen Nachkommen. 


Vor- und Zuname der minderjährigen Kinder und der au 


die Stelle bereits verftorbener Kinder tretenden minder: 
jährigen Nahfommen; ferner ob für fie ein geſetzlicher 


Vertreter ſchon einſchreite, oder wer hierzu vorgeſchlagen 
werde. 


Vor- und Zuname, Stand, Alter und Aufenthaltsort der 
übrigen nächſten Verwandten oder der Teſtaments⸗-Erben 
Ob ein Teftament, Codieill, Erbvertrag, eine Schenfung 
oder Chepacten vorhanden feien, und wo fich viefelben 
befinden. 

Ob und welde Vormundſchaften- oder Gurntelen der 
Berfiorbene zu beforgen hatte, und wo ſich die Beſtel— 


lungs-Deerete befinden. 


14. 


16. 


Ob der Berftorbene über Amtsgelver Rechnung geführt, 
oder einen Bezug aus einer öffentlichen Gaffe oder einem 
under öffentlicher Aufſicht ftehenden Fonde genoſſen habe. 


. Ob fih in der Verlaffenfchaft Gegenftände vorfinden, 


welche eine befondere Anzeige erfordern, und was mir 
demfelben verfügt worden fei. 

Ob ein Vermögen vorhanden fei, worin daſſelbe beiläuftg 
beftehe, in wweffen Händen es ſich Definde, und welche 
Vorkehrungen zu defien Sicherung getroffen worden feien. 


Ort und Zeit der Todfalls-Aufuahme. 


Unterſchrift der Parteien und Zeugen. Unterjhrift der Gerichts-Abgeorbneten. 
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Formular Nr. II. ($. 108). 


Inventar, 


welches zufolge des Auftrages des k. k. . . . Nr. vom 5. Juli 1851, 3. 4209, über die 
Berlaffenichaft ves am... . in M. ohne Zeitament (mit Hinterlaffung eines jriftlichen 
Teftamentes) verftorbenen Hauseigentbümers Johann N. N, aufgenommen wurde. 


Gegenwiürtige 














Bon Seite des Gerichtes: Bon Seite der Berheiligirn: 
N. N., als Snventur-Commiflär. Alois N., erflärter Erbe. 
* SL., R beeibete Schägmänner. 
M. N, 
al 
* | als Zeugen. 
ı laut des Zuftellungsbogens am . . . . von der Vornahme der Inventur veritandigte 
Miterbe Franz N. iſt nicht erſchienen. 
Sr — | | Summe 
>Z \ 2 |! | | 
J 27 2 
| :8 | ER | einzeln | zufammen 
I: ẽ Era be 
| * He = SMS nie is De N | u 2 . Yk 
= Foeg: ty | Sg Ber 
a | Ä A. Activ:-Staınd. | | 
| | I. An barem Gelte: 
4 ' 60 || Faiferlihe Silberzwanziger | 20 — 
1 | 10 || Banfnoten a 10 fl. . [200010 4 
1 I N Ar: * | 1200| — 
| j | I. An inländifhen Staatsjhuldver: | | 
y N | ſchreibungen. | | 
4 1Etaatsſchuldverſchreibung vom 15. Der | 
1 h " cember 1849, Serie B Nr. 3836 a | 
1 | | 434 Bercent pr. 1000 fl nad dem | 
7 | Courſe am 1. Zuli 1851 à 80 fi. |! 800 — ı 
4 | | und an den davon von.... Bis | 
1 | . „ entfallenden Sutereffen . 4 521% | 
| Io | or | 801 |521% 
; " Die noh nicht fälligen Coupons, 27 | 
Stücke ſammt Talon, liegen der 
| Obligation bei. 
j 11. An andern Forderungen. | 
1 Schuldſchein des Franz Brand, ddo. 
| 1. April 1851 a 4 Percent ver . 1000 ° — 
A | Die rüdftändigen Intereffen bavon bis | 
ı zum Gterbetage > J10 — 


| Nah dem in dem Nachlaſſe vorgefun- 
| denen Schuldenbucdhe in A hat der 
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Erblaſſer am 4. December 1850 
dem Anton Furch, Bürger in M, 
ein Capital von > 
unverzinslich dargeliehen. 


| Laut deffelben Schuldenbudes in A if | 
der Verftorbene feit dem 1. Januar 






1850 bei der hiefigen Handlung des | 
I. Knes als ftiller Gefellfhafter mit | | 
der baren Einlage von : 4000 
| betheiliget. | 
| Die in B angefchloffene Handlungs-Bi- | 
lanz ddo. 1. Januar 1851, melde 
ebenfalls dieſes Einlags-Gapitales ers | 
wähnt, beziffert für die Zeit von. . | 
bis... . einen für die Maffe ents | 
fallenden Grwinn von | 200 | 
n 
IV. An Gold: -und Silbergeräthe un® | 
fonftigen Pretiofen. | 


jtiberne Eßlöffel, 13löthig, 24 Loth fchwer | 27 

goldene Tafchenuhr, Genf Nr. 3009 | 
bezeichnet 30 

— Bufennadel, in Form einesAnfers| 10 


Anmerfung. Sowohl diefe Rotbarkeis | 
ten als auch die in IT erwähnten | 
Staatspapiere und die in Il ans | 
geführte Obligation des Franz Brand 
befinden ſich laut des in C beilie— 
genden Erlagſcheines ddo. ... 3- 

. im gerichtlichen Depoſitenamte. 


V. Au Kleidung und Wäaͤſche. 


4 | grüner Gehrock von Tuch, ſehr abgetragen 5 | 
1 1 fchmwarzer Frad, ganz neu a 25 
4 | graue Beinfleider 8 

ı 12 || Hemden i 24 

| 12 I Paar Fußjoden . Bl 








rn ne nennen deinen een 


121 









> 


» 
5 | 
2 | 
= ©. h 
— — 
52 
—53 = 
—— 20 
2 — 1} 
2 & | 
erg | 
— | i 
{ h 


VI. Au Einrichtungeſtücken. 


Tifhe von Nußholz 

Stühle - 

Hängfaften von ãaiußhoi mit 2 5lügeln 
| Schubladefaften . 


VI An Büdern. 


Bände, laut bes Serzegutſ⸗ D im 
Merthe von 












421 




















Anmerkung. 

| grüner zweiftbiger Wagen, im Werthe 
' von 60fl. EM., welchen der Erblafs 
jer jedod laut des mit dem Sattlers 
meifter N. N., dem Erben Nlois N, 
und dem Zeugen N. N. aufgenoms 
menen Protokolles in E von erflerem 
nur ausgeliehen hat. 


— — 


VIII. An unbeweglichen Sachen. 


Haus in N. sub 20 nach dem in F 
abſchriftlich beiliegenden Kaufvertrage 
som 20. Dezember 1850, deſſen Orts 
ginal der Erbe Alois N. ae 
hat, in dem Kaufpreife von 


Be BaffiveSteamp. 


' Zeuge des Grundbuchs⸗ Auszuges ddo. 
2. Juli 1851 in G haften auf der 
Berlaffenfchafts : Realität kraft der 
Schuldverſchreibung, ddo. 1. April 
1851 für den Herrn Thomas N. in 
N. a5 Percent h 

Nah dem Inhalte des gudenbu⸗ 
ches A find bie ginſen bis. 
ſchon bezahli . 

Der Erbe Alois N. —— den Erſat 
der laut der Quittungen U, I, K 
und L bezahlten Kranffeits: und 
Beerbigungsfoften per ee 


2000 





Beilagen 


Bezeichnung der 


nme 


——— ——— —— —— 


— 





- Anzahl der 
Stüde 


| 
| 


IV. 


V. 


VI. 
VII. 


VIII. 


ul, 
' II. 


| Die Verlaſſenſchaft beträgt daher: 


Il. an barem Gele . | 
an inländifchen Staateiguldoerfährei 


bungen 


an anderen Forderun. gen 


an Koftbarfeiten 


an Kleidung und Waͤſche 
an Einrichtungeſtücken . 


an Büchern. 


an unbeweglichen Sachen 


Werden davon die Schulden in“ dem | 
Gefammtbetrage von 


abgezogen, fo erübriget ein Vermögens- | 


betrag von 


MN, 








als Inventurs-Commiſſär. 





Summe 





| 13652]52'); 


| 2082 | 30 





| 11570/2214 


N. N., bürgerl. Goldarbeiter und beeideter Schäkmann. 


NM. N., bürgerl. Tandler und beeideter Schätzmann. 


Nlois N, Erbe. 
MN, als Zeuge. 
N. N., als Zeuge. 
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_ Formular Ne. II. ($. 126). | — 
| Edict 


zur Einberufung der dem Gerichte unbekannten Erben. 


Bon dem k.k. | . . Berichte N. wird bekanut gemacht, daß am... 
N. N zu N. N. ohne Hinterlaffung einer legtwilligen Anordnung geftorben fei. 

Da diefen Gerichte unbefannt it, ob und welchen Perſonen auf feine Berlaffens 
ſchaft ein Erbrecht zuſtehe, ſo werden alle diejenigen, welche hierauf aus was immer für 
einem Rechtsgrunde Auſpruch zu machen gedenken, aufgefordert, ihr Erbrecht binnen Einem 
Sabre, von dem unten gejeßten Tage gerechnet, bei viejen Gerichte anzumelden, und unter 
Ausweiiung ihres Erbrechtes ihre Erbs-Erklärung anzubringen; widrigenfalles die Verlaſ— 
ſenſchafr, für welche inzwiſchen N. N. als Verlaſſenſchafts-Curator beſtellt worden iſt, mit 
jenen, die ſich werden erbserklärt haben, verhandelt und ihnen eingeantwortet, der nicht 
angetretene Theil der Verlaſſenſchaft aber, oder wenn ſich Niemand erbserklärt hätte, die 
ganze Verlaſſenſchaft vom Staate als erblos eingezogen werden würde. 


Ort, Mum und Unterfchrift. 


— 





Formulare Rro. IV. ($. 129.) 


Edict 
zur Einberufung eines Erben, deſſen Aufenthalt unbekannt iſt. 
Bon dem ef... . . Gerihte .wird bekannt gemacht, es ſei 
AM. MN zuNM. mit Hinterlafiung einer Tegtwilligen Anordnung ges 


ftorben, in welcher er feine Söhne Johann, Franz und Anton zu Erben einjegte. Da 
dem Gerichte der Aufenthalt des Franz N. unbekannt ift, fo wird berfelbe aufgefordert, ſich 
binnen Einem Jahre, von dem unten gefegten Tage an, bei diefem Gerichte zu melden und 
die Erbs:Erflärung anzubringen, widrigenfalles die Verlaſſenſchaft mit den ſich meldenden 
Erben und dem für ihn aufgeſtellten Curator N. N. abgehandelt werden würde. 


Ort, Datum und Unterſchrift. 


Formulare V. (8. 131.) 
Edict 
zur Einberufung der Verlaſſenſchafts-Gläubiger. 


Bon dem k. k. . . . N. werben diejenigen, welche als 
Gläubiger au die Verlaſſenſchaft des am .... mit 
(ohne) Teſtament verſtorbenen N. N. (Bor: und Zus 
name, Stand und Wohnort des Erblaffers) eine For— 
derung zu ftellen haben, aufgefordert, bei dieſem Ge: 
richte zur Anmeldung und Darthuung ihrer Anſprüche 
ven .... (Tag und Stunde der Tagjagung) zu er- 
fcheinen, oder bis dahin ihre Geſuch jchriftlih zu über: 
reihen, widrigens denſelben an die Berlafienichaft, 
wenn Diefe durch die Bezahlung der angemelveten For: 
derungen erfchöpft würde, Fein weiterer Anſpruch zu— 
ſtaͤnde, als in —— ihnen ein Pfandrecht gebührt. 
Ort, Datum und Unterſchrift. 


16* 
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Kornmlare Nro. VI. ($. 186). 


Zheilungs-Urfunde 


über da8 Verlaſſenſchafts-Vermögen des Johann M. 





Bellagen | | fl. | fe‘ 
NActiv- Stand. | | 


A Nach der Inventur A RPARNN die NG | 
ſchaft im Baren . . Er 1400 
in Obligationen zufanımen x * 543000 | 
Anmerkung. Die Binfen hievon werden 
in der BormundfchaftssRechnung erfcheinen | 
B Au Kleidung und Effecten 600 fl, welde 
nach dem Berfieigerungs-Protofolle B vers 
fauft wurden um Bi Rt 824 | 


—— 15224 


© Dollars fommt noch die Gonferirungs = Poft 
der großjährigen Tochter Therefia, 
welche laut ——— au —— 


| 
gut erhielt . 2.1 3000 N u 
Beſteht — die Fe in . 718224 | 7 
| 
Baffiv-Staud. N 
D  : Hiervon find abzuziehen : die des 
°  Zohanng. laut D mit . . of em | 
E ; Die Krantheitefoften bezahlt laut 
E mit . 300 7 „ 
RE  ..3:.Den Haus zins bezahlt Taut F 
I vwit } Ze; =. 


E.:. De Leichenkoſten iaui G. - 100 
HI : An ee Gebühren laut 
Bun 120, 4075, Str GrBee 


ufammı BALEM. am 
Bleibt! daher Grbfhaft . 16900 F... 


n u 


als die eigentliche reine, unter vier Erben | 
' gleich zu vertheilende Mafte. | 
Es erhält daher der minderjähs | 
: ige Sohn Franz . 4225 fl. EM.' 
der minberjährige Sohn ofen 4225 „ 
die geoßjährige Tochter Auna AB 
die großjährige Tochter Therefia 4225 „ „| 


Bufammen 10900 f.6M.| 16900 | ... 


wa 
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Zum Formulare VI. 


Vertheilung 


SIERT —— — — 
— — 
— — — 
F — — 


— — — 





Bon dem Thereſia JR, 

r E E s — —— * M C Neun! 9 r M 

Es enthält nämlich Sefammt- Frauz I.  Iofepg N. Anna N. | verehe: 
Beirage 4 lichte N, 


— — 1 
4 Ir 


fl. fr. d A. litt. M je. m (fejb.l f. Ifeie 
N —— —ñ— — — — — — — 
Au der Obligation 
ddo. ... zu Per- 4000 — -- 1000.— = 10850 — — 1000 — — 1000 — 1 I 
cent von . ... 7300 | — 
An der Obligation SA 
ddo. ... von . 9000 — — 3000, — — 30090 — — 3000 — — — | 


I 
{ 
| 
J 
U 
1 
| 
4 
>70 





| 1I— — | 


An empfangenen | | 
u DR 7 her — — — — 3000 — — 


Heirathsgute mit . 3000 — 


Aa Barem.. . . Bot 20 RE "Do = 





Erſcheinen obige . ‚16900 _—— 





u 
i 


Urfunde deſſen unfere Fertigung 
MN den . . September 18 


N N. Vormund des N. N. minderjährigen Erben. 


Anna N. 
Thereſia N. 


Dieſe Vertheilung bes Johann N.ſſchen Verlaſſenſchafts-Vermögens wird in An— 
ſehung der minderjährigen Söhne Franz und Jofeph N, von Seite des f. k. Bezirfege: 
richtes N. N. ald Vormundſchafts-Behörde hiermit beftätiger. 


N. N. ven . . September 18 


N. N, k. k. Bezirksrichter. 
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Formulare Nr. VI. ($. 170.) | ” 


Endlicher Ausweis 


über die Werlaffenfchaft des . . verftorbenen Anton N 








* A — — — ——⸗— 2 — 
— nn mn nn nn nen — — um un nn — —— ⸗ — — — — — 




















| 
Beilagen I fl fr. | vd. 
— Metiv-Stamt. | 
| | 
A Nach der Suventur A ee die PERSON In || 
— Barem J 1400| — I — 
| In a et a 1.180001 Te 
ı Anmerfung. Die Zinfen biefer Obligationen werz | 
| den in der VBormundichafts-Nehnung erfcheinen. 
' An Kleidung und Gffecten in 600 fl., welche aber laut | _ A 
B  ) VerfteigerungssBrotofolles B verfauft wurden um | 8241 — | — 
—1 Zufammen 73220—— 
| BPaffiv:-Stant. 
" Hiervon find abzuziehen: 
C 5 a) die Forderungen des Karl N. bezahlt laut | 
| BrBUt.-; \; 4 00 fl. EM. 
D I: bb) die K Kranfheitsfoften laut fald. Conto 
| Damit vier: 300 —5 
E 0) der Hauszind laut Quittung E mit UBS. - 
F |  d) die Leichenfoften laut fald. Eon: 
| fignation F mt  . . DEN 
G ee) an berichtigten Gebühren laut G 324 nm AR 
ı &8 zeigt ſich alfo ein reines Vermögen von |: 13900) — 4.7 
' Diefes reine Erbſchafts-Vermögen des minderjährigen | 
H Franz N. liegt laut Depofiten-Ertractes H in ben | 
Depoſiten-⸗Amte des k. k. Vezirfsgerihtes .... .5 
| _ und zwar in Barem mit - . : . 900 fl. CM. 
| dann in Obligationen, und zwar: | 
} in der Obligation, ddo. 10. Mai 1815 mit 6000 „ „| | 
| in der Obligation, ddo. 10. Mai 1815 mit 5000 „ „| 
| in der Obligation, ddo. 10.Mai1815 mit 2000 „ „| 2 
1 Zufammen in obigem ..;! 13900) — | — | 
a vd 
4 Urkunde deffen meine Fertigung | | 
u NM. N. den... September 18 | 
ER 
| Sohanı N., Vormund | 


des minderjährigen Franz N. 
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Formulare Nro. VII ($. 172.) 


Einautwortungs-UÜrkunde. 


Bon dem F. F. Bezirksgerichte N. N. wird die Verlaffenfchaft des am 
1853 mit Sinterlaffung einer legtwilligen Anordnung (oder ohne Hinterlafjung einer letzi— 
willigen Anordnung) gefterbenen Johann N. dem Anton N., welcher die Erbs-Erklärung 
mit (oder ohne) Rechtswohlthat der Inventur am . . . . 1853 überreicht hat, in 
Folge des am . . . . 1853 ersichteten jchriftlichen Teitamentes (oder den N. N. — 
RN — N N. als gejeglihen Erben zu gleihen Theilen) hiermit eingeantwortet, und 
dadurch die Verlaſſenſchafts-Abhandlung als beendiget erflärt. 


MN. N. den December 1853. 


Bon dem k. k. Bezirksgerichte — 
N. N., Bezirksrichter. 


— 
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Formulare Nro. IX. (183.) 


Waiſenbuch 


— .* nn an ı = EINBLTCD- N un u be dx Pair 5 
DEE N a ge m — —— — nn 
! \ Ir N 

N \ 


lien 
| ah Ber | Tag bes Grlös 











— — 


















|, Nrame, | ſchung ber 
" ame, er Stand und, Aufent- Summariſche —* und 
burtetag | Wohnort \ haltsort Angabe des Ned  Mährend ber | Vermogens⸗ 
—5 —3 des Bor | des Pfleger, Vermögens | Pflegſchaft er⸗ Uebergabe, 
r befohlenen | mundes befohlenen nebſt Angabe ‚unge | ‚theilte gericht dann allfällige 
N Yanm ‚Per Cura⸗ und deſſen der allenfalls | ' liche Bemillis | Verlängerung 
Name, l * und |; Grzies | erfolgten ı lage gungen der Vormunds 
N Stand und Verpflichs | hungsart Thetlung ſchaft oder vis, 
A| Wohnort | tungstag terlichen 


der Eltern Gewalt 


a — — er — 





Inhalt. 


88. 
Erſtes Fauptaag 


Allgemeine Anordnungen 1— 19 
— Sanpiſtück. 
Von der Abhandlung der Verlaſſenſchaften 
Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine Anordnungen — 20— 32 
Zweiter Abfchnitt. 

Bon der Topfalle-Aufnahme . . Ak se [ 
Dritter Abschnitt 

Bon der Kundmachung der lebten Willenserflärung . : N ; ; 60— 69 


Vierter Abſchnitt. 
Von den Verfügungen des Gerichtes über die age und bie 


legte Willenserklärung . - : 70— 89 
Fünfter Abſchnitt. 

Von dem Inventar und dem eidesſtättigen Vermögens-Bekenntniſſe. 5 90—112 
Sechſter Abfchnitt. 

Bon der Erbserflärung E i : £ - : A ; . 113—130 
Siebenter Abfchnitt. 

Bon der Einberufung der Berlaffenfchaftsgläubiger . i ; ; 131-1434 


Achter Abſchnitt. 


Von den beſonderen en in TR der TR der 
Ausländer . 135—142 


—— Abſchnitt. 


Von den Verfügungen über einzelne TE, —— — 
der Dauer der Abhandlung . i 143—146 


Zehnter Abſchnit. 
Bon der Einantwortung der Verlaſſenſchaft . i : ; > . 147-177 


Drittes Sauptitück. 


Von dem Berfahren in Bormundfchafts: und Curatels-Angelegenheiten 178—221 


o 
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Viertes — — 

Bon der Obſorge über die Fideicommiſſe 
Fünftes Sauptitüc. 

Bon der Adoption, Legitimation und Entlaffung aus der väterlichen Gewalt 
Sechſtes Hauptſtück. 

Von der freiwilligen Schätzung und Feilbietung 
Siebentes Hauptſtück. 


Von gerichtlichen Zeugniſſen überhaupt; von der Ben ber — 
und Beglaubigung der Urkunden 


88. 
222 258 


259 -268 


269 -282 


283 - 205 


— 


Juſtizge ſetze und Verordnungen 
für das 


Großfürſtenthum Siebenbuͤrgen. 


ZI. Abtheilung. 






A — ——— —— 


Zar ae BR 5 
1 al in, WE 


mann en aa 


* se dr.at, 184 —* 
ER 248 «| r — 


En 


- f} Br 


‚ — — i4 
= ur | 
— pentiidıIe u 
MEIST >; 


Kaiſerliches Patent 
vom 3. Juli 1853, 
wirkſam für Siebenbürgen, 


wodurch für Diefes Großfürftenthum eine neue Vor— 
hrift über den Wirfungsfreis und die Zuftändig- 
feit der Gerichte in bürgerlichen Rechts-Angelegen— 
heiten (Givil = Jurisdictionsnorm) erlaffen und be— 
ſtimmt wird, daß von dem, insbejondere Fundzumaz 
chenden Tage angefangen, an welchem Die neu zu or: 
ec Bezirksaͤmter und die übrigen Gerichts— 
ehörden in Diefem Kronlande ihre Thätigkeit bes 
ginnen werden, ſämmtliche Gerichtsbehdrden daſelbſt 
die Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Nechtsfachen nad) 
den Vorſchriften Diefes Geſetzes auszuüben haben, 


Wir Franz Jſeph der Erfte, 
von Gottes Gnaden Kaiſer von Oeſterreich; 


König von Hungarn und Böhmen, König der Lombardei und Mes 
nedigs, von Dalmatien, Sroatien, Slawonien, Galizien, Lodomerien 
und Illirien, König von Serufalem 20. 20. 5; Erzherzog von Defter- 
reih; Großherzog von Toscana und Krafau; Herzog von Lothrin- 
gen, von Salzburg, Steyer, Kärnthen, Krain und der Bufomina ; 
Gropfürft von Siebenbürgen; Markgraf von Mähren; Herzog von 
Ober» und Nieder-Scälefien, von Modena, Parma, Biacenza und 
Guaftalla, von Aufhwig und Zator, von Teſchen, Friaul, NRagufa 
und Zara; gefürfteter Graf von Habsburg und Tirol, von Kyburg, 
Görz und Gradisfa; Fürſt von Trient und Briren, Marfgraf von 
Ober- und Nieder-Laufig und in Sfirien; Graf von Hohenembs, 
Teldfirh, Bregenz, Sonnenberg ꝛc., Herr von Trieft, von Gattaro 
und auf der windifchen Marf; Großwojwod der Wojwodſchaft 
Serbien ꝛc. ꝛe. 


haben nach Vernehmung Unſerer Miniſter und Anhoͤrung Unſeres 
Reichsrathes beſchloſſen, für das Großfürſtenthum Siebenbürgen eine, 
17 


2 


mit ben in Unſerem Patente vom 31. December 1851 ausgeſpro— 
chenen Grundfäpen der Gerichtöverfaffung im Einklange ftehende 
Vorſchrift über den Wirfungsfreis und die Zufländigfeit der Gerichtö- 
behörden in bürgerlichen Rechtsſachen zu erlaffen. 

Wir verordnnen daher für den Umfang dieſes Kronlandes nad 
feiner gegenwärtigen Begränzung, wie folgt: 


I. 


Non dem indbefondere kundzumachenden Tage angefangen, an 
welchem die neu zu organiſirenden Bezirksämter und die Übrigen Ge— 
richtsbehörden in Siebenbürgen ihre Ihätigfeit beginnen werben, ha— 
ben ſämmtliche Gerichtsbehörden daſelbſt, in dem Umfange ihrer 
Sprengel die Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechtsſachen, nach den 
Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes auszuüben. 

Alle bei den aufgelöften Gerichten zu Diefer Zeit noch hangen— 
ben Gefchäfte find daher am diejenigen neuen Gerichtsbehörden zur 
Fortfegung abzugeben, welche dazu auch nach dem Inhalte dieſes 
Geſetzes und der Begränzung der neuen Gerichtsſprengel, berufen 
erſcheinen. 


II. 


Die geiſtlichen Gerichtsbehörden aller Unſerer Unterthanen der 
chriſtlichen Religion, bleiben unter der, in Unſerem Patente vom 
29. Mat 1853 vorbehaltenen Regelung derſelben, in der Ausübung 
ihres geiftlichen Nichteramtes in Beziehung auf denjenigen Theil der 
Gheftreitigfeiten, welche die Giltigfeit oder Ungiltigkeit des Cheban- 
des, die Trennung der Ehe und die Scheidung von Tiſch und Bett 
betreffen. 

Alle übrigen, ſelbſt auf das cheliche Verhältniß fich beziehen- 
den Recht3-Angelegenheiten der Angehörigen der chriftlihen Religion, 
find von den landesfürftlichen Gerichtsbehörden zu verhandeln und zu 
entſcheiden. 

III. 

Die jüdiſchen Glaubensgenoſſen ſind auch in Streitigkeiten über 
die Giltigkeit oder Ungiltigkeit des Chebandes über die Trennung ber 
Che und über die Scheidung von Tiſch und Bett, den landesfürſt— 
lichen Gerichtöbehörben unterworfen. 


3 


IV. 

Nectäftreitigfeiten, deren Anbringung und. Bortfegung nad 
Unerem Patente vom 29. Mai 1853, No. 100 des Reichsgeſetz⸗ 
blattes, über ehemals avitiſche adelige Güter oder adelige Pfandgüter 
noch unzulälfig it, gehören vor demjenigen Gerichtshof erfter Inſtanz, 

in deſſen Gerichtsiprengel ein ſolches Gut gelegen if. 
| Liegt das Gut in dem Sprengel mehrerer Gerichtshöfe erfter 
Inſtanz, fo fteht dem Kläger die Wahl eines berjelben frei. 


V. 

Das Oberſthofmarſchall-Amt wird in der Ausübung ber Ge— 
vichtöbarfeit über die Mitglieder des kaiſerlichen Hauſes und über 
bie Perſonen, welchen das Recht der Erterritorialität zufteht, oder 
durch beſondere Verordnungen eingeräumt wurde, erhalten. 

Die früher von ihm über andere Perſonen ausgeäbte Gericht3- 
barkeit, ſteht zwar den ordentlichen Gerichten zu, jedoch Haben diefe, 
wenn in den Wohnungen der Mitglieder des Faiferlicden Haufes, 
oder der Erterritoriellen ein gerichtliher Act gegen eine in denfelben 
wohnende, dem orbentlihen Gerichtäbehörden unterftchende Perſon 
vorzunehmen tft, das Oberſthofmarſchall-Amt um die Vornahme 
anzugehen, es wäre denn, daß es ſich um eine bloße Zuftellung 
handelt. 


VI. 
Welche Perſonen und Rechts-Angelegenheiten der Militär-Ge— 
richtsbarkeit unterſtehen, wird durch die Militär-Jurisdictionsnorm 
beſtimmt. 


VII. 
Die im Auslande beſtehenden kaiſerlich-öſterreichiſchen Conſulate 
haben die ihnen zugewieſene Gerichtsbarkeit auch künftig, nach den 
darüber beſtehenden Vorſchriſten auszuüben. 


VIII. 

Mit dem Beginne der Wirkſamkeit des gegenwärtigen Geſetzes, 
treten alle früheren in Siebenbürgen beſtandenen Geſetze über den 
Wirkungskreis und die Zuſtändigkeit der Gerichtsbehörden, insbeſon— 
dere Die, mit der Juſtizminiſterial-Kerordnung vom 10. Mai 1852, 

' 17* 
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No. 108 des Reichsgeſetzblattes, erlaffene proviforifche Jurisdictions— 
norm außer Kraft. | 
IX. 

Die auf die Gerichtöbarfeit bezüglichen Beftimmungen ber, mit 
auswärtigen Etaaten beftehenden Verträge, werden durch dieſes Ge» 
je nicht berührt. 

X, 

Unfer Minifter der Juſtiz ift mit dem Nollzuge dieſes Patentes 
beauftragt. | 

Gegeben in Unſerer Faiferlichen Haupt und Nefidenzftabt Wien 
am britten Juli im Eintauſend achthundert dreimmdfünfzigften, Uns 
jerer Reiche im fünften Jahre, 


Stanz Joſeph m. p. 
(L. S.) 


Graf Buol-Schauenftein m. p. 
Krauß m. p. 
Auf allerhöchſte Anordnung: 
Ranſonnet m. p. 


Geſetz 
über den Wirkungskreis und die Zuſtändigkeit der Ge— 
richte in bürgerlichen Rechtsſachen für Siebenbürgen. 


Erſtes Sauptfiüd. 
Von der Gerichtsbarkeit im Allgemeinen. 


8 
Jedes Gericht hat ſogleich bei dem Beginne eines Geſchäftes in 
oder außer Streitſachen feine Zuftändigfeit ſowohl hinſichtlich der 
Perſonen, ald des Gegenjtandes jorgfältig zu prüfen und daher in 
Fällen, wo es diejelbe offenbar nicht gegründet findet, oder zufolge 
befonderer Vorſchriften ein gerichtliched Derfahren überhaupt nicht 
ftatt Hat, die Barteien von Amtswegen zurückzuweiſen. 


8.2. 


In joferne in Streitjachen bie Gerichtsbarkeit nach den An- 
gaben des Klägers begründeter jeheint, und dieſe nicht ſchon dem 
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Gerichte als unrichtig genau bekannt ſind, iſt das Geſuch anzuneh— 
men, und dem Beklagten zu überlaſſen, die Einwendung des nicht 
gehörigen Gerichtsſtandes anzubringen ($. 47). 

In nicht ftreitigen Nechtd» Angelegenheiten und bei der Eröff- 
nung eines Goneurjes hat der Richter die Derbältnijje, welche bie 
Zuftändigfeit beftimnen, yon Amtswegen zu unterfuden, und nd» 
thigen Falles von den Betheiligten bie nähere Aufklärung darüber 
zu fordern, 


$. 3. 

Streitigfeiten über die Gerichtszuftändigfeit zwiſchen Gerichts— 
behörden eriter Inſtanz unter einander hat, wenn beide Gerichte 
dem nämlichen Obergerichte unterfiehen, dieſes zu entjcheiden. 

Iſt jedes der ftreitenden Gerichte einem anderen Obergerichte 
unterworfen, jo ift von den beiden vorgejeßten Obergerichten eitt= 
verftändlich zu entjcheiden. Kommt zwifchen denfelben Fein Einver- 
ftändnig zu Stande, oder entiteht zwiſchen zwei Obergerichten ein 
Streit über ihre eigene Zuftändigfeit, jo Fommt die Entſcheidung 
dem oberfien Gerichtähofe zur. 

Die Rechtäpflege darf indejien nicht aufgehalten werben, ſon— 
dern das Gericht, welches im diefer Angelegenheit zuerft eingejchrit- 
ten ift, hat das Verfahren bi3 zur Entjeheitung des Streites fort 
zuſetzen. | 

$. 4. 

Menn die Zuftändigfeit eines öſterreichiſchen Gerichtes in Bes 
zug auf einen fremden Staatdangehörigen oder fremdes Vermögen 
son dem Gerichte des auswärtigen Staate3 bejtritter wird, jo kann 
ber inländifche Richter das Verfahren nicht weiter Tortfegen, als fo 
weit e3 aus öffentlichen Nücfichten oder zur Sicherung der Privats 
rechte erforderlich ift. 

Er hat den Fall fammt allen Acten durch das Obergericht dem 
oberjten Gerihtshofe vorzulegen, welcher diefelben mit feinem Gut— 
achten an das Juſtizminiſterium Teitet. 


$- 5. 
Wenn zwiſchen Gerichts- und Verwaltungsbehörden über bie 
Zuſtändigkeit ein Zweifel entfteht, jo find hierüber die beftchenden 
Vorſchriften zu beobachten. 
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$. 6. 

Jebdes Gericht bleibt in Nechtö-Angelegenheiten, welche recht- 
mapiger Weiſe bei demfelben anhängig gemacht worden find, bis au 
deren Beendigung zuftändig, wenn auch während der Verhandlung bie 
Vetheiligten unter eine andere Gerichtöbarfeit gefommen wären. 


$. T 

In welchen Fällen ein fonft zuftändiges Gericht abgelehnt wer— 
den könne, bejtimmt das organische Geſetz fr die Gerichtäftellen. 

In diefen Fällen hat das Obergericht über Anfuchen ber einen 
oder der anderen ‘Partei oder auf Anzeige des Gerichtes, welches feine 
Serichtsbarfeit auszuüben gehindert ift, eim anderes Gericht zu de— 
legiren, 

$. 8. 

Auch. außer dem Halle eines gefehlichen Hinderniffes ift es dem 
Ermeſſen des Obergerichtes überlaffen, aus Gründen ver Zweckmä— 
Bigfeit anftatt eines ihm untergeordneten Gerichtes, ein anderes Ge— 
richt feines Sprengels zu delegiren. 

8. 9. 

Jedes Gericht it feine Verfügungen in dem Umfange ſeines 
Zurisdietionsbezirfes auch ſelbſt in Vollzug zu fegen berechtiget. Nur 
der Vollzug gerichtlicher Verfügungen in Anſehung unbeweglicher 
Güter bleibt den, in den $$. 48 und 49 beftimmten Gerichten vor— 
behalten. 

Bei welchen Gerichten übrigens in Streitſachen die Grecution 
anzuſuchen, und die im Laufe der Execution vorkommenden Strei— 
tigfeiten zu verhandelt und zu entjcheiden fein, wird dur die Vor— 
Ihriften über das Vollſtreckungsverfahren ($$. 63— 66) beſtimmt. 

$. 10. 

Außer feinem Gerichtsbezirke Fann der Richter Feine Handlung 
der Gerichtsbarkeit ſelbſt vornehmen. 

Doch ſind die Gerichte anderer Jurisdictionsbezirke auf Erſuchen 
des Richters, bei welchem die Sache anhängig iſt, die Verfügun— 
gen desſelben zu vollziehen ſchuldig. 

$; 11: 
Auch in Gefchäften, die der Richter ſelbſt vorzunehmen be= 
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rechtiget wäre, hat er andere Gerichte um ihren Beiftand anzugehen, 
wenn Dadurch die zweckmäßige Behandlung ber Sache erleichtert, 
oder unmüger Koſten-Aufwand vermieden werden kann. Insbeſon— 
dere Haben daher die Gerichtähöfe erfter Inftanz den Vollzug ber 
von ihnen erlaffenen Verfügungen, in foferne es zur Erfeichterung 
ber Parteien gereicht, durch die in ihrem Sprengel befindlichen Be— 
zirksgerichte zu bewirken, 

Ein Gericht kann aber anderen Behörden nur einzelne Amts— 
verrichtungen, nie die endliche Entſcheidung einer Rechts-Angelegen— 
heit übertragen. 

$. 12. 

Die gefammte Gerihtsbarfeit wird in erſter Inſtanz von den Ge— 
richtshöfen und von den Bezirksämtern, als Bezirksgerichten, ausgeübt. 

Die Gerichtöhöfe erfter Inftanz haben in ihrem weiteren Spren— 
gel, d. i. in dem ganzen ihnen zugewiefenen Gebiete die Gerichts— 
barkeit nur in den im $. 14 und in anderen in dieſem Geſetze, ins- 
befondere in den $$. 32, 48, 58, 59, 60, 64, 67, 69, 70, 
72, 78, 82 ausdrüdlih angegebenen Fällen auszuüben, währen 
ihnen in ihrem engeren Sprengel, d. i. an ihrem Standorte in ben 
Städten und dem denfelben zugewieſenen Umfreife die geſammte Ge- 
richtsbarfeit, mit Ausnahme jener Nechts-Angelegenheiten zufteht, die 
den daſelbſt beftellten Bezirfsgerichten vorbehalten find. | 

Welcher Wirfungsfreis den am Sitze der Gerichtshöfe erfter 
Inſtanz beſtellten Beztrfßgerichten vorbehalten ift, beſtimmen bie 
ss. 15, 37, 45, 58, 63, 71, 77 und 86 und diefelben werden 
zum Unterfehtede von den Bezirkfsgerichten im Allgemeinen mit dem 
Ausdrucke: „ſtädtiſch-delegirte Bezirksgerichte“ bezeichnet. 


3weite8 Sauptfücd 
Don ber Gerichtäbarfeit in Streitfachen. 
I. Im Erfenntnißverfahren. 
1. Perſönlicher Gerichtäftand. 
a) Allgemeiner. 
$. 43. 


Alle Klagen find in der Regel bei demjenigen Bezirfägerichte 
oder Gerichtshofe erſter Inſtanz anzubringen, in deſſen Sprengel 
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der Geflagte zur Zeit der Anbringung der Klage feinen ordentlichen 
Wohnſitz bat, 


$. 14. 


Der Eutſcheidung der Gerichtähöfe erfter Inſtanz find vorbehalten: 

a) Die Rehtö-Angelegenheiten, in denen es fi um bie Ungil« 
tig» Erklärung oder Aufldfung einer Che oder um bie nicht 
einverftändlide Scheidung von Tiih und Bett handelt, wenn 
diefe Angelegenheiten vor die Givilgerichtsbarfeit der k. k. Ge— 
richte gehören (Artikel III des Kundmachungs-Patentes), Ge— 
ſuche um bie vorläufige Bewilligung eines abgeſonderten 
Wohnortes für den gefährdeten Theil und um den Auftrag an 
den anderen Ghegatten zur Entrichtung des anftändigen Unter— 
haltes Fönnen entweder bei dem zur Berhandlung in der Haupt— 
jache berufenen Gerichtähofe erjter Inſtanz, oder bei dem per— 
Jönlihen Gerichtsftande der Ehegatten angebracht werden. Steht 
das Erkenntniß in der Hauptjache den geiftlichen Gerichten zu 
(Artifel II des Kundmachungs - Patentes), jo find Gefuche um 
die vorläufige Bewilligung eines abgejonderten Wohnortes oder 
um ben Auftrag zur Entrichtung des anftändigen Unterhaltes 
bei dem perjänlichen Gerichtäjtande des Ehegatten anzubringen ; 

b) Klagen, welche gegen den Fiscus, weltliche oder geiftliche Ge- 
meinden, Kirchen, Pfründen, Stiftungen und alle Anftalten 
zu Öffentlichen Zweden ($$. 23—25) gerichtet find, in ſoweit 
fie nicht einem bejonderen Gerichtöftande ($$. 31 und folg.), 
einem Gaujal» Gerichte oder der Real-Inſtanz angehören; 

c) Klagen gegen Befiter adeliger Güter, mit denen Die Ausübung 
der Jurisdietion bis zum Jahre 1848 verbunden war; 

d) Klagen in Fideicommiß - Angelegenheiten ($. 38). 

Der zuftändige Gerichtähof erfter Inſtanz in den Fällen: 
a) ift derjenige, in deſſen Sprengel die Ehegatten ihren letzten ge— 
meinſchaftlichen Wohnfig Hatten, in den Fällen 
b) und e) ift e8 jener Gerichtähof erjter Inftanz, in befien Spren- 
gel zur Zeit der Klage-Anbringung ver geflagte Iheil feinen 
Wohnſiß Hat. 
$. 18. 
Den ftädtifch-delegirten Bezirfögerichten Fommt bie Perſonal-Ge— 
richtöbarfeit zu: | 
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a) In allen Streitfachen über beftimmte Geldfummen, welche ohne 
Zinfen und andere Nebengebühren fünfhundert Gulden Con— 
ventiong- Münze nicht überſteigen, und in allen Streitigfeiten 
über andere Gegenftände, wenn der Kläger anjtatt derfelben eine 

Geldſumme ausvrüdlid anzunehmen fie) erbietet, welche ohne 
Zinjen und Nebengebühren fünfhundert. Gulden Gonventiond- 
Münze nicht überjteigt. 

Der Betrag ber Schuld wird nad; der ER auf beren 
Bezahlung in. der Klage das Begehren geftellt ift, berechnet, 
wenn auch ber Kläger oder der Geflagten mehrere find, oder 
bie verfallenen Beträge fortlaufender Zinfen oder Nenten gefor« 
dert werden. 

Doc fteht im letzteren Falle die Gerichtöbarkeit dem ſtaͤdtiſch⸗ 
delegirten Bezirksgerichte nur dann zu, wenn bloß bie eingefor⸗ 
derten Zinſen oder Renten beſtritten werden, nicht aber das 
Recht ſelbſt, woraus der Bezug derſelben hergeleitet wird, von 
dem Belangten ſtreitig gemacht wird, obgleich dieſes Recht die 
Summe von fünfhundert Gulden überſteigt. Wird jedoch in 
dieſem Falle das Recht ſelbſt beſtritten, fu bat das ſtädtiſch-de— 
legirte Bezirksgericht die Klage ſammt der weiteren Verhand⸗ 
lung dem zuſtändigen Gerichtshofe erſter Inſtanz zur Fortſetzung 
derſelben zu übermitteln. 

Ebenſo wenig kann die Klage bei dem fftädtiſch-delegirten 
Bezirksgerichte angebracht werden, wenn der Kläger einen Theil 
einer, fünfhundert Gulden überſteigenden Capitalſchuld oder den 
Ueberſchuß fordert, welcher ſich aus der Vergleichung mehrerer 
beiden Theilen zuſtehenden Forderungen ergeben ſoll. 

b) Ueber alle Klagen auf Anerkennung des Rechtes auf einen 
Fruchtgenuß oder zum Bezuge wiederkehrender Leiftungen, 
wenn eine einzelne Sahresrente oder, ber Geldbetrag, : welchen 
der Kläger anftatt derjelben anzunehmen jich. bereit erklärt, bei 
Erträgnijfen oder Leiftungen auf immerwährende Zeiten fünf 
und zwanzig Gulden; bei ſolchen aber, welche auf bie Xebens- 
zeit einer Perſon eingejchränft oder jonft. in ihrer Dauer utt« 
gewig find, fünfzig Gulden Sonventiond-Münze nicht überfteigt. 

Ohne Rückſicht auf den: Betrag: 

c) In allen Streitigkeiten zwiſchen dem Miether und Vermiether 
aus dem Miethverhältniffe über bewegliche Gegenftände, oder 
über Wohnungen und andere Räume, dann in: den. Streitig« 

18 
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eiten über: bie Zurückſtellung verpachteter, ober gegen einen Zins 
in Früdten ($: 1103 allgemeines bürgerliches Geſetzbuch) über- 
Iaffener Güter wegen Ablaufes ber im Gontracte feſtgeſetzten 
Zeit; 
d) in. allen aus Dienft= und Lohnverträgen entflehenden Strei— 
tigkeiten zwijchen SPrivatlehrern, Dienftboten und ihren Dienft- 
gebern, dann zwilchen Gewerbäleuten und Werksbeſitzern einer— 
feit8 und ihren Geſellen, Lehrjungen und Arbeitern andererfeits; 
e) in allen zwiſchen Wirthen, Sciffern und Fuhrleuten einer- 
ſeits, und ihren Gäften, Reifenden, und Aufgebern anderer- 
feit8 entjtehenden Gtreitigfeiten über ihre gegenfeitigen Ver— 
bindlichfeiten und bie Haftung der Erfteren für die von ihnen 
oder ihren Dienftleuten in Berwahrung übernommenen Saden, 
insbejondere im foferne nicht die Gerichtöbarfeit des Handels— 
‚gerichted eintritt. 


$. 16. 
Der Ort, wo ſich Jemand in ber ermweislichen oder aus ben 
ji Untftänden deutlich hervorgehenden Abficht niedergelaffen hat, daſelbft 
nfeinen bleibenden Aufenthalt zu nehmen, ift fein ordentlicher Wohnſitz. 


8. 17. 
Menn Jemand abwechſelnd an verſchiedenen Orten wohnt, ſo 


ſteht dem Kläger frei, wo er die Klage anbringen wolle. 


$. 18. 

Reifende und andere Perſonen, welde fih an einem Orte 
nur svorübergehend aufhalten, können wegen Berbindlichfeiten, bie 
fie an diefem Orte auf fi genommen haben, auch bei dem Ge- 

richte belangt werden, im deſſen Sprengel dieſer Ort fich befindet, 
fo lange jie daſelbſt anweſend find. 
Die Zuftändigfeit über Perſonen, welche nirgends einen beftän- 
digen Aufenthalt Haben, richtet : fih nah dem Orte ihres zeitweili= 
gen Aufenthaltes. | 


$ 19. 
Der. perſonliche Gerichtsſtand des Mannes gilt auch für ſeine 


von Chegattin. - Der Gerichtäftand großjähriger Witwen und gerichtlich 


geſchiedener Ehegattinnen, richtet ſich nach ihrem eigenen Wohnfige. 


u 


8: 28..08:; 
Dem Gerichtsſtande ded Waters folgen auch die unter feiner 


väterlichen Gewalt ftehenden Kinder, fie mögen in der Eher erzeugt , 
legitimirt oder aboptirt fein. Sie bleiben unter dieſem Geridtds 


ftande jelbit nach dem Tode des Vaters oder nach deſſen Enthebung 


von ber väterlichen Gewalt, bis fie die freie Verwaltung ihres Ber- ⸗ 


mögens erlangt haben. 


8. 21. 
Die unehelichen Kinder folgen dem Gerichtöftande ihrer Mutter. 
Iſt ein umeheliches Kind oder Findelfind auf Koften einer öfe- 


fentlichen Anftalt in oder außer verielben untergebracht, fo untere l 


fteht es dem Gerichtäftande berjelben. 


$. 22. 

Der Wohnfig des Dienftgebers ift auch als derjenige ber Dienft- 
leute beifelben, die mit ihm in gemeinfchaftliher Haushaltung leben, 
zu betrachten, foferne fie die freie Verwaltung ihres Vermoͤgens 
beſitzen. 


$. 23. 


Der Fiscus unterficht als Geflagter in den Fällen, ‚in‘ wel- 
hen ſich die Zuftändigfeit nach dem Wohnſitze richtet, demjenigen 
Gerichte, in deſſen Sprengelder Amtsfig der Sinanzprocuratur, ober, 
wenn durch eine eigene Kundmadung ein Fiscalvertreter für einen 
beftimmten Bezirf bleibend beftellt ift, jenem Gerichte, in- befien 
Sprengel der Amtsfig dieſes Vertreters ſich befindet. 


8. 24. 
Die Gemeinden unterftehen. den Gerichten, in beren Sprengel 
der Amtsſitz des Gemeinde-Vorſtandes ſich befindet. 


5. 22. 

Geiſtliche Gemeinden, Kirchen, -PBrründen, Stiftungen und alle‘ 
Anstalten. zu öffentlihen Zweden, als: Univerfitäten, Armenhäufer, 
Epitäler unteritehen jenen Gerichten, ins deren ‘Sprengel ſich ber 
Sitz ihrer Verwaltung befindet. »-Stehen fie unter der unmittel⸗ 
baren Verwaltung des Staate8 oder einer Gemeinde, fo finden bie 
Beitimmungen der 88. 23 und 24 ‚ihre Anwendung: 
| 18* 


12 


$. 26. 


Alle übrigen juriftifchen Perſonen, ald: Vereine, Erwerbsge— 
ſellſchaften und Gorporationen unterftehen jenen Gerichten, in deren 
Sprengel fih ihre Gejchäftsleitung befindet. Beſitzen fie oder auch 
einzelne Perſonen an anderen Orten befondere Niederlaffungen ober 
ftabile Agentien, jo Fünnen fie in Angelegenheiten, welche fih auf 
diefe beziehen, bei den Gerichten delangt werden, in deren Sprengel 
fich diefe Niederlaffungen oder Agentien befinden. 


| 22 8,27. ne 
Defterreichifehe Unterthanen, welche in der Eigenfchaft eines 
oͤſterreichiſchen Beamten im Auslande dienen, bleiben unter der Ges 
richtSbarfeit, welcher fie während ihres Aufenthaltes in dem öſter— 
reichiſchen Staate unterworfen waren. Läßt ſich dieſer nicht aus» 
mitteln, jo wird angenommen, daß ſie ihren Wohnfig in Wien hatten, 


$. 28. 

Unterthanen des öfterreichiichen Kaiſerthumes, welche von frem— 
ben Megierumgen Beglaubigungen annehmen, bleiben unter der Ges. 
tichtöbarfeit, welcher fie nach ihren übrigen Verhältniſſen unterftehen. 
Die Confuln fremder Mächte unterftehen, fie mögen öſterreichiſche 
oder fremde Unterthanen fein, jtet3 den öfterreichiiehen Gerichten, in 
deren Bezirk jie fih aufhalten. 


§. 29. 
Unterthanen auswärtiger Staaten können vor den öfterreichiichen 
Gerichten belangt werben: 

a) bei dem allgemeinen Gerichtöftande des Wohnſitzes, wenn fie 
diefen in dem öfterreichiichen Staate genommen haben; 

b) in’ allen Fällen, in welchen auch öfterreichiiche Unterthanen 
nah den Beftimmimgen dieſes Geſetzes außer dem Gerichtäbe- 
zirfe ihres Wohnſitzes belangt werden können, bei dem hierzu 
beitimmten befonderen Gerichtäftande (SS. 31 u. ſ. f.); 

ec) im: Falle, als weber ein befonderer noch der allgemeine Ge- 
richtäftand des Wohnfiges eintritt (litt. a, b), an jedem Orte, 
wo ſie getroffen werden, wegen aller ihrer Verbindlichfeiten, 
welche in dem öfterreichifcehen Staate entflanden oder dafelbit 
zu erfüllen find; 

d) in Zolge der Gegenfeitigfeit (Beeiproeität) in allen Fällen, 
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in welchen der Staat, welchem fie angehören, au Klagen 
gegen dfterreichiiche Unterthanen zuläßt. 


8. 30. 


SA Jemand bei dem Bezirksgerichte an einem Drte zu belangen, 
wo er fich nicht wirklich aufhält, und find an diefem Orte mehrere 
Bezirfägerichte beftellt, oder ift das Bezirksgericht in mehrere Ab- 
theilungen getheilt; fo jteht dem Kläger die Wahl frei, bei weldem 
diefer Bezirksgericht, oder bei welcher Abtheilung bejjelben er jeine 
Klage anbringen: wolle, | 


b) Befonderer. 


$. 31. 


Aufforderungsflagen müffen bei demjenigen Gerichte angebracht 
werben, vor weldem der Auffordernde in der Hauptſache zu belan— 
gen wäre. In foferne der Aufgeforderte unter mehreren Gerichten zu 
wählen berechtiget war, kann derfelße, wrun er die Aufforderung Des 
ftreitet und ſachfällig wird, die Klage nur bei demjenigen Gerichte 
anbringen, vor welchem der Aufforderungs-Prozeß anhängig war. 


$. 32. 


Aufforderungen zum Zwecke der Amortiſirung von Staats— 
Obligationen und ber, venfelben gleih geachteten Gredit3 » Papiere 
find bei demjenigen Gerichtähofe erfter Inſtanz anzubringen, an bejjen 
Amtsjige die bezüglichen Creditsbücher geführt werben. 

Die Amortifirung anderer Urkunden, wit Ausnahme der Wech— 
jel ($. 58), kann von dem Bewerber bei den Bezirfägerichte feines 
eigenen ordentlichen Wohnſitzes oder bei jenem des Wohnſitzes deſſen, 
gegen den dieſe Urkunde zum Beweiſe dienen ſoll, angefucht werden. 


$. 33, 

Miderflagen fünnen, auch wenn fie mit dem Gegenſtande der 
Klage feinen Zuſammenhang haben, fo fange über dieſe nicht, durch 
rechtskräftiges End-Urtheil entjchieden it, bei demjenigen Gerichte an— 
gebracht werden, bei welchem die Klage überreicht worden ift. Ges 
hört jedoch die Klage oder Miverflage ihrem Gegenftande nad vor 
ben Neal» oder einen befonderen Cauſal-Gerichtsſtand, jo darf bie, 
Widerflage bei dem nämlichen Richter nicht angenommen werden, 
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$. 34, 


In den aus der Verwaltung fremden oder gemeinſchaftlichen Ber- 
mögend entfpringenden Mechtöftreitigfeiten bat ber Kläger die Wahl, 
fie bei dem allgemeinen Gerichtsftande des Geflagten oder bei dem— 
jenigen Gerichte anzubringen, welchen: ber letztere unterftände, wenn 
er an dem Orte jeinen Wohnfig hätte, wo die Verwaltung geführt 
wurde, — In Anfehung der gerichtlich angeorbneten Verwaltung 
hat e8 bei den beftehenden Worfchriften zu bleiben, | 


8. 35, 


Geſuche um Zulaffung des Beweijes zum ewigen Gebächtniffe 
find bei dem Gerichte, welchem bie Gericht3barfeit in der Hauptfache 
zuftcht, im alle aber dieſes nicht befannt oder dringende Gefahr 
am Verzuge ift, bei demjenigen Bezirfögerichte anzubringen und zu 
enticheiden, in deſſen Sprengel fi ber zu vernehmende Zeuge oder 
bie in Augenſchein zu nehmende Sache befindet. 


6. 38. 


Die Einjegung in ben vorigen Stand ift bei bemjenigen Ge— 
richte eriter Inſtanz anzuſuchen, bei welchem der Proceß früher ver- 
handelt wurde oder noch anhängig. ift. 


§. 37, 


Alle Erbſchafts⸗ und Erbtheilungsflagen, fie mögen auf ber 
gefeglichen Erbfolge, einem letzten Willen oder einem Erbvertrage 
beruhen, dann alle Klagen, welche die Verlaſſenſchaftsſchulden, Ber» 
mächtniffe oder eine Schenkung auf den Todesfall zum Gegenftande 
haben, müſſen, fo lange bie Einantwortung des Nachlaſſes noch nicht 
erfolgt ift, bei demjenigen Gerichte (auch ftädtifch-velegirten Bezirks— 
gerichte) angebracht, welchen die Erbichaftsverhandlung anhängig it. 
Nah der Einantivortung gehören ſolche Klagen vor den Gerichts— 
ſtand bed Erben. | 


| $. 38. 

Klagen in Fideicommiß » Angelegenheiten find bei bemjenigen. 

Gerichtshofe erfter Inſtanz anzubringen, welchen die nicht flreitigen 

Fipeicommig- Angelegenheiten zugewiefen find ($. S1), e8 möge fich 

dabei um die Fiveicommig- Nachfolge oder um was immer für an» 

dere aus dem Fideicommiß-Verhältniſſe entipringende Gtreitigfeiten 
handeln. | | 
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6. 409. 


Streitigkeiten, welche mit einer anhängigen und noch nicht 
mittelſt rechtskräftigen End-Urtheiles entſchiedenen Streitſache aus 
dem Grunde zuſammenhaͤngen, weil ſie aus der nämlichen Thatſache 
entſprungen find, können bei dem nämlichen Gerichte angebracht wer- 
den, bei welchem ver erfte Proceß eingeleitet wurde, 


$. 40. 


Klagen wider mehrere Streitgenojjen find bei demjenigen Ges 
richte anzubringen, welchem der in der Klage zuerit benannte Ge— 
klagte unterjteht. 


8.41. 


Bezirfsrichter unterfiehen als Geflagte in Angelegenheiten, 
welche vor dad Bezirfägericht gehören, dem fie vorgelegt find, jenem 
Gerichtähofe erfter Inſtanz, in deffen Sprengel der Standort des Be— 
zirfögerichtes Liegt, Diefe Vorſchrift Hat auch auf den Fall ihre An- 
wendung, wenn ber Betheiligte nur zeitlich die Stelle des Bezirks- 
richters verſieht. 

Iſt ein Vorſteher eines Gerichtshofes erſter Inſtanz bei die— 
ſem Gerichtshofe oder bei einem in deſſen Sprengel gelegenen Be— 
zirksgerichte zu belangen, fo iſt die Klage bei dem nächſten Gerichtd« 
hofe erjter Inſtanz anzubringen. Dieſe Vorſchriften gelten auch 
dann, wenn ein Bezirksrichter gegen Parteien als Kläger einſchrei— 
tet, welche dem Bezirfögerichte unterſtehen, bei welchem er angeftellt 
ift, oder wenn ber Vorſteher eines Gerichtshofes erfter Inſtanz 
Parteien belangen will, welche bei den, ihm untergebenen Gerichts— 
hofe oder bei einem in dem Sprengel dieſes Gerichtähofes gelegenen 
Dezirfögerichte zu belangen wären, 


$. AR. 


Penn der Dirt, wo eine Zahlung geleiftet, oder eine andere 
Verbindlichkeit erfüllt werden joll, in einen Vertrage ausdrücklich 
beftimmt worden ift, jo fünnen alle Klagen: in. Beziehung auf dieſen 
Vertrag, jie mögen auf deſſen Erfüllung, Aufhebung oder auf Ent— 
Schädigung wegen Nichterfüllung deſſelben gerichtet fein, bei dem 
Gerichte angebracht werden, welchem ber Geflagte unterjtände, wenn 
er fih an dem Drte befände, wo ber Vertrag erfüllt werben foll. 


M 
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$. 43. 


Die Forderungen der Handwerker und Hanbarbeiter für abge— 
nommene &rzeugniffe umd gelieferte Arbeiten, dann die Forderungen 
ber Kleinverfchleiger für Vietualior und Waaren Fönnen noch durch 
90 Tage, von der Zeit ald bie Iegte Leitung erfolgte, bei dem 
nad dem früheren Wohnjige zuftändigen Gerichte angebracht wer- 
den, wenn der Abnehmer oder Arbeitgeber feinen Wohnſitz mittler⸗ 
weile in einen anderen Gerichtsbezirk verlegt hat. 

Ein gleiches Recht ſteht den Privatlehrern, Dienſtnehmern, 
Wirthen, Schiffern und Fuhrleuten in Betreff der für geleiſtete Dienſte 
oder Arbeit entſtandenen Forderungen noch durch 90 Tage nach der 
letzten Leiſtung zu, wenn der Gegner mittlerweile ſeinen Wohn— 
ort in einen anderen Gerichtsbezirk übertragen hat. 

$. 44. 

Sn allen Streitigfeiten wegen einer durch Menfchen oder Thiere 
zugefügten Bejchädigung von Grundſtücken, oder der auf benjelben 
befindlichen, wenn gleih ſchon abgefonderten Grund-Erzeugniffe, kann 
die Klage auf Schadenerſatz bei demjenigen Gerichte angebracht mer- 
den, in deſſen Bezirfe der Grund gelegen ift, wenn dieſe Angelenen- 
heiten nicht in den Wirkungskreis der politischen oder Strafbehörden 
gehören. 

$. 45. 

Geſuche um Bewilligung eined gerichtlichen Verbotes, proviſo— 
riichen Arrefies, einer proviforischen Sequeftration oder einer ande— 
ren mittlerweiligen Vorkehrung können nah ber Wahl des Klägers 
entweder bei dem, in der Hauptjache zuftändigen Gerichte oder bei 
demjenigen (auch ſtädtiſch-delegirten) Bezirfägerichte angebracht mer- 
ben, in deſſen Sprengel das proviforiiche Sieherftellungsmittel voll- 
zogen werden foll, 

$. 48. 

Den Parteien ftcht frei, fi) einem anderen al3 dem zuftändis 
gen Gerichte durch ausdrüdliches Uebereinkommen zu unterwerfen. 
Do können durch eine ſolche Uebereinfunft Angelegenheiten, welche 
einem bejonderen Gaujal-Gerichtsftande ausjchliegend zugewieſen find, 
nicht vor ein Gericht anderer Art gezogen oder für eine gemeine 
Nechtsjache ein beſonderer Gaufal-Gerihtsftand gewählt, no kann 
für Rechtsſachen, welche vor ein Bezirfägericht gehören, die Verhand— 
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fung vor einem Gerichtöhofe erſter Inſtanz bebungen werben 
($. 53). 
$. AT. 


MWird eine Klage von einem unzuftändigen Richter angenom- 
men umd von dem Geklagten die Cinwendung des ungehörigen Ge- 
richtöftandes nicht in der durch die Proceß-Ordnung beſtimmten Friſt 
angebracht, jo ift Die Verhandlung bei. diefem Gerichte fortzufeten, 
wenn ſich gleich in der Folge zeigen follte, daß das Gericht zur An- 
nahme der Klage nicht berufen war. 

Nur Verhandlungen über die Ungiltigfeit oder Trennung ber 
Ehe oder über die Scheidung von Tiſch und Bett (Art. ID, welde 
por einem Gerichte gepflogen werden, dem eine Gerichtäbarfeit über 
Rechtsſachen dieſer Art gar nicht zufteht, und Verhandlungen, welche 
von dem Civilrichter irriger Weile über einen zur Militär-Gerichts- 
barfeit, oder gar nicht zum Nechtöverfahren, fondern vor die Berwal- 
tungsbehörden gehörigen Gegenftand gepflogen werden, find auch, wenn 
die Unzuftändigfeit erft in höherer Inſtanz entdeeft wird, von Amts— 
wegen oder im Balle die Entſcheidung zwifchen den Parteien bereits 
techtsfräftig geworden fein follte, auf Antrag der zur Anfechtung be— 
techtigten Behörde ald ungiltig aufzuheben. 


2. Realgerichtsitand. 


$. 48. 


Ueber welche unbewegliche Güter die öffentlichen Bücher durch 
die Gerichtshöfe erſter Inſtanz, und über welche viefelben durch bie 
Bezirksämter als Bezivfsgerichte zu führen feien, wird durch die 
Vorſchriften über die Einrichtung der öffentlichen Bücher beftimmt. 

Für alle adeligen Güter, mit deren Beſitze die Ausübung der 
Gerichtäbarfeit bi3 zum Jahre 1848 verbunden war, und für bie 
Nealitäten in dem Gebiete der Orte, wo die Gerichtshöfe erfter 
Inſtanz ihren Sit haben, ift der Gerichtähof erſter Inſtanz, für alle 
anderen unbeweglichen Güter aber das Bezirksamt als Bezirksgericht, 
in deſſen Sprengel biefelben gelegen find, die Real-Inſtanz. 

$. 49, 
Die Vornahme aller Real-Acte, als: der Inventur, Schäßung, 


Einführung des Sequeſters, der Seilbietung und der Vertheilung des 
19 
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bei der ereeutiven Weilbietung erzielten Kaufpreifes unbeweglicher 
Güter fommt der Real-Inſtanz zu. 


$. 50. 


Klagen, welche ein dingliches Recht auf ein unbewegliches Gut 
zum Gegenftande haben, Fünnen ohne Rückficht auf die Perfon des 
Befiterd, und jelbit wenn dieſer der Militär-Gerichtsbarfeit oder dem 
Hofmarfchall = Umte unterliegen follte, nur bei der Real-Inſtanz an- 
gebracht werden. 

Sit das Gut in dem Sprengel mehrerer Gerichte gelegen, fo Hat 
der Kläger die Wahl, bei welchen bdiefer Gerichte er bie Klage an— 
bringen wolle. 

6. 21. 

Diefe Beftimmungen gelten auch dann, wenn um bie Theilung 
unbeweglicger Güter oder um die Berichtigung ber Gränzen berfel- 
ben geftritten wird. Stehen die an einander gränzenden Güter un- 
ter der Gerichtöbarfeit verjchiedener Real-Inſtanzen, jo fteht dem Klä— 
ger ebenfalls die Wahl frei, bei welchem dieſer Gerichte er bie Klage 
anbringen wolle. 

$. 52. 

Klagen, welche ein dingliches Recht auf eine bewegliche Sache 
zum Gegenftande Haben, können entweder bei dem Perſonalrichter, 
oder auch bei dem Gerichte, in deſſen Bezirfe ſich Die bewegliche 
Sache befindet, angebracht werben. 


$. 53. 


Streitigfeiten über Befibftörungen, ſowohl beweglicher als un» 
beweglicher Sachen, bei welchen es fih bloß um bie Erörterung 
des letzten faktiſchen Befitftandes Handelt, und über welde ſumma— 
riſch zu verhandeln ift, find bei demjenigen (auch ftädtijch = belegir- 
ten) Bezirfägerichte anzubringen, in deſſen Bezirfe die Störung ge- 
ſchah, und Fönnen Hinfichtlich beweglicher Sachen, jo lange fie nicht 
auf einen Dritten übergingen, auch bei jenem (auch ftädtijch = bele- 
girten) Bezirfögerichte, in deſſen Sprengel ſich Die Sache befindet, 
angebracht werben, 


$. 94. 


Klagen auf Zahlungen einer mit Pfandrecht auf ein unbeiveg- 
liches Gut verficherten Forderung, dann Klagen zur Rechtfertigung 


au 4A, 
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der erwirften Vormerkung auf ein unbewegliches Gut find entweder 
bei dem, nach dem Wohnſitze des Geflagten zuftändigen, oder dem— 
jenigen Gerichte anzubringen, welchem der Geklagte unterftände, wenn 
er auf dem unbeweglichen Gute feinen Wohnfig hätte. 


3. Handelsgerichtsbarkeit. 
$. 90, | 

In den Wirkungsfreis der Handelögerichte, d. i. der zue Aus— 
übung der Handelsgerichtsbarkeit beftimmten Gerichtshöfe erſter In— 
ftanz gehören: 

1. ohne Rückſicht auf die Eigenfehaft der ftreitführenden Parteien: 

a) die Streitigfeit aus Kauf, Lieferungd-, Dedungd- und ans 
beven Gefchäften in Staatspapieren, Actien, zum Derfehre bes 
ſtimmten PBrivat-Schuldverfehreibungen und Loſen; 

b) die Streitigkeiten aus Banquier⸗-, Wechsler, Mäfler- und 

Commiſſions-Geſchäften; 

c) die Streitigkeiten aus Wechſel-Geſchaͤften; 

d) die Streitigkeiten aus den Escompt-, Giro», Leih-, Depofiten- 
und Anweiſungs-Geſchäften der Banken. 

2. Die Streitigkeiten der Handelsleute oder Fabrikanten mit 
Spediteuren oder Frächtern aus Speditions- oder Frachtgeſchäften, 
ferner die Streitigkeiten derſelben mit ben Verſicherungs-Unterneh— 
mungen aus Schadendverficherungen. 

3. Die zwifchen Handelsleuten, dann zwifchen Handelöleuten 
und Fabrifanten, oder zwiſchen Kabrifanten aus der Betreibung ih— 
ver Gejchäfte entftehenden Streitigkeiten, dann die Streitigkeiten zwi— 
hen den Theilnehmern an Handels- und Fabriks-Geſellſchaften und 
Actienvereinen aus dem Gejellichaftövertrage. 

4. Die Streitigkeiten zwiſchen Handeläleuten, Fabrikanten, 
Banquiers, Mäklern, Commiffionären, Handels-Agenten und Spe— 
diteuren einerjeit3, und ihren Gefchäftäleitern, Buchhaltern oder Ge— 
hilfen andererfeits, in ſoferne fie das Gerchäft des Dienjtgeberd oder 
das zwiſchen ihnen beftehende Dienſtverhältniß betreffen. 


Eon, 

Klagen, welde fih zur Handelsgerichtsbarfeit eignen, können 
nach der Wahl des Klägers entweder Dei demjenigen Handelsge— 
richte angebracht werden, in deſſen Bezirfe der Beklagte feinen or» 
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dentlichen Wohnſitz hat, oder wo beffen Firma protofoflirt ift, ober 
in deſſen Bezirfe feine Handels-Niederlaſſung fich befindet. 

Die in Perfonalftreitfachen für gewiſſe Fälle eintretenden be— 
fonderen Gerichtsftände (88. 31 u. |. f.) finden auch auf die Han— 
delögerichte Anwendung. 

$. 57. 

An Orten, wo fich fein zur Ausübung der Handelsgerichts— 
barkeit beftimmter Gerichtshof erfter Inſtanz befindet, fönnen die da— 
hin gehörigen Streitigkeiten, mit Ausnahme derjenigen aus Wechſel— 
geſchäften (8. 55, Nr. 1, lit. c), auch bei dem zuftändigen ge— 
wöhnlishen Gerichte angebracht werden. 

$. 58. 

Wechſelklagen können nur bei dem zur Ausübumy der Handels- 
gerichtsbarfeit beſtimmten Gerichtshofe erfter Inftanz angebracht 
werben. 

Die Amortifirung von Wechfeln ſteht demjenigen zur Ausübung 
ber Handelsgerichtsbarkeit beitellten Gerichtshofe erſter Inſtanz zu, 
in deſſen Sprengel ſich der Zahlungsort des Wechjels befindet. 


4, Berggericht&barfeit. 
59. 

Die zur Ausübung der Beragerihtsbarfeit beftimmten Gerichts⸗ 
höfe erſter Inſtanz entſcheiden imerhalb ihres Sprengels in allen 
Streitſachen: 

1. Ueber dingliche Rechte auf Bergwerke und deren Zugehör, 
worunter nicht nur alle von der Bergbehörde bewilligten Schurf— 
oder Muthungsbaue und verliehene Bergbaue, ſondern auch alle die— 
jenigen Taggebäude, Grundſtücke und Anlagen zu rechnen ſind, welche 
zur Gewinnung und Aufbereitung der Mineralien beſtimmt oder ſonſt 
als ein Ganzes mit dem Werke verbunden ſind, und benützt werden; 

2. über die Benützung ſolcher Werke und deren Zugehör; 

3. über das Alter im Felde bei Bergwerksverleihungen; 

4. über die Aufforderung zur Feldesſtreckung (Lagerung des 
Grubenmaßes mit beſtimmter Begränzung); 

5. über die Begränzung, Vermarkung (Verlochſteinung) ber 
Grubenfelder ; 

6. über Ausbeutung und Zubupen von Berg- und Hüttenwwerfen ; 
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7. über Retardat3-Erflärungen; 

8. über Frei-Erflärungen (Berfallenheit) von Bergbauberech— 
tigungen ; 

9, über Erbftolfengebühren oder fonftige Schacht- und Stol- 
Ienabgaben ; 

10. über Entfhädigung für in fremde Grubenfelder geführte 
Hilfe- und Aufſchlußbaue; 

44 über Entjehädigung für die Mitbenügung fremder Gruben- 
gebäude, Waſſerlöſungs-, Wetterführungs- und Förderungs-Vorrich— 
tungen ; 
412. über die Brupderladen, wegen beren DBerwaltung, wegen 
rückſtändiger Beiträge umd wegen ber Verpflichtungen derſelben gegen 
die Bruderladgenojfen ; 

13. über Befchädigungen an Berge und Hüttenwerken, welche 
aus einer Bernadhläßigung der Vorfehriften dev Berggefege entſtehen; 

14. über das Eigenthum oder die Benügung von Gruben- 
wäſſern; 

15. über Geſellſchaftsverträge, rückſichtlich des Betriebes, der 
Benützung oder Verwerthung gemeinſchaftlicher Bergbaue und Hüt— 
tenwerke; 

16. über die Verwaltungs- und Rechnungsführung zwiſchen 
Bergwerföbefigern und ihren Beamten oder Bevollmächtigten über 
den Betrieb des Werkes und beifen Zugehör. 


8. 60. 

Die zur Ausübung der Gerichtäbarkeit in Bergbau » Angele- 
genheiten beftimmten Gerichtshöfe erfter Juſtanz haben auch das 
Bergbuch tiber die in ihrem Sprengel gelegenen Bergmerfe und 
deren Zugehör zu führen, und die übrigen Amtshandlungen ber 
Real-Gerichtsharkeit über dieſelben auszuüben. 


$. 61. 

In Streitigkeiten über Befisftörungen, welhe Bergbau » Ob» 
jefte betreffen, und wobei es fih um die Erörterung des letzten 
faftifchen Beſitzſtandes handelt, enticheidet das Bezirksgericht, in 
deſſen Sprengel die Befigftörung vorgefallen ift. 


$. 62. 
Streitigfeiten aus dem Dienftyertrage zwiſchen den Werkbe— 
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jigern und den Bergarbeitern entſcheidet, auch wenn die Iehteren 
bleibend aufgenommen find, das Bezirksgericht. 


1. Im Vollfirefungsverfahren. 


$. 63. 


Der erfte Grad der Greeution ift ftet3 bei denjenigen Richtern 
anzujuchen, von welchen das Erkenntniß erſter Inftanz ergangen, 
oder bei weldhen der zur Grecution geeignete Vergleich gejchloffen 
worden ift In wieferne die weiteren Executionsgrade unmittelbar 
bei demjenigen Gerichte angejucht werden Fünnen, in deſſen Bezirke 
die Execution vollzogen werden ſoll, beftimmt die Gerichtsordnung. 
Städtijchedelegirte Bezivfögerichte find zwar zur Vornahme der Mo- 
bilar-, nicht aber zu jener der Jmmobilar-Gresution berechtiget. 

Iu Anfehung des Wollzuges der Execution find die Vorſchrif— 
ten der 88. 9—11 zu beobachten. 


$. 64. 

Der Vollzug der Erfenntniffe auswärtiger Gerichtsbehörben 
kann, in foferne die Grfenntniffe der Gerichte fremder Staaten nad 
den beftehenden Gejegen und Staatöverträgen in dem öſterreichiſchen 
Staate überhaupt vollſtreckbar find, nur von demjenigen Gerichts- 
hofe erjter Inſtanz bewilliget werden, in deſſen Gerichtäbezirf bie 
Execution vollzogen werden ſoll. 


$. 65. 


Um Entſcheidung, dag das Executionsrecht durch Thatjachen, 
welche dem Erkenntniſſe oder dem gerichtlichen Vergleiche nachgefolgt 
jind, erloſchen ſei, kann der Execut nur bei dem Gerichte einfchrei- 
ten, welches den erften Grad ber Grecution bewilliget hat. 


$. 66. 


Das Anſuchen um vorläufige Einftellung der Execution fann 
in dieſem Falle auch bei jenem Gerichte angebracht werden, wel— 
ches zur Vornahme der Vollſtreckung berufen ift. 

Auch die Klage eines Dritten wegen Aufhebung eines Execu— 
tiondactes, durch welchen er fih in feinem Befite, Cigenthume oder 
in einem anderen Nechte gefränft erachtet, kann nah der Wahl des 
Klägers entweder bei dem Grfenntnißgerichte oder bei jenem Ge— 
richte, welches den Grecutiond-Aet vorgenommen hat, angebracht werben. 
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67. 


Der Concurs ift in der Megel bei der Perfonal-Inftanz des 
Verſchuldeten, und zwar wider die Befiger adeliger Güter, mit wel— 
chen die Ausübung der Jurisdietion bis zum Jahre 1848 verbunden 
war, und wider Einwohner derjenigen Ortſchaften, in welchen ein 
Gerichtshof eriter Inftanz feinen Sit hat, Dei diefem Letzteren, außer- 
dem aber bei dem Bezirksgerichte zu eröffnen, und erftredft fich ftet3 
auf das gefammte, wo immer befindliche bewegliche, dann auf das 
in den Kronländern, für welche die gleiche Goncurs-Drdnung Wirf- 
jamfeit hat, gelegene unbewegliche Vermögen deſſelben. Für wichtige 
Crida-Fälle Fann auf Anfuchen des Schuldners oder der Gläubiger 
oder auch über Antrag der Unterbehörden von dem Obergerichte 
der Gerichtshof erfter Inftanz, in deſſen Sprengel der Verſchuldete 
jeinen Wohnſitz hat, zur Verhandlung des Goncurfes delegirt werden. 


$. 68. 


Beſitzt der Gridatar, über deſſen Vermögen außer den genannte 
ten Kronländern der Concurs eröffnet wurde, in denſelben unbeweg— 
liche Güter, jo muß daſelbſt über dieſe Güter ein befonderer Gon- 
eur eröffnet werben. 

Liegen die unbeweglichen Güter, über welche der Goncurs zu 
eröffnen ift, im verſchiedenen Kronländern oder unter verfchiedenen 
Gerichten, jo gibt die Zuvorfommung den Ausschlag. 


§. 69. 

Die Concursverhandlung über Handelsleute, Fabrikanten und 
die ihnen gleichgeſtellten Erwerbsgeſellſchaften und Actien-Vereine 
ſteht dem zur Ausübung der Handelsgerichtsbarkeit beſtimmten Ge— 
richtshofe erſter Inſtanz zu, in deſſen Bezirk ſie anſäßig ſind. 


$. 79. 


Die Coneursverhandlung über eine Gewerkſchaft als ſolche iſt 
bei demjenigen Gerichtshofe erſter Inſtanz zu pflegen, welcher zur 
Ausübung der Berggerichtsbarkeit über dieſelbe beſtimmt iſt. 
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Drittes Daum ek 
Bon der Gerichtsbarkeit in Gefchäften außer Streitfachen. 


$. 71. 
Zur Abhandlung von Berlaffenfchaften ift in der Regel das 
(auch ſtädtiſch-delegirte) Bezirksgericht berufen, in deſſen Bezirk ber 
Verſtorbene feinen ordentlichen Wohnſitz Hatte. 


8.78, 

Befinden fich jedoch in einer Verlaſſenſchaft adelige Güter, mit 
deren Beſitz die Ausübung der Gerichtäbarfeit bis zum Jahre 1848 
verbunden war, oder Wealitäten im dem Gebiete ber Orte, wo bie 
Gerichtshöfe erſter Inſtanz ihren Sit haben, jo kommt die Abhand— 
lung demjenigen Gerichtähofe erfter Inſtanz zu, in beffen Bezirk 
der Verſtorbene feinen ordentlichen Wohnſitz hatte. 

Für andere Berlaffenichaften, welche einen bedeutenden Güter- 
oder anderen Vermögensbeſitz in fich begreifen, kann auf Anfuchen 
ber Parteien von dem Obergerichte ein Gerichtshof erfter Inftang zur 
vollftändigen Pflege der Verlaſſenſchaftsabhandlung belegirt werden. 


$. 73. 


Iſt ein öfterreichiicher Staatöbürger im Auslande geftorben, fo 
fommt die Berlafjenfchafts - Abhandlung dem Bezirfögerichte feines 
legten ordentlichen Wohnfiges im Inlande, oder, wenn fich biefer 
nicht ausmitteln Täpt, demjenigen Bezirfägerichte oder Gerichtähofe 
erfter Injtanz ($. 72) zu, in deſſen Sprengel fich feine unbemegli- 
hen Güter gang oder zum größten Theile und wenn er bloß be— 
wegliches Vermögen beſeſſen haben follte, der größere Theil des letz— 
teren befindet. 

Im Zweifel hierüber enticheidet die Zuvorfommung. 


$. 74. 


Iſt ein fremder Staat3angehöriger in dem dfterreichifchen Staate 
geftorben, oder Hat er daſelbſt Vermögen zurücgelaffen, jo ift ber 
auswärtigen Gerichtsbehörde in Anjehung des beweglihen Nach— 
laſſes de3 DBerftorbenen, foferne nicht die Ausübung der Gegenfeitig- 
feit ein anderes Verfahren nothiwendig macht, ſowohl die Erbſchafts— 
verhandlung, ald die Entjcheidung über alle ftreitigen Erbrechtsan— 
ſprüche zu überlafien. 
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In wieferne hiervon bei Verlaſſenſchaften derjenigen Fremden, 
welche bereit3 ihren orbentligen Wohnort in dem öſterreichiſchen 
Staate genommen haben, eine Ausnahme Platz greife, wenn alfe 
Betheiligten ſich den ößerreichiſchen Geſetzen und Behörden unter- 
werfen, dann, in wieferne die öſterreichiſchen Gerichtsbehörben in 
jedem Falle für die Sicherheit der Effeeten und Schriften des Ver— 
ſtorbenen, für die Befriedigung der Gläubiger, welche öſterreichiſche 
Untert5anen, oder hierlandes ſich aufhaltende Fremde find, und für 
bie einjimeilige Sicherftiellung der Anfprüche der im Inlande befind- 
lichen Erben und Vermächtnißnehmer zu forgen haben, wird durch 
die Vorſchriften über das Verfahren bei air, © 
gen beſtimmt. 


8. 75. 


Rückſichtlich der in dem öſterreichiſchen Staate gelegenen unbe— 
wegligen Güter, die zu dem Nachlaſſe eines Ausländers gehören, 
fommt die Verlaſſenſchaftsabhandlung ftet3 demjenigen öſterreichiſchen 
Bezirfögerichte oder Gerichtähofe erfter Inſtanz ($. 72) zu, in bef- 
jen Sprengel dieſe unbeweglichen Güter ganz, oder ihrem größten 
Theile nad, gelegen find, wenn nicht mit dem Gtaate, welchem der 
Berftorbene angehörte, eine andere Uebereinkunft getroffen worden ift. 

8. 76. 

Wie fih in Anfehung des Nachlafſes türkifcher Unterthanen zu 
benehmen ift, welde in dem öfterreichiichen Staate geftorben find, 
ober dajelbft Vermögen zurüdgelafien haben, wird durch befondere 
Vorſchriften beftimmt. 

8. 77. 

Zur Beftellung des Vormundes oder Guratord und zur Belor- 
gung aller Geſchäfte, weldhe der Bormundfchaft3- und Euratelsbe⸗ 
hörde nach dem Geſetze obliegen, iſt an denjenigen Orten, wo Wai— 
ſen-Commiſſionen errichtet werden, dieſe Commiſſion; an anderen 
Orten aber, oder bis die Aufſtellung einer Waiſen-Commiſſion er— 
folgt, in der Regel das (auch ſtädtiſch⸗ delegirte) Bezirksgericht beru— 
fen, deſſen perſönlicher Gerichtsbarleit der Minderjährige oder Pflege— 
befohlene in Streitſachen unterſteht. 

Doch kommt die Entſcheidung über jene Verfügungen der Be— 
zirksgerichte, durch welche wegen Wahn- oder Blödſinnes, oder wegen 
Verſchwendung eine Guratel verhängt oder diefelbe wieder aufgeho- 
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ben, die väterliche Gewalt oder Vormundſchaft über bie Zeit ber 
Minderjährigfeit verlängert werden foll, dann bie definitive Erledi— 
gung der Adoptiondgejuche, enbli die Genehmigung der Veräuße— 
rung unbeweglider Sachen der Mündel und SPflegedefohlenen nur 
dem Gerichtähofe erfter Inſtanz zu, an welchen baher bie gepfloge- 
nen Verhandlungen von ben Bezirfögerichten zu biefem Behufe ein- 
zujenden find. 


8. 78. 


Als Dormundfchaftd- und Gurateld-Behörbe über bie minber- 
jährigen Kinder folcher Erblaffer, in deren Nachlaſſe adelige Güter, 
mit deren Befig die Ausübung der Gerichtöbarfeit bis zum Jahre 
1848 verbunden war, ober Mealitäten in dem Gebiete der Orte, wo 
die Gerichtähöfe erfter Inſtanz ihren Sit Haben, fich befinden, und 
über Mündel und Sflegebefohlene überhaupt, welche jelbft ſolche Gü— 
ter bejiten oder erwerben, iſt derjenige Gerichtähof erfter Inſtanz 
berufen, deſſen perfönlicher Gerichtsbarkeit der Mündel oder Pflege— 
befohlene in Streitjachen unterfieht. 

Für andere Bormundichaftd- und Gurateld-Angelegenheiten von 
größerer Bedeutung kann unter Vorausſetzung ber im $. 72 er= 
wähnten Bedingung die Beitellung eines Gerichtähofes erſter Inſtanz 
als Vormundſchafts- und Curatels-Behörde im Wege der Delega- 
tion Plab greifen, 

8. 79. 

Die Bertellung eines Guratord für einzelne Streitfachen oder 
Geichäfte kommt nah Maßgabe der Beitimmungen des bürgerlichen 
Rechtes und der Proceß-Ordnung dem Gerichte zu, bei welchem bie 
Verhandlung anhängig ift. 


$. 80. 

Das Gericht, welches feine Gerichtsbarkeit als Bormundichafts- 
oder Guratel3-Behörde auszuüben angefangen hat, bleibt mit Aus— 
nahme ber, in dem erften Abfate des $. 78 erwähnten Fälle, bis 
zur Beendigung der Vormundſchaft oder Guratel zuftändig, wenn 
auch der Pflegebefohlene inzwiſchen unter die Gerichtäbarfeit eines 
anderen Gerichtes treten follte, 


$. 81. 
Zur Bewilligung ber einverfiändlichen Scheidung von Tiſch und 
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Bett ift in Anſehung derjenigen Religionsgenoſſen, deren Streitig- 
feiten über dad Cheband vor das geijtliche Gericht gehören, biejes, 
in Anſehung der jüdiſchen Glaubensgenofjien dasjenige Bezirfägericht 
berufen, deſſen Gerichtöbarfeit der Ehegatte unterworfen ift. 

Die Anzeige der Wiederpereinigung gejchiedener Ehegatten hat 
bei dem nämlichen Gerichte zu geſchehen, welches die Scheidung auf 
Anſuchen der Chegatten bewilliget, oder im Kalle eines Streites 
darüber erfannt hat. 


8. 82. 


Das Verfahren, wodurd zum Zmede der Auflöfung ber Ehe 
ein Zeugenbeweis über den erfolgten Tod eines vermigten Ehegatten 
hergeftellt oder die Todeserflärung des Vermißten bewirft werdei fol, 
fommt rüdjichtlih der jüdischen Glaubensgenoſſen (Art. III des Kund«- 
machungs-Patentes) demjenigen Gerichtähofe erſter Inſtanz zu, in 
deſſen Sprengel der zurüdgelafjene Ehegatte feinen Wohnjig hat. 

Geſuche um Zulafjung des Zeugenbeweijes über den Tod eines 
Vermißten, oder um die Todeserflärung deſſelben zu anderen Zweden, 
find bei demjenigen Gerichte anzubringen, welches zur Berlafien- 
Ihaft3- Abhandlung des Verftorbenen nach erfolgtem Erfenntniffe über 
den Tod, uder bie Todeserklärung dejjelben berufen erjeheint. 


$. 83. 

Bei Verhandlungen in nicht ftreitigen Fideicommiß » Angelegen- 
heiten, wohin auch die Abhandlung des Fideieoinmiß - Vermögens 
bei Todesfällen der Befiger, die Erklärung über die erfolgte Erlö— 
hung des Fideicommiſſes und die Bewilligung zu deſſen Auflöfung 
gehört, ift die zur Berlaffenichaftz - Abhandlung berufene inländiſche 
Perſonal⸗Inſtanz des Stifters die competente Behörde, wenn nicht 
jhon in dem Mllerhöhft genehmigten Fideicommiß-Statute oder 
durch den oberften Gerichtshof beftimmt wird, welches andere Ge- 
richt Tür die Zufunft die Fideicommiß-Inſtanz des neu errichteten 
Fideicommiſſes fein fol. 

Sit dad Fideicommigband durh ben Tod des legten Beſitzers 
erlojchen, jo hat zwar bie Berlafienichaft3behörde des Werftorbenen 
die Abhandlung zu pflegen; allein die auf das Fideicommißband bes 
züglihe Erflärung, dag das Fideicommiß erlofchen ei, ſteht auch in 
dem Falle, wo das Fideicommißgericht nicht zugleich Abhandlungs⸗ 
behörbe ift, dem Fideicommißgerichte zu. 
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$. 84. 

Alle Gefuche um grundbücherliche Eintragung oder Löſchung 
dinglicher Nechte auf unbewegliche Güter und andere auf die Grund— 
buchsführung ſich beziehende Amtshandlungen find bei jenem Gerichte 
anzubringen, welchem die Führung ber öffentlichen Bücher zuſteht 
($. 48), und Gefuche um die, im $. 49 bezeichneten Neal-Acte, au 
wenn fie in nicht ftreitigen Angelegenheiten vorfommen, find bei der 
Real-Inſtanz ($. 48) anzubringen. 

$. 85. 

Die gerichtliche Beftätigung über die geſetzmäßige Befchaffen- 
heit der Bücher der Handelsleute, Pabrifanten und ber zur Füh⸗— 
rung beweiskräftiger Bücher berechtigten Gewerbsleute iſt, wenn die 
Bücher an dem Orte geführt werden, wo ſich das Handelsgericht 
oder der zur Beſorgung der Handelsgerichtsbarkeit beſtimmte Ge— 
richtshof erſter Inſtanz befindet, von dieſem, außer dieſem Falle 
aber von den Bezirksgerichten auszufertigen. 


$. 86. 

Die Bezirksgerichte, ſowie auch die ſtädtiſch-delegirten Bezirks— 
gerichte Können ohne Beſchränkung der Zuſtändigkeit auf Begehren 
die Segalifirung von Unterfehriften, die Vidimirung von Abjchriften 
und die gerichtliche Aufnahme Tegtwilliger Anordnungen vornehmen. 


Biertes DAunTERe. 
Bon der Zuftändigfeit der Gerichtöbehörben in zweiter und Dritter 
Inſtanz. 
$. 87. 

Ueber Berufungen und Beſchwerden gegen bie Enticheidungen 
aller Gerichtsbehörden erfter Inſtanz, fowohl in ald außer Streit— 
fachen, ift in zweiter Inftanz von dem Oberlandesgerichte und in 
dritter Sinftanz, foferne noch ein weiterer Nechtszug gejeglich zuläj- 
fig ift, von dem oberſten Gerichtöhofe zu entjcheiden. 
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Verordnung 
des Juſtizminiſteriums vom 16. Juli 1853, 


wirffam für die Kronländer Ungarn, Kroatien und Slawonien, die Wojwodſchaft Serbien, 
und das Temefer Banat, und das Großfürſtenthum Siebenbürgen, 


wodurch der $. 32 des Faiferlichen Patentes vom 29, 
November 1852, Nr. 247 des Reichsgeſetzblattes, und 
der $. 31 des Faiferlichen Batentes vom 29, Mai 
1853, Nr. 100 des Reichsgeſetzblattes erläutert wird. 


Zur Behebung des entftandenen Zweifel, ob die in ben Aller 
höchſten Patenten über die Regelung der Aviticitätsverhältniſſe vom 
29. November 1852 No. 247 des Neichägejebblattes 8. 34 und 
vom 29, Mai 1853 No. 100 des Reichsgeſetzblattes 8. 32 feſtge— 
jegte Frift Eines Sahres zur Anbringung der Gejuhe um Wieder- 
aufnahme der bereit8 hangenden Apviticitäts-Proceſſe, deren Fort— 
ſetzung nach den Beflimmungen ber gedachten Patente noch zuläffig 
ift, auch in denjenigen dieſer Proceſſe zu beobachten jet, über welche 
bereit3 ein Urtheil ergangen und die Berufung ergriffen worden if, 
hat das Juſtizminiſterium die Erläuterung dahin zu erlaffen befun- 
ben, daß auch diejenigen in dem $. 32 des Patente vom 29. No— 
venber 1852 und in dein $. 31 des Patentes vom 29. Mai 1853 
erwähnten Proceſſe, über welche bereits ein Urtheil ergangen und 
die Berufung ergriffen worden ift, al erloſchen anzujehen ſeien, wenn 
nicht dem $. 32 des eriteren und dem $. 28 des letzteren Patentes 
gemäß die Wiederaufnahme derſelben binnen der Friſt Eined Jahres, 
von ber eingetretenen Wirkſamkeit des bezüglichen Patente, ange— 
fangen angefucht wird, wie ſich dieſes ſchon aus der Vergleichung 
mit den gang übereinftiimmenden Vorſchriften im $. 26 des einen 
jowohl ald de3 anderen Allerhöchften Patente von jelbit ergibt. 


Krauß m. p. 
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Verordnung 
des Juſtizminiſteriums vom 18. Juli 1853, 


wirffam für die Königreihe Ungarn, Kroatien, Slawonien, bie ferbifhe Wojwodſchaft mit 
dem Zemejer Banate und das Groffürftentyum Siebenbürgen, 
wodurch für Diefe Kronländer eine proviforiiche Con— 
eurd-Ordnung eingeführt und vom 1. September 
1853 in Wirkffamfeit gefett wird, 
Nachdem Seine k. k. Apoſtoliſche Majeftät mit den Allerhöch— 
ften Entichliegungen vom 29. November 1852 und 29. Mai 1853 
das Juſtizminiſterium zu ermächtigen geruht Haben, für die König- 
reihe Ungarn, Kroatien, Slawonien, die jerbiihe Wojwodſchaft mit 
dem Temeſer Banate und das Gropfürftenthum Siebenbürgen eine 
proviſoriſche Concurs-Ordnung einzuführen, fo werden hierüber fol« 
gende Beitimmungen erlajjen: 


A, Mllgemeine Beitimmungen. 


Artikel I. 


Die beiliegende proviſoriſche Coneurs-Ordnung hat für die genann— 
ten Sronländer am erften September 1853 in Wirfjamfeit zu treten. 


Artikel II. 


Die vor dem Tage der Wirkſamkeit diefer Coneurs-Ordnung 
bereit3 eröffneten Goncurje find nach den bisherigen Vorſchriften zu 
verhandeln und zu beendigen. 

In Beziehung auf diejenigen Concurſe, welche feit diefem Tage 
eröffnet werden, find die früheren, bie Gegenftände dieſer Concurs— 
Ordnung betreffenden Vorſchriften aufgehoben. 

Artikel II. 


Auf das Goneurdverfahren vor den Militärgerichten findet biefe 

Concurs⸗Ordnung Feine Anwendung. 
Artikel IV. 

1. Wenn über den Befiter jolcher Liegenjchaften (und Geredht- 
ſame) in Betreff welcher nach ben Faiferlihen Patenten vom 29. 
Nov. 1852 und 29. Mai 1853 neue Proceffe eingeleitet, bereit8 an— 
hängige Procefje wieder aufgenommen oder durch Schöpfung bed Ur— 
theiles in erfter Inftanz erlediget, oder Erecutionen angefucht werben 
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fönnen, der Coneurs eröffnet ift, fo haben bie Kläger innerhalb ber 
in jenen Patenten beſtimmten Friften ihre Klagen und Gejuche in 
dem Ralle, daß die dadurch betroffenen Güter vor Verſtreichung bie 
fer Sriften im Concurswege noch nicht veräußert. worden find, bei 
dent Goneurögerichte anzubringen, widrigens bie in dem bezogenen 
Patenten mit der Verfäumung der diesfälligen Friſten verfnüpften 
Rechtsfolgen eintreten würden. 

2. Handelt es fich dagegen um ſolche Proceſſe, welde nad 
Weiſung obiger Batente zur Urtheilsfällung an die zweite oder letzte 
Inſtanz zu leiten find, fo haben die Kläger in ber burd die Juftiz« 
minifterial-Berordnung vom 16. Suli 1853 No. 131 des Reichs— 
gejebblattes, bezeichneten Srift in dem alle, daß bie durch jene 
Proceffe betroffenen Güter im Concurswege noch nicht veräußert 
worden find, bei vem Goneursgerichte ſich auszuweiſen, daß fie bei 
denjenigen Gerichten, bei welchen bie Proceßacten liegen, das An— 
juchen wegen beren Leitung an die höhere Inſtanz angebracht haben; 
widrigend fie mit ihren Anſprüchen, welche ihnen auf bie im Pro— 
eejfe befangenen Güter etwa in Iegter Inſtanz zuerkannt werden 
jollten, von der Goneursmaffe ausgefchloffen wären, falls dieſe Gü— 
ter mittlerweile veräußert wurden. 

3. Wenn, nachdem bie unter 1 und 2 bezeichneten Klagen und 
Gefuche bei den zuftändigen Gerichten angebracht worden find, über 
den Befiter der dadurch betroffenen Güter der Concurs eröffnet 
wird, fo find die Kläger verpflichtet, beim Concursgerichte innerhalb 
bes Edictal-Termines 

a) die noch in erfier Inſtanz hängenden Proceſſe zur Bortführung 
anzumelden, und 

b) rücfichtlich der in erſter Inſtanz ſchon entſchiedenen Proceſſe ſich 
auszuweiſen, daß ſie die zur Vorlegung derſelben an die hö— 
here Inſtanz erforderlichen Schritte eingeleitet haben; widrigens 
die oben unter 2 ausgedrückte Rechtsfolge einzutreten hätte. 

4. Die Gerichte find verpflichtet, dem Coneursgerichte diejenigen 
Proceßaeten, worüber demfelben das weitere Verfahren zufleht, zu 
überfenden. 

5. Diejenigen Güter, rücfichtli weicher in den oben unter 
1—3 Dezeichneten Fällen und Friften beim Concursgerichte Proceß— 
verhandlungen anhängig gemacht oder ausgewieſen worden find, dür— 
fen im Coneuröiwege nicpt früher zur Veräußerung gebradt were 
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ben, als bis die Kläger mit ihren hierauf geltend gemachten An⸗ 
ſprüchen rechtskräftig abgewieſen worden ſind. 


B. Beſondere Beſtimmungen fuͤr die Königreiche Ungarn, Kroatien, 
Slawonien, die ſerbiſche Wojwodſchaſt und das Temeſer Banat. 


Artikel V. 


Die Beſtimmungen der kaiſerlichen Patente vom 2. März 1853 
über die Grundentlaftung und Regelung der Urbarial- und benfelben 
verwandter Befigverhältniffe Bleiben durch die gegenwärtige Gon- 
eurordnung unberührt. 

Die durch dieſe Patente vorgezeichneten Verhandlungen, Proceffe 
und Greeutionen jind auch) dann, wenn fie ſolche Güter betreffen, 
welche zu einer Concursmaſſe gehören und nicht bereits im Concurs— 
wege veräußert worden find, bei den zufländigen Behörden durchzu— 
rühren, auch werden bie bereits anhängigen Amtshandlungen biefer 
Art durch die Goncurseröffnung nicht unterbrochen; es hat jedoch 
in beiden Fällen ftatt des Gemeinfchuldners der Maffeverwalter oder 
Vertreter innerhalb des jedem zugewiefenen MWirfungsfreifes ein- 
zuſchreiten. 

Zu dieſem Ende haben die Behörden von den bei ihnen vor 
oder nach Eröffnung des Concurſes anhängig gewordenen Amtshand— 
lungen obiger Art dem Concursgerichte Nachricht zu geben, welches 
hierüber den Verwalter und Vertreter der Concursmaſſe und die be— 
reits bekannten und an der Sache am meiſten betheiligten Concurs— 
Gläubiger oder den Gläubiger-Ausſchuß einzuvernehmen und hiernach 
die weiteren Verfügungen zu treffen hat. 

Dieſes hat auch dann zu geſchehen, wenn das Coneursgericht 
durch die Anzeige des Gemeinſchuldners oder der Maſſeverwaltung 
oder aus einer anderen Veranlaſſung in die Kenntniß jener Amts— 
handlung gelangt iſt. 


Artikel VI. 


Die Beſtimmung des $. 37 des Geſetzartikels XXII vom 
Jahre 1840, nach welcher die nach Vorſchrift dieſes Paragraphes 
eingegangenen Pachtverträge auch dann, wenn ber Pachtgeber in 
Concurs verfällt, ihre volle Kraft behalten, wird rückſichtlich der— 
jenigen Pachtverträge, welche noch vor dem Gintritte der Wirffam- 
feit de3 allgemeinen bürgerlichen. Gefegbuches nach Vorſchrift des 


33 


oben bezogenen Gefetartifeld zu Stande gefommen find, aufrecht 
erhalten. | i 


Artifel VIL. 


Das Vorrecht, welches der intabulirten Allatur der Gattin in 
Betreff des unbeweglichen Vermögens nach Vorſchrift des XXII. 
 Gejegartifeid vom Jahre 1840 $. 85 unter c) zufteht, wird im 
Grunde des Faijerlihen ‘Patented vom 29. November 1852, No. 
247 des Meichögejegblattes $. 12, rüdfichtli derjenigen Ehever- 
träge, welche vor dem Tage der Wirkſamkeit des allgemeinen bür— 
gerlichen Geſetzbuches geſchloſſen worden find, aufrecht erhalten; da— 
ber ift die Allatur, welche vor diefem Tage an den Gatten überge- 
gangen und hierauf längſtens in ſechs Monaten intabulirt worden 
it, aus dem unbeweglihen Vermögen vor den fpäter intabulirten 
Schulden zu berichtigen. 

Ebenſo wird im Grunde des oben bezogenen Patentes das 
Borrecht, welches der protofollirten Allatur der Frau eines Handels— 
manned in Betreff des beweglichen Concursvermögens vor den Chi- 
tographar-Gläubigern zufteht, im der Art aufrecht erhalten, daß die 
jenige Allatur, welche noch vor der Wirffamfeit des allgemeinen bür- 
gerlihen Geſetzbuches nach Vorſchrift der Gefetartifel XXII SS: 85 
und 86 und XVI $. 9 protofollirt worden ift, in der dritten Claſſe 
jedoch vor den übrigen Gläubigern derſelben Claſſe zu berichtigen ift. 


Ü. Bejondere Beftimmungen für das Großfürftentfum Siebenbürgen. 


Artikel VIIL 


An den Beſtimmungen der Artikeln XV und XVI der Zuftizs 
minifterial= Verordnung vom 3. Mai 1852, No. 104 des Reichs— 
gejeßblattes, rückjichtlih der Negelung der Verhältniſſe und gegen- 
jeitigen Anſprüche ver Grundherrichaften und deren vormaligen Un— 
terthanen wird durch die gegenwärtige Concursordnung nichts geändert. 


Artifel IX. 


Das nah dem Sachſenrechte zwilchen denjenigen Gatten, welche 
vor der Wirkſamkeit des allgemeinen bürgerlichen Gejeßbuches bie 
Ehe gejchlojien haben, begründete Necht der Gütergemeinfchaft (com- 
munio bonorum) wird im Sinne des Faiferlichen Patentes vom 29. 
Mai 1853 No. 100 des Reichsgeſetzblattes $. 12, auch für den 
Tall des Goneurjed aufrecht. erhalten, daher ift die Abſonderung bes 
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dent Gatten bes Gemeinfchuldners aus ber Gütergemeinfchaft zuftehen- 
den Antheiles bei der Crida-Inventur vorzunehmen, auch fteht bem 
Gatten, wenn er durch dieſe Abfonderung in feinem echte verleßt 
zu jein glaubt, bevor, die Ausſcheidung jeined Eigenthumsantheiles 
gegen bie Coneursmaſſe geltend zu machen. | 


Artifel X. 


In foferne nach Verſchiedenheit der Lanbestheile unter dos ein 
dem Gatten zugebrachtes Heirathsgut und unter contrados eine von 
ihm der Gattin verfehriebene Widerlage begriffen ift, find berartige 
ſchon vor der Wirffamfeit des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches 
begründete Anſprüche ber Gattin im Grunde des im vorſtehenden 
Artikel bezogenen Patente und in Uebereinftimmung mit der Crida— 
norm vom Sahre 1772 im Goneurfe des Mannes in bie zweite 
Claſſe zu ſetzen. | 

Nückfichtlich der Gattinnen der Handeläleute hat es in bem 
Falle, wenn über das dem Gatten zugebrachte Heirathsgut und über 
die von ihm der Gattin verjchriebene Widerlage das in ber Falli- 
tennorm vom Sahre 1772 vorgejehriebene DBerfahren vor ber Wirf- 
famfeit des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches ftattgefunden hat, 
bei den Beftimmungen der Abjäse 7 und 8 jener Norm fein Ver— 
bleiben, nach welchen daher die erwähnten Anfprüche in bie Dritte Glaffe 
und zwar nad Verſchiedenheit der in jenen Abjägen bezeichneten Fälle 
entiweber vor oder nach ben Handelsgläubigern zu ſetzen find. 


Krauß m. p. 


Concurs Ordnung. 


Erſtes Hauptſtück. | 
I. Zwed des EoncurdsBerfahrend. 


HE % 
Das Goncurd - Verfahren hat den Zweck, das Vermögen eine3 
zahlungsunfähigen Gemeinſchuldners zur Befriedigung ber Gläubiger 
nach ber gejeglihen Rang-Ordnung zu verwenden, 
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I. Gerihtsftand und Umfang der Goncursmaffe. 


pp! 


Der Concurs ift in der Regel bei ber Perſonal-Inſtanz des Ver- 
fchuldeten und zwar wider Befiser abeliger Güter, mit welchen bie 
Ausübung der Jurisdiction bis zum Jahre 1848 verbunden war, 
bei dem Gerichtähofe erſter Inſtanz, in deſſen Sprengel diejelben 
ihren Wohnfig Haben, und wider Einwohner derjenigen Ortichaften, 
in welchen ein Gerichtähof erfter Inſtanz feinen Sig Hat, bei dieſem 
Iegteren, außerdem aber bei dem Bezirfsgerichte zu eröffnen, und 
erſtreckt fich fiet3 auf das gefammte, wo immer befindliche beweg— 
liche, dann auf das in den Kronländern, für welche Die gegenwär- 
tige Concurs⸗Ordnung Wirkjamfeit hat, gelegene unbewegliche Ver— 
mögen befjelben. Spntabulirte Forderungen gehören zu dem bemegli- 
hen Vermögen. 

Für wichtige Cridafälle kann auf Anfuchen des Schuldners 
oder der Gläubiger oder auch Antrag der Unterbehörden von dem 
Dbergerichte der Gerichtshof erfter Inſtanz, in deſſen Sprengel ber 
Berjchuldete jeinen Wohnfis Hat, zur Verhandlung des Coneurſes 
delegirt werden, 


8. 3. 

Die Eoneursverhandlung über Handelsleute, Fabrifanten und 
die ihnen gleichgeftellten Erwerbsgefellfchaften und Uetienvereine fteht, 
wenn fie ihren Sit in dem Sprengel des Handeldgerichtes Haben, 
diefem Gerichte, jonft aber dem zur Ausübung der Handelsgerichts— 
barfeit bejtimmten Gerichtähofe erſter Inſtanz zu, im deſſen Bezirke 
ſie anſäſſig find. 

$. 4. 
Die Concurs-Verhandlung über eine Gewerfihaft als folche 
ift bei demjenigen Gerichte zu pflegen, welches zur Ausübung ber 
Berggerichtsbarkeit tiber dieſelbe beſtimmt ift. 


§. 5. 

Beſitzt der Cridatar, über deſſen Vermögen in einem Kron— 
Iande, für welches die gegenwärtige Goncurs - Ordnung Feine Wirf- 
jamfeit bat, der Concurs eröffnet worden ift, in den Sronländern, 
für welche biefe Concurs-Ordnung gilt, unbewegliche Güter, fo muß 


daſelbſt über dieſe Güter ein abg:jonderter Concurs, und zwar von 
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demjenigen Gerichte eröffnet werben, welches Hierzu berufen wäre, 
wenn ber Schuldner auf dem in befien Sprengel gelegenen unbe» 
weglichen Gute feinen Wohnſitz hätte. 

Liegen die unbeweglichen Güger, über welche der Coneurs zu 
eröffnen ift, in verfchiedenen Stronländern, für: welche die gegenwär— 
tige Concurs-Ordnung Geltung hat, oder in einem berfelben, jedoch 
unter verjchiedenen Gerichten, fo gibt die Zuvorfommung den Ausichlag. 

| $. 6. 

a) Beſitzt ein Cridatar, ber deſſen Vermögen in denjenigen 
SKronländern, für welche die gegenwärtige Goncurs » Ordnung 
gilt, der Concurs eröffnet worden ift, auch im Auslande, oder 

b) ein dort in Coneurs verfallener Schuldner auch in diefen Kron- 
ländern ein Vermögen; 

jo hat man fih in Beziehung auf die Frage, ob und von wel— 
Hem Gerichte ein ſolches Vermögen in den Concurs zu ziehen fei, 
zunächſt an die dießfälligen Staatäverträge zu halten. 

In Ermanglung folder Verträge ift das im Auslande befind- 
Ihe beweglihe Vermögen im Falle a) in den inländifchen Goncurs 
zu ziehen, daher die Ausfolgung defjelben von der ausländifchen Be- 
hörde in Anfpruh zu nehmen und im Falle b) das im Inlande 
befindliche bewegliche Vermögen der ausländifchen Goneurs - Inftanz 
auf Berlangen auszufolgen. 

Die Gonenröverhandlung über das unbeweglich: Vermögen ift 
in beiden Fällen ben Gerichten des Staates, in welchem es liegt, 
vorbehalten. 

Sollte von ben Behörden eines auswärtigen Staated die anges 
ſuchte Ausfolgung des beweglichen Vermögens verweigert oder nur 
in beſchränkter Weiſe zugeftanden werden; fo ift hiervon das Juſtiz— 
minifterium ohne Verzug in Kenntniß zu fegen, welches erforderlichen 
Talles die öſterreichiſchen Gerichte anweilen wird, gegen jenen Staat 
ein gleiches Verfahren zu beobachten. 


III. Behandlung der von Ausländern auf eine inlän- 
bifhe Concursmaſſe geſtellten Anfprüce. 
0, 
Bei der Behandlung der von Ausländern auf eine inländifche 
Coneursmafſſe gejtellten Anſprüche Hat ſich der Nichter zunächſt nad 
ben hierüber beſtehenden Staatäverisigen zu benehmen. 


— 
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In Ermangelung ſolcher Verträge hat der Grundfag zu gelten, 
daß die Ausländer im Concurſe gleiche Rechte mit den Staatsbür- 
gern genießen, wenn bielen in dem Staate, welchem jene angehören, 
ebenfall3 gleiche Rechte mit den dortigen Staatsbürgern in Concurs— 
fällen gejeglich eingeräumt find; wofür die Bermuthung ftreitet. 

Hat der inländiſche Richter einen bejonderen Grund, dad Gegen» 
theil anzunehmen; jo ift der Ausländer, welcher einen Anſpruch gegen 
die Concursmaſſe in der vorgejchriebenen Zeit angemeldet bat, anzu— 
weiſen, innerhalb einer beftiimmten Friſt durch öffentliche Urfunden 
darzuthun, auf welde Art in dem Staate, welchem er angehört, die 
öfterreihifchen Staatsbürger in gleichem Falle behandelt werden, 
worna fi dann der öſterreichiſche Concursrichter auch in Betreff 
des angemeldeten Anfpruches des Ausländers zu benehmen hat. — 
In zweifelhaften Fällen ift die Weiſung des Obergerichtes einzuholen, 


IV. Behandlung der Gläubiger. 


8. 8. 
Eine Behandlung der Gläubiger (pactum praejudieiale, Beein- 
trächtigungsvertrag), wodurd fie gegen ihren Willen genöthiget wür— 
den, einen Theil der Forderungen nachzulaſſen, findet nicht ftatt. 


Zweite! Sauytfück. 
Rangordnung der auf die Concursmaſſe geitellten Anſprüche. 
I. Anſprüche der Gigentbümer. 
§. 9. 

Den Eigenthümern ſteht das Hecht zu, be Zurückſtellung ih— 
rer bei Eröffnung des Goneurfes im Befige des Gemeinjchuldners 
befindlichen Sachen, oder die Ausjcheidung der ihnen Hierauf zu 
jtehenden Gigenthbumsantheile zu verlangen. 

Insbeſondere fieht der Gattin des Gemeinjchuldners das Recht 
zu, die Ausfolgung derjenigen beweglihen Sachen anzujprechen, von 
welchen bewiejen wird, daß ſie wirklich ihre Allatur oder ‘Barafer- 
nalien und noch in Natur vorhanden find. Hierzu gehören auch bie 
beim Gemeinſchuldner vorgefundenen, von Anderen auf den Namen 
ber Gattin ausgeftellten activen Allaturfchulojcheine (88. 38 umd 
13). 


88 


II. Anfprüde der Gläubiger auf Bezablung aus be- 
ftimmten Maffagütern. 


A. Grundfap. 


$. 10, 


Diejenigen Gläubiger, deren Forderungen entweber Fraft dieſes 
Geſetzes oder zufolge des Pfandrechtes aus beftimmten Maffegütern 
zu bezahlen find, haben ihre Befriedigung aus dieſen Gütern ohne 
Nüdjicht auf die übrigen Goncurägläubiger zu erhalten; nur was 
nach ihrer Befriedigung von bdiefen Gütern übrig bleibt, fällt ber 
allgemeinen für alle perfönlichen Gläubiger beftimmten Concurs— 
mafje zur. 


B. Befondere Beftimmungen in Betreff der unbeweglichen Güter. 


$. 11. 


Aus dem Derfaufspreife eines zur Concursmaſſe gehörigen un- 
beweglichen Gutes, wozu auch das während des Coneurſes erzielte 
Erträgniß deſſelben und die durch die Anlegung der biegfälligen 
Gelder bezogenen Zinfen gehören, find folgende Forderungen, und 
zwar in nachſtehender Ordnung (Priorität) zu bezahlen: 

1. die nad Ausbruch des Goncurfes entjtandenen Auslagen 
ber Erhaltung und Verwaltung, fowie der Schätung und Veräuße— 
tung des unbeweglichen Gutes; 

2. der für Ein Jahr vor eröffnetem Coneurſe rückſtändige Lohn 
für die zur unmittelbaren Bewirthichaftung des Gutes geleifteten 
Dienfte, jowie der für eben dieſe Zeit rüdftändige Lohn derjenigen 
Hausgenoſſen, welche ausjchlieglih auf dem Gute Dienſte geleiftet 
haben; 

3. die laufenden und für drei Jahr vor Eröffnung des Con— 
eurjes rücftändigen, von dem Gute zu entrichtenden Tanbesfürftlichen 
Steuerbeträge ($. 108); 

4. der Rüdftand an herrſchaftlichen Gaben für das Taufende 
Jahr, in foweit biefelben an bie vormalige Grundherrichaft nach 
ben beſtehenden Gefegen noch zu leiften find; 

5. die dem Mafjevertreter in Anfehung derjenigen intabulirten 
Vorderungen, melde aus dem Verkaufspreiſe des Gutes ganz oder 
theilmeife zur Zahlung gelangen, zuerfannten Liquidirungsfoften ; 

6, die intabulirten (vorgemerften, Hypothefar-) Forderungen, 
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welche unter ſich nach der durch die Intabulation gefeglich erworbe— 
nen Priorität zu berichtigen find; nach biefen endlich 

7. bie landesfürſtlichen Steuerbeträge, welche für eine längere, 
als für die oben unter 3. beftimmte Zeit rüdjtändig find. 


5.12, 


Die jeit der Eröffnung des Concurſes laufenden geſetzmäßigen 
Zinjen eined intabulirten Gapitale® haben mit dieſem bie gleiche 
Priorität. 

Die vor Eröffnung des Concurſes rückſtändigen Zinfen derje— 
nigen Gapitalien, weiche vor dem Tage der Wirffamfeit der gegen- 
wärtigen Concurs-Ordnung intabulirt wurden, genießen die gleiche 
Priorität mit dem Gapitale in dem Maße, in welchem ihnen biejelbe 
nach den bis zu biefem Tage beftandenen Gejegen gebührt. 

Dagegen kommt den Zinfen derjenigen Gapitalien, welche jeit 
dem obenbezeichneten Tage zur Intabulation gelangt find, die gleiche 
Priorität für einen breijährigen Rüdftand zu erftatten. 

8. 13. 

Die Beitimmungen des vorftehenden Paragraphes find aud 
auf intabulirte jährliche Renten anzuwenden. 

Was in biefer Gonceurd- Ordnung über jährlide Renten be- 


ftimmt ift, hat au für andere von Zeit zu Zeit wiederfehrende 
Zahlungen zu gelten. 


©. Befondere Beftimmungen rüdfichtli der mit einem Pfandrechte 
behafteten beweglichen Saden. 


$. 14. 


Aus dem DVerkfaufspreife eines verpfändeten beweglichen Mafje- 
gutes dürfen vor Befriedigung des Vfandgläubiger3 nur die im $. 
44 unter 4. und 5. beftimmten Auslagen abgezogen werben. 

Das für dad Gapital erworbene Pfandrecht kommt auch den 
feit Eröffnung bes Goncurjes laufenden Zinjen zu. 

Den vor Eröffnung des Goneurfes rückſtändigen Zinſen derje— 
nigen Gapitalien, für welche das Pfandreht vor dem Tage der Wirf- 
famfeit der gegenwärtigen Goneurd-Ordnung erworben wurde, kommt 
das gleiche Recht mit dem Capitale in dem Maße zu, in welchem 
ihnen dasſelbe nach den bis zu biefem Tage bejtandenen Gejegen 
gebührt. 
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Dagegen kommt den Zinfen folder Gapitalien, für welche das 
Pfandrecht erſt feit dem oben bezeichneten Tage erworben wurde, 
das gleihe Recht nur für einen dreijährigen Rückſtand zu ftatten 


8. 15. 

In wieferne Zölle, Verbrauchs- und andere öffentliche Abga— 
ben auf den Waaren oder Erzeugniſſen, wovon ſie zu entrichten 
find, und Vermögensſtrafen auf den Gegenſtänden und Hilfsmitteln 
einer Gefällsübertretung haften und daran ein Vorrecht felbft vor 
den Pfandgläubigern genießen, beftinnmen befondere Vorſchriften. 


$. 16. 
Melden Gläubigern ein gejegliches Pfandrecht auf Seeſchiffe 
und ein Vorrecht auf die Srachtgelder zufommt, ift in ben Gee- 
gelegen enthalten. 


D. Bejondere Beftimmungen über das der Berggerichtäbarfeit unter- 
worfene Vermögen. 


$. 17. 


Aus dem DBerkaufspreife und Erträgniffe ($. 11) eines Berg- 
oder Hüttenmwerfes oder eines anderen der Berggerichtäbarfeit unter- 
worfenen Vermögens find in nachftehender Orbnung zu bezahlen: 

4. die im $. 11 unter 1. bezeichneten Auslagen ; 

2. der Staatsſchatz mit feinen Forderungen an Urbar- und an- 
deren von dem Werfe zu entrichtenden Abgaben, ſoferne dieſelben 
nicht länger al3 für brei Jahre vor Ausbruch des Conecurſes rüd- 
ftändig find; 

3. die Arbeiter der Berg-, Hütten- und anderer Werfe und ber 
Bergfabrifen mit ihrem Arbeitslohne, ſoferne dieſer nicht länger als 
für Ein Jahr vor Eröffnung des Concurſes rüdftändig ift; 

4. die Korderungen der Knappſchafts- oder Bruderladen hin— 
fihtlih der an dem Arbeitälohne abgezogenen, in ber Gafje aber 
abgängigen Beiträge; / 

5. die Erb⸗ oder Revier - Stollengebühren oder andere Bei- 
träge zu den Revier-Anſtalten, die Wafjer-, Schadht-, Geftängftenern 
und andere jährlihe Leiftungen für eingeräumte Bergbau - Dienit- 
barfeiten, joferne dieſe Forderungen höchftens für Ein Jahr vor 
Eröffnung des Coneurſes rüdftändig find; 
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6. die Liquidirungskoſten des Mafjevertreterd mit ber im$. 11 
unter 5 enthaltenen Beſchränkung; | 

7. die intabulirten Gläubiger nach den Beſtimmungen bed $. 
11 unter 6, und der $$ 12 und 13; nad) dieſen endlich 

8. die oben unter 2. Beftimmten Staatsabgaben, melde für 
eine Jängere Zeit, als für drei Jahre rüdftändig find. 


IM. Anuſprüche der perfönliden Gläubiger auf Be 
zahlung aus der allgemeinen Coneursmaſſe. 


Claſſificirung berfelben. 
$. 18. 


Das gefammte Goneurävermögen, welches nad Berichtigung 
ber in den obigen Paragraphen behandelten Anſprüche übrig bleibt, 
bildet die allgemeine Concursmaſſe, welche zur Befriedigung aller per- 
jünlihen Gläubiger, in foweit viefe nicht fehon aus dem in ben 88. 
11 bis 17 bezeichneten Concursvermögen zur Bezahlung gelangen, in 
folgender Ordnung zu verwenden ift: 


$. 19. 


Por allen Gläubigern find die Forderungen derjenigen, welche 
nach eröffnetem Goncurje für die Mafje etwas verwendet oder für 
diejelbe gearbeitet haben, jo wie die durch die Verwaltung und Ver— 
tretung derſelben entftandenen Koften zu berichtigen. 


$. 20. 

In die erſte Claſſe gehören: 

1. wenn der Gemeinſchuldner vor erbffnetem Goneurje geſtorben 
it, die Koften für deſſen Begräbnig nad Maßgabe des $. 549 
des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches; ift der Todesfall nad 
Eröffnung des Concurſes eingetreten: die mit ber Beerdigung uns» 
vermeidlich verbundenen Auslagen ; | 

2. der für Ein Jahr vor Eröffnung ded Goneurfes rüdftän- 
dDige Dienftlohn der Hausgenoſſen, Handlungsdiener und Fabriksar— 
beiter, wenn fie auch Kinder des Cridatars wären, oder defien Dienfte 
auch ſchon vor Ausbruch des Goncurjes verlajfen hätten; 

3. die Aerzte, Wundärzte, Hebammen, Kranfenwärter und Apo— 
thefer, in joferne die Rorderungen für ihre Bemühungen und für 
gelieferte Heilmittel fih auf Krankheiten des Verſchuldeten, oder jol- 

22 


42 


cher Bamilienglieder, zu deren Unterhalte er verpflichtet war, beziehen 
und nicht über Ein Jahr vor Eröffnung des Goncurfes, oder wenn 
ber Gemeinjchulbner früher geftorben wäre, von dem Tage feines To— 
des zurückgerechnet, ausſtändig find; 

4. die landesfürſtlichen Steuern, die durch Uebereinkommen mit 
dem Steuerpflichtigen feſtgeſetzten Abfindungsbeträge; die Zölle, die 
Verbrauchs» und andere Staatsabgaben; ſoferne dieſe Forderungen 
nicht über drei Jahre vor Eröffnung des Coneurſes rückſtändig ſind, 
und nicht ſchon aus den dafür verhaftetem Gute zur Zahlung ge— 
langen. | 

Neicht die Maſſe zur vollftändigen Befriedigung der Gläubiger 
diefer Claſſe nicht zu, jo find zuerit die unter 1., 2. und 3. ange» 
führten Gläubiger, und zwar unter fih nad dem Berhältniffe ber 
einzelnen Beträge zu befriedigen; dev allenfällige Reſt ift zur Be— 
richtigung der unter A. bezeichneten Abgaben zu verwenden. 


5.21: 


In die zweite Glaffe gehören und find im Falle der Unzu— 
länglichfeit der Maſſe verhältnigmäßig zu berichtigen: 

1. Die Erſätze, welche dem Vater, Wormunde oder Gurator 
aus dem Grunde der pflichtwidrigen Verwaltung ded Vermögens bed 
Minderjährigen oder Guranden zur Laft fallen, und 

2. die Forderungen, welche der Fiscus gegen einen landesfürft- 
lichen Beamten oder Diener aus dem Dienftverhältniffe anzufprechen hat. 


E23, 


In die dritte Claſſe find fämmtliche Feiner anderen Glafie 
ausdrücklich zugewiejenen Gläubiger zu jegen und im Falle der Un- 
zulängliähfeit der Maſſe verhältnigmäßig zu befriedigen. 


$. 23. 

In den bisher angeführten Glaffen genießen die für drei Jahre 
vor Eröffnung des Goneurfes rückſtändigen und bie während befjel- 
ben bi3 zur Vermögensvertheilung laufenden Zinfen die gleiche Rang- 
ordnung mit derjenigen Forderung, von welcher jie zu entrichten 
find. Im gleichem Maße find auch die Nüdftände von jährlichen 
Renten in derjenigen Nangordnung zu berichtigen, in welcher bie 
laufende Rente, jo wie das zu ihrer ferneren Bedeckung erforder- 
lihe Gapital fteht. 
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$. 24. 
In der vierten Claſſe find Diejenigen rücdftändigen Zinfen 
und Renten, welchen nicht die gleiche Rangordnung mit dem Gapi- 


tale oder der laufenden Rente zufommt, und zwar im alle ber 
Unzulänglichfeit der Maſſe verhältnißmäßig zu berichtigen. 


$. 25. 
In die Fünfte Claſſe gehören: 
1. die Forderungen aus nicht intabulirten Schenfungen, und 
nach dieſen 
2. die wegen Uebertretungen jeder Art verhängten Geloftrafen, 
in foferne fie mit keinem Pfandrechte bedeckt find. 


Daun ER H.g, 
Eröffnung des Concurſes. 


J. Fälle der Concurs-Eröffnung. 


$. 26. 


Der Concurs iſt jogleich zu eröffnen: 

1. wenn Jemand wegen Unvermögens jeine Schulden zu be- 
zahlen, die Eröffnung des Coneurſes jelbit begehrt; 

2. wenn nach dem Tode des Schuloners der Erbe oder der Ver- 
lafienfchaft3 - Gurator die Eröffnung des Goncurfes verlangt, wozu 
beide unter eigener Verantwortung verbunden find, ſobald ihnen eine 
überwiegende Schuldenlaft der Mare befannt geworden ift. 

Wenn aus gerichtlichen Verhandlungen wahricheinlih wird, daß 
die Schulden das Verlaſſenſchaftsvermögen überjteigen, jo Hat ber 
Richter den Erben oder Derlajjenichafts - Gurator son Amtswegen 
zu vernehmen, ihn zur Worlegung des Aktiv- und Paſſioſtandes 
anzumweifen und in foferne daraus die Unzulänglichfeit der Mafle er- 
bellet und feine Ausfiht auf das Zuftandefommen einer gütlichen 
Ausgleichung vorhanden ift, den Goncurs zu verhängen ($. 40). 


$. 27. 


3 . Wenn von einem oder mehreren Gläubigern eines Gemein- 

ſchuldners die Eröffnung des Goncurjes begehrt wird, und dieſes 

Begehren nicht offenbar ungegründet ift; jo ift zur Unterfuchung der 
227 
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Sade eine Tagſatzung auf Furze Frift anzuordnen und dem Schuld- 
ner aufzutragen, entweder die andringenden Gläubiger ficherzuftellen 
oder ein Verzeichniß feines Vermögens- oder Schuldenftandes vorzu— 
legen und die Möglichkeit der Befriedigung ſämmtlicher Gläubiger 
darzuthun. 

Iſt der Schuldner zur Tagſatzung nicht erjchienen, oder hat er 
nicht ausgewieſen, daß er entweder diejenigen Gläubiger, welche bie 
Eröffnung des Concurſes verlangt haben, für deren unbeftrittene oder 
doch glaubwürdig befcheinigte Forderungen fichergeftellt habe, oder 
feine ſämmtlichen Gläubiger zu befriedigen im Stande fei; fo ift ber 
Concurs fogleih und ohne alle Rückſicht auf einen etwa geyen bie 
Taglagungsanordnung ergriffenen Recurs zu eröffnen. 


$. 28. 

4. Der Richter Hat endlich auch den Concurs zu eröffnen, 
wenn Jemand von befannt zerrütteten Wermögensumftänden flüchtig 
wird oder ſich verborgen hält, und man hiervon feine andere Urſache 
als fein Zahlungsunvermögen vermuthen Fann. 


U. Berfügungen des Gerichtes bei Eröffnung des 
Coneurſes. 


A. Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 29. 
Die vom Gerichte bejchlofiene Eröffnung des Goncurjes joll 
durch ein Edikt befannt gemacht, zugleich alles zur Concurs-Maſſe 
gehörige Vermögen in die enge Sperre genommen, wegen Errichtung 
eined Inventars dad Nöthige verfügt, ein Mafjevertreter von dem 
Richter beitellt und zur Wahl des Wermögens-Verwalterd und bed 
Ausſchuſſes der Gläubiger die Einleitung getroffen werden, 


B. Inhalt und Kundmachung des Goncurs-Edictes. 


$. 30. 


Das Ediet Hat zu enthalten: 1. den Namen des Gerichtes; 2. 
den Zur und Vornamen, Stand und Wohnort des Gemeinjchuld- 
ners, jowie des Maffevertreter3 und deſſen Subftituten; 3. die Auf» 
forderung, daß alle Berfonen, welchen was immer für Anſprüche auf 
das in den Concurs verfallene Vermögen zuftehen, biefelben längſtens 
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bis an. einem beftiimmten Tage anzumelden haben, widrigens fie un— 
geachtet des ihnen etwa gebührenden Eigenthums-, Prioritäts- oder 
Pfandrechtes von der Concursverhandlung ausgefchloffen und aller 
Anſprüche auf die Coneursmaſſe verluftig fein würden, und 4. bie 
Beſtimmung einer ſtets auf kurze Zeit nach dem Anmeldungstermine 
feſtzuſetzenden Tagſatzung, bei welcher der einfhweilige Vermögens— 

Perwalter zu beftätigen oder ein anderer Verwalter, ſowie der, Gläu- 
biger-Ausſchuß zu wählen fein wird; zugleich ift auf die im dem 
8. 44 ausgedrückten Folgen des Ausbleibens aufmerffam zu machen. 


$. 31. 


Die Anmeldungsfrift ift in dem Ediete nach der muthmaplichen 
Zahl und Entfernung der Gläubiger wenigſtens auf dreißig Tage 
und längftens auf ſechs Monate, und zwar in der Art zu beftim- 
men, daß der letzte Kalenvertag derjelben ausgedrückt und dieſer mit 
Rückſicht auf die Zeit, zu welcher das Ediet das erflemal in ver 
Landeszeitung erfcheinen wird, zu berechnen. 


6. 32. 


Das Coneurs-Ediet ift an demfelben Tage, an welchem das 
Gericht die Eröffnung des Goncurfes beſchloſſen Hat, ohme Verzug 
audzufertigen und am Gerichtshauje anzujchlagen, mobei Die Ber 
ftimmungen des $. 219 des Faijerlichen Patentes vom 3. Mai 1853, 
Ro. 81 des Reichsgeſetzblattes, genau zu beobachten find. 

Zerner ift die dreimalige Einſchaltung des Goncurd » Edieted in 
den zu gerichtlichen Kundmachungen beftimmten Zeitungsblättern des 
Kronlandes mit thunlichfter Befchlennigung zu veranlaffen. 

Die Eröffnung des Goncurfes ift auch in anderen Kronlän- 
bern und felbft im Auslande durch die Zeitungsblätter befannt zu 
machen, wenn zu vermuthen ift, daß fich daſelbſt Gläubiger aufhal- 
ten oder ein Vermögen des Verſchuldeten befindet. 


8. 33. 

Wenn zur Concursmaſſe unbewegliche Güter oder Korberungen, 
welche in Grund- und Intabulationsbüchern eingetragen find, gehö— 
ren, fo hat das Goncurögericht ungefäumt die Verfügung zu treffen, 
daß in diefen Büchern am geeigneten Orte der Tag bes eröffneten 
Goneurfed angemerkt werde; es kann jedoch aus der Unterlafjung 
dieſer Anmerfung fein Mecht abgeleitet werben. 


46 


C. Abforderung des Vermögens- und Schuldenverzeichniffes, 


8. 34. 

Hat der Gemeinſchuldner vor Gröffmung des Conecurſes noch 
fein genaues Vermögens- und Schuldenverzeichniß überreicht, fo ift 
er von dem Richter dazu anzuhalten. Dieſes Berzeichnig muß von 
dem Gemeinſchuldner nicht nur eigenhändig unterfchrieben fein, ſon— 
bern es ift nach Ueberreichung diefes Werzeichnijfes unter Vorladung 
der befannten im Gerichtsorte wohnhaften Gläubiger eine Tagſatzung 
anzuordnen, bei welcher er eidlich zu beftätigen hat, daß er in dem 
angegebenen Aetioftande nichts verjchiwiegen und im Paſſivſtande 
nichts erdichtet Habe (Strafgefeß, $. 199, lit. f.). 


D. Errichtung des Inventars. 


$. 35. 


Das Inventar ſoll mit aller Berchleunigung, und ohne rüd- 
jichtlih der unbeweglichen Güter den Erfolg einer gerichtlichen 
Schägung abzumarten, an das Gericht überreicht werden. Unbe— 
wegliche Güter werden, wenn fie in den vor Eröffnung des Gon- 
eurjes verfloffenen prei Jahren in Gemäßheit der Vorſchriften ver 
Civilproceß-Ordnung oder der Inſtruetion über das Verfahren außer 
Streitfachen geſchätzt worden find, nach diefer Schäßung angejeßt; 
wenn feine ſolche Schätzung vorhanden ift, ohne Werthanfchlag in 
das Inventar eingetragen und fogleich nach Weberreichung bdefjelben 
geſchätzt. Sollten der Mafjevertreter oder Vermögens-Verwalter aus 
wichtigen Gründen auf neuerliche Schätung eines in den legten drei 
Jahren bereits gefchätten Gutes antragen, fo hat die Concurs-In— 
ftanz über dieſes Geſuch nöthigen Falles nach Vernehmung einiger 
Hypothekar-Gläubiger zu entjcheiden, | 


$. 36. 

Bei Errihtung des Inventard und Aufnahme der Schäung 
müſſen außer den erforderlichen Kunftverftändigen, ber Schuloner 
ſelbſt, wenn er ſich im Gerichtöorte befindet und der Vermögens— 
Verwalter, oder wenn noch feiner ernannt wäre, der Mafjevertreter 
oder deſſen Subftitut zugegen fein. Auch find zwei der beveutend- 
ften im Gerichtsorte anmefenden Gläubiger, und wenn fie nicht er- 
jcheinen, zwei Hausgenofjen oder Nachbarn ai? Zeugen beizuziehen. 


De. Zu 
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K. 32; 

Iſt der Gemeinfhuloner im Sinne der bis zum Gintritte der 
Wirkſamkeit des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches beftandenen 
Gejegen noch ungetheilt; jo können nur jene Güter inventirt wer— 
den, die ausjchlieglich fein Gigenthum find; es müffen jedoch feine 
ungetheilten Nechte im Inventare erfichtlich gemacht und die Ver— 
fügungen wegen der Ausſcheidung des ihm gebührenden Antheiles 
unverweilt getroffen werden. 


$. 38. 

Gegenftände, von denen e8 zweifelhaft ift, ob fie in die Maſſe 
gehören, find in das Inventar aufzunehmen und die von dem Ab- 
georbneten der Behörde mo eim folcher beizuziehen war, oder von 
dritten Perjonen darauf gemachten Anſprüche anzumerken. 


$. 39. 


Gläubiger, welche bewegliches Vermögen des Gemeinfchuldners 
mit einem Pfand- oder Retentionsrechte in Händen haben, find zwar 
verpflichtet, dafjelbe zur Verzeichnung und Schägung vorzumeifen und 
zur Vornahme der gerichtlichen Verſteigerung auszuliefern; fie Fön- 
nen jedoch nicht angehalten werden, den Beſitz deſſelben vorher 
aufzugeben. 


$. 40. 


Iſt dem Berjchuldeten feit der Wirkſamkeit des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches jedoch noch vor Eröffnung des Goneurfes 
eine Erbſchaft angefallen, deren Einantwortung bis zu dem Tage 
des angeichlagenen Edictes noch nicht erfolgt war, jo joll der Rich— 
ter das Vermögen des Erben von dem Vermögen des Erblaſſers 
von Amtswegen abjondern, über die Verlaſſenſchaft ein beſonderes 
Inventar errichten und zur Abhandlung einen eigenen Gurator bes 
ftellen, oder im Falle des $. 26 einen beſonderen Concurs über 
dad Vermögen des Erblajjers eröffnen. In das Inventar über bie 
Coneursmaſſe des Erben ift nur derjenige Betrag des Verlaſſenſchafts— 
vermögend zu ziehen, der davon nah Abzug der Schulden, Ver— 
mächtniffe und Gebühren übrig bleibt. Iſt das Gericht, welches 
den Concurs eröffnet, nicht zugleich Abhandlungs-Inftang des Erb- 
laſſers, jo haben beide Gerichte über die angemefjenen Vorfehrungen 
mit einander Rückſprache zu nehmen. Dieſe Vorſchriften gelten 
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auch für die dem Verſchuldeten erft während des Coneurſes ange- 
fallenen Erbſchaften und einzelnen Erbtheile ($. 61). 


$. 41. 


In Anfehung des außer dem Gerichtsbezirke, in eben bemjelben 
oder in einem anderen Kronlande befindlichen beweglichen Vermö— 
gend hat fih der Nichter wegen Anlegung ber Sperre und Gr- 
richtung des Inventars an das Gericht des Ortes, wo fich bafjelbe 
befindet, oder an das befondere Concursgericht ($$. 52 und 56); 
in Anfehung der in dem nämlichen Kronlande liegenden aber feiner 
Gerichtsbarkeit nicht untermorfenen unbeweglichen Güter an bie Real— 
Inftanz zu wenden. Dieſe Gerichte haben fogleih die enge Sperre 
vorzunehmen, das Inventar zu verfaffen und das letztere der Gon- 
curs = Inftang zu überjenden. 

Wie insbefondere bei der engen Sperre (Berfiegelung der Mafle) 
vorzugehen ift, beftimmen die $$. 44 u. f. ber Snftruetion über 
das gerichtliche Verfahren außer Streitſachen. 


E. Beftellung und Ueberwachung des Maſſevertreters. 


§. AR. 


Der Richter hat einen Advocaten oder in deſſen Grmangelung 
einen anderen vechtäverftändigen und reblihen Mann zum Mafje- 
vertreter zu beftellen und zugleich einen Subftituten desſelben zu ernennen. 

Der Maflevertreter ift von dem Richter genau zu überwacheu 
und zur grümdlichen und zwedmäßigen Behandlung ber Geſchäfte 
und jchleunigen Beendigung des Coneurſes anzuhalten. 

Sollte der Vertreter durch Unthätigfeit oder Eigennutz, unnützes 
Procepführen, Verhinderung billiger Ausgleihung oder auf andere 
Meife feine Amtspflichten verlegen oder der Maſſe auch nur durch 
Berjehen Schaden zufügen; jo ift er ohne Nachſicht jogleih zu ent- 
laffen und der an jeine Stelle ernannte Maffevertreter den Gläu- 
bigern durch Ediet befannt zu machen. 

Auch einzelne Gläubiger find befugt, gegen das pflichtwidrige 
Benehmen des Mafjevertreters Bejchwerde zu führen ($$ 79—84). 


F. Beſtellung des Mafjeverwalterd und Gläubiger-Ausſchuſſes. 


$. 43. 
Der einflweilige Bermögend-BVerwalter und Gläubiger Ausihuß 
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find son den befannten im Gerichtsorte anweſenden Gläubigern zu 
wählen. Der Maffevertreter Hat zu dieſem Ende ſogleich nach Em— 
pfang ſeines Decreted um Vorladung derſelben zu bitten. Auf die— 
ſes Geſuch iſt auf kurze Friſt eine Tagſatzung mit dem Beiſatze an— 
zuordnen, daß auf die Gläubiger, welche dabei erſchienen 14% 
feine Nütdkficht genommen erden wird, 

$. 44. 

Bei diefer Wahl des Vermögens - -Verwalterd und Slänbiger- 
Ausichuffes entfcheidet die Mehrheit der Stimmen der erjchienenen 
Gläubiger, die nach dem Betrage ihrer Forderungen zu berechnen if. 

Sind die Stimmen gleich getheilt, jo hat der Richter den einen 
oder den anderen Antrag zu genehmigen. 

Sollten die Gläubiger ſich über die Wahl des Vermögensver— 
malters und des Ausſchuſſes nicht bejiimmt erflären, oder. wäre fei- 
ner von ihnen bei der hierzu angeordneten Tagſatzung erfchienen, fo 
hat der Richter auf ihre Gefahr den einftweiligen Vermögensverwal- 
ter und Gläubiger-Ausihuß zu beitellen. 

$. 45. 

Die Beitellung bes einftmetligen Bermögens-Vertvalters durch 
den Richter findet auch in dem Falle, als die Umſtände nicht erlau— 
ben, dieſelbe bis zur vorläufigen Zuſammenberufung der bekannten 
Gläubiger zu verjchieben, jedoch nur für diefe Zwifchenzeit ftatt. 


$. 46. 

Bei der im Edicte zur Beftätigung oder Wahl des Majfever- 
walter8 und Gläubiger - Ausichuffes beftimmten Tagfagung ($. 30) 
haben fämmtliche Gläubiger, von welchen Forderungen an die Con- 
eursmaſſe angemeldet worden find, entiveder den einfiiweiligen Ver— 
walter und Ausſchuß zu beftätigen oder eine andere Mahl vorzu⸗ 
nehmen, und zugleich die Grundſätze, nach welchen bei der Maſſe⸗ 
verwaltung vorzugehen ſein wird, ſowie die Befugniſſe, welche dem 
Verwalter und Gläubiger-Ausſchuſſe zukommen follen, zu beftim— 
men ($. 116). 

Uebrigens ift bei diefer Tagſatzung, zu welcher auch der Maffe- 
verfreter zu erſcheinen hat, nach $. 44 vorzugehen. 


$. 47. 
Die DBermögensverwaltung kann auch einem Gläubiger oder 
23 
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nah Beichaffenheit der Maffe dem Maflevertreter felbit anvertraut 
oder unter mehrere Perſonen getheilt werben, 


$. 48. 


Jedem intabulirten Gläubiger fteht frei, darauf anzutragen, daß 
für dasjenige unbewegliche Vermögen, worauf ihm Hypothefar- ober 
Prioritätsrechte zuftehen, ein eigener DBerwalter von ben intabulir- 
ten Gläubigern mit Ausſchluß der übrigen gewählt werde. In die— 
fem alle haben an der Wahl, wenn fie vor Ablauf des Edictal— 
termine vor fich geht, bie bis dahin befannten im Gericht8orte 
wohnenden Gläubiger, und wenn fie jpäter erfolgt, biejenigen von 
ihnen Theil zu nehmen, welche Anfprüche auf das unbewegliche Ver— 
mögen angemeldet und im Falle fie nicht im Gerichtäorte ober in 
deſſen Nähe ihren Wohnfit Haben, einen bajelbft wohnhaften Be— 
vollmächtigten angezeigt haben ($. 78). 

Bei der Wahl entjcheidet nach $. 44 bie Mehrheit der Stimmen- 


$. 49. 


Ein Fremder darf nur unter der Bedingung zum DBermögend- 
verwalter erwählt werben, baß er bis zur Beendigung bed Con— 
curjes in dem Kronlande, wo ſich die Coneurs-Inſtanz befindet, ſei— 
nen Aufenthalt nehme. 


$. 50. 


Jeder Vermögendverwalter ift fogleich auf getreue und gewiſſen— 
hafte Erfüllung feiner Pflichten bei Gericht zu beeidigen. 


$. 51. 


Zu Mitgliedern des Ausſchuſſes find drei und zu Erſatzmän— 
nern berfelben ebenfall8 drei im Gerichtäorte oder in bejjen Nähe 
wohnende Gläubiger zu wählen. Bon ben Mitgliedern des Aus— 
fchuffes ift eines zur Empfangnahme der Zuftellungen für den Aus— 
ſchuß zu benennen. Auswärtige Gläubiger können zu Mitgliedern 
des Ausſchuſſes nur gegen dem, dab fie Bevollmächtigte im Gerichts— 
orte beftellen, gewählt werben. 

Ohne erhebliche Gründe kann fish Fein zum Ausſchuſſe gewähl- 
ter Gläubiger der Uebernahme dieſes Auftrages entziehen. 
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G. — rückſichtlich der in einem anderen Kronlande Tie- 
genden Güter. 


$. 52. 


Beſitzt der Schuldner, über deſſen Vermögen in einem berjeni- 
gen Kronländer, für welche diefe Coneurs-Ordnung gilt, der Con— 
curs eröffnet worden ift ($. 2), in einem anderen biejer Kronländer 
ein unbewegliches Vermögen, fo muß auch daſelbſt die Eröffnung des 
Concurſes befannt gemacht, ein eigener Maſſevertreter beftellt und 
rückſichtlich des geſammten in diefem Kronlande befindlichen Vermö— 
gens des Verſchuldeten die Sperre und Inventur ($. 41) vorgenom= 
men und für die Verwaltung deſſelben Vorſorge getroffen werben. 

. Diefe Amtshandlungen werden einem bejonderen Concursge— 
richte de3 anderen Kronlandes, in welchem die unbeweglichen Güter 
liegen, zugewiefen. 

Als beſonderes Concursgericht Hat dasjenige Gericht dieſes 
Kronlandes einzufchreiten, welches wegen ber daſelbſt vorzuncehmen- 
ven Bekanntmachung des eröffneten Goncurje von ber allgemeinen 
Coneurs⸗Inſtanz erfucht wird. 

Die allgemeine Concurs-Inſtanz Hat ſich aber diesfalls unter 
Beilegung einer Abſchrift des Concurs-Edietes, worauf der Tag ber 
erfolgten Anſchlagung anzumerken ift, unverzüglich an dasjenige Ge— 
richt zu wenden, welchem die Eröffnung des Concurſes über ben 
Verſchuldeten zuftehen würde, wenn derſelbe auf dem in dieſem 
Kronlande liegenden Gute und falls er daſelbſt mehrere unbewegliche 
Güter beſitzt, auf dem Hauptgute ſeinen Wohnſitz hätte. 


$. 53. 

Das beſondere Goncurägericht hat ohne Verzug ein eigenes Ediet 
zu erlafien umd darin den Inhalt des ihm mitgetheilten Concurs— 
Edietes wörtlich anzuführen, den von ihm für dieſes Kronland be- 
ftellten Mafjevertreter namhaft zu machen und zu erflären, daß a) 
denjenigen Perſonen, weichen Eigenthumsrechte auf die daſelbſt gele- 
genen beweglichen oder unbeweglichen Güter gebühren; fowie b) ven 
jenigen Gläubigern, welche zunächft aus dieſen Gütern ihre Befriedi- 
gung nah Vorſchrift der HS. 10—16 zu erhalten haben; oder ce) 
deren Forderungen an die Concursmaſſe zufolge der 99. 19 und 20 
unter die Vorzugspoften oder in die erſte Glaffe gehören, wenn fie 
in dieſem Kronlande entftanden find, — freiftehe, ihre biesfälligen 
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Anſprüche entweder bei dem bejondern Goncurägerichte ober bei ber 
allgemeinen Concurs-Inſtanz innerhalb ber Gdictalfrift anzumelden. 

Dieſes Ediet iſt unverzüglich am Gerichtshaufe anzufchlagen ; 
auch iſt die dreimalige Einſchaltung dejjelben in die zu nerichtlichen 
Kundmachungen Beftimmten Zeitungsblätter des Kronlandes zu ver- 
anlaſſen. 


8. 54. 

Iſt der allgemeinen Coneurs-Inſtanz zur Zeit der Eröffnung 
des Goncurjes bereits befannt, daß der Gemeinfchuldner in dem an— 
deren Kronlande ein unbewegliched Vermögen beſitzt; jo hat dieſelbe 
mit Rückſicht auf Die zur Bekanntmachung des Edictes in jenem 
Kronlande erforderlibe Zeit einen längeren oder nöthigenfalls den 
in dem $. 31 bezeichneten längſten Iinmeldungstermin zu beftimmen. 

Kommt das in dem anderen Kronlande befindliche unbewegliche 
Vermögen erſt fpäter zum Vorſcheine; jo hat es bei der allgemei- 
nen Anmeldungsfriſt zu verbleiben, wenn von derjelben vom Tage 
der Einſchaltung des Edictes in den Zeitungsblättern jened Kron— 
landes gerechnet, mindeſtens der Termin von dreißig Tagen erübrigt. 
Wäre diejes nicht der Fall; jo hat das befondere Goncursgericht in 
dem eigenen Ediet für die Anmeldung der in dem $. 53 bezeich⸗ 
neten Anſprüche einen neuen Termin von dreißig Tagen in der im 
$. 31 vorgeſchriebenen Art zu beſtimmen und hiervon die allgemeine 
Concurs⸗Inſtanz unverzüglih in Kenntnig zu feßen. 


6: 58, 

Das bejondere Concursgericht bat für das im Kronlande be— 
findlihe Vermögen des Verſchuldeten einen Verwalter nad der 
Wahl der befannten und im Gerichtsorte wohnhaften intabulirten 

Gläubiger und falls Feine Wahl ftattfindet, von Amtöwegen zu be 
jtellen. Nach verftrichenem Anmeldiumgstermine ift auf Verlangen 
eined intabulirten Gläubigers nach Vorſchrift des $. 48 die Wahl 
eined anderen Maffeverwalters vorzunehmen. 

$. 56. 

Diefer Verwalter, bat auch das im Keonlande befindliche be— 
wegliche Vermögen, bes Gemeinjchuldners jo Lange zu verwalten, bis 
hierüber weitere Verfügungen von der allgemeinen Concurs-Inſtanz 
getroffen, werben. 

Zu dieſem Ende iſt derſelben das diesfällige Inventar, bei, deſ— 
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fen Errichtung nach den Vorſchriften der 99. 35-39 vorzugehen 
ift, mit thunlichter Befchleunigung zu überjenden. 

" Sn Betreff des im Kronlande befindlichen unbeweglichen Ver— 
mögeng find die Beftimmungen ver $$. 33, 35 und 36 anzuwenden. 


H. Beſtimmungen in Beziehung auf das der Berggerichtsbarkeit 
unterimorfene Vermögen. 


$. 57. 

Wenn zur Concursmaſſe ein der Berggerichtäbarfeit unterwor— 
fened Vermögen gehört, jo hat in dem Kalle, dag der allgemeinen 
Concurs⸗Inſtanz zugleich die Beragerichtäbarfeit über dieſes Vermögen 
zufteht, auch in Betreff deſſelben die Gonenrs - Verhandlung bei ber 
allgemeinen Concurs-Inſtanz zu erfolgen. 

$. 58. 

Steht dem befonderen Goneursgerichte des anderen Kronland 
e8 ($. 52) zugleich die Gerichtsbarfeit über das daſelbſt befindliche 
Bergwerfsvermögen zu, fo ift dieſes Gericht auch zur Liquidirung 
der auf Diejes Vermögen geſtellten Anſprüche berufen. 

Dasjelbe Hat daher in dem eigenen Edicte, wodurch ber eröff- 
nete Concurs nah Weifung des $. 53 befannt gemacht wird, Die 
Aufforderung ergeben zu laſſen, daß alle diejenigen, welche entweder 
aus dem Titel des Gigenthumsrechtes oder al8 Gläubiger zufolge des 
$. 17 Anfprüche auf das feiner Berggerichtäbarfeit unterworfene 
Vermögen geltend machen wollen diefelben bei dieſem Gerichte inner- 
halb der Eoietalfeift anzumelden haben, widrigens dieſelben ihres Ei- 
genthumsrechtes verluftig und von der Befriedigung aus dem Berg- 
werksvermögen ausgeſchloſſen jein würden. 

Das befondere Concursgericht Hat bei der nah den 88. 52 
und 55 vorzunehmenden Beftellung des Dlaffevertreterd und Verwal— 
terd auch auf das feiner Gerichtöbarfeit unterworfene Bergwerksver— 
mögen befondere Rückſicht zu nehmen. 


$. 59. 

Steht die Gerichtsbarkeit über das Bergwerksvermögen weder 
ber allgemeinen Concurs-Inſtanz noch dem bejonderen Concursge— 
richte ($: 55) zu, fo hat die Anmeldung und Liquidirung der im 
vorjtehenden; Paragraphe bezeichneten Anſprüche bei dem zur Aus— 
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übung ber Berggerichtsbarfeit über jenes Vermögen berufenen Ge- 
richte zu erfolgen. 

Die Anmeldungen biefer Anfprüde haben in der für das Kron— 
land, in welchem dieſes Gericht feinen Sitz hat, befannt gemachten 
Eoictalfrift bei Vermeidung der im vorftehenden Paragraphe ausge: 
drückten Rechtsfolge zu geſchehen. 

Auch ſteht dieſem Gerichte die Vornahme der Sperre und In— 
ventur, ſowie die Verwaltung des feiner Berggerichtsbarkeit unter- 
worfenen Vermögens in der Eigenſchaft eines beſonderen Concurs— 
gerichtes zu; es hat daher auch für dieſes Vermögen einen eige— 
nen Maſſevertreter und Vermögensverwalter zu beſtellen. 

Bei der Ernennung des Verwalters iſt nach der im $. 55 ge— 
gebenen Vorſchrift vorzugehen. 


III. Rechtswirkungen der Concurs-Eröffnung. 


A, Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 60. 


Die Nechtswirfungen der Gröffnung des Concurfes treten in Bes 
treff des gefammten Goncurövermögens ($. 2) mit dem Anfange bes 
Tages ein, an welchem das Concurd-Goict am Gerichtöhaufe der all 
gemeinen Goncurs - Inftanz nach Weifung des $. 32 angefchlagen 
wurde. 


$. 61. | 

Die Eröffnung des Goneurjes Hat die rechtliche Wirfung, daß bie 
Geſammtheit der Gläubiger das Mecht erlangt, alles dem Gemein- 
ſchuldner gehörige und ihm bis zur Beendigung des Goncurfes zu— 
fallende Vermögen in Verwahrung und Verwaltung zu nehmen und 
zu ihrer Befriedigung zu verwenden ; in&befondere in feinem Namen 
Erbſchaften mit Vorbehalt der Nechtswohlthat des Inventars an— 
zutreten und Vermächtniſſe anzunehmen. 


$. 62. 

Von der Gröffnung des Concurſes an ($. 60) kann der Ge- 
meinfchuldner von feinem Vermögen nicht3 veräußern. Sede von 
ihm zum Nachtheile der Mafje unternommene Handlung und ins— 
bejondere jede von ihm erhobene oder gelciitete Zahlung ift ungiltig. 





| 
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g. 68. 


Aus dem zur Concurdmafje gehörigen Vermögen tft der Ge- 
meinfchuldner ohne ausdrückliche Einwilligung aller Gläubiger, de— 
nen dadurch ein Nachtheil zugeht, den Unterhalt zu fordern nicht 
berechtiget ($. 173). 

Auf ſolches Einfommen und Vermögen des Gemeinjchuldners 
jedoch, welches nach Vorſchrift der Geſetze gar nicht oder nur unter 
Beichränfungen in Erecution gezogen werben darf, können bie Gläu- 
biger auch im Concurſe im erfien Falle feinen, im zweiten aber 
nur in jomeit Anfprud machen, ald die Execution darauf zuläffig 
it, Auch ſoll dem Gemeinſchuldner dasjenige, was er fonft durch 
eigenen Fleiß erwirbt, ſoweit e8 zu feinem und feiner Chegattin und 
Kinder Unterhalt erforderlich ijt, überlaffen werden. 


B. Unterbrechung der anhängigen Proeeſſe. 


$. 64, 


Durch Eröffnung des Concurſes werden alle gegen den Ge- 
meinjehuldner in Nücjicht jeined Vermögen! anhängigen Proceffe 
unterbrochen und die weiteren Berhandlungen zum Goncurägerichte 
gezogen. Alle anhängigen Klagen find daher, wenn auch die Ver— 
handlung darüber ſchon zum Spruche reif wäre, auf den ausgebro- 
chenen Concurs zu verweilen. Wenn jedoch nach gejchehener An- 
meldung die Korberung nicht freiwillig eingeräumt oder aufgegeben 
würde, jo hat der Maflevertreter den vorhin abgebrochenen Proceß 
in jener Lage, in welder er fich bei Eröffnung des Goncurfes be» 
fand, zu übernehmen und bei dem Gonceurägerichte fortzuführen. 
Gläubiger, deren Anſprüche ſich auf die Verfon des Gemeinſchuld— 
nerd beichränfen, vder die ohne ihre Befriedigung aus dem Gon- 
eurövermögen zu ſuchen, nur gegen feine Perſon die Erecution füh— 
ten wollen, fönnen auch nach ausgebrochenen Concurſe bei ber 
Concurs⸗Inſtanz oder bei anderen Gerichten gegen ihn verfahren. 


$. 65. 
Auf Klagen der Mafje gegen ihre Schuldner erftrecft fich ber 
Gerichtöftand des Concurſes nicht, jondern fie find bei dem gehörigen 
Richter anzubringen oder fortzufegen. 


— — 


56 


©. Erwerbung des Pfandrechtes und Vornahme ber Cxecution. 
$. 66. 

Von der Eröffnung des Goncurjes an kann wegen feiner For— 
derung an ben Gemeinſchuldner auf dad Dermögen deſſelben mehr 
ein Pfandrecht eriworben, noch Verbot oder Grecution eriwirft, noch 
auch eine vorher ſchon ergangene Executionsverordnung in Bollzug 
gejeßt werden ($. 128). 

Einverleibungen und WBormerfungen auf unbensegfidhe Güter 
jedoch, welche noch vor Eröffnung des Coneurſes bei dem zuftän- 
digen Gerichte angeiucht worden find, Fünnen auch nah Eröffnung 
ded Goncurjes bewilliget umd vorgenommen werden, und begrün- 
ben das dingliche Net von dem Tage, an melden das Geſuch 
der Partei oder das diesfällige Einjchreiten einer Behörde bei dem 
zuftändigen Gerichte eingelangt ift. 

Dagegen fönnen nah Gröffnung des Concurſes Pfand» und 
andere bingliche Mechte an das Coneursvermögen von der Goncurd- 
maffe-Berwaltung, in joweit fie innerhalb der Gränzen ihres Wir- 
fungsfreife8 Hierzu berechtiget erjcheint, eingeräumt werben. 


$. 67. 


In wiererne wegen landesfürftliger Steuern, Zölle, Verbrauchs— 
und anderer Abgaben oder wegen einzubringenvder Bermögenäftrafen 
während des Coneurſes auf die Gegenftände, worauf dieſe Forderun— 
gen ein Vorrecht genießen, die Grecution geführt werben fünne, be- 
ſtimmen die befonderen hierüber beitehenden Vorſchriften. 


D. Verfallszeit der Forderungen. 
$. 68. 

Mit dem eröffneten Concurfe find alle Schulden de8 Gemein» 
ſchuldners mit Ausnahme der jährlichen Renten, Unterhaltsgelder 
und anderer von Zeit zu Zeit wiederfehrender Zahlungen in foferne 
für fällig anzuiehen, dag die Maſſe ohne Rückſicht auf Die Dazu 
feſtgeſetzte Friſt jogleich die Zahlung. zu leiften berechtiget und ber 
Gläubiger fie anzunchmen fchuldig if. In Anfehung des Betrages 
der auf unbewegliche Güter verficherten Korderungen, welcher mit 
dem für das Gut eingehenden Kaufſchillinge bedeckt ift, bleibt es bei 
ven früher mit dem Gläubiger bedungenen Zahlungsfriften. Uebri— 
gen verändern fich bie rechtlichen Verhältniſſe des Gemeinjchuldnerd 
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gegen feine Gläubiger Durch die Eröffnung des Goneurjes nur in 
fo weit, als das bürgerliche Gejegbuch und die gegenwärtige Con— 
eurd-Ordnung es ausdrüdlich feſtſetzen. 


IV. Beendigung des Coneurſes durch Vergleich. 
6. 69. 

Wenn fid erwarten läßt, daß jämmtliche Gläubiger in eine 
verhältnigmäßige Bertheilung der Coneursmaſſe ohne förmliches 
Goneursverfahren einwilligen dürften; insbeſondere, wenn der Activ— 
fland der Mafje nicht bedeutend iſt, oder nur aus bemenlichen, 
leicht veräußerlichen Sachen befteht, oder wenn die mit einem zwei— 
fellojen Vorrechte verjehenen Forderungen Die ganze Mafle er- 
Ihöpfen, jo find jammtliche Gläubiger jchon durch das Coneurs-Ediet 
zu einer Vergleichstagſatzung vorzuladen. 

Kommen die erwähnten Umftände erji jpäter zum Vorſcheine, 
jo bat das Gericht von Amtswegen die Vergleichdunterhandlung ein- 
zuleiten und zur Zuftandebringung der Ausgleihung mitzuwirken 
($. 95). 


Bierted8 Sauptfüdk. 
Liquidirungs - Verfahren. 
A. Allgemeine Beitimmungen. 


$. 70. 


Unmittelbar nah Eröffnung de3 Goneurjes muß zur Liquidi 
rung der angemeldeten Forderungen gefchritten werden. Die Verhand— 
lung darüber ift mit dem Mafjevertreter unter der Aufjicht des Ge— 
richtes zu pflegen. 

$. 71. 

Bei der Richtigftellung des Betrages jeder Forderung iſt zu— 
gleich über die Glafje, in welche viejelbe nach ihrer Bejchaffenheit, 
und zwar ohne Rückſicht auf ein allenfälliges Pfand- oder Priori- 
tätsrecht ($. 72), Fraft diefer Coneurs-Ordnung zu jegen ift, zu 
verhandeln und zu entjsheiden. Die Hierüber von dem Maſſevertre— 
ter abgegebenen Erflärungen oder bei der Liquidirung erfolgten 
rechtskräftigen Erfenntniffe find für alle Gläubiger verbindlich und 
fönnen nicht mehr beftritten werden. 

24 


— 9— 
I: 


Nur wenn ein einzelner Gläubiger auf bie einem anderen nach 
dem allgemeinen Gefege zufallende Forderung vermöge befonderer durch 
Dertrag oder andere verbindliche Handlungen unter ihnen’ entftaube- 
ner rechtlichen Berhältniffe Anſpruch macht, Fann darüber eine be> 
jondere Verhandlung ftattfinden ($. 165). | 


$. 72. 


Gläubiger, welchen auf bewegliche oder unbewegliche, zur. Gon- 
cursmaſſe gehörige Sachen ein Pfand» oder Vrioritätsrecht zufteht, 
haben nicht nur ihre Forberungen mit Beftimmung der. Glaffe, 
welche fie für den Fall, daß die vollfiändige Zahlung aus dem Pfande 
nicht erfolgt, in Anspruch zu nehmen, fondern auch ihr Pfand- oder 
Prioritätsrecht mit genauer Bezeichnung der Gegenftände anzumel- 
ben, auf welche fie dasſelbe zu Haben behaupten. 

Die Verhandlung und Entjcheidung über diefe Anmeldung be- 
ſchränkt ſich jedoch auf die Nichtigkeit und den Betrag der Forde— 
zung und, auf die Glafje, in welde ver Gläubiger, in joferne feine 
Befriedigung aus dem Pfande nicht erfolgt, geſetzt werden ſoll. 
Die Erörterung des Pfand- oder Prioritätsrechtes bleibt der Ver— 
Handlung vorbehalten, welche nah Veräußerung des Pfandes über 
die Bertheilung des DBerfaufspreife3 vorgenommen werden muß ($$. 
131 w. f.). 


$. 73. 


Wer die Zurüdftellung feiner bei Eröffnung des Concurſes im 
Beſitze des Gemeinjchuldners befindlichen Sache, „der die Ausſchei— 
dung. des ihm. hierauf zuftehenden Eigenthumsantheiles anfpricht, hat 
zugleich für den Tall, daß ihm das Eigenthumsrecht nicht zugejpro- 
hen werden follte, die ihm etwa aus einem anderen Rechtsgrunde 
zuftehende Forderung und deren Glaffe anzumelven. 

Soferne über eine jolche Anmeldung zufolge des Widerjpruches 
des Maflevertreterd das gerichtliche Verfahren eintritt, muß dem 
Kläger das Eigenthumsrecht zus oder aberfannt und im Ießteren Falle 
zugleich über die allenfall® augemeldeien anderen Rechte entſchieden 
werden. 

Dem Eigenthümer ift die Sache, worauf er feinen Anfpruc 
ausgewiejen oder vechtöfräftig behauptet hat, zurüdzuftellen; doch 
darf dieſes vor Ablauf der Edictalfrift nur dann gejchehen, wenn 
ber Concursmaſſe für den Tall, daß während dieſer Friſt von einem 
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Dritten Anfprüche auf denfelben Gegenftand geltend gemacht wür⸗ 
den, Sicherheit geleiſtet wird. 


B. 5 der Liquidirung. 


$. 74. 


Der Maffevertveter hat gleich nach Empfang feines Decretes 
dem Gerichte ein Verzeichniß jener Gläubiger, deren Forderungen in 
den Grunde und SIntabulationsbüchern eingetragen find, unter An= 
gabe des Aufenthaltes und der Wohnung derſelben vorzulegen, und 
anzuzeigen, ob nach dem von dem Gridatar verfaßten Schulden⸗ 
ſtande oder auf andere Art eingeholten Erkundigungen eine der Ver— 
tretung der Finanzprocuratur zugewieſene Sorberung gegen die Mafle 
bersorfomme, 

Sowohl jene Hypothefargläubiger, als auch im letzteren Falle 
die Finanzprofuratur find hierauf von der Goneurd - Eröffnung und 
von der Anmeldungäfrift von Amtswegen in der Art zu verftändigen, 
wie nach den Vorſchriften der Proceß-Ordnung die Zuftellung einer 
Klage an den Geflagten zu geſchehen Hat. 

SR der Aufenthalt der intabulieten Gläubiger unbefannt, oder 
außerhalb der Kronländer, in welchen diefe Concurs-Ordnung gilt, 
fo find fie im erften Falle durch ein Ediet, und im zweiten Valle 
nach dem Ermeſſen des Gerichtes entweder durch ein Edict oder mit- 
telft einer Verordnung, welche ihnen durch die Poſt zuzufenden ift, 
namentlich jedoch ohne Aufftellung eines Curators aufzufordern, ihre 
Anſprüche innerhalb der Edictalfrift anzumelden. Für alle Gläubi- 
ger, bei welchen die Edictal- Aufforderung ftattfindet, it nur Ein 
Ediet auszufertigen. 

& 79. 

Der Mafjevertreter ift dem Coneursgerichte, und dieſes dem 
Obergerichte für die ſchuldbare Außerachtlaſſung der im vorſtehenden 
Paragraphe gegebenen Vorſchrift verantwortlich; es liegt jedoch hierin 
kein Grund, die Concursverhandlung zu verzögern oder ganz oder 
theilweiſe als ungiltig oder unwirkſam anzufechten. 


O. Art der Anmeldung. 


$. 76. 
Die Anmeldung muß ſchriftlich angebracht oder mündlich zu 
24* 


nz 
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Protofoll gegeben und in Beziehung auf Inhalt und Form nad 
ben Erforderniffen einer gegen die Concursmaſſe oder den Maflever- 
treter geftellten Klage eingerichtet werben. 

Das Begehren ift nicht bloß auf die Anerkennung ber Richtig- 
feit der Rorderung, fondern auch auf die in Anfprud genommene 
Claſſe und den Vorrang in derfelben zu richten. 


TI; 


Aus wichtigen Gründen kann eine allgemeine Anmeldung ange» 
nommen und eine angemeſſene Frift zur Ausführung und näheren 
Beftimmung derſelben bewilliget werben. 


$. 78. 

Mer nicht im Gericht3orte oder in deſſen Nähe wohnt, muß 
einen dafelbit wohnhaften Bevollmächtigten zur Liquidirung feines 
Schriftlich oder mündlich angemeldeten Anfpruches beftellen und bei 
der Anmeldung dem Gerichte namhaft machen, widrigens auf feine 
Gefahr und Koften ein Vertreter beftellt werden würde, 


D. Anmeldungen-Berzeichniffe. 


STD, 

Feder Maffevertreter Hat ein Verzeichniß zu führen, in welchem 
nach fortlaufenden Zahlen alle ihm vom Gerichte zugeftellten An- 
meldungen unter Angabe des Namens und Wohnortes des Anmel- 
derd und deſſen Vertreters, des Gegenftandes der Anmeldung und 
die wejentlichen Daten der Verhandlung und Entſcheidung einzutras 
gen, und die intabulirten Korderungen beſonders erfichtlih zu ma— 
chen find. 

$. 80. 

Der von der allgemeinen Concurs-Inſtanz aufgeftellte Mafle- 
vertreter Hat nebfibei ein beſonderes Verzeichniß über diejenigen An- 
meldungen zu führen, welche in Betreff der in dem anderen Kron— 
lande gelegenen Güter nad Geftattung de $. 53 unter a) und 
b) bei ver allgemeinen Concurs-Inſtanz angebracht wurden. 


$. 81. 


Ebenſo hat der von dem befonderen Goneurägerichte bed anderen 
Kronlandes beftellte Mafjevertreter ein abgefondertes Verzeichniß über 
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diejenigen Anmeldungen zu führen, welche in Betreff ber allgemei- 
nen Goneursmafie nach Zulafjung des $. 53 unter c) bei dem be- 
fonderen Conceursgerichte angebracht wurden. 


$. 82. 


Jeder Maflevertreter ift verpflichtet, gleich nach verftrichener 
&dietalfrift da3 von ihm geführte Anmeldungen-Verzeichnip in Ab- 
ſchrift dem Gerichte vorzulegen, welches dafielbe genau zu prüfen, 
nöthigenfalls zu berichtigen oder zu ergänzen und hiervon ben Mafle- 
vertreter in Kenntnig zu fegen hat. Bon dem bei Gericht aufbe- 
wahrten VBerzeichniffe kann Jedermann Einficht oder Abjehrift nehmen. 


$. 83. 


Die befonderen Soneursgerichte Haben ämtliche Abjchriften von 
den Anmeldungs-Verzeichniffen ohne Verzug der allgemeinen Gon- 
eurs⸗Inſtanz zur Ergänzung des eigenen Verzeichniſſes zu überjenden. 

Zu gleihem Zwecke hat die allgemeine Concurs-Inſtanz eine 
ämtliche Abſchrift des im $. 80 bezeichneten befonderen Berzeichnij= 
jes dem beſonderen Conecursgerichte zu übermitteln. 


$. 84. 


Jeder Maffevertreter hat ferner von zwei zu zwei Monaten 
nach Ueberreichung des Anmeldungen-Verzeichniſſes dem Gerichte aus— 
zuweiſen, wie weit e8 mit der Siquidirung einer jeden Anmeldung 
gefommen ift, und welche Hinderniffe der jchleunigen Beendigung 
berjelben im Wege ftehen ($. 42.). 


E. Vorbereitung des Mafjevertreter3 zu Liquibirung. 


$. 85. 


Der Maffevertreter Hat fi zur Liquidirung Durch genaue Un— 
terfuchung der vorhandenen Bücher, Schriften, Aeten und Urfunden, 
durch Rückſprache mit dem Gemeinjchuloner und dem Ausichufle der 
Gläubiger und durch andere zur gründlichen Erforſchung des Schul- 
denſtandes und ber Bejchaffenheit jeder einzelnen Forderung bienliche 
Mittel dergeftalt vorzubereiten, daß er ſich bei der Tagfagung ohne 
Zögerung über die angemeldeten Boften mit Beftimmtheit Außern 
fönne. Jedem Gläubiger ſteht e8 frei, dem Mafjevertreter Aufflä= 
rungen über die Bejchaffenheit und Rechtsgiltigkeit der yon dritten 
Perjonen angemeldeten Forderungen zu geben. 
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| 
Inöbefondere find bie von ben befonderen Concursgerichten auf- 

geftellten Maffevertreter verpflichtet, die nöthigen Ansfimfte son bem 

bei der allgemeinen Concurs-Inſtanz beftellten Maffevertreter einzuho⸗ 

len und fi mit demſelben in allen wichtigen und zweifelhaften Fäl« 

len in das Einvernehmen zu feßen. 


F. Vorgang bei der Liquidirung, 


$. 86. 
Ueber eine jede Anmeldung ift fogleich zur Liquidirung def» 
ben eine Tagſatzung anzuordnen und hierzu nebft dem Kläger und 
Mafjevertreter auch der Gemeinſchuldner vorzuladen, 
Hält es der Nichter für thunlich, mehrere Forderungen gleich- 
zeitia zu liquidiren, jo ſteht e8 ihm frei, für dieſelben eine und 
diefelbe Tagfabung anzuordnen. | 


$. 87. 

Die Anmeldungen find nach der Reihe, in welcher ‚fie zur 
Berhandlung Fommen, in ein fortlaufendes Liquidirungs - Protokoll 
aufzunehmen, in melcdes das Begehren des Klägers in Anfehung 
des angejprochenen Eigenthumes oder anderen Rechtes, des Gapita- 
fe8, der Nebenverbinhlichfeiten und der Claſſe, dann der Rechts— 
grumd der Forderung, der Ausftellungstag der vorgewiefenen Ur— 
funden, und die hierüber erlaffene gerichtliche Erledigung einzutra- 
gen find. 


$. 88. 


Die Liquidirung ift von dem Richter unmittelbar zu leiten. 
Er muß fih daher von der Beichaffenheit jeder einzelnen Schuld— 
poft zu unterrichten juchen und Darüber wachen, daß die Liquidi- 
rung von dem Mafjevertreter zwar gründlich gepflogen, aber auch 
nah Möglichkeit bejchleuniget und die Einleitung eined wegen of- 
fenbarer Unzulänglichfeit der Mafle oft ganz unnützen Gtreitver- 
fahrens, befonder8 über unbedeutende Verſchiedenheiten zwifchen ber 
angemeldeten und ver vom Maflevertreter anerfannten Forderung 
und über Nebenverbindlichfeiten vermieden werden. 


$. 89. 


In Anfehung ver feinem gegründeten Bedenken unterworfe— 
nen, daher als liquid anerfannten Poften ift die Verhandlung |o- 
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gleich bei der erften Tagſatzung damit zu beendigen, daB das Zu- 
geſtändniß des Mafleveriveterd unter Angabe des Betrages der For- 
derung, deren Nebenverbindlichkeiten und der Claſſe, welche verielben 
gebührt, in das Liquidirungs-Protokoll genau eingetragen werde; 
wovon die Parteien durch Beſcheid zu verfländigen find. 


$. 90. 


Werden über die Nichtigkeit der Forderung oder über die an— 
gefprochene Glafje ſolche Einwendungen erhoben, melde ſich durch 
die Vermittlung de3 Richters nicht beheben laſſen, und ein förmli— 
ches Streitverfahren nothwendig machen, fo ift bei Diefer Forderung 
‚in dem allgemeinen Liquidirungs » Protofolle bloß zu bemerfen, daß 
darüber daS ordentliche Verfahren eingeleitet wurde. | 

Ueber jede auf diefe Art beftrittene Forderung tft ein bejon- 
deres Vrotofoll aufzunehmen, in welches fogleich die von dem Mafje- 
vertreter vorgebrashten Einwendungen einzutragen find, hierüber ift 
das weitere mündliche Verfahren nach Vorſchrift der Civilproceß— 
Ordnung abzuführen, und wo möglich bei verjelben Tagjagung zu 
beendigen. 

Dem Mafjevertreter und jedem Goncurägläubiger fteht frei, die 
Liquidirungs⸗Protokolle einzujehen und davon Abſchriften zu erheben. 


$. 9. 


Liegen einem Anmeldungsgejuche weitwendige —— zum 
Grunde, oder zeigt ſich bei der Tagſatzung, daß die mündliche Ver— 
handlung mit Rückſicht auf die ſtreitigen Thatſachen und die hier— 
über zu führenden Beweiſe offenbar unzweckmäßig wäre; ſo kann 
das ſchriftliche Verfahren eingeleitet werden. 


$. 92. 


Der Streit möge übrigens die Nichtigfeit und den Betrag 
einer Borderung oder die ihr gebührende Glaffe das Eigenthums— 
recht, oder jonft was immer für einen Anſpruch an die Concurs— 
mafle betreffen; jo ift hierüber nach gejchloffenem Verfahren wie in 
jeder anderen Streitfache zu entjcheiden. 

Gegen das ergangene Erfenntniß Tann auch, ſoweit es die Clafſe 
betrifft, nur die Appellation und Reviſion nad) den Verſchriſten der 
Civilproceß⸗Ordnung ergriffen werben, 
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$. 93. 


Bei den befonderen Goncursgerichten Fünnen nur die im $. 53 
bezeichneten Forderungen, und in Betreff des Bergwerfs - Bermögens 
nur bie im $. 58 aufgeführten Anfprüche angemeldet und Tiquidirt 
werben, 

Ueberhaupt find alle Anmeldungen, welche bei einem unzuſtändi— 
gen Gerichte angebradht wurden, von Amtswegen zurüdzumeifen, und 
in dem Falle, daß dennoch über diefelben ein Liquidirungs- Verfahren 
ftattgefunden hätte, in Beziehung auf die Coneursmaſſe ohne vecht- 
liche Wirfung. 

$. 94. 


Die rechtöfräftigen Erfenntniffe und &rledigungen, welche von 
den bejonderen Goncursgerichten über die bei benjelben ordnungs— 
gemäß angemeldeten und Hiquidirten Anfprüche erlaffen wurden, find 
ebenjo für die allgemeine Concursmaſſe, wie jene, welche von ber all- 
gemeinen Concurs-Inſtanz Uber die nach Geftattung des $. 53 un- 
ter a) und b) bei derjelben liquidirten Forderungen ergangen find, 
in Betreff der in dem anderen Kronlande befindlichen Maffegäter 
von rechtlicher Wirkung. 

Daher find derartige Erfenntniffe und Erledigungen in beglaub- 
ten Abiehriften von Amtöwegen wechjeljeitig mitzutheilen. 

5: 95. 

Auch die bejonderen Gonsurägerichte Haben es fich angelegen 
fein zu laſſen, im Sinne des $. 69 eine Ausgleichung berjenigen 
Ansprüche, welche auf das ihrer Gerichtöbarfeit unterworfene Ver— 
mögen angemeldet worden find, jedoch nur mit dem Vorbehalte der 
Genehmigung des Gläubiger-Ausfchufjes zu Stande zu bringen. 

Der auf diefe Art abgeſchloſſene Vergleich ift ohne Verzug 
der allgemeinen Concurs-Inſtanz mitzutheilen, welche hierüber ben 
Släubiger-Ausihug und Maffevertreter bei einer Tagſatzung einzu- 
vernehmen und den unter gerichtlicher Mitwirfung gefaßten Beſchluß 
dem befonderen Goneurögerichte befannt zu geben hat. 


G. Anſprüche der Gläubiger auf Zinjen. 
$. 96. 


Den Gläubigern des Gemeinfchuldners gebühren diejelben Zin- 
jen, welche fie außer dem Goneurje vermöge bed Vertrages ober 
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aus dem Geſetze zu fordern haben. Verzugszinſen find von ber vor 
oder nad Eröffnung des Concurſes eingetretenen Verfallszeit, oder 
wenn feine bedingen und nicht ſchon vor ausgefprochenem Gonecurfe 
eine gerichtliche oder außergerichtlihe Einmahnung gejchehen wäre, 
vom Tage des eröffneten Concurſes zu berechnen ($. 60). In Bes 
ziehung auf die Glaffifieation der Zinfen gelten die in den 88. 12, 
23 und 24 gegebenen Borfchriften. 


H. Vergütung der Gerichtäfoften, 


8.97. 


| Die während des Goncurfe in erfter und höherer Inſtanz 

erwachſenen Liquidirungs=Koften find in der Negel nach gegen einan— 
ber aufzuheben. Zur Beitrafung offenbaren Muthwillens kann je- 
doch der Gläubiger oder der Maflevertreter, und zwar letterer aus 
eigenem DBermögen in den Erſatz der Gerichtöfoften verurtheilt wer— 
ben. Die durch eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen 
die verfäumte Anmeldungsfrift oder andere Fallfriſten und die durch 
die Rechtfertigung des Ausbleibens von einer Tagſatzung verurfach- 
ten Gerichtöfoften müffen dem anderen Theile immer vergütet werben. 


$. 98. 

Die im Liquidirungs-Verfahren, daſſelbe möge durch Erfenntnifje 
oder Zugeftändnifle beendiget werden, auflaufenden Gebühren bes 
Maflevertreters find mit ihrem Betrage jederzeit ohne Rückſicht, wer 
biefelben zur tragen ſchuldig tft, in den Erfenntniffen oder Erledigun- 
gen, welde über die verhandelten Anmeldungen erlaffen werden, 
ausdrücklich zu beftinnmen, 


I. Rechtsnachtheil der Verſäumung ber Anmeldung 
frift. 
$. 99. 

Die Gläubiger, welche die Anmeldungsfrift verfäumen, verlie- 
ren dadurch Fraft des Geſetzes jeden Anſpruch auf die Concursmaſſe; 
ber Anſpruch derjenigen, welche binnen dieſer Friſt ſich zwar gemel- 
bet haben, bei ber über ihre Anmeldung beftimmten Liquidirungs- 
Tagſatzung aber nicht erſchienen find, ift in ſoweit erlojchen, als 
gegen denſelben von dem Mafjevertreter Widerſpruch erhoben wird, 
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$. 100. 


Diefer Nachtheil trifft auch Gläubiger, die mit einem Pfand» 


rechte verjehen find, oder vor dem Coneurſe vechtöfräftige Urtheile 
erwirkt haben, jedoch die letzteren nur in foferne, als gegen biefel- 
ben Einwendungen, welche ſich auf, dem Urtheile nachgefolgte That- 
ſachen gründen, erhoben werden. Im Balle der verfäumten An- 
meldung müfjen ohne Bezahlung der Schuld Fauftpfänder an bie 
Mafje ausgeliefert und Hypothefarrechte auf unbewegliche Güter ge— 
löſcht werden. 


$. 101. 


Selbft das Eigenthumsreht an Sachen, in deren Beſitz ſich 
die Mafje bei Eröffnung des Concurſes geſetzt hat, exrlifcht, wenn es 
nicht binnen der feitgejeßten Friſt angemeldet wird. 


K. Einfegung in den vorigen Stand. 


TR ; 


Könnte ein Gläubiger glaubwürdig darthun, daß er feine For- 
derung in gehöriger Zeit anzumelden ohne fein Verſchulden unter- 
laſſen Habe; jo ſteht ihm frei, die Einfeßung in den vorigen Stand 
anzufuchen; dieſes Geſuch muß jedoch binnen vierzehn Tagen von 
demjenigen an gerechnet, mit welchem für den Gläubiger die An- 
meldungsfrift verftrichen ift, und wenn dieſes nicht möglich fein 
jollte, binnen vierzehn Tagen von demjenigen an gerechnet, an wel- 
chem das Hindernig aufgehört hat, immer aber früher angebracht 
werden, als bis dem DVermögensverwalter aufgetragen wurde, bie 
Bertheilung für jene Glafje, welche für die unangemeldet gebliebene 
Forderung angefprochen wird, zu entwerfen ($$. 160 und 164). 

Ueber das Wiedereinſetzungsgeſuch ift nach Vorſchrift der Ci— 
vilproceß⸗Ordnung vorzugehen, 


$. 103. 


Sind jedoch Gläubiger nah Geſtattung des $. 168 bereits 
vor Anbringung des Wiedereinſetzungsgeſuches aus der Concursmaſſe 
bezahlt worden; jo können diefelben nur in dem Kalle, daß aud 
gegen jie Die Wiedereinſetzung angeſucht und bewilliget worden ift, 
zur Zurückſtellung des Gmpfangenen, und zwar in foweit belangt 
werben, als fie zur Zahlung nicht. gelangt wären, wenn bie zufolge 


Pu 


67 


ber bewilligten Wiedereinfegung geltend gemachte Forderung inner- 
Halb der Edictalfrifi angemeldet worden wäre. 


$. 104. 
Das MWiedereinfegungsgefuh zur Anmeldung des Eigenthums— 
rechtes muß auch gegen diejenigen, melde auf benjelben Gegenftand 
bereit3 Eigenthumsrechte angemeldet Haben, gerichtet und kann nur 
fo lange angebracht werben, als die Sache von der Concursmaſſe 
nicht veräußert oder einem Dritten nicht ausgefolgt worden if. 


$. 109. 

Mer die Wiedereinjehung zur Anmeldung einer Hypothefar-For- 
berung verlangt, muß viefelbe auch gegen Diejenigen Hypothekar— 
Gläubiger, rücjichtlih welcher er einen Vorrang für feine Forde— 
rung in Anſpruch nimmt, und zwar früher anjuchen, als bis nad 
Vorſchrift des $. 146 der Auftrag zur Verfaſſung der Kaufidil- 
lings-Vertheilung an den Maffeverwalter ergangen ift. 


$. 106. 

Die Einfeung in den vorigen Stand zur Anneldung von An- 
jprüchen im Betreff desjenigen Concursvermögens, welches einem be— 
jonderen Goneursgerichte unterfteht, kann nur bei diefem Gerichte an— 
gefucht werden. 

Dagegen kann wegen Forderungen an die allgemeine Concurs— 
maſſe, welche nah Weiſung des $. 53 unter c) aud) bei dem be— 
jonderen Coneursgerichte angemeldet werden koͤnnen, das Wiederein- 
jeßungsgefuch nur bei der allgemeinen Concurs-Inſtanz angebracht 
werben, 


L. Ausnahme rüdjichtlih der Anmeldung und Liquidirung. 


1. In den Grund- und Intabulationsbüchern eingetragene Eigen— 
thumsrechte. 


$. 407. 

Die in den Grund- und Intabulationsbüchern eingetragenen 
Ober-, Nutzungs- und Miteigenthumsrechte auf Fideicommiſſe und 
andere unbewegliche Güter bedürfen keiner Anmeldung. 
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2. Gteuern. 
$. 108. 

Dor Eröffnung des Goncurfes fällig gewordene Steuerbeträge 
find lediglich anzumelden. 

Der Richter hat über die Glaffe, wohin fie gehören, ben Gon- 
eurömaffevertreter zu vernehmen und die Berichtigung, ſoweit fie 
nad dem Zuftande der Maſſe möglich ift, fogleich zu veranftalten. 

Ueber die Richtigfeit der durch Amts-Urfunden oder durch Ver— 
fügungen der politifchen oder Finanzbehörden ausgewiefenen Steuer- 
forderungen findet aber auch im Goneurfe Feine gerichtliche Ver— 
Handlung und Entſcheidung ftatt. Gegründete Sinwendungen gegen 
die Forderungen der Steuerämter hat der Maffevertreter bei den zu— 
ftändigen Steuerbehörden anzubringen. 

In Rüdficht der während des Goncurfes laufenden Steuern be— 
barf e8 Feiner Anmeldung; fie find von dem Vermögensverwalter zu 


berichtigen und in der Nechnung über die Verwaltung der Maſſe 
in Ausgabe zu ftellen. 


3. Anſprüche gegen Beamte und Diener, 


$. 109. 


In fjoweit die Forderungen des Staatsſchatzes, ber Städte 
und öffentlichen Sonde an Beamte und Diener aus ben Dienft- 
eautionen berichtiget werden Fünnen, bebürfen fie Feiner Anmeldung. 

Die öffentliche Verwaltungsbehörde hat Lediglich die Liquidation 
oder Rechnungs = Erledigung dem Maffevertreter zuftellen zu laſſen, 
welchem dagegen der Rechts- und Gnadenweg innerhalb der durch 
bejondere Vorſchriften beftimmten Friſten offen fteht. 

Erwächſt die Liquidation oder Rechnungs-Erledigung in Rechts— 
fraft, jo ift die rückſtändige Forderung ohne weiters aus der Gaution 
zu tilgen und nur der Neft an die Concursmaſſe auszufolgen. 

Zu dieſem Ende fieht dem Maflevertreter nöthigenfalles bie 
Befugniß zu, die Verwaltungsbehörde wegen Zuftellung ber Liqui— 
dation im Rechtswege zu belangen. 

In ſoweit der Rückſtand die Caution überfteigt, ift berjelbe bei 
der Coneurs-Inſtanz ordnungsmäßig anzumelden und zu liquidiren. 

Dieſe Borfehriften gelten auch von Tabaf- und Stämpel-Ber- 
jchleißern und Lottocolleetanten fie haben jedoch auf Forderungen 
aus einzelnen, mit dem Gemeinfchuldner gefchlofjenen Berträgen 
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feine Anwendung; biefelben müffen ungeachtet der bafür geleifteten 
Gaution ordnungsmäßig angemeldet und liquidirt werden. 


$. 110. 

Auch in foferne Forderungen an Staats-, ſtädtiſche oder öfe 
fentlihe Fondsheamte und Diener aus dem Dienfiverhältnifie an 
deren Bejoldung, Penſion oder anderen Bezügen eingebracht werden 
fönnen, ift die Anmeldung verfelben bei der Concursmaſſe nicht er— 
forderlih. Handelt e3 fih um Bezüge, welche zur Goncurämafje 
gezogen werden könnten ($. 63), im Falle fein Erfah zu Teiften 
wäre; fo ift die Verfügung der Verwaltungsbehörde, womit dieſer 
in Anſpruch genommen wird, dem Concursmaſſevertreter befannt zu 
machen, und dem Iegteren fteht frei, allein oder in Gemeinſchaft mit 
dem Verſchuldeten zur Abwendung des Erſatzes auf diefelbe Weiſe 
zu verfahren, wie es der Gemeinjchuloner außer dem Falle des Con— 
eurje3 zu thun berechtiget geweſen wäre. 


4. Compenfirte Forderungen. 


$. 111. 


Forderungen, die vermöge einer vor Eröffnung des Goncurjes 
eingetretenen Gompenfation geſetzlich als erlofhen anzujehen find 
(allgemeines bürgerliches Geſetzbuch, $. 1438 u. f.), unterliegen kei— 
ner Liquidirung. Daher find auch Handelslente, in fjoferne ihre 
Handelsbücher eine nah den Handelsgefehen zuläffige Ausgleihung 
zwifchen Schuld und Forderung darftellen, zu einer Anmeldung 
nicht verbunden, fie haben nur den Ueberſchuß ihrer Forderung an— 
zumelden. 

Die Compenſation kann gegen die Maſſe geltend gemacht wer— 
den, wenn auch die Zahlungsfriſt von einer oder von der anderen 
Seite vor Eröffnung des Concurſes noch nicht eingetreten wäre. 


5. Retentionsrechte. 


$. 112. 


Sn ſoferne Handeläleuten oder andern Gläubigern nach dem 
Handeld- und Seerechte gejetlich ein Retentionsrecht auf das in ih— 
rer Innehabung befindliche bewegliche Vermögen des Gemeinſchuld— 
ners zufommt, find fie von der Anmeldung defjelben bei der Con— 
cursmaſſe befreit. Sie jind berechtigt, zur Befriedigung ihrer For⸗ 
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derungen aus den Gegenftänden, worauf ihnen das Metentiondrecht 
zufteht, während des Coneurſes wider den Maffevertreter auf dieſelbe 
Weiſe wie außer dem Goneurfe wider den Schuldner felbft zu ver- 
fahren, und nur den nach Abzug ihrer Forderungen übrig bleiben- 
ben Meft des Kaufjchillinges der Coneursmaſſe zu übergeben. 


6. Wechielforderungen. 


$. 113. 

MWechjelgläubiger find berechtiget, auf bewegliche megen einer 
Wechſelforderung verpfändete oder rechtmäßig zurücbehaltene Sachen 
des Gemeinſchuldners die Execution auch während des Concurſes bei 
dem Gerichte, bei welchem es außer dem Falle des Goncurfes gefchehen 
koͤnnte, zu führen, fie haben jedoch die Executionsgeſuche wider den 
Maſſevertreter zu richten. 


$. 114. 


Wer den Wechſel eines Dritten als Unterpfand für feine For- 
derung an den Gemeinſchuldner beſitzt, ift berechtiget, ohne Anmel- 
bung bei der Conecursmaſſe des Ießteren, die Bezahlung von dem 
Mecjelichuldner auf Rechnung feiner Korderung ſelbſt zu erheben 
und hat nur den Ueberſchuß, wenn ſich ein folcher ergibt, zur 
Concursmaſſe zu erlegen. | 


Bauite2 Daun 
Berwaltung und Veräußerung der Goncurämafle. 


A. Wirfungsfreis des Maffeverwalters und Gläubiger = Ausichufles. 


$. 115. 


Der Berindgensverwalter hat die Maffe mit aller Aufmerkſam— 
feit eines redlichen und fleißigen Hausvaters zu verwalten, Barſchaft 
und Koftbarfeiten, wenn nicht einhellig von dem Gläubiger - Aus- 
ſchuſſe etwas Anderes verfügt wird, ſogleich zu Gericht zu erlegen; 
die Forderungen der Maffe gütlich oder gerichtlih einzubringen, Gü- 
ter und Fahrniſſe balomöglift in bares Geld umzufegen, für bejien 
einftweilige Benützung Sorge zu tragen und auf folde Art ſchon 
während der Verhandlung über die Liquidirung ber Schulden bie 
Bertheilung der Majje unter bie Gläubiger vorzubereiten. 
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$.°116. 

Sind nad Beichaffenheit der Maſſe beſondere Vorfcehriften tiber 
bie Art ihrer Verwaltung und Benügung, über die Befugniffe des 
Vermögensverwalters und über den Einfluß des Gläubiger - Aus= 
ſchuſſes nothwendig; jo ift von den Gläubigern, wenn e3 thunlich 
iſt, Schon bei der zufolge des $. 43 oder 46 abgehaltenen Tagfatung 
durch Mehrheit ver Stimmen das Nöthige hierüber feftzufegen. Sn 
ber Folge dürfen Vernehmungen aller Gläubiger über einzelne An— 
gelegenheiten der Verwaltung nur, wenn bie Coneurs-Inſtanz fie für 
nothwendig findet, veranftaltet werben. 

In Crmanglung folder befonderer Vorſchriften Hat ſich ber 
Dermögensverwalter in wichtigeren Angelegenheiten an den Gläubi- 
ger-Ausſchuß zu wenden, welcher in der Pegel auch über folche 
Geſchäfte, die nach ber Vorſchrift des allgemeinen bürgerlichen Gefek- 
buches eine befondere Vollmacht erfordern würden, ohne Rückfrage 
nad) Mehrheit ver Stimmen zu entfcheiden hat. Keinem Gläubiger 
ift eine Beſchränkung dieſer Rechte, oder ein Vorbehalt der Theil 
nahme an den Berathſchlagungen des Ausſchuſſes zu aeftatten. 


$. 117. 


Doch ift weder der Ausſchuß noch die Stimmenmehrheit der 
Gläubiger berechtiget, den Concurs ohne fürmliche Verhandlung zu 
beendigen, die ganze Mafje oder einzelne dazu gehörige Güter ohne 
öffentliche Berfteigerung zu veräußern, oder auf fo Tange Zeit zu 
verpachten oder zu vermiethen, daß Dadurch Die unverweilte Ver— 
äußerung bderjelben verhindert würde. Zu dergleichen Verfügungen 
ift die alljeitige Eimmilligung der betheiligten Gläubiger und in den 
beiden erſten Fällen insbefondere auch noch die Einwilligung des 
Gemeinſchuldners erforderlich. 

Ebenſo wenig ift der Ausſchuß oder die Stimmenmehrheit ber 
Gläubiger zu Berfügungen berechtiget, welche einzelnen Gläubigern, 
denen auf ein beiwegfiches over unbewegliches Gut des Gemeinfchuld« 
ners ein vorzugsweiſer Anfpruch zukommt, nachtheilig werden könnten. 

In wichtigeren Angelegenheiten, welche ein ſolches Gut betref- 
fen, bleibt e3 daher dem Ermeſſen der Concurs-Inſtanz vorbehal— 
ten, von Amtöwegen oder auf Verlangen des Ausſchuſſes diejeni— 
gen biefer Gläubiger, welchen am meiften daran gelegen ift, darüber 
zu vernehmen, | 

Auch ſteht jedem dieſer Gläubiger frei, im Falle er eine ſei— 
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nen Rechten nachtheilige Verwaltung bes Gutes wahrnimmt, ber 
Coneurs⸗Inſtanz die Anzeige zu machen, welche nah Vernehmung 
des Gläubiger» Ausichuffes darüber zu entſcheiden hat. 


$. 118. 


Nah den obigen Beftimmungen hat auch der von einem be— 
fonderen Goneurögerichte beftellte Maffeverwalter vorzugehen; der— 
jelbe Hat fich daher durch Das bejondere Goncursgericht und die all- 
gemeine Concurs-Inſtanz mit dem Gläubiger-Ausſchuſſe in das Ein- 
vernehmen zu jeßen. | 

Die allgemeine Concurs-Inſtanz Hat diejenigen Verfügungen, 
welche von den Gläubigern oder von dem Gläubiger - Ausfchufje in 
Betreff der Verwaltung desjenigen Vermögens, welches dem bejon- 
deren Concursgerichte unterworfen ift, getroffen wurden, dem letzte— 
ven zur Darnachachtung mitzutheilen. Sollten dagegen von ben 
Släubigern, welden zunächſt auf dieſes Vermögen ein vorzugämeife 
Anspruch zufteht, oder von dem Verwalter bejjelben Einwendungen 
erhoben werden; jo hat hierüber das befondere Goncurögericht zu 
entjeheiden und Hiervon die allgemeine Concurs-Inſtanz in Kennt- 


niß zu jegen. 
B. Rechnungslegung. 


§. 119. 

Der Vermögensverwalter iſt verpflichtet, genaue Rechnung zu 
führen und ſie ohne Verzug, und zwar bei länger dauernden Con— 
eurſen wenigſtens binnen dreißig Tagen nad Ablauf des Verwal— 
tungsjahres dem Gerichte, von welchem er beftellt worden ift, zu 
überreihen ($. 147). 

$. 120. 


Leber jedes unbemwegliche Gut muß eine abgejonderte Rechnung 
geführt und gelegt werden. Auch ift dad Erträgniß deſſelben, umd 
der fir daffelbe erzielte Verkaufspreis abgefondert zu verwalten und 
es fünnen die davon eingegangenen Gelder nur mit Bewilligung ber- 
jenigen Gläubiger, welche hieraus vorzugsweiſe ihre Befriedigung 
zu erhalten haben, fruchtbringend angelegt werben. 


m PER 
Die bei der allgemeinen Concurs-Inſtanz überreichten Rech— 
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nungen find dem Glaͤubiger-Ausſchuſſe mit Beftimmung einer ange- 
meffenen Friſt zur Genehmigung oder Bemänglung zuzuftellen. Bon 
den Rechnungen über unbeweglihe Güter ($. 120) find diejenigen 
Parteien, welche hierauf in&bejondere Anſprüche angemeldet haben, 
mit dem Beifage zu verftändigen, baß ihnen freiftehe, bie Rechnung 
bei dem Ausſchuſſe einzufehben und bemfelben ihre Bemerkungen 
darüber zum Gebrauche bei der Bemänglung mitzutheilen oder biefe, 
joferne die allgemeine Maffe daran nicht weiter betbeiliget if, bin- 
nen ber dem Ausjchuffe gegebenen Friſt felbft zu erflatten. Ueber 
bie erfolgte Bemänglung ift eine Tagfagung anzuorbnen und babei 
die Richtigftellung der Rechnung im gütliden Wege zu bewirken. 


— 122; 


Ueber bie bei dem beſonderen Goncursgerichte eingereichten Mech» 
nungen find der Rechnungsleger und diejenigen Parteien, welche 
auf das darin audgewiefene Bermögen Anſprüche bei bem beſonde— 
ren Goncurögerichte angemeldet haben, zu einer Tagſatzung mit dem 
Bebeuten vorzuladen, daß ihnen frei ftehe, die Rechnungen bei Ges 
richt einzufehen. 

Die- bei der Tagfagung erflärte Genehmigung oder im gütli- 
hen Wege bewirkte Nichtigftellung der Rechnung ift ebenfo, wie bie 
ftreitig gebliebene Bemänglung zu Protofoll zu nehmen, welches uns 
ter Anſchluß der Nennung zur Einvernehmung des Gläubiger-Auß- 
ſchuſſes an die allgemeine Goneurs » Inftanz zu leiten und von die— 
jer unter Beilegung ber Aeußerung des Ausfchuffes an das beſon⸗ 
bere Concursgericht mit thunlichfter Befchleunigung zurüd zu fenden 
it. Hat der Ausſchuß eine beſondere Bemänglung erftattet, fo ift 
vorerft die Richtigſtellung der Rechnung im gütliden Wege zu ver- 
ſuchen. 

$. 123. 


Konnte bie Richtigftellung einer bemängelten Rechnung im güts 
lichen Wege nicht bewirkt werden, fo ift über bie erflattete Bemäng- 
lung wie in jedem andern Rechnungsproceſſe zu verfahren. 


©. Gerichtliche Ueberwachung der Maffeverwaltung. 


$. 124. 
Das Goneursgericht ift verpflichtet, darüber zu wachen, ba 
ber Vermoͤgensverwalter und der Glaͤubiger⸗Ausſchuß ee ihnen bei 
2 
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idrer Wahl von ben Gläubigern eingeräumten Befugniffe nicht über— 
fehreiten und ihren Obliegenheiten Genüge leiſten. Daffelbe Hat, 
wenn ber Vermögensverwalter oder ein Mitglied des Ausſchuſſes 
mit Tod abgeht, oder fein Amt auszuüben verhindert wird, wegen 
fogleiher Wahl eines neuen Verwalters oder Mitgliedes des Aus— 
jehuffes das Nöthige zu verfügen. Wird demſelben eine nachtheilige 
Dermögendgebarung von bem Gemeinjchuldner, von einem Gläubiger, 
von dem Dermögenöverwalter oder von dem Ausſchuſſe angezeigt; fo 
ift es verpflichtet, nach vorläufiger Vernehmung des Befchuldigten 
barüber zu entjcheiden und nöthigen Falles die Wahl eines neuen 
Dermdgendverwalterd oder Ausſchuſſes einzuleiten, 


D. Beilbietung des Coneurs-Vermogens. 


$. 125. 


Der Dermögendverwalter hat fogleih nach Ueberreihung des 
Inventars um gerichtliche Feilbietung aller zur Maſſe gehörigen be- 
weglichen Sachen anzufuchen. Sind aber diefe Sachen von hohem 
Werthe, oder ift deren vortheilhafte Veräußerung mit großen Schwie- 
rigfeiten verbunden, was indbejondere bei bedeutenden Waarenvorrä- 
then, Babrifsgeräthichaften, feltenen Kunftwerfen oder Sammlungen 
ber Fall ift; fo ift die Beilbietung berfelben außer dem $. 128 bis 
zum Ablaufe der Anmeldungsfrift zu sverichieben und über Zeit, 
Drt und Bedingungen der Keilbietung der von den @läubigern be- 
ftätigte Ausſchuß zu vernehmen. 

Fahrniſſe, die dem Verderben unterliegen, oder beren längere 
Zurücdbehaltung der Maffe unnütze Koften machen würde, find fogleich, 
allenfalls noch vor beendigter Schäßung des übrigen Vermögens, öf— 
fentlich feilzubieten und bei dem erften Termine auch unter ber 
Schätzung zu verkaufen. 


$. 123. 

Die Feilbietung unbeweglicher Güter ift, wenn fein Hypothekar— 
gläubiger früher darauf dringt, von dem Vermögensverwalter ſo— 
gleich nach verftrichener Anmeldungsfriſt anzuſuchen. 

Die Bedingungen der Teilbietung find von dem Vermögensver— 
walter und Mafjevertreter gemeinchaftlich zu entwerfen, dem Aus— 
ſchuſſe mitzutheilen und in einem alffeitig gefertigten Aufſatze bem 
Feilbietungs » Gefuche anzufchliegen. Kommt außergerihtlih Feine 
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Vereinigung Uber bie Bedingungen zur DVerfteigerung zu Stande, fo 
ift um eine Tagfagung mit Zuziehung der hierbei vorzüglich Be— 
theiligten anzuſuchen. 

27727. 


Die Aufnahme aller ſchwankenden, einer freitigen Auslegung 
 unterliegenden Bedingungen joll vermieden werden. 

Auch ift, jo weit es ohne Beeinträchtigung ber Hypothefar- 
gläubiger geſchehen kann, darauf Bebacht zu nehmen, durch billige 
Zahlungstermine und andere den Käufern gebotene Vortheile ben 
Preis zu erhöhen. Daher find jene Hypothefargläubiger, deren vor« 
läufige Einvernehmung der Richter aus erhebliden Gründen anzuords« 
nen findet, zu vernehmen, in wieferne fie geneigt feien, hinfichtlich 
‚ihrer etwa jchon verfallenen Forderungen eine Derlängerung ber 
Zahlungsfriſten zuzugeftehen. 

- Die Genehmigung des Derfaufes, der durch die Feilbietung ges 
ſchloſſen werden wird, darf niemals vorbehalten werben. 

Zum Ausrufspreiſe des feilgubietenden Gutes ift der Schätungs- 
werth ($. 35) zu beftimmen. 


8. 128. 


Sedem Gläubiger aber, welcher eine intabulirte oder durch ein 
Pfand» oder Retentionsrecht fihergefiellte Forderung auf ein zur. 
Concursmaſſe gehöriges unbewegliches oder bewegliches Gut ange- 
meldet Hat, fteht, nachdem feine Forderung liquidirt und die Verfalls- 
zeit berjelben eingetreten ift, frei, auch noch vor Ablauf des Anmel- 
dungstermines zu verlangen, daß dieſes Gut unverzüglich und ſobald 
es geſchätzt ift, feilgeboten werde. 

Auch kann der Gläubiger, welchem ſchon vor Ausbrud bes 
Concurſes die ereeutive Beilbierung eines zur Conena maſſo igehöfigen! 
unbeweglichen oder beweglichen Gutes bewifikget wurde, Die Vor 
nahme derſelben verlangen. 

Ueber berlei Geſuche iſt der Mafftoetkrete, Permögendverwal- 
ter und Ausſchuß der Gl— läubiger ‚By kr gzer — über die Termine 
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gemeinen oder befonderen Goneursgerichte anſuchen, je nachdem er 
feine Forderung bei jenem oder biefem nad Geftattung bed $. 53 
angemeldet bat. 

Im erften Balle find über das Feilbietungsgeſuch ber Maflever- 
treter und Gläubiger-Ausſchuß wegen Beſtimmung ber Beilbietungs- 
Bedingungen einzunernehmen und es ift bie hierüber abgegebene 
Aeußerung berjelben unter Anſchluß des Gefuches dem beſonderen 
Coneursgerichte zur Erledigung zu überſenden. 

Im zweiten Falle hat das beſondere Concursgericht bad Feil— 
bietungbgeſuch dem von ihm beſtellten Vermögensverwalter zuzufer— 
tigen, welcher hierüber im Einverſtändniſſe mit dem beſondern Maſſe— 
vertreter die Feilbietungs-Bedingungen zu entwerfen und unter Rück— 
ſchluß des Geſuches dem Gerichte zur Genehmigung vorzulegen hat. 


$. 130. 

Das Gericht Bat die bewilligte Feilbietung unbeweglider Gü- 
ter, welche feiner Realgerichtsbarkeit nicht unterfiehen, durch die Real- 
Inſtanz mittelft Erſuchſchreibens zu bewirken, welche das Feilbie— 
tungs = Ediet auszufertigen umb bie Tage ber Feilbietung mit thun= 
lichſter Berückſichtigung der Anträge bes erjuchenden Gerichte zu 
beftimmen hat. 

Rüdjichtlih der Ausichreibung und Vornahme der Feilbietung 
und ber llebergabe des verfteigerten Gutes an den Käufer ift nad) 
den Vorſchriften der Givilproceg-Orbnung vorzugehen. 


Sechstes Hauptſtück. 
Befriedigung ber Gläubiger. 


I. Befriedigung ber Gläubiger aus den unbewegli- 
Ken Maffegütern. 


A. Borladung berjelben. 


6. 131. 

Sobald ein unbewegliches Gut verkauft und bie Anmeldungs- 
friſt verftrichen ift, hat die allgemeine Goneurd-Inftanz und in dem 
Falle, wenn das veräußerte Gut in einem anderen Kronlande liegt, 
das beſondere Goneursgericht (86. 52 und 155) vom Amtswegen 
eine Tagfagung zur Verhandlung und Entſcheidung über die Rang— 
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ordnung, in welder bie Vertheilung des Verfaufspreifes nach Vor— 
Schrift des 8. 14 zu gefehehen Hat, und insbefondere über die Rich— 
tigfeit und Priorität der angemeldeten Hypothekarrechte anzuorbnen 
und hierzu außer den Gläubigern, den Maffevertreter und Gemein- 
Schuldner oder denjenigen, welcher an deſſen Stelle Auskunft zu ges 
ben vermag, vorzuladen. 


$. 132. 

Sn der Borladungs-Verordnung it das veräußerte Gut gehörig 
zu bezeichnen und der Betrag des erzielten Verkaufspreiſes anzugeben, 
zugleich aber jedem Gläubiger zu eröffnen, daß er alle Driginal-Ure 
funden, von welchen er Gebrauch zu machen gebenft, mitzubringen 
habe, und daß er im Falle des Ausbleibens, in foweit gegen jeine 
Forderung Widerſpruch erhoben werden follte, von dem Kaufſchillinge 
be8 Gutes ausgeſchloſſen werden würde. 

Diefe Vorladung ift jedem im Gerichtäorte oder in befien Nähe 
wohnenden Gläubiger oder dem für ihn nah Weilung bed $. 78 
en Bevollmächtigten oder Dertreter zu eigenen Händen zuzu— 

ellen. 
Diejenigen Gläubiger, welche ihre Anſprüche auf das veräußerte 
Maflegut nah Geftattung des $. 53 bei ber allgemeinen Concurs— 
Inſtanz angemeldet haben, ift burch dieſe die Vorladung zu ber von 
ben befonderen Goneursgerichte angeordneten Tagſatzung mit ber 
Meifung zuzuftellen, zu derſelben perſönlich zu erjeheinen oder fig 
dabei dur einen im Drte des befonderen Concursgerichtes wohn— 
haften Bevollmächtigten vertreten zu laſſen, widrigens auf ihre Ge— 
fahr und Koften ein PVertreter von Amtswegen aufgeftelt werden 
würde. 

$. 133. 

Für jedes mit Hypotheken belaftete Gut und befien Zugehör muß 
eine eigene Verhandlung über die Ordnung der darauf verficperten 
Gläubiger eingeleitet werben. 


B. Verhandlung über die Priorität. 
$. 134. 
Dei ber Tagfagııng Hat jeder Blänbiner mit Beziehung auf die 
vorhergegangene Anmeldung fein Begehren ſowohl in Nückſicht des 
Betrages feiner Forderung, als auch in Rückſicht der Zeit, von wel⸗ 
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her er das Hypothekarrecht in Anfpruch nimmt, mit VBeftimmtheit zu 
ftellen und nöthigen Falles die Original-Urkunden vorzulegen, 

9 Für die Koften ber Anmeldung und der Ausweifung ber 
Priorität bei der Tagſatzung Fann Fein Gläubiger eine Vergütung 
fordern. 


$. 135. 


Ueber das von jedem Gläubiger in Anfpruch genommene Vor— 
und Hypothekarrecht hat ber Maffevertreter feine Erklärung abzuge- 
ben; auch fteht jedem ber worgeladenen Gläubiger frei, feine Eins 
wendungen dagegen anzubringen. Die Rechtsgiltigkeit einer bereits 
liquid erfannten Forderung kann jedoch nur aus Thatfachen, die dem 
Erkenntniſſe nachgefolgt find, angefochten werden. Soweit bad Be- 
gehren des Gläubigers beflritten ift, muß darüber fogleich, jedoch 
mündlich verhandelt werben. 


$. 138. 


Alle Schuldpoften, bei meiden das Vor⸗- und Hypothekar⸗ 
recht des Gläubigers unbefteitten ift, werden mit Bemerkung des 
Erfolges der Verhandlung und genauer Bezeichnung des Betrages 
der Forderung an Gapital, Zinfen und Koften und ber damit ver- 
bundenen Priorität in ein fortlaufendes Protokoll eingetragen. Ueber 
jede Poſt, wogegen in Rückſicht bed Hypothekarrechtes Einwendun— 
gen erhoben werben, ift ein beſonderes Brotofoll aufzunehmen und 
baranf in dem Hauptprotokolle Hinzumeifen. 


$. 137. 

Wenn über bie Nichtigkeit einer gehörig angemeldeten und an— 
geblih auf dad Gut verficherten Forderung durch Zugeftändnig bed 
Maflevertreterö oder rechtöfräftiges Erkenntniß noch nicht entſchieden 
ift, und die Schuld auch bei der Tagſatzung von dem Maffevertreter 
beftritten wird; fo it die Eroörterung darüber ber Uber bie Anmel- 
bung eingeleiteten Liquibirungd » Verhandlung vorzubehalten, jedoch 
die ftreitige Forderung für den Ball, daß fie in ber Folge für rich— 
tig erkannt würde, in alle Verhandlungen über das Hypothekar— 
recht und bie Ordnung der Gläubiger aufzunehmen, mithin, wenn 
zugleich das Hypothekarrecht ftreitig wäre, hierüber unverzüglich nad 
Vorſchrift bes 8. 135 ein eigenes Verfahren einzuleiten. 
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- $. 138. 


Kann die Verhandlung über die Hypothekarrechte an beren 
Rang an einem Tage nicht beendigetÜwerden, jo ift fie mit thun= 
lichfter Befchleunigung au den nächfifolgenden Tagen bis zum 
Schluſſe fortzuſetzen. 


O. Wiedereinſetzung gegen die Verfäumung der Tagſatzung. 


$. 139. 

Glaubt ein Gläubiger, welcher bei der Tagiagung ausgeblieben 
ift, fein Ausbleiben durch den Beweis eines unvermeidlichen Hin- 
derniſſes rechtfertigen zu können, jo hat er feine Rechtfertigung bin- 
nen vierzehn Tagen vom Tage ber Tagjagung, und wenn biejes 
nit möglich fein jollte, binnen vierzehn Lagen von demjenigen 
an gerechnet, an welchem das Hinderniß aufgehört Hat, immer aber 
früher anzubringen, ala bis dem Vermögensverwalter aufgetragen 
wurde, den Entwurf der Kaufſchillings-Vertheilung zu überreichen 
($. 146); widrigen Falles foll er nicht mehr gehört werben. 

Gegen die Zulaffung diefer Rechtfertigung findet Fein Reeurs ftatt, 


D. Erfenntnig über die Rangsordnung. 


$. 140. 


Nah Beendigung der Verhandlungen hat das Gericht bie 
Rangorbnung, in welcher die Gläubiger aus dem Verkaufspreiſe bes 
Gutes zu befriedigen find, zu beſtimmen, und in dieſes Erfenntnig 
auch die Forderungen, über deren Nichtigfeit noch nicht entjehieden 
ift, für den Fall, daß fie in der Folge für vechtsgiltig erfannt wür— 
den, aufzunehmen. Der Entieidung find nur bie Anerfennungen 
ber fireitenden Theile und die beigebrachten Urkunden zum Grunde 
zu legen; auf einen Eid oder Zeugenbeweis barf nicht erkannt werden. 

Dem Erfenntniffe find jederzeit auch die Entſcheidungsgründe 
beizufügen. 

In foferne Flar erhellet, dag ein Theil der auf dad Gut ver 
ficherten Schuldpoften den Kaufichilling für daſſelbe ganz erichöpft, 
kann ſich das Gericht für alle übrigen Gläubiger auf den Ausſpruch 
beichränfen, daß ihr Recht, ihre Befriedigung aus dem Verkaufs— 
preife dieſes Gutes zu fordern, erloſchen jei, 
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$. 141. 

Angemeldete und bei der zufolge des $. 131 angeorbneten Tag— 
ſatzung anerfannte Hypothekarrechte find auch Bläubigern zuzuſpre— 
ben, bie bei der Tagſatzung nicht erjchienen find, * 

Soweit jedoch dad Hypothekarrecht beſtritten und die Grund— 
hältigkeit dieſer Beſtreitung von dem Richter anerkannt wird, ift ber 
bei der Tagſatzung nicht erſchienene Gläubiger ſeines Rechtes auf 
Bezahlung aus dem Kaufſchillinge für das verkaufte Gut in dem 
Erkenntniſſe für verluſtig zu erklären. An ſeinen Anſprüchen auf 
das übrige Vermögen der Concursmaſſe wird dadurch nichts geändert 

$. 142. 

Das Erfenntnig über die Rangordnung wird nach feinem vol- 
len Inhalte dem Goneursmaffevertreter zugeftellt; dagegen ift jedem 
Gläubiger, der eine Forderung angemeldet und bie Befriedigung aus 
dem Gute verlangt hat, nur ein dieſe Forderung betreffender Aus- 
zug aus dem Erfenntnifje mit dem Bedeuten zuzuftellen, daß das 
vollftändige Erfenntniß bei dem Maffevertreter oder in ber Gerichts- 
Kanzlei eingefehen und bei diefer auch abiehriitlih erhoben werben 
koͤnne. 

8. 143. 

Gegen dad Erkenntniß über die Drbnung der Gläubiger ſteht 
den Parteien der Recurs binnen vierzehn Tagen von ber Zuftellung 
besielben frei. Der Reeurs ift bei dem Richter erfter Inflanz an— 
zubringen, welcher benjelben, wenn er nad Verlauf der gejeglichen 
Frift angebracht wird, von Amtswegen zu verwerfen, fonft aber, 
nachdem die Necursfrift für alle Gläubiger abgelaufen ift ſammt 
ben allfälligen Reeurjen der übrigen Gläubiger und mit allen Ae— 
ten und Protofollen dem Obergerichte vorzulegen Hat. 


8. 144. 

NRüdfichtlich der Recurſe gegen die Entſcheidungen der zweiten 
Inſtanz gelten die Beftimmungen der 88. 317 und 318 ber Eivil- 
proceß =» Ordnung und des $. 143 der gegenwärtigen Goneurd- 
Ordnung. 

$. 145. 


Wird Über den Reeurs rechtöfräftig erfannt, daß einem vorge— 
feßten Gläubiger Fein Hypothekar⸗Recht, oder nicht ber ihm von 
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bem unteren Richter zuerfannte Vorrang gebühre, fo wirft biefe 
Entſcheidung jowohl zu Gunften der Commun-Maffe, als aller ders 
jenigen Gläubiger, denen ber Geklagte in der Rangordnung vorge- 
jegt oder gleichgeftellt war, wenn fie auch feinen Recurs ergriffen 
haben. Nur kann der Beichwerdeführer yon den Gläubigern, welche 
aus feinem Recurſe Bortheile ziehen, vie verhältnigmäßige Vergü— 
tung der Meeurdfoften fordern, | 


E. Kaufſchillings-Vertheilung. 
8. 146. 

Sobald da3 Erfenntnig über die Rangordnung der @läubiger 
in Rechtskraft erwachlen ift, muß der Mafjeverwalter von dem Ge— 
richte angewiejen werden, gemeinschaftlich mit dem Maflevertreter den 
Entwurf der Kaufichillingsvertheiiung zu überreichen, Sollte über 
Mecurje einzelner Gläubiger die Erledigung nicht fobald zu erwar— 
ten jein, fo ift noch vor derſelben die Vertheilung zu entwerfen. 

Der Mafjeverwalter hat mir den für das übrige Vermögen be— 
ftellten DBerwaltern da3 Einvernehmen zu pflegen, Damit Fein auf 
mehreren Gütern verjicherter Gläubiger mehr erhalte, als ihm nach 
dem Betrage jeiner Forderung gebührt. 


$. 147. 


Damit die Kaufſchillings-Vertheilung überreicht werben könne, 
hat vorläufig der Vermögensverwalter über die Koften Tür Die Ver— 
waltung des Gutes, fofern darüber die Rechnung nicht ohnehin 
gerichtlich gelegt ift (SS. 1419 u. f.), für deilen Schätzung und Ver- 
außerung und für die Bejorgung der Kaufſchillingsvertheilung, ber 
Maflevertreter aber über feine Gebühren für die Theilnahme an Dies 
ſen Gejchäften und für das Derfahren bei der Taglakung zur Be— 
ftiimmung der Rangordnung dem Gerichte das Verzeichniß vorzule- 
gen. Dafjelbe Hat über dieſe Auslagen, ſoweit fie nicht ſchon ges 
richtlich fefigefegt find, jene Hypothefar - Gläubiger, welche bei dem 
Abzuge an dem Kaufichillinge Detheiliget find, zu vernehmen und 
ben Betrag ber Gebühren zu beſtimmen. 

Die in Anfehung der Hypothekar-Forderungen, welche aus dem 
Kaufſchillinge Feine Befriedigung erhalten, zuerfannten Liquidirungs- 
foften hat der Mafjevertreter aus der allgemeinen für die perſönli— 
hen Gläubiger übrig bleibenden Maſſe anzufprechen. 
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$. 148. 


Jener Theil des Kauficillinges, deſſen Zuweilung noch von 
dem Ausgange eines Recurſes oder von der Liquidirung einer For- 
derung abhängt ($. 137), ift in der Vertheilung einftweilen auszu- 
jheiden und bei Gericht zu erlegen, joferne nicht die Gläubiger, zwi— 
jhen welchen das Vorrecht ftreitig it, und die Commun-Maſſe, 
wenn auch dieſe dabei betheiliget ift, fich vereinigen, benfelben bei 
dem Käufer liegen zu laſſen, oder auf andere Art auf * Gefahr 
gegen Sicherheit fruchtbringend anzulegen. 


$. 149. 


In der Kaufſchillings-Vertheilung find ben Släubigern, welche 
verzinsliche Forderungen haben, Die Zinfen, wenn fie zu ihrer Be- 
friedigung auf den gerichtlich erlegten Theil des Kaufichillinges an- 
gewiefen werben, bis zu dem breißigften Tage, nachdem die Entjchei- 
dung des Gerichtes über die Rangordnung binfichtlih ihrer Poft 
rechtskräftig geworden ift, zuzuweiſen. Für Diejenigen Gläubger da— 
gegen, welche an den Käufer bed Gutes angewieſen werben, find bie 
Zinfen bi3 zu einem beftimmten Tage zu berechnen und mit dem Ga- 
pitale an den vom Käufer noch ſchuldigen Kaufpreiß zu weifen, wor- 
nach von diefem Tage der Käufer die Zinfen von den auf den Kauf 
preis angewiejenen Gapitalien und Zinſen zu entrichten haben wirb. 


$. 150. 


Ergibt ſich bei der Bertheilung nad) Befriedigung ber Hypo⸗ 
thekar⸗Gläubiger mit ihren Anſprüchen ein Ueberſchuß, ſo iſt derſelbe 
der allgemeinen für die perſönlichen Gläubiger beſtimmten Maſſe zu— 

zuweiſen. 


F. Einwendungen gegen die Vertheilung. 
$. 151. 

Der Entwurf der DVertheilung ift dem Gerichte zu liberreichen, 
welches denſelben zu prüfen umd die etwa erforderlichen Berichti- 
gungen zu veranlafien hat. Der berichtigte Entwurf ift bei dem 
Gerichte zu Jedermanns Einficht oder Behebung einer Abſchrift 
aufzubehalten und Hiervon find alle zufolge der SS. 131 und 132 
vorgeladenen Perſonen, welpen nicht etwa ſchon früher befannt ge— 
macht worden ift, Daß fie Feine Befriedigung zu erwarten haben ($$. 
140 und 141), mit der Eröffnung zu verfändigen, daß jebem ber- 
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felben freiftehe, ihre allfälligen Einwendungen gegen bie Verthei— 
fung binnen vierzehn Tagen bei Gericht anzubringen. 

Ueber die. in rechter Zeit angebrachten Einwendungen wird 
nah Vernehmung derjenigen, gegen welche fte gerichtet find, durch 
Beſcheid entſchieden. 


3.102, 


Die Friſt zur Ueberreihung ber Einwendungen ift nad bem 
Tage, an welchem ber Gläubiger von der Vertheilung Nachricht 
erhalten hat, zu berechnen, und fann nicht verlängert werben. Zu 
ſpät überreichte Einwendungen Hat das Gericht von Amtswegen zu— 
rückzuweiſen. 

$. 153. 

Nah Ablauf der feftgefegten Frift und erfolgter Entfcheidung 
über vie allenfall3 vorgebrachten Einwendungen gegen die Verthei— 
lung hat das Gericht den Käufer des Gutes oder wenn biefer ben 
Kaufſchilling ſchon entrichtet haben follte, den Vermögensverwalter 

anzumeifen, bie Zahlung darnach zu bewirken. 


G. Vertheilung der Erträgnifje eines unbeweglichen Gutes. 


$. 154. 


Nach ven gegebenen Vorfehriften ($$. 131 u. f.) tft au Dann 
zu verfahren, wenn es fih um die Befriedigung der Hypothefargläu- 
biger aus den Erträgniffen eines unbeweglichen Gutes handelt, wel- 
ches erft in der Folge veräußert wird, oder nach feiner rechtlichen Ei- 
genjchaft einer Veräußerung nicht unterliegt. 

Sm letzteren Falle hat das Gericht fogleich nach verftrichener 
Anmeldungsfrift die Verhandlung zur Beftimmung der Rangordnung 
unter den SHypothefargläubigern vorzunehmen, damit bie Verthei— 
fung der Erträgniſſe in der Folge nach derſelben geſchehen könne. 


II. Befriedigung der Gläubiger aud dem der Berg— 
gerichtsbarfeit unterworfenen Vermögen. 


$. 155. 


In Beziehung auf dasjenige Concursvermögen, welches der Berg- 
gerichtöharfeit unterworfen ift, Fommt die DBerhandlung und Ent- 
ſcheidung über die Rangordnung der Gläubiger, welche zu Folge des 
$. 17 auf dieſes Vermögen Ansprüche angemeldet Haben, fowie au) 

21% 
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das Derfahren über die Vertheilung bdeffelden nad den Beftimmun- 
gen ber 98. 131 — 154 in allen Fällen demjenigen Gerichte zu, 
welchem die Ausübung der Berggerichtöbarfeit zufteht (99. 57—59). 


III. Befriediguna ber Gläubiger auß den mit einem 
Pfandrechte behafteten bewegliden GSaden. 


$. 156. 


Iſt eine verpfäündete oder einem Metentionsrechte unterworfene 
beweglihe Sache gerichtlih veräußert worden, fo Hat zwar das 
Concursgericht den Maffavertreter und alle Gläubiger, welche ein 
Pfandrecht darauf angemeldet oder ein Retentionsrecht geltend ge— 
macht haben, nad Vorſchrift des 8. 132 zur Ausweilung ihrer Ans 
jprüche vorzutladen; e8 findet aber in der Regel Dei dieſer Verhand— 
lung Fein vorläufiges Grfenntniß über die Rangordnung der Forde— 
rungen ſtatt; ſondern der Richter hat nad Beichaffenheit der aus— 
gemiejenen Vorrechte zugleich die Verrheilung des Kaufichillinges vor- 
zunehmen und zu dieſem Ende auch den Vermögensverwalter bei- 
zuzieben. 


$. 157. 

Entſtehen hierbei awiichen der Commun-Maſſe und den Pfand- 
gläubigern oder unter ven letzteren hinſichtlich des Pfand- oder 
Vorrechtes Streitigkeiten, über welche Feine Ausgleihung zu Stande 
fommt, jo bat der Richter darüber zwifchen jenen Parteien, unter 
welchen der Vorrechtsſtreit obwaltet, die Verhandlung einzuleiten und 
unter Vorbehalt des Recurſes zu erkennen, 

Der ftreitige Betrag des Kaufjchillinges ift für die Betheilig- 
ten, joferne unter benjelben über deſſen fruchtbringende Anlegung 
fein Uebereinfommen getroffen wird, gerichtlich zu erlegen. Die Ver— 
theilung des unbeſtrittenen Theiles des Kaufichillinge® wird hier— 
durch nicht gehemmt. 


$. 158. 


Wenn es ſich jedoch um die DVertheilung des Betrages, mel- 
her für eine den Grund- und Sintabulationsbüchern eingetragene 
Forderung des Gemeinſchuldners eingegangen ift, unter Diejenigen 
Gläubiger Handelt, welche auf diefe Forderung durch Super - Inta- 
bulirung Pfandrechte erworben und angemeldet haben; jo it in 
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Beziehung auf bie Befriedigung diefer Afterpfanpgläubiger nach den 
Vorſchriften der 88. 131—153 vorzugehen. 


IV. Befriedigung der perfönliden Gläubiger aus 
| ber allgemeinen Goneurdmajfe. 


A. Allgemeine Beitimmungen. 
8. 189. 


Die Befriedigung der Gläubiger aus der allgemeinen Con— 
cursmaſſe hat in Abtheilungen in der Ordnung der Glaffen zu er— 
folgen. 

Um zu dieſer Befriedigung jereiten zu Fönnen, müſſen zuerft 
die Koften für die Vertretung und Verwaltung der Concursmaſſe be— 
ſtimmt werden. Zu diefem Behufe ift das Verzeichniß der Forde— 
rungen des Maffevertreter3 und Vermoͤgensverwalters für Bemühung 
und bare Auslagen, foferne über die Belohnung des legteren nicht 
eine andere Uebereinkunft getroffen wäre, nebft den nöthigen Akten 
und Beilagen der einzelnen Poſten dem Gerichte zu überreichen. 

Der Gläubiger - Husjchuß ift hierüber, foweit die Koften nicht 
ſchon gerichtlich feftgefegt worden find, zu vernehmen, ſodann aber 
ver Betrag der Gebühren von dem Richter billig und mit Rüdficht 
auf die bei der Verhandlung des Concurſes hewiefene Thätigfeit und 
Uneigennügigfeit feftzufegen und dieſe Entſcheidung dem Maſſevertreter, 
Verwalter und dem Ausfchuffe Defannt zu geben. 

Auch den Mitgliedern des Ausſchuſſes kann nach Umjtänden 
auf ihr Verlangen ein angemeffener Betrag zu einiger Belohnung 
für ihre perfönlichen Bemühungen bewilliget werden. 


B. Vermoͤgensvertheilung für die Vorzugspoften und die erfte Claſſe. 


$. 160. 


Sobald die Anmeldungsfrift verftrichen und die Liquidirung mit 
denjenigen Gläubigern, welche auf die DVerfegung ihrer Forderungen 
unter bie Vorzugspoften oder in die erfte Elaffe Anſpruch gemacht 
haben, beendiget ift, Hat die Concurs-Inſtanz dem Maffevermalter 
aufzutragen!, die Vertheilung für die Vorzugspoſten und die erfte 
Claſſe, ſoweit das Concursvermögen bereit3 umgeſetzt ift, zu entwer— 
fen und längſtens binnen acht Tagen vorzulegen. 

In dem Entwurfe ver Vertheilung, welchen ber Vermoͤgensver— 
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walter gemeinjchaftlih mit dem Maffevertreter in zweifacher Ausfer- 
tigung zu verfaffen hat, muß das vorhandene zur Vertheilung geeig- 
nete Vermögen ausgewiefen, und ber für jeden Theilnehmer ent- 
rallende Betrag berechnet werben. 


$. 161. 


Die Goneurd-Inftanz hat den Vertheilungs-@ntwurf gu prüfen 
und die allenfälligen Mängel zu berichtigen; das eine Gremplar bei 
Gericht zu behalten, das zweite dem Ausſchuſſe zuzuftellen, und in 
einem am Gerichtshaufe dffentlich anzufchlagenden Tagzettel kundzu— 
machen, daß jedem Gläubiger frei ftehe, von dem DVertheilungs-Ent- 
wurfe beim Gerichte oder Ausſchuſſe Einficht oder Abfchrift zu nehmen. 

Hiervon find diejenigen Gläubiger, welche unter die Vorzugs— 
poften und in bie erfte Claſſe gefegt wurden, insbeſondere gu ver- 
ftändigen. 


$. 162. 

Jedem Gläubiger ftcht frei, feine Einwendungen gegen ben 
Entwurf binnen vierzehn Tagen von dem Tage der Anfchlagung bes 
Tagzettel8, welcher auf demfelben zu bemerken ift, und rüdfichtlich 
der Gläubiger der Vorzugspoften und der erften Glaffe von dem 
Tage ihrer DVerftändigung bei der Coneurs-Inſtanz anzubringen, 
welche darüber die Gläubiger, gegen welche die Einwendungen ge- 
richtet find, zu vernehmen und durch Beſcheid zu entfcheiden Hat. 


$. 163. 


Nah Ablauf der Frift von vierzehn Tagen oder nach erfolg- 
ter rechtöfräftiger Entſcheidung der angebrachten Einwendungen, ift 
ber Vertheilungs-Entwurf ohne Verzug von dem Ausſchufſe dem Ge— 
vishte vorzulegen, oder von demſelben gerichtlich abzufordern, worauf 
ber Vermögensverwalter anzuweiſen ift, nach Inhalt des berichtig- 
ten Bertheilungs - Entwurfes die Befriedigung der Gläubiger zu be— 
wirfen ($. 166). 


O. Bermögensvertheilung für die nachfolgenden Claſſen. 


$. 164. 
Auf die in den 99. 160—162 angeführte Weife ift auch mit 
ber Vermögendvertheilung für die Gläubiger der zweiten und jeber 
nächfifolgenden Glaffe zu verfahren, doch müſſen von Vollendung bes 


> Be 
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Entwurfes der Vertheilung (8. 161) für jede dieſer Claſſen nicht 
nur diejenigen Gläubiger, welche in dieſelbe gehören, ſondern auch 
alle Gläubiger insbeſondere verſtändiget werden, welche in ben noch 
übrigen Glaffen Forderungen angemeldet haben, viefe mögen bereits 
liquidirt oder noch in ber Verhandlung begriffen fein, 


$. 165. 


Gegen die Bertheilung des Vermögens in diefen Claſſen fteht 
nicht nur jedem Gläubiger frei, feine Einwendungen in der fefigefeg- 
ten Srift ($. 162) anzubringen, jondern jener Gläubiger, welcher 
auf den, einem anderen darin zugewiejenen Betrag vermöge feiner 
befonderen rechtlichen VBerhältnifje gegen ihn Anſpruch macht ($. 71), 
ift berechtiget, binnen vierzehn Tagen feine Klage bei der Concurs— 
Inſtanz zu überreicyen, über welche mündlich zu verfahren ift. 

In Betreff der Befriedigung der Gläubiger jeber dieſer Claſſen 
iſt nach Vorſchrift des $. 163 vorzugehen. 


$. 166. 


Sollte die Verhandlung und Entjcheidung über die gegen ben 
Bertheilungs-Entwurf gemachten Einwendungen ($$. 163 und 165), 
oder über die nah Zulafjung des $. 165 angebrachten Klagen län— 
gere Zeit fordern; jo hat das Gericht dafür zu forgen, daß baburd) 
von dem Ausgange der Sache unabhängige Zahlungen nicht aufge- 
halten, mithin unbeftrittene Beträge berichtiget, fireitige deponirt 
oder auf andere Art ficher geftellt werden. 


V. Vorſchriften zur Beſchleunigung ber Befriebi- 
gung der Gläubiger. 


A, Allgemeine Beftimmungen. 


$. 167. 


Die Befriedigung derjenigen Claſſe der Gläubiger, welche an ber 
Zahlungsreihe fteht, darf, wenn fie ganz oder theilweife möglich 
ift, aus dem Grunde nicht verſchoben werden, weil noch nicht alles 
Eoneurövermögen eingebracht und umgeſetzt wurde, oder weil die 
Gläubiger, welche ein Pfandrecht beſitzen, ihre Abfertigung aus 
ihren Pfändern noch nicht erhalten haben. 

Iſt nicht hinreichende Barſchaft vorhanden, ſo muß von dem 
beweglichen verfügbaren Vermögen mit Ausnahme der in der Maſſe 
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befindlichen Aetivforderungen unverzüglid fo viel veräußert werben, 
al8 erforderlich ift, um bie Zahlung an die @läubiger ber Glafie, 
welche den nächſten Anfpruch hat, Teiften zu Tönnen, und gegen eine 
ſolche Verfügung findet Feine Beichwerbe ftatt. 

$. 168. 

Iſt in der Glaffe, welche zunächſt au der Zahlungsreihe fteht, 
die Liquidirung bis auf eine oder einige wenige Poſten, über welche 
jedoch die Entſcheidung nicht jo bald erfolgen dürfte, beendiget; jo 
kann die Concurs-Inſtanz die Vermögensvertheilung unter jene Gläu— 
biger dieſer Claſſe, welche bereit3 liquidirt haben, im Voraus jedoch 
mit der Vorſicht vornehmen laſſen, daß fowohl bie übrigen Poften 
fir den Fall der Anerkennung ihrer Liquidität, als auch bie bis 
dahin etwa noch bevorftehenden Auslagen bevedt bleiben, 


B. Feilbietung oder Ginantwortung der Activ-Rorderungen ber Maſſe. 


$. 189. 


Befinden fih in ber Maſſe Activ-Forderungen, welche wegen 
ungünfiiger Dermögensverhältnifie des Schuldners, wegen noch nicht 
eingetretener Zahlungsfrift oder Bedingung, oder aus anderen Grün- 
ben nicht ſchnell oder nur mit großen Koften eingebradt werben 
fünnen; fo find der DVermögensverwalter, der Ausſchuß und ſämmt— 
liche Gläubiger darüber einzuvernehmen, ob dieſe Rorberungen df- 
fentlich feilzubieten feien, oder ob bie Gläubiger ber zunächſt abzu— 
fertigenben Claſſe Diefelben zur eigenen Eintreibung übernehmen wollen. 

Im letzteren Balle find diefe Korderungen den Gläubigern ber 
gedachten Claſſe nach Map der ihnen gebührenden Befriedigung einzu- 
antworten; wenn jedoch bie einzuantwortenden Poſten ben Betrag 
der Forderungen der erwähnten Gläubiger überfteigen, fo Fann bie 
Einantwortung nur gegen Sicherfiellung des in Die Maſſe abzuführen- 
den Mehrbetrages oder mit Einwilligung der Gläubiger ber übrigen 
Claſſen fiattfinden. 

Dieje Einantwortung ift auf den Beweißurfunden ber eingeant- 
worteten Korderungen gerichtlih anzumerfen. 

Die öffentliche Beilbietung der Aetiv-Forderungen iſt anzuord- 
nen, wenn bie Mehrheit der Gläubiger, welche nach dem Betrage 
ihrer Borderungen zu berechnen ift, oder ber Ausſchuß auf Grund 
der ihm hierzu von ben Gläubigern ertheilten bejonderen Ermächti- 
gung ($. 146) diejelbe verlangt. 
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Wenn jedoch das Liquidirungsverfahren vollkommen beendiget 
und das übrige Vermögen verwerthet ift, jo darf die Vertheilung 
wegen ber bis dahin uneingebrachten Activ-Forderungen wicht auf- 
gehalten werden; ſondern diejelben find, Falls die Gläubiger fie nicht 
zur eigenen Einbringung übernehmen wollen, ohne weiteres der öf— 
fentlichen Feilbietung zu unterziehen. 


©. Zuweiſung fortlaufender Cinfünfte, 


$. 170. 


Hat der Gemeinfchuldner die Früchte eine Vermögens! G. B. 
eined Fideicommiſſes) zu genießen, Renten, Unterhaltsgelver und an— 
bere fortlaufende Einfünfte zu beziehen; fo iſt, was Daran künftig 
eingehen wird, den Gläubigern immer ohne dffentliche Feilbietung 
zur eigenen Erhebung und Bertheilung anzuweiſen, worüber ver 
Bermögendverwalter in dem Entwurfe das Nöthige zu bemerfen und 
die Zutheilung deutlich anzugeben hat. 


D. Befriedigung der Hypothefargläubiger aus der allgemeinen 
Concursmaſſe. 


——— 


Befindet ſich unter den perſönlichen Gläubigern der abzuferti— 
genden Claſſe auch ein ſolcher Gläubiger, welchem für ſeine Forde— 
rung zugleich ein Hypothekar-, oder Prioritätsrecht auf ein unbe— 
wegliches Maſſegut zuſteht, und iſt es noch ungewiß, wie viel er 
aus dem Verkaufspreiſe deſſelben erhalten werde; ſo iſt derſelbe aus 
der allgemeinen Concursmaſſe ebenſo zu befriedigen, als wenn ſeine 
Forderung durch kein Hypothekar- oder Prioritätsrecht ſicher geſtellt 
wäre. Er iſt aber verpflichtet, ſeine intabulirte Forderung, wenn 
dieſe aus der allgemeinen Concursmaſſe ganz zur Zahlung gelangt, 
dem ganzen Betrage nach, ſonſt aber in jenem Theilbetrage, welcher 
_ auf biefelbe entfällt, jevod mit dem Vorgangsrechte vor dem nicht 
bezahlten Nefte an die allgemeine Concursmaſſe abzutreten, 


VI. 2eiftung der Zahlungen und Beendigung des 
Concurſes. 
8172. 


Die Bezahlung der Gläubiger hat der Vermögensverwalter, 
28 
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wen er zur Grhebung von Geldern ermächtiget worben ift ($. 116), 
vorzunehmen; es wäre demi, daß es das Gericht für angemeffen 
findet, die Gläubiger zur Bezahlung unmittelbar an das Depoſiten⸗ 
Amt zu weiſen. 

Die Zahlung hat in beiden Fällen gegen Quittung und Aus— 
händigung der Schuldſcheine und Erkenntniſſe, auf welchen die ge⸗ 
Ichehene Zahlung anzumerken ift, zu erfolgen. 

Den Gläubigern jedoch, welde bloß eine Abſchlagszahlung 
erhalten, find die Schuldfcheine und Erfenntniffe, nachdem auf ben» 
jelben die Abfchlagszahlung angemerkt worden ift, zurückzuſtellen. 

Wird ein Gläubiger, welcher auf den gerichtlich erlegten Theil 
des Kaufjehillinges angewiefen it, vor dem im $. 149 beſtimmten 
breißigften Tage gezahlt; jo find ihm bie Zinfen nur bis zu dem 
Tage, an welchen er befriedigt wird, zu berichtigen. 

Für diejenigen Gläubiger endlich, welche fih um die Zahlung 
nicht melden, find die ihnen zugetheilten Beträge als ihr Eigenthum 
zu Gericht zu erlegen oder auf ihren Namen in den Depofitenbü- 
chern umſchreiben zu Tafjen. 


$. 172. 


Ueber den Vollzug jeder Vertheilung aus dem Conecursvermö— 
gen hat der Vermögensverwalter gemeinfchaftlich mit dem Gläubiger- 
Ausichufje längſtens binnen dreißig Lagen, nachdem er den Auftrag 
zur Vornahme verjelben erhalten hat, einen ausführlichen Bericht am 
den Richter zu erflatten und dieſem Berichte die Quittungen ber 
Gläubiger, die ausgehändigten Urkunden und die Erlagsfcheine für 
die allenfalls gerichtlich erlegten oder umgejchriebenen Beträge an— 
zufchließen. 

Zugleich joll ver Vermögensverwalter auch in Anfehung der 
noch uneingebrachten Forderungen, ſowie der erſt künftig verfallenden 
Renten, Fideicommiß- und anderen Einkünfte des Gemeinſchuldners 
die Intabulirung der Einantwortung in den Grund- und Intabu— 
lationsbüchern oder andere den Umſtänden angemeſſene Sicherſtellung 
der Gläubiger anſuchen. 

§. 174. 

Der Richter hat dieſe Berichte genau zu prüfen, mit dem zu— 
rückbehaltenen Entwurfe der Vertheilung zu vergleichen, nach befun— 
dener Richtigkeit aber aufzubewahren und was etwa zur Sicherſtel—⸗ 
lung der Gläubiger nothwendig iſt, zu verfügen. 
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Wenn das ganze Vermögen vertheilt if, und alle Vertheilun— 
gen durchaus richtig. gefteilt find, ift der Coneurs durch Beſcheid 
für beendiget zu erklären. 

Die Beendigung darf wegen der zwijchen einzelnen Gläubigern 
etwa noch anhängigen Streitigkeiten, bei welchem die allgemeine Con— 
cursmaſſe nicht weiter betheiliget iſt, nicht aufgehalten und muß 
durch Ediet befannt gemacht werden, 


VI Bertheilung des fpäter entdedtenr Vermögens. 
$. 175. 

Sollte wann immer nad Beendigung des Coneurſes ein in 
bie Concurs-Verhandlung gehöriges, aber dem Gerichte unbekannt 
gebliebenes Vermögen des Gemeinſchuldners zum Vorſcheine kommen; 
ſo iſt daſſelbe unter die Gläubiger, welche bei den Coneurſe Forde— 
rungen liquidirt, aber ihre vollſtändige Befriedigung nicht erhalten 
haben, nachträglich ebenſo zu vertheilen, als ob es gleich urſprüng— 
lich zur Concursmaſſe gezogen worden wäre. 

Die Concurs-Inſtanz hat zu dieſem Ende auf erhaltene An— 
zeige ben Gläubigern von Der entdedten neuen Maſſe Nachricht zu 
geben; die Beſchreibung und Schätzung derſelben und was über» 
haupt zur Sicherſtellung der Iheilnehmenden nothwendig ift, zu. vers 
anftalten, 

Hierauf ift ver früher aufgeftelltie Wermögensverwalter zur Ver— 
theilung anzumeilen oder ein nener Vermögensverwalter zu Deftellen, 


VII E&reeution auf das fpäter erworbene Vermö— 
gen und die Berfon des Schuldner®, 


8438 

Jeder Gläubiger iſt wegen feiner im Goneurfe durch Erfennt- 
niß oder Zugeſtändniß des Maffenertreters liquid anerkannten und 
nicht ganz berichtigten Forderungen auch auf das dem Gemeinfchuld- 
ner nach aufgehobenem Concurſe zugefallene Vermögen ohne neuerli- 
ches rechtliches Verfahren vie Ereeution zu führen berechtiget, Al— 
lenfalls if in Anjehung dieſes Vermögen? auf Anſuchen eines oder 
mehrerer Gläubiger eine neue Concursverhandlung einzuleiten, in 
welcher jedoch die bei dem erfien Goncurfe angemeldeten Forderungen 
biejer früheren Liquidation wegen fein Vorrecht vor anderen genieße 

28* 
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$. 177. 


Auf Grund ber im Coneurſe Tiquidirten Forderungen kann auch 
der Grecutionsarreft gegen ben Gemeinſchuldner ohne Rückſicht auf 
die von Amtöwegen verhängte Arreftitrafe zu jeber Zeit ſogleich be- 
williget werden, foferne ihn nicht die Rechtswohlthaten ber ‚Güter- 
abtretung davon befreien ($. 178). 


Siebente8 Sauytfüd 
Nehtsmohlthaten der Güterabtretung. 


$. 178, 


Mer nur durch Unglücsfälle und unverfchuldet in die Unmög— 
lichkeit, ſeine Gläubiger vollftändig zu befriedigen, gerathen ift und 
ohne Verzug die Gröffnung des Goneurfes unter getreulicher Ueber— 
gabe feines ſämmtlichen Vermögens begehrt, ift berechtiget, folgende 
Nechtswohlthaten in Anſpruch zu nehmen: 

1. daß er von der Perſonal-Execution befreit, und 

2. daß ihm an Kleidern, Wäſche, Betten und Haudgeräthe 
fo viel gelaflen werde, als ihm für ſich, feine Gattin und feine 
unverforgten Kinder unentbehrlich ift. 

Durch die Abtretung der Güter erlangt der Gemeinfchulbner 
fein Recht auf den Unterhalt. Gr kann denfelben nur von foldhen 
Gläubigern fordern, welche das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch zur 
Abreihung des Unterhaltes verpflichtet ($. 63). 


8. 179. 


Die Rechtöwohlthaten der Güterabtretung foll der Gemeinſchuld— 
ner mit Beilegung feines Vermögens- und Schuldenftandes ($. 34) 
bei jeinem perfönlichen Gerichtäftande gegen fämmtliche Gläubiger an— 
juchen. Der Richter hat auf dieſes Geſuch unverzüglich den Con— 
curs zu eröffnen, in dem Concurs-Edicte aber zugleich ſämmtliche 
Gläubiger mit dem Beifage zu einer Taglagung vorzuladen, daß 
über den Anſpruch des Schuldners auf die Nechtswohlthaten ber 
Güterabtretung in Rückſicht derjenigen, welche ihm diefelben nicht frei- 
willig zugeſtehen, nad Beendigung der gegen den Gemeinjchuldner 
eingeleiteten ftrafnerichtlichen Unterfuchung werde entichieden werden, 
und dag von dem Gefuche um Bewilligung der Nechrswohlthaten bei 
bem Gerichte oder dem Maſſevertreter Ginficht genommen werden 


in eu 
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fönne. Dem Maffevertreter iſt Ein, Gremplar ber Eingabe des Ge⸗ 
meindeſchuldners zuzuſtellen. 
§. 180. 


Werden dem Schuldner bei der angeordneten Tagſatzung die 
Rechtswohlthaten der Güterabtretung von einem oder mehreren 
Glaubigern zugeſtanden, fo iſt ihm hierüber durch Beſcheid Die Be— 
ſtätigung zu ertheilen. 

$. 181. 

In Anfehung der übrigen Gläubiger ift über die angeſproche— 
nen Rechtswohlthaten erft nach Beendigung und nach bem Erfolge 
ber ftrafgerichtlichen Unterfuchung, und zwar ohne eine befondere Ver— 
handlung durch Beſcheid zu erfennen. Es fteht jedoch jedem Gläu- 
biger, welcher bie Nechtswohlthaten nicht zugeftehen will, frei, bie 
Gründe feiner Weigerung und die zur Beurtheilung ber Strafbarkeit 
des Schuldners bienlichen Umftäinde dem Unterſuchungsrichter oder 
dem Staatdanwalte fchriftlich oder mündlich anzuzeigen. 


$. 182, 


Die Entſcheidung der Concurs-Inſtanz über die Rechtswohltha— 
ten ber Güterabtretung ift mit Beiftigung der Gründe dem Gemein« 
ſchuldner ſowohl, als den betheiligten Gläubigern bekannt zu ma— 
chen. Sie gilt für alle in dem Geſuche des Schuldners benannten 
Gläubiger, die ihm die Wohlthaten der Güterabtretung nicht frei— 
willig zugeſtanden haben, und ihre Rechtsnachfolger, wenn auch 
ihre Forderungen bei dem Concurſe nicht angemeldet worden ſind. 
Sie iſt aber ohne rechtliche Wirkung in Rückſicht der in dem Ge— 
ſuche nicht bezeichneten Gläubiger und der nach Ueberreichung deſſel— 
ben entſtandenen Schulden. 

$. 183. 

Gegen bie Im vorftehenden Paragraphe bezeichnete Entſcheidung 
fteht beiden Theilen der Recurs nach Vorſchrift der Givilprocch- 
Ordnung zu, 

. Die über den Recurs eines Gläubigers erfolgte Abänderung 
wirft auch für alle übrigen Gläubiger, welche die Nechtsmohlthaten 
nicht freiwillig zugeftanden haben. 

$. 184. 
Die Einficht der Unterſuchungsacten und die Mittheilung des 
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wider ben Gemeinfchuldner ergangenen Straf-Erfenntniffes kann von 
ben Gläubigern nicht verlangt werden, auch Hat ber Recurs derſel⸗ 
ben auf die Beſtrafung des Schuldners keinen Einfluß. 


$. 185. 


In ſolange die Verhandlung über die Rechtswohlthaten der Gü— 
terabtretung anhängig iſt, Fann keinem Gläubiger eine Perſonal— 
Erecution gegen den Schuldner bewilligt werden, der Vollzug einer 
vor Ueberreichung des Geſuches, durch welches die Zugeſtehung der 
Rechtswohlthaten begehrt wird, bereits bewilligten Perſonal⸗Execu— 
tion und die ämtlichen Maßregeln zur gefänglichen Anhaltung des 
Gemeinſchuldners werden dadurch nicht gehindert (8. 200). | 


Achtes Hauptſtück. 


Concursverfahren bei Handelsleuten, Fabrikanten und denſelben 
gleichgeſtellten Erwerbsgeſellſchaften und Actienvereinen. 


A. Grundſatz. 


8. 186. 

Die Vorſchriften diefer Goneurs - Ordnung find auch auf bie 
Goneurje über das Vermögen ber Handelsleute, Fabrifanten und ber 
benjelben  gleichgeftellten Erwerbögefellichaften und Aetien » Vereine 
mit folgenden befonderen Beftimmungen anzuwenden. 


B. Anzeige dev Einftellung ver Zahlungen. 


8. 187. 


Wenn ein Handelsmann oder Fabrifant feine Zahlungen einftellt, 
jo hat er viefes an demfelben Tage der Coneurs-Juſtanz jchriftlich 
anzuzeigen. 

Zu biefer Anzeige find bei Gefellfchaften und Aetienvereinen ſo— 
wohl die öffentlichen Gefeflfchafter, welche von dem Vorfalle Kennt- 
nig Haben, als auch diejenigen Berfonen, welchen die Leitung ber 
Geſchäfte zufteht, und bei Handlungen oder Fabriken, welche von 
ben Eigenthümern nicht felbft verwaltet werben, die gerichtlich an— 
gezeigten Bevollmächtigten verpflichtet. 

Die Unterlaffung der Anzeige ift mit Arreſt von Einem bis 
zu drei Monaten zu ahnden, welcher ſogleich und ohne Einrech— 
nung in bie etwa noch weiter verwirften Strafen zu vollziehen ift. 
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$. 188. 

Jeder Notar, welchen durch feine Amtdverrichtungen befannt 
wird, daß ein Handelsmann oder Rabrifant jeine Zahlungen eingeftellt 
habe, ohne daß das Gericht bereits Nachricht davon erhalten Hatte, 
ſoll der Coneurs-Inſtanz längſtens binnen vier und zwanzig Stun— 
den bie Anzeige eritatten, widrigen alles eine Strafe von fünfzig 
Gulden erlegen. 


$. 189. 


Ebenſo haben Gerichtsbehörden, welchen die erfolgte Einftellung 
der Zahlungen eines Handelgmannes oder Fabrifanten befannt wird, 
feiner Concurs-Inſtanz unverzüglih davon Nachricht zu geben. 


©. Eröffnung des Concurſes. 
a) Im alle der Einfiellung der Zahlungen. 


$. 190. 


Der Richter hat den Concurs fogleich zu eröffnen, jobald er 
von der Einftellung der Zahlungen zuverläßige Kenntnig erhält. Hat 
fie der Handelsmann oder Fabrifant nicht felbft angezeigt, fo muß 
ich das Gericht duch Vernehmung deſſelben oder auf andere jchid- 
lihe Art ſchleunigſt davon überzeugen. Bei Dereinen, zu beren 
Ueberwachung ein Tandesfürftlicher Commiſſär beftellt ift, hat fi 
das Gericht diefe Meberzeugung ſtets durch unverzügliches Einver- 
nehmen mit demſelben zu verfchaffen. 


b) Auf Begehren der Gläubiger. 


8. 191. 


Behauptet ein Handeldmann oder Yabrifant, im alle von 
einem oder mehreren feiner Gläubiger auf die Coneurs- Eröffnung 
gedrungen Wird, daß er alle Gläubiger zu befriedigen im Stande 
jet (F. 27), fo Hat er hierüber durch Vorlegung feiner Bilanz und 
Bücher den Beweis zu führen. Werden gegen ben Ausjchlag der— 
jelben Zweifel erhoben, über welche nicht fogleich abgeſprochen wer— 
ben kann, jo hat das Gericht die ſchleunigſte Unterfuchung der Bü— 
cher durch beeidete Handlungsverftändige anzuordnen und bis zur 
Crftattung ihres Gutachtens mit der Entſcheidung inne zu halten. 
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D. Abgefonderter Coneurs über das Vermögen bes Gefellichafters 
und über jenes ber Gefellichaft. 


$. 192. 


Wenn der Vorfteher der Geſellſchaft oder ein öffentlicher Ge- 
ſellſchafter die Gläubiger, welchen er bloß für jeine Perſon verpflich- 
tet ift, zu befriedigen nicht vermag, die Gläubiger ber Geſellſchaft 
dagegen aus dem Gefellichaftsfonde und dem Vermögen ber übrigen 
öffentlichen Geſellſchafter vollftändig befriedigt werben können, jo ift 
nur über das eigene in ber Gefellichaft nicht begriffene Vermögen 
des Grfteren der Concurs zu eröffnen und von dem Gefellichafts- 
vermögen nur das zur Mafje zu ziehen, was dem Gemeinjchulbner 
als Einlage und Gewinnesantheil nach Abzug der Gejellihaftsihul- 
ben etwa gebührt. 


$. 193. 


Haben die übrigen öffentlichen Gejellfchafter aus ihrem eige- 
nen Vermögen zur Berichtigung der Geſellſchaftsſchulden beitragen 
müffen, fo find die ihnen Fraft des Gejellfchaftövertrages an ben Ge- 
meinfchuldner zuftehenden Forderungen bei ber Goneurämaffe anzue 
melden berechtiget. 


$. 194. 


St die Gejellfchaft ſelbſt in Coneurs verfallen, jo muß, wenn 
ein Öffentlicher Gejellfchafter außer der Geſellſchaft Vermögen befigt, 
über ihn ein abgefonderter Concurs eröffnet und fein Activ- und 
PBaffiv-Stand von jenem der Gejellichaft getrennt behandelt werben. 
Die Gläubiger der Geſellſchaft können in einem jolchen Falle den 
Betrag ihrer Forderungen, welcher aus dem Gejellichaftävermögen 
nicht bezahlt wird, bei dem abgejonderten Goncurje des Geſellſchaf— 
ter8 anmelden, und haben auf die Mafje gleichen Anfpruch mit fei« 
nen übrigen Gläubigern. 

Ueber die Richtigkeit diefer Forderungen tft jedoch nur in bem 
über die Gefellichaft eröffneten Concurſe allein zu verhandeln und 
zu entfcheiden. Die daſelbſt erfolgte Entfcheidung gilt auch für das 
nicht in der Geſellſchaft befindliche Vermögen des Gejellichafters. 


E. Inhalt und Anjchlagung des Cdictes. 
$. 195. | 
Sn dem Coneurs⸗Edicte ift den Anordnungen ber SS. 192 
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und 194 gemäß, beutlid. — gegen welche Seſelſchaft 
oder gegen welche einzelne Mitglieder derſelben der Coneurs eröffnet 
werde. Dad Ediet muß außer der Firma auch die Namen und Vor— 
namen des Inhabers der Geſellſchaft und aller öffentlichen Gefell- 
Ichafter enthalten. Es ift auf Die Dei anderen Goncurgedieten vor— 
geiehriebene Art kundzumachen; zugleich aber, wenn fih am Ge- 
richtsorte eine Börſe befindet, auch an dieſer anzufchlagen, 


P. — und Verwaltung der Coneursmaſſe 


$. 196. 


Das Gericht hat nicht nur für die Verwahrung der Concurs⸗ 
maſſe auf das ſchleunigfte zu ſorgen, ſondern auch die den beſon— 
deren Verhältniſſen derſelben angemeſſenen Verfügungen über die 
proviſoriſche Verwaltung zu treffen und bei Ausfertigung des Edic⸗ 
tes einen oder zwei Vermögensverwalter zu beſtellen. 


$. 197. 


Menn aus dem plöglichen Gtilfftande des Gefiäftehetriches 
großer Nachtheil für die Coneursmaſſe zu beforgen wäre, fo kann 
berfelbe mit Zuſtimmung des einftweilen oder für beftändig gewähl- 
ten Ausſchuſſes der Gläubiger und Genehmigung der Concurs⸗In— 
ftanz noch fo lange im Gange erhalten werden, bis Die angefan- 
genen Geihäfte beendiget und die Waarenvorräthe veräußert find, 
oder bis er auf andere Weiſe mit geringerem Werlufte für pie 
Gläubiger aufgegeben werden kann. Doc vürfen hierbei Feine Si— 
herftellungen oder Zahlungen an Coneursgläubiger zum Nachtheile 
der übrigen geleiftet werden. 


G, Errichtung des Inventars. 


$. 198. 


Zur Errichtung des Inventars müfjen in Eidespflicht genom- 
mene Sandlungsverftändige zugezogen werden. Dieje haben die Bü— 
cher zu unter — und die Bilanz zu entwerfen. 


H. Vergleich. 


8. 183. 
Das Gericht hat ſich die Beendigung des Concurſes Bi Ver⸗ 
gleich insbeſondere angelegen ſein zu laſſen. * 
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Neuntes Hauptitſtüc. 
Strafrechtliche Folgen des Coneurſes. 
A. Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 200. 


In Hinficht der gegen den Gemeinfchuldner bei Eroffaung des 
Coneurſes jedesmal einzuleitenden Unterſuchung find bie Borfchrif- 
ten bed Strafgeſetzes und ber Strafgerichtd-Gompetenz-Berordnuns- 
gen zu beobachten. 

Zu diefem Ende hat die Coneurs-Inſtanz dem Unterſuchungs— 
richter von jeder Goncurd-Erdffnung von Amtswegen die Mittheilung 
zu machen und in dringenden Fällen jogleich der Perſon des Ge— 
meinſchuldners fich zu verfichern und denfelben, wenn er der Flucht 
verdächtig ift, in Verwahrung zu nehmen. Hätte ſich ber Gemein- 
ſchuldner auf verbächtige Art von feinem Wohnſitze entfernt, fo 
it wegen jeiner Verfolgung und Anhaltung dad Nöthige durch bie 
hierzu berufenen Behörden einzuleiten. 


B. Befondere Beftimmungen für Goneurfe der Handelsleute und 
Babrifanten. 


1. Erlöfhung der Protokollirung. 


$. 201. 


Die Concurs-Inſtanz Hat die Eröffnung des Concurſes über 
einen Handelsmann oder Fabrikanten derjenigen Gemerböbehörbe, 
ven welcher derſelbe das Handlungs» oder Fabrifshefugniß erhal» 
ten hat, bekannt zu maden, und in bem öffentlihen Buche (Fir— 
menprotofolle), in welchem deſſen PBrotofollirung vorfommt, erficht- 
[ich zu machen. Wird dieſes Buch bei einem anderen Gerichte ge- 
führt, fo it dafjelde von der Goneurs - Eröffnung ohne Verzug in 
Kenntniß zu jegen. Ebenſo ift vorzugehen, wenn über den Fort— 
beftand oder bie Erlöſchung der Protokollirung das Erfenntnig er- 
gangen ift. 

| $. 202. 

Die Concurs-Inſtanz hat mit Rückſicht auf den Erfolg ber 
ftrafgerichtlihen Unterfuhung und das Ergebniß der Goncurdverhand- 
lung über ben Fortbeſtand oder die Grlöfhung der Protofollirung 
zu erfennen, 

In ber Regel ift bie Prototollirung als erloſchen zu erklaͤren. 
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$. 203. 


Sit der Gemeinſchuldner des Betruges oder eines anderen aus 
Gewinnfucht entfpringenden Verbrechens oder Vergehens oder einer 
Uebertretung biefer Art fehuldig erkannt worden; bat er fih einer 
Hintergehung der Behörde hinfichtlih der Ausweifung des Fondes 
bei Antritt feines Gefchäftäbetriebes oder über die Erforderniffe zu 
feiner MWiederbefähigung, im Falle er ſchon einmal in Goncurs ges 
ratheu war, ſchuldig gemacht, oder fallen ihm die im $. 486 des 
Strafgefeged, lit. ce) und d) erwähnten Vergehen Hinfichtlich der 
Buchführung zur Laſt; jo it er auch für die Zukunft zur Erlan— 
gung der Protofollirung als Handelsmann, Fabrifant oder öffentli- 
cher Gefellichafter von der Concurs-Inſtanz für unfähig zu erklären. 


2. Wiederbefähigung zur Protofollirung. 


$. 204. 


Einem Handeldmanne oder Rabrifanten, welcher aus andern ala 
ben angeführten Gründen ftrafrällig befunden worden ift, fann bie 
Sortjegung feiner protofollirten Handlung oder Fabrik, jedoch nur 
dann geftattet werden, wenn er fich über die Befriedigung aller 
jeiner Gläubiger mit dem ganzen Betrage ihrer liauidirten Forde— 
rungen auszuweiſen vermag. 

Sit daher der Concurs durch einen Nachlaßvergleich beigelegt 
worden; ſo muß jeder Gläubiger, ſoferne es ſich um den Fortbeſtand 
der Vrotokollicuag handelt, auch mit dem nachgelaſſenen Betrage ſei— 
ner Forderung befriediget oder deſſen Erklärung beigebracht werden, 
daß er mit Verzichtleiſtung auf dieſen Anſpruch in die Wieverbefähi- 
gung des Gemeinſchuldners willige. 

Bei Handelsleuten und Pabrifanten, welche ihre Schuldloſigkeit 
dargethan haben, ge nügt es, wenn ſie ihre Gläubiger mit dem durch 
die Ausgleichung fefigeietsten Netrage ihrer Forderungen zu befriedi⸗ 
gen vermögen. 

$. 205. 

In wieferne fich der Verſchuldete, um feinen Geſchäftsbetrieb 
rortjegen zu dürfen, auch wieder im Beſitze eines bejtimmten Fon— 
bed befinden müffe, ift nach den Gewerbsvorſchriften zu beurtheilen. 

In jedem Falle muß fich derſelbe auch über die Erwerbungsart 


der Mittel ausweiſen, durch welche er in den Stand geſetzt worden 
29* 
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ift, die angeführten Bedingungen zu erfüllen, ohne in neue Schuls 
den zu gerathen, und die zur Unterfuchung berufene Behörbe ift ver- 
pflichtet, über die Nichtigfeit dieſeß Ausweiſes die den Umftänden 
angemejjenen Grforichungen zu pflegen. | 

Die Erfüllung diefer Bedingungen muß auch dann nachgewiejen 
werden, wenn ein Handelsmann oder ein Babrifant, deſſen Proto- 
follirung wegen des Abganges berjelben bereits für erlojchen erklärt 
worden ift, in der Folge die Brotofollivung als folcher oder als 
öffentlicher Gefellfchafter wieder bewirken oder ein in Coneurs ver— 
fallener Schuldner, welcher früher nicht Handelsmann oder Babri- 
fant war, biefelbe erlangen will, 


$. 206. 


Gläubiger, welche fish, um einen DBerfchuldeten zur Wieder- 
befähigung behilflich zu fein, mit ihren Forderungen nur zum 
Scheine als befriedigt erklären, können biefelben bei Wiederausbruch 
des Concurſes zum Nachtheile ver übrigen Gläubiger .nicht mehr gel- 
tend machen, und haben, wenn fie von dem Schuldner mittlerweile 
befriedigt worden wären, ben empfangenen Betrag zum Beften ber- 
jelben zurück zu erſtatten. 


3. Anwendung biefer Beflimmungen auf Gejellichaften, 
$. 207. | 

Die in den vorftehenden Baragraphen negebenen Beftimmungen 
find auch auf die in Goneurs verfallenen Handeld- und andere den— 
jelben gleichgeftellte Erwerbsgeſellſchaften und deren Mitglieder an- 
zuwenden. 

Ein dffentlicher Gejelligafter muß ſich zur Erlangung ber 
Miederbefähigung über die Berichtigung aller Geſellſchaftsſchulden 
ausmeijen. Ä 
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NKaiſerliches Patent 
| yom 3, Mai 1853, 
wirkſam für ſämmtliche Kromänder mit Ausnahme der Militärgränge, 


womit ein neues Geſetz über Die innere Ginrichtung 
und die Gefchäfts-Ordnung ſämmtlicher Gerichtöbes 
hörden fundgemacht und feitgefeßt wird, daß dafſelbe 
in den Königreichen Ungarn, Kroatien und Slavo— 
nien, der ſerbiſchen Woiwodichaft, dem Temefer Bas 
nate und im Großfürftenthpume Siebenbürgen am 1. 
Juli 1853, in den übrigen Kronländern aber mit der 
Mirffamkeit der daſelbſt neu zu organifirenden Bez 
zirfsämter (Bräturen) und der übrigen Gerichtsbe— 

hörden in Anwendung zu treten habe. 8 


Bir Franz Joſeph der Erite, 
yon Gottes Gnaden Kaifer von Oeſterreich; 


König son Ungarn und Böheim, König der Lombardei und Vene— 
digs, von Dalmatien, Kroatien, Slavonien, Galizien, Lodomerien 
und Illirien, König von Serufalem ꝛc.; Erzherzog von Oeſterreich; 
Großherzog von Toscana und Krakau; Herzog von Lothringen, von 
Salzburg, Steyer, Kärnthen, Krain und der Bukowina; Großfürft 
von Siebenbürgen; Markgraf von Mähren, Herzog von Ober- und 
Nieder-Stlefien, von Modena, Parma, PBiacenza und Guaftalla, 
von Auſchwitz und Zator, von Teſchen, Triaul, Raguſa und Zara; 
gefürfteter Graf von Habsburg und Tirol, von Kyburg, Görz und 
Gradiska; Fürft von Trient und Brixen; Markgraf von Ober- und 
Nieder-Lauſitz und in Sftrten; Graf von Hohenembs, Feldkirch, Bre— 
genz, Sonnenberg ꝛc.; Herr von Trieft, von Gattaro und auf ber 
windiigen Mark; Großwojwod der Wojwodpſchaft Serbien ꝛc. ꝛc. 

haben, um bie innere Cinrichtung und Gefhäft3-Orbnung aller Ge- 

richtsbehörden mit den in Unferem Patente vom 31. Dezember 1851 
feftgefeßten Grundfägen der Neshtöpflege in Einklang zu bringen, 


4 
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nach Vernehmung Unferer Minifter und nad Amhonne Unſeres 
Reichsrathes beſchloſſen, wie folgt: 


J. 


Sn ſämmtlichen Kronländern, mit Ausnahme der Konigreiche 
Ungarn, Kroatien und Slawonien, der Wojwodichaft Serbien, des 
Temefer Banates und des Großfürftenthumes Siebenbürgen, veginnt 
die Wirkſamkeit dieſes Geſetzes mit der Wirkſamkeit der dafelbft neu 
zu organifirenden Bezirksämter (Präturen) und ber übrigen Gerichtö- 
behörden; für die Kronländer Ungarn, Kroatien, Slawonien, Die 
ſerbiſche Wojwodſchaft und das Temeſer Banat und für Giebenbür- 
gen aber am 1. Juli 1853. 

Hierdurch werden alle über die Gegenftänbe dieſes Geſetzes 
früher beſtandenen Geſetze, insbeſondere das für einige Kronländer 
am 28. Juni 1852, Nr. 156 des Reichsgeſetzblattes, wodurch eine 
proviſoriſche Inſtruction über Die innere Einrichtung und die Ge- 
ſchäfts-Ordnung der Gerichtöbehörden in a erlafien wurde, 
außer Kraft gelegt. 


ll. 


Da in einigen Kronländern die Landtafel- und Grundbuchs- 
Verfaſſung gar nicht befteht, in anderen die Landtafel- und Grund» 
buchs-Angelegenheiten gegenwärtig ausjchliegend den Bezirfägerichten 
zugewiefen find; To verfteht es fich von felbit, daß bie in dieſem 
Gefege, über die Behandlung ſolcher Angelegenheiten enthaltenen 
Boricriften, in den Kronfändern der eriten Art gar Feine, in den— 
jenigen der lebten Art aber nur bei dn DBezirfägerichten Anwen— 
dung finden. 

111. | 

Auf die in der Strafrechtspflege vorkommenden Geſchäfte find 
die Beftimmungen des gegenwärtigen Gefebed in joferne anzumen- 
den, als fie fich ihrer Befchaffenheit nach dazu eignen, und durch 
die Vorſchriften über das Strafverfahren Feine bejonderen Anord- 
nungen darüber getroffen werben, 


IV, 


Auch der oberſt Berichtshof hat ſich in Anſehung der, aus 
den verſchiedenen K ine an befelben gelaugenden Augelegen⸗ 
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beiten, nach den Vorſchriften dieſes Gejebes zu benehmen. Doc 
wird Hierdurch an dem, für bdenfelben beftcehenden Statut und ven 
übrigen für venfelben erlaſſenen bejonderen Beſtimmungen, nichts 
geändert. 


rt 2 
Auf die Militärgerichte findet das gegenwärtige Geſetz Feine 
Anwendung. | 
VI. 


In den Königreichen Ungarn, Kroatien und Slamonien, bie 
Wojwodſchaft Serbien, vem Temeſer Banate und dem Großfürften- 
thume Siebenbürgen haben die in dem erfien Theile diejes Geſetzes 
enthaltenen Vorſchriften über den Wirfungäfreis der Gerichtäbehör- 
den Hinfichtlich der Bejegung der Dienftpläte, der Verlegung in ben 
Ruheſtand und der Erfenntnifle in Dikeiplinarfälfen, erft mit ber 
Einführung der neu zu organifirenden Gerichtsbehörden in Wirf- 
famfeit zu treten. 

Bis dakin ift fih in diefen Angelegenheiten nach den in den 
gedachten Kronländern bisher beitehenden Vorſchriften und Anord- 
nungen zu benehmen. 

Auf gleiche Weiſe Hat in den genannten Kronländern der, in 
dieſem Gejege ‚vorgejehene unmittelbare Gejchäftsverfehr zwiſchen den 
Gerichtöbehörden und dem Juſtizminiſterium über Gegenftände ber 
Disciplin und Verwaltung während des Beftandes der Organifirungs- 
Gommiffisnen Feine Anwendung, und e3 bat der Gang diejer Ge— 
ichäfte durch diefe Commiſſionen, Durch die provifortichen Obergerichte 
oder das Militär- und Einil-Gousernement, in der bisher beſtande— 
nen Urt einftweilen fortzubeitehen. | 


VII. 


Die bieher in den erwähnten Kronländern an den ſogenann— 
ten glaubwürdigen Orten (loca credibilia) aufbewahrten Acten ſind 
bis auf weitere Verfügung in der Verwahrung derſelben zu belaſſen, 
und die Ausfertigungen über die bei denſelben hinterlegten Urkunden 
find von dieſen Snftituten auf die bisher bejtandene Weije zu be— 
forgen. 


VII. 
Unſer Miniſter der Juſtiz iſt mit dem Vollzuge des gegenwär— 
tigen Patentes beauftragt. 


an 
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Gegeben in a Unfere faiferlichen Haupt» und Mefidenzftadt Wien, 
am britten Mai im Eintaufend Achthundert breiundfünfzigften, Un— 


ferer Reiche im fünften Sahre. 


Franz Joſeph m. p. 
(L. 8.) 
Graf Buol-Schauenftein m. p. 
Krauß m. p. 


Auf Allerhöchite Anordnung; 
Ranſonnet m. p. 


Geſetz 


über die innere Einrichtung und die SET ber 
Gerichtäftellen. 


Eriter Theil. 
Von der Beſetzung, Leitung und Ueberwachung der Gerißtsbehören. 


Erftes Sauptfiüäd, 
Bon den Erfordernijfen zur Anftellung bei den Gerichtsbehörpen, 


s. 1. 
Die zur Aufnahme in den Staatsdienft im Allgemeinen vor— 
gejehriebenen Eigenſchaften jind auch zur Anftellung bei ben Ge- 
richtsbehörden erforderlich. 


$. 2. | 
Niemand darf insbejondere zur Dienitleifiung bei einer Ge— 
richtsbehörde zugelaffen werden, deſſen untadelhaftes fittliches Betra- _ 
gen und gute politiſche Haltung nicht Durch befriedigende Zeugniſſe 
oder auf andere Art außer Zweifel gejegt if. | 
| $. 3. a ; 
Perfonen, weldhe wegen eine3 Verbrechens, eined aus Gewwinn- 


fucht entjpringenden oder der öffentlichen Sittlichkeit zumider Taufen- 
ben Vergehen; oder einer Uebertretung biefer Art ſchuldig erkannt, 
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oder Bloß wegen Unzulänglichfeit der Beweismittel freigefprochen 
worden find; ferner Perjonen, welche wegen einer anderen Geſetzes— 
Uebertretung zu einer ſechsmonatlichen oder noch längeren Freiheits— 
ſtrafe verurtheilt, oder bereits früher wegen geſetzwidriger Handlun- 
gen oder Pflichtverletzungen aus dem Staatsdienſte entlaſſen worden 
find, können ohne ausdrückliche Bewilligung Seiner Majeſtät weder 
zur Ausübung des Richteramtes, oder ſonſt zu einer Anſtellung bei 
Gericht zulaſſen werden. 

Sollte es einer ſolchen Perſon gelingen, ſich in den Staats— 
dienſt einzuſchleichen, ſo iſt dieſelbe unverzüglich zu entlaſſen, ſobald 
das ihr entgegenſtehende Hinderniß entdeckt wird. 


$. 4. 

In Coneurs verfallene Schuldner, deren Concurs-Verhandlung 
noch nicht beendiget ift, oder welche nicht volljtändig nachgewiefen 
haben, daß ihre Zahlungsslinvermögenheit bloß einem Unglücksfalle 
zuzufchreiben jei, und gerichtlich erklärte Verſchwender find zu dem 
Amte eines Nichterd und zu jeder anderen Anftellung bei Gericht 
unfähig. 


65, 

Bewerber um eine Anftellung im Gonceptrache bei Gerichtsbe- 
börden haben jene Eigenjchaften auszuweiſen, welche durch befondere 
Vorſchriften beftimmt find, jowie auch den durch diejelben geſtellten 
Anforderungen bezüglich der Sprachkenntniſſe Genüge zu Teiften 

Zur Ausübung des Richteramtes ift jedenfalld das zurückgelegte 
vierundzwanzigite Lebensjahr erforderlich. 


$. 6. 

Zur Anftellung im Kanzleifache find nur diejenigen zuaulaflen, 
welche jich durch glaubwürdige Zeugnijje über den Beſitz der erfor- 
derlichen Fähigkeiten und Kenntniffe ausweifen, um eine befriedi- 
gende Verrichtung des angeſuchten Dienfte3 und eine entiprechende 
weitere Ausbildung in Kanzleigefhäften von ihnen erwarten zu koͤn— 
nen. Auch haben fie ſich vorläufig bei dem Gerichte, bei welchem 
fie angeftellt zu werden wünjchen, einer Prüfung mit gutem Erfolge 
zu unterziehen. Dieje Prüfung Hat in dem richtigen und Ieferlichen 

Niederſchreiben in die Feder gejagter und in dem Abichreiben ſchrift— 
licher Aufläge zu beftehen, und ift, in foferne es fi um die Eig— 
nung zur Stelle eines Grundbuchsbeamten oder Nechnungsrevidenten 
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handelt, auch auf bie befonderen hierzu nothwendigen Kenntniſſe 
auszudehnen⸗ 

Bewerber um die Stelle eines Gerichtsvollziehers müſſen we— 
nigſtens des Leſens und Schreibens kundig und zur ——— ge⸗ 
richtlicher Relationen fähig ſein. 


3weite Sauptftüd 
Von der Beſetzung der Dienſtplätze bei den Gerichtsbehörden. 


8:37; 
: Die Ernennung der Präjidenten und Vice-Präſidenten des ober- 
ften Gerichtshofes und der Oberlandesgerichte (Banaltafel), der Vor— 
fteher der Gerichtähöfe erſter Inſtanz, dann der Räthe des oberften 
Gerichtshofes und der Oberlandesgerichte behalten Sih Seine Ma- 
jeät vor. 
Die Beſetzung der übrigen Zuftizbedienftungen fommt, in ſo— 
ferne die nachfolgenden Beftimmungen feine Ausnahme enthalten, 
dem Zuftizminifter zu. 


$. 8. 


Der Wirfungsfreis des oberften Gerichtshofes in Bezug auf 
die Bejegung der untergeordneten Dienftpläge bei denſelben ift in 
einem bejonderen Geſetze feitgeftellt. 


$: 9. 

Die Ernennung der Officiale und Xecceffiften, ſowohl bei ben 
Dbergerichten, als bei den Gerichtshöfen erfter Inſtanz und bei den— 
jenigen Bezirfögerichten, bei welchen bie Suftispflege von der poli— 
tiichen Adminiſtration geirenut ift, bie Ernennung der unentgeltlichen 
Kanzleibeamten, in joferne ſolche in einzelnen Kronlandern foftemi- 
firt find, und die Ernennung der Rathsdiener, Gerichtsvollzieher und 
Gerichtsdiener bei allen bier angeführten Gerichtsbehörden wird dem 
Präfidenten des Obergerichtes eingeräumt, in deſſen Sprengel bie 
legteren ſich befinden. 

Die Ernennung der minderen Dienerfhaft ift nicht nur bei den 
Dbergerichten, ſondern auch bei ben Gerichtähöfen erſter Inſtanz, 
den Vorſtehern dieſer Gerichte überlaffen. Die Dienerjchaft bei den 
Bizirfögerichten, bei welchen die Juftizpflege von der Adminiftration 
getrennt ift, und welche auch nicht durch Individuen aus Dem Stande 
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ber Gerichtähöfe erfter Inſtanz verfehen werden, wird von dem Prä- 
fidenten des vorgeſetzten Obergerichtes ernannt. 


$. 10. 

Menn jedoch bei Befegung einer ber in dem vorhergehenden 
Paragraphe erwähnten Stellen Perſonen übergangen werben follen, 
welchen nach den beftehenden Borfchriften eine vorzugsweiſe Berück— 
fichtigung zufömmt, fo ift der Gegenftand, wenn ed ſich um einen 
Ernennungsact erfter Inſtanz Handelt, dem Obergerichts=-Bräfidenten, 
und wenn auch diefer der Uebergehung beiftimmt, oder wenn es 
ih um einen Ernennungsart der Obergerichts » Bräfidenten felbft 
handelt, dem Juſtizminiſter zur Entſcheidung vorzulegen. 


$. 11. 


Die Aufnahme der Neshtspraftifanten ſteht dem Obergerichts- 
Präſidenten zur. 


$. 12. 


Die ung der Beifiter aus dem Handelsſtande bei ben’ 
Handelsgerichten und den SHandeldfenaten ber Gerichtshöfe eriter 
Inſtanz, dann der bergbaufundigen Beiſitzer bei den Bergjenaten 
erfolgt über Vorſchlag der nach den beftehenden Vorſchriften hierzu 
Berufenen, duch den Juſtizminiſter im Einvernehmen mit dem bes 
treffenden Minifterium des Handels oder der Finanzen. 


$. 13. 

Für bie erledigten Dienftpläge, mit Ausnahme jener ber Prä- 
ſidenken und Vice-Präſidenten des oberften Gerichtähofes, der Ober- 
fandesgerichte und ber Vorſteher der Gerichtöhofe erjier Inſtanz, 
dann ber Räthe des ob berſten Gerichtshofes iſt in der Regel ein Con— 
curs auszuſchreiben, und zwar für die Dienſtſtellen bei den Oberge— 
richten von dieſen, für jene bei den Gerichtshöfen erſter Inſftanz und 
bei denjenigen Bezirfögerichten, bei welchen die Juſtizpflege von der 
politischen Verwaltung getrennt ift, von dem Gerichtähofe erſter In— 
ſtanz, in deſſen Sprengel ſich das Bezirksgericht befindet, 

$. 14. 

Wenn im Laufe eined Concurſes gleiche Dienftpläge erlediget 
werden, oder wenn durch die Belegung eine ſtufenweiſe Vorrückung 
ſich ergibt, und für die unteren, hierdurch in Erledigung kommenden 
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Dienſtplätze geeignete Bewerber vorhanden find. fo fann eine weitere 
Goneurdausschreibung unterlaffen werden, 

Außerdem Fann die Belegung einer Dienftftelle ohne Goncurs- 
Ausjchreibung nur mit Bewilligung des Juſtizminiſters ftattfinden. 

Dem Juſtizminiſter bleibt aber auch vorbehalten, erledigte 
Dienftpläge, deren Belegung oder Vorſchlag zu bderfelben in dem 
Wirfungsfreife des Juſtizminiſters liegt, unabhängig von ber. ftatt- 
gehabten Goneursausichreibung und von den eingelangten Vorſchlä— 
gen zu Defegen, oder nach Beichaffenheit derfelben ($. 7) den An— 
trag zu deren Befegung Seiner Majeftät vorzulegen. 

5.10: 

In der Coneursausſchreibung find die Erforderniffe zur Erlan« 
gung der Stelle, und bie mit derfelben verbundenen Bezüge aus— 
BURHÄFEENL Zugleich ift den Bewerbern eine Friſt von vier Wochen, 
vom Lage der dritten Einhaltung in die Zeitung gerechnet, zur 
Veberreichung ihrer Gefuche zu beftimmen. 

Das Ediet ift in dem zu den ämtlichen Kundmachungen in dem 
Kronlande beſtimmten geitungsblatte, und wenn es fih um bie 
Stelle eine! Rathes handelt, auch in dem Amtöblatte der Wiener 
Zeitung kundzumachen. 


$. 16. 

Jeder Bewerber um eine Dienfiftelfe hat feinem Gefuche bie 
Nachweiſungen über die geſetzlichen Grforderniffe zu derſelben in bet 
Urſchrift oder beglaubigten Abjchrift beizulegen. Bewerber, melde 
bereit3 angeſtellt find, oder in dienjtlisher Verwendung ftehen, haben 
ihre Geſuche mittelft des Vorſtehers ihrer vorgejeßten Behörde zu 
überreichen. 

Berirfärichter haben ihre eigenen und bie Gejuche ber ihnen 
untergeordneten Beamten dem Präſidium des Gerichtshofes erfter 
Inſtanz, in deſſen Sprengel das Bezirfägericht fich befindet, zur 
Mittheilung an die Gerichtsbehörde vorzulegen, bei welcher der Con— 
curs eröffnet ift. 


RE Re 
Zwifhen den PVorftehern, Näthen, Stimmführern und unter» 
geordneten Gonceptöbeamten der Gerichtähöfe, dann zwiſchen ben Be— 


zirförichtern umd den denfelben untergeordneten Gonceptöbeamten darf 
feine Blutsverwandtſchaft in aufs und abfteigender Linie, feine Sei— 
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tenverwandtſchaft Bis einfchließig auf ben Oheim und Neffen und 
feine Schwägerfchaft bis zu demjelven Grade beftehen. | 

Borfteher ver Hilfgämter, andere Kanzleibeamten, Gerichtsvoll⸗ 
zieher und Gerichtsdiener fowohl der Gerichtshäfe als aud) der Be— 
zirfögerichte dürfen weder mit dem Vorſteher des Gerichtes, noch mit 
irgend einem Beamten, mit welchem fie im Verhältniſſe der Unter— 
ordnung oder Controle ftehen, im einem ber bezeichneten Grade ver» 
wandt oder verſchwägert jein. 

Söhne von Adoocaten dürfen bei dem Gerichten, bei welchen 
die Väter die Advocatur ausüben, nicht angeftellt werden. 


$. 18. 


Sollte ein Verwandtſchafts- oder Schwägerfchaftd-Berhältnig 
in biefer Art bei einem Gerichte beftehen oder in der Folge durch 
Ehen herbeigeführt werden, fo ift fogleich durch eine angemejjene 
Ueberfegung Abhilfe zu verfchaffen, jedoch ohne Nachtheil für bie 
Betheiligten und ohne daß hierdurch ein anderer verbienftlicherer oder 
bei gleichen Eigenschaften und Verdienſten in gleicher Kategorie oder 
gleichem Range fiebender Beamte leide. 

Die Anzeige des beftehenden Hindernifjed ift von dem Beam— 
ten, bei welchem daſſelbe obwaltet, dem Gericht3vorfteher, und wenn 
e3 bei diefem jelbft beſteht, dem vorgefegten Gerichte zu. erftatten. 
Mittlerweile Hat ber Gerichtävorfteher oder das vorgefehte Gericht 
Sorge zu tragen, daß die gemeinfchaftliche Iheilmahme der Ver— 
wandten oder Verſchwägerten an Berathungen und Verhandlungen 
vermieden werde. | 


—— 

Jeder Bewerber um eine Dienſtſtelle iſt verpflichtet, in dem 
Geſuche anzuzeigen, ob und in welchem Grade der Verwandtſchaft 
oder Schwägerſchaft er zu einem Beamten oder Diener des Gerich— 
tes ſteht, bei welchem die angeſuchte Stelle erlediget iſt. 

Der Beamte, welcher dieſe Anzeige zu machen unterläßt, muß 
es ſich, falls er die angeſuchte Stelle erlangt, ſelbſt zuſchreiben, wenn 
er auf einen anderen Dienſtplatz, auch in einer geringeren Kategorie 
überſetzt oder der normalmäßigen Behandlung unterzogen wird. 


| $. 20. | 
Bewerber um unentgeltliche Dienfipläge haben nachzumeifen, 
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daß ihr Unterhalt bis zur Erlangung eines Gehalted oder Adjutums 
gelichert fei, 

Wird der Unterhalt von einer anderen Perſon zugefichert, fo 
muß darüber eine fchriftliche Erklärung in rechtöfräftiger Form hei- 
gebracht werden, und auf berfelben in ber Hauptitadt des Kronlan- 
des von dem Gemeinde-VBorftande, an anderen Orten aber von ber 
politischen Bezirksbehörde die VBeftätigung beigefiigt fein, daß ber 
Ausfteller der übernommenen Verpflichtung unbefchadet jeiner ander» 
weitigen Pflichten nachfommen könne. | 

Unterhalts-Erflärungen ſolcher Advocaten, welche bei den Ge— 
richte, bei welchem der Bewerber angeftellt werden will, zur Par« 
teien-Vertretung berechtiget find, dürfen nicht angenommen werben. 


8: 21, 


Erklärt der Ausfteller der Urkunde fpäter, daß er ben Unter- 
halt nicht mehr zu geben im Stande fei, fo ift auf eine ämtliche 
Beftätigumg der Unvermögenheit zu dringen, und über die Urſache 
berjelben Erfundigung einzuholen. | 

Zeigt ſich Hierbei, daß der Beamte fih eine Hintergehung habe 
zu Schulden kommen laſſen, fo ift gegen ihn im Diseiplinarwege, 
nad Umftänden felbft mit der Entlafjung von ber erfchlichenen Stelle 
vorzugehen. 

$. 22. 

Jedem Geſuche eines Bewerbers, welcher bereit im Dienfte 
ſteht, ift eine Qualificationg = Tabelle nah dem Formulare Nr. 1 
beizulegen. | 

Die erſten vier Rubriken derſelben Hat ber Bewerber felbft aus— 
zufüllen, die übrigen fünf Rubrifen werden von dem Vorſteher ber 
Behörde ausgefüllt, welchem das Geſuch zu überreichen iſt. 

$. 23. ⸗ 

Das Gutachten über die Qualification iſt mit der ſtrengſten 
Gewiſſenhaftigkeit und mit der beſtimmten Bezeichnung abzugeben, 
ob der Bewerber hinreichende, gute oder ausgezeichnete Fähigkeiten 
und Berwendima an den Tag gelegt habe. Auch ift jederzeit bei⸗ 
zufügen, ob derſelbe zu der angeſuchten Stelle geeignet ſei oder nicht. 

Iſt das Geſuch an ein anderes Gericht zu überſenden, ſo hat 
bloß der Vorſteher des Gerichtes, welcher daſſelbe überſendet, das 
Gutachten abzugeben. Ueber Beamte der Kanzlei und Diener haben 
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bie Vorſteher der Gerichtähöfe erforderlichen Falles das Gutachten 
bed betreffenden Amtsvorſtehers oder des Kanzlei-Directors; über 
Bezirfsrichter oder Angeſtellte Der Bezirksgerichte, welche fih um 
Stellen bewerben, von den Mitgliedern des Gerichtes, denen fie aus 
dem Geſchäftsverkehre bekannt jein können, Auskunft einzufolen. 


$. 24. 


Hinfihtlich derjenigen Bewerber, die bei dem Gerichte angeftelft 
jind, deſſen Vorfteher die Befehung vorzunehmen oder den Befegungs- 
vorſchlag zur erftatten Hat, ift dad Gutachten über die Qualification 
ſtets der Berathung über die Befegung oder den Vorſchlag voraus— 
zuſchicken. 

$. 25. 

Bei Einbegleitung von Gefuchen um eine Ueberſetzung an einen 
anderen Dienftort in gleicher Eigenſchaft ift auch über die Umſiände, 
welde von dem Bewerber ald Beweggründe für die Ueberfegung 
angeführt werden, die Aeußerung abzugeben. 


$. 26. 


Den erften Vorſchlag Hat ſtets der Vorſteher des Gerichtes, 
son welchen der Coneurs auögeichrieben worden ift, zu erftatten, 
und denſelben, wenn e8 ein Gericht erfter Inſtanz ift, dem Ober- 
gerichts-Präſidium vorzulegen. Handelt es ſich um eine Stelle, de— 
ren Beſetzung Seiner Majeſtät vorbehalten ift, fo hat das Oberge— 
richts-Präſidium den ihm von Der erftien Inſtanz zugefommenen Vor— 
ſchlag mit feinem eigenen Antrage oder wenn der Coneurs von dem 
Obergerichte ausgeſchrieben worden ift, feinen eigenen Beſetzungsvor— 
ihlag dem Präſidenten des oberfien Gerichtshofes vorzulegen, wels 
cher denfelben mit Beifügung feines Gutachtens an den Zuftigzminis 
jter zu befördern Hat. 


$. 27. | 
Sn Anſehung der Dienftpläge, deren Beſetzung dem Juſtizmi— 
nifter zufieht, find die Vorſchläge der Präſidien der Gerichte erfter 
Inſtanz mittelfi der Bräfidien der Obergerichte, und die Vorſchläge 
ber Iegteren unmittelbar dem Suftizminifter vorzulegen. - 
$. 28. 
Zum Behufe der Dienftbefegungen und der Vorfchläge zu den- 
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felben, dann für die übrigen Perſonal- und Diseiplinar-Angelegen- 
heiten, ift bei den Gericht8-Goflegien von deren Vorfteher eine ſtän— 
dige Commiſſion unter yeinem oder ſeines Stellvertreterd Vorſitze 
aus einer angemeffenen Zahl von Mitgliedern bed Rathsgremiums, 
welche in der Regel nicht weniger als vier, und nicht mehr als acht 
betragen ſoll, zufammen zu fegen, und find hierzu jene Mitglieder 


des Rathsgremiums zu wählen, welchen ber Borfteher eine genaue 


Kenntniß des Beamtenperfonales, und ben ernten Willen, die Wahl 
auf den würdigſten Gandidaten zu Teufen, zutraut. In dieſer Com— 
miſſion find die Dienftbefegungen und bie Vorfchläge zu benfelbeu 
in Vortrag zu bringen. Die Stimmen ter Commiſſionsglieder find 
berathend und binden den Vorſteher nicht. 


$. 29. 


Bei den Berathungen über die Beſetzung von Dienftplägen 
und Grftattung von Bejegungsvorichlägen hat jeder Stimmführer 
mit der ſtrengſten Gerechtigkeit und nach eigener Ueberzeugung vor— 
zugehen und ftet3 auf bie fähigſten, verdienteſten und vertrauend- 
würpigften Perſonen, auch dann, wenn fie nicht eingefchritten wä— 
ven, Rüdficht zu nehmen. Es find hierbei die bewiejenen Fähigkei— 
ten und Kenntniffe, der bezeigte Fleiß und Eifer, die bejonderen 
Verdienſte, die Sittlichfeit und politiihe Haltung der Bewerber in 
genaue Erwägung zu ziehen. 

$. 30. 

Soliten Bewerber, welche ber angefprochenen Stelle würdig 
angefehen werden, irgend eine ber erforderlichen Eigenſchaften nicht 
nachgemiefen Haben, ohn? daß der Abgang derſelben bekannt ift, oder 
follte es zweifelhaft fein, ob ihnen ein gejegliches Hinderniß entge- 
genftehe, fo ift der entftandene Zweifel vor Bejegung des Dienft- 
platzes auf geeignete Weiſe zu Töjen. 

$. 31. 

Jeder Beamte oder Diener Hat den ihm werliehenen Dienjt- 
poften nach Empfang des Ernennungsdeeretes, oder, wenn er bereits 
im Dienfte .ift, nach Enthebung von dem letzteren jogleich anzutreten. 

Fordert die VUeberfiedlung an den neuen Dienftort längere Zeit, 
fo bat er mittelft feines früheren DVorfteherd bei dem Vorſteher des 
Gerichtes, welchem er zugewiefen wurde, um bie Bemilligung einer 
weiteren Frift einzuſchreiten. 
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| | . 92» 7 IA \ 
Kein Juftigbeamter oder Diener darf fein Amt ausüben, ohne 
den vorgefchriebenen Dienfteid abgelegt zu haben. 
| Die Beeidigung der Zuflizbeamten und Diener findet nicht nur 
. bei dem Gintritte in den Staatsdienſt, jondern aud bei jedem An- 
tritte eines höheren Dienftpoftens ftatt. 


$. 33. 

Die Präfidenten der Obergerichte legen den Dienfteid in bie 
Hände des Minifter8 oder desjenigen ab, welchen der Minifter hierzu 
delegirt. 

Die Borfteher der Gerichtähöfe erfter Inſtanz werben von dem 
Praͤſidenten des Obergerichtes, die Vorſteher der Bezirfägerichte, bei 
welchen die Juſtizpflege von ber vpolitiichen Verwaltung getrennt ift, 
von dem Präfidenten des Gerichtähofes eriter Inſtanz, in deſſen 
- Sprengel das Gericht ſich befindet, Räthe und andere Concepts— 
beamte der Gerichtähöfe, die Directoren der Hilfsämter, von Dem 
Vorficher des Gerichtes, welchem fie zugewiejen find, beeidet. 

‚ Untergeordnete SKanzleibeante und Diener werden von bem 
Borfteher des Hilfgamtes in Eid und Pflicht genommen. 


$. 34. 

In ber Nigel if dir Tag der Eidedablegung auch der Ans 

fangstag des Bezuges der Befoldung für den Beamten. 
Ausnahmen finden in folgenden Fällen flatt: 

a) Iſt ein Beamter aus ämtlichen Urjachen gehindert, den Dienft« 
eid abzulegen, fo gebührt ihm bie Befoldung vom Sage ber 

Zuſtellung des Ernennungs-Deeretes; 

b) hat ein Beamter bei dem Antritte des Dienſtes keinen neuen 
Dienfteid abzulegen, jo beginnt der Bezug der mit ber neuen 
Stelle verbundenen Beloldung mit dem Tage bed Dienftans 
tritteß ; 

e) in denjenigen Fällen, wo in Kolge der Erledigung eines Dienſt— 
platzes Beamte der mämlichen Kategorie in eine höhere Ge— 
Baltsclaffe vorzurüden haben, geht der höhere Gehalt auf den— 
jenigen Beamten über, welcher zu demfelben nach erjolgter Be— 
ſetzung der erledigten Stelle berufen ift, vom Tage Der vor— 
hergegangenen Einftellung; die wirkliche Anweiſung des höhe— 
ven Gehalte hat aber erft dann zu geicheben, wenn über Die 
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Beſetzung ber erledigten Stelle entfchieben und dieſelbe use 
bejett wird, 
$. 35. 

Die Anweifung der Bezüge für bie von Seiner Majeftät ober 
von dem Yuftizminifter ernannten Beamten wird von dem — 
im Wege des Finanzminiſteriums veranlaßt. 

Bezüglich der übrigen Beamten und Diener liegt dem Bräfi- 
dium des Gerichtes, meldes Die Ernennug vorgenommen hat, ob, 
diefelbe der Finanz-Landesbehörde befannt zu geben. — 

$. 36, 

Zur Flüſſigmachung der angewiefenen Bezüge, Bat bie Ber 
hörbe, bei welcher der Beamte den Eid abgelegt hat, ver wein 
feine Gidesahlegung ftattfindet, diejenige Behörde oder derjenige 
Amtsvorfteher, welchem ber Beamte in Beziehung auf feinen Dienft- 
antritt unterfteht, nach Beichaffenheit der Umftände den Tag der 
Eidesleiſtung, der Zuftellung des Ernennungs-Deeretes oder bed 
Dienftantrittes (8. 34) der Gaffe, bei welcher der Bezug der Bes 
ſoldung angewiefen wurde, und falls zugleich die von dem Beamten 
früher bezogenen Gebühren einzuftellen find, auch derjenigen Caſſe 
anzuzeigen, bei welcher die Einfiellung zu —2 en 


$. 37. 

Die Beſtimmungen über die Vorrüdungen in höhere Gehalts- 
claffen find bezüglich der Beamten des oberften Gerichtähofes von 
dem Präfidium dieſes Gerichtähofes, bezüglich aller anderen Gerichts⸗ 
beamten von den Obergerichtspräſidien zu treffen, und bie Flüſſig- 
machung mittelft der Finanz-Landesbehörde zu veranlaffen. 


8. 38. 

Ein Tauſch der Dienftpläge fann nur aus befonderd wichtigen 
Gründen bewilliget werden. Die Geſuche find bei dem Obergericht3- 
präfidium, und wenn es ſich um den Taufch zwiſchen Individuen 
handelt, welche nicht in dem Sprengel des nämlichen Obergerichtes 
ange ſtellt ſind, bei dem Juſtizminiſter zu überreichen. 

D as Obergerichtspräſidium hat über die bei demſelben über— 
reichten Geſuche die erforderlichen Einvernehmungen zu pflegen und 
die Verhandlung mit jeinem Gutachten dem Juſtizminiſter zur Ent- 
icheidung vorzulegen. Ein Dienfttaufh von Stellen, deren Bejegung - 
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im 8. 7 Seiner Majeftät vorbehalten ift, kann nur mit Allerhöch- 
fter Genehmigung ftattfinden. 
i $. 39. 

Dur einen Dienſttauſch darf weder der Dienſt Nachtheil lei— 
den, noch ein Dritter in ſeinem Rechte gekränkt werden. Es kann 
daher den Tauſchenden bei der Behörde, zu welcher ſie übertreten, 
unter den Beamten der gleichen Kategorie zwar der Rang nach dem 
mitgebrachten Dienftalter in dieſer letzteren, jedoch in keinem Falle 
über jenen Platz hinaus vorbehalten werden, welchen der, durch den 

Tauſch außtretende Beamte eingenommen hatte. 


$. 40, 
WVerſetzungen aus Dienſtesrückſichten können nur von dem Ju— 
ſtizminiſter und auch von dieſem rückſichtlich derjenigen Dienſtplätze, 
deren Beſetzung Seiner Majeſtät vorbehalten iſt, definitiv nur mit 
Allerhoͤchſter Genehmigung verfügt werden. 


4, 

Die Berzichtleitung auf eine Dienftitelle ift bei dem Gerichts— 
sorficher zu überreichen. Ohne Borbehalt und Bedingung einge- 
reichte. Verzichtleiſtung Fönuen von dem — Vorſteher der Behörde an— 
genommen werden, in deſſen Wirkungskreis die Beſetzung der Dienſt— 
flelle gehört, welcher entſagt wird. Verzichtleiſtungen auf Dienſt— 
ſtellen, deren Verleihung Seiner Majeftät vorbehalten iſt, ſind 
Allerhöchſtdemſelben vorzulegen. 

Vor erfolgter Annahme der Verzichtleiſtung und Enthebung 
von dem Dienſte darf der Beamte oder Diener den Dienſt nicht 
verlaſſen. Gegen diejenigen, welche dieſem zuwiderhandeln, iſt im 
Disciplinarwege mit der Dienſt-Entlaſſung vorzugehen. 


$. 42. 

Die Berzihtleitung auf den Dienjt darf nicht angenommen 
werden, wenn der verzichtende Beamte oder Diener einer durch bie 
Strafgejege verbotenen Handlung oder einer Pflichtverletzung be— 
ichuldiget ift, welde die Entlafjung aus dem Dienfte nach ji 
ziehen könnte. 

In diefem Sale it der Erfolg der Unterſuchung abzuwarten 
und dag Disciplinarerfenntnig zu ſchöpfen. — Kur dann, wenn eine 
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mindere Strafe ald die Entlaſſung ausgeſprochen wird, kann bie 
Persichtleiftung angenommen werben, 


$. 48. 

Ueber die Verſetzung gerichtlicher Beamten und Diener in den 
Ruheſtand, welde durch Krankheit oder Förperliche Gebrechen, bienft- 
unfähig oder aus anderen Gründen bienftunbraudbar werben, haben 
die für Beamte und Diener im Allgemeinen beſtehenden Borjehrif- 
ten zu gelten, 

Hinſichtlich jener Dienfipläge, deren Verleihung nicht Seiner 
Majeität oder dem Juſtizminiſter zufteht, Hat in der Megel das 
Obergerichts-Präſidium über die Penſionirung und Duiedeirung zu 
enticheiden ; jedoch fteht e8 auch dem Juſtizminiſter zu, ausnahms⸗ 
weiſe die Penftonirung und Quiescirung folcher Beamten und Die- 
ner zu verfügen, 

Bezüglich der Dienftitellen, deren Verleihung Seiner Majeftät 
vorbehalten ift, find auch die Anträge auf Verſetzung in ben Rube- 
fand zur Allerhöchſten Schlußfaſſung vorzulegen. 


$. 44. 


Jeder in den Staatsdienft eintretende Beamte oder Diener hat 
aleih nad dem Antritte des Dienſtes feinen Perſonalſtandes⸗Aus— 
weis nach dem Kormulare Ar. 2 mit den nöthigen Urfunden in 

Irjeprift oder beglaubigter Abſchrift dem Gerichtövorfteher zu über- 
reichen, 

Der Gerichtövorfteher Hat die Eintragungen genau zu prüfen 
und deren Nichtigfeit zu beftätigen, oder die erforderlichen Berichti— 
gungen vorzunehmen, 

Die Urkunden ind nach gemachten Gebrauche zurüdzuftellen. 

Bei dem Minifterium der Juſtiz find die Perfonalitandes-Aus- 
weite über ſämmtliche Juſtizbeamte zu führen. Gleiche Ausweiſe 
find aber auch bei dem Präſidium des oberften Gerichtähofes über 
die, bei demjelben augeitellten Beamten und Diener ihres Spren- 
gels und bei dem Präſidium eines jeden Gerichtes erſter Inſtanz 
über die bei demfelden angeftellten Beamten und Diener aufzube- 
wahren und in Nichtigfeit zu erhalten. 

Zu dieſem Ende muß jeder Verfonalftandes- Ausweis in der er- 
forderlichen Anzahl von drei oder zwei Exemplaren überreicht, au 
muß jede weitere in denfelben gehörige Eintragung pünktlich vorges 
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nommen und falls viefelbe nicht ohnehin durch eine Verfügung Des 
Yuftizminifteriums veranlagt worden wäre, bemfelben durch bad vore 
geſetzte Gericht angezeigt werben. 

Erhält ein Beamter oder Diener eine andere Dienftftelle, jo 
bat der Vorſteher des Gerichtes, von welchem er austritt, dem Prä- 
fibium jenes Gerichte, zu welchem er Fünftig gehört, den Perſonal— 
 Randed- Ausweis zu überjenden. 

Die Aufbewahrung und Gvidenzhaltung der Perjonalftanded- 
Ausweiſe liegt bei jeder Gerichtsbehoͤrde dem Morfteher derjelden ob. 


rien Sgaur itüd 
Bon ben Amtspflichten der Gerichtsperionen, 


$. 43. 


Die den Staatöbeamten und Dienern überhaupt auferlegter 
Pflichten liegen auch den, bei Gerichten augeftellten Beamten und 
Dienern ob. 

Insbeſondere veriehen ſich Seine Majeftät von den Gerichtäbeam- 
ten, denen im Allerhoͤchften Auftrage die Handhabung der Gerech— 
tigfeit anvertraut ift, der unbedingten Treue und des unverbrüchli- 
hen Fefthaltend an den von. ihnen vorgezeichneten Regierungs— 
Grundſätzen und erwarten die Bethätigung einer dieſen Pflichten 
jederzeit vollfommen entiprechenden Handlungsweife nicht mir in 
ihrem richterlichen Berufe, fondern auch in allen ihren Tonitigen 
Berhältniffen. | 

8. 46. 

Die Beſtimmung und Pflicht des Richters iſt, mit firenger 
Unparteilichkeit nach dem Gefegen, die Gerechtigkeit zu verwalten, 
und die Erledigung der bei Gericht anhängigen Angelegenheiten mög- 
lichſt zu beichleunigen. 

Er darf von der Vorſchrift der Geſetze nicht willkürlich ab— 
weichen. 


$. 47. 
Jeder bei Gericht Angeſtellte hat insbeſondere die ihm durch 
das Geſetz oder durch Aufträge der Vorgeſetzten zugewieſenen Ge— 
ſchäfte mit Fleiß, Eifer und Uneigennützigkeit zu beſorgen, auch in 
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feinem haͤuslichen und bürgerlichen Leben ſich gunz vorwurfsfrei zur 
benehmen, und ſowohl in als außer dem Amte Alles ar unterlaſſen, 
was das Bertrauen in die richterlichen Amtshandlungen oder die 
ar vor dem Stande, welchem er angehbrt zıt vermindern geeig- 
„net wäre, 


$. 48. 
Die den Staatsbeamten durch beſondere Vorſchriften geftatte- 

ten Nebenbejhäftigungen dürſen bei ftrenger Ahndung nie eine nach» 
theilige Beziehung auf das Dienſtverhältniß nehmen, daher insbe— 
jondere weder in Privat-Agentien und Gorrejpondenzen über ämt— 
liche Gegenſtände bei was immer für einer Gerichtsſtelle oder Be— 
hörde ausarten, noch mit einer ungeziemenden Cinmengung in Pri— 
pat- Angelegenheiten verfnüpft fein, widrigens der Entgegenhandelnde 
die ſtrengſte Disciplinarbehandlung und bei beſonders erſchwerenden 
Umftänden ſelbſt die Entlaſſung zu gewärtigen hat. | 
$. 49. er 

Gerichtöperfonen dürfe Feine, ihnen in Rückſicht auf ihr Am 

für ſich oder ihre Angehörigen mittelbar oder unmittelbar, vor oder 
nach Beendigung eines Amtsgeſchäftes, von Wen immer. angebotene 
Geſchenke annehmen oder ſich andere Vortheile unter irgend einem 
Vorwande zumenden. 3 
Die dagegen Handelnden ſind ohne Nachſicht aus dem Dienſie 


zu entlaſſen. | * 
Iſt dabei das Verbrechen des Mißbrauches der Amtsgewalt 
verübt worden, jo finden die Vorſchriften des Strafgefeges ihre 
Anwendung. 
| $. 50. 

Gerichtsperſonen haben über die, bei Gericht vorgefommenen 
Geſchäfte gegen Jedermann, dem fie eine Amtliche Mittheilung dar— 
über zu machen nicht verpflichtet find, unverbrüchliches Stillfehwei- 
gen zu beobachten. 

Die Uebertretung dieſer Vorſchrift iſt mit ſtrengen Verweiſen 
zu ahnden. Verletzt der Beamte dieſe Pflicht zu wiederholten Ma— 
len, oder ſind die Umſtände, unter welchen ein Amtsgeheimniß ent— 
deckt wird, ſo beſchaffen, daß daraus ein bedeutender Nachtheil ent— 
ſtehen kann, oder hat der Beamte die bei einer Berathſchlagung ab— 
gegebenen Stimmen verrathen, ſo iſt derſelbe nach Beſchaffenheit der 
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wirklich eingetretenen oder möglichen Folgen jeiner Pflichtverletzung 
mit einer ſtrengeren Dißciplinaritrafe, da ſelbſt mit der Entlaſſung 
aus dem Dienſte zu beſtrafen. 


Unter welchen Bedingungen die Erdffnung eines Amtsgeheim— 
mifſes als Verbrechen zu beſtrafen ſei, beſtimmt das — 


| $. 51. 
Beamte, eben die Ausübung des Richteramtes übertragen 
ift, haben auch zu vermeiden, außergerichtlich ihre Anficht über an- 


‚hängige Rechtsſachen, oder über ben wahrſcheinlichen — der⸗ 
ſelben zu äußern. 


6..,52, 


Kein Richter darj in bürgerlichen Rechtsangelegenheiten an der 
Berwaltung der Gerechtigkeit Theil nehmen, und indbejondere weder 
auf die Entſcheidung der Angelegenheit Einfluß nehmen, noch der 
Beratbhichlagung beimohnen: 

1. In jeinen eigenen und allen denjenigen Gejchäften, bei wel— 
Ken er unmittelbar oder mittelbar Schaden oder Vortheil zu er- 
warten hat; 

2. in Geſchäften ſeiner Gattin, ſeiner Blutsverwandten in auf⸗ 
und abſteigender Linie, ſeiner Geſchwiſterkinder und derjenigen, die 
ihm noch näher verwandt oder bis zu eben dieſem Grade verſchwä— 
gert ſind; 

3. in Geſchäften ſeiner Wahl- oder Pflegeeltern, Wahl- oder 
Brlegefinder ; 

4. in Geſchäften feiner Mündel und Nflegebefohlenen ; 

d. in Geiehäften jeiner Gläubiger oder Schuldner, es mögen 
alle ſowohl in biefem als in dem 2, 3. und 4. Abfage bezeichne- 
ten SBerfonen im eigenen Namen, oder nur als Benollmächtigte oder 
Bertreter unmittelbar oder mittelbar au der Sade Theil nehmen ; 

6. in Geſchäften, bei welchen er früher ala Zeuge, Sadwalter, 
Nathgeber, Unterhändler oder Mittelamann eingejchritten iſt; 

7. auch kann bei dem höheren Gerichte Niemand in Angele⸗ 
genheiten, worüber er ſchon bei einem untergeordneten Gerichte jeine 
Stimme abgegeben bat, an ber Entiheidung Theil nehmen; 

8. ein Mitglied ber. Gerichtsbehörde höherer Inſtanz it von 
der Führung des Refirates und Des Vorſitzes bei der Berathichla- 
gung audgeichlofien, wenn bier der Referent bei dem untergeordne= 
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ten Gerichte oder der Bezirfsrichter, von welchem in der Sache ent- 
jehieden murde, mit ihm, in einem ber unter 2. bezeichneten MBer- 
wandtfehafte- oder Schwägerjhaftöverhältniffe fleht. 

Auch untergeordnete Beamte und Gerichtövollzicher Haben bie 
von 1. bi8 6, angeführten Verhältniſſe, falls fie bei denſelben ein— 
treten, ihten Vorgeſetzten anzuzeigen, und um die Enthebung von 
der Vollziehung des ertheilten Auftrages zu bitten. 


8. 53. 


Beſtehende Mieth- oder Pachtverträge find zwar als kein 
Schuldverhältniß ($. 52, Nr. 5) anzuſehen, welches an fich bie 
Ausſchließung begründete, e8 ift jedoch der Partei, welche aus biejen 
oder anderen Gründen Urfache zu haben glaubt, in die Unbefangen- 
heit einer Gerichtsperſon Zweifel zu fegen, vorbehalten, wegen Ab» 
lehnung derjelben und nach Umftänden, we Delegirung eined an» 
deren Gerichtes einzufchreiten. 


$. 54. 

Außer den, in dem $. 52 angeführten Fällen find frühere 
Amtsverrichtungen eined Gerichtöbeamten, in foferne e8 nicht babei 
auf feine eigene DBerantwortlichfeit ankömmt, Fein Grund, ihn bei 
weiteren gerichtlichen Verhandlungen über benfelben Gegenftand von 
der Derwaltung der Juſtiz audzufchliegen. 

Das obervormundjchaftliche Gericht ift in Angelegenheiten fei- 
ner Mündel und Pflegebefohlenen, wenn gegen die Unbefangenheit 
des Richters Feine befonderen Bedenken eintreten, die ihm zuftehende 
Gerichtäbarfeit in und außer Streitfachen auszuüben berechtiget. 

Fine Ausnahme hat jedenfalld dann ftatt, wenn bei dem ober- 
vormundſchaftlichen Gerichte eine Klage auf die Nichtigerflärung einer 
Urkunde angebradt wird, welche unter Dazwijchenfunft biefed Ge— 
richtes errichtet wurde, in welchem alle jene richterlichen Perſonen, 
welche bei Errichtung der Urkunde mitwirften, von ber Ausübung 
der Gerichtäbarfeit in dieſer Streitſache ausgeſchloſſen find. 


$. 59. 
Kein Gerichtsbeamter oder Diener, dem nicht eins der im 4. 
82 aufgezählten Hinderniſſe entgegenſteht, darf fi aber auch der 
ihm obliegenden Amtspflichten entichlagen. 
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$. 56. 


| Aus welchen Gründen im Strafverfahren Gerichtöperjonen von 
der Mitwirfung ausgeſchloſſen find oder abgelehnt werden Fönnen, 
beftimmt die Strafproceß-Orbnung. | 


8. 57. 


Kann bei Gerichtähöfen der Gerichtövorfteher aus einem ber 
im. $. 52 angeführten Gründe jeiu Amt nicht ausüben, jo tritt der 
bemjelben im Range nächitfolgende Beamte an feine Stelle. 

Sit ein Rath verhindert, jo ift ein Anderer an jeiner Statt zu 
dem Gejchäfte zu beſtimmen. 

Treten Hinderniffe bei mehreren Rathsgliedern ein, jo daß bie 
erforderliche Anzahl der Stimmführer zur Bildung der Rathsver— 
jammlung mangelt, oder ift ein Bezirfsrichter einzujchreiten gehin- 
bert, jo ift vem höheren Gerichte die Anzeige zu erftatten, weldes 
‚entweder die erforderliche Stellvertretung anzuordnen oder ein alt= 
beres Gericht zur Verhandlung der Angelegenheit zu belegiren hat. 


$. 58. 


Beamte oder Diener, welche den Dienft vernachläßigen, fich 
demfelben willkürlich entziehen, die Amtsſtunden, joweit diejelben 
vorgejchrieben find, verabfaumen, oder durch unanftändiges oder un- 
fittliche8 Betragen fich herabwürdigen, oder eine leichtfinnige Zerrüt— 
tung ihrer Vermögensverhältniſſe fih zu Schulden kommen oder ein 
tadelhaftes politifches Benehmen beigehen laſſen, find durch Ermah— 
nungen und Verweiſe, und wenn biejfe fruchtlos bleiben, auch Ge— 
Yalt3=- Abzüge, oder eine mit Nachtheil verbundene Verſetzung an 
einen anderen Dienftplag. zu ihrer Pflicht zurücdzuführen. 

Bleiben dieſe geringeren Diseciplinar-Berfügungen ohne Wir- 
fung, oder liegt überhaupt eine grobe, das Dienftvertrauen verwir— 
fende Pflichtverlegung vor, fo ift nach vorausgegangener Unterfuchung 
im Dißeiplinarwege auf Degradirung oder auf die Entjegung vom 
Dienfte zu erkennen. 

Die Ertheilung von Ermahnungen und Verweiſen, ſowie Die 
Verhängung von Gehaltsabzügen, wenn felbe den Betrag von einem 
vierteljährigen Gehalte nicht überfteigt, ſteht zunächſt dem unmittel— 
baren Vorſteher des betreffenden Beamten oder Dieners zu, kann 
aber auch von dem Präſidium des vorgefeßten Obergerichtes, oder 
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von dem AJuftizminifter verfügt werben. Schriftlich ertheilte Ver— 
weiſe und verhängte Gehalts-Abzüge ſind dem Juſtizminiſter, und 
wenn es ſich um einen Beamten oder Diener bei dem Gerichte er- 
ſter Inſtanz handelt, and dem Präſidium des vorgefegten Oberge- 
richte anzuzeigen. Gehalts - Abzüge gegen Beamte, welde einen 
längeren Zeitraum umfaffen, oder die mit Nachtheil verbundene 
Dienftesverfebung ift dem Suftizminifter vorbehalten, ſoweit es fich 
nicht im leßteren alle um einen von Seiner Majeftät ernannten 
Beamten Handelt, in welchem Falle die Allerhöchſte Genehmigung 
einzuholen ift. 

Im Falle der Degradirung ober Dienftesentlafjung ift nad 
den Beſtimmungen des ſiebenten Hauptſtückes vorzugehen. 


$. 59. 

Jeder gerichtliche Beamte oder Diener iſt für den * Ver⸗ 
nachläßigung oder Uebertretung ſeiner Amtspflichten verurſachten 
Schaden verantwortlich und in dem geſetzlichen Wege zum Erſatze 
deſſelben anzuhalten. 


Viertes Hauptük 
Von den Amtsverrichtungen der Gerichtsperſonen. 


$. 60. 

Der Borfteher eines Gerichtähofes hat die ihm untergeordneten 
Beamten und Diener nah ihren Fähigkeiten zu verwenden, die Ar- 
beiten zweckmäßig zu vertheilen, über alle Gejchäfte, auch wenn fie 
nicht unter feiner unmittelbaren Leitung verhandelt werden, die Ober- 
aufjicht zu führen, auf Ordnung und Genauigkeit in ber Behand- 
lung derjelben, auf die Beobachtung der Geſetze und Befeitigung 
aller Mißbräuche, ununterbrochene Aufmerffamfeit zu verwenden; 
Beichwerden gegen einzelne Beamte zu unterfuchen, jo weit Abhilfe 
nöthig ift, die der Sache angemefjenen Verfügungen zu treffen und 
dahin zu wirken, daß der Dienft duch Eintracht unter feinen Un- 
tergebenen und durch mechjelfeitige Unterftügung erleichtert und be- 
fördert werde. 

Dieje Vice-Präfidenten haben den Präfidenten in feinen Amts- 
verrichtungen, jo weit fie ihnen —— werden, zu unterſtützen 
und zu vertreten. 


123 


$. 61. 


. Die Amtöverrichtungen der Räthe werden durch die, im zwei— 
ten Theile dieſes Geſetzes enthaltenen Vorſchriften und durch bie, 
über die Ausübung des Ss überhaupt gegebenen Geſetze 
beftimmt. 


$. 62. 


Das Amt der Rathöfefretäre, Auscultanten und anderer unter- 
georbneter Gonceptöbeamten ift vorzugsweiſe die NRathöprotocolle zu 
führen, die Ausfertigung der Rathsbeſchlüſſe zu entwerfen, den Rä— 
then erfter Inſtanz Aushilfe in der Bearbeitung ver Referate zu 
leiften, die ihnen aufgetragenen Amtshandlungen, insbejondere Anle— 
gung der Sperren, Errichtung der Inventuren u. dgl. zu vollziehen, 
bei Tagſatzungen und ftrafgerichtlichen Unterfuchungen das Protokoll 
zu führen, überhaupt aber jedes, ihnen von dem Gerichte oder Dej- 
jen Borfteher zugewiejene Gefchäft zu bejorgen, 


$. 63. 


Nechtöpraftifanten find nach dem Ermeſſen des Gerichtsvor— 
ſtehers jedoch fo zu verwenden, daß ihnen Gelegenheit gegeben wird, 
fih in allen Zweigen der Rechtspflege auszubilden. Cine jelbftän- 
dige Amtshandlung und die Führung des Rathsprotokolles darf 
ihnen nicht übertragen werden. Sie müſſen fich bei denjenigen Ge— 
richten verwenden Iaffen, welchen jie das Obergerichts-Präfidium zus 
zuweiſen für nöthig erachtet. 

$. 64. 

Die Amtsverrichtungen des Kanzleiperfonales find in dem zwei— 
ten Theile dieſes Gefeges und in den befonderen Vorſchriften über 
einzelne Zweige der Suftizverwaltung beftimmt. 

Die Zuweifung der Kanzleigefchäfte an die einzelnen Beamten 
ift ‚dem Ermeſſen des Gerichtövorjteherd überlafien. 


$. 65. 


Vorſteher und leitende Beamte der Hilfsämter haben die Ar— 
beiten unter ven ihnen zugewielenen Beamten jo viel möglich gleich- 
mäßig zu vertheilen, jeden zur Erfüllung feiner Pflicht anzuhalten, 
Nachläpigfeit und Unordnung im Dienfte, wenn Ermahnungen und 
Verweiſe erfolglos bleiben, unter eigener WBerantwortung dem Ge— 


richtsvorſteher anzuzeigen, 
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$. 66. 


Die Kanzleibeamten find, in foferne fie nicht ihre Amtöverrich- 
tungen von ben Gerichtöhaufe entfernen, täglich im Amte zu er- 
heinen, und während bes von dem Gerichtövorfteher feſtgeſetzten 
Amtsſtunden, beren Zahl nicht unter fieben fein darf, und wenn es 
der Dienft erfordert, auch Tänger zu arbeiten, verpflichtet. 

Dem Gerichtsvorfteher ift überlaffen, diejenigen Kanzlei-Indi— 
viduen zu beftimmen, welche abwechfelnd auch an Sonn» und Feft- 
tagen im Amtsorte zu ericheinen Haben. | 


$. 67. 


Bei größeren Gerichtshöfen kann der Vorſteher abwechjelnd 
einen eigenen Kanzleidireetor aus der Zahl der Räthe benennen, 
welchen obliegt, darüber zu wachen, daß die gejeglichen Vorfchriften 
und die befonderen, von dem Gerichtsvorſteher getroffenen Vorkeh— 
rungen befolgt, die Amtsftunden genau gehalten, Rückſtände vermie- 
den und überall Ruhe, Ordnung und Einigfeit erhalten werde. 

Der Kanzleidireetor hat zu diefem Ende die einzelnen Abthei« 
lungen der Kanzlei von Zeit zu Zeit zu bejuchen, in die Art ber 
Behandlung der Geſchäfte Einficht zu nehmen, wahrgenommene Ge- 
breshen ſogleich zu rügen und abzuftellen, größere Verfehen und wie- 
derholte Sehltritte dem Gerichtövorfteher anzuzeigen, bei einem grös 
ßeren Andrange ber Gefchäfte, oder wenn bejondere Zufälle, 3. B. 
Erkrankungen, eine Stocdung im Gefchäfte bejorgen laſſen, nach vor— 
läufiger Rückſprache mit dem Gerichtövorfteher die angemefjenen Ver— 
fügungen zu treffen oder Die geeigneten Anträge in ber Rathöver- 
fammlung zu Stellen. | 

$. 68. 

Der Bezirfsrichter (Prätor, Stuhlrichter) Hat außer den, ihm 
als Richter obliegenden Amtsverrichtungen auch die Leitung und 
Ueberwachung aller bei dem Amte vorfommenden und feinen Hilfd- 
beamten oder dem Kanzleiperfonale zugemiefenen gerichtlichen Ge— 
Ichäfte zu beforgen. 


Fünftes Hauptflüd. 
Bon der Ertheilung eines Urlaubes. 


$. 69. 
Gerichtöbeamten und Dienern kann über ihr Anſuchen aus 
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rückſfichtswürdigen Gründen ein, dem Bebürfniffe angemefjener und 
den Dienftverhältniffen unnachtheiliger Urlaub gegeben werben. 

Die Vorſteher der Bezirksgerichte, bei welchen die Juſtizpflege 
von der politiihen Verwaltung getrennt ift, Fönnen ben ihnen un— 
tergeordneten Beamten und Dienern in Einem Jahre auf 14 Tage; 
die Vorſteher der Gerihtshöfe erfter Inſtanz ihren Untergebenen auf 
4 Wochen; die Präfidenten der Obergerichte und ber Präſident es 
oberftien Gerichtähofes auf 6 Wochen Urlaub ertheilen. 

Die Präfivien der Obergerichte find befugt, den Vorſtehern ber 
Gerichtshoͤfe erſter Inſtanz und den Bezirksrichtern auf 6 Wochen 
in Einem Jahre Urlaub zu ertheilen und den Urlaub der unter— 
geordneten Beamten der Gerichte erſter Inſtanz auf dieſe Zeit zu 
erweitern. | | 

Ergibt ſich die Nothiwendigfeit, einem Beamten oder Diener 
innerhalb Eines Sahres auf Einmal oder in Zwijchenabjehnitten 
Urlaub in der Geſammtdauer von mehr als 6 Wochen zu ertheilen, 
ober handelt es fih um die Bewilligung zu einer Reiſe in das 
Ausland, jo ift ftet3 die Bewilligung des Zuftizminifters einzuholen, 

Nur in ehr dringenden Fällen Fann - der Gerichtövorftcher bie 
Abreife in das Ausland noch vor der eingelangten Bewilligung 
geftatten. 

Die Gefuhe um Verlängerung eines Urlaubes jind immer 
rechtzeitig einzureichen, damit ſie noch vor Ablauf der erſten Urs 
lauböfrift erlediget werden koͤnnen. 

$. 70. 

Die Präfidenten der Dbergerichte haben den Urlaub bei dem 
Juſtizminiſter anzuſuchen. 

Die Urlaubsertheilung für den Präſidenten des oberſten Ge— 
richtshofes iſt bei Seiner Majeſtät zu erwirken. 


— 71: 


Eine nicht gerechtfertigte Ueberſchreitung des Urlaubes iſt mit 
Strenge, nach Umſtänden mit dem Verluſte der Bezüge für die 
Dauer der unbefugten und nicht gerechtfertigten Ueberſchreitung zu 
beſtrafen. 

Auch kann bei fortdauernder Abweſenheit ungeachtet einer, mit 
Beſtimmung eines angemeſſenen Zeitraumes, ergangenen Aufforderung 
zur Rückkehr mit der Suspenſion und Einſtellung des ganzen Ge— 
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haltes und nöfhigen alles mit der Entſetzung Som Dienfte vorge- 
gangen werden, 


$. 72. 

Em durch Kranfheit oder einen anderen unvermeidlichen Zu— 
fall eingetretenes Hinderniß, den Dienft zu verfehen, ift bem Ge— 
rihtövorftcher, oder wenn es bei einem Vorfteher eintritt, dem Prä- 
ſidium des vorgefegten Gerichtes anzuzeigen und auf deſſen Anord— 


nung zu befcheinigen. ine durch Hinderniſſe diefer Art veranlaßte 
Abweſenheit ift nicht als Urlaub anzufehen. 


Sech stes Hauptſtück. 


Von der Supplirung erledigter Dienſtplätze und abweſender 
Gerichtsperſonen. 


$. 78. 

In Fällen der Beurlaubung, Verhinderung oder Abweſenheit 
von Gerichtsperſonen oder der Erledigung von Dienftplägen iſt ‚bie 
nöthige Supplirung zunädft aus den eigenen Arbeitäfräjten bes 
Gerichtes zu verfügen, und nur, wenn dieſe nicht ausreichen, um 
die erforderliche Hilfe bei der höheren Behörde anzujuchen. 

Der Vorſteher eined Gerichte8 wird von dem ihm im Range 
zunächſt flehenden Beamten jo lange vertreten, bis von bem höhe- 
ren Gerichte, welchem jogleich -die Anzeige von dem Borfalle zu er- 
ftatten ift, oder nöthigen Falles von dem Suftigminifter oder von 
Seiner Majeftät eine andere Anordnung ‚getroffen wird. 

Die Gefchäfte eines abgängigen Rathes hat ein anderer Rath 
zu übernehmen. 


$. 74. 

Die Uebertragung des Stimmrechtes an Supplenten bei Ge— 
richtahöfen iſt in bürgerlichen Rechtsangelegenheiten dem Juſtizmini— 
fter vorbehalten; die Beftellung von Supplenten mit entſcheidender 
Stimme in fteafgerichtlichen Angelegenheiten aber und die Beiſtim— 
mung won Stellvertretern für Bezirksrichter iſt den Obergerichts⸗ 
Praſidien süberlaffen. | 


Siebented Haupiſtück. 


Bon der Ausübung der Diseiplinargewalt über die gerichtlichen 
Beamten und Diener. 


$. 75. 


| Gerichtliche Beamte oder Diener, welche einer ſolchen durch die 

Strafgefege verbotenen Handlung jehuldig erfannt, oder von ber 
Schuld an derfelben nur wegen Unzulänglichfeit der Beweismittel 
freigefprochen werden, welche fie nach der Beftimmung des $. 3 von 
der Aufnahme in den Juſtizdienſt ausgefchlofien Hätte; die in Con— 
eurs verfallen und iu der Crida-Unterſuchung nicht ſchuldlos befun— 
den, oder die wegen Verſchwendung umter Guratel geſetzt werben 
($. 4), müffen, ohne daß e8 weiterer Erhebungen im Diseiplinar- 
wege bedarf; durch die in den 88. 85 bis 89 bezeichneten Organe 
des Dienfte3 fogleich entlaffen werden. | 


$. 76. 


Wird ein gerichtlicher Beamter oder Diener wegen was immer 
für einer anderen Uebertretung der Strafgejege in Unterfuchung ge— 
zogen, jo müffen nad Beendigung derjelben, der Erfolg möge wel— 
her immer. gewejen jein, die Verhandlungsacten dem Präfivium der 
vorgejeßten Gerichtöbehörde defjelben mitgetheilt werden, um nad den 
Beftimmungen ber $$. 84—89 in Beurtheilung ziehen zu fFönnen, 
ob nicht gegen denſelben, wenn auch die Strafgefege Feine Anmwen- 
dung finden, doch im Disciplinarmege vorzugehen und die Dienft- 
entlaffimg zu verfügen, oder zum Zwecke dieſer Beurtheilung weitere 
Erhebungen erforderlich ſeien. 


$. 77. 


‘ Ergibt ſich gegen einen gerichtlihen Beamten oder Diener aus 
amtlihen Wahrnehmungen, oder aus vorgefommenen Syndicats⸗ 
oder anderen Bejchmerden oder Anzeigen der gegründete Verdacht 
einer Vernachläßigung oder Lichertretung feiner Amtspflichten, welche 
fich mit Rüdficht auf eine bejondere Anordnung, oder auf die Größe 
des Verſchuldens und die Sicherheit bed Dienfted, oder weil gerin- 
gere Diseiplinar-Berfügungen fruchtlos geblieben find ($. 58), zu 
einer ftrengeren Behandlung eignet, jo find darüber von dem Vor⸗ 
fieher des Beichuldigten unverzüglich die erforderlichen Erhebungen 
im Diseiplinarwege einzuleiten. 
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Bon der Einleitung und dem Erfolge einer jeden Disciplinar- 
Unterfuchung muß dem Zuftizminifter die Anzeige erftattet werben. 


$. 78. 


Zeigt ſich bie Nothwendigfeit einer Disciplinar-Unterfuchung 
aus Verhandlungen, welche bei einer höheren Gerichtöbehörbe ober 
dem Juftizminifterium vorfommen, jo hat das Präfidium ber betref- 
fenden Gerichtöbehörde und beziehungsweife ber Yuftizminifter ſogleich 
zur Vornahme ber Unterfuhung die Anordnung zu treffen. Ueber— 
haupt ift e8 bejondere Pflicht jedes Gerichtsvorſtehers und bed Ju— 
ftigminifter8 die ſtrengſte Aufficht über das unterfiehende Gerichts- 
perjonale zu handhaben, und es jteht denfelben zu, falls fie von 
Seite des betreffenden unmittelbaren Vorſtandes eine Lauigfeit oder 
Nachläßigfeit in der Handhabung der ihm obliegenden Diseciplinar- 
gewalt wahrnehmen, jogleih im eigenen Wirfungäfreije die nöthige 
Abhilfe zu ſchaffen, und bie erforderlihen Disciplinar-Berfügungen 
unmittelbar und jelbftändig zu treffen. Gegen die Vorfteher, Beam- 
ten und Diener ber Bezirfögerichte, bei welchen die Juſtizpflege von 
der politiihen Verwaltung getrennt ift, Fönnen Diseciplinar-Unterfu- 
Hungen nöthigen Falles auch von dem ‘Präfidenten bed Gerichtd- 
Hofes erfter Inſtanz angeordnet werben, in befien Sprengel das 
Bezirfögericht fich befindet. 


$. 79. 


Wird ein gerichtlicher Beamter oder Diener wegen einer ber 
im 8. 3 bezeichneten durch die Strafgejege verbotenen Handlungen 
in Unterfuhung gezogen oder verhaftet; oder verfällt er in Coneurs, 
fo muß berjelbe ftet3 von feinem Amte und feinen Bezügen fuspen- 
dirt und für bie Dauer der Unterfuhung, oder bis zur Beendigung 
des Concurſes auf den Bezug einer Alimentation beſchränkt werben, 
welche nad den beftehenden Borfchriften zu beftimmen ift. — Diefe 
Borftellung ift auch in Fällen dev Disciplinar-Unterfuchung zu tref- 
fen, wenn die dem Beichuldigten zur Laſt gelegte Pflichtverlegun 
oder Geſetzes-Uebertretung mit der Degradirung oder Dienftedentlaf- 
fung beftraft werben Fan, oder wenn nach dem Ermeflen bed Vor— 
ſtehers des Gerichtes, von welchem bie Disciplinar - Unterfudung 
eingeleitet wurde, oder des Präſidiums der höheren Behörde oder 
des Juſtizminiſters die Sicherheit des Dienfted oder dad Anſehen 
des Gerichtes die Entfernung deſſelben fordert. Diefelbe kann von 
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dem unmittelbaren Vorſtande, ſowie von dem Präfidium der höhe⸗ 

ren Gerichtsbehörde und von dem Juſtizminiſter verfügt werben, 
| $. 80. 

Bejchwerden gegen die Einleitung einer Disciplinar-Unterfuchung 

.pber die. Suöpendirung vom Amte und Gehalte find an das Ober— 

gerichts⸗Präſidium, und wenn bie Beichwerde gegen die Verfügung 

des Obergerichts⸗Präſidiums gerichtet, oder wenn die Verfügung von 

dem Bräfidium des oberiten Gerichtshofes oder von dieſem ausge— 


‚gangen it, an den Jufizminifter zu überreichen. Sie haben aber 
feine aufſchiebende Wirkung. 


$. 81. 

Eine förmliche Diseiplinar-Unterfuhung hat nur dann ftattzu- 
finden, wenn «3 fi$ um die Strafe der Degradirung oder Dienftes- 
entlaffung handelt. Bei minderen Disciplinar-Verfügungen ($. 58) 
genügt die Erhebung des bezüglichen Ihatdeftandes, wornach der be- 
treffende Amtsvorftand die entſprechende Disciplinar-Berfügung zu 
treffen, oder die weiteren Anträge gehörigen Orts zu ftellen bat. 

$. 82. | 
Findet eine fürmlihe Disciplinar-Unterfugung ftatt, fo müffen 
alle zur Aufklärung der Sache dienlichen Beweiſe von Amtswegen 
herbeigeſchafft und die betheiligten Parteien und Zeugen nöthigen 
Falles eidlich vernommen werden. Dem Beſchuldigten müſſen calfe 
gegen ihn vorgekommenen Umſtände und Beweismittel zur mündli- ° 
chen oder Ichriftlichen Rechtfertigung vorgehalten werden. Verwei— 
gert er die Nechtfertigung, jo iſt gegen ihn auch ohne dieſelbe vor- 
zugeben. 


$. 83. 
Ergibt: jich aus der Unterfuchung ber Verdacht einer durch die 
‚Strafgejege verbotenen Handlung, fo muß der Erfolg des firaf- 


rechtlichen Berfahrens abgemartet; nach deſſen Beendigung aber nö- 
thigen Falles im Diseiplinarwege weiter vorgegangen werden. 


milch: | $. 84. 
Die geſchloſſene Diseiplinar-Unterfuchung gegen einen Beamten 
ober Diener eined Bezirfögerichtes hat der Vorſteher deffelben; gegen 
ben MWorficher eines Bezirksgerichtes oder gegen einen ‚Rath oder 
33 
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Beifiger oder einen untergeordneten Beamten oder Diener eines Ge- 
richtshofes erſter Inſtanz ber Vorſteher des letzteren; mit feinem 
Antrage dem vorgeſetzten Obergerichts⸗Präſidium vorzulegen. 


$. 85. ar 

Das Obergerichtd-Präftdium läßt diefe Anträge in der für bie 
Perfonal-Befegungen beftehenden ftändigen Gommiffion ($ 28) in 
Vortrag bringen, und läßt, wenn bie Unterfuchung bloß einen bei 
dem Obergerichte jelbft, ober bei einer Gerichtsbehörde ſeines Spren- 
gels angeftellten Diener betrifft, bie Entſcheidung nach dem Mebr- 
heitöbeichluffe ausfertigen, falls es nicht weſentliche Bedenfen dage-⸗ 
gen zu erheben findet, in welchein Falle die Ausfertigung zu ſiſtiren, 
und dem Juſtizminiſter zur Entjcheidung vorzulegen iſt. Gegen bad 
von dem Obergerichte ergangene Erkenntniß bleibt dem Beſchuldig— 
ten binnen 44 Tagen bie Beſchwerde an den Juftizminiſter offen. 

Auf gleihe Weile Hat das Präfivium des oberiten Gerichtd- 
hofes bei Diseiplinar-Grfenntnifien gegen bie bei demſelben ange» 
ftellten Diener jeder Art unter Vorbehalt ber Beſchwerde an ben 
Juſtizminiſter vorzugeben, 


8. 86. 


Handelt ed jich aber darum, gegen einen von bem Oberge- 
richts-Präſidium ernannten Beamten bie Degrabirung oder Entlaf» 
fung zu verhängen, oder handelt es fih um das Verfchulden eines 
Beamten, welcher von dem Suftigminifter ernannt worden ift, fo 
haben die Obergerichtd-Präfidien die Verbandlung mit ihren und 
den Anträgen ber barüber vernonmenen Disciplinar « Gommilfion 
($. 28) dem Präfidenten des oberſten Gerichtöhofes vorzulegen. 


| $. 87. 
Sollte der Fall einer DiseiplinarsUnterfuhung gegen den Bor- 
fieher eines Gerichtshofes erfler Inſtanz ober gegen einen Math ober 
PicesBräfidenten des Obergerichtes vorkommen, jo ift bie Unterſu⸗ 
Kung von dem Bräfidenten des Obergerichted dem Präjidenten des 
oberften Gerichtähofes, wenn aber der Präjident bes Obergerichted 
oder ein Rath des oberften Gerichtshofes in Unterfuhung verfallen 
sollte, von dem Präfidenten des oberften Gerichtöhofes dem Juſtiz· 
miniſter vorzulegen. | | 


u 

| Der e Bräftdent des —— Gerichtähofes läßt —— die * 
von dem Präſidenten der Obergerichte vorgelegten, als auch die bei 
dem oberſten Gerichtshofe ſelbſt über die eigenen untergeordneten 
Beamten gepflogenen Disciplinar-Unterſuchungen in der nach Maß— 
gabe des 8. 28 zu bildenden Diseiplinar-Commiſſion in Vortrag 
bringen, und hat fall e8 nicht bloß einen bei dem oberftien Ge— 
richtshofe angeftellten Diener betrifft, das Ergebniß dieſer Berathung 
mit feinem eigenen Gutachten vor der Ausfertigung an den Juſtiz— 
minifter zu leiten. Wird auf Verſetzung des Schuldigen an einen 
anderen Dienftplat des gleichen oder eined geringeren Manged 
angetragen, jo ift zugleich beizufügen, daß dieſes auf Koften des 
Verſetzten zu gefehehen habe. Bei Erfenntniffen gegen, bei den 
Obergerichten beftellte Diener ift auf gleiche ABeife wie $. 85 vor⸗ 
zugehen. 


$. 89. 
| Der Inſtizminiſter hat, wenn ber zu Beſtrafende einen Dienft- 
poften befleivet, deſſen Belegung Seiner Majeftät vorbehalten ift, 
und auf Degradirung ober Dienftesentlafung erkannt wurde, oder 
wenn er den Ball zu einer firengeren, ald der von ber Disciplinar⸗ 
Commiſſion des oberſten Gerichtshofes angetragenen Behandlung 
geeignet haͤlt, die Allerhöchſte Schlußfaſſung einzuholen. 

In anderen Fällen bat der Juſtizminiſter entweder das Er⸗ 
kenntniß der Disciplinar-Commiſſion des oberſten Gerichtshofes in 
Vollzug zu ſetzen oder dem Schuldigen nach Beſchaffenheit der Um— 
fände eine mildere Behandlung angedeihen zu laſſen. 


Achtes Sauptfük. 


Bon der Unterordnung ber Gerichtäbehörden und der Aufficht über 
den Gang der Juſtizgeſchäfte bei denfelben. 


$. 90. 

Die Gerichtsbehörden erfter Inſtanz find Hinfichtlih des Gan— 
ges der Juſtizgeſchäfte der Aufficht ber Dbergerichte und insbefon- 
dere ber Prüfidien derſelben und die Obergeriääte dem Juſtizminiſte- 
rium untergeoronet, Zugleich haben jedoch die Vorſteher der Ge» 

* | 33* 
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richtshoͤfe erfter Inſtanz über das Benehmen derjenigen Bezirfsrich- 
ter umd ihrer Untergebenen, welche aus dem Perfonalftande ber 
Gerichtshöfe beſtellt ſind, oder doch die Juſtizpflege getrennt von der 
politiſchen Verwaltung ausüben, zu wachen, und wahrgenommene 
Gebrechen, ſoweit es Individuen ber erſteren Art betrifft oder drin⸗ 
gende Fälle eintreten, gleich ſelbſt abzuſtellen, in anderen Fällen 


aber dem Obergerichte und beziehungsweife dem Präfidium bie Ans 
zeige zu erftatten, 


$. 91. 


. Die untergeordneten Gerichte haben die Anordnungen bed vor- 
geiegten Obergerichted und beziehumgsweife des Präfiviums beffelben 
genau zu befolgen, und demjelben auf Verlangen über alle Amts⸗ 
gefchäfte Auskunft und Rechenſchaft zu geben. | | 

Die Obergerichte und beziehungsweiſe die Präſidien berfelben 
haben die ihnen untergebenen Gerichte von Amtswegen nöthigen 
Falles durch Geld- oder andere angemefjene Strafen zur Erfüllung 
ihrer Pflicht anzuhalten und insbefondere darüber zu wachen, daß 
diefelben ftet3 vorſchriftsmäßig bejegt werben. 


$. 92. 


Der oberfte Gerichtshof ift berufen, die bei Ausübung feines 
richterlichen Amtes wahrgenommenen Gebrechen ber Gerichte erſter 
und zweiter Inftanz zur rügen, die nöthigen Zurechtweifungen bar» 
über zu erlaffen, und wenn e3 fich um Anordnungen handelt, welche 
außer den Gränzen feiner Wirffamfeit Liegen, dem Zuftizminifter die 
geeignete Mittheilung zu machen. Uebrigens hat der oberſte Ge- 
richtshof auch von den ihm ſelbſt erteilten Rügen und Zurechtwei— 
jungen den Zuftizminifter in Kenntniß zu ſetzen. 


$. 93. 

Die am Site jedes Obergerichtes befindlichen Gerichte erfter 
Inſtanz find jährlich, die übrigen Gerichtähöfe ſowohl als Bezirks— 
gerichte, und ohne Rückſicht, ob die Juſtizpflege bei ben letzteren, 
mit der politiichen Verwaltung vereiniget fein möge oder nicht, alle 
zwei Sahre zu unterfuchen. 
Außerdem können Unterfuchungen der Gerichtäbehörben erfter 
Inſtanz, wenn ed durch befondere Vorfälle nothwendig wird, von 
den Obergerishten oder deren Präfidien mit Bewilligung bed Juſtiz⸗ 
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minifteriums, in dringenden Fällen aber auch fogleih angeordnet 
werden. Doc ift in Iegteren Fällen Die getroffene Verfügung dem 
Juſtizminiſterium anzuzeigen, | 
$. 94. 

Zu jeder Unterfuhung hat dad Präfidium des Obergerichtd 
einen Rath aus deſſen Mitte oder einen Gerichtövorfteher oder Rath 
erfter Inſtanz anzuordnen und demſelben einen umtergeorbneten 
Beamten als Actuar beizugeben. | 


| $. 95. 

Der abgeorbnete Commiffär Hat genau zu erforichen, ob in 
allen Zweigen der Suftizpflege den Gefegen gemäß vorgegangen 
werde, ob und in wieferne dem Gerichte oder einzelnen Gerichtöper- 
fonen Vernachläßigung ihrer Amtspflichten zur Laft fällt, und wie 
den etwa beſtehenden Mißbräuchen zu begeanen ſei. Er Hat fid 
zugleich mit den Fähigkeiten und perfönlichen Eigenfaften der Räthe 
und Beamten fo viel möglich befannt zu machen. 

Zu diefem Ende bat er einigen Gerichtäfigungen beizumohnen, 
ſich Proceß⸗, Concurs⸗Abhandlungs⸗, Vormundſchafts⸗ und andere 
Gerichts⸗Aeten, die Ausarbeitungen der Referenten, die Einreichungs-, 
Raths⸗ und Regiſtraturs⸗Protokolle und die öffentlichen Bücher vor- 
fegen zu Iaffen und zu prüfen. Gr bat fi ferner von ber Rich— 
tigkeit der in den letzten Jahren vorgelegten Gefchäftd-Ausweile fo 
viel möglich und wenigſtens durch Vergleichung einiger Angaben 
mit den betreffenden Aecten zu überzeugen. Ueber die wahrgenom- 
menen Gebrechen bat er den Gerichtövorfteher und nah Bejchaffen- 
heit der Umftände auch andere Gerichtöbeamte zu vernehmen, übri- 
gend aber: bei feinen Amtshandlungen Alles zu vermeiden, wodurch 
der Ehre und dem Anſehen des Gerichtes nahe getreten oder eine 
Verzögerung in der Gejchäftsbehandlung verurſacht werden Fönnte. 

Aller eigenen Anordnungen hat es fich zu enthalten, in joferne 
nicht ein offenbar gefegwidriges Verfahren dringende Abhilfe noth- 
wendig macht. 

Ueber den Erfolg der Unterfuhung bat er an das Oberge— 
richts⸗Präſidium mit Beifügung feined Gutachtens Bericht zu er- 
ftatten, welchem ſtets eine gewiſſenhafte Schilderung der Eigenſchaf— 
ten bed Gerichtövorficherd und der Beamten bed Gerichtes beizu⸗ 
fügen ift. 
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$. 96. 


Wenn die Veranlaffung und der Zwed ber Unterfuchung nähere 
Beftimmungen nothiwendig machen, fo ift der Gominiffär barüber 
mit einer befpnderen Inftruction zu verſehen. 


$. 97. 


Die Obergerichte und beziehungsweife deren Präfidien haben 
über Unterfuchungen diefer Art, die in ihrem Wirkungskreiſe gelege- 
nen Anordnungen fogleich zu treffen, bie erforderlihen übrigen Maß 
regeln aber unter Anſchluß des Unterfuchungs-Aetes dem Juſtizmi - 
nifterium in Antrag zu bringen. 


| $. 98. t 

Die Gerichte erfter Inſtanz haben mit Anfang eines jeden 
Jahres und Tängitens bis 31. Januar über die im verfloffenen Jahre 
vorgefommenen Gejchäfte in bürgerlichen Rechtsangelegenheiten einen 
Hauptgefhäfts-Nugweis und befondere Ausweiſe über bie einzelnen 
am Ende des Jahres unbeendigt gebliebenen Berlafienfchafts - Ab» 
handlungen, Concurſe, Rechnungsgefchäfte und Proceffe dem Ober- 
gerichte vorzulegen. 

Welde Geſchäfts-Ausweiſe von den eriten Inſtanzen in Straf 


tagen zu überreichen find, wird durch die Strafproceß⸗Ordnung 
beitimmt. 


$. 99. 


Die Hauptgefhäfts-Ausweiie find nach den Formularien Nr. 
3 und 4 zu verfaffen. Die Auffchriften der einzelnen Rubriken be⸗ 
zeichnen ben Gegenftand, für welchen fie beſtimmt find. In bie 
Rubriken über die Geſchäftsgegenſtände find nicht die Zahlen bes 
Einreihungsprotocolles oder bie Anzahl der Eingaben, welche in ben 
bezeichneten Geſchaͤften eingelangt find, fondern es if nur die Ans 
zahl ber Gefchäfte, 3. B. der inrotulirten Weoceffe, ober ber Fälle, 
in welgen eine VBormunbichaft beftellt wurde, ohne Ruͤckſicht auf 
bie Anzahl der Kinder einzutragen. Unter die Gurateln find bieje- 
nigen nicht zu rechnen, welche bei Eröffnung des Goncurfed, oder 
bloß für einzelne Rechtsgeſchäfte angeordnet werden. k 

Unter der Rubrik Ehefachen find bie Streitigkeiten über die 
Scheidung von Tiſch und Bett und. über dic Ungiltigfeit ober Tren- 
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nung ber Ehe, in welchen bie Unterſuchung wirklich engel wor⸗ 
ben iſt, gehörig zu trennen. 

Die Hauptgefchäfts-Ausweife ber Gerichtähöfe find in. zwei Ab⸗ 
theilungen, deren eine bie Geſchäfte des ganzen Berichtes, die zimeite - 
jene ber einzelnen Referenten darftellt, zu überreichen. 


$. 100. 


Die befunderen Answeiſe über die ruͤckſtaͤndig gebliebenen Ver | 
laffenfchaft3 »- Abhandlungen, Concurſe und Rechnungsgeſchäfte find 
nah den Sormularien Wr. 5, 6 und 7 einzurichten. In den leß- 
ten Rubriken derfelben if der Stand, in welchem fi die Berhand- 
lung befindet, bie. von dem Gerichte zur Befchleunigung getroffene 
- Verfügung, und da8 ber Beendigung entgegenftebende Hindernig mit 
Beftimmtheit anzumerfen, 

Der Ausweis über die rückſtändigen geſchloſſenen Proceffe ift 
nad dem Bormulare Nr. 8 einzurichten. In die Ießte Rubrif bei- 
felben find bie —— der verzoͤgerten Erledigung einzutragen. 


8. 101. 


Die im $. 100 erwähnten Ausweiſe find jährlich dem Dber- 
gerichte vorzulegen. Diejem Gerichte ſteht aber frei, auch während 
des Jahres Ausweiſe über diejenigen Geichäfte abzufordern, rück⸗ 
fichtlich derem es dieſes nothwendig findet. 

8. 102. 
| Das Obergeriht Bat die vorgelegten Ausweiſe genau zu prüs 
fen, nöthigenfalls nähere Aufklärung barüber abzufordern, und wo 
Mängel oder Verzögerungen in der Geichäftäbehandlung bemerft 
werben, bie entiprechenden Verfügungen zu treffen. 

Die Geſchäfts⸗Ausweiſe der Gerichtshöfe erfter Inſtanz müſſen 
von dem Obergerichte auch dem Juſtizminiſterium zur Einſicht vor— 
gelegt werben. Außerdem hat das Obergericht aus den Haupt-Aus⸗ 
weilen ber einzelnen Esrichte einen Geſammtausweis über die Ge- 
ſchäfte aller Bezirksgerichte, welcher letztere nach den Sprengeln ber 
Gerichtshöfe, wo ſich dieſelben befinden, zu verſaſſen iſt, zuſammen⸗ 
zuſtellen, und dem Juſtizminiſter vorzulegen. Dabei hat es die 
darüber bereits getroffenen Verfügungen anzuzeigen, diejenigen, welche 
feinen Wirkungskreis überjchreiten, in Antrag zu bringen, und über 
den Gang der Rechtöpflege im Allgemeinen ein gründliche Gutach⸗ 
ten zu erflatten 
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$. 103. 
Die Obergerichte haben über die, bei ihmen — Ge⸗ 
ſchäfte einen Haupt⸗Ausweis nach dem Formulare Mr. 9 in ben 


darin vorgeichrichenen zwei Abtheilungen dem a; vor⸗ 
zulegen. 


$. 104. 
Sr oberſte Gerichtshof hat über die, bei bemfelben vorfom- 
menden Geſchäfte einen Hauptgefchäfts- Ausweis nach dem Formular 
Mr. 10, deſſen erfte Abtheilung den gefammten Geichäftsftund des 
Gerichtähofes, die zweite den Gejchäftäftand nach den einzelnen Spren- 
geln der Obergerichte umfaffen ſoll, dem Juſtizminiſter zur Einſicht 
und zur Vorlage an Seine Majeftät zu überreichen. 


$. 105. 


Jedes Geriht Hat mittelſt eines nah dem Pormulare Wr. 
11 eingerichteten Verzeichniſſes mit Schluß des Jahres anzuzeigen, 
melche Beamten während beffelben abweſend oder in them Amts⸗ 
verrichtungen verhindert waren. 


— 


$. 106. 


Jedes Obergericht, ſowohl als der oberſte ——— ‚sahen 
aud eine eigene Vormerkung über alle von ihnen an die bei ihnen 
jelbit und bei den ihnen untergeordneten Gerichten angeftellten Beam- 
ten erlaffenen Belobungen und Rügen zu führen, und am Schluffe 
‚jeden Jahres Auszüge daraus dem Juſtizminiſterium vorzulegen. 


$. 107. 


Die in den vorausgegangenen Hauptftüden vorfommenden Ber 
flimmungen über die Befegung ber Dienfipläge, Urlaubsertheilung, 
Penftonirung, Quiescirung oder Verſetzung auf einen anderen Dienft- 
plag, und über die Ausübung der Disciplinargemalt, haben auf Die 
Bezirksämter, bei welchen die Juſtizpflege mit der politischen Admi—⸗ 
niftration verbunden ift, Feinen Einfluß, fondern es gelten für die- 
ſelben die $$. 14 und 15 der Allerhöchſten Beftimmungen vom 14. 
September 1852 üper die Einrichtung und Amtswirfiamfeit der 
Bezirksämter. 
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Zweiter Theil 
Bon der Geſchäfts-Ordnung der Gerichte. 


Erftte3 Sauptftüd. 
Geſchäfts-Ordnung der Gerichtshöfe. 


Erſter Abſchnitt. 
Von dem Einreichungs-Protocolle. 


$. 108. 


Jedes Gericht muß mit einem Einreichungs - Rrotoeofle ver- 
jehen jein. 

Bei Gerichten, welche die Civil- und Strafgerichtäbarfeit zu— 
gleich ausüben, ift das Einreichungs-Protocoll über Strafſachen ab- 
gefondert von jenem über civilgerichtliche Eingaben zu führen, 

Nach Erfordernig kann auch über die, in handels- oder berg— 
gerichtlichen Angelegenheiten einlangeaden Eingaben ein abgefonder- 
tes Wrotocoll geführt werden. Die Parteien haben daher Eingaben 
in Angelegenheiten diefer Art, genau als ſolche zu bezeichnen. 


$. 109. 

Von dem Einreichungsprotocolle darf Feine mit der Aufſchrift 
an das Gericht verfehene Schrift zurückgewieſen oder dem Ueber- 
dringer wieder ausgehändiget werden. Außer dem Amtsorte darf 
der Einreichungsprotocollift Feine Eingabe annehmen. Mündlich kann 
bei dem Einreihungsprotocolle nichts angebracht werden. 


$. 110. 


Dem Einreichungsprotocolliſten ift auch nicht erlaubt, eine Ein- 
gabe mit dem Auftrage zu übernehmen, jie nicht fogleih, ſondern 
erjt zu einer bejtimmten Zeit oder unter gewiſſen Bedingungen in 
dad Einreihungsprotocoll einzutragen. WBerabredungen dieſer Art 
mit den Parteien find an dem Einreichungsprotocolliften ohne Nach- 
jiht mit dem Berlufte des Dienſtes und nad Umftänden ala Ver⸗ 
brechen zu beſtrafen. 


g. 111. 
Bei dem Einreichungsprotocolle darf den Parteien nur barüber 
34 
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Auskunft ertheilt werben, ob und zu welcher Zeit eine Gingabe 
überreicht und mit welcher Nummer fie bezeichnet worden fei. 


6.4148 


Das Einreihungsprotofoll muß täglih, und zwar an Werk— 
tagen genau durch fünf, an Sonn» und Feiertagen durch drei Stun— 
den offen gehalten werben, welche bie Obergerichte im Umfange 
ihrer Sprengel mit Rüdfiht auf die Ortöverhältniffe zu beflimmen 
haben. Außer diefen Stunden darf feine Eingabe angenommen 
werden. Die mittelit der Poſt anfommenden Stüde find ohne Zeit- 
verluft durch einen Gerichtsdiener abzuholen und dem Einreichungs— 
protocolliften zu übergeben. 

Die für das Einreichungsprotocoll feftgejeßten Amtsſtunden find 
mittelft Anjchlages in dem Gerichtshauſe Fundzumashen. 


$. 113. 


Das Einreichungsprotoeoll ift in großen nad dem Formular 
Mr. 12 gedruckten Bogen zu führen, von welden jede Seite des 
halben Bogens in drei Längen» und eine angemejjene Anzahl von 
Querrubriken abzutheilen ift. 

Der Brotoeollift hat täglich bei Eröffnung des Protocolles den 
Tag der Ueberreihung anzumerken, und dann die überreichten Ein- 
gaben nach der Zahlenreihe einzutragen. 

In die erfte Längenrubrif ift die Zahl der Eingabe und nad 
erfolgter Zutheilung derſelben, oder bei Gegenjtänden, deren Refe— 
rent bereit8 beftimmt ift, diefer Beftimmung gemäß, der Name bes 
Referenten; in bie zweite, die Behörde, von welcher die Schrift ein- 
langt, oder der Vor- und Gefchlechtöname der Partei, melde fie 
überreicht und der Gegenpartei, wo eine ſolche vorfommt, mit fur- 
zer Bezeichnung des Gegenftanded der Eingabe, in die dritte ber 
Tag der Erledigung einzutragen. 


$. 114. 


Der Einreihungsprotocollift darf den Amtsort nicht verlafjen, 
fo lange nicht alle, ven Tag hindurch eingelangten Eingaben in bie 
zweite Rubrik de3 Einveihungsprotocolles eingetragen und in ber 
erften Rubrik wenigftens die Protocollszahl angemerft if. 

Sft an einem Tage nichts eingereicht worden, jo ift biejed aus— 
brüdlich zu bewerfen. T 
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$. 115. 


Jede Eingabe ift gleich nach der Uebernahme genau mit bem 
Tage, Monate und Jahre, und mit der ihr nach der Zeitorbnung 
der Ueberreichung gebührenden Protocollszahl, und zwar, wenn es 
bie Partei verlangt, in deren Gegenwart zu bezeichnen. 

Die Zahlen haben vom erjten Januar bis letzten Dezember 
eine jeden Jahres fortzulaufen, und jede Bruchzahl, jede Ueber- 
Ipringung oder Wiederholung der Zahlen ift dabei forgfältig zu 
vermeiden, 

Die Protocollsnummer und der Tag, Monat und das Jahr 
ber Ueberreichung ift auch auf die zu einer Eingabe gehörigen Du- 
plicate und Rubriken derjelben zu jegen. 


%:186; 


Die Beilagen der Eingaben Hat der Einreichungsprotoeollift 
durchzuſehen, mit der Protocolläzahl der Eingabe und dem Jahre 
ber Meberreichung zu bezeichnen, und die Anzahl derjelben auf der 
Eingabe umter der Brotocollszahl anzumerken. 

Tehlt eine der, in der Eingabe berufenen Beilagen, fo ift die— 
je8 bei der Protocollszahl erjichtlich zu machen. 


$. 117. 


Wenn eine Partei über die Zeit der Meberreichung ihrer Ein— 
gabe einen Beweis zu erhalten wünfcht, jo hat fie eine Rubrik der— 
jelben beizubringen, auf welde der Einreichungsprotocolliſt die Pro— 
tocoff3zahl und den Tag der Ueberreihung anzumerfen hat. 


$. 118. 


Werden Eingaben um eine Intabulirung oder andere Vorkeh— 
rung in ben öffentlichen Büchern in Beziehung auf das nämliche 
unbewegliche Gut, oder auf die nämliche, auf ein unbewegliches 
Gut eingetragene Poſt dem Einreihungsprotocolliften in einem und 
bemfelben Zeirpunete übergeben, fo iſt dieſes jowohl in der erften 
Rubrik des Einreichungsprotocolles felbft, al8 auf jeder der Ein- 
gaben mit den Worten: „Gleichzeitig überreicht mit den Zahlen... * 
anzumerfen, 

Nach diefer Borfchrift find insbeſondere Eingaben der ange— 
führten Art, welche zu einer Zeit mit der Poſt einlangen, in wel— 
her das Einreichungsprotocoll geſchloͤſſen iſt; gerichtliche Protocolle, 
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welche in dieſer Zwifchenzeit aufgenommen werben, und Gingaben 
von Parteien, welche auf die Gröffnung bed Ginreihungsprotocofles 
warten, zu behandeln. 


$. 119. 


Verſiegelte Eingaben hat der Wrotocollift, ohne Verlegung des 
Eiegel3 zu eröffnen, und wenn fie in einem beſonderen Umſchlage 
liegen, die Protocollszahl auf der Eingabe und auf dem Umjchlage ; 

den Tag der Ueberreihung aber nur auf der Erfteren anzumerken. 
Befinden fih in dem nämlichen Umfchlage mehrere Eingaben, 
jo müffen fie mit fortlaufenden Zahlen bezeichnet und alle biefe 
Nummern auch auf den Umſchlag geſetzt werden. 

Die Umschläge find nach der Zahlenreihe zufammen zu legen, 
ſechs Monate lang im Einreihungsprotocolle aufzubehalten und dann 
zu vertilgen. 

$. 120. 


Die an den Gerichtövorfteher gerichteten und vwerfiegelten, ober 
auf andere Art verichloflenen Gingaben find demſelben uneröffnet 
zu übergeben. 

Sobald eine, dem Gerichtsvorſteher zur Eröffnung übergebene 
Eingabe an den Einreihungsprotocolliften zurücgelanget, ift fie unter 
der vorläufig auf dem Umſchlage angemerften Zahl in das Einrei- 
hungsprotocoll einzutragen. 


8.4121: 

Zeigt ſich ſpäter, daß unter einem folchen Umjchlage mehrere 
Stüde begriffen waren, jo bat der Ginreichungsprotocoflift das erfte 
mit der, auf dem Umſchlage vorläufig angemerften Zahl, die übri- 
gen mit den, ihnen zur Zeit der Zurüdjtellung zufommenden Pro— 
tocollazahlen, wenn es nothwendig ift, mit Beobachtung der, im $. 
118 ertheilten Vorſchrift zu verfehen, und die Letzteren nachträglich 
auf dem Umfchlagsbogen anzumerfen. 

Werden von dem Gerichtävoriteher einzelne Stücke zurüdbehal- 
ten, jo ift dieſes bei der betreffenden Zahl in der zweiten Rubrik 
anzumerken. 

9.422 

Die dem Gerichtövorfteher zur Eröffnung und Kundmachung 
üderreichten letztwilligen Anordnungen find von dieſem hierauf in 
das Einreichungsprotocoll abzugeben. 
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Wird eine Tehtwillige Anordnung unmittelbar zu dem Einrei- 
chungsprotocolle gebracht, fo ift in dafjelbe der Name des Ueber— 
bringerd und der von ihm oder in der Aufjchrift der Urfunde ange- 
gebene Name des Erblafferd einzutragen. Auf der Urkunde oder 
wenn fich diefeibe in einem verfiegelten Umſchlage befindet, auf dem 
letzteren, ift die Protocollszahl und der Tag der Ueberreigung an- 
zumerfen und die Urfunde wunerdffnet dem Gerichtövorfteher zu 
übergeben. 


$. 123. 


Außerdem foll der Gerichtövorfteher Feine Eingabe, deren Er— 
fedigung dem Gerichte zufteht, von den Parteien unmittelbar über» 
nehmen, fondern fie damit an das Ginreihungsprotocoll verweilen. 

Beſchwert fih eine Partei bei dem Gerichtövorficher wegen 
verweigerter Annahme ihrer Eingabe, oder über andere Vorgänge 
in dem Ginreichungsprotocofle, fo kann er zwar die Eingabe anneh- 
men, er hat aber fogleich die erforderliche Verfügung zur Protocols 
lirung derfelben zu treffen, 

$. 124. 
Die mit Geld oder Geldeswerth bejchwerten Eingaben find 


nach den über die caſſenmäßige Gebarung mit dem Waifen-, Cu— 
randen und Depoſiten-Vermögen beftehenden Vorfchriften zu behandeln. 


| 8425 
Die nach geſchloſſenem ſchriftlichen oder mündlichen Verfahren 
inrotulirten Proceßacten ſind in das Einreichungsprotocoll abzugeben 
und an dem Actenverzeichniſſe oder dem Gerichtsprotocolle, deſſen 
Beilage ſie bilden, mit der ihnen zukommenden Protocollszahl und 
der Zeit der Ueberreichung zu bezeichnen. 


§. 126. 

Außer den ſchriftlichen Eingaben der Parteien, den zu Proto— 
coll gebrachten mündlichen Geſuchen und Klagen, den Teſtamenten, 
den Zuſchriften oder Deereten anderer Behörden, den an das Ge— 
richt erſtatteten Berichten und den inrotulirten Proceßacten iſt fein 
Actenſtück oder gerichtlicher Aufſatz an das Einreichungsprotocoll 
abzugeben. 

Die in das Einreichungsprotocoll bereits eingetragenen Einga— 
ben dürfen, wenn auch darüber Tagſatzungen angeordnet und meh— 


142 


rere Bejcheide ertheilt werden, die im $. 196 näher bezeichneten 
Fälle ausgenommen, nicht neuerlich protocollirt und mit Nummern 
bezeichnet werden, 


8327, 

Jeden Vor- und Nachmittag hat der Protoeollift dad Einrei- 
Kungsprotocoll mit Ablauf der feitgefegten Zahl abzufchliegen und 
die Protocolldbogen ſammt den neuen, und denjenigen Stücken, 
welche entweder wichtigerer Urt find oder deren Einficht fich ber 
Gerichtsvorfteher vorbehalten hat, demfelben vorzulegen. 

Der Gerichtsvorſteher Hat die Bogen durchzufehen, in die Ein- 
gaben die nöthige Einfiht zu nehmen; für neu anhängig gewordene 
Angelegenheiten den Referenten zu bezeichnen, hierauf den Protocolls— 
bogen am Schluſſe fein „Geſehen“ beizufegen, und fie fammt den 
Acten zurüczuftellen. 

Wird eine Eingabe von dem Vorſteher zurücbehalten, jo Hat 
er dieles in dem Protocolle anzumerfen. 


$. 128. 

Hierauf bat der Einreihungsprotoceoflift die allenfalls noch aus— 
ftündigen Eintragungen zu bejorgen, und die Eingaben, welche mit 
ber Zahl der Eingabe, die in der nämlichen Angelegenheit zuleßt 
eingelangt ift, zu bezeichnen find, noch am nämlichen Tage den ein» 
zelnen Referenten verjchloffen zuzuienden. Dringende Eingaben müj- 
jen den Referenten fogleich überjendet werben. 


8. 129, 

Ueber das Eiureichungsprotocoll ift ein alphabetiſch geordnetes 
Negifter nah dem Kormulare Nr. 13 zu führen. In den drei Rus 
brifen deffelben find die Namen der Parteien und in Kürze der Ge— 
genftand; die Nummern der in der nämlichen Angelegenheit im 
Laufe des Jahres eingelangten Eingaben und der Name des Refe— 
renten erfichtlich zu machen. 


$. 130. 


Die nach geſchloſſenem Verfahren inrotulirten oder verzeichne= 
ten Aeten find überdieh in ein eigenes Proceßbuch einzutragen, wel— 
ches unter der unmittelbaren Leitung des Gerichtövorftehers auf 
ſolche Art zu führen ift, daß aus demjelben jederzeit die Zahl der 


4. A ab Ze _ 
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zu Ende geführten Proceßverhandlungen; die Art des Verfahrens; 
der Referent, welchem der Proceß zugewielen wurde; der Zeitpunet 
der Zutheilung, der Tag und die Art der Erledigung entnommen 
werden kann. 

In dem Einreihungsprotoeolle ift der Referent eines zur Ent» 
ſcheidung vorgelegten Nechtäftveites nicht zu benennen, und über- 
Haupt die nöthige Vorſicht zu gebrauchen, daß ber Referent ber 
Partei nicht befannt werde. 


$. 131. 


Das Einreihungsprotocoll und das Regiſter find von Zeit au 
Zeit einzubinden, und in dem Amtszimmer aufzubewahren. 


| $. 132. 

Der Vorſteher des Gerichte hat über die Bingaben in Prä— 
jidial-Angelegenheiten und über die bei Vorlage des Einreichungs— 
Protocolles aus wichtigen Gründen von ihm zurücbehaltenen Ein- 
gaben eine Vormerkung nah Art des Ginreichungsprotocolled zu 
führen, und die Eingaben mit einer eigenen Präſidialreihenzahl ver— 
ſehen zu laſſen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Benennung des Referenten. 


$. 133. 

Die Benennung ded Referenten fteht dem Vorſteher des Ge— 
richtes zu. 

Jeder Rath ift, die Fälle gefeglicher Hindernijfe ($. 52 und 
ff.) ausgenommen, verpflichtet, die ihm zugetheilten Arbeiten zu 
übernehmen. 

$. 134. 

Der Gerichtsvorſteher hat jedem Rathe diejenigen Geſchäfte zu— 
zutheilen, wozu fich derſelbe nach feinen Kräften und Fahigkeiten 
am meiſten eignet. 

Keiner der Referenten darf zu ſehr geſchont oder übermäßig 
angeftrengt werben; e3 iſt vielmehr billige Gleichheit zu beobachten, 
und insbefondere bei Zutheilung gefchloffener Streitfachen auf bie, 
zur gründlichen Bearbeitung derſelben erforderliche Zeit und Mühe 
Rückſicht zu nehmen. 
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In foweit es thunlich it, ſoll zugleidy bei der Vertheilung ber 
Neferate jedem Rathe Gelegenheit gegeben werben, ſich in den ver- 
Ihiedenen, bei Gericht vorfommenden Geſchäften zu üben, 


$. 135. 

Bor Beendigung einer Angelegenheit it in ber Perſon bes 
Referenten ohne wichtige Urjache feine Aenderung vorzunehmen. In 
Streitſachen Fann jedoch nach gefihloffenem Verfahren ein anderer 
Referent bejtimmt werben, 

Zufammenhängende Gegenjtände find dem nämlichen Meferen- 
ten zuzutheilen. 

Landtafel- oder Grumdbuchsgejchäfte, welche mit keinem ande— 
ven Referate in Verbindung ftehen, find einem und demſelben Re— 
ferenten zuzutheilen, wenn nicht deren Umfang eine Vertheilung un- 
ter mehrere Referenten nach beftimmten Bezirken erfordert. 

Aud für Dienft- und Beförderungsjachen und Kanzleigejchätte 
fann im Ganzen oder nach beftimmten Bezirken ein eigener Refe— 
rent beitellt werden. 

Keine Nechtsangelegenheit darf einem Mathe zugetheilt werden, 
ber mit dem Theilnehmenden in folhen Verhältniſſen fteht, daß er 
nicht als vollfommen unbefangen erjcheint. 

Ob einer Partei, die fich einen Referenten in ihrer Angelegen- 
heit verbietet, zu willfahren fei, bleibt dem Grmeflen des Gerichts— 
vorftehers überlaflen. 


$. 136. 

Bei bejonderd wichtigen oder rückſichtswürdigen Gegenftänden 
kann der Gerichtävorfteher noch einen zweiten Nath als Goreferen- 
ten benennen. Er ift jedod dazu nicht verpflichtet, wenn auch von 
ber Partei oder dem Referenten darauf angetragen wird. 


$. 137. 

Für jeden Rath ift in dem Einreihungsprotocolle ein Nefe- 
rentenbuch nah dem Formulare Nr. 14 zu führen. Sn der erften 
Längenrubrif dieſes Buches, welche die Anzahl der, einem Neferen- 
ten zugetheilten Eingaben nachweiſen fol, haben die Zahlen vom 
1. Januar bis legten Dezember fortzulanfen. Den Gegenftand der 
übrigen Rubriken zeigen die Auffchriften. Den Tag der Erledigung 
ber in der Sigung vorgetragenen Gejchäftsftüde hat der Vorſitzende 
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oder der Beamte, welcher dad Rathsprotocoll führt, jenen, ber außer 


ber Situng erledigten Stüde ($. 146), der Einreichungsprotoceoflift 
anzumerfen. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon der Bearbeitung und Erledigung der Gefchäftsftüde, 


$. 138. 

Der Referent Hat ſich vorläufig zu. überzeugen, daß bie ihm 
zugefommenen Eingaben richtig bezeichnet und zugetheilt worden 
find; Hierauf aber fih mit dem Inhalte derjelben und der etwa 
damit zufammenhängenden DBoracten genau befanunt zu machen und 
ber Bearbeitung berjelben mit dem Fleiße und der Sorgfalt zu 
widmen, wozu ihn Dienfteiv und Gewiſſen verpflichten. 


$. 139. 


Geſchloſſene Proceßacten in fehriftlih verhandelten Nechtäftrei- 
ten, zur endlichen Erledigung vorliegende Abhandlungsacten und 
Nechnungen follen Tängftens binnen dreißig Tagen, mündlich ver- 
handelte NRechtsfachen binnen adt Tagen; die übrigen Eingaben 
aber am nächften Rathstage in Vortrag gebracht werben. 

Den Bortrag von Gefchäftsftücden, welche dem Referenten erft 
des Nachmittags vor der Sigung zufommen, fann derjelbe bis zum 
nächſten Sigungstage verjchieben. 

Die Hier feftgejegten Friften Fünnen von dem Vorſitzenden nach 
Erfurdernig abgefürzt oder verlängert werben. Nechtsangelegenhei- 
ten, von deren Entjcheidung die Beendigung eines Goncurfes oder 
einer Berlafjienihaftsabhandlung abhängt, Streitigkeiten über den 
Unterhalt und anderer Gegenftände, welde nah dem Gefete oder 
ber Lage der Sache bejondere Beſchleünigung fordern, ift der Refe— 


rent auch ohne Erinnerung des Vorſitzenden jogleich zu bearbeiten 
verbunden. 


$. 140. 

Ueber jede Eingabe bat der Referent feine Eingabe fehriftlich 
zu. ftellen. 

Auf die Eingabe jelbft darf der Antrag nur dann gejchrieben 
werben, wenn dieſelbe unzweifelhaft in den Gerichtsacten zurüdzu- 
behalten, und weder einer Partei auszufolgen, noch einer Partei zu 
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überfenden, ber Antrag bes Referenten diberbieß kurz und feinem 
Zweifel unterworfen ift. 

$. 141. 

Außerdem ift ſtets abgejondert ein fchriftliches Referat zu ent- 
werfen. Bei Eingaben, deren Erledigung fi aus dem Flaren Wort- 
laute des Geſetzes ergibt, genügt es, auf die eine Spalte des halb- 
gebrochenen Referatsbogens bie Rubrif der Eingabe mit dem We- 
jentlichen der Bitte, des Auftrages oder bed Erſuchens anzuführen, 
und auf die andere Spalte des Bogens fogleih ben Entwurf ber 
angetragenen Grledigung zu jegen. | 

Ueber alle wichtigeren oder verwicelten Angelegenheiten ift 
aber auch ein Furzer und getreuer Acten-Auszug zu verfaffen und 
der Antrag des Referenten durch ein bejonderes Gutachten zu be- 
gründen. 

$. 142. 

Bei der Bearbeitung gejchlofiener Procefacten hat ber Refe— 
rent vor Allem in Grwägung zu ziehen, ob nicht in Rüdficht auf 
die Gerichtäbarfeit, Form des Verfahrens, rechtmäßige Vertretung 
- der Parteien, Vollftändigfeit der Aecten oder der Zufammenhang mit 
andern Rechtö-Angelegenheiten der endlichen Entſcheidung irgend ein 
Hindernig im Wege jteht. , 

Iſt diefes nicht der Fall, jo Hat er den Auszug der Procep- 
ſchriften zu verfertigen, in demſelben alle vorfommenden Thatum— 
ftände und Nechtögründe, welche einiger Maßen für. erheblich gehal- 
ten werden fönnten, und alle beigebruchten Beweismittel getreu an- 
zuführen, Die entjcheidenden Stellen ber vorgelegten Urkunden her- 
vorzubeben und dadurch die Stimmführenden in den Stand zu 
jegen, die Sache ebenfo gründlich beurtheilen zu können, ald ob fie 
bie Arten jelbft gelefen hätten. | 


$. 143. 


Dad Gutachten des Referenten, welches zugleich die Stelle der 
Entiheidungsgründe vertreten kann, muß eine vollftändige Erörte- 
rung der rechtlichen Werhältniffe der Parteien enthalten; die vorge- 
fchlagene Entfcheidung in allen Puncten aus den Gefegen rechtfer— 
tigen, wa3 mit einigem Anfcheine für eine andere Meinung ange- 
führt worden if, widerlegen, und ohne unnütze Weitläufigfeit den 
Gegenftand des Streites fo weit erjehöpfen, daß über bie richtige 
Anwendung bes Gefepes Fein rechtlicher Zweifel übrig bleibt. 
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| Bei Rechnungsprorefien und anderen Rechtsſtreiten, wo über 

verſchiedene Gegenftände zugleich zu entjcheiden ift, find die einzelnen 
Puncte in dem Acten-Auszuge und in dem Antrage, jo weit e3- die 
Natur des Gegenftandes und der Beweismittel zuläßt, fo von ein- 
ander abzufondern, daß fie bei der Berathichlagung in gehöriger 
Ordnung einzeln entſchieden werden Fünnen. 


$. 144. 


Die Entſcheidung felbit hat der Neferent ftet3 ohne Vermen— 
gung mit den Entjcheidungsgründen, dem woörtlichen Inhalte nach 
befonder8 und fo zu entwerfen, wie fie ven MBorjchriften der Ge- 
richtsordnung gemäß in das Urtheil aufzunehmen: ift. 

Ueber wahrgenommene Berzögerungen und Verletzungen geſetz⸗ 
licher Vorſchriften von Seite der Parteien oder ihrer Vertreter hat 
ber Meferent je nachdem es die Beurtheilung erfordert, im Ein- 
gange oder am Schluſſe jeined Gutachtend die geeigneten Anträge 
zu Stellen. 


'$. 145. 

Sit ein Goreferent beftellt, jo Hat der Referent nach geendig- 
ter Bearbeitung des Neferates die Acten und den Actenauszug, je— 
doch ohne den Entwurf der Entſcheidung und der Entjcheidungs- 
gründe dem Goreferenten zu übergeben, welcher den Auszug mit den 
Acten zu vergleichen, ihn als richtig zu beftätigen, oder die nöthi- 
gen Berbeflerungen vorzunehmen und feine Meinung bejonders auf- 
zuſetzen hat. 

$. 146. 

Geſchäftsſtücke, welche bloß die Leitung des Verfahrens in einer 
bereits anhängigen Rechtdangelegenheit betreffen, deren Erledigung 
feinen entjcheidenden Einfluß auf die Rechte der Parteien nimmt, 
und nach den Beftimmungen der Geſetze zweifellos iſt; ferner Ge— 
häftöftücke, welche bloß anderen Behörden zu ertheilende Auskünfte, 
die Vollziehung von ZJuftellungen oder andere untergeordnete Aecte 
zum Gegenftande haben, unterliegen feiner Berathung, ſondern find 
von dem Referenten janımt den entworfenen Ausfertigungen läng— 
ſtens von einem Sitzungstage zum andern dem Gerichtsvorſteher mit 
einem Verzeichniſſe zu übergeben 

Iſt der Gerichtsvorſteher mit einem auf dieſe Art geſtellten 
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Antrage nicht einverftanden, ober hält er bafür, daß bie Eingabe 
nach den Beſtimmungen biefed Geſetzes oder ihrer Wichtigkeit wegen 
einer vorläufigen Berathung zu unterziehen fei, fo hat er den Me- 
ferenten anzuweiſen, diejelbe in der Sitzung vorzutragen, 


$. 147. 


Dei den Gerichtähöfen erfter Inftanz find in voller Rathöver- 
jammlung oder wenn die Gejchäfte in getrennten Senaten beforgt 
werden, wenigflensd in der Berfammlung aller dem Senate, in bej- 
jen Geſchäftskreis der Gegenftand einſchlägt, zugewiefenen Richter in 
Bortrag zu Bringen: 

Erläffe und Berordnungen höherer Behörden, Bemerfungen, 
welde von ven höheren Gerichten bei Entfcheidung einzelner Rechts- 
angelegenheiten erlaffen werden, und für Fünftige Fälle zur Richt: 
ſchnur zu dienen haben, und Mittheilungen anderer Behörden über 
bevorftehende Einrichtungen oder adminiftrative Verfügungen. 

Erſcheint e8 bei Gegenftinden diefer Art von minderer Wich— 
tigfeit, fie in voller Rathsverſammlung vorzutragen, fo muß doch 
dafür gejorgt werden, daß fie nach dem Vortrage in der gewöhnli- 
ben Berfammlung auf andere Weife zur Kenntniß aller Raths— 
glieder gelangen. 


$. 148. 


In einer Nathöverfammlung von 10 Richtern unter dem Vor— 
jiße bed Gerichtsvorſtehers, und bei Gerichten, welche nur aus 10 
oder weniger Michtern beftehen, in voller Rathöverfammlung, find 
in Vortrag zu bringen: 

a) die Erſtattung von Gutachten oder Anträgen in Geſetzgebungs— 
jahen und Verfügungen des Gerichtes zur Durchführung oder 
Anwendung gefeglicher oder adminiftrativer Vorſchriften; 

b) die Bewilligung zur Erfolglaffung eined Depoſitums, zur Ver— 
Außerung des unbeweglichen Gutes eines Minderjährigen oder 
Nflegebefohlenen, zur Veräußerung oder Verſchuldung eines 
Fideicommisgutes. 


$. 149. 


In einer Verfammlung von einem Vorfitenden und vier Rich— 
tern iſt die Berathung zu pflegen: 
a) über Gtreitigfeiten wegen Scheidung von Tifeh und Bett, und 
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wegen Trennung oder Ungiltigfeitserflärung einer Ehe, joweit 
folche dem Gerichte zuftehen, daher auch über die Todeserflä- 
rung, oder über den Beweis des wirklich erfolgten Toded zum 
Zwede der MWiederverehelichung des überlebenden Ehegatten; 

b) über die Eröffnung eines Goncurfes; 

ec) über alle wichtigere nicht ftreitige Rechtdangelegenheiten, insbe— 
fondere über die Einantwortung von Verlaffenfchaften oder bie 
Bedingungen, unter welchen die Einantivortung erfolgen joll; 
über die Verehelichung eines Minderjährigen, über die Anlegung 
des Fupiffar= oder Curatel-Vermögens und die Genehmigung 
anderer im Namen der Mündel oder Pflegebefohlenen geſchloſ— 
nen DBerträge, über die Verhängung oder Aufhebung der Cu⸗ 
ratel wegen Wahnfinnes, Blödſinnes oder Verſchwendung; 
über die Verlängerung der väterlichen Gewalt oder der Vor— 
mundichaft über die Zeit der Minderjährigfeit hinaus und 
über die Ertheilung der Altersnachficht. 

Alle übrigen einer Berathung unterliegenden Gefchäfte können 
in einer Rathöverfammlung von Einem Vorfigenden und zwei Rich» 
tern erlediget werden. Es bleibt jedoch dem Ermeſſen des Vor— 
fitenden überlaffen, aus wichtigen Gründen zur Berathung über 
einzelne Gejchäfte, insbefondere über fehriftlich verhandelte Proceffe, 
wenn in der Hauptfache ein Erfenntniß gefchöpft werden foll eine 
größere Anzahl von Richtern beizuziehen. 


$. 150. 

Bei den Handelögerichten Fönnen mit Ausnahme derjenigen 
Gegenftände, welche nach der Beftimmung der vorhergehenden Pa— 
ragraphe einer größeren Nathöverfammlung vorbehalten find, alle 
Angelegenheiten, fie mögen Geſchäfte in oder außer Streitjachen be- 
treffen, oder in den politifch - adminiftrativen Wirkungskreis dieſer 
Behörden gehören, in Gegenwart von zwei Räthen und Einem Vor- 
figenden berathen werden. Doch müſſen alle Berathungen, welche 
nicht bloß die Leitung de3 Verfahrens betreffen, außer der feitgejeß- 
ten Zahl der rechtögelehrten Nichter Ein, und wenn e3 thunlich ift, 
zwei Beiliger aus dem Handelsſtande zugezogen werden. 

Die gleiche Vorſchrift gilt auch Hinfichtlich der Beiziehung berg— 
baufundiger Beifiger zu den Berathungen derjenigen Gerichte, wel— 
hen die Gerichtsbarkeit in Bergwerf3-Angelegenheiten zufommt. 
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$. 151. 
Bei den Obergerihten find in voller Nathöverfammlung in 
Vortrag zu dringen; 

a) Neue Gefege und Verordnungen, über beren Einführung be- 
veitd entjchieden ift, und alle Aetenftüde, welche dem Ober- 
gerichte zur Belehrung dienen, oder auf die Dienfteöverhält- 
niffe der Beamten deſſelben von Einfluß find; 

b) Erläſſe, wodurch dem Dbergerichte bie Ernennung, Ueberſetzung, 
Penſionirung oder im Disciplinarwege ausgeſprochene Beſtra— 
fung von Beamten; die Ernennung, Ueberſetzung, Suspendi— 
rung ‚oder Entjegung von Advocaten oder Notaren befannt 
gegeben wird, in foferne fich diefe Verfügungen auf Perſonen 
beziehen, die bei dem Obergerichte jelbft angeftellt, oder dem— 
jelben untergeorbnet find. 

Werden Gegenftände ber unter a) und b) angeführten Art 
nicht in voller Rathsverſammlung vorgetragen, jo muß für 
bie Bekanntmachung derſelben unter allen übrigen Mitgliedern 
des Obergerichtes auf andere Weile gejorgt werden ($. 147). 

c) Referate über Aenderungen in der Einrichtung, Beſetzung oder 
den Amtsvorſchriften der Obergerichte, und die, über Gegen- 
ftände biefer Art erfloſſenen höheren Entſcheidungen; 

d) Verhandlungen über die eigene Gerichtsbarkeit des — 
richtes. 


8. 152. 


In einer Rathsverſammlung von acht Räthen unter dem Vor— 
fitze des Präſidenten oder deſſen Stellvertreters, und wenn das 
Obergericht nur mit acht oder weniger Räthen verſehen iſt, in vol— 
ler Rathsverſammlung ſind in Vortrag zu bringen: 

a) Gutachten und Anträge über Gegenſtände der Geſetzgebung, 
Berichte untergeordneter Gerichte, worin eine allgemeine Be— 
lehrung angeſucht wird; Vorſchläge zu Aenderungen in der 
Einrichtung, Beſetzung oder den Amtsvorſchriften der Ge— 
richte erſter Inſtanz; 

b) Referate über die Ernennung, Suspenſion, Entſetzung oder 
andere Disciplinarbeſtrafung der Advocaten und Notare; 

e) die Erledigung der Berichte über Viſitationen UaHRADeAROReIeE 
Gerichte; 
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d) Jurisdietionsſtreitigkeiten ber öfterreichifchen -Gerichte mit aus- 
ländiihen Behörden ; 

e) Entjeheidungen über vorgelegte Verhandlungen wegen Ungil- 
tigfeit oder Trennung der Ehe; insbefondere auch über bie 
Todeserflärung oder den Beweis des wirflich erfolgten Todes 
zum Zwede der Wiederverehelichung des überlebenden Ehes 
gatten. | 

$. 153. 

Bei. Obergerichten, welche mit einem Bice-Präfidenten werjehen 
find, hat auch dieſer, wenn er nicht verhindert ift, ben Berathungen 
ber größeren Rathsverſammlungen beizuwohnen. Gr wird aber, 
falls er nicht den Vorſitz führt, in die fejtgefegte Zahl der Stimm- 
führenden eingerechnet. 

$. 154. 


Alle übrigen Gejchäfte find in Senaten von Einem Borfigen- 
ben und vier Stimmführern zu erledigen. 


$. 155. 


Dem Ermefjen des Präfidenten bleibt jedoch vorbehalten, ein- 
zelne Angelegenheiten, zu deren Entjcheidung nach der allgemeinen 
Vorſchrift eine geringere Anzahl von Stimmführenden hinreichen 
würde, zur Vermeidung eines Widerſpruches in den. gerichtlichen Er— 
fenntniffen oder eines. in nicht ftreitigen Rechtsſachen den. Theilneh- 
menden drohenden unwiderbringlichen Nachtheiles oder aus anderen 
wichtigen Gründen im vorhinein oder während der Berathichlagung 
an einen zahlreicher bejegten Senat oder an bie volle Rathsver— 
jammlung zu vermweijen. 

Kommen Fälle, welche ſich zur Verweiſung an eine zahlrei- 
here Rathöverfammlung eignen, in einem Senate vor, in welchem 
nicht der Präfident des Obergerichted oder deſſen Stellvertreter jelbft 
den Vorſitz führt, jo kann der Borfigende und felbft der Referent 
auf Anwendung dieſer VBorficht bei dem Präfidenten den Antrag 
ftellen. 

$. 156. 


Wenn bei der Berathung die, nah den gegebenen Vorfchriften 
($$. 147 u. ſ. .), erforderlihe Anzahl von undefangenen Richtern 
nicht gegenwärtig war, jo ift die befchloffene Verfügung oder Ent- 
ſcheidung im Falle die Nechtsangelegenheit im Wege des Reeurſes 
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oder der Berufung einer Partei an das höhere Gericht gelangt, von 
diefem als nichtig aufzuheben, und eine neuerliche, bei geſetzmäßiger 
Beſetzung des Gerichtes vorzunchmende Berathſchlagung anguorbnen. 

In anderen Bällen benimmt die Außerachtlaſſung ber bezoge- 
nen Vorſchriften dem gerichtliden Beſchluſſe zwar nicht bie rechtliche 
Wirkung, der Vorfigende ift jedoch für die Außerachtlaſſung berfel- 
ben verantwortlich. 


$. 157. 

Der oberfte Gerichtshof hat in Beziehung auf bie Bildung 
der Senate und auf die Zahl der Stimmführer für bie verfchiede- 
nen Gattungen der Gejchäfte, die für denjelben beftehenden beſonde— 
ren Vorſchriften zu beobachten. 


$. 158. 


Wie fich Hinfichtlih der Zuſammenſetzung ber Gerichte und ber 
erforderlichen Zahl von Stimmführern in Strafſachen zu benehmen 
fei, wird durch das Strafverfahren beftimmt. 


$. 159. 


Die Eingaben find in der Regel nach der Zeitorbnung, in wel- 
eher fie überreicht werben, vorzutragen. 

Dringenden Eingaben gebührt vor allen anderen der Vorzug. 
Die Beftimmungen hierüber bleiben dem Ermeffen des Vorſitzenden 
überlaffen. 


$. 160. 


Bei ber Berathung Hat der Referent den verfaßten Acten— 
Auszug oder das zu erledigende Stück und fein Gutachten. jelbft 
vorzuleſen. 

Bei einfachen Gegenſtänden kann die Darſtellung auch münd— 
lich geſchehen; das von der Partei geſtellte Begehren muß aber in 
allen Fällen, wo es auf den Wortlaut deſſelben ankommt, ſeinem 
ganzen Inhalte nach abgeleſen werden. 

Die entſcheidenden Stellen der angeführten Urkunden find von 
einem der übrigen Räthe vorzulejen, welcher zu dieſem Ende die 
Acten zur Hand zu nehmen Hat. Auf Verlangen des Borfigendeu 
oder eines Stimmführerd müſſen die legteren ihrem vollen Inhälte 
nach abgelejen werben. 
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| $. 161. 

Weder der Vorfigende noch ein anderer Stimmführer barf ben 
Referenten in feinem Vortrage unterbrechen, oder, ehe die Reihe an 
ihn. kommt, , feine Meinung äußern, Wenn ein Stimmführer das 
Sadverhältnig nicht ganz verftanden Hat, fteht ihm frei, die nöthige 
Aufklärung von dem Referenten zu verlangen. | 


$. 162. 


Nach beendigtem Bortrage hat der Vorſitzende die Stimmfüh- 
rer, von dem äÄlteften Rathe anzufangen, nach ihrem Range zur 
Aeußerung ihrer Meinung aufzufordern. Iſt ein Goreferent beftellt, 
jo hat diefer unmittelbar nach dem Referenten jein Gutachten ab- 
zugeben. | 


$. 163. 


In beſonders wichtigen oder verwicelten Fällen kann der Vor— 
figende eine allgemeine Diseuffion der Abftimmung vorausgehen 
lafien. Auch kann er in Angelegenheiten, worüber einer der Stimm— 
führer vorzüglich nähere Aufklärung zu geben im Stande ift, diefen 
nach dem Referenten und Goreferenten zuerft vernehmen. 


$. 164. 


Die Stimmführenden haben ihre Aufmerkjamfeit ungetheilt auf 
den Gegenftand der Berathichlagung zu richten, während verfelben 
keine anderen. Gejchäfte vorzunehmen, ihre Meinung nach Gemiffen 
und. eigener Meberzeugung ohne Lebereilung, Leidenfchaft oder Neben- 
abficht freimüthig abzugeben, anzügliche Bemerkungen über die An- 
träge anderer Stimmführer, und Wiederholungen bereits angeführ- 
ter Gründe zu vermeiden, und auf einer von einem anderen Rathe 
oder dem Vorſitzenden widerlegten Behauptung gegen eigene beflere 
Meberzeugung nicht zu verharren. 


$. 165. 
- „Die Stimmführer dürfen in der Ausführung der Gründe für 
ihre Meinung nicht unterbrochen werden. Nur über irrige that— 
ſächliche Vorausſetzungen ift ter Referent verpflichtet, Togleich bie 
erforderliche Aufklärung aus den Acten zu ertheilen. 
J $. 166. 
"Der Borfigende darf die Freiheit der Meinung nicht beichrän- 
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fen, und jeine Anficht erſt nach, geendigter Abftimmung ausſprechen. 
Gr hat Uebereilung eben jo wenig, als zweckloſe Weitläufigfeit zu 
dulden; zum Vortrage nicht gehörig worbereitete oder mit dem nöthi- 
gen Metenftüden nicht verjehene Referate zurückzuweiſen und für 
Ordnung, Gruft und Anftand in der Berathung zu forgen. Sind 
bei der Berathichlagung TIhatumftände, die er entſcheidend findet, 
übergangen oder unrichtig dargeftellt worden, jo hat er feine Be- 
merfungen darüber den Stimmführern mitzutheilen und nöthigenfalls 
die Umfrage zu erneuern. 

Außer diefem Balle joll er bie Räthe, die bereitd ihre Mei- 
nung mit Beftimmtheit geäußert haben, zu einer neuerlichen Abſtim⸗ 
mung nicht auffordern. Es fteht ihm jebod frei, die Gründe, aus 
welchen nach feiner Meinung ein anderer Beichluß hätte gefaßt wer— 
den follen, zu PBrotofoll zu geben. 


$. 167. 

Iſt eine Rechtsſache jo vermwidelt oder ihre Beurtheilung jo 
jchwierig, daß einer oder mehrere der Stimmführer fich nicht augen- 
blicklich zu entſcheiden getrauen, jo it ihnen zu längerer Ueberlegung 
und eigener Durchleſung der Aeten die nöthige Zeit zu gönnen und 
bei einer der folgenden Sigungen die Berathung in Gegenwart ber 
nämlichen Räthe zu erneuern und zu beendigen. 


$. 168. 


Den Beſchluß hat der Worfigende nach der Meinung zu faflen, 
über welche alle Stimmführer oder die größere Zahl derſelben voll- 
fomınen einig find. 

Bereinigt ſich nicht die größere Zahl der Stimmführer über 
eine Meinung, jo ift der Beſchluß nad folgenden Beſtimmungen zu 
faſſen. 

a) Hat unter mehreren Meinungen eine die Hälfte der ſämmtli— 
chen Stimmführer für ſich, ſo kann der Vorſitzende durch 
ſeinen Beitritt für dieſelbe den Ausſchlag geben; 

b) find die Stimmen zwiſchen zwei Meinungen gleich getheilt, ſo 
hat der Vorſitzende das Recht mit ſeiner Stimme für die eine 
oder die andere zu entſcheiden. 

Jedoch ſteht ihm frei, wenn es thunlich iſt, die Sache in 
einem verſtärkten Senate vortragen zu laſſen. Weichen die, 
zwiſchen zwei Meinungen getheilten Stimmen nur im Aus— 
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maße der Beträge ab, jo kann der Vorſitzende eine Mittes! 
zahl annehmen. 

ec) Sind die Stimmen zwijchen drei oder mehreren Meinungen 
bergeftalt getheilt, daß über feinen Antrag die Mehrzahl aller 
Stimmführer vollfommten einig ift, mithin jede der verfchiede- 
nen Meinungen mehr als die Hälfte fümmtlicher Stimmfüh- 
rer gegen ſich hat, over glaubt der Vorfigende einer Mei- 
nung, für melde ‚die Hälfte der Stimmführer ſich ausge— 
ſprochen Hat, nicht beitreten zu können, jo ift, in foferne es 
ih thun läßt, die Berathichlagung nach ben einzelnen Sätzen, 
worüber ein Beichlug gefaßt werden ſoll, abzutheilen, vie 
Borfrage von der Hauptjache, die Korm von dem Weſentli— 
chen der Enticheidung abzufondern. Es ift über Die Rechts— 
giltigfeit der Forderung im Allgemeinen und über ven Be- 
trag berjelben, tiber die zur Erörterung der Sache allenfalls 
nothwendige weitere Berhandlung, tiber das Erfenntniß in 
der Hauptſache, und über die Form der Enticheidung ſelbſt, 
beſonders abzujtimmen ; 

d) die verſchiedenen Streitfragen find in ſolchen Fällen, fowie es 
ihre natürliche Ordnung mit fich bringt, zu erörtern. 

Der über einen Vunkt gefaßte Beichluß ift der Berath— 
ſchlagung über die übrigen zu Grunde zu legen, und au 
diejenigen Stimmfithrer, welche dem Beſchluſſe nicht beigetre- 
ten find, müſſen venfelben ala eine vechtsbeftändige Entſchei— 
dung anfehen, und ihre Stimmen auf diefer Grundlage ab- 
geben. 

e) Sollte auch auf diefe Art Feine Stimmenmehrheit zu Stande 
fommten, ſo ift der Gegenitand in einem verftärften Senate 
nah Umftänden in voller Ratheverfammlung, in Berathung 
zu nehmen, und bei diefer jedenfalls derjenige Antrag, wel- 
‚her die meiften Stimmen für fich hat, als Berchluß anzu— 
jehen. 
| $. 169. 


Der Vorfigende fann, wenn ihm die gründliche Enticheidung 
einer Angelegenheit längere Ueberlegung zu fordern feheint, ſämmt— 
lihe Acten-und die Ausarbeitung des Meferenten vor der Berath- 
ſchlagung denjenigen Stimmführern, welche Dabei zugegen fein fol- 
len, mit dem Auftrage mittheilen Iaffen, fich vorläufig zur Fünftigen 

36* 
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Berathung darüber vorzubereiten, oder, wenn fidh bie Schwierigkei⸗ 
ten erſt in der Berathung zeigen, die Sitzung zu dieſem Ende auf⸗ 
zuſchieben. | 


$. 170. 


Könnte zur Erledigung einer Gingabe die ordentliche Raths— 
ſitzung ohne Nachtheil oder Gefahr nicht abgewartet werben, jo ift 
dieſes von dem Meferenten dem Vorſteher ſogleich anzuzeigen, wel- 
her die Anftalt zu treffen hat, daß entweder eine außerordentliche 
Sitzung gehalten, oder von der erforderlichen Anzahl von Näthen 
jogleich jchriftlich abgeſtimmt werde, 


$. 171. 


Von der über was immer für eine Rechtsangelegenheit bereits 
abgegebenen Meinung zurüdzutveten und eine neue abzugeben, ober 
einer anderen jehon abgegebenen Meinung beizupflichten, ift jeder 
Stimmführer nur im Laufe der nämlichen Sitzung befugt, daher nach 
Beendigung der Sitzung der Beichln nicht mehr geändert wer- 
den darf, 


272, 

Wenn jedoh in einer Berathung ein Beſchluß gefaßt wird, 
wodurch nach der Ueberzeugung des Vorfitzenden die Geſetze offen- 
bar irrig ausgelegt oder angewendet werden, und es ſich nicht um 
Barteirechte, fondern um einen adminiftrativen oder öffentlichen Ge— 
genftand, oder um ſolche Angelegenheiten außer Streitfaden Han 
delt, wobei e8 darauf anfommt, Minderjährige oder Pflegebefohlene 
vor Nachtheil, oder das Gericht vor Verantwortung zu bewahren, 
jo ift er verpflichtet, bie Ausfertigung des Beſchluſſes einzuftellen 
und die Aeten durch die vorgeſetzte Behörde nach Beichaffenheit ver 
Zuftändigfeit der Entſcheidung des oberften Gerichtöhofes oder des 
Juftizminifteriums zu unterziehen. Ergeben ſich ähnliche Bedenken 
in einer Senat3-Abtheilung, jo ift die Angelegenheit ‚vorläufig in 
voller Rathsverfammlung in Vortrag zu bringen. | 


$. 173. 
Die hier gegebenen Worfchriften (99. 159 bis 172) find auch 
in den Berathungen bei dem oberften Gerichtshofe anzumenden, in 
joferne für denſelben Feine befonderen Anordnungen beſtehen. 
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Im Strafverfahren ift ſich Hinfichtlih der Abſtimmung, Be— 
rechnung der Stimmen und Beichlußfaffung in denjenigen Kronlän- 
dern, wo barüber abweichende Vorſchriften beftehen, bis auf weitere 
Verfügung nad venjelben zu benehmen. 


$. 175. 


Die entworfenen Beſcheide, Grfenntnifje, Entſcheidungsgründe 
und andere Ausfertigungen find, in jorerne e8 nur auf geringe Ab- 
änderungen ankommt, von dem Meferenten nach dem Bejchluffe zu 
berichtigen. ft aber in der Hauptiache gegen den Neferenten ent» 
jchieben worden, oder foll der Auffas bdeffelben ganz umgearbeitet 
werden, jo ift die Ausarbeitung des Beichluffes und der Entjchei- 
dungsgründe von demjenigen Rathe zur beforgen, welcher zuerft 
darauf angetragen hat. | 


$. 176. 


MWird ein von dem Gerichte bejchlofiener Auftrag, über deſſen 
Bollziehung dafjelbe von Amtswegen zu wachen verpflichtet ift, bin— 
nen ber feſtgeſetzten Frift von der Partei oder demjenigen, an wel— 
chen er fonft ergangen ift, nicht befolgt, oder dem in ſolchen Ange- 
legenheiten an eine andere Behörde geftellten Anfuchen binnen einer 
angemeffenen Frift nicht entfprochen, jo hat der Neferent unter eige- 
ner Verantwortung fogleich die weitere der Sache angemeflene Ver— 
fügung in Antrag zu bringen, und zu vdiefem Ende über alle folche 
in fein Referat einfchlagende Anordnungen ein genaues Verzeichniß 
zu führen. Welche Vormerfung noch außerdem in der Regiftratur 
über Angelegenheiten dieſer Art zu halten ift, wird in den $$. 240 
bis 242 beftinmt. 


§. 177. 
Ueber jede Sitzung iſt ein Protocoll aufzunehmen. Im Ein— 
gange deſſelben iſt zu bemerken, bei welchem Gerichte, in welchem 
Senate deſſelben und an welchem Tage die Sitzung gehalten wor— 
den iſt; wer den Vorſitz geführt hat, welche ſtimmführenden Mit— 
glieder des Gerichtes gegenwärtig waren und wer von den unter— 
geordneten Beamten zur Führung des Protocolles und zur Abfaſ— 
ſung der Ausfertigungs-Entwürfe beigezogen worden iſt. 
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$. 178. 


Die in der Sitzung etwa vorgenommenen Beeidigungen und 
andere Borfälle, welche nicht die Berathung über die in Vor— 
trag gebrachten Gegenftände betreffen, find in dem Protocolle er- 
ſichtlich zu maden; die vorgetragenen Geſchäftsſtücke aber mit ben 
Einreihungsprotocolldzahlen in der Ordnung anzumerfen, in welcher 
jie vorgefommen find, und zu felben die Berjonen, welche ver Ge— 
genftand betrifft, und der letztere jelbft in Kürze anzufihren Bei 
Geſchäftsſtücken jedoch, bei deren Vortrag ſich ein Rathsglied wegen 
eines gejeglichen Hinderniffes der Iheilnahme an der Berathung zu 
enthalten genöthiget war oder aus einer anderen Urſache Nenderun- 
gen in den Perſonen der Stimmführer eingetreten find, muß biefes 
erfichtlich geniacht werben. 


$. 179. | 

Die Abftimmung und Schlußfaffung ift mit Anführung bed 
Tages der Berathung und der Gegenwärtigen auf den Referatsbö— 
gen erfichtlich zu machen. 

Bei einhellig gefaßten Beichlüffen geſchieht dieſes nur durch 
bie Beifügung des Wortes „Einhellig“ und der Fertigung des Pro— 
toeolliften. 

Bei. Geſchäftsſtücken aber, bei welchen in ver Hauptſache oder 
in Nebenpuncten oder auch nur in Anfehung der Förmlichfeiten oder 
der Entſcheidungsgründe verfchiedene Meinungen vorgefommen find, 
ift auf dem Meferatöbogen nad dem Aufſatze des Referenten, und 
wenn der Raum nicht Hinreicht, auf einem abgefonderten halbgebro- 
henen Bogen ohne Wiederholung der, von dem Referenten bereits 
angeführten Gründe, und ohne unnüge Weitläufigkeit, jedoch Klar 
und bejtimmt darzuftellen, welcher Meinung jeder der Stimmführer 
war, mit welchen Gründen er diefelbe unterftügte, welchem Antrage 
allenfall® der Vorfißende beitrat, und wie die Mehrheit der Stim- 
men berechnet wurde. Fallen dem Protocolliſten hierüber Zweifel 
auf, jo hat er ji von dem Vorfigenden oder dem Stimmführenden 
no während der Berathung die nöthige Aufklärung zu erbitten. 
Die etwa vorgenommene wiederholte Umfrage und Abftimmung, bie 
Zugiehung von mehreren Stimmführern und dir ganze Vorgang bei 
der Berathung, Abftimmung und Schlußfaffung überhaupt ift genau 
auseinander zu fegen. 
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$. 180. 

Endlich. ift der gefaßte Beſchluß anzuführen, und mit Hinwei- 
fung auf die Begründung der einzelnen Meinungen zu bemerfen, 
welche der angeführten Entſcheidungsgründe von der Mehrheit ber 
Stimmen angenommen worden find. 

Jedem Stimmführer fleht frei, die Gründe jeiner Meinung 
jhriftlih zu verfaffen und zu begehren, daß dieſer Aufſatz der Auf— 
zeichnung der Abftimmung beigefügt werde. 


$. 181. 

Der Protocollsführer hat diejenigen Geſchäftsſtücke, zu welchen 
die Außfertigungen bereit3 verfaßt und von dem Meferenten als 
richtig beftätiget find, jammt dem Sigungsprotoeolle, wo möglich 
binnen 24 Stunden dem Borfigenden; die übrigen Geſchäftsſtücke 
aber demjenigen zu überſchicken, welcher die Ausfertigungen zu ent- 
werfen hat, übrigens glei nach geendigter Sitzung ein Verzeichniß 
der erledigten Geſchäftszahlen dem Vorſteher des Erpedites und des 
Einreichungsprotocolles mitzutheilen. 


$. 182. 

Der Borfigende hat die Aufzeichnungen des Protocollsführers 
über die Abftimmungen und gefaßten Beichlüffe auf den Meferaten 
und dad Sigungsprotocoll genau zu prüfen, wenn er fie unridhrig 
oder unvollftändig findet, nöthigen Falles nach vorläufiger Rüd- 
jprache mit den Stimmführenden berichtigen zu laffen und zur Bes 
flätigung jeine Unterfihrift beizufügen. 

Die Sigungsprotocolle find in der Regiftratur zu verwahren 
und in angemeflenen Zeitabfchnitten einzubinden. 


$. 183. 
An den für den oberſten Gerichtähof in Beziehung auf bie 


Führung des Rathsprotocolles erfloffenen bejonderen Beftimmungen 
wird duch die gegenwärtigen Vorſchriften nichtd geändert. 


Bierter Abſchnitt. 
Don den Tagfagungen und den Tagſatzungs-Protoecollen. 


$. 184. 
Bei Anordnung von Tagiagungen mug Bedacht genommen 
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werben, jedes Hindernig einer zwedmäßigen Verhandlung in vor« 
hinein zu entfernen, aller Verzögerung vorzubeugen, bie Theilneh— 
menden fogleich ſämmtlich zuzuziehen, fie mit dem Zwecke ihrer Vor⸗ 
forderung bekannt zu machen, und zur Beibringung der erforderli—⸗ 
chen Urkunden oder anderen Schriften anzuweiſen. 

Bei Vorforderung der Parteien in nicht ſtreitigen Angelegen⸗ 
heiten iſt nach Umſtänden, beſonders in Fällen wiederholter Vorla— 
dung klar auszudrücken, welche rechtlichen Folgen oder Strafen die 
Vorgeladenen im Falle ihres Ausbleibens treffen würden. 

In wieferne dieſes in ſtreitigen Rechtsſachen zu beobachten ſei, 
beſtimmt die Gerichtsordnung. 


$. 185. 
In der Regel fünnen bei Tagjagungen nad den Geſetzen zu— 
-läffige Bevollmädhtigte im Namen der Parteien verhandeln. Jeder— 
mann ift jedoch verpflichtet, auf ausdrücklichen Befehl bes Be 
perfönlich zu erjcheinen. 


$. 186. 

Die Zeit, zu welcher jede Tagfagung vor fich gehen joll, muß 
jo beftimmt werden, daß bie Zuftellung an alle ‘Barteien früh ge- 
nug erfolgen Fünne, um es ihnen möglich zu machen, zur feſtgeſetz⸗ 
ten Stunde mit der gehörigen Vorbereitung zu erſcheinen. 


$. 187. 


Ueber die angeordneten Tagjagungen ift nach dem Formulare 
Nr. 15 ein Tagebuch zu führen, und darin für jeden Gerichtätag 
ein eigened Blatt zu beftimmen, auf welchen, fo oft eine Tagſatzung 
auf diefen Tag feftgefegt wird, die Protocolldzahl der Eingabe, ber 
Name des Referenten und der Parteien und der Gegenftand ber 
Verhandlung kurz anzumerfen ift. 


$. 188. 


Alle mündlichen Verhandlungen in und außer Streitfachen find 
in der Regel von dem Referenten und einem beeideten Schriftfüh- 
rer vorzunehmen. Nur zu Tagjakungen tiber die Feilbietung größe- 
ver unbeweglicher Güter und zu Verhandlungen in Eheftreitigfeiten 
ift außer dem Meferenten noch ein zweiter Rath zu beftimmen. 

Auch ift dem Vorfteher des Gerichtes überlafien, aus wichti- 
gen Gründen von Amtswegen ober wenn der Referent darauf at 
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trägt, zu einzelnen Berhandlungen noch einen zweiten Richter ab» 
zuordnen. 
| $. 189. 


Der Beamte, welcher das Verzeichniß über die Tagjagungen 
führt, hat die zu jeder Tagfagung gehörigen Acten längſtens am 
Tage vorher dem Referenten mitzutheilen, damit fich dieſer genau 
über den Gegenftand unterrichten und zur Verhandlung vorbereiten 
fönne. 


$. 190. 


Ale Tagfagungen find zur feftgefegten Stunde vorzunehmen, 
und jo weit es thunlich ift, nicht mehrere zugleich in demſelben 
Zimmer abzuhalten. 

Der Referent hat bei der Tagſatzung die Verhandlung zu Tei- 
ten, derſelben die gehörige Richtung zu geben, die Parteien und 
ihre DBertreter zu deutlichen und beftimmten Erklärungen anzumeifen, 
und jede andere Erörterung zu vermeiden, um das Gejchäft dem 
Geſetze und den Rechtöverhältniffen der Parteien gemäß auf dem 
fürzeften und ficherften Wege beendigen zu fünnen. Hierin ift der 
Referent, wenn noch andere Räthe oder der Vorſitzende anweſend 
find, von dieſen zu unterftügen. 

Nöthigen Falles kann auch verfügt werden, daß bie Parteien 
abtreten, um mit der erforderlichen Zahl von Stimmführern ſogleich 
über die weiteren zweckmäßigen Anoronungen berathen zu Fünnen. 


$. 191. 


Die Mitglieder des Gerichtes Haben den Parteien mit Ruhe, 
Mäpigung und Anftand zu begegnen, und fich jeder voreiligen Aeuße— 
rung über den Ausgang der Sache zu enthalten. 

So oft es die Schielichfeit oder die Rückſicht auf die körper— 
lihe Beichaffenheit der Perfonen oder die Dauer der Verhandlung 
erfordert, ift Parteien umd Vertretern der Sit bei Gericht zu ge— 
ftatten. 


$. 192. 
| Die Parteien find verpflichtet, den Gerichtöperfonen mit Ach— 
tung zu begegnen, und den gerichtlichen Verfügungen Folge zu leiten. 
Perſonen, welche die dem Gerichte ſchuldige Achtung verlegen, 
find zurechtzuweiſen, von Tagfagungen nach Umftänden zu entfernen, 
und mit angemefjener Geld- oder Arreftftrafe zu belegen. 
| 37 
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Mer auf eine erhaltene Vorladung nicht erjcheint, kann, wenn 
nicht dad Geſetz felbft ſchon mit feinem Ausbleiben andere rechtliche 
Folgen verbindet, neuerlih unter Androhung von Geld» oder Arreft- 
ftrafen vorgefordert, nöthigen Falles durch den Vollzug biefer Stra- 
fen zum Erſcheinen gezwungen, und jelbft durch den Gerichtädiener 
oder die Wache vor Gericht geftellt werben. 


$. 193. 


Ueber jede Tagfapung ift ein Protocoll aufzunehmen, in beffen 
Eingange das Gericht, der Tag der Verhandlung, die Rechtöjache, 
auf welche ſie ſich bezieht, mit Bezeichnung der Gefchäftäzahl und 
des Gegenftandes, die anweſenden Gerichtöperfonen und bie erfchie= 
nenen Parteien anzuführen find. 

Die Verhandlungen oder Aeußerungen der Parteien jelbft find 
mit Genauigfeit, jedoch ohne Wiederholung oder Weitläufigfeit in 
das PBrotocoll einzutragen. 

Nach geichloffener Verhandlung ift das Protocoll von den Par- 
teien und den anweſenden Gerichtöperfonen zu unterfertigen. Ent» 
hält es wichtige, verbindliche Erklärungen, Zeugenausjagen oder 
Eidesleiftungen, oder verlangt es eine Bartei, jo ift dad Protocoll 
vorläufig den Parteien vorzulefen. 

Kann oder will eine Partei das Protocoll nicht umnterfertigen, 
jo ift diejeg mit Angabe der Urſache anzumerfen. 

Trotocolle über fortgefegte Verhandlungen find der Zeitord— 
nung nad zufammenzubeften. 

$. 194. 

Iſt nach den Beftimmungen der Stämpelgefege zur Aufnahme 
des Protocolles Stämpelpapier erforderlih, und entfteht zwijchen 
den Parteien entweder über den Stämpelbetrag oder barüber ein 
Streit, welche Partei das Stämpelpapier beizubringen ſchuldig ſei, 
fo wird dieſes vorläufig durch den Richter beftimmt, welcher bie 
Tagſatzung leitet. | 

$. 195. 

An den zur Vornahme der Tagſatzungen beftimmten Tagen ift 
Jedermann geftattet, mündliche Klagen und Geſuche anzubringen. 
Aber auch an anderen Tagen hat der Gerichtövorfteher die Auf- 
nahme berfelben anzuordnen, wenn es thunlich ift, und die Verhält- 
niſſe der Parteien Feine Verzögerung geftatten. 
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$. 196. 

Ueber jede Tagfakung ift die weitere gerichtliche Verfügung 
jobald als möglich zu erlaffen. rledigungen in Streitjachen, welche 
feiner weiteren Berathung unterliegen, find unter der Gejchäftszahl, 
unter welcher die Tagjabung angeordnet wurde, wenn es thunlich 
ift, gleich auf der Rückſeite des Protocolles zu entwerfen, und dem 
Vorfteher des Gerichtes zur Genehmigung der Ausfertigung zu 
überjenden. 

Protocolle dagegen, wo es auf eine Entjcheidung über bie 
Rechte der Parteien anfommt, find der Berathung zu unterziehen, 
und wenn fie gefchloffene jchriftlihe oder mündliche Procefje oder 
ſolche Schlußverhandlungen betreffen, welche die Erlaffung einer 
Verftändigung an die Parteien erheifcheu, vorher in das Einrei— 
chungs⸗Protocoll einzutragen. 


Fünfter Abſchnitt. 


Bon der Ausfertigung und ZJuftellungen ber gerichtlichen 
Berfügungen. 
$. 197. 

Alle gerichtlichen Aufjäge follen kurz und beutlih in einer 
einfachen und anftändigen Sprache gefchrieben fein. Abfürzungen, 
die zu einem Irrthume in der Ausfertigung Anlaß geben Fönnten, 
find zu vermeiden. 

Die Gründe der Entfcheidung Fünnen mit der Entjcheidung 
jelbft vereiniget werden. Uebrigens Haben die Obergerichte und ber 
oberite Gerichtshof ftet3, ohne ein Begehren der Parteien abzuwar— 
ten, und ohne Unterjchied, ob die unterrichterliche Entjcheidung be— 
jtätiget, oder abgeändert wurde, die Beweggründe ihrer Entjcheidung 
hinauszugeben. 

$. 198. 

Zur Richtſchnur für das Erpevit müffen jedem Entwurfe einer 
Ausfertigung die nöthigen Bemerfungen über die Art der Zuftellung 
und den Anſchluß von Acten und Urkunden beigefügt werden. 


$. 199. 
Die Gerichte Haben jeder Partei die derfelben nach ihrer Ge— 
burt und ämtlichen oder bürgerlichen Stellung, oder nach beſonde— 


ven Anordnungen gebührende Benennung zu ertheilen. 
37* 
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Der Chrenworte „Herr“ und „rau“ haben ſich die Gerichte 
in allen Fällen zu bedienen, in welchen auch im gewöhnlichen Ver— 
fehre der Landesfitte gemäß, diefe Ehrenworte üblich find. 


$. 200. 


Den Berichten an vorgejette Behörden müſſen alle zur voll» 
jtändigen Aufflärung ber rechtlichen Verhältniffe der Parteien, zur 
Mechtfertigung des Gerichte und zum Beweife der angeführten That- 
umftände dienlichen Aetenumftände angefchloffen werden. Werden 
Recurſe oder Proceßacten zur höheren Eutfcheidung vorgelegt, fo ift 
ftet8 eine beglaubigte Abjchrift der Verfügung oder Entſcheidung, 
gegen welche die Beſchwerde gerichtet ift, und wenn ber gerichtliche 
Beſchluß nicht einhellig gefaßt wurde, eine beglaubigte Abjchrift der 
Aufzeichnung über die Abftimmung beizulegen, bei einhelligen Be— 
ſchlüſſen aber in dem Berichte anzuführen, wer an der Berathung 
theilgenommen hat. | 

Befebungdvorfchlägen find die Zeitungsblätter, welche die Be- 
kanntmachung der Goneurd-Ausfchreibung enthalten, und eine über 
jämmtliche Bewerber verfaßte Eigenfchaftstabelle anzufchließen. 

Die bei Erftattung eined Berichte3 in der Sitzung Anweſen— 
ben find in demjelben ſtets namentlich anzuführen und vorgefommene 
abweichende Meinungen über den Inhalt defjelben am Schluſſe an— 
zumerfen. 


$. 201. 

In Berichten, welche fih auf einen vorhergegangenen Auftrag 
beziehen, ift da8 Datum und die Gejchäftszahl des Auftrages an— 
zuführen. 

Von augen ift jeder Bericht mit einer Aufjchrift zu verjehen, 
welche die Behörde, an die er gerichtet if, das Gericht, von dem er 
erftattet wird, die Namen der Parteien und mit wenigen Worten 
den Gegenftand zu bezeichnen hat. 


$. 202. 


Don einander unabhängige Behörden gleichen oder verjhiedenen 
Ranges Haben unter einander Noten oder Schreiben zu wechſeln. 
Diejes Hat auch Für den Schriftenwechjel mit ausländifchen Behör- 
den zur gelten. In Anſehung derjenigen ausländijchen Behörden, 
mit welchen der Schriftenwechſel nur unter befonderen Beichränfun- 
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gen und Formen geftattet ift, hat es bei den bisherigen Berfgriften 
zu verbleiben. 


$. 203. 


Untergeordnete Gerichte haben gegen vorgejehte Behörden bie 
Benennung „hochlöblich“ zu gebrauden. In der Gorrejpondenz 
anit anderen Behörden gleichen oder minderen Ranges ift die Be— 
nennung „löblich“ zu gebrauchen. 


$. 204. 


Bei dem oberften Gerichtähofe und den Minifterien haben bie 
Gerichte erfter Inſtanz, foferne nicht für einzelne Fälle beſondere 
Anordnungen beitehen, durch ihr vorgejegtes Dbergericht einzufchreiten. 


| $. 205. 

Alle Gerichtäbehörden haben den Titel „Faijerl. königl. Ge— 
richte“ zu führen und auf diefe Weije ihre Ausfertigungen zu be= 
jorgen. 

Urtheile und andere Erfenntniffe haben ftet3 mit den Worten 
„Das k. k. *Gericht* Hat, Fraft der ihm von Seiner Apoftoliichen 
Majeftät verliehenen Amtsgewalt“ zu beginnen. 


$. 206. 


Die Entwürfe aller gerichtlichen Ausfertigungen find den Vor— 
figenden vorzulegen. Dieſer ift verpflichtet, fie genau durchzugehen, 
und wenn er jie mit dem gefaßten Beſchluſſe übereintimmend findet, 
das Wort „Expediatur‘* und jeine Unterjchrift beizujegen. Be— 
merft er darin Sprachiehler, Undeutlichfeiten im Ausdrucke oder of— 
fenbare Berjehen, jo kann er gleich jelbft die nöthige Verbeſſerung 
vornehmen, oder den Referenten Dazu ammweifen. Wenn ihm aber 
eine wichtigere Abänderung nothwendig jcheint, fo Hat er jein Be- 
denken in der nächſten Sigung zu eröffnen und nah dem darüber 
gefaßten Beichluffe die Ausfertigung anzuordnen. 

Die mit dem Expediatur des Vorſitzenden verjehenen Ent- 
würfe find in das Expedit zu befördern. Ohne die Genehmigung 
des Borjigenden darf von dem Expedite nichts ausgefertiget werden. 


$. 207. 


Der Erpeditor hat die an ihn gefangenden Gefchäftäftüde in 
dem von dem Protocollaführer übergebenen Berzeichniffe ($. 181) 
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zu löfhen, und wenn binnen acht Tagen nad) ber Sitzung nicht 
alle in dieſem Verzeichniſſe enthaltenen Stücke an ihn gelangen foll- 
ten, rüdjichtlid der nod abgängigen dem Gerichtövorfteher die An- 
zeige zu machen. 

$. 208. 


Alle eingelangten Stüde hat er zugleih in das Expeditsbuch 
einzutragen und auf dem Entwurfe der Ausfertigung den Tag bed 
Einlangens anzumerfen. 

Das Expeditsbuch hat die Beftimmung, die richtige Ablieferung 
aller dem Gerichte überreichten Eingaben in das Expedit zu verfichern, 
und die Nachforſchung, ob und wann ein Aectenftüf an das Erpebit 
gefommen tft, und wann es an die Megiftratur abgegeben wurde, 
zu erleichtern. Es ift nach dem Rormulare No. 16 zu führen. 
In die erjte Rubrif find im Vorhinein die Zahlen des inrei- 
hungsprotocolles in arithmetifcher Ordnung, in die zweite bei jedem 
Stüde, ſobald e8 dem Erpedite zufommt, der Tag, an welchem die— 
ſes gejchehen ift, mit wenigen Buchftaben oder Zeichen, und in bie 
vierte der Tag der Abgabe an die Negiftratur einzutragen. 


$. 209. 


Der Vorfteher des Erpedites hat die Neinichrift der Erledi- 
gungen zu veranftalten und zu biefem Ende die Arbeiten unter bie 
Kanzleibeamten zweckmäßig zu vertheilen. 

Erledigungen, deren Bejchleunigung von dem Gejeße oder dem 
PVorfigenden befonderd angeordnet wird, find fogleich, die übrigen in 
ber Ordnung audzufertigen und zuzuftellen, in welder jie an das 
Erpedit gelangten. Rückſtände find forgfältig zu vermeiden. 


$. 210. 

In der Kanzlei it rein, leſerlich und richtig zu jchreiben. Ab— 
fürzungen von Namen oder Worten find nicht geftattet. Auf jeder 
Ausfertigung muß die Gefchäftszahl der Eingabe angemerft werden, 
über welihe fie erfolgt. 

Jede Abſchrift muß ferner mit dem Entwurfe der Erledigung 
vollfommen übereinftimmen, und um fich deſſen zu verfichern, mit 
dem leßteren von zwei Beamten der Kanzlei forgfältig collationirt 
werden. Der Verfertiger der Abfchrift ift zum collationiren derſel⸗ 
ben in der Regel nicht zu verwenden, wenn dieſes aber unvermeid— 
lich wäre, ſo hat er die von ihm verfertigte Abſchrift vorzuleſen 
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und ein anderer Beamte bie Mebereinftimmung mit dem Goncepte 
zu controliren. - Die Namen derjenigen, melche abgefchrieben und 
welche eollationirt haben, find auf dem Entwurfe anzumerfen, 


$. 211. 

Die Ausfertigungen find fogleih zur Unterſchrift zu befördern 
Berichte find zuerft von dem Referenten, und wo ein Viee-Präſident 
befteht, auch von biefem, dann von dem Vorſteher des Gerichtes; 
Erfenntniffe, Deerete, Edicte, beſonders ausgefertigte Amtszeugniſſe 
und Vergleichdurfunden von dem Vorſteher des Gerichte und einem 
Rathöfekretär oder dem Vorſteher des Erpedites zu unterzeichnen. 
Noten und Schreiben an andere Behörden find von dem Morfteher 
des Gerichtes allein; Beſcheide auf überreichte Eingaben aber und 
Entjcheidungsgründe von einem Rathsſekretär oder dem Vorſteher 
bes Erpedites zu umterfertigen. 

Beglaubigungen von Abfehriften Fünnen von dem Vorſteher des 
Erpedites oder der Regiftratur ausgefertiget werden. 


$. 212. 


Nach geichehener Unterjchrift find die Ausfertigungen ohne Ver— 
zug dem Worfteher des Expedites zurücdzuftellen. Crfenntnifje, Ver— 
gleihaurfunden, Ediete, Ernennungsdeerete, Amtszeugnifie, Legaliji- 
rungs- und Bidimirungs - Beitätigungen, Genehmigungselaujeln in 
Vormundſchafts-, Guratel- und Fideicommiß = Angelegenheiten, Be» 
jcheide, wodurch eine Erecution, die Erfolglaffung eined Depofitums 
oder eine Zahlungs = Anweifung bewilliget wird, Grundbuchg- und 
Depofiten- Auszüge find mit dem Gerichtäfiegel zu verjehen. Deerete, 
Noten und Schreiben find einzeln von Außen zu. verfiegeln. 


$. 213. 


Jede Erledigung ift ordnungsmäßig zuzuftellen, das Concept 
der Ausfertigung aber und andere bei Gericht zurücbleibende Aeten 
find der Regiftratur zu übergeben ($. 220), die Zuftellungen im 
Gerichtäorte Haben durch den beeidigten Gerichtädiener, außerhalb 
dejielben in der Negel dur die Poft zu gejchehen. Doch Fönnen 
Zuftellungen an Barteien, welche außer dem Gericht3orte, aber in 
dem Bezirfe des Gerichtes wohnen, auf ausdrückliches Verlangen, 
oder, wenn Dad Gericht e3 zur. Sicherheit erforderlich findet, auch 
durch den Gerichtödiener vorgenommen werden. Zur Zuftellung ſo— 
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wohl in, ald außer dem Gerichtäbezirfe Fann ſich das Gericht auch 
der Gemeindevorfteher bedienen, oder das Bezirksamt als Bezirföge- 
richt in deren Bezirf die Zuftellung gefchehen joll, darum erfuchen. 


$. 214. 


Die Stüde, welche der Gerichtödiener am folgenden Tage zu- 
ſtellen ſoll, hat der Vorſteher des Gerichtes demſelben mit einem 
Verzeichniſſe (Zuſtellungsbogen) zu übergeben. In dieſe Zuſtellungs— 
bogen, welde nah dem Formulare Nr. 17 eingerichtet jein müffen, 
ift jede8 Stück mit Angabe der Einreihungs-Protocolldzahl, des Ge- 
genftandes, der Zahl der Beilagen und der Namen der Parteien 
einzutragen. Der Gerichtödiener hat jede Zuftellung den Vorſchrif— 
ten der Gerichtdordnung gemäß zu bejorgen und biefelbe von dem 
Empfänger in dem Zuftellungsbogen befcheinigen zu laſſen. Zuſtel— 
lungen an Behörden, welche ſich im Gericht3orte befinden, werden 
durch Die Uebergabe der an fie gerichteten Gefchäftsftüde bei dem 
Einreihungsprotocolle vollzogen, Aften aber, die durch die Poft zu 
verjenden find, dem Poſtamte gegen Befcheinigung übergeben. 


$. 215. 


Sind Zuftellungen auf Erfuchen anderer Behörden zu bejor- 
gen, fo ift ihmen in ber Negel ein beglaubigter Auszug aus dem 
Zuftellungsbogen zu überfenden. Nach Umftänden fann dem Ge- 
richtödiener auch der Entwurf eines eigenen, dad Metenftücd näher be— 
zeichnenden Cmpfangsjcheine mitgegeben werden, um ihn von der 
Partei unterfertigen zu laffen, und der Behörde, auf deren Erfuchen 
die Zuftellung erfolgt ift, überfenden zu fünnen. 


$. 216. 


Am folgenden Tage hat der Gerichtädiener die Zuftellungsbo- 
gen dem Erpeditor zu übergeben, welcher fie zu prüfen, und wenn 
er Mängel bemerkt, nach Beichaffenheit der Umftände die Verbeſſe— 
rung derjelben anzuordnen hat. 

Ueber die nicht erfolgten Zuftellungen hat fich der Gerichtädie- 
ner zu rechtfertigen und die zurücdgebliebenen Stüde dem Erpeditor 
zu übergeben, damit fie auf den Zuftellungsbogen des nächften Ta— 
ges übertragen werden Fünnen. 

Stehen einer Zuftelurg SHinderniffe entgegen, wegen welder 
fie in gehdiger Zeit überhaupt nicht erfolgen kann, fo hat der Ge— 
richtsdiener die Anzeige darüber jehriftlich zu erftatten. 
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$. 217. 

Die den Gerichißdienern übergebenen Zuftellungsbogen Hat ber 
Expeditor mit, vom erften Januar bis legten December jeden Jah- 
res fortlaufenden Zahlen zu bezeipnen und ei..e eigene Vormerkung 
darüber zu führen. 

Auf jedem Goncepte einer Erledigung ift nad vollgogener Zu— 
ftellung die Zahl des Zuftellungsbogend anzumerfen, auf welchem 
die Zuftellung ausgewieſen erjcheint. Die Zuftellungsbogen aber 
find in die Regiftratur abzugeben und in angemejjenen Zeiträumen 
nad der Ordnung der Zahlen einzubinden, 


$. 218. 


Langen von anderen Behörden Erfuchjchreiben um Bejorgung 
von Zuftellungen oder Befcheinigungen über Zuftellungen ein, melche 
fie auf Erſuchen des Gerichtes beforgt haben, jo find dieſe Erjuch- 
juihichreiven und Empfangſcheine, wenn nicht zugleih andere Mit— 
theilungen damit verbunden find, nicht in das Einreihungsprotocoll, 
jondern in ein eigenes, nach dem Formulare Nr. 18 eingerichtetes 
Buch einzutragen. Die Neihenzahl in diefem Buche hat vom erften 
Sanuar bis legten December eines jeden Jahres forızulaufen. 

‘ Ueber jeden Jahrgang ift ein abgeſondertes Buch anzulegen 
Jeder Empfangsfchein wird mit der ihm zufommenden Reihenzahl 
Dezeichnet. 

Bemerft der Einreihungsprotocollift an einem eingelangten Em— 
pfangsſcheine Mängel, fo hat er denjelben au in das Einreichungs- 
protocoll einzutragen und gleich einer anderen Eingabe zu behandeln, 
in der fünften Rubrif des Buches aber die Bemerfung „vorgelegt 
unter Zahl...“ beizufegen Diejes Bud ift zur Einfiht der Par— 
teien offen zu halten, 


§. 219. 

Edicte hat der Gerichtsdiener am Gerichtshauſe anzuſchlagen 
und nach verſtrichener Edictalfriſt wieder abzunehmen; auf jedem 
Ediete aber den Tag der Anſchlagung und Wiederabnahme anzu— 
merken und daſſelbe dem Gerichte mit Bericht vorzulegen. 

Sollte das Edict während der Edictalfriſt beſchädiget oder ab— 
geriſſen werden, ſo hat er dem Gerichte zur erforderlichen Abhilfe 
die Anzeige zu erſtatten. 

In welchen Fällen übrigens Ediete durch die Zeitungen kund 
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zu machen jeien, und wie oft deren Ginjchaltung zu gefchehen habe, 
wird durch die am gehörigen Orte ertheilten befonderen Borfchriften 
beſtimmt. 


Sechſter Abſchnitt. 
Don der Aufbewahrung der Aeten. 


$. 220. 


Ale Schriften, deren Zurüditellung an die Parteien oder Ueber- 
jendung an eine andere Behörde von dem Gerichte nicht angeordnet 
wird, find in der Regiftratur zu verwahren. 

Melde Schriften zurüdzuntellen oder auszufolgen und welche 
aufzubewahren feien, hat das Gericht von Fall zu Fall mit Rück— 
ſicht auf die beftehenden Geſetze zu beurtheilen. 

Insbeſondere find: 

a) Alle Erläffe der vorgefetsten Gerichte, Noten und Schreiben 
anderer Behörden, abgenommene Edicte, Amtsprotocolle, Amts— 
büch r, bei Gericht aufgenommene Protocolle, Ausarbeitungen 
ber Referenten oder andere Aufjäge, und 

b) in nicht ftreitigen Angelegenbeiten alle Schriften, welche nicht 
bloß die Einleirung von Verhandlungen, von Berlängerung 
ber Friften oder andere Nebenpuncte betreffen, in gerichtlicher 
Verwahrung zu behalten, und nie an Parteien in Urſchrift 
auszufolgen. 

Welche Actenſtücke in Streitſachen gerichtlich aufzubehalten 
oder den Parteien auszufoigen find, wird durch die Gerichtö- 
Ordnung beftimmt. 


— 

Die Gerichts-Acten ſind nach mehreren mit Nummern oder 
Buchſtaben bezeichneten Haupt-Abtheilungen der Regel nach auf 
folgende Art abzuſondern. 

J. Geſetzſachen und Verordnungen. 

Das Reichs- und Landesgeſetzblatt gehören jedoch nicht in die 
Regiſtratur. 

II. Dienſtſachen. 

III. Streitſachen, 

IV. Verlaſſenſchafts-Abhandlungen, Vormundſchafts- und Cu— 
ratels⸗Angelegenheiten. 
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V. Coneurs/-Aeten, 

VI. Grundbuchs- und Sandtafelfachen, 

VII. vermiſchte Gegenftände. 

Dem Ermeſſen des Gerichtes bleibt es überlaſſen, die Zahl der 
Haupt-Abtheilungen allenfalls zu vermehren, insbeſondere den Fidei— 
commiß- und den in Eheſachen verhandelten Acten eigene Abthei— 
lungen zu widmen. 

Gerichtsbehörden, welche die Gerichtsbarkeit in Handels⸗ und 
Wechſel-Angelegenheiten, oder in Bergwerks-Angelegenheiten ausüben, 
haben über dieſe Angelegenheiten auch die erfordelichen Abtheilun— 
gen in der Regiſtratur einzurichten. 


$. 222. 

Alle über den nämlichen Gegenftand verhandelten Aeten find, 
wenn fie auch in verjehiedenen Jahren in die NRegiftratur Fommen, 
in einen Actenbund nach der Zeitordnung zuſammen zu legen. 

Insbeſondere find alle in einer Streitfache vorgefommenen Ver— 
handlungen in der Hauptſache ſowohl, ald über die Incidenzſtreitig— 
feiten und über die Execution; alle Acten, welche fih auf die näm— 
lihe Verlaſſenſchafts-Abhandlung, Curatel, oder auf das nämliche 
Fideicommiß beziehen, zufammen zu legen. Bormundfchafts-Acten 
find den Xcten ver Abhandlung über die Verlaſſenſchaft des Vaters 
beizulegen, wenn Letztere von dem nämlichen Gerichte gepflogen 
wurde. 

Sn Conecurs— Verhandlungen iind Die Veten der einzelnen Li— 
quidirungs- und Vorrechtsproceſſe zwar in abgefonderte Actenbünde 
‚zu legen, diefe aber al3 Unterabtheilungen des Aetenbundes über die 
Hauptverhandiung zu bezeichnen, 

Befteht zwiſchen zwei abgefondert regiftrirten Angelegenheiten 
ein Zufammenhang, jo ift derjeldbe auf den Umfchlägen der zujam> 
menhängenden Actenbünde mit Berufung auf bie Regiſtratursbe⸗ 
zeichnung anzumerken. 


$. 223. 

Für jede Angelegenheit ift daher, fobald das erfte ſich darauf 
beziehende Actenſtück der Regiſtratur zufommt, ein eigener Acten- 
bund anzulegen. Die in jedem Jahre angelegten Aectenbünde find 
mit der Jahreszahl, der Nummer der Hauptverhandlung und mit 
einer Negiftraturszahl zu bezeichnen Die Regiftraturszahlen haben 
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in jeder Hauptabtheilung vom 1. Januar bis legten December bed 
Jahres fortzulaufen. 

Jedes in einen Actenbund gehörige Actenftüf muß mit dem 
Zeichen ded Aetenbundes verjehen fein. 


; $. 224. 

Ueber jeden Aetenbund, worin fich mehrere Actenftüde befin⸗ 

den, iſt ein eigenes Verzeichniß derſelben nach dem Formulare Mr. 

19 zu führen und ſtets Dei dem Actenbunde zu belaſſen. 

| Die Eintragungen in dieſes Verzeichniß find möglichit Furz 

\ vorzunehmen. Bon Beilagen eined Actenſtückes find nur die Ur— 

ſchriften beſonders zu benennen. 

Enthält das Actenftüf ein Verzeichni der Beilagen, fo ift nur 

auf dieſes hinzuweiſen. 

Gelangen mit Referatsbögen auch Eingaben oder Beilagen oder 
Empfangsſcheine zur Regiſtratur, ſo ſind beide Actenſtücke nur unter 
eine und der nämlichen Reihenzahl einzutragen. 

Die Reihenzahl ift auf der Rückſeite jedes Aetenſtückes anzu- 

merken. 

$. 225. 

Die Aetenbünde find in mäßigen Fascikeln zwijchen fteifen 
Deckeln zuſammenzulegen, und in den Fächern der Regiſtratur auf— 
zuſtellen. 

Der vordere Deckel eines Fascikels iſt mit der Nummer der 
Haupiabtheilung, der Jahreszahl und mit der erſten und letzten Re— 
iſtraturszahl der darunter befindlichen Actenbünde zu bezeichnen. 


$ 226. 

Jedes an die Regiftratur gelangende Actenſtück ift zuerft in 
dad Regiſtratursbuch, welches nach dem Formulare Nr. 20 die Ein- 
reihungs-Protocolldzahlen in arithmetifcher Ordnung in voraus ver— 
zeichnet enthält, einzutragen, und bei jeder Zahl die Bezeichnung 
des Hetenbundes anzumerfen. 

Das Regiftratursbuch foll die richtige Ablieferung aller Acten— 
ftücfe in die Regiſtratur verfichern, und die Auffindung des Acten- 
bundes erleichtern, worin jede Geſchäftsſtück zu finden ift. 


5.227, 
In der Regiftratur” find ferner alphabetifch georbnete Nach— 
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fhlageregifter, Eines über die flreitigen Nechtsangelegenheiten mit 
Inbegriff der Goncurfe, das zweite über Verlagabhandlungs-, Vor— 
mundſchafts-, Guratel- und Fiveicommiß- Angelegenheiten, das dritte 
über Geſetzſachen und Verordnungen und das vierte über Dienft- 
jahen nad dem Kormulare Nr. 21 nah Thunlichfeit für mehrere 
Jahre in Einem und dem nänlihen Bande zu führen. 


$. 228. 


Dem Ermeſſen des Gerichtes bleibt es überlaffen, allenfalls 
noch über weitere einzelne KHauptabtheilungen abgejonderte Nach⸗ 
Ihlage-Regifter zu führen, oder im Gegentheile über ſämmtliche An- 
gelegenheiten, mit Ausnahme jene der Hauptabtheilung I (Gejeg- 
jachen und Verordnungen), über welche ftet3 ein bejonderes Regijter 
zu führen if, nur Ein Regifter anzulegen. 


$. 229. 

Die Eintragung in dieſe Regifter hat in der erften Rubrik 
nad den geeigneten Schlagwörtern, insbefondere den Namen ‘ver 
Parteien, und wo es thunlih if, au nach dem Gegenftande zu 
geichehen. 

In die zweite Rubrif ift die Regiftraturd-Bezeichnung des Ae— 
tenbundes, in welchem der Gegenftand fich befindet, einzutragen. 


$. 230. 


Bon allgemeinen Verordnungen, welche den Gerichten mittelft 
bejonderer Erläſſe der vorgejegten Behörden zufommen, ift jede mit 
einer eigenen Negiftraturdzahl zu bezeichnen. 

Jeder Jahrgang diefer Mbtheilung macht nur einen Actenbund 
aus, welcher mit der Nummer der Hauptabtheilung und der Jahres— 
zahl bezeichnet wird. 

Unter welchen Schlagwörtern die Eintragungen in das Nach— 
Ihlage-Regifter diefer Abtheilung vorgenommen werden follen, ift 
nöthigen Falles von dem Referenten in Antrag zu bringen und 
von dem Gerichte zu beftimmen. 


$. 231. 
Bon erlaffenen Bemerfungen, welche bei Entjcheidung einzelner 
Rechtsangelegenheiten von den höheren Behörden ertheilt werden, 
um für Fünftige Fälle zur Richtſchnur zu dienen, find Abfchriften 
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zu verfaffen und allen übrigen Verordnungen beizulegen. Die De- 
erete jelbft aber bleiben bei den Aeten, zu welchen fie gehören, 


$. 232. 


Leptiwillige Anordnungen, Ehepacten, Schenkungen und andere 
wichtige DriginalsUrfunden find in verfchlofjenen Käſten feuerſicher 
aufzubewahren, mit der Jahreszahl der gerichtlichen Hinterlegung 
und einer in jedem Jahre vom 1. Januar bis letzten December 
fortlaufenden Zahl zu bezeichnen. Ä 

Ueber dieſe Urfunden ift ein fortlaufende Verzeichniß und ein 
Nachichlaffe-Regifter zu führen und in dem Grfteren aud der etwa 
mit einzelnen Urfunden getroffenen gerichtlichen Verfügungen Er— 
wähnung zu thun. Die Aufbewahrung pdiefer Urfunden und d’e 
Führung ded Verzeichniſſes darüber liegt dem Vorſteher der Regi— 
ftratur ob. 


$. 233. 

Wie die Eingaben in Grundbuchs- oder Landtafelſachen zu be- 
handeln find, wird in einem bejonderen Geſetze beftimmt, 

Wenn jedoh im Wege der gerichtlichen Grecution, der Berlaj- 
jenfchafts-Abhandlung oder einer anderen gerichtlichen Verhandlung 
eine grundbücherlihe oder landtäfliche Amtshandlung verfügt wird, 
jo find die Actenftüce hierüber nur nah den hier gegebenen Vor— 
Iehriften zu behandeln. 


$. 234 

Die Regiftratur muß über jedes Actenſtück ſogleich Rechenſchaft 
geben können. Es find daher einerjeit3 in der Megiftratur Feine 
Rückſtände binfichtlih der Eintragung der Actenſtücke zu dulden, an— 
dererjeit3 Feine Acten ohne pie vorgejchriebenen Vorſchriften auszu— 
folgen. Ä 

$. 235. | 

Dem VBorfteher des Gerichtes, den Näthen und dem mit der 
Führung der Rathaprotocolle, Bearbeitung von Referaten oder Ent- 
würfen der Erlenigungen bejchäftigten Beamten find die zum Amtö- 
gebrauche nöthigen Aeten ohne Anfrage, anderen Beamten des Ge- 
vichte8 aber oder einer fremden Behörde nur mit Bewilligung bes 
Gerichtövorftehers oder des von ihm beftellten Mitgliedes des Gerichtes, 
Parteien endlich nur in Folge eines gerichtlichen Auftrages auszufolgen. 
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$. 236. 

Kein Aetenſtück iſt ohne Empfangsichein auszufolgen. Jeder 
Cmpfangsichein wird dem nämlichen Aetenbunde, in welchem fi 
die erhobenen Acten befunden Haben, an dem gehörigen Orte bei- 
gelegt. 

; licher alle ausgefolgten Aeten ift ein eigenes Vormerkbuch zu 
führen, in welchem aud bei jedem Stüde, die Zeit, wann e3 wies 
der zurüdgelangt ift, angemerft werden muß. 

Wenn Acten drei Monate nach deren Ausfolgung nicht zurüd- 
geftellt worden find, jo hat der Vorfteher der Regiftratur die Zurück— 
jtellung zu betreiben, und nach Umftänden dem Gerichtsvorfteher die 
Anzeige zu erjtatten 

Ebenſo iſt im alle ded Austrittes oder des Todes eines Ra— 
thes oder anderen Beamten ein Verzeichniß der von ihm etwa noch 
nicht zurückgeſtellten Acten zu verfertigen, um deren Zurückſtellung 
bewirken zu fünnen. 


$. 237. 


. Nach welden Zeiträumen die entbehrlich gewordenen Regiſtra— 
turs⸗Acten zu vertilgen jind, und wie hHinfichtlich ver Ausſcheidung 
dieſer Acten zu verfahren ſei, wird durch beſondere Vorſchriften be— 
ſtimmt. 

$. 238. 

Es ſteht Jedermann frei, von Actenftüden, welche feine Rechts- 
angelegenbeit betreffen, in der Kanzlei Abjshriiten zu erheben. Sn 
der Negiftratur von den Acten Einficht zu nehmen foll ven Bar- 
teien nur mit Bewilligung des Gerichtävorfiehers geftattet werden. 
Unterfuchungs- Acten dürfen ohne befonvere Bewilligung des Ge- 
richtes Feiner Partei vorgewiefen oder in Abſchrift mitgetheilt werden. 

Soncept3-Beamten des Gerichtes fteht die Einfiht der Acten \ 
zum Gebrauche bei ihren Geſchäften unbefchränft zu. Beamte anderer 
Art haben fih an den Gerichtävorfteher zu wenden. 


$. 239. 
Wiederholte Ausfertigungen gerichtlicher Erledigungen (Dupli- 
Tate) dürfen nur mit Auftrag des Gerichtes hinausgegeben werben, 


bei welchem die Parteien unter Nachweifung ihrer Berechtigung 
darum anzujuchen haben. 
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$. 240. 


Ueber alle gerichtlichen Verfügungen, über deren Befolgung 
von Amtswegen zu wachen ift, hat die Regiſtratur eine Vormerkung 
nah dem Formulare Nr. 22 zu machen. 

Für jeden Sitzungstag ift darin ein angemeffener Raum zu laſ— 
jen, um daſelbſt die gerichtlichen Verfügungen, zu deren Befolgung 
die Friſt bis zu dieſer Sigung zu Ende geht, eintragen zu Fönnen. 

Jedem Goncepte einer Verfügung, über deren BVollziehung zu 
wachen ift, muß die Bemerfung, daß bdiefelbe in das Betreibungs- 
Protocol einzutragen fei, dur die Worte „zum Betreibungs-Pro- 
tocolle“ beigefügt werden. 


$. 241. 

Nah Ablauf der Frift hat der Beamte, welcher dad Betrei- 
bungs-Protocoll führt, dem Referenten über jeden unbefolgt geblie- 
benen Auftrag eine Erinnerung auf einem befonderen Bogen zuzu— 
jenden, damit hieranf jogleich die weitere Verfügung erlaffen werden 
könne; im Balle aber binnen acht Tagen darüber nichts verfügt 
werden jollte, dem Vorſteher des Gerichted darüber die Anzeige zu 
eritatten. 

$. 242. 

Jede gerichtliche Verfügung, durch welche ein in das Betrei- 
bungs-Protocoll eingetragener Auftrag eine Abänderung erleidet, ift 
dem Beamten, welcher das Protocoll zu führen hat, zur Anmerfung 
in bemjelben mitzutheilen. 

$. 243. 


Ueber die in Präfivialgefehäften verhandelten Acten ift eine be» 
jondere Präfivial-Regiftratur zu führen. 


3Zweited Sauptfüd. 
Bon der Behandlung der Gejchäfte bei ven Bezirfögerichten. 


$. 244. 

Auch bei den Bezirfägerichten ift ein eigenes Einreihungs- 
Protocol für Civilrechts-Angelegenheiten und ein eigenes für Ge⸗ 
genſtände in Strafſachen zu führen. 

Bei Bezirfsämtern, bei welchen die Juſtizpflege mit ber politi- 
ſchen Adminiftration vereiniget ift, müfjen auch bie Einreichungspro⸗ 
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tofolle über bie Juſtizgeſchaͤfte von dem Einreichungsprotokolle über 
Gegenſtände der politiſchen Adminiſtration abgeſondert werden. 


$. 245. 


In das Ginreihungsprotofoll für Givilfachen find außer ben 
von den Parteien oder anderen Behörden einlangenden Schriften 
alle bei dem Gerichte felbft aufgenommenen Protofolle über münd- 
lich angebrachte Klagen oder Gejuche, worüber erſt von dem Ge— 
richte eine Verhandlung eingeleitet werben foll, die inrotulirten Pro— 
ceß-Acten und alle in Gegenftänden außer Streitfachen aufgenom— 
menen Protocolle einzeln einzutragen. 

Dagegen find Tagſatzungsprotokolle, welche im Laufe der Ver— 
handlung einer Streitſache aufgenommen werden, in das Einrei— 
chungsprotokoll nicht einzeln einzutragen, ſondern alle die nämliche 
Rechtsſache betreffenden Tagſatzungsprotokolle nach der Zeitfolge zu— 
ſammenzuheften. 

In Hinſicht der Form und Art der Führung des Einreichungs— 
Protokolles haben übrigens die für die Gerichtshöfe in den $$. 108 
bi8 124, dann 131 und 132 ‚gegebenen Vorſchriften au für Die 
Bezirfägerichte zu gelten. 

$. 246. 


Bei jedem Bezirfsgerichte muß wenigſtens Ein beftimmter Tag 
der Woche als Gerichtötag durch Anſchlag an dem Gerichtähaufe be= 
zeichnet werden, um an demfelben mit den Parteien, welche münd— 
lihe Klagen und andere Gefuche anbringen wollen, Protokolle auf- 
nehmen zu fönnen. Auf diefen Tag können auch die Tagſatzungen 
feftgejeßt werden. Parteien, welche zur Anbringung von Klagen 
oder anderen Gefuchen an anderen Tagen erfcheinen, dürfen jedoch 
nur dann auf den Gerichtätag verwiejen werden, wenn unaufjchieb- 
bare Gejchäfte deren Anhörung unmöglich machen. 


$. 247 

Die Tagfagungen, fo wie überhaupt alle mündlichen Verhand— 
lungen find von dem Bezirfsrichter oder bejlen zur Ausübung des 
Nichteramtes befähigten Stellvertreter mit Zuziehung eines beeideten 
Schriftführers vorzunehmen. 

Hinfichtlich des Verfahrens bei Tagjagungen und der Führung 
des Tagebuches über dieſelben haben ſich die Bezirfögerichte nad 
ben für die Gerichtshöfe gegebenen Vorſchriften zu benehmen. 

39 
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$. 248. 


Die Erledigungen ber Gejchäftäftüde bei den Bezivfägerichten 
find fchriftlich zu entwerfen, und wenn fie über aufgenommene Bro- 
tofolle oder über Eingaben erfolgen, welche bei Gericht zuſbleiben 
haben, nah Thunlichkeit auf das Protokoll oder die Eingabe jelbit 
zu fegen. Außerdem aber ift ein bejonderer Aufſatz darüber zu 
verfertigen. 

Diejed gilt insbejondere von allen Erfenntniffen, Entſcheidungs— 
gründen, Berichten, Decreten, Epieten und anderen wichtigen Ver— 
fügungen. | 


$. 249. 


Alle gerichtlichen Verfügungen müſſen fowohl im Goncepte ala 
in der Ausfertigung von dem Richter perjönlich unterfchrieben wer- 
den, und das Bezirks-Amt, welches zugleich die politiihen und bie 
gerichtlichen Gejchäfte verwaltet, it im alle einer gerichtlichen Ver— 
fügung ald Bezirksgericht zu bezeichnen. 


$. 250. 

Die für die Gerichtshöfe in den 99. 197 bis 205, dann 209 
bi8 216 und 219 gegebenen Vorſchriften über die Befchaffenheit 
und Rorm der Grledigungen, über die Friften, binnen welchen die— 
jelben zu erfolgen haben, über die Ausfertigung und Zuftellung ber 
Erpeditionen und über die Befanntmahung der Ediete find au dh 
bei den Bezirfägerichten zu beobachten, jo weit fie auf dieſelben 
Anwendung finden. Einfache Erledigungen über Tagſatzungen find 
nach Ihunlichfeit noch in Gegenwart der Parteien audzufertigen und 
denſelben zuzuftellen. 


TE 
Ueber alle Gejchäfte, welche binnen einer beftimmten Zeit vor— 
genommen oder von Amtswegen betrieben werden müſſen, ift eine 
eigene Vormerfung nad der Form ded im $. 240 angeführten Be— 
treibungsregifter8 zu führen. 


§. 252. 
Die zur Regiftratur gehörigen Aeten find auch bei den Be— 


zivfögerichten nach den Borfchriften der $$. 220—R225, zu ver- 
wahren. 
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$. 253. 


Ueber fämmtliche bei den Bezirfögerichten vorkommenden Ge- 
Ihäfte ift jedoch nur Ein Nachjchlagsregifter nad dem Formulare 
Nr. 23 zu fühlen. 

Sn die erfte Längenrubrif ift das Geſchäft nad) ben geeig- 
neten Schlagwörtern, insbeſondere dem Namen der Parteien, und 
wo es thunlich ift, nach dem Gegenftande einzutragen. 

In die zweite Rubrik find die Protokollszahlen aller im Laufe 
des Jahres in der nämlichen Angelegenheit eingelangten Eingaben 
anzuführen und in ber dritten Rubrik der Actenbund anzuführen, 
in welchem bie Actenftüde hinterlegt find. 

Dieſes Negifter ift in jedem Jahre neu anzulegen und baher 
ein Gefchäft aus einem früheren Jahrgange in den neuen einzutra= 
gen, jobald eine fich darauf beziehende Eingabe vorfommt. 


$. 254. 


Die in den $$. 230 und 231 ertheilten Vorſchriften über bie 
Aufbewahrung der allgemeinen Verordnungen find auch bei den 
Bezirfögerichten zu beobachten. 

Ueber alle folche Verordnungen ift ein eigenes Regiſter in al- 
phabetifcher Ordnung ununterbrochen oder wenigftend für mehrere 
Fahre nach dem Formulare Nr. 24 zu führen. 


8.255, 

Hinfichtlich der Verwahrung wichtiger Original-Urfunden, ver 
Einfihtnahme und Ausfolgung der Aecten, der Erhebung von Ab— 
jehriften und befonderen Verwahrung derjenigen Aeten, von welchen 
nur der Vorfteher des Gerichtes Einficht zu nehmen Hat, haben die 
Beftimmungen der 88. 232—243, fo weit fie auf die Bezirfäge- 
richte Anwendung leiden, auch diefen zur Richtſchnur zu dienen. 
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Nr. 1. Formulare der QualificationssTabelle $. 22. 


Dualificationg- Tabelle 












über 
Name, Ge: | Spradh: 
burtsort, | fowie an— Bisherige Sale Beewen⸗ 
Alter, Stand, dere Kennt:| = Dienft: u = 2 Faͤhigkeiten * Moralität jener Anmerkung 
Gharacter, Iniffe u. Be) © leiſtun | & an alte 
Shan — = vn =|5|% | alle 
— 35658 
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Nr. 2. Formulare des Perfonalftandes:Ausweifes. $. 44. 


Perſonalſtandes-Ausweis des . . 


1. Blatt:Seite. 


Name 

Geburtsort und Geburtsjahr 
Stand 

Studien und Befähigungs:Decrete 
Sprachfenntniffe 


2. Blatt-Seite. 


Bisherige Dientleiftung | Sahr 


+ 


| Monate 








3. Blatt:Seite. 


Befoudere Vorfälle. 





Anmerkung. In der Rubrik „befondere Vorfälle” find insbefondere auch bie 
dem Beamten oder Diener zu Theil gewordenen Belobungen und fonftigen Anerfennungen 
einer pflichtgemäßen Dienftleiftung, gleichwie auch ertheilte Mahnungen, Verweiſe ober ver- 


hängte Strafen erfichtlih zu machen. 
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$. 9. 


Abthbeilung 


Formulare des Hauptgefhäfts-Ausweifes eines Gerichtshofes 1. Inftanz. 


23. 


I. 
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-gs1Joplualupag; 




















uolviplqunuaogẽ TREE 
biburhuv waagug usngnl sun | ⸗ 
j uagangaaa Bunyquugaags aaq ET 
Janızao uogrBgu an) ousBomags gan buvbaig uaBan 
woßunaung zBrgajaa Sunpoayuvung Pang 





uallpomaßn? ° gr ang um 





Bıßuvguv uaagog u⸗aoqual onv 














mogaygaan bunqud ſaogz vg ur 


biqu⸗ag auıl ons 
wlpumsEnt gr augug m 














Bıöungun waagug uaragnal onv 








u⸗nojbunauoqo 


alınuoy | 
| 
| 





wagaygıaa bunjquvqaog; aaq m 





wagaplaus qui uoaoꝛq 





wol@pvapdn? °» gr gung m 





Sıdungun uaagug maaagmı] onv 














apıapBaag; wonslloppl>B aoq I4uE 

















wogangaag aquuglpung um 










































































ESe 
E52 qErgspaa ya; anaqun Inv aago aaplag; Yang 
a SE = dnnaupyaBuıg) 'n uaagoJaaapp pn uog) aagn 
Fe * 
* ss» #3 Ss uaagojaag; saphanımın) aagn || 
2588 =23 noahvlaoge apnqunm aogu 
werte | = en 
Ss PS magulaa; safpyHıap) aogn 
57 —— walpoaydne -* gr ang un 
8 
ger | wagaıgaaa Biqugupms  gP 2ajug mon 
81 wagaıgaag aquugpng un 
n saıdug 934 Bıgajaa Bungwarg aabılnnjaoa You 
Nago — —— — 
ug) auabuoBadıne PS a yoßıgqapaa Hunzquogag; ayuaaına pana 
o⸗ꝛojoag⸗ obun ri 
Bag mag vn ualpuaadnt ° - zagug u 
uagaygaaa Bıquoypma * 81 Aagug mon 








— —— — ——— 





ne funglug ohe puo 


BE. Abtheilung. 
















































































Stand des Concepts— 
und Kanzlei⸗Perſonales 





RITTER 
2EB858 
BSS2E25 
a 
e ZRr2.0 28 
SS % sg m=”02 
S g33=2% 
Pe E752288 
2 seES58E 
— — 
SE 
= BEST. ES 
= zu. S2=R8 
sn=z 2252 
2 22.2372 
NEBEEERE 
E — 











noqano bajabaogaogn 
kuvnug; II uobunqocp 
ug oAbuvjobgvaoc 


aquagaginv Fuuylug joqjan ang 





aquasguugo duvijug han ug 





oquobuvuag fuuyug oqan gva 























8. 90. 





tes. 





geri 





Nr. 4. Formulare des Hauptgefhäfts-Ausweifes eines Bezirks 
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Pr. 5. Formularien zu dem $. 100. 


Ausweis 


über die anhängigen Verlaſſenſchafts-Abhandlungen. 





R t Name des | Todestag-des| Gegenwärtige Lage der Sache und Urfache 
eſcren Erblaſſers Erblaſſers | der noch nicht erfolgten Einantwortung 





* — u sh — — — — 








—— 
— 
J——— 


Ausweis 


über die anhängigen Concurs-Verhandlungen. 





Name des Ge— Te Gegenwärtige Lage der Sache und Urfache 
Referent Et eröffneten 
meinjchuloners Soncurfes der noch nicht erfolgten Beendigung 

















VER Is Lam 
SERIE zUN 
BER 


Anmerkung. 1. In den Ausweifen der Bezirfsgerichte ift die letzte Rubrik wegzulaften. 
2. Die Ausweife der Gerichtshöfe find nach den Neferenten abzufendern. 
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Nr. 7. 


Ausweis 


über die anhängigen VBormundfhafts- und Curatels⸗Rechnungen. 





Tag biszu wels] 


Name der chem die Nech- 
Referent Mindel oder | nung gelegt Sur —— getroffene 


See 
— 


Anmerkung. 1. In den Ausweiſen der Bezirksgerichte wird die erſte Rubrik weggelaſſen. 
2. Die Ausweiſe der Gerichtshöfe find nad den Referenten abzufondern. 

















Nr. 8. Formulare zum $. 100. 


Ausweig 


über die im Jahre . . . rüditändig verbliebenen inrotulirten Rechtsftreite. 






Tag der Inro⸗ 





ji 
u“ u £ : 
. * tulirung bei 
= 
22 N — — Ip; pP 
I — ame Em w_ £ 
12:2 = = | Name der Partei = Es 8: Urfache der verzöger- 
— *— — — 
== o 2| und Gegenſtand |: 55 5 ten Erledigung 
— 
*1Referenten | — — 
=“ = Barren 
: 3 ae 
® Brocefen | 





— — 
—re e 





Anmerkung. Die zweite Rubrik iſt in den Ausweiſen der Bezirksgerichte wegzulaſſen. 
In den Ausweiſen der Obergerichte lautet die obere Aufſchrift dieſer Rubrike: 
„Tag der Ueberreichung der Acten an das Obergericht.“ 
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Nr. 9. Bormulare des Hauptgeſchäfts-Ausweiſes des oberften Gerichtshofes. F 109. 








| uaßunzayasgan | 
an — — 
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I. Abtheilung. 























rungaplug apınp1B2gg NEE 
| napaagaaz 
nd WE ae | 
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uaogusBapsßuggesyparg apıyaodang qun alanyaıg aaqu uabunbiqajag opugꝛaobaogo 
—E 
20uoqo nv 
n⸗ꝛans Pov⸗ nai aaqu uab — 
J⸗ungphug apıyypnadusgg: oquaoquygv 
ↄ2quobuvoq 
—— 81 ⸗2agu8upgonqaag ↄquvipn m 
oO S258 999 INPD NG 1ꝛaoja⸗ 
— — Ei u 
— 53 u⸗a Pppatabn?81 aayug ug 
TE uogaygaaa bzquviſpua * 81 Aug mar; 


| NETTE TTT Te 


——————————————— — ——— — — — 


II. Abtheilung. 
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$. 104. 


Formulare des Hauptgeſchäfts-Ausweiſes des oberiten Gerichtshofes. 


10, 
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Nr. 11. Formulare der Abfenz-Tabelle zum $. 105. 





Dauer der Grund der 
Abweſen- | Dauer der) Nechtferti- 


* heit Meberfchreis| gung der u — — 
Kopp RT tung des |Meberfehrei-| (Mrlaubsbewilligung, 
amten Abwefenheit Kranfheitszeugniß 


Urtheils | tung des 
von | bis Urlaubes 


| 


| 


Nr. 12. Einreichungsprotocoll. $. 113. 





A Protocollszahl, Name 
Be 7 Name der Partei oder Behörde und Gegenſtand zag 











Zahl der Beilagen, ’ der 
Duplicate und Ru— ae Erledigung 
brifen 
F Am 1. Februar 1853 Vormittags. 
301. Klage des Karl Erben wider Johann Braun | 3, Februar 
Berger 1 Duplicat, | wegen Annullirung der lestwilligen Anordnung 
2 Beilagen des Sofeph Erben 
302. Sohann Weidner wider Karl Klein um Eins 
J Diayer gleichzeitig | verleibung des Darlehens von 1000 fl. auf dem eod. 
Blüberreicht mitder Zahl Gute Wiesberg, Beilage A, Schulofchein B, 
303. | Ceffton im Originale 
303. Sofeph Kuhn wider Carl Klein um Einver- 
Mayer gleichzeitig | leibung der Summe 2000 fl. auf dem Gute eod. 


überreicht mit der | Wiesberg, Beilage Schuldſchein A im Origi— 
Zahl 302. nale 


Verſiegeltes Padet von dem Gerichtspräftden- 


al ten zurückbehalten 
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Nr. 13. Regiſtet zum Ginreihungss Protocol. $. 129. 


Jahrgang 1853. Seite 





Protocollszahlen ber 


in dieſer Angelegen--Name bes 
Name der Partei und Gegenſtand heit überreichten Gins| Referemen 
gaben 


Mayer Joſeph wider Müller Carl und An— 400. 520 
ton wegen eines Darlehens von 1000 fl. p z 














Meißner Friedrich, Verlaffenfhafts:-Abhandlung| 430. 475. 476. 





"Molte e Franz, Berlaffenfchafts:-Be Bernehmung der der 
Teſtaments-Zeugen auf Anfuchen des Landes» | 401. 506. 
gerichtes Marbach 

Mödling Bezirksgericht. * 


Beſetzung der Kanzliſten-Stelle nad Johann | 432. 439. 600. 
Bachner 





























.—. 





— —— 








Müller Johann gegen die Concurs-Maſſe des 
Carl Greiner wegen 500 fl. CM. 500. 550. 551. 


Nr. 14. Formulare des Referentenbuches zu $. 137. 


Referent N. N. 





2 
* 
















































Vormundſchaſts- 


Ablehnung 


328 | Tag der | 
>. k- = 2 |Rame der Bars __Grlebigung — — 
5152 3 [teiund Bezeich⸗⸗ — 
Ss ZSnung des Ge⸗S 3 
—2 2 Slgenftandes del 23 | O5 
lm 25 g A un 
12|2 23] Gingabe 56 3» 
I@ 1558 Pi | | a 
* Anton Wallner 12.Jan. 
Erfolglaſſung J.Senat 
RR DEE RR RA 
21 9 Branz Klein |3. Ja: | 
Einrede nuar | 
— — — —— ————— En. — 
3] 100 Johann Braun 4. Ian.) 
Befisftörung II. Sen. 
Ferdin. Kreuß | 


' 105 
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Nr. 15. Formulare des Tagebuches über Tagfasungen für das Jahr 1853. $. 187. 


Am 12. April 1853. 





Protocolls⸗ | Name des 
Zahl Referenten | 


er 


Name der Parteien und Gegenftand der Handlung 





500 „., N, N. wider N. wegen Zahlung von 200 fl. 

130, N. N. wider N. wegen Uebergabe des Haufes Nr, 13. 
9000, N. N. wider N. wegen 3000 fl. 

105045, N. N. wider N. wegen 1000 fl. 

80053 N. Verhandlung zwifchen den Erben des N. N. 
300,,,, N. N. wider N. wegen 600 fl. 


Nr. 16. Formulare des Erpeditsbuches. $. 208. 











Gingelangt an An bie Re S Eingelangt an ee > | nnefangt an An die Re⸗ 
| z ’ ! a 2 
das Grpevit Ausgefertiz — —— * Erpebit Aus geferti⸗ —— * —5* Ausgeferti- giftratur 
abgegeben | = > abgegeben | & abgegeben 
am era am | 8 am Ber am am & am get am am 
* * 
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Nr. 17. Formulare des Zuftellungsbogens. $. 214. 





Tag der Zuftellung Eu 

Einreichungs: Gattung des Stüdes Name der Partei oder Be— Unterfehrift des Emz 
PBrotocolls- und Zahl der hörde, an welche die Zuſtel- pfängers, ober Uirfuche, 
Zahl Beilagen lung erfolgen foll warum bie Zuftellung 


unterblieben ift | 








— an ee 


— —— — 


Unterſchrift des Gerichtsdieners 
IN, 


Nr. 18. Vormerkbuch über Empfangsfcheine $. 218. 
Jahrgang 1853. 



























































= | Protocollszahl der Be: 
=, | Erlevigun en, auf Name der Tag der fange 
= gung M ſtätigung der 
S weldhe ſich der Em- Partei Buftellung Regiftratur 
=  |pfangsjchein bezieht 
= | 
30 | 109 | Carl Weber 15. Januar | 
& 24. Januar 
31 | 99 Joſeph Berger nd: = 200 
- 18. Sanuar 
32 | 80 | Anton Weifer Beilage zur 8. 201 
Be EN a 2 a u EB a SE Eee EI; 
33 130 Albert Weiß 20 Sanuar | 
34 125 | detto | detto 





EEE) 
| | 


| 
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Mr. 19. Kormulare des Metenverzeichniffes zu $. 224. 


Gegenſtand. = 185 
) 4 — — 
Streitſache des Carl Weber wider Johaun egiſtraturs⸗Aet II, 80. 
Müller wegen Zahlung der Summe 2000 fl. EM. 








38 2. 
SE Datun des er 
—38 — Beſchaffenheit des Me ückes se 
25 | Nctenftüces ſchaffenheit d ctenſtück >= 
Ew iR; 
57 *8 
*5 = 





1853 
3001 | 3. Mai Referat über die Klage des Carl Weber ſammt Voll: 
macht im Originale 1 
iR]; Smpfangsfchein des Johann Müller 2 
4020 | 5. Juni Referat über ein Friftgefuch des Johann Müller 3 
5040 | 5 Juli “ J 4 
6000 10. Auguſt Referat über die Einrede 5 
6640 |26. „ Neferat über tie Replik 6 
1000 | 7. September] Neferat über tie Duplif 7 
| 1080 |10. Dctober | Referat zum Endurtheile ſammt den inrotulirten Acten 8 
1854 
500 120. Sanuar Meferat über das Geſuch um Pfändung 9 
565 06 z Referat über den Pfändungs-Act, Beilage Driginal- 
Pfändungs-Protocoll 10 


Nr. 20. Formulare des Regiſtraturbuches. $. 226. 


Jahrgang 185. 





wi a 



























































= | %egt in der Regie | S |Liegt in der Regie SE |Eiegt in der Megis 
5 ftratur unter 2 ftratur unter 8 giftratur unter 
E F F 
Maas 1853 > = 
| 400 I T07E7 | | | 
ar — Bume TTTTiee — 
| ae sag > Te Maar nn 
402 —— | | | 
BUBEN Fr — 
404 
405 | | 
1852 ' 
406 rer | 
— 
| 
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Nr. 21. Formulare des Nachſchlageregiſters. 822— 


Von Außen. Nachſchlageregiſter (Index) 
zu den — — III und V vom sch 1853 bis . 











Gegenfttand | Regiſtraturs⸗Aet 





Wagner Gurt wider Franz Meyer, Maria kan, 
Antonia und Johann Weber, Streitfache wegen 1000 fl, EM. 





I 





10 





Wallner Leopold, Eonceursverhandlung | | vn 


Weber Franz wider Sarl Wagner, Streitfache wegen 
1000 fl. EM. 





ET ER EEE En ee en a gas aan ame ra 


Wiesner Albert wider Anton Burger, Streitſache wegen | 
Miedereinfeßung in den Sorigen Stand zur Einrede im Pro: 
ceffe wegen 1000 fl. | 50 





Nr. 22. Formulare des Betreibungs-Protocolles. F. 240. 


Tag der abgelaufenen Frift 


30. Sanuar 1853. 









Name der Bartei, des Beam- 


Tag des | $ 
Name bes SE i ten oder der Behörde, Ge: 
Referenten — — genſtand und Datum der N 


Verordnung 








41 
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Mr. 23. Wormulare des Nachichlageregiftere. $. 253. 


Jahrgang 1853. 













Protocollszahlen der 
Gingaben, welche im 
Laufe des Jahres 
überreicht wurden 





Namen der Parteien oder Behörden und Negiftratures | 











Gegenftand Aet 





Weber Carl wider Auton Grün, Klage we— | 
gen Zahlung des Darlehens von 300 fl. EM. | 











150, 200, 230, soo 1m = 


WinterMartin wider Anton Grün wegen Wie— 

















n EEE 1.0 »— ———— — — .. 
Tr nn 








dereinfeßung in den vorigen Stand zur Erſtat- |18, 201 III AR 
tung der Duplif in dem Broceffe wegen 200 fl. 50 
Wirth Joſeph, Berlaffenfchafts = Abhandlung = 1853 
uud Bormnndfchaft 30, 75, 66, 87, 100) IV 4 
Meidner Johann wider Auguft Wild, we— "1853 
gen Abhörung von Zeugen zum ewigen Gedächt: 137, 80, 151 III 
niſſe in Betreff einer Wieſe 3 
Weidner Johann wider Auguſt Wild, Klage 1853 
wegen des Gigenthumes der Wiefe N. C. 55 |36, 55, 120, 122 III 

ul im Dorfe Gattern 3 

a Wiesner Albert, Zuſtellung eines Beſcheides 1853 
des Landesgerichtes Mien an vdenfelben in der 350, 500, 530 vi 
Berlaffenfchaft nah Carl Wiesner 20 








Nr. 24. Formulare des Negifters zur Abtheilung der Normalien. $. 254. 


Bon Außen. Regifter der Normalien 
von Jahre bis zum Jahre 








— — — ELBE 














25 Name der Behörde und Datum Weſentlicher Inhalt der | ea: 
ea der Verordnung | Verordnung | Act 
160] Erlaß des Zuftizminifteriums Brandſchaden-Verſichernngs-Au— 
| vom 25. Vebruar 1552, 3. | ftalt*). Beſtimmung des Wir— J 1852 
| 233 !  Fungsfreifes der politifchen und —— 
| ' Suftizbehörde in Fällen eines 
| | Brandunglüdes 


161) Erlaß des Juſtizminiſteriuns BausAuslagen. Vertheilung ders || 
| vom 25. Februar 1852, 3. | felben. nach den einzelnen Mint: 1852 
ı 16,500 fterien, wenn in dem Gebäude 
| | mehrere, verfchiedenen Minifte- 
I | rien unterftehende Behörden un: 
; ! terbracht find 
*) Diefe Verordnung würde auch unter dem Schlagworte „Wirfungsfreis der politiihen“ 
und „Wirfungsfreis der Yuftizbehörden“ zu beziehen fein. 
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Kaiſerliches Watent 


yon 10. Detober 1853, 
wirffam für das Großfürftenthum Siebenbürgen, 


womit für dieſes Kronland eine neue Advocaten- 
Ordnung erfafien, und vom 1. Jänner 1854 an in 
Wirkſamkeit gefeßt wird. 


Bir Franz Joſeph Der ®rfte, 
von Gottes Gnaden Kaifer von Defterreich; 


König von Hungarn und Böhmen, König der Lombardei und Vene— 
digs, von Dalmatien, Kroatien, Slavonien, Galizien, Lodomerien 
und Jllivien, König von Jerufalem ꝛe.; Erzherzog von Defterreich; 
Großherzog von Toscana und Krakau; Herzog von Lothringen, von 
Salzburg, Steyer, Kärntben, Krain und der Bukowina; Großfürf 
von Siebenbürgen; Markgraf von Mähren; Herzog von Ober» und 
Kieder-©,;Iefien, von Modena, Parma, Piacenza und Guaſtalla, 
von Auſchwitz und Zator, von Teſchen, Friaul, Nagufa und Zara; 
gefüriteter Graf von Habsburg und Tirol, von Kyburg, Görz ımd 
Gradiska; Fürſt von Trient und Brixen; Markgraf von Ober» und 
Nieder-Lauſitz und in Iſtrien; Graf von Hohenembs, Feldkirch, Bre- 
genz, Sonnenberg ꝛc.; Herr von Trieft, von Cattaro ımd auf der 
windiihen Mark; Großwojwod der Wojwodſchaft Serbien ꝛc. ır. 


haben, um die Rechtsvertretung in Unjerem Großfürftentfume Sie- 
benbürgen auf eine zweckmäßige Weiſe zu regen, nach Vernehmung 
Unferer Minifter und Anhörung Unſeres Meichsrathes, der beiliegen- 
den Advocaten-Ordnung für dieſes Kronland Unfere Genehmigung 
zu ertheilen, und darüber zu veroronen befunden, wie folgt: 


1. 

Die beiliegende Advocaten - Ordnung Hat im Großfürſtenthum 
Siebenbürgen vom 1. Jänner 1854 angefangen in Wirkſamkeit zu 
treten, wodurch zugleich alle früheren, in diefem Kronfande über die 
Ausübung der Advocatur beftandenen Borfchriften, außer Kraft ge— 
ſetzt werden. 

41* 
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II. 


Jene Perſonen, welche vor der Kundmachung dieſes Patentes 
durch die Advocaten-Cenſur das Befugniß zur Parteien-Vertretung 
(stallum agendi) nach den früheren Landesgeſetzen zwar erlangt, 
aber die Advocatur in dem Hermannftäbter Diftriete, während ver 
legten fünf Jahre vor der Kundmachung der proviforiichen Advoca— 
ten-Ordnung vom 14. Mai 1852, Nr. 109 des Reichsgeſetzblattes, 
in der früheren Militärgränze der beiden Nomanen-Megimenter wäh— 
vend der fünf Jahre vom 1. März 1851, und in den chemald un- 
garijchen Gomitaten, Diftristen und Szeklerſtühlen während der fünf 
Jahre por dem Detober 1848 zurüd gerechnet, gar nicht ausgeübt 
haben, find in der Megel zur Ausübung derſel * nicht mehr zu— 
a 

Nur ausnahmsweiſe kann ihnen die Bewilligung hierzu” aus 
befonders rüdfihtswürdigen Gründen von Unſerem Suftizminifter 
ertheilt werden, wobei fie ſich jedoch fowohl über ihre bisherige Be— 
ihäftigng, ihre Unbeſcholtenheit und ihr ſtetes Wohlverhalten aus- 
zuweisen, als auch der im Abſatze III vorgefchriebenen Brüfung zu 
unterziehen, und alle übrigen Bedingungen zu erfüllen haben, welche 
ihnen von Unſerem Juſtizminiſter vorgezeichnet werden. 

1:8, | 

Jene Advocaten, welche die Advocatur während der — 
fünf, nach den im Abſatze II angeführten Terminen zu berechnen— 
den Jahre, entweder fortwährend oder unterbrochen ausgeübt Haben, 
werden zur Fortſetzung derſe ben zwar zugelaffen, fie müſſen ſich 
aber vor dem Oberlandesgerichte einer Prüfung aus den beitehenden 
Civil- und Strafgefegen unterziehen und vor Zulaffung zu derjelben 
über ihr Wohlverhalten und ihre Linbejcholtenheit genügend aus- 
weilen. 

Bis zur Ablegung diefer Brüfung dürfen fie die Advocatur 
bloß gegen Bewilligung Unferes Juſtizminiſters und nach Zeiftung 
des vorgefchriebenen Eides ($. 7 der Advoraten-Drpnung) ausüben. 

IV. 

Die Geſuche um Zulaſſung zu der mittlerweiligen Ausübung 
der Advocatur und zur Ablegung der im Abſatze III vorgefchriebe- 
nen Prüfung, find bei dem Oberlanvesgerichte einzubringen, und von 
diefem mit feinem Gutachten Unſerem Juſtizminiſter zur Entjchei- 
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dung vorzulegen. Die Prüfung felbft aber muß von jedem der zu 
verjelben zugelaffenen Bewerber bei dem Oberlandesgerichte längſtens 
Dinnen zwei Sahren nach Kundmachung diefes Patentes, mit Erfolg 
abgelegt werben, widrigenfalld berjelbe von Der ferneren TE 
der Advocatur auszufchließen wäre. 

V. 

Jene Advocaten, welche in Folge der, mit der Juſtiz-Miniſte— 
rial Verordnung vom 14. Mai 1852, in Siebenbürgen proviſoriſch 
eingeführten Advocaten-Ordnung von der beſtandenen k. k. Gerichts— 
einführungs-Commiſſion, von dem Oberlandesgerichte oder aber von 
Unſerem Juſtizminiſter die Zulaſſung zur Ausübung der Advocatur 
bereits erhalten haben, ſind darin zu belaſſen; ſie haben ſich aber, 
gleich den neuen Bewerbern, der im Abſatze III vorgeſchriebenen 
Prüfung, in ſoferne ſie eine ſolche nicht bereits bei dem Oberlandes— 
gerichte abgelegt haben follten, innerhalb der im Abſatze IV. bes 
ſtimmten Zeitfrift zu unterziehen. 

VI. 

Es bleibt Unſerem Juſtizminiſter vorbehalten, einzelne, bereits 
durch ihre längeren praktiſchen Leiſtungen bewährte Advocaten, über 
ihr Anſuchen von Ablegung der im Abſatze III erwähnten Prüfung, 
aus beſonders rückſichtswürdigen Gründen zu entheben, und ihnen 
bie fernere Ausübung der Advocatur in dem ganzen Kronlande, oder 
in beftimmten Landestheilen oder Gerichtsbezirken, zu geftatten. 


vH. 
Feder Advocat muß in feinem Gefuche um eine der Ad- 
pocatur, den Drt, wo er Fünitig jeinen Aimtsſitz nehmen will, be— 


jtimmt angeben, oder darin bemerken, daß er die Wahl feines fünf- 
tigen Beftimmungsortes Unferem Juſtizminiſter — 


VIII 
Das Oberlandesgericht hat alle Advocaten, denen die Fortſe— 
tzung der Advocatur von Unſerem Juſtizminiſter geſtattet wird, nach 
der neu vorgeſchriebenen Eidesformel zu beeiden, und ſowohl dieſe, 
als die ſchon früher zur Ausübung ver Apvocatur zugelafjenen (Ab— 
ja V) Abvocaten, in ein Verzeichniß einzutragen, worin der, einem 


Jedem derſelben zugewiefene Vertretungsbezirk, befonders zu bemer- 
fen ift. 
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IX. 
In wieferne die bei den Finanzbehörden gegenwärtig angeftefl- 
ten Advocaten einer Prüfung aus der neu eingeführten Juſtizgeſetz— 


gebung zu unterziehen find, bleibt befonderen Verfügungen vorbe- 
halten. 


X, 
Unſer Minifter der Juſtiz ift mit der Vollziehung dieſes Ge- 
ſetzes beauftragt. 
Gegeben in Unſerer kaiſerlichen Haupt- und Reſidenzſtadt Wien, 


am zehnten October im Eintauſend achthundert drei und fünfzigſten, 
Unſerer Reiche im fünften Jahre. 


Franz Joſeph m. p. 
(L. 8) 


Graf Buol-Schauenftein m. p. 
Krauß m. p. 
Auf Allerhöchfte Anordnung: 
Ranſonnet m. p. 


Advocaten-Drdnung. 


Bedingungen zur Erlangung der Advoeatie. 
$.+4; 


Die Advocatur kann nur in Folge einer von der hierzu be- 
rechtigten Behörde ($ 5) ertheilten Ermächtigung ausgeübt werden, 


EL 
Die Erforderniffe, um die Erlaubnig zur Ausübung der Ad— 
vocatur anfuchen zu können, find folgende: 
a) das öfterreichifche Staatöbürgerrecht; 
b) die erreichte phyſiſche Großjährigfeit ; 
e) unbefcholtener Lebenswandel; 
d) die Kenntniß der deutjchen umb weiıtgftend noch einer der in 
Siebenbürgen üblichen Landesſprachen; 
e) die nach vorausgegangener Praxis in der vorgeſchriebenen Art 
und Zeit mit Erfolg beſtandene Advocaten-Prüfung. 
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In wie weit künftighin auch die juridiiche Doctordwürde ein 
Erforderniß zur Erlangung der Adovocatursbefugniß bilden wird, 
bleibt befonderen Beftimmungen vorbehalten. 
s f 


$ 3. 

Insbeſondere find unfähig die Advocatur zu erlangen: 

1. Diejenigen, welche fih im Concurs oder unter Guratel bes 
finden, 

2. Diejenigen, welche von den Strafgerichten eines ftrafbaren 
Goneurfes, eines Verbrechens, eines aus Gewinnfucht hervorgegan- 
genen oder die Öffentliche Sittlichfeit verlegenden Vergehens, oder 
einer aus Gewinnſucht begangenen Uebertretung fchuldig. erfannt, 
oder wegen einer anderen Gefeßübertretung zu einer wenigftens ſechs— 
monatlichen Sreiheitsftrafe verurtheilt wurden, 


§. 4. 

Mit der Advocatur iſt weder ein beſoldetes Staatsamt, noch 
die Ausübung von Mäkler- (Senſarie-) Geſchäften vereinbar. 

Sollte ein Advocat durch die Betreibung von Nebengeſchäften 
anderer Art an der gehörigen Ausübung der Advocatur verhindert 
werden, fo ift das Dberlandesgericht ermächtiget, ihm binnen einer 
angemefjenen Friſt die Nieverlegung der Aovocatur, oder dad Auf- 
geben der Nebengeſchäfte zur Pflicht zu machen. 


$. 5. 


Die Advocaten werden von dem Jujtizminifter ernannt, welcher 
au die Zahl derjelben und deren DVertheilung an die verfehiedenen 
Gerichtäurte nach Vernehmung des Dberlandesgerichtes und des Advo— 
caten-Ausſchuſſes, dem jeweiligen Bedürfniſſe gemäß, beftimmen wird 


$. 6. 

Zeigt fih an einem Orte die Beftellung eines Advocaten noth— 
wendig, oder handelt es fih um die Beſetzung erledigter Advocaten— 
jtellen, fo bat das Oberlandesgericht, im erfteren Falle jedoch nur 
nach eingeholter Bewilligung tes Juſtizminiſteriums, einen Conecurs 
auszuſchreiben und fobald der Concurs-Termin verftrichen ift, nad 
Vernehmung des Ausſchuſſes der Advocaten, wenn ein folcher bereits 
beiieflt ift, und des betreffenden Gerichtes erfter Inſtanz, den Befe- 
bungsvorichlag an dag Juſtizminiſterium zu erftatten. 
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$. 7. 


Jeder von dem Juſtizminiſter ernannte Advocat ift von dent 
Oberlandeögerichte nach der Eidesformel Nr. 1 zu beeidigen umd in 
das Derzeichniß der Advocaten einzutragen. Hievon ift jowohl dem 
Ausſchuſſe des Advocaten, als den betreffenden Gerichtsbehörden 
erſter Inſtanz Kenntniß zu geben, und dem oberſten Gerichtshofe 
die Anzeige zu erftatten. | 


$. 8. 


Ein neu ernannter Advoeat, welcher binnen drei Monaten nad 
jeiner Ernennung um die Zulaffung zur Gidesleiftung nicht anfucht, 
und fein, Amt nicht antritt, wird fo angejehen, als ob er auf bie 
Ernennung Berzicht geleiftet hätte, 


Nechte und Pflichten der Advoegaten. 


$. 9. 


Das Recht jedes Aovocaten, Parteien im Givilrechtäwege zu 
vertreten, erſtreckt fich, in joferne fein Befugniß bei Ertheilung des— 
jelben nicht ausdrücklich auf einzelne Landestheile beſchränkt wir, 
auf ganz Siebenbürgen Kein Advocat darf aber den ihm ange» 
wiegenen Wohnfis ohne Genehmigung des Juſtizminiſters verändern. 
Auch darf er fich nicht ohne Genehmigung des Obergerichtes aus 
dem Diftriete desfelben entfernen und die Genehmigung bierzu ift 
ihm nur dann zu ertheilen, wenn er ſich fowohl über den Zweck 
ſeiner Reiſe, als über die Beſtellung eines Subſtituten für die Zeit 
ſeiner Abweſenheit auszuweiſen vermag. 

Das Vertretungsrecht vor den Strafgerichten wird durch die 
Strafproceß-Ordnung beſtimmt. 


§. 10. 


Der Advocat hat im Allgemeinen die ihm anvertrauten Ge— 


ſchäfte ſeinem Eide gemäß zu beſorgen und iſt dabei in ſeinem 
Amte zum Fleiße, zur Redlichkeit und zur Verſchwiegenheit ver— 
pflichtet. 

Auch hat ſich ein Advocat durch ſein Verhalten des Vertrauens 
und der Achtung, welche ſein Beruf erfordert, ſtets würdig zu 
beweiſen. — | 


2%. 2. ee 


| 





5 eek A er 
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— 2, 

Wenn ein Advocat um die Vertretung angegangen wird, hat 
er vor Allem zu erwägen, ob die Rechtsſache gerecht, und daher zur 
Vertretung geeignet ſei; zu diefem Ende foll er vor Uebernahme der 
Bertretung unterfuchen, und zwar, fall feine Partei als Kläger 
auftritt: 

a) was bdiefelbe in der Hauptſache und an Nebenverbinplichkeiten 
fordere; 

b) wie fie die Klage und jeden Umftand berjelben zu erweifen 
vermögend fei; 

c) ob für diefen oder jenen Umstand fchriftliche Beweiſe vorhan- 
den feien und wo fich dieſelben befinden ; 

d) wer üder dieſen oder jenen Umjtand als Zeuge angeführt wer- 
den fünne; 

e) welche Umftände die Partet zu beſchwören erbietig ſei; und 

f) über welche allenfalls dem Gegentheile ein Eid aufgetragen 
werden joll. 


S: I 


Ebenſo foll der Abvocat, wenn die feine Vertretung fuchende 
Partei ald Beflagter aufzutreten Hat, vorzüglih die Klage wohl 
unterfuchen, die dagegen flreitenden Einwendungen wohl erwägen, 
und den Behelfen, wodurch die entjcheidenden Thatumftände erwieſen 
werden wollen, nachforichen. 


$. 13. 


In beiden Fällen ſoll der Advocat über den Gegenftand des 
Streites einen fchriftlihen Aufſatz (species facti) verfaflen, darin 
die ihm angegebenen. Thatjachen und Beweismittel genau anführen, 
denjelben von der Wartet, falls fie des Schreibens Fundig ift, ferti— 
gen laffen, und eine Abjchrift davon unter feiner Fertigung der Bar» 
tei auf ihr Verlangen Hinausgeben. Das Driginal iſt er dent Rich— 
ter auf jedesmaliges Begehren vorzulegen ſchuldig. Doch Darf der 
Inhalt defielben ohne feine Einwilligung dem Gegner nit mitges 
theilt, noch in joferne im Nrozeffe davon Gebrauch gemacht worden 
ift, bei der Entſcheidung berückfichtiget werden. 

Hat der Advocat die Aufnahme der species facti vernachläſſi— 
get und wird von feiner Partei Bejchwerde geführt, daß er That— 
jachen oder Beweismittel zu ihrem Nachtheile übergangen, oder von 
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dem Gegner angeführte Ihatumftände irrigerweiſe zugegeben habe, 

fo Soll, in fo weit e8 ſich um feine eigene Verantwortlichkeit han— 

delt, die Vermuthung wider ihn und für feine Partei gelten. Auch 

ift er wegen ber unterlaffenen Beobachtung des Geſetzes zu beftrafen. 
$. 14. 

Der Advoeat ſoll dann nah Beichaffenheit der Umftände vor- 
züglich weiters unterfuchen : | 

a) ob nicht etwa mehrere an der Klage Theil zu nehmen haben; 

b) ob nicht einige davon unter Guratel ftehen; | 

c) auf welche Art vorläufig die benöthigten Urkunden und Be— 
helfe beizufchaffen ſeien; 

d) unter welcher Gerichtsbarfeit der Beklagte ftehe; 

e) ob nicht die Klage wider Mehrere zu ftellen fei; 

f) ob nicht einige davon unter der Guratel ftehen; 

8) ob nicht von Jemanden die Vertretung zu begehren fei; 

h) ob nicht bis zur Austragung der Streitfache auch andere recht- 
lihe Borlichten zu treffen ſeien. 

$. 15. 

Kein Advocat, der von einer ‘Partei um Dertretung angegan- 
gen wird, darf Diefelbe in einer gerechten Sache aus Rückſichten 
auf Stand, Anfehen oder Vermögen des einen oder anderen Thei- 
le8, oder überhaupt ohne gegründete Urſache verweigern. 

Hinreichende Gründe die Vertretung zu verweigern find: 

a) wenn der Advocat die Rechtsſache unausführbar findet; 

b) wenn er ſchon mit Berufsarbeiten überhäuft ift; 

c) wenn er in der fraglichen, oder in einer mit derſelben zufam- 
menhängenden Mechtsiache die Gegenpartei fhon vertreten 
hat, oder noch vertritt, oder als ihr Rechtsanwalt überhaupt 
vertreten ift, oder wenn er durch Uebernahme des Auftrages 
die Fflicht der Treue und Verſchwiegenheit gegen feinen frühe- 
ren Machtgeber verlegen würde, endlich 


d) wenn der Gegner mit dem Aovocaten nahe verwandt oder 
verichwägert ift. 


‘$. 16. 


Wenn der Advocat fich entjehloffen Hat, die Vertretung anzu— 
nehmen, ſoll er ſich fogleich mit einer jchriftlichen Vollmacht ver- 
ſehen, welche auch aufßergerichtlich ausgeftellt werden kann, aber von 
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dem Machtgeber eigenhändig zu unterfertigen ift. Sn der Vollmacht 
muß für den Ball der Verhinderung des Advocaten ein Subftitut 
ernannt, oder dem rfteren das Befugnig eingeräumt fein, felbft 
einen Subftituten zu erwählen. Auch muß die Vollmacht zugleich 
auf die Erben des Machtgebers lauten. 


$. 17. 

Die Vollmacht kann entweder eine allgemeine, alfo auf das 
Necht zur Vertretung in allen Rechtsangelegenheiten des Gewaltge- 
ber3 lautende, oder eine befondere, d. h. ausprüdlich auf den vor— 
liegenden Rechtsfall ertheilt fein. 

Soll aber der Advocat in feiner Bertretung berechtiget fein, 
Eide aufzutragen, anzunehmen oder zurüdzufchieben, Vergleiche zu 
ichließen, Geld- oder Gelveswerth zu erheben: jo muß die Voll- 
macht insbejondere auf diefe Gattung der Gefchäfte Lauten. 


$. 18. 

In Betreff der Werbinplichfeit des Vertreters, fi mit ber 
ordentlich ausgeftellten Vollmacht auszuweiſen, find folgende Be⸗ 
ſtimmungen zu ua ii 

a) erfcheint der Advocat bei einer Tagſatzung ohne die Partei 
vor Gericht, fo kann ohne Vorweiſung einer ordentlichen Voll— 
macht die Verhandlung nicht aufgenommen, oder wenigſtens 
das Urtheil nicht gejchöpft werden, ehe die Vollmacht nach— 
getragen ift, wozu das Gericht nöthigen Falles eine angemeſ— 
jene Frift ertheilen Ffann. Die Vollmacht kann in Urfchrift, 
oder in beglaudigter Abſchrift beigebracht werden ; 

b) jind Sapjihriften zu erjlatten, fo muß von dem Advocaten Die 
Vollmacht, oder deren beglaubigte Abjchrift ſtets der erften 
Schrift beigelegt und überhaupt jede Schrift, welche ein Ad— 
vocat für feine Partei überreicht, von vemfelben eigenhändig 
mit feiner Namensfertigung bezeichnet fein. 

Sn allen Fällen muß der Aovocat ftet3 bereit fein, dad Ori— 
ginal der Vollmacht dem Gerichte auf jedesmaliges DBerlangen vor— 
zuweijen. 


49. 
In dem Nechtöverfahren hat fih der Advocat genau nach der 
beftehenden Proceß- Ordnung zu benehmen, fich jeder Verdrehung 


des Rechtes und der Wahrheit zu enthalten, Feine Verzögerung en z 
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veranlaffen, oder dem Gegner zu geftatten, jede überflüſſige Weitläu- 
figfeit zu vermeiden und die Gerichte in bereits entjchiedenen Sachen 
nicht zu behelligen. 

$. 20. 

Der Advocat hat jowohl bei dem mündlichen al8 jchriftlichen 
Verfahren alle Perfönlichfeiten oder verlegende Ausdrücke wider bie 
Gegenpartei oder deren Vertreter zu vermeiden; bie ben Gerichten 
und Nichtern ſchuldige Achtung nie aus den Augen zu verlieren, und 
daher bei allen Verhandlungen vor Gericht ſich jeder Verlegung bed 
Anftandes und der Sitte zu enthalten, 


1, 


Kein Advocat foll beiden Theilen zur nämlichen Zeit, in bem 
nämlichen Nechtsftreite dienen, auch der Partei nicht in einer Sache 
die Vertretung leiten, in welcher er früher das Gegentheil vertre- 
ten bat. 


6:2 

Ein Advocat joll eine zur Bertretung angenommene Gitreit- 
jache vor Beendigung derfelben nicht ohne gegründete Urſache ver- 
laffen. Aber auch, wenn er fich dazu gendthiget fände, ift er ver- 
pflichtet, der Partei die Vertretung gerichtlich aufzukündigen und fie 
noch jo lange zu vertreten, bis vom Tage der zugeftellten Auffün- 
digung eine Krift verftrichen ift, wie fie der ‘Partei zur Ueberreichuug 
einer Einrede geftattet würde; c8 wäre denn, daß die Partei fich 
eher einen anderen Rechtsfreund bejtellt hitte, 


$. 23. 


Wird ein Advocat verhindert, im Namen jeiner Partei felbft 
vor Gericht zu erfcheinen, jo joll er entweder den in der Vollmacht 
ernannten, oder einen durch ihn ſelbſt zu Deftimmenden Advscaten 
als Subftituten zu Gericht fenden, und die Schriften von demſelben 
fertigen Iaffen. Diefer Subftitut muß aber, wenn er vor Gericht 
erfcheint, mit der Subſtitutions-Vollmacht verjeyen fein. 


$. 24. 


Jeder Advocat Hat über die von den Parteien empfangenen 
Geldvorſchüſſe und für diefelben ausgelegten Gebühren ein ordent— 
liches Buch zu führen, und ift verpflichtet, aus dieſem Buche den 
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Parteien auf ihr jedesmaliges DBerlangen, den Ausweis über die 
Verwendung der Vorfchüffe vorzulegen. 


$ 25. 


Kein Advocat darf ſich für die Führung eines Proceſſes eine 
beftimmte Belohnung bedingen, oder eine ihm anvertraute Streittache 
an ſich löſen. Ein folcher Vertrag wäre nicht nur ungiltig, fondern 
ber dabei betheiligte Advocat noch beſonders zu beftrafen. 


$. 26. 


Auf welhe Art die Liquidirung der Advocaten » Gebühren in 
dem alle vorzunehmen jei, wenn der Gegner feines Glienten in 
den Erſatz der Gerichtäfoften zu verurtheilen ift, wird Durch bie 
Giyil-Proceg-Drdnung befimmt. 

Diejenigen Gebühren dagegen, die eine Partei ihrem eigenen 
Advocaten zu entrichten hat, find auf Begehren berjelben von jenem 
Richter, vor welchem das Geichäft, woraus die Gebühren entitanden, 
verhandelt wurde, im Amtlihen Wege und falld e3 nöthig wäre, 
nah vorläufigem Einvernehmen ber Barteien, ohne jedoch einem 
förmlichen Procefje ftattzugeben, zu liquidiren. Sollte der Glient 
die auf diefe Art Tiquidirten oder von ihm als richtig anerkannten 
Gebühren nicht bezahlen, fo fteht dem Advocaten frei, denſelben ent— 
weder bei dem Gerichte, vor welchem dad Gejchäft, woraus die Ge— 
bühren entftehen, verhandelt wurde, oder von dem perfönlichen Rich— 
ter des Klienten verhalten zu laffen, worüber nad) vorläufigem con— 
tradietorijchen Verfahren durch Urtheil zu entjcheiden ift. 


§. 27. 


Die Belohnung, welche ein Advocat von ſeiner Partei anzu— 
ſprechen hat, iſt nicht nach der Bogenzahl der erſtatteten Schriften 
oder nach der Zahl der Tagſatzungen, ſondern nach den ihr in dem 
Proceſſe wirklich geleiſteten Dienſten zu beſtimmen und hierbei auf 
keine mit derſelben etwa getroffene entgegengeſetzte Uebereinkunft Rück— 
ſicht zu nehmen. 

Insbeſondere ſoll bei dieſer Beſtimmung darauf geſehen wer» 
den, ob der Advocat: 

a) auf die Vorbereitung zum Proceſſe und vorzüglich auf die 
Herbeiſchaffung der Beweismittel große Mühe verwendet; 

b) in den Verhandlungen einen höheren Grad von Kenntniffen 
Fleiß und Gejchidlichfeit bewiefen ; 
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ce) die Vorferiften der Proceß-Ordnung genau beobachtet und 
den Proceß nach Möglichkeit bejchleuniget Habe; endlich 

d) ob nicht der DVermögensftand der von ihm vertretenen Partei 
eine firengere Mäßigung erfordere. 


$. 28. 


Jeder Advocat ift verpflichtet, die ihm übertragenen Armen- 
Vertretungen ($. 33) unentgeltlich zu beforgen. 


$. 29. 


Für die Armen-Vertretungen ift der Advocat nur dann berech- 
tiget die Bezahlung feiner Mühewaltung anzuſprechen, wenn ber 
Client zu Vermögen fommt, oder der Gegner zur Grftattung der 
Koften verurtheilt wird und bieje von demſelben auch eingebracht 
werden können. 


$. 30. 

Da der Advocat für die Gebühren bei den durch ihn vertrete- 
nen Ungelegenheiten zu haften hat, fo ift er bereshtiget, bei An— 
nahme eined Auftrages von ber Partei einen angemeffenen Vor— 
ſchuß zu verlangen. | 


Advoecaten-Ausſchüſſe. 


$. 31. Y 


An Orten, wo L2andesgerichte ihren Sit haben, und welche 
jich zugleich durch die Zahl der daſelbſt anſäßigen Advocaten dazu 
eignen, werben von dem Suftizminifterium über Vorschlag des Ober— 
landesgerichtes Advocaten-Ausſchüſſe ernannt werden, deren Wirkungs— 
Freis fich nah Umftänden auf alle Advocaten in einem oder mehre- 
ren Landesgerichts-Sprengeln zugleich zu erſtrecken haben wird. 

Die Zahl der Mitglieder jedes Advocaten-Ausſchuſſes wird mit 
Rückſicht auf die Zahl der in dem Umfreije, für welchen er beſtimmt 
ist, wohnenden Advocaten verhältnigmäßig feſtgeſetzt werden. 

Der Bräfident und die Mitglieder des Ausfchuffes werben für 
die Dauer Eines Jahres ernannt, fie können aber durch das Ober- 
landesgericht von Jahr zu Jahr in ihrem Amte beftätiget werben. 

Wenn eine Aenderung in der Berfon der Mitglieder in Antrag 
gebracht wird, ift die Genehmigung des Juſtizminiſters erforderlich. 
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8.32. 

Zu dem Wirfungsfreife des Advocaten-Ausſchuſſes gehört: 

1. Die Begutachtung der im $. 6 erwähnten Gefuche um Ver— 
leibung von Advocaten-Stellen; die Prüfungs-Commiffäre aus dem 
Advocatenitande, zu ben Prüfungen für die Advocatur ($. 2) ernennt 
auf die Dauer Eines Jahres der Präfivent des Advocaten-Ausſchuſſes. 

2. Die Erftattung von Vorſchlägen, welche Aenderungen oder 
Verbeſſerungen in der Rechtspflege oder im Advocatenweſen zum 
Gegenſtande haben. 

3. Die Aufrechthaltung der Ehre und Würde des Advocaten- 
ftandes, durch firenge Wachjamfeit über den Wirfungsfreis, die Mo- 
ralität, die Nechte und Pflichten der Xdvocaten. Dem Advocaten-Aus— 
huffe ficht daher auch das Recht zu, das pflichtwidrige oder ftraf- 
bare Betragen ihrer Mitglieder den zuftändigen Gerichten anzuzeigen 
und auf Beftrafung anzutragen 

4. Die Oberaufficht und Ausübung der Disciplinar-Gewalt über 
Die im Bezirfe des Advocaten-Ausfchuffes fih verwendenden Advoca— 
turs⸗Candidaten. Der Ausſchuß führt zu dieſem Zwede über dieſe 
Sandidaten ein befondered Verzeichniß und bemerft in demſelben ven 
Tag des Eintrittes in die Praxis umd den des Austrittes aus der— 
jelben, den Advocaten, bei welchem fie genominen wird und die be- 
ftandene Prüfung. N 

Jeder Advocat Hat zu diefem Ende die Aufnahme eined Gandi- 
daten und den Zag derfelben ftet3 fogleich dem Advocaten-Ausſchuſſe 
anzuzeigen, widrigenfalls die nicht angezeigte Zeit der Praxis bei 
Nachweiſung derſelben nicht gerechnet wird. Der Ausſchuß beftätiget 
auch das, einem Gandidaten über die Praxis bei einem Advocaten 
ausgejtellte Zeugniß. 

5. Die Benennung der unentgeltlichen Vertreter für arme Par— 
teien, bei denjenigen Gerichten, welche fich an den Orten befinden, wo 
der Ausſchuß feinen Sit hat ($. 33), nach einem mit Rückſicht auf 
die Beichaffenheit und Wichtigkeit der Gefchäfte feftzuftellenden Turnus. 

6. Die Vollgiehung aller, dem Ausſchuſſe in biefer Verordnung 
noch indbejondere übertragenen Gefchäfte; und 
iu... die Beforgung feiner öfonomifchen Angelegenheiten. 

| $. 33. 


die Entieheidung, ob einer Partei das Armenrecht zuftche, bleibt 
ftet3 dem Gerichte vorbehalten. Nurgpie, Benennung der Perſon des 


210 


aufzuftellenden umentgeltlihen Vertreters fommt an denjenigen Or— 
ten, wo ber Ausſchuß der Advocater feinen Eit hat, demjelben mit 
Beobachtung der im $. 32 erwähnten Beihenfolge zu. 

‚An anderen Orten wird die Perſon des Armenvertreterd von 
dem Gerichte ſelbſt beftimmt. 

Auch die Gerichte werden jedoch bei Vertheilung der unentgelt- 
lichen Geſchäfte an die Advocaten, eine Neihenfolge derſelben zur 
Richtſchnur nehmen, und darauf achten, daß dieſe Bertheilung eine 
möglichft gleichmäßige fei. 

Ueber dad Anfuchen eines Advocaten um Gnthebung von einer 
unentgeltlihen Bertretung wegen Unausführbarfeit der Rechtsſache, 
entfcheidet das Gericht, nah Anhörung des Ausfchuffes der Apvocaten. 

Wenn ed fih aber bloß um eine Aenderung in der Perſon 
des Advocaten handelt, fo hat der Advocaten-Ausſchuß darüber zu 
enticheiden und im Falle der Enthebung einen anderen Vertreter zu 
beſtellen. 


§. 34. 


Der Advocaten-Ausſchuß wird die Tage ſeiner nach Bedürfniß 
abzuhaltenden regelmäßigen Sitzungen in vorhinein beſtimmen, und 
ſelbe ſowohl, als auch die außerordentlichen Sitzungen, welche abzu— 
halten etwa beabſichtiget werden ſollte, dem Präſidenten des Landes— 
gerichtes anzeigen, damit derſelbe entweder perſönlich oder durch einen 
Abgeordneten den Sitzungen beiwohnen könne. 

Zur Faſſung eines giltigen Beſchluſſes iſt außer dem Präſiden— 
ten die Anweſenheit von wenigſtens vier Stimmführern erforderlich. 

Ueber eine jede Sitzung iſt ein genaues Protocoll zu führen, 
in welchem die Befchlüffe ſammt Gründen, und die Stimmführer, 
welche den Beichluß gefaßt haben, wie auch die Separat-Meinungen 
anzuführen jind. 

Jeder Ausschuß hat feine Geſchäfts-Ordnung felbit zu entwer- 
fen, und diejelbe im Wege des Oberlandesgerichtes dem Juſtizmini— 
fter vorzulegen. | 


$. 35. 

Gegen Beichlüffe des Advocaten-Ausſchuſſes kann binnen 8 Ta— 
gen, vom Tage der Zuftellung, Berufung an das Oberlandeögericht 
eingelegt werden, welche jedoch bei dem Ausſchuſſe zu überreichen, 
und von demfelben ohne Aufjhub dem Obergerichte vorzulegen ift. 
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$. 36. 

Der Schriftenwechfel des Aodsocaten-Ausfchuffes mit dem Lan» 
des- und dem Oberlandesgerichte, fowie erforderlichen Falls mit dem 
Suftizminifterium und dem oberſten &erichtähofe, hat in der Form 
von Berichten, mit allen übrigen Gerichtäbehörden, dann den Advo— 
caten und Parteien, in ber Form von Schreiben ftattzufinden. Der 
Schriftenverfehr des Ausſchuſſes mit den Behörden ift ftämpel- und 
portofrei. 

$. 37. 

Die mit der Antöwirffamfeit des Ausſchuſſes verbundenen 
Koften Haben alle zu feinem Sprengel gehörigen Advocaten verhält- 
nißmäßig zu tragen. 

Der Bräfivent und die Mitglieder des Ausſchuſſes find aber 
ihr Amt unentgeltlich zu verjehen v» rpflichtet; fowie auch den Par— 
teien für die Amtshandlungen des Ausjchuffes Feine Gebühren auf- 
gerechnet werden dürfen. 

8. 38. 

Die Ueberwahung und Oberleitung des Advoeaten-Ausfhufles 
ſteht dem Oberlandesgerichte zu. 

Wenn der Ausfhuß den in Beziehung auf die Erfüllung fei- 
ned Berufes an ihn erlaffenen Anordnungen des Obergerichtes Feine 
Folgen leijten follte, Fönnen von dem Lebteren Ermahnungen, Ver— 
weile oder Geldftrafen verhängt, und nöthigen Falles auf die Ent- 
hebung der fchuldtragenden Mitglieder bei dem Juftizminifter angetra- 
gen werden. 

Der Wräfident des Landesgerichted oder das von ihm beitellte 
Mitglied des Gerichtes ift bereihtiget, fih durch Einfichtnahme in 
die Protoeolle und Acten des Advocaten-Ausſchuſſes fortwährend in 
Kenntniß über die gefegmäßige Amtsführung zu erhalten, und zu 
biefem Behufe davon Abfchriften und Auszüge zu verlangen. 


Ausübung der Diseiplinargewalt über die Advoeaten. 
$. 39. 

Advocaten welche muthwillige Procefje übernehmen, gerichtliche 
Anordnungen nicht befolgen, fih unnütze Weitläufigfeit, abfichtliche 
Permehrung der Koften, Verlängerung und Verwirrung der Procefe, 
Mißbrauch der Rechtsmittel und Beſchwerden, oder zwedlofe Verviel— 
fältigung der Tagfagungen zu Schulden kommen laſſen, in einfachen 
Rechtsſachen ohne Noth jchriftliche Verhandlungen einleiten oder bie- 
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je8 ihrem Gegner geftatten, bei Tagſatzungen gar nicht oder unvor- 
bereitet erfcheinen, in Verhinderungsfällen ihren Subftituten von ber 
Lage der Sachen gehörig zu unterrichten und mit beftimmten Auf- 
trägen zu verſehen unterlaffen, oder welche aus Verſehen, Nachläſ— 
jigfeit, Unwiffenheit oder böfem Borfage die Nechtöpflege hemmen 
oder ihre Parteien in Schaden oder Gefahr ſetzen oder überhaupt 
die Vorſchriften der Geſetze übertreten, find ftrenge zu beftrafen 
$. 40. 

Geringere Dienftvergehen der Advocaten find durch Ermahnun- 
gen, Verweiſe oder Gelpitrafen bi8 zu 100 fl. EM. zu ahnden. 
Auch kann nah Umftänden der Advocat feiner Belohnung ganz oder 
zum Theile für verluftig erklärt; zur Beftreitung ſämmtlicher often 
aus eigenem Vermögen und zur Zurüditellung des erhaltenen Vor— 
ſchuſſes verhalten werden. 

Strafen diefer Art können von jedem Gerichte aus Anlaß ver. 
bei demfelben vorkommenden Geſchäfte ſowohl von Amtswegen, als 
auf gegründete Befchwerde einer Partei oder über Antrag des Ad— 
vocaten⸗Ausſchuſſes verhängt werden 

Der Recurd gegen deren Verhängung fieht dem Advocaten an 
das zunächſt vorgejegte Dbergericht offen; doch findet gegen gleich- 
Tautende Entſcheidung darüber feine weitere Berufung ftatt. 


SR 
Bei größeren Dienftvergehen find nach Umftänden zu verhängen : 
1. Geldftrafen, im Betrage von mehr als 100 fl. bi8 500 J[.E M.; 
2. die Suspenſion, d. i. die Unterfagung der Ausübung der 
Advocatur auf beftimmte Zeit, welche jedoch Ein Jahr nicht über- 
Ichreiten darf; und 
3. die Entjeßung von der Advocatur. 


$. 42. | 

Die Suspenfion oder Entſetzung von der Advocatur findet 
insbeſondere ftatt: 

1. wenn ein Advoecat zu Scheingefchäften, oder anderen ben 
Rechten dritter Perfonen nachtheiligen Ränken mitwirft oder Rath 
ertheilt; 

2. wenn er ohne ausdrückliche Bewilligung des Nichterd von 
erhobenen Geldern mehr als zur Berichtigung feiner rechtmäßigen 
Forderungen an Gebühren und Auslagen erforderlich ift, zurüdbe- 
hält, oder die Aushändigung unter nichtigen Vorwänden verzögert; 
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| 3. wenn bie öfter verhängten Strafen fruchtlo8 Bleiben, ober 
wenn endlich 

4. die Lebensweiſe und das Betragen des Advocaten ihn des 
öffentlichen DBertrauend unmwerth machen. 


h $. 48. 

Auf die im $. AL angeführten Strafen kann nur nad vor- 
läufiger Disciplinar » Unterfuchung von dem Oberlandesgerichte er- 
fannt werden, 

$. 44. 

Die Gerichtsbekdrden erfter Inſtanz Haben daher, wenn Bälle 
vorfommen, welche eine Strafe diefer Art zu verdienen jcheinen, dem 
DObergerichte unter Vorlage der im Disciplinarwege gepflogenen Er— 
hebungen die Anzeige zu erftatten. 

Das Dbergericht hat darüber nach Befchaffenheit ber Umftände 
entweder fogleih mit dem &rfenntnifje vorzugehen, oder wenn es 
nothmendig jein follte, die Ergänzung ber Erhebungen anzuoronen. 


$. 45. 

Das Obergericht kann aber auch die Einleitung einer Disci— 
plinarsUnterfuchung ſowohl von Amtswegen, als auf Antrag ande- 
rer Gerichtsbehörden, des Advocaten-Ausfchuffes oder auf gegründe- 
te8 Anfuchen einer Partei beichließen, in welchen Fällen es zugleich 
bie Gerichtäbehörde erfter Inſtanz oder nöthigen Falles ein Mitglied 
des Dbergerichtes zu beftimmen hat, um die erforderlichen Erhebun- 
gen zu pflegen. 


$. 46. 

Wenn ein ſchweres Dienftvergehen zugleich als eine nach ben 
ordentlichen Strafgefegen zu ahndende Handlung fich barftellt, jo ift 
in ber Regel der Erfolg des ftrafrechtlichen Verfahrens abzumarten, 
und es kann ſelbſt das bereits eingeleitete Disciplinar-Berfahren 
jederzeit eingeſtellt werden, wenn erſt nachträglich eine Unterſuchung 
von den gewöhnlichen Strafgerichten eröffnet wurde. Ein von die— 
ſen geſchöpftes freiſprechendes Urtheil hindert die Einleitung oder 
Fortſetzung des Disciplinar-Verfahrens nicht. 


$. AT, 

Bei jeder Disciplinarsilnterfuchung müſſen alle zur Aufklärung 
der Sache dienlichen Beweiſe von Amtswegen berbeigejchafft, bie 
betheiligten Barteien und Zeugen nöthigen Falles eidlih von dem 

43* 
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Gerichte, welches die Unterfuchung zu pflegen hat, zu Protocoll ver- 
nommen, oder deren Abhörung durch die Gerichtäbehörben, unter 
welchen fie fich befinden, bewirft werden 

$. 48. 

Dem beichuldigten Advocaten müſſen bei feiner Vernehmung 
alle gegen ihn vorgefommenen Umſtände und Beweismittel vorge— 
halten, und feine Verantwortung darüber zu Protocoll gebracht wer- 
den. Bor Aufnahme feiner Schlußvertheidigung iſt ihm auf fein 
Verlangen die Einfiht der Unterfuhungsacten unter Aufficht des 
Gerichtes zu gewähren. Auch ift er berechtiget, fich hierbei eines 
Nechtsbeiftandes zu bedienen. 

AR. Ada 

Menn die Pflichtverlekung eines Advocaten zu Entſchädigungs— 
anfprüchen einer Partei Anlaß gibt, jo muß ftet8 auch die Beſchaf— 
fenheit und der Betrag des Schadens mit Gründlichfeit erhoben und 
der Advocat auch darüber mit feiner Neihtfertigung vernommen werden. 


6. 50. 

Ueber die gefchloffene Unterfuchung hat das Dbergericht zu er— 
fennen, ob der Beichuldigte freigeiprochen, oder welche Disciplinar- 
ftrafe gegen denſelben verhängt werde | 

9131: 

Die Koften des ganzen Disciplinar-Verfahrens Hat der fehuldig 
befundene Advocat zu tragen. Dagegen find muthwillige Beſchwerde— 
führungen gegen Advocaten mit Geldftrafe bi8 100 Gulden oder 
Arreftitrafe bi8 20 Tagen zu ahnden, und es bleibt dem ungegrün= 
det angeflagten Advocaten auch unbenommen, feine allfälligen Erſatz— 
anfprüche gegen den Anzeiger und Beſchwerdeführer geltend zu machen. 


$. 52. 

Menn der angeflagte Advoeat einer Pflichtverlegung für ſchul— 
dig erfannt wird, und wenn aus der Verhandlung nicht nur bie 
Perſon, welcher die Entſchädigung gebührt, fondern auch der Um— 
ftand mit Zuverläßigfeit erhellet, daß diefelbe durch die, der Pflicht— 
verlegung zu Grunde Tiegende Handlung oder Unterlaffung wirklich 
bejchädiget worden ſei, zugleich aber auch der Betrag der angeſpro— 
chenen Entichädigung oder Genugthuung mit Sicherheit entnommen 
werden kann, jo Hat das Disciplinargericht in feinem Urtheile den 
Ihuldigen Advocaten in den Erſatz des ermittelten Betrages mit 
Beftimmung einer Zrift von 14 Tagen zur Bezahlung vefielben zu 
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verurtheilen, außerdem aber den Beſchädigten mit ſeinen — — 
auf den ordentlichen Rechtsweg zu weiſen. 
53. 

Der Beichädigte kann aber den ordentlichen Nechtäiweg wegen 
des Schadenerſatzes nicht nur dann betreten, wenn ihn dad Disci— 
plinargericht dahin verweiſet, fondern auch, wenn er fich mit den 
ihm zuerfannten Betrage nicht zufrieden jtellt, oder wenn die Ein- 
leitung der Diseiplinir-Unterfuchung abgelehnt worden ift. 

$. 94. 

Das von dem Obergerichte gefällte Erkenntniß ift jammt den 
Ertiheidungsgründen dem  beichuldigten Movocaten und den etwa 
betheiligten Parteien durch die Gerichtsbehörde erjter Inſtanz ſchrift— 
lich zu eröffnen. 

Sowohl dem Advocaten als den Parteien, in foferne dieje rüf- 
jichtlih ihrer Entſchädigungsanſprüche betheiliget find, fteht gegen 
dieſes Erkenntniß die Beichwerde an den oberſten Gerichtshof offen, 
welcher darüber in letzter Inftanz zu entfcheiden Hat. 


$. DD. 

Die Diseiplinar-Erfenntniffe Haben mit jedem Civil-Urtheile 
gleiche Wirfung, und e8 kann daher auf Grundlage derfelben gleich 
nach eingetretener Nechtöfraft von dem zuftändigen Richter unmittel— 
Dar die Execution fowohl zu Eindringung der Geloftrafen, als auch 
auf Anjuchen der Partei, welche über die eingetretene Rechtskraft 
nöthigen Falls ein Zeugniß beizubringen hat, wegen der Entſchädi— 
gung verhängt werben. 

§. 58. 

Wenn die Suspenfion oder Entfeßung eines Advocaten rechts— 
Fräftig ausgefprochen ift, jo hat dad Dberlandesgericht hiervon ohne 
Aufſchub dem Juftizminifter und dem oberften Gerichtöhofe die Ans 
zeige zu erflatten, und jämmtliche Gerichte des obergerichtlichen 
Sprengel zu verftändigen. 

SIR IR 

Als mittlerweilige VBorfehrung muß die Suspenfion 
auf unbeftimmte Zeit eintreten: 

4. Wenn ein Advocat im Zuge des ordentlichen Strafverfah- 
rend verhaftet oder wegen eines Verbrechens in Anklageſtand ver— 
ſetzt worden iſt; 

2. wenn wider ihn mittelft eines noch nicht rechtsfräftigen Dis— 
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ciplinar-Erfenntnifjes die Entfegung von der Advocatur ausgeipros 
chen wurde; 

3. wenn er unter Guratel gejeßt, oder in Goncurs verfallen 
it, jo lange beide nicht gerichtlich aufgehoben werden. 

Sollte da8 DOberlandesgericht von den Füllen unter 1 und 3 
nicht ohnehin Kenntniß haben, fo hat das betreffende Gericht fogleich 
dahin, und in dringenden Fällen auch an das Landesgericht die An- 
zeige zu machen, damit die Suspenſion fogleich verhängt werden könne. 

58 


Außer dieſen Fällen Fann die Suspenfion eines Aodvocaten 
al3 mittlerweilige VBorfehrung verfügt werden, wenn wider denfelben 
wegen Schulden wiederholte Ereeutionsführungen vorfommen, oder 
aus Anlaß von fehweren Pflichtverlegungen eine Disciplinar-Unter- 
ſuchung eingeleitet, oder wegen Berbrechen oder Vergehen das Straf- 
verfahren gegen ihn eingeleitet wäre, und die weitere Ausübung ber 
Advocatur, bis zur allfälligen Behebung der wider ihn erhobenen 
Deichuldigungen, nach reifliher Erwägung aller Umftände, im In— 
terefje der Rechtspflege oder der Parteien bedenklich erfiheint. 
$. 59. 

Die proviforiihe Sudpenfion darf jedoch in diefen Fällen ($. 
58) nur von dein Oberlandesgerichte verhängt werden. 

$. 60. 

Die Befchwerdeführung gegen eine als mittlerweilige Vorkeh— 
rung verhängte Suspenfion Hat feine aufjchiebende Wirfung 

Die Verftändigung der im $. 56 benannten Behörden Hat au 
in ſolchen Fällen zu gefchehen. 

U 

Bei jedem Gerichte erjter Inſtanz ſowohl ala bei dem Ober- 
landeögerichte ift eine eigene Vormerfung über die Advocaten zu füh- 
ren, und jo oft einem Advocaten in den dafelbit anhängigen Rechts— 
jachen von diefem oder dem höheren Richter ein bejonderes Lob er— 
theilt, oder ein Verweis oder eine Strafe gegen ihn verhängt wird, 
der wejentliche Inhalt diefer Verordnung darin aufzuzeichnen, Damit 
bei neuerlichen Vergehen auf die fruchtlos gebliebene erſte Ahndung 
gehörig Nücficht genommen, ein Advocat, welcher wiederholte Zu— 
rechtweifungen nicht achtet, ganz entfernt, dagegen bei vorfommender 
Gelegenheit der verdienftliche Nechtsfreund vorzüglich berückfichtiget 
werden könne. Am Schluffe des Jahres haben die erften Inſtanzen 
Auszüge aus der Vormerfung über die Advocaten an das Ober— 
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Tandesgericht zu überreichen, welches viejelben gehörig zu prüfen, und 
wenn eine Gerichtsbehörde nicht mit der gehörigen Strenge gegen 
die vorgefommenen SBrlichtverlegungen verfahren fein follte, deren 
ftirengere Beftrafung und wenn es zu biefem Ende nothwendig fein 
jollte, die nachträgliche Einleitung einer fürmlichen Disciplinar-Unter— 
juchung darüber anzuordnen hat. | 

Von jeder gegen einen Advocaten cingeleiteten Disciplinar-Un- 
terfuchung und deren Erfolg, jowie von jeder auch nur proviforifchen 
Suspenfion ift auch der Ausſchuß der Advocaten in Kenntnig zu feßen. 


Bon der Erlöfchung der Advoecatur. 
$. 62. 

Die Advocaturs-Befugniß erlifcht: 

1. In Folge der, von dem Juftizminifter angenommenen Ent— 
jagung; 

2. im Falle der Annahme eines befolveten Staatsamtes, oder 
per Ausübung einer, mit der Advocatur umvereinbaren Nebenbe- 
ſchäftigung ($. 4); 

3. wegen des Verluſtes des dfterreichiichen Staatsbürgerrechtes ; 

4. wenn der Advocat um die Zulafjung zur Eidesleiftung in 
der befiimmten Frift nicht anfucht, oder fein Amt nicht antritt; 

5. wenn er von den Strafgerichten eines firafbaren Concurſes, 
eined DBerbrechend, eines aus Gewinnjucht hervorgegangenen Ver— 
gehens, oder einer ſolchen Uebertretung ſchuldig erkannt worden iſt. 

$. 63. 

Daß eine Advocaten-Befugniß erloſchen ſei, iſt vom Oberlan— 
desgericht, nachdem es hiervon durch eigene Wahrnehmung oder 
durch Anzeige von Seite anderer Behörden oder des Advocaten- 
Ausſchuſſes Kenntniß erlangt hat, auszufprechen, dem Juſtizminiſter 
und dem oberjten Gerichtöhofe anzuzeigen und den ihm unterftchen- 
den Gerichtöbehörden ſowohl ald dem Advocaten-Ausſchuſſe befannt 
zu machen. 


Formulare Nr. 1, zu $. 7. 
Eivesformel für Advoeaten. 

Sie werden zu Gott dem Allmächtigen ſchwören und bei Shrer 
Ehre und Treue geloben, Seiner Faijerlich-Föniglichen Avpoftolifchen 
Majeftät, unſerem Allergnädigſten Landesfürften und Herrn, Franz 
Joſeph dem Erfien, von Gottes Gnaden Kaifer von Defterreich, 
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König von Ungarn ımd Böhmen, König der Lombardei und Bene» 
digg, von Dalmatien, Kroatien, Slawonien, Galizien und Lodome— 
rien, und Illyrien; Erzherzog von Defterreih, Großfürften von Sie— 
benbürgen 2. und nach Allerhöchſt Demjelben den aus Allerhöchſt 
deſſen Stamme und Geblüte nachrolgenden Erben unverbrüchlich treu 
und gehorjam zu fein, und nachdem Sie zum Abvocaten in Sieben- 
bürgen mit dem Sitze in. . . ernannt worden find, jo werden Eie 
Shwören, das Ihnen verlichene Amt eines Advocaten in Givil- wie 
in Straffachen itet3 treu umd redli in Gemäpheit ber beftehenden 
Sefege und Verordnungen, insbefondere ber über die Ausübung ber 
Mdvocatur erlaffenen VBorfchriften auszuüben, die den Gerichten und 
öffentlichen Behörden ſchuldige Achtung niemald zu verlegen, dem 
Armen, wie dem Meichen bei Berfolguug oder Vertheidung feiner 
Mechte mit gleichem Eifer und gleicher Gewiffenhaftigfeit beizuftehen 
und fich überhaupt bei Shren ämtlichen Verrichtungen weder durch 
das Anfehen der Perſon, Furcht oder Vorliebe, noch durch Eigennuß 
oder fonft durch Leidenſchaft oder Nebenabfiht leiten zu lafjen, jon= 
dern unter allen Umftänden nur dem Gejege gemäß zu handeln; in 
denn Ihnen übertragenen Amte Seiner k: k. Apoftoliihen Majeſtät 
und des öfterreichifchen Gefammtreichee Ehre und Wohl nad allen 
Ihren Kräften zu befördern; jeden Nachtheil und Schaden davon 
abzuwenden und ftet? die genauefte Befolgung und Aufrechthaltung 
der Gefeße vor Augen zu haben. 

Mas mir jet vorgehalten worden und ich in Allem wohl und 
deutlich verftanden habe, demfelben ſoll und will ih in Allem ge- 
treu und fleißig nachkommen: 

Sp wahr mir Gott helfe! 








Sahalt, 


Kaiferliches Patent vom 10. Oftober 1853, wirffam für das Großfürſten— 
thum Siebenbürgen, womit für diefes Kronland eine neue Advocaten- 
Ordnung erlaffen, und vom 1. Jänner 1854 an in Wirkfamfeit ger 


feßt wird. 
Advoealen-Ordnung. 
.$—$ 
Bedingungen zur Erlangung der Aovocatie . on nn nenn 1— 8 
Rechte und Pflichten der Advocaten .» een 9—30 
Were 31—38 
Ausübung der DisciplinarsAufficht über die Advoeaten . . 00. 39—61 
Erlöfchung der Advocatur . En. < * 62—63 
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Verordnung 


des Yuflizminifteriums vom 3. April 1854, 


wirffam für Ungarn, Kroatien, Slawonien, die ferbifhe Wojwod- 
ſchaft, das Temeſcher Banat und für Siebenbürgen, 


womit im Einverftandniffe mit dem Minifterium des 

Innern eine Inſtruktion für die Gemeindevoritcher 

in den ihnen übertragenen gerichtlichen Amtshand— 
(ungen erlaſſen wird. 


nen 0; 
für die Gemeindevorficher in Ungarn, Kroatien, Slawonien, Sieben— 
bürgen, der ferbifhen Wojwodſchaft und dem Temeſer Banate, über 
ihr Benehmen in denjenigen Gejchäften, in welchen fie als Gerichts— 
abzeordnete einzuſchteiten haben. 


Da die Gemeindevorfteher in den oben erwähnten Kronländern 
zufolge der mit Allerhöchfter Ermächtigung erlaffenen Suftigminifte- 
rial- Verordnungen vom 17. December 1852, Pr. 2563, und von 
15. Juni 1853, Nr. 109 des NReichögefeßblattes, außer dem Ge— 
vichtorte, joferne fie die erforderliche Fähigkeit dazu befigen, in min- 
ber ſchwierigen Gefchäften außer Streitfachen als Gerichtsabgeord— 
nete verwendet werden können, und nach dem Geſetze vom 3. Mai 
1853, Nr. 81 des Reichsgeſetzblattes, über die innere Einrichtung 
und die Geſchäftsordnung der Gerichtsbehörden, auch zu Beſorgung 
der Zuſtellungen, ſowohl in als außer Streitſachen, verpflichtet ſind, 
welche ihnen an Parteien, die außer dem Gerichtsorte wohnen, 
von den Gerichten übertragen werden, ſo hat das Juſtizminiſterium, 
im Einvernehmen mit dem Miniſterium des Innern, denſelben zu 
ihrem Benehmen in dieſen Geſchäften nachſtehende Inſtruction zu 
ertheilen befunden. 


— 94 
An allen Orten, wo über die Anzeige der vorkommenden To— 
desfälle an die Gerichtsbehörden nicht beſondere Einrichtungen be— 
ſtehen, insbeſondere auf dem flachen Lande, haben die Gemeindevor— 
ſteher jeden in ihrer Gemeinde eintretenden Todesfall ſogleich dem 
Bezirksgerichte (Stuhlgerichte) anzuzeigen. 
44 
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Zugleih haben die Gemeindevorfteher die Pflicht, nad Thun— 
lichfeir darüber zu wachen, daß ſowohl die Angehöriger und Haus- 
genofjen des Berftorbenen als dritte Perfonen fich jeder einenmäch- 
tigen Berfügung mit dem Verlaſſenſchaftsvermögen ftrenge enthalten. 


$. 2. 

Gemeindevorjteher, welche von dem Bezirfägerichte (Stuhlge- 
richte) im Allgemeinen den Auftrag zur Vornahme der Todfalldauf- 
nahmen in dem ganzen Bezirfe ihrer Gemeinde, oder in einem be- 
ftimmten Theile desfelben erhalten, Haben dieſes Geſchäft dafelbft in 
allen Fällen zu beforgen, in welchen nicht von dem Bezirfägerichte 
eine andere Anordnung getroffen wird. Die übrigen Gemeindevor- 
fteber haben fi) der Todfallsaufnahme in jedem einzelnen Falle zn 
unterziehen, in welchem fie von dem Bezirfägerichte dazu angewiejen 
werden. 


8.8: 

Der Gemeindevorftcher, welchem die Topfallsaufnahme über- 
tragen ift, Hat fih zu dieſem Ende mit möglichfter Befchleunigung 
und wenn Gefahr auf dem Berzuge haftet, augenblilih in bie 
Wohnung ded Verftorbenen zu begeben, daſelbſt mit Zuziehung zweier 
Hausgenoſſen oder in deren Ermanglung zweier anderer Zeugen die 
Erhebung über die Familien- und Vermögensverhältniſſe desjelben 
zu pflegen und nöthigen Falles die Berfieglung des Nachlafjes vor- 
zunehmen, 


$. 4. 

Hierbei ift insbeſondere: 

1. über Vor- und Zuname, Stand oder Beichäftigung, Alter 
und Religionsbefenntnig des Berftorbenen ; 

2. über den Tag und Ort des erfolgten Todes und ben legten 
ordentlihen Wohnſitz desſelben; 

3. über den Namen und Aufenthaltsort des allenfalls hinter— 
laſſenen Ehegatten; und 

4. über Namen, Stand, Alter und Aufenthaltsort der groß- 
und minderjährigen Kinder des Berftorbenen Erkundigung einzu— 
ziehen, wenn 

5. die Erbfolge oder Vormundſchaft über die Kinder des Erb— 
laſſers die nächſten Verwandten trifft, ſo iſt der Name, Stand, das 
Alter und der Aufenthaltsort derſelben, und wenn zur Zeit der erſten 
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Erhebung der Teftamentserbe ſchon befannt ift, auch ber Wohnort 
diejed Letzteren auszuforfchen. 

Der Gemeindevorfteher ſoll ferner 

6. vorläufig im Allgemeinen darüber Auskunft zu erhalten 
juchen, ob der Nachlaß von einiger Bedeutung fei, ob und welche 
‚unbeweglichen Güter dazu gehören und vb eine beträchtliche, etwa 
das Vermögen überſteigende Schuldenlaft zu beforgen fei; 

7. ob ein letzter Wille, ein Erbvertrag, eine Schenfung auf 
den Todesfall oder Ehepacten vorhanden feien, oder an einem dritten 
Drte, allenfalld bei einem Gerichte erliegen ; 

8. ift Erfundigung darüber einzuziehen, welche Vormundfchaften 
oder Guratelen der Verſtorbene verfehen habe, ob für deſſen Kinder 
oder Erben etwa bereit3 Vormünder oder Curatoren benannt feien, und 
wen die überlebende Witwe zum Mitvormunde vorzufchlagen gevenfe ; 
dann 

9, ob der Berftorbene über Amtsgelder Rechnung geführt, eine 
Befoldung, Penfion, Stiftung oder Unterhaltsgelver aus öffentlichen 
Gafjen bezogen habe; endlich 

10. ob fih in der Berlaffenfchaft nicht Gegenftände vorfinden, 
welche nach den fpäter folgenden Beftimmungen ($. 16 eine bejon- 
dere Anzeige erfordern. 


$. 5. 


Ueber die angeführten Puncte hat der Gemeindeworfteher bie 
Hausgenofjen und Angehörigen des Erblafferd und andere von deſſen 
Berhältniffen unterrichtete Perſonen zu vernehmen, 

Im Falle der Nothwendigkeit find auch die Schränfe und 
Behältniffe des Erblafjers, in welchen eine Iettwillige Anordnung, 
oder andere für die DVerlaffenichaftsabhandlung wichtige Papiere ver- 
wahrt fein Fönnten, zu eröffnen und zu befichtigen. Hierbei ift ſtets 
mit der erforderlichen Schonung zu Werfe zu gehen. Doch kann der 
Gemeindevorfteher, wenn ihm darin Hindernifle in den Weg gelegt 
werden, ſich angemejlener Zwangsmittel, und zwar, jo ferne Gefahr 
am Verzuge eintritt, felbft ohne vorläufige Genehmigung des Ge— 
richtes bedienen. 


$. 6. 


Wird eine offene legte Willens-Erflärung vorgefunden, fo hat 
fie der Gemeindevorfteher fogleih durch Ablefung in Gegenwart 
44 * 
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zweier Zeugen und der ſonſt etwa anweſenden PBerfonen Fund zu 
machen, 

Verſiegelte letztwillige Erflärungen müſſen zur Eröffnung und 
Kundmachung an das Gericht abgegeben werden. Nur wenn der 
Anhalt durch die Kundmachnng bei dem Gerichte nicht zeitlich genug 
bekannt werden könnte, iſt auch der Gemeindevorſteher berechtiget, 
die letztwillige Anordnung in Gegenwart von zwei Zeugen, wovon 
Einer der Uebergeber fein kann, ohne das Siegel zu beichädigen, 
zu eröffnen und den Zeugen vorzulefen, 

Bei jeder K undmachung hat er auf der letztwilligen Anordnung 
anzumerken, von wem ſie ihm übergeben wurde, od die Uebergabe 
offen oder verfiegelt erfolgt jei, und welche Zeugen bei ber Eröff— 
nung und Borlefung zugegen waren. Zugleich ift der Tag der er- 
folgten Kundmachung anzumerken und die Unterſchrift Des Gemeinde— 
vorfteher8 und der zugezogenen Zeugen beizufügen. 


—14 
Hat der Erblaſſer ſeinen letzten Willen mündlich erklärt, ſo iſt, 
wenn nicht ſchon eine ſchriftliche Aufzeichnung von Seite der Zeugen 
vorhanden iſt, welche darüber Auskunft gibt, Name, Stand und 
Mohnort der legteren in der Todfalldaufnahme anzugeben. 


$..8. 


Wenn die befannten oder muthmaßlichen Erben ihr Vermögen 
jelbft zu verwalten fähig find, jo Fann die Verlafſſenſchaftsmaſſe ihnen 
oder ihren mir gehöriger Vollmacht verſehenen Gefchäftsträgern,. over 
den von dem Erblaſſer dazu benannten Berfonen in Berwahrung ges 
laſſen werden. 

Nur it hierbei nach Thunlichkeit auf Die vorgejchriebene Si- 
herftellung der Derlaffenfchaftsgebühren Bedayt zu nehmen. Wenn 
Dagegen minderjährige, irrfinnige oder. fonft zur DBermögendverwal- 
tung unfähige Erben eintreten, oder wenn Die Erben abwejend oder 
ganz unhefannt find; wenn eine bad Vermögen überfteigende Schul- 
denlaft zu bejorgen ift, oder wenn andere Umſtände befondere Borficht 
erfordern, fo muß die Verlaſſenſchaftsmaſſe fogleich verfiegelt werden. 


$.9. 
Wenn der Ball der Berfirglung eintritt, Hat der Gemeindevor- 
fteher das vorhandene bare Geld, das Gold und Sildergeräthe, bie 
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Pretiofen, öffentlichen und Privatſchuldſcheine und fonft vorhandenen 
wichtigen Urfunden zu Gericht zu erlegen; andere Verlaſſenſchafts— 
Schriften, Fahrniſſe und Geräthichaiten aber, in foferne e8 thunlich 
und zur Berficherung der Theilnehmenden nöthig if, in einem oder 
mehreren Zimmern, oder an einem anderen ſchicklichen Orte vorſich— 
tig zu verfchliegen und durch Anlegung des Amtsſiegels auf die Thü— 
ven, Behältnijfe oder Schräufe von allen Seiten jo zu verwahren, 
daß ohne Verlegung des Siegels und fichtbare Gewalt nichts ent— 
fernt werden kann. | Ä 


$. 10. 


Zugleih bat der Gemeindevorficher die Aufficht über die Ver— 
laſſenſchaftsmaſſe und Die Beforgung des Hausweſens einſtweilen 
und bis auf weitere Verordnung des Gerichtes einem Hausgenoſſen 
des Erblaſſers, oder einer anderen tauglichen Perſon anzuvertrauen. 
Dieſer werden auch die zur Berichtigung der Leichenkoſten und an— 
derer dringender Auslagen und zur Beſtreitung des Hausweſens 
erforderlichen Beträge aus den Verlaſſenſchaftsgeldern vorgeſchoſſen 
und Diejenigen Fahrniſſe übergeben, die ihrer Befchaffenheit nad) 
nicht verjperrt werden können, dem Berderben unterliegen oder zum 
Wirthſchafts- oder Gefhäftsbetriebe unentbehrlich find, oder Dei 
welchen Feine Gefahr zu Dejorgen if. 

Sı 18. 

Iſt der künftige Vormund oder Curator der Erben ſchon be— 
kannt, ſo können nach Umſtänden auch alle Verlaſſenſchaftsgegenſtände, 
welche nicht zu Gericht zu erlegen find, unverſiegelt in feiner Ver— 
wahrung belaſſen werben. 


$. 12. 

Immer ſind jedoch ln gebliebene Rahrniffe Bo 
Thunlichfeit zu verzeichnen. Auch ift fogleich ein Werzeichniß der 
von dem Gemeindevorfieher in Einofang genommenen Gelder, Koft- 
Darfeiten und Urkunden zu  verfertigen, mit feiner "Unterfchrift zu 
verſehen und den Erben oder derjenigen Perſon, welcher die Obforge 
über die Verlaſſenſchaft anvertraut wird, zu übergeben. 


$ 18. 


Ueber die bei der Todfallsaufnahme dem $. A gemäß — 
Umſtände, über die getroffenen Verfügungen und insbeſondere über 
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die allenfall3 vorgenommene Berfieglung des Vermögens und bie 
Kundmachung ber lettwilligen Anordnung ift dem Gerichte unver- 
züglih Bericht zu erjlatten, 

Dieje Berichte, wozu gedruckte nach der Beilage Nr. J einge- 
richtete Bormularien gebraucht werden können, find von dem Ge- 
meindevorfteher, von den ammefenden zwei Zeugen und denjenigen 
Perſonen, welche die Verlaſſenſchaft in Aufficht oder Obforge über— 
nommen, Vorſchüſſe erhalten, oder verbindliche Erklärungen abge— 
geben Haben, eigenhändig zu unterfchreiben. | 

Die zu Gericht erlegten Gelder, Koftbarfeiten und Urfunden 
find, wenn fie mitteljt eined von den Zeugen mit unterzeichneten 
Geſuches überreicht werden, in dem Berichte über den Todfull 
jelbft oder in einem befonderen mit ber Unterfchrift der Zeugen 
verjehenen Berzeichniffe anzugeben. 


$. 14. 


Der Bericht über die Todfallsaufnahme ift auch dann zu über— 
reihen, wenn ber Verftorbene ganz mittello8 war. 

Die Todfallsaufnahme darf nur bei Minderjährigen, welche zur 
Zeit ihres Todes unter wäterlicher Gewalt geftanden find, und fein 
Vermögen befefjen haben, unterbleiben, wenn nicht die Eltern oder 
andere DBetheiligte die Todesfalldaufnahme verlangen. 


$. 15. 


Iſt die Verlafjenfchaft zu unbedeutend, um darüber weitere ge— 
ricstlihe Verhandlungen einzuleiten, fo ſoll diefes in der Todfalls— 
aufnahme angezeigt und zugleich, wenn ein Dritter den ganzen Nach— 
laß auf Abichlag feiner Forderungen oder gegen Berichtigung der 
Schulden und Auslagen zu übernehmen fich erbietet, hierüber das 
Nöthige bemerft werben. 

$. 16. 


Sollten fih in einer Verlaſſenſchaft Orden, Medaillen oder 
andere DBerdienftzeihen, Anweifungen zum Bezuge eined Gehaltes, 
einer Penfion, einer Pfründe oder anderen Betheilung, Päſſe, Urlaubs- 
Gertificate, Vormundſchafts- over Gurateld-Decrete vorfinden, jo find 
diefe Gegenftände und Urfunden dem Berichte über die Todfallsauf— 
nahme beizulegen. 

6: 


Wenn ein Beamter, oder ein Seelforger von was immer für einem 
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Slaubenshefenntniffe flirbt und in feinem Nachlaffe fich öffentliche 
Gelder, Amtsſchriften, Aerarial= oder Firchliche Gegenftände vorfinden, 
jo Hat der Gemeinde» Abgeordnete Gelder und Papiere von Werth 
oder Bedeutung in Sicherheit zu bringen ($. 9) und nöthigen Falls 
die Berfieglung vorzunehmen, übrigens aber, ohne fich in eine eigent— 
liche Todfallsaufaahme einzulafjen, fogleich die Anzeige an das Be— 
zirksgericht (Stuhlgericht) zu erflatten. 


$: 18. 


Menn eine der Militärgericht3barkfeit unterftehende Perſon ftirbt, 
jo hat der Gemeindevorfieher in der Negel nicht weiter einzufchreiten, 
ald daß er das nächſte Militir-Commando davon in Kenntniß zu 
jegen und wenn es nöthig wäre, die Verſieglung vorzunehmen oder 
die Hinterlaffenen Cffeeten des Verſtorbenen einftweilen in Verwah— 
rung zu nehmen hat. 


§. 19. 


Wenn die Verlaſſenſchaft nicht bedeutend iſt und minderjährige, 
irrſinnige, abweſende oder ſonſt zur Vermögensverwaltung unfähige 
Erben eintreten oder die großjährigen Erben ſogleich bei der Tod— 
fallsaufnahme um die Vornahme der Inventur bitten, jo hat ber 
Gemeinde-Abgeordnete, ohne einen gerichtlichen Auftrag abzuwarten, 
diejelbe vorzunehmen und hierbei den Activ- und Paſſivſtand genau 
zu verzeichnen. 

5.20. 


Der Aetivftand foll ein genaues Verzeichnig alles Vermögens 
enthalten, in deſſen Beſitz jich der Erblaffer zur Zeit feines Todes 
befand. 

In denjelben find daher ſowohl die Barfchaft, Vretiofen, Obli- 
gationen und Privatforderungen, ald die Kleider und Ginrichtungs- 
ſtücke, Wirthſchafts- und Gewerbögeräthichaften, Vorräthe und an— 
dere Gegenſtände aufzunehmen. 


824, 


Die zur Berlaffenichaft gehörigen öffentlichen Obligationen und 
andere Werthöpapiere find nach ihrer Gattung, nach der Nummer, 
bem Tage ihrer Austellung, dem Zinsfuße und Betrage anzuführen. 
Zugleich ift, wenn es thunlich erfcheint, der Betrag der bis zum 
Todestage ausfländigen Intereſſen beizufügen. 
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5. 

Bei anderen Forderungen des GErblafjers foll der Name bes 
Schuldners, der Tag der Ausstellung des Schuldfigeines und der dazu 
gehörigen Urfunden, der Zinsfuß, per Betrag der Hauptſchuld und 
der bi8 zum Todestage verfallenen Intereſſen angezeigt werden, 

Sind über eine Forderung feine Urfunden vorhanden, fo muß 
in dem Inventar beigejegt werden, worauf fi die Angabe über 
diefe Forderung grüner. 

$. 23. 


Fahrniſſe find entweder nad Gattung, Zahl, Maß und Gewicht 


anzugeben oder einzeln zu beſchreiben und durch einen beeideten 
Schätzmann ſchätzen zu laffen. In die Schätzung unbeweglicher Güter 
hat fich jedod ver Gemeindevorfieher nicht einzulaffen, ſondern die 
eıwa vorhandenen Nealitäten blog in der Inventur anzuführen. 


$. 24. 


Im Paſſivſtande find die bekannten Schulden des Erblaſſers 
mit Angabe des Namens, Standes und Wohnortes des Gläubigers 
und des Betrages anzuführen, und die Rückſtände an den Zinſen 
derſelben und an anderen fortlaufenden Zahlungen bis zum Todes— 
tage des Erblaſſers zu berechnen. Dabei muß genau bemerkt wer— 
den, worauf ſich die Angaben über jede einzelne Schuldpoſt gründen. 

Der Schuldenſtand iſt beſonders dann bei der Errichtung der In— 
ventur mit möglichſter Vollſtändigkeit zu erheben, wenn dieſe ſchon 
bei der Todfallsaufnahme ($. 19) vorgenommen wird, um Das Ge— 
richt in den Etand zu fegen, die Verlaſſenſchaftsabhandlung ohne 
weitere Erhebungen beendigen zu können. 

Am Schluffe des Inventar wird die Hauptjumme der Schulden 
und dad nad) Abzug derjelben übrig bleibende reine Bermögen be- 
rechnet. 

$. 2 

Das Inventar iſt nach der Bollendung von den zugezogenen 
Parteien, ven Zeugen und dem Schätzmanne ſowohl, ald von dem 
Gemeindevorfteher felbft zu unterfertigen und ſammt den zur Bele- 
gung des Bermögenäftanded etwa dienenden Urfunden dem Gerichte 
zu überſenden. 

Das Formular Nr. II enthält das Beifpiel einer DBerlafjen- 
Ihafts-Inventur. 


* 


— > Fr 
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5.26. 

Wenn dem Geneindevorfteher oder deſſen Abgeordneten von bein 
Gerichte eine Zeilbietung beweglicher Sachen aufgetragen wird, fo 
hat er diefelbe auf die an jedem Orte übliche Weiſe öffentlich fund 
zu machen, nad den allgemeinen Borfihriften ber Verſteigerungsord⸗ 
nung vorzunehmen und Über den ganzen Vorgang ein genaues Pro— 

tofoll nah dem Formulare Ar. III zu führen. 

Am Ende des Protofolles find die Koften unter Anschluß ber 
Quittungen über dieſelben und die übrigen Belege zu verzeichnen 
und der ganze Act ſammt dem reinen Erlöje dem Se einzufenden. 

| $. 27. 

Der Gemeindevoriteher Hat die Zuftellung der gerichtlichen Er— 
Tedigungen und Borladungen, welche ihm im Civil- und Gtrafver- 
fahren von dem Gerihte mit dem Zuftellungdbogen zugefertigt wer- 
ven, bejorgen zu laſſen, und hiezu ein verläßliches Individuum zu 
beizellen, welches für dieſes Gejchäft eidlich verpflichtet werden muß, 

8. 28. 

Der hiezu Abgeordnete hat die auf dem Zuſtellungsbogen ver- 
zeichneten Stücke den betreffenden Parteien zu behändigen und fich 
den Empfang dur ihre Unterfihrift in der legten Nubrif des Zu— 
ftellungbogens beftätigen zu laſſen. Kann eine Partei nicht fehrei- 
ben, jo bat fie ihr Handzeichen in dieſe Rubrik zu ſetzen und ein 
zugezogener Dritter den Namen der Partei und feinen eigenen als 
Namensfertiger beizufiizen. 

Soll die Zuftellung nad dem Auftrage des Gerichtes zu eige- 
nen Händen geichehen, fo muß das Stück derjenigen Perſon, der 
ed zugejtellt werden foll, von dem Genieinde- Abgeordneten eigen- 
Händig übergeben werden; in allen übrigen Fällen genügt bie Zu— 
ftellung zu Händen der Hausgenoffen. 


6. 29. 


Der Gemeinde Abgeordnete Hat die gefchehene Zuftellung auf 
dem Stücke felbft dadurch zu betätigen, daß er auf dasjelbe unter 
die Erledigung, oder, wenn e8 verſchloſſen wäre, unter die Aufjchrift 
die Worte jehreibt: Zugeftellt am... NN. (Name Desjenigen, ber 
die Zuftellung beforgt hat). Zugleich ift anzumerken, ob die Schrift 
mit oder ohne Beilagen zugeftellt wurde. Sollte dem Abgeordneten 

45 
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auch das Duplicat des Stüces zur Zuftellung an den Gegner über— 
geben worden fein, jo ift auf dieſem aucd zu bemerfen, ob bie 
Schrift beiden Theilen und welchen Theilnehmenden, dann an wel» 
chem Tage fie jedem berjelben, und welden darunter fie mit und 
welchen ohne Beilagen zugeftellt worden fei, 


$. 30. 


Bemerft der Abgeordnete, daß eine Partei der Zuftellung aus— 
zumeichen fucht, jo hat er an ihre Wohnung eine fchriftliche Erin- 
nerung nach dem Rormulare Nr, IV anzufchlagen, zu welcher Stunde 
er fih am folgenden Tage der Zuftellung wegen wieder einfinden 
werde. Wenn fi jodann die Partei zur beftimmten Stunde nicht 
antreffen läßt, hat er dieſes in dem Zuftellungsbogen anzumerken, 
und biefen jammt dem Stücke jelbjt durch den Gemeinvevorfteher 
dem Gerichte zu Uberjenden, damit von dem Lehteren den Vorjchriften 
der Proceß-Ordnung gemäß die Anfchlagung der Verordnung bei 
Gericht vorgenommen werden Fünne, 


$. 31. 


Weigert fih eine Partei, die Verordnung anzunehmen, fo hat 
der Abgeordnete die Ietere dem Gerichte durch den Gemeindevorfteher 
unter Bemerkung des Tages ber verfuchten Zuftellung mit Bericht 
vorzulegen, und im alle ihm auch das für den Gegner beftimmte 
Duplicat zur Zuftellung übergeben worden fein follte, ven Tag ber 
verjuchten Zuftelung an die ſich weigernde Partei auch auf dieſem 
auzumerfen. 

§. 32. 


Sobald alle auf einem Zuſtellungsbogen oerzeichneten Stücke 
zugeſtellt find, iſt derſelbe, mit der Fertigung des Abgeordneten, wel— 
cher die Zuſtellungen beſorgte, und jener des Gemeindevorſtehers ver— 
ſehen, dem Gerichte zurückzuſenden. Wenn hierbei dem Gerichte nicht 
beſondere Bemerkungen mitzutheilen ſind, bedarf es hierzu keines 
eigenen Berichtes. 

$. 33. 


Kann die Zuftellung an eine Partei aus was immer für 
einem Grunde nicht bewerfftelliget werben, jo hat der Gemeindevor- 
fteher das nicht zugeftellte Stück ſammt dem Zuftellungsbogen dem 
Gerichte mittelft einer fehriftlichen Anzeige nach dem Formulate 
Nr V wieder vorzulegen, 
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$. 34. 
Jeder mit der Zuftellung beauftragte Abgeordnete Hat die für 
die Botengänge in den darüber erlaffenen befonderen Borfchriften 
beftimmten Gebühren (Meilengelver) zu beziehen. 


$. 35. 


Findet der Gemeindevorfteher bei dem Vollzuge einer ihm über- 
tragenen gerichtlichen Antshandlung Schwierigfeiten oder Zweifel, 
welche er nicht zu beheben vermag, jo hat er mit dem Vollzuge des 
Auftrages inne zu halten und Hiervon dem Gerichte ſogleich die, An— 
zeige zu erftatten, welches die erforderliche weitere Verfügung zu 
treffen hat. Ä 

$. 36. 

Mit den erforderlichen gedruckten Blanquetten der in ber ge— 
genmwärtigen Verordnung angeführten Bormularien Nr. I, III und 
IV find die Gemeindevorficher durch die Bezirfägerichte (Stuhlrich— 
terämter) zu verfehen. | 


Krauß m. p. 


45* 
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13. 


14. 


16. 
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Formulare Nr. I. zu $. 13 


e Gemeinde N. N. 


Todfalls-Aufnahme. 


Vor-⸗ und Zuname des Erblaſſers. 

Stand oder Beſchäftigung. 

. Alter. 

. Religion. : 
. Ob ledig, verheirathet oder verwitwet. ? 
. Orbentlicher Wohnſitz. 

. Sterbetag und Sterbeort. 

, Nachgelaffener Ehegatte. 

. Vor- und Zuname, Stand, Alter und Aufenthaltsort der großjährigen Kinder und ber 


an die Stelle bereits verftorbener Kinder tretenden großjährigen Nachkommen. 


. Vor- und Zuname der minderjährigen Kinder und der an die Stelle bereits verftor- 


bener Kinder tretenden minderjährigen Nachfommen; ferner, ob für fie ein gefek- 
licher Bertreter ſchon einjchreite, oder wer hiezu vorgefchlagen werde. 


Vor- und Zuname, Stand, Alter und Aufenthaltsort der übrigen nächiten Ver— 
wandten oder der Teftaments: Erben. 


Ob ein Teſtament, Codicill, Erbeertrag, eine Schenkung oder Ehepacten vorhanden 
ſeien, und wo ſich diefelben befinden. 

Ob und welche Vormundſchaften oder Curatelen der Berfiorbene zu beforgen hatte 
und wo fich die Beitellungsdefrete befinden. 

Ob der Verftorbene über Amtsgelder Nechnung geführt oder einen Bezug aus einer öffent: 
lichen Caſſe oder einem unter öffentlicher Aufficht ftehenden Fonde genoffen habe. 


. Ob fi in ver Verlaſſenſchaft Gegenftände vorfinden, welche eine beſondere Anzeige 


erfordern, und was mit denjelben verfügt worden fei. 


Ob ein Bermögen vorhanden fei, worin daffelbe beiläufig beftehe, in weſſen Händen 


es fih befinde und weiche Borfeprungen zu deffen Sicherung getroffen wor— 
den feien. 


Drt und Zeit der Todfalls- Aufnahme. 
Interichrift der Parteien und Zeugen. 


Anterfchrift des Gemeindevorſtandes. 


231 


Formulare Nr. I zu $. 25. 


Fer Ue, 


welche über die Verlaffenfchaft des am 1. Auguſt 1853 verftorbenen Johann N., Haus: 
Eigenthümers Nr. 16 zu N. N., über Auftrag des f. f. Bezirfsgerichtes (Stuhfgerichtes) 
N. N. am 12. —— 1853 he worden ift. 





Activfand. 
An barem Gelde: fl. | fr. 
Die vorgefundenen . 47118 
wurden dem Erben zur Fortfegung. der Haushaltung überlaffen. 
An Obligationen: 


Ein Eiterhazyfches Loos Nr. 13,480 som 1. März 1836, 
weldhes dem minderjährigen Mathias N. legirt if, und daher bei ver 
Todfalls-Aufnayme in die gerichtliche Berwahrung übergeben wurde | 40 | — 


An Kleidung und Wäfde: 











1 Sehrof son Tu . 2:1.:30'.ft. 
4 Ueberrod von Tuch 4 fl. — kr. 
1 Schafpelz 10 f. — Fr. 
1 alter Sanfer — fl. 30 fr. 
2 Hofen 2. fl. — fe. 
3 Weiten . — fl. 30 ke. 
2 Paar Stiefel. 2 fl. — te. 
1 Hut, 1 Kappe 1:40 Te; 
6 Hemden 3 fl. — fr. 
6 Fußſocken $ — fl. 36 fr. 
1 Leibel von Barchent -- fl. 20 fr. 
26 | 36 
An Hauseinrihtung: 
1 Bettfielle von hartem Holze, fammt 1 
Mairabe, 1 Strohſack, 3 Pölftern und 
2 Decken j ; 10 fl. — Fr. 
1 Kleiverfaften von hartem Hole Ba va: A; 
1 großer Kaften von weichem SHolze . AdAf. — fi. 
1 harter Tifch und 4 Harte — 2 fl. — kr. 
Kücheneinrichtung 1 f. — kr. 
16 — 
An Wirthſchaftsgegenſtänden: 
Eine braune fünfjährige Ruf . b 38 fl. — fr. 
Eine gefledte fechsjährige Kuh . h 30 f. — Er. 
10 Hühner, 3 Enten, 2 Gänfe . ı 1 fl. 50 fr. 
5 Eimer öfterreichifchen Gebirgsweines vom 
Sahre 1840 fammt Faß . 20 f. — fr. 
10 Eimer öfterreichifchen Landweines bom 
Sahre 1848 fammt Br t ea. —: fe. 
30 Centner Heu ı ; : 30. — fe. 





146, 50 
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An unbewegliden Gütern: fl. | fr. 


Das Haus fammt Garten Nr. 16 zu MN. 
nah Angabe der Witwe foll daffelbe vor einigen 
1 Jahren gerichtlich gefhägt worden fein. 
Eine Wiefe von 4 Joh zu N. N., welche 
der Erblaffer laut des — 55— Nr. 1 im Jahre 
1847 um 140 Gulden erkaufte. 


Summe des Schätzungswerthes des beweglichen Bermögens246 | 44 


Paffivftanp: 


In Folge Schuldfcheines des Erblaffers vom 2. ER, 1841 
zu 5 Procent an Franz N. . 100 | — 
2-8 Hievon find Feine Zinſen ausftändig. 
Die Witwe weiſet an ———— und ae 
foften laut Nr. 2—8 aus : 2 50 | 10 


rer bes Bafiofandes . 1150 [10 
Wenn von dem Nctivftande an beweglichen — m . 1246 | 44 


der Paſſivſtand abgefchlagen wird, mit ; - 1150 | 10 
bleibt reiner Werth an — —“ - 1 96 | 34 


Der Schätmeifter N. fpriht als Schäßgebühr 2 fl. EM. an. 


tr rr Anna R, Franz N., 
Witwe und Erbin. Gemeindevorfteher. 
Mathias N., Jakob N., 


als Namensunterfchreiber und Zeuge. Schätzmann. 
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Formulate Nr. II, zu $. 26. | 


Feilbietungs-Protokoll vom 20. September 1853, 


aufgenommen über bie in bie Verlaffenfhaft des Anton N. gehörigen Fahrniffe in Folge 
Auftrages des F. k. Bezirksgerichtes (Stuhlgerichtes) N. N. vom 10. September 1853, 
Zahl 429. | 


2 








= — Shä- 
er BR tzungs⸗ 
3 | Kurze Bezeichnung gr feilzubietenden Werth Anmerkung 
| » Gegenftände 
| = 
= s | B.-12 7% 
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Ausrufer Spricht für feine Mühe 2 fl. 
EM. an. 


Der bare Erlös wurde in Folge obi— 
gen Auftrages des F. k. Bezirfsgerichtes 
laut Duittung Nr. 2 der Witwe Anna 
N. übergeben. 


N. NR. am 20. September 1853. 


Sofeph N, 
als Erbe, 


Kranz N., 
Gemeindevorfteher. 


Ausrufer. 
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Joſeph N., | 


Formulare Nr. IV., zu $. 30. 


Srinnerung an Johann N. 


Da Ihnen eine Grledigung des k. k. Bezirfsgerichtes (Stuhlgerichtes) N. N. zuge: 
ftellt werden foll und Sie ſchon wiederholt in Ihrer Wohnung nicht anzutreffen waren, 
jo werden Sie erinnert, zur Empfangnahme diefer Erledigung am 1. Dftober 1853, früh 
um 9 Uhr, fo gewiß in Ihrer Wohnung gegenwärtig zu fein, widrigen Falles die frucht— 
[08 verfuchte Zuftellung dem F. k. DBezirfsgerichte angezeigt, und die Erledigung von dem— 
felben den Vorſchriften der Proceß-Ordnung gemäß bei Gericht angefchlagen werden würde. 


Joſeph DR, 


Gemeindediener. 


Formulare Nr. V, zu $. 33. 


Löbliches k. k. Bezirksgericht! (Stuhlgericht). 


Die mit dem beiliegenden Zuſtellungsbogen erhaltene Erledigung 2/ konnte dem 
Anton N. nicht zugeftellt werden, weil derfelbe bereits am 1. Auguft 1853 geſtorben iſt. 


MN. N. den 17. September 1853. 


Johaun M., 


Gemeindevorſteher. 





Sammlung 


der wichtigſten 
Juſtizgeſetze und Verordnungen 
| für das | 


Großfürſtenthum Siebenbürgen. 
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41. Verordnung des SJuftigminifteriums vom 16. Juni 1854, womit eine In- 
firuetion über die innere Amtswirffamfeit und die Gefchäftsorbnung der Ges 
tichtsbehörden in ftrafgerichtlichen Angelegenheiten erlaffen wird. (Reichsge⸗ 
feßblatt 59. Stüd 1854.) . 1, 

2. SKaiferliches Patent vom 9. Auguſt 1854, wodurch ein neues Geſetz über 
das gerichtliche Berfahren in Rechtsangelegenheiten außer Streitſachen ein⸗ 
geführt wird, welches im lombardiſch-venetianiſchen Königreiche, in der ſerbi— 
hen Wojwodſchaft und dem Temefher Banate am 1. November 1854, und 
in jedem der übrigen Kronländer mit dem Tage in Geltung zu treten hat, 
an welchem daſelbſt die Mirffamfeit der neuen Gerichts: EN be⸗ 
ginnen wird. (Reichsgeſetzblatt 73. Stück 1854.) 69 

3. Kaiſerliches Patent vom 23. Mai 1854, womit für den ganzen umfang der 
Monarchie ein BER See erlflen wird. — 53. 

. Stüd 1854.) . 159 
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Hermannftadt 1855. 
Druf und Verlag von Theodor Steinhaußen. 
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Verordnung 
des Juſtizminiſteriums vom 16. Juni 1854, 


wirffam für alle Kronfänder, mit Ausnahme der Militärgränge, 
womit eine Inſtruction über Die innere Amtswirk— 
jamfeit und die Geſchäftsordnung der Gerichtsbehör— 
den in ftrafgerichtlichen Angelegenheiten erlaſſen 
wird. 


In Folge der mit Allerhöchſter Entſchließung Sr. k. k. Apoſto— 
liſchen Majeftät vom 29. Juli 1853 erhaltenen Ermächtigung und 
in Bollziehung des dritten Abſatzes des Faiferlihen Patente vom 
3. Mai 1853, Ro. 81 des Reichsgeſetzblattes, hat das Juſtizminiſterium 
über die innere Amtswirffamfeit und die Gejchäftäführung der Ge— 
richtsbehörden in ftrafgerichtlichen Angelegenheiten die nachftehende 
Inſtruction zu erlaſſen befunden. 

Die Wirffamfeit derfelben beginnt in denjenigen Stronländern, 
in welchen die Strafproeeß-Ordnung vom 29. Suli 1853, No. 151 
des Neichsgejehblattes, bereit3 in Anwendung getreten ‚tft, mit bem 
Tage der Kundmahung, in allen übrigen Kronländern aber mit dem 
Tage, an welchem dieſe Strafproceß-⸗Ordnung daſelbſt in Kraft ge- 
jebt werden wird, 

In foweit die Strafproceß-Drdnung und die gegenwärtige In⸗ 
jtruetion keine beſonderen Beſtimmungen enthalten, find die in Dem 
faiferlichen Patente vom. 3. Mai 1853, No. 81 des Reichsgeſetz⸗ 
blattes, über bie innere Einrichtung umb die Geſchäftsordnung der 
Gerihtäbehörben gegebenen Vorſchriften, welche nach ihrer Beſchaf—⸗ 
fenheit nicht bloß auf eivilrechtlid,e Angelegenheiten anwendbar er= 
icheinen, auch in firafgerichtlichen Angelegenheiten zu beobachten, 

1 


2 
Erites Hauptitüc, 


Allgemeine Anordnungen über die Behandlung der ftrafgerichtlichen 
Angelegenheiten, und die Amtöverrichtungen ber Gerichtöperfonen 
bei denfelben. 


5.7; 

Die Gerichte, welchen die Strafgerichtöbarfeit anvertraut ift, 
und beren Organe haben durch unermüdeten Eifer in ber Er— 
forfhung der ftrafbaren Handlungen und Verfolgung der Thäter, 
Durch zwedmäßiged Verfahren, Genauigfeit und Strenge in ber Un» 
terfuchung, mögliche Schonung des Beichuldigten, gerechte Anwen— 
dung bed Strafgeſetzes und pflichtmäßige Befchleunigung aller Amts- 
verridhtungen, ihren Beruf getreu zit erfüllen, damit die Kraft des 
Geſetzes aufrecht erhalten, und dem Gejet - Vebertreter die Hoffnung 
auf Straflofigfeit benommen werde. 

Sie follen, frei von Leidenfchaften oder vorgefaßter Meinung, 
nur gejeßlihe und mit Ueberlegung gewählte Mittel zur Entdeckung 
und Usberführung der Schuldigen anwenden, und dadurch die ſchwe— 
ren Folgen eines willfürlichen und zweckwidrigen Gebrauches ihrer 
Amtögewalt für den Ginzelnen und das allgemeine Wohl verhüten. 

$.2. 

Die Strafgerichte müſſen zu jeder Stunde bereit fein, brin- 
gende Amtsgefchäfte zu bejorgen, insbefondere Anzeigen über ftraf- 
bare Handlungen anzunehmen und Befchuldigte, die der Flucht ver- 
bächtig find, zu verfolgen und zur Haft zu bringen. 

Dienftverrichtungen, die ſich nicht ohne Nachtheil verjchieben 
lafien, dürfen aud an Sonn- und Feiertagen nicht abgelehnt oder 
unterbrochen werben. 

Zu diefem Ende hat ber Gerichtövorfteher zu verfügen, daß 
die erforderlihe Anzahl von Beamten wechjelmeife auch an Sonn» 
und Feiertagen im Amte erjcheine. 

$. 3. 

Strafgerichtliche Gefchäfte find in der Megel vor anderen Amts— 
geichäften vorzunehmen. | 

Insbeſondere find zu bejchleunigen : 

Ale Amtshandlungen, welche fih auf die Erhebung ber Be— 
fhaffenheit der That, und deren fichtbare Spuren, oder auf bie 
Erforſchung, Ergreifung und Ueberweiſung des Thäterd beziehen, in 
ſoweit der Erfolg dieſer Amtshandlungen dur Wertilgung ber 
Spuren, burch die Flucht des Thäters, oder auf andere Weile ver- 
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eitelt werben könnte; Unterfuhungen wegen firafbaren Handlungen, 
welche allgemeines Aufſehen oder Aergerniß verurfacht haben, ober 
welche Ieicht größere Ausbreitung erlangen Fönnten; endlich diejenigen 
Amtshandlungen, von weldhen die Befreiung eined Verhafteten aus 
dem Gefängnifje, oder die Aburtheilung eines DVerhafteten, ber nur 
eine kurze Freiheitsſtrafe zu erwarten hat, abhängt. 

Jede ſchuldbare Verzögerung ift an dem Schuldtragenden zu 
ahnden. Auch kann derfelbe nad Umftänden verhalten werben, bie 
durch die Verzögerung verurfachten Koften dem Staatsſchatze zu er« 
jegen, und dem Beſchuldigten wegen unnöthiger Verlängerung ber 
Haft eine angemeflene EN zu leiften. 


Der Borfteher jedes — hat für bie ſchnelle und 
gefeßmäßige Führung der Geſchäfte bei demſelben Sorge zu tragen. 
Er Hat daher indbejondere darüber zu wachen, daß über alle Anzei« 
gen, bie bei dem Gerichte einlangen, ohne Aufſchub die geſetzlich vor- 
geſchriebenen Amtöhandlungen vorgenommen werden, 

Er hat fich ferner durch ununterbrochene Aufmerffamfeit auf ben 
Gang der anhängigen Verhandlungen in beftändiger genauer Ueber- 
jicht derfelben zu erhalten, von Zeit zu Zeit die Unterfuchungsacten 
burchzugehen, und die gefhehene Reviſion im Tagebuche anzumerken, 
zeitweife bei den Berhören zu erjcheinen, das Benehmen ber Unter- 
ſuchungsrichter Hierbei zu beobachten und biefen nöthigenfalls feine 
Bemerfungen darüber, jedoch in Abweſenheit anderer Perſonen, mit« 
zutheilen. 

Jeder Verzögerung oder zwecklofen Weitläufigfeit hat er ſo— 
gleich entgegen zu wirken. 

§. 5. 

In dem Verkehre mit der Staatsanwaltſchaft hat der Vor— 
ſteher jedes Gerichtshofes darüber zu wachen, daß das ber gegenſei— 
tigen Achtung entiprechende und auf wechſelſeitige Unterftügung zum 
Beften des Dienfted gerichtete Verhältniß ſtets ungeftört erhalten 
werde. Sollte er jedoch wahrnehmen, daß ber Staatsanwalt bie 
Gränzen feiner Amtswirkſamkeit überſchreitet, oder einen nachthei— 
ligen Einfluß auf den Gefchäftsgang nimmt, fo hat er hievon 
dem Ober-Staatdanwalte Nachricht zu geben und um Abhilfe zu er⸗ 
ſuchen. 


$. 6. 
Zur genauen Ueberſicht aller anhängigen Straffachen Hat bei 
Gerichtshöfen ber Vorſteher über alle, an das Gericht gelangenden 


N 
Anzeigen frafbarer Handlungen, es möge über biefelben eine Un— 
terfuchting eingeleitet werben oder nicht, nach dem Formulare Nr. I. 
ein Hauptregifter führen zu Taffen, und darüber zu wachen, daß bie 
Gintragungen in dasfelbe rechtzeitig und richtig vorgenommen werben. 


Dieſes Megifter muß auch dem Gtaatsanwalte und den Un— 
terfuchungsrichtern ſtets zur Einſicht bereit Tiegen. 
$.7 


Jede Einleitung einer Unterſuchung wegen Verbrechens bes 
Hocverrathes, der Majeftätbeleidigung, der Beleidigung von Mit— 
gliedern des Faiferlihen Haufes, und Störung der öffentlichen Ruhe, 
hat der Vorſteher des Gerichtshofes unter Darftellung der Befchaf- 
fenheit der That dem Präſidenten des Ober» Landeögerichtes, und 
diefer dem Juſtizminiſter anzuzeigen. 


$. 8. 

Bei den Unterfuchungsgerichten liegt bie VUeberwacdhung des Ges 
—— zunächſt dem Vorſteher der gerichtlichen Geſchäftsfüh— 
rung ob. 

In wieferne auch die Vorſteher der Bezirksämter (Stuhlrichter— 
ämter), bei welchen die gerichtliche Geſchäftsführung von einem eige— 
nen Beamten ſelbſtaͤndig verſehen wird, die Aufſicht über den Gang 
und die Beſchleunigung der ſtrafgerichtlichen Geſchäfte zu pflegen 
haben, wird durch eine beſondere Vorſchrift feſtgeſetzt werben. 

In jedem Falle iſt der Vorſteher des Bezirksamtes verpflichtet, 
dem mit der gerichtlichen Geſchäftsführung beauftragten Beamten die 
zur Führung der Unterſuchungs- und Verhandlungs-Protokolle, und 
zur Beſorgung der übrigen untergeordneten Arbeiten nöthigen Indi— 
viduen zuzuweiſen und dafür zu ſorgen, daß die Erledigungen in 
Strafſachen mit der durch das Geſetz angeordneten Beſchleunigung 
ausgefertigt und zugeſtellt werden. 
| 8.9 

Die Meberficht des Gefchäftsganges bei ben Interfuchungsgerich- 
ten wird durch die im $. 62 ber Strafproceß⸗Ordnung vorgeföhrie- 
benen monatlichen Ausweiſe über den Stand der anhängigen Straf- 
verhandlungen über Verbrechen und Bergehen erhalten. 

Diejelben find nad dem Bormulare Nr. IL einzurichten, und 
längftens binnen 8 Tagen nad Ablauf jeden Monates dem Ge— 
richtshofe vorzulegen. 

. 10. 

Die Unterfuhungsrichter an ben Gerichtshöfen haben bei ber 

Unterfuchung, in foweit fie nad den Beftimmungen ber Gtrafpro- 


: 


eeß - Ordnung nicht an die vorläufige Einvernehmung bed Staats- 
anwaltes oder an den Beichluß des Gerichtähofes gebunden find, 
nach eigener Einficht zu verfahren. 

Es iſt ihnen jedoch undenommen, auch im Falle eines Zwei— 
fels in Fällen, rückfichtlich deren es bie Strafproceß-Ordnung nicht 
ausdrücklich vorfchreibt, vorläufig den Beſchluß des Gerichtshofes ein- 
zuholen. 

j Borladungen, Aufträge nad Erſuchſchreiben, welche bloß ven 
Vollzug in ihrem Wirkungsfreife gelegener Amtshandlungen zum 
Gegenſtande haben, Fünnen fie aus eigener Macht im Namen bed 
Gerichtes erlaffen. Berichte an höhere Behörden haben fie fiet8 
der Berathung und Schlußfaffung bed Gerichtshofes vorzulegen. 
| 81% | 

Die Unterfuchungsrichter bei bloßen Unterfuchungsgerichten ($. 
10, lit. e ber GStrafproceß - Ordnung) haben in allen Fällen, in 
welchen der Unterfuchungsrichter am Gerichtähofe im Einvernehmen 
mit dem Staatdanwalte vorzugehen verpflichtet ift ($. 63 der Straf- 
proeeg-Orbnung), die Zuftimmung des Borfteherd der gerichtlichen 
Geſchäftsführung einzuholen. Alle Berichte und Erfuchichreiben an 
andere‘ Behörden, und alle Ausfertigungen, weldhe was immer für 
eine Entſcheidung oder die Bekanntmachung einer foldhen betreffen, 
find fie, fo fern feine Gefahr am Verzuge obwaltet, der Geneh- 
migung desſelben zu unterziehen verpflichtet. Die ertheilte Zu— 
ftimmung und Genehmigung if in den Unterfuchungdacten, mit 
Permeidung jeder MWeitläufinfeit, erfichtlih zu machen. Hält ber 
Unterfuchungsrichter für nothwendig, in wichtigen oder zweifelhaf- 
ten Fällen die Schlußfafjung des Gerichtähnfes einzuholen, jo Hat 
er fein Bedenken dem Vorfteher der gerichtlichen Gefhäftsführung 
mitzutheilen, welchem allein zufteht, bei dem Gerichtähofe um eine 
Weiſung einzufchreiten, 

$. 12. 

Zu jeder Erhebung Hat ſich ber Unterſuchungsrichter durch 
forgfältige Ueberlegung der Thatſachen und Berhältniffe, worauf bie 
Unterfuhung nad dem geſetzlichen Begriffe der in Frage flehenden 
ſtrafbaren Handlung, und dem Zwecke des Gtrafverfahrens (88. 
60 und 66 der Strafproceh-Drbnung) gerichtet werben muß, gehörig 
vorzubereiten, damit zur Sache nicht gehörige Nachforfhungen ver- 
mieden, und Feine wejentlichen Umftände übergangen werben, 

| $. 13. 
Ueber alle zum Zwecke firafgerichtlicher Unterfuchungen dienende 
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Ace muß ein Protofoll aufgenommen werden, worin das Gericht, 
von welchem die Amtshandlung vorgenommen wird, Ort und Stunde 
des Beginnes, die anweſenden Perſonen, die Beranlaffung zur Amts 
handlung und zu den im Verlaufe derfelben etwa vorgefehrten wei- 
teren Schritten, endlich der Zeitpunet des Abfchluffes, oder wenn 
Unterbredungen ftattfinden, die Urfachen berfelben und die Zeit ber 
Fortſetzung und Beendigung aufzuführen find. 

Jedes Protofoll ift in Gegenwart der Perſonen, weldhe bei ber 
Verhandlung gegenwärtig waren, vorzulefen und von benfelben zu 
unterfertigen, 

Protofolle, welche aus mehreren Bogen beftehen, find zu heiten. 

Die Enden des durchgezogenen Fadens find mit dem Gerichtö- 
ftegel zu befeſtigen. 

$. 14. 

Ueber jede mündliche, und wenn es die Umftände erfordern, auch 
über fehriftliche Anzeigen, ift der Anzeiger, und zwar in dringenden 
Fällen jelbft dann, wenn dad Gericht nach den Beftimmungen der 
Strafproreß - Ordnung zum Unterſuchungsverfahren nicht zuftändig 
wäre, über die ftrafbare Handlung, die Umftände, unter welchen 
fie verübt worden ift, und über die Verhältniſſe des bekannten 
oder muthmaßlichen Thäters auf ſolche Art einzuvernehmen, daß bie 
weiteren Amtshandlungen mit der nöthigen Sicherheit eingeleitet wer— 
den Fünnen. 

Iſt die Anzeige jo beichaffen, daß unaufjchiebbare Mapregeln 
zu ergreifen, und entiweder die Einziehung oder Vernehmung be— 
fimmter Perſonen, eine Hausdurchſuchung, ein Augenfchein oder an- 
dere Erhebungen zu veranlaffen find; jo müſſen dieſe Amtshand— 
lungen ohne Verzug, und wenn es bie Dringlichkeit erfordert, ſelbſt 
noch vor Aufnahme eines Brotofolles über die mündlih erhaltene 
Anzeige, vorgenommen werden. 

$. 15. 

Schriftliche Anzeigen und Gefuche, insbeſondere Gnadengeſuche, 
dürfen aus dem Grunde allein, daß ſie von dem Anzeiger oder 
Bittſteller nicht eigenhändig gefertiget find, oder das beigefügte 
Handzeihen nicht weiter beftätiget iſt, nicht verworfen werben. 

Mit Anzeigen dieſer Art ift nach der Vorſchrift der Strafpro— 
ceß-Ordnung ($$. 73, 74 und 141) vorzugehen, rückſichtlich an— 
derer Eingaben aber nöthigenfalls vorläufig zu erforſchen, ob dieſel— 
ben von der bezeichneten Perſon herrühren. 
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5.516. 

Wird ein Beſchuldigter vor das Gericht geſtellt, ohne daß eine 
Vorunterſuchung aufgenommen worden iſt, jo hat der Gerichtsvor— 
fteher fogleich die Verfügung zu treffen, daß der Befchuldigte zwar 
einſtweilen in Verhaft genommen, jedoch jogleich vernommen, und der 
Thatbeftand geſetzmäßig erhoben werde, um mit möglichfter Beſchleu— 
nigung den Beichluß faflen zu fönnen, ob der Befchuldigte in der 
einftweiligen Verwahrung zu belaffen, oder in die Unterfuchungshaft 
zu übernehmen, in Freiheit zu feßen, oder an eine andere Behörde 
abzuliefern fei. 

Werden Beichuldigte mit Unterfuchungs-Xeten eingeliefert, deren 
Durchleſung längere Zeit erfordert, fo Hat der Gerichtsvorſteher zwar 
die einftweilige Verwahrung der Befchuldigten zu verfügen, jedoch 
firenge darüber zu wachen, daß von dem Unterfuchungsrichter bie 
Arten fogleich durchgelejen, und fohin weiter nach dem Geſetze ver- 
fahren werde, 

927 

Kann wegen der großen Anzahl der in einer Unterfuchung vor 
Gericht geftellten Beichuldigten, die Vernehmung derſelben durch 
einen einzigen Unterfuchungsrichter nicht mit der erforderlichen Schnel- 
ligfeit gejchehen ($. 153 der Strafproeeß-Ordnung), und ift insbe— 
jondere in dem Falle des $. 154 der Strafproceß-Ordnung zu befor- 
gen, daß die Entſcheidung, weldhe der angehaltenen Perſonen in 
Unterfuhungshaft zu bleiben Haben, nicht binnen drei Tagen werde 
erfolgen können, jo hat der Unterfuchungsrichter die Verhöre, foweit 
ed zuläffig erjeheint, von mehreren mit ben Erfordernifien zur Aus— 
übung des Nichteramtes verjehenen Beamten vornehmen zu Taffen. 

$. 18. 

Die Borladung von Gerichtdzeugen, Sachverfländigen und alte 
deren einzuvernehmenden Perſonen, Hat der Unterfuchunggrichter ſtets 
rechtzeitig zu veranlafjen, und hierbei auf die Entfernung ihres Auf- 
enthaltäortes von dem Gerichtsſitze Nückficht zu nehmen. 

Ssraelitiihe Glaubensgenoſſen find an ihren Feſtagen, dringende 
Valle ausgenommen, nicht vor Gericht zu laden. Unter den Feſt— 
tagen find jedoch bloße Bußtage nicht begriffen. 

$. 19, 

Vorgeladene oder freiwillig bei Gericht erfcheinende Beſchädigte, 
Zeugen oder Sachverftändige, insbeſondere aber entfernt wohnende 
Perjonen, find nach Thunlichkeit fogleih; Iehtere, wo möglich, auch 
wenn fie zu einer anderen ald ber feftgefeßten Zeit erfeheinen, zu 
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vernehmen und unndthige Wiederholungen von Vorladungen burdh 
Bollftändigfeit der erften Bernehmung zu vermeiden, 
$. 20. | 

Die Gerichtözeugen find, ſoweit es thunlich ift, nach einer. be— 
ftimmten Reihenfolge beizuzichen, damit nicht, einige mehr) als andere 
in Unjprud genommen werben. 

In einer und derſelben Straffache ift jedoch der Wechſel ber 
Gerichtszeugen möglichſt zu vermeiden. 

Den Gerichtszeugen darf durch Aufſchieben oder Verlegen ber 
Amtöhandlung, welcher fie beimohnen jollen, Fein unndthiger Zeit 
verluft verurfacht werden. 

Dagegen find diejenigen, welche durch Verſäumung der feſtge— 
jegten Frift die Vornahme ber Amtshandlung verzögern, oder gar 
nieht erjeheinen, ohne von dem eingetretenen Hinderniſſe dem Unter» 
ſuchungsrichter zu gehöriger Zeit die Anzeige zu erftatten, von dem 
Gerichte zur Nechtfertigung zu ziehen, und mit einer angemefjenen 
Geldfirafe zu dem Local- Armenfonde, unter Treilaffung des Re— 
eurje8 an Dad Oberlandedgericht, welcher binnen vierzehn Tagen zu 
überreichen ift, zu beftrafen. 

$. 21. 

Amtshandlungen, welche ohne Nachtheil für die Unterfuchung 
an dem Gerihtäfige vorgenommen werden Fönnen, follen nicht außer- 
halb. desjelben vorgenommen werden. 

Menn der Zwer des Unterſuchungsverfahrens wirklich erfordert, 
daß der Unterſuchungsrichter oder ein anderer Beamte eine ſtrafge— | 
richtliche Amtshandlung außerhalb des Gerichtäfiges vornehme, jo ift 
hiezu, Fälle ver Außerften Dringlichkeit ausgenommen, bei den Ge— 
richtshöfen die Zuftimmung des Vorſtehers, bei den Unterſuchungs— 
gerichten die Zuftimmung des Worfichers der gerichtlichen Geſchäfts— 
führung, und "bei anderen Bezirksämtern jene des Bezirlövorfian- 
des einzuholen, 

$. 22. 

Unterfuchungsrichter, welche die nah $. 21 erforderliche Zu- 
ftimmung ihres Vorgeſetzten einzuholen unterlaffen, oder Borfteher 
der gerichtlichen Gefchäftsführung bei den Unterſuchungsgerichten, 
welche Amtshandlungen, die ohne Nachtheil für die Unterſuchung im 
Gerichtäfige vorgenommen werben Fünnten, ‚außerhalb. desſelben vor- 
nehmen, find nach Befchaffenheit der Umftände des Anſpruches auf 
die Reifefoften und Diäten verluftig zu erklären, und, zum: Erſatze ber 
dem Staate ohne Noth verurfachten übrigen Koften zu verurtheilen, 
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Fur dem Erſatz der verurſachten Koflen find auch diejenigen 
Gerichtsvorſteher verantwortlich, welche zur Vornahme von Amtöhand- 
lungen außerhalb des Gerichtsfiges ohne hinreichenden Grund ihre 

Zuftimmung ertheilen. 
| $. 23. 

Die Anweienheit des Staatsanwaltes bei Augenſcheinen, Haus⸗ 
burchfuchungen und anderen Unterfuhungshandlungen, über welche 
ein Protokoll aufgenommen wird, ift in dem letzteren erfichtlich zu 
machen. 

Zur vorläufigen Verſtändigung des Staatsanwaltes von Amts⸗ 
handlungen dieſer Art genügt es, wenn ber Unterſuchungsrichter auf 
dem Actenſtücke bie beabftshtigte Vornahme derſelben mit Beifügung 
der Zeit und des Ortes anmerft, und dad Actenftück dem Staatd- 
anwalte zur Ginficht und Fertigung mittheilt, | 

Sm Falle einer bloß mündlichen Eröffnung iſt nöthigenfalls 
von dem Staatdanwalte eine fchriftliche Beftätigung über die erfolgte 
Berftändigung zu verlangen, und den Acten beizufchließen. 

24. 


Die Eoneepte der Anträge und Ausfertigungen, welche der Une 
terſuchungsrichter vorläufig dem Staatdanwalte mitzutheilen findet, 
find dem Lebteren im kurzen Wege zur Anmerkung feiner Zuflim- 
mung oder feiner abweichenden Anficht auf dem mitgetheilten Acten- 
flüde, oder auf einem beigelegten Bogen zu übergeben. 

Zur Bewirfung eines Einverftändniffes kann Die weitere Rück— 
ſprache auch mündlich gepflogen, und der Erfolg auf dem mitgetheil- 
ten Entwurfe angemerkt werden, | 

Die bloße Mittheilung von Acten an den Staatsanwalt, ift 
im Zagebuche anzumerfen ($. 155). 

9.28. 

Der Unterſuchungsrichter hat über jede Unterfuchung, ber Thä- 
‚ter mag befannt, unbefannt oder flüchtig fein, ein Tagebuch nad 
dem Bormulare Kr. III zu führen, und basfelbe ſammt den dazu 
gehörigen Aeten im Gerichtözinmer zu verwahren. 

Jede Eintragung in dasſelbe muß ſogleich geſchehen, und ed 
ift Daher nicht geftattet, Dad Tagebuch erſt dann anzulegen oder zu 
vervollftändigen, wenn ſchon mehrere Acten nad und nach eittge- 
langt find, oder die Unterfuhung gefchloffen werden foll. 

Das Tagebuch ift, jobald die geichloffene Unterfuchung zur 
Fällung des Beichluffes am deu Gerichtshof gelangt, von dem da— 

| 2 
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ſelbſt beftellten Referenten fortzulegen (88, 191 und 192 ber Straf» 
proeeß⸗Ordnung). 
F. 26. 

In das Tagebuch ſind alle in einer Strafſache einlangenden 
Eingaben, Erläſſe hörerer Behörden, aufgenommenen Protokolle, 
geftellten Anträge und Goneepte von Ausfertigungen in chronolo— 
giſcher Ordnung einzutragen, und die einzelnen »- Aetenſtücke mit 
fortlaufenden Zahlen zu bezeichnen. 

Anh die Beilagen und Unterkeilagen der einzelnen Acten— 
flüde, und die Gegenftände des Verbrechens oder andere zur Uns 
terſuchung gehörige Sachen ($. 102 der Strafproce-Orbnung) find 
in dem Tagebuche zu verzeichnen und mit ber Tagebuchzahl bes 
Actenftüdes, zu weldem fie gehören, zu verjehen. 

MWird ein Actenſtück Später ausgeſchieden, fo ift die im Tage— 
buche mit Anführung der Gefchäftszahl, aus deren Anlaß die Aus- 
ſcheidung erfolgt if, anzumerfen. 

Mird ein Netenftüf nur für einige Zeit herausgenommen, 
jo ift diefes auf einem an die Stelle desſelben zu legenden Blatte 
anzumerken. 

. 27% 

Wird ein abgefondert angelegte® Tagebuch in der Kolge Be- 
ftandtheil des Tagebuches über eine andere Unterſuchung ($$. 39, 
41, 50 ber Strafproceh- Ordnung), fo ift es abzujchließen, und 
fammt allen dazu gehörigen Acten dem Tagebuche dieſer Iebteren 
Unterfuhung, als ein einziges Aetenftüc, beizulegen. 

$. 28. 

In Källen, wo die Ginfendung der Acten an das Oberlan- 
besgericht oder an ein anderes Gericht nicht rückſichtlich aller Mit- 
ſchuldigen gleichzeitig gefchehen fann, muß den Acten eine Abjehrift 
des Tagebuches über die ganze Unterjuchung angefhlofien, und barin 
bemerft werden, welche Aetenftüde zur Rortfegung des Verfahrens 
gegen die Mitjchuldigen zurückbehalten worden find. 

| $. .29. | 

Ueber Anzeigen, welche ohne weitere Erhebungen zu verwer— 
fen find, und über diejenigen Anzeigen bloßer Lebertretungsfälle, 
über welche das Gericht ohne weitere Vorerhebungen nad allen- 
. fälliger Vernehmung de3 Anzeigers, fogleich die Verhandlung nad $. 
419 der Strafproceß = Ordnung einzuleiten findet, iſt die Führung 
eined Tagebuches nicht erforderlih. Doc ift in den zulegt ermähn- 
ten Fällen, im Eingange des Protofolles über bie mündliche DBer- 
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handlung ($. 419 der Strafproceß - Drbnung), Die Anzeige oder 
das Protokoll über die Ginvernehmung des Anzeigers anzuführen 
und dem Acte beizulegen. 

$. 30. 

Sn Bezug auf die Audfertigung der im $. 324 ber Straf⸗ 
proceß⸗Ordnung vorgefehriebenen Auskunftstabellen, und die weiteren 
Borkehrungen mit derjelben, find die in der Verordnung bed Juftiz- 
minifteriums vom 5. März 1853, Nr. 44 des Reicksgeſetzblattes, für 
einige Kronländer enthaltenen Vorſchriften mit folgenden Abän« 
derungen künftig allgemein zu beobachten. 

Die in den 88. 2 amd 7 der bezogenen Verordnung den Staatd- 
anmälten auferlegte Mittheilung der Ausfunftätabellen an bie Si— 
cherheitäbehörde, ift nach Maßgabe der $$. 324 und 429 ber 
Strafproeeß-Ordnung von den Gerichtöbehdrden zu bejorgen. 

Sit der Abgeurtheilte ein Untertban eined fremden Staates, 
fo find die zum Beweiſe darüber dienenden Urkunden der Ausfunfts- 
tabeffe in beglaubigter Abfchrift beizuſchließen. 

Die Ausfunftstabellen über Diejenigen WBerurtheilten, gegen 
welche die Sreiheitäftrafe bei dem Gerichte zu vollziehen ift, welches 
das Urtheil in erſter Inſtanz erlafien hat, find dem Kerfermeifter zu 
übergeben, welcher diefelben auf die im $. 3 erwähnten Vorſchrift 
angeführte Art einzutragen, und vor dem Ende ber Strafzeit, mit 
ben erforderlichen Bemerkungen verfehen, den Gerichte zur weiteren 
Beförderung vorzulegen hat. Auf gleihe Weile liegt die Verfaſ— 
jung und Vorlage der im $. 6 der erwähnten Verordnung vorge» 
ichriebenen Quartals-Ausweiſe an das Gericht, dem Kterfermeifter ob 


($. 89). 
$. 31. 


Die Gerichtsbehörden haben fich gegenfeitig allen, zur Errei> 
Hung des Zweckes ihrer Amtsverrihtungen dienſtlichen Beiſtand zu 
feiften, und bie hiezu erforderlichen Amtsacten in Urſchrift oder Ab 
ſchrift mitzuteilen. 

Snöbefondere haben fie die erhaltenen Nachrichten über Orte, 
wo ber öffentlichen Sicherheit gefährliche Perſonen ihren Aufenthalt 
oder Zufammenfünfte haben, von ftrafbaren Handlungen herrührende 
Gegenftände verwahren oder veräußern, Merfzeuge zur Verübung 
ftrafbarer Handlungen anfertigen lafſen oder verbergen, ferner. bie 
Nachrichten über verabredete Zeichen, befondere Erfindungen, Kunfte 
geiffe und andere Mittel zur leichteren Ausführung von Uebelthaten, 
mitzutheilen. 
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$. 32. 

Sind die in Erfahrung gebrachten Umſtände fo beichaffen, daß 
dadurch allgemeine Berfügungen an die Behörden eined oder meh— 
rerer Gerichtsbezirke nöthig ericheinen, jo ift dem Oberlandesgerichte 
die Anzeige zu erjtatten, damit nöthigenfalld im Einvernehmen mit 
ber politiichen Landes- oder Polizeibehörde die erforderlichen Maß— 
regeln getroffen werden, 

Nah Beichaffenheit der Umſtände ift die Kundmachung der 
erforderlichen Mittheilungen durch das, von ber oberften Polizeibe— 
hörde ausgegebene Gentral-Bolizeiblatt zu veranlaffen. 

$. 33. 

Auch den zuftändigen ausländifhen Behörden ift im Strafver- 
fahren jede angeſuchte Unterftügung, in foferne befondere Verord— 
nungen nicht entgegen ftehen, mit Willfährigfeit zu Teiften; wenn 
jedod Bedenken eintreten, bei dem Oberlaudesgerichte anzufragen, 
welches, wenn es die Bedenken des unteren Gerichtes gegründet 
findet, die Weifung des Juſtizminiſters einzuholen hat. 

Arten über Verhandlungen wegen Hochverrathes, Majeſtäts— 
befeidigung, Beleidigung der Mitglieder des kaiſerlichen Haufes, 
Störung der öffentlihen Ruhe, Verfälſchung öffentlicher Creditspa— 
piere und Münzverfälihung, dürfen ausländischen Behörden nur 
mit Bewilligung de3 Juſtizminiſters mitgetheilt werden. 


Zweites Hauptſtück. 
Bon der Aufficht der Obergerichte über die Verwaltung ber Strafge— 
richtsbarkeit. 


$. 34. 


Die nach ben 88. 90, 91 und 92 des Watentes vom 3. Mai 
1853, Nr. 81 des Reichögefeblattes, den Höheren Behörden zufom- 
mende Oberauffiht über bie Gerichtäbehörden eriter Inſtanz, er— 
ftreeft fich auch auf deren Thätigfeit in Strafſachen, und auf die Er— 
Haltung der Ordnung in den Gefängnifjen, welche den Gerichten un- 
terfiehen. Sie haben daher inäbefonbere bie im $. 93 des ange- 
führten Patentes vorgefehriebenen Linterfuchungen auch in Beziehung 
auf die Strafgerichtöpflege vorzunehmen. 

Ueber die im Sprengel jedes Gerichtähofes erfier Inſtanz be— 
ftellten Unterſuchungsgerichte, Hat überdieß auch der Vorſteher des 
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erfteren die Aufficht in Bezug auf bie Gefhäftsführung in Straf— 
ſachen wegen Berbrechen und Vergehen zu führen. 
$. 35. 

Bei der Unterfuchung eines Gerichte hat die dazu beflimmte 
Commiffion das Benehmen besjelben jowohl im Ganzen als auf 
in Beziehung auf einzelne Fälle mit der Vorſchrift der Gejege zus 
fammen zu halten; zu diefem Ende bie Tagebücher über bie an— 
Hängigen Unterfugungen durchzugehen, einige Unterfuhungd- und 
Berhandlungsacten über bereit3 geenbigte Strafjachen einzufehen, Die 
Richtigkeit der halbjährigen Gefhäftstabellen zu prüfen, ſich von 
ber gefeßmäßigen Manipulation im Einreichungs-Protokolle und in 
ber Regiftratur zu überzeugen, das Verfahren bei den Verhören 
und bei den mündlichen Schlußverhandlungen zu beobachten, endlich 
auch die Gefängniffe zu befichtigen, die Verhafteten ohne Beifein 
ber Gerichtsperfonen Aber Die Art, wie fie verpflegt und behan- 
velt werden, und über die Befchlennigung der Berhöre zu befragen. 

Im Falle wahrgenommener Gebrechen find die Vorſchriften ber 
ss. 95 und 97 des Batentes vom 3. Mai 1853, No. 81 des 
Reichsgeſetzblattes, zu beobachten, 

8. 36. 

Die Gerichtähöfe erſter Inſtanz haben binnen 14 Tagen nad 
Ablauf eines jeden halben Jahres über die, in biefem Zeitraume 
bei dem Gerichtähofe jelbft, und bei den, demſelben untergeordneten 
Unterfuchungsgerichten anhängig gewefenen Straffachen wegen Ver— 
brechen und Vergeben, mit Subegriff derjenigen, in welchen der Thä— 
ter unbekannt geblieben ift, und der Anzeigen, worüber feine ftraf- 
gerichtliche Amt3handfung vorgenommen worden ift, eine nad) dem 
Formulare No. IV. eingerichtete Geſchäftstabelle dent Oberlandedge- 
richte vorzulegen, 

8. 37. 

In diefer Tabelle find zuerft die Strafſachen, in welchen das 
Unterfuchungsverfahren bei dem Gerichtähofe ſelbſt gepflogen wird, 
dann diejenigen, in welchen das Unterfuchungsverfahren bei den ein— 
zelnen Unterfuchungsgerichten anhängig iſt, darzuftellen. 

In jede Tabelle find alle Strafjachen aufzunehmen, welche 
am erften Tage des halben Zahres, auf welches vie Tabelle ſich 
bezieht, noch nicht durch einen rechtskräftigen Einſtellungs- oder Ab— 
laſſungsbeſchluß, oder durch ein, nach gepflogener Schlußverhandlung 
gefälltes und rechtskräftig gewordenes Erkenntnis, rückſichtlich aller 
Beſchuldigten und in Bezug auf alle, venfeiben zur Laſt gelegten 
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Handlungen, entſchieden waren, welche daher in der Gejchäftstabelle 
für das vorangegangene halbe Jahr ald Nüdftand aufgeführt wor» 
den find; ferner diejenigen Strafſachen, welche erſt im Laufe bes 
halben Jahres, für welches die Tabelle verfaßt wird, anhängig ge» 
worden find, 

Bei der Verfaffung der Gejchäftstabelle über die, bei ben Un— 
terfuchungsgerichten anhängigen Strafjachen, haben die monatlichen 
Sefchäftsüberfichten berfelben zur Grundlage zu dienen ($. 9). 

j. 38 


Damit die Tabellen gehörig verfaßt, und in ber vorgeſchriebe— 
nen Frift eingefendet werden Fönnen, haben Die Unterfuchungsrichter 
und Meferenten genaue Wormerfungen über Die ihnen zugetheilten 
Straffachen zu führen. 

Der Vorſteher des Gerichtähofes Hat über die Nichtigkeit der, 
in die Tabelle gemachten Eintragungen zu wachen, fie nöthigenfalls 
mit den bei Gericht befindlichen Ucten, und ben von ben Unterfu- 
chungsgerichten vorgelegten monatlichen Ueberfichten zu vergleichen, 
und im Falle bemerfter Mängel die Berichtigung derjelben zu vers 
anlaſſen. 

Die Tabellen find an dem betreffenden Stellen von ben Unter— 
ſuchungsrichtern und Neferenten, am Schluſſe aber von dem Ges 
richtsvorſteher zu unterfertigen. 

$. 39. 

Das Oberlandesgericht hat die vorgelegten Geſchäftstabellen ber 
Gerichtshoͤfe erfter Inſtanz mit Zuziehung des Ober-Staatdanwal- 
te8 genau zu prüfen, bie nöthigen näheren Aufflärungen darüber 
abzufordern, und wo Mängel oder Verzögerungen in der Geſchäfts— 
behandlung bemerkt werden, Die entfprechenden Verfügungen zu treffen. 

Die über die erfte Hälfte des Jahres vorgelegten Tabellen 
find nach deren Prüfung den Gerichtähöfen rechtzeitig zurückzuſtellen, 
damit diefelben bezüglich der aus dieſer Zeitperiode verbliebenen Straf- 
Sachen, durch die Ausfüllung der zweiten Abtheilung der neunten 
Rubrik ergänzt, und die in der zweiten Jahreshälfte neu hinzugekom— 
menen Straffachen beigefügt werden können. 

| $. 40. 

Die Bezirksgerichte haben über die, im Laufe eines jeden Vier— 
teljahres bei benfelben angezeigten Mebertretungen Geſchäftstabellen 
nah dem Formulare No. V zu verfaffen, und dem Staatsanwalte 
des Gerichtähofes, in deſſen Sprengel - fie ſich befinden, binnen 
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vierzehn Tagen nach Ablauf eines jeden Vierteljahres vorzulegen ($. 
436 ber Strafproceß-Ordnung). 

Der Staatsanwalt Hat diefe Tabellen genau zu prüfen, mit den 
Zabellen des vorhergehenden Bierteljahres zu vergleichen, und mit 
jeinen Bemerkungen dem Ober-Staatdanwalte vorzulegen. 

Dem Lepteren liegt ob, bie Tabellen aller Bezirfägerichte ſei— 
nes Sprengels, fammt den eigenen und den Bemerkungen der Staat2- 
anmwälte, vem Oberlandesgerichte zur Einſicht und allfälligen Amts— 
Handlung mitzutheilen. 

| $. 41. 

Bei der Prüfung der Geihäftstabellen der Bezirfögerichte hat 
der Staatdanwalt auch in Erwägung zu nehmen, in wieferne nad) 
bem, im $. 30, lit, & der Strafproeeß-Ordnung eingeräumten Be— 
fugniffe, Einfiht in die Acten zu nehmen fei, um die Berufung er- 
greifen, oder die fonft angemeflenen Vorkehrungen treffen zu können. 

Zu dieſem Ende ift der Staatdanmwalt nicht nur berechtiget, Die 
Unterfuchungsaeten von dem Bezirksgerichte abzufordern, fondern auch 
zu begehren, daß ihm in einzelnen Mebertretungsfällen feiner Zeit 
dad gefüllte Erfenntnig zugefiellt werde. 

a VRi | 

Sämmtliche Gerichte erfter Suftanz Haben über die, bei ihnen 
im Laufe des Jahres vorgefommenen Gejchäfte in Strafſachen, ſum— 
mariſche Gefchäftsausmeife nach den Rormularen Nr. VI, VII und 
VII binnen acht Tagen nah Ablauf des Jahres dem Oberlandes- 
gerichte vorzulegen, welchem obliegt, aus ben Geſchäftsausweiſen der 
einzelnen Gerichte Derfelben Gattung, Geſammtausweiſe über bie Ge- 
ichäfte der unterftiehenden Gerichtähöfe, der zu Unterfuchungsgerich- 
ten beftellten Bezirfögerihte und der übrigen Bezirfsgerichte, bie 
zwei Letzteren nad den Sprengeln ber Gerichtähöfe, wo fi) die Un— 
terfuhungs = und Bezirfögerichte befinden, zufammen zu flellen, und 
dem Suftizminifter vorzulegen. 

Die Gefchäftsausweife der Gerichtshöfe find in zwei Abtheilun- 
gen, deren eine die Geſchäfte des ganzen Gerichtähofes, Die zweite 
jene der einzelnen Iinterfuchunggrichter und Referenten varftellt, 
zu überreichen, 
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Beftimmungen über die Einrichtung der Gefangenhäfer m bie 
Behandlung der Gefangenen. 


$. 43. 1 

Bei der Einrichtung der Gefängniffe find, in foweit e8 die Lage 
des Gebäudes und andere Umftände erlauben, im Allgemeinen fol- 
gende Borfichten zu beobachten: 

1. Das Fenſter, wodurd Luft und Licht in das Gefängniß 
fommt, joll auf Feine offene Straße, fondern in einen Hof oder 
Gang gehen, und fo in die Höhe geſetzt fein, daß weder von Außen 
Jemand hinein-, nod der Derhaftete Hinausfehen, oder. ſich mit 
Semanden bejprechen könne. Auch ift das Fenſter mit einem flar- 
fen und engen eifernen Gitter zu verfehen, damit bem Verhafte— 
ten von Außen nichts zugeworfen werden könne. 

Wo die Mauern nicht dick genug, oder nicht ganz troden find, 
müfjen fie inwendig mit Pfoften belegt werden. 

3. Die Thür muß aus doppelten Pfoften befiehen, von Au— 
pen Durch zwei, oben und unten befeftigte Sperreifen ober ſoge— 
nannten Arben, und zwei daran gelegte flarfe Vorhängſchlöfſer 
verfichert werben. 

Sn der Mitte der Thür ift eine Deffnung von ſechs Zoll. im 
Gevierte anzubringen, welche ebenfalls verfchloffen und nur von 
Augen aufgemadt werden kann, und Dazu dient, daß bem Gefäng- 
niſſe Luft verishafft, und der Verhaftete zu allen Zeiten, ohne bie 
Thür zu öffnen, von dem Gefangenauffeher beobachtet werben könne. 

4. Die Gefängniffe find nad Bedürfniß mit Defen zu. verfe- 
hen, Diefe aber von innen mit eijernen Stangen zu verwahren. 

Auf gleiche Art iſt der Rauchfang zu verwahren, und die Deff- 
nung zur Heizung forgfältig verſchloſſen zu Halten. 

5. Sn den zur Anhaltung ſehr gefährlicher Verbrecher beftimm- 
ten Gefängniffen, müflen eiferne in dem Fußboden ſtark befeftigte 
dicke Ringe vorhanden fein. 

$. 44. 

Zur Unterbringung Franfer Gefangenen find in jedem Gefan- 
genhaufe eigene geräumige Fichte und wo möglih auf der Sonnen- 
jeite gelegene Zimmer vorzubehalten, bei deren Einrichtung zwar 
auf die Bedürfniſſe kranker Berfonen bie gehörige Rückſicht zu neh— 
men, zugleich aber bie in dem $. 43 enthaltenen Vorſchriften zu 
beobachten find, 
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$. 45. | 

Die Bewachung der Gefangenen Tiegt in ber Regel den Ge- 
fangenaufjehern ob. Machen jedoch befondere Umſtände eine flärs 
fere Bewachung nöthig, jo hat der Gerichtövorfteher, wenn ſich im 
Orte ein Milttär-Commando befindet, mit demſelben in das Ein- 
vernehmen zu treten, damit bie äußeren Poſten bei dem Gefangen- 
hauſe wenigftend zur Nadtzeit mit Militärwachen befegt werden. 

Kann auf diefem Wege die nöthige Bewachung nicht erlangt 
werden, fo ift für biefelde auf andere Weife Sorge zu tragen, und 
über bie getroffenen Vorkehrungen dem Oberlandesgerichte Bericht 
zu erftatten. 

| $. 46. 

Die Gefangenauffeher find zunächſt dem Kerfermeifter unter» 
georbnet, und Haben deſſen Anordnungen zu befolgen. 

Mo Fein Kerfermeifter befteht, ift ber Dienft beffelben von dem— 
jenigen Gefangenaufjeßer zu beſorgen, welchen ber Gerichtsvorſteher 
bazu beftimmt. 

Bei Bezirkägerichten ift die Gefangenaufficht durch die Amts⸗ 
diener und Dienergebilfen zu beforgen, welche ber Amtövorfteher, 
hei Bezirfsämtern, wo die Juftizpflege burch einen eigenen Beamten. 
jelbftändig beſorgt wird, im Einverſtändniſſe mit demfelben, dazu 
beftimmt. 

$. 47. 

Jeder bei einem Gerichtähofe befiellte Kerfermeifter bat über 
die an ihn ergebenden Aufträge ein nad dem Formulare No. IX 
eingerichtete Tagebuch ſammt einem alphabetisch georbneten Namen» 
und Sachregifter zu führen, auf jedem Auftrage die Zahl, unter 
welcher er in dem Tagebuche vorkommt, anzumerken, und in ber 
3. Rubrik den Tag und die Art des Vollzuges anzufeßen. 

Die Aufträge ſelbſt find in ber Ordnung, in welcher fie in 
bem Tagebuche eingetragen erfcheinen, in Aetenbündeln von mäßi—⸗ 
ger Größe aufzubewahren, die zur Fünftigen Richtſchnur dienenden 
Berorbnungen und gerichtlichen Aufträge aber in einen eigenen 
Actenbund zufammen zu legen. | 

$. 48. 

Das im $. 170 der Strafproceh-DOrdnung vorgefchriebene Pro- 
tokoll über die Gefangenen hat der Kerfermeifter mit ber größten 
Genauigfeit zu führen, bie Eintragungen barin ohne Aufſchub vorzu- 
nehmen, und bafjelbe mit einem alphabetiſch georbneten Megifter 

3 ; 
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der Namen der Verhafteten unter Anführung ber Weipenzahl bed 
Protofolles zu verjehen. 

Dieſes Negifter kann nach dem Ermeſſen des Gerichtsoorſte hers 
fuͤr mehrere Jahre angelegt werden, nur muß in dieſem Falle nebſt 
der Zahl des Protokolles auch der —— angeführt werden. 

$. 4 

Der Kterfermeifter barf feine au das Gericht eingelieferte Per⸗ 
jon früher in den Unterſuchungsarreſt übernehmen, als er den ge- 
ricgtlihen Auftrag dazu erhalten. hat, und die im $..160 ber GStraf- 
ptoceß » Ordnung vorgejchriebene Durchſuchung der Perſon und ber‘ 
Kleidung des Beichuldigten vorgenommen worden if. Bei jebem 
Gerichte ift daher die Vorſorge zu treffen, baß eingelieferte Perſo— 
new. bis zur Entſcheidung bed Gerichte im einen geeigneten Orte 
bewarht, und von jeber Berührung mit Berhafteten und anderen 
a entfernt gehalten werben. 

.$. 50 | 

Es ift unzuläffig, daß Ehegatten und Kinder eines Berhafte 
ten, gegen welche Fein gejeglicher Grund dazu vorliegt, mit in ben 
Verhaft genommen werden, felbft wenn fie biefen freimillig mit 
ihm theilen wollten. | 

Wenn das Alter, die Förperliche Bejchaffenheit oder andere 
Verhältniſſe der Kinder eines Merhafteten eine bejondere Obſorge 
über biejelben erfordern, jo hat das Gericht entweder unmittelbar 
ober mittelft der politifchen oder Civilgerichtsbehörde die entſprechen⸗ 
den Berfügungen hiezu zu treffen, und zu bdiefem Ende die Bers 
wandten, die betreffenden Gemeinden nder —— ——— 
in Anſpruch zu nehmen. 

In wieferne ſäugende Kinder bei der verhafteten Mutter zu 
belaſſen ſeien, wird dem Ermeſſen des Gerichtsvorſtehers überlaſſen. 

$. 51. 

Die im 8. 460 der Strafproceß⸗ Ordnung angeordnete Be⸗ 
ſchreibung der Perſon und der Kleidung des Beſchuldigten iſt unter 
Beiziehung des Kerkermeiſters zweifach aufzunehmen. Ein Exemplar 
derſelben iſt den Unterſuchungsacten beizulegen, das andere aber 
dem Kerkermeiſter zu übergeben. 

8.52 

Der Kerkermeiſter hat die Perſonsbeſchreibungen mit einer 
vom Anfange bis zum Ende des Jahres fortlaufenden Zahl zu be— 
zeichnen und jorgfältig aufzubewahren. Diefe Zahl muß ſtets mit der 
Meihenzahl, unter welcher der Verhaftete in dem Protokolle über 
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die Gefangenen ($. 170 der Strafproceß⸗Ordnung) vorlonum. WR: 
einſtimmen. 
$. 53. 

Werben mit dem Beichuldigten außer ver Kleidung, die er 
am Körper Hat, noch andere Gegenftände bem Gerichte übergeben, 
jo find dieſelben von Gefangenaufjehern im Gegenwart des Ker- 
kermeiſters, in wichtigeren Rällen aber im Beifein des Unterfü- 
chungsrichters oder eined anderen, von dem Gerichtövorfteher dazu 
beitimmten Beamten genau zu durchfuchen, und wenn diefelben ohne 
ein Verzeichniß übergeben worden find, gehörig zu verzeichnen. 

In dem Verzeichniſſe iſt ſtets erjichtlich zumachen, was bei 
dem Beſchuldigten ſelbſt, und was an anderen dem Gerichte über» 
gebenen Gegenfländen vorgefunden worden ift. 

$. 34. 

Das verfaßte Verzeichniß ift von ben Perſonen, welche bei 
der Durchfuchung zugegen waren, zu unterfertigen, und ben Un⸗ 
terfuchungsacten beizulegen, eine Abichrift besfelben aber unter Bei- 
fügung der Gmpfangsbeftätigung dem Mebergeber auf deſſen Ber- 
langen einzuhändigen, oder der Behörde, welche die Ueberſendung 
der Gegenſtaͤnde veranlaßt hat, mitzutheilen. 

6. 55, 

Der Gerichtsarzt hat jeden, wegen eines Betbresßense ober 
Bergehens in die Unterfuhungshaft übernommenen Bejchuldigten, mit 
Beobachtung der bejonderen hierüber befichenden Vorſchriften zu 
unterſuchen, über dem körperlichen Zuftand vesfelben, und über : die 
an dem Verhafteten allenfall8 wahrgenommenen Berlekungen, Ge— 
brechen oder bemerfenswerthen Merkmale anderer Art, einen Befund 
auszufertigen, und dem Unterſuchungsrichter zu übergeben. 

Körperliche Gebrechen und andere befondere Merkmale find mit 
Beziehung auf diefen Befund auch in ber Perſonsbeſchreibung er- 


ſichtlich zu machen. 
$. 56. 


Die bei den Gerichtshöfen befindlichen Gefängniſſe ſind mit 
fortlaufenden Zahlen zu bezeichnen, um die nöthige Ordnung in der 
Anweiſung, Beſichtigung und übrigen Beforgung genau beobachten 
zu können. 

Ueber die im den einzelnen Gefängniſſen befindlichen Verhafte— 
ten hat der Kerkermeiſter eine nach dem Formulare No. X eingerich- 
tete Ueberfiht zu führen, um aus berfelben jeberzeit erſehen zu Fön- 
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nen, für welche Zahl von Verhafteten das Gefängniß eingerichtet if, 
und wie viele und welche Verhaftete fich in demſelben befinden. 
& 57. 

Leber diejenigen Perfonen, gegen welche nah ben Beftimmungen 
ber Strafproceß-⸗Ordnung bloß eine vorläufige Verwahrung bei dem 
Gerichte angeordnet wird, Hat der SKerfermeifter eine abgeſonderte 
Bormerfung zu führen, worin der Tag der Uebernahme in bie Ver— 
wahrung und ber Tag der Entlaffung oder der erfolgten Ueber» 
nahme in die Unterfuchungshaft genau anzuführen ift. 

$. 58 


Dei der Beſtimmung des Gefängniffes, in welches ein Be- 
hulbigter aufzunehmen ift, find die Vorjchriften des $. 164 ber 
Strafproceß⸗Ordnung zu beobachten. 

Diefe Beſtimmung hat bei den Gerichtshäfen der Gerichtävor- 
fieher, oder derjenige Nath, welchem der Borfteher die Aufficht über 
die Gefängniffe anvertraut hat ($. 99), allenfalls nach gepflogenem 
Einvernehmen mit dem Unterſuchungsrichter, zu treffen. 

Merden die Gefängniffe mit Verhafteten überfüllt, jo hat das 
Gericht gehörigen Ortes Abhilfe zu ſuchen, und allenfalls dahin zu 
wirken, daß ein Theil der Gträflinge, welche bie Freiheitäftrafe bei 
bem Gerichte zu befiehen Haben, an einen anderen Strafort abges 
liefert werde. 

8. 59. 

Eine Aenderung der den einzelnen Beſchuldigten angewiefenen 
Gefängniſſe ift, fo oft e8 die Umſtände erfordern, insbeſondere aber 
dann vorzunehmen, wenn Vorbereitungen zur Entweichung oder zu 
Einverftändniffen der Gefangenen unter einander oder mit anderen 
Perſonen entdeckt werben. 

Eine Aenderung des angewieſenen Gefängniſſes ſteht in ber 
Regel nur dem Gerichtsvorſteher oder dem Rathe zu, welcher hierin 
deſſen Stelle vertritt (F. 99). In dringenden Fällen iſt jedoch 
auch der Unterſuchungsrichter befugt, eine Aenderung dieſer Art zu 
verfügen, er hat aber dieſelbe ohne Verzug dem Gerichtsvorſteher 
oder deſſen Stellvertreter anzuzeigen. 

8. 60. 

Jede erfolgte Uebernahme eines Beichuldigten in die Unterfu- 
chungshaft Hat der Kerfermeifter ohne Aufſchub dem Unterſuchungs— 
zichter unter Anführung der Zahl, unter welcher der Befchuldigte in 
bad Protokoll über die Gefangenen eingetragen worden ift ($. 48), 
und ber Zahl des angewiefenen Gefängnifies fehriftlich anzuzeigen. 
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Diefer Anzeige find der ärztliche Befund über den Merhafteten, 
ımb das Verzeichniß der mit demſelben eingelangten Gegenftände 
beizulegen, oder wenn. biejes nicht thunlich wäre, dem Unterfuchungs- 

sichter abgefondert zu übergeben. | 
| Jede in ber Folge eintretende Ueberjegung in ein anderes Ge- 
fängnig, und jede Erfranfung eine Gefangenen, welche nad dem 
Ausipruche des Arztes die Stellung deſſelben zum Verhöre unzuläffig 
macht, ift eben fowohl, als die Wiedergenefung bed Erfranften, 
ſchriftlich dem Unterfuchungsrichter anzuzeigen. 
$. 61 


Bei größeren Gerichtähöfen bat der Kerfermeifter zweimal in 
ber Woche, und wenn es der Gerichtövorfteher wegen des bes 
beutenden Standes der Gefangenen, oder aus anderen Gründen noth- 
wendig findet, täglich dem Gerichtövorfieher einen ſummariſchen Aus» 
weid über die Geſammtzahl ber DBerhafteten, die Zahl der neuzu- 
gewachſenen, der erkrankten, verftorbenen, auf freien Fuß entlafſe— 
nen an einen Strafort oder an ein anderes Gericht abgelieferten, 
oder entwichenen Perſonen zu übergeben, und über die allenfalls 
ftattgefundenen bejonderen Vorfälle die Anzeige zu machen. 

62 


$. 62. 

Die vorzüglichſten Pflichten der Kerfermeifter und Gefangen 
aufjeher find im allgemeinen: Kolgfamfeit, genaue Befolgung des 
Dienſtes, Berfihiwiegenheit, Treue, Nüchternheit, ernfte und ge— 
laſſenes Benehmen. 

$. 63. 

Der Kerfermeifter jowohl als die Gefangenwärter haben bie 
Gefangenen mit Schonung und  Gelafjenheit zu behandeln, ſich 
aller Beichimpfungen und Borwürfe gegen fie zu enthalten, und 
an die Berhafteten außer dem Falle, daß fie von benfelben ange— 
griffen, oder duch MWiderfpenftigkeit an ihren Dienftesverrichtun- 
gen gehindert werden, nicht eigenmächtig Hand anzulegen. 

| $. 64. 

Sie Haben jeden Unfug, womit die Verhafteten -die Ruhe und 
Ordnung des Hauſes flören, oder geheime Einverfländniffe zu un— 
terhalten ſuchen, namentlich Lärmen, Singen, Pfeifen, Hinauffteigen 
zu den Tenftern, Pochen und Horchen an Wänden und Thüren, abzu— 
ftellen. Wenn ihre Ermahnungen ohne Erfolg bleiben, oder er- 
hebliche Mißbräuche oder unerlaubte Einverftändnifje entdeckt mer- 
ben, oder wenn Streitigkeiten unter den Verhafteten vorfallen, fo 
ift Darüber dem Vorſteher des Gerichtes die Anzeige zu erftatten, 
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8. 65. 

Der Kerfermeifter und beffen Untergebene haben alle unnöthi— 
gen Gejpräcdhe mit den Verhafteten, insbeſondere Unterredungen über 
beren Familien oder andere Angelegenheiten über die benjelben zur Laſt 
gelegten ftrafbaren Handlungen und ben Stand der Unterfuchung 
über Gefangene und deren Berhältnifje zu vermeiden, fich zu feinem 
wie immer gearteten Verkehre, indbejondere zu Feinem Briefwech⸗ 
ſel der Verhafteten unter einander oder mit anderen Perſonen ge⸗ 
brauchen zu laſſen, und überhaupt keinen Verkehr dieſer Art zu ge— 
ſtatten, ſondern dafür zu ſorgen, daß zu geheimen Einverſtändniſ— 
ſen keine Gelegenheit gefunden werde. 

Sie find in Beziehung auf die Verpflegung und Beſchäfti— 
gung der Gefangenen für die genaue Befolgung des $. 165 ber 
Strafproceg-Ordmmg, und insbefondere auch dafür verantwortlich, 
daß benfelben Feine berauſchenden Getränfe oder andere Sachen ins⸗ 
geheim zugeſandt oder überbracht werden. 

Sie dürfen von Verhafteten nichts kaufen oder eintauſchen, 
überhaupt mit ihnen keine Geſchäfte ſchließen, und weder von ihnen, 
noch in Beziehung auf ihre Dienſtverrichtungen von dritten Perſo— 
nen irgend ein Geſchenk annehmen. 

8. 66. 

Die allen Geriätöperfonen auferlegte Pflicht der Verfchiwiegen- 
heit Tiegt auch den mit ber Aufficht über Gefangene beauftragten 
Perſonen ob. 

Sie haben über die Namen und Perfonen ber Berhafteten, 
über die dem einzelnen Gefangenen angewiejenen Gefängnife, über 
die Zahl und Lage der Gefängniffe, überhaupt über die innere Ein- 
richtung des Gefangenhaufes, bie Art der Bewachung desſelben, und 
bie den einzelnen Auffehern zugewiefenen Dienfiverrichtungen, gegen 
Jedermann unverbrücliches Sti ne Ya zu beobadkten. 

$. 6 


Der Kerfermeifter und die @e SS find für die ſtete 
Erhaltung ber Neinfichfeit im Gefangenhaufe verantwortlich. Die 
GSefängniffe, Gänge, Treppen und andere Räume des Gefangenhaufes 
müffen täglich gereiniget und gelüftet, bie Fußböden und Geräth- 
ichaften, fo oft e3 nöthig ift, gewafchen werten. Auch ift für bie 
Dreintichfeit des Körpers der Verhafteten Sorge zu tragen, und insbe— 
fondere auf die Reinigung desſelben bei der Uebernahme in bie 


Haft zu jehen. 
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$. 68. 

Den Verhafteten iſt von Zeit zu Zeit, fo. * es die Be— 
ſchaffenheit des Gefangenhauſes zulaͤßt, innerhalb der Mauern des— 
ſelben der Genuß der freien Luft und Bewegung, mit Beobachtung 
der gehörigen Vorſichten gegen Entweichung und Einverſtändniſſe zu 
geſtatten, und hiebei vorzüglich auf diejenigen Bedacht zu nehmen, für 
welche ber Arzt den Genuß ber freien Luft beſonders nöthig findet, 

$..69: 
uVeber Geſuche und Beſchwerden der Verhafteten, deren Er— 
ledigung dem Gerichte zuſteht und über Aeußerungen und Handlun— 
gen derſelben, welche eine gerichtliche Verfügung veranlafſen, ober 
auf eine Unterſuchung Einfluß nehmen könnten, iſt dem Gerichtövor- 
ſteher oder dem Unterſuchungsrichter die Anzeige zu erſtatten. 

Briefe, welche von. Verhafteten zur Abſendung, oder von drit— 
ten Perſonen zur Einhändigung an Verhaftete, der Gefangenauffiht 
übergeben werben, find jederzeit früher bem LUnterfuchungsrichter zur: 
Einfiht vorzulegen ($. 167 der SARATREOEFBEOTOBRNI 

$. 


Der Kerfermeifter hat bei 2 RN der Gefangenen bie 
höchſte Vorfiht zu beobachten. Wird er durch andere Dienftverrich- 
tungen, Krankheit oder andere Umftände an der eigenen Beforgung 
ber Verwahrung auch nur, auf eine Furze Zeit gehindert, fo Darf 
er. bie ihm anverwahrten Schlüffel, zu dem Gefängnifien nur demjeni— 
gen überlaflen, welchen ber BE eDoeBeher bazu beftimmt. 

$, 71. 


Sind einem Berhafteten Feſſeln anzulegen, oder iſt er anzu— 
fetten, fo muß dieſes in Gegenwart des Kerfermeifters oder: eines 
Gefangenaufjehers gefchehen, und es find hiezu nur ſolche Feſſeln zu 
verwenden, welche ver DVerfertiger mit feinem Namen bezeichnet hat. 

$. 72. | 

Der Kerkermeifter hat täglich in jedem Gefängniffe, wo ſich 
ein Verhafteter befindet, die Wände, Defen, Thüren, Fenſter und 
Lagerftätten, und bei gefejlelten Gefangenen auch bie Feſſeln zu 
unterfuchen, ob ſich nicht Merkmale einer Vorbereitung zur Flucht, 
oder Spuren einer verſuchten Gewalt zeigen, und ob ſich nicht im 
Gefängniſſe Gegenflände befinden, deren Beſitz den Gefangenen nicht 
erlaubt iſt. 

Jeder entdeckte Unfug. ift Engl dem Gerichtsvorfteher anzu⸗ 
zeigen. 

Bei größeren Gerichten kann der Gerichtsvorſteher dem Ker⸗ 
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fermeifter nad) Bedarf einen oder mehrere Gefangenaufjeher zur 
Hilfe bei diefem Gefchäfte zuweiſen. 
$. 73 


Die im $. 72 angeordnete Unterfuchung it öfter auch zur 
Nachtzeit vorzunehmen, indbejondere aber jede Naht in ben Gän— 
gen und Höfen des Gefangenhaufes nacdhzufehen, ob Alles in gehö- 
riger Ordnung fei. Solche nächtliche Unterſuchungen find mit einen 
in einer Laterne wohl verwahrten Lichte, und in Gefängnifien, 
wo mehrere MBerhaftete angehalten werden, mit Zuziehung wenig» 
ftens eines Gehilfen vorzunehmen, welcher ebenfalls auf die erwähnte 
Art mit Licht verjehen fein muß. 

8. 74. 

Wenn ber Kerfermeifter oder ein Gefangenauffeher ein Gefäng- 
niß betritt, joll er, befonders bei verwegenen DBerhafteten, ober mo 
mehrere beilammen find, ſtets einen zweiten Gefangenauffeher zur 
Seite haben. 

Gleiche Worficht ift auch bei der Vorführung gefährlicher Ge— 
fangener zu bem Verhöre zu beobachten. 

6: 75. 

Wenn Perjonen, welche auf die Verwahrung und Beauffichti- 
gung der Gefangenen feinen Einfluß zu nehmen haben, ein Gefängnig 
betreten, worin ſich ein Verhafteter befindet, fo muß ber Kerfermei- 
ſter oder ein Gefangenauffeher dabei zugegen fein, und barüber 
wachen, daß fein unerlaubte Einverſtändniß mit dem Verhafteten 
ftattfinde, und ihm insbefondere bei dem Ueberbringen von Speiſen 
und Getränfen nicht insgegeheim andere Sachen zugefiedt, ober 
Nachrichten mitgetheilt werben Fönnen. 

Diefelbe Vorſicht iſt zu gebrauchen, wenn bie bei dem Ge— 
richte befindlichen Sträflinge zu häuslichen Verrichtungen verwendet 
werden. Ueberhaupt find Berührungen verjelben mit Unterfuchungd- 
gefangenen nah Möglichkeit Hintanzuhalten. 

Fremden Perfonen ift der Eintritt in dad Gefangenhaus nur 
mit ausdrücklicher Bewilligung des Gerichtövorfteherd zu geftatten, 
und darauf zu fehen, daß auch Perſonen, welche wegen ihrer Verneh— 
mung oder aus einem anderen Anlaffe bei Gerichte erjcheinen, nicht 
ohne Noth in den Gängen bed Gefangenhaufed verweilen. 

76 


Dem Geiftlichen, welchem bie Seelforge in dem Gefangenhaufe 
obliegt, ift zur Öfterlichen Zeit, und fo oft ed fonft fein Dienft 
nach ben befonderen barüber beftehenden Vorſchriften erfordert, ber 
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Eintritt in dad Gefangenhaus, und bie Unterredung mit den Gefan- 
genen in Gegenwart eines Auffihts-Individuums geftattet. 

In wieferne und unter welchen Borfichten einem, von dem 
Gefangenen felbft gewählten Geiftlichen eine Unterredung mit dem— 
ſelben geftattet fei, beftimmt der $. 166 der Strafproceß-Drdnung,. 

Die Beichte Fönnen Gefangene vor dem zur Geelforge im Ge— 
fangenhaufe eigends befiellten Geiftlichen jederzeit, vor einem anderen 
nur mit ausbrüdlicher Bewilligung bed Gerichtövorftehers ablegen. 

Die Ablegung der Beichte findet ohne Beiſein eines Gefangen- 
aufſehers Statt, es find jedoch auch in dieſem alle die nöthigen 
Borfichten, gegen die Entweichung des Gefangenen und gegen Eins 
verftändniffe, welche ben Zweck der Unterfuchung vereiteln Fünnten, 
zu gebrauchen. 

| $. 77. 

Ob und welchen in der Unterfuchungshaft befindlichen Gefan- 
genen bie Theilnahme an dem Religionsunterrichte, welchen die Seel- 
jorger in den. Gefangenhäufern nach den beſtehenden bejonderen 
Vorſchriften den verfammelten Gefangenen zu ertheilen haben, oder 
an einem Unterrichte anderer Art zu geftatten fer, Hat ber Vor⸗ 
fteher ded Gerichtes im Einvernehmen mit dem Unterfuchungsrich- 
ter zu beftimmen, 

$. 78. | | 

Die Ertheilung der nach $. 166 der Strafproceß-Ordnung erfor- 
verlichen Erlaubniß zu Unterredungen eines DVerhafteten mit anderen 
PBerfonen, fieht nur dem Gerichtövorfteher ($. 99) oder dem Unters 
ſuchungsrichter zu. 

Die Unterredung Hat in der Regel in dem Gerichtäzimmer oder 
in der Amtsftube des Kerfermeifters, und nur dann, wenn der Fürs 
perlihe Zuftand des DVerhafteten dieſes unzuläffig macht, in dem 
Gefängniſſe ftattzufinden. 

Kur in bejonderd wichtigen Fällen einer angejuchten Unterredung 
mit einem nahen Angehörigen bes Gefangenen, deſſen todesgefähr- 
licher Zuftand dad Erjcheinen desſelben in dem Gerichtähaufe un« 
möglich macht, kann von dem Gerichiövorfteher, wenn Fein Beden- 
fen Dagegen obmaltet, geflattet werben, daß. die Unterredung in einem 
Privatbauje flattfinde, und der DBerhaftete unter Anwendung ber 
gehörigen Borfihten dahin abgeführt werbe, 

Die zur Ueberwachung einer Unterredung beftimmte Gericht8« 
perjon, ſoll in wichtigeren Fällen wenigftend mit ben welentlichen 
Umftänden ber Unterfuchung befannt jein. } 
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$. 79. 

Wenn ein Gefangener erfranft, oder eine verhaftete Weibs- 
perfon der Entbindung nahe fommt, oder wenn ber Arzt ben 
Zuftand eines erfranften Gefangenen für Tebendgefährlih erflärt, fo 
hat der Kerfermeifter dem Gerichtövorficher ungejäumt die Anzeige 
zu erflatten. 

Ob gefeffelten Gefangenen im Falle einer Kranfheit bie Feſ— 
feln abgenommen werben follen, bleibt dem Ermeſſen bes Gerichts— 


vorftehers überlafſen. 
$. 80. 


Unterfuchungsgefangene fünnen fi) ihre Verpflegung nach ben 
Beftimmungen der $$. 165 und 424 ber Strafproceß-Orbnung aus 
eigenem Vermögen, oder durch die ihnen von anderen Perſonen 
zufommende Unterftügung verſchaffen. Es Dürfen jedoch Hierbei bie 
Gränzen der Mäßigfeit nicht überſchritten werben. 

Auch ift Verhafteten, welche die nöthige eigene Kleidung und 
Wäſche zum Werhfeln befigen, biefe in das Gefängniß mitzugeben, 

$. 81 


Mittellofen Gefangenen ift eine einfache jedoch geſunde Nahrung 
und die nöthige Kleidung und Wäſche, mit Beobachtung der bejon- 
beren hierüber beftehenden Vorſchriften, auf Koſten des Staates 
zu geben. Auch ift für die Neinigung ber Kleidungsftüde, und den 
erforderlichen Wechſel der Wäſche Sorge zu tragen. 

Bei Armeren Verhafteten ift überhaupt darüber zu wachen, daß 
bie von ihnen mitgebrachte Kleidung während des Verhaftes nicht 
ganz abgenügt werbe, und fie ſich dadurch nach geendigtem Ver— 
fahren ohne Kleidung befinden. Daher find foldden Berhafteten 
ihre entbehrlichen Kleidungsftüde abzunehmen, und inzwiichen unter 
gehöriger Verzeichnung aufzubewahren. 

Zur Lagerftätte ift jedem mittellojen Gefangenen ein Sirohſack, 
ein Strohpolſter und eine Decke oder jogenannte Kotze zu geben. 

$. 82. 


Unterfuchungsgefangene, welche ſich jelbfi zu verpflegen, und 
nach ihren DBermögensverhältnifien einen Erſatz für bie ihnen im 
GSefangenhaufe verabreichte Verpflegung ($. 338 der Strafproeeß = Drb- 
nung) zu leiften außer Stande find, können nach dem Ermeflen des 
Gerichtövorfichers zu einer angemeffenen häuslichen Arbeit, in ſoweit 
es das Bedürfniß des Gefangenhaufes erfordert, verhalten werben. 
Es ift jedoch Sorge zu tragen, daß fie hierbei nach Thunlichfeit we- 
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ber mit Sträflingen, ($. 75) noch anderen Unterſuchungsgefangenen 
in Berührung fommen. 
$. 83. 

Ueber diejenigen Verurtheilten, welche die Freiheitäftrafe bei 
dem erfennenden Gerichtähofe auszuftehen haben, hat der Kerfermei- 
fter ein eigenes Negifter zu führen, welches außer den, für bie 
Auskunftstabellen vorgeſchriebenen noch zwei Nubrifen, eine für bie 
Reihenzahl ver Sträflinge, und die zweite für den Tag ber Ueber— 
nahme in die Strafe enthalten muß. 

In dieſes Regiſter ift der Inhalt der Ausfunftötabelle genau 
einzutragen. | 
$. 84. 

Sträflinge find von Unterfuchungsgefangenen abzufondern, nad 
dem Inhalte des wider fie gefällten Artheiles zu behandeln, und 
insbefondere nach den Beltimmungen des Strafgeſetzes zur Verrich— 
tung von Arbeiten anzubalten. 

Die Sträflinge jeder Religionsgeſellſchaft ſind an ihren Feſt— 
tagen nur zu leichteren häuslichen Arbeiten zu verwenden. Zu Dienft- 
verrichtungen für Beamte oder Privatperfonen dürfen Sträflinge 
ebenfo wenig als Unterfuchungsgefangene verwendet werden. 

85 


Die Verwendung der Sträflinge zur Arbeit foll in der Regel 
innerhalb des Gefangenhaufes flattfinden. Wenn jedoch dieſes we- 
gen der Befchaffenheit des Gefangenhaufes, mit Rückſicht auf die Er- 
haltung der Gefundheit der Sträflinge, oder wegen anderer Verhält— 
niſſe nicht thunlich erjcheint, find doch nur ſolche Arbeiten zu wählen, 
welche in der nächften Nähe des Gefangenhaufes, ohne belebte 
Wege zu paffiren, verrichtet werden können, und bei welchen bie 
Sträflinge weder dem Anblicke des Publikums ausgefest find, noch 
die ftete Aufficht über diefelben gehindert, oder eine Gefahr der Ent- 
mweichung, oder des Einverftändnifie mit dritten PBerfonen zu bes 
jorgen ift, 

Mo übrigens in Bezug auf die Verwendung der Sträflinge zu 
Arbeiten außerhalb des Gefangenhaufes, mit Rüdficht auf Orts— 
und andere eigenthümliche Verhältniſſe, beſondere Borfchriften befte- 
ben, find dieſelben auch fünftig zu beobachten. 

$. 88, 

Wenn es die Ortöverhältniffe geftatten, fünnen aud für bie, 
bei den Gerichten angehaltenen Sträflinge gewerbsmäßige Arbeiten, 
wie in den abgefondert beftehenden € trafanftalteın eingeführt werben, 
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Bei der Einführung folder Arbeiten hat das Gericht im Einver— 
nehmen mit ber politiichen Kreisbehörde vorzugehen. 
$. 87 


Außer der Arbeitszeit kann fowohl den Gträflingen als 
den Unterfuhungsgefangenen unter ben nöthigen WVorfichten geftat- 
tet werben, bewährte Gebet- und Erbauungsbücher oder andere aner- 
fannt nüßliche Bücher, mit Ausſchluß aller periodischen Drudichrif- 
ten und Bücher politiichen Inhaltes, zu Iefen, oder ſich mit Schreiben 
zu beſchäftigen. 

$. 88. 

Gnadengeſuche von Sträflingen, die ihre Strafe bei dem Ge- 
richte ausftehen, find zu Protofoll zu nehmen, und unter Anſchluß 
des Zeugniſſes des Kerkermeiſters über die Aufführung des Gna- 
denwerbers, eined Auszuges aus dem Gtrafprotofolle ($. 97) umd 
aller Proceßacten, welche ven Sträfling und deffen Mitfehuldige betref- 
fen, dem $. 330 der Gtrafproceh - Ordnung gemäß, dem Oberlan- 
deögerichte vorzulegen. Können die Unterfuchungsacten gegen die Mit- 
ſchuldigen nicht vorgelegt werden, fo ift wenigſtens anzuzeigen, 
wie dieſe beftraft, und ob und in wie weit fie bereits einer Gtraf- 
nachficht theilhaftig geworben find. 

$. 89. 

Bor dem Ende der Strafzeit hat der Kerfermeifter in feinem 
Regifter ($. 83) und in der Auskunftstabelle das Betragen bes 
Sträflingg während der Strafe getreu anzuführen, bie Auskunfts— 
tabelle zu unterfertigen, und dem Gerichte vorzulegen, von welchem 
fie an bie int $. 3 ber Verordnung vom 5. März 1853, No. 44, 
bed Reichsgeſetzblattes, bezeichnete Behörde zu überſenden ift. 

Das im $. 6 der erwähnten Verordnung vorgeſchriebene Ver— 
zeichnig über die Sträflinge, welche zu entlaffen find, ift von dem 
Kerfermeifter zu verfaffen, zu unterfertigen und bem Gerichte zur 
Ueberjendung an den Gtatthalter des Kronlandes vorzulegen. 

| $. 90. 

Derhaftete, welche fich widerfpänftig oder beleidigend benehmen, 
Andere aufreizen, Durch unfittlihe Reden, unanftändige Geberben oder 
Stellungen, oder auf andere Art die Schamhaftigfeit verlegen, Mit- 
gefangene, insbefondere neu Angekommene, auf beſchämende Weife 
behandeln, Einverftändniffe mit anderen Verhafteten oder Dritten 
Perfonen unterhalten, oder fonjt bie Ruhe und Ordnung im Gefan- 
genhaufe ftören ($. 64), fünnen von dem Vorſteher des Gerichtes, 
bei den Unterfuchungsgerichten von dem Vorſteher der gerichtlichen 
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Geſchäftsführung, oder von dem Bezirfönorftande, mit Anlegung der 
Eifen, mit Faften, Anweifung eines harten. Lagers, Anhaltung ix 
Einzelnhaft, und einfamer Abfperrung in dunkler Zelle unter bei, 
in den 88. 255, 256 und 257 des Strafgeſetzbuches vorgeſchriebenen 
| Beichränkungen befiraft werden. 

36, 

Dei grober wörtlicher oder thaͤtlicher Beleidigung der Beamten 
ber Wachen oder des Aufſichtsperſonales, bei boshafter Beſchädigung 
oder Zerſtörung von Einrichtungsſtücken oder anderen Gegenſtänden, 
bei Zuſammenrottungen und thätlicher Widerſtandleiſtung gegen die 
Vorgeſetzten, die Wache oder andere Aufſichts-Individuen, und in ans 
deren Fällen erheblicher Disceiplinars Vergehen, in welchen mit Rück— 
ficht auf die Gemüthsart des Schuldigen von einer anderen Strafe 
feine Wirkſamkeit zu erwarten ift, oder wenn auch in geringeren Yäl- 
len die Anwendung gelinderer Strafmittel fruchtlos geblieben tft, 
kann nach vorläufiger Einvernehmung des Gerichtäarztes ($. 24 bes 
Strafgefepbuches) eine Körperliche Züchtigung DIS zu zwanzig Stock— 
ftreichen gegen erwachfene Männer, oder zwanzig Ruthenftreichen 
gegen Sünglinge unter achtzehn Jahren oder Weibsperfonen verhängt 
werben, 

$. 92. 

Die Förperliche Züchtigung Darf jedoch gegen Gefangene bei ben 
Gerichtshöfen nur auf Grundlage eines von dem Gerichtähofe gefaß- 
ten Befchluffes gegen Gefangene aber, welche fich bei ven Bezirfö- 
ämtern befinden, nur von dem Bezirfövorfieher, und wenn bie Ju— 
ftizpflege daſelbſt durch einen eigenen Beamten felbjtändig verfehen 
wird, nur von biefen mit Zuftimmung bed — des Bezirks⸗ 
amtes verhängt werden. 

gu Og. 

An Weibsperſonen darf die körperliche Züchtigung während der 
monatlichen Reinigung, oder wenn bei der ärztlichen Unterſuchung 
Anzeichen von Schwangerſchaft bemerkt werden, nicht vollzogen wer— 
den. Auch ſind zur Vollziehung der Strafe nur —5 Weibs⸗ 
perſonen zu verwenden. 

$. 94. 

Hat ein Gefangener zu entweichen verſucht, ſo hat das Gericht 
unverzüglich die vorhandenen Spuren des Fluchtverſuches in Augen— 
ſchein zu nehmen, den Gefangenen zur Verantwortung zu ziehen, 
und gegen denſelben, wenn nicht zugleich Merkmale einer nach dem 
Strafgeſetze über Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen ſtrafbaren 


80 
Handlung vorliegen, eine ber in ben $$. 90 und 94 bezeichneten 
Strafen zu verhängen, übrigend aber bie den Umftänden angemeffe- 
nen MBorfichtömaßregeln gegen weitere Fluchtverſuche zu ergreifen, 
insbejondere die Anhaltung des Gefangenen in Wefleln, gegen be— 
ſonders gefährliche Perſonen nöthigenfall® die Anfettung ($. 48) 
zu verfügen. 

$. 95. | 

Hat ein Gefangener die Flucht wirklich ergriffen, fo ift die 
Perſonsbeſchreibung des Entwichenen unverzüglich den nächſten Be— 
zirfsämiern, Bezirksgerichten, der Polizei-Direction in der Haupt— 
ſtadt des Kronlandes, und dem im Gerichtsorte befindlichen Commando 
der Gensd'armerie zur Erforſchung und Verfolgung des Flüchtigen mit— 
zutheilen, und dem Redactions-Bureau des von der oberſten Polizei— 
behörde herausgegebenen Central-Polizeiblattes zuzuſenden. 

Nach Beſchaffenheit der Umſtände hat das Gericht auch von 
den, in ber Strafproreg- Ordnung (88. 379—382) bezeichneten Mit⸗ 
ten der Verfolgung Gebrauch zu machen, und im Mebrigen binficht- 
li der Beflrafung des Flüchtlings im Falle der Wiedereinlieferung, 
nach der Vorſchrift des $. 94 vorzugehen. 

$. 98. 

Zugleich ift jederzeit firenge zu unterfuchen, in iwieferne bie 
Beſchaffenheit des Gefängniſſes oder der Mangel an zureichender Be— 
wachung des Gefangenhaufes, den Wluchtverfuch oder bie wirkliche 
Entweichung begünftiget hat, und wem babei ein Berjchulden zur 

Laft falle. Dieſe Unterfuchung bat, wenn. ein Gefangener aus ber 
Haft eines Gerichtshofes entflohen ift, der Gerichtshof ſelbſt vor— 
zunehmen und bie erforderlichen Berfügungen darüber zu erlaſſen 
($. 101). 

Hat aber ein Gefangener au8 dem Arreſte eined Bezirksam— 
te8 die Flucht ergriffen, fo ift diefes verpflichtet, dem Gerichtähofe 
erfter Inſtanz, in deſſen Sprengel es ſich befindet, bie Anzeige da— 
son zu machen, bamit die erforderlichen Erhebungen durch einen 
Abgeordneten vesjelben gepflogen werben. 

Der Abgeordnete hat das über den Erfolg aufgenommene Pro— 
tofoll mit Beifügung feines Gutachtens über die Abjtellung ber 
wahrgenommenen Gebrechen, und im Falle eines Verſchuldens ber 
Gefangenwärter oder anderer Perfonen, über die Beftrafung derſel— 
ben dem Gerichtähofe vorzulegen, und Lebterem liegt ob, feine Anträge 
mit Nücjicht auf Die Beftimmungen über die Ausübung ber Dis— 


un 
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eiplimargewalt über die bei ven Bezirksämtern angeftellten Indivi— 
buen, zu erftatten. 
99 

Ueber jede Beflrafung eine Gefangenen im Disciplinarwege 
iſt ſtets ein Protokoll aufzunehmen, und den Unterfuchungsacten bei= 
zulegen. 

Meberdieß hat der Kerfermeifter die verhängte Strafe in dem 
Protokolle über die Gefangenen ($. 170 der Strafproceß-Ordnung), 
oder wenn ein Sträfling der Disciplinarbehandlung unterzogen wird, 
in dem im $. 83 vorgefihriebenen Negifter erfichtlich zu machen. 

. 98. 


Die Oberaufficht über bie Sefängniffe fommt bem Borfteher 
bes Gerichtes zu. Er hat zu diefem Ende insbefondere außer ber 
periodifchen, im $. 174 ber Gtrafproceß- Orbnung vorgeichriebe- 
nen Unterfuchung, öfter und unvermuthet in den Gefängniffen nad- 
zujehen, ob darin die gehörige Ordnung und Reinlichkeit herrſche, und 
die geſetzlichen Vorſchriften genau ae werden. 

$. 9 


Wenn bei größeren Gerichten — Vorſteher die Aufſicht über 
das Gefangenhaus, ohne Nachtheil für ſeine übrigen Geſchäfte, zu 
pflegen außer Stande ift, fo kann er dieſe Aufſicht einem Rathe des 
Gerichtes übertragen. 

Er Hat ficy jedoch flet3 in genauer Kenntniß der von dem Leb- 
teren getroffenen Berfügungen zu erhalten, und jedenfall von 
Zeit zu Zeit perfönlih Die Ueberzeugung zu verfchaffen, daß Die ge— 
ſetzlichen Borfösriften und die eingeführte Hausordnung genau beob- 
achten werben. 

$. 100, 

Kerfermeifter und Gefangenaufjeher find bei dem Antritte ihres 
Dienftes mit einem fchriftlichen Dienftunterrichte zu verliehen, wel⸗ 
cher alle Anordnungen des Strafgefehed, der Strafproceß - Ordnung 
und der gegenwärtigen Sinftruction, über die Behandlung der Ge— 
Tangenen und die übrigen Pflichten des Aufſichtsperſonales, * 
halten muß. 

$. 101. 

Geringere Vernachläffigungen und Werlegungen der Dienft- 
pflicht von Seite des Auffichtsperfonales find von dem Gerichtsvorſte— 
her, wenn Verweiſe fruchtlos bleiben, mit Anhaltung zu ſchwere— 
ren Dienfteöverrichtungen durch Jängere Zeit, oder mit Arreft big zu 
24 Stunden zu beftrafen. 
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Gegen ſchwerere Dienftesvergehen ift Arreft bis zu acht Ta- 
gen, und nad Umftänden die Dienftesentlafjung zu verhängen. 

Die Dienftedentjegung muß insbejondere dann erfolgen, wenn 
ber Gefangenaunfjcher in Rückſicht auf feine Dienfteöverrichtungen 
Geſchenke annimmt, wenn er durch auffallende Sorgloſigkeit bie 
Entweichung eines Berhafteten veranlaßt, unerlaubte Einverftändniffe 
mit Berhafteten wiffentlich begünftiget, oder überhaupt durch vor- 
jägliche Uebertretung feiner Pflicht wichtigen Nachtheil verurfacht, oder 
gegen welchen geringere Strafen fruchtlo8 geblieben find. 

Wider die Gefangenaufjeher bei ven Gerichtähöfen kann die Ar- 
refiftrafe bis zu acht Tagen von biefen, die Dienftedentlaflung aber 
von dem Oberlandesgerihte nah den Borjihriften des Geſetzes 
vom 3. Mai 1853, Nr. 51 des Neichögefeßblattes, verhängt werben, 

Rückfichtlich der Verhängung folder Strafen gegen die Gefan- 
genaufjeher bei den Bezirfsämtern, find die Beftimmungen über bie 
Ausübung der Disciplinargewalt über das Perſonale derfelben im 
Allgemeinen zu beobachten. 


Viertes Haudptitüd, 


Beftimmungen über die Verwahrung der an dad Gericht in Straf— 
jachen gelangenden Gelder und anderen Gegenftände. 


$. 102. 

Ueber alle Gegenftände, welche dem Gerichte aus Anlaß einer 
ftrafgerichtlichen Unterfuchung bei Hausdurchſuchung, Vornahme eines 
Augenfcheines, oder anderer einzelner Amtshandlungen zufommen, 
ift auf gleiche Weife, wie über die mit dem Befchuldigten einge- 
lieferten Effecten (8$. 53, 54), ein genaues Verzeichniß zu verfaf- 
jen. Diefe Verzeichnifie Hat der Unterſuchungsrichter zu prüfen, und 
über die Gegenftände felbft vie den nadfolgenden Beſtimmungen ent— 
fprechenden Verfügungen zu treffen, oder wenn diejelben feinen 
MWirfungsfreis überfehreiten, dafür zu forgen, daß fie von Dem Ge— 
richte eingeleitet werden. 

$. 103. | 

Bares Geld, Koftbarfeiten, Staatspapiere, Wechſel, Pfand» 
briefe, Schuldurfunden und andere Werthpapiere find von bem 
Gerichte in depofitenämtliche Verwahrung zu übernehmen. 

$. 104. 
Werkzeuge und andere Gegenftände, welche von ber ftrafbaren 
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Handlung herrühren, oder Merkmale verjelben an ſich tragen, ober 
ſonſt bei der Unterſuchung unentbehrlih find, Hat der Unterfuchungd- 
richter, in ſoweit dieſelben ſich nicht zur depofitenämtlichen Ver— 
wahrung eignen, während ber Dauer des Unterſuchungsverfahrens in 
jeinem Amtözimmer, oder an einem anderen geeigneten Orte zu ver— 
wahren. 

$. 105. 

Ale übrigen Gegenflände find in der Regel dem Kerkermeiſter 
zur Verwahrung zu übergeben. Dem Ermeſſen des Gerichtänorftes 
hers ift e8 aber überlafjen, bie Verwahrung dieſer Gegenftände nad 
Umftänden auch einem Kanzleibeamten zu übertragen, ' 

06. 


Das Gericht Soll ſich jedoch mit der Verwahrung überflüffi- 
ger Gegenftände nicht befajlen, mithin von den offenbar dem Beſchul—⸗ 
bigten ‚gehörigen Kleidungsſtücken und anderen Sachen nur bie für 
ihn nöthigen übernehmen, die übrigen aber nach vorläufiger Ein— 
vernehmung des Beichuldigten demjenigen, welchen dieſer zum Ber» 
wahrer wählt, oder wenn er Feine Beſtimmung darüber treffen 
will, ſeinem Ehegatten, Verwandten oder einem von Amtswegen 
zu beſtellenden Verwahrer gegen Empfangsſchein übergeben. 

$. 107. 


Handelt es fih um Gegenftände, die dem Verderben unterlies 
gen, oder deren -Berwahrung mit Koften verbunden ift, zu beren 
Beftreitung dad vorhandene Vermögen des Beſchuldigten nicht hin— 
reicht, fo ift biefer zu einer beftimmten Verfügung mit denfelben mit 
dem Beiſatze aufzufordern, daß fie, wenn feine andere Auskunft 
getroffen werben Fünnte, öffentlich veräußert werden müßten. Vermag 
ber Verhaftete Feine ausführbare Verfügung anzugeben, fo find bie 
Gegenftände nach vorläufiger Schätung öffentlich zu veräußern, und 
dad für biejelben gelöste Geld ift in bie gerichtliche Verwahrung 
zu übernehmen. 

$. 108. 

Wenn Biehftüde oder andere Gegenftände, zu beren Aufbes 
wahrung die Mäumlichfeiten des Gerichtögebäudes nicht geeignet find, 
dem Gerichte übergeben werden, und wegen Zufammenhanges mit 
ber Unterfuhung, oder aus anderen Gründen weder bie Verwah⸗ 
rung berjelben durch die im $. 108 bezeichneten Perfonen, noch bie 
Veräußerung zuläffig ift, jo hat das Gericht wegen Verwahrung der⸗ 
jelben die ben Ortöverhältnifien angemefjenen Verfügungen zu treffen. 

5 


34 


. 109, 

Geladene Schiepgewehre find in diefem Zuftande weder in ge- 
rihtlihe Aufbewahrung zu übernehmen, noch zu überfenden. Die 
Ladung ift aus benfelben unter Beiziehung von Sachverſtändigen 
herauszuziehen; hierüber ift ein Protofofl aufzunehmen, ber Befund 
über bie Beftandtheile, und die Stärfe der Ladung in dasſelbe ein- 
zuſchalten, und die Ladung ſelbſt beizulegen. 

Bei Aufbewahrung von Giften und Gift enthaltenden Ge- 
genftänden, ift diejenige Vorſicht zu beobachten, welche ber zur Un- 
terfuchung berjelben beigezogene Sachverftändige für nöthig erklärt. 
Jedenfalls find die Behältniffe oder Umfchläge, worin fich dieſe 
Gegenftände befinden, mit einer deutlichen Bezeichnung ihres ſchädlichen 
Snhaltes zu verfehen, und mit dem Gerichtäftegel zu verſchließen. 

110. 


Zur Verwahrung derjenigen Gegenftände, welche ber Unter— 
ſuchungsrichter zu verwahren Hat ($. 104), find demfelben bie 
erforbersichen verſchließbaren Behältnifje zur Verfügung zu ftellen. 

Nah Abſchluß des LUnterfuchungsverfahrens Hat bei den Ge- 
richtshöfen der Unterfuchungseichter mit dem Gerichtävorfteher, und 
wenn ein Anflagebefhluß gefällt worden ift, mit dem zur Leitung 
der Schlußverhandlung beftimmten Borfigenden, über die Art ber wei— 
teren Verwahrung biefer Gegenftände das Einvernehmen zu pflegen. 

$. 111. 

Der Kerkermeiſter Hat die ihm in Verwahrung übergebenen Ge- 
genftände in einem eigenen, trodenen und Iuftigen Orte, und in 
jomweit es deren Beichaffenheit erfordert, in verfchloffenen Schränfen 
aufzubewahren. | 

Er hat über biejelben ein, nach dem Formulare XI eingerich- 
tetes Inventar jammt einem alphabetifch geordneten Nachichlageregifter 
zu führen, und die einzelnen Gegenftände mit der Zahl, unter wel- 
her fie in dem Inventare vorfommen, dem Sahre der Uebernahme 
und dem Namen des Beichuldigten zu bezeichnen. Zu ber nämli- 
hen Unterfuchung gehörige Gegenftände fünnen zufammen gebunden 
werben. 

Bon Zeit zu Zeit find die Fahrnifſe mit gehöriger Vorſicht ge- 
gen jede ber Unterſuchung nachtheilige Veränderung ihres Zuftan- 
des zu lüften und zu reinigen. 

Se 

Bei der Entlaffung eines Merhafteten Hat der Kerfermeifter 

bie demfelben gehörigen Gegenftände, in foweit gegen beren Hinaus- 


| 


\ 


‚35 


gabe Fein Bedenken befteht, gegen Beftätigung bes Empfanges in 
der dazu beftimmten Rubsif des Inventars, dem Entlaffenen auszu- 
folgen. 

Bei der Ablieferung eined DBerurtheilten an den Strafort, oder 
‚Mebergabe eines Gefangenen an eine andere Behörde, hat ber Ker- 
fermeifter die bemfelben gehörigen Gegenftände der Behörde, an 
welche die Ablieferung gefchieht, mit einem doppelten Verzeichniſſe 
zu übergeben, auf dem einen Gremplare des Verzeichniſſes fich den 
Empfang beftätigen zu laſſen, und dasſelbe dem Gerichte vorzulegen. 

. 113. 

Bei der Verwahrung der nah $. 103 in das Depofitenamt 
gehörigen Gegenftände, haben bie Gerichtshöfe die nämlichen Vor— 
ſichtsmaßregeln wie bei civilgerichtlichen Depofiten zu beobachten. 

Dort, wo ein eigened Depofitenamt für eivilgerichtliche Depofi- 
ten befteht, fünnen in dem Locale desſelben auch die firafgericht- 
lihen Depofiten verwahrt werden. Es müflen jeboch bie ftrafgericht- 
lichen Depofiten daſelbſt von den civilgerichtlichen abgefondert ver- 
wahrt, und auch die Bücher über biejelben abgejondert nad) ber 
gegenwärtigen Verordnung geführt werden, 

$. 114. 

Zur Berwahrung der Depofiten und Beforgung der Depofi- 
tenämtlichen Geichäfte hat jeder Gerichtshof zwei Commiſſäre und 
einen Actuar zu befiinimen. 

Wo es unthunlich if, zwei Näthe zu Depofiten-Gommiffären 
zu beftellen, fann die Mitiperre dem Actuare anvertraut werben. 

Jeder der beiden Gommifläre ift mit einem eigenen Schlüffel 
zu der Depofitencafje zu verfehen, jo daß biefelbe ohne gemein 
ſchaftliches Einverftändniß beider nicht geöffnet werden kann. 

$. 115. 

Zur Uebernahme eine Devofitums müſſen bie Depoftten-Gom- 
miffäre durch einen jchriftlihen Auftrag des Gerichtes ermächtigt 
werden. In dringenden Fällen ift jedoch ber Gerichtävorficher be— 
fugt, die unverzügliche Uebernahme des Depofitumd anzuordnen, 

$. 116. 

Ueber die ftrafgerichtligen Depofiten ift ein eigenes nach bem » 
Formulare Nr. XII eingerichtetes Protofoll zu führen, jedes De- 
pofitum nad der Zeitordnung in dasſelbe einzutragen, und mit 
einer, durch mehrere Jahre ununterbrochen fortlaufenden Depofiten- 
Nummer zu Dezeichnen, Hiebei jedoch) zu beobachten, daß zu berfelben 
Unterfuhung gehörige Sachen zuſammen nur eine Nummer erhals 
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ten, Nach jeder Empfangspoft ift daher ein angemeffener Raum Teer 
zu laſſen, um fpätere Erläge, die zu berfelben Unterſuchung gehd- 
ren, unter ber erften Poſt eintragen zu können. 

Sollte der Raum dazu nicht hinreichen, fo tft das neue Depo- 
fitum auf ein anderes Blatt des Protofolle8 zu fegen, jedoch mit 
der Nummer ber erften Poſt zu bezeichnen, und bei biefer auf bie 
Seite des :Protofolles, auf welcher das neue Depofitum vorfömmt, 
zu verweilen. 

Die Depofiten find genau zu befähreiben, und bei ber Bar- 
Ihaft auch die Geldforten anzugeben. 

Ueber das Depofitenprotofoll ift ein alphabetifches Regifter nach 
dem Namen bed Bejchuldigten ober der Perſon, für welche die Sa— 
hen erlegt worden find, zu führen. 

RR ey 6 

Jede erfolgte Uebernahme eines Depofitums ift unter Anführung 
ber Zahl der Empfangspoft, unter welcher bajlelbe in dem Depofi- 
tenprotofolle vorfommt, von den Depofiten = Gommiffäaren auf dem 
erhaltenen Auftrage zu Heftätigen, und ein Duplicat diefer Empfangs- 
beftätigung zu ben Unterfuchungsaeten mittelft des Einreichungsproto— 
kolles vorzulegen. 

6. 118. - 

Die einzelnen Depofiten find mit Zetteln oder Umſchlägen, 
worauf die Depofitenzahl und der Name bed Beſchädigten und bes 
Beihuldigten, in foweit diejelben Befannt find, anzumerfen ift, zu 
verjehen. Die unter der nämlichen Depofitenzahl eingetragenen Ge— 
genftände find, jo viel als möglih, in derſelben Fachabtheilung 
eines Schranfes oder Kaftend zu hinterlegen. 

Die einzelnen Schränfe oder Käften find mit Zahlen, und bie 
Abtheilungen in denjelben mit er zu bezeichnen. 

.119 


Weder bei der uebernahme noch ſpäter darf an den hinterleg— 
ten Gegenſtänden irgend eine Aenderung vorgenommen werden. 
Insbeſondere iſt bei Gegenſtänden, welche Spuren der ſtrafbaren 
Handlung an ſich tragen, eine Vertilgung oder Veränderung dieſer 
Merkmale, bei Barſchaften jede Vermengung oder Verwechslung der 
Geldſorten ſorgfältig zu vermeiden. 

$. 120, 

Ein in depofitenämtlicher Verwahrung befindlicher Gegenftand 

barf in der Negel ($. 121) nur über einen jehriftlichen Auftrag bes 
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Berichtes audgefolgt werben. Jede Erfolglaffung ift in ber zwei—⸗ 
ten Abtheilung bes Depofitenprotofofle8 genau einzutragen. 

Ueber ben erfolgten Gegenftand hat der Empfänger eine, die ge— 
naue Befchreibung bed Gegenftandes enthaltende Empfangsbeſtätigung 
auszufertigen, welche in ben Acten bes Depofitenamtes aufzuberwah« 
ren ift. 

Eine Abſchrift derfelben ift, wenn es ber Unterſuchungsrich— 
ter nothwendig findet, den Unterſuchungsacten beizulegen. 

$. 121. 

Während der Dauer jeder Unterfuchung find jedoch die zu bet» 
jelben gehörigen Gegenftände dem Unterfuchungsrichter, dem Refe— 
tenten, und dem mit ber Leitung der Schlußverhandlung beauftragten 
Peamten auf mündliches Verlangen gegen Empfangsbeitätigung aus⸗ 
zuhändigen. 

Aushändigungen diefer Art find nicht in das Depofitenprotofoll 
einzutragen, doch haben die Depofiten-Gommifläre darüber eine Bor- 
merfung zu führen, und zu waden, daß die Zurüditellung gleich 
nad gemachtem Amtsgebrauche erfolge. 

122. 


$. 

Dem Staatsanwalte ift auf fein Verlangen die Einficht bes 
Re und bie Belichtigung einzelner Depofiten zu ger 

atten. 

Anderen Perſonen darf, ohne Beinilligung des Unterſuchungs⸗ 
richter8 oder des Gerichtes, weder ein Depofitum vorgezeigt, noch die 
Einfiht in das Depofitenprotofoll geftattet, oder ein Auszug aus dem⸗ 
jelben werabfolgt werden. 

§. 128. 

Für die Verwahrung ber ftrafgerichtlichen Depofiten und bie 
damit verbundenen Amtöverrichtungen, dürfen weder Berwahrungsge- 
bühren (Zählgelver), noch andere Gebühren geforbet werben. 

In wieferne die Berichtigung einer Verwahrungsgebühr an ben 
Staatsſchatz bei ſtrafgerichtlichen Depofiten Platz greife, deren Aufs 
bewahrung nad) Beendigung des Strafverfahreng in eine ſolche über- 
geht, die nad) bürgerlichen Rechte flattfindet, wird in dem Patente 
vom 26. Januar 1853, No. 18 des Reichsgeſetzblattes, beftimmt. 

8.224; 

Die Depofiten » ommifläre haben bie gerichtlichen Aufträge, 
melde an fie ergehen, in chronologifcher Reihenfolge in ein nach dem 
Sormulare No. XIII eingerichtetes Verzeichniß einzutragen, Die er= 
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haltenen Aufträge. mit einer durch mehrere Jahre fortlaufenden Zahl 
zu bezeichnen, und in eigenen Bascifeln aufzubewahren. 

Zu dieſem Verzeichniſſe ift ein Nachichlagregifter nach dem Na- 
men des Bejchuldigten und Beſchäͤdigten, oder wo biejes unthunlich 
if, na dem Gegenftande zu führen. 

Aetenſtücke, welche die nämliche Strafjache betreffen, find bei— 
fammen unter Einem Umſchlage zu verwahren. Sie bilden einen eige- 
nen Aetenbund, Die einzelnen Actenbünde find mit einer fortlaufen- 
den Neihenzahl zu bezeichnen, und bie letztere auch auf den zu einem 
Artenbunde gehörigen Actenſtücken anzumerfen. 

8. 125. 

Der Gerichtövorfieher Hat von Zeit zu Zeit, wenigftend aber 
Einmal im Jahre, unter Beiziehung eines Rathes, eine Revifion 
des Depofitenamte8 oder wenigftens der größeren Anzahl der Maflen 
vorzunehmen, oder durch zwei Räthe vornehmen zu laſſen, und das 
Ergebniß dem Gerichte zur Einfiht und Deranlaffung der etwa nö— 
thigen Vorkehrungen mitzutheilen. 

$. 126, 

Nach vechtöfräftiger Beendigung des Strafverfahrens Bat bas 
Gericht Hinfichtlich aller im Depofitenamte ſowohl, ald jonft in ge- 
richtlicher Verwahrung befindlichen Gegenftände, bie den gefeßlichen 
Befiimmungen entjprechenden Verfügungen zu treffen. Hiebei ift 
indbefondere auch zu beſtimmen, welche Gegenftände aus bem ftrafge- 
richtlichen Depofitenamte in das civilgerichtliche zu übertragen, oder 
einer - Partei auszufolgen, weldhe der von der ftrafbaren Handlung 
herrührenden Gegenflände zum Gebrauche Dei einer allfälligen Wie- 
beraufnahme der Unterſuchung aufzubewahren feien, oder was da— 
von durch Zerfiörung zu einem weiteren Gebrauche in feiner ur— 
Iprünglichen Geftalt untauglih gemacht, sder gänzlich vertilgt, und 
was veräußert werden fol. 

u a 

In allen Fällen, wo das Gericht einen Gegenftand zu zerftören, 
zu vertilgen oder zu veräußern verordnet, ift eine umftändliche, alle 
wejentlihen Merkmale desſelben enthaltende Befchreibung, in fo= 
ferne eine ſolche nicht ohnehin vorliegt, zu verfaflen und den Un— 
terfuchungsaeten beizulegen, | 

Ueber alle zur Veräußerung beftimmten Gegenftände ift von 
einem Gerichtöbeamten ein genaues Verzeichniß zu führen, und wenn 
eine größere Anzahl von Gegenfländen vorhanden ift, dem Gerichte 
zur Anordnung der Feilbietung die Anzeige zu erftatten. 
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| $. 128. 

Die in biefem Hauptftüde, insbejondere in ven $$. 103 bis 
109, 111, 112, 116, 118, 119, 120, 122, 123, 126 und 127 
enthaltenen Vorſchriften find auch bei den Bezirfögerichten, ſowohl 
im Strafverfahren wegen Verbrechen und Vergehen, ald wegen blo— 
Ber Mebertretungen zu beobachten. 

Die zum Depofitenamte gehörigen Gegenflände ($. 103) find 
dajelbft in einem bejonderen, in dem Steueramte aufzuftellenden Be— 
haͤltniſſe zu Hinterlegen. 

Die Berwahrung liegt bei Bezirfsämtern, wo bie Suftizpflege 
durch einen eigenen Beamten, jelbftändig beforgt wird, dieſem letzteren 
unter ber Mitiperre eined anderen Beamten, welchen ber Bezirfävor- 
ftand beitimmt, bei den übrigen Bezirksämtern dem Amtövorfteher 
unter der Mitfperre eined zweiten Gerichtöbeamten ob. 

Das Depofitenprotofoll ift nach dem im $. 115 vorgejchriebe- 
nen Bormulare, jedoch mit Hinweglaffung der 7. und 10. Rubrik 
zu führen, indem e3 zur Hinterlegung und Grfolglaffung eines 
Depofitums Feines befonderen Beſcheides bedarf, fondern genügt, 
ben Vollzug auf dem Goncepte des Richters anzumerken. 

Die über ausgefolgte Gegenflände ausgefertigten Empfangsbe— 
ftätigungen find in chronologifher Ordnung zu fammeln, mit fott« 
laufenden Zahlen zu bezeichnen, und in der 9. Rubrik des De— 
pofitenprotofolles auf dieſe Bezeichnung zu verweilen. 

Die Verwahrung derjenigen Gegenftände, welche bei ben 
Gerichtähöfen von dem sKerfermeifter zu verwahren find ($. 105), 
hat bei ven Bezirfsämtern derjenige Beamte oder Diener zu beforgen 
welchen der Bezirfövorftand, oder Vorſteher ber gerichtlichen Geſchaͤfte, 
wenn ein foldher beſonders beftellt ift, Dazu beftimmt. 


Sünftes Hauptſtück. 


Beftimmungen über die Berichtigung, Verrechnung und Einbringung 
der Koften bed Strafverfahrend. 


$. 129. 

Die Verpflegungsfoften ($. 338 der Strafproceßordnung) für 
Unterfuchungsgefangene und für Diejenigen Sträflinge, die bei dem 
erfennenden Gerichte die Freiheitäftrafe auszuftehen haben, werden, 
wenn die Verträge über die Lieferung der Erforberniffe zur Verpfle— 
gung Feine andere Beftimmung enthalten, ebenſo wie alle übrigen, in 


40 


dem fünfzehnten Hauptſtücke ber Strafproceß » Ordnung bezeichneten 
Koften des Strafverfahrens, welche. vom Staate zu tragen ober doch 
vorzuſchießen find, von denjenigen Gerichten ausbezahlt, bei welchen 
fie vorgefallen find. 

Hinfichtlih der Meifefoften und Diäten der Gerichtöperionen 
und Staatsanwälte find bie bejonberen hierüber beftehenden Bor» 
Ichriften zu beobachten. 
| $. 130. 

Um die erjorderligen Zahlungen leiften zu fünnen, wird jedes 
Geriht mit dem nöthigen Geldverlage durch die leitende Finanzbe— 
Hörde ded3 Kronlandes, auf jolde Weile verjehen werben, daß ihm 
monatlih ein beflimmter angemefjener Betrag bei einer beftimmten 
Gajje angewiejen wird, welchen ed monatlih nah Maßgabe bes 
Bedarfes gegen eine, von dem Gerichtövorfteher, bei Unterſuchungs⸗ 
gerihten von dem DBorfteher der gerichtlichen Gejchäftsführung, 
außgefertigte Quittung auf Verrechnung zu erheben hat. 

Bei Bezirfögerichten, bei welchen bie Suftizpflege von einem 
eigenen Beamten jelbftändig verjehen wird, muß bie Quittung von 
biefem auögefertigt, und von dem Bezirfövorftande vibirt ſein. 

$. 131. 

Die Verrechnung der Verlagsgelder ift unter der Haftung bed 
Gerichtes, von einem durch dasjelbe hiezu beftimmten Beamten, mite 
telft eine® nah dem Formulare Nr. XIV eingerichteten Journals, 
abgefondert von der Verrechnung der dem Gerichte allenfalld zu ans 
deren Zweden übergebenen DBerlagägelder, zu führen. 

Auf dem erſten Blatte des Journals iſt jede Empfangsnahme 
eines Geldbetrages in Verlag, auf den weiteren Blättern aber jede, 
von dem Gerichte beſtrittene Auslage an Strafkoſten in der Zeit⸗ 
ordnung, in welcher ſie vorfällt, einzutragen. 

Jede Auszahlung aus den Verlagsgeldern des Gerichtes, darf 
der mit der Verrechnung beauftragte Beamte, nur gegen eine Duit- 
tung, welche, foferne es das Gebührengeſetz erfordert, geftämpelt, und 
bei den Unterfuchungsgerichten von dem Unterfuhungdrichter und 
dem Vorſteher des Gerichtes oder der. gerichtlichen Gejhäftsführung, 
bei dem erkennenden Gerichte aber von dem Vorfigenden beöjelben 
vidirt fein muß, ober gegen einen von bem Gerichte erlafienen Zah— 
Iungsauftrag leiften. 


133. 
Nach Ablauf eined jeben Salben Jahres hat ber Beamte, wel- 
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cher die Verrechnung über die Verlagsgelder Führt, das Sournal 
abzujchliegen, und mit allen barin angeführten Anweifungen, gericht- 
lien Aufträgen und Quittungen dem Gerichte vorzulegen, von wel—⸗ 
chem eine Abjchrift des Journals, ſammt den Originalien der Beila- 
gen, der Staatöbuchhaltung des Kronlandes zu überfenden ift. 

| $. 134. 

In jeder Unterfuhung find bie bis zum Abſchluſſe des Un- 
terfuchungsverfahrens entftehenden Koften von dem Unterfuchungsrich- 
ter, alle weiteren aber von dem Meferenten bei dem erfennenben 
Gerichtshofe, in ein nah dem Kormulare Nr. KV .eingerichtetes 
Berzeichniß einzutragen. 

Dieſes Verzeichniß der Koften ift ſtets bei den Unterſuchungs— 
aeten aufzubewahren, und in demſelben jede, in Bezug auf die Kos 
ften getroffene Verfügung bed Gerichted ($$. 138, 1139, 140, 141, 
142, 144), anzumerfen. 

Bei Borlegung der gejchloffenen Unterfuchung an den Gerichtd- 
hof hat der Unterfuchungsrichter zu bemerken, ob nad ben befann= 
ten Verhältniſſen des Befchuldigten ein Erſatz der Koften von dem- 
jelben zu erwarten fei oder nicht. 

$. 135. 

Wenn ein anderes Gericht ald dasjenige, bei welchem die Uns 
terfuchung oder mündliche Schlußverbandlung gepflogen wird, Amts- 
Handlungen vornimmt, mit welchen Auslagen verbunden find, fo hat 
dad erſtere bie Koften aus feinen Verlagsgeldern zu ‚berichtigen, in 
jein Sournal einzutragen, und darin das Gericht zu benennen, auf 
deſſen Anjuchen und in bejien Namen ed die Amtshandlung vor- 
genommen hat. 

Bei der Veberfendung bes aufgenommenen Erhebungsactes ift 
ein Berzeichnig dieſer Koften beizulegen, damit diefelben in das, nad 
$. 134 von dem Unterfuchungsrichter zu führende WVerzeichniß, ein- 
bezogen werden können. 

$. 136, 

Eine Wechjeljeitige Vergütung der Koſten des Strafverfahrend 

zwifchen inländifchen Gerichten findet nicht Statt. 
$. 137. 

Jedes Gericht hat der Staatsbuchhaltung mit Ende eines 
jeden halben Sahres ein Hauptverzeichnig der, im Laufe des hal- 
ben Jahres rechtskräftig zum Koftenerfaße verurtheilten PBerjonen 
und bed Betrages der Koften, deren Erſatz denjelben nad ben Be- 
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flimmungen der Strafproceß-Drbnung auferlegt worden ift, zu über— 
jenden. 

Diejes Hauptverzeichnig ift aus den im $. 134 vorgefchrie- 
benen bejonderen Berzeichniffen, den ergangenen Urtheilen gemäß, 
nach dem Formulare No. XVI zujfammen zu ftelfen, und in der legten 
Rubrik desfelben die Entſcheidung des Gerichtes über die etwa be— 
veit3 erhobene Uneinbringlichfeit der Koften, oder die wegen Eintrei- 
bung derſelben getroffene Verfügung, oder ber erfolgte Rückerſatz 
erſichtlich zu machen. 

$. 138. 

Iſt bei Gelegenheit der Unterfuhung Eigenthum des Befchul- 
Digten in die Verwahrung des Gerichtes gefommen, fo fann baäfelbe 
zur Bedeckung der Koften, des Strafverfahrens, unter den im $. 
343 der Strafproceß-Ordnung vorgefehenen Bedingungen, zurüd- 
behalten werden. 

Jede Sicherftellung dieſer Art iſt in den Unterfuchungsacten 
und in dem nach $. 134 zu führenden Koftenverzeichniffe erfichtlich 
zu machen. 

$. 139. 

Nach gefälltem Erfenntniffe erfter oder höherer Inſtanz, worin 
der Beſchuldigte oder ein Dritter zum Erſatze der Koften des Straf— 
verfahrend verurtheilt worden ijt, hat dad Gericht, welches in erfter 
Inſtanz erfannt hat, zu enticheiden, ob dieſe Koften als einbring- 
lich oder uneinbringlich anzufehen feien. 

Werden dieſelben als uneinbringlich erfannt, fo ift dieſes in Dem 
Koftenverzeichniffe erfichtlih zu machen. 

Findet das Gericht, dag die Erhebung Dezüglid der Vermögens— 
und fonftigen VBerhältniffe des Erfagpflichtigen unzureichend ſei, fo Hat 
es die genauere Erforſchung dieſer Berhältniffe zu veranlaffen. 

140. 


Sm Falle der Einbringfichkeit ber Koften hat das Gericht, ſo— 
bald das Erfenntniß rechtsfräftig geworben ift, deren Einbringung 
und Entrichtung an die Gtaatdeafle zu bewirken, 

s. 141. 

Sf zur GSicherftellung der Koften bares Geld zurüdbehalten 
worden, fo hat das Gericht den erforderlichen Betrag an die Steuer— 
caffe abzuführen. Befteht aber das zurücbehaltene Eigenthum aus 
Sachen, die erfi veräußert werden müſſen, oder befinden ſich zur 
Bedeckung der Koften gar Feine Gegenftände in gerichtlicher Verwah— 
rung, fo ift der zum Koftenerfage Verurtheilte, oder derjenige, welchem 
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die Verwaltung des Vermögens desfelben zufommt, aufzufordern, bins 
nen acht Tagen, bei Vermeidung gerichtlicher Zwangsmittel, die Zah— 
fung an die Steuercaffe des Gerichtäbezirfes, in welchem ber Verur— 
theilte jeinen Wohnort Hat, zu leiten, und ſich darüber auszuweiſen. 

Don biefer Anordnung ift auch die Stenercafle zu verſtaäͤndi⸗ 
gen, und im Falle die Ausweiſung über. die geleiſtete Zahlung in 
der feftgefeßten Zeit nicht erfolgt, die. Pfändung, Schätzung und Ver— 
äuferung zur Berichtigung hinreichender Fahrniſſe des Erjagpflichtigen, 
nach den, über die. Einbringung anderer Gerichtögebühren beftehenden 
Vorſchriften, vorzunehmen, und der eingebrachte Betrag an die Steuer— 
caſſe abzuführen. 

$. 142. 

Befindet ſich das erfennende Gericht nicht in dem Berirke, 
in welchem die Zahlung an die Gteuereaffe zu leiten ift, jo hat 
fich dasjelbe wegen Einbringung der Koften an das zufändige Ge— 
richt daſelbſt zu wenden, und letzteres nicht nur die DVerftändigung 
der. Steuereafle und des Schuldners zu beforgen, jondern im Valle 
ber letztere fi über vie Berichtigung der Gebühren nicht in der 
gehörigen. Zeit ausmeijet, auch die Execution zur Einbringung der— 
jelben vorzunehmen, ohne eine weitere Aufforderung des erfennen- 
den ‚Gerichte abzuwarten. Die erfolgte Einbringung oder die Ans 
fände, welche ſich bei verjelben ergeben, find dem erfennenden Ge— 
richte mitzutheilen, welches, wenn es bie Koſten uneinbringlich findet, 
hievon das requirirte Gericht und die Staatsbuchhaltung zu verftän- 
digen. hat. 

"448, 

Nach Ablauf eines jeden halben Jahres haben die Gerichte ge— 
naue Verzeichniſſe der von ihnen jowohl in ihren eigenen Unter— 
juchungen, als auf Erſuchen anderer Gerichte eingebradbten und. on 
Die Stenercafje abgeführten Koften des Strafverfahrens, der Staats 
buchhaltung des SKronlandes einzuwenden. 

In diefen DBerzeichniffen ift der Name der zum Grabe der 
Koften Verurtheilten, das erkennende Gericht, bad Datum des Ur— 
theiles, und der Betrag der Koſten, deren Rückerſatz dem Verur— 
theilten darin auferlegt worden iſt, erfichtlich zu machen. 

$. 144. 

Erſcheint es nothwendig und zuläſſig, die Koſten aus dem 
unbeweglichen Vermögen des Erſatzpflichtigen einzubringen, fo iſt von 
dem erfennenden Gerichte eine Abſchrift des rechtskräftigen Urtheils 
und. des Koftenverzeichnifies (ß. 13:1), der Finanz-Procuratur zur 
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meitern Amtshandlung nad den gefehlichen Beftimmungen über bie 
gerichtliche Grecution mitzutheilen. 
$. 145. 

Werden auf Anjuchen ausländifcher Behörden Amtshandlun« 
gen vorgenommen, welche mit Koften verbunden find, jo ift, in fo- 
weit mit einzelnen Staaten fein bejonderes Lebereinfommen befteht, 
mit den gepflogenen Erhebungen zugleich ein Verzeichniß ber Koften 
zu überjenden, und um beren Vergütung zu erfuchen. Wird vier 
jelbe verweigert, jo ift im Wege des Oberlandesgerichted dem Ju— 
ſtizminiſterium die Anzeige zu erftatten. 

In Bezug auf die Berechnung, Auszahlung aus den Verlags— 
gelvern, Verzeichnung ſolcher Koften, und bie Abfuhr ber von ber 
audländiihen Behörde geleifteten Wergütung an die Gteuercaffe, 
find die Vorfchriften der Strafproreß-Ordnung und der gegenwärti- 
gen Inſtruction zu beobachten. 

. 146. 

Wenn eine ausländiiche Behörde für Amtshandlungen, die von 
berjelben auf Erfuchen eines üöfterreichifchen Gerichtes in Straffachen 
vorgenommen wurden, einen sKoftenerfaß anfpricht, jo find biefe, 
den Fall eine bejonderen Lchereinfommend mit dem auswärtigen 
Staate ausgenommen, gleich den bei einem inländijchen Gerichte auf⸗ 
gelaufenen Koften, zu behandeln. 

Wenn jedod gegen deren Gintreibung Bedenken obwalten, fo 
ift dem Oberlandesgerichte Bericht zu erftatten, welche® nad Um— 
ftänden ben Gegenftand dem Jujtizminifter zur weiteren Verfügung 
vorzulegen hat. 

$. 147. 

In Standgerichtsfällen wird dem Vorſteher des Standgerichtes 
ein angemeffener Betrag zur DBerfügung geftellt, wovon er die ent- 
fallenden Auslagen, unter Beobadhtung der Vorſchriften der ge= 
genwärtigen Verordnung, zu beftreiten hat. 

$. 148. 

Die in diefem Hauptftücde gegebenen Vorſchriften find im All— 
gemeinen auch von den Bezirfägerichten, im Bezug auf bie Koften 
des Strafverfahrens in Mebertretungsfällen, zu beobachten. 

Die Verrechnung ber erhaltenen a fann einem 
Steuerbeamten, oder wo dieſes unthunlich ift, einem verläßlichen 
Kanzleibeamten übertragen werden. 

Jede Quittung über eine aus den Verlagsgeldern geleiftete Zah— 
lung, muß bei Bezirfämtern, wo bie Juſtizpflege durch einen dazu 
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beftimmten Beamten felbfländig bejorgt wird, von biefem auögeferti- 
get, und von dem Bezirksvorſtande vidirt fein. 


Sechstes Hauptſtück. 


vion Beſtimmungen hinſichtlich ber Geſchäftsordnung ber Ge— 
richte im Strafverfahren. 


$. 149. 

Parteien, welche mündlich Anzeigen oder Geſuche anbringen wol— 
fen, find von dem Einreichungsprotokolliſten an den Vorſteher des 
Gerihted zu verweilen. Schriftliche Anzeigen find nach vollzogener 
Eintragung in das Einreichungsprotokoll ungeſäumt, und wenn ſie 
in Fällen, wo es ſich um ein Verbrechen handelt, von dem Anzeiger 
jel6ft überreicht werden, noch während der Anwefenheit des legteren, 
dem Gerichtövorfteher vorzulegen, damit dieſer beurtheilen fönne, ob 
nicht der Anzeiger fogleich über feine Anzeige zu Protofoll zu ver- 
nehmen fei. 

$. 150. 

Bei dem Einreihungaprotofoffe darf über firafgerichtlihde An— 
gelegenheiten nur den Conceptsbeamten des Gerichted und der Staats— 
anwaltjchaft, zum Zwecke ihrer Amtshandlungen, Auskunft ertheilt 
werden. 

So. 

Eingaben, welche außer den Amtöftunden einlangen oder über- 
reicht werden, find beffenungeachtet von dem Einreichungdprotofolli= 
ften, oder wenn berjelbe ſich nicht im Gerichtshauſe befindet, von dem 
Gerichtsvorſteher oder deſſen Stellvertreter zu übernehmen. Die ord— 
nungömäßige Eintragung folder Eingaben ift am nächſten Tage 
vorzunehmen. 

$. 152. 

Bei der Bezeichnung des Gegenjtandes in ber zweiten Rubrif 
bed ‚Einreichungsprotofolles, ift ftet8 der Name bed Beichuldigten 
und des Beſchädigten, und die dem erfteren zur Laſt gelegte firaf« 
bare Handlung anzuführen. Iſt der Thäter oder der Beſchädigte 
unbefannt, jo hat der Einreichungsprotofoffift nach Thunlichkeit den 
Ort der verübten That, und den Gegenfland verjelben, 3. B. die Gat- 
tung der geftoglenen Sachen, oder andere kennbar Dezeichnende 
Merkmale der Angelegenheit anzuführen, um welche es fich Handelt. 
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$. 153. 

Ginlangende Gelder oder andere werthvolle Gegenftände find 
nah erfolgter Gintragung der Gingabe in das Ginreichungsprotofoll, 
dem @erichtövorfteber zur weiteren Berfügung zu übergeben ($. 103), 

Gegenftände anderer Art Hat der Ginreihungsprotofoflift zu 
übernehmen, diejelben, wenn Fein Berzeihniß beiliegt, gehörig zu ver— 
zeichnen, und den Empfang auf einem Duplicate des Verzeichniſſes zu 
beftätigen. Kann der Ginreichintgöprotofoflift diefe Verzeichnung ohne 
Nachtheil für die übrigen Gefchäfte nicht vornehmen, jo hat der Ge- 
vichtövorfteher einen anderen Beamten oder den SKerfermeifter da- 
mit zu beauftragen. 

Im Uebrigen tft nach der Vorſchrift der 99. 53 und 102 vor- 
zugehen. 
8.154. 

Außer den jihriftlihen Eingaben der Parteien, den von ber 
Staatsanwaltſchaft überreichten Anklageichriften, Berufungen und 
anderen abgefonderten jehriftlihen Eingaben, den zu Protokoll gebrach- 
ten mündlihen Anzeigen firafbarer Handlungen, bezüglich welcher 
noch Feine Unterfuchung bei dem Gerichte anhängig ift, den Zufchrif- 
ten und Erläſſen anderer Behörden, und den an das Gericht er- 
ftatteten Berichten, darf Fein Actenſtück oder gerichtlicher Aufſatz in 
das Einreihungsprotofoll eingetragen werden, fondern jedes Acten— 
ſtück iſt dem Unterfuchungsreichter zu übergeben, damit es in das 
Tagebuch über die Unterfuchung eingetragen, und ben Unterfuchung3- 
aeten beigelegt werde. 

| 9: 189: 

Insbeſondere find die wechjeljeitigen Mittheilungen von Unters 
ſuchungsacten und einzelnen Actenſtücken, welche zwifchen ben Unter— 
ſuchungsrichtern, Referenten und Staatsanwälten, nah den Beftim- 
mungen der Strafproceß-Ordnung und ben $$. 23 und 24 der 
gegenwärtigen Inſtruction im kurzen Wege zu gefihehen Haben, nicht 
in dad Ginreichungsprotofofl einzutragen, jondern es tft hierüber ein 


Vormerkbuch mit den nötdigen Rubriken für den Tag der Mittheis 


lung, den Tag der erfolgten Zurückſtellung, die Bezeichnung der Straf— 
ſache und die Geſchäftszahl des Actenſtückes zu führen. Jeder Xet, 
welcher auf dieſe Art mitgetheilt werden ſoll, it dem Beamten, 
welcher das Vormerkbuch zu führen Hat, zu übergeben, und von Dies 
jem nach gejhehener Eintragung an Denjenigen, an welchen die Mit- 
theilung gerichtet ift, zu überjenden. 
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$. 156. 

In das Regiſter, weldes über das Einreishungsprotofoll zu 
führen ift, muß jede Strafjache unter dem Namen des Befchuldig- 
ten, und des Beichädigten, oder wenn diefelben unbefannt find, un- 
ter anderen geeigneten Schlagwörtern, insbefondere unter dem Na— 
men des Thatorted der Gattung der ftrafbaren Handlung, oder des 
Gegenftandes, z. B. „Kindesleiche aufgefunden in u. 1. w.“, auf 
ſolche Art eingetragen werben, daß jederzeit daraus erjehen werben 
fann, ob eine ftrafbare Handlung bereit3 zur Kenntniß des Ge- 
richte gelangt fei, ob gegen einen Beſchuldigten nicht ſchon in einer 
anderen anhängigen Unterfuchung vorgegangen werde, oder irgend ein 
Zujammenhang anderer Art mit einer ſchon anhängigen Strafſache 
beftehe. 

Den etwa obwaltenden Zufammenhang Hat der Einreichungd- 
protofollift auf der Eingabe anzumerfen. 

$. 157. 

Der Unterfuhungsrichter und Meferent ifb bei den Gerichts— 
höfen für jede einzelne Strafſache insbefondere zu beftimmen, für 
diejenigen Gefchäfte dagegen, welche auf die innere Ordnung im Ge- 
richts- und Gefangenhaufe, auf die Verpflegung und Zucht der Ge- 
fangenen, die Bewachung und das Auffichtöperfonale Beziehung ha— 
ben, ift, foweit es thunlich erjcheint, ein allgemeiner Referent zu 
benennen, 

$. 158. | 

Bei der Bearbeitung gefhlofiener Lnterfuchungen, und ande» 
rer, der Entſcheidung des Gerichtshofes unterliegenden Geſchäftsſtücke 
find im Allgemeinen die Beftimmungen des Gefebes vom 3. Mai 
1853, Nr. 81 des Neichögefehblattes, zu beobachten. In den ſchrift— 
lichen Acten-Auszügen über Unterfuchungen ($$. 192 und 193 ver 
Strafproreß- Ordnung) hat der Referent insbefondere die Beichaffen- 
heit der That, die gegen den Beſchuldigten vorhandenen Verdachts— 
gründe und Beweismittel, die zu feiner Rechtfertigung oder Ent- 
ſchuldigung dienlichen Umftände, und die perfünlichen Verhältniffe des— 
jelben, mit ſtrengſter Unparteilichfeit, Wichtigkeit und Klarheit, und 
in derjenigen Ordnung darzuftellen, welche ber Beſchaffenheit des 
Falles am meiſten entſpricht. 

Sind der Beſchuldigten mehrere, jo iſt dieſe Darſtellung hin- 
ſichtlich eines jeden Einzelmen in ſoweit abgeſondert zu verfaflen, 
als es zur leichteren und richtigen Auffaſſung deſſen, was: jedem 
ber Beſchuldigten zur Laſt fällt, erforderlich erſcheint. Die Aeten- 
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ſtücke, auf welche fich in dem Auszuge zu beziehen ift, find in dem— 
jelben mit den Zahlen bed Tagebuches, Ausjagen ber Zeugen und 
Beichuldigten, überdieß auch mit der Zahl ber Frage, unter welcher 
fie in dem Verhörsprotokolſe vorkommen ($. 184 der Strafproeß-Drb- 
nung), zu bezeichnen. 

$. 159. 

Bei Schlußverhundlungen haben vie verfammtelten Richter ihre 
Aufmerkfamfeit ungetheilt auf den Gegenftand ber Berhandlung zu 
richten, während verjelben Feine anderen Gejchäfte vorzunehmen, jebe 
unndthige Unterbredung zu vermeiden, und in ihrem Benehmen ben 
erforderlichen Anftand zu beobachten. 

$. 160. 

Bei der Berathichlagung über ſtrafgerichtliche Angelegenheiten 
find im Allgemeinen bie DBorjchriften ber $$. 159—167 bed Gefe- 
be vom 3. Mai 1853, Nr. 81 des Reichsgeſetzblattes, zu beob⸗ 
achten. 

An denjenigen Fällen, in welchen die Beiziehung bed Staats- 
anmwaltes ftattfindet, iſt derſelbe unmittelbar nad der thatfächlichen 
Darftellung des Referenten mit feinen Anträgen zu hören ($. 193 
ber Strafproceg- Ordnung). 

Bei der Berathung, welche während einer Schlußverhandlung 
über vorgefommene Zwifchenfragen, und nach geemdigter Schlußverhand- 
lung über die zu fällende Entfcheidung flattfindet, Hat ber Vorſitzende die 
Stimmführer, von dem älteften Nathe angefangen, nad) ihrem Wange 
zur Neußerung ihrer Meinung aufzufordern, und nach erfolgter Schluß- 
faffung zu beftimmen, welcher der verfammelten Richter daß Erfennt- 
niß nebft den Entfcheidungsgründen und bie übrigen etwa bejchlofje- 
nen Ausfertigungen zu verfafien habe. 

Der Borfigende Hat hiebei ben $. 134 bed Geſetzes vom 3. Mai 
1853, Nr. 81 des Neichögefegblattes, zu beobachten, und darüber zu 
wachen, daß die Ausfertigungen innerhalb der gefeglichen Friſt zu— 
geftellt werden ($. 292 der Strafproceß-Orbnung). 

$. 161. 

Das im $. 194 der Strafproceß⸗Ordnung vorgefihriebene Be— 
rathungsprotofolf, ift auf dem Referatsbogen, nach dem Aufjage bes 
Referenten oder wenn ber Raum nicht hinreicht, auf befonderen halb— 
gebrochenen Bogen beizufügen. 

Hiebei find nah Anführung des Tages der Berathung und ber 
Gegenwärtigen, mit Hinweiſung auf die bereits vorliegenden Anträge 
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de3 Staatdanwaltes ($. 192 der Strafproceß⸗Ordnung) und des 
Neferenten, zuerft die von dieſen Antragftellern bei Beginn ber Be- 
rathung alfenfall3 vorgenommenen Aenderungen ihrer Anträge und 
neu angeführten Gründe, und hierauf die Meinungen aller einzele 
nen Stimmführer, fammt ben von benfelben zur Unterftügung ber 
nämlihen Anträge etwa beigefügten, oder für ihre abweichenden 
Anfichten geltend gemachten Gründen, jedoch ohne Wiederholung 
und ohne unnütze Weitläufigfeit, endli der gefaßte Beichluß mit der 
Angabe, wie die Mehrheit der Stimmen berechnet wurde, Flar und 
beftimmt darzuftellen, und mit Hinweifung auf die Begründung. ber 
einzelnen Meinungen zu bemerken, welche der angeführten Entjchei- 
dungsgründe von der Mehrheit der Stimmen angenommen worden find. 
8. 162. 

Sn dem Berathungsprotofolle über jede Schlußverhandlung 
($. 257 der Strafprveef- Ordnung) find nad Anführung bed Ta⸗ 
ges der Berathung und der Gegenmwärtigen, zuerft die im Laufe ber 
Berhandlung von dem Gerichtähofe etwa entiehiedenen Zwiſchen— 
fragen (88. ‚227, 230 u. a. der Gtrafproceß - Ordnung) in der 
Ordnung, in welcher fie vorgefommen find, mit Beziehung auf bie 
in dem Protofolle über die Schlußverhandlung darüber enthaltenen 
Antrage ber Parteien aufzunehmen, und bei jeder Trage fogleih die 
über biejelbe abgegebenen Meinungen nebft dem gefaßten Beichluffe 
anzuführen. Hierauf ift die über den Hauptgegenftand der Verhand— 
lung gepflogene Berathung und Abſtimmung nebſt dem gefaßten Be— 
ſchluſſe, auf die im $. 161 bezeichnete Weiſe darzuſtellen, endlich 
am Schluſſe anzumerken, welchem der Stimmführer die Abfaſſung 
des Urtheiles ſammt Entſcheidungsgründen — wurde ($. 160). 

$. 163. 

Sn den Berathungsprotofollen über die nach S. 63 ber Straf—⸗ 
proceg- Ordnung abzuhaltenden periodischen Sitzungen find die Un— 
terſuchungen, uber welche die Unterfuchungsrichter mündlichen Vor— 
trag erftattet haben, ohne daß jedoch von ihnen oder einem ber 
übrigen Anweſenden ein Antrag geſtellt worden wäre, kurz zu be— 
zeichnen, ohne ſich in eine Darſtellung des Inhaltes des Vortrages 
einzulaſſen. Wird von dem Unterſuchungsrichter oder dem Staats— 
anwalte ein Antrag geftellt, oder überhaupt von dem Gerichtähofe 
ein Beſchluß gefaßt, jo hat der Schriftführer auf dem Goncepte der 
Ausfertigung, und wenn Feine befondere Ausfertigung beſchloſſen 
worden A auf einem abgefonderten Bogen ven geftellten Antrag, 
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und bie barüber gepflogene Berathung nebft dem gefaßten Befchluffe, 
auf bie im $. 161 bezeichnete wre anzuführen. 


Alle Brotofolle über die ei ber Gerichte erfter In— 
ftanz, welche fih auf einzelne Unterſuchungen beziehen, ($$. 161, 
162, 163), find den Unterfuhungsacten beizulegen und in dem Ta- 
gebuche anzuführen. Im MUebrigen find in Beziehung auf die Gi- 
tungsprotofolle und die Verzeichnung ber in ber Sitzung vorgetra- 
genen Geſchäftsſtücke in denſelben, bie allgemeinen Vorfchriften zu be- 
obachten. 

94168 

Bei der Ausfertigung der Entſcheidungsgründe zu ſtrafgerichtli— 
chen Erkenntniſſen und anderen Beſchlüſſen, welche nach Vorſchrift 
der Strafproceß-Ordnung an Parteien hinauszugeben find, Haben bie 
Strafgerichte ftet3 die Rückſichten der öffentlichen ‚Sicherheit, Sittlich— 
feit und Schidlichfeit zu beobachten, und daher inäbefondere in Fäl- 
Ien, wo es ſich um bie Beurtheilung unehrerbietiger, beleidigender, 
unfittliher oder unſchicklicher Aeußerungen eines Beichuldigten oder 
von Thatſachen handelt, deren nähere Befanntwerdung öffentlichen 
Rückſichten gefährlich werden könnte, hievon in den Entſcheidungs— 
gründen, nur in jenen allgemeinen Ausdrücken Anveutung zu ma— 
chen, welche zur Begründung des richterlichen Erfentnifjes unumgäng— 
lich nöthig erfcheinen. * 

Handelt e8 fih um die Ausfertigung ftrafgerichtlicher Erfennt- 
niffe gegen mehrere der nämlichen ſtrafbaren Handlung mitbejchuldig- 
ten Berfonen (Gomplieitäten), jo ift in jenen Rällen, wo die voll- 
ſtaͤndige Ausfertigung des wider Alle ergangenen Erfenntniffes an je 
ven einzelnen Betheiligten, aus öffentlichen Rückſichten bedenklich 
erfcheint, für jeden derjelben aus dem gemeinſchaftlichen Erkennt⸗ 
niſſe nur derjenige Theil, der ihn angeht, jedoch in ſolcher Weiſe aus— 
zufertigen, daß aus dieſem Auszuge ſowohl der Inhalt des ihn betref⸗ 
fenden Erkenntniſſes, als auch die Gründe, worauf dasſelbe in A 
Hung auf ihn beruht vollftändig — chtlich ſind. 

8.16 


Die im $. 206 des Geſetzes * 3. Mai 18583,*Nr. 81 des 
Reichsgeſetzblattes, enthaltene Beſtimmung, daß die Concepte der ge— 
richtlichen Ausfertigungen dem Vorſitzenden vorzulegen ſind, und daß 
ohne die beigeſetzte Genehmigung desſelben nichts ausgefertiget wer⸗ 
den darf iſt bei den Gerichtshöfen hinſichtlich aller, in Folge gericht— 
licher Beſchlüſſe verfaßten Ausfertigungen ($. 10), bei den Un— 
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terfuchungsgerichten aber hinfichtlih aller Ausfertigungen zu befolgen, 
zu welchen nad) $. 11 die Genehmigung des Vorſtehers der gericht- 
lichen Gefchäftsführung erfordert wird. 
Dem Erpeditor liegt ob, die an ihn gelangenden Geſchäftsſtücke 
in Straffadhen vor allen übrigen außsfertigen und zufiellen zu laſſen. 
Die Concepte der Audfertigungen und diejenigen Eingaben und 
anderen Acten, welche nicht nach der Anordnung des Gerichtes 
einer Partei zugeftellt, oder an eine andere Behörde überfendet wer- 
ven follen, find, ‚wenn die Unterfuchung noch nicht beendiget ift, 
dem Unterfuchungsrichter oder dem Neferenten, je nachdem das Ta- 
gebuch jammt den Berhandlungsacten ſich bei dem Einen oder dem 
Anderen befindet, zur Hinterlegung bei vemfelben, wenn aber das 
Berfahren bereit3 beendiget ift, und die Unterfuhungsacten ſich in 
ber Verwahrung ver Negiftratur befinden, ver letzteren zu übergeben. 
67. 


| Die ftrafgerichtlichen Aecten find abgefondert von ben civilge— 
riehtlichen, nach folgenden Hauptabtheilungen in ber Negiftratur zu 
verwahren. 

A. Anzeigen, welche ohne Einleitung einer DBorunterfuchung 
verworfen, oder an andere Behörden abgetreten worden find. 

B. Straffachen, in welchen ver Thatbeftand erhoben, jedoch Feine 
Special-Unterſuchung eingeleitet worden ift. 

©. Straffahen, in welchen eine Special-Unterfuhung gegen 
beftimmte Perſonen gepflogen worden ift. 

D. Bon anderen Gerichten eingegangene Steckbriefe, Perſons— 
bejchreibungen, Nacprichten über vorgefundene Merfmale oder Ge— 
genftände firafbarer Handlungen, auf Erſuchen anderer Behörden 
vorgenommene Amtöhandlungen u. dgl. 

BE. Berpflegung, Beichäftigung und ärztliche. Behandlung ber 
Gefangenen, Seeljorge und Gotiesdienft im Gefangenhaufe, Militär- 
bewadhung und Transporte. | 

Die Brotofolle über die Beftrafung von Berhafteten im Discipli- 
narwege find ben Anisjugsingdacen beizulegen, zu welchen fie 
gehören. 

Dienſtſachen ver, wenngleich nur für flrafgerichtliche Verrich— 
tungen beftimmten Beamten und Diener, die periodifchen Ausweife 
und Tabellen, die Protofolle über Unterfuhungen des Gefangenhaus 
je8 und des Depofitenamtes, und die Verhandlungen über den Be- 
barf des Gerichted umd Gefangenhaufes, find in der IL Abtheilung 
ber allgemeinen Regiftratur aufzubewahren. 
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Es ift jedoch bei größeren Gerichtshöfen erfter Inſtanz dem Er- 
meſſen des Gerichtövorfteher8 überlaſſen, für die zulegt erwähnten 
Iingelegenheiten eigene Abtheilungen in ber ftrafgerichtlichen Regi— 
ftratur anzulegen. 

$. 168. | 

Die Aetenflüde über jede der, in die Abtheilungen A, B und 
O gehörigen Strafſachen und unter den Acten, welche in die Ab- 
theilungen D und HE gehören, alle Verhandlungen, weldje ven 
nämlichen Gegenftand betreffen, find in einen eigenen Aetenbund 
zu legen ($. 223 n. f. des Gejeßed vom 3. Mai 1853, No. 81 des 
Reichsgeſetzblattes). Bezieht fich der Inhalt eines Actenſtückes anf 
mehrere Abtheilungen oder Actenbünde, fo ift dasfelbe in derjenigen 
Abtheilung, wohin es vorzugsweije gehört, zu verwahren, in ben 
übrigen aber der Ort, wo es verwahrt wird, mit einer kurzen 
Andentung des Inhalte, auf Einlagsbogen erfichtlich zu machen. 

$. 169. 


Die Nahichlageregifter über die ftrafgerichtlichen Acten jedes 
Gerichtshofes find nad den in Nr. XVII vorgezeichneten Formu— 
larien einzurichten. 

In dem Negifter Nr. 1 müfjen alle in Unterfuchung gezoge— 
nen, oder eined Verbrechens oder Vergehens bejchuldigten Perſo— 
nen, bie Unterfuchung mag bei dem Gerichtähofe jelbft anhängig, 
oder daſelbſt nur eine ſich darauf beziehende Amtshandlung vor= 
genommen worden fein, ſowohl nad) den wahren, als auch den von 
ihnen jelbft angenommenen oder ihnen von anderen beigelegten fal- 
ſchen Namen, auf ſolche Art erjcheinen, daß wenigſtens an einer 
Stelle die vollftändige Eintragung in allen Rubriken enthalten ift, 
bei den übrigen Schlagwörtern aber Hierauf verwieſen wird. 


Iſt feine beftimmte Berfon der ftrafbaren Handlung beſchul— 


digt, ſo iſt die Verhandlung in das Regiſter Nr. 2 nach den 
geeigneten Schlagwörtern einzutragen, und hiebei darauf zu achten, 
daß bei Ortſchaften, die weniger bekannt ſind, oder mit anderen 
gleichen Namens verwechſelt werden könnten, das Kronland und der 
Kreis benannt werde. Der Gegenſtand der Acten iſt in den Regi— 
ſtern zwar kurz, aber Doch fo anzugeben, daß jedes zum Amtsgebrau— 
he erforderlihe Aetenftüf darin leicht aufgefunden werden kann. 

Die Regiſter fönnen mehrere Jahrgänge in fich begreifen, und 
find, wenn fie zu einem mäßigen Bande angewachjen find, einzubinden. 


Die Einfiht und Erhebung ftrafgerichtlicher Aeten aus der Re— 
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giftratur ift den Beamten des Gerichte und der Staatdanwaltfchaft, 
unter der im $. 235 des Gefebed vom 3. Mai 1853, Nr. 81 
des Reichsgeſetzblattes, feſtgeſetzten Beichränfung, geftattet. 

Die Mittheilung von Auskünften oder Acten an andere Be- 
hörden darf nur im ämtlichen Wege erfolgen. 

Parteien darf der Regiſtratursbeamte bei Dienftesentlaffung 
weder Ausfünfte ertheilen, noch die Einficht geftatten oder Acten 
in Urfchrift oder Abſchrift ausfolgen, ohne hiezu von dem Gerichte 
‚ ermächtiget zu fein. 

6:01; 

Der Gerichtövorfieher Fann. Verhandlungen, an deren Geheim- 
haltung aus wichtigen Gründen: bejonders gelegen ift, unter feinem 
Siegel, oder in einem Schranke, wozu er allein den Schlüffel hat, 
in der Regiftratur aufbewahren lafjen. 

8. 472, 

Bei den Bezirfägerichten ift nur ein Negiftratursregifter nad) 
dem Bormulare Nr. XVII zu führen, welches zugleih auch. bie 
Stelle eines Regiſters über das Einreichungsprotokoll vertritt. Die 
Vorſchriften der 898. 170 und 174 find auch bei Bezirfsgerichten 
zu beobachten. | 

Krauß m. p. 
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Formulare Nr. L, zu $. 6. 


Formulare des bei den Gerichtshöfen erſter Inftanz 
zu führenden Hauptregiſters über die Anzeigen. 


Bom Jahre 18... bis 18... 


u * ——————— 7 


Die Beſchul⸗ 
digten ſind Tag und 





Tag der einge— 


© 
& 
langten Au— Sg Name Name on 

 Izeige, Zahl des | * Art der = 
= | Einreihungs: | 2 des des in vor⸗ ın Uns Erledi Ber 
@ a . äufiger| terfu, Etledigung 2 
[2] protofolles, o| Beihul- | Beihädig- i d 5 
= Name des 55 5— — der Stra | = 
— Unterſuchungs⸗ 32 digten ten ah⸗ haf & 
S|  richters = 5 rung ſache 
* >” jeit 
ee) a | 
Tadlz si), eins Di Di ri ch A u 





1) 2. Sinner | Raub | Hauer, Weiner, | — 4. Jän⸗ Strafurs 


18— Franz Carl ner |theil vom 
18— ; | 
Nr. 8 15. April 
18— 
Kath MN. 
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Formulare Nr. IIL, zu $. 25. 
Zahl des Gefangenprotofolles 12. 16. 
Tagebuch über die bei dem k. & ...... anhängige 
Unterfuchung, 


{. gegen Anton N., 
2. gegen Franz X., wegen Verbrechens des Diebftahles. 








— — —— — — — — 





FEUER GEAR EEE 
N 22 
> ES | 
Ro | Tag, Monat Gegenftand der Eingabe oder der vorgenommenen 2) ea 
5:3 + 
= | und Jahr Amtshandlung Seh 
a 351 
F cz 

u 
18— j 
1010 ') 


1 12. Februar | Anzeige des Befchädigten Carl B. 


Dernehmung des Carl B. 


—⏑ — 


Vernehmung der Zeugen Francisfa B., Martin K. 


4 13:53 Erfuchfchreiben an das Bezirksgericht in A, wegen Ver— 
nehmung mehrerer Perfonen, zur 8. 1010. 


ö " " Protofoll über den vorgenommenen Augenfchein. 


6 4° Bezirfögericht A überfendet die in Nr. 4 angefuchten 
Erhebungen (Beilagen). 


1100 \h 
41. Bernehmung des Joſeph N. und Johann R. 
2. Protokoll über die Hausdurchſuchung bei Anton N. 


Unter= Beilage: Effecten fammt Berzeichniffe der: 
felben. 


3. Sinvernehmung des Anton N. 


7 a7 Gensdarmerie-Commando zu - .. . . liefert den An- |1120 
ton N. ein. 


8 v r Derhör des Anton N. 
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Bormulare Nr. V., 


Formulare der vierteljährigen Geſchäftstabellen der 


3 Name und Benennung Name des Tag und Bezeichnung 
Anzeigers und | Urſache der | ber allenfalls 
2 | Stand des Bes der | Tag der einges | allfälligen |gepflogenen Vor— 
2 reichten Ans Verhaftung erhebungen, 
ZI fAuldigten Mebertretung zeigen des Beihuss | - $. 419 der 

5 digten Strafprozeß⸗Ord⸗ 
* nung 





Anmerkung. 1. Die Eintragung der Strafſachen Hat in chronologiſcher Ord⸗ 
nung zu geſchehen. | 

2. Die in einer Tabelle als unbeendiget ausgewiejenen Straf: 
fahen find in die neue Tabelle in berfelben Ordnung zu übertragen, 
und unter der neuen Neihenzahf die Zahlen, unter welchen fie in ber 
frügeren Tabelle vorgefommen find, anzumerfen. 

3. Als beendiget ift eine Straffache anzufehen, wenn tie Erledi- 
gunz in Rechtskraft erwachfen ift, und die Freiheitsftrafe begonnen hat, 
eine Strafe anderer Art aber vollftändig vollzogen worden if. Am 
Schluſſe der Tabelle it in einer fummarifchen Ueberfiht, die Zahl 


—— > > 47,00 


Bi 
zu $. 40. 
Bezirfägerichte in Bezug auf Hebertretungen, 


— = 2 — £ — 





| Tag, an welchem | 
Segenwärtige Lage der Strafſache nd — Bemerkungen 


Urſache der noch nicht erfolgten Been— | 
digung: oder Art der Erledigung mit | pi. Frei⸗die Strafe bes 
Anführung des Geſetzee, nach welchem 'Heitsfrafe anderer 
diefelbe erfolgt ift | begonnen | Art voll: | Staatsanwaltes 
| hat zogen 
| worden ift 


I —— 


a) der aus ber früheren Tabelle übertengenen, 
b) der neu zugemwachfenen, 

e) ber beendigten, und 

d) der anhängig verbliebenen, ferner 


e) derjenigen Straffälle, in welchen PVorerhebungen gepflogen 
worden find, 


Pf) des in DVerhaft genommenen Beſchuldigten, beizufügen. 


VL, 


Bormilıre Nr. 


Formulare des Geſchäfts-Ausweiſes 
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zug. 12. 
eines Gerichtshofes 1. Juſtanz. 
lump. 
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ungen Herabgeiangte Entſcheidungen 


| 
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rechtöfräftig er: 


i | N. Inſtanz. III. Inſtanz, 
— Mit Schluß des 
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zu 8. 42. 


Gerichtes, welches zugleich als Unterfuchungsgericht 
und Vergehen beſtellt ift. 





und Vergehen Sttrafſachen wegen Uebertretungen 





herabgelangte Entſchei⸗ 
dungen 


gen, welche 


Zahl der Straffachen, welche 









im Jahre II. Snftanz | II. Inſtanz 
18... nad 
gepflogener mit Schluß 


mündlicher | des Jahres 





: 





von dem mit Schluß 
Gerihtshofe | des Jahres 







womit das Urtheil I. Ins 1 
































zur 18,2 18 Berhands 18 .. an flanz 
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Bormulare Wr. 


Formulare des Geſchäfts-Ausweiſes 
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Protofolle eingelangte 
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zu $. 42. 


eineg Bezirksgerichtes in Strafſachen. 





— ei —— — 


wegen Uebertretungen Herabgelangte Entſcheidungen 





II. Inſtanz, | IN. Iuftanz, 


im Sahre 18..| mit Schluß 

nach gepflogener| des Jahres 
mündlicher 18 .auhän— 
Verhandlung | gig verblie— 


womit das Urtheil I. Inflanz 
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Formular Nr. IX., zu $. 47, 
Formulare des Tagebuches eines Kerfermeifters, 








Fortlaus | Datum und Gegens | Beitpunft und Mrt der Vollziehung | Bezeichnung 
fende | ftand des gerichtlichen ded des 
Zahl Auftrages gerichtlichen Auftrages Fascikels 


Formulare Nr. X., zu $. 56. 
Sormulare des bei den Gerichtshöfen zu führenden 


Arreſtprotokolles. 
Gefangniß Nr, Eingerichtet für 3 Perſonen 


Jahrgang 18... 





Benen⸗Tag der | Tag der | Gefammts 
nung der | Aufnahme | Entfer- | zahl der in 
in nung aus |dierem Ge) Anmerfung 
diefes Ges |diefem Ge- | fängnifie 
Berhafteten Handlung | füngnig | fängniffe | Befinds 
lichen 





Berbrehen| 1. März | 15. März geftorben 
des 18... 18%; 
Dieb: 
ftahles 





detto 5. März 
38 37. 





N. ©. Verbrechen] 20. März 2 
des 18,37 


ESEL t —— 


Betruges 
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Formulare Nr. XL, zu 8. 111. 


Inventar der bei dem ff . . in Verwahrung 
des Kerfermeilters befindlichen Gegenftände. 


— — GE ect N Yan Er er EEE a 5 er ETÄETE Pia ANETTE De 


















Sahi, 
unter Tag der 
welcher) Bezeichnung > | Mebernahme | DVerabfolgung und 


' der Wem | und Datum | Empfangsbeftätigung 
Gegen: des des des Erhehenden, Anmerkung. 
ſtand gehörig | gerichtlichen | ober anderweitige 
vers | Gegenftandes Auftrages Verfügung 
wahrt 
wird 


1 Ein Belz aus | Carl 2. Jaͤnner | Am 30. Suni 18.. 
Schaffellen | Winkler 18... zugleich mit dem vers 


und eine urtheilten Carl Win⸗ 
Reifetajche rar Her der Strafhaus- 
aus Leder —— Verwaltung übers 





Auftrag vom 
1. Jänner 
168. 


geben 
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Formulare Nr. XII, 
Formulare des 























I. Erläge. 
1, 2. 3. 4. d., 6. 7. 
J (0 4 
| * 27 | 
= Tag der 2 ® Mari 
15; Uebernahme | Name | Name Benennung des Erlegers |3 _ |S2 8 
; i oa 
|| und Datum ded des ober bet einjettdenden Behörde 55 |e 5$ 
= | des gerichte | Beſchul- Beſchädig- | und Beichreibung des Ge- G* 5,5 
| lichen Auf | vigten ten genftandes 2214832 
E trages 25 Base 
E = on 
| |%2 SSEE | 
1 1 6. Sänner ED, N. N. Die von der Polizei⸗Di⸗ 1. L. 
1 18... Auf rection überſchickten Staats— — 
trag vom wegen er 4 Abth. 1 - 
6. Jänner |Siehflahles 1. Nu . ddo. .... WE 
Int Ha 1000 fl. fammt Coupons, D 
Re a uni... mei... 


und einem Talon. 


En nE 
500 fl. ohne Coupons. 


10. — Bon C. L. deponirte Bars 
| fchaft, beftehend 
| aus 10 Thalerftücen 
| à 2 — 20 fl 
| aus 30 Stüd öfters 
| reihifchen Zwanzi⸗ 
getB.2 I... . 10 
aus 5 Banknoten ä 
10 ; 


Zufammen . . —— 


— — — — — — —— — 











J 28. Sinne | a. PR, | R. ©, Die von R. ©. erlegte | II. 


18. wegen Quittung des N. ©., über Abt 
Auftrag vom Betruges eine, von A. R. erhaltene h 
— — Zahlung der Darlehensſumme/ R 
3% von 500 fl., ddo. Wien, 5 


Auguft 1840. 


3 
—t u — — — — — — — — — — — — — — — — —— — — —— —— *— 
F 
2 A u a u * 
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ya S. 116. 
Depofitenprotofolles. 
IM. Erfolglaffungen. 





Benennung: | Nummer bes 
Datum desjenigen, an welchen vie] Aeten:Bascifels 
des Erfolglaffung gefhieht, und Actenbundes, Anmerfung 
Erfolglafjungs- Tag und Gegenftand | worin ber ges 
beſcheides derſelben richtliche Auftrag 
und die Quittung 
erliegt 
— —— — —— —— ——— —— 
Auftrag vom 15. Fer | Am 17. Februar 18.. 1. 
bene da an N. N. die von C. 1 


2. am 10. Jänner 18.. 
erlegte Barfchaft, im Ge⸗ 
fammitbetrage von 80 fl., 


ak. 


ausgefolgt. 
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Formulare Nr. XIII. zu $. 124. 


Formulare eines Verzeichniſſes, über die den Depo- 
ſiten-Commiſſären zugefommenen gerichtlichen 
Hurteäge. 











— — — —— nt nn — — 


Nummer des Fasei— 
fels und des Acten— 
bundes, in welchem 
der Auftrag erliegt. 





Fortlaufende Datum und Exhibitenzahl des gerichtlichen 
| Reihenzahl Auftrages, ferner Gegenftand deffelben 














E — — — — — — nn — — 
— — — — — — — — —— — Rn — — —— — — — — 
B u 4 5 * Ne > — — — Pe nn —— 
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Formulare Nr. XIV, zu 8. 131. 


Journal über den Geldverlag des k. k. . und Die 
aus demſelben geleifteten Zahlungen für das Seme— 
fter vom 1. November 1855 bis 30, April 1856. 


(Erftes Blatt.) 


TE re 


Jahr, — Bezeichnung der Caſſe, aus welcher | Beilagen» Betrag in C.M. 
und Tag der Geldbetrag erfolgt worden if, | Nummer 
| des Geldem- | der Behörde, welche venfelben an— der 
pfanges gewwiefen hat. Datum und Zahl Anwei⸗ 
der Anweiſung ſung fl. kr. 
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(Zweites Blatt u. f. w.) 









Datum Bei- | Bene) Name Desjenigen, 
Hort: | und Zahl lagen» | nung Jan welchen die Auss| Tag ber 
laus des Nun | der | zahlung erfolgt if, | wirklichen 
jende | gerichtlihen | mer | Strafe | und Bezeichnung | 
Zahl | Auftrages | deffels | jachen der Gebührens lung 
ben gattung 





U 





Formulare Nr. XV., zu S. 134. 


Sormulare eines von dem Unterfuchungsrichter zu 
führenden Koſtenverzeichniſſes. 


(Name, Stand, Gewerbe und Wohnort des Beſchuldigten.) 


Nummer 


Betrag in 
Fortlau⸗des Zour- Name Desjenigen, an welchen E.:Vize. 


fende * — die Auszahlung geſchehen iſt, Anmerkung 
Sahl | die Aus—-⸗ — — — 
zahlung er⸗ der Gebührengattung 


folgt iſt 





we A Tr ⏑—— 


‚85 





⸗ↄNIhvngaa 
"87 wopp 939 oↄn⸗ꝙoaq —2 
⸗29 939 naBaaı 

ont 99198 Sunduingp| 
⸗ↄ quvjaꝛg |sagg auto biq⸗ 


ST ypahganaaa 
suum an) ® * 
+19 oe Iı2 — || — Trasagıpaan *'% % 


uwioa gap 
O 939 In} 


— 










urn | 
ss ubuiaq 

















ar — oꝛr — I 0oe Ze 
e | 
| 
3423 U I EEK AL BT EEE BI a 8 — 
22. 828 8 * 2 3: 
g 8 | 88 jaBS32| Zg2| 8 | 38 Bunzaung | 
8 * 2665 2.2 a5 a5 nagyallaq — 
io E# Ian 275 35 * * u⸗avqlvai 2] > 
3 = 5 |83>353| 8232| 53 3» | 198 gun 2 | 
= ar IE ja2883| ESS, 3 uno ‘| Bunuuug |” 
BE | Sn SE | 55 monat 2 
buna⸗uun ⸗ 53 |52° |EI205|3%858| 30 5* Anniuag Pubs: "mn. 
[4 =} er. | 
J 538 25538 3 5-2 FE — 3 s® 9 ↄu qao caob bn nbplags oeg | 
= .|533 12. 272% |3.S&8| 73 A levagsypas ovq | 
2 sa 283 533— Fa. 25 — 
3 “2 : BR 95#F05 333 38 23 apa uoa 20220100 gun | 
2 & 25 |28 9538 zse| ©5 52 oh 
= & |233=2®| 22 = 8:3 yo wog 
a = Sessel 5378| 3 3 
3 2322 285 & 2 
ST * S 52 on. > = x © m@ 
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| 
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Formulare Nr. XVI, zu $. 169. 
Mr. 1. 


Alphabetiſches Negifter über Die, bei dem FE. k. Lan— 
des: (Kreid:) Gerichte N. N. wegen Verbrechen oder 
Vergeben angezeigten, und über die von anderen Ge— 
richtsbehörden mit Steckbriefen verfolgten Perſonen. 


Bon bem Jahre 18... bis zum Jahre 18... 
















Benennung der] Weſentlicher Inhalt des 

‚Name, Ges | ftrafbaren | Enverfenntniffes, ober der | Bezeichnung der Mes 

‚ burtsort und Handlung, Na:| Erledigung anderer Art, | giftraturdNbtheilung 

Beſchaͤftigung me des Befhä-| mit welcher die Straf: und 
des digten, Zeit | fadhe bei dem Gerichte bes Aetenbundes 

Beſchuldigten und Ort der beenbiget erfcheint 

That 


m nz 


Bortlaufende Zahl 


|| — 





Nr, 2. 


Alphabetiſches Regifter über Diejenigen Fälle verübter 
Berbrehen und Vergehen, in welchen der Ihäter 
| | unentdeckt geblieben it. 


Bon den Jahren 18... bis 18... 











— [m — — —— 


Name des Befchädigten, | Bezeichnung 
wenn derſelbe befannt ift. | Benennung ber | der Regiltras 

Ort, an welchem die frafs | firafbaren Handlung, | turs-Abtheis 
- bare Handlung verübt Zeit und Drt der lung und des Anmerfung 
wurde, und Bezeichnung des Veruͤbung derfelben | Actenbundes 
Gegenſtandes u. dgl. - 








"ortlaufende Zahl 


— 
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Die 8. 


Alphabetiſches Regiſter zu der Abtheilung lit. D der 
Regiſtratur, mit Ausnahme der Steckbriefe und 
Perfonsbeichreibungen. 


Benennung d Ä Bezeichnung der IN 
enennu er er⸗ a 0 
Bezeichnung des Gegenftanbes RegiftraturesAbtheis 


| 9 lung und bes Acten= J 
| ſuchenden Behörde | 36 


= ' 
fer} 
E 
= 
3 
8 





Nr. 4. 


Alphabetiſches Regiſter zu der Abtheilung E der 
Regiſtratur. | 


Bezeichnung ber 
RegiftraturssAbtheis || 
Name der Partei und Bezeichnung bes Gegenflandes | Yung und des Actens 
bundes 


| Bortlaufende Zahl |} 
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Formulare Nr. XVII, zu $. 172. 


ormulare des bei den Bezirfsgerichten zu führenden 
inreichungsprotofolles und Megiftraturg = Megifters. 


Jahrgang 18... 


der Straffache in derfelben Art ber Bezeihuung | 

nad den Namen — Angelegenheit | Erledigung und | der Regiſtra⸗ 

der Beſchuldig⸗ der ficafbaren eingelangten kurze Andeus ture:Abtheis 

ten, Befchädigs Eingaben nad | tung des In: lung und 
ven oder Hantlung den Geſchäfts- haltes ders des 


anderen Schlag: zahlen felben | Nctenbunbes 
wörtern 


Bezeichnung Auführung ber 


Kortlaufende Zahl 
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Kaiferliches Watent 


vom 9. Auguft 1854, 

wirffam für alle Kronländer, mit Ausnahme der Militärgränze, 

wodurch ein neues Geſetz über das gerichtliche Ver— 
fahren in Nechtsangelegenheiten außer Streitfachen 
eingeführt wird, welches im lombardiich-venetianis 
fhen Kunigreiche, in der ferbifchen Wojwodſchaft 
und Dem Temeſer Banate am 1. November 1854, 
und in jedem der übrigen Kronländer mit dem Tage 
in Geltung zu treten hat, an welchem daſelbſt Die 
MWirffamfeit der neuen 2 Nr ai begin: 

“nen wird, 


Mir Franz Joſeph der Erite, von Gottes Gnaden 
Kaifer von Oeſterreich; König von Hungarn und Böhmen, König der 
Lombardei und Venedigs, von Dalmatien, Kroatien, Slavonien, Ga— 
lizien, Lodomerien und Illirien, König von Serufalem ꝛc.; Erzher- 
von Defterreich ; Großherzog von Toscana und Krafau; Herzog von Xo= 
thringen, von Salzburg, Kärnthen, Steyer, Krain und Der Bufowina ; 
Gropfürft von Siebenbürgen ; Markgraf von Mähren; Herzog von Ober- 
und Nieder-Schlefien, von Modena, Barma, Viacenza und Guaftalla, 
von Auſchwitz und Zator, von Teſchen, Triaul, Ragufa und Zara; 
gefürfteter Graf von Habsburg und Tirol, von Ayburg, Goͤrz und 
Gradiska; Fürſt von Trient und Brixen; Marfgraf von Ober- und 
Nieder-Laufig und in Iſtrien; Graf von Hohenembs, Feldkirch, Bres 
genz, Sonnenberg ꝛc.; Herr von Triefi, von Gattaro und auf ber 
windifchen Marf; Großmojwod der Wojwodſchaft Serbien ꝛc. ꝛec. 


haben, um das gerichtliche Verfahren in Rechtsangelegenheiten au— 
Ber Streitſachen in allen Unjeren Kronländern auf eine gleichfür- 
mige und mit ben Borfihriften bes bürgerlichen Rechtes überein- 
flimmende Weife zu regeln, nad) Vernehmung Unferer Minifter und 
Anhörung Unferes Reichsrathes beſchloſſen wie folgt: 

1. 


Sn allen Unfern Kronländern, mit Ausnahme der Militär- 
gränge, wird das beiliegende Gejeg über das gerichtliche Verfahren 
in Rechtsangelegenheiten außer Streitfachen eingeführt. 
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II. 

Die verbindliche Kraft desſelben beginnt in. jedem Kronlande 
mit dem Tage, an welchem daſelbſt die neue Gerichts-Organiſation 
in Wirkſamkeit tritt. 

Für das lombardifch-venetianifche Königreich und bie ſerbiſche 
Wojwodſchaft mit dem Temeſer Banate wird der Tag ber. Wirk- 
famfeit bed gegenwärtigen Gejebed auf den 1. November 1854 
beftimmt. 

III. 

Mit dem Beginne der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes werden in 
jedem Kronlande alle früher beſtandenen, auf die Gegenſtände des— 
jelben fich beziehenden Vorſchriften außer Kraft geſetzt. 


IV. 

Mo Waifeneommifftionen und gemeinfchaftlihe Waifeneaffen bes 
ftehen, ift fich bis zur definitiven Einrichtung dieſer Inftitute an bie 
barüber erlafjenen oder zu erlaffenden befonderen Inſtructionen ſo— 
wohl in Beziehung auf die Verwaltung des Waifenvermögens, ſowie 
auf bie Verrechnung und caſſamäßige Gebarung der Waiſengelder, 
als auch in Beziehung auf die Einflußnahme der Waiſencommiſ— 
fionen bei Erledigung der Vormundſchafts- und Gurateld-Redhnun- 
gen zu halten. 

V. 

In denjenigen Rechtsangelegenheiten außer Streitſachen, welche 
fih auf die öffentlichen Bücher beziehen, find bie beſonderen für die— 
jelben nach Verſchiedenheit ber Kronländer beſtehenden Vorſchriften 
zu beobachten. 

Unfer Minifter der Juſtiz it mit dem Vollzuge dieſes Paten— 
tes beauftragt. | 
| Gegeben in Unferer Haupt» und Refidenzftadt Wien am neun⸗ 

ten des Monates Auguft im Eintaufend achthundert vier und fünf- 
zigften, Unſerer Neiche im fechäten Sabre. 


Stanz Joſeph m. p. 
(LS-) 
Graf Buol-Schauenftein m. .. Krauß m. p. 


Auf Allerhöchfte Unordnung: 
W. Warf m p. 
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Geſetz 
über das 
gerichtliche Verfahren in Rechtsangelegenheiten 
außer Streitſachen. 


Erſtes Hauptſtück. 


Allgemeine Anordnungen. 
1 


In nicht ftreitigen Nechtöangelegenheiten hat das Gericht von 
Amtöwegen oder auf Anfuchen der ‘Parteien nur in foferne — 
gehen, als es die Geſetze — 


Bei Verwaltung der —— außer Streitſachen hat das 
Gericht nicht nur die allgemeinen Vorſchriften über die Erforderniſſe 
rechtsgiltiger Verhandlungen und Verfügungen genau zu beobachten, 
ſondern auch für die unter dem beſonderen Schutze der Geſetze ſte— 
henden Perſonen, und in den im Geſetze näher beſtiumten Fällen 
auch für die Sicherheit anderer Berfonen von Amtswegen zu ſorgen. 

Es Toll insbeſondere: 

1. Auch in nicht ſtreitigen Rechtsangelegenheiten die Gränzen 
feiner Gerichtäbarfeit nicht überjchreiten, allenfalls die Parteien an 
das zuftändige Gericht verweilen. 

2. Berfonen, welche ſelbſt vor Gericht zu fliehen nicht berech— 
tiget find, Feine Rechtsgefchäfte ohne Zuziehung ihrer gejegligen Ver⸗ 
treter vornehmen laſſen. 

3. Die Vollmachten und Legitimations⸗Urkunden der Perſonen, 
die nicht im eigenen Namen handeln, genau prüfen, und nöthigen⸗ 
falls bei den Acten zurückbehalten, und 

4. darüber wachen, daß kein Rechtsgeſchäft ohne Zuziehung 
derjenigen, deren Vernehmung oder Einwilligung zur Giltigkeit deß- 
ſelben nothwendig iſt, abgeſchloſſen werde. 

5. Alle Umſtände und Verhältniſſe, welche auf die richterliche 
Verfügung Einfluß haben, hat das Gericht von Amtswegen zu un- 
terfuchen, darüber bie Parteien felbft oder andere von der Sache un- 
terrichtete Perfonen, nöthigenfall3 auch Sachverftändige zu vernehmen, 
oder auf andere ſchickliche Art Erfundigungen einzuziehen, und alle 
zur näheren Aufklärung bienlichen Urkunden abzuforbern, 
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6. In nicht flreitigen Rechtsſachen ift das Gericht auch auf 
die von den Parteien nicht angebrachten, aber ihm auf andere Art 
befannt gewordenen Ihatumftände und vorzüglih auf frühere ge- 
richtlihe Verhandlungen über dieſelbe Angelegenheit Bedacht zu neh- 
men verpflichtet. 

7. In foferne die Verfügungen über Gegenftände ber freimillis 
gen Gerichtäbarfeit von der Erörterung ftreitiger Rechtsfragen, ober 
von Thatumfländen abhängen, die fih nur durch ein förmliches 
Beweidverfahren ins Klare feßen laſſen, ſoll das Gericht über bie 
Nechte der Parteien nicht voreilig entjcheiden, fondern entweder fo- 
gleiih die rechtliche Verhandlung einleiten, oder die Betheiligten auf 
ben Rechtsweg weifen, und, foweit es befondere Vorſchriften verord« 
nen, bafür forgen, daß bis zum Ausgange des Rechtsſtreites Sicher- 
heit geleiftet, oder bie Lage der Sache nicht geändert werde. 

8. Wird ein Gefuch abgeichlagen, fo find in dem 2efcheide bie 
Gründe, aus denen das Begehren nicht flattfindet, auszubrüden, 
oder über die Verbeflerung der Fehler der Eingabe oder ber vorge- 
legten Urkunden bie erforderliche Belehrung zu ertheilen. 

9. Sn foferne das Gericht von Amtswegen auf die Beendigung 
bes Gejchäftes zu bringen verpflichtet ift, müffen ben Parteien und 
ihren gejeglichen Vertretern zur Vollziehung ber ertheilten Aufträge 
angemefjene Friften beftimmt werben, und e3 find nad fruchtlojem 
Verlaufe derſelben die gefeßlihen Zwangsmittel ($. 19) anzuwenden. 

Das Gericht foll zwar: 

10. Keine zu feiner und der Theilnehmenden Sicherheit nöthige 
Borficht vernachläffigen, aber den Parteien auch nicht durch Zwei— 
felſucht und Aengftlichkeit, oder durch Zurückweiſung ver Beſuche we- 
gen Mangels unmefentlicher Körmlichfeiten Schaden verurfachen. 

11. Bei Abſchließung der Verträge muß barauf Bedacht ge= 
nommen werden, daß die Abficht der Parteien beutlich ausgedrückt, 
über die rechtlichen Folgen der Uebereinfunft feinem Mißverftande 
Raum gegeben, bie zur Giltigfeit derfelben nöthige Form beobach— 
tet und durch vollffändige und klare Faſſung ber Urfunden allen 
Streitigkeiten vorgebeugt werde. 

$. 3. 

Sn denjenigen Kronländern, in welchen eine Notariatd - Ord» 
nung eingeführt ift, können bie öffentlich beftellten Notare, wenn 
e8 zum Vortheile der Parteien gereicht, von dem Gerichte in ihrem 
Bezirke ald Gerichtscommifjäre zur Vornahme derjenigen Aete in Ge- 
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ſchäften außer Streitſochen ermächtiget werden, welche nicht durch 
eine vorausgehende richterliche — bedingt ſind. 


$. 

Bei den Bezirksgerichten, 2 als Bezirfägerichten 
(Stuhlrihterämtern, Präturen) haben die Parteien, wenn nicht bes 
jondere Borfchriften eine Ausnahme feftfegen, die Wahl, ihre Gefuche 
Ichriftlich oder mündlich anzubringen. 

Bei den Gerichtshöfen erfter Inſtanz find die Gejuche in der Re— 
gel Ichriftlich anzubringen. Nur unter rückſichtswürdigen Umftänden 
find Hiervon Ausnahmen zu machen und mündlid) angebrachte Gefuche 
zu Brotofoll zu nehmen. 

Schriftliche Geſuche mäffen in einer ber bei Gericht üblichen 
Spraken gefisrieben und Hinfichtlich der allgemeinen Erforderniffe 
ber Form nah den Vorſchriften der Proceß⸗Ordnung eingerichtet 
ſein. Von den nicht in einer dieſer Sprachen verfaßten Beilagen 
müſſen beglaubigte Ueberſetzungen — werden. 


ß. 

In nicht ſtreitigen ea ift in der Regel Niemand fchul- 
dig, ich eines Advocaten zu bedienen.  Sedoch können die Gerichte 
Parteien, von welchen fie zu wiederholten Malen mit fehlerhaften 
oder unzuläffigen Gefuchen behelliget werden, wenn im Gerichtsorte 
Advocaten beftehen, verhalten, ihre Eingaben von einem Advoca- 
ten verfaffen und unterjchreiben zu laſſen. 


$. 6. 

Die gerichtlichen Erläffe in nicht ftreitigen Nechtsfachen kön— 
nen auch den Haudgenofjen zugeftellt werden, Die Zuftellung an 
bie Bartei ſelbſt oder an ihren mit gehöriger Vollmacht verjehe- 
nen Sachwalter ift nur in denjenigen Fällen anzuordnen, wo fie 
das Gefe ausdrücklich vorfchreibt, oder wo der Richter wegen ber 
Driginal-Urfunden, welche der Entjcheidung oder dem erledigten Ge— 
juche beiliegen, oder aus anderen Gründer größere Vorſicht zu ges 
brauchen nothiwendig findet. 

$. 7, 

Hinfihtlih der Berechnung ber Friſten haben in Angelegen- 
heiten außer Streitſachen bie für dad Proceßverfahren beftehenden 
Vorſchriften zu gelten, 

An Ferialtagen über Gegenftände außer Streitſachen getroffene 
Verfügungen können aus dieſem Grunde nicht als nichtig angefoch— 
ten werben. Dringende Geſchäfte iſt das Gericht ſelbft an Sonn- 
und Feiertagen vorzunehmen verpflichtet. 
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6. 8. 

Privat» Urfunden, welche zwar im Inlande aber außer bem 
Kronlande, worin das Gericht feinen Sit hat, audgeftellt find, müf- 
fen, um in nicht ftreitigen Nechtsfachen bei Gericht Beweiskraft zu 
haben, gerichtlich beglaubiget ſein. Wo das Notariats-Inſtitut ein— 
geführt iſt, kann die Beglaubigung auch von einem öffentlichen No— 
tare vorgenommen werben. Dem Ermeſſen bed Richters wird über— 
laſſen, die Beglaubigung bei beſonders wichtigen Urkunden auch dann 
zu fordern, wenn ſie zwar in dem nämlichen Kronlande, aber außer 
dem Gerichtsorte ausgeſtellt ſind. 

Ueber die Beweiskraft der im Auslande ausgeſtellten Urkunden 
ſind die hierüber beſtehenden en zur Richtſchnur zu nehmen, 


Mer fi durch bie —— der erſten Inſtanz über einen 
Gegenſtand der Gerichtsbarkeit außer Streitſachen beſchwert erach— 
tet, hat die Wahl, bei dem unteren Richter eine bloß an dieſen 
ſelbſt gerichtete Vorſtellung, oder eine Beſchwerde (Recurs) anzu— 
bringen, oder mit der Vorſtellung den Recurs zu verbinden. 

Sn allen dieſen Fällen kann die erfte Inſtanz ihre frühere 
Berfügung, in foferne dadurch nicht dritte Perſonen Rechte erlangt 
haben, abändern, und damit die Vorftellung oder Beſchwerde ſelbſt 
erledigen. 

Findet fie fich dazu nicht beftimmt, oder kann wegen ber Rechte 
dritter Perfonen eine Abänderung nur bei dem höheren Richter 
erfolgen, fo Hat fie den angebrachten Recurd an das Obergericht 
zu befördern, oder, wenn bloß eine Vorftellung angebracht worden 
ift, die Partei auf die frühere Verfügung zu verweifen, und zu- 
gleich, wenn es noch nicht geſchehen wäre, über Die Gründe jener 
Berfügung zu belehren. 

Gegen dieſen Befcheid kann die Partei den Reeurs ergreifen, 
welcher ebenfalls bei der erfien Inſtanz anzubringen, und von Dies 
jer dem Obergerichte vorzulegen ift. 

$. 10. 

Den Parteien ift unbenommen in den Borftellungen und Re— 
eurfen neue Umſtände und Beweismittel anzuführen, auch fteht ihnen 
frei, von dem bei der erften Inſtanz angebrachten Necurfe zugleich 
eine Abfchrift an die zweite Inſtanz zu befördern. 

Vorftellungen gegen die über nicht flreitige Rechtsſachen getrof- 
fenen BVerfügungen find binnen vierzehn Tagen, von dem Tage ber 
Zuftellung an gerechnet, und Recurſe entweder binnen eben biefer 
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Srift, oder wenn eine Vorſtellung übergeben worden ift, binnen 
vierzehn Tagen vor dem Zeitpuncte der Zuftellung bes Darauf erfolg. 
ten Befcheides zu überreichen. 

Dem Grmeffen des Gerichtes bleibt jedoch überlaffen, auch 
nach verſtrichener Friſt auf Vorſtellungen und Beſchwerden in den— 
jenigen Fällen Rückſicht zu nehmen, wo ſich die Verfügung noch 
ohne Nachtheil eines Dritten abändern läßt. Recurſe in nicht 
ſtreitigen Rechtsſachen ſind daher auch nach Ablauf der Friſten von 
der erſten Inſtanz anzunehmen und ber höheren Behörde vorzulegen. 

$. 12. 

Verfügungen über nicht fireitige Nechtsangelegenheiten kön— 
nen, in foferne in dem gegenwärtigen Gefete Feine Ausnahmen feft- 
gefegt jind (SS. 177, 191) oder der Richter nicht aus befonderen 
Gründen die Recursfriſt abzuwarten nothwendig findet, fogleich in 
Vollzug geſetzt werben. 

Nach bereit3 angebrachtem Recurſe aber hat bie erfte Inſtanz 
bis zur Erledigung besjelben dem Vollzuge des Beſcheides nicht mehr 
fatt zu geben, und nur im Falle dringender Gefahr, bie zur Sicher— 
heit der Iheilnehmenden nothwendigen Vorkehrungen zu treffen. 

„da, 

Die für das Berfahren in "Streitfachen geltenden Vorſchriften 
über bie Ausfolgung der Entſcheidungsgründe und über bie Be⸗ 
rechtigung der Parteien, von dem über einen Reeurs erſtatteten Be— 
richte Abjchriften zu erheben, finden auch) in dem Verfahren über nicht 
ftreitige Rechtsſachen Anwendung. 

14. 

Wird bie Verfügung bes erfien Nichterd von dem Obergerichte 
abgeändert, fo kann dagegen feine an die zweite Inſtanz ſelbſt ge— 
richtete Vorſtellung, ſondern nur der Recurs an den oberjten Ge— 
richtshof ergriffen werden. Auch dieſer Recurs if binnen vierzehn 
Tagen bei der erftien Inſtanz anzubringen, und von diejer durch das 
Dbergericht dem oberfien Gerichtähofe zur Enticheidung vorzulegen. 

$. 15. 

Der Richter erfter Inſtanz Fann gegen die Verfügung bed 
Obergerichtes den Recurs ergreifen, wenn entweder ihm felbft Strafe 
oder Schadenerſatz auferlegt worben ij, oder wenn er von ber ober⸗ 
gerichtlichen Verordnung für Perſonen, welche fich felbft zu vertres 
ten unfähig find, unmiederbringlichen Nachtheil beforgt. Nur in dem 
letzteren Tolle ift ihm erlaubt, die Ausfertigung und Zuftellung ber 
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von dem Obergerichte erlaffenen Verordnung bis zur Entſcheidung bed 
oberften Gerichtshofes zu verſchieben. 

Der untere Nichter ift aber für bie Folgen ber Verfügungen 
des Obergerichtes nicht verantwortlich, wenn er auch den Recurs zu 
ergreifen unterlaflen hat. 

Jeder Meeurd ber erſten Inſtanz fol unter Beilegung ber Ver— 
handlungs-Aecten bei dem Obergerichte überreicht, und von —* an 
ben oberſten Gerichtshos befördert werben, 

§. 16. 

Hat in Gegenſtänden außer Streitſachen das Obergericht den 
Beſcheid des unteren Richters beſtätiget, ſo findet nur im Falle 
einer offenbaren Geſetz- oder Actenwidrigkeit der Entſcheidung oder 
einer begangenen Nuffität die Bejchwerde an ben oberften Gerichtd- 
Hof ftatt. 

Muthwillige Beichwerdeführungen find na ben Vorſchriften 
ber Broceh- Orbnung zu beftrafen. 

17. 

Die Vorſchriften der Proreß - Ordnung über bie Einſetzung in 
den vorigen Stand gegen die Verfäumung einer veritrigenen Friſt 
oder Tagfagung finden auch in Gefhäften außer Streitfachen Ans» 
wendung, in foferne mit der DVerfäumung ber Friſt oder einer Tag- 
fagung ein Rechtsnachtheil verbunden ift, welcher nicht Durch. eine Be— 
fchwerde an den höheren Nichter oder durch eine neue Eingabe gut— 
gemacht werben Fann. 

8. 18. 

Gegen die über Gegenftände ber Gerichtsbarkeit außer Streit— 
ſachen von dem Gerichte ohne Vorbehalt einer weiteren rechtlichen 
Erörterung getroffenen Verfügungen kann kein Rechtsſtreit erhoben 
werden. Wer dadurch beſchwert zu ſein glaubt, daß ihm der Rechts— 
weg nicht vorbehalten wurde, maß bie im 8. 9 erwähnten Rechts— 
mittel ergreifen. 

Doch finden dieſe Beſtimmungen auf diejenigen Fälle Feine 
Anwendung, in welchen entweder die Rechte britter, bei der Ver— 
Handlung nicht eingefehrittener Parteien eintreten, ober das Geſetz ber 
Partei ein eigened Klagerecht —* 

3 


Gegen Barteien, welche die Me * ergangenen Verfügungen des 
Gerichtes unbefolgt laſſen, ſind ohne weiteres rechtliches Berfahren 
von Amtswegen angemeſſene Zwangsmittel in Anwendung zu brin— 
gen. Wenn Verweiſe, Geld- und Arreſtſtrafen nicht fruchten ſoll— 
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ten, fo find nad Umfiänden auf Koften ber Saumfeligen Cu— 
ratoren zur Beendigung der Sache zu beftellen. 

Bormünder und Guratoren, welche ben gerichtlichen Verord— 
nungen, ungeachtet ber gefchehenen BDetreibung, nidt nachkommen, 
können auch ihres Amtes entjeßt, und für den dem Pflegebefoh— 
lenen verurfachten Schaden verantwortlich erklärt werben. 

Auf die in nicht fireitigen Nechtsfachen ergangenen rechtäfräfs 
tigen Entſcheidungen kann aber auch die Greeution nad) den Vor— 
Schriften der Givilproce$-DOrdnung geführt werben. Das Gericht Tann 
nach Umftänden entweder bie Ereeution von Amtswegen arorbdnen, 
oder einen Gurator zur Ergreifung der Executionsſchritte Deftellen. 

Henn jedoch der Beitand einer Forderung in Folge des Ab— 
ſatzes 7, 8. 2, flreitig ift, fo hängt es von dem Ermeffen des Ge— 
tihtes ab, mit den weiteren Ereeutionsfchritten bis zum Ausgange 
bed Givilprocejjes inne zu Halten, oder dieſe bis zur Gicherftellung 
fortzuſetzen. 


te— Hauptſtück. 
Von der Abhandlung der Verlaſſenſchaften. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Anordnungen. 
8. 20. 

Zum Zwecke der Verlaſſenſchaftsabhandlung haben die Gerichts— 
behörden bei Todesfällen, und in Fällen rechtskräftig erfolgter Todes⸗ 
erklärungen einzuſchreiten. 

8.21, | 

Das Gericht, welchem nad dem Gelege über die Zuſtändigkeit 
in bürgerlichen Rechtsſachen die Abhandlung der Verlaffenichaft eines 
Inländers zufommt, Hat biejelbe über alles, wo immer befindliche 
bewegliche Vermögen und die in dem öfterreichifchen Kaiſerſtaate ge— 
legenen unbeweglichen Güter des Derftorbenen zu piiegen. 

$. 22. 

Ueber die innerhalb des Öfterreichifchen Staates liegenden unbe⸗ 
weglichen Güter eines verſtorbenen Ausländers kommt dem nach dem 
Geſetze über die Zuſtändigkeit in bürgerlichen Rechtsſachen dazu be— 
rufenen öfterreichiſchen Gerichte, wenn nicht durch Staatsvertraͤge ein 
anderes Uebereinkommen getroffen wird, die Abhandlung im vollen Um- 
fange zu, Dasfelbe hat daher die Beurtheilung der Rechte aller Bethei— 
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ligten und die Objorge über bie Berichtigung fämmtlicher Abhand- 
lungsgebühren nad ben hierländigen Geſetzen zu pflegen. 
$. 23. 

In Anfehung des beweglichen Bermögend ber in dem dfter- 
reichiſchen Staate oder im Auslande verftorbenen Ausländer Haben 
bie öfterreichiichen Gerichte, wenn ber MBerftorbene einem Gtaate 
angehört, welcher fich nad) gleichen Grundſätzen benimmt, ber zuftändi- 
gen audländifchen Behörde bed Erblafjerd fowohl bie Erbichaftäver- 
handlung, ald die Entjcheidung aller ftreitigen Erbanſprüche zu über- 
laflen, und fich in ber Regel darauf zu befchränfen, für Die Sicherung 
des Nachlaſſes und der Anfprüche derjenigen Erben und Legatare, 
welche öfterreichiiche Unterthanen oder in dem öfterreichiſchen Staate 
fig aufhaltende Fremde find, dann für die Befriedigung der hier- 
ländigen Gläubiger nad den in ben 88. 137—139 enthaltenen 
Vorschriften zu forgen. 

Gehört der verftorbene ‚Ausländer einem Gtaate an, wel- 
her die Zuftändigkeit der üfterreishiichen Gerichtöbehörden rüdficht- 
lich des dort befindlichen Nachlaffes üfterreichticher Unterthanen nicht 
im gleigen Maße anerfennt, — worüber bie Behörden im Zwei— 
fel die Belehrung des Juſtizminiſters einzuholen haben, — ober 
deſſen Benehmungsweife nicht ermittelt werden Tann, fo ift im er= 
ften Falle der Grundſatz der Gegenfeitigfeit zu beobachten, im zweiten 
Falle aber über den hierlands befindlishen Nachlaß eines ſolchen 
Ausländers, wie über die Verlaſſenſchaft jedes Inländers zu verfahren. 

§. 24. 

Sollten in dem Falle, als über den Nachlaß eines Auslän- 
ders, welcher feinen ordentlichen Wohnſitz in dem öſterreichiſchen Staate 
genommen hatte, nach den angeführten Beſtimmungen (8. 23) die Ab- 
handlung von der ausländiſchen Behörde zu pflegen wäre, bie hier— 
landes befindlichen Beiheiligten um die Abhandlungspflege durch 
bie öfterreichische Gerichtsbehörde anſuchen, jo hat die letztere Die Erb» 
verhandlung nad den öſterreichiſchen Gejegen vorzunehmen, joferne 
über vorausgegangene Edictal-Vorladung auch bie auswärtigen Be— 
theiligten,, von welchen etwa Erbrechtsanſprüche angemeldet wurden, 
fish diefer Verhandlung unterwerfen. 

Wie ſich hiebei zu benehmen, und wie iusbeſondere hinſichtlich 
der Verlaſſenſchaften der in dem öſterreichiſchen Staate verſtorbenen 
türkiſchen Unterthanen zu TREE jei, wird in ben 9% 140-144 
beſtimmt. 
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93. 

Der bewegliche Nachlaß der Ausländer, rückſichtlich deren nicht 
ausgemittelt werden kann, welchem Staate ſie angehören, oder welche 
die Staatsbürgerſchaft in demjenigen Staate, welchem ſie angehör— 
ten, bereits verloren haben, iſt von den öſterreichiſchen Gerichten und 
nach öſterreichiſchen Geſetzen zu ein, 

$. 


Hat der Berftorbene außer — frei vererblichen Vermögen 
auch ein Fideicon! miß, ein Lehen oder ein mit fideicommifjarifcher 
Subftitution behaftetes Vermögen beſeſſen, jo müſſen bie verfchiede- 
nen Erbſchaftsmaſſen bei ber ganz abgefondert werben, 

$. 


Das Gericht, welchem bie — — der Verlaſſenſchaft zu— 
ſteht, iſt allen Erben, Legataren und anderen Theilnehmenden, wenn 
ſie auch für ihre Berfon einer anderen Gerichtöbarfeit unterwor= 
fen find, it den im Gefehe beftimmten Fällen ($$. 77, 78) zur 
Erbfchaftsverhandlung Curatoren zu beftellen berechtiget. Die Ab— 
handlungs⸗Inſtanz Hat über alle bei der Erbverhandlung entfiehenden 
Tragen auch dann zu enticheiden, wenn Mündel oder Brlegebefohlene 
als Erben eintreten, bie nicht unter ihrer Yurisdietion fiehen, Soll 
aber hei der Erbtheilung in Rückſicht der Uebernahme unbeweglicher 
Güter oder in anderen wichtigen Puncten von ber Anordnung des 
Geſetzes oder des Erblafiers durch beſondere Uebereinkunft abgegangen 
oder über zweifelhafte Rechte ein Vergleich geſchloſſen werden, ſo iſt 
hiezu die are ber Vormundſchafts⸗ oder Gurateläbehörde er- 
forderlich. 

§. 28. | 

Die Todfallsaufnahme und DVerfieglung des Nachlafjes, die Er- 
dffnung und Kundmachung bes Testen Willens, und alle in Bezie- 
hung auf das Verlaſſenſchaftsvermögen erforderlichen unaufſchiebli— 
hen Vorkehrungen ſtehen dem Bezirfögerichte (Stuhlrichteramte, der 
Prätur), in deſſen Bezirf der Todfall ſich ereignet hat, in ber Re— 
gel auch dann zu, wenn die Verlaſſenſchaftsabhandlung nach ven 
Beftimmungen bed Gejehes über die Gerichtäzuftändigfeit von einem 
anderen Bezirksgerichte oder von einem Gerichtshofe zu pflegen, oder 
einer auswärtigen Gerichtsbehörde ($. 23) zu überlaffen ift. 

Sn Fällen, wo die Abhandlungspflege einem Gerichtähofe zu— 
fteht, kann jedoch derſelbe dieſe Aete, wenn er von dem Todfalle 
Kenntniß erhält, auf Anſuchen der Betheiligten, oder aus wichtie 
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gen Gründen von Amtswegen auch durch eigene Abgeordnete vor- 
nehmen laſſen. 
8. 29. 

In denjenigen Kronländern, in welchen das Notariats-Inſtitut 
beiteht, Fünnen die üffentlihen Notare ($. 3) nicht nur zur Tod— 
fallsaufnahme ($$. 36, 93), zur Grrichtung ber Inventur und 
zur Vornahme von Feilbietungen algeorbnet werden, fonbern auch, 
nachdem von dem Gerichte die Erbserflärung angenommen ift, Ver— 
laffenfchaftsausmeife und Erbtheilungen aufnehmen, und alle zur Er» 
wirfung der Ginantwortung erforderlichen Acte vergeftalt vorbereiten 
und zur gerichtlichen Genehmigung vorlegen, daß der Richter in bie 
Lage: gefegt wird, ſogleich über diefe Eingabe des Notard mit ber 
 Ertheilung der Cinantwortungs-Urfunde vorgehen zu fünnen. 

30 


Die öffentlichen Notare haben bei diefen Geſchäften bie für bie 

Gerichtsabgeordneten beſtehenden DVorfihriften zu beobachten. | 
$. 31. 

In wieferne den Gemeinden und ihren Vorftänden bie Mitwir- 
fung in Angelegenheiten ber Verlaſſenſchaftsabhandlung zufteht, wird 
durch bejondere Vorſchriften beſtimmt. 

$. 32. 

Bei den Gerichtshöfen iſt über jede Verlaſſenſchaftsabhandlung 
ein Tagebuch zu führen, welches eine ſtete Ueberſicht über den Stand 
ber Verhandlung und die darin vorzukehrenden Maßregeln zu gewaͤh— 
ren geeignet ſein muß. 

6. 33. 

Welche Ausweife jedes Gericht am Schluſſe des Jahres über 
die anhängig gebliebenen Berlaffenfchaftsabhandlungen dem Ober 
gerichte zu erftatten hat, wird in bem Gefete über die Geſchäfts— 
ordnung ber Gerichtäbehörden beftimmt, 


Zweiter Abichnitt. 
Don der Todfall3aufnahme, 
$. 34, 

Die Bezirfögerichte haben dafür zu forgen, baß ihnen alle in 
ihrem Bezirfe vorfommenden Todfälle ſogleich befannt werden. Auf 
den flachen Lande follen die Gemeindevorfteher dem Gerichte jeden 
in ihren Gemeinden eingetretenen Todfall ſogleich anzeigen. 


$. 35. 
Die Angehörigen und Hausgenofjen bed Verſtorbenen ſowohl als 
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dritte Perſonen haben fich jeder eigenmächtigen Verfügung mit dem 
Berlaflenichaftävermögen ſtrenge zu enthalten. 
$. 36. 

Sobald das Bezirfögericht von einem Todedfalle Nachricht er- 
hält, hat dasſelbe entweder durch einen Gerichtsabgeorbneten, oder 
durch einen Öffentlichen Notar die Todfalldaufnahme zu veranlaffen. 
In wichtigen Fällen können hiezu auch zwei Gerichtsabgeorbnete be— 
jtellt werden. | 

$. 37. 

Das Bezirfögeriht kann innerhalb ſeines Sprengeld einem 
öffentlichen Notare auch eine allgemeine Ermächtigung zur Auf— 
nahme aller in einem beftimmten Bezirfe vorkommenden Todesfälle 
ertheilen. 

$. 38. 

Der Abgeordnete, welchem die Todfallsaufnahme übertragen ift, 
bat fih zu dieſem Ende mit möglichfter Beichleunigung, und wenn 
Gefahr am Verzuge haftet, augenblidlich in die Wohnung des Ver— 
ftorbenen zu begeben, daſelbſt mit Zuziehung zweier Hausgenofjen 
oder in deren Ermanglung zweier anderer Zeugen die Erhebung über 
diejenigen Berbältniffe, welche auf die Berlafienichaftsabhandlung 
Einfluß nehmen, zu pflegen und nöthigrnmäß bie Verſieglung bes 
Nachlafjed vorzunehmen. 

$. 39. 
. ift inäbejondere 
. über Bor- und Zunamen, Stand oder Beſchäftigung, Alter 
und ——— des Verſtorbenen; 

2. über den Tag und Ort des erfolgten Todes, den letzten 
ordentlichen Wohnſitz des Erblaſſers und alle Verhältniſſe, welche die 
Gerichtscompetenz beſtimmen; 

3. über den Namen und Aufenthaltsort des allenfalls hinter— 
laſſenen Ehegatten, und 

4. über Namen, Stand, Alter und Aufenthaltsort der groß— 
und minderjährigen Kinder des Berftorbenen Erfundigung einzuzie- 
hen. Wenn 

5. die Erbfolge oder Vormundſchaft über des Erblaffers Kinder 
die nächften Verwandten trifft, ift der Name, Stand, dad Alter und 
der Aufenthaltsort derfelben, and wenn zur Zeit ber erfien Erhe— 
bung der Teftamentserbe ſchon bekannt if, auch der Wohnort bie- 
ſes legteren auszuforichen. 

11 


82 


Der Gerichtsabgeordnete foll: 

6. vorläufig im Allgemeinen Auskunft darüber zu erhalten fu» 
hen, ob der Nachlaß von einiger Bedeutung fei, ob und welche 
unbeweglichen Güter dazu gehören, und ob eine beträchtliche etwa das 
Vermögen überfteigende Schuldenlaft wahrjcheinlich fei, In foferne 

7. dem Gerichte die Tegtwilligen Anordnungen des Erblafjers 
nicht ohnehin befannt find, tft die forgfältigfte Nachforfehung zu pfle- 
gen, ob ein letter Wille, ein Erbvertrag eine Scenfung auf ben 
Todesfall oder Ehepacten vorhanden ſeien, oder an einem britten 
Orte, allenfalls bei einem Gerichte oder öffentlihen Notare, erliegen. 

8. Iſt Erkundigung darüber einzuziehen, welche Vormundſchaf— 
ten oder Guratelen der Berftorbene verfehen habe; ob für befien 
Kinder oder Erben etwa bereit3 Bormünder oder Guratoren benannt 
feien, und wen bie Überlebende Wittwe zum Mitvormunde vorzu⸗ 
ſchlagen gedenke; dann 

9. ob der Verſtorbene über Amtsgelder geführt, eine 
Beſoldung, Venſion, Stiftung oder Unterhaltsgelder aus öffentli— 
chen Caſſen bezogen habe; endlich 

10. ob ſich in der Verlaſſenſchaft nicht Gegenſtände vorfinden, 
welche nach den ſpäter (88. 90 und 91) folgenden Vorſchriften eine 
bejondere Anzeige erfordern. 

$. 40. 

Ueber die angeführten Puncte hat der Gerichtsabgeordnete bie 
Hausgenoffen und Angehörigen ded Erblafjers und andere von deſ— 
jen Berhältniffen unterrichtete Berfonen zu vernehmen. 

Sm Falle der Nothwenbigfeit find au die Schränfe und Be- 
hältniffe des Erblafjers, in welchen eine legtwillige Anordnung, oder 
andere für bie Verlafſenſchaftsabhandlung wichtige Papiere ver=- 
wahrt fein können, zu eröffnen und zurbefihtigen. Hierbei iſt ſtets 
mit der erforderlichen Schonung zu Werfe zu gehen. Doch können 
bie Abgeordneten, wenn ihnen darin Hinderniffe in ben Weg ge= 
legt werben, ſich angemeffener Ziwangsmittel, und zwar in foferne 
Gefahr am Verzuge eintritt, jelbft ohne vorläufige Genehmigung bes 
Gerichted bedienen. 

8. 4. 

Wird eine offene letzte Willenserklärung vorgefunden, jo hat fie 
der Gerichtsabgeordnete fogleich durch Ableſung in Gegenwart zweier 
Zeugen und der fonft etwa anweſenden Perfonen fund zu maden. 
Verſiegelte,letztwillige Erklärungen müffen, wenn die Todfalldaufnah- 

me nicht von dem Vorſteher des Gerichtes jelbit vorgenommen wird, 
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zur Eröffnung und Kundmachung an bad Gericht abgegeben werben. 
Nur wenn der Inhalt durch die Kundmachung bei den Gerichte nicht 
zeitlich genug befannt werden Fünnte, ift auch der Gerichtsabgeorbnete 
berechtiget, biefe Urkunden fogleich jelbft zu eröffnen und Fund zu 
machen. Bei der Kundmachung eined lebten Willens hat derſelbe 
ſtets nach Borjärift der SH. 61—64 zu verfahren. 

ir Air 

Hat der Erblaffer feinen letzten Willen mündlich erklärt, fo ift, 
wenn nicht Schon eine fehriftlihe Aufzeichnung von Seiten der Zeu— 
gen vorhanden ift, welche darüber Auskunft gibt, Name, Stand 
und Wohnort der Lebteren in der Todfallsaufnahme anzugeben, 

'g. 43, 

Wenn die befanuten oder muthmaßlichen Erben ihr Vermögen 
jelbft zu verwalten fähig find, fo ift in der Regel die Berlafienjchafts- 
maſſe ohne Anlegung des Gerichtsſtegels ihnen, oder ihren mit ge= 
höriger Vollmacht verfehenen Geſchäftsträgern, oder den von dem 
Erblaſſer dazu benannten Perſonen in Verwahrung zu belaſſen. 
Nur ift auch in dieſem Falle auf die vorgefchriebene Sicherftellung 
der Verlaſſenſchaftsgebühren Bedacht zu nehmen. Wenn dagegen Die 
Erben ihr Vermögen zu verwalten unfähig, abweſend oder gänz— 
ih unbekannt find; wenn eine dad Vermögen überfteigende Schul- 
benlaft zu beforgen ift, oder andere Umſtände befondere Vorſicht 
fordern, fo muß die Berlaffenfchaftsmafie ſogleich verfiegelt werden. 

| $, 44. 

Auch wenn auf Anſuchen eines Erbſchaftsgläubigers, Lega— 
tars oder Notherben in Folge des 8. 812 des allgemeinen bürger— 
lichen Geſetzbuches, von dem Gerichte die Abſonderung der Verlaſ— 
ſenſchaft von dem Vermögen des Erben bewilliget wird, muß die 
Verſieglung des Verlaſſenſchaftsvermögens vorgenommen werden. 

| $. 45 

Wenn ber Fall der Berfieglung eintritt, hat der Gerichtdab- 
geordnete das vorhandene bare Geld, das Gold» und Gilberge- 
räthe, die Pretioſen, öffentlichen und Beivat-Schuldfeine und fonft 
vorhandenen wichtigen Urkunden zu Gericht zu erlegen; andere Ver— 
laſſenſchaftsſchriften, Fahrniſſe und Geräthichaften aber, in joferne 
es thunlich und zur Berfiherung ver Iheilnehmenden nöthig ift, in 
einem: oder mehreren Zimmern oder an einem anderen fchielichen 
Orte vorfichtig zu verſchließen, und durch Anlegung des Gerichts— 
ſiegels auf die Thüren, Behältniſſe oder Schränke von allen Sei— 
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ten fo zu verwahren, daß ohne Berlegung bed Siegels und ficht- 
bare Gewalt nichts entfernt werben kann. 
$. 46. 

Augleih Hat der Gerichtsabgeordnete die Aufficht über bie 
Verlaſſenſchaftsmaſſe und die Beforgung des Hausweſens einſtwei— 
len und bis auf weitere Verordnung des Gerichtes einem Haus— 
genoſſen des Erblaſſers oder einer anderen tauglichen Perſon anzu— 
vertrauen. Dieſer werden auch die zur Berichtigung der Leichenkoſten 
und anderen dringenden Auslagen und zur Beſtreitung des Haus— 
weſens erforderlichen Beträge aus den Verlaſſenſchaftsgeldern vorge— 
ſchoſſen und diejenigen Fahrniſſe übergeben, die ihrer Beſchaffenheit 
nach nicht verſperrt werden können, dem Verderben unterliegen, 
oder zum Wirthſchafts- oder Geſchäſtsbetriebe unentbehrlich ſind, oder 
bei welchen keine Gefahr zu beſorgen iſt. | 

$. 47. 


Iſt der Fünftige Wormund oder Gurator der Erben ſchon zu— 
verläjjig befannt, fo können nach Umftänden auch alle DBerlafjen- 
ſchaftsgegenſtände, die nicht zu Gericht zu erlegen find, unverfiegelt 
in feiner Verwahrung gelajjen werben. 

48 


Immer find jedoch unverfchloffen gebliebene Bahrniffe nad 
Thunlichkeit zu verzeichnen. | 
Auch ift fogleich ein Werzeichnig der von dem Gerichtsabgeorbne- 
ben in Empfang genommenen Gelder, Koftbarfeiten und Urkunden 
zu verfertigen, mit feiner Unterſchrift zu verjehen, und ben Er— 
ften oder derjenigen Perfon, welcher die Obſorge über bie Berlafien- 
Schaft anvertraut wird, zu übergeben. 
$. 49, | 
Iſt nur ein Theil der Erben zur Verwaltung feines Vermö— 
gend unfähig oder abweſend, oder treten dieſe Umftände nur bei 
Nflichttbeilnehmern oder Legataren ein, jo fann fih das Gericht 
mit dem gerichtlichen Erlage eines zur Deckung biefer Ansprüche 
hinreichenden Theiles dazu geeigneter Verlaſſenſchaftsgegenſtände be— 
gnügen. Auch diefer Erlag kann jedoch erlaffen werden, wenn eine 
zur Sicherftellung geeignete Berlaffenfchaftsrealität vorhanden if. 
$. 50. 
Usber die bei ber Todfallsaufnahme, dem $. 39 gemäß, erho— 
benen Umftände, über die getroffenen Verfügungen und insbeſon— 
dere über die allenfalls vorgenommene Berfieglung des Vermö— 
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gens und die Kundmachung der letztwilligen Anorbnung ift dem Ge— 
richte unverzüglich Bericht zu erſtatten. 

Diefe Berichte, wozu gedruckte, nach dem Mufter Nr. I. 
eingerichtete Rormularien gebraucht werden fönnen, find son dem 
Gerichtsabgeordneten, von den anweſenden zwei Zeugen und denje— 
nigen Perſonen, welche die Verlaſſenſchaft in Aufſicht oder Ob— 
ſorge übernommen, Vorſchüfſe erhalten oder verbindliche Erklärungen 
abgeneben haben, eigenhändig zu unterfchreiben. 

Die zu Gericht erlegten Gelder, Kuftbarfeiten und Urkunden 
nz zen jie nicht mittelft eine3 von den Zeugen mitunterzeichne- 
ten Geſuches überreicht werden, in dem Berichte über den Tod— 
fall ſelbſt, oder in einem beſonderen, mit der Unterſchrift der Zeu⸗ 
gen verſehenen Verzeichniſſe oder Protokolle anzugeben. 

$. 51. 

Der Bericht über die Todfallsaufnahme ift auch dann zu er- 
ftatten, wenn der Verftorbene ganz mittello8 war. Die Todfallsauf— 
nahme darf nur bei Minderjährigen, welche zur Zeit ihres Todes 
unter värerlicher Gewalt geftanden find und Tein Vermögen bejef- 
fen haben, unterbleiben, wenn die Eltern oder andere  Betheiligte 
bie Zodfalldaufnahme nicht verlangen. 

$. 52. 

Iſt die Verlaffenfchaft zu unbedeutend, um darüber weitere 
gerichtliche Verhandlungen einzuleiten, fo fol dieſes in der Todfalls— 
aufnahme angezeigt und zugleih, wenn ein Dritter den ganzen 
Nachlaß auf Abſchlag feiner Forderungen oder gegen Berichtigung ber 
Schulden und Auslagen zu übernehmen fich erbietet, —— das 
Nöthige bemerkt werben. 

8. 53. 

Wenn bekannt oder zu vermuthen iſt, daß der Verſtorbene 
Amtsſchriften, Amtsgelder oder Schlüſſel zu öffentlichen Caſſen in 
ſeiner Wohnung gehabt habe, jo hat die Behörde, deren Mitglied 
oder Untergebener er war, fogleich einen Commiſſär abzufenden, wel— 
cher fich mit dem Gerichtsabgeordnieten in die Wohnung des Erblaf- 
jerd zu verfügen und dieſe Amtsgegenſtände gegen Empfangsſchein 
zu übernehmen hat. Kann das Gericht feine Amtsverrichtungen 
nieht bis zur Ankunft des Commifſaͤrs verfehieben, oder finden fich 
Amtsſchriften, Amtsgelder oder Caſſeſchlüfſel in ver Verlafienfchaft ei- 
ner Perſon, bei der man fie nicht vermuthet Hat, jo follen fie. von 
dem Gerichtsabgeordneten, welcher fich Dabei aller ihm nicht zufte- 
henden Nachforſchungen in. den AUmtsfchriften zu enthalten Hat, in 
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fihere Verwahrung gebracht und baldmöglichſt an die — Be— 
hörde übergeben werden. 
$. 54. 

War der Erblaffer ein Beamter eben bed Gerichtes, wel» 
ches den Todesfall aufzunehmen hat, fo werden Schriften, Gelber 
und Schlüffel von dem Gerichtsabgeordneten felbft übernommen, 
in ein Berzeihniß gebracht und dem Gerichte übergeben. 

$. 55. 

Die Borfihriften des $. 53 find auch bei Topfälfen von Mi- 
litärperfonen, über welche die Berlaffenfchaftsabhandlung von den 
Givilgerichten gepflogen wird, zu beobachten, wenn in dem Nachlaffe 
auf den Militärdienft fich beziehende Gegenftände vorgefunden werben. 

Auch müfjen alle mit der Hand gezeichneten Pläne oder Grund- 
rifje von in= und ausländifchen Feftungen oder feften Pläten, alle mit 
der Hand aufgenommenen Gegenden und Pläne von Bataillen, alle 
Ichriftlichen Bemerkungen, Hand-Auszüge, Entwürfe und Projeete, 
welche den Militärdienft betreffen, vem Armee-Obereommando zur Be— 
urtheilung, was hiervon den Erben zu erfolgen ſei, eingejendet werben. 

8, 56, 

Von Seelſorgern oder Prieftern binterlaffene Urkunden und 
Bücher, welche in ihre Amtsverrichtungen einfchlagen, als: Taufz, 
Trauungs- und Todtenbücher, Brotofolle über Kirchenfacden und geift- 
liche Amtsgejchäfte, der Kirche oder Pfarre gehörige Urkunden, 
dann Privatſchriften, welche Gewiſſens- oder Disciplinar-Angelegen- 
heiten betreffen, find fchon bei der Todfalldaufnahme von dem Erb- 
ſchaftsvermögen abzufondern, in ein eigenes DBerzeichniß zu bringen, 
und dem zur Uebernahme verfelben abgeordneten geiftlichen Com— 
miffär gegen Empfangsbeftätigung einzuhändigen. 

Diefer Commiffär ift entweder ſchon zu den erfien Nachfor— 
Ihungen in der Wohnung des Grklaffer8 zuzuziehen, oder bie 
Uebergabe der Schriften an denfelben in ber Folge fobald als mög— 
lid zu veranftalten. Wegen Benennung vesjelben Haben fidh bie 
Gerichte nöthigenfalls an das bifchöfliche Gonfiftorium, bei nicht 
katholiſchen chriſtlichen Seelforgern an ihre geiftlichen Obern oder 
allenfalls an die politische Behörde zu wenden. 

Mo die Geburtd-, Trauungs- und Todtenbüder ber Israeli⸗ 
ten von ihren Religionslehrern oder von den Mitgliedern der Ge- 
meinde geführt werben, ift auch wegen fisherer Verwahrung und 
Uebergabe viefer Bücher von dem Gerichte das Nöthige zu verfügen. 
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$. 57. 

In wieferne in einigen Kronländern bei Verlaſſenſchaften von 
Mitgliedern der höheren Geiſtlichkeit zur Todfallsaufnahme auch no 
Bertreter des Staatöfchages oder ber öffentlichen Sonde oder Abge- 
ordnete der politiichen Behörden beizuziehen find, beſtimmen befon- 
dere Vorſchriften. 

8. 58, 

Stirbt in denjenigen Kronländern, in welchen dad Notariats— 
Inſtitut eingeführt ift, ein ausübender öffentlicher Notar, fo ift nad 
Vorſchrift der Notariat3-Oronung ein Abgeorbneter des Notariatd- 
Archives (der Notariatöfammer) beizuziehen, welchem alle das No- 
tariat betreffenden Bücher und Acten nebft dem —— zu 
übergeben ſind. 

Iſt eine ſolche Zuziehung nicht thunlich, ſo hat der Gerichts⸗ 
abgeordnete einſtweilen für die ſichere Verwahrung der genannten 
Gegenftände Sorge zu tragen. 

8. 59. 

Wenn ſich in einer Verlafienichaft Gegenftände vorfinden, welche 
nad Vorſchrift der 99487, 90 und 91 von dem Gerichte an an— 
bere Behörden eingefendet werden müflen, jo find biejelben von. bem 
Gerichtsabgeordneten gleich bei der Tobfallsaufnahme in Empfang 
zu nehmen und bemz Gerichte zur weiteren —— vorzulegen. 

$. 60. 

Die beſtehenden beſonderen Vorſchriften über die Aufnahme der 
Todfälle von Perſonen, welche in öffentlichen Verſorgungs-, Kran— 
ken⸗ oder Contumaz-Anſtalten ſterben, find auch künftig zu bes 
obachten. 


Dritter Abſchnitt. 
Von der Kundmachung der letzten Willenserklärung. 
$. 61. 

Schriftliche Teftamente und GEodieilfe müflen, ſobald über den 
Tod des Erblafiers Fein Zweifel obwaltet, felbft wenn bemfelben 
ein gejegliches Erfordernig mangeln follte, fogleich eröffnet und kund— 
gemacht werden. Sie find dem Vorſteher verjenigen Gerichtäbehörbe, 

welcher die Todfallsaufnahme obliegt, zu überreichen. 
Diefer bat fie, wenn die Kundmachung nicht fehon bei ber 
Todfallsaufnahme geichehen ift, ($. 41), in Gegenwart von zwei 
eugen, deren einer ber Ueberbringer fein kann, ohne das Siegel 
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zu bejchädigen, zu eröffnen, und ven Zeugen vorzulefen, oder durch 
einen Gerichtöbeamten vorlejfen zu laſſen. 

Hat der Erblaffer mehrere letztwillige Anordnungen hinterlaffen, 
jo werden alle, folgleich auch diejenigen, welche — oder ab— 
geändert zu fein ſcheinen, kundgemacht. 

$. 62. 

Die Kımdmadung des Feten Millens gejchieht ohne Vor— 
ladung der Berheiligten. Es bleibt ihnen jedoch . unbenommen, 
ſich unaufgefordert dabei einzufinden. | 

$. 63. 

Ueber die Kundmachung des Feten Willens muß ein Protokoll 
aufgenommen, und darin zugleich angeführt werben: . 

1. Die Anzahl und dad Datum ver vorgefundenen Testwilli- 
gen Anordnungen, 

2 von wem fie dem Gerichte überreicht wurden, 

3. welche Zeugen bei der Eröffnung und Kundmachung zu— 
gegen waren, und 

4. ob die Urkunden offen oder verfiegelt überreicht wurden. 

5. Sollte bei der Eröffnung eine Verlegung des Siegels oder 
an der Urfunde jelbft eine Radirung, Gorreetur oder etwas andered 
Bedenkliches wahrgenommen werben, fo ift auch dieſes zu bemerken. 

Das Brotofofl ift von dem Richter und den zugezogenen Zeu- 
gen zu unterfertigen, 

| $. 64. 

Auf der letztwilligen Anordnung ſelbſt ift der Tag der Kumd- 
machung fowohl als die Anzahl und dad Datum der übrigen noch 
vorhandenen, wenn auch nicht zu gleicher Zeit vorgefundenen Te— 
ftamente oder Godieilfe zu bemerken, und diefe Anmerkung von dem 
Nichter zu unterfertigen.. 

Finder ſich ein letzter Wille nach bereit erfolgter Erledigung 
der Todfalldaufnahme vor, fo ift nah der Kundmachung auf bie 
in den $$. 75, 76, 80 und 84 vorgefchriebenen Verfügungen Be- 
dacht zu nehmen. 

al0tn aa 57 

Wird dem Gerichte befannt, daß der Erblaffer jeinen legten 
Willen mündlich erklärt Habe, und liegt darüber ein gehörig verfaß— 
ter, von allen Zeugen eigenhändig gefertigter Aufſatz vor, fo ift mit 
der Kundmachung desſelben wie bei einem ſchriftlichen Teftamente 
vorzugehen. Außer dieſem Falle hat das Gericht ſämmtliche Zeugen 
von Amtswegen vorzuladen, jeden berjelben allein, vorläufig ohne 
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Beeidigung ($. 123), über feinen Namen und Stand, über fein Als 
ter, dann über den Inhalt ber legten Willenserklärung, und bie 
Umſtände, von benen bie Giltigfeit derjelben abhängt, fo wie über 
Zeit und Ort der von dem Erblaffer abgegedenen Erklärung zu 
vernehmen und das aufgenommene Protokoll kundzumachen. 
. 66. | 
Derlangt aber eine Partei bein $. 586 des bürgerlichen Ge- 
ſetzbuches gemäß die eidliche Vernehmung ber bei der Errichtung ber 
mündlichen ITettwifligen Unordnung zugezogenen Zeugen, fo hat ber 
Richter ohne vorläufiges rechtliched Berfahren den Bittfteller, die Zeus 
gen, und wenn e3 ohne Gefahr am Verzuge geſchehen kann, die übri— 
gen Marteien, welche wegen des Erbrechtes zu dent Nachlaſſe bereits 
eingeſchritten find, vorzuladen, bie Zeugen zu beeidigen, und ſohin nad 
ben Vorſchriften der Vroceß-Ordnung jeden derjelben ohne Gegenwart 
der übrigen über die allgemeinen Frageſtücke, über den errichteten. 
legten Willen und die oben ($. 65) erwähnten Umſtände zu Pro» 
tofofl zu vernehmen. Nötbigenfalls kann den Zeugen dabei ber über 
ben legten Willen bereits verfertigte Aufjag vorgelefen werden. Aug 
fteht den vorgeladenen Parteien frei, vor oder bei der Tagſatzung 
Tragen vorzufihlagen, welche ber Richter, wenn fie zweckmäßig er⸗ 
jcheinen, bei der Vernehmung der Zeugen zu berüdjictigen hat. 
Megen Abhörung derjenigen Zeugen, welche einen anderen Ges 
richte unterftehen, hat die Abhandlungsbehörde das Erfuchen dahin 
zu erlajfen. Iſt fein Geſuch um Beeidigung der Zeugen überreicht 
worden, jedoch aus dem Inhalte ihrer Ausfage bie Berheiligung 
von Perſonen erfihtlih, für Deren Rechte von Amtswegen zu for- 
gen if, fo hat das Gericht, wenn Gefahr am Verzuge iſt, und ber 
Vertreter der gedachten Perſonen nicht zeitig genug für ſie ein- 
fchreiten Fann, einen Gurator mit dem Auftrage zu beftellen, im 
Namen dieſer Betheiligten die Beeidigung der Zeugen anzuſuchen. 
67 | 


Die auf diefe Art erfolgte eidliche Befätigung einer münd— 
lichen Iegten Willenserklärung Hat nicht nur in Anfehung berjente 
gen, welche darum angefucht haben, oder fonft zur Vernehmung vore 
geladen worden find, fondern zwifchen allen bei dem Nachlaſſe bes 
theiligten Perfonen Beweisfraft. Es bleibt aber jedem Theile un« 
benommen, bie Giltigfeit des abgelegten Zeugniffes oder der An- 
ordnung durch den Beweis obwaltender bei der DVernehmung ber 
Zeugen nicht vorgefommener Mängel oder entgegenftehender Um⸗ 
ftände im rechtlichen Verfahren zu beftreiten, u 
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$. 68. 

Die Originalien der über Ieptwillige Anordnungen errichteten 
Urkunden follen in der MRegiftratur, auf die in der Gefhäftdorbnung 
vorgefchriebene Weile ftrenge verwaßrt werben. Auf Berlangen find 
fie den Gerichtsbeamten und Barteien, denen baran gelegen iſt, in 
ber Regiſtratur oder Gerichtöftube von einem Negiftraturäbeamten 
vorzuweiſen. 

Von jeder ſolchen Urkunde iſt ſogleich nach der Kundmachung 
eine beglaubigte Abſchrift zu verfaſſen und den Abhandlungsacten 
beizulegen. 

$. 69. 

Die Vorfchriften der 88. 61, 64 und 68 gelten auch für bie 

Erbverträge der Ehegatten. 
$. 70. 

Mie ſich das Gericht bei der Kundmachung einer von einem 
öffentlichen Notare aufgenommenen legtwilligen Anordnung zu beneh⸗ 
men habe, und wo die Urſchrift berfelben aufzubewahren fei, wird 
in der Notariat3-Ordnung beſtimmt. 


Dierter Abſchnitt. 
Bon den Berfünungen bes Gerichtes über die Tod— 
falldaufnahme und bie 2. MWillenserflärung. 


Das Bezirfögericht Hat nach —5 Prüfung und im er⸗ 
forderlichen Falle eingeleiteter Ergänzung der Topfalldaufnahme dies 
jelbe, wenn es zugleich Abhanolungsbehörde ift, den nachfolgenden 
Beflimmungen gemäß zu erledigen, im entgegengefegten alle aber 
der zuftändigen Abhandlungsbehörde zur Erledigung zu überfenden. 
Die Abhandlungsbehörden follen insbeſondere ſogleich beftimmen, 
ob und welde Vorkehrungen zur GSiderfiellung und Verwaltung 
ber Verlaſſenſchaft etwa noch zu treffen, und welche Berfländigungen 
einzuleiten find. 

$. 72. 

Ergibt ſich aus der Todfalldaufnahme, daß ber Berftorbene 
fein Bermögen binterlaffen hat, jo wird der Bericht über die Tod» 
fallsaufnahme von der Abhandlungsbehörde dahin erlediget, Daß we— 
gen Abganges eines —— keine Verlaſſenſchaftsabhandlung 
ſtattfinde. 

$. 73. 
SA ber Nachlaß unbedeutend und nach ben Umfländen zu ver- 
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muthen, daß nur bie dringendften Verlaſſenſchaftsſchulden berichtiget 
werden können, fo hat das Gericht die Parteien über die Beſchaf⸗ 
fenheit und ben Werth des Nachlafjes, dann über den Betrag ber 
Krankheits⸗ und Leichenfoften und anderer mit befonderem Vorrechte 
verbundener Borderungen zu vernehmen und das dadurch erſchöpfte 
Bermögen den Gläubigern an Zahlungdftatt zu überlafien. Sn dem 
Beicheide, wodurch bie Abhandlung auf biefe Art abgethan wird, 
müfjen aber vie einzelnen Porberungen der Gläubiger, zu beren 
Berichtigung die Ueberlaſſung an Zahlungsftatt erfolgt, genau ans» 
gegeben werden. 
— DEE 

In welden Fällen wegen einer, den Nachlaß überfleigenden 
Schuldenlaſt, Einleitungen zur Goneurs-Eröffnung zu treffen feien, 
beftimmt die Concurs⸗Ordnung. 

$. 75. —* 

Außer den angeführten Fällen ($$. 72—74) hat das Gericht 
die vermuthlicden Erben auf bie in den $$. 115 und 116 fefl« 
gefegte Weile von dem Erbanfalle mit ber Aufforderung zu ver⸗ 
ftändigen, bie Erbserflärung beizubringen, bamit die Erbverhandlung 
gepflogen werben könne. 

Als vermuthliche Erben find, je nachdem bie gefegliche, ober bie 
teftamentarijche, oder bie vertragsmäßige Erbfolge flatt Hat, diejeni⸗ 
gen anzujehen, welche zu der einen oder anderen berufen find. 

$. 76. 

Sind die Erben großjährig und ihr Vermögen felbft zu ver« 
walten berechtiget, jo ift die Aufforderung zur Abgabe ber Erbser⸗ 
färung an fie ſelbft zu richten. 

Die den Minderjährigen oder Nflegebefohlenen angefallenen 
Erbihaften find den Wormündern ober Guratoren berfelben mit "den 
Auftrage befannt zu machen, die Erbserflärung anzubringen. Sole 
ten Bormünder oder Euratoren für biefelbe noch nicht beftellt fein, 
jo muß für deren gefegmäßige Beftellung geforgt werben. 

Stehen die Mündel over Brlegebefohlenen unter einer ande— 
ten Gerichtöbarfeit, fo ift die Erbfipaft von der Abhandlungs- Ins 
ftang ihrem zuftändigen Gerichte zum Zwecke ver Abgabe der Erbs⸗ 
erklärung anzuzeigen und über den Jnhalt ber allenfalld vorbande- 
nen legten Willenserklärung bie nöthige Aufklärung zu ertheilen. 

$. 77. 

Die Abhandlungsbehörde Hat von Amtswegen Guratoren zur 

Abhandlung von Verlaſſenſchaften zu beftellen: 
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4. für minderjährige oder pflegebefohlene Erben, deren geſetzlichen 
Vertretern aus dem Grunde, weil entweder ihr eigenes Intereſſe mit 
dem ihrer Mündel, oder weil das Intereſſe der von ihnen vertre— 
tenen Mündel unter ſich im Widerſpruche ſteht, die Vertretung bei 
der Abhandlung unterſagt ift ($$. 271 und 272, allgemeines bür- 
gerliches Geſetzbuch); 

2..für vermuthliche Erben ober Miterben, deren Aufenthalts— 
ort unbekannt oder ſoweit entfernt if, daß fie in gehöriger Zeit ihre 
— ſelbſt zu vertreten nicht im Stande ſind; 

3. für die durch Familien-Fideicommiſſe oder durch fideicommiſ— 
ſariſche Subſtitution, ſowie überhaupt für die durch letztwillige An— 
ordnung unmittelbar zur Erbfolge berufene noch nicht geborne Nach— 
—— 

4. für diejenigen Stiftungen oder öffentlichen Anſtalten, für 
welche no fein Vertreter bes Staatsſchatzes beftellt ift, und bis 
zur geit, wo die Behörde hierüber eine Verfügung getroffen Hat. 

8. 78. 

Zur Verwaltung von Verlaſſenſchaften, deren Erben gänzlich 
unbefannt find, oder rücjichtlic welcher die Erben, obgleich fie be— 
fannt find, von ihrem Erbrechte ungeachtet der erfolgten Verſtän— 
bigung feinen Gebrauch machen, ift ein Gurator zu beftellen, wor— 
über das Nähere in den $$. 128 und 129 beflimmt wird. 

5 Ex 

Außer den angeführten und den ſonſt in bem Gefehe bezeichne- 
ten Rällen ($$. 690, 811, 812, allgemeines bürgerliches Geſetzbuch) 
dürfen weder ben großjährinen Erben, nod den Vormündern der 
Minderjährigen gegen ihren Willen von bem Gerichte Guratoren aufs 
gedrungen werben. : 

Das Amt eined für abweſe ende, unbekannte ober ungewiſſe Er— 
ben beftellten Guratord Hört auf fobald der Erbe befannt wird, 
und bei Gericht entweder felbft einfchreitet, oder einen Bevollmäch— 
tigten dazu DER 

$. 80 

Af in dem Teßten Willen ein Teſtaments-Executor ernannt, 
jo ift demſelben dieſe Anordnung des Erblajfer8 von dem Gerichte 
befannt zu machen. Auch kann demjeiben in den oben erwähnten 
Fällen (88H. 77— 79) zugleich die Guratel, in foferne er fie zu über- - 
nehmen fühig und bereit it, anvertraut werben. 

$. 81. 
enn ſchon aus ber Topfallsaufnahme erhellet, dag ein Ins 
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ventarium errichtet ober eine Ebictal-Porladung ber Erben ausge— 

fertiget werden müffe (88. 92, 128, 131), fo if darüber zugleich 

in ber Erledigung der Todfallsaufnahme das Erforderliche zu verfügen. 
8. 82. 

Von jeder Todfallsaufnahme und deren Erledigung ift, dem 
beftehenden Gebührengefete gemäß, Dad zur Bemeſſung ber Berlaf 
fenfchaftsgebühren beflimmte Amt in Kenntniß zu ſetzen. 

$. 83. 

Den Minderjährigen oder Pflegebefohlenen zugedachte Vermächt— 
niſſe ſind von Amtswegen den Vormündern oder Curatoren derſel⸗ 
ben auf die im $. 76 beſtimmte Weiſe bekannt zu machen. 

$. 34, 

Die bei Staatscaſſen oder Öffentlichen Anftalten, einer Gemeinde, 
Kirche, Schule, den Armen oder einer frommen Gtiftung durch das 
Gefe oder einen letzten Willen zugefallenen Erbſchaften und bedeu— 
tenden Vermächtniſſe find von dem Gerichte ſogleich dem Statthalter 
befannt zu maden. - 

Eben bahin it am Ende jeden halben Jahres ein Verzeichniß 
fämmtlicher geringerer Vermächtniſſe der angeführten Art zu über» 
jenen. 

8. 85. 

Todesfälle derjenigen Beamten oder Diener, von denen befannt 
oder auch nur zu vermuthen ijt, daß fie über Amtögelder Rechnung 
abzulegen Hatten, joll da3 Gericht derjenigen Landesbehoͤrde, welcher 
der Beamte unteriiand, und wenn biefe nicht bekannt wäre, dem 
Landeschef anzeigen. Der Todfall eines Lotto =» Collectanten ift der 
Lotto-Direction anzuzeigen. 

Bon dem Todfalle eines öffentlihen Beamten, welcher Feine 
Amisgelder zu verrechnen hatte, tft der Behörde, welcher er unterges 
ben war, nur dann bie Mittheilung zu machen, wenn fie fih nicht 
an dem nämlichen Orte befindet, wo ber Todfall erfolgte. 

$. 86. | 

Die Givilgerihte Haben die Todesfälle derjenigen Militär- 
perfonen, über deren Nachlaß die Abhandlung dem Militärgerichte 
zufteht, dem nächſten Militär-Commando, wenn ed nicht ohnehin ſchon 
Davon in Kenntniß if, Tebiglich. anzuzeigen, und nur bei Gefahr 
am Verzuge die Verfieaelung des Nachlaffed vorzunehmen, und für 
die Verwahrung der Effecten des Verſtorbenen zu forgen. 

| $. 87. 
Die Todesfälle aller Perfonen, welche aus öffentlichen Gaffen 
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oder umter öffentlicher Aufficht ftehenden Stiftungen oder Armenfon- 
den, unter was immer für einem Titel, Penſionen, Provifionen, 
Quiescenten⸗Gehalte, Unterhaltsgelver, Stiftungsgenüffe, Präbenden, 
Pfründen, Gratificationen oder ähnliche fortlaufende Zahlungen be» 
zogen haben, follen unter Anſchluß des Zahlungsbogens oder ber 
jonft beſtehenden Anweiſungsurfunde, oder wenn dieſe nicht aufge 
furden würde, unter genauer Ungabe des Namens und Standes des 
Derftorbenen, der Eigenfchaft und des Betraged des bezogenen 
Genuſſes ummittelbar derjenigen Behörde befannt gemacht werben, 
welcher bie betreffende Caſſe, Stiftung oder ber Fond unterfteht. 
88 


$. 88. 

Don Todesfällen der Iandesfürftliden Vafallen muß, wenn ber 
Grblaffer and nur ein zum Theile Iehenbares Gut befefien Hat, 
dem landesfürſtlichen Lehenhofe er gegeben werben. 

$. 8 


Wenn ein Abvocat oder. ein eu Notar ftirbt, jo ift im 
ersten Talle die Advocatenfammer (Advocaten⸗-Ausſchuß), in bem 
zweiten die Notariatsfammer von dem Todesfalle zu verftändigen. 

$. 90. 

Orden, Ehrenfreuze, Medaillen und ähnliche Diftinctiondzeichen 
müflen, in foferne fie nicht nad) den hierüber beftehenden beſonderen 
Borjipriftenden Erben oder Familienglievern des Berftorbenen zu 
bleiben haben, oder Privat» Eigenthum des Erblafferd waren, zu— 
rüdgeftellt werben. 

Die auslindifchen Orden find unmittelbar an bad E. k. Mi- 
nifterium ber ausmwärtigen Angelegenheiten und bed Hauſes, bie 
il, laͤndiſchen Ordenszeichen entweder unmittelbar oder durch bie Statt— 
halterei in Wien an die Ordenskanzlei einzuſenden. Andere inlän— 
diſche Auszeichnungen find, wenn fie militäriſcher Art find, an bie k. 
f. Landes-Militärbehörde, fonft aber an bie GStatthalterei des Kron— 
landes, wo ſich der Todfall ereignet hat, zur weiteren Berfügung zu 
überjchiden. 

Die Kammerherrnſchlüſſel und die Ehrenzeichen ber k. k. Truch⸗ 
ſeſſe ſind an das k. k. Oberſtkämmerer-Amt zurüdzuftellen. 

Bon allen Todfällen k. k. geheimer Räthe iſt das k. k. Mi— 
niſterium der auswärtigen Angelegenheiten und des Hauſes in Kennt— 
niß zu ſetzen. 

$. 91. 

Wenn ein Patental-Invalide, ein beurlaubter Soldat oder ein 

Haufirer ftirbt, fo ift die Patental-Urkunde oder der Urlaubſchein 
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an das nächſte Militäir-Commando einzufenden, ber Haufitpaß aber 
unbrauchbar zu machen. 


Fünfter Abſchnitt. 
Vondem Inventar und dem eidesſtättigen Vermögens— 
bekenntniſſe. 
$. 92. A 

Ein Inventar des Nachlafjes ift zu errichten, wenn eine be— 
Dingte Erbserklärung überreicht, von einer zu Folge des allgemeinen 
bürgerlihen Gejepbuches berechtigten Perſon um deſſen Errichtung 
angefucht oder auf Abfonderung der Verlaffenichaft von dem Ver— 
mögen bed Erben gedrungen wird. (88. 802, 804, 812 des all» 
gemeinen bürgerlichen Gejepbuches.) 

Bon Amtswegen Hat der Richter ein Inventar aufzunehmen, 
wenn 

1. der Erbe oder deſſen Aufenthaltsort unbefannt ift, wenn er 
unter Bormundfchaft oder Euratel flieht, oder für ihn zum Behufe 
ber Verlaſſenſchaftsabhandlung ein Curator beftellt wird, oder wenn 
auch nur bei Einem von mehreren Miterben Berhältniffe diefer Art 
eintreten ; 

2. wenn bie Erbſchaft oder ein Erbtheil den Armen, einer 
Stiftung, Gemeinde, Kirche, öffentlichen Anftalt oder dem Staate 
zufällt; 

3. wenn der Erblafler dem Erben die Berbindlichfeit auferlegt 
hat, die Erbfchaft oder einen verhältnißmäßigen Theil derfeiben brit- 
ten Perfonen zu hinterlaſſen. Endlich ift 

4. über Fideicommiffe und Lehen, fo oft fie von einem Er- 
ben an ben anderen übergehen, ohne Nücjicht auf die bei dem frei 
vererblihen Vermögen des Erblaſſers eintretenden Verhältniſſe, ein 
eigenes Inventar aufzunehmen. 

$. 93. 

Zur Aufnahme des Inventars Hat das Gericht Einen, oder 
in beſonders wichtigen Fällen zwei Abgeorbnete zu beflimmen, oder 
biefelbe einem öffentlichen Notare ($. 29) zu übertragen. Die Ge- 
richtöhöfe haben außer dem Orte, wo fie fich befinden, die Abord⸗ 
nung eigener Beamten nad) Ihunlichfeit zu vermeiden, und ji 
ber Hilfe der Bezirfögerichte oder eined in der Nähe befindlichen No— 
tar8 ihres Sprengelö zu bedienen. 

$. 94. 
Befindet fih dad Vermögen außer dem Sprengel ber Abhand⸗ 
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Iungs » Snftanz, oder iſt basielbe einer anderen Real-Inſtanz unter 
mworfen, fo hat fi) die Abhandlungäbehörde an das zuzuſtändige 
Gericht zu wenden, bamit basjelbe bie Juventar durch feine Gerichts» 
abgeorbneten vornchmen Taffen, oder einen Notar bazu beftelle, 

$. 95. 

Zur Vornahme der Inventur hat der Inventurs-Commiſſär 
nebit den erforderlichen Kunflverfländigen immer zwei Hausgenoſſen 
bes Erblafjer8 oder andere glaubwürdige Männer ald Zeugen bei« 
zuzichen. Die befannten Erben, welche am Orte der Inventursaufnah— 
me anweſend find, oder fih in folder Nähe befinden, daß ihre Vor— 
Jadung ohne Aufenthalt geſchehen Finn; der etwa beſtellte Derlajien- 
fhafts-Gurator, der WBollzicher des lebten Willens, wenn ein jol- 
ber beſtellt it, und diejenigen Gläubiger, welchen allenfall3 die Ab— 
fonderung der Erbichaft von dem Vermögen des Erben beiilliget 
würde, find von Amtswegen vorzuladen. 

Bei Leben», Fideicommiß- und Subſtitutionsfällen find außer 
dem unmitelbaren Nachfolger auch Die anweſenden Fünftigen näch— 
ften Erften, der landesfürſtliche Lehen-Commiſſär, bie Fideicommiß— 
oder Subfitutions-Guratoren und die vermuthlihen Erben des frei 
vererbliken Dermögens des Erblaſſers oder ihre geistlichen Bertre- 
ter beizuzichen, 

Sollten die Vorgeladenen zur vorgefchriebenen Stunde nicht er- 
fcheinen, fo kann das Inventar aud in ihrer Abwerenheit aufges 
uommen werden. Der Inventurd-Gommiffir hat fi) jedoch vorläufig 
bie Ueberzeugung von ber gehörig erfolgten Zuftellung der Borlas 
dungen zu verjchaffen, und bieje8 auf dem Inventar zu bemerken, 

$. 96. 

Bei minder bedeutenden Verlaſſenſchaften iſt das Inventar, 
wenn es von Amtswegen errichtet werden muß, oder einer der Er—⸗ 
ben darum anſucht, fogleich bei der Zopfalldaufnahme zu verfaſſen 
und dem Gerichte vorzulegen. | 

6: 97. | 

Das Inventar muß ein genaues und vollftändiged Verzeichniß 
alle beweglichen und unbeweglichen Vermögens, in deſſen Beſitze 
fih der Erblaffer zur Zeit feines Todes befunden hat, enthalten 
und ben damaligen Werth und Betrag befjelben Far anzeigen. 

Die einzelnen Beftandtheile des Vermögens find nah Nubri- 
fen zu ordnen, und am Ende bed Inventars bie Hauptiummen 
aller Nubrifen zu wiederholen und zufammenzuziehen. 
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Es ift darin zu bemerken, zu welcher Zeit und- in weflen Ge—⸗ 

genwart das Inventar aufgenommen worden ift, 
$. 98. 

Die Gerichtsabgeordneten Haben fich über ven Zufland bes 
Vermögens durch Unterfuchung der Verlafſſenſchaftsſchriften und ber 
vorhandenen Urkunden, durch eigene Befichtigung ber Güter und 
Fahrniſſe, Vernehmung der Erben, Berwandten und Haudgenoffen, 
Benügung der dffentlihen Bücher und Gerichtöacten, und durch 
andere ſchickliche Mittel vollftändige Aufklärung zu verichaffen. 

Sie haben die Vollendung und Ueberreichung bes Inventars jo 
viel als möglich zu bejchleunigen, ſich aller eigenmächtigen Verfü— 
gung über bie zur Verlaſſenſchaft gehörigen Gegenftände bei ſchwerer 
Verantwortung zu enthalten, und nicht das Geringfte davon, wäre 
e8 auch durch Kauf, an fich zu bringen. 

99. 


$. 9 

Die zur Verlafſenſchaft gehörigen MWerthöpapiere find nad ih⸗ 
rer Gattung, nach der Nummer, dem Tage der Ausftellung und dem 
Zindfuße genau anzuführen. Zugleih ift der Betrag ber bis zum 
Todestage ausftändigen Interefſſen beizufügen. Derlei Papiere find in 
bem Inventare einftweilen nur mit ihrem Nennbetrage anzuführen, 
ihre eigentliche Werthsbeſtimmung aber ift ber — vorzu⸗ 
behalten. 

$. 100. 

Bei anderen Rorberungen des Erblafferd muß der Name bed 
Schuldners, der Tag der Ausftellung des Schuldſcheines und ber 
dazu gehörigen Urfunden, der Zinsfuß, der Betrag der Hauptſchuld 
und der bis zum Todestage verfallenen Interefſſen angezeigt und be- 
merft werden, ob und wie das Gapital verfichert fei. 

Sind über eine Poſt feine Urkunden vorhanden, fo muß fin 
dem Inventar beigejegt werden, worauf ſich die Angabe über bieje 
Vorderung gründet. 

Urkunden, Rechnungen und Schriften, welche für die Theilneh— 
menden wichtig jein Fönnen, aber fih nicht auf einzelne Schulb- 
poften beziehen, find am Ende des Inventars kurz anzuzeigen. 

$. 101. 

Fahrniſſe find entweder nach Gattung, Zahl, Maß und Gewicht 
anzugeben, oder einzeln zu befihreiben. Ihr Werth ift buch gericht- 
lihe Schätzung zu erheben. 

Größere Borräthe oder Sammlungen von ee — — 
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Art Finnen in bejondere Verzeichniſſe gebracht und biefe dem In— 
ventar angefchlofien werben. 
$. 102. . 

Der Werth ıumbeweglicher Güter ift, in foferne er zur Bemeſ— 
jung der Gebühren erhoben werden foll, nad Vorſchrift bed Ge— 
bührengejeges auszumittem, und in das Inventar einzutragen, 

In Beziehung auf die Rechte der Parteien ift eine gerichtliche 
Schätzung zum Zwede der Abhandlung nur dann aufzunehmen, 
wenn fie von einem ber Erben angeſucht, oder von dem Gerichte 
wegen Berechnung des Pflichttheiles oder aus anderen befonderen 
Gründen ausdrücklich angeordnet wird, Außer diefem Falle kann ber 
Werth der Güter in dem Inventar nach ber legten früher vorge— 
nommenen Schätzung oder nach dem Gontracte bei der letzten Be— 
figveränderung oder endlich nach den Steuerregiftern angeſchlagen 
werden. 

Die den Werth einer unbeweglichen Sache nachweiſenden Ur- 
funden find in Urfihrift oder beglaubigter Abfehrift dem Inventar 
anzuschließen, oder wenigftens darin mit Beflimmheit anzuführen. 

$. 108, 

u Schäßungen unbewegliher Güter, größerer Sammlungen 
von pe Kunſtwerken oder Seltenheiten und anderer Fahr⸗ 
niſſe von beſonderem Werthe find zwei beeidigte Sachverſtändige zu 
gebrauchen. 

Die übrigen Fahrniſſe können von einem einzigen beeidigten 
Sachverſtändigen geſchätzt werden, ſoferne nicht von einem Bethei- 
ligten die Beiziehung eines zweiten Kunftverftändigen verlangt wird, 
in welchem Falle er die Koften dafür zu tragen bat. 

Die beeiveten Schäbleute Haben den gemeinen Werth der Gü— 
ter und Fahrniffe nach der Zeit des Todes des Erblafſers genau 
und gewiflenhaft anzugeben. 

104. 


g. 
Angeblich fremde Sachen, in deren Beſitz ſich der Erblaſſer 
befunden Hat, follen in das Inventar aufgenommen werden, ohne 
jedoch, wenn die Eigenthumsrechte dritter Perſonen Elar fcheinen, den 
Werth derjelben auszumerfen, und bei Berechnung des Vermögens 
m ja: zu bringen. 
Immer ift hierbei zu bemerken, von wen und aus welchem 
Grunde diefe Sachen angeſprochen werden. 
Auch Sachen, welche dem Erblafſer gehören, fi) aber in Hän- 
ben beitter Perſonen befinden, find in bad Inventar einzubeziehen, 
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und dabei der Grund anzugeben, warum fie fich bei einem Dritten 
befinden. 
$. 105. 

Wenn der Betrag und die Befchaffenheit: ver Verlaſſenſchafts⸗ 
ſchulden ohne weitläufige Verhandlungen und großen Zeitverluſt in 
das Klare geſetzt werden kann, ſollen auch dieſe in dem Inventar 
vorkommen und die Rückſtände an ben Zinſen derſelben, an ſchul-⸗ 
digen Steuern und anderen fortlaufenden Zahlungen bis zum Todes⸗ 
tage des Erblafferö berechnet werden, Dabei muß genau bemerft 
werden, worauf fi die Angaben über jede einzelne Schuldpoft 
gründen. 

Der Baflivftand ift indbejondere dann bei der Errichtung. ber 
Inventur mit moͤglichſter Vollftändigfeit zu erheben, wenn bieje ſchon 
bei der Todfallsaufnahme vorgenommen wird ($. 96), um hier- 
durch bad Gericht in den Stand zu ſetzen, bie Verlaſſenſchaftsab⸗ 
Handlung ohne weitere Erhebungen beendigen zu fünnen. 

Am Schlufie de Inventars wird bie Hauptjumme ber Schul⸗ 
ben und dad nad Abzug derſelben erübrigende reine Vermoöͤgen be⸗ 
rechnet. 

g. 106. 

Finden fich Handlungs-, Fabriks- oder Gewerbsbücher vor, fo 
iſt deren Beſchaffenheit in dem Inventar zu bemerken, ſodann find 
die Bücher mit Rückſicht auf den Todestag, nöthigenfalls unter Bei— 
ziehung von beeidigten Sachverſtändigen, abzuſchließen, und der ſich 
hiernach ergebende Vermögensſtand in das Inventar einzubeziehen. 

Hat der Erblaſſer an einer Handlung, Fabriks- oder Gewerbs⸗ 
unternehmung nur als Gejellfchafter Theil genommen, fo ift über 
feinen Antheil ein Rechnungsabſchluß vorzulegen, und nah Um— 
fländen deſſen Prüfung durch beeidete Sachverftändige zu veranlafien. 

Die über Antheile an Aetienvereinen ausgefertigten Aetienfcheine 
find unter ben Werthöpapieren FAHRT 

Hat der Erblaſſer eine geiftliche — befefien, fo. iſt zur: Gr- 
richtung des Inventars, den Darüber ertheilten beionderen Vorſchrif⸗ 
ten gemäß, ein geiftlicher Gommiffär oder ein anderer Abgeordneter 
der Staatöverwaltung beizuziehen, da8 Vermögen der Pfründe von 
dem eigenen Vermögen ded Berftorbenen abzufondern und jedes ber- 
jelben in ein eigenes Verzeichniß zu bringen. Dabei muß mit Hilfe 
der Gtiftungdurfunden und des Inventars der Pfründe ber Betrag 
berechnet, und nöthigenfall3 durch Sachverſtändige feſtgeſetzt werden, 
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welchen bie Pfründe an die Verlafſenſchaft zu fordern ober berfel- 
ben zu erjegen hat. Dem Patron joll auch von ber Errichtung des 
Inventars vorhinein Nachricht gegeben, und dabei auf feine Koften 
zu erfcheinen geftattet werben. 

In wieferne in einigen Kronländern zur Errichtung ber In— 
ventur über ben Nachlaß eined Mitgliedes ber höheren Fatholifchen 
Geiftlichkeit auch ein Vertreter des Staatsſchatzes und Abgeordnete 
ber politiichen Behörden beizuziehen find, beftimmen die bort befte- 
benden bejonberen Borfchriften. 

$. 108, 

War der Erblaffer Nutznießer eines Fideicommiffes, fo ift in 
bem Fideicommiß⸗Inventar nicht nur das wirklich vorgefundene Ver—⸗ 
mögen zu bejchreiben, fondern auch zu bemerfen, ob alle nach ber 
Iegtwilligen Anordnung des Fideicommiß-Stifterd und nad den äl— 
teren Inventarien zu dem Fideicommiffe gehörigen Güter und Fahr— 
niffe vorhanden feien, oder wie viel Davon fehle. 

Befinden fih auf dem Fideicommiß - Gute zu dem frei vererb- 
lichen Vermögen gehörige Früchte oder andere Fahrniſſe, jo muß dar— 
über ein eigened Inventar verfertiget werden. 

Diejelben Vorjchriften gelten en für Lehen. 
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$. Ä 

Das Inventar ift von den Gerichtsabgeordneten, ben Sach—⸗ 
verſtaͤndigen, den Zeugen und ben bei ber Berfafinng desſelben 
anmejenden Betheiligten zu umnterfchreiben und jammt allen Beila- 
gen bem Gerichte zu überreichen, welches dasſelbe nach voraudge- 
gangener Prüfung aufzubewahren, und Jedermann auf Berlangen, 
Abſchrift davon zu ertheilen hat. 

$. 110, 

Wenn das frei vererbliche Vermögen des Erblaſſers in meh- 
reren Abtheilungen inventirt wurde, fo müfjen von der Abhand- 
lungsbehörde alle dieſe Theil-Inventarien fummariih in ein ein- 
zige8 Inventar, welches das ganze Vermögen des Erblafjerd umfaßt, 
zufammen getragen werben. 

Dad Formulare No. IT enthält das Beifpiel eines Berlaffen- 
ſchafts⸗Inventars. 

$. 11% 

Die Koften für bie Errichtung der Inventur hat in ber Re⸗ 
gel die Berlafienihaftsmafje zu tragen. 

Die Koften für bie Errichtung der Inventur über Fideicom— 
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miß⸗, Lehen- und Subftitutions-Erbfchaften fallen Demjenigen zur Laft, 
auf welchen ber Genuß diefer Güter nach dem Srlaſſe⸗ übergeht. 
§. 112. 

Dem Inventur-Commiſſäar iſt es nicht — die den Sach— 
verftändigen zukommenden Gebühren gleich bei der Verfafſung des 
Inventars und ohne gerichtliche Beftimmung auszubezahlen. Derjelbe 
hat vielmehr die von den Sachverſtändigen angeſprochene Belohnung 
mit genauer Angabe ver Zahl der zur Inventur verwendeten Tage ober 
Stunden fammt den allfälligen Bemerfungen der Parteien zu ver- 
zeichnen, die ihm felbft etwa gebührenden Reiſekoſten und- Diäten 
auszumeifen, und die Beflimmung bes Gerichtes darüber einzuholen. 

$. 113. 

Das Gericht Hat in dem Befcheide über das vorgelegte Inven— 
tar auch die Beftimmung über die Koften zu treffen und die Ein— 
Hebung und Berichtigung derſelben zu verfügen. 

Bei Beflimmung der den Sachverftändigen gebührenden Be- 
lohnung ift ſowohl auf ihre Mühewaltung, Kenntnifje und den nöthi- 
gen Zeitaufwand, als auch auf den Vermögensſtand ber Berlaj- 
ſenſchaft und die MBerhältniffe der Parteien gehörige Rüdficht zu 
nehmen. 

Bei geringfügigen Berlaffenfchaften fünnen die Sachverſtän— 
digen feine Belohnung anjprechen, wenn fich zugleich Der er 
in dürftigen Bermögensumftänden befindet. 

$. 114. 

Im Falle einer unbedingten Erbserklaͤrung hat der Erbe das 
Verlaſſenſchaftsvermögen nach allen ſeinen Beſtandtheilen, ebenſo wie 
in einem Inventar, zu beſchreiben und die Richtigkeit der Angaben 
entweder ſelbſt, oder durch einen hiezu mit beſonderer Vollmacht ver- 
ſehenen Bevollmächtigten mit eigenhändiger Unterſchrift an Eides 
ſtatt zu bekräftigen. 

Dieſes Vermögensbekenntniß iſt der Abhandlungspflege anftatt 
des Inventars zum. Grunde zu legen. 

Auf welde Weile der Werth der in ben Vermögensbekennt— 
nifje aufgeführten Gegenflände zum Zwecke der Gebührenbemeffung 
zu beſtimmen fei, ift in den Gebührengefegen enthalten, 


Sechster Abſchnitt. 
Von der Erbserklärung. 
ae 8 
Bei den Gerichtshoͤfen iſt die Erbserklärung in ber Regel ($. 
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4) fchriftlih anzubringen, baher das Gericht dem Erben oder deſſen 
gefepmäßigem Vertreter eine angemeſſene Friſt zu berem Meberrei- 
hung zu beftimmen hat, 

. 116. 

Die Bezirfögerichte Haben die Erben ober beren Vertreter zur 
Abgabe der Erbierflärung in ber Regel zu einer Tagſatzung vor- 
zuladen und ihnen in der Borladung aufzutragen, bie zur Nad- 
weilung ihres Erbrechtes etwa erforderlichen Behelfe mirzubringen. 
Bei der Tagſatzung ift von jedem berjelben die Erklärung abzu- 
fordern, ob und auf welche Weife er die Erbichaft antreten, ober 
ob er diejelbe ausfchlagen wolle. Das Gericht hat diejenigen un— 
ter ihnen welche nicht mit einem rechtöfundigen Sachwalter ver- 
jehen find, über die gejetlichen Bolgen der bedingten und unbe- 
dingten Erb3erflärung und der Einberufung der Berlaflenichafsgläubi- 
ger zu belehren, und hiernach ihre Aeußerungen oder Erbserflä- 
rungen zu Protokoll zu nehmen. 

Wo es thunlich ift, joll die Erbichaftserkflärung zugleich bei ber 
Todfallsaufnahme von dem Gerichtöbeamten oder dem deſſen Stelle 
vertretenden öffentlichen Notare aufgenommen werben. 

$. 117. 

Aber auch bei den Bezirfögerichten ſteht dem Erben frei, 
jeine Erbserflärung jchriftlich zu überreichen. 

Auch bleibt e8, wenn die Erben, oder deren geſetzliche Vertre— 
ter zu weit entfernt find, um fie mündlich vernehmen zu Fünnen, 
bem Ermejjen des Bezirfögerichtes überlafien, fie über bie Erbser— 
Härung oder andere Puncte der Abhandlung entweder durch das 
Gericht ihres Aufenthaltes vernehmen zu laſſen, oder fie zur Beftel- 
lung eine Bevollmächtigten in dem Bezirke der Abhandlungs- 
behörde anzumeilen. 

Sind im Falle der fehriftlichen Abhandlungspflege die Erben oder 
deren gejebliche Vertreter nicht an dem Orte wohnhaft, wo bie Ab- 
handlungsbehörde ihren Sit Hat, jo find Diejelben verpflichtet, auf 
Anordnung der letzteren einen Bevollmächtigten bafelbft zu beftel- 
len, die Abhandlung möge bei einem Gerichtähofe oder bei einem 
Bezirfögerichte zu pflegen fein. 

$. 118. 

Dem Erben kann aus erheblichen Gründen eine Bebenkzeit und 
daher eine Verlängerung ver ihm zur Erbserflärung beftimmten Frift 
oder eine Erfirefung ver hiezu angeordneten Tagſatzung bewilliget 
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werden. Doch darf dieſelbe nicht Langer als auf die Dauer eines 
Jahres ertheilt werben. 
| $. 119. 

Tritt der Grund einer Frifterweiterung nur bei einem oder dem 
anderen aus mehreren Erben ein, jo find zwar die anderen auch 
früher über ihre Erbserflärung zu vernehmen, fie fönnen aber wi— 
der ihren Willen nicht verhalten werden, ihre Erklärung vor dem 
Ablaufe der einem Miterben —— längeren Friſt abzugeben. 

$. 120 

Wenn Erben, welde ihr Vermögen jelbft zu verwalten be= 
rechtiget find, bei der Tagſatzung nicht erſcheinen, oder bei derſelben, 
oder in der zur ſchriftlichen Erklärung ($. 151 beſtimmten Frift 
' feine Erbserflärung abgeben, fo ift die Erbichaft ohne Rückſicht 
auf ihre Anfprüche bloß mit jenen, welche ſich zu Erben erklärt ha⸗ 
ben, zu verhandeln und denſelben, in ſoferne ſie darauf Anſprüche 
haben, einzuantworten. Dieſes iſt daher den Erben entweder ſchon 
bei der erſten Vorladung zur Tagſatzung oder Abforderung der ſchrift— 
lichen Erklärung, oder wenn es damals nicht für nothwendig 
befunden worden wäre, im Falle eines Säumniſſes bei der Be— 
flimmung einer neuerlichen Tagſatzung oder Friſt ausdrücklich zu er— 
innern. 

Die Vertreter minderjähriger oder unter Curatel ſtehender Er— 
ben ſind nöthigenfalls durch angemeſſene Zwangsmittel anzuhalten, 
die Erbſchaft anzutreten, oder die erforderliche Genehmigung der Vor— 
mundfihaftsbehörde zur Ausſchlagung verjelben beizubringen. 

s. 121. 


Jeder Erbe hat zur Antreiung der Erbſchaft eine mit den Er— 
fordernifien der 88 799 und 800 des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches verjehene Erbserflärung beizubringen. 

Dieſes gilt ſelbſt dann, wenn die Legatare, nachdem die durch 
ven letzten Willen berufenen umd die gefeglichen Erben ver Erb- 
ſchaft entfagt haben, verhältnigmäßig als Erben betrachtet wers 
den wollen. (8 726 de3 allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches.) 

122. 

Jede Erbserklärung muß von dem Erben oder deſſen ausge- 
wiejenen Bertreter eigenhändig unterjchrieben werden. Befindet ſich 
der Erbe außer dem Kronlande, worin das Gericht feinen Sik hat, 
jo muß die Unterſchrift gerichtlich oder durch einen Öffentlichen No— 
tar beglaubiget fein. Jede in der vorgefchriebenen Form ausgeftellte 
Erbsertlärung iſt von bem Gerichte anzımehmen, und bei pen Ab- 
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handlungsacten aufzubewahren. Der Beweis des Erbrechtstitels 
fann auch nachträglich beigebracht werden. Um jedoch bie in ben 
88. 810 und 819 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches erwähn- 
ten gerichtlichen Verfügungen zu erwirfen, muß ber Erbe fein Erb- 
recht gehörig ausweiſen, wozu ihm bie erforderliche Anweiſung zu 
ertheilen: ift. 

8. 123. 

Mer nad den bei der Todfalldaufnahme oder deren Er— 
gänzung gemachten unverdächtigen Angaben der Angehörigen, ber 
Hausgenofien oder anderer glaubwürdiger Zeugen ald ver nächfte 
zur gefeßlichen Erbfolge berufene Verwandte erfcheint, oder in einem 
dem Inhalte und der äußeren Form nad vorſchriftmäßig eingerich- 
teten legten Willen zum Erben eingejegt ift, wird fo lange für ben 
rechtmäßigen Erben gehalten, ald dagegen von anderen oder näheren 
Berwandten Fein Widerſpruch erhoben oder die Nechtögiltigfeit bes 
Teftamentes nicht beftritten wird. 

Stützt fi) die Erbserflärung auf ein mündlich errichtete Te- 
flament, jo ift die Beeidigung ber Zeugen, von weldhen ein eigen- 
händig gefertigter Aufſatz darüber vorliegt, oder welche nach der 
Borihrift, des $. 65 zu Protokoll vernommen worden find, zur 
Ausweifung des Nechtötiteld an ſich nicht erforderlich. 

124 


$. R 

Iſt die Erbſchaft auf Grundlage des Geſetzes abzuhandeln, fo 
bleibt es dem Ermeflen des Gerichtes überlaffen, wenn das nächſte 
oder ausjchließende Erbrecht des angeblichen Erben zweifelhaft ift, die 
allenfalls mit einem ftärferen oder gleichen Rechte vor oder mit ihm 
zur Erbfolge berufenen Berfonen zu vernehmen und nad Umſtaͤndeu 
dem $. 128 gemäg, durch ein Epiet vorzuladen. 

426. 

Wenn zu dem nämlichen Nachlaſſe mehrere Erbserklärungen 
angebracht werden, welche mit einander im Widerſpruche ſtehen, ſo 
find zwar alle anzunehmen, bad Gericht Hat aber nah Berneh- 
mung ber Parteien zu entjeheiden, welcher Theil gegen den ande— 
ven als Kläger aufzutreten habe. Zuglei Hat das Gericht eine 
angemeflene Friſt zu beftimmen, binnen welcher die Klage anzu— 
bringen ift, widrigenfalls mit der Berlafienfchaftsabhandlung ohne 
Berückichtigung der auf den Rechtsweg verwiefenen Erbanſprüche 
Dorgegangen werden würde. | 

$. 126. 
Gegen den Bertragderben, welcher einen mit ben erforberlichen 
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Förmlichfeiten verfehenen Vertrag für fich Hat, deſſen Echtheit nicht 
widerfprochen wird, muß zur Beftreitung des Erbrechtes Jedermann, 
deſſen Anſpruch ſich nur auf eine letzte Willenserflärung oder auf 
bie geieglihe Erbfolge flüßt, gegen den Erben aus einer in ber 
gehörigen Form errichteten und binfichtlich ihrer Echtheit unbeftrit- 
tenen lebten Willenserklärung Jedermann, defien Anſprüche nur 
anf ber geſetzlichen Erbfolge beruhen, als Kläger auftreten. 

Sind aber die Erb3erflärungen teftamentariicher oder gejeglicher 
Erben unter einander im Wideripruche, fo hat das Gericht nad 
Bernehmung beider - Theile denjenigen der fireitenden Erben zur 
Ueberreihung ber Klage anzumeiien welder, um fein Erbrecht 
geltend machen zu können, ben ftärferen Erbreshtätitel Tepe eg 
ners vorerſt entfräften müßte. 

Rt, 

Wird die Klage von dem auf ben Rechtsweg verwielenen Theile 
in ber fefigeleßten Frift überreicht, fo ift mit der Verlaſſenſchaftsab⸗ 
handlung bis zur Entſcheidung des Rechtsſtreites inne zu halten. 
Doch ſteht jedem Theile frei, einſtweilen die gerichtliche Sequeſtration 
des Nachlaſſes anzuſuchen. 

Wird die gerichtliche Sequeftration bed Nachlafſes von einem 
der ſtreitenden Theile gegen den anderen, welcher bereits bie Ver— 
waltung desſelben von dem Gerichte erhalten hat, angeſucht, ſo kann 
dieſelbe nur nach der Vorſchrift der Gerichtsordnung ſtatt haben. 

$. 128. 

Sind die Erben einer Verlaſſenſchaft dem Gerichte gänzlich 
unbefannt, ober machen die befannten Erben von ihrem @rbreihte, 
der erfolgten Verſtändigung ungeachtet, in der beſtimmten Friſt keinen 
Gebrauch, oder bleibt der dem Säumigen angefallene Erbtheil nach 8. 
120 unangetreten, jo hat das Gericht einen Verlaſſenſchafts-Cu— 
rator zu beſtellen ($. 78) und die unbekannten Erben von Amtswe— 
gen. mitteljt Edited nach dem Formulare Nr, IL mit der Warnung 
vorzuladen, daß fie fich binnen Einem Jahre zu melden und ihre 
Erböerflärung anzubringen Haben, wibrigenfalld bie Verlaſſenſchaft 
mit Denjenigen, welche fich erbserflärt und ihren Erbreshtstitel aus— 
geiwiejen haben, verhandelt, und ihnen nad Maßgabe ihrer Anfprüche 
eingeantwortet, ber nicht angetretene Theil der Verlaſſenſchaft aber, 
oder wenn fich Niemand erbserflärt hätte, die ganze Berlafjenfchaft 
vom Staate ald erblos eingezogen werden würde, Denjenigen Er— 
ben, welche fich etwa ſpäter melden, bleiben ihre Ansprüche jo lange 
vorbehalten, ald fie durch Verjährung nicht erloſchen 9 
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$. 129. 

Der Berlaffenichafts-Gurator Hat bed audgefertigten Edietes 
ungeachtet auch alle übrigen zur Ausforſchung der Erben und ih- 
res Aufenthaltes dienlichen Mittel anzuwenden, und ben Erfolg dem 
Gerichte anzuzeigen. Er hat auch die Verwaltung und Vertretung 
des Nachlaſſes, insbefondere die Eintreibung ber Activforderungen 
besjelben, zu bejorgen, und fobald c8 mit Sicherheit geichehen Fann, 
die Erbiaftögläubiger und Vermächtnißnehmer zu befriedigen, Er 
fann aber als folder weber eine Erbserflärung überreihen, noch 
die von einem Anderen überreichte Erbserflärung oder eine letztwil— 
lige Unordnung deftreiten. Handelt e3 fich darum, Klagen im In— 
tereffe der Erbichaftsmafle bei Gericht anzubringen, ober Vergleiche 
einzugeben, ſo bedarf der Gurator hiezu ber Genehmigung der Abhand- 
lungsbehörde, welche nach ber Wichtigfeit des Gegenftanded bie ein- 
geſchrittenen Erben oder die fonft Betheiligten zu vernehmen hat. 

$. 130. 

Wird der Edictal-Borladung ungeachtet in der feftgefegten Frift 
von Niemand ein Erbrecht angemeldet und audgewiefen, jo hat die 
Abhandlungsbehörde, ohne daß eine Erbverhandlung zu pflegen wäre, 
ben Nachlaß als erblog dem Fiscus zu übergeben, und zu biefem 
Ende der zuftändigen Behörde die Anzeige davon zu machen, ($. 155). 

$, 131. 

Iſt dem Gerichte die Perſon eined Erben zwar befannt, der 
Aufenthalt desſelben aber unbekannt, To it ein Gurator für ben» 
jelden zu beftellen, welchem zwar, wenn Ausficht vorhanden fit, den 
Abwefenden ausforſchen und ihn von bem Erbfalle verftändigen zu 
fönnen, eine angemeflene Friſt hiezu beſtimmt werden Fann. 

Läßt ſich jedoch die Ausforſchung des Abweſenden nicht er- 
warten, oder bleiben die Verſuche hiezu ohne Erfolg, ſo hat das 
Gericht dieſen Abweſenden auf Antrag des Curators, welchem hierin 
feine Zögerung zu geſtatten iſt, durch ein auf Ein Jahr geſtelltes Ediet 
nach dem Formulare Mo. IV mit dem Beiſatze von dem Erbfalle in 
Kenntniß zu fegen, daß bie Erbſchaft, wenn er während biefer Zeit 
weder ſelbſt erfcheinen, noch einen Bevollmächtigten beftellen ſollte, 
in feinem Namen von dem Gurator angetreten, die Abhandlung ge- 
pflogen und der ihm gebührende reine Nachlaß bis zum Beweiſe fei- 
ned Todes oder feiner erfolgten Todeserflärung für ihn bei Gericht 
aufbewahrt werden würde. ($. 278 des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches.) 
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$. 132. | 

Die in Folge ber $$. 128 und 131. auszufertigenden Gpicte 
find bei Gericht anzujchlagen und dreimal den zu öffentlichen Kund— 
machungen in dem SKronlande beitimmten Zeitungsblättern einzu— 
Ichalten, nach Umftänden aber auch in anderen Kronländern und felhft 
im Audlande durch bie Seitungsblätter befannt zu machen. 

Menn zu gleicher Zeit mehrere Bälle diefer Art vorkommen, 
jo fann für mehrere Verlaſſenſchaften ein einzige8 Ediet ausgeferti— 
get werden. Die Einrücfungsgebühren find aus der Verlaſſenſchaft, 
oder wenn dad Edict nur wegen einzelner Erbtheile erlaflen wird, 
aus dieſen zu befireiten. | 


Siebenter Abichnitt. 
Bon we Einberufung ber EN ONLEASIAR SIEHE 
$. 133. 


Ediete zur Einberufung ber ——— ſind, den 
Beſtimmungen der 88. 813 bis 815 des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches gemäß, auf Anſuchen des Erben oder Verlaſſenſchafts- 
Curators nad) dem Formulare Nr. V. auszufertigen. Nach Umſtän⸗ 
den kann die Vorladung der Eläubiger mittelft des nämlichen Edictes 
geſchehen, wodurch die Erben einberufen werden. 
$. 134. 

Wenn bei einem Eivilgerichte die Verlaſſenſchaft einer zum Mi— 
litärſtande gehörigen Perſon abzuhandeln iſt, welche gegen das Mi— 
litär-Aerar in Rückſtänden geftanden fein kann, fo iſt die Einbe— 
ruſung ber Gläubiger, den Vorſchriften des Hofdecretes vom 31. Des. 
cember 1801, Nr. 549, gemäß, mit Beſtimmung einer Friſt von 
ſechs Monaten von Amtswegen zu veranlaſſen, und die Landes— 
Militärbehörde davon zu verſtändigen. 

8.2132. 

Werden die unbefannten Erben oder die Gläubiger aufgefordert, 
an einem bejlimmten Tage vor Gericht zu ericheinen, fo find auch 
bie befannten Grben oder der Berlaffenfhafts-Gurator zu biefer Tag— 
ſatzung vorzuladen. Ueber bie, bei derſelben angemeldeten Erbſchafts— 
anſprüche und Forderungen wird ein eigenes Protokoll aufgenom- 
men, weldes ben Abhandlungsacien beizulegen iſt. 

Darin muß der Name und der Wohnort jedes Erben oder 
Gläubigers oder feines Bevollmächtigten, die Beichaffenheit der An- 
Sprüche oder Schuldforderungen und der Tag der Austellung der allen» 
falls vorgewieſenen Urkunden angemerkt werden. Schriftliche Anmel⸗ 
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bungen find biefem SProtofolle beizufügen, und bie Erben oder ber 
tal ik Curator davon zu verftändigen. 
8. 196. 

Bei den Bezirfsgerichten it, wenn es von ben Erben ober 
dem Berlaffenfchafts-Gurator verlangt wird, Dei ber zur Anmeldung 
ber Ansprüche angeordneten Tagſatzung auch die Michtigfeit und ber 
Betrag der angemeldeten Borderungen foviel möglich in das Klare 
zu feßen. Der Erbe iſt hiebet über jede einzelne Schuldpoſt zu vers 
nehmen und die Angabe des Gläubigerd mit den beigebrachten Schuld« 
urfunden und anderen Behelfen zu vergleichen. Das Anmeldungs— 
protofoll muß in diefen alle außer den im-$. 135 erwähnten 
Puncten zugleich enthalten, ob und in weichem Betrage jede Kor- 
derung von den Erben für richtig erkannt wurde. Korderungen, über 
welche Feine Ausgleihung zu Stande Fommt, find auf den Weg Rech— 
tens zu verweilen, 

Nach Umſtänden kann auch einzelnen bekannten Gläubigern eine 
beſondere Vorladung zur gerichtlichen Liquidation ihrer Forderungen 
zugeftellt werden. 


Achter Abſchnitt. 
Bon den bejonderen Vorfehrungenin Rückſicht der 
Verlaſſenſchaften ver Ausländer. 
5 17. BL 

Im Falle des Tores von Ausländern, über deren Verlaffen- 
ſchaft die Grbverhandlung und Entſcheidung der ftreitigen Erb— 
redhts = Anfprüde nah den Beſtimmungen des $. 23 ber audmärti« 
gen Gerichtsbehörde zu überlaffen ift, Hat doc Die hierländige Gerichts— 
behörde auf Verlangen derjenigen Erben und Bermächtnigrchmer, wel- 
he öfterreichifge Staatöbürger oder in dem öſterreichiſchen Staate 
fih aufhaltende Fremde find, mit der Musfolgung des Nachlaſ— 
ſes oder des zu ihrer Bedeckung erforderlichen Theiles in das Aus— 
land ſo lange inne zu halten, bis über ihre Anſprüche durch die dor— 
tigen Gerichtsbehörden rechtsgiltig entſchieden iſt. 

138. 


Für die Gläubiger aber, welche öſterreichiſche Staatsbürger 
oder hierlandes ſich aufhaltende Fremde ſind, und ihre Forderun- 
gen wider den Erblaſſer ſchon bei ſeinem Leben anhängig gemacht 
haben, oder doch vor ter wirfliden Ausfolaung des Naclaffes 
klagbar maden oder gerichtlich anmelden, ift von ben Öfterreichtichen 
Srnisstehörven jeverzeit in füweit Sorge zu tragen, daß Die Aus: 
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folgung des Verlaffenfchaftövermögens erft bann gefchehen darf, wenn 
deren Befriedigung erfolgt, ober Sicherftellung für die Forderungen 
derſelben geleiftet ift. 

$. 139. | 

Daher find im Kalle des Todes eines Ausländers ftetd alle 

Erben, Vermächtnißnehmer und Gläubiger der angeführten Art (88. 
137 und 138), welche auf den Nachlaß Anſprüche ftellen zu kön— 
nen glauben, mittelft eines auf angemeſſene Frift auszufertigenden 
Edictes aufzufordern, ihre Forderungen binnen berfelben fo gewiß 
anzumelden, widrigenfall® der Nachlaß an die auswärtige Gerichtd- 
behörbe oder die von berfelben zur Uebernahme gehörig legitimirte 
Perſon ausgefolgt werben würde, 

$. 140. 

Wird im Falle de Todes von Ausländern, welche ihren or— 
bentlihen Wohnſitz in dem üfterreichifchen Staate Hatten ($. 24), 
von ben bierlandes befindlichen Erben um die Vornahme der Ver- 
laſſenſchaftsabhandlung durch die üfterreichifche Gerichtsbehörde ange— 
jucht, fo find in dem audzufertigenden Edicte auch die allfälligen aus— 
wärtigen. Erben und Bermächtnißnehmer aufzufordern, ihre An— 
fprüche anzumelden, wiorigensfalls die Verhandlung von dem öſter— 
reichijchen Gerichte mit denjenigen Betbeiligten, welche darum einge 
fchritten find, vorgenommen werden würde, Meldet fih in Folge bie 
ſes Edictes, welches auch den auswärtigen Zeitungsblättern einzu— 
Schalten if, Niemand, oder find die ſich Meldenden mit ber Vers 
handlung vor dem dfterreichifchen Gerichte einverftanden, jo iſt dieſe 
nach den hierländigen Gefetzen zu pflegen. Wird aber von Bethei« 
figten, welche fich gemeldet Haben, oder. von der zufländigen aus— 
wärtigen Behörde ſelbſt, auf die Verhandlung vor dem auswärti— 
gen Nichter gebrungen, fo ift diefem Begehren zu willfahren. 

141 


Die Berlaffenfchaften türfifcher in dem öſterreichiſchen Staate 
verftorbener Unterthanen follen, wenn die Erben befannt und in Dem 
öfterreichifchen Staate anfäffig find, und wegen Vornahme der Ab» 
handlung einfchreiten, Hinfichtlih des hierlandes Hinterlaffenen be- 
weglihen Vermögen? von der nad dem Wohnſitze des Erblalfers 
zuftändigen öſterreichiſchen Gerichtäbehörde nach den dfterreichiidien 
Geſetzen abgehandelt und den Erben eingeantwortet werden. 

Gut. 

Sind die Erben unbefannt, oder wird es von ben bekann⸗ 

ten Erben verlangt, fo find alle Diejenigen; welche auf bie Verkif- 
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ſenſchaft einen Anſpruch machen, durch Cdiet aufzuforbern, ihre An- 
jprüche binnen ſechs Monaten anzumelden und gehörig barzuthun, 
widrigenfall3 der ganze Nachlaß oder ber entfprechende Theil des— 
jelben ($. 143) an bie nächſte ottomanifche Miſſton verabfolgt wer- 
ben würde. | 

Jedenfalls hat aber die nach dem vorhergehenden Paragraphe 
zuftändige Gerichtöbehörbe für die fichere Verwahrung ber Gffec- 
ten und Schriften des Verflorbenen Sorge zu tragen. 

—— 


Werden Feine Anſprüche angemeldet, oder wird durch bie an⸗ 
gemeldeten die Maſſe nicht erfchöpft, oder verlangen einige ber be— 
theiligten türfifchen Unterthanen, daß ihr Erbtheil an die ottomani- 
ſche Regierung verabfolgt werde, fo ift entweder bie ganze, ober 
nad gepflogener Abhandlung mit ben fich meldenden Erben und nach 
Befriedigung ber fonft angemeldeten und gehörig nachgewiefenen An— 
ſprüche übrig bleibende DVerlafjenfchaft an die nächſte ottomanifche 
Miſſion zu übergeben. Diefes hat auch mit jenem Theile der Verlaf- 
jenfchaft zu geichehen, auf welchen türkiſche Unterthanen einen An— 
jpru angemeldet haben, wenn dieſe von anderen türfifchen Unter» 
thanen beftritten, und die Uebergabe an die ottomaniſche Miffion von 
ber einen oder der anderen Partei verlangt wird. 

Zu ARE 

In wie weit son Berlaffenfchaften türkiſcher Unterthanen Ge— 

bühren zu entrichten find, beflimmen befondere Vorſchriften. 


| Neunter Abſchnitt. 

Bonden Verfügungen über einzelne Verlaſſenſchafts— 
jahenwährend der. Dauer der Erbverhandlung. 
6.44: 

Dem Erben oder deſſen gefegmäßigen Vertreter, befien Erbrecht 
hinreichend ausgewieſen ift ($. 810 des allgemeinen bürgerlichen Ge— 
ſetzbuches), hat dad Gericht die Beſorgung und Verwaltung ber Ver— 
laſſenſchaft zu überlafjen. Derjelbe oder der Verlaſſenſchafts-Cura— 
tor ift mit Genehmigung bed Gerichte Güter und Fahrniffe zu ver- 
äußern und zu verpfänden, Forderungen abzutreten, oder von ben 
Schuldnern Gelder in Empfang zu nehmen berechtiget, wenn Diefe 
Borfehrungen in dem Testen Willen angeordnet oder zur Beftreitung 
von Krankheits- und Leichenfoften. oder anderer dringender Zahlungen 
oder zur Vermeidung offenbaren Nachtheiles nothwendig find; ins— 
beſondere wenn Fahrniſſe ohne Gefahr eines Srhadend oder unver- 
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hältnigmäßiger Koften nicht aufbewahrt werben fönnen. Im letzte— 
ren Falle ift nicht nur die Abhandlung - Inftanz, fondern nad 
Umftänden jelbft dasjenige Gericht, welches den Todfall oder die In— 
ventur aufgenommen Hat, die Peilbierung anzuordnen, und zu be= 
fiimmen berechtiget, daß bie Gegenftände, welche nicht aufbewahrt 
werden fünnen, bei berfelben auf unter dem Shägungepreife vers 
äußert werden Fönnen. 

Dem Erben oder deſſen gefchmäßigen Wertreter, deſſen unbes 
Schränftes ausfchließendes Erbrecht und freie Macht über fein Ver— 
mögen zu verfügen klar ausgewielen ift, Fann die Abhandlungs-In— 
ftanz den rechtlichen Befit einzelner zur Verlaſſenſchaft gehöriger Ca— 
pitalien und anderer beweglicher Saden, in foferne Die von dem 
Nachlaffe zu entrichtenden Gebühren und die Erfüllung des letzten 
MWillend mit dem übrigen Nachlaſſe bedeckt find, oder die Bethei« 
ligten ihre Zuftimmung ertheilen, auch vor beendigter Abhandlung 
einräumen und bie gerichtliche oder ———— Veraͤußerung 
dieſer Gegenftände geſtatten. 

8. 146; 

Iſt die Verlaſſenſchaft aus einem der in den $$. A3 und 44 - 
angeführten Gründe nod) unter dem -Gerichtäfiegel, jo muB die Ver—⸗ 
äußerung gerichtlich geichehen und ber eingegangene Betrag depo—⸗ 
nirt oder die Verwendung bejlelben fonleich ausgewieſen werden, 

147. 


Wenn an dem Nachlaſſe Erben betheiliget find, deren echte 
daß Gericht von Amtswegen wahrzunehmen hat, fo Hat die Ver— 
-anßerung in der Regel dur Allg Derfteigerung zu geſchehen. 

8. 14 

Die Feilbietung ift nach ——— (88. 93 und 94) entweder 
von ber Abhandlungsbehörbe ſelbſt durch Abordnung eines oder 
zweier Beamten, eined öffentlihen Notar oder durch Erſuchſchreiben 
an das zuftändige oder doch näher gelegene Gericht zu beiwirfen. 

Bei der Vornahme der Keilbietung find die in dem jechöten 
Hauptftüce von der freiwilligen Schäßung und — enthalte 
nen Vorſchriften zu beobachten. 


Zehnter Abſchnitt. 
Bon ber Einantwortung der Verlaſſenſchaft. 
$. 149. 
Um bie Einantwortung des Nachlaffes zu eriwirfen, muß ber 
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Erbe nicht nur jein Erbrecht gehörig dargethan haben, fonbern auch 
ausweilen: 
a) daß er bie von ber Verlaſſenſchaft zu entrichtenden Gebühren 
berichtiget, und 
b) nad Umftänden alle übrigen von dem Gefeße oder dem Erb— 
lafjer ihm auferlegten Verbindlichkeiten erfüllt habe, 

Das Gericht bat daher dafür zu forgen, daß die Ausweiſe hier- 
über ohne Berzögerung geliefert werden, damit, wenn fein Hin- 
berniß mehr im Wege fteht, die Einantwortung erfolgen, im entge» 
gengejegten Falle aber die Nachtragung des Fehlenden angeordnet 
werben koͤnne. 

$. 150. 

Zu dieſem Ende haben die Gerichtöhöfe den Erben in der Re- 
gel zur. fehriftlichen Meberreichung der erforderlichen Ausweije anzu— 
weiſen und ihm angemeflene Friften hiezu zu beflimmen. 

$. 151. 


Die Bezirfögerichte Haben bei Xleinen und weniger ſchwieri— 
gen Berlafjenfchaften jich zu beitreben, daß fo viel möglich das ganze 
Abhandlungsgeichäft, nämlich die Todfalldaufnahme, die Inventur, 
die Erbserflärung, die wechjelfeitige Anerkennung bed Erbrechtes, 
der Ausweis der den Erben obliegenden Verbindlichkeiten und nad 
Umftänden die Erbtheilung, oder der endlihe Erb-Ausweis in einem 
fortlaufenden Protofolle berichtiget und bejonders, wo dürftige Erben 
einjchreiten, biefen fein unnützer Zeitverluſt verurſacht werde. 

$. 152. 

Iſt dieſes nicht thunlich, jo Hat das Bezirfägericht, nachdem 
bie erforderlichen Vorbereitungen getroffen find, Die Erben und Par- 
teien, deren Vernehmung nothwendig ift, zu einer. bejonderen Tag— 
jagung vorzuladen, um bie Abhandlungsausweiſung mit ihnen 
aufnehmen zu fünnen, 

Bei größeren Verlaſſenſchaäften, oder wenn es bie Warteien 
verlangen, fönnen denſelben jedoh auch von den Bezirksgerichten 
ſchriftliche Ausweiſe abgefordert, oder geftattet werben, ſolche zur Tag— 
jagung mitzubringen. 

Bei Verlaſſenſchaften von Landleuten ift bie Abforderung ſchrift⸗ 
licher Ausweiſe zu vermeiden, und deren Beibringung nur über aus— 
drückliches Verlangen der Partelen zu geſtatten. 

$. 153. 
In wieferne bie Vorbereitung aller zur Cinantwortung erfor- 
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berlichen Aete auch den öffentlichen Notaren übertragen werden Fönne, 
ift in dem $. 29 enthalten. 
$. 154. 

Welchen Einfluß das Gericht auf die Bemeſſung ber yon Ver⸗ 
laſſenſchaften zu entrichtenden gefeglichen Gebühren und zum Zmede 
diefer Bemeflung auf die Ermittlung des Activ- und Pafjivftandes 
zu nehmen babe, beftimmen befondere Vorſchriften, vor deren Er» 
füllung die Verlaſſenſchaft nicht eingeantwortet werden barf. 

$. 155. 

Bon Berlaffenfshaften, welche als erblos dem Staate zufallen 
($. 130) find vor der Uebergabe an den Staatsſchatz nur jene Ge- 
bühren zu berechnen und in Abzug zu bringen, welche ben gar nicht 
oder nur theilmeife aus dem Staatsſchatze botirten Sonden zufommen. 

. 156. 

BVerlafienfhaften von Berfonen, welche mit dem Staatäſchatze 
in Verrechnung geftanden find, bürfen ohne Zuflimmung ber Be- 
Mn, ‚welche es betrifft, nicht eingeantwortet werben. 

—8. 157 

In der Teſtaments⸗Ausweiſung hat der Erbe Punct für Punct 
zu zeigen, in wieferne die durch Teſtament oder Codicill getroffenen 
Anordnungen bed Erblafferd vollzogen feien. 

$. 158. 

Subflitutionen und Anordnungen, welche benfelben nach 88. 
707— 709 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches gleichzuhalten 
find, müſſen auf die denſelben unterworfenen Güter in ben öffent 
lihen Büchern eingetragen werben. Haben folche Anordnungen oder 
Subftitutionen Gapitalien oder anderes bewegliched Vermögen zum 
Gegenftande, welches dem eingefegten Erben oder Legatar ausge— 
folgt werden foll, jo muß daſſelbe, in foferne nicht die Sicherftellung 
in dem lebten Willen felbft erlaſſen iſt, oder die Beteiligten recht8- 
giltig darauf Verzicht Teiften, pupillarmäßig verfichert werden. Diele 
Borichriften gelten au von dem Fruchtgenufie der Erbſchaft oder 
eines Erbtheiles. 

—J— $. 159. | 

Dor ausgewieſener Bezahlung over Sicherftellung der für Arme, 
Stiftungen, Kirchen, Schulen, geiftlihe Gemeinden, öffentlide An» 
ftalten, oder fonft zu frommen oder gemeinnügigen Zweden beftimm- 
ten Legate darf die Einantwortung der Verlaffenfchaft nicht erfolgen. 

Die Ausfertigung des Stiftbriefes über ſolche Legate kann * 
doch auch erſt nach der Einantwortung geſchehen. 
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8. 160, 

Iſt ein Legatar minderjährig ober pflegebefohlen, ober ift deſ— 
fen Perfon noch ungewiß, fo ift das Legat entweder gerichtlich zu 
erlegen oder gehörig zu verfihern. Ginem Legatar, deſſen Auf- 
enthaltsort unbefannt ift, ift bie erfolgte gerichtliche Deponirung oder 
Sicherſtellung des Vermächtniſſes durch Ediet befannt zu machen, 

$. 161. 

In Rückſicht der übrigen Vermächtniſſe ift es hinreichend, dar⸗ 
zuthun, daß die Legatare Davon gerichtlich oder aufergerichtlich Nach- 
richt erhalten haben. ($. 817 des allgemeinen bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches.) 

Die Vermächtnißnehmer ſind jedoch ſowohl vor als nach der 
Einantwortung für fortlaufende jährliche Zahlungen und andere 
Vermächtniſſe, deren Bezahlung entweder wegen noch nicht verftriches 
ner gejeßlicher Frift ($. 685 des allgemeinen bürgerlichen Gejepbu- 
ches) oder wegen einer in dem lebten Willen beigefügten Zeitbeflim- 
mung oder Bedingung noch nicht gefordert werden kann, gefegliche Ei- 
cherſtellung zu forbern berechtiget. 

$. 162. 

Entfteht ein Zweifel, ob ein minderjähriger oder pflegebefoh- 
lener Notherbe in dem Pflichttheile verlegt fei, fo muß von Amts⸗ 
wegen auf eine nad den Beftimmungen ber $$. 783-789 des all- 
gemeinen bürgerlichen Geſetzbuches eingerichtete Tflichttheild-Auswei- 
fung gedrungen werden. | 

$. 163. 

Können die Vermädhtniffe wegen Unzulänglichfeit der Maſſe 
nur zum Theile berichtiget werben, jo hat der Erbe, welchem. die 
Rechtswohlthat des Inventars zu Statten kommt, eine Berechnung 
des reinen Berlafienfchaftövermögens und des verhältnißmäßigen Ab- 
zuge8 an jedem Legate vorzulegen. 

4 | $. 164. 

Hat der Erblaffer einen Teftament3-Creeutor ernannt, fo find 
bie in den $$. 157—161 erwähnten Ausweifungen von biefem und: 
dem Erben gemeinfchaftlich zu Tiefern. 

| $. 165 


Die Beendigung der Verlafſenſchaftsabhandlung ift auch in Fäl- 
len, wo minberjährige oder Nflegebefohlene als Erben einfchreiten, 
in der Regel nicht bis zur Erbtheilung aufzufchieben. Wo ſich jedoch 
feine Hinberniffe zeigen, insbeſondere bei Fleinen im baaren Gelbe, 
Schuldforderungen ober Fahrniſſen beftehenden Verlaſſenſchaften, iſt 
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immer auch mit Beiziehung ber gefeglichen Vertreter der Mündel oder 
Daneaebefohlenen bie Erbtheilung vorzunehmen. 
$. 166, 

Bei größeren oder verwickelten Berlaffenfchaften, bei welchen 
Minderjährige over Dflegebefohlene entweder allein oder in Ders 
bindung mit Großjährigen eintreten, ift die Erbtheilung, je nad» 
dem e3 die Umftände zulaflen, vor oder nach der Einantiwortung vor⸗ 
zunehmen und von ber Abhandlungsbehörbe zu genehmigen, oder 
nad Umftänden ($ 27) der :Bupillarbehörde zur Genehmigung mit» 
zutheilen. 

$. 167. 
Bei ber Berechnmg ber. reinen Erbichaft zum Zwecke ver Erb» 
theilung ift zuerft dad Berlafienfchaftdvermögen nad dem Inventa⸗ 
rium, mithin nad dem Zuſtande, in welchem es fih am Todestage 
bes Erblafier3 befunden hat, anzufeßen, ſodann bie Später. erfolgte 
Bermehrung oder Verminderung desjelben, und der Betrag ber Schul- 
den und Laften auszuweijen. Bei verkauften Gütern und Fahrniſſen 
ift der Verkaufspreis in Anschlag zu Bringen, Der Werth unverfanf- 
ter Güter und Fahrniſſe, welche mehreren Erben nah Berhältniß 
ihrer Erbiheile gemeinſchaftlich zufallen, kann nach dem Inventarium 
berechnet werden, wenn auch dieſem eine bei einer anderen Gele- 
genheit errichtete Schaͤtzung der Kaufpreis bei einer früheren Be— 
ſitzveränderung, oder ein Anſchlag nach den Steuerregiſtern zum 
Grunde gelegt worden wäre. Sollen aber in der Pflichttheils-Aus— 
weilung oder in bem Entwurfe ber Erbtheilung bie einzelnen Ge— 
genftände nicht jedem Erben verhältnigmäßig zugewiefen werden, fo 
ift der Werth der Güter, wenn e3 zum Beften ber Mündel oder 
Pflegebefohlenen nothwenbig erſcheint, oder von einem anderen Mit- 
erben gefordert wird, durch eine nach geſchehener Vorladung der 
Theilnehmenden aufgenommene gerichtliche Schägung darzuthun. 

$. 168. 

im Ende bes Ausweiſes müſſen die Beftantheile bed zu ber 
geit, wo bie Rechnung abgefchloffen wird, vorhandenen reinen Erb- 
ſchaftsvermögens beftimmt angegeben werden. Hierauf hat die Berech⸗ 
nung über die Größe bes Erbtheiles jedes Pflegebefohlenen und 
eine Berzeichnung ber Gegenftände zu folgen, auf welche jeder ber 
Betheiligten für ſich allein ober in Gemeinſchaft mit anderen an⸗ 
gewiefen wird. 

Ob zugleich eine Natural-Theilung porgenommen werden ſoll, 
bleibt der Beurtheiluug der Vormundfſchafts⸗ oder Curatels = Be- 
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hörde, mit Rüdficht auf das Intereffe ber Pflegebefohlenen über- 
laffen. Auch müſſen bei jeder Erbtheilung die WVorfchriften über 
bie Beſchränkung der Theilbarfeit unbeweglicher Güter firenge be— 
obachtet werben. 

Das Formulare Nr. VI enthält das Beifpiel einer Theilungs- 
Urfunde. 

$. 169, | 

Das beftätigte Original= Theilungs » Inftrument iſt bei Gericht 
aufzubewahren und ben ‘Barteien auf ihr Berlangen in beglaubig- 
ter Abſchrift auszufolgen. 

$. 170. 

Wenn bei einer Verlaſſenſchaft nur großjährige Erben eirfchrei- 
ten, welche fish felbft zu vertreten fähig find, fo hängt es von ihrer 
Willfür ab, ob fie die Erbtheilung gerichtlich oder außergerichtlich, 
vor oder nach ber Binantwortung vornehmen wollen. 

s. 171. 

Wird von benfelben um bie gerichtliche Vornahme ber Erbthei— 
lung angejucht, fo ift -über dieſes Geſuch eine Tagſatzung anzu⸗ 
ordnen, bei derſelben mit den Erben, jo weit fie in Güte zu verei— 
nigen find, die Erbtheilung zu berichtigen, und ein genaues Pro- 
tofofl darüber aufzunehmen. 

Menn die Erben eine bereit vollffändig ausgefertigte Theis 
Iung3-Urfunde zur Tagſatzung mitbringen und befräftigen, daß fie 
ihrem Willen gemäß jei, ſo hat das Gericht der Urfunde die Be— 
ftätigung über diefe gerichtlich abgegebeue Erklärung beizufügen, und 
biefelbe bei den AbhandlungssActen zu verwahren. 

Yale id 

Wenn der Erblafler einen einzigen Erben hinterlaffen hat, 
und biefer minderjährig ift, oder unter uratel fieht, fo ift vor ober 
nach der Einantwortung an die Stelle der Erbtheilung mit Bei— 
ziehung des Vormundes oder Curators ein endlicher Ausweis über 
den reinen Activſtand der Verlaſſenſchaft, welcher bei der künftigen 
Führung der Vormundſchafts- oder Curatels-Rechnung zum Anhalts— 
puncte zu dienen hat, nach dem Formulare No. VII zu verfaſſen 
und der gerichtlichen Prüfung und Genehmigung zu unterziehen. 

$. 173. 


Die in den SS. 165 m. f. f. enthaltenen Borfchriften hin— 
fichtlih der Erhtheilung und ben Endausweis über den Stand ber 
reinen Berlafienichaft find, foweit fie ihrer Beſchaffenheit nach An- 
wendung finden, auch bann zu beobachten, wenn bei einer Ver— 
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Iaffenfchaft die Armen, eine Stiftung, Gemeinde, Kirche, öffentliche 

Anftalt, oder der Staatsſchatz als Erben betheiliget find, oder wenn 

es fich um Lehen, Fideicommiſſe und Subftitutiond-Erbiepaften handelt. 
$. 174. | 

Sobald der Erbe fein Erbrecht gehörig ausgewiefen, und alle 
ihm obliegenden Verbindlichfeiten erfüllt hat, ift ihm bie Berlaffen- 
ſchaft einzuantworten, bie allenfalld erfolgte Berfieglung der Maffe 
aufzuheben, und bie Verlafienichafts - Abhandlung für beendiget zu- 
erfiären. 

In der Einantwortungs » Verordnung muß insbeſondere: 

1. der Name und Vorname des Erblaſſers und ber Tag ſei— 
nes Todes, 

2. ber Name und Vorname des Erben, der Rechtätitel zur 
Erbfchaft, die Art der Erbserflärung, und wenn mehrere Erben ein- 
treten, dad Berhältnig, nah weldem fie an der Erbſchaft Theil 
nehmen, mit Berufung auf bie vor ber Cinantwortung etwa be- 
reit3 vorgenommene Erbtheilung ausgebrüdt fein. Es muß 

3. daraus erfichtlich fein, ob die Verlaſſenſchaft dem Erben als 
freies Eigenthum zugefallen, ober in wieferne er in Rückſicht des 
Fruchtgenuſſes oder der Verfügung über die Subftanz durch ein be» 
fiehendes Fideicommiß-, Lehen= ober Subſtitutionsband bejchränft fei. 
Bei Subfitutionen und. den benfelben gleichgeftellten Anordnungen 
($. 158) ift insbeſondere der Subjtitut, welchem dad Vermögen bei 
dem Eintritte des Subſtitutionsfalles übergeben werden ſoll, joweit 
er bereit3 befannt ift, mit Beftimmiheit zu bezeichnen. 

4. Iſt der Erbe minderjährig oder pflegebefohlen, jo muß bie- 
je8 ausdrücklich bemerkt werben. 

Das Bormulare Nr. VIII enthält das Beifpiel eines Einants 
wortungs=-Deereted. 

' $. 175. 

Bei Beendigung der Abhandlung find die Todfalldaufnahme, 
bie legte Willenserklärung, bie Erb3erflärung, das Inventar oder Ber- 
mögenöbefenntniß, die Erbtheilung, der End- Ausweis und alle Rechte 
und Pflichten begründende Eingaben und Erklärungen ber Parteien 
überhaupt bei Gericht zurückzubehalten, und ift davon den Betheilig- 
ten auf Berlangen Einfiht und Abſchrift zu ertheilen, 

Quittungen über bezahlte Krankheitd- und Begräbnißfoften und 
Verlaſſenſchaftsſchulden und andere dem Gerichte entbehrliche Urfun- 
den werben dem Eigenthümer zurüdgeftellt. 
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$. 176. 

Sn ein Erbe minderjährig oder pflegebefohlen, fo hat die Ab- 
handlungsbehörbe, wenn fie zugleid Pupillar- oder Curatelöbehörbe 
it, dafür zu forgen, das bemfelben das eingeantwortete Vermögen, fo> 
ferne es ſich im gerichtlicher Berwahrung befindet, in dem Depofi- 
tenamte zugejchrieben, in foferne es aber einen Gegenftanb ber öffent- 
lihen Bücher ausmacht, die Uebertragung an ben Pflegebefohlenen 
bewerfftelliget werde. J 

Iſt die Abhandlungs-Inftanz nicht zugleich Pupillar- oder Eu- 
ratelöbehörbe, fo bat fie dem zuftändigen Gerichte von ber erfolg- 
ten Einantwortung Nachricht zu geben, und bie zur Depofitirung ges 
eigneten Gegenftände dahin zu überfchicken. 

$. 177. 

Die Eintragung der Einantwortungs-Verordnung in die öffent— 
lien Bücher zur Lebertragung des Eigenthumes ber in benfelben 
vorkommenden zur Berlafienfchaft gehörigen unbeweglichen Güter, 
oder auf unbeweglichen Gütern bBaftenden Borberungen kann von 
dem Erben zur bei der Abhandlungsbehörde angeſucht werben, wel- 
de dieſelbe, wenn die Einantwortung rechtskraͤftig ift, zu bewilligen, 
und foferne das unbewegliche Gut einer anderen Gerichtsbehörde un⸗ 
terfteht, dasjelbe um den Vollzug zu erſuchen Bat. 

| $. 178. | 

Denjenigen, melden in bie öffentlichen Bücher eingetragene. un 
bewegliäje Güter, oder anf denſelben haftende Forberungen aus 
einer Berlaffenfehaft nicht ald Erben, fondern als Vermächtnißneh— 
mer, oder buch eine während ber Abhandlung an ſie erfolgten Ber- 
äußerung zufallen, ift von der Übhandlungsbehörde auf ihr Anſuchen 
bie Beftätigung zu ertheilen, daß fte in ben öffentlichen Büchern 
als Eigenthümer eingetragen werben können. Die in den $$. 177 
und 178 enthaltene Vorſchrift it au) dann anzumenden, wenn bie 
Abhandlungsbehörde in einem Lande ihren Sit hat, wo Lanbta- 
fen, Stadt» oder Grundbücher oder andere öffentliche Bücher Dies 
fer Urt nicht befiehen, in foferne die Erbſchaft ſolche unbewegliche Gü- 
tee und daran haftende Korberungen umfaßt, deren Eigenthum nad) 
ben Gefeten des Ortes, wo fie liegen, nur durch bie Eintragung 
in das öffentlide Buch erwirft werben kann. Liegen bie unbe- 
weglichen Güter in Ländern, wo andere Vorſchriften über bie Ermwer- 
bungsart der dinglichen Rechte beftehen, fo haben ſich die Abhand- 
Iungsbehörben und die Betheiligten an die barüber befiehenden Nor- 
men zu halten. 
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| % 179% 

Wird nach erfolgter Einantwortung: ein vorher. nicht: befanntes 
Berlafjenfchaftsvermögen aufgefunden, fo find. nachträglich die erfor=. 
berlichen Amtshandlungen darüber vorzunehmen, und insbejondere: 
die Vorfehrungen zur Entrichtung oder Sicherfiellung der gefeglichen 
Gebühren zu treffen. Eine neuerliche Erberflärung und Cinantwor- 
tung ift hierbei nicht erforderlich. 

$. 180. 

Wird nach erfolgter Einantwortung ber: Erbichaft eine letzte 
Willenserklärung entdedt, jo iftfie der Behörde, welche die Abhand⸗ 
lung: gepflogen hat, vorzulegen, von derjelben fund zu machen, und 
beiden Acten aufzubehalten; auch find bievon auf Verlangen ven Bes: 
theiligten Abichriften zu ertheilen ($$. 62, 64, 68). Eine: neuerliche 
Abhandlung der Erbicaft findet nicht ftatt. Die Perſonen, denen aus 
ber fundgemachten legtwilligen Anordnung Rechte erwachſen könnten, 
und welche bei deren Kundmachung nicht gegenwärtig gewejen jein 
jollten, find davon in Kenntnig zu fegen, und es fteht ihnen frei, ihre 
m ‚gegen ben Erbichaftäbefiger im: orbentlihen Wege geltend: zu 
machen: 


Drittes Haupitſtück. 
Bon dem Berfahren in Vormundſchafts⸗ und Curatelsangelegenheiten. 
d. 

Das Verfahren in Vormundfchafls⸗ und Curatelsſachen wird im 
gegenwärtigen Hauptſtücke nur in ſoferne beſtimmt, als darüber nicht 
ſchon in dem bürgerlichen Geſetzbuche die nöthigen Vorſchriften enthal- 
ten ſind. 

$. 182. 

Wenn Jemand Ordensgelübde ablegt, beren Ablegung nach dem 
Geſetze den Verluft der freien Verwaltung des Vermögens nach fich 
zieht, fo hat da8 Gericht für dasjenige Vermögen, worüber er nicht 
unter Lebenden verfügt hat, einen Gurator zu beftellen. 

.. 183; He 


Hinterläßt ein Ausländer ein in dem öſterreichiſchen Staate be— 
findliches minderjähriges Kind, jo hat das Gericht: demſelben einen Vor- 
mund für fo lange zu beftellen, bi8 von der zuftändigen auslän- 
bifchen Behörde eine andere Verfügung getroffen wirb. 

$. 184. 


Wenn Jemand wegen Geifteöfranfheit oder Verſchwendung un» 
ser Guratel geiett, oder wenn bie väterliche Gewalt oder bie Bormund« 
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ſchaft über bie geſetzliche Dauer verlängert wird, ſo hat in denjeni— 
gen Kronländern, in welchen das Notariat befteht, bad Gericht hie- 
von nebft der Ausfertigung bed vorgefchriebenen Edietes ben öffentli— 
hen Notar, in deſſen Bezirke ſich der Tall ereignet hat, inäbefon- 
dere in Kenntniß zu ſetzen. 

$. 185. 

Alle Verhandlungen in Vormundſchafts- und Gurateld-Angeles 
genheiten, fie mögen ſich auf fehriftliche Eingaben oder mündliches Anfu- 
ben ver Parteien gründen oder von Amtswegen eingeleitet werben, 
find in ber Regel mündlich vor Gericht zu pflegen. 

Dem Ermefien bed Gerichtes bleibt es überlaffen, in wichtigen 
und zweifelhaften Fällen vor ber Genehmigung ber Anträge bes 
Vormundes oder Euratord au die anweſenden nächften Verwandten 
bes Pflegebefohlenen und biejen felbft, ſoferne er einer Beurtheilung 
jeiner Angelegenheiten fähig R zu vernehmen. 

186. 


Das in den $$. 207 u 208 des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches vorgefchriebene Waiſenbuch, ift nach dem Formulare Nr. 
IX zu führen, und bei deſſen Führung auf die Belege hinzuweiſen, 
auf welche fich die Eintragungen gründen. 

Der Borftand des Gerichte Hat dafür zu forgen, baß bie 
Ausfüllung der Rubriken jederzeit fogleich bei Vorfall jedes Geſchäf— 
tes und nicht erft zu Ende bed Jahres oder 74 erft — 
‚vor fi gehe. 

$. 187. 


Beſcheide, wodurch die im Namen eined Minderjährigen geſchloſ— 
jenen Gefchäfte oder Verträge genehmiget werben, müflen ſowohl bei 
ben Gerichtähöfen, ald bei den Bezirfögerichten immer fehriftlich ent— 
worfen werden. Die Gründe, welde ben Michter zur Genehmigung 
befiimmt haben, find, auch wenn ed nicht nothwendig erjcheint, fie 
den Parteien zu eröffnen, doch dem Entwurfe des Befcheides beizufügen. 

$. 188. 

Verträge, wodurch über das Vermögen und die Ginfünfte eines 
Minderjährigen verfügt wird, follen, wenn e8 ohne offenbaren Nach— 
theil geſchehen Fann, auf die Dauer ber Vormundſchaft beſchränkt, 
insbefondere Gapitalien nicht über die Zeit der Minderjährigkeit Hin- 
aud ohne Bedingung ber Auffündigung angelegt, Geſellſchaſts⸗, 
Mieth- und Pachtverträge nicht auf längere Zeit geſchloſſen werben. 

Das Gericht hat jedoch) auch länger fortlaufende Zahlungen und 
ſelbſt RA NR Unterhaltögelder aus dem Vermögen des Mün⸗ 
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dels zu bewilligen und die Verträge darüber zu genehmigen, wenn 

Dadurch der Vortheil des Minderjährigen augenfcheinlich befördert wird. 

Berpachtungen größerer Güter oder Wirthichaften können in der Re— 

gel nur mittelft öffentlicher DVerfteigerung vorgenommen werben. 
$. 189. 


Zu Mermiethungen gegen die gewöhnliche Auffündigung und 
zu Berpachtungen einzelner Gutsbeftandtheile von geringerer Bedeu— 
tung und auf landesübliche Termine kann das Gericht dem Vormunde 
die Bewilligung im Allgemeinen, ohne Vorlage des Beſtandvertrages 
von Fall zu Fall ertheilen. 

Schuldſcheine und andere ſchriftliche Verträge für Mündel, deren 
Vormünder in Rechtsgeſchäften unerfahren ſind, ſind insbeſondere bei 
den Bezirksgerichten von dem Richter ſelbſt zu entwerfen und nach 
Vernehmung des Vormundes und der übrigen Betheiligten zu ge— 
nehmigen. Außer dieſem Falle ift von dem Vormunde ein vollftän- 
biger Entwurf des Schuldſcheines oder Vertrages dem Gerichte zur 
Genehmigung vorzulegen, von dieſem genau zu prüfen und nöthi- 
genfalls nach Vernehmung der Betheiligten zu berichtigen. Nach er- 
folgter Genehmigung des Entwurfes ift die Ausfertigung des Ver— 
traged oder Schuldſcheines zu bewirken und das Original, wenn es 
fi nicht zur Hinterlegung im Depofitenamte eignet, bei den Ber- 
handiungsacten aufzubewahren, 

Die erfolgte Genehmigung ift durch ein auf bie Originak-iii« 
kunde felbft auszufertigendes Amtszeugniß zu beftätigen. 

$. 190. 


Zur PVerehelichung eines Minderjährigen joll von dem Gerichte 
die Bewilligung nicht ertheilt werden, ohne ſowohl über das Ver— 
mögen und die Einfünfte als über die perfönlichen Eigenfchaften 
und Berhältniffe des Fünftigen Ehegatten befriedigende Aufklärung 
erhalten, den Minderjährigen ſelbſt vorgeladen und ſich durch deſſen 
eigene in Abwefenheit des Vormundes und des Fünftigen Ehegatten 
abgegebene Erklärung überzeugt zu Haben, daß e8 fein freier, wohl 
überlegter Entſchluß ſei, dieſe Ehe einzugehen. Iſt der Mündel von 
dem Gerichtsorte zu weit entfernt, ſo kann ein ihm näheres Gericht 
angegangen werden, ihn hierüber zu vernehmen. 

So lange die Ehepacten nicht berichtiget und alle Theilnehmen- 
ben über die Bedingungen einig find, welche das Gericht zum Be— 
ften des Mündels feftzufegen findet, ſoll die Bewilligung zur Ehe 
nicht gegeben werben. | 
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$. 191. 

Der Beſcheid, woburd einem Minderjährigen die Ehe zu fehlie- 
Ben geftattet wird, muß außer dem Namen und Vornamen ber 
Brautleute au den Namen des Bormundes oder der Vormünderin 
und des Mitvormundes enthalten, und der von ihnen ertheilten oder 
verweigerten Einwilligung ausdrücklich erwähnen. 

Wenn ein Eheconfend von ber erften Inſtanz gegen den Willen 
des Vormundes ertheilt, oder wenn eine von der erften Inſtanz ab» 
geſchlagene Bewilligung zur Ehe von dem Obergerichte ertheilt wird, 
jo bat der Beſcheid den Beiſatz zu enthalten, daß die Ehe erft dann 
geihloffen werden dürfe, wenn die erlangte Mechtöfraft dieſes Be- 
ſcheides durch eine gerichtliche Beftätigung außer Zweifel gefegt 
jein wird. : 

Iſt der Mündel oder dejlen Fünftiger Ehegatte eine Militär: 
perjon, die ohne Erlaubnig ihres Vorgeſetzten fich nicht verehelichen 
kann, jo ift dem Bejcheide der ausdrückliche Vorbehalt beizufügen, daß 
bie Eingehung ber Ehe erft nach beigebrachter Bewilligung der Mi- 
litärbehörde ftattfinden dürfe. 

$.: 192. 

Soll über ein Rechtsgeſchäft eines Minderjährigen ein Nota- 
riat&act aufgenommen werden, fo hat das Gericht den gefehlichen Ver— 
treter mit der erforderlichen Legitimationd-Urfunde zu verfehen. 

$. 193. 

Der Bormund und das Gericht find dafür verantwortlich, daß 
die entbehrliche Barſchaft des Mündels, der Vorſchrift des $. 230 
bes allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches gemäß, fobald als mög- 
lich fruchtbringend angelegt werde. Um die Gelegenheit dazu aus— 
findig zu machen, fünnen durch eine bei Gericht angejchlagene Nach— 
richt, allenfalls auch durch die Zeitungshblätter, Darleihen angebo- 
ten werden. | | 

Ueber die Art der Anlegung ber Gapitalien ift jederzeit ber 
Vormund zu vernehmen. Wird die Ausführung der genehmigten 
Art der Anlegung dem Bormunde überlafien, fo hat ihm das Gericht 
aufzutragen, das er ſich binnen einer angemefjenen Frift über ven 
Vollzug der gerichtlihen Anordnung audzumeifen habe. 

$. 194. 

Gefeglich geftattete Arten, die Gelder der Minderjährigen frucht- 
Dringend anzulegen, find: 

1. Ankauf unbeweglier Güter; 
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2. Darleihen an Privatperfonen gegen gejegmäßige Sicherheit 
auf unbeweglicke Güter; h 

3. Anfauf öfterreichifcher Staatd= oder ihnen gefeglich gleichges 
ftellter öffentlicher Schuldverfehreibungen ; 

4. Ankauf von Pfandbriefen der galiziich-ftändiichen Credits— 
anftalt ; 

5. Ginlagen bei den mit öffentlicher Genehmigung beftehenden 
öfterreichifchen Sparcaffen und bei dem Monte civico commer- | 
ciale in Trieſt, wobei jedoch in beiden Fällen die Einlagen für 
einen einzelnen Waifen 500 fl. Eonventiond-Münze nicht überfleigen 
bürfen 5 

6. durch Anlegung in den. nad) befonderen gefeglichen Beftin- 
mungen eingerichteten gemeinſchaftlichen Waiſeneaſſen. 

6. 195. 

In der Schuldverföhreibung über das Gapital eines Minder- 
jährigen muß ſtets bebungen werden, daß dem Gläubiger frei ftebe, 
wenn die Zinfen, over im alle feitgefegter Friftenzahlungen des Ga- 
pital8, eine einzelne Rate destelben nicht längftens binnen ſechs Wo- 
chen nach der Verfallszeit berichtiget werden follten, dad ganze Ga= 
pital fammt den jchuldigen Zinſen fogleich zurüdzufordern. 

Forderungen dritter Perſonen dürfen daher für den Mündel 
nicht eingelöst werden, wenn nicht dieſe Erklärung ſchon in dem 
Schuldſcheine enthalten ift, oder in einer nachträglichen Urfunde von 
den Schuldner abgegeben wird. 

$. 196. 

Der Werth der unbeweglichen Güter, weldhe zur Sicherfiellung 
für Darleihen dienen follen, ift in ver Regel durch gerichtlihe Schä— 
gung zu beftimmen, wenn berjelbe nicht ohnedieß aus den Wegiftern 
der Grundfteuer oder aus dem Katafter entnomnien werden kann. Ei— 
ner ſolchen Schägung ift fletd der Vormund des Minderjährigen 
beizuziehen. Soll eine ohne Zuziehung des Bormundes aufgenommene ° 
gerichtliche Schätzung zum Grunde gelegt werden, fo muß er jeder- 
zeit diber die Anmendbarfeit verfelben vorläufig vernommen wer- 
den. Bei Häufern, welche nur aus Holz, Lehm oder anderem nicht - 
feuerfeftem Materiale errichtet find, Darf nur der Werth des Grundes 
in Anſchlag gebracht werden, | 

$. 197. 

Der Werth von Gebäuden kann au Orten, an welchen bie 
Steuern nad dem Zinsertrage entrichtet werden, nad) den von ber 
Hauszins⸗Erhebungscommiſſion beglaubigten Zinsfaffionen berechnet 
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werben. Doch muß Hierbei ein minbeftens jechsjähriger Zinsertrag 
ber Durchſchnittsberechnung zum Grunde gelegt, ein Zeugniß eidlich 
verpflichteter Sachverftändiger über den guten Bauftand bed Hau— 
jes beigebracht, und jowohl auf alle Laften deſſelben, als auch auf 
die örtlichen und anderen DBerhältniffe Nüdficht genommen werben, 
welche in einzelnen Fällen auf den Werth des Haufes Einfluß nehmen. 

Endlih muß das Haus bei einer öffentlich genehmigten Feuer— 
verficherungs » Anftalt gegen Brandſchaden verfichert fein, und ber 
Schuldner verpflichtet werden, in der Folge, bei: jonjtiger Fällig— 
feit des Gapitales, für bie MN NENNEN Fortdauer dieſer Verſi— 
cherung zu ſorgen. 

u. 198. 

Ueberhaupt hat das Gericht die Genehmigung eines Darleihend- 
vertrages, ungeachtet der auf geſetzliche Weile ausgewieſenen Sicher— 
heit, zu verweigern, wenn ihm nach forgfältiger Prüfung aller Um— 
ftände entweder in Rückficht der Perſon des Schuldners oder feiner 
Eigenthumsrechte auf die angebotene Hypothek, oder in Rückſicht der 
Beichaffenheit oder des Werthes der letzteren erhebliche Bedenfen 
auffallen. 

$.- 199. 

Wenn es ſich jedoch in Erbſchaftsfällen um die Uebernahme eines 
geſetzlich untheilbaren Gutes durch einen der Miterben gegen Abfer— 
tigung der übrigen handelt, jo können dem Uebernehmir die Erbtheile 
der minderjährigen Miterben auch ohne Ausweilung ber gejehmäßt- 
gen Sicherheit geborgt werden, wenn nur dafür die Hypothek auf 
das ererbte Gut felbft mit den Vorrechte vor allen anderen eigenen 
Schulden des Uebernehmers beftellt wird. 


$. 200. 

Auf Fideicommiß-Güter Sollen die Gelder der Pflegebefohlenen 
nicht angelegt werden. 

5... 20T, 

Werden Waifeneapitalien durch Ankauf von Staatd- Schuldver— 
ſchreibungen fruchtbringend gemacht, ſo muß auch der mit Rückſicht 
auf den Courswerth derſelben ſich ergebende Ueberſchuß (Agio) ver— 
rechnet werden. 

Der Minderjährigen eigenthümliche Staatspapiere, welche einer 
Berlofung unterliegen und dadurch einen Gewinn erwarten laſſen, 
bürfen, foferne nicht ein Nothfali oder der offenbare Vortheil des Pu— 
pillen es erfordert, niemald veräußert werben. 
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nr 202. 

Wenn ſich unter dem Vermögen eined Minderjährigen Privat- 
Schulpverfchreibungen befinden, welche nicht gehörig fruchtbringend 
gemacht oder verfichert find, jo ift, den Beitimmungen bed $. 236 
des allgemeinen bürgerlichen Gejeßbuches gemäß, für die gehörige 
Berfiherung und Berzinfung, oder nöthigenfalls I bie Eintrei— 
bung berjelben Sorge zu tragen. 

Dem Minderjährigen ſonſt zufallendes Beige, welches auf 
andere als die im $. 194 bezeichneten Arten fruchtbringend angelegt 
ift, als: Actien dev öfterreichiichen Nationalbanf oder anderer inlän= 
diſcher Vereine, Können über den Antrag des Vormundes jo lange 
beibehalten werden, ala fich nicht eine vortheilhaftere Gelegenheit 
zur fruchtbringenden Anlegung ergibt, und das Gericht hiermit ein- 
verftanden ift. Bei Beurtheilung folcher Fälle ift vorzüglid darauf 
zu ſehen, ob derlei Papiere eined allgemeinen guten Credites und 
günftigen Courſes fich erfreuen, und ob die Nachtheile der augenblid- 
lichen Hintangebung nicht größer, als die Gefahr der einftmeiligen 
Beibehaltung wäre, 

8. 203. 

Bei den Geritähöfen haben Die Vormünder die Verfafſſung 
ber Rechnung über das Vermögen ihrer Pflegebefohlenen, in ſoferne 
fie Davon nicht von dem Gerichte nach den Beftimmungen bed all- 
gemeinen bürgerligen Geſetzbuches befreit worden find, in der Regel 
außergerichtlich zu beforgen und die Rechnung fammt den erforderli= 
chen Behelfen jchriftlih dem Gerichte zu überreichen. 

Die Bezirfägerichte haben in Fällen, wo die Rechnung nur in 
wenigen Empfangd- und Ausgabspoſten befteht, viejelbe bei einer 
Tagſatzung, zu welcher der Vormund und allenfalld die nächſten Ver— 
wandten des Minderjährigen zuzuziehen find, nach den beigebrachten 
Aufichreibungen und Belegen zu Protofoll zu nehmen, und hienach 
auf die geeignete Weiſe zu erledigen. 

§. 204. 

In den Rechnungen über dad Vermögen der Bflegebefoklenen 
iſt zuerſt das Bermögen, welches am Anfange des Rechnungsjahres 
vorhanden war, ſowie es entweder in dem Inventar und anderen 
Gerichtsacten oder in der letztvorhergehenden Rechnung erſcheint, au— 
zuſetzen, ſodann find die Aenderungen an dem Stammvermögen, bie 
Einkünfte und Ausgaben von ber Zeit, Tür welche die Rechnung ge= 
legt wird, vollftändig auszumeiien, und der mit Ende des Nechnungs- 
jahres erübrigende reine Betrag des Vermögens zu berechnen, end— 
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lich ift anzugeben, worin basjelbe beftehe, wie es aufbewahrt, ver- 
fichert und angelegt ſei. 

In wieferne die einzelnen Ausgabs- oder Empfangspoften einer 
Beicheinigung bevürfen, ift nach dem Betrage derſelben, oder bei un- 
beweglichen Gütern nach ihrer eigenthümlichen Veſchafent zu be⸗ 
urtheilen. 

8. 208... 

Sind der Mündel mehrere, jo ift das Vermögen eines jeden 
von ihnen nur in joferne durch befondere Rechnung auszuweiſen, als 
fie an dem Empfange oder den Ausgaben nicht alle gleichen Antheil 
nehmen. 

$. 206. 

Befigt der Mündel cine Handlung oder Fabrik, fo 08 die 
Berwaltung, in joferne darüber nicht durch den Testen Willen rechts— 
beftändig verfügt ift, nad Ermeflen des Gerichte dem Bormunde 
jelbft, oder falls er dazu nicht die erforderlichen Eigenjchaften befigt, 
oder die Beforgung nicht übernehmen Fann, einem eigenen ſachkundi— 
gen Handlungs= oder Fabriksvorfteher übertragen werden. Im letzte— 
ren alle fteht dem Vormunde zu jeder Zeit frei, Uber den Stand 
der Geichäfte von dem Vorſteher Aufklärung zu verlangen, und 
in die Bücher und Brieffchaften Einficht zu nehmen. 

Der jährlide NRechnungsabichluß, welcher ber Bormundichaftg- 
behörde vorzulegen ift, muß von ‚dem Vormunde, oder wenn bie- 
jer die Verwaltung nicht felbft führt, von dem Vorſteher, und in 
beiden Fällen außerdem noch von einem beeideten Rechnungdverfiän- 
digen, welchen das Gericht zu benennen Hat, unterfehrieben, und von 
legterem nach forgfältiger Brüfurg und Dergleichung mit den Hand— 
lungsbüchern als vollffommen richtig beftätiget werben. 

Diefer Rechnungsabſchluß (Bilanz) ſoll jo eingerichtet fein, 
daß daraus Far erhellet, wie hoch fich das Vermögen der Hand- 
lung oder Kabrif an Realitäten, an Waaren, Fahrniffen, ficheren und 
unficheren Forderungen und an Baarſchaft belaufe; wie viel fie 
ihren ſämmtlichen Gläubigern Ichuldig fei, und worin der reine Ge— 
winn oder Verluſt für das verfloffene Jahr beſtehe. Bon jeder die— 
jer Rubrifen ift jedoch nur die Hauptjumme anzugeben. 

Die Vorſchriften des gegenwärtigen Paragraphes find auch bei 
Handeld- und Fabriksgeſellſchaften, woran Mündel Theil nehmen, in 
joferne anzuwenden, ald es bei ererbten Geſellſchaftsantheilen die 
für die Erben verbindlichen Geſellſchaftsverträge gejtatten. 
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$. 207. 

Die Rechnungen der Vormünder find in jedem Jahre mit dem 
lebten Tage des Monates abzufhließen, in welchem die Bormund- 
Ihaft ihren Anfang genommen, oder welchen das Gericht ald Tag 
des Abfchluffes beftimmt Hat. Sie follen ohne Rückſicht auf die al- 
lenfalls noch nicht beendigte Abhandlung des den Mündeln angefal- 
lenen Berlaffenichaftsvermögens Tärgfter3 binnen der in dem $. 239 
des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches — Friſt an das Ge— 
richt überreicht werden. 

$. 208. 

Jede Vormundſchaftsrechnung muß genau geprüft werden. Dabei 
ift indbefondere zu unterjuchen: 

1. ob das Stammvermögen, fowie e8 in dem Inventar und ans 
deren Gericht3acten, oder in ber nächft vorhergehenden Rechnung er= 
ſcheint, vollftändig in Empfang gebracht fei; 

- 2. in wieferne die Rechnung in den einzelnen Boften mit den 
Belegen übereinftimme ; 

3. ob Empfang und Ausgabe, in fomweit es ihre Natur zuläßt, 
gehörig beſcheiniget feien ; 

4. ob von Zeit zu Zeit wiederkehrende Zahlungen fi ununter- 
drohen folgen, und in Empfang und Ausgabe richtig an einander an⸗ 
taliepen. 

5. ob nicht Die gerichtlihe Genehmigung bei Geichäften oder 
Zahlungen, die berjelben nad) dem bürgerlichen Geſetzbuche bedür— 
fen, mangeln, und ob in einem folchen alle Hiezu nachträglich die 
gerichtliche Bewilligung ertheilt werden Fönne; 

6. ob alles Stammvermögen gehörig aufbewahrt und verfichert, 
die entbehrliche Barſchaft fruchtbringend angelegt, und in wieferne 
endlich 

7. die Verwaltung be zweckmäßig und nützlich geweſen jei. 

. 209. 


Gerichtshöfe, welche hir eigenen Rechnungsbeamten verfehen 
find, Haben fich .zur Prüfung der Rechnungen ihrer Hilfe zu bedie- 
nen. Andere VBormundichaftsbehörden ſollen dieſes Geſchäft fo viel 
möglih jelbft vornehmen; doch können zur Prüfung weitläufiger 
oder folcher Rechnungen, deren Beurtheilung befondere Kunftfenntniffe 
fordert, ein oder zwei Sacdverftändige benannt werden. Borzüglich 
jollen zur Prüfung ber Rechnungen im Gericht3orte wohnende nahe 
Derwandte des Mündeld, wenn fie dazıı geeignet find, verwendet 
werden, Diefe haben die Reviſion unentgeltlich zu beſorgen. Anderen 
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Nechnungsverftändigen kann eine ihren Bemühungen angemeffene 
Belohnung aus dem Vermögen des Mündels angewiefen werben. 
. 210. 

Die Rechnungsverftändigen haben dem Gerichte ihr Gutachten 
vorzulegen, und die einzelnen often, wobei fie Erinnerungen noth- 
wendig finden, nach ber in ber Rechnung felbft gewählten Ordnung 
mit Zahlen zu bezeichnen. 

Ungeachtet biefed Gutachtens muß ſich aber das Gericht durch 
eigene Unterfuchung der Rechnung überzeugen, ob das Vermögen bed 
Plegebefohlenen zwedmäßig verwaltet, 06 Empfang und Ausgabe 
nach richtigen Grundfäben ausgewieſen werde, ob die Bemerkungen 
der Nechnungdverftändigen gegründet feien, und welche anderen er— 
heblichen Erinnerungen etwa noch beizufügen wären. 

$. 211. 

Bei der Brüfung der Rechnung hat dad Gericht auf die Erzie- 
hung und die perſönlichen Eigenſchaften des Pflegebefohlenen, auf ben 
Stand und die Beichaffenheit des Vermögens und alle übrigen Ber- 
hältniffe genaue Nüdficht zu nehmen. Es hat baher in ber Re— 
gel geringfügige Anftände, deren Erläuterung mit unverhältnigmäßi- 
gen Koften oder Zeitverluft verbunden wäre, zu übergehen, und Foft- 
jpielige Nachweiſungen unbedeutender Poſten nicht abzuverlangen. 

6. 212. 

Finden ſich in der Rechnung Feine oder nur foldhe Fehler, bie 
in der fünftigen Nechnung verbefjert werden können, oder bloß Rech— 
nungsirthlümer, worüber e8 einer weiteren Erörterung nicht mehr 
bedarf, fo ift die abgelegte Rechnung ſogleich Durch Deeret endlich zu 
erledigen. | | 

Soll aber die Rechnung ganz umgearbeitet ober über eine ober 
mehrere Poſten vorläufig nähere Aufklärung gegeben werden, jo 
ift der Nechnungsleger anzuweifen, binnen einer beftimmten Frift bie 
umgeänderte Rechnung oder feine Erläuterungen vorzulegen. Nach 
Bollziehung dieſes Auftrages kann das Gericht entweder fogleich, 
oder in foferne es eine wiederholte Grörterung nothwendig findet, 
nach. wiederholter Vernehmung der Rechnungsverftändigen und allen- 
falls abgeforderter weiterer Erläuterung des Rechnungslegers in ber 
Sache endlich enticheiden, 

$. 213. 

Laßt der Vormund die ihm- beftimmte Frift zur Erftattung ab- 
geforderter Erläuterungen ohne Erfolg verftreichen, fo ift er entwe— 
ber durch die angemeſſenen Zwangsmittel zur Befolgung bed Auf- 
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trages zu verhalten, oder ihm nach Umſtänden anzudrohen, daß bei 
Verſaͤumung ber erweiterten Friſt, ohne feine Erläuterungen abzu⸗ 
warten, mit der endlichen Erledigung der Rechnung vorgegangen wer⸗ 
den würde, und diefe Drohung ſohin in Vollzug zu feßen. 

Jedenfalls ift Sorge zu tragen, daß die Rechnung. fir jedes 
DVerwaltungsjahr vor Ablauf des nächſten VBerwaltungsjahres end- 
lich erlediget werde, 

$. 214. 

In dem Deerete, wodurd die über das Vermögen des Mün⸗ 
dels gelegte Rechnung endlich erlediget wird, muß ausgedrückt ſein, 
über weſſen Vermögen, von wem und für welche Zeit Rechnung ge— 
legt, in wieferne ſie von dem Gerichte für richtig erkannt worden 
ſei, wie viel die Hauptſumme des reinen Vermögens, dann der 
in des Vertreters Verwahrung befindliche Cafſſereſt oder deſſen For— 
derung an den Mündel betrage, endlich wie hoch ſich die Einkünfte 
des Mündels im verflofſenen Jahre belaufen Haben. 

Auf jeder genehmigten Rechnung ift der Tag umd die Zahl des 
Genehmigungs-Deeretes amtlich anzumerfen. 

$. 215. 

Nah eingetretener Großjährigfeit und erlebigter Schlußrechnung 
find dem geweſenen Mündel auf fein Verlangen ſämmtliche von ſei— 
nem Vormunde gelegten Rechnungen ſammt Beilagen auszufolgen. 
Befteht die Rechnung aus mehreren Bogen, fo ift fie mit einem 
Baden zu durchziehen, und dieſer auf dem lekten Blatte mit dem 
Gerichtsſiegel zu befeſti gen. Ueber die ausgefolgten Rechnungen und 
ihre Beilagen iſt ein genaues Verzeichniß zu verfaſſen und dasſelbe 
nach beigefügter eigenhändiger Beſtätigung des Empfängers in der 
Regiſtratur aufzubewahren. 

Rechnungen, welche das Vermögen mehrerer Mündel in ſich be- 
greifen, können nur, wenn die Vormundſchaft rückſichtlich Aller auf- 
gehört Hat, gegen einen von Allen gemeinſchaftlich ausgeftellten 
Empfangſchein verabfolgt werben. 

Aus der Vormundſchaft getretene Mündel können den Vor—⸗ 
mund von ber gerichtlichen — der Schlußrechnung befreien. 

216. 


Nach geendigter Vormumdſchaft und erledigter Schlußrechnung 
können Streitigkeiten über Vormundſchaftsgeſchäfte, in ſoferne nach 
$. 18 überhaupt noch eine weitere Verhandlung ftattfindet, nicht 
mehr von Amtswegen, fondern nur im Wege des Proceßverfahtens 
erörtert und entſchieden werben. 

17 
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5. ,417, 

Sobald ein Minderjähriger zur eigenen DBermögendverwaltung 
gelangt, fo hat ihm dad Gericht jein Vermögen, wenn fein gejepli- 
ches Hinderniß befteht, zu erfolgen und joweit es fi in den Hän- 
den des Vormundes befindet, diefen anzuweiſen, die Uebergabe zu pfle- 
gen und fich darüber binnen einer angemeffenen Friſt auszumeifen. 
Das aufgenommene Verzeichniß des Vermögens und die erledigten 
Rechnungen dienen hierbei zur Richtſchnur. 

Sollte jedoch der zur eigenen Vermögensverwaltung Gelangte 
die Ausfolgung des in der Waifencaffe befinblihen Vermögens bin- 
nen drei Monaten nicht nachjuchen, fo ift er vom Gerichte zur Ueber— 
nahme binnen einer zu beflimmenden Friſt mit der Warnung auf- 
zufordern, daß im widrigen Falle jein Vermögen aus der Waifen- 
caffe an die Depofitencafje abgegeben werden würde. Dieje Aufforbe- 
rung iſt bemfelben perfönlich zuzuftellen, und wenn er derſelben Feine 
Folge Ieiftet, da8 Vermögen in dad Depofitenamt abzugeben, wo- 
durch die Verpflichtung des Gerichtes erliicht, für die Anlegung ba- 
rer Gelder oder für die Einhebung der Zinfen bereits angelegter Ga- 
pitalien- zu forgen. Iſt der gewejene Mündel unbekannten Auf- 
enthalte, oder kann die Zuftellung der Aufforderung an ihn nicht ge— 
ſchehen, jo fann derſelbe zwar durch Edict zur Uebernahme aufgefor- 
dert werden, doc) kann, wenn er biefem Auftrage feine Folge Teiftet, 
in der Verwahrung und Verwaltung feines Dermdaens feine Aen— 
derung getroffen werden. 

$. 218. 

Bei Srfolglafjungen an Militärperionen vom Feldwebel abwärts, 
fie mögen im wirklichen Dienfte fichen oder beurlaubt fein, Hat ſich 
das Gericht die Vorſchrift gegenwärtig zu halten, daß obigen Perſo— 
nen ohne Bewilligung des ‚Militär-Gommando Fein Gapitaläbetrag 
erfolgt werden barf. 

Wenn daher folde Militärperfonen, ungeachtet der erlangten 
Gropjährigfeit, die Bewilligung zur Empfangnahme ihres Vermögens 
nicht erhalten, fo hat das Gericht letzteres, ſo lange dieſes Hinderniß 
dauert, wie das Vermögen eines Minderjährigen zu behandeln. 

§. 219. 

Die Vorſchriften des gegenwärtigen Hauptftüdes find auch in 
Gurateldgefhäften zu beobachten Doc Hat das Geridht in Rüd- 
fit derjenigen Abwejenden, deren Rückkehr bald zu eriwarten ſteht, 
darauf Bedacht zu nehmen, daß ſie nach derſelben nicht durch eine 
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inzwiſchen vorgenommene Anlegung ihres Vermögens in der Leichtig- 
feit der Berfügung mit bemfelben ohne Noth gehindert werben. 


Biertes Haupifiüd. 
Bon der Obforge über bie ALM 
220. 


Geſuche um die landesfürſiliche Bewilligung zur Errichtung von 
Fideicommiſſen find bei dem Miniſterium des Innern zu überreichen. 
Wenn es ſich nur um die Einholung der vorläufigen Beſtimmung 
handelt, ob Allerhöchft Seine Majeſtät geneigt ſeien, bei Vorlage 
eines vollftändigen Entwurfes der Anordnungen, nach welchen ber 
Bittfteller das Fideicommiß zu errichten gedenft, dem Geſuche zu 
willfahren, jo muß doch der Gegenftand und beiläufige Werth Des 
Sideicommifjed angegeben, und erörtert werden, ob der Errichtung 
desjelben Feine in den perſönlichen und Ramilienverhältniiien des 
Bewerbers, fomeit diejelben befannt find, gegründeten Bedenken ent- 
gegen ftehen. 

Gr 21, 

Um die endlide Bewilligung zur Errichtung eines Fideicom— 
miſſes zu erlangen, muß da3 Original, oder ein vollffändiger Entwurf 
der Urkunde, wodurch dasſelbe errichtet werden fol, und ein Ver— 
zeichniß Des zu dem Fideicommiffe beftimmten Vermögens beigelegt 
werden, welches bei der Aufnahme des Fideicommiß— Inventars zur 
Grundlage zu dienen hat. ($. 223.) 

S. 200, 

Die vorläufige Iandesfürftliche Genehmigung tritt nur in ſoferne 
in Wirkſamkeit, al3 die Driginal-Urfunde über das Fideicommiß, falls 
fie nicht ſchon dem Geſuche beiliegt, von dem Fideicommiß-Stifter oder 
von deſſen Erben wirklich ausgefertiget wird, und feine Anordnung 
ohne Nachtheil für die erworbenen Rechte eines Dritten vollzogen 
werden kann. 

$. 228. | 

Das Fideicommiß-Inventar ($. 221) if, wenn das Fideicommiß 
von dem Stifter bei feinem Leben errichtet wird, ſogleich, nachdem 
dent Gerichte die erfolgte Tandesfürftliche Genehmigung hierzu bes 
fannt gemacht worden ift, außerdem aber bei dem Tode des GStif- 
ters gerihtlin aufz nehmen. 

Ergibt fih nach dem Tode des Fideicommiß-Stifters ein Ab- 
gang an dem zum Kideicommifle beftimmten Mermögen, oder eine 
Berminderung desſelben durch die davon zu entrichtenden Gebühren, 
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durch bie Ergänzung bed Pflichttheiles der Notherben, oder auf an— 
dere Weiſe, ſo hat das Gericht ein neues Inventar über die reine 
Fideicommiß-Erbſchaft verfertigen zu lafſen 

$. 224. 

Bei dem Tode eines jeden Fideicommiß-Beſitzers ift ein neues 
Inventar zu errichten und darin zuerft das Fideicommiß- Vermögen 
nach dem Zuftande, in welchem er es hinterlafjen Hat, zu bejehreiben, 
fodann, wenn das Fideicommiß an die Aflodialverlaffenihaft wegen 
Vermehrung oder Berminderung des in dem Haupt-Inventar ange- 
gebenen Stammvermögens einen Erfag zu leiften, oder zu fordern 
hat, derjelbe auszuweiſen und als eine Forderung oder Echuld Des 
Fideicommiffes anzuführeit. | 

Diefe Ausweiſung muß jelbit dann verfertiget werden, wenn 
alles Allodial- und Fideicommiß-Vermögen des Erblafjer8 dem näm— 
fihen Erben zufällt. Iſt in dem Haupt-Inventar nicht genau be- 
flimmt, was als Zugehör eines unbeweglidien Gutes anzujeben jei, 
fo Hat dad Gericht nach Einvernehmung der Kunftverftändigen und 
Betheiligten darüber nah den Vorſchriften des allgemeinen bür- 
gerlihen Geſetzbuches (88. 294— 297) zu entſcheiden. 

$. 225. 


Trifft die Erbfolge in das frei vererbliche Vermögen umd in 
das Fideicommiß verjchiedene Perfonen, jo ift unter diefen zu berech— 
nen, wie viel der unmittelbare Nachfolger im Fideicommiſſe wegen 
ftehender oder erhobener Früchte, wegen verfallener oder eingegau- 
gener Zinjen und Renten, wegen rüdftändiger Fideicommik - Schul- 
ben oder aud anderen Gründen an die Allodial- Erben zu fordern 
oder zu bezahlen habe. 

| $. 226. 

Bei der Abhandlung der Verlafjenichaft des Fideicommiß-Stif— 
terd fallen die von dem Fideicommiß-Vermögen zu entrichtenden Ge- 
bühren und Gerichtäfoften dem Fideicommiffe zur Laft, Zur Beftrei- 
tung berjelben kann das Fideicommiß belaftet werden. Bei den fol- 
genden Abhandlungen müfjen diefe Zahlungen von dem Fideicommiß- 
Erben aus den Früchten geleiftet werden, Auf gleiche Art find alle 
anderen, bei Fideicommiß-Geſchäften vorfallenden Gerichts- und Cu— 
rateläfoften ohne Verminderung des Stammvermögend von dem Fi— 
beicommiß-Befiter zu beftreiten. 

5.297, 
Tür jedes Fideicommiß muß ein Gurator beftellt werben. Das 
‘bt hat dabei auf den Vorſchlag der Fideicommig-Anwärter ge- 
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hörigen Bedacht zu nehmen und in Nüdficht der perjönlichen Eigen- 
ſchaften des Guratord die Anoronungen des allgemeinen bürgerli- 
chen Gefebuches über Vormünder zu beobachten. 

Es kann auch einer von den Anwärtern jelbft zum Curator be- 
nannt werden. Gläubiger und Schuldner des Fideicommiſſes find 
zu diefem Amte nicht zuzulafjen. 

$. 228. 

Des Curators Pflicht ift, Die Nechte der zur Erbfolge in das 
Fideicommiß berufenen Nachkommenſchaft zu vertreten und darüber 
zu wachen, daß das Stammvermögen bed. Fideicommiſſes erhalten, 
und der Zuftand besjelben nicht verjehlimmert werde. Er hat dem 
Gerichte nicht nur die über Fipeicommiß-Gefchäfte abgeforderten Gut- 
achten zu erftatten, fondern auch alle pflichtwidrigen, den Yideicom- 
miß= Erben nachtheiligen Unternehmungen des Fiveicommiß-Befi- 
ber3 anzuzeigen, ($$. 253 und 254.) 

5.929, 

In wichtigeren Fideicommiß- Angelegenheiten werden, in foferne 
nicht die Vernehmung aller Fideicommiß-Erben ausprüdlich vorge- 
ichrieben ift (88. 634 und 644 des allgemeinen bürgerlichen Geſetz— 
buches), außer dem Fideicommiß-Curator auch einige der näch— 
ſten Fideicommiß-Anwärter und vorzüglich Diejenigen zu Rathe ge— 
zogen, die nicht ſo weit vom Gerichtsorte entfernt ſind, daß ihre Ver— 
nehmung großen Zeitverluſt verurſachen würde. Insbeſondere hat 
der Curator gemeinſchaftlich mit den nächſten Anwärtern an allen 
Procefſen Theil zu nehmen, vie das Stammvermögen des Fideicom— 
miſſes betreffen. 

8. 230. 

Die Verficherung des Fideicommi- Vermögens gejehieht in Rück— 
ficht der zum Fideicommiſſe gehörigen unbeweglichen Güter durch 
Eintragung der fideicommiflariihen Anordnung in die öffentiichen 
Bücher. In den Ländern, wo öffentliche Bücher nicht eingeführt 
find, ift fi) an die dafeldft beſtehenden Vorfchriften zu halten. Koft- 
barfeiten und Fahrnifſe, mit Ausnahme der Gapitalien, fünnen in 
ber Berwahrung des Ficommiß-Beſitzers bleiben, welcher jedoch bie 
Uebernahme derjelben entweder in dem Fideicommif- Inventar oder 
in einer bejonderen Urkunde zu beftätigen Hat, Deffentliche und 
Privat-Schuldbriefe und alle übrigen Urkunden über bie Forderun—⸗ 
gen des Fideicommiſſes müfen in gerichtliche Verwahrung genommen 
werben. 
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6. 231. 

Bei der Anlegung, Auffündigung und Zurückbezahlung ver Fi- 
deicommipß-Gapitalien find die Vorſchriften des allgemeinen bürgerli- 
hen Geſetzbuches und des dritten Hauptſtückes dieſes Geſetzes tiber 
dad Vermögen der Minderjährigen zu beobachten. Das Gericht Hat 
über die Anlegung eines Fideicommiß-Gapitales immer den Gurator 
und in wichtigeren Fällen auch die nächſten Anwärter zu vernehmen 
($. 229). Bei unzweifelhaft erwiefener gefegmäßiger Sicherheit kann 
jedod der Antrag des Fiveicommiß-Vefigers, der von dem Gurator 
oder den Anwärtern vermweigerten Beiftimmung ungeachtet, von dem 
Gerichte genehmiget werden. ' 

$. 232, 

Bei Privatperfonen für, das Fideieommiß angelegte Geldſummen 
müſſen in dem Schuldſcheine und in den öffentlichen Büchern aus- 
drücklich als Fideicommiß-Gapitalien bezeichnet, Staatöpapiere, wenn fie 
auf den Ueberbringer lauten, der Vineulirung von Seite der öffent— 
lichen Caſſe unterzogen, wenn fie aber auf beftimmte Namen lauten, 
auf das Fideicommiß umfchrieben werden, A 

$. 233. | 

Die Bewilligung zur Verpfändung eines Fideicommiffes kann 
nur von dem Fidelcommif=Befiger, nicht von deffen Gläubigern an- 
gejucht werden. Iſt fie jedoch dem Fideicommiß-Befiger von dem 
Gerichte bereit3 ertheilt und das Fideicommiß durch einen in gehö— 
riger Form ausgeftellten Schuldſchein ausdrücklich verpfändet worden, 
jo fteht dem Gläubiger frei, die Einverleibung der Forderung ſelbſt 
zu erwirfen. | 

$.. 234. 

Iſt der Fideicommiß-Beſitzer geftorben, ohne von der ihm ge: 
rihtlich ertheilten Bewilligung zur Verſchuldung des Fideicommiffes 
Gebrauch gemacht, mithin ohne die Schuldurfunde über das em- 
pfangene Darleihen in gehöriger Forn mit Verpfändung des Fi- 
deicommifje8 bereits ausgeſtellt, oder die Fideicommig - Gapitalien 
in dem Depofitenamte wirflih behoben zu haben, jo ift bie Bewil- 
ligung zur Onerirung für erlojehen anzufehen, und das dem veritor- 
benen Fideicommiß Beſitzer eingeräumte Het gebt weder. auf feine 
Allodial-Erben, noch auf den Fideicommif- Nachfolger Über. 

$. 235. . 

Dem Geſuche um Die gerichtlige Bemilligung zur Verpfändung 

des Fideicommiſſes muß eine genaue nach den Grundfägen der 88. 
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636 und 637 des allgemeinen bürgerlichen Gejeßbuches eingerid)- 
tete Berechnung des Fideicommiß-Dritttheiles beigelegt werden. 
$. 236. 

Befteht das Fideicommiß aus .mehreren Gütern oder Gapitalien, 
jo ift das Fideicommiß-Drittheil von jedem Gute oder ſenn ab⸗ 
geſondert zu berechnen. | 

$. 237. 

Der Werth des Fideicommiffes muß bei der Berechnung des 
Drittheile8 durch eine eigens zu diefem Zwecke vorgenommene gericht- 
lihe Schäßung erwielen werden, Jedoch bleibt dem Ermeſſen des 
Richters nach Vernehmung des Fideicommiß-Curators und der näch— 
ften Anwärter überlafien, eine bei Einverleibung älterer Fideicommiß— 
Schulden bereit3 vorichriftmäßig aufgenoinmene Schätzung der Be— 
willigung zur weiteren Verſchuldung des Fideicommiſſes zum Grunde 
zu legen. 

238. 

Bei einer gerichtlichen Schägung, welche der Berechnung des 
Fideicommiß > Drittheiles zum Grunde gelegt werden joll, find bie 
Sachverftändigen von dem Fideicommiß-Befiger dann von dem Cu— 
rator und den. nächſten Anwärtern in Vorſchlag zu bringen und 
von dem Gerichte nach den für Gtreitiachen ertheilten Vorſchriften 
zu benennen, Dem Fideicommiß-Befiter, dem Gurator und den An- 
wärtern flieht frei, bei der Schäßung zu erfeheinen und Alles, was 
zur richtigen Beurtheilung des Werthes des Fideicommifjes dienen 
fann, zu bemerken. Zu biefem Ende muß ihnen bie Zeit, zu wel- 
her die Schäkung vorgenommen werben wird, von dem Berichte be— 
fannt gemacht werben, 

Liegen unbewegliche Güter unter der Real-Gerichtsbarkeit einer 
anderen Behörde, jo iſt dad Schätzungsgeſuch bei der Fideicommiß— 
Inſtanz zu überreichen, von biefer an bie Real-Inſtanz zu beför- 
dern und ber Iegteren über Namen und Wohnort des Curators und 
der nächften Anwärter Auskunft zu ertheilen. 

$. 239. 

Ueber die von dem Fideicommiß=Befiger vorgelegte Berechnung. 
des Fideicommiß = Drittheiles und der Schulden kann das Gericht. 
nad Gutbefinden den Gurator und bie naͤchſten Anwärter einver⸗ 
nehmen. 

s. 240. 

Die Berechnung der Schulden muß Far zeigen, wie viel die auf 

bem Bideicommiß-@ute haftenden von dem gegenwärtigen Befſitzer, 
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jeinen Vorfahren, oder dem Fideicommiß-Stifter ſelbſt herrührenden 
Schulden mit Einſchluß der von dem letzteren etwa angeordneten 
und auf dem Fideicommiſſe haftenden Stiftungen oder andere Ver— 
mächtniffe zufammen genommen betragen und wie viel nach Abzug die— 
jer Summe an dem britten Theile des Fideicommiß - Werthes noch 
unbelaftet iſt. Lebenslaͤngliche Penfionen und andere auf ungewiffe 
Zeit, oder für beftändig angeordnete fortlaufende Zahlungen werben 
zu fünf vom Hundert zu Capital angefchlagen. 

Jede Schuld wird in dem Betrage angefekt, in welchem fie zur 
Zeit des Onerirungögejuches bevichtiget werben könnte. Iſt alfo eine 
Zahlung in Staats - Schuldverfchreibungen oder in einer anderen 
Währung zu leiften, als in welcher die Schäbung des Gutes aufge- 
nommen ift, fo wird die Schuld nach dem Testen Börfecourfe berechnet. 

sg Zar, 

Der Bejcheid, wodurch die Verpfändung des Fideicommifſes be- 
williget wird, muß jowohl den Betrag der Schuld als der jährlichen 
KRüczahlungen in beftimmten Summen angeben, und wenn der Fi— 
beicommiß-Güter mehrere find, die Summe feftfegen, welche auf jedes 
berfelben verfichert werden darf. 

Der Befcheid ift dem Gurator und den nächſten Anwärtern auch 
dann zuzuftellen, wenn fie über das Gefuch des ni 
tzers nicht vernommen worden find, 

$. 242. 

Die rechtlichen Verhältniffe des Fideicommiß-Befitzers gegen feine 
Gläubiger werden nicht nach den Vorſchriften über die allmälige Til- 
gung der Fideicommiß-Schulden, fondern nad dem Inhalte der von 
ihm jelbft, oder von feinen Vorfahren ausgeftellten Schuldſcheine 
und nad ben alfgemeinen Rechtsgrundſätzen beurtheilt. Es bleibt 
ihm unbenommen, in foferne er gegen das Fideicommiß noch nicht 
zur Tilgung der Schuld verbunden ift, die Zahlung durch neue An— 
leihen zu leiften. 

$. 243. 

Die nur für die Lebenszeit des Befihers auf bie. Früchte des 
Fideieommiß ⸗ Gutes verſicherten Schulden ſind bei Berechnung des 
Fideicommiß-Drittheiles nicht in Anſchlag zu bringen. 

Wenn jedoch dieſe Schulden der Verzinſung und vorgeſchriebe— 
nen allmäligen Rüdzahlung ber Fideicommig-Schuld hinderlich ſein 
würden, jo hat eine Verpfändung des Fideicommifſes nur in ſoferne 
ftatt, als für die vorferiftmäßigen Rüdzahlungen an der Fideicom— 
miß- Schuld und die Berichtigung ver Zinfen Sicherheit geleiftet wird. 
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Auch find bei Behebung des Drittheiles von einem Geld-Fidei- 
commiffe die jährlichen Rückzahlungen dur Pfandrecht auf die Zin⸗ 
jen der übrigen zwei Drittheile zu verfichern. 

. 244. 

Der Fiveicommiß-Befiger kann von der Bewilligung der DVer- 
pfändung des Fideicommiſſes Feinen Gebrauch mehr machen, wenn 
nach der Zeit, wo er ſie angeſucht hat, eine neue Schuld auf das 
Fideicommiß, oder die Früchte desſelben verſichert worden iſt. Sn die— 
ſem Falle iſt die gerichtliche Genehmigung zur Beſtellung einer Hy⸗ 
pothek auf das Fideicommiß neuerlich anzuſuchen. 

$. 245 


Die Bewilligung zur Berpfändung bes Fideicommifies kann 
nie für fih allein in die öffentlichen Bücher eingetragen, fondern nur 
in Rückficht einer beftimmten Forderung und mit dem Schulpfcheine 
zugleich einverleibt werben. 

| s. 246. — a 

Das Gefuh um Einverleibung der Fideicommiß-Schuld iſt im- 
mer bei der Fideicommiß-Inſtanz zu überreichen und von biefer, 
wenn ihr über das Gut die Führung des Grundbuches nicht zuſteht, 
an die Landtafel- oder Grundbuchsbehoͤrde zu befördern. 

$. 247. 


Die Fideicommiß - Inftanzg und der Gurator haben darüber zu 
wachen, daß die Fideicommiß-Schuld in den feftgefegten Friſten zu- 
rückgezahlt werde. 

$. 248. 

Der Beſitzer eines verpfändeten, oder im Gapitale verminderten 
Fideicommifjes hat dem Gerichte am Ende eines jeden Jahres eine 
vollftändige Ausweifung über die Berichtigung der im Laufe des⸗ 
jelben verfallenen Rückzahlungen zu überreihen. Darin ift zuerft 
die ganze Fideicommiß-Schuld nach dem Fideicommiß⸗-Inventar und 
den Auszügen aus den öffentliden Büchern oder dem Depofiten-Er- 
traete anzugeben; ſodann der Betrag ſämmtlicher auf das verfloflene 
Jahr entfallener Rüdzahlungen nad den darüber bei der Berpfän- 
dung des Fideicommiffes, oder Erhebung der Gapitalien getroffe- 
nen gerichtlichen Verfügungen zu berechnen. Hat ber Fideicommiß⸗ 
Befiger an einzelnen Schulden. mehr abgetragen, als er gegen das 
Fiveicommiß verpflichtet war, für das verfloflene Jahr daran ‚zu be⸗ 
zahlen, fo fann er fih den Ueberſchuß bei anderen Schuldpoften, 
oder in den folgenden Jahren zu gut rechnen. Immer find aber bie 
Rückzahlungen nach dem urfprünglichen Betrage aller pe das Fi⸗ 
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deicommiß verficherten und noch nidt ganz getilgten Borberungen, 

nicht nach der Summe zu berechnen, welche daran zur Zeit ber über- 

reichten Ausweiſung noch übrig ift. 
$. 249. 

Die geleifteten Zahlungen hat der Fideicommiß— Befiger durch 
Depoſitenſcheine oder Quittungen barzuthun, und wenn in den öffentli— 
chen Büchern einverleibte Forderungen getilgt worden ſind, die geſche— 
hene Löſchung darzuthun. Die Ausweiſung muß von dem Fideicom— 
miß-Beſitzer und Curator unterſchrieben, oder, wenn fie ber Letztere 
unrichtig findet, feine beftimmte Erklärung darüber beigefügt fein. 

$. 250. 

Unterhaltsgelder und andere auf bie Lebenszeit beftimmter Per- 
fonen befchränfte, von Seit zu Zeit wiederkehrende Zahlungen gehö- 
ren nicht zu den Laſten, wovon bad Fideicommiß durch allmälige 
Rüdzahlung befreit werden muß. Auch ift der Fideicommiß -Beſi— 
ger in Rückſicht folcher fortlaufender Zahlungen, welche der Fideicom- 
miß-GStifter jelbft für beftändig angeordnet hat, zu allmäliger Be- 
freiung des Fideieommifjes nicht verpflichtet. Dagegen find andere von 
‘dem Fideicommiß-Stifter herrührende, auf dem Fideicommiß-Gute 
‘haftende Schulden gleich denjenigen, wofür der Befiger des Fi— 
deicommiſſes dasfelbe mit gerichtlicher Bewilligung verpfändet hat, Dur) 
allmälige Rückzahlung zu tilgen, 

| $. 251. 

Die Vorlage des vorgejchriebenen jährlihen Ausweiſes über bie 
Fideicommiß-Depurationen ($. 248) hat dad Gericht von Amtöwe- 
gen zu überwachen. Den gelegten Ausweis hat basjelbe genau zu 
prüfen, mit den Beilagen und den Fideicommiß-Aecten zu vergleichen 
und nöthigenfalls die Berichtigung oder Ergänzung anzuordnen. 

Entfteht über ven Betrag der Schuld des Fideicommiß-Beſitzers 
an rüdftändigen Depurationen ein Streit, welder nit in Güte 
beigelegt werben kann, jo ift berjelbe auf den Rechtsweg zu ver- 
weifen. Das Gericht hat jedoch die Sicherftellung des ftreitigen 
Betrages anzuordnen und die Leiftung derſelben nöthigenfalls durch 
bie geſetzlichen Zwangsmittel ($. 254) von Amtswegen zu bewirken. | 

8. 292 

Eine Verlängerung der Friſten zur Bezahlung der Fideicom- 
miß⸗Schulden oder eine Wiederbehebung ver bereit3_ geleifteten Rück— 
zahlungen ($. 639 de3 allgemeinen bürgerlichen Gejegbudes) ift 
nur aus erheblichen Gründen und nad Vernehmung des Curatord 
und ber nädhften Anmärter ($. 229) zu bewilligen. Auch im Falle 
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ber von benfelben verweigerten Beiftimmung bleibt jedoch dem Gerichte. 
vorbehalten, dem Fideicommiß-Befiger aus befonders wichtigen Grün 
ven die Rüdzahlung für eine beftimmte Zeit ganz oder zum Theile, 
und unbedingt oder gegen Erhöhung der Zahlungen in ben nädhft- 
folgenden Jahren zu erlaffen, oder einer Wiederbehebung an ben 
bereits geleijteten Nüczahlungen gegen bie insbeſondere davon zu 
feiftenden Depurationen ftattzugeben. * 

§. 253. 

Wenn dem Curator bekannt wird, daß Zinſen von Fideicommiß— 
Schulden, oder auf dem Fideicommiſſe haftende Steuern durch län— 
gere Zeit unbezahlt bleiben, ſo hat er dieſes dem Gerichte anzuzei— 
gen. Die Fideicommiß-Behörde ſoll in dieſem Falle ſowohl, als 
wenn fie auf andere Weiſe vor längeren Zinſen- oder Steuer-Rück— 
ftänden Nachricht erhält, den Fideicommiß-Beſitzer zur Bezahlung 
der Rückſtände von Amtöwegen anhalten. 

$. 254. | 

Gegen Fideicommiß - Befiger, welche wieperholten serie | 
Anordnungen über die Berichtigung der Fideicommiß-Schulden, der 
Zinfen- oder Steuer-Rückſtände nicht Folge leiſten, ift die Sequeftration 
von Amtswegen zu verhängen, und wo möglich der nächfte Anwär- 
ter, der nicht von dem Fideicommiß - Befiger ſelbſt abftammt, ober 
der Gurator zum Gequefter zu beftellen, 

Auch einem Fipeicommiß-Befiger, welcher die Subftanz eine 
Fideicommiß-Gutes durch übermäßige Benägung der Waldungen oder 
auf andere Art durch üble Verwaltung wefentligen Nachtheilen 
oder Gefahren ausfeßt, Fann, wenn diefes Durch den Befund der Sach— 
verftändigen oder andere in der Proceß-Ordnung gegründete Bemeife 
bargethan wird, die Verwaltung abgenommen und für immer oder 
auf eine angemeflene Zeit einem Sequefter übertragen werden. 

290, 

Ueber jedes Fideicommiß ift von dem Meferenten cin eigenes 
Vrotokoll zu führen. In demfelben find die Anordnungen des Stifs 
ters über die Erbfolge in dem Fideicommiſſe, die urlprünglichen Be— 
ftandtheife desjelben und die Damit worgefallenen Veränderungen, bie 
Namen der — — der Curatoren und ber nächſten 
Anwärter, die Fideicommiß- Schulden, die zur Tilgung berjelben 
feſtgeſetzten Friſten, die wirklich geleifteten Zahlungen und alle Ver— 
fügungen des Gerichtes über das Fi beicommip anzumerfen. 

Meberdieß foll bei dem Gerichte ein in biefem Protofolle gleich⸗ 
lautendes Hauptbuch über alle Fideicommiſſe geführt werden, Je⸗ 
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$. 256. 
ber Meferent hat über die genaue Gintragung ber ihm zugetheilten 
Fideicommiß-Geſchaͤfte in das Hauptbuch zu wachen. 

Die Obergerichte und ber oberfte Gerichtshof haben mit Nach— 
druck darüber zn wachen, daß die Fideicommiß-Behoͤrden ihre Pflicdy- 
ten erfüllen, und im alle einer wahrgenommenen VBernadhläffigung 
oder Uebertretung der beftehenden Vorſchriften die den RI IFA an⸗ 
gemeſſenen Verfügungen zu treffen. 


Fünftes Hauptſtüchk. 
Don der Adoption, Legitimation und Entlaſſung aus ber 
väterlichen Gewalt, 
$. 257. 

Die Annahme an Kindesftatt Fann nur. durch eine. jehriftliche 
oder gerichtliche Mebereinfunft zwifchen dem Wahlvater oder ber 
Wahlmutter und dem Wahlfinde- oder deſſen rechtmäßigem Ver— 
treter erfolgen. 

Iſt dad Wahlfind minderjährig, jo wird die Einwilligung bed 
ehelichen Vaters besfelben und in befjen Ermanglung die Einwilli- 
gung der Mutter, des Vormundes und des nach den Beflimmungen 
ber Jurisdictions-Norm zufländigen Gerichtshofes erfter Inſtanz er- 
forbert. 

Ein großjähriges Wahlfind muß in die Adoption felbft einwilli- 
gen, und wenn fein ehelicher Vater am Leben ift, auch deſſen Bei- 
ſtimmung barthun. 

8§. 258. 

In, Fällen, in welchen die gerichtliche Einwilligung zur An— 
nahme an Kindesftatt erfordert wird, ift das Gefuch bei dem vor— 
mundſchaftlichen Gerichte anzubringen, welches die erforderlichen Er— 
hebungen über die Bamilienverhältnifje und das Alter des Wahl- 
vaterd oder. der Wahlmutter und des Wahlfindes zu pflegen und 
biejelben, wenn e8 nicht ſelbſt der zufländige Gerichtshof erfter In— 
ftanz fein follte, vem Iegteren mit der von dem Theilnehmenden über 
die. Adoption errichtete Urkunde oder dem darüber aufgenommenen 
Protokolle unter Beifügung feines Gutachtens zur Entjcheidung vor⸗ 
zulegen bat. 

250. 

In den. übrigen Fällen * das Geſuch von den Parteien un— 
mittelbar dem zuſtaͤndigen Gerichtshofe erſter Inſtanz zur Beftä- 
tigung vorzulegen. 


141 


$. 260. 
Gegen die von dem Gericktöhofe erfter Inſtanz verweigerte 
Beftätigung der Adoption hat die Beſchwerde an das Dbergericht ftatt. 
$. 261 i 


Soll der den Wahlältern eigene Adel und deren Waren auf 
das Wahlfind übergehen, fo kann der Gerichtähof, wenn er bie 
angefuchte Annahme an Kindesftatt ſchon am fih zur Beftätigung 
nicht geeignet findet, biefe fogleich verfagen. Wird aber die Adop— 
tion: von: demſelben beftätiget, fo ift da8 Geſuch wegen Mebertragung 
des Adels und des Wapens durch das Obergericht der Statthalte— 
rei mitzutheilen und mit dem Gutachten derfelben dem Juſtizmini— 
fter vorzulegen, welcher ſich darüber mit dem Minifter des Innern 
in das Einvernehmen zu ſetzen und die Iandesfürftliche Entſchließung 
einzuholen bat. 

$. 262. 

Die erfolgte Beftätigung der Adoption wird von dem Gericht- 
hofe in das Gerichtöprotofofl eingetragen, die von den Theilnehmen- 
ben darüber errichtete Urkunde dafelbft in gerichtliche Verwahrung ger 
nommen, und dem Wahlvater oder der Wahlniutter ſowohl ald dem 
Wahlkinde oder dem Vertreter desſelben von der Beftätigung der Adop⸗ 
tion entiveder unmittelbar, oder wenn fie mittelit eined anderen Ge— 
richtes eingefchritten find, durch dieſes Nachricht negeben. 

$. 263. s 

Die Eltern eined unehelichen Kindes können um bie Legitima= 
tion desfelben durch Tandesfürftliche Begünftigung nur mit Cine 
willigung des Kindes, oder wenn es minderjährig ift, mit Bewilli— 
gung des vormundfchaftlichen Gerichtes anjuchen, welches vor Er— 
theilung, der Bewilligung den Vormund zu vernehmen Yat. | 

| 264; 

Das Gefuch ift nach Verſchiedenheit der Fälle, wie bei der An— 
nahme an Kindesftatt, entweder auf die im $. 258 oder auf bie 
im $. 259 beflimmte Art dem zuftändigen Gerichtähofe erfier In— 
ftanz, von diefem aber mittelft des Obergerichtes, welches feine Aeuße— 
rung beizufügen hat, dem Juſtizminiſter vorzulegen, welcher darüber, 
in foferne die Bewilligung des Geſuches feinem Anftande zu unter- 
liegen ſcheint, das Gutachten an den Landesfürften zu erftatten hat. 

$. 265. | 

Die Iandesfürftliche Entichliegung wird den Parteien durch Dad 
Gericht bekannt gemacht, und hat von dem Tage an, wo fie erfolgt 
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ift, rechtliche Wirfung; zugleich hat das Gericht die Anmerkung der— 
jelben in dem Geburtsbuche zu veranlaffen. 
$. 266. 

Ueber die Entlaffung eines Kindes aus der väterlichen Ges 
walt bat ber Vater in den Fällen, wo fie zu Folge des $. 174 
bed allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, einer gerichtlichen Geneh— 
migung bedarf, feine GErflärung bei dem Gerichte, unter deſſen Ge- 
richtöbarfeit er flieht, abzugeben. — Findet das Gericht, daß die Be- 
freiung von ber väterlichen Gewalt dem Minderjährigen vortheilhaft 
und mit Feiner Gefahr eines Mißbrauches verbunden fei, jo hat e8 
die gerichtliche Genehmigung zu ertheilen und dem Minderjährigen 
eine Amtsurkunde darüber auszufertigen. Bon der Zuftellung die— 
jer Urfunde an, erlangt das Kind in Rückſicht feiner Perſon und fei- 
ned Vermögens die Rechte eines Großjährigen. 


Sechstes Hauptſtück. 
Von der freiwilligen Schätzung und Feilbietung. 
$. 267. 


Es ſteht Jedermann frei, fein Eigenthum fowohl gerichtlich ſchä— 

tzen, als auch öffentlich feilbieten zu laſſen. 
$. 268. 

Die Schägung unbeweglicher Güter fann nur bei der nach den 
Beftimmungen der Jurisdictiond-Norm zuftändigen Real-Inſtanz, die 
Schätzung beweglicher Sachen bei jedem Bezirfögerichte angefucht 
werden, in deſſen Bezirk fie fich befinden. 

' $. 269. 

Die freiwillige Verfteigerung eines unbeweglichen Gutes ift mit 
Nachweifung bes freien Eigenthumsrechtes des Verſteigerers bei ber 
Real⸗Inſtanz, die Feilbietung einer mit feinem Pfandrechte verjehenen 
Forderung bei dem Bezirfägerichte anzufuchen, in deſſen Bezirf ſich 
der Gläubiger befindet. Die Verfteigerung auf unbewegliche Güter 
verficherter Schuldforderungen kann fowobl bei der Real- Infianz 
als bei dem Bezirffgerichte angeſucht werden, in deſſen Bezirfe der 
Gläubiger wohnt. | | 

Andere bewegliche Sachen werden nur dann von dem Gerichte 
verfteigert, wenn fie zu einer noch nicht cingeantworteten Berlaf- 
jenfchaft, zu einem Fideicommiffe, oder zu dem Vermögen eines Min- 
berjährigen oder Mflegebefohlenen gehören. Außer dieſen Fällen ift 
bie freiwillige Verſteigerung derſelben bei der politiichen Behörde 
nah den darüber beſtehenden befonderen Vorſchriften anzufuchen. 
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$. 270. 

In denjenigen Kronländern, in welchen eine Notariat3- Ordnung 
befteht, kann nach den darin enthaltenen Beſtimmungen die Vor— 
nahme der Schäbung und Yeilbietung ſowohl beweglicher als un- 
beweglicher Sachen einem öffentlichen Notare übertragen werben. 

Zur Schäbung und Zeilbietung beweglicher Sachen können 
auch die Gemeindevorficher verwendet werden. 

$. 271. 

Güter, welche dem Staate gehören, koͤnnen durch die admini- 

ftrativen Behörden geſchätzt und feilgeboten werben. 
$. 272. 


Bei der freiwilligen Schaͤtzung und Feilbietung ſind in Rüd- 
ficht der Art ihrer Borna;me, in fo weit bier Feine Ausnahme feft- 
geſetzt wird, bie Beftimmungen der Proceß-Ordnung, und die Vor— 
Ihriften der Feilbietungs-Ordnung zu beobachten. 

$. 273. 

Die zur Vornahme freiwilliger Schätzungen erforderlichen Kunft- 
verftändigen find von dem Gerichte von Amtöwegen ohne NRüd- 
fiht auf den Vorſchlag der Parteien zu wählen. 

$. 274 


Schätungen, welde auf Anſuchen des Eigenthümers vorge- 
nommen werden, Fönnen gegen einen im vorhinein Davon nicht ver- 
ftändigten Dritten von Feiner Wirkung fein. 

$. 275. 

Die freiwillige Verfteigerung iſt auf Berlangen des Gigen- 
thümerd auch ohne vorausgegangene Schätzung zu bewilligen, im- 
mer muß aber der Eigenthümer den Ausrufspreis beftimmt angeben. 

$. 276. 

Zu freiwilligen Verſteigerungen if, in joferne von den Theil 
habern nichts Anderes beſtimmt wird, nur. Ein Peilbietungs-Ter- 
min anzuordnen und Fein Anbot unter dem Ausrufspreife anzunehmen. 

Sn dem Befcheide, womit eine Feilbietung angeordnet wich, ift 
ftet3 auch audzudrüden, was mit dem Erlöſe zu gefchehen habe. 

8§. 277. | 

Bei Feilbietung unbemeglicher Güter hat das Gericht insbeſon— 
bere darüber zu wachen, daß die Bedingungen des Verkaufes beftimmt 
und beutlich ausgedrückt und Feine unerlaubten oder ungiltigen Ver 
träge in Vorſchlag gebracht werben. 

In dem Cdiete muß der Name des Berfäufers, der Gegen- 
fland ber Berfteigerung und ber Ausrufspreis angegeben und aus- 
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brüdlid) bemerft werben die Verſteigerung auf freiwillige An- 
fuchen des Eigenthümers erfolge, mithin den auf das Gut verfi- 
herten Gläubigern ihr Pfandrecht ohne Nücficht auf den Verfaufs- 
preis vorbehalten bleibe. Die in Streitſachen vorgefchriebene Ver— 
fländigung und Warnung der Pfandgläubiger findet bei freiwilligen 
Berfteigerungen nicht Statt. 

$. 278. 

Dem Eigenthümer ſteht frei, fih die Genehmigung des Ver— 
faufed auf eine beflimmte Zeit vorgubehalten, welches jedoch in 
dem Ediete ausgedrückt werden muß. Iſt fein Vorbehalt gefche- 
hen, jo wird das Gut dem Meiftbietenden, oder, wenn nur Ein Kauf- 
Iuftiger erjehienen wäre, biefem, jedoch nicht unter dem Ausrufspreife, 
zugejehlagen und der Kauf für unwiderruflich abgefchloffen augefehen. 

Das Gericht Hat dem Käufer und dem. Berfäufer über ben 
erfolgten Verkauf die erforderliche Amtsurfunde auszufertigen. 

$. 279. 

Der bei der Feilbietung erzielte Erlös ift, wern das Gericht 
nieht anders verfügt Hat ($. 276), von dem Feilbietungs-Gommiffär 
fogleich, Tängftend aber binnen drei Tagen nad dem Schluſſe ver 
Reilbietung, bei Gericht zu Hinterlegen. 

280 


Die durch eine Schätzung oder Feilbietung aufgelaufenen Ko— 
ften, insbejondere die Sebühren der Sachverftändigen und bie allfäl- 
ligen Diäten und Reifefoften des Gericht8abgeorbneten, find von dem— 
jelben zu verzeichnen und nach den Vorſchriften der $$. 112 und 113 
der gerichtlichen Beftimmung zu unterziehen. 


Siebentes Hauptſtück. 
Bon gerichtlichen Zeugniffen überhaupt, von der Vidimirung der Ab- 
{ Schriften und Beglaubigung der Urfunden. 
$. 281. 

Ueber actenmäßig bei Gericht befannte Thatfachen find den Par— 
teien diejenigen Amtszeugniffe, wovon und in foferne fie in ihren 
Rechtsangelegenheiten Gebrauch zu machen in dem Falle find, auf 
Anſuchen auszufertigen. 

$. 282. | 

Zeugniffe über das in dem öfterreichifchen Staate geltende 
Geſetz find denjenigen, welche berfelben zur Verfolgung oder Ver— 
theidigung ihrer Rechte im Auslande bevürfen, von dem Minifter ver 
Suftiz auszufertigen. In Zeugniffen diefer Art ift das gegenwärtig 
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geltende Geſetz beftimmt zu bezeichnen und deſſen wefentlicher Inhalt 
mit ben eigenen Worten defjelben anzuführen, jedoch alle Erläute- 
rung oder Anwendung des Gejeged auf einen beftimmten Rechts⸗ 
fall zu vermeiden. 

$. 283. 

Die Uebereinftiimmung der gerichtlich oder außergerichtlich ver— 
fertigten Abfchriften von Urfunden mit dem vorgewiefenen Drigi- 
nale kann von dem dazu beflimmten Beamten ohne befondere Be— 
willigung des Gerichtes ig 

284. 


Die Abſchrift, welche 2 richtig beftätiget werden ſoll, ift 
mit dem Originale auf das forgfältigite zu vergleichen. Beide müſ— 
jen jelbft in der Rechtſchreibung, in den Snterpunctationen, den 
Abkürzungen und der Gattung der Schriftzeichen fo genau als mög— 
lic) mit einander übereinftimmen. Sind Stellen im Originale ab- 
geändert, auögeftrichen, eingerüdt oder am Rande hinzugefett, jo ift 
biefes in der Abſchrift, over in dem derfelben beigefügten Amts- 
zeugniffe anzudeuten. In dem leßteren ift auch bei zerrifienen, oder 
ihrer äußeren Geftalt nach auffallend verbächtigen Urkunden dieſe 
Beſchaffenheit derjelben anzuzeigen. Das Amtszeugniß muß enthal- 
ten, ob die Urkunde, von welcher die Abfchrift entnommen ift, eine 
Urfehrift oder felbft nur eine beglaubigte Abichrift und mit welchem 
Stämpel fie verfehen fei, e8 muß ferner den Ort, an dem fi das 
vorgewiefene Driginal befindet, oder den Namen der Partei, welche 
es vorgewiefen Hat, und den Tag der erfolgten Beftätigung anzeigen, 
von dem Beamten unterfchrieben und mit dem Amtöfiegel verfe- 
hen fein. 

$. 285. 

Die Beglaubigung der Echtheit der Schrift oder Unterſchrift 
in einer OriginalsUrfunde muß immer mündlich oder fehriftlich bei 
dem Gerichte felbft augejucht werben. Das Gericht Hat ben Bitt- 
fteller in PBerfon zu Protofoll zu vernehmen, ob er die Schrift ober 
Unterfchrift in der Urkunde für die feinige anerfenne. Sft die Perſon 
bed Ausftellerö der Urfunde den Gerichtsbeamten nicht befannt, fo 
muß fich das Gericht durch die Beiziehung zweier vollfommen glaub» 
würdiger Zeugen die Gewißheit darüber verſchaffen, daß er Der- 
jenige ſei, als welchen er ſich angibt. Das Zeugniß iſt in der für 
andere Amtsurkunden vorgeſchriebenen Form auf bie zur Beglau- 
bigung vorgelegte Urkunde ſelbſt auszufertigen. Iſt der Richter ber 
Sprache, in welcher bie Urkunde ausgeſtellt if, nicht Fand jo iſt 
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zur Beglaubigung ein Dolmetfch beizuziehen, welcher ben Gerichte 
den weſentlichen Inhalt der Schrift anzugeben hat. 
8. 286. 

Den Urfunden der Gerichte erfter Inſtanz, wovon im Aus— 
lande Gebraudy gemacht werden ſoll, it auf Anſuchen der Parteien 
die erforderlihe Beglaubigung der höheren Behörden beizufügen, 

§. 287. 

Die Uebereinftimmung einer Ueberfegung mit dem Driginale ift 

von einem gerichtlich beeideten Dolmetſch zu bezeugen. 
$. 288. 

Wie und an welden Orten für beftändig verpflichtete Dol- 
metſche zu beftellen feien, wird durch beſondere Vorſchriften beſtimmt. 

Für einzelne Fälle, in denen bie Ueberfegung von feinem für 
beitändig verpflichteten Dolmetſch verfertiget werben kann, hat bad 
Gericht erfter Inſtanz den Ueberfeher zu ernennen und zu beeidigen. 

$. 289. 

Am Ende der Ueberſetzung Hat der Dolmetfch die genaue Ueber— 
einftimmung berfelben mit dem Originale mit Beziehung auf feinen 
Eid zu bezeugen, Jahr und Tag ber verfertigten Ueberſetzung zu 
bemerfen und diejed Zeugniß durch feine Unterſchrift und fein Sie— 
gel zu befräftigen. Soll von der Urfunde außer dem Orte, wo ber 
Dolmetih feinen Wohnſitz hat, Gebrauch gemacht werden, jo ift 
die Unterſchrift desfelben von dem Gerichte, bei dem er im Pflicht 
fieht, mit dem Beilage zu be. laubigen, daß er als Dolmetſch gerict- 
lich beeidiget fei. : 

$. 290. 

Die für beftändig beeideten Dolmetſche haben den Parteien bie 
Ueberfegungen, welche fie verlangen, auch ohne befonderen gerichtli— 
hen Auftrag gegen Bezahlung zu verfertigen. Die Gebühren des 
Ueberſetzers find, wenn darüber feine ilebereinfunft zwifchen ihm und 
der Partei zu Stande Fommt, von dem Gerichte zu beftimmen. 

§. 291. 

Die Gerichte find Ueberſetzungen, deren fie in Amtsgeſchäften 
bedürfen, von ben für beftändig beeideten Dolmetfchen nöthigenfalls 
au unentgeltlich zu fordern berechtiget. | 

A 
Die Ueberfegungen eines bei Gericht eidlich verpflichteten Dol- 
metiched find von dieſem ſowohl als von anderen Gerichten und 
Behörden für richtig anzunehmen. Der Partei, welche eine Ueber- 
ſetzung für unrichtig erklärt, muß jedoch geftattet werden, ihre Behaup- 
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tung durch zwei oder mehrere Kunftverftändige nach den Vorſchrif⸗ 


ten der Proceß-Ordnung zu beweiſen. 
$. 293. 


In wieferne bie Gerichtäßehörden an jenen Orten, wo fi 
feine öffentlichen Notare befinden, auch die Verfaffung von Ur- 
funden über Rechtögeichäfte vorzunehmen haben, wird durch bejon= 


dere Vorſchriften beftimmt. 


Subalt 


Erſtes Hauptftüd. 
Allgemeine Anordnungen . 
Zweites Sauptftüd. 
Don der Abhandlung der Verlaſſenſchaften. 
Erſter Abichnitt. 
Allgemeine Anordnungen . 
Zweiter Abſchnitt. 
Bon der Todfallgaufnahme . 
Dritter Abſchnitt. 
Von der Kundmachung der letzten Willenserklärung 
Vierter Abſchnitt. 
Von den Verfügungen des Gerichtes über die Todfalls 
aufnahme und die letzte Willenserklärung 
Fünfter Abſchnit:. 
Bon dem Inventar und dem eidesſtättigen Vermögens— 
befenntnijie i 
Sechster Abſchnitt. 
Von der Erbserklärung 
Siebenter Abſchnitt. 
Von der Einberufung der Verlaſſenſchaftsgläubiger 
Achter Abſchnitt 
Von den beſonderen Vorkehrungen in — der 
Verlaſſenſchaften der Ausländer 
Neunter Abſchnitt. 
Von den Verfügungen über einzelne Verlaſſenſchaftsge— 
genftände während ber Dauer der Abhandlung 
Zehnter Abfehnitt. 
Bon der Einantwortung der Verlaſſenfchaft 


———— 


—A 


A 


” 


u. ; 


1— 19 . 
20— 33 
 34d— 80 
bi— 70 
1— 91 
92—114 
115—132 
133 —136 
137 —144 
145 —148 
149—180 
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Drittes Hauptſtück. 
Bon dem Berfahren in Bormundichaftd- und Gurateld- 
angelegenheiten . ; . $$. 181—219 
Viertes Hauptftüd. 
Bon der Obforge über die Fideicommiſſe ' ., 220— 256 
Fünftes Hauptitüd. 
Bon der Adoption, Legitimation und —— aus 
der väterlichen Gewalt .,„ 257—266 
Sechstes Haupiſtück. 
Von der freiwilligen Schätzung und Feilbietung . „ 267—R80 
Siebentes Hauptftü. 
Von gerichtlichen Z:ugniffen überhaupt, von ber Bidi- 
mirung ber en und — — der 
Urfunden . : „ 281—293 


— — — — — — — — — — 


a oO 19 0 » od — 


— 


11. 


12. 


13. 


14. 


16. 
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Tormulare Nr. 1 ($. 50). 


Re, 1, Sr. 


TZodfalls- Aufnahme, 


. Bor: und Zuname des Erblaſſers 

. Stand oder ER 

. Alter 

. Religion 

. Ob ledig, verheirathet 4 verinitinet 

. Ordentliher Wohnſitz 

. Sterbetag und Sterbeort 

. Nachgelaffener Ehegatte 

. Vor⸗ und Zuname, Stand, Alter und Aufenthaltsort * 


großjährigen Kinder und der an die Stelle bereits ver— 
ſtorbener Kinder tretenden großjährigen Nachkommen . 


. Vor⸗ und Zuname der minderjährigen Kinder und der 


an die Stelle bereits verftorbener Kinder tretenden mine 
derjährigen Nachkommen; ferner ob für fie ein gefegli- 
her Vertreter ſchon — oder wer va —— 
gen werde 

Bor: und Zuname, Siant, Alter * Aufenthaltsort ber 
übrigen nächſten Verwandten, oder der Teſtaments-Erben 
Ob ein Teſtament, Codieill, Erbvertrag, eine Schenkung 
oder Ehepacten — und wo ſi ich es; 
befinden i 

Ob und welche Bormundfäaften — ——— — Ber: 
Norbene zu beforgen hatte, und wo a die EITRER 
Decrete befinden j 

Ob der Verftorbene über Amtögelber ER geführt 
oder einen Bezug aus einer üffentlichen Caſſe oder einem 
unter öffentlicher Aufficht ftehenden Sonde genoffen Habe 


.Ob fih in der Verlaſſenſchaft Gegenftände vorfinden, 


welche eine befondere Anzeige erfordern, und was mit 
denjelben verfügt worten fei ; 


Ob ein Vermögen vorhanden fei, worin daſſeibe belläufig 
beſtehe, in weſſen Händen es ſich befinde, und welche Vor— 
keyrungen zu deſſen Sicherung getroffen worden ſeien 


Ort und Zeit der Todfalls-Aufnahme. 


Unterſchrift der ZFeugen und Parteien: 


+ 


+ 


Unterfchrift der Gerichtsabgeordneten: 
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Rormulare No. 11 (8. 110). 


Inventar, 


welches zu Folge des Auftrages da ff... N. vom 5. Juli 
1851, 3. 4200, über die DVerlaffenfhait des am .... im M, 
ohne Teftament (mit Hinterlaffung eines fehriftlihen Teftimentes) 
verftorbenen Hauseigenthümers Johann N. aufgenommen wurde, 


@* Kußsie U We mo ie: 
Von Seite des Berichtes: Bon Seite der Betheiligten: 
N. N, öffentliher Notar als Inventurs:Bommiffär. Alois N., erflärter Erbe. 
m. * beeidete Schaͤtzmaͤnner. 
F F als Zeugen. 


Der laut des Zuftellungsbogens am . . . . von der Vornahme ber Inven— 
tur verftändigte Mit-Erbe Franz Wars ift nicht erfehienen. 














= NETT FETT ESTER SELTENE ET SET TEE ne — 
| E S Summe 
| Ex 2 einzeln | zufammen 
2a] = — 55— 
® = .|«|e | 
| 
| A, Xectivftand. 
| I. An barem Gele: | 
; | 
1 60 | Faiferliche Silberzwanziger 20 — I 
| 10 Banfnoten ä 10 fl. } 100) — 120 — 
| 
1 I. An inländifhen Staats: ⸗Schuldver⸗ 
ſchreibungen: 
1 Staats: Schuldverſchreibung vom 15. De: 
; cember 1849, Serie B, Nr, 3836, ä 
J 41/. Percent pr. 1000 A. „41088. == 
; und an den davon von . . bis... ent 
2 fallenden Snterefien 1'52'4' 1001 52! E 
: Die noch nicht fälligen Coupons 27 Etür: "| 
$ fammt Talon Liegen der Obligation bei. 
I II. An anderen Forderungen: 
4 1 Echulvichein des Franz Brand, dbo. 1. 
) April 1851, A 4 Bercent pr. . . 11000. — 


| 
ı 
| 
l 


Bezeichnung der 


Beilage 





SEEN EEE — — 


REITER ZETEEPE SET NEIN? 


nn nn nn nn 


— — — — — 


Anzahl der Stücke 


— — 


— 


Do 
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die rückſtändigen Intereffen davon bis zum 

| Sterdetuge ; 

Nah dem in dem Nachlaſſe vorgefunde⸗ 
nen Schuldenbuche in Ahat der Erblafs 
fer am 1. December 1850 dem Anton 
Buch, Bürger in N, ein Capital von 

, ‚unverzinslich dargeliehen. 

Laut desfelben Schuldbuches in A iſt 
der Derftorbene feit dem 1. Sanuar 
1850 bei der hiefigen Handlung des 5 
Knes als ſtiller ——— mit der 

“baren Einlage von 
betheiligt, 

Die in B angefchlofiene Handlungsbilanz 
ddo. 1. Januar 1851, welche ebenfalls 
diefes Einlags- Gapitales erwähnt, bezif- 
fert für Die Seit non 7 a 

. einen für die Maſſe — —— 
Gewinn von 


IV. An Gold- und Silbergeräthe und 
| fonftigen Pretioſen: 
ſilberne Eplöffel, 13löthig, 24 Loth fehwer 
| goldene Taſchenuhr, eu Nr. 3009 Te 
| zeichnet . 
goldene Bu‘ ennadel, in Form eines An 
fers i 
\ Anmerfung. Sowohl dieſe Koftbar- 
| feiten, als auch die in IL. erwähnten 
| Staatspapiere und die in III angeführte 
| Obligation des Franz Brand befinden 
| fih laut bes in C beiliegenden —— 
ſcheines, Dog, nn 3. 
im gerichtlichen Depofiten: Amte. 
| 


V. An Kleidung und Wäſche: 


grüner Gehrock von Tuch, fehr — 
ſchwarzer Frack ganz neu 
graue Beinkleider 
Hemden . i 
Paar Fußſocken 


vi. An N. 
Tiſche von Nußholz 
Stühle „ * 


— — — — 


N 
— —⸗— nature — nn ann — —ñ— —ñ— ann —— — —— ———— — mn —— — ——— — — — — 
} 


| 
| 
| 





einzeln Se 


— — — —ñ— 


= 


! 


— 
© 


0.0) 
oO 


3000 


WW 
— 
> 


(8) OD. 
(ze —* 


— 
— 


10 
18 


— — 


— — — — 


nn — — —— 


— — — 





7 
— 
— 





Bezeichnung der 
Beilage 
Anzahl der Stüde | 





hl 


1 7 Bängfafien von RNußhelz, mit — —* 
geln 
1 Ehublabefaften 
VII. An Büchern: 


D 421 | Bünde laut des Verzeichniſſes D im 
Werthe von j 
Anmerkung. 
grüner !zweifigiger Wagen im Werthe 
| von 60 fl. C. M., welchen der Erblaſ— 
jer laut des mit dem Gattlermeifler 
N. N., dem Erben Alois N. und dem 
Zeugen NN. aufgenommenen Proto: 
| | folles in E_vom erfteren nur ausgelie- 
| 
| 





l 


hen hat. 


VIII. An unbeweglichen Sachen: 
F I; Haus in N. sub Nr. 20 nach dem in F 
abſchriftlich beiliegenden Kaufvertrage 
vom 20. December 1850, deſſen Dri- 
ginal der Erbe Alois N. —— 
hat, in dem Kaufpreiſe von 


B. Paſſivſtand. 


G Zeuge des Grundbuchs⸗ Auszuges, ddo. 
2. Juli 1851, in G haften auf der 
Berlaffenfchafts = Realität kraft der 
Schuldverfchreibung, ddo. 1. April 1851, 
für den Herrn nn N. in N. à 5 
Percent 

Nah dem Inhalte des Sguldenu 

bes A find die Zinfen Bis . . . 
| ſchon bezahlt. 
| H—L Der Erbe Alois N. fordert den Erſatz 
| der laut der Quittungen H, I, K und 
L bezahlten TE und — 
gungskoſten pr . 


. ” * 
een teen nn —— en En anna in — een — 
⸗ 





Summe 





einzeln | zufammen 








[nu 
1 
| 
J 
* 9 
J 
J aaa 
* | 


—& 


Bezeihnung der 
Beilage 


| 


— — — 


— — — 


rt 


. EB > 
— ——— EEE 


l 


| 
| 


Anzahl der Stüde 
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nahm mit = mia ud nem ie re ae U 


’ 7 
de nn Sn mann nn mm mr han an rm ne 


Suımme 





einzeln . gefangen | 


+ |* 


Die Berlafienjchaft beträgt ai, | 





Bufammen 


| 


fr. 








| 1 = *. ) 

* | | 

t | | 

I. An barem Gelde 20 — 

I. An inländifchen StaatsrEdulborr, | | | | 
fhreibungen . 1001 52", 

II. An anderen Forderungen „1: 4290 | 

IV. An Koftdarfeiten —— — | 

V. AnKleidung und Wilde . . — | 

VI. An Einrichtungsſtücken DB | 

VI. An Büchern 252. — | 

VID. An unbeweglichen Sagen 8000, — | Ä 


i 

H 
werden bavon die Schulden in bem Ges | 
jammtbetrage von ti”. 1 | 


abgezogen, fo ka ein Vermögens 
beitrag von 


B. am: 
N. N. öffentliher Notar als Ins 
venturssBonmifjär 


N. N., bürgerlicher Goldarbeiter und 
beeideter Schäßmann. 


N. N., bürgerlicher Tandler und bes 
eideter Schäbmann. 


Alois N., Erbe. 


N. N, als Zeuge. 
N. N., ale Zeuge. 





11770 221% 





— 
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Sormulare Nr. III, zu $. 128. 
wi rg 


zur Ginberufung ber dem Gerichte unbekannten Grben. 


Bon dem il... . Gerichte N. wird befannt gemacht, daß am . . 
N. je F N. N. ohne Hinterlaffung einer leßtwilligen Anorbnung geftorben fei. 
ie dr Gerichte unbefannt ift, ob und welchen Perſonen auf feine Verlaſſenſchaft 
ein Erbrecht zuftehe, fo werben alle diejenigen, welche Hierauf aus wat immer fir einem 
Mechtsgrunde Anſpruch zu machen gebenfen, aufgefordert, ihr Erbrecht binnen Einem Jahre 
von dem unten gefeßten Tage gerechnet, bei biefem Gerichte anzumelden, und unter Aus» 
weifung ihres Grbrechtes ihre Grbserflärung anzubringen, widrigenfalls bie Verlaſſenſchaft, 
ür welche inzwifchen N. N. als Verlaſſenſchafts-Curator beftellt worden iſt, mit jenen, bie 
ih werden erbserflärt und ihren Erbrechtstitel ausgewieſen haben, verhandelt und ihnen 
eingeantwortet, der nicht angetretene Theil der Verlaſſenſchaft aber, oder wenn ſich Nie— 
mand erbserflärt hätte, die ganze Verlaffenſchaft vom Staate als erblos eingezogen würde. 


Ort, Datum und Unterſchrift. 


Formulare Nr. IV, zu $. 131. 
Ge 


zue Ginberufung eines Erben, defien Aufenthalt unbekannt ift. 


Don dem k. I. Gerichte . . . wird bekannt gemacht, es ſei, am 

NN. zu N. N. mit Hinterlafjung einer Tegtwilligeu Anordnung geftors 

ben, in weicher er feine Söhne Johann, Kranz und Anton zu Erben einfegtee Da dem 

erichte der Aufentgalt des Franz N. unbekannt ift, jo wirb derſelbe aufgefordert, fi 

nnen Ginem Jahre von dem unten geſetzten Tage an bei diefem Gerichte zu melden und 

ie Erbserflärung anzubringen, wideigenfalls die Verlaſſenſchaft mit den fich meldenden Er; 
en und dem für ihn aufgeftellten Eurator N. N. abgehandelt werben würde. 


Ort, Datum und Unterfchrift. 


Formulare Ar. V, zu $. 138. 


E. WETTE TE 
zus Ginberufung der Berlaffenfhafts-Släubiger. 


Don dem k.k. 4 . N. werden Diejenigen, welche als Gläus 
biger an die Derlaffenfchaft des am } . mit (ohne) Teftament 
verftorbenen N. N. (Bor: und Zuname, Stand und Mohnort des Erblafs 
fers) eine Forderung zu ftellen Haben, aufgefordert, bei diefem Gerichte zur 
Anmeldung und Darthuung ihrer Anfprüde den . 

(Tag und Stunde ber Tagfagung) zu erſcheinen, oder bis dahin ihr Geſuch 
ſchriftlich zu überreichen, widrigens denſelben an die Verlaſſenſchaft, wenn 
ſie durch Bezahlung ver angemeldeten Forderungen erſchoͤpft würde, kein wei⸗ 
terer Auſpruch zuſtuͤnde, als in ſoferne ihnen ein Pfandrecht gebührt. 
Ort, Datum und Untetſchrift. 
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Formulare No. VI zu $. 168. 


Theilungs⸗Urkunde 
über das Verlaſſenſchaftsvermögen des Johann N. 





| fr. | ®. 
. - — — 
Activſtand | | Ä 
A | Na ber Inventur A belehr bie} Betlaffenfäaft in | 
Darm . e 14 400, 
In Obligationen zufanmen . 13000. 


Anmerkung. Die Sinfen hievon erben in ber Vor⸗ 
mundſchaftsrechnung erſcheinen. 
An Kleidung und Effecten 600 fl.,Iwelche nah dem 
B Derfteigerungs-Protofolle B B verkauft worden um > 824; 


Sufammen . | 415224 


C ; Hierzu kommt noch bie Gonferirungspofi der großjäh. 
tigen Tochter Therefia, —— laut a an a. 
Heirathsgut erhielt i 





Befteht rare die Hufe in : a — 


Hiervon find abzuziehen: 
Die Forderung des Johann N. bezahlt 
laut D mit . 400 fl. €. 
Die Krankheitsoften bezahlt aut E mit 300 „ 
Den Hauszins bezahlt Laut F mit 200 
: Die Leichenfoften lat @.-- *\. . 100 
4 H—J | An berichtigten Gebühren laut H und J 324 „ , 


Zufommn . 1324 f. © 


nz 


” 4 


Mm 
M 





Bleibt daher Erbfhaft 16900, 


als. bie eigentliche reine, unter vier Erben gleich zu 

vertheilende Maffe. 

Es erhält daher der ae | 

Sohn Franz . 4225 fl. C. M. 

der minberjährige Sohn Joſeph — 

bie großjährige Tochter Anna4225s5 

bie großjährige Tochter TH Therefla ...BRBD u ., : 


guſammen . 16900 fl. &. M. | 16900 


Paffioftanb. 
EN 


— — —— —— — — — 
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Zu Formulare VI. 





























tr a FE EN 
Don dem Ge: =] Franz NM. Sofeph N. Auna NM, Thereſia R. 

Es erhält nämlich fammtbetrage | verchelichte N, 
n. —— | dr || la [ml |e | te | ir 
Fr a Ta 

I 

An ber —— ddo. .... zu 5 Pers | | 
cent von ; i ER — eo — | — 110001. — 1 — za — I — 11000| — |] — 
An der Obligation ddo. von er zur — Eon — — 130007 — | — län - t—1.-1- |] — 
| 
| Au empfangenen Heirathsgute mit = — 1—- — | —- | — | -tr—- I - 1 - | — — - - — 
An Barem Sr Ka Sa |, - | - 2256 — u — 
Zi. ——— Te —— — Ir 
Erſcheinen obige . 16900]. — | E- — = | _ 22 | — 1/4225 F * ja == 
he | 
Urfund defien unjere Fertigung 
N. N. den September 18 MN, 
Bormund der N. N. minderjährigen Erben. 
Anna N. 
Therefia N. 


Diefe Vertheilung des Johann ** Verlaſſeuſchaftsvermögens wird in Anfehung der minderjährigen Söhne Franz und Joſeph N. 


son Seite des k. k. Bezirkögerichtes N. 
N. N. den September 18 


NR. als Ober. Bormundfhaftshehörde hiermit 


beflätiget. 
N. N. 


(LS) 
r. T. Bezirlorichter. 


# 
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Formulare No. VII, (zu $. 172.) 


Sndlicher Ausweis 
über bie Merlaflenfchaft des in . .  verjiorbenen Anton N. 





3 x $ ee 7 
— — mia armen Bm mn nn nn nn 


[| Bei: 
| lagen 








A. Nah der Inventur A — bie — in 
Barem 1400 — 
Sn Obligationen . »1 75000 == 
Anmerfung. Die Sinfen biefer Obligationen werden | 
in ver Bormundfchaftsrechnung erſcheinen. | 
An Kleidung und Effecten in 600 fl., welche aber laut | 
B. Verſteigerungs⸗Protokolles B verkauft wurden um 2 


A Fu Te 
| 
| 

| 

_ Bufammen DET 








Paſfſſivo ſt audb 


Hievon ſind abzuziehen: 
a) Die Forderungen des Carl N., bezahlt laut 

C, mit . 400 fl 
b) Die Rranfeitetofen, laut ſalbirten Conto 

D, mit 300 fl. 
c) Der Hauszins, laut Duittung E, mit . 200 fl. 
d) Die Leichenkoften, laut faldirter Gonfignation 

BE 08 > 100 fl 
e) An berichtigten Gebuhren laut GN 824 fl. | 1324 — 


— — —— — — — —— 


ne 





Diefes reine Erbfchaftsvermögen de minderjährigen 
Franz N. liegt, laut Depofiten-Extraftes H, in dem 
Depofitenamte des k. k. und on 
in Barem mit . $ . 900 fl. 
Dann in Obligationen,Tund war: 

in ber Obligation, ddo. 10. Mai 1815, nit 6000 fl. | 
in der Obligation, ddo. . mit 5000 fl. | 
in der Obligation, do». Keen . mit 2000 fl. 


Sufammen in obigen 


Es zeigt fich alſo ein reines Bermögen von . 11390 — * 


— — 


— — 
— — — — — 


Urkund deſſen meine San. 


MN. den . . September 18° | 
— 'n, 
Bormund des minderjährigen Franz N. | 


. 
— — — — — — — en — — 





——0—— 
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Bormulare Nr. VIII ($: 174). 


Einantwortungs-Urfumde, 


Bon dem Ef. Dezirkögerichte N. N. wird bie Verlaffenfchaft bes am 
1852, mit Hinterlaffung einer legtwwilligen Anordnung (oder ohne Hinterlaffung einer lett— 
willigen Anordnung), geftorbenen Johann N. dem Anton N., welcher die Grbserflärung 
mit (oder ohne) Nechtswohlthat der Inventur am . 1852 überreicht hat, 
4 Folge des am 1852 errichteten ſchriftlichen Teftamentes (oder den M. 


— HUN NM.N als geſehůchen Erben zu gleichen Theilen) hiermit eingeantwor— 
tet und dadurch die Verlaſſenſchaftsabhaudlung als — erklärt. 


N. N. den September 18 
Bon dem k. k. Bezirksgerihle N. 


N. N. Bezirfsrichter. 


Formulare Nr: IX, ($: 186): 
VW aifenbud. 


ini 


= 


: der Pflegſchaft ertheilte gericht: 
ällige Bers 


längerung der Bormundfchaft oder vä— 


terlihen Gewalt 


gſchaft und 


4 


des oder Burators und Berpflihtungstag 
Permögensübergabe, wie allf 


Angabe der allenfalls erfolgten Theilung 


Stand und Wohnort der Eltern 


defien Erziehungsart 


Aufenthaltsort des Pflegebefohlenen und 
lihe Bewilligungen 


nn nn — — 


Summarifche Angabe des Vermögens, nebft 
' Tag der Erlöfchung der Pfle 


Familiens und Vorname, fowie Geburts: 
tag des SPflegebefohlenen, dann Name, 
Name, Stand und Wohnort, des Vormuns 


: 








KRaiferlihes Patent 
vom 23. Mai 1854, womit für den ganzen Umfang 
der Monarchie ein allgemeines Berggefeß erlaffen wird, 


Wir Franz Joſeph Ber Erfte, 
von Gottes Gnaden Kaiſer von Defterreich; 


König von Hungarn und Böhmen, König. der Lombardei 
und Venedigs, von Dalmatien, Croatien, Slavonien, 
Galizien, Kodomerien und Illirien, König bon Ferufalem; 
x. Erzherzog von Defterreih; Großherzog don Toskana 
und Krakau; Herzog von Lothringen, von Salzburg, Ste- 
yer, Kärnthen, Krain und der Bufowina; Großfürft von 
Siebenbürgen; Markgraf von Mähren; Herzog bon Ober: 
und Nieder-Schlefien, von Modena, Parma, Piacenza und 
Guaftalla, von Aufhwig und Zator, von Teihen, Friaul, 
Ragufa und Zara; gefüriteter Graf von Habsburg und Ti- 
vol, von Syburg, Goͤrz und Gradiska; Fürft von Trient 
und Brixen; Marfaraf von Dber- und Nieder-Raufig und 
in Iſtrien; Graf von Hohenems, Feldkirch, Bregenz, Son 
nenberg ꝛc.; Herr von Trieft, von Cattaro und auf der win- 
difhen Darf; Großwoiwod der Woiwodfhaft Serbien 2c. 20, 


haben in der Uebderzeugung der Unzulänglichfeit der gegenwärtig gel« 
tenden, in den einzelnen Kronländern wefentlich verjefiedenen und mit 
den übrigen Theilen der Gefebgebung nicht mehr im Einflange ftehen- 
den Berggejege, für notwendig befunden, biefelben einer reiflichen 
Prüfung zu unterziehen und ein den Gigenthümlichfeiten des Berg- 
bau⸗Betriebes entiprechendes, zugleih aber auch mit ven übrigen 
Zweigen der Geſetzgebung übereinftiimmenbes allgemeines öfterreichifches 
Berggeſetz verfafien zu laſſen. | 

Indem Wir dem hierüber zu Stande gekommenen Entwurfe, nach 
Vernehmung Unferer Minifter und Anhörung Unſeres Reichsrathes, 
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Unfere Faiferlihe Genehmigung ertheilen, verordnen Wir darüber, 
iwie folgt: - 
Artikel I. 

Das beiliegende Berggefeß ift für. alle Kronländer Unferes Rei- 
ches verbindlich, und hat mit 1. November 1854 in Wirffamfeit 
zu treten. 

Sn Unferen Königreichen Lombardei, Venedig und Dalmatien, 
dann in der Militärgränze wird jedoch der Zeitpunet der Wirkſamkeit 
dieſes Geſetzes erft durch befondere Verordnungen brflimmt und kund— 
gemacht werden. | 

Artikel II. 

Mit dieſem Tage werden zugleich alle früheren, auf bie Ge— 
genftände desſelben fich beziehenden Gefehe, fie mögen in den älte- 
ren Berg-Ordnungen für die verfihiebenen Kronländer oder in ande- 
ren, von wem immer und unter was immer für. Formen erlaffen 
worden fein, ſowie alle älteren Gewohnheiten, außer Kraft geſetzt. 

Artikel III. 

Alle nach den früheren Berggeſetzen in Beziehung auf den 
Bergbau-Betrieb bereits erworbenen Rechte, werden aufrecht erhalten. 

Wie jedoch die nach ben älteren Geſetzen erworbenen Bergbau— 
Berechtigungen mit den Anordnungen des neuen Berggeſetzes in 
Uebereinſtimmung zu bringen ſeien, und wie ſich bei der Anwen⸗ 
dung des letzteren auf ſolche ſchon beſtehende Rechte für die Zukunft 
zu benehmen ſei, wird Dur bie, dem gegenwärtigen Geſetze beige> 
fügten Uebergangs-Vorſchriften näher beſtimmt. 

Artikel IV. 

An ten in den älteren Berggefeßen enthaltenen Beflimmungen 
über das landesfürftliche Hoheitsrecht binfichtlich der Waldungen und 
über andere Gegenflände über melde das gegenwärtige Geſetz Feine 
Vorſchriften enthält, wird durch basfelbe nichts geändert. 

Auf gleiche Weije bleiben Rechte, welche ven Befigern von Berg- und 
Hüttenwerfen oder anderen Perſonen aus Verträgen, aus Berleihun- 
gen nad) den Älteren Beramwerfd-Gefeßen, oder aus anderen redhtd- 
giltigen Titeln in Beziehung auf den Befiß oder die Benütung von 
Waldungen oder Waldtheilen, auf Forfl-Servituten, auf die Berg 
weiden und in Beziehung auf andere Verhältniffe, welche feinen Ge- 
genftand des Berggeſetzes ausmachen, zufommen, infoferne fie nicht 
durch fonft erfloffene Verfügungen inzwifchen Aenderungen erlitten 
haben, von dieſem Geſetze unberührt. 
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| Artikel V. 

"Alle diejenigen Hüttenwerfe und andere Unternehmungen, zu 
deren Errichtung die Conceſſionen bisher zwar von den Bergwerfs- 
behörden ertheilt wurden, welche “aber nad dem neuen Gefege ber 
Verleihung durch die Bergbehörden für die Zukunft nicht mehr un- 
terliegen, unterftehen von dem’ Beginne der Wirffamfeit dieſes Ge— 
ſetzes, ſowohl Hinfichtlich der Krtheilung des Befugniſſes zu deren 
Errichtung, als der Aufſicht uͤber ihren Betrieb, den zur Leitung 
der Gewerbe⸗Angelegenheiten und Fabriken überhaupt beſtellten Be— 
hörden. 

Die über ſolche Unternehmungen in den Hammer» Ordnungen, 
Innungs⸗Vorſchriften und anderen Gefegen enthaltenen: Beſtimmun—⸗ 
gen bleiben jedoch bis zur Erlaſſung anderer Verfuͤgungen durch 
Gewerbs⸗und Fabriksgeſetze einſtweilen in Kraft. 

Wie die Uebertragung dieſer Befitzungen in die Grund⸗ oder 
andere Öffentliche Buͤcher vorzunehmen ſei, wird durch beſondere Ver⸗ 
ordnungen beſtimmt. 

Arkikel VI. 


Wann die Entrichtung der durch das gegenwärtige Geſetz ein- 
geführten Maßengebühr zu beginnen, dagegen: bie Verpflichtung zur 
Entrichtung der Quatember⸗Gelder oder anderer Maßengelder dieſer 
Art aufzuhören hat, wird durch eine beſondere Vorſchrift beſtimmt. 

Die Friſtengelder und die unter dem Namen der Berg⸗Kame⸗ 
taltaxen beſtehenden Abgaben find auch künftig zu entrichten, bis 
durch ein neues Geſetz andere Beſtimmungen an deren Stelle 
treten. Zi 

Ä Artikel VII 

Die Beftimmungen über die Beſtellung der) Bergbehörben wer⸗ 

ben durch bejondere Verordnungen befannt gemacht werben. 
Artikel VIII. 

Unſer Miniſter der Finanzen iſt mit dem Vollzuge des gegen⸗ 
wärtigen Patentes beauftragt. | 

Gegeben in Unſerer Faiferlichen Haupt» und Reſidenzſtadt Wien 
am 23.Mai, im Eintauſend Achthundert vier und fünfzigſten, Un⸗ 
ſerer Reiche im ſechſten Jahre. 

FranzJoſeph m. P. (LS) 
Gr. Buol⸗Schauenſtein m. p. | 
Baumgartner m. p. | 
Auf Allerhöchfte Anorbnung: 

Ranfonnet - 'p. 

— 


— 
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Allgemeines oͤſterreichiſches Berggeſetz. 


Erſtes Hauptſtück. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
1 


$. 1. 

Das Berggeſetz beftimmt die Mineralien, welche, fowie bie Be— 
dingungen, unter denen biefe aufgefucht und gewonnen werben bürs 
fen, und die mit dem Bergbau-Betriebe bejonderd verbundenen Be— 
rechtigungen und Berpflichtungen. 

2 


Sn joferne dad Berggeſetz Feine bejonderen Beftimmungen ent- 
hält, find auch auf Bergwerfö-Angelegenheiten die allgemeinen bür- 
gerlihen, Straf-, politiichen, Gewerbs- und Handelögefeße anzuwenden. 

Hat Jemand durch eine dem Berggejege zumwiderlaufende Hand- 
lung zugleih ein allgemeines Strafgefeg übertreten, fo ift nebft ber 
in legterer Beziehung verwirften, auch bie in dem Berggeſetze be- 
flimmte Strafe wider ihn zu verhängen. 

n 3 


$. 3. | 
Unter Bergregale wird jenes landesfürſtliche Hoheitsrecht 
verftanden, gemäß welchen gewiſſe, auf ihren natürlichen Lagerflät- 
ten vorfommende Mineralien der ausfchlieglichen Verfügung bed Al— 
lerhöchſten Landesfürften vorbehalten find. 

Zum Bergregale gehören alle Mineralien, welche wegen ihres 
Gehaltes an Metallen, Schwefel, Alaun, Bitriol oder Kochſalz be— 
nügbar find, ferner die Zementwäfler, Graphit und Erbharze, end- 
lich alle Arten von Schwarz und Braunkohle. Solde Mineralien 
- beißen vorbehaltene Mineralien. 


$. 4. 
Das Hinfichtlih des Salzes beſtehende Staatsmonopol wird 
durch bejondere Geſetze geregelt. 


$. 9. 
Die Auffuchung oder Gewinnung von vorbehaltenen Mineralien 
barf nur nad erlangter Berechtigung in Angriff genommen werben. 
Diefe Berechtigungen find entweder Zumeifungen von Schurf- 
gebieten (Schurffeldern, $$. 15—22) oder Verleihungen von Berg- 
Far me Saga} und Bergwerfö-Goneeffionen ($$. 


— 
Bu Gribeilung ſolcher ern und zur Führung ber 
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Aufficht über den geſetzmäßigen Betrieb des Bergbaues, find bie 
Bergbehörven beftelt.. Es werben in biefem Gefeße bort, wo von 
Bergbehörden ſchlechtweg die Rede ift, nur bie Bergbehörden erfter 
Inſtanz verftanden. 
$. 7. 

Wer geſetzlich unbewegliches Eigenthum erwerben und befiten 
fann, ift auch zur Erlangung von Bergbau⸗Berechtigungen und Lars 
Erwerbe und Befite von —ãa— befähiget. 


Beamte, welche bei einer — angeſtellt ſind, der die un— 
mittelbare öffentliche Auffiht über den Bergbau, oder bie erfle Ent- 
ſcheidung über Bergbau-Berleihungen zufömmt, dann die Ehegattin- 
nen und unter väterlicher Gewalt flehenden Kinder folcher Beamten, 
bürfen in dem Bezirke diefer Behörde weder Bergbau betreiben, noch 
Bergwerfs- Eigenthum an fi) bringen oder befigen. 

$. 9. 

Es foll bei allen Berg- und Hüttenwerfen und in allen Ge⸗ 
ſchäften über Bergbau- und Hütten-Gegenſtände, ein gleichförmiges 
Maß und Gewicht angeordnet werden, und zwar: 

a) als Längenmaß, die Wiener Klafter; 

b) ald Flächenmaß, bie Wiener Geviert- (Quadrate) Klafter: - 

ec) ald Körper» oder Hohlmaß, der Wiener Kubif- (Wür- 
fel-) Buß; 

d) ald Handelsgewicht, ber Wiener Gentner, wo nicht bes 
jondere Zollgefeße ein andere8 vorſchreiben; 

e) als Münzgewicht, die Wiener Marf. 

Wo dad metrijhe Maß und Gewicht eingeführt tft, hat biejes 
zu gelten. 

$. 10. 

Wird fih in Geihäften über Bergbau» und Hütten-Angelegen- 
heiten auf andere Maße oder Gewichte bezogen, jo muß deren nu⸗ 
merijches Verhältniß zu dem angeführten Grundmaße beigefügt fein. 

Si, 

Bergwerfe, welche durch ihre Ortslage und durch gleiche Bes 
ſitz, Betriebd=- oder andere Verhältniſſe in einer natürlichen Ver— 
bindung ftehen, können zu einem Bergreviere vereiniget werden. 

Die Beftimmung des Umfanges der Bergreviere, und bie Ein— 
leitung zur Bildung derjelben, fommt den Bergbehörden nach Ein 
vernehmung der dadurch Betroffenen zu. 

Jedes Nevier ift mit einem beftimmten Namen zu bezeichnen. 
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$. 12. 
Die Bergwerks⸗ Unternehmungen des Staates unterliegen ben 
nämlichen Beſtimmungen, wie jene der’ Privaten. 
Zweited Hauptfiüd. 
Vom Schürfen. 
$. 13. 

Schürfen heißt, vorbehaltene Mineralien in’ ihren Lagerſtät- 
ten aufjuchen, und die gefmidenen ſoweit auffchließen, daß bie Ver— 
leihung des Eigenthumsrechted =“ ne erfolgen fann. 

$. 


Mer. Schürfen will, bedarf * ber Bewilligung der Berg⸗ 
behdrde. Dieſe Verpftichtung liegt auch dem Grundbeſitzer ob, wel⸗ 
cher auf ſeinem Grunde eine Fe beabfichtiget. 


$- 

Jedes Geſuch um bie —* zum Schürfen muß, unter 
—007 Fertigung des Geſuchſtellers oder ſeines Bevollmäch— 

chtigten, enthalten: 

1. Namen, Charakter und Wohnort des Bewerbers; wenn ein 
Bevollmächtigter einſchreitet, ift dem Geſuche die Volimacht beizule⸗ 
gen; ferner die Nachweiſung der Berechtigung des Aufenthaltes. 

2. Angabe des Gebietes, auf welches ſich die Bewilligung er- 
ſtrecken ſoll. Es Heißt das Schurfgebiet. Als ſolches können 
nach Willkür des Bewerbers bezeichnet werden: 

a) einzelne Grundparcellen; 

b) ausgedehntere Flächen, jedoch mit genauer Angabe ver Be— 
gränzung; 

e) unter beſtimmten Benennungen und Gränzen allgemein be— 
kannte Flächen, Thäler oder Berggehänge. 

Zugleich find die Kataſtral⸗Gemeinde und der politiſche Bezirk 
“anzugeben. 

$. 16. 

Schutfbewilligungen werden nur auf die Dauer eines: Jahres 
ertheilt. Sie können aber auf Anſuchen von Jahr zu Jahr ver— 
laͤngert wetden, nach dem ſich die Bergbehörde überzeugt hat, daß 
von dem Schurfberechtigten in feinem Schurfgebiete Schurf- Arbei- 
tem begonnen worden feien. 


$. 
An folgenden Orten ift u —— ohne Zuſtimmung des 
Grund⸗Eigenthümers nicht geftattet: 
a) innerhalb der Wohn⸗ und Wirthſchafts⸗ oder anderer — 


165 - 


b) in geſchloſſenen Hofräumen; 

c) in eingefriedeten Haus⸗, Zier⸗ und andern. Gärten, ſowie in 
Friephöfen (Gottesädern) und in den mit Mauern umgebenen 
Fluren; 

d) in Entfernung von weniger als zwanzig Klaftern um das in 
a) und h) bezeichnete Eigenthum. 

Zu Schürfungen auf öffentlichen Straßen und Eijenbahnen, an- 
Waſſer⸗Schutzbauten, innerhalb des Rayons einer. Feſtung und ber 
durch befondere Vorſchriften beftimmten Entfernung von berfelben, 
dann am den: Reichs⸗ und Landesgrängen, ift die Genehmigung ber 
zuftändigen Berwaltungsbehörde A 


Werben gegen bie — > Schürfungen an ande Or⸗ 
ten als an den im 8. 17 angeführten, aus öffentlichen Rückſichten 
Bedenken erhoben, jo ift darüber von den Bergbehörben, im Ein- 
verſtaͤndniſſe mit den betheiligten Verwaltungsbehörden, zu. enticheiden. 

$. 19. 

Durch die: Schurfbewilligung erlangt ber Schürfer das Be- 
fugniß, innerhalb feines: Schurfgebietes, infoferne ältere Bergbau- 
rechte nicht im Wege flehen, Schurfbaue ohne Befchränfung ihrer 
Zahl zu eröffnen und zu betreiben. 

$. 20. 

Ueber bie: gewonnenen Mineralien barf der — nur mit 

—— der Bergbehoͤrde zug 


Blofe Schurfbewilligungen — noch nicht ein aus— 
ſchließendes Recht zum Schürfen in dem bezeichneten Schurfge— 
biete, und es können in demſelben Gebiete mehreren Perſonen gleich— 
zeitig Bewilligungen zum Schürfen ertheilt werden. 

6: 22. 

Ein ausſchließliches Recht auf ein beftimmtes Schurffeld 
wird erjt erworben, wenn der Schürfer der Bergbehörde den Punct 
anzeigt, an welchem er einen Schurfbau zu beginnen, und das 
Schurfzeichen zu ſetzen beabfichtet. Bon dem Zeitpunete angefangen, 
als diefe Anzeige bei der Bergbehörde einfümmt, hat der Schürfer 
für den angezeigten Punet das ausjchließende Befugniß des Schür- 
fens, d. i. einen Freiſchurf. | 

| | $. 23. 

Die Anzeige über den beabfidhteten Schurfbau kann entweder 

mit: Beziehung auf eine bereitd: ertheilte Schurfbewilligung gefihe- 
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hen, oder ummittelbar mit dem Geſuche um Grtheilung der Schurf- 
bewilligung jelbft verbunden werden. Sie muß aber ſtets bie ge- 
naue Angabe der Lage des beabjihtigten Schurfbaues und des 
Standortes des Schurfzeichens enthalten. 
$. 24. | 
Binnen drei Tagen, nachdem dem Schürfer die Beftätigung 
ber Bergbehörde über feine Anzeige zugefommen ift, muß er ben 
Sreifchurf über Tage mit dem Schurfzeichen bezeichnen, Unterläßt 
er biejed, jo hat er jeder dritten Perſon, welcher ber gewählte 
Standort unbefannt geblieben ift, bie hiedurch erlittenen Nachtheile 
zu erjegen. Vor Grftattung ber Anzeige an bie Bergbehörbe darf 
das Schurfzeichen nicht aufgeftellt werden. 
$. 25. | 
Jede Aufftelung eines Schurfzeichens muß den pelitifhen Be— 
zirföbehörden Stuhlrichteramt, Diftriet, Prätur), in deren Bezirfen 
bad Schurfgebiet Tiegt, angezeigt und won dieſen öffentlich befannt 
gemacht werden. 
Welche allgemeine gleichartige Form die Schurfzeihen in je- 
dem Kronlande zu erhalten haben, un Jedermann Fenntlich zu fein, 
wird durch die politische Landesbehörde beftimmt. 
$. 26. - 

Jeder Schürfer ift verpflichtet, vor der Eröffnung eines Schurf- 
baues bem Grundeigenthlimer die Schurfbewilligung vorzumeifen, 
und mit biefem rücfichtlich feiner Entſchädigungs⸗-Anſprüche ein Ueber- 
einfommen zu verfuchen. | 
$. 27. 

Kann fih der Schürfer mit dem Grundeigenthümer. über bie 
vom Letzteren angeſprochene Entſchädigung nicht vereinigen, fo ift er 
bevechtiget, bei der politifchen Behörde um die Bewilligung einzu- 
jhreiten, feine Schurfarbeit beginnen zu bürfen. Hat er ald Frei— 
ſchürfer der Bergbehörde die Anzeige über den gewählten Standort 
jeined Freiſchurfes bereit3 erftattet, fomit da8 Recht erworben, den 
Freiſchurf an Ort und Stelle mit dem Schurfzeichen zu bezeichnen, 
jo ift der Freiſchürfer bereehtiget, bei der politifchen Bezirksbehörde 
um die Bewilligung zur Aufftellung des Schurfzeichens anzuſuchen. 

In beiden Fällen iſt jedoch der betreffende Schürfer verpflichtet: 

a) für den dem Grumd-Eigenthlimer durch den Beginn der Schurf- 

Arbeit oder durch die Aufftellung des Schurfzeichend etwa ver⸗ 

urſachten erweislichen Schaden, wenn auch darüber ein Ueber— 
einkommen nicht zu Stande käme, den Erſatz in dem von dem 
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Abgeordneten ber politifchen Bezirksbehoͤrde zu beſtimmenden 
Betrage einftweilen ficher zu ſtellen; 

b) bei der Bergbehörde fogleih um bie Einleitung des Verfah— 
rend über bie zwangsweiſe Grund-Ueberlafjung anzufuchen ; 
c) im alle eines Freiſchurfes bis zur Entſcheidung hierüber alle 
Arbeiten an diefer Stelle zu unterlaffen. 

$. 28. 


Kann fih der Schürfer binnen dreißig Tagen von der Errich— 
tung des Schurfzeichend angefangen, über das Anfuchen bei ber 
Bergbehörde um die Verhandlung über die Grund-Ueberlaffung nicht 
ausweifen, jo haben die betreffenden politiſchen Bezirksbehörden (Be- 
zirksamt, Stuhlrichteramt, Diftriet, Prätur) auf Anfuchen des Grund» 
Eigenthümers das Schurfzeichen hinwegräumen zu Taffen, und bieß 
der Vergbehörde anzuzeigen. 

’ $. 29. 

Verzögerungen in dem Beginne des Schurfbaued oder in ber 
Aufftelung des Schurfzeiiyens durch Verhandlungen mit dem Grund- 
Eigenthümer, find dem Vorrechte des Schürferd nicht nachtheilig. 

$. 30. j 

Bei unterirdifchen Schürfungen aus Grubenbauen mittelſt fo- 
genannter Hoffnungsfchläge kann jeder beliebige Punet, wenn er fich 
auch noch innerhalb eines verliehenen Grubenmaßes befindet, als 
Anhaltöpunet einer neuen Schürfung in der Vorausſetzung, daß nicht 
andere bereit8 erworbene Rechte verlegt werden, gewählt, und ber 
Bergbehörde angezeigt werden ($. 22). . | 

| $. 31. 

Innerhalb eines horizontalen Kreifes, deſſen Halbmefler zwei- 
hundert vier und zwanzig Wiener Klafter beträgt, und 
bejfen Mittelpunet der Standort des Schurfzeichens ift (Schurffreis) 
barf ein fremder Schurfbau nicht angefchlagen werben. , Eine Aus» 
nahme von dieſer Beflimmung findet nur in jenen Bergrevieren fkatt, 
für welche durch Reviers-Statuten ($$. 43, 274) etwas Anderes vor« 
gezeichnet wird, 

$. 3. > 

Jede Verrückung bed Schurfzeichens von Seite des Schürferg, 

ift ald eine neue Schurf-Anlage zu betrachten. 
33 


$. 33. 
Wenn bei einer Bergbehörde mehrere Anzeigen über gewählte 
Standorte von Schurjzeichen ($. 22) gleichzeitig einlangen, und bie 
Schurfkreiſe der hiedurch erworbenen Freiſchürfe ſich ganz oder theil⸗ 
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weiſe dedfen, jo find die auf dieſe Weiſe fich deckenden Flächen ben 
dabei betheiligten Freiſchürfern gemeinfchaftlich zugumeifen, außgenom- 
men ‚die Freiſchürfer treffen ſelbſt unter ſich ein anderes ‚Meberein- 
fommen, 

$. 34. 

Jeder Freiſchurf gibt Anfpru auf die Verleihung mindeſtens 
Eines Grubenmafes, das heißt eines Rechtecks von 12544 Qua— 
drat⸗Klaſtern. Bei Eteinfohlen erhöhet fich dieſer Anſpruch auf 
mindeftend zwei, mit den längften Seiten van einander liegenden 
Grubenmaße, d. h. auf Doppelmap. 

Beiteht jedoch der Freifhurf aus einem Schachtbau, deſſen 
Sohle wenigftend fünfzig Klafter im Seiger (ſenkrecht) unter: dem 
Raſen (der natürlichen Oberfläche) anfteht, fo erſtreckt ſich der An- 
ſpruch im Allgemeinen auf die Verleihung von zwei, und bei Gtein- 
fohlen von vier mit den längften Seiten an einander liegenden Gru- 
benmaßen. 

Der Inbegriff mehrerer in derſelben Verleihung » begriffenen 
Grubenmaße beißt: Grubenfelb. 


$. 35. 

Wiewohl derXSchürfer zum Betriebe eines: Schurfbaues ($. 
15) außer feinem Schurfgebiete nicht berechtiget ift, ſo iſt er ben- 
noch bei der Verleihung in der Lagerung der Grubenmaße auf die 
Gränzen ſeines Schurfgebietes * beſchränkt. 


$. 

Bei der Berleihung, von Kos in ‚der Nähe eines 
noch nicht verleihungswürdigen Freiſchurfes ($. 44) ſteht dem Be- 
ſitzer des letztern, wenn er mit dem Verleihungswerber nicht ein 
anderes Uebereinkommen zu treffen vermag, frei, + die Richtung zu 
wählen, nach welcher das Grubenfeld als Rechteck betrachtet, die 
laͤngere Ausdehnung erhalten ſoll. 

$. 37. 

Iſt die Länge: des Grubenfeldes der Richtung und Größe nach 
beſtimmt, ſo iſt auch die Breite deſſelben der Richtung und Größe 
nach gegeben; die Zumefjungobeiver hat aber in der Art zu geſche— 
ben, daß das Schurfzeichen mitten: im Grubenmaße zu ſtehen fommt. 

$. 38. 

Jede Uebertragung einer Schurfbewilligung oder Freifchurfbe- 
rechtigung an einen anderen. Unternehmer ift. der Bergbehoͤrde an- 
zuzeigen. Betreibt dieſer einen Bau vor der Anzeiger an bie Berg⸗ 
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behörbe, fo ift er gfeich einem unbefugten BergbausUnternehmer zu 
a | | | 
8. 39. 

Ueber alle ertheilten Schurfbewilligungen, Anzeigen von Preis 
Ihürfen und darüber ertheilten Beftätigungen, dann über alle Ueber: 
tragungen folcher Berechtigungen, find von ber Bergbehörde eigene 
Schurfbücher zu führen. Die Ginftcht in dieſelben ift Jedermann 
geitattet, 


Drittes Hauptftüd. 
Vom Berleihen. 
$. 40. 

Mer duch die Bergbehörde das Eigenthumsrecht auf bie its 
nerhalb einer beftimmten Begrängung vorfommenden, vorbehältenen 
Mineralien und das Befugniß zur Gewinnung derfelben burch den 
erforderlichen Werksbetrieb, oder die Berechtigung zur Anlage und 
zum Betriebe eipener Hilfsbaue oder Revierſtollen erwerben will, 
hat im erſten Falle um die Verleihung, im anderen aber um die 
Conceſſion anzuſuchen. 

$. 41. 
Die Bergwerks⸗Verleihungen larıcie fi in * 

auf Grubenmaße, 88. 42—70,. 

auf Ueberſcharen, 88. 71—75, 

auf Tagmaße, 88. 76 - 84. 

Die Bergwerks-Coneſſionen in ſolche: 

aufs Hilfsbaue, 88. 88 —89, 

auf Revierſtollen, ss. 90—97. 

$. ar 

Ein Grubenmaß umfaßt eine beflimmte Flaͤche ($. 34) in 
der horizontalen Ebene des Aufichlagspunetes, und zwar in ber 
Geſtalt eines Rechteckes von 12,544 Quadrat⸗-Klaftern, und erſtreckt 
fih in der Regel in’ die ewige Höhe und Teufe (in das Unbe⸗ 
ſchränkte). 

48. 

Sofern in einzelnen Berg-Diſtricten beſondere Verhältniſſe es 
unvermeidlich machen entweder bie daſelbſt bisher beſtandenen Arten 
der Grubenmaße auch bei fünftigen Derleihungen beizubehalten, cher 
von ber Beſtimmung des $. 42 abweichende erft feftzuftellen, find 
bie Beftimmungen darüber in Revier- Statuten — 
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$. 44. 

Die Verleihung vom Grubenmaßen ift nur dann zuläffig, wenn 
vorbehaltene Mineralien in ihrer Lagerflätte an ber dazu angemel- 
beten Stelle fo aufgefhlofien find, daß fie nach ben drtlichen Ver— 
hältnifien als abbaumwürdig angejehen werden Fünnen, 

Die Beurtheilung der Abbaumürbigfeit wird in ſolchen Revie— 
ren, wo bieß bie örtlichen Werhältniffe erheiichen, beionderen Beftim- 
mungen vorbehalten, und dieje werden nad) Vernehmung ber Re— 
vire8-Gewerfen von dem Minifterium erlafien. 

$. 45. 

Der Punet, von welchem das Grubenmaß auszumeffen ift (der 
Aufihlagspunet) Fanıı von dem Verleihungswerber nad Belieben 
gewählt werben, nur muß er fi) innerhalb bes aufgeſchloſſenen Thei- 
le8 der Lagerftätte und des zu verleihenden OEUDERTEEREE ($. 34) 
befinden. 

$. 46. 

Das Grubenmaß muß immer ald Rechte beftimmt werben; 
das Verhältniß feiner Länge zur Breite ift nur in foferne beftimnit, 
ald bie Fürzere Seite des Rechteckes nicht unter 56 Klafter fein darf. 

$. 47. 
| In der Megel darf auf einen Aufichluß nur die für einen 
Freiſchurf vorbehaltene Zahl von Grubenmaßen ($. 34) verleihen 
werden. 

Hat der Aufihlagspunct aber eine folde Lage daß ſich aus 
bemfelben mehrere noch unverlichene Grubenmaße ausmefjen lafien, 
fo fieht dem Berleihungswerber frei, beim Stein- und Braunfohlen 
bi8 zu vier Doppelmaßen, bei allen übrigen Mineralien aber, 
bis zu vier einfahen Grubenmaßen auf einen Aufihluß zu la— 
gern. 

| $. 48. 
Für jede Verleihung, welche Anfangs nicht in dem im $. 47 
genannten vollen Umfange angejudht wurde, kann aud in ber 
Bolge noch die gefeglihe Ergänzung des Feldes verlangt werben, 
fofern nicht inzwijchen eriworbene Rechte anderer Unternehmer ent- 
gegenftehen. 

Die Zuläffigfeit einer folchen Ergänzung muß jedoch glei 
berjenigen einer neuen Berleihung erhoben werben. 

49. 

Die Verleihungsgeſuche müffen: 

a) ben Namen und Wohnort des Bewerbers ober deſſen Bevoll- 
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mächtigten enthalten, und von demſelben eigenhaͤndig unterfertigt 

ſein. 

Wenn ein Bevollmächtigter einſchreitet, muß das Geſuch mit 
der erforderlichen Vollmacht verſehen ſein; 

b) die Beſchreibung der Lage und Beſchaffenheit de3 Aufſchlufſes 
mit Angabe bed Grund-Eigenthümerd, ber Ortsgemeinde und 
des politifchen Bezirkes, dann der Entfernung des Aufjchlags- 
punctes von zwei unverrüdbaren, allgemein erfennbaren Pune⸗ 
ten angeben; 

e) mit einem Wahrzeichen des gemachten Aufſchluſſes belegt fein; 

d) im Falle der Aufſchluß durch Schürfung gefchehen if, muß 
ber Schurfbau angegeben, und e8 muß angeführt werben, in 
welcher Tiefe und Richtung vom Tag-Einbau der Auffchluß 
erfolgt ift. Zerner hat der Bewerber 

e) die Anzahl und Lagerung der verlangten Grubenmaße und 
den Namen anzugeben, welden bie Verleihung erhalten ſoll; 
und endlich 

f) zu erklären, ob bie angeſuchten Maße ſelbſtändig in das Berg- 
buch einzutragen oder einem daſelbſt ſchon eingetragenen Werke 
als neuer Beftandtheil Fre — 


$. 5 

ueber die Lage des —— I: eine, auch die Tagge⸗ 
gend darſtellende Karte im Maßſtabe von vierzig Klaftern auf den 
Wiener Zoll, in doppelter Ausfertigung vorgelegt werden, und in 
Eine dieſer Karten muß die Anzahl und Lagerung der verlangten 
Grubenmaße eingezeichnet ſein. 

Dieſe Karten können zugleich mit dem Verleihungsgeſuche, fie 
müſſen aber innerhalb acht Tagen vor ber fie Erhebung über 
die Zuläffigfeit der angefuchten Verleihung, d. h. der Freifah— 
rung ($. 54), überreicht werden, widrigend dad Berleihungs- 
Geſuch feine Wirkſamkeit verliert. 


$. 21. 

Um jebe Verleihung muß ein eigenes Geſuch ih wer⸗ 
den. 

Stehen jedoch gleichzeitig angebrachte Geſuche hinſichtlich der 
verlangten Grubenmaße unter einander im Zuſammenhange, ſo iſt 
es geſtattet, darüber eine gemeinſchaftliche Maßen-Lagerungskarte 
G. 50) vorzulegen, 


| $. 52. | 
Unter. mehreren Berleifungswerbern gebührt das Vorrecht, bie 
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Ausdehnung und Lage bed Grubenfeldes nad ben gejeßlichen Be— 
fiimmungen zu wählen, bemjenigen, befien Berleihungdgeiugg frü— 
her bei der Bergbehörde — wurde. 

53. 


Verſchiedene Bewerber um "daB nämliche Grubenfeld, deren Ge— 
ſuche an einem und denſelben Tage an die Bergbehörbe gelangen, 
erhalten dasjelbe, wenn fie fih über die Theilung nicht. vereinigen 
koͤnnen, gemeinſchaftlich. 

$. 54. 

Jeder Verleihung muß bie örtliche Erhebung über deren Zuläf- 
figfeit, bie Sreifahrung, vorberaehen. 

Die Aufgabe derſelben if: 

a) den Beftand des angegebenen Mineral-Aufichluffed und bie 
Abbaumürbigfeit desjelben nah Beftimmungen des $. 44 außer 
Zmeifel zu jegen: | 

b) zu unterfuchen, ob und mit welchen Abänderungen das be— 

gehrte Feld, ohne früher erworbene Rechte zu verletzen, dem 

Bewerber eingeräumt werden könne, daher insbeſondere den 

benachbarten Freiſchürfen, welchen das Vorrecht der Wahl ih— 

res Grubenfeldes zukommt, ($ 86) daſſelbe vorläufig zugemef- 
ſen werden muß; 

c) alle Verhältniſſe in öffentlicher Beziehung und zu ben bethei— 

ligten Brundbefigern zu erörtern ; 

d) die Lagerungsfarte zu prüfen, und wenn es nöthig befunden 

wird, ſie zu ergaͤnzen und zu berichtigen. 

$. 55. 

Jede Freifahrung ift mit Auführung der weſentlichen Puncte 
des Verleihungsgeſuches durch eine garmgene Zeit vorher öffentlich 
bekannt zu machen. 

$. 56. | | 

Binnen vierzehn Tagen nad Empfang der Borladung zur Frei— 
fahrung ($. 54) ſteht dem Berleifungswerber fowohl, als jedem 
der angränzenden Schürfer und Bergwerfäbefiger frei, um die Bei- 
ziebung zweier unbefangenen Kunftverftändigen zur Freifahrung an⸗ 
zuſuchen. Dieſe hat bie Bergbehörte zu beſtimmen. 

57. 

Ueber jede Freifahrung at die Bergbehörbe zu entſcheiden, ob 
die begehrte Verleihung zuläſſig ſei, und hievon alle dabei Bethei— 
ligten zu verſtaͤndigen. 
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| $. 58. | 

Iſt der Verleihungswerber bei der Verhandlung nicht erſchie⸗ 
nen, ſo hat die Bergbehörde eine Friſt von vierzehn Tagen von 
dem Zeitpuncte an abzuwarten, auf welchen die Verhandlung angeord⸗ 
net war. ——— 

Dr 

Binnen diefer unter feiner Bedingung verlängerbaren Friſt, 
ſteht dem Verleihungswerber frei, nachzuweiſen, daß er zu erſchei— 
nen verhindert war, und um neuerliche Anordnung der Freifahrung 
anzuſuchen. 

u $. 60. 

Die Abweifung® eines Verleihungsgeſuches hat nur den Ver— 
luſt des Morrechtes aus ber Ueberreihung befjelben ($. 52) zur 
Folge; die früher erworbenen Schurfrechte des Bewerberd werben 
aber dadurch nicht aufgehoben. | 

$. 61. | 

Stehen der Verleihung Streitigkeiten über Privatrechte entge- 
gen, jo find Diefe im Rechtswege auszutragen. 


$. 02. | 

Dis zum Ausgange der Verhandlung über folde Vorfragen ift 
zwar mit der Entfcheidung über die Verleihung inne zu halten, ber 
Berleibungswerber Hat ſich jedoch bei ber Bergbehörde auszuweiſen, 
daß ihm feinerjeits Fein Mangel an gehöriger Betreibung zur Laft 
falle. Die Bergbehörde kann demfelben auch angemeſſene Friſten 
befiimmen, binnen welden er bie Beenpigung zu bemirfen, 
und die Beweiſe darüber beizubringen hat, widrigenfalls dad Ver— 
leihungsgefuch abgewieſen werben würde. 

$. 63. 

Iſt die Verleihung entweder fogleih oder nach Befeitigung 
ber vorgefommenen Hinderniffe zuläfjig befunden, und bie Entſchei— 
‘bung darüber rechtöfräftig geworden, jo erhält der Bewerber, auf 
Grundlage derſelben, von der Bergbehörde die Verleihungs-Urkunde. 

$. 64. 

Jedes verliehene Feld muß, in ſoferne buch die Nevier-Statu- 
ten nicht etwas anderes beſtimmt wird, längſtens binnen einem Jahre, 
nach ber vechtöfräftig gewordenen Verleihung mit Zuziehung aller 
angränzenben Bergwerfäbefiger und Schurf-Unternehmer und ber 
Grumdbefiger, der Verleihungs-Urkunde und Lagerungdfarte gemäß, 
vermeffen und über Tage (an der Oberfläche) verlochfteint (vermarft) 
werden. 
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$. 66. 
n Die Einleitung hiezu hat die Bergbehörde von Amtöwegen zu 
treffen. 

In Fällen, wo ſich fehon bei der Freifahrung zeigt, daß ber 
Berleihung fein Hindernig im Wege ftehe, hat der Abgeorbnnete ber 
Bergbehörde die Verlochfteinung fogleih nach ber Beendigung ber 
Verhandlung über die Breifahrung vorzunehmen. 

$. 66. 

Ueber die vorgenommene Werlochfteinung tft unter genauer 
Beſchreibung eines jeden Lochfteines (Markfteines) ein Protofoll auf- 
zunehmen, und die Lage der Lochfteine (Markfteine) in bie Lage— 
rungdfarte einzutragen, 

Das Protokoll unterliegt der Beflätigung ber Bergbehoͤrde, und 
wird von dieſer Gerichtsbehörde zur Eintragung in das Bergbuch 
mitgetheilt. 

$. 67. 

Jeder Grundbefiter ift berechtiget, bei ber Bergbehörbe um bie 
Erneuerung ber unfenntlich gewordenen Gränzzeichen feines Gruben- 
jelde3 auf die in den vorhergehenden 88. 64, 66 beftimmte Weiſe 
anzuſuchen. 

$. 68. 

Dem Grubenbeſitzer fteht auch frei, zu verlangen, baß bie Taagrän- 
zen in ber Grube Fenntlih gemacht, oder bie Lage einzelner Punete 
in der Grube am Tage beflimmt werden. 

Die hierüber herzuftellende von der Bergbehörde zu re 
Kraft ift bei derfelben zu ann 

"68% 

Ergeben ſich bei Srubenfelh- Vermeſſungen ($$. 64, 68) Strei⸗ 
tigkeiten, welche nicht in Güte beigelegt werden können, jo find fie 
auf dem Rechtswege auszutragen, 

Zur Bornahme von Augenfiheinen über Grängbeftimmungen, 
welche im Rechtswege vorgenommen werben, wird ftetd ein Abge- 
orbneter der Bergbehärde beigezogen, | 

70. 

Eine Grubenfelb - Verleihung oder DBermeffung kann anderen 
Bergwerfs-AInhabern rückſichtlich ihres Alters im Felde, oder ande— 
rer von ihnen früher erworbenen Rechte nicht nachtheilig ſein. 

$. 78. 
Gebirgstheile, welche von verliehenen Grubenmaßen fo einge- 
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fhloffen find, daß ein regelmäßiges Grubenmaß in biefelben nicht 
gelegt werden Tann ($$. 42, 46) heißen Ueberfharen 
$. 72. 


Ueberjcharen find befonderd zu verleihen, und müffen bet neuen 
Berleihungen möglichft vermieden werden. 

Bereitd beftehende, oder, bei künftigen Berleihungen nicht zu 
vermeidende Ueberſcharen, bürfen nur an Bergwerksbeſitzer verliehen. 
werden, deren Grubenmaße an dieſelben gränzen. 

$. 73. | 
Zeigt ſich bei einer Freifahrung eine Ueberſchar, oder meldet 
fich ein Maßen-Angränzer um eine ſolche, fo find Hievon alle An- 
. gränger mit der Aufforderung in Kenntniß zu fegen, ſich Bbin- 
nen dreißig Tagen, von ber Zuftellung an gerechnet, zu erflären, ob 
fie ſich um die Verleihung einer foldden bewerben wollen. 
| $. 74. 

Meldet fi) binnen biefer Frift nur ein Bewerber, oder find 
mehrere Anmelder über die Thetlung einig, fo iſt im erften Falle 
bem einzigen Bewerber Die ganze Ueberſchar, im zweiter Falle je- 
bem der Anmelder der Theil derfelben, worüber fie fich geeiniget 
haben, zu verleihen, und feinem Felde zuzufchlagen. - | 

Können fi) ſolche Bewerber über die Theilung nicht vereini- 
gen, jo ift ihnen das Ganze ald abgefondertes Cigenthum  gemein- 
ſchaftlich zu verleihen, Doch darf Fein Theilhaber feinen Antheil an 
Jemand anderen, ald an einen ber Mit- Eigenthümer oder an ben 
Uebernehmer feiner eigenen angrängenden Grubenmaße mit demfelben 
veräußern ($. 111). 

$. 75. | 

Zur Verleihung einer Ueberſchar genügt die Vorlage einer, 
über deren Lage und beabfichtigte Zutheilung verfertigten, von allen 
Zheilnehmiern anerkannten Karte, 

$. 76. - | 

Auf vorbehaltene Mineralien, welde in Saifen (Sanpdbänfen), 
Flußbeeten, im Taggerölle, oder aufgeſchwemmten Gebirge, oder in 
alten verlaffenen Halden, foferne fi) die genannten nicht in einem 
bereit3 verlichenen Felde befinden, wo fie als Zugehör der Ver— 
leihung anzufehen find (SS. 127, 131) vorkommen, dann auf Boh- 
nen⸗Erze und Rafen- Eijenfteine, findet die Verleihung von Tag- 
maßen ftatt. 


| $. 77. | 
Ein Tagmaß ift bis zu dem Flächenmaße von 82000 Wiener 
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uadratklaftern verleihbar, und erflvect fih in die Tiefe ih ber 
Regel nur bis zu dem anftehenden feften Gefteine, 

Die Form jedes Tagmaßes hängt von der Wahl des Bewer» 
ber8 und dem Ermeſſen der Bergbehoͤrde ab. Nur für Diſtriete, 
wo eigenthümliche Verhältniſſe ein anderes Flächenmaß, oder eine 
beſtimmte Form der Tagmaße erforderlich machen, können die Be— 
ſtimmungen darüber in die Revier-Statuten aufgenommen werden. 

$. 78. 

Zur Verleihung von Tagmaßen genügt die Nachweifung, baß 
vorbehaltene Mineralien, auf den im $. 76 bezeichneten La— 
gerftätten,- wirflih vorfommen, und daß baburch bereits er— 
worbene Rechte anderer Bergban-Unternehmer nicht beeinträchtiget 
werben. 

$. 79. 

In welder Nähe von Hüttenwerfen oder Aufbereitungs-Werf- 
ftätten bie Verleihung von Tagmaßen nicht zuläffig ſei, fondern bie 
Benůtzung der in ſolcher Art vorkommenden Mineralien einem nahen 
Hüttenbeſitzer allein zuſteht, beſtimmt die Bergbehörde von Fall 
zu Fall. 
$. 80. 

Berleihungsgefuhe um Tagmaße müfjen die Angabe des Na- 
mens und Wohnorted des Bewerberd und der Lage und Ausdeh— 
nung des verlangten Tagmaßes enthalten, und mit einem Wahr- 
zeichen der mineralifchen ——* belegt ſein. 

814. 


Ueber Geſuche um — wird ein Augenſchein mit Bei⸗ 
ziehung aller angräänzenden Beſitzer von Tag- oder Grubenmaßen 
und Hüttenwerken, der Grund-Eigenthümer, dann der politiſchen 
und ſonſt etwa betheiligten öffentlichen Verwaltungsbehörde an— 
geordnet. 

$. 82. 
| Ergeben fi hiebei feine Hinderniſſe, fo iſt über bie begehr- 
ten Tagmaße eine Karte audzufertigen, die Verpflockung der Grän- 
zen ſogleich vorzunehmen , und die Verhandlung ver — 
zur Entſcheidung über die Verleihung vorzulegen. 

Kommen Bedenken vor, welche ſich bei dem Augenſcheine nicht 
beilegen laſſen, ſo iſt die Verleihung des Tagmaßes unſtatthaft. Es 
ſteht aber dem Bewerber frei, nach Beilegung derſelben, ſein Geſuch 
zu erneuern. 
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$. 83; 

An Orten, wo Schürfungen von der Zuftimmung ber Grundbe⸗ 
ſitzer oder Verwaltungsbehörden anhängig find ($. 17), dürfen auch 
Tagmaßen-Arbeiten nicht ohne dieſelbe betrieben werben, 

Die für Schürfungen hinfichtlich Der öffentlichen Bezeichnung ($. 24) 
und der Verhäftniffe zu dem Grunpbefiter gegebenen ul; 
(88. 26—28 finden au auf Tagmaße Anwendung, 

8. 84 | 

Die Anlage von Scurfbauen und Die Erwerbung und Bes 
nügung von Srubenfeldern innerhalb, oder unter den Tagmaßen, 
barf Durch legtere nicht gehindert werden; doch fleht deren Eigenthü- 
mern im Falle einer Beſchädigung ein eiches Recht auf Schaden⸗ 
erſatz zu, wie den durch Bergbau berührten Eigenthümern der Ober- 
fläche (F. 98). 

88 


Stollen und Schaͤchte außerhalb eines verliehenen Feldes, welche 
zum vortheilhaften Betriebe desſelben dienen (Hilfsſtollen oder Hilfs⸗ 
ſchächte), dürfen nur mit Bewilligung der Bergbehörde angelegt und 
betrieben werben, | 

| | $. 86 | 

Sudt ein Bergwerfäbefiter um einen SHilfsbau aus freiem 
Felde zu feinem eigenen Werfe an, fo ift ihm derſelbe nad) Verneh— 
mung der betheiligten Behörden und Parteien, fo wie nach gefäll- 
ter Entſcheidung über Einwendungen gegen die Zuläffigfeit der Gon- 
ceſſion zu beiwilligen. 

Der bewilligte Hilfabau muß dem Grubenfelde des Bewerbers 
ald Zugehdr in dem Bergbuche zugefchrieben werben. 

$. 87, 


Wird dagegen ein Hilfsbau von einem fremden Unternehmer 
oder von mehreren hilfsbedürftigen Grubenbeſitzern, gemeinſchaftlich 
angeſucht ſo iſt dem Geſuche im erſten Falle das Uebereinkommen 
zwiſchen dem Unternehmer und den Hilfsbedürftigen, im zweiten 
Falle aber das Uebereinkommen der Bergwerksbeſitzer welche ſich 
zu dem gemeinſchaftlichen Bau vereinigen, über die Art und Zeit 
der Ausführung und ihre gegenſeitige Rechte und Verbindlichkeiten 
beizulegen. 

Zugleich muß der ganze Beiriebsplan unter Erläuterung mit 
Tag⸗ und Grubenfarten vorgelegt werden. 


Die Bewilligung eines ſolchen Hilfsbaues kann F nach vor⸗ 
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ausgegangener Erhebung aller Srtlichen MBerhältniffe, bann nach 
erkannter Zuläfftgkeit und Nothwendigkeit besfelben erfolgen und ift 
als eine ſelbſtändige Bergbau-Gonceffion in dem Bergbuche einzu- 
tragen. 
‘ Auch müflen die von bem hilfsbedürftigen Werksbeſitzer über 
nommenen Verbinblichfeiten zur Begründung eines binglichen Nechtes, 
als Laft auf dad Befitthum besfelben eingetragen werben, 
89 


Durch die fpätere Verleihung des freien Feldes, in welchem 
ein Hilfsbau bewilligt worden ift, an einen anderen Unternehmer 
darf der Fortbeſtand des Hilfsbaues nicht beeinträchtigt werben. 

$. 90. 

Bergbauslinternehmungen, durch welche ein ganzes Bergrevier 
mit Stollen aufgefehlofien, oder die mineralifihen Lagerflätten in 
tieferen Horizonten eröffnet, und der Abbau berjelben auf was im— 
mer für eine Art erleichtert werden foll, heißen Revierftollen, 

$. 91. 

Revierftollen Tonnen nur bewilligt werden, wenn beren Aus— 
führung zum allgemeinen Nuten des Berabaues in dem ganzen 
Meviere wünſchenswerth erfcheint. 

Diefe Bewilligung ift, nach vorausgegangener Erhebung aller 
Umftände dur bie Bergbehörbe, dem Minifterium vorbehalten. 

$. 92. 

Jedes Geſuch um einen Nevierftollen muß mit dem Hauptbetriebs- 
plane und der Tagfarte über das ganze Revier verfehen fein, innerhalb 
deſſen der Revierſtöllner Den Bau zu treiben und zu verzweigen beabftchtiget. 

Zugleih muß der Entwurf der Bedingungen vorgelegt werben 
unter welchem der Bittfteller fich zu dem Bau bereit erklärt. 

93 


$. 93. 

Erekläart fich eine jo bedeutende Anzahl der in dem angefprochenen 
Mevierftollens- Gebiete angefefienen Grubenbefiter für bie Anlage 
bes Stollens, daß der Bewerber benfelben unternehmen zu können 
glaubt, und if zugleich außer Zweifel gefett, daß die Anlage auch 
denjenigen Bergbau-Unternehmern, welchen Fünftig in dem Re- 
biere Gruberimaße verliehen werden, zum Vortheile gereichen werde, 
fo ift die Genehmigung des Nevierftollens zuläffig, wenn gleich nicht 
alle Befiger ber in dem Revierſtollens⸗Gebiete beftehenden Gruben 
dem Antrage beigefimmt haben. 


— $. 94. | | 
Die Rechte und Verbindlichkeiten zwifchen dem Revierſtöllner, 
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und ben in bem Reviere fehon befiehenden Bergwerfsbefikern, wer⸗ 
ben durch dad mit ihnen getroffene Hebereinfommen beſtimmt. Dies 
jenigen Rechte und Berbindlichkeiten, welche dem Nevierftöllner gegen 
die Erwerber von Grubenmaßen duch Fünftige neue Verleihungen 
zukommen jollen, find in der Revierſtollens⸗Cenceſſion genau aus⸗ 
zudrücken. 

Welche beſondere Begünftigungen übrigens dem Revierſtoͤllner 
durch den Vorbehalt eines freien Feldes, ohne Rückſicht auf die in 
der Regel beſtehenden Beſchränkungen, etwa einzuräumen ſeien, bleibt 
der Beurtheilung des Miniſteriums, mit Rückſicht auf die Größe und 
Nützlichkeit des Unternehmens, überlafjen. 

$. 95. 

Im feinem Balle dürfen diejenigen Beſitzer, welche ihre Zu- 
flimmung verweigert haben, zur Theilnahme gezwungen, oder dieje- 
nigen welche zugeſtimmt haben, zu größeren als den ausdrücklich 
übernommenen Leiftungen verhalten werben. 

Wird jedoch Grubenbefigern, welche fih dem Unternehmen wi⸗ 
berjebt Haben, durch ben Nevierftollen in der Folge Hilfe gebracht, 
jo ift der Revierfiöllner berechtiget, von denfelben während der Dauer 
ber SHilfeleiftung, eine angemejjene Vergütung zu fordern. Dieſe 
Vergütung ift, wenn zwiſchen den Parteien ein Uebereinfommen nicht 
zu Stande gekommen ift, dur) bie Bergbehörde mit Vorbehalt bes 
Rechtsweges zu beftimmen, welche dabei auf die erjparten Betriebs⸗ 
foften Rüdjicht zu nehmen hat. 

$. 96. 

Bergbau⸗Unternehmer, welchen in der Folge neue Grubenmaße 
in dem Reviere verliehen werben, Haben die feſtgeſetzten Berpflich- 
tungen gegen den Revierftöllner gejeglich zu übernehmen, und find 
hiezu in ihren Berleihungs-Urfunden anzumeifen. 

| 97 


Mird ein Revierſtollen aufläffig, fo kann deſſen Wiederverleihung 
ala jolcher, unter Beobachtung der für die neue Verleihung gegebe- 
nen Vorſchriften (SS. 92— 96), Platz greifen. 

Zur Beſitznahme des Revierſtollens als Freiſchurf oder Gru—⸗ 
benmaß, darf die Bewilligung nur dann ertheilt werben, wenn fig 
über eine breimalige von zwei zu zwei Monaten in das, zu öffent 
lichen Kundmarhungen in dem betreffenden Kronlande beflimmte, 
Zeitungsblatt eingefchaltete Aufforderung während eines ganzen Jah 
res von ber Ausfertigung ber Kundmachung Niemand zur Wieder 
aufnahme ned Revierſtollens als folchen gemeldet Hat. 
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Viertes Hauptſtück. 8* 
Von der Grund- und Waſſer-Ueberlaſſung zu Bergweſens⸗Unter⸗ 
nehmungen und dem Erſatze ber Bergſchäden. 
. 98 


Jeder Grund-Gigenthümer ift verpflichtet, bie zum Bergbau- 
Betriebe nothwendigen Grundftüce den Bergbausiinternehmer gegen 
angemeffene Schabloshaltung ($. 365 des allgemeinen bürgerlichen 
Gejegbuches) zur Benügung zu überlaffen. en 

8.99. | 

An Orten, wo die Schürfung von der befonberen Zuftimmung bed 
Grundbefiterö oder ver Verwaltungsbehörde abhängig ift ($. 17), 
fann auch eine Grundbüberlaffung nicht gefordert werben. 

Wenn aber eine Mafferleitung zum Bergbau- Betriebe auf an- 
dere Weife gar nicht oder nur mit unverhältnigmäßigen Koften aus— 
führbar wäre kann der Bergbau-Unternehmer fordern daß ihm bie 
unterirdifche Führung derfelben auch Durch die im $. 17 benannten 
Grundftüce mit Ausnahme ver Gebäude und Friedhöfe geftattet werde. 

Solche Leitungen müffen jedoch vollfommen waſſerdicht und dau— 
erhaft angelegt fein, und ber Unternehmer bleibt für allen durch 
deren Anlage entfiehenden Schaden verantwortlich. 

$. 100. | 


Zu Schürfungs-Verfuchen oder zu einer anderen bloß vorüber- 
gehenden Benügung für den Bergbau kann nur die zeitliche Ueber— 
laffung des Grunde gefordert werben, bei ber Entziehung zu Zwe— 
fen aber, welche eine bleidende Verwendung vorausſehen lafſen, ift 
der Grund-@igenthümer berechtiget, auf Die eigenthümliche Mebernah- 
me zu bringen. | 

Diefes Begehren kann auch dann noch geftellt werden, wenn 
fich erft in der Folge zeigt, daß eine anfangs bloß für vorübergehend 
gehaltene Benügung in eine bleibende Verwendung übergeht. 

| $. 101. | 

Können fich die Betheiligten Hinfigtlih der Grund-Ueberlafjung 
oder ber Entſchädigung nicht vereinigen, fo hat die Bergbehörde, unter 
Mitwirkung der politifchen Bezirfsbehörde, die Erhebung zu pflegen. 
Zu diefer Erhebung find der BergbausUnternehmer und der Grund» 
befiter vorzuladen und die erforderlichen Kunftverftändigen beizuziehen. 

$. 102. | 

Ueber die” gepflogene Verhandlung, bei welche insbeſondere auf 
die wegen Grundzerftüdungen beftehenden Vorſchriften Rückſicht zu 
nehmen ift, Hat die politifche Behörde nach Anhörung der Bergbe- 
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hörde, ſowohl in Anſehung der Grund-Ueberlaſſung überhaupt, als 
auch darüber zu entſcheiden, auf wie lange dieſelbe zu geſchehen habe. 
$. 103. 

In der Entſcheidung iſt zugleich nach dem Befunde der Sach— 
verſtändigen auch eine vorläufige Beſtimmung über die Art und 
Größe der Entſchädigung zu treffen. 

Demjenigen Theile, welcher ſich mit dieſer Beſtimmung nicht 
zufrieden ſtellen will, bleibt zwar die Ergreifung des Rechtsweges 
vorbehalten, der Bergbau-Unternehmer ift aber, ſobald er den Ablö— 
jungsbetrag gerichtlich erlegt, oder die jährliche Entſchädigung pupile 
larmäßig fichergeftellt hat, fogleich auf dei Grundslieberlaffung zu 
bringen berechtiget. 

$. 104. 

Die Setung der Markiteine und ber zur Bermeffung der ver⸗ 
liehenen Gruben- oder Tagmaße, zur Bezeichnung der Schurfbaue 
und ihrer Begränzung über Tage erforderlichen Pflöde ift jeder 
Grundbeſitzer gegen Erſatz des verurfachten Schadens zu dulden, und 
biefe Gränzzeichen unverrüct zu laſſen ſchuldig. 

Nur auf den im $. 17 unter a) b) ec) genannten Befikungen 
auf öffentlihen Straßen und Eifenbahnen, tft die Setzung folder 
Zeichen unzuläffig. | | 

| $. 105. 

Tagwäͤſſer, welche zum Bergbau - Betriebe nothwendig find 
müffen auch wider den Willen des Eigenthümerd und an ben Re⸗ 
vierftöffner felbft von anderen Bergwerfäbefigern abgetreten werden, in 
foferne waflferpolizeiliche oder andere öffentliche Rückſichten nicht ent— 
gegen ftehen, und die verlangte Wafler-Abtretung größere national- 
dkonomiſche Vortheile erwarten läßt, 

Die Erhebung darüber hat nach den in Anfehung der Grund 
überlafjung gegebenen Vorſchriften zu geſchehen, und in der Entſchei— 
dung find zugleich die Bedingungen feflzufegen, unter welchen dem 
Bergbau-Unternehmer dad Waſſerrecht zukommen foll. 

. 106. 

Tür Beſchädigungen an folshen Gebäuden, Waſſerleitungen oder 
anderen Anlagen, welche innerhalb eines Grnbenfeldes erit nach dejien 
Verleihung ohne obrigkeitliche Baubewilligung errichtet worden find, 
ift der Bergwerksbeſitzer nicht verantwortlich. 

$. 107. 

Will ein Grundbefitzer innerhalb verliehener Tagmaße eine 

Bauführung vornehmen, ſo iſt dem Beſiter der Tagmaße durch die 
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politiiche Behörbe nah Anhörung ber Bergbehörbe eine angemeffene 
Friſt vorzufchreiben, binnen welcher er innerhalb des zum Bau ber 
fimmten Raumes bie verlichenen vorbehaltenen Mineralien zu ge- 
winnen bat. 


Fünftes Hauptflüd. 
Don dem Bergwerf3-Eigenthume und den mit der Bergwerk Ber- 
leihung verbundenen Rechten. | 
$. 108. 

Die befonderen Beftimmungen, welche ben Befi und bie Ber 
nügung bed Bergwerfs-Eigenthumes betreffen, beziehen ſich: 

1. auf die bücherlihe Einverleibung ; 

2. auf dad Zufammenjchlagen und die Zerftüdung ber Gru- 
benmaße ; 

3. auf bie bücherliche Vereinigung des Bergwerks⸗CEigenthumes 
mit anderen liegenden Gütern; 

4. auf die @videnzhaltung des Hffentlihen Buches; 

5. auf das Zugehör der Bergwerfe ; 

6. auf die Benügung ber innerhalb des Gruben- —* Tag⸗ 
maßes vorkommenden, vorbehaltenen und nicht vorbehaltenen Mine— 
ralien; 

7. auf bie Benützung der Grubenwäffer ; 

8. auf die Befugnig zu gewiflen Bauführungen in ber Grube 
und über Tage; 

9, auf die Befugnig zur Ausübung gewerblicher Berechtigungen. 

$. 109. 


Verliehene Grubenmaße ($. 63), Ueberſcharen ($. 74), Hilfs⸗ 
baue ($. 85) und Revierſtollen ($. 90) find unbewegliches Eigen- 
thum, und Gegenfland der Eintragung in dad Bergbuch. Wo und 
wie daſſelbe zu führen ift, wird von ANOBheIEN Vorſchriften beftimmt. 

$. 1i0 


Revierſtollen werden in dem Vergbuche auf dem Beſitzblatte 
des Revierſtöllners als Recht und die gegen den letzteren von anderen 
Grubenbeſitzern durch Vertrag übernommenen Verpflichtungen, auf 
deren durch dieſe Verpflichtungen getroffenen Beſitzungen als Laſt 
eingetragen. Die Verpflichtungen ber Befiter ſpäter verliehener 
Grubenmaße, welche die Leiftungen an den Revierſtöllner ſchon durch 
bie Erwerbung ihrer Maße auf ſich nehmen: ($. 96), enthalten ihre 
Berleihungs-Urfunden. 
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$. 111. 

Neu verliehene Grubenmaße fönnen nad ber Wahl des Et⸗ 
werbers ſelbſtändig in dem Bergbuche eingetragen, oder einem da— 
ſelbſt ſchon eingetragenen Beſitzthume zugeſchrieben werden. 

Zugemeſſene Ueberſcharen ($. 74) und Hilfsbaue, welche einem 
Grubenbefiger zu jeinem eigenen Gruben bewilligt werden ($. 86) 
find ſtets dem Hauptgute zuzufchreiben, gemeinfchaftliche Ueberſcharen 
($. 74) und jelbftändige Hilfsbaue ($. 87) - aber abgejonbert einzu⸗ 
tragen. 

8. 112. 

Abgeſondert verliehene Grubenmaße oder Grubenfelder, Tüns 
nen ohne Unterſchied, ob ſie dem nämlichen oder verſchiedenen Be⸗ 
fitzern gehören auf Anſuchen derſelben zu einem einzigen größeren 
Felde mit Einem Haupt» Einbau vereinigt (zuſammengeſchlagen) 
werben: 

a) wenn fie unmittelbar an einander grängen; 
b) wenn durch die Vereinigung der Bergbau weckmaͤßiger betrieben 
werden kann. 

Sind auf verſchiedenen ſolchen Gruben verſchiedene Hypothe⸗ 
karlaſten, oder die nämlichen Laſten in anderer Ordnung eingetragen, 
ſo kann die Zuſammenſchlagung der Grubenfelder nur dann bewil— 
liget werden, wein bie Zuftimmung der Gläubiger und ihre Er— 
flärung vorliegt, in welcher Ordnung die Laſten auf bie ee 
Befitzung zu übertragen ſeien. 

$. 113. 

Eine Zuſammenſchlagung darf auf das Doppelte der für einen 
Aufſchluß nah $. 47 geftatteten Grubenfeld⸗Verleihung bewilliget 
werden. 

$. 114. 

Der Bewilligung der Zuſammenſchlagung muß flets die Ver—⸗ 
handlung nad den Beftimmungen der $$. 54 und 57. vorausgehen, 
bei welcher die Zuläffigfeit der Geſuchsbewilligung ($. 112) zu er= 
heben, und eine neue Lagerungskarte zu verfertigen ift. 

Liegen bie einzelnen zufammenzujchlagenden Grubenmaße im 
Amtsbezirke verſchiedener Bergbehörden, fo kann die Zufammenfehla- 
gung nur im Einvernehmen aller dieſer Behörden bewilliget werden. 
Sollten dieſelben nicht übereinſtimmend entſcheiden, fo entſcheidet hiet- 
über die gemeinſchaftliche Oberbehörde, welche zugleich das Bergbuch, 
in welches das vereinigte Ganze einzutragen iſt, beftimmt. 

Sf das Geſuch bewilliget, jo wird mit Beziehung auf bie 
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urfprünglichen Verleihungen eine neue Verleihungs⸗Urkunde ausgefer⸗ 
tiget und das Bergbuch berichtiget. 
415. 

Ein einfaches Grubenmaß darf nur dann räumlich getheilt 
werben, wenn jeber Theil deöjelben mit einem baran gränzenden 
felbftändigen Grubenbeſitze vereiniget wird, 

Die auf der getheilten Grube haftenden Hypothefarlaften gehen 
auf die ganzen Beligungen über, welchen bie Theile zugefchrieben 
werben. Haften aber auf biefen bereit3 andere Laften, ober in an» 
berer Ordnung, jo wird die Zuftimmung ber Hhypothefargläuber und 
die Erflärung derfelben erfordert, auf welche Weiſe die Mebertagung 
ihrer Forderungen zu gejchehen habe. 

$ 116, 


Der Zerftüfungsplan muß Bergbehörde zur. Be a 
vorgelegt, und, nachdem dieſe erfolgt ift, der Gerichisbehörbe zur Be— 
richtigung des Bergbuches mitgetheilt werden. 

$. 117. 

Alle Taggebäude, Werfftätten und Anlagen Hr zur. Aus» 
übung der verliehenen Bergbau-Beredhtigung erforderlih find, oder 
von dem Befiter bed Werfes dazu beftimmt werben, haben mit dem- 
jelben ein Ganzes auszumachen. 

Die Widmung diefer Realitäten zu Beftandtheilen des Merfes 
muß jowohl in dem Bergbuche eingetragen, als in den Grund» oder 
anderen öffentlichen Büchern, worin fie etwa vorfommen, angemerft 
werben. 

Sind auf die legteren Güter Hypotheken vorgemerkt, fo kann die 
Bereinigung nur mit Zuftimmung der vorgemerften Sypothefargläu- 
biger erfolgen. Sollten diefe ihre Zuflimmung dazu nicht ertheilen, 
fo flieht e8 dem Befiter frei, entweder die vorgemerfte Hypothecirte 
Schuld, oder den gerichtlich zu erbebenden Schägungswerth berjelben 
bei Gericht zu hinterlegen. 

u 

Melche andere, obgleich nicht unmittelbar zum Werksbetriebe 
dienenden ungeweglichen Güter der Bergbau⸗Unternehnier mit dem 
Werke benützen, und durch die Anmerkung in den öffentlichen Bü— 
chern zu einem Ganzen mit demſelben vereinigen will, bleibt, in- 
joferne die politiihen Vorſchriften nicht entgegenftehen, der Wahl 
des Beſitzers überlaflen, inſoferne dieſer Vereinigung die in dem öf— 
—— Buche vorhandenen —— nicht im Wege ſtehen. 
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Im Falle Hypothelar⸗ Forderungen darauf haften, hat die ve⸗ 
ſtimmung des $. 117 zu gelten. 
8. 


Auf keine mit einem Bergwerte bücherlich vereinigte Realität 
($$. 117, 118) darf, injolange die Bereinigung dauert, in den Grund- 
oder anderen öffentlichen Büchern, worin fie etwa vorfommt, in Be- 
ziehung auf ben Befig- oder Laftenfland eine Eintragung vorgenom- 
men werden, und ed erfireden fi) die in dem Bergbuche erfolgenden 
Eintragungen, auch) auf die dem Werfe darin zugefihriebenen, zu Tage 
liegenden Realitäten. 

$. 120. 

Sobald jedoch die Widmung folder Realitäten ($$. 117, 118) 
zum Werföhetriebe aufhört, muß auch die Trennung von dem Werfe 
in dem Bergbuche vorgenommen werben, und bie Wieberherftellung 
ber Rubrifen über biefelben in ven Grund- oder anderen öffentlichen 
Büchern, wohin ſie ihrer Beſchaffenheit nach gehören, mit allen 
in dem Bergbuche inzwiſchen darauf erfolgten Belaſtungen vor ſich 
gehen. 

Die Verhältniſſe der Beſteuerung werden durch bieje Bereinigung 
oder Trennung nicht verändert. 

$. 121. | 

Auf das Bergwerks⸗ -Zugehör findet eine abgeſonderte Cxecution 
nicht ſtatt. 

Als Zugehör jedes Bergwerkes find insbeſondere die bei dem— 
ſelben befindlichen, zum Betriebe desſelben beflimmten Thiere, Ma—⸗ 
ſchienen Werkzeuge und Geräthſchaften, die vorhandenen Material», 
Natural- u. andere Borräthe und bie noch nicht im Faufrechten Zuftande 
nach der Beichaffenheit des Gewerbsbetriebes befindlichen Erze und 
Hüttenproduete anzujehen. 

$. 122 

Bon jeder Befigveränderung hat der Erwerber, auch wenn feine 
bücherliche Befitz⸗Anſchreibung nicht fogleich gefchehen kann, unter 
Borlage der Grwerb3-Urfunde, binnen vierzehn Tagen nad ber 
Uebernahme des Werkes, der Bergbehörde die Anzeige zu erftatten, 
welche davon die politiiche Behörde zum Behufe allfäliger Amts⸗ 
Handlungen in Kenntniß zu fegen hat. 

$. 123. 

Durch die Bergwerks⸗Verleihung erlangt der. Befiter perfelßen 
das ausfchließende Recht zur Gewinnung nicht nur der vorbehaltenen 
Mineralien derjenigen Art, wegen deren Aufſchließung * die Ver⸗ 
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leihung ertheilt wurde, fondern der vorbehaltenen Mineralien jever 
Art weldhe Innerhalb der ihm verliehenen Gruben- oder Tagmaße 
vorfommen. 

Die Verpflihtung zur Ablieferung der Rohproducte, an Gold 
und Silber in die Iandesfürftliden Münzämter bleibt aufrecht. Die 
Art und Weiſe der Ablieferung wird durch befondere Geſetze geregelt. 

$. 124. 

Die durch den Bergbau-Betrieb gewonnenen, nicht vorbehaltenen 
Mineralien, darf fih der Bergwerfäbefiger nur in foferne ohne Ent- 
ſchädigung zueignen als er derjelben zu feinem Bergwerfd- und bem 
damit verbundenen Hüttenbetriebe bedarf; außer biefem Falle ift er 
verpflichtet, fie dem Grund-Eigenthümer anzubieten, unter deſſen Ober- 
fläche fie gewonnen werden. Dieſem fteht frei, fie gegen den Erfaß ber 
Gewinnungd- und Börderungsfoften an ſich zu bringen. Erflärt ſich 
aber dieſer Hiezu nicht binnen vier Wochen, fo fallen fie dem Berg- 
werfäbefiger zu. 

$. 125. 

Dem Grund,Eigenthümer fteht e8 frei die in feinem Grunde 
vorfommenden nicht vorbehnltenen Mineralien zu bearbeiten, in fo» 
ferne als der Bergbau-Betrieb dadurch nicht gehindert wird. 

Ueber bie Zuläffigfeit einer ſolchen Benügung durch Tag-Ar— 
beiten entſcheiden im Falle eines Streites die politiſchen Behörden 
im Einvernehmen mit den ee gemeinschaftlich. 

$. 126. 


Wil der Grund: WERE N: innerhalb des Grubenbaues vor- 
fommende Mineralien folder Art benüsen, jo hat der Bergwerfs- 
Befiger die Wahl, ob er deren Gewinnung und Börderung gegen 
Erſatz der Koften ſelbſt berverfftelligen, oder dem Grund-Gigenthümer 
bie Benügung feiner Grubenbaue und Förderungs-Vorrichtungen 
gegen angemefjenes Entgeld ($. 195) geftatten wolle. 

56427. 


Kür eine Benützung nicht vorbehaltener Mineralien mit Tag— 
bauen, welche der Srund-Eigenthüner aus Rüdficht für den Berge 
bau unterlaffen muß, gebührt diefem die Entſchädigung nad den für 
bie Grund»Ueberlaffung gegebenen S——— 

$. 128. 


Auf Grubenwäfler, welche ber Bergbauslinternichmier erjchroten 
hat, bleibt demfelben, auch wenn er fie zu Tage ausfließen läßt, bis 
zu deren Vereinigung mit anderen beftändigen Tagmwäfjern, das 
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Vorrecht der Benützung zum Behufe des Bergwerfs- und Hütten» 
betriebes jammt Zugehör vorbehalten. 
129. 

Werben jolche Seubenwäffer von Auberen in Anſpruch ges 
nommen, fo ift der Bergwerfö-Befiger durch bie Bergbehörde auf- 
zuforbern, binnen einer angemeſſenen Friſt zu erflären, ob er die— 
biefelben im Laufe der nächften fünf Sahre zum Bergbau-Betriebe 
verwenden wolle. 

&rfolgt diefe Erflärung binnen dieſer Friſt nicht, oder macht 
der Bergwerf3-Befiger von dem vorbehaltenen Rechte während der 
nächſten fünf Jahre feinen Gebrauch, jo fünnen die Gewäſſer auch 
Anderen zu was immer für Zwecke verliehen werben, 

$. 130. 

Hat der Bergwerks-Beſitzer dem Grund-Eigenthümer, über, 
deffen Grund die Wäſſer abfließen, zur Entſchädigung dafür ein 
für alle Mal einen Betrag entrichtet, oder eine jährliche Zahlung 
zu leiften, fo ift er berechtiget, von demjenigen, welcher die Wäffer 
benützt, jo lange die Benützung bauert, im erften Kalle die gefepli- 
hen Zinfen der im Gapitale geleifteten Entjhädigung, im zweiten 
Falle die Vergütung der jährlichen Leiftung zu fordern. 

Für Veränderungen in der Menge der aud dem Berge flie- 
Benden Grubenwäſſer ift der Bergmwerfö-Eigenthümer nicht verant- 
wortlich. 

$. 131. 

Die Bergwerks— Verleihung berechtiget den Beſitzer zugleich: 

a) zum weiteren Aufſchluß der Mineral-Lagerſtätten, und zum Ab— 
baue der Mineralien innerhalb ſeines Feldes, Stollen, Schächte, 
Gruben- und Tagbaue zu treiben; 

b) zur Gewinnung, Förderung, Aufbereitung und Zugutebringung 
der Mineralien, zur Wetterführung (Zuleitung zum Athmen 
tauglicher Luft) und Wafjerhaltung (Entleerung der Grubenbaue 
von den Wäſſern) Vorrichtungen, Mafchienen und Werfftätten 
jeder Art zu errichten, unter welche leßtere insbeſondere bie 
Erzmühlen und Duetichwerfe, Pochwerke, Schlemmwerfe, 
Schmelzöfen, Amalgamirwerke, Quickmühlen, Erzröfte, Koaks— 
öfen, Extractions- oder Laugwerke, Kryſtalliſationswerke und 

die Bergſchmieden zu rechnen ſind; 

ec) zum Betriebe feiner Werksanlagen (lit. b) Teiche, Waſſer— 
wehren und Waiferleitungen berzuftellen ; 

d) zum Ab- und Zugange für Menfihen und Thiere, und zur 
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Zur und Ablieferung der Bergwerfs-Grforberniffe und Grzeug- 
niffe, Wege, Stege, Brüden und Gijenbahnen, zum Abftürzen 
ber geförderten Mineralien Haldenplätze anzulegen ; 

e) zum Schuhe der Bergbaue, der Mafchienen, Materialien und 
Erzeugnifje, und zur Unterkunft ber Arbeiter, Auffeher und 
Werksleiter unter Beobachtung ber beftehenden Geſetze und 
Vorſchriften, Gebäude aufzuführen ; 

f) in feinen Werfftätten die zum Bergwerfsbebarf erforderlichen 
Handwerfe durch eigene Arbeiter zu betreiben; 

g) das eigene Arbeiter-Berfonale, jevoh ohne gewerbsmä— 
Bigen Gewinn, mit ben nöthigen Lebensmitteln zu verfehen. 

$. 132. 

Streitigkeiten über den Umfang und die Ausübung dieſer Befug- 
niffe entjcheidet, in foferne fie nicht auf den Rechtsweg gehören, 
bie Bergbehörde felbftändig, oder, nach Belchaffenheit der Umftände 
im @invernehmen mit der betheiligten ——— Gewerbs⸗ oder an⸗ 
deren Verwaltungsbehoͤrde. 

$. 133. 

Zur Herftellung von Gebäuden, Waflerwerfen, Straßen, Brü- 
Ken, Eijenbahnen, Mafchinen und anderen Bauführungen über Tag, 
hat der Bergwerfs-Befiger bie vorgejchriebene Bauberoilligung ber 
politiihen Behörde einzuholen, und der Bergbehörde nach erfolgter 
Herftellung die Anzeige zu erftatten. 

Beabfichtiget der Bergwerf3-Befiger in der Grube, Mafchienen, 
welche nicht von Menfchenfräften betrieben werden, zu errichten, fo 
hat er dieſes der Bergbehörde vor deren Errichtung anzuzeigen. 


Sechstes Hauptfiüd. 
Bon dem gemeinſchaftlichen Bergbau-Betriebe und den Gewerkſchaften 
insbeſondere. | 
$. 134. 
Bergwerfe können von einzelnen oder mehreren phyfiichen oder 
juridiſchen Perſonen in Gemeinfchaft befefien und betrieben werben. 
Sf in dem Geſuche um eine Bergwerks-Verleihung, welches 
von mehreren PBerfonen zugleich angebracht wird, das Verhältniß ber 
Antheile, welches zwijchen ihnen beftehen foll, nicht angegeben, fo 
erlangen alle durch die Verleihung gleiche Antheile. 
$. 135. | 
Bon mehreren Mit- Eigenthümern eine Bergwerfes kann zwar 
jeder Theilhaber auch indem Bergbuche an ven Befig feines Anthei- 
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les gebracht werden, und benfelben bücerlih an Andere ſowohl 
veräußern als verpfänden. 

Eine ſolche bücherliche Theilung des Bergwerks-Eigenthumes 
ift jedoch ohne Bewilligung ber Berzbehörde nicht unter ben jech- 
zehnten Theil des Ganzen zuläſſig. Wo fie gegenwärtig in Fleie 
neren Antheilen beſteht, darf eine weitere Theilung nicht geftattet, 
und jobald eine Vereinigung Fleinerer Theile eintritt, ihre fernere 
Zerſtückung unter ein Sechzehntel des Ganzen nicht mehr zugelaffen 
werben. 
4 136. | 

Die Rechte ver Theilhaber eines Bergwerkes, welches nicht weiter als. 
bis zum fechzehnten Theile des Ganzen getheilt ift, find fowohl unter. 
einander, als dritten Perfonen gegenüber nach ben allgemeinen Vor- 
jhriften über die Gemeinjchaft des nenn und über Berträge 
zu beurtheilen. 

Wollen Theilhaber dieſer Art über den Bergbaubetrieb Gejell- 
ſchaftsverträge unter einander abſchließen, fo find biefe ber Bergbe- 
hörbe zur Genehmigung vorzulegen. 

$. 13 


Soll dag Mit-Eigenthum von Bergwerfen in Fleinere Antheile 
als zu einem Sechzehntel des Ganzen theilbar ſein, ſo kann, falls 
nicht die Bewilligung ($. 135) von der Bergbehoͤrde ertheilt worden 
ift, dieſes nur Durch die Errichtung einer Gewerkſchaft ($. 138) 
geſchehen. 

Die Gründung einer Gewerkſchaft muß der Bergbehörde an— 
gezeigt, in dem Bergbuche angemerkt, und die darüber errichtete Ur— 
kunde nach erfolgter Genehmigung derſelben bei ver Bergbehörde 
zu Jedermanns Einſicht eingetragen werden. 

$. 138. 

Die Gewerfichaft ift ein Verein zum Bergbaubetriche, in wel—⸗ 
chem jeder Theilhaber ſowohl für die Beiträge zu dem Betriebe bes 
Geſchäftes (die Zubuße) als für alle im Namen des Bereined gegen 
dritte Perſonen übernommene Berbindlichfeiten nur mit feinem An— 
theile an dem ir Si Vermögen haftet. 

. 139. 

In eine Gewerfichaft kommt, jo lange fie dauert, jedem Theil- 
haber (Mitgewerfen) nur ein Anſpruch auf die Theilung des Er— 
trageß zu. Jeder Theilhaber kann zwar feinen Antheil heimfagen 
($-. 167), an Andere übertragen, e8 ift aber weder er, now einer 
jeiner Nachfolger im Beſitze veffelben berechtiget, auf die Theilung 
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des Hauptſtammes des gewerkſchaftlichen Vermögens, oder auf deſſen 
Veräußerung zum Zwecke der Theilung zu dringen. 
$. 140. 

Die Antheile an dem gewerfichaftlichen Vermögen werden Kuxe 
genannt, und haben die rechtliche Eigenſchaft beweglicher Sachen. 

Eine Gewerkſchaft darf nicht in mehr als in 128 Kure und 
ber Kur nicht in mehr als in Hundert Theile getheilt werden, 

144; 

lieber bie Inhaber der Kure jeder Gewerkſchaft wird nur bei 
ber Bergbehörde eine Vormerkung (das Gewerkenbuch) geführt. Das 
bücherliche Vermögen einer Gewerkſchaft kann nur im Ganzen ver— 
pfändet oder ſonſt belaſtet werden. 

$. 142. 

So lange die Uebertragung eines Kured an einen anderen In— 
haber der Bergbehörde zur Eintragung defjelben in das Gewerfen- 
buch nicht angezeigt worden ift, wirb nur der dort eingetragene In— 
haber ald Mitgewerfe angejehen. 

Wer einen Kur übernimmt, haftet der Gewerkſchaft mit dem— 
jelben auch fiir die darauf ausftändigen Beiträge. 

$. 143. 

Für alle Gewerfichaften Haben in der Megel die in ben nach— 
folgenden Paragraphen ($$. 144 bis 156) enthaltenen allgemeinen 
Beftimmungen über die Einrichtung der Gewerfichaften zu gelten. 
Abweichungen von diefen Vorſchriften müſſen der Bergbehörbe, und 
in foferne es fih um Gegenftände handelt, welche nicht den Bergbau 
ſelbſt, fondern ſolche Angelegenheiten betreffen, auf welche nad) den 
Vorſchriften über gefellichaftlihe WBereine überhaupt auch andere Be— 
hörden Einfluß zu nehmen haben, auch dieſen zur Genehmigung 
vorgelegt, und zur öffentlihen Kenntniß bei der Berabehhnle einge⸗ 
tragen werden. 

§. 144. 

Jede Gewerkſchaft iſt verpflichtet, eine Direction mit einem 
Vorſtande zu beſtellen, und Die getroffene Wahl ſowohl, als bie 
Firma der Gewerkſchaft der Bergbehörde anzuzeigen, welche darüber 
eine eigene Vormerkung zu führen, und Jedermann davon Einſicht 
und Abichriften zu ertheilen hat. 

$. 145. 

Die Vollmacht der Direction und ihres Vorſtandes zum Ab» 

jchluffe verbindlicher Gefchäfte ift aus deffen Dienftvertrag zu beur— 
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theilen, Teßterer muß aber fowohl bei der Bergbehörbe, als bei bem 
Bergbuche zu Jedermanns Einſicht vorliegen. | 
$. 146. 

Sn den Dienftvertrage jedes Direetord müffen genaue Beftim- 
mungen enthalten fein: 

1. über deſſen Einfluß auf ben Betrieb des Werkes; 

2. über die Befugniß zur Aufnahme und Entlaffung der Be- 
amten, Aufjeker und Arbeiter, und zur Bewilligung ihrer Gehalte, 
Löhnungen ı€. ; 

3. über deſſen Berechtigung zur Ertäeilung von Dienft-Ord- 
nungen und Inftructionen, zur Rechnungs-Revifion und Erledigung; 

4. über die Befugniß zum Anfaufe oder zum Verkaufe beineg- 
licher oder unbemweglicher Sachen, zur Preisbemeflung, Ereditserthei- 
lung, Geldaufnahme und NRüdzahlung, Wechfelausftellung u. dgl. ; 

5. über die Befugniß zur Erwerbung neuer Bergbau-Berech— 
tigungen, oder Auflaffung der im Befite der Gewerfichaft befindli- 
en; | | | 

6. über dad Recht, die Brliht und den Umfang der Gewerf- 
ſchafts⸗Vertretung. 

8. 147. 

Soll der Gebrauch der Vollmacht des Direetors dritten Per— 
ſonen gegenüber wieder beſchränkt, oder dieſer allenfalls in der Aus— 
übung einzelner Befugniſſe an die Zuſtimmung anderer Perſonen 
gebunden ſein, ſo muß dieſes in ſeinem TEE ausdrücklich 
angemerkt werden. 

Dunkle, oder in ſolcher Art beſchränkte en welche 
leicht zu Zweifeln Anlaß geben können, oder durch welche ber ge— 
jegmäßige Gang des Bergbaubetriebes gehindert würde, dürfen nicht 
angenommen werben. | 

$. 148. 

Jeder Mitgewerfe hat der Bergbehörde, wenn er innerhalb bes 
Bezirkes derjelben wohnt, feinen Wohnort, wenn er aber nicht in 
demſelben Bezirke wohnt, einen daſelbſt wohnhaften Bevollmächtigten 
anzuzeigen, welcher ſeine Stelle zu vertreten hat, die Zubußen für 
ihn entrichtet, und an welchen alle Bekanntmachungen von Seite der 
Gewerkſchaft ſowohl, als der ha mit Wirffamfeit geſchehen 
fönnen. 

Wird diefe Anzeige — D ſo hat die Einſchaltung der 
Bekanntmachungen in die, für öffentliche Kundmachungen in dem 
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betreffenden Kronlande beflimmten Zeitungsblätter, bie Stelle ber 
Zuftellung zu vertreten. 
$. 149. 

Die gefepliche Zufammenkunft der Gewerfen heißt Gewerfentag, 
an dem fie, ald Gewerfichaft, ihre Beichlüffe durch Abftimmung 
faſſen. 

Gewerkentage müſſen regelmäßig alle drei Jahre an dem Sitze 
der Direction, oder dem ſonſt von der Gewerkſchaſt dazu beſtimmten 
Orte, abgehalten werden. Auf Verlangen eines Drittheiles der 
Mitgewerken, oder wenn ber Director oder die Bergbehörde es we— 
gen wichtiger Bälle für nothwendig halten, find auch außerorbent- 
lihe Gewerfentage anzuordnen. Der Bergbehörde fteht auch frei, 
zu ben Gewerfentagen einen Gommifjär abzuordnen, um von dem 
Gange der Gefchäfte bei denfelben Kenntniß zu erhalten. 

$. 150. 

Die Einladung zu einem Gewerfentag hat die Direction zu be- 
forgen und wenigftend vier Wochen vor dem zur Berathung be- 
fiimmten Tage denjenigen Mitgewerfen, welde ihren Wohnort in 
bem Bezirke der Bergbehörde angezeigt, oder einen Bevollmächtigten 
dafelbft namhaft gemacht Haben, fehriftlih zuzuftellen, die übrigen 
aber durch die Zeitungsblätter ($. 148) zum Erſcheinen auf- 
fordern zu laſſen. Die vorhinein befannten Gegenftände ber Ber: 
handlung find ftet3 in der Einladung zu bezeichnen. 

451. 

Auf den Gewerfentagen find der Betriebsbericht des Directors, 
der Rechnungs-Abſchluß und die Bilanz über die verflofjenen Ver— 
waltungsjahre und alle jonfligen wichtigeren Verwaltungs- und Be- 
trieb8- Angelegenheiten zur Beratbung und Beichlußfaffung zu briugen. 

152. 


Den Borfik in der Berfammlung führt, jo lange nicht ein ei- 
gener Obmann gewählt ift, der höchft Verantheilte, und unter gleich 
Verantheilten ber Altefte an Jahren. Der Obmann hat ſtets mit— 
zuftimmen. | | 

= $. 153. 

Stimmfähig ift jeder Mitgewerke, welcher perfünlich, oder, durch 
einen Bevollmächtigten erjchienen if. Nachträgliche, nach aufgeho- 
bener Situng abgegebene oder ſchriftliche Abſtimmungen dürfen nicht 
zugelaſſen werden. 

$. 154. 
In der Regel entjcheidet die abjolute Stimmenmehrheit ber an- 
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wejenden Stimmführer nach dem Berhäliniffe ihrer Verantheilung, 
den geringften Antheil als Einheit angenommen. 
Bei Gleichheit der Stimmen entfcheidet diejenige Meinung, welcher 

der Vorſitzende beigetreten iſt. 
| Handelt e8 fih aber um eine Beränderung der Vereins-Sta— 
tuten, ober um die Veräußerung entbehrlicher Theile des unbeweg- 
lichen Bermözens ber Gewerfichaft, fo ik zur Giltigkeit des Beſchluſ⸗ 
ſes die Zuſtimmung von et brei Biertheilen der anweſenden 
Stimmführer nad bein Verhaͤltniſſe ihrer Antheile erforberlich. 

| $. 155. 


Die Vorſchriften des — bürgerlichen Geſetzbuches über 
das Recht der Ueberſtimmten, Sicherſtellung, oder die Aufhebung 
der Gemeinichaft ($. 234 Le allyemeinen bürgerlichen Geſetzbuches) 
zu fordern, findet auf Gewerfjchaften Feine Anwendung ($. 139). 

- Die Aufiöfung der Gewerfichaft oder die Veräußerung des Haupt- 
fammes ihres Dermögens kann nur mit Zuſtimmung entineder 
aller oder wenigſtens ver Beſitzer von drei Viertheilen aller An— 
theile der Gewerkſchaft erfolgen. Im letzteren Falle iſt jedoch dar— 
über die Genehmigung der betreffenden Bergbehörde einzuholen. 

156. 


Der Dirertionsvorftand hat für die Protokollsführung zu forgen, 
und ſolche zu überwachen, dad Protokoll haben alle anweſenden 
Mitgewerfen oder Bevollmächtigten verfelben zu unterfertigen, 

| $. 157. | ! 

Die auf dem Gemerfentage ($. 151) beftimniten Zubugen 
($. 138) Hat der Director im Sinne der gefaßten Beſchlüſſe aus— 
zuſchreiben, und in ber feſtgeſetzten Art und Zeit einzuheben. 

$. 158. 


Diejenigen Mitgewerfen, welche ber Ausfchreibung des Directors 
nicht nachkommen, oder welchen dieſelbe nicht in dem Bezirke der 
Bergbehörde zugeftellt werden fann, find auf Anjuchen des Directord 
von ber Gerichtäbehörde mit Beftimmung einer Frift von vierzehn 
Tagen zu dem Erlage der Zubuße aufzufordern, und von dieſer Aufe 
forderung nach ben Beſtimmungen des $. 148 durch ſchriftliche Zu— 
ſtellung, oder Einſchaltung in die ee rg zu verftändigen. 

. 159 


Das Geſuch bes Directors muß zu dieſem Ende mit dem bes 
glaubigten Auszuge aus dem Gewerfentags-PBrotofolle und mit der 
Deftätigung der Bergbehörbe verjehen fein, daß ber — — 
als Mitgewerke eingetragen ſei. 

25 
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‚ 160. 

Nah Truchtlofem — der Friſt hat ber Director wider 
den ſäumigen Mitgewerken um bie executive Feilbietung feines er 
werfs-Antheiles anzufuchen. 

. 161. 

Werden von bem Schuldner bis zur Beilbietung Einwendungen 
gegen die Nichtigkeit ver geftellten Borberung erhoben, und glaub- 
würdig bejsheiniget, oder wird die geforderte Zubuße und ver Be— 
trag der aufgelaufenen Koften gerichtlich erlegt, fo ift der Anſpruch 
der Gewerkichaft in das ordentliche Verfahren zu leiten, und mit ber 
Feilbietung inzwifchen inne zu halten. 

$. 162. 

Bid zur Feilbietung ſteht e8 ſowohl dem ſäumigen Schuldner, 
als jedem Theilhaber des Bergwerfes frei, die ausftänbige Zubuße 
und bie Gerichtöfoften zu entrichten. 

Geſchieht diefed, fo hat es von ber Feilbietung abzufommen. 

$. 163. 

Die Feilbietung ift nah den Vorſchriften ver Gericht3-Drbnung: 
vorzunehmen, doch darf Fein Anbot unter dem Ausrufspreiſe ange» 
nommen werden, und der Meiftbot muß bar erlegt werben. 

Als Ausrufspreis hat der Betrag der ſchuldigen Zubuße und 
ber beiläufigen Gerichtöfoften zu gelten. 

$. 164. 

Der verfteigerte Antheil ift dem Erfteher einzuantiworten, und 
hiervon auch die Bergbehörde zur Eintragung bed Xebteren in das 
Gewerkenbuch von Amtswegen in Kenntnig zu jeßen 

Aus dem erlegten Meifibote find die Gerichtäfoften und bie big 
zur Feilbietung fälligen Zubußen zu berichtigen, der etwa bleibende 
Neft ift dem ausgetretenen Mitgewerfen zuzuweiſen. 

165. 


Meldet fich bei ver Feilbietung fein Kaufluftiger, fo haben bie 
übrigen Mitgewerfen den feilgebotener Antheil zu ——— und 
die darauf haftenden Zubußen zu bezahlen. 

$. 166. 


Zu diefem Ende hat ihnen das Gericht in Erledigung * Feil⸗ 
Hietungs-Tagfagung dieſen Antheil einzuantworten, die Bergbehoͤrde 
aber, welche von Amtswegen hiervon in Kenntniß zu ſetzen iſt, den» 
feben in dem Gewerkenbuche Togleih verhältnißmäßig —— 
und den früheren Mitgewerken zu löſchen. 

Die ausftändige Zubuße hat der Direetor durch Ausfchreibung 
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von diefen Mitgewerfen einzubringen. Kür bie entftandenen Gerichts⸗ 
turen Hat der auögetretene Mitgewerfe auch mit ae übrigen 
— zu haften. 

$. 167. 

Macht ein Mitgewerfe von dem Rechte der Heimfagung feines 
Antheiles Gebrauch, was ihm bis zur erfolgten Feilbietung gefkattet 
iſt ($. 139), fo fallt diefer den übrigen Mitgewerfen zu, und bie 
ausftändige Zubuße muß von bdenfelben, die etwa aufgelaufenen Ge— 
richtskoſten müſſen aber von dem Heimfagenden übernommen werben. 

Die Heimfagungs-Erklärung ift entweder dem Director oder 
unmittelbar der Bergbehörde zu übergeben, und die Zu- und Abfchrei« 
bung bed erledigten Antheiled nach den oben angeführten Beftim- 
mungen ($. 166). vorzunehmen. 

168. 

Die hier gegebenen Borfchriften ($$. 138 bi8 167) find aud 
auf die bereits befiehenden Gewerkſchaften anzumenden, Die Berg» 
be,örden Haben daher viefelben im Einvernehmen mit der Gerichtd- 
behörde zur Berichtigung ihrer geſellſchaftlichen Beftimmungen, zur 
Mahl ihres Directors und ihrer Firma, und zur. Vorlage ber Ur» 
funden hierüber zu verhalten, damit biefelben genehmiget, in dem 
Bergbuche angemerkt und zur Öffentlichen Kenntniß bei der Bergbes 
hörde eingetragen werden können. 

169. 

In ſoferne bei den ſchon beſte henden Gewerkſchaften die einzel- 
nen Theilnehmer in dem Bergbuche an ben Beſitz ihrer Antheile 
gefrhrieben, und biefe mit Schulden belaſtet find, müſſen: 

1. im Falle der Autheil eines ſolchen Mitgewerfen wegen rüd- 
ftändigen Zubußen im Executionswege feilgeboten werden joll ($$. 
155 bis 166), wor der angeordneten Feilbietung auch) Die Hypothe- 
fargläubiger verftändiget werden, und ber bei der Verſteigerung er= 
zielte Meiftbot ift, in foweit davon nach Berichtigung der Zubuße 
und der Executionskoſten etwas übrig bleibt, denſelben zuzuweiſen. 

Sollte aber der erübrigende Reſt des Meiftbotes zur Befrie- 
bigung ber Hypothekargläubiger nicht zureichen, oder meldet fich bei 
* Feilbietung kein Kaufluſtiger, ſo geht der in Execution gezogene 

Antheil in dem erſten Falle an den Erſteher, in dem letzteren 
Ball aber an die Mitgewerfen, Iaftenfrei über. ⸗ 

2. Wird ein mit Hypothekarſchulden belaſteter Antheil eines 
Mitgewerken heimgeſagt, fo Haben die übrigen Mitgewerken mit dem— 
ſelben auch die darauf haftenden Laſten zu übernehmen. Es ſteht 
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ihnen aber frei, anftatt beffen wegen der rüdfländigen Zubuße bie 
ereeutive Beilbietung nah den Beftimmungen des vorhergehenden 
Abſatzes anzufuchen, 


Siebentes Hauptflüd, 
Don der Baubafthaltung ber Bergbaue und von bem Berg- 
bau = Friftungen. . 
$. 170, 

Jeder Pefiser eines Freifchurfes ($. 22) ober verlichenen Berg 
baues ($. 41) ift verpflichtet, denjelben bauhaft zu erhalten. 

Zur Bauhafthaltung wird erfordert, daß der unternommene 
Tag- oder Grubenbau: 

a) gegen jede Gefahr für Perſonen und Eigenthum möglicht ge— 
fihert jei, und > 

b) den Vorschriften gemäß ($$. 174 u. f. 1.) in ſtetem Betriebe 
erhalten werde. 

s. 171. 

Unter die erforderlichen Sicherheitsmaßregeln ($. 170, lit, a) 

gehört inöbefondere: 

a) die verfäßliche Einfriedung aller Tag-Einbaue gegen bad Hin» 
einftürzen von Menfchen und Thieren; 

b) die Zureichende Verſicherung brüchiger oder bruchgefährlicher 
Grubenbaue jeder Art; 

c) die angemeſſene Unterbühnung über zehn Klafter tiefer Fahr— 
Schächte, die gehörige Werficherung der Fahrten (Leitern, Stie— 
gen, Tretten), die tägliche Unterfuchung und Berficherung der 
Fahrfünfte und Fahrmaſchienen; 

d) die Bejeitigung folcher Werkzeuge, deren Anwendung bie Si⸗ 
cherheit der Arbeiter weſentlich gefährdet; 

e) die beſondere Aufmerkſamkeit auf braudgefährliches Gruben⸗ 
gefälle und die unverzügliche Anwendung der Brandverſicherungs— 
oder Löſchungs— Vorkehrungen; 

f) die Vorſorge für eine entſprechende Wetterführung; 

) die Anwendung bewährter gehörig verforgter Sicherheitzlampen 
in Gruben mit ſchlagenden Wettern. 
$. 172. 


Alle” Vergehen und Re gegen bie Sicherheit der 
Perſonen und des Eigenthumes durch Außerachtiajfung ber nöthigen 
Vorſichten in Bergwerfen find an dem Schuldtragenden, es möge 
diefe der Eigenthlimer, ein Beamter oder Untergebener fein, nad) ben 
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Beflimmungen des allgemeinen Strafgefehbuches ($$, 335, 336, 
lit. g), 431, 432, 458, 459) zu beftrafen. f 
$. 173. 

Die Bergbehörde hat im Falle der ne eines ficher- 
heitswidrigen Zuftandes, nach Umftänden mit Zuziehung von Kunft- 
verftändigen, die Art der Abftellung deſſelben und die Friſt zur 
Bornahme der Legteren zu beſtimmen, oder dieſe nöthigenfalld auch 
jogleih auf Koften bes Bergwerksbeſitzers anzuordnen. 

$. 174. 

Zum fteten Betriebe ($. 170, lit. b) jedes Baues in Frei— 
ſchürfen ſowohl, als in verliefenen Grubenmaßen oder Zeldern wird 
erfordert, daß berjelbe an jedem in dem Bergreviere üblichen Ar— 
beitötage durch eine ashtftindige Arbeitszeit mit der nach ber Be— 
ſchaffenheit des Ortes und dem Zwecke bes Betriebes erforderlichen 
Anzahl von Arbeitern belegt ſei. In verliehenen Grubenmaßen 
muß zugleich mindeſtens jeder Haupt-Grubenbau ſtets fahrbar er— 
halten werden, der Abbau aber möglichſt vollkommen, und auf ſolche 
Weiſe geſchehen, daß der weitere Aufſchluß nicht unnöthiger Weiſe 
verhindert, oder erſchwert werde. Als eine geſetzwidrige Verhinde— 
rung oder Erſchwerung des weiteren Aufſchluſſes iſt es insbeſondere 
anzuſehen, wenn von einem Bergwerksbeſitzer oder von anderen 
Verſonen mit Vorwiſſen des Bergwerksbeſitzers das Vorkommen vor— 
behaltener Mineralien abſichtlich unkenntlich gemacht oder ſonſt ver— 
borgen wird. | 

8. 175. 

Kann ein Bau örtlicher Hinderniffe wegen nicht betrieben, ſon— 
dern muß ihm mitteltt eines andern Baues Hilfe gebracht werben; 
fo genügt die Betreibung des Hilfsbaues allein, wenn dieſer gehörig 
belegt ($. 177) und zugleich in dem Hauptbaue bie vorgejchriebene 
Sicherheit erhalten wird. 

Hilfsbaue zu Freiſchürfen dürfen insbeſondere nicht über 224 
Klafter vom Freifchurfszeichen entfernt fein, und müſſen in ber 
Richtung gegen daffelbe getrieben werden, 

Doch kommen folden Hilfsbauen, obwohl jie bei gehöriger Er- 
haltung auch von fpäteren Erwerbern des Feldes nicht geitört wer— 
‚den dürfen, die echte eines — nicht zu. 
| $: 


Für jeden Diftriet, in — Tagmaße beftehen, hat bie 
Bergbehörde nach Vernehmung der Gewerkn, mit Rückſicht auf bie 
örtlichen Verhältniſſe, zu beftimmen: 
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a) wann bie Bearbeitung ber Tagmaße in jedem Jahre begin- 

nen, und wie lange fie dauern muß; J 

b) welche mindeſte Betriebsleiſtung dem Beſitzer zu Pflicht ge— 
macht werde. 

Dieſe Beſtimmungen ſind nach erfolgter Beſtätigung durch die 
vorgeſetzte Bergbehörde öffentlich kund zu machen. 

$. 177. 

Die pflichtmäßige Leiftung in eigenen oder felbftändigen Hilfs- 
bauen und Kevierftollen wird durch die, bei der Gonceffion derfelben, 
seftgefegten Bedingungen beftimmt ($$. 87, 94). 

$. 178. 

Ueber den Erfolg des Betriebes und die gemachten Aufſchlüfſſe 
in jedem Freiſchurfe, er mag in einem Gruben» oder Tagbau, oder 
in einem Bohrloche beftehen, muß der Bergbehörde binnen vierzehn 
Lagen nah Ablauf jeden halben Jahres die Nachweiſung ger 
liefert werden; unterbleibt biefes, fo hat bie Bergbehörde dem Frei- 
ſchürfer zwei weitere Sriften von vier zu vier Wochen zur Lieferung 
der Nachweiſung zu beftimmen. Wie die unterbliebene Nachweiſung 
des Freiſchürfers zu firafen fei, beftimmt der $. 241. 

$. 179. | Ä 

Findet die Bergbehörde die angegebene Leiftung offenbar unge- 
mügend oder nicht glaubwürdig, oder wird eine Anzeige über Un- 
terlaffung‘ des vorgefchriebenen ſteten Betriebes ($. 174) von ande- 
ren berechtigten Schürfern, die dadurch in ber GSicherftellung oder 
Erweiterung ihrer Schurfrechte gehindert werden, oder von bem 
Grundbeſitzer erhoben, welchem die Benütung feines Grundes zweck— 
108 entgeht, fo hat die Bergbehörde die Erhebungen darüber zu pfle— 
gen, zu denjelben, wenn es einer ver Yetheiligten verlangt, zwei 
undefangene Kunfiverftändige beizuziehen ($. 56), und hiernady Die 
mindefte Leiſtung zu beftimmen, welche der Schürfer Fünftig von 
Halb zu Halb Jahr nachzuweiſen ſchuldig ift. 

$. 180. 


Kommt ber Freilchürfer dieſer Leiftung nicht nach, ohne fi 
durch unvorhergefehene und unvermeidliche Hinderniffe glaubwürdig 
rechtfertigen zu können, fo ift ihm bei der Verfällung in bie Strafe 
für das nächſte Halbjahr aufzutragen, die vorgefchriebene Leiftung 
von Monat zu Monat auszumeifen. 

| $. 181. 

Verfällt ein Freiſchruf durch Entziehung oder Zurüdlegung ber _ 

Bergbauberechtigung in das Freie, und wird berfelbe von einem 
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anderen berechtigten Schürfer wieder in Befig genommen, ſo hat 
die Bergbehörde nach erhaltener Anzeige hievon ($; 22) bemfelben 
fogleih die den Verhältniſſen gemäße halbjährige Leiſtung vorzur 
ſchreiben. 

182. 

na ber vorgefehriebene ſtete Betrieb ded Baues (6. 170, 
lit. b) in verliehenen Grubenmaßen wegen nadhzuweijender äußerer 
ungänftiger Berhältnijie, 3. B. wegen Verkehrsftockung, oder wegen 
innerer Betriebshinderniſſe im Grubenbaue jelbft, nicht flattfinden, 
fo kann die Bergbehörde dem Befiger angemefjene Friſten ertheilen. 

Dieſe Jollen jedoch im Ganzen nicht weiter, ald auf Ein Jahr 
ausgebehnt werden. Berlängerungen über dieſe Dauer dürfen nur 
nach wiederholter jorgfältiger Erhebung aller Betrieböverhältnifje 
ertheilt werden. Auch wird der Befiger durch bie Friſtung in kei— 
nem Falle ver Pflicht enthoben, für die Erhaltung des Baues in fiche- 
tem, und nach des Beflimmüungen des $ 174 befahrbarem Stande 
zu forgen. 

$. 183. 

Ereignifie, welche ben Betrieb eines Bergbaues für [ängere 
Zeit unthunlih machen, haben die Wirfung einer Sriftung, fie müfe 
ten aber binnen acht Tagen der Bergbehörde angezeigt werben, und 
diefe hat entweder die Erhebung des Vorfalles an Ort und Stelle 
anzuordnen, oder dem Bergwerfs = Befiter aufzutragen, von Zeit zu 
Zeit über den Fortgang und Erfolg der Arbeiten zum Wiederbe⸗ 
triebe des Baues die Anzeige zu erftatten. 

od. 184. 

Wird in Tagmaßen Grubenbau betrieben, jo gelten auch hin— 
fiehtlih der Briften die Beitimmungen für den Grubenban. 

Außerdem finden Friftbeiwilligungen zum Betriebe -Des Baues 
in Tagmaßen nur dann flatt, wenn berjelbe durch örtliche Hinder- 
niffe unthunlich gemacht wird. 

$: 185. 

Jeder Bergwerföbefiger iſt verpflichtet: 

Sobald Nebenbaue, in melde ein Grubenbau fich verzweigt, 
eine Ausdehnung von mehr als hundert Klaftern erreichen, darüber 
genaue Marficheidefarten anzulegen, und darauf alle Baue jo nach» 
zutragen, daß jede weitere Ortserſtreckung von mehr als fünfzig 
Klaftern auf der Karte dargeſtellt erfcheint: 

Der Bergbehörde ſteht die Einficht und Abzeichnung dieſer Kar 
tem zur. Berichtigung ber Mevierfarten und lediglich zum Amtsge⸗ 
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brauche jederzeit frei, wobei ſich jedorh in ben Tegteren auf die Dar- 
ftelfung der verliehenen Maße und ber darin aufgeſchloſſenen —* 
rungsverhältniſſe zu beſchränken iſt. 

8. 186. 

Jeder Bergwerksbeſitzer hat der Bergbehörde über die — 
nenen Mineralien, die daraus erzeugten Rohprodukte, den hiezu ver— 
wendeten Vreunſtoff, den Werth der Produkte die Zahl und Eigen— 
Schaft feiner Arbeiten und deren Bamilien und andere Berrieböver- 
hältniffe, die verlangten Nachweiſungen unweigerlich ge zu 
brauche zu liefern. 

$. 187. 

Jeder Bergbau-Unternehmer ift der Bergbehörbe für. bie Be- 
obachtung der Berggeſetze bei dem Betriebe feines Baues verantwort- 
lid. Diefe Verpflichtung wird auch durch die Verpachtung bes Wer- 
kes nicht aufgehoben mit Vorbehalt des nah dem allgemeinen bür— 
gerlichen Geſetzbuche zuſtehenden Regreſſes. 

Dasfelbe gilt für die im Bergbuche eingetragenen Mit -Ei— 
genthümer eines gemeinfchaftlichen Bergbaues ($. 136), welche für 
die Erfüllung der denſelben obliegenben Pflichten zur ungetheilten 
Hand zu haften haben. 

UFER, 15 

Bergbau Unternehmer, welche nicht in dem Bezirke der Berg⸗ 
behörde wohnen, haben derſelben einen in dieſem Bezirke wohnhaften 
Bevollmächtigten anzuzeigen, welcher die Verwaltung zu beſorgen 
hat. Dieſe Vorſchrift gilt auch für Gewerkſchaften, deren Divertor 
außer dem Bezirfe der Bergbehörde mohnt. 

Andere TIheilhaber eines von Mehreren betriebenen Bergbaues 
($. 136) Haben, ohne Rückſicht auf ihren Wohnort, ſtets einen ge— 
meinfehaftlihen Bevollmächtigten in dem Bezirke der Bergbehörbe 
zu beftellen. 

$. 189. 

Wenn ein Bergbau - Unternehmer ftirbt, in Coneurs geräth, 
oder unter Guratel gejegt wird, hat das zuftändige Gericht die Berg- 
behörbe Hievon in Kenntniß zu jegen, und ihr dem beftellten Ber- 
walter des Werfes namhaft zu machen. 


Achtes Hauptſtück. 
Bon dem Verhältniſſe der Bergbau-Unternehmer unter n4. 
190. 
Jeder Bergbau-Muternehmer ift verpflichtet, Tobald er von Uns 
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glücksfällen in benachbarten Bergwerken Kenntniß erhält, alle feine 
verfügbaren Urbeiterfräfte, jo weit es ohne Gefährdung feines eige- 
nen Bergbaued möglich ift, gegen mäßige Vergütung zur Hilfe auf- 
zubieten. 

8: 194; 

Jeder BergbausUnternehmer hat ferner die Pflicht, fo weit fein 
eigener Bergbau nicht dadurch Teidet, oder gefährbet wird, gegen an⸗ 
gemefjened Entgeld: 

a) den benachbarten Bergbau - Berechtigten die Mitbenügung fei- 
ner Stollen, Schächte, Förderungs-, Wetterlöfungss oder Waj- 
jerhebe-Mafchinen, Berg- und Schienenwege, Brüden und Stege 
zu geſtatten; i 

b) zum vortheilhafteren Betriebe de Baues in fremden Gruben 
in feinem Felde einen Hilfsbau anlegen, oder zu anderen Grus 
ben gehörige, oder felbitändige Hilfsbaue (98. 8S5—89) burch 
jeine Grubenmaßen treiben zu laſſen. 

Die dur einen Hilfebau im fremden Felde geivonnenen vor» 
behaltenen Mineralien gehören dem Eigenthüner des Feldes, und 
find demjelben gegen Erſatz der Förderungsfoften audzufolgen. 

. 192, 


Kein Unternehmer eined Hilfsbaues ift berechtiget, von bem 
ihm bei der Verleihung vorgezeichneten Betriebsplane abzumeichen 
oder Flügelörter (Seitenbaue) anzulegen, um einer anderen Grube 
Hilfe zu bringen, fo lange es ber Befiter dieſer Grube nicht ver- 
langt. Wird jedoch der Geiten- oder abweichende Einbau mit Zu- 
fimmung des Beſitzers ber hilfsbedürftigen Grube ausgefährt, fo Hat 
biefer auch die Koften dafür zu tragen, 

Weigert fih der Beſitzer bes Hilfsbaues einen ſolchen noth- 
wendigen Seitenbau zu treiben, jo ift der Befiter der hilfsbedürf—⸗ 
tigen Grube berechtiget, ihn auf eigene Koften vorzunehmen. 

$. 193. 


Kommt über die Einräumung einer der im 8. 191 erwähnten 
Bergbau-Dienftbarfeiten zwijchen den Betheiligten ein Hebereinfom« 
men zu Stande, fo iſt dasfelhe der Bergbehörde vorzulegen, welche 
es nah gepflogener Erhebung fowohl hinfichtlich der Nothwendigkeit, 
als der Angemefjenheit des Entgeldes zu beflätigen und ber Ges 
‚richtöbehörde zur Eintragung in das Bergbuch mitzutheilen hat 
($. 197). Ä 


$. 194. 
Können ſich die Vetheiligten nicht vereinigen, fo Hat bie Berg. 
26 
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behörde über die Verpflichtung zue Uebernahme ver Dienftbarfeit und 
den Umfang berjelben zu enticheiden, den Betrag ter Vergütung 
aber, vorläufig unter Vorbehalt des Nechtsweges, allenfall8 mit Zu- 
ziehung von Kunftverftändigen zu beſtimmen. 

$. 195. 

Für die Mitbenükung von Stollen, Schachten Foͤrderungs⸗, 
Wetterlöſungs- oder MWafferhebe-Mafchienen hat der Beſitzer des die- 
nenden Werkes auf einen verhältnißmäßigen Beitrag zu den Betriebö- 
und Erhaltungsfoften und auf einen Hilfszins Anſpruch, ber jedoch 
zehn Bercent der dem herrichenden Gute erweislich erfpart werdenden 
Berrieböfoften nicht überſteigen Toll. | 

Die Beförderung von Bergbau-Erzeugniffen oder Bebürfniffen 
auf fremden Bergwerks-Eifenbahnen, Kanälen, oder anderen Trane- 
port=- Anitalten, muß dem Befiter des dienenden Werkes auf jein 
Berlangen ſelbſt überlaffen, und ihm dafür die Vergütung nad ſei— 
nen eigenen Trandportfoften, mit Hinzuſchlagung von höchſtens 50 
Percent derſelben, für Anlagekoften und außerordentliche Ereigniffe 
geleiftet werden. 

$. 196. 

Im Falle eines bei Ausübung der Bergbau-Dienftbarfeit zu- 
gefügten Schadens, verantwortet Der Befiter des herrichenden Gu— 
tes nicht nur jein eigenes, fondern auch das Verſchulden feiner Un- 
tergebenen. 

8.1197. | 

Die von der Bergbehörhe beftätigten Berträge ($. 193) über 
Bergbau Dienfibarkeiten, und die von berjelben darüber gefällten 
Erkenntniſſe find auch gegen die Sypothefarg! äubiger bed dienenden 
und herrihenden Gutes wirkſam. 

. 198. 

Kommen Bergwerksbeſitzer mit ihren Grubenbauen auf offenen 
Durchſchlägen zuſammen, ſo haben ſie ſogleich unter Vermittlung 
eines Markſcheiders zu beſtimmen, wo in dieſem Durchſchlage ſich 
die beiderſeitige Maßengränze befinde, und dieſe auf geeignete und 
dauerhafte Weiſe zu bezeichnen. 

Im Falle eines Streites hat die Bergbehörde auf Anſuchen 
des einen oder des anderen Theiles den beeideten Markſcheider zur 
Ermittlung der Maßengränze abzuordnen, und von dem Erfolge beide 
Theile zu verfiändigen. Bis zur Entiheidung hat jeder Theil jei- 
nen Bau am Durchſchlage einzuftellen, die Durchſchlagsſtrecke aber 
auf jeiner Seite aufrecht und fahrbar zu erhalten. 
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$. 199. 

Bei offenen Durchſchlägen in Revieren, wo beſondere Statu⸗ 
ten beſtehen, oder in Grubenmaßen, welche bereus nach älteren Ge— 
ſetzen verliehen wurden, find, in ſoferne die Revierſtatuten oder die 
Berggeſetze, nach welden die Verleihung erfolgte, befondere Vorfchrif« 
ten enthalten, vie dort angegebenen Beftimmungen zu beebachten 


Neuntes Hauptſtück. 


Von dem rſ⸗ der Bergwerksbeſitzer zu ihren Beamten und 
Arbeitern. 
$. 200, | 

Ueber bie Dienftverhältnifie bed Aufſichts⸗ und Arbeitsperfonales 
muß bei jedem Werke eine Dienſt-Ordnung verfaßt, von der Berg» 
behörbe mit Zuziehung von Sachverſtändigen forgfältig reprüft, nad 
erfolgter Genehmigung befannt gemacht, und in den Arbeiter-Werf- 
ſtätten ſtets angefchlagen werben. 

In biejelbe gehören inäbefondere die Beftimmungen ; 

a) über bie verſchiedenen Claſſen der Arbeiter und Auffeher, und 
beren Dienſtverrichtungen, fowie über die örtlich verſchiedenen 
Beitimmungen der DVerwendung von MWeibern und Kindern 
am Bergbau, mit Rückſicht auf Die phyfifchen Kräfte und bie 
geſetzliche Unterrichts-Theilnahme bei Letzteren; 

b) über das Verhaältniß zwiſchen ben Arbeitern und Aufſehern; 

ec) über die Zeit und Dauer der Arbeit; 

4) über das Betragen in und außer dem Dienfte; 

e) über die üblichen Ablöhnungsverhältniſſe; | 

f} über die Gebühren im Ralle der Erkranfung und Verunglük⸗ 
kung; 

8) über die Geld- und Arbeitsſtrafen bei Uebertretung ber Dienft- 
Drdnung,; 

h) über die Fälle, in welchen das Dienftverhältniß fogleich aufe 
gelöst werden Tann. 

$. 201. 

In foferne durch) Dienflverträge oder burd) bie Dienſt⸗ „Drdnung 
nicht andere Beſtimmungen getroffen werden, können Beamte und 
Aufſeher nur nach einer dreimonatlichen, Arbeiter nad einer vier— 
zehniägigen Aufkündigungsfriſt aus dem Dienfi⸗ austreten, oder ent⸗ 
laſſen werden. 

$. 202. | 
Beamte, Aufjeher oder: Arbeiter, welche eines: Verbrechens, ei- 
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ned aus Gewinnfucht entfprungenen, ober ber öffentlichen Sittlichkeit 
zumwiderlaufenden Vergehens oder einer dergleichen Uebertretung ſchul— 
dig erfannt werden, oder welche fich eines Vergehens ober einer 
Uebertretung gegen die Sicherheit der Perfon, ber Ehre, ober bei 
Gigenthumes ihres Dienfiherrn nad) dem allgemeinen Strafgeſetze 
ſchuldig gemacht haben, können von bemjelben des Dienfted ſogleich 
entiaffen werben, wenn auch in dem Dienftvertrage oder ber Dienft- 
Ordnung dießfalls eine andere oder auch gar Feine Beftimmung ent» 
halten fein follte. 
$. 203, 

Auf gleiche Weife Fönnen, ohne vorhergegangene Auffündigung, 
Diejenigen fogleich entlaffen werben, welde fih in Beziehung auf 
Treue, Fleiß und den Vorgeſetzten fchuldige Achtung und Gehorfam 
wefentlicher Pflichtverlegungen ſchuldig machen, melde ein mit ih— 
rem Dienfte unverträgliches Nebengeſchäft betreiben, oder von ben 
in ihrem Dienfte erlangten Kenntniffen der Werfäverhältniffe einen 
ihrem Dienſtherrn ſchädlichen Mißbrauch gemacht haben. 

$. 204. 


Wie Berabredungen der Berg- und Hüttenarbeiter, um durch 
Weigerung ber Arbeit, Wiperfeglichfeit im Dienfte, oder andere 
Mittel einen Höheren Lohn, oder andere Bedingungen zu erzwingen, 
und bie Aufwieglung hiezu zu beftrafen fei, beftimmen bie Bor» 
ichriften des Strafgeſetzbuches ($. 481). 

$. 205. 


Auch können wegen Mißhandlungen, welche Auffeher und Ar» 
beiter, oder wegen herabwürdigender Behandlung, welche Beamte 
von ihren Vorgeſetzten erleiden, wegen Berfagung der bedungenen 
Verpflegung, unterlaffener Entrichtung bes Lohnes zur beftimmten 
Zeit und anderer wejentlicher Vertrags-Verletzungen bie Arbeiter, Auf- 
seher oder Beamten, in Bolge einfacher Meldung aus Dem Dienfte 
treten. 

$. 206. 

Jeder Bergbauslinternehmer ift ſchuldig, mit feinem Aufficht3- 
und Arbeitöperfonale wenigftens vierteljährig, bei dem Dienftegaus- 
tritte aber jogleih Abrechnung zu pflegen; wegen Forderungen, welche 
ber Dienftherr an einen Arbeiter zu ftellen hat, barf er ihm ben 
Austritt aus dem Dienfte nicht verlagen. 

$. 207. | 

Auf den Geding- (nämlih Gedinglohn) der Bergarbeiter fin- 

bet weder gerichtliches Verbot noch Erecution ftatt. 
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$. 208. 

— Bergarbeiter oder Aufſeher, iſt bei ſeinem Austritte ein 
Abkehrſchein (Entlaßſchein) auszufertigen, in welchem die Arbei— 
terelaſſe in welche er gehört, die Bruderlade, welcher er einverleibt iſt, 
und die Zeit ſeit welcher er in dieſelbe eingezahlt hat, endlich der 
Tag des Ein- und Austrittes aus dem Dienſte, angeführt werben 
muß. | 

Arbeiter oder Aufjeher, welche irgend einmal auf einem öſter— 
reihiichen Bergmwerfe gedient haben, dürfen ohne Entlaßſchein von 
feinem Bergwerfö-Befiter in den Dienft aufgenommen werben. 

$. 209. 

Bei jedem Werke ift über alle Bergarbeiter und Auffeher ein 
ausführliches Mannſchaftsbuch zu führen; dieſes muß ber Berg— 
und politifchen Behörde, fo oft es verlangt wird, vorgelegt werben. 


Zehntes Hauptftüd. 
Don den Brubderladen. 
$. 210. | 

Zur Unterftügung Hilfsbebürftiger Bergarbeiter, ſowie ihrer 
Witwen und Waifen, follen Bruderladen (Knappſchaftscaſſen oder 
Berforgungdanftalten) beitehen. 

Jeder Bergwerks-Beſitzer ift daher verpflichtet, entweder bei 
jeinem Werfe für die felbfländige Errichtung einer folgen zu forgen, 
ober fi) darüber nach Genehmigung ber Bergbehörde mit anderen 
Bergwerfö-Befigern zu vereinigen. 

$. 211. 

Jeder bei einem Bergiwerfe aufgenommene Aufjeher oder Berge 
arbeiter ift verpflichtet, der Bruderlade des Werkes, bei welchem er 
bient als Mitglied beizutreten, und zu derfelben den feſtgeſetzten Bei— 
trag zu leiften. 

$. 212. 

Tür jede Bruderlade müffen von bem Eigentümer oder ber 
Direetion des Bergwerfes, unter Mitwirkung eined von dem Ar- 
beitöperfonale zu wählenden Knappſchafts-Ausſchuſſes, eigene Sta— 
tuten entworfen, und den Bergbehoͤrden zur Prüfung und Geneh— 
migung vorgelegt werben. 

Don ſchon beftehenden Suftituten diefer Art kann die Bergbes 
hörde Ginficht nehmen und ſelbe einer Prüfung unterziehen. 

$. 213. 
Die Statuten müffen bie Vorſchriften enthalten: 
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a) über die Anlage ber Bruberlad»Martifeln, und bie Grhaltung 
berjelben im richtigen Stande, jowie über die Bedingungen 
ber Aufnahme in bie Bruderlade; 

b) über die Größe ber Beiträge und bie Art ihrer Einzahlung; 

ec) über die Regeln zur Beftimmung bed Maßes ber Unterſtü— 
gungen aud der Bruderlade ; 

d) über die Bedingungen, unter welchen der Anſpruch auf Uns 
terkügung erworben wird und verloren geht, z. B. durch auch 
nur zeitweiligen Austritt aus der Bergarbeit überhaupt; 

e) über die Art und Weife der Sicherftellung und Verwaltung 
bed Vermögens ber Bruderlade, die Haftung für biefelbe, ver 
Prüfung und Erledigung der Rechnungen; 

f) über ven Einfluß, welchen das Arbeitäperfonale darauf zu 
nehmen bat; 

g) über das Verhältniß mehrerer vereinigten Bruderladen unter 
einander ; 

h) über die Verfügung mit dem Vermögen für ben Ball der Er- 
löſchung des Bergwerfes, für welches die Bruderlade gegründet 
war. 

$. 214. | 
Befiger von Bergwerfen, bei welden eine geſetzmäßig einge— 
richtete Bruderlade noch nicht befiebt, find bis zur Errichtung der— 
jelben verpflichtet, ihren erkrankten oder verunglüdten Arbeitern we— 
nigſtens diejenige Hilfe zu Feiften, welche nad) den allgemeinen Ge— 
feßen ben Dienfiherren gegen ihre Dienftleute obliegt. 


Eilftes Hauptſtück. 
Bon den Bergwerks-Abgaben. 

8 248 | | 
Jedes verlichene Bergwerksmaß unterliegt ber periodiſchen Ent- 
richtung einer Gebühr, welche Halbjährig für jedes verliehene Gru- 
benmaß von 12,544 Quadrat⸗Klaftern und für jeded Tagmaß von 
32,000 Quadrat⸗Klaftern Grundfläde; für ſolche Grubenmaßen hin— 
gegen, welche ein Größeres oder Fleinered Maß halten, ſowie von 
Ueberſcharen, nad Verhaͤltniß des Flächen-Inhaltes desſelben be= 

meſſen wird; dieſe Gebühr heißt Maßengebühr. 

216 


Die Maßengebühr iſt halbjährig vorhinein in den Monaten 
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Juni und Derember jeden Jahres ber Berabehörbe unfehlbar zu 
entrichten. 

| $. 217. 
| Bei Srubenmaßen , bei welchen nur bie Höhe und Breite bes 
gränzt, die Erfiredung im das Feld (Länge) aber in bie ewige Gänze 
geht (unbegrängt ift), ift- die Maßengebühr nach demjenigen Slächen- 
maße zu berechnen, melches fih aus der Multiplication der Breite 
mit der Höhe, beide in Klafiern ausgedrückt ergiebt. Die fogenannten 
Längenmaßen, welche eine wechſelnde Schrembreite und unbeftimmte 
Teufe (Länge und Höhe) haben, find hinfichtlih der Maßengebühr 
ben einfachen Grubenmaßen (8. 215) gleih zu halten. 

$. 218. 


Bei befonderen Bergbau-Bererstigungen, welchen feine nach ben 
Berg-Drdnungen beſtimmten Grubenmaßer zu Grunde liegen, fieht 
ben Befigern frei, die Maßengebühr bis zu der vorgefihriebenen 
Nequlirung des Feldes entweder nach der geometriihen Fläche des 
Lebteren, oder nad) jener Ausdehnung zu entrichten, welche dem 
höchften geſetzlichen Mapen- — für eine Verleihung gleichkommt. 

49. 

Die Bergwerks-Frohne * aufrecht. Sie wird nach einem 
beſonders zu regelnden Maßſtabe von aus der Grube oder ihrem 
Zugehör (68. 117, 131) gewonnenen vorbehaltenen Mineralien be— 
rechnet, die entfallende Frohne aber nach einem mit Rückſicht auf 
die Betriebs⸗Verhältniſſe zu ermittelnden zeitweiligen Abloͤſungspreiſe 
in Geld — werden. 


Zwölftes Hauptftück. 
Von der Oberaufſicht der Bergbehörden über den Bergbau und dem 
Verfahren bei derſelben. 
$. 220. 

Zufolge der den Bergbehörden zugeftehenden Oberaufficht über 
ben Bergban-Betrieb, haben viefelben über vie Erfüllung der Pflichten 
zu waren, welche dad Bergeſetz den Bergbau-Unternchmern aufer⸗ 
legt, und in allen Fällen einzuſchreiten, in welchen die Erhaltung 
des Bergbaues oder deſſen Beziehungen zu öffentlichen Rückſichten 
beſondere Vorkehrungen erfordern. 

$. 221. 

Alle hiezu erforderlichen Unterfuchungen find von Amtswegen 

zu pflegen. 


| 
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Insbeſondere find die Bergbehörden verpflichtet: 

a) alle Bergwerke ihres Bezirkes von Zeit zu Zeit durch Abge— 
orbnete unterfuchen, und fich über den Befund Bericht erftatten 
zu laflen ; 

b) durch ihre Abgeordneten Einficht, jedoch unter firenger Wah- 
rung des Amtsgeheimniffes, in die Betriebspläne und Karten 
zu nehmen, und die Mevieräfarten ($. 185) hiernach berichtigen 
zu lajlen ; | 

c) alle Verfügungen zu erlaffen, melche erforberlih find, um bie 
Befolgung der Borfihriften des Berggeſetzes zu ſichern; 

d) im Falle des Eintrittes gefährlicher Ereigniffe welche um ſich zu 
greifen, und dadurch dem Bergbau im Allgemeinen nachtheilig 
zu werden brohen, oder wegen welcher fie von einzelnen Bethei- 
ligten zur Hilfe aufgefordert werden, bie Örtliche Unterſuchung 
zu pflegen, und im Balle die von ber Betrieböleitung getrof- 
fenen Anftalten nicht genügen, bie erforberlihen Anordnungen 
zu treffen. 

$. 222. 

Bei Ereigniffen im Bergbau-Betriebe welche die Sicherheit ber 
Perfonen, Gebäude, Grundjtüde, Heilquellen, Brunnen oder andere 
Anlagen gefährden, Hat die Bergbehörbe die erforderlichen Sicher» 
heit3-Mafregeln, in der Negel mit Beiziehung ber politischen Bes 
Hörde, anzuorbnen, Bei Gefahr im Verzuge jedoch hat die nähere 
oder die früher in bie Kenntniß des Ereigniſſes kommende Behörde, 
mit Beiziehung der erforderlichen Sachverftändigen, die unaufichieb- 
lichen Anftalten zur Rettung und Sicherheit zu treffen, über bie 
weiteren Vorkehrungen aber das vorgejchriebene Einvernehmen zu 
pflegen. 

$. 223. 


Jeder Werföleiter oder deſſen Stellvertreter ift verpflichtet, Er- 
eigniffe diefer Art der nächft gelegenen politijchen oder Bergbehörbe 
fogleich anzuzeigen. 

$. 224. 

Um den Bollzug der Anoronungen zu fichern, welche von ben 
Bergbehörden in Ausübung der Dberaufficht über den Bergbau-be- 
trieb getroffen werben, find diefelben berechtiget, in foferne eine, 
binnen einer entfprechenden Zeitfrift wiederholte Ermahnung ohne 
Erfolg bleibt, angemeflene Geldftrafen. zu verhängen, oder wenn bie 
Unfähigkeit des Werksleiters die Sicherheit oder den Fortbeſtand bes 
Bergwerkes gefährdet, bis zur Behebung biejed Mebelfanded von 
Seite des Bergmerfs-Befigerd auf Gefahr und Koften beöfelben, 
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einen jachverftändigen Werfäleiter aufzuftellen, und im alle ber 
Nothwendigkeit zur Ausführung ihrer Anordnungen fih Behufs 
ber Anwendung ber Zwangd-Maßregeln an die politiiche Behörde 
zu Be. 
$ 225. 
Zur Handhabung diefes Geſetzes beftchen: 
a) in erſter Inſtanz die Berghauptmannichaften entweder unmit- 
telbar oder mittelbar durch erponirte Berg-Gommifjäre ; 
b) in zweiter Inſtanz bie für einzelne Kronländer oder für meh— 
tere berjelben gemeinjchaftlich aufgeftellten Ober-Bergbehörben ; 
e) in —— Inſtanz das — — 
. 226. 


Gefuche * Parteien A bei ben Bergbehörden, in ſoferne 
Ausnahmen nicht ausdrücklich feſtgeſetzt ſind, ſowohl ſchriftlich als 
mündlich angenommen werden. 

Im letzteren Falle muß ſtets ein Protokoll aufgenommen werden. 

$. 227. 

Alle in dem Berggefeße vorgefchriebenen Friſten laufen un— 
unterbrochen fort, nur wenn der lebte Tag einer Friſt auf einen 
Sonu= oder geſetzlich anerkannten Feiertag fällt, läuft bie Friſt erft 
mit dem nächſten Werktage zu Ende. 

$. h 

Das Strafverfahren über alle Uebertretungen des Berggeſetzes, 
und Das Erkenntniß darüber nach Einvernehmung des Beichuldig- 
ten, kommt der Bergbehörde zu. 

. 229. 

Bon jeder Verhängung einer Strafe ift entweder der Berg— 
bau⸗ Unternehmer ſelbſt, oder ber von demſelben dev Bergbehörbe 
angezeigte eenulmamiigte (s$. 188, 189) in Kenntnig zu feßen. 

. 230. 


Gegen jedes Erkenntniß ober jede andere Entſcheidung Der Berg 
behörden kann die Bejchwerde an die Ober-Bergbehörbe ergriffen 
werden, und gegen eine abändernde Entſcheidung der Letzteren ſteht 
ber Reeurd an das Tinanzminifterium offen. Das Miniſterium 
fann auch aus wichtigen Banden ben Recurs gegen gleichlautende 
Entſcheidung zulaſſen. 

$. 231. 

Jeder Reeurs muß binnen dreißig Tagen nach Zuftellung ber 
in Beſchwerde gezogenen Entfcheidung bei der erften Inſtanz ange- 
bracht werden. 

27 
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Erftrefungen ber Recursfriſt find nur in beſonders wichtigen 
Fällen von ber Bergbehörbe zu bewilligen. 

Recurfe gegen MBorfehrungen zur Befeitigung von Gefahren 
jür Perſonen und Gigenthbum und gegen Anordnungen von Erhe- 
dungen über ſolche Umftände, welche leicht der Veränderung unter- 
liegen, haben Feine auffchiebende Wirfung. 

$. 232. | 

Der Vollzug der Erfenntniffe der Bergbehörbe ift, in ſoweit 
es nad) Beichaffenheit der Umftände erforderlich ift, im Wege der 
politiichen Behörden durch Die den Lepteren zuftehenden Zwangsmittel, 
und nöthigenfall3 im gerichtlichen Wege zu bewirken. 

Gegen Militärs Berfonen ift der Vollzug von Straf-Erfennt- 
niffen durch die Militärbehörden einzuleiten. 


Die verhängten Geldftrafen find bei der Bergbehörde zu erle- 
gen, und fliegen in die Bruderlade, zu welcher das Werk bed Be- 
ftraften gehört. Bid zur Errichtuug der Bruderladen wird bie Berg- 
behörde für die Verwahrung ber Strafgelder Sorge tragen, 

8. 234. 


Die Koften für Unterſuchungen, welche eine Strafe zur Folge 
haben, Hat der Berurtheilte, die Koften für Berhandlungen in An- 
gelegenheiten der Parteien, haben in der Regel jene Parteien zu 
‚tragen, welche die Verhandlung veranlagt haben; jedoch fleht der 
Berabehörde zu, nad Umftänden dad Berhältnig zu beflimmen, in 
welchem die Parteien dieſe Koften zu tragen haben. 


Dreizehntes Hauptftüd. 

Ueber die Strafen gegen die Uebertretung der Vorſchriften des 

Berggeſetzes. 

288 

Welche nachtheiligen Rechtsfolgen die Außerachtlafſung einzelner 

Vorſchriften des Berggeſetzes nach ſich ziehe, und in wieferne das 
allgemeine Strafgeſetz auf Verbrechen und Vergehen, welche bei dem 
Bergbaubetriebe vorfallen können, in Anwendung zu kommen hat, 
iſt an den betreffenden Orten dieſes Geſetzes angedeutet; ſolche Ue⸗ 
bertretungen desſelben aber, bie hierin als beſonders ſtrafbar bezeich- 
net find, unterliegen ben im gegenwärtigen Hauptſtücke worgejhrie- 
benen Strafen. 


$: 236. 
Mnbefugter Bergbaubetrieb ift von ber Bergbehörbe an dem 
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Schuldigen mit einer Geldfirafe von fünf bis Hundert Gulden C. M. 
und im Balle der Wiederholung oder anderer beſonders erſchwerender 
Umftände, bis zu zweifundert Gulden C. M. zu beftrafen. 

— — $. 237. 

Schürfer, welche über die aus ihren noch nicht verliehenen 
Schurfgebieten oder Schurffeldern gewonenen vorbehaltenen Mineralien 
ohne vorlaͤufige Bewilligung der Bergbehörbe verfügen, unterliegen 
einer Geldfirafe, welche vem Werthe der verwendeten oder veräußerten 
Mineralien gleichfommt. 

Läßt fich diefer nicht beftimmen, jo hat die Bergbehörde auf 
eine Strafe von fünf bis Hundert Gulden C. M. und im Falle 
ber Wiederholung oder beſonders erſchwerender Umſtände bis zu 
zweihundert Gulden C. M. zu erkennen. | 

| $. 238. 
Bergwerks⸗Befitzer, welche die im $. 122 vorgefohriebene An— 
zeige von der mittelbaren Ermerbung eined Bergwerfes verabfäumen, 
verfallen in eine Strafe von zehn bis Hundert Gulden. 
| $. 239. 

Berabau-Unternehmer, welche ver Bfliht, einen Bevollmäch- 
tigten auf die im $, 188 vorgefchriebene Weile aufzuftellen, binnen 
brei Monaten vom Eintritte der Wirkſamkeit diefes Gejehes an ge- 
rechnet, oder bei Ertheilung neuer Bergbau-Bereshtigungen von dem 
Zeitpunete verfelben nicht nachkommen, find durch Geldfirafen von 
fünf bis fünfzig Gulden dazu anzubalten. Iſt Binnen drei Monaten 
nad) dieſer Strafverhängung der Bevollmächtigte nicht ernannt und 
angezeigt, fo wird ein Sachverftändiger von ber Bergbehörde beitellt, 
welcher auf. Gefahr und Koften bed ſäumigen Bergbauslinterneh- 
mers die Gejchäfte feines Bevollmächtigten zu beiorgen Hat. 

$. 240. . 

Gegen Bergwerfäbefiger, welche den Vorichriften des $. 171 
über die Sicherheitämaßregeln beim Bergbaubetriebe nicht Genüge 
leiften, bat die Bergbehörde, auch wenn benfelben fein perfünliches 
zum Berfahren nach den allgemeinen Strafgefeben geeignetes Ver— 
ſchulden zur Laft fallt, eine Strafe von zehn bis Hundert Gulden, 
in wiederholten Fällen aber bis zweihundert Gulden zu verhängen, 
und bei Gefahren von größerem, aus fortgefeßter oder ausgedehn- 
ter Vernachlaͤſſigung entftandenen Umfange nach Umftänden auf bie 
Entziehung der Bergbauberechtigung zu erfennen. 

$. 241. 
Freiſchürfer, welche der Bergbehörde die im $. 178 vorgeſchrie— 
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bene Anzeige über den Erfolg ihres Betriebes zu machen werab- 
fäumen, find mit fünf bis fünfzig Gulden, nad Ablauf der zwei- 
ten Frift mit zwanzig bi8 Hundert Gulden, und wenn auch bie weis 
tere Frift von vier Wochen erfolglos bleibt, mit ber Entziehung bes 
Freifchurfes zu ſtrafen. 

$. 242. 


Unterbleibt bei einem Freiſchurfe bie von der Bergbehörde für 
ein Halbjahr nah $. 179 vorgeföhriebene Betriebsleiftung, oder die 
Nachweiſung derſelben, fo unterliegt der Freiſchürfer einer Strafe 
von fünf bis fünfzig Gulden, und wenn er bie weiterd für jedes 
Monat bemefiene Leiftung nicht rechtzeitig nachweiſet, einer folchen 
von zwanzig bis hundert Gulden. Wird der Vorſchrift der Berg- 
behörde aber noch ferner nicht Genüge geleiftet, jo hat bie Ent» 
ziehung des Freiſchurfes zu erfolgen. 

$. 243. 


Wird ber vorgeſchriebene ſtete Betrieb des Baues in Gruben— 
maßen (88. 174, 175) oder in Tagmaßen, während der Zeit, da 
dieſe bearbeitet werden follten ($. 176), unterbrochen, ohne daß eine 
Sriftung dazu erwirft worden wäre, oder erfolgt er nicht mit. der 
erforderlichen Belegung, wird von einem Ereigniffe, welches denſelben 
durch längere Zeit unthunlich macht, die vorgejchriebene Anzeige nicht 
erftattet ($. 183) oder wird in felbftändigen Hilfd- oder Nevierftol- 
len nicht dasjenige Maß der Arbeit geleiftet, welches bei der Conceſſion 
berfelben zur Bedingung gemacht worden ift ($. 177) fo verfällt 
der Unternehmer in eine Strafe von fünf bis fünfzig Gulven. 
| In Fällen wiederholter oder fortgefegter Vernachläſſigung iſt 
auf eine Geldftrafe von fünfzig bi8 Hundert Gulden C. M. zu ers 
fennen, und wenn auch biefe fruchtlos bleibt, mit der Entziehung 
der Bergbauberechtigung vorzugehen. 

$. 244. 

Gegen Bergwerfäbefiger, welche, vem $. 174 zuwider, unters 
faflen, wenigften® ihren Haupt-Grubenbau in gutem und fahrbarem 
Stande zu erhalten, oder welche den Abbau auf unvollfonmene, 
oder ſolche Weiſe betrieben, daß der weitere Aufſchluß dadurch un— 
nöthiger Weife erfchwert oder verhindert wird, ift außer den, in dem 
$. 173 vorgejchriebenen Maßregeln zur Abftellung der wahrgenom- 
menen Gebrechen auf Geldftrafen von zehn bis Hundert Gulden, 
in Fällen der Wiederholung oder fortgefegter und ausgedehnter 
Vernachläßigung aber, bis zweihundert Gulden C. M. und nad 
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Umftänden jelbft auf bie Entziehung der Bergbauberechtigung zu er= 
—* 
$. 245. 

Sehe Vernachläffigung der, in vem $. 185 enthaltenen Bor- 
Schriften über die Anlage und Ergänzung der Grubenfarten, ſowie 
über bie Vorlage der ftatiftifchen Ausweife ift mit fünf bis fünfzig 
Gulden zu ahnden. 

$. 246. 

Bergwerföbefiger, welshe der in dem $. 198 vorgezeichneten 
Verpflichtung zur Einftellung des Baues auf Durchichlägen in fremde 
Srubengebäude und zur Sahrbar-Erhaltung feiner Durchſchlagsſtrecke 
nicht nachkommen, unterliegen einer Strafe von zehn bis Hundert 
Gulden. 

| $. 247. 

Die dienftordnungswidrige Verwendung von Kindern zieht eine 

Strafe von Ein bis fünfzig Gulden nad ſich. 
$. 248. 

Einer Geldftrafe von. fünf bis fünfzig Gulden unterliegt der 
Bergwerksbeſitzer, wenn er bie vierteljährige Abrechnung mit feinem 
Auffichtd- und Arbeitäperfonale, oder bei dem Dienft-Außtritte des— 
felben unterläßt ($. 206), und einer Strafe von fünf bis fünfzig 
Gulden für jeden Bergarbeiter, ven er ohne den im $. 208 vorge— 
enge Abfehrichein in der Arbeit aufgenommen hat. 

‚249. 


Gegen Werfäleiter oder deren Stellvertreter, welche die in dent 
$. 222 bezeichneten gefährlichen Ereigniffe der nächft gelegenen po— 
litijchen oder Bergbehörde aljogleich anzuzeigen unterlafien ($. 223) 
ift mit einer Strafe von zehn bis hundert Gulden vorzugehen. 

$. 250. 

Menn bejonderen rechtöfräftig gewordenen Aufträgen, welde 
die Bergbehörden in Ausübung der Oberaufficht über alle Bergbaue 
erlafjen, von einem Bergwerksbeſitzer binnen der nach $. 224 ein- 
zuräumenden Frift nicht nachgefommen wird, fo kann derſelbe mittelft 
einer Geldftrafe von zehn bis Hundert Gulden dazu up merden. 


Vierzehntes Hauptſtück. 
Von der Erldſchung ‚, Entziehung und Zurücklegung ber Bergbau— 
Berechtigungen. 
2 


$. 251. 
Iſt eine Schurfhewilligung durch den Ablauf der Zeit, auf 
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welche fie ertheilt oder verlängert wurde, erlojchen, oder wird fie von 

dem Schürfer vor Ablauf der Zeit zurückgelegt, jo erlöfchen alle in 

Folge derſelben erworbenen Freijchurfs- und andere Bergbaubered)- 

tigungen, ohne baß hiezu ein bejonderes Erfenntniß erforderlich wäre. 
$. 252. 

Ebenſo erfolgt die Erlöfchung, wenn der Schürfer einen Schurf- 
bau aufläßt, oder durch rechtsfräftiges Erfenntnig zur Strafe bed» 
jelben verluftig erklärt wird. | 

$. 253. 

Iſt rechtöfräftig auf Die Entziehung verliehener Gruben» ober 
Tagmaßen erkannt, jo hat die Bergbehörde die Veräußerung berjel- 
ben durch executive Schätzung und Feilbietung einzuleiten. 

$. 254. 

Die Schätzung und Feilbietung erftredt fich jedoch nicht nur 
auf die verliehenen Gruben- und Tagmaße und die in denſelben be— 
ftehenden Verſicherungs-Vorrichtungen ($. 260), ſondern auch auf 
alle zum Werksbetriebe nothwendigen Taggebäude, Grundſtücke und 
Anlagen, nebſt den erforderlichen Werkzeugen, Geräthſchaften und 
anderem Zugehör. 

Der Werth dieſer Gegenftände, deren Expropriation ber Be— 
figer geftatten muß, ift jedoch in der Schägung nicht nur mit ber 
Bergbauberechtigung im Ganzen anzuſchlagen, ſondern ed ift jeder- 
zeit auch zu erheben und abgefondert anzuführen, welden Schäz- 
zungswerth diefelben für fich allein und ohne alle Verbindung mit 
der Bergbauberechtigung baben wärden. 

$.:255: 

Entftehen Hei der Entziehung Zweifel über bie Art und Menge 
der erforderlichen Beiläffe, jo Hat die Bergbehörde nach vorläufiger 
Erhebung an Drt und Stelle mit Beiziehung der nöthigen Sach— 
verftändigen darüber zu entſcheiden. 

Dem Eigenthümer ſteht jedoch auch frei, eine größere Menge 
son Zugehör bei dem Werke zu lafien und mit bemfelben der Yeil- 
Dietung zu unterziehen. 

$. 256. 

Für die unveränderte Bewahrung der Bertandtheile des Wer- 
fe8, welche der Feilbietung unterliegen, und deren Zugehör, bleibt 
ver Befiger inzwiſchen verantwortlich; Doch fieht der Bergbehörbe 
auch frei, die gerichtliche Sequeftration derfelben zu bewirken. 

$. 257. | 
Nach vollzugener Schäbung iſt auf Antrag der Bergbehörbe 
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von dem Gerichte bie Öffentliche Weilbietung unter Vorladung ber 
etwa vorhandenen Hpypothefargläubiger nach den Vorſchriften ber 
Gerichtsordnung anzuordnen. Zur Vornahme berfelden ift jedoch 
nur ein Termin von wenigftend dreißig ‚und hoͤchſtens fechzig Ta- 
gen mit ber Beftimmung fefizufegen, daß dad Werk bei bemfelben 
nöthigenfall® auch unter der Geſammtſchätzung, jedoch nicht unter 
bem Werthe der, der Erpropriation unterzogenen, zu Tage Tiegen- 
ven Beftandtheile des Werfed und deſſen Zugehöres veräußert wer— 
ben würde. 

| 17: Per | 

Im Falle der Veräußerung find aus dem erzie ten Meiftbote 
zuerfi die Koften des Verfahrens über die Entziehung der Berg— 
Dauberechtigung und die Executionskoſten, und hierauf vie etwa bes 
ftehbenden Gläubiger mit ihren Pfand- und Vorrechten zu Befrieti- 
gen, der Reit aber dem austretenden Befiger zu erfolgen. 

$. 259. 

Meldet ſich bei der Feilbietung fein Käufer, oder wird als 
Kaufſchilling nicht einmal der Werth angeboten, welchen die in bie 
Schätzung einbezogenen, über Tage gelegenen Beftandtheile des Wer- 
fe8 und deſſen Zugehör ($. 254) für ſich allein und ohne Verbin- 
bung mit ber Bergbauberechtigung befiten, jo Hat die Bergbehörte 
die verliehenen Gruben- und Tagmape für aufgelajien, und bie 
Bergbaubereshtigung für — zu erklären. 

260. 

Hierdurch fallen dieſe Maße mit allen dazu gehörigen Gru⸗ 
ben» und Tagbauen und den darin angebrachten Vorrichtungen an 
Grubenmauerung, Grubenzimmerung, ben Berjatfäften, Berdämmuns 
gen und anderen Berficherungsmitteln ind Freie und können weiter 
verliehen werden. Die Bergbehörbe hat daher nicht nur bie 
Löſchung derfelben in ihren eigenen Vormerkbüchern vorzunehmen, 
jonbern auch durch die Gerichtöbehörde zu bewirken, daß biejelben 
in dem Bergbuche gelöjcht und Die Hypothefargläubiger von Der Er- 
löfchung ihrer Pfandrechte darauf werftändiget werben. 

Zugleich ift die Auflaffung in den Mevierfarten zu bezeichnen, 
öffentlich befannt zu machen und die Ortögemeinde Davon in Kennte 


niß zu ſetzen. 
$. 261. 


Alle über Tage gelegenen Gebäude, Grundftüde und Anlagen 
dagegen und ba8 übrige Zugehör bleiben ein Eigentum des biö- 
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herigen Befigerd und bie barauf erworbenen Pfanbrechte bleiben 
unverändert. 

Es iſt jeboch für die Berichtigung der Hffentlichen Bücher, und 
daher dort, wo Grundbücher beftehen, für die Wiederherſtellung ber 
Rubriken über diefe Realitäten in benjelben mit allen in dem Berg- 
buche darauf eingetragenen Laſten zu forgen.. 

Auch bleibt der Befiger für den Erſatz ber durch Das Den 
gene Verfahren entfiandenen Koften verantwortlich. 

$. 262. 

Jeder Gewerbs- oder andere Gejchäftäbetrieb, — ber Be- 
fier früher nur in Folge feiner Bergbauberechtigung auszuüben be- 
rechtiget war, ift demfelben für bie Zufunft unter ben in dieſem 
Geſetze, dann in den Gewerbs- und politifchen Gefegen gegen un- 
befugten Bergbau- oder Gewerbäbetrieb fetgefegten Strafen ver- 
boten. 

$. 268. 

Erflärt ein Bergwerföbefiger jeine Gruben- oder Tagmaße auf- 
laſſen zu wollen, fo ift über diefe Erflärung, welder bie Berleih- 
ungd-Urfunde beigelegt werden muß, wenn auf dem Werfe Feine 
Hypothefarlaften eingetragen find, mit der Löfchung der Maße umd 
Berichtigung der Öffentlichen Bücher und Nennen vorzugehen. 

$. 264. 


Sn das Werf mit Schulden belaftet, jo müflen vor ber 
Löschung die Hypothekargläubiger durch die Berggerichtöbehörbe in 
Kenntniß gejegt werben, daß ihnen freiftehe, binnen ſechzig Tagen 
die gerichtliche Schägung und Feilbietung zu begehren, und biefe 
ift, wenn auch nur ein Gläubiger darum anfudht, nad ben Be— 
flimmumgen der 99. 254 — 258 vorzunehmen, 

$. 2 


Iſt binnen der fefgefegten Friſt die Schätzung und Feilbie- 
tung nicht angejucht worden, oder ift eine Feilbietung ohne zurei« 
chenden Erfolg geblieben ($. 259), fo ift Hinfichtlih der Löſchung 
der Bergbauberechtigung und der Berichtigung der öffentlichen Bü— 
cher nach den Beftimmungen der $$. 260 — 262 vorzugehen, 

Die Koften ver Schätzung und Feilbietung müfjen. in dieſem 
Balle von denjenigen Gläubigern getragen werden, welche um die— 


jelbe angejucht Haben. 
$. 266. 


Bor der Löſchung eines Bergwerksbeſitzers find ſtets Die zur 
öffentlichen Sicherheit nothwendigen Borfehrungen in bem aufge 
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laflenen Baue im Einvernehmen mit ver politiichen Behörde zu be— 
flimmen, und von dem früheren &igenthümer auf feine Koſten aus- 
zuführen. | 

| $. 267. \ 

Bergbauberechtigungen mögen auf was immer für eine Art 
erlöfchen, fo müſſen alle Karien, Zugbüder und Handzeichnungen, 
welche ſich auf ven entzogenen oder aufgelafienen Bau allein bezie- 
ben, ber Bergbehörde zur Verwahrung übergeben werden. | 

Die Einfiht und Abzeichnung diefer Karten ſteht jedem neuen 
Aufnehmer des Baues frei. 


Fünfzehntes Hauptftück. 
Bon den Pfand⸗ und Vorrechten auf Bergwerke und. deren Zugehör 
in Faͤllen der ECxecution und des Goneurfes. 
8. 268. 

Sn Fällen der Execution auf Bergwerke find aus dem erziel— 
ten Meiſtbote, nah Abzug der Koſten für die Schätzung, allfällige 
Sequeftrirung und Beräußerung des Guted und benjenigen, welche - 
durch dad Verfahren zur Beitimmung der Rang-⸗Ordnung unter ben 
Pfandgläudigern und zur Vertheilung des Meiſtbotes unter biefelben 
entftehen, zuerft folgende Gläubiger, und zwar in ber hier aufge— 
führten Ordnung mit geſetzlichem Pfanprechte zu befriedigen: 

1. ber Staatsfchag mit feinen Forderungen an Maßengebühren 
und an ber Bergfrohne bis auf brei Jahre vor dem Erkenntniſſe 
über die Veräußerung. | : 

2% bie Arbeiter der Berg- und Hüttenwerke rüdjichtlich ihrer 
Forderungen an Arbeitslohn, foferne biefelben nicht über Ein Jahr 
von dem Erfenniniffe über die Veräußerung des Guted rüdftändig 
ind, 

i 3, die Forderungen der Knappſchafts- oder Bruderladen hin⸗ 
fichtlich der, von ven Arbeitern zwar entriäteten, oder benfelben an 
dem Lohne abgezogenen, aber nicht in die Caſſe erlegten, ober in 
berfelben abgängigen Beträge; | 

4. die nicht über Ein Jahr vor dem Erkenntniſſe über bie 
Beräußerung des Gutes ausftändigen Forderungen an Erb- und 
Revierftollen-Gebühren und anderen Beiträgen zu Revier⸗Anſtalten, 
an Wafler-, Schacht⸗ und Geftängfteuern und anderen jährlichen 
Leiftungen für eingeräumte Bergbau-Dienftbarkeiten, | 

Crſt nach der Befriedigung biefer Forderungen * die übri⸗ 
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gen Prandgläubiger in ber Orbnung , im welcher ſie ihr kn 
erworben haben. 
* $. 269. " 
Auf gleiche Weiſe find im Kalle eines Goncurfes, in welchem 
fih ein Berg- oder Hüttenwerk befindet, aus dem Kaufjehillinge für 
dasfelbe und aus dem Ertrage, welden es feit der Eröffnung bes 
Coneurſes abgeworfen Hat, vor den bücherlich eingetragenen Hypothe- 
Far-Gläubigern die oben angerührten gejeglichen Pfand-Forderungen 
in ber bort angeführten Ordnung ($. 268) und zwar bdie unter 1. 
angeführten, in joferne fie. nicht über drei Jahre, die unter 2, und 
4, angeführten aber, in foferne fie nicht über Ein Jahr vor Aus- 
bruch des Coneurſes rückſtändig find, zu befriedigen. 


Sechzehntes Hauptſtück. 
Uebergangsbeſtimmungen. 
4270. 

Bergbauberechtigungen, welche nicht auf Grubenmaße nach Bor- 
fohrift der Berg⸗Ordnungen, fondern nur auf uncegelmäßige Gebirgs⸗ 
flächen, Reviers- und Landestheile verliehen worden find, die im 
lombardiſch⸗venetianiſchen Königreiche ertheilten Bergbau⸗Inveſtitu⸗ 
ren und die für gewiſſe Diftriete und auf unbeſtimmte Mineralien 
ertheilten ausſchließlichen Schurfderechtigungen, werden zwar in ben 
vollen Umfange ihrer Verleihung aufrecht erhalten, dieſelben müfjen 
jedoch binnen ſechs Monaten nad eingetretener Wirkſamkeit dieſes 
Gefeßes bei der Bergbehörde angmeldet, und unter Vorlage ber 
Verleihungs⸗Urkunden und genauer Terrainskarten ber Beftätigung 
bes Finanzminiſteriums unterzogen werben. 

Hiebei wird das Minifierium zugleich beftimmen, in wieferne 
bie Berechtigten den übrigen Vorfohriften des Berggefeged Genüge 
zu leiſten verpflichtet feien, und welche Folgen die Me «ie 
biejer Berpflihtung nach ſich ine Hate 


Zur Nachweiſung ber Aha ten Berechtigungen koͤnnen von 
ber Bergbehörde angemefjene Friſten bewilliget werben, melde je— 
Doch zwei Sahre vom Tage ber Anmeldung nicht überfteigen Dürfen, 

Erfolgt die Anmeldung nicht in der vorgefihriebenen Zeit, wer⸗ 
den die Beweismittel nicht binnen ber Dazu bewilligten Trift vorge— 
legt oder werben fie von dem Miniftertum nicht. für rechtäbeftändig 
anerfannt, fo iſt der Anſpruch exlofchen und e8 kann nur seine neue. 
Verleihung nach Vorſchrift dieſes Geſetzes angeſucht werben. 


* 
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| 2,70 
Innerhalb des von dem Flnan mniſterium anerkannten Keviers, 
hat fich der Berechtigte binnen zwei Sa nach erhaltener Ber- 
fländigung von der Anerkennung zum be des Abbaues, eine 







oder mehrere Gruben- oder Tagmaße nad den Beſtimmungen biefes 


Geſetzes zumefjen, und die Mappirung und Verpflockung berfelben 
vornehmen zu lafien. Nach Verlauf biefer Friſt ift der Abbau ohne’ 
biefe Zumeflung, oder außer Dem zugemefjenen Felde als unbefugter 
Bergbaubetrieb anzujehen ($. 238). Der übrige Theil des verliche- 


nen Gebietes, deſſen Grängverpfiodung die Bergbehörde nach Erfor- 


derniß anordnen Tann, bleibt dem Berechtigten als außsfchliegliches 
Schurfgebiet, ohne bei onbere Verpflichtung an Bearbeitung, vorbe- 
RN: 
8.273. 
sBeisnbere Bertbaube rechtigungen, deren Dauer auf eine gewifie 
Zeit beſchränkt if, erlöſchen bei Ablauf der letzteren von jelbft, und 
dürfen nicht verlängert werden. Das vorbehaltene Gebiet wird durch 
die Erloͤſchung berafrei, und Tann son Jedermann eriworben werden. 
Die Inhaber der früheren. beionderen Berechtigungen können 
daher Schurfräume, Gruben⸗ oder Tagmaße darin nur durch neue 
—— * den Vorſchriften dieſes Geſetzes erlangen. 
$. 274. 


Sur Errichtung der Revier⸗Statuten (8. 43) für ——— 
Reviere, für welche abweichende Beſtimmungen hinſichtlich der Der- 
leihung der Grubenmaße nothwendig ſind, haben die Bergwerks⸗Be— 
fitzer daſelbſt binnen ſechs Monaten nach Der Wirkfamfeit dieſes Ge— 
ſetzes einen Ausſchuß von wenigſtens drei und höchſtens ſieben Mit- 
gliedern: zu. wählen. 


Sollte die Wahl eines ſolchen Ausſchuſſes binnen ber feſtge⸗ 


jebten Zeit, ungeachtet ber Aufforderung von Seite der Behörde, 
nicht erfolgen, .fo hat die Iehtere zur Verfaflung des Entwurfes ber 
- Statuten, Vertrauensmanner Koſten der Neviers—⸗ Gewerken zu 
beftunmen. 

g 275. 

Der gewählte Ausſchuß, oder die anſtatt desſelben beſtellten 
Vertrauensmänner, ei mit, einem Abgeordneten der Bergbehörde 
eine genaue Veberficht töfarte des ganzen q geichlofienen Bergreviers zu 
entwerfen, bie daſelbſt beftehenden geſe lichen Beftimmungen über die 
Verleihung der Brut — — mit den etwa für nothwendig erachte⸗ 
ten Abänderungen in Form eines Statutes zuſammenzuſtellen, und 


P} 
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beides der Bergbehörde vorzulegen. Diefe wird nach genauer Prü- 
fung ihre Anträge darüber dem Binanzminifterium überreichen, das 
nach Maßgabe feines Wirkungskreiſes vorzugehen hat. 

Nach erfolgter Beſtätigung (von Seite des Miniſteriums) iſt 
das Statut unter Aufbewahrung einer gleichlautenden Ausfertigung 
desſelben und der Ueberſichtskarte in dem Kronlande öffentlich kund⸗ 
zumachen. 

$. 276. | 

Allen denjenigen Bergbanslinternehmern, welche Sei Eintritt 
der Wirkſamkeit diefed Gefeßes giftige Schurfbewilligungen, Muthungen, 
Bormerfungen auf Bohrfunde oder Friftungen erwirkt haben, wird, 
von dieſem Zeitpunete angefangen, eine Friſt von drei Monaten er- 
theilt, binnen welcher fie, ohne Geftattung einer Verlängerung, bie 
Schurfbemilligungen und Feiftungen neu anzufucgen, die Muthun⸗ 
gen aber zur Treifahrung und Verleihung nad dieſem Gefege zu 
bringen haben, wibrigenfalls dieſelben mit allen uach ben früheren 
Geſetzen damit verbundenen Wirfungen von felbfi erlofchen wären. 

TU 

Mährend ber Dauer biefer Tritt Tommen ben älteren. Schurf- 
und Muthungsbauen gegen neue Anfiger alle Rechte zu, welche ben 
Freiſchürfern nach dieſem Geſetze gebühren. 

Die Bauhafthaltung folder Werke ift während biefer Frift 
nach den älteren Gejegen zu beurtheilen. 

$. 278. . 

Den Befigern von Muthungen oder Muthungs-Vormerkungen 
auf Bohrlöcher, weldde bis zur Wirkſamkeit dieſes Geſetzes als fün- 
dig angegeben wurden, bleiben ale Rechte vorbehalten, welche ih- 
nen in ben Darüber ausgeferiigten ——— zugeſichert wor⸗ 
den ſind. 

Doch haben ſie dieſelben binnen * Monaten nach dieſem 
Zeitpunete anzumelden, und binnen ſechs Monaten vom Tage ber 
Anmeldung die Arbeiten zum Aufſchlufſe, nad) ben in dieſem Ge— 
jebe gegebenen Vorſchriſten über Schurfbaue in Angriff zu nehmen 
und geſetzmäßig zu betreiben. 

Ueber alle Muthungsbaue dieſer Art hat die Bergbehörde 
eine eigene Vormerkung zu führen, und über die Erfüllung der 
Verpflichtungen hinſichtlich derſelben zu wachen. 

Alle jene Muthungen und Verleihungen auf Steinkohlen, welche 
auf Grundlage der Allerhöchſten Entſchließungen vom 30. Juni 1842 
und 19. Februar 1849 für den Staat vorbehalten wurden, dann 
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die bei Beginn der Wirkſamkeit biefes Gefeges in bem Großherzog- 
thume Krakau, dem Staate ſchon zuftehenden Steinfohlengruben oder 
Tagmaßen, bleiben vemfelben ohne der Verpflichtung zur Bauhaft- 
haltung nach $. 170, lit. b), oder zur Muthicheins- und Schurf> 
rechtö-Merlängerung vorbehalten, | 

Die Bergbehörden Haben hierüber bejondere Bormerfungen zu 
führen. | 


$. 279. 


Bei wirklichen oder vorgemerften Muthungsbauen, und bei 
Schurfbauen, welche nicht in dem durch biefes Geſetz vorgefchriebe- 
nen Maße von einander entfernt find, ficht zwar dem Welteren im 
Felde, und zwar dem Muther vor dem bloßen Schürfer die Wahl 
des Schurfraumes nad dem neuen Gefege zu, doch ſoll Hiebei je- 
bem benachbarten Schurf» oder Muthungsbaue, wo möglich, wenig- 
ſtens Ein Grubenmaß freigelafien werben. 


$. 280. 


In Revieren, für welde eigene Kevier-Statuten ($. 274) in 
Antrag gebracht werben, bleiben die bisher beſtandenen Vorſchriften 
über Muthungs⸗ und Schurfbaue unverändert, bis über das Revier— 
Statut entichieven ift. 


$. 281. 


Alle bis zur Wirkſamkeit dieſes Geſetzes erworbenen Waſch— 
werks⸗, Hütten-, Hammerwerfs- und Walzwerfs-Gonceflionen, Waffer- 
rechte und andere von ben Bergbehörden erlangten und in bie öf- 
fentlichen Bücher bereit eingetragenen Befugniſſe bleiben unver- 
ändert. 

Berechtigungen biefer Art, welde in das Bergbuch noch nicht 
eingetragen jind, müſſen jedoch binnen ſechs Monaten von der Wirf- 
jamfeit dieſes Geſetzes bei der zuftändigen Behörde neuerlich ange— 
ſucht werden, widrigenfald fie als erlofchen anzujehen fein würden. 


$. 282. 


Bergwerföbejiger, deren Gruben- oder Tagmaße bei Beginn ber 
Wirkſamkeit diefes Geſetzes noch nicht verlochfleint (wermarft) find. 
fönuen von jedem benachbarten SchurfsUinternehmer oder Bergwerfs- 
befiger zur Vermarkung ihrer Maße durch die Bergbehörde aufge 
- fordert werben. 
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$. 283. | 


Uebrigens unterliegen alle bereits erworbenen Pen ih 
Tagmaße fowohl, als diejenigen Hüttenwerfe welche auf Grimblage 
der erhaltenen Bergwerks-Verleihung nach diefem Geſetze den Beftker 
zum Betriebe derſelben berechtigen, den Beftimmungen desſelben, fo» 
ferne darin fir Ältere Berechtigungen nicht befondere Ausnahmen 
feſtgeſetzt find, 

Sn foferne bereit? erworbene Rechte Anderer nicht im Wege 
ftehen, Fünnen ältere Gruben- und Tagmaße zu jeder Zeit —* 
Vorſchrift dieſes Geſetzes umlagert werden. 


$. 284. 


In denjenigen. Kronländern, im welchen einzelne der — 
als vorbehalten erklärten Mineralien, wie z. B. bie Steinkohlen, 
bisher ein Zugehör Des Srund-Eigenthunes ausgemacht haben, * 
ven Grund-Eigenthümern und deren Nechtönachfolgern noch bur 
fünf Jahre vom Tage der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes angefangen, 
frei, jeden Anderen, welcher ſich nicht bereits im Beſitze befindet, 
von der Benützung derſelben auszuſchließen, und den Bau auf ſolche 
Mineralien ſelbſt zu betreiben, wobei fie bloß zur Verſicherung des— 
jelben gegen Gefahren für Verfonen und Eigenthum verpflichtet wer- 
den. Diefelben Begünftigungen fiehen durch fünf Jahre von ber 
Wirkſamkeit diefes Geſetzes Jenen zu, welche vor berfelben cin Stein- 
Eohlenlager ohne das Eigentfum der Oberflähe erworben haben, 
worüber je ſich vor der betreffenden Bergbehörbe binnen Einem 
Jahre nach der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes auszuweiſen haben. 


$. 285. 


Wollen fi die Grund⸗Eigenthümmer die Berechtigung zum 
Baue auf folde Mineralien auch für die Zukunft fichern, jo haben fie 
um biefelbe noch vor Ablauf der Begünftigungsjahre nach Vorſchrift 
biejes Geſetzes bei der Bergbehörbe anzuſuchen. 


* $. 286, 


| Die Befiger von Erbſtollen, welche nach den älteren Berggeſetzen 
verliehen worden ſind, bleiben im Beſitze ihrer, nach dieſen Geſetzen, 
oder durch Verträge bereits erworbenen Rechte — die —* 
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J aller Grubenmaße, welche in dem erbfioflenpflitigen. Reviere ſchon 


beſtehen, oder künftig verliehen werden. 

Die Erbſtöllner find jedoch verpflichtet, ihre- Berechtigung bin 
nen ſechs Monaten nah dem Beginne der Wirkfamkrit des Berg- 
gefetes durch die DVerleigungs - Urkunden darzuthun, und die Berge 
behörde hat für bie Eintragung ber in denfelben gegründeten Rechte 
und Verbindlichkeiten in dem Bergbuche, ſowohl bei din Erbftollen 
als bei ben verpflichteten Grubenmaßen zu forgen. 

Hierüber entflehende Streitigkeiten, deren Entſcheidung außer 
dem Wirkungskreiſe der Bergbehörbe licgt, find auf ben Rechtsweg 
zu verweiſen. 
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